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österreichisch-ungarische  Konsular-Flagge. 


Zu  Seite  160,  L  Band,  zweiter  TeU,  10.  Abschnitt,  Nr.  8. 


HANDBUCH 

DES 

ÖSTEßßEICHISCH-UNGAEISCHEN 

KONSULARWESENS 

NEBST  EINEM  ANIIANQE. 


NACH  AMTLICHEN  QUELLEN 

VON 

JOSEF  FßEIHERRN  VON  MALFATTI  DI  MONTE  TßETTO, 

ßEKTIONSCHEF  s.  D.  DES  K.  UND  K.  'WNISTERlüMS   DES   KAISERUCHEN   UND   KÖNIG- 
LICHEN HAUSES  UND  DES  ÄUSSERN 

ZA\^EITE,  VOLLSTÄNDIG  UMGEARBEITETE, 
VERMEHRTE  L^N'D  VERBESSERTE  AUFLAGE. 

JQT  DREISSIG  TAFELN  UND  EINEM  ALPHABETISCHEN  SACHREGISTER. 

ERSTER  BAND     *     KONSULARWESEN. 


WIEN,  1904. 
MAJIZSCHE  K.  ü.  K.  HOP-VERLAGS-  OD  IXIVERSITATS-BUCHHANDLUNG 

I.,  KOHLMARKT  20. 
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Buclidmckerei  der  Manxschen  k.  a.  k.  Uof-Verlags-  und  Universitäts-Bachhandlang  in  Wien. 


VorAvort. 


Seit  dem  Erscheinen  des  Supplementbandes  meines  „Handbuches  des 
österreichisch-ungarischen  Konsularwesens"  (Ende  Juni  1882)  sind  auf  dem 
Gebiete  des  Konsulardienstes,  nahezu  in  allen  Zweigen  desselben,  so  zahl- 
reiche und  wichtige  Veränderungen  und  Reformen  vorgekommen,  daß  sich 
die  Herausgabe  einer  zweiten  gänzlich  umgearbeiteten,  verbesserten  und 
vermehrten  Auflage  des  gedachten  Handbuches  als  ein  fühlbares  Bedürfnis 
herausstellt. 

Auf  Grund  der  diesfalls  eingeholten  und  in  der  bereitwilligsten  Weise 
mir  erteilten  Ermächtigung  des  hohen  k.  und  k.  Ministeriums  des  kaiser- 
lichen und  königlichen  Hauses  und  des  Äußern,  habe  ich  im  Monate 
Februar  1900  die  ziemlich  umfangreiche  und  mit  manchen  Schwierigkeiten 
verbundene  Arbeit  in  Angriff  genommen  und  bin  nunmehr  in  der  Lage, 
das  Ergebnis  meiner  vierjährigen  Tätigkeit  der  Öffentlichkeit  zu  übergeben. 

Vor  allem  fühle  ich  mich  gedrängt,  mit  aufrichtigem  Danke  alle  jene 
zu  erwähnen,  die  mir  bei  Erreichung  meines  Zieles  ihre  wertvolle  Unter- 
stützung zu  Teil  werden  ließen  und  sich  um  mein  Werk  große  Verdienste 
erworben  haben. 

Zunächst  fühle  ich  mich  zu  vielem  Danke  an  sämtliche  Fach- 
departements des  hohen  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  verpflichtet, 
welche  mir  in  der  zuvorkommendsten  Weise  die  nötigen  authentischen 
Daten  für  mein  Werk  zur  Verfügung  gestellt  haben. 

Bei  der  Sammlung  und  Sichtung  des  umfangreichen  Materiales, 
welches  die  Gesetze  und  Verordnungen  aus  mehr  als  20  Jahren  enthält, 
erfreute  ich  mich  der  wertvollen  und  erfolgreichen  Unterstützung  des 
seit  vielen  Jahren  dem  Konsulardepartement  des  k.  und  k.  Ministeriums 
des  Äußern  zugeteilten  Herrn  k.  und  k.  Konsuls  Kamillo  Tschinkel,  dem 
ich  dafür  meinen  innigsten  Dank  ausdrücke. 

Schließlich  rechne  ich  es  mir  noch  zur  Pflicht,  der  eifrigen  Mit- 
wirkung des  leider  seiner  Familie  und  dem  Staatsdienste  zu  früh  entrissenen, 
ebenfalls  bei  dem  obgedachten  Ministerium  in   Verwendung  gestandenen 
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Herrn  k.  und  k.  Konsuls  Eugen  Liebmann  dankbar  zu  gedenken,  welcher 
bis  zu  seinem  im  Jahre  1901  erfolgten  Ableben  mich  in  erfolgreicher 
Weise  unterstützt  hat. 

Das  gegenwärtige  gänzlich  umgearbeitete  Handbuch,  welches  eine 
ziemlich  erschöpfende,  übersichtliche  .Darstellung  des  heutigen  öster- 
reichisch-ungarischen Konsularwesens  und  eine  entsprechende  Erläuterung 
der  darauf  Bezug  habenden  Vorschriften,  sowie  eine  ziemlich  vollständige 
Konsular-Normaliensammlung  enthält,  ist  in  erster  Linie  bestimmt,  den 
österreichisch-ungarischen  Konsularfunktionären  in  ihrer  Amtstätigkeit  als 
Leitfaden  und  Nadischlagebuch  und  den  Kandidaten  für  den  ebenso  ehren- 
vollen als  von  Tag  zu  Tag  an  Wichtigkeit  und  Ausdehnung  gewinnenden 
Konsulardienst,  behufs  Vorbereitung  zur  Ablegung  der  für  die  Aufnahme 
in  die  effektive  Konsularkarriere  vorgeschriebenen  Konsularattach6prüfung 
als  praktisches  Lehrbuch  zu  dienen.  In  zweiter  Linie  ist  dieses  Handbuch 
bestimmt,  die  österreichischen  oder  ungarischen  Staatsangehörigen, 
welche  in  die  Lage  kommen,  die  konsularämtliche  Vermittlung  in 
Anspruch  zu  nehmen,  darüber  aufzuklären,  welche  die  Obliegenheiten 
und  Befugnisse  der  k.  und  k.  Konsularämter  im  Auslande  sind  und  in 
welchen  Fällen  sie  den  konsularämtlichen  Schutz  in  Anspruch  zu  nehmen 
berechtigt  sind. 

Um  die  größtmögliche  Übersicht  bei  der  Bearbeitung  und  Einteilung 
des  umfangreichen  Materials  zu  erzielen,  habe  ich  für  gut  befunden,  den 
ersten  Band  meines  Handbuches  in  sechs  TeHe  und  jeden  Teil  in  eine 
Anzahl  von  Abschnitten  einzuteilen.  So  behandelt  der  erste  Teil  „die 
k.  und  k.  Konsularakademie"  (vier  Abschnitte);  der  zweite  Teil  „die 
Organisation  der  k.  und  k.  österreichisch-ungarischen  Konsularämter^^  (zwölf 
Abschnitte);  der  dritte  Teil  „die  Stellung,  Immunitäten  und  Redite  der 
k,  und  k.  österreichischrungarisdien  Konstdarfunktionäre  in  den  auswärtigen 
Staaten^^  (drei  Abschnitte);  der  vierte  Teil  „die  allgemeinen  und 
besonderen  ObliegenJieiten  und  Befugnisse  der  k.  und  k,  österreichisch-unga- 
rischen Konstdarfunktionäre  hinsichtlich  ihrer  Ämstunrksamkeit"  (neunzehn 
Abschnitte);  der  fünfte  Teil  die  österreichiscli-ungarisclien  Konstdar- 
gemeinden  und  die  österreichisdi-ungarischen  Handelskammern  im  Auslände, 
das  Rechtsverhältnis  der  beiden  Staatsgebiete  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  zu  einander,  das  Rechtsgebiet  der  Monardiie  nach  außen  und 
geographisches  Gebiet  derselben,  ferner  die  Exekution  ausländischer  Erkennt- 
nisse in  Österreich  und  in  Ungarn,  sowie  die  Exekution  österreicliischer  oder 
ungarischer  Erkenntnisse  im  Auslande,  das  Konkursverfahren  vom  Stand- 
punte  des  internationalen  Privatrechtes,  und  die  Erwerbung  und  den  Ver- 
lust der  österreichischen  oder  ungarischen  Staatsbürgerschaft  Die  letzten 
drei  Abschnitte  des  fünften  Teiles  behandeln  das  staatsrediüiche  Ver- 
^^^^Ütnis  Bosniens  und  der  Herzegotvina  zur  österreidiiscli-ungarischen  Monarchie; 
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die  Verwaltung  U7id  politische  Bezirkseinteüung  der  gedachten  Länder  sotvie 
das  Justizwesen  daselbst;  femer  die  ämüidie  Rechtshilfe  im  Verkehre  mit 
Bosnien  und  der  Herzegowina,  die  Exekution  austvmiiger  Urteile  und  Er- 
kenntnisse in  den  gedachten  okkupierten  Ländern  und  schließlich  die  Be- 
Jiandlung  hosnisdi-herzegowinischer  LandesangeJiöriger  im  Auslände  (neun 
Abschnitte). 

Endlich  umfaßt  der  sechste  Teil  eine  Sammlung  der  wichtigeren 
hei  den  österreichiscfi-ungariscJien  Konsidarämtern  im  Gebrauche  stehenden 
Formularien  zur  Erleichterung  und  Vereinfachung  der  bezüglichen  Amts- 
handlungen (Stück  17).  Die  übrigen  Formularien,  36  an  der  Zahl,  befinden 
sich  zum  Teile  im  ersten  Bande  bei  den  bezüglichen  Abschnitten,  zum 
Teile  im  zweiten  Bande  dieses  Handbuches  „Konsular-Normalien",  bei  den 
einzelnen  einschlägigen  Normalien. 

Der  zweite  Band  meines  Handbuches  enthält  eine  ziemlich  voll- 
ständige, bis  Ende  Dezember  1903  reichende  Sammlung  sämtlicher  Gesetze, 
Verordnungen,  Dienstinstruktionen,  Circularien,  Erlässe  usw.,  welche  auf 
den  Konsulardienst  Bezug  haben.  (Zweiundzwanzig  Abschnitte.) 

Nebst  einem  sehr  detaillierten  alphabetischen  Sachregister,  welches 
ermöglichen  wird,  jeden  einzelnen  Gegenstand,  welcher  auf  den  Konsular- 
dienst Bezug  hat,  auch  wenn  demselben  im  vorliegenden  Handbuche  eine 
besondere  Behandlung  nicht  zuteil  wird,  rasch  aufzufinden,  habe  ich  bei 
dem  zweiten  Bande  „Konsular-Normalien^^  außer  einer  systematischen  Über- 
sicht sämtlicher  Normalien,  in  zweiundzwanzig  Gruppen  (Abschnitte)  ein- 
geteilt, noch  für  zweckmäßig  erachtet,  in  dem  bezüglichen  ziemlich  umfang- 
reichen Inhaltsverzeichnisse  bei  jedem  einzelnen  Gesetze,  Verordnung, 
Instruktion,  Circulare,  Erlasse  usw.  den  Inhalt  desselben  in  gedrängter 
Kürze  anzuführen. 

Femer  fand  ich  noch  angezeigt,  in  einem  besonderen  Anhange  die 
Stellung  und  die  Befugnisse  der  auswärtigen  Kon^ularfunktionäre  in 
Österreich- Ungarn  summarisch  zu  behandeln  und  eine  kurze  übersichtliche 
Zusammenstellung  der  darauf  bezüglichen  Normen  unter  gleichzeitiger 
Anführung  der  bestehenden  Konsularkonventionen  beizuschließen. 

Es  bleibt  noch  zu  erwähnen,  daß  das  vorliegende  Handbuch  30  Tafeln 
enthält,  welche  die  Abbildung  der  österreichisch-ungarischen  Konsidar- 
flagge,  elf  ÜbersicJitskarten  der  in  sämtlichen  auswärtigen  Staaten  bestehen- 
den k.  und  k.  diplomatischen  Missionen  und  Konsularämter,  neun  Ab- 
bildungen der  Uniform  und  Stickereien  für  effektive  Konsularbeamte,  zwei 
Abbildungen  der  Uniform  und  Stickereien  für  Honorar-Konsularfunktionäre, 
sechs  Abbildungen  der  bei  der  k,  und  k,  Kriegsmarine  im  Gebrauche 
stehenden  Standarten  und  Flaggen,  und  schließlich  eine  Abbildung  der  unter 
dem  Schutze  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  stehenden  montene- 
grinischen Handelsflagge  bringen. 
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Endlich  enthält  der  Nachtrag  zum  ersten  Bande  eine  Notiz  über  das 
neue  Gebäude  der  k.  und  k.  Eonsularakademie  als  Ergänzung  des  ersten 
Teiles  des  ersten  Bandes  dieses  Handbuches,  während  der  Nachtrag  zum 
zweiten  Bande  die  während  des  Druckes  vom  k.  und  k.  Ministerium  des 
Äußern  erlassenen  Circularien  enthält. 

Bei  der  Behandlung  der  zahlreichen  und  verschiedenartigen  den 
gemeinsamen  Konsulardienst  betrefEenden  Angelegenheiten  habe  ich  den 
gegenwärtigen  staatsrechtlichen  Verhältnissen  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  in  jeder  Richtung  Rechnung  getragen  und  die  wesentlichen 
Bestimmungen  der  einschlägigen  Gesetze  und  Verordnungen  der  beiden 
Staatsgebiete  angeführt. 

Ich  erlaube  mir  bei  dieser  Gelegenheit  besonders  hervorzuheben, 
daß  ich  auch  bei  dieser  gänzlich  umgearbeiteten,  vermehrten  und  ver- 
besserten Auflage  mit  der  größtmöglichen  Sorgfalt  und  Genauigkeit  zu 
Werke  gegangen  bin,  um  dem  mir  vorgesteckten  praktischen  Zwecke 
derselben  nach  Tunlichkeit  in  jeder  Richtung  zu  entsprechen. 

Mit  dem  Bewußtsein,  alles  aufgeboten  zu  haben,  um  ein  brauchbares 
Handbuch  zu  schafEen,  übergebe  ich  die  zweite  Ausgabe  desselben  der 
ÖfEentlichkeit,  indem  ich  mir  zugleich  erlaube,  dieselbe  einer  gütigen 
Aufnahme  und  nachsichtigen  Beurteilung  zu  empfehlen. 

WIEN,  31.  Mai  1904. 

J.   ]VIalfattL 
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im  allgemeinen.  Havarien  (avarie  grosse  o  comuni,  avarie  semplici  o  par- 
ticolari) 402 

b)  Seeverklarung  (prova  di  fortuna) 408 

c)  Dispache  (regolamento  d'avaria).    Dispacheurs  (regolatori  d'avaria)    .    .      409 

23.  Substitution  eines  Schiffers  (sostituzione  d'un  comandante  di  un  bastimento 
mercantile  marittimo) 410 

24.  Sdiiffsmanifestordnung  (regolamento  concemente  il  manifesto  di  carico  per 
bastimenti  mercantili  marittimi) 412 

25.  Normen  für  Seeschiffe,  welche  Beisende  befördern  (norme  concementi  basti- 
menti mercantili  marittimi  destinati  al  trasporto  di  passeggieri) 415 

26.  Normen  betreffend  die  Verhütung  von  Zusammenstößen  auf  See  (prescrizioni 

per  prevenire  gli  abbordi  in  mare) 419 

27.  Schiffahrtsberichte  und  Ausweise.  Refundierung  der  von  den  österreichisch- 
ungarischen Konsular'ämtem  in  Schiffahrtsangelegenheiten  bestrittenen  Aus- 
lagen (Rapporti  concementi  la  navigazione  marittima  e  tabelle  sul  movimento 
della  navigazione  marittima.  Bifnsione  delle  spese  fatte  in  affari  di  marina)      421 

28.  Überwachung  der  bei  den  Konsulardependenzen  vorkommenden  Schiffahrts- 
angelegenheiten durch  die  betreffenden  leitenden  Eonsularämter  (sorveglianza 
degli  uffici  consolari  dipendenti  in  affari  di  ifiarina  mercantile) 422 

29.  Verhalten  der  österreichischen  oder  ungarischen  Seehandelsschiffe  und  Jachten 
gegenüber  den  k.  und  k.  Kriegsschiffen  und  Befestigungswerken  (contegno 
da  osservarsi  dai  bastimenti  mercantili  marittimi  nazionali  e  dagli  Yacht 
verso  le  ii.  e.  rr.  navi  da  guerra  e  fortificazioni) 423 

30.  Verhalten  der  österreichisch-ungarischen  Konsularämter  der  Montenegrinischen 
Handelsflagge  gegenüber,  welche  unter  dem  Schutze  der  österreichisch-unga- 
rischen Monarchie  steht  (la  bandiera  montenegrina  gode  la  protezione  della 
monarchia  austro-ungarica) 425 

31.  Über  die  Führung  von  Arzneikästen  an  Bord  der  österreichischen  oder  unga- 
rischen Seehandelsschiffe  (cassette  di  medicinali  a  bordo  di  bastimenti 
mercantili  marittimi  austriaci  od  ungheresi) 426 

32.  Das  Straßenrecht  auf  See  (11  diritto  della  rotta).  Neuer  internationaler  See- 
signalkodex (nuovo  codice  intemazionale  dei  segnali  di  mare).  Kenntlich- 
machung d^  Namens  der  Seehandelsschiffe  (indicazione  del  nome  dei  basti- 
menti mercantili  marittimi) 428 

33.  Verfahren  mit  den  in  See  geborgenen  Gegenständen  (procedura  per  oggetti 
trovati  in  mare) 430 

34.  Das  Verhältnis   der  im  Beichsrate  vertretenen  Königreiche   und  Länder  zu 

den  Ländern  der  ungarischen  Krone  in  Seeschiff ahrtsangelegenheiten   ...      431 

35.  Der  Marineunterstützungsfonds  (pio  fondo  di  marina) 433 

36.  Ehrenflagge  für  die  Handelsmarine  (bandiera  d'onore  per  la  marina  mercantile)      436 

37.  Bodmereivertrag  (contratto  di  cambio  marittimo) 437 

38.  Frachtverträge  oder  Befrachtung  eines  Handelsschiffes  (contratto  di  noleggio 

0  locazione   d'un   bastimento  mercantile).    Konnossement  (polizza  di  carico)      439 

a)  Frachtverträge  (contratti  di  noleggio) 440 

b)  Konnossement  (polizza  di  carico) 440 

39.  Fracht  eines  Handelsschiffes  (nolo  d'un  bastimento  mercantile) 441 

40.  Versicherung  eines  Seehandelsschiffes  (assicurazione  d'un  bastimento  mercan- 
tile marittimo) 442 

a)  Versicherungsvertrag  (contratto  d' assicurazione) 442 

b)  Rechte  und  Pflichten  des  Versicherers  und  des  Versicherten  (diritti  ed 
obblighi  dell'assicuratore  e  dell'assicurato) 444 

41.  Abandon  eines  Seehandelsschiffes  (abbandono  d'un  bastimento  mercantile 
marittimo) 445 

42.  Seewurf  und  Beitrag  zu  demselben  (getto  di  mare  e  contributo)      ....      448 

43.  Beschlagnahme   und  Verkauf   eines   Seehandelsschiffes   (sequestro   e  vendita 

d'un  bastimento    mercantile  marittimo) *    .     .    .      449 

a)  Beschlagnahme  eines  Seehandelsschiffes  (sequestro  d'un  bastimento  mer- 
cantile marittimo) 449 

b)  Verkauf  eines  Seehandclsschiffes  im  Auslande  (vendita  d'un  bastimento 
meicantile  marittimo  all'estero) 450 
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44.  Verjährung  der  auf  ein  Handelsschiff  Bezug  habenden  Rechtsansprüche  (pres- 
crizione  marittima) 451 

45.  Unzulässigkeit  der  Klage  behufs  Geltendmachung  von  Handelsschiffe  be- 
treffenden Rechtsansprüchen  (inammissibilitä  dl  azione) 452 

B.    In  bezug  auf  die   k.  und  k.  Kriegsmarine: 

1.  Obliegenheiten  der  österreichisch-ungarischen  Konsularämter  bei  dem 
Erscheinen  eines  k.  und  k.  Kriegsschiffes  im  Hafen  ihres  Amtsbezirkes 
(incombenze  degli  uffici  consolari  austro-ungarici  quando  una  i.  e.  r.  nave 

da  guerra  arriva  in  un  porto  del  loro  distretto  giurisdizionale)  ....      452 

2.  Verfahren  der  österreichisch-ungarischen  Konsularämter  bei  der  Desertion 
von  Matrosen  eines  k.  und  k.  Kriegsschiffes  (procedura  degli  uffici  consolari 
austro-ungarici  in  casi  di  diserzione  d'  un  marinaio  d'  una  i.  e  r.  nave  da  guerra)      454 

3.  Ehrenbezeigungen  bei  dem  Erscheinen  eines  k.  und  k.  Kriegsschiffes  in  einem 
auswärtigen  Hafen,  wo  ein  österreichisch-ungarisches  Konsularamt  besteht 
(Ceremoniell)  (ceremoniale  all^occasione  dell'arrivo  di  una  i.  e  r.  nave  da 
guerra  in  un  porto  dove  si  trova  un  ufficio  consolare  austro-ungarico)  455 

a)  Besuche  (visite)        455 

b)  Ehrenbezeigungen  (onori  militari) 456 

aa)  Ehrenbezeigungen  des  Postenquantums  (picchetto  armato)  und  der 

Posten  (sentinelle) 456 

bb)  Die  Fallreeps-Ehrenbezeigungen  (onori  militari  al  barcarizzo)    .    .  457 

c)  Geschützsalut  (saluto  colle  artiglierie) 458 

4.  Standarten  und  Flaggen  bei  der  k.  und  k.  Kriegsmarine  (stendardi  e  bandiere 
nell*i.  e  r.  marina  da  guerra) 458 

A.  Für  k.  u.  k.  Kriegsschiffe: 

1.  Heckflagge  (bandiera  di  poppa) 459 

2.  Bugflagge  (bandiera  di  prora) 459 

3.  Commando-  und  Rangabzeichen  (distintivi  di  comando  e  di  grado)  .    .    .      460 

a)  Wimpel  (fiammola)       461 

b)  Ancienuitätsstander  (guidone  di  anzianita)     .    .    .    . 461 

c)  Kommodorestander  (gagliardetto  o  cornetta  di  commodoro)     ....  461 

d)  Kommandoflaggen  (bandiere  di  comando) 461 

e)  Dienstflaggen  (bandiere  di  servizio) 462 

f)  Standarten  (stendardi)  Sr.  Majestät  des  Kaisers  und  Königs,  Ihrer 
Majestät  der  Kaiserin  und  Königin  und  der  sonstigen  Mitglieder  des 
Kaiserhauses 463 

B.  Für  Kriegsboote: 

1.  Bootsflagge  (bandiera  da  imbarcazione  o  palischelmo) 463 

2.  Kommando-  und  Rangabzeichen  (distintivi  di  comando  e  di  grado)      .    .      464 

C.  Für  Kauffahrer    und   andere    Fahrzeuge   (bastimenti    mercantili    ed    altri 

bastimenti) 464 

Yierzebnter  Abschnitt. 

Obli^enheiten  und  Befugnisse  der  österreichisch-ungarischen  Konsularfunktionäre 
in  nichtchristlichen  Ländern,  betreffend  das  Untertanswesen,  beziehungsweise 
das  Rechtsverhältnis  der  in  einem  Konsularamtsbezirke  sich  aufhaltenden  öster- 
reichischen oder  ungarischen  Staatsangehörigen,  sowie  der  Schutzgenossen    .    .      465 

1.  Polizeiaufsicht 465 

2.  Konsularmatrikel  und  Aufenthaltskarte 466 

3.  Ausweisung  aus  dem  Konsularamtsbezirke 468 

4.  Rechtsverlältnis  der  österreichisch-ungarischen  Schutzgenossen  in  den  nicht- 
christlichen Ländern  (Untertanen  de  facto) 469 

Fünfzehnter  Abschnitt 

Obliegenheiten  und  Befugnisse  der  österreichisch-ungarischen  Konsularfunktionäre, 
betreffend  die  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  in  den  nichtchristlichen  Ländern. 

Das  Konsularobergericht  in  Constantinopel 472 

1.  Staatsverträge  betreffend  die  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  durch  die  öster- 
reichisch-ungarischen Konsularämter  in  den  nichtchristlichen  Ländern  .    .     .      472 
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2.  Gerichtsbarkeit  der  österreichisch-ungarischen  Konsularämter  in  Civilsachen. 
Konsulargerichte  und  ihre  Kompetenz 474 

3.  Instanzenzug  für  die  Konsulargerichte.  Konsularobergericht  in  Constantinopel, 
seine  Organisierung  und  Kompetenz       478 

4.  Verfahren  der  Konsulargerichte  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten     .    .     .  482 

5.  Persönlicher  Gerichtsstand  der  effektiven  Konsularbeamten 488 

6.  Verfahren  der  Konsulargerichte  in  Rechtsgeschäften  außer  Streitsachen  und 

in  Konkursen 490 

7.  GerichtsauBweise 492 

8.  Gerichtsbarkeit  der  österreichisch-ungarischen  Konsularämter  in  Strafsachen  492 

a)  Bei  Übertretungen 492 

b)  Bei  Verbrechen  und  Vergehen 492 

c)  Führung  von  Strafkarten  bei  den  k.  und  k.  Konsulargerichten    ....  494 

9.  Gemischte  Tribunale  in  EgjTpten 495 

10.  Die  Konsulargerichtsbarkeit  in  Marokko 500 

11.  Die  Konsulargerichtsbarkeit  in  Persien       502 

12.  Die  Konsulargerichtsbarkeit  in  China 504 

13.  Die  Konsulargerichtsbarkeit  in  Siam 506 

14.  Die  Konsulargerichtsbarkeit  auf  Zanzibar 508 

15.  Bestellung    von   Konsularrechtsanwälten   bei    den   österreichisch-ungarischen 
Konsularämtern 510 

16.  Konsulargebüren  für  jurisdiktioneile  Amtshandlungen 511 

Sechzehnter  Abschnitt. 

Vorgehen  der  österreichisch-ungarischen  Konsularfunktionäre  bei  Requisitionen  in- 
ländischer Administrativ-  und  Justizbehörden 513 

1.  Requisitionen  inländischer  Administrativbehörden 513 

2.  Requisitionen  inländischer  Justizbehörden 514 

a)  Verfahren  bei  Zustellung  österreichischer  Gerichtsakten 526 

b)  Verfahren  bei  Zustellung  ungarischer  Gerichtsakten 527 

Siebzehnter  Abschnitt. 

Normen  über  den  schriftlichen  Verkehr  der  österreichischen  oder  ungarischen  Be- 
hörden mit  den  österreichisch-ungarischen  diplomatischen  Vertretungen  und 
Konsularämtern,  sowie  mit  den  ausländischen  Behörden 535 

Achtzehnter  Abschnitt. 

Obliegenheiten  der  österreichisch-ungarischen  Konsularämter  in  Angelegenheiten  der 

Sanitätspolizei,  sowie  der  Veterinärpolizei  (Tierseuchen,  Epizootien)    ....      545 

a)  Sanitätspolizei 545 

b)  Veterinärpolizei  (Tierseuchen,  Epizootien) 547 

Neunzehnter  Abschnitt. 

Verfahren  der  österreichisch-ungarischen  Konsularfunktionäre  in  Kriegsfällen  .    .    .      548 

A.  Verhalten  der  österreichisch-ungarischen  Konsularfunktionäre  während  eines 
Krieges,  bei  welchem  die  österreichisch-ungarische  Monarchie  neutral  bleibt      548 

B.  Verhalten  der  österreichisch-ungarischen  Konsularfunktionäre  vor  und  nach 
dem  Ausbruche  eines  Krieges,  an  welchem  die  österreichisch-ungarische 
Monarchie  teilnimmt 549 

C.  Besondere  Bestimmungen  hinsichtlich  des  Verfahrens  bei  der  Kaperung  von 
Seehandelsschiffen  und  der  Prisengerichte 550 

Fünfter  Teil. 

Erster  Abschnitt. 

österreichisch-ungarische  Konsulargemeinden  im  Osmanischen  Eeiche.  Österreichisch- 
ungarische  Handelskammern  und  österreichisch-ungarische  Hilfsvereine  im  Aus- 
lande. —  Verzeichnis  der  in  beiden  Staatsgebieten  der  österreichisch-ungari- 
schen Monarchie  bestehenden  Handels-  und  Gewerbekammern  und  deren 
Wiriningskreis 555 
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Zweiter  Abschnitt 

Gesetzliche  Bestimmungen  betreffend  die  Erwerbung  und  den  Verlust  der  österreichi- 
schen sowie  der  ungarischen  Staatsbürgerschaft.  Vorgehen  der  österreichisch- 
ungarischen  Konsularämter  in  Angelegenheiten  der  Erwerbung  und  des  Ver- 
lustes der  österreichischen  oder  ungarischen  Staatsbürgerschaft,  sowie  in 
Auswanderungsfällen.    Auswanderungslisten 668 

A.  Erwerbung  und  Verlust  der  österreichischen  Staatsbürgerschaft 659 

1.  Erwerbung  der  österreichischen  Staatsbürgerschaft 659 

a)  Durch  Abstammung 659 

b)  Durch  Legitimierung 560 

c)  Durch  die  Ehe 560 

d)  Durch  den  vollendeten  ununterbrochenen  zehnjährigen  Wohnsitz 
(Domizil)  bei  nachgewiesener  früher  erlangter  Zuständigkeit  in  einer 
inländischen  Gemeinde 560 

e)  Durch  Einbürgerung  (Naturalisierung) 661 

2.  Verlust  der  österreichischen  Staatsbürgerschaft 662 

a)  Durch  die  Auswanderung.  Normen  und  gesetzliche  Bestimmungen  be- 
treffend die  Auswanderung 562 

b)  Durch  Verehelichung  mit  einem  Ausländer 563 

3.  Wiedererlangung  der  österreichischen  Staatsbürgerschaft 563 

B.  Erwerbung  und  Verlust  der  ungarischen  Staatsbürgerschaft 664 

1.  Erwerbung  der  ungarischen  Staatsbürgerschaft 564 

a)  Durch  Abstammung 564 

b)  Durch  Legitimierung 564 

c)  Durch  die  Ehe 564 

d)  Durch  Einbürgerung  (Inkolat) 564 

2.  Verlust  der  ungarischen  Staatsbürgerschaft 565 

a)  Durch  Entlassung 565 

b)  Durch  Behördebeschluß 566 

c)  Durch  Abwesenheit 566 

d)  Durch  Legitimierung 567 

e)  Durch  die  Ehe 567 

3.  Wiedererlangung  der  ungarischen  Staatsbürgerschaft.  Wiederaufnahme  in 

den  Staatsverband 567     • 

C.  Auswanderungslisten 672 

Dritter  Abschnitt. 

Rechtsverhältnis  der  beiden  Staatsgebiete  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie 

zueinander.    Der  österreichisch-ungarische  Ausgleich 576 

Vierter  Abschnitt. 

Bechtsgebiet  der  österreichisch- ungarischen  Monarchie  nach  außen  und  geographi- 
sches Gebiet  derselben 584 

Fünfter  Abschnitt 

Exekution  (Vollstreckung)  ausländischer  Erkenntnisse  in  Österreich  und  in  Ungarn 

und  Exekution  österreichischer  oder  ungarischer  Erkenntnisse  im  Auslande  .    .      586 

Sechster  Abschnitt 

Konkursverfahren  vom  Standpunkte  des  internationalen  Privatrechtes 594  V 

Siebenter  Abschnitt 

Staatsrechtliches  Verhältnis  Bosniens  und  der  Herzegowina  zur  österreichisch- 
ungarischen Monarchie.  Verwaltung  und  politische  Bezirkseinteilung  der  ge- 
dachten Länder  und  Justizwesen  daselbst.  Amtliche  Korrespondenz  der  bosni- 
schen Behörden 596 
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Achter  Abschnitt. 

Amtliche  Rechtshilfe  im  Verkehre  mit  Bosnien  und  der  Herzegowina.  Exekution 
auswärtiger  (auch  von  den  k.  und  k.  Konsulai^erichten  gefällter)  Urteile  und 
Erkenntnisse ggg 

Neunter  Abschnitt. 

Behandlung  bosnisch-herzegowinischer  Landesangehöriger  im  Auslande 600 

Sechster  Teil. 

Sammlung  der  wichtigeren  bei  den  österreichisch-ungarisclien  Konsularämtern  im 
Gebrauclie  stellenden  Formularien. 

1.  Formulare  einer  Eidesurkunde  (Eidesformel) 603 

2.  Formulare  einer  Angelobungsurkunde 604 

3.  Formulare  eines  Bestallungsdiplomes 605 

4.  Formulare  eines  Amteübergabsprotokolles 605 

5.  Formulare  eines  Legalisierungsprotekolles  *    .  606 

6.  Lcgalisierungsklauseln .    .     .     .  606 

7.  Vidimierungsklausel 606 

8.  Formulare  eines  Lebenszeugnisses  (I  bis  III) 607 

9.  Formulare  eines  Paßregisters .    .  608 

10.  Paßvisum 609 

11.  Formulare  eines  Verzeichnisses  der  im  Konsularamtsbezirke  sich  aufhaltenden 
österreichischen  oder  ungarischen  Staatsangehörigen 610 

12.  Formulare  eines  Seekonstitutes .*  611 

13.  Formulare  eines  Gesundheitspasses  für  Schiffe  (fede  di  sanitä) 613 

14.  Formulare  eines  Heuerrückstandsausweises 614 

15.  Formulare  eines  Ausweises  über  die  auf  einen  Schiffbruch  bezüglichen  Aus- 
lagen (Summarische  Übersicht) 615 

16.  Fonnulare  eines  Schiffahrtsausweises.    A.  Bastimenti  entrati.   B.  Bastimenti 
usciti 616 

17.  Formulare  eines  Gestioneprotokolles 618 

18.  Formulare  einer  Qualilikationstabelle 54 

19.  Formulare    eines   Ausweises    über   Wareneinfuhr    und    Ausfuhr    im    Hafen 

von ,    .      191 

20.  Formulare  eines  Ausweises   über   den  internationalen  Verkehr  der  handels- 
tätigen Schiffe  im  Hafen  von (für  alle  Häfen  mit  Ausnahme 

jener  des  Orientes) 192 

21.  Formulare  eines  Ausweises  über   den  Verkehr  der  handelstätigen  Schiffe  im 
Hafen  von (für  die  Häfen  des  Orientes) 193 

22.  Formulare  eines  statistischen  Jahresgeschäftsausweises 212 

23.  Formulare  eines  Leichenpasses  (für  den  Leichentransport  aus  dem  Deutschen 
Reiche).  ♦)    (Siehe  U.  Band,  Seite  244.) 

24.  Formulare  eines  Leichenpasses   (für   den  Leichentransport  aus  allen  übrigen 
auswärtigen  Staaten  mit  Ausnahme  des  Deutschen  Reiches) 259 

25.  Formulare  eines  Meldebuches   über   die  nicht  aktive  Mannschaft  des  Heeres 

und  der  Kriegsmarine  (Muster  8.  W.  G.) 276 

26.  Formulare    eines    Namenregisters    zum   Meldebuche   über   die   nicht  aktive 
Mannschaft  des  Heeres  und  der  Kriegsmarine  (Muster  9.  W.  G.)     ....      277 

27.  Formulare    eines    Aufenthaltsmeldeblattes  (Muster  9  a.)  . 278 

28  a)  Formulare   eines   DepositenjournaJs ,   I.   Abteilung.  —  Empfänge.    (Siehe 

IL  Band,  Seite  292/293). 
28  b)  Fonnulare  eines  Depositenjoumals,   IL  Abteilung.   —   Ausgaben.    (Siehe 
IL  Band,  Seite  292/293). 

29.  Formulare  eines  Depositenbuches  für  Interinaldepositen 299 

30.  Formulare  eines  Depositenhauptbuches.    (Siehe  II.  Band,  Seite  292/293). 

31.  Fonnulare  eines  Gebürenjoumals.  —  Abteilung  A 336 


*)  Der  Übersichtlichkeit  halber  sind  auch  die  im  II.  Bande  dieses  Handbuches  enthaltenen  Por- 
ta hier  angeführt  worden. 
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32.  Formulare  eines  Gebürenjournals.  Abteilung  B 336 

33.  Formulare  einer  Gebürenquittung 336 

34.  Formulare  eines  Gebürenvormerkregisters 335 

35.  Formulare  einer  Auswanderungs-  und  Einwanderungsliste 574 

36  a.  Formulare    eines    Registerbriefes    für   Seehandelsschiffe.     (Siehe  II.   Band, 

Seite  750/753.) 
36  b.  Formulare  eines  Jachtregisterbriefes.    (Siehe  11.  Band,  Seite  818/819.) 

37.  Formulare  einer  Musterrolle  (ruolo  d' equipaggio).  (Siehe  U.  Band. 
Seite  684.) 

38.  Formulare  eines  Seedienstbuches  (libretto  di  servizio  marittimo).  (Siehe 
n.  Band,  Seite  697/698.) 

39.  Formulare  einer  provisorischen  Reisebewilligung  für  Seeleute.  (Siehe  II.  Band, 
Seite  704.) 

40  a.  Formulare   eines  Schiffstagebuches   für   Schiffe    der  weiten   Fahrt.     (Siehe 

n.  Band,  Seite  838/839.) 
40  b.  Formulare  eines  Schiffstagebuches  für  Schiffe  der  großen  Etistenfahrt.   (Siehe 
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Geschichtliche  Einleitung. 

A.  Das  Konsularwesen  im  allgemeinen.     B,   Das  österreiehiseh- 

ungarisehe  Konsularwesen.     C.  Das  Konsularwesen  auswärtiger 

Staaten.     Die  wichtigsten  Gesetze  und  Reglements  betreffend  das 

Konsularwesen  auswärtiger  Staaten. 

A. 
Das  Konsularwesen  im  allgemeinen. 

Der  Titel  Konsul  ist  römischen  Ursprunges  und  hat  im  Laufe  der 
Zeit  eine  verschiedene  Bedeutung  gehabt.  Im  Jahre  245  ab  urbe  condita 
(509  ante  Chr.  n.)  hatte  die  Willkürherrschaft  des  letzten  römischen  Königs 
seine  Vertreibung  und  Verbannung  zur  Folge.  Das  bisher  bestandene 
patriarchalische  Königtum  wurde  abgeschafft  und  an  dessen  Stelle  sind 
zwei  jährlich  zu  wählende  Vertrauensmänner  der  Patrizier  und  des 
römischen  Volkes  mit  der  Regierung  des  Freistaates  betraut  worden, 
welche  den  Titel  Konsules  führten.    (Qui  consulit  reipublicae.) 

Dieselben  übten  im  allgemeinen  die  volle  königliche  Gewalt  aus,  das 
heißt  Herrschergewalt  in  Krieg  und  Frieden,  Berufung  der  Volksversamm- 
lung und  des  Senates,  Abhaltung  des  Census,  Ernennung  der  Senatoren  der 
patrizischen  Quästoren  und  hatten  endlich  das  Recht  der  Annahme  oder 
Verwerfung  der  Gesetze.  Die  Konsuln  hatten  als  äußeres  Zeichen  ihrer 
hohen  Würde  und  Amtsgewalt  12  Liktoren. 

Die  Comitia  centuriata  haben  infolge  der  gewaltsamen  Verfassungs- 
änderung das  Recht  erlangt,  die  Konsuln  zu  erwählen,  oder  nach  der  alten 
römischen  Auffassung  sie  dem  wahlleitenden  Konsul  zu  bezeichnen,  welcher 
sodann  ihre  feierliche  Ernennung  voDzog  und  proklamierte.  Die  ersten 
zwei  Konsuln  des  römischen  Freistaates  waren  Lucius  Junius  Brutus  und 
L.  Tarquinius  Collatinus. 

Nach  Enthebung  von  ihrer  Konsularwürde  wurden  die  bisherigen 
Konsuln  Viri  consulares  genannt  und  gewöhnlicli  als  Statthalter  in  ver- 
schiedenen römischen  Provinzen  außerhalb  Italiens  verwendet,  in  welcher 

Malfatti,  Konsalarwesen.    I.  \. 
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Eigenschaft  sie  den  Namen  von  Prokonsuln  (Proconsules)  erhielten,  weil 
dieselben  als  Stellvertreter  der  Konsuln  ihre  Amtsgewalt  ausübten. 

Die  Konsularwürde  wurde  nach  erfolgter  Teilung  des  Römischen 
Eeiches  in  das  Morgenländische  und  Abendländische  vom  Kaiser  Justinian  I. 
(542)  gänzlich  abgeschafft. 

Seit  dem  10.  Jahrhundert  führten  die  zum  Schutze  des  Handels 
bestellten  Handelsrichter  in  verschiedenen  italienischen  Städten  den  Titel 
Consules  mercatorum  und  hatten  die  Aufgabe,  die  zwischen  Handelsleuten 
entstehenden  Streitigkeiten  zu  schlichten.  In  Frankreich  führten  die  ge- 
nannten Handelsrichter  im  12.  Jahrhundert  den  Titel  überseeische  Konsuln 
(Consuls  d'outremer)  oder  Konsuln  im  Auslande,  weil  sie  von  ihren  Regie- 
rungen dazu  bestellt  waren,  in  einem  fremden  Hafen  oder  Handelsplatze 
über  die  Aufrechthaltung  der  Vorrechte  ihrer  Nation  zu  wachen,  Handel 
und  Schiffahrt  zu  beschützen  und  über  Streitigkeiten  zwischen  Angehörigen 
ihrei-  Nation  eine  Entscheidung  zu  treffen. 

Zuerst  die  Venetianer,  dann  die  Städte  Genua,  Florenz,  Pisa  u.  s.  w. 
bestellten  Konsuln  in  den  meisten  an  dem  Handelsverkehre  des  Mittel- 
meeres beteiligten  Staaten.  Die  oberwähnten  Befugnisse  der  Konsuln  im 
Mittelalter  entsprechen  so  ziemlich  der  gegenwärtigen  Konsularinstitution. 
Den  Titel  Konsuln  (Consules  artium)  führten  auch  die  Vorsteher  der  gewerb- 
lichen Körperschaften  und  Zünfte  sowohl  in  Italien  hauptsächlich  bei  den 
auch  politisch  höchst  bedeutsamen  Zünften  von  Florenz,  als  auch  in  Süd- 
frankreich, wo  derselbe  Vorgang  beobachtet  wurde. 

Bei  der  Bildung  der  städtischen  Gemeinden,  besonders  in  den  süd- 
lichen Provinzen  Frankreichs,  wo  römische  Erinnerungen  und  Einrich- 
tungen am  längsten  bewahrt  wurden,  erhielten  auch  die  Gemeindebeamten, 
besonders  jene,  welche  an  der  Spitze  der  Gemeindeverwaltung  standen,  den 
Titel  Konsul,  während  sie  in  den  anderen  Provinzen  Maires  oder  Pr6v6ts 
hießen. 

Im  12.  Jahrhunderte  finden  wir  in  Syrien  von  den  deutschen  Kaisem 
bestellte  Konsuln,  welche  in  erster  Linie  zum  Schutze  des  Handels  und 
der  Schiffahrt,  sowie  zur  Wahrung  der  Privatinteressen  der  deutschen 
Reichsangehörigen  bestellt  wurden. 

Außer  den  obgeschilderten  Funktionen  wurden  die  Konsuln  in 
Ermangelung  stehender  diplomatischer  Missionen  im  Auslande  auch  mit 
der  Vertretung  der  politischen  Interessen  ihrer  Nation  betraut  und 
genossen  den  besonderen  völkerrechtlichen  Schutz  und  die  damit  ver- 
bundenen Privilegien. 

In  den  christlichen  Ländern  waren  die  Jurisdiktionsbefugnisse  der 
Konsuln  sehr  beschränkt,  während  in  den  nichtchristlichen  Ländern  die 
"^bechte  und  Privilegien  der  Konsuln  eine  bedeutende  Erweiterung  erlangten, 
A&  dieselben  eine  fast  unbeschränkte  Machtvollkommenheit  genossen. 


Gegen  Ende  des  16.  Jahrhunderts  wurden  von  verschiedenen  Staaten 
in  den  christlichen  Ländern  stehende  diplomatische  Missionen  errichtet  und 
von  diesem  Zeitpunkte  an  verloren  die  Konsuln  an  Bedeutung,  indem  sie 
nicht  mehi'  berufen  waren,  die  politischen  Interessen  ihrer  Nation  wahr- 
zunehmen und  auch  sonst  infolge  der  immer  mehr  und  mehr  ausgebildeten 
Territorialsouveränität  zum  größten  Teile  ihrer  bisherigen  Jurisdiktions- 
befugnisse in  den  christlichen  Ländern  einbüßten.  Nur  in  den  nichtchrist- 
lichen Ländern  hat  sich  die  Konsularinstitution  noch  teilweise  in  ihrer 
früheren  Ausdehnung  erhalten,  wo  die  Konsuln  nebst  dem  Bepräsentativ- 
charakter  auch  Jurisdiktionsbefugnisse  genossen. 

Der  Vollständigkeit  halber  sei  hier  noch  erwähnt,  daß  durch  das  Direk- 
torium in  Frankreich,  welches  nach  dem  Sturze  der  Schreckensherrschaft 
durch  vier  Jahre  regierte  (1795 — 1799)  auf  Grund  der  eingeführten  Ver- 
fassung vom  20.  März  1798  fünf  höhere  Beamte,  welche  den  Titel  Konsul 
führten,  mit  der  vollziehenden  Gewalt  betraut  wurden.  Nach  dem  Sturze 
des  Direktoriums  (9.  November  1799)  wurden  bloß  drei  Konsuln  bestellt 
und  dieselben  zuerst  mit  der  provisorischen  Regierung  und  später  definitiv 
mit  der  vollziehenden  Gewalt  betraut.  —  Napoleon  Bonaparte  wurde  mit 
Senatuskonsult  vom  16.  Thermidor  des  Jahres  X  (4.  August  1802) 
zum  lebenslänglichen  Konsul  ernannt.  Diese  Konsularwürde  wurde  durch 
die  später  erfolgte  Proklamierung  Bonapartes  zum  Kaiser  der  Franzosen 
(18.  Mai  1804)  gänzlich  abgeschafft. 

B. 

Das  österreichisch-ungarische  Konsularwesen. 

In  der  Mitte  d^«  J8,  Jnhrhundfirt.fl  bratandfin  nnr  ^^  <?^ti  hftdeutf^.i^^QT) 
Hafenplätzen  des  türkischen  Reiches  ftst-^rrfiK^^g^^^  ^^^»lllftrüyp^^T'j  mit 
deren  Leitung  einige  Zeit  toskanische  Handelsleute  betraut  waren. 

Im  Ponente  hatte  Österreich  zn  jftnftr  Zmj  kftinfi  eigene  Konsular- 
Vertretung.  Erst  im  Jahre  1752.  über  eine  diesbezügliche  Vorstellung  des 
kaiseriicnen  Intendanten  in  Triest  erfloß  das  Allerhöchste  Reskript  vom 
30.  Mai,  womit  die  Vermehrung  der  Konsularämter  in  der  Levante  und 
die  Errichtung  von  solchen  im  Ponente^  und  zwar  in  Cadix,  Lissabon, 
Genua  und  im  Jvönigreiche  Beider  Sizilien  angeordnet  und  für  die  Levante 
das  Prinzip  ausgesprochen  wurde,  daß  die  Konsularfunktionen  „zur  Er- 
sparung  vieler  Unkosten"    den   Konsiiln_J)efrcui3deter   Mä  " 

werden  sollen! 

Infolge  dieser  Allerhöchsten  Anordnung  wurden  in  kurzer  Zeit  öster- 
reichische JS^o^f^ul^^'^"^^^^  ixL  den  wichtigeren  occidentalischen  Handels- 
jilätzen  errichtet  und  die  im  türkischen  Reiche  bereits  "TJestebendeh  reor- 
ganisiert  und  entsprechend  vermehrt. 
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Im  Jahre  1763  waren  von  27  österreichisclifip  ynTigiiiopAofon  in  ^^x^^ 

Levante  niir  10  mit  eigenen  Konsuln  besetzt  mit  der  Versehung  der  übrigen 
waren  Konsuln  befreundeter  Mächte  betraut.  In  jenem  Jahre  bestanden  im 
Ponente  10  österreij^fliiRphp  l^onsularämter  una  zwar  in  Cadix,  LissabW, 
Alicante,  Marseille,  Genua,  Neapel,  Ancona,  Bordeaux,  Fermo  und  Pesaro. 

Levantinische  Konsularämter  im  Jahre  1763  bestanden  in  folgenden 
Städten:  Smyma,  Chio,  Cypem,  Paros,  Syra,  Tine,  Naxia,  Milo,  Dardanellen, 
Cairo,  Alexandrien,  Aleppo,  Jaffa,  Alessandretta,  Tripoli  di  Soria,  Latachia, 
Acri,  Rhodüs,  Stanchio,  Canea,  Salonich,  Patras,  Durazzo,  Athen,  Zea,  Le- 
panto,  und  Arta. 

Die  sämtlicheif]  ^'|<]f,fff^i/*v^i'o/»>i^ti  Trn^{;^liLrJimter  waren  infolge  einer 
Allerhöchsten  Entschließung  vom  Jahre  1749  dem  Kommerzialdepartement 
oder  Kommerziendirektorium  untergeordnet 

Pflq  Hom  Vm'gfirl^v.iifiii  TT^farnnriting  jn  Constantino^el  laut  Artikels  18 
des  Passarowitzer  Vertrages,  vcmi  .gJ^JnM^jJls'em^räumte  Becht.  in__den 
JfilSfflyyiöJÄ^^  zu  bestellen^  wurde  demselben  mit 

dem  Vorbehalte  ^estÄttettti von  jedem  Bestellungsvorfalle  ^  voraus  an  das 
Kommerziendirektorium  briefliche  Anzeige  zu  erstatten",  um  die  diesfalls 
nötigen  Erkundigungen  einziehen  zu  können  (Erlaß  des  Kommerziendirek- 
toriums  an  den  kaiserlichen  Internuntius  in  Constantinopel  vom  14.  Juli  1751). 
^Nach  der  Errichtung  der  gp^hftimftn  Jans-,  Hof-^jmdStaatskanzlei 
(1752)  wurden  dift  l^YaT^^^"^'^^^"  Konsnlarfittiter  jJe.iMben^'nntCTgebrdnet^ 
während  das  Dependenzverhältnis  der  gedachten  Ämter  zur  Intemuntiaibur 
in  Constantinopel  unverändert  geblieben  ist.  T)ip.  nio.ht  l^y^^^-^'^^'^chen  Kon- 
sularämter warftn  dftr^j^weüiggn  Seebehörde  (Intendenza,  küstenländisches 
Gubemium)  in  TngsL-JÄnd  Jn  höherer  Lmie  der  mit  der  Kommerzlftitupfa^ 
betrauten  HofsteUeu^^ 

Die  österreichischen  Konsuln  waren  nie  einfache  Vertreter  von 
Handelskorporationen  oder  von  einzelnen-  Städten,  sondeni  auch  in  der 
^rsten_Zfiit_offizielle  bejStßUtft,.Y?Xtret^^  der  österreichischen 

Staatsangehörigen,  sowie  der  inländischen  Handels-  und  Schiffahrtsinteressen 
im  Auslande,  früher  unbesoldet,  mit  dem  Eechte  zum  Bezüge  von  Konsular- 
taxen,  später  zum  Teil  mit  einem  fixen  Gehalt  angestellt.  Die  Konsular- 
tax^n  waren  jn  l^rpig^jigluTig  eipes  allgemeinen  dieselben  normierenden  Tarifes 
bei  den  einzelnen  Konsularämtem  sehr  verschieden. 

Im  Ponente  wurden  bei  den  österreichischen  Konsularämtem  die  ent- 
fallenden Taxen  nach  den  Tarifen  fremder  Mächte  eingehoben;  in  der  Le- 
vante hingegen  nach  einem  von  dem  kaiserlichen  Internuntius  verfaßten 
Konsulargebüren- Tarife,  welcher  nach  Maßgabe  der  Lokalverhältnisse  von 
Jahr  zu  Jahr  modifiziert  wurde. 

Mit  Allerhöchstem  Reskript  vom  26.  Mai  1755  wwrdft  j^r  ^rstiP  Knn- 
jaaöhflrßiLjrarif  für  die  Konsularämter  im  Pxmente  und  mit  Allerhöchster 
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Entschließung  vom  15.  März  1763  eine  neue  „Generaltarifa"  für  die  letzt- 
gedachten Ämter  genehmigt. 

In  Absicht  auf  die  Förderung  des  in  steter  Zunahme  begriffenen 
österreichischen  Exporthandels  wurde  ,jifiigejTahre  später  eine  weitere  Ver- 
mehrung  der  bestehenden  Konsularämter  beschlossen. 

Im  Jahre  2IS2-ißstanden  17  Generalkonsulate  (in  Jassy,  Neapel, 
London,  Genua,  Livorno,  KopenEagen,  Cadix,  Hävre  de  Gräce,  Nantes, 
Bordeaux,  Cagliari,  Zante,  Amsterdam,  Lissabon,  St.  Petersburg,  zwei 
Generalkonsulate  in  Ostindien  auf  der  Küste  Malabai*  und  Bengalen), 

y  Knneuliite  (in  Altena,  Bremen,  Hamburg,  Lübeck,  Acri,  Alicante, 
Alexandrien,  Ancona,  Bajonne,  Calais,  Canton,  Cefalonien,  Cette,  Cypern, 
Isle  de  France,  Cherson  (Krim),  Lepanto,  Livoino,  Malta,  Marseille,  Mor- 
laix,  Naxia,  Nizza,  Patras,  Pesaro,  Ragusa  (Republik),  Rochelle,  Ronen, 
Rhodus,  Salonich,  Sinigaglia,  Smyrna), 

26Vizekonsulate  (in Agosta,  Aleppo,  Barcelona, Barletta,  Carthagena, 
Cerigo,  Uorduna,  Denis,  Durazzo,  Faro,  Funchal,  Gallipoli,  Majorca,  Malaga, 
Manfredonia,  Mataro,  Messina,  Porto  Santo  (Afrika),  Porto  Ferrajo,  Setubal, 
Stanchio,  Toulon,  Tripoli,  Valenzia,  Venedig,  Zea)  und  eii^^  Konsular- 
agentie  in  Jaflfa,  zusammen  76  Konsularämter.^^ 

jDer  umstand,  daß  die  Konsularämter ,iler  Mehrzahl  narh  fre.mfien 
Handelsleuten  anvertraut  waren,  welche  die  ihnen  obliegenden  Pflichten, 
bezuglich  der  Berichtei'stattung,  sowie  der  Vertretung  der  Handels-  und 
Schififahrtsinteressen  der  Monarchie  nicht  in  befriedigender  Weise  erfüllten, 
femer  die  häufig  vorkommenden  Beschwerden  wegen  Übervorteilungen  hei 
Einhebung  der  Konsulartaxen  ließen  eine  Reorganisation  des  österreichischen 
^^nffP^^'^weBong  dringend  nQt3KendigjBrscheinen. 

Im  Jahre  J.823_  wurde  daher  von  der  Kommerzhofkommission  die 
Reform  des  Konsularwesens^  in  Anregung  ^>-ebracht.  [Erste  Reform  des 
Konsularwesens.) 

Es  wurde  das  Prinzip  aufgestellt  ^  daß  in  der  Folge  die  wichtigeren  , 
Konsulai'ämter  mit  wirklichen  gehörig  qualifizierten  Staatsbeamten,  welche 
nebst  den  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Studien  auch  die  nötigen 
Sprachkenntnisse  und  einen  Grad  von  Erfahrung  und  Ortskenntnis  besitzen, 
besetzt  werden^  daß  diese  wichtip;en  Posten  vom  Staate  dotiert  und  dagegen 
die  Konsulargebilren  von  den  betreffenden  Amtsvorständen  verrechnet  und 
an  den  Staatsschatz  abgeführt  werden  sollen.  Djfisgs.  Prinzip,  .welches  die 
Grundlage  des  gegenwärtigen  "Konsularsystems  bildet^  wnrdp  mit  AUftr- 
höchster  Entschließung  vom  13.  JunLJ^25_.j:enehmigt.  Mit  der  Durch 
fuhrung  der  Allerhöchst  genehmigten  Reform  des  Konsularwesens  wurde 
zuerst  in  der  Levante  der  Anfang  gemacht,  wo  die  Reorganisation  der 
Konsularämter  im  obigen  Sinne  von  „dringender  Wichtigkeit  war". 


—     6     — 

Der  mit  Allerhöchster  Entschließung  vom  27.  Oktober  1830  genehmigten 
Errichtung  von  effektiven  Konsularämtem  in  Griechenland  folgte  die  Syste- 
misierung  eines  effektiven  Konsulates  in  Salonich  und  mit  Allerhöchster 
Entschließung  vom  10.  Jänner  1846  wurde  die  Errichtung  eines  effektiven 
Generalkonsulates  in  Constantinopel  genehmigt. 

Die  weitere  Organisierung  der  österreichischen  Konsularämter  im 
türkischen  Reiche,  mit  Ausnahme  der  Donauländer  und  der  Barbaresken- 
staaten,  wurde  auf  Grundlage  der  mit  Allerhöchster  Entschließung  vom 
26.  Mai  1846  genehmigten  Konsularbezirks-Einteilung  vorgenommen  und  zwar 
in  nachfolgenden  Konsulärbezirken: 

1.  Von  Egypten  und  den  Nebenländern  mit  dem  vorstehenden  Kon- 
sularamte  in  Alexandrien; 

2.  von  Syrien  mit  dem  vorstehenden  Konsularamte  in  Beirut; 

3.  von  Kleinasien  oder  Anatolien  mit  dem  vorstehenden  Konsularamte 
in  Smyma; 

4.  von  Cypern  mit  dem  vorstehenden  Konsularamte  in  Lamaca; 

5.  von  Candien  mit  dem  vorstehenden  Konsularamte  in  Canea; 

6.  von  Constantinopel; 

7.  von  Macedonien  mit  dem  vorstehenden  Konsularamte  in  Salonich; 

8.  von  Albanien  mit  dem  vorstehenden  Konsularamte  in  Skutari. 

Mit  Allerhöchster  Entschließung  vom  30.  Juni  IjMrgjwrurde  die  Ein- 
führung eines  __  ;penf^y\j  ftin  angemesseneres  Gebürenausmaß  mit  mehreren 
Erleichterungen  begründeiiden  allgemeinen  KonsnlargeBIlrBü-Reglements  ge- 
nehmigt. '^        * ""^ 

nj^  ]g'nTifli^iQrämti>r  ^f>](^|^fj^^jt  i^oy  Auflösuug  der  k.  k.  Kommerz« 
hoftonmiissioii  ^824)^  dem...Mst^dändischen  Gubernium  und  uT  höherer 
Linie  der  k.k.  allgemeinen  Hofkammer  unterstanden,  wurden  im  Jahre" 
1849  dernjoeuerrichteten  k,  k.  Handelsministerium  untergeordnet,  welcEes 
letztere  sofort  die  Reorganisierung  des  Koijtsiiiaywesens  jücBT  einem  einheit- 
lichen  Systeme  in  Angriff  genommen  und  zum  großen  Teile  durchgeführt 
hat.    (Zweite  Reform  des  Konsularwesens.)    , 

Eine  weitere  für  den  Konsulardienst  nicht  weniger  wichtige  kaiser- 
liche Verfügung  war  die^  Kreierung  des  Konsul»rgleYenjnstitutes,  welche 
mit  Allerhöchster  Entschließung  vom  27.  November  1847  genehmigt  wurde. 

Die  Konsulareleven  sind  die  nach  bestandener  Konsularprüfiing  neu- 
emannten Beamten  der  IX.  Rangsklasse,  welche  sich  der  speziellen  Aus- 
bildung fiir  kommerzielle  und  konsularämtliche  Staatsverwaltungsgeschäfte 
widmen  und  zugleich  die  auf  eine  solche  Ausbildung  hinwirkende  praktische 
Verwendung  erhalten. 

Der  Titel  eines  Konsulareleven  wurde  im  Jahre  1895   in  den  Titel , 

Konsular-Attachfe  umgewandelt. 


—     7     — 

Mit  Allerhöchster  Entschließung  vom  4.  August  J^85flL  vnrrtf^  die 
RegxJierung  der  Besoldungsverhältnisse  und  des  Dienstranp;'^«  t^f^r  pff^fct.iveTL 
Rnnsiila.rhftaTntfti^  gp>T^phnnigt  nn/i  go  erhielt  der  Eonsulardienst  ein  bestimmtes 
System  una  eine  gehörig  abgestufte  Gliederung  der  einzelnen  Dienstkate- 
gorien. Der  j^ah'g^  ^^nrftgnljprt^  Personalstatus  bestand^aus^ folgenden 
Rangstufen:  Generalkonsuln,  Konsuln,  VizeSionsuln,  Kiinzleidirektoren, 
Generalkonsulatskanzler,  Konsulatskanzlgi',  Tizekanzier,  Dolmetsche  unS" 
Konsularelsifin^  '"  '  '   '      ^ 

Tnfnlpfft  Allftrhfip.hafp.^  y^ntschließunff  vom  12,  September  1859  ist  die 
OberKftung  des  gesamten  Konsularwesens  am  1^  November  1859  an  ditö 
Je.  K.  Ministerium  des  Äußern  uberg:egangen^  *^ 

Im  Jahre  1868  fand  eine  neuerliche  Reorgfanisation  des  Personal»  und 
Salarialstatus  der  mit  dem  Charakter  wirklicher  Staatsbeamter  beMeidetiS^ 
Konsularfunktionäre  statt,  welche  am   28.   Oktober  desselben  Jahres  die 
Allerhöchste  Sanktion  erhielt,  (priljte  Reform  des  Konsularwesens.) 

Der  früher  bestandene  Rangsunterschied  zwischen  den  drei  Kanzler- 
kategorien (nämlich  der  Generalkonsulatskanzler,  Konsulatskanzler  und  Vize- 
kanzler) sowie  jener  zwischen  Konsuln  und  den  diesen  im  Range  und  an 
Amtswirksamkeit  gleichstehenden  Yizekonsuln  wurde  aufgehoben  und  über- 
haupt der  Kanzlerrang  für  KonzeP-tsbeamte  abgeschafft.  Die  bisher  mit 
dem  Titel  und  Rang  eines  Kanzlers  oder  Vizekanzlers  bekleideten  Konsular- 
beamten wurden  gleichzeitig  zu  Vizekonsuln  ernannt. 

Femer  wurden  die  Gehalte  der  Beamten  der  niederen  Kategorien 
erhöht  und  die  Gleichstellung  der  Funktions-  oder  Lokalzulage  mit  dem 
Gehalte  durchgeführt  Dieser  neue  Personalstatus  zählte  bloß  fünf  an  Rang 
verschiedene  Grade,  nämlich:  Generalkonsuln  I.  und  IL  Klasse,  Konsuln, 
Vizekonsuln  und  Konsulareleven  mit  je  drei  Gehaltskategoriea, 

Die  graduelle  Vorrückung  in  die  höheren  kategoriemäßigen  Bezüge 
einer  jeden  Klasse  erfolgte  nach  dem  von  den  einzelnen  Beamten  in  der- 
selben behaupteten  Altersrange. 

Bis  zum  Jahre  1885  war  die  Zahl  der  effektiven^  ^das  heißt  mit  wirk- 
lichen Staatsbeamten  besetzten  ^onsnlardienstpqsten  folgende: 
5  Generalkonsuln  I.  Klasse  (V.  Rangsklassej, 

j.8  Gener^tl^onsulp  n  i^lasse  (VI.  Rangsklasse), 

34kKonaölDLXVn.  Rangsklasse), 

.SO  Vizy.ltpT^snlTi  (VI IL  Rangsklasse), 

löJConsularelsYe^^  (IX.  Rangsklasse). 

Im  Jahre  1885  erfolgte  die  letzte  Reorganisation  ^desS^arialstatus 
der  effektiven  fensular  -Konzeptsbeamten,  welche  später  austührlich  darge- 
stellt werden  wird. 

IDas  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  hat  sich  im  Jahre  1871  be- 
stimmt gefunden,  die  bei  den  Konsularämtern  bestehenden  Spezialinstruktionea 
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bis  zur  Abfassung  einer  allgemeinen  Instruktion  durch  eine  übersichtliche 
Zusammenstellung  der  für  die  Konsularämter  besteheP<lftM  pipnsfingtrnirtiAnAii 
zu  ersetzen,  hat  eine  solche  in  jenem  Jahre  veranlaßt  und  an  sämtliche 
Konsularämter  hinausgegeben.  Diese  amtliche  Publikation  wird  als  ein 
provisorisches  Konsularreglement  angesehen  (siehe  II.  Band,  Konsular- 
Normalien  Nr.  XXU). 

Es  muß  hier  noch  die  im  Jahre  1872  durchgeführte  Organisation 
^des  Kanzleidienstes, betilfin  ^fffkt,iv^"-^^nsn1arJ^"'ti^r'"^^^^^T'^  w^riii>T] 
^is  zu  jenem  Jahre  waren  die  meisten  Kanzleibeamten  bei  den  effektiven 
Konsularämtem  nicht  wirkliche  Staatsbeamte-,  sie  waren  bloß  Hilfsarbeiter, 
welche  von  dem  Amtsvorstande  zur  Versehung  der  Manipulationsgeschäfte 
entweder  gegen  ein  fixes  Jahresentgelt  oder  auch  gegen  Taggeld  auf- 
genommen wurden  und  zu  jeder  Zeit  entlassen  werden  konnten.  Auf 
Pension  oder  irgend  eine  Versorgung  seitens  des  Staates  hatten  dieselben 
keinen  Anspruch  und  nur  ausnahmsweise  in  besonders  rücksichtswürdigen 
Fällen  wurden  Gnadengaben  für  dieselben  erwirkt. 

Das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  hat  sich  sowohl  im  Interesse 
des  Dienstes,  als  auch  aus  Billigkeitsrücksichten  in  Würdigung  der  lang- 
jährigen und  ersprießlichen  Dienstleistung  vieler  Kanzleibeamten  bestimmt 
gefunden,  auch  für  dieselben  einen  eigenen  PArgQpft}-  und  Salarialstatus 
(gleich  den  effektiven  Konsularkonzeptsbeamten)  zu  kreieren.  Nach  Maßgabe 
der  verfügbaren  Dotationen  wurden  viele  Kanzleibeamte  mit  Berücksichtigung 
ihrer  Dienstzeit,  Fähigkeiten  und  Leistungen  zu  wirklichen  Staatsbeamten 
ernannt,  mit  systemisierten  Besoldungen  und  Zulagen  beteilt,  und  in  die 
verschiedenen  Gehaltskategorien  auf  Grund    des  Altersranges   eingereiht. 

Im  Jahre  JÄZä-sind  J^ei  ^^^^^  ftfft^tiyen  Konsularämtem  Dienstpau- 
schalien eingeführt  worden.  Jedes  effektive  Konsularamt  erhält  zur  Be- 
streitung der  Dienstesauslagen  ^inen  fixen  Jahresbetrag,  über  dessen  Ver- 
wendung  keine  Rechnung  zu  legen  ist.  Für  außerordentliche  Auslagen 
findet  eine  besondere  Verrechnung  und  Vergütung^SB; 

Im  Jahre  1885erfolgte  die  Einführung  eines  neuen  Besoldungssj^stemes 
für  die  effektiven  Konsular-Konzeptsbeamten  und  im  Jahre  I893die  Einfuhrung 
eines  neueQfesoldungssystemes  für  .die  ejflfek.tixßn.  Ju)Dfiuiffir^nzlfiüifiai^ 

Seit  dem  Erscheinen  des  Supplementbandes  des  Handbuches  des 
österreichisch-ungarischen  Konsularwesens  (erste  AuÖage)  (30.  Juni  1882)  sind 
nahezu  in  allen  Zweigen  des  Konsulardienstes  zahlreiche  und  wichtige  Ver 
änderungen  und  Reformen  vorgekommen,  welche  an  der  betreffenden  Stelle 
dieses  Handbuches  eine  erschöpfende  Behandlung  erfahren  werden. 

Der  Vollständigkeit  wegen  sei  hier  bloß  erwähnt,  daß  in  den  letzten 
zwanzig  Jahren,  wie  bereits  oben  angedeutet  wurde,  im  österreichisch-unga- 
gaiischen  Konsularwesen  folgende  organisatorische  Veränderungen  vorge- 
kommen sind: 
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1.  Die  Einführung  eines  neuen  Besoldungssystemes  für  die  effektiven 
k.  und  k.  Konsular-Konzeptsbeamten  (1885); 

2.  die  Erlassung  einer  allgemeingn  TnstmktJQp  über]  Geldgebarung 
ijnd  Vftrr<^d^innfj[swesen  bei  den  k.  und  k.  Konsularämtern  (1892); 

3.  die  Einführung  eines  neuen  Besoldungssystemes  für  die  effektiven 
k.  und  k.  Konsulai*-Kanzleibeamten  (1893); 

4.  die  HftfiriTtJYA  RpgAinng  i^Ar  A^t,s])fflj^jrA^pr  einzelnen  k.  und  k. 
Konsularämter  (iftQi— iftQ-^)-,-- 

5.  eine  neue  ürlanbsordnnnp  für  die  effektiven  k.  und  k.  Konsular- 
beamten (189SJi 

6.  neue  Normen  betreffend  die  Ehebewilligung  für  effektive  k.  und  k. 
Konsularbeamte  rifto^ipQ.q— iftQQ); 

7.  neue  Normen  bezüglich  der  Flüssigmachung  und  Einstellung  der 
Aktivitätsbezüge  der  k.  und  k.  diplomatischen  und  Konsularbeamten  (1895); 

8.  neue  Normen  über  die  Ruhep^ebtiren  (Pensionen),  ^üiafiWöifi8Jift9?B, 
und  Erziehungsbeitiage  und  endlich  über  das  Sterbequartal  für  die  gemein- 
samen Beamten  und  Diener  11897); 

9.  die  Kodifikation  sämtlicher  auf  den  kom^^ry^jf^Hfip  DJftTist  (Bericht- 
erstattung in  Handels-  und  Schiffahrtsangelegenheiten  und  Erteilung  von 
Auskünften)  der  k.  und  k.  Konsularämter  Bezu^  habenden  Vorschriften  (1895); 

10.  die  Erlassung  einer  Generalinstmktion  fiir  die  k.  und  k.  diplomatischen 
Missionen  und  Konsularämter,  betreffend  sämtliche  auf  das  Paßwesen  be- 
züglichen  Angelegenheiten  {18QS^ 

11.  Es  muß  ferner  noch  erwähnt  werden,  daß  im  Jahre  1898  die 
Reform  der  orientalischen  Akademie  und  ihre  Umwandlung  in  die  Kon- 
suiar -Akademie^stattgefunden  hat  (siehe  erster  Teil).) 

12.  Im  Jahre  X822-hat  das  k.  und.  k.  Ministerium  des  Äußeren  über 
den  ij^int.ritt  JTi  fjpTi  koniftptivfin  K.  ™d  k.  Konsulardienst  und  übeiLjdie 
Konsular-Attach6-Prafung  eine  neue  Vorschrift  erlassen  (siehe  zweiter  Teil). 

13.  Mit  Gesetz  vom  ^^.  .Tär^yiPr  IQO^,  R,  G.  B.  Nr.  40,  und  mit  dem 
ungarischen  Gesetzartikel  XXVI  vom  21.  September^  1901  wurde  ein  neues 

^onsularp^ebüren-Reglement,  sowie  ein  neuer  Konsulargebüren-Tarif  erlassen. 

Bei  dieser  wichtigen  Reform  des  Konsulardienstes  wui-de  in  erster 
Linie  im  Interesse  der  Hebung  unserer  Handelsmarine  eine  entsprechende 
Herabsetzung  der  Schiffahrtsgebüren  bezweckt. 

Die  I.  Abteilung  des  neuen  Konsulargebüren-Tarifes  enthält  durch weys 
niedrigere  Sätze  als  der nEüEero^" Tarif,. voni-  Jalirft_1846.  Dagegen 
wurden,  nach  dem  Muster  der  meisten  europäischen  Staaten,  die  Sätze  für 
Konsularamtshandlungen,  welche  nicht  unter  die  I.  Tarifabteilung  fallen 
(GeDuren  in  KecihtyäUgeKigenEeiten,  für  notarielle.. Akten  und  in  verschie- 
dSiflfl  &flminisirativen  Angelegenheiten)  entsprechend  .erhöht. 
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Ferner  wurden  in  einer  Abteilung  (Abteilung  III)  die  Nebengebüren 
und  Diäten  der  Konsularangestellten  in  Parteisachen  neugeregelt.  Schließ- 
lich ist  ein  50prozentiger  Zuschlag  zu  den  tarifoQäßigen  Eonsulargebflren 
der  n.  und  III.  Abteilung  mit  Ausschluß  der  prozentuellen  Gebüren, 
welche  ohnehin  nach  Maßgabe  des  Wertes  sich  steigern,  und  zwar  für  die 
Konsularämter  in  West-,  Süd-  und  Ostafrika,  in  Arabien,  in  Persien,  in 
ganz  Vorder-  und  Hinterindien,  im  hinterindischen  Archipel,  in  Ostasien, 
in  sämtlichen  australischen  Kolonien,  Ozeanien,  Nord-,  Zentral-  und  Süd- 
amerika nebst  Westindien  eingeführt  worden.  Das,  nene  Konsnlarpebüren- 
Reglement^^der  neue  Eonsulargebüren-Tarif  und  die  neue  darauf  bezügliche 
Instruktion  sind  am  1.  Juli  1902  in  Krflft  gfitiP^^  (siehe  vierter  Teil, 
Abschnitt  11). 

Seit  dem  Erscheinen  des  Supplementbandes  des  Handbuches  des  öster- 
reichisch-ungarischen Konsularwesens,  (erste  Auflage)  (30.  Juni  1882)  sind 
43  neue  effektive  Konsularämter  (das  ist  solche,  welche  unter  der  Leitung 
eines  effektiven  Staatsbeamten  stehen)  und  46  Honorar- Konsularämter 
errichtet,  bezw.  umgewandelt  worden,  welche  in  der  unten  angeführten 
jüngsten  Übersicht  des  gegenwärtigen  Standes  sämtlicher  im  Auslande  be- 
stehender Konsularämter  mit  ihrem  Amtsbezirke  genau  bezeichnet  sind. 

Von  den  neu  errichteten,  effektiven  Konsularämtem,  bezw.  in  effektive 
Konsularämter  umgewandelten  Honorarämtem,  sind  11  Generalkonsulate  und 
zwar:  in  Algier  (Frankreich),  Capstadt  (Südafrika)  (Großbritannien),  Calcutta 
(Großbritannien),  Chicago  (Vereinigte  Staaten  von  Amerika),  Hamburg 
(Deutsches  Reich),  in  Montreal  (Canada,  Großbritannien),  Bio  de  Janeiro 
(Brasilien),  Sydney  (Großbritannien),  St.  Petersburg  (Rußland),  Tanger 
(Marokko),  Zürich  (Schweiz)  und  Berlin  (Deutsches  Reich).  Ferner  wurden 
16  effektive  Konsulate  errichtet  nnd  zwar:  in  Aleppo  (osmanisches  Reich), 
Antwerpen  (Belgien),  Bagdad  (osmanisches  Reich),  Breslau  (Deutsches 
Reich),  Curityba  (Brasilien),  Hongkong  (Großbritannien),  Jokohama  (Japan), 
Nizza  und  Monaco  (Frankreich),  Philippopel  (osmanisches  Reich),  Pittsburg 
(Vereinigte  Staaten  von  Amerika),  Singapore  (Großbritannien),  Tientsin 
(China),  Tiflis  (Rußland),  Üsküb  (osmanisches  Reich),  Valona  (Avlona) 
(osmanisches  Reich). 

Schließlich  wurden  noch  13  effektive  Vizekonsulate  systemisiert  und 
zwar:  in  Antivari  Pristan  (Montenegro),  Batum  (Rußland),  Giurgevo  (Ru- 
mänien), Jaffa  (osmanisches  Reich),  Crajova  (Rumänien),  Damaskus  (osma- 
nisches Reich),  Ismafl  (Rußland),  Nisch  (Serbien),  Plojesti  (Rumänien), 
Rhodus  (osmanisches  Reich),  Rostow  (Rußland),  Sulina  (Rumänien),  Tum 
Severin  (Rumänien),  Vama  (Bulgarien)  (osmanisches  Reich). 

Dazu  kommen  noch  drei  effektive  Konsularagentien  und  zwar  in  Brussa 
manisches  Reich),  Burgas  (osmanisches  Reich),  Novosielitza  (Rußland). 
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Von  den  neu  errichteten  52  Honorar-Konsularämtern  sind  24  Konsulate 
und  zwar  in  Aalborg  (Dänemark),  Adelaide (Grroßbritannien),  Antofagasta  (Chiles 
Äsuncion  (Paraguay),  Auckland  (Neu-Seeland)  (Großbritannien),  Bridgetown 
(Großbritannien),  Buenos  Aires  (Argentina)  (firüher  effektives  Generalkonsulat), 
Cardiflf  (Großbritannien)  (früher  effektives  Konsulat),  Danzig  (Deutsches  Reich) 
(früher  effektives  Konsulat),  Durban  (Großbritannien),  Kiel  (Deutsches  Reich), 
Kimberley  (Großbritannien),  Leipzig  (Deutsches  Reich)  (früher  effektives 
Generalkonsulat),  Madrid  (Spanien),  Malaga  (Spanien),  Managua  (Nicaragua), 
München  (Deutsches  Reich),  Nürnberg  (Deutsches  Reich),  Point  ä  Pitre 
(Frankreich),  Port  of  Spain  (Großbritannien),  Rom  (Italien),  Säo  Paulo 
(Brasilien),  Sevilla  (Spanien),  Täbris  (Persien). 

Femer  wurden  8  Honorar- Vizekonsulate  errichtet  und  zwar  in  Baku 
(Rußland),  Chefoo  (China),  Dresden  (Deutsches  Reich),  Jersey  (Großbritannien), 
Kronstadt  (Rußland),  Parana  (Argentina)  Pensacola  (Vereinigte  Staaten  von 
Amerika),  Rosario  de  Santa  F6  (Argentina),  San  Remo  (Italien). 

Schließlich  wurden  20  Honorar-Konsularagentien  errichtet  und  zwar  in 
Arzilla  (Marokko)  Castellamare  del  Golfo  (Italien),  Corrientes  (Argentina), 
Dover  (Großbritannien),  Ergasteria  (Laurium)  (Griechenland),  Hazleton  (Ver- 
einigte Staaten  von  Amerika),  Huaraz  (Peru),  Huelva  (Spanien),  lunin 
(Cerro  de  Pasco)  (Peru),  Kirkklisse  (osmanisches  Reich),  Kladova  (Serbien), 
Minieh  (Egypten),  Port  of  Picton  (Großbritannien),  Port  Vendres  (Frank- 
reich), Posadas  (Argentina),  Radiyewatz  (Negotin)  (Serbien),  San  Sebastian 
(Spanien),  Schabatz  (Serbien),  Semendria  (Serbien),  Sallaverry  (Peru). 

Gegenwärtig  nach  dem  Stande  fifl^''  ^V^^  ^^?  Ti^fiti>>ion  in  säm^ 
liehen  auswärtigen  Staaten: 

a)  31  effektive  Generalkonsulate.  ^Algier,  Barcelona,  Beirut,  Berlin, 

Cairo,  Calcutta,  Capstadt,  Chicago,   Genua,  Hamburg,  Janina,  Köln, 

Liverpool,  Marseille,  Montreal,  Moskau,  New  York,  Odessa,  Rio  de 

Janeiro,  Salonich,  Scutari,  Shanghai,  Smyma,   Sofia,   St.  Petersburg, 

Sydney,  Trapezunt,  Tunis,  Venedig,  Warschau,  Zürich.) 
b^  3  Generalkonsulate  mit  einem  Honorarfunktionär  und  rinftia  ,aB-„ 

geteilten  Berufsb^j^n^tyil  pJfl  fi*^^^^^^^^]piit(fir   (Frankfurt  a.  M.,  London, 

Paris.) 

c)  43  effektivft  ^^^TiRnlRt.A.  (Adi-ianopel,  Aleppo,  Alexandrien,  Amster- 
dam, Ancona,  Antwerpen,  Bagdad,  Bari,  Belgrad,  Bombay,  Braila, 
Breslau,  Bukarest,  Cairo,  Canea,  Constantinopel,  Corfu,  Curityba,  Durazzo, 
Galatz,  Hongkong,  Jassy,  Jerusalem,  Jokohama,  Kiew,  Konstantza, 
Mailand,  Monastir,  Nizza  und  Monaco,  Patras,  Philippopel,  Piräus  und 
Athen,  Pittsburg,  Port  Said,  Prisren,  Rustschuck,  Sulina,  Syra,  Tiflis, 
Tientsin,  üesküb,  Valona,  Widdin.) 

d)  1  effektives  Konsulat  mit  einem  Honoraa:fja;i)fctiQjiäc.^als  .Titulär 
l>esetzt.    (Singapore.)     ^'^ 
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^.^  14  »%irirgkiivt^  Yii^>'^'^'=^"latP      (Antivari-Pristan,  Batum,  Crajova, 
;iüji$ou$.  lUur$«\>>.  Ismail,  Jaffa,  Nisch,  Plojest,  Kljodus,  Rostow, 
SuliiMk  TunK^wrin,  Varna.) 
(\  :\  ^^^Y^t>v^  w.wwyi^ArAgenti^n,    (Brussa,  Burgas,  NovosieHtza.) 
jr^lO  Honorar-Gonoralkonsttlate.   (Christiania,  Havana,  Kopenhagen, 
T/una.  1  Js&ÄboirMacao,  Neapel,  Palenno,  Stockholm,  Valparaiso.) 

h)  125  Honiij:uy*iiwi*ÄlA4j^  (Aalborg,  Adelaide,  Ajaccio,  Akyab,  An- 
tofaKa^ta«  Ai*equipa-Islay,  Amapala,  Assuncion,  Auckland,  Bahia,  Bai- 
tiiMOi^e,  Bangkok,  Barranquilla,  Batavia,  Belize,  Bergen,  Bogota,  Bologna, 
Bordeaux,  Boston,  Bremen,  Bridgetown,  Brüssel,  Buenos  Aires,  Cadix, 
Cagliari,  Cap  Haiti,  Caracas,  Cardiff,  Carlsruhe,  Cette,  Chartum,  Cin- 
ciunati,  Civitavecchia,  Colombo,  Copiapo-Caldera,  Coquimbo,  Coruna, 
Danzig,  Duukerque,  Durban,  Florenz,  Funchal,  Galveston,  Genf,  Gent, 
(iibraltai',  Gothenburg,  Guatemala,  Guayaquil,  Halifax,  Hävre  de  Gräce, 
Helsingfors,  Honolulu,  Iquique,  Kiel,  Kimberley,  Kingston,  Königsberg, 
Leer,  Leipzig,  Libau,  Livomo,  Louisville,  Lübeck,  Lüttich,  Lyon, 
Madras,  Madrid,  Malaga,  Malta,  Managua,  Manila,  Mannheim,  Mara- 
caibo,  Melbourne,  Milwaukee,  Mobile,  Montevideo,  München,  Nantes, 
New  Orleans,  Nürnberg,  Oporto,  Panama,  Penang,  Pernambuco,  Phila- 
delphia, Point  k  Pitre,  Port  au  Prince,  Port  Elizabeth,  Port  Louis, 
Port  of  Spain,  Poilo  Alegre,  Puerto  Cabello,  Puerto  Montt,  Puerto 
Plata,  Quebec,  Rangoon,  Reval,  Richmond,  Riga,  Rom,  Saigon,  San 
Francisco,  San  Jose  de  Costa-Rica,  Säo  Paulo,  San  Salvador,  Santos, 
Si^villa,  Sierra  Leone,  Stettin,  St.  Gallen,  St.  Helena,  St.  John,  St.  Juan, 
St.  Louis,  St.  Thomas,  Stuttgart,  Tacna-Arica,  Täbris,  Teheran,  Tri- 
polis, Tromsö,  Zanzibar.) 

i)  j(i:^  Ho^^^ft^'^^^^^^Q^^^^^^^  (Aden, Altona, Baku, Barletta, Bayonne, 
Belem  de  Para,  Belfast,  Beltsch,  Bengasi,  Berlad,  Bilbao,  Birmingham, 
Mona,  Boulogne  sur  Mer,  Bradford,  Brest,  Brindisi,  Bristol,  Calais, 
('Ulainata,  Callao,  Cannes,  Cartagena,  Castellamare  di  Stabia,  Catania, 
CearÄ  I  Fortalezza],  Charleston,  Chefoo,  Cork-Queenstown,  Damiette.  Dar- 
danelliMi,  Djedda,  Dresden,  Dublin,  Edinboui-gh-Leith,  Falmouth,  Fermo, 
h'olticzeni,  Fokschan,  Girgenti  [Porto  Empedocle],  Glasgow,  Gloucester, 
Harburj^,  HuU,  Jersey,  Kei-tsch,  Kronstadt,  Lamacca,  Limerik,  Man- 
chester, Mansura,  Maranhäo,  Matanzas,  Maroim,  Mentone,  Messina, 
Molfetta,  Nauplia,  Newport-Mon,  Norfolk,  Northshields-Newcastle,  Oran, 
Palma,  Parana,  Pensacola,  Plymouth,  Ponta  Delgada,  Porto  Longone, 
Portsmouth-Southampton,  Prevesa,  Pyrgos,  Ravenna,  Reggio  di  Calabria, 
Rio  Grande  do  Sul,  Roman,  Rosario  de  Santa  Fe,  Rotterdam,  Samos, 
Samsun,  San  Remo,  Savannah,  Savona,  Serres,  Sheffield,  Soerabaya, 
Si)ezia,  St.  Jago  de  Cuba,  Suez,  Swansea,  Syrakus,  Taganrog,  Tarra- 
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gona,  Terranova,  Toulon,  Trapani,  Trinidad,  Tschesmö  [Chio],  Valencia, 
Vlissingen,  Volo,  Waterford,  Weymouth-Portland,  Zante.) 

k\154  HqT^^^Q^-T^oTianl5^.ff|gentien._(Acri-CaiffiEU  Aidin,  Aivali,  Ales- 
sandretta,  Algeciras,  AKcante,  Almeria,  Angra,  Arzila,  Berdiansk, 
Bougie,  Caen,  Candia,  Carloforte,  Casablanca,  Castellammare  del  Golfo, 
Catanzaro,  Cavalla,  Cephalonia,  Cerigo,  Chalcis,  Cherbourg,  Christian- 
sand, Cocanada,  Corrientes,  Cuxhaven,  Darthmouth,  Dedeagatsch  [Enos], 
Denia,  Dieppe,  Dover,  Drontheim,  Ergasteria  [Laurium],  Erzerura, 
Eupatoria,  F6camp,  Ferrol,  Gallipoli  [Italien],  GalHpoli  [osmanisches 
Reich],  Garrucha,  Geestemünde,  Gerbi,  Ghirghe,  Gijon,  Gole\;ta,  Great 
Yarmouth,  Hazleton,  Honfleur,  Hoaraz,  Huelva,  Ibiza,  Ineboli,  Irun, 
Ismailia,  Isola  della  Maddalena,  lunin  [Cerro  de  Pasco],  Kenneh, 
Kerasunt,  Kings-Lynn,  Kirkklisse,  Koseir,  Kurachee,  Lagos,  Larache, 
Larissa,  La  Rochelle,  Latachia,  Limasol,  Lipari,  Londonderry,  Lorient, 
Lnxor,  Mahon,  Mariupol,  Mataro,  Mazagan,  Media,  Mersina,  Metelin, 
Milazzo,  Milford,  Milo,  Minieh,  Missolnnghi,  Mogador,  Monastir  [Tunis], 
Mostaganem,  Negotin,  NicolajeflF,  Nicosia,  Ortona,  Palamos,  Penzance, 
Philippeville,  Point  de  Galle,  Port  de  Bouc,  Port  of  Picton,  Porto 
Lagos  [Xanti],  Port  Vendres,  Posadas,  Rabat,  Ramsgate,  Rettimo, 
Rimini,  Rivadeo,  Rodosto,  Rosas,  Ronen,  Saflfed-Tiberias,  Saffy,  Saida, 
Salaverry,  Salon,  Sanlucar  de  Barrameda,  San  Sebastian,  Santander, 
Santorino,  Sassari,  Scalanuova,  Schabatz,  Semendria,  Setubal,  Sfax, 
Sinope,  Siut,  Sligo,  Skyatos,  Sta.  Maura,  St.  Jago,  St.  Malo,  St.  Mary, 
St.  Nazaire,  St.  Val6ry  en  Caux,  St.  Val6ry  sur  Somme,  St.  Vincente 
[Cabo  Verde],  Stanchio,  Stavanger,  Susa,  Swinemünde,  Tanta  und 
Mahala,  Taranto,  Tenedos,  Tetuan,  Theodosia,  Torre  Vieja,  Tripoli  di 
Soria,  Tultscha,  Vianna,  Vigo,  Villanueva,  Vinaros,  Vurla,  Zea.) 

Rekapitulation.  31  effektive  Generalkonsulate,  3  Generalkonsulate 
mit  einem  flonorarfunktionär  als  Titulär  und  einem  zugeteilten  Berufs- 
beamten als  Geschäftsleiter,  43  effektive  Konsulate,  1  effektives  Konsulat 
mit  einem  Honorarfunktionär  als  Titulär  besetzt,  14  effektive  Vizekonsulate, 
3  effektive  Konsularagentien.    Im  ganzen  95  effektive  Konsularämter. 

10  Honorar-Generalkonsulate,  125  Honorar-Konsulate,  103  Honorar- 
Vizekonsulat«,  154  Honorar-Konsularagentien.  Im  ganzen  392  _  Honocai-, 
Konsularämter. 

Im  ganzen  bestehen  demnach  95  effektive  Konsularämter  und  392  Honorar- 
Konsularämter,  zusammen  487  Kousularämter. 
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C. 

Das  Konsularwesen  auswärtiger  Staaten.    Die  wielitigsten 
Gesetze,  Dienstreglements,   Dienstinstruktionen  und  J(or- 
maliensammlungen   betreffend   da»   Konsularwesen   aus- 
wärtiger Staaten. 

Im  Hinblicke  auf  den  Umstand,  daß  die  österreichisch -ungariscbcn 
EoQsalarfanktionärc  nicht  selten  in  die  Lage  kommen  auf  Grund  vorher 
eingeholter  diesfälliger  Ermächtigung  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern 
zeitweilig  den  Schutz  der  in  ihrem  Konsularamtsbezirke  sich  aufhaltenden 
Angehörigen  auswärtiger  Staaten  zu  übelnehmen  und  die  Konsularagenden 
des  betreffenden  Staates  provisorisch  zu  besorgen,  dürfte  es  vielleicht  an- 
gezeigt sein,  an  dieser  Stelle  jene  Gesetze,  Reglements  und  Instruktionen 
der  meisten  auswärtigen  Staaten  anzuführen,  welche  im  gegebenen  Falle 
für  die  betreffenden  mit  der  provisorischen  Leitung  (Gerenz)  des  auswärtigen 
Eonsularamtes  betrauten  österreichisch-ungarischen  Konsularfunktionäre  zur 
Richtschnur  zu  dienen  haben.  Zu  diesem  Zwecke  folgt  hier  ein  Verzeich- 
nis der  für  die  Konsularvertreter  der  meisten  europäischen  Staaten  sowie 
der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und  Brasilien  geltenden  Gesetze, 
Dienstreglements  und  Instruktionen. 

1.  Belgien.  Reglements  Consulaires  vom  Ministerium  der  auswärtigen 
Angelegenheiten  herausgegeben.  3.  Edition.  Bruxelles  1887.  Pr6cis  m6tho- 
dique  des  Reglements  consulaires  de  Belgique.  .  Bruxelles  1876. 

2.  Brasilien.  Regulamento  Consular  vom  24.  Mai  1872.  —  Die 
Konsulargebüren  sind  durch  ein  Dekret  vom  31.  Jänner  1891  erhöht 
worden. 

3.  Chile.  Servicio  Consular  de  la  Republica  de  Chile.  Edicion  offi- 
cial.    Santiago  1897. 

4.  Dänemark.  Instruction  pour  les  Consuls  de  Danemark  ä  Petranger. 
Copenhague  Imprimerie  de  J.  H.  Sr.hultz  1894. 

5.  Deutsches  Reich.   Konsulargesetz  vom  8.  November  1867  (B.  G.  B. 

5.  137).  Allgemeine  Dienstinstruktion  für  die  Konsuln  des  Norddeutschen 
Bundes  vom  15.  März  1868. 

Das  oberwähnte  für  den  Norddeutschen  Bund  erlassene  Konsular- 
gesetz ist  zu  einem  Reichsgesetz  erklärt  worden.  Die  dazu  ergangene  all- 
gemeine Dienstinstruktion  für  die  Konsuln  des  Deutschen  Reiches  ist  vom 

6.  Juni  1871  und  hat  nach  dem  Erscheinen  der  Seemannsordnung  unter 
dem  22.  Februar  1873  einen  Nachtrag  erhalten.  Gesetz  vom  7.  April  1900 
über  die  Konsulargerichtsbarkeit.  —  Flaggengesetz  vom  22.  Juni  1899. 

Ein  vorzügliches,  praktisches  Handbuch  ist  das  Werk  des  B.  W.  v.  König, 
"^ndbuch  des  deutschen  Konsularwesens.  VI.  Aufl.  Berlin  1902.  R.  v.  Deckers 
Tlag.    G.  Schenk. 
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Dasselbe  enthält  eine  Übersichtliche  Zusammenstellung  aller  auf  das 
deutsche  Konsularwesen  bezüglichen  Vorschriften  mit  zahlreichen  Amts- 
formularien. 

6.  Frankreich.  Eine  alle  Befugnisse  und  Obliegenheiten  der  fran- 
zösischen Konsularfunktionäre  umfassende  Generalinstruktion  oder  Dienst- 
reglement besteht  nicht 

Die  zahlreichen  Gesetze,  Verordnungen,  Instruktionen  und  Reglements 
sind  zusammengestellt  und  fOr  den  praktischen  Gebrauch  bearbeitet  in  dem 
ausgezeichneten  Werke  von  M.  A.  de  Clercq  und  M.  C.  de  Vallat. 

Formulaire  des  Chancelleries  diplomatiques  et  consulaires  suivi  du 
tarif  des  chancelleries  et  du  texte  des  principales  lois,  ordonnances,  circu- 
laires  et  instructions  ministerielles  relatives  aux  consulats,  publik  sous  les 
auspices  du  Minist^re  des  affaires  6trang^res  par  M.  A.  de  Clercq  ancien 
Ministre  plenipotentiaire  et  M.  C.  de  Vallat,  Ministre  plenipotentiaire.  Sixiöme 
Edition.    Paris  1890—1894  (3  volumes). 

Guide  Formulaire  k  l'usage  des  agents  consulaires  pai*  L.  Heritte, 
vice-consul  de  France.  Paris  1900.  Manuel  diplomatique  et  consulaire, 
aide-memoire  pratique  des  chancelleries,  suivi  d'un  appendice  k  l'usage  spe- 
cial des  agents  consulaires,  par  R.  Monnet,  vice-consul  de  France.  Paris 
et  Nancy  1899. 

7.  Griechenland.  Loi  consulaire  vom  21.  Dezember  1877,  in  Kraft 
getreten  am  1.  Oktober  1882.  Äthanes  Impr.  Andre  Coromilas  1883. 
Nachträgliche  Änderungen  und  Ergänzungen  sind  in  den  Gesetzen  vom 
15.  Dezember  1878,  20.  März  1881,  4.  Juni  1882,  19.  Juli  1885,  28.  Mai 
und  24.  Dezember  1887,  23.  März  1889,  21.  März  und  8.  Mai  1891.  Eine 
vollständige  Sammlung  aller  Konsularvorschriften  ist  im  Jahre  1894  unter 
dem  Titel:  Guide  des  Fonctionnaires  diplomatiques  et  consulaires  de  la 
Grece  erschienen. 

8.  Großbritannien.  General  Instructions  for  Her  Majesty's  Consu- 
lar  Officers.    January  1»*  1893.     London,  printed  by  Harrison  and  Sons. 

Ein  vorzügliches  Handbuch  ist  das  Werk  Inglis,  Consular  Formulary^ 
Being  a  collection  of  Forms  and  Precedents  for  the  use  Her  Majesty's  Con- 
sular Officers  in  the  discharge  of  their  duties.    London  1898. 

9.  Italien.  Regio  Decreto  del  28  Gennajo  1866  No.  2804  con  cui  e 
promulgata  e  resa  esecutoria  in  tutte  le  provincie  del  Regno  con  alcune 
modificazioni  la  legge  consolare  del  15  Agosto  1858. 

Regio  Decreto  del  7  Giugno  1866  No.  2996  che  approva  il  Regola- 
mento  per  l'esecuzione  della  legge  suir  ordinaniento  del  servizio  consolare. 
Tariffa  consolare  approvata  con  Regio  decreto  10.  Agosto  1890.  Legge 
del  14  Maggie  1894  No.  189  portante  la  sostituzione  degli  articoli  8,  10, 
11  e  12  della  legge  consolare  del  28  Gennajo  1866  No.  2804. 
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Ein  vortreffliches  Handbuch  des  italienischen  Konsularwesens  ist  das 
Werk  des  italienischen  Konsuls  Luigi  Testa  „Manuale  per  i  Begi  Consoli 
d'Italia".  Roma  1888.  Von  demselben  Verfasser  ist  auch  das  praktische 
Nachschlage-  und  Formularienbuch  erschienen  unter  dem  Titel  „Le  voci 
del  servizio  diplomatico-consolare  italiano  e  sti'aniero'*.    Firenze  1898. 

Codice  consolare.  Raccolta  completa  di  tutta  la  Legislazione  riflet- 
tente  i  Consolati.    Napoli  1900. 

10.  Niederlande.  Nederlandsche  Consulaire  Vorschriften,  Consulair- 
Keglement  met  de  daaten  betrekkelijke  Instrumentien  en  andere  Bescheiden, 
ütgegeven  up  last  von  Jhr.  C.  Hartsen  Gebr.  Reluifanse.  s'Graven- 
hage  1889. 

11.  Portugal.  Reglement  consulaire  portugais  traduit  en  frangais 
par  Gillou  (Edition  officielle).  Lisbonne  1875.  Ergänzungen  sind  unter  dem 
Titel  „Dispositions  G6n6rales**.    Lisbonne  Impr.  Nationale  in  den  Jahren 

1887  und  1889  erschienen.    Dieselben  enthalten  einen  abgeänderten  Tarif 
vom  Jahre  1885. 

Tabella  dos  Emolumentos  Consulares  por  los  Consulados  de  Portugal  e 
suas  respectivas  Dependencias  approvada  por  Carta  de  Lei  de  5  de  Maio 
de  1898.    Lisbon,  Impresa  Nacional  1898. 

12.  Rußland.  Das  Konsulatsreglement  vom  Jahre  1857  steht  auch 
gegenwärtig  noch  in  Kraft.  Der  Text  ist  wiederholt  amtlich  publiziert 
und  auch  in  französischer  und  englischer  Sprache  erschienen.  Die  Konsu- 
latsgebüren  sind  durch  einen  Tarif  vom  8.  Juni  1893  vielfach  erhöht 
worden.  Eine  Sammlung  der  Instruktionen  für  die  Konsuln  in  den  nicht 
orientalischen  Ländern,  umfassend  die  Zeit  von  1840—1888,  ist  im  Jahre 

1888  in  Petersburg  in  russischer  Sprache  herausgegeben,  ein  Ergänzungs- 
band hierzu  im  Jahre  1895. 

Vor  einiger  Zeit  ist  auch  ein  in  französischer  Sprache  verfasster  Aus- 
zug aus  dieser  Sammlung  für  die  Wahlkonsuln  veranstaltet  worden. 

Reglement  pour  les  Consuls  de  Russie  en  Europe  et  en  Am6rique  du 
23.  Decembre  1858.  Traduction  faite  d'aprös  l'annexe  k  Tarticle  2025  de 
la  2«  partie  du  tome  XI  du  code  des  lois  inser6es  dans  le  Supplement  de 
1876.  Saint  Petersbourg  1881.  Circulaires  du  Departement  des  relations 
interieures.  Recueil  a  Tusage  des  Consuls  hors  cadres  (1842  — 1890). 
St.  Petersbourg  1892. 

yCTAB^b  IxOHCyj^  BCKlii  (Konsularstatut)  (Band  XI,  Teil  2  der 
Gesetzessammlung,  Ausgabe  1893). 

13.  Schweden  und  Norwegen.  Königliche  Verordnung  vom  4.  No- 
vember 1886,  in  Kraft  getreten  am  1.  Januar  1887. 

Englisch  unter  dem  Titel:  Royal  ordinance  concerning  the  Consular 
Service  of  Sweden  and  Norway.    Stockholm  1886. 
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Nor  in  Bezug  auf  einzelne  Tarifpositionen  hat  diese  Instruktion  in 
neuerer  Zeit  einige  Änderungen  eriitten. 

14.  Spanien.  Ley  organica  y  Reglamentos  de  las  carreras  diplomä- 
tica,  consular  y  de  interpretes  de  14  de  Marzo  de  1883.  Madrid  1883. 
S.  33  ff. 

Ein  vorzügliches  Handbuch  ist:  Derecho  Consular  de  Espana  por 
Eduarde  Toda  y  Guell.  Madrid,  El  Progreso  Editorial  1889.  Gebürentarif 
vom  22.  JuU  1889. 

15.  Türkei.  Reglement  organique  pour  les  consulats  ottomans.  Con- 
stantinople  1893. 

16.  Vereinigte  Staaten  von  Amerika.  Regulations  for  the  use 
of  the  consular  service  of  the  United  States,  Washington,  govemement 
printing  office,  1896.  Act  to  amend  sections  1697,  1698,  1734  of  the 
revised  Statutes  of  the  United  States  relating  to  consul  and  vice-consul 
generals,  consuls  and  vice-consuls  and  commercial  agents  vom  21.  Dezem- 
ber 1898. 


Malfatti,  KoDsnlarvresen.     I. 


Erster  Teil. 
Die  k.  u.  k.  Konsular- Akademie. 


Erster  Abschnitt. 

Die  vormalige  orientalische  Akademie,  Ihre  Entstehung, 
Entwicklung  und  Umwandlung  In  eine  Eonsular-Akademie. 

Der    Dolmetachdienst    bfti    der    vormaligeB    Jj^    ^-    Tntft^nntiatnr    in 
J^ftTintnntinopfil   nTid   h^i   (\m   «Ifi  Ffrniidargrriph^ft  f\]inff^<^^PTif1pn   Ft^ngulnr-  _^ 
jmtmLiTi   i^r  TiPy^ptA  maphtp   es  seinerzeit  zur  Pflicht,  fftr  einen^ent- 
^sgrechendeq,  mit  den    erforderlichen  Sprachkenntnissen  versehenen,  tüch- 
tigen Naßhmicha^^n  qualifizierten  Beamten  Sorge  zu  tragen. 

''öeit  der  Gründung  der  osmanischen  Herrschaft  in  unserem  Weltteile 
hatte  Österreich  wie  andere  Staaten  Europas  sich  anf&n^lich  bei  afttppft  _ 
Verhandlungen   mit    der    Türkei    sprachenkundiger    Levantiner    alp    Dol- 
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meische  bedir.nti  Wrnn  es   nun  auch  diesen   nicht   an  den  zur  Er- 

lung  ihrer  Obliegenheiten  erforderlichen  Kenntnissen  mangelte,  so 
konnte  doch  die  kaiserliche  Begierung  von  ihnen  nicht  eine  unbedingte 
Ergebenheit  und  Aufopferung  für  ihren  Dienst  verlangen,  wie  von  eigenen 
Landeskindem. 

Es  wurden  deshalb  später  eine  Anzahl  fähiger  Jünglinge  aus  der 
Monar^iejiflrh  r^n^^flntiTrrfl>^  ff'''»ftTltli?^  inmit  ^jp  sich  dort  die  Kenntnis 
der  orientalischen  Sprachen  erwarben.  Allein  auch  diese  Institution  der 
sogenannten  Sprachknaben  erfüllte  die  Erwartung  nicht,  die  man  hegte. 
Es  mußte  noch  ein  zweiter  Schritt  geschehen,  um  zu  dem  Ziele  zu  ge- 
langen, welches  man  erreichen  wollte.  Im  Früljjahre  1753  hat  die 
große  Kaiserin  und  Königin  Maria  Theresia,  welche  dem  auswärtigen 
Dienste  und  besonders  dem  Schutze  ihrer  Untertanen  in  den  Ländern 
der  ottomanischen  Pforte  ihre  besondere  Sorge  widmete,  über  einen 
Antrag  ihres  Hof-  und  Staatskanzlers,  Fürsten  Kaunitz  von  Kittberg, 
folgenden  Beschluß  gefaßt: 

„Es  sollen  die  Sprachknaben  aus  der  türkischen  Hauptstadt  zurück- 
gerufen und  fürderhin  acht  Jünglinge  zu  Wien  selbst  in  einer  beson- 
deren Stiftung  für  den  levantinischen  Dienst  ausgebildet  werden." 

So  war  die  Schöpfung  der  orientalischen  Akademie  durch  die  ge- 
nannte Kaiserin  beschlossen  und  infolge  dieses  Beschlusses  die  neue 
Lehranstalt  mit  dem    Beginne   des   Jahres   1754  jus   Leben    eingeführt.    _ 
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Zam  ersten  Direktor  der  orientalischen  Akademie  hat  die  erhabene 
Landesmatter,  Kaiserin  Maria  Theresia,  den  Erzieher  ihres  Sohnes,  Pater 
Franz,  aus  dem  Orden  der  Gesellschaft  Jesu  bestellt. 

Später   als   die  wissenschaftliche  Einrichtung  hatte  sich  der  mate- 
rielle Zustand   der   Akademie  konsolidiert:  sie  war  zu  Anfang  in  einem 

Teile     des    aH^n    J^3]^jf,p,plrAl1aginm<^     nftfihlHt    d*^^    nniifQroitaf    iinf^vgraKi^^nhf. 

im  Jahre  1769  mußte  sie  in  einen  Flügel  des  bestandenen  Konviktea  zn 
Sankta  fifl.rBftyg  wandern.  Im  Jahre  V^"^^  ymßte  die  orientalische 
Akademie  neuerdings  umsiedeln  und  zwar  in  das  verlassene  Noviziat- 
Jiaus  des  aufgelösten  Jesuitenordens  zu  St.  Anna,  bis  sie  endlich  im 
Jahre  1785  in  dieselben  Mauern  jg?  Q)ippialißen  Jakooerkiosters  verlep^t  ~ 
wurde,  wo  sie  bis  zu  ihrer  im  Jahre  1883  erfolgen  TjHiPTSiftfl^jgfl 
^ein  eigenes  zu  "diesem  z< wecke  gebautes  Haus  in  der  unmittelbaren  Nähe. 
Ties  k.  k.  Theresianums,  au^  der  Area  dieser  Bildungsanstalt  selbsL^Jgacblieb. 

Diese  Lehranstalt  hatte  zur  Aut'gaKe"  würdige  Vertreter  der  politischen 
und  kommerziellen  Interessen  der  Monarchie  im  Türkischen  Reiche  heran- 
zubilden. Die  dienstliche  Bestimmung  der  akademischen  Zöglinge  war  vor 
Allem  als  Dolmetsche  bei  der  oberwähnten  Internuntiatur,  bei  den  Agentien 
in  der  Moldau  und  Walachei,  als  Hof-  und  Gerichts-Dolmetsche  sowie  als 
Konsuln  in  der  Levante  verwendet  zu  werden. 

Es  ist  hier  nicht  der  Platz  des  Näheren  anzuführen,  in  welcher 
glänzenden  Weise  die  gedachte  orientalische  Akademie  dieser  wichtigen 
Aufgabe  in  jeder  Richtung  und  zu  jeder  Zeit  entsprochen  hat;  nur  soviel 
muß  doch  hier  erwähnt  werden,  daß  die  gedachte  musterhafte  Bildungs- 
anstalt bis  zu  unseren  Tagen  sich  stets  sowohl  im  Inlande,  als  auch  im 
Auslande  eines  ausgezeichneten  Rufes  erfreut  hat  und  daß  femer  im  Laufe 
von  149  Jahren  aus  der  gedachten  Anstalt  viele  hervorragende  Staats- 
männer und  Gelehrte  hervorgegangen  sind. 

Am  3.  Jänner  1854  wurde  die  Säkularfeier  der  orientalischen  Aka- 
demie in  besonderer  Weise  gefeiert  und  bei  dieser  Gelegenheit  eine  Medaille 
zur  Erinnerung  an  den  hundertjährigen  Bestand  der  mehrerwähnten  An- 
stalt geprägt. 

Die  ursprüngliche  Zahl  der  akademischen  Stiftsplätze  war  8  (acht) 
und  dieselbe  wurde  im  Jahre  1850  auf  10  (zehn)  erhöht. 

An  dieser  Stelle  verdient  noch  erwähnt  zu  werden,  daß  anläßlich  der 
im  JahrelSSäL-notwendig  gewordenen  Jjbersiedhing  der  orientalischen 
Akademie  in  ein  anderes  Gebäude,  das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern 


im  Einvernehmen  mit  der  königlichen  unüfarischen  Regierung  aus  Erspa- 
rungsrücksichten  die  räumliche  Vereinigung  der  gedacht'en  Akademie  mit 
Hftm  fc,  ir  Tfieresianum  verfügt  hat.  Durch  diese  Maßregel  wurde  in  keiner 
Weise  die  Selbständigkeit  und  der  spezifische  Charakter  der  erstgedachten 
gemeinsamen  Anstalt  alteriert  und  dieselbe  in  Erreichung  ihrer  didaktischen 

2* 
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Aufgaben  in  keiner  Richtung  beeinträchtigt.  Bei  diesem  Anlasse  wurde 
ein  eigener  Regierungskommissär  aus  dem  Status  des  k.  und  k.  Mini- 
steriums des  Äußern  bestellt  (mit  den  Funktionen  eines  Ministerialdelegierten 
betraut),  welchem  die  Pflicht  obliegt,  ganz  besonders  die  Interessen  der 
beiden  Staatsgebiete  der  Monarchie  an  dem  genannten  gemeinsamen  In- 
stitute zu  wahren. 

Es  muß  noch  erwähnt  werden,  daß  die  Konsular- Akademie  als  eine 
gemeinsame  Lehranstalt  unmittelbar  dem  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern 
untergeordnet  ist  und  daß  die  Ernennung  des  Direktors  derselben  mittelst 
Allerhöchster  Entschließung  vollzogen  wird,  während  die  Ernennung  der 
akademischen  Präfekten,  Professoren  und  Lehrer  von  Seite  des  k.  und  k. 
Ministeriums  des  Äußern  erfolgt. 

Gegenwärtig  zählt  die  gedachte  Anstalt  1  Direktor,  2  Präfekten  und 
29  Professoren  und  Lehrer.  Die  Konsular-Akademie  ist  in  einem  beson- 
deren Gebäude  des  k.  k.  Theresianums  (Wien  IV,  Favoritenstraße  15) 
untergebracht. 

Die  veränderten  internationalen  Wirtschaftsinteressen  der  Monarchie 
erheischten  dringend  eine  besondere  Ausbildung  der  Zöglinge  der  gedachten 
Akademie  um  dieselben  zu  Sachverständigen  und  tatkräftigen  Mitarbeitern, 
an  den  wirtschaftspolitischen  Aufgaben  der  Monarchie  heranzubilden. 
Bisher  waren  die  in  der  Anstalt  betriebenen  Studien  in  erster  Linie  auf 
Erlernung  der  orientalischen,  sowie  einzelner  abendländischer  Sprachen  ge- 
richtet, wobei  übrigens  auch  die  juiistischen  und  politischen  Wissenschaften 
Berücksichtigung  fanden.  Diese  Richtung  hat  die  Akademie  im  wesent- 
lichen in  der  ganzen  ersten  Hälfte  des  vorigen  Jahrhunderts  beibehalten. 
So  umfaßte  im  Jahre  1839  der  akademische  Lehrkurs  nebst  den 
juristischen  und  diplomatischen  Wissenschaften  die  folgenden  Sprachen, 
deren  Studium  sechs  Jahre  gewidmet  waren: 

Türkisch,  Arabisch,  Persisch,  Neugriechisch,  ferner  Französisch  und 
Italienisch.  Das  Lehrziel  der  Akademie  war  im  wesentlichen  auf  ein 
Hauptfach,  das  der  Orientalistik  in  Verbindung  mit  den  beiden  genannten 
Kultursprachen  gerichtet  und  mit  Rücksicht  auf  die  Intensität  desselben 
gewidmeten  Studiums,  sowie  auf  die  relativ  geringe  Anzahl  der  Hörer  auch 
wirklich  erreichbar. 

Nachdem  jedoch  in  den  letzten  Dezennien  das  Konsularwesen  eine 
immer  größere  Entwicklung  und  Bedeutung  gewonnen  hat,  welche  sich 
nicht  bloß  auf  die  Levante,  sondern  insbesondere  auch  nach  den  westlichen 
Ländern  und  teilweise  auch  auf  den  äußersten  Osten  erstreckt,  so  ergab 
sich  von  selbst  die  Notwendigkeit  den  bisherigen  nicht  mehr  ganz  ent- 
sprechenden Studienplan  der  Akademie  teilweise  abzuändern  und  denselben 
im  Interesse  des  Allerhöchsten  Dienstes  an  die  gesteigerten  Anforderungen 
der  Gegenwart    durch   Erweiterung    und   Vertiefung    der    technisch -fach- 
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männischen  Vorbildung.  wiiiL^fihaftlir^h-komTnftrzipllft^  Art.^  hpsspr  anzupassen. 
In  Absicht  auf  die  durcb  die  geschilderten  Verhältnisse  dringend  gebotene 
Reform  des  akademischen  Studienplanes  hat  sich  das  k.  und  k.  Ministerium 
des  Äußern  veranlaßt  gefunden,  im  ^tihjy  IM?  liir  besondere  Enquete- 
kommission  einzubeiiifen,  welche  die  geeigneten  diesfälligen  Maßregeln  zu 
l)eraten  und  zu  beschließen  hätte.  Auf  Grund  der  Beschlüsse  der  gedachten 
Befonnkommission  hat  das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  die  im 
nachstehenden  Programme  enthaltenen  Veränderungen  an  dem  akademischen 
Lehrplane  der  Allerhöchsten  Genehmigung  unterbreitet. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  auf  Grund  der  darauf 
abzielenden  Beschlüsse  der  beiden  Delegationen  mit  Alij^pjjy^^ijfi^^r  F.nt- 
Schließung  vom  7.  Juli  189ft  dift  beantragte  Rftorpra.T^isieriiTipr  Hp«  Stndiyp. 
ganges  der  vormaligen  onftntal^^(;][iftn  Alfadpmip,  anwip  üja  7waifnilnTigr  Har- 
selben  in  linguistischer  Beziehung  in  eine  orientalische  und  westländische 
Sektion  bei  intensiver  Pflege  dpr  Y9ll^swiVtjsf^]iaf^|j|pjiftn  ^y^  ii^  beiden 

ADteilungen  vom  Studienjahre^  1898—1899  an^  zu  genehmigen  und  gleich- 
zeitig  M  Bestimmen  geruht,  daß  die  genannte  Anstalt  in  Hinkunft  den 
Titel  einer  k.   und  k.JSonsular- Akademie  zu   führen   hat.     Durch   diese 


Maßnahme  wurde  nunmenr  m  dem  Lehrplane  der  Akademie  Raum  ge- 
schaffen die  notwendig  gewordene  intensive  Pflege  der  volkswirtschaftlichen 
Disziplinen  durchzuführen. 

Mit  dieser  Reform  der  Akademie  wurde  zugleich  die  Vermehrung  der 
bisherigen  Staatsdotationen  an  der  gedachten  Lehranstalt  vom  Studienjahre 
1898 — 99  angefangen  verbunden,  sodaß  gegenwärtig  10  Staatsdotationen  zu 
(K  2600)  und  15  Staatsdotationeu  zu  (K  2000)  systemisiert.  sind. 

Dazu  kommen  noch  zwei  von  der  königlich  ungarischen  Regierung 
errichtete  Stiftsplätze  ä  jährlich  K  2600.  — 

Schließlich  bestehen  noch  an  der  k.  und  k.  Konsular- Akademie  zwei 
Privatstiftsplätze  und  zwar  der  Konsul  von  Bernd'sche  mit  Stifts- 
brief vom  28.  Dezember  1890  gegründete  Stiftsplatz  jährlicher  K  2000.— 
und  der  Gräfin  Petronella  Csäky'sche  Stiftsplatz,  welcher  mit  Stifts- 
brief vom  15.  Jänner  1866  gegründet  wurde  und  jährlich  K  2500  beträgt. 

Als  leitende  Grundgedanken  bei  der  Durchführung  der  in  Rede 
stehenden  Reform  wurden  festgehalten: 

a)  die  prinzipielle  Betonung  des  Charakters  der  Akademie  als  eine  Vor- 
bereitungsanstalt  für  den  praktischen  Dienst,  jedoch  unter  Wahrung 
ihres  traditionellen  wissenschaftlichen  Niveaus  als  Hochschule; 

b)  die  dominierende  und  centrale  Stellung  der  staatswirtschaftlichen 
Fächer,  insbesondere  der  Handelspolitik,  die  Erweiterung  der  kommer- 
ziellen Vorbildung  unter  Beibehaltung  der  positiven  juristischen  und 
historisch -politischen  Disziplinen,  die  Restriktion  des  linguistischen 
Unterrichtes; 
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c)  die  FörderuDg  der  geistigen  Initiative  und  Arbeitsfreude  durch  eine 
auf  Heranziehung  der  Zöglinge  zu  selbstständiger  Tätigkeit  abzielende 
Lehrmethode  (insbesondere  durch  die  seminaristischen  Übungen),  die 
stete  Bezugnahme  auf  den  zukünftigen  Wirkungskreis  des  Konsuls 
und  der  ständige  Kontakt  mit  den  aktuellen  Problemen  der  Praxis 
(Spezialkurse,  Verbindung  mit  der  Exportakademie); 

d)  die  möglichste  Entlastung  der  Zöglinge  zumal  durch  Herstellung  des 
Gleichgewichtes  zwischen  den  einzelnen  Studienrichtungen. 

Auf  dieser  Basis  beruht  der  neue  Lehrplan  der  Konsular-Akademie, 
welcher  in  drei  systematisch  zusammenhängenden,  sich  anschaulich  er- 
gänzenden und  logisch  abfolgenden  Reihen  —  der  staatswirtschaftlich- 
kommerzielleu,  der  juiistischen  und  der  historisch- politischen  Lehrgegen- 
stände —  welche  in  dem  nachfolgenden  Programme  der  Akademie  genau 
bezeichnet  werden.  Die  linguistische  Ausbildung  der  Zöglinge  wurde  auf 
das  notwendige  und  erreichbare  Lehrziel  beschränkt. 


Zweiter  Abschnitt. 
Programm  der  k.  und  k.  Konsnlar-Akademle.') 

(Nach  der  Reform  Vom  Jahre  1898.) 
I. 

Die  k.  und  k.  Konsular-Akademie  in  Wien  ist  eine  dem  k.  und 
k.  Ministerium  des  kaiserlichen  und  königlichen  Hauses  und  des  Äußern 
unterstehende  Lehranstalt,  welche  die  Aufgabe  hat,  ihre  Zöglinge  für  den 
Konsulardienst  heranzubilden. 

Im  allgemeinen  wird  sämtlichen  Zöglingen  an  der  Akademie  eine 
gleichmäßige  Ausbildung  vermittelt.  In  linguistischer  Hinsicht  besteht  in- 
soferne  ein  Unterschied,  als  die  Akademie  in  eine  orientalische  und  in  eine 
westländische  Sektion  zerfällt.  An  der  ersteren,  welche  für  die  Kandidaten 
des  Konsulardienstes  im  Oriente  im  engeren  Sinne  bestimmt  ist,  wii'd  nebst 
den  Fächern  des  allgemeinen  Lehrplanes  auch  das  Türkische  (sowie  das 
Arabische  und  Persische  als  Hilfssprachen)  gelehrt,  wogegen  das  Englische 
hier  entföllt. 

Ferner  wird  für  den  Konsulardienst  in  Ostasien  nach  Maßgabe  des 


*)  Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschließung  vom 

7.  Juli  1898  die  von  dem  k.  und  k.  Ministerium  des  kaiserl.  und  königl.  Hauses  und  des 

Äußern  beantragte    Reorganisierung    des   Studienganges    der    vormaligen    orientalischen 

Akademie  sowie  die  Zweiteilung  derselben  in  linguistischer  Beziehung  in  eine  orientalische 

und  westländische  Sektion  bei  intensiver  Pflege  der  volkswirtschaftlichen  Disziplinen  in 

^den  Abteilungen  vom  Studienjahre  1898/99  an  zu  genehmigen  und  gleichzeitig  zu  be- 

unen  geruht,  daß  die  genannte  Anstalt  in  Hinkunft  den  Titel  einer  k.  und  k.  Konsular- 

«emie  zu  führen  hat. 
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Bedarfes  einzelnen  Zöglingen  eine  spezielle  Vorbildung,  insbesondere  in  der 
chinesischen  Sprache  (in  den  beiden  letzten  Jahrgängen)  geboten. 

Die  Einreihung  eines  Zöglings  in  die  orientalische  oder  in  die  west- 
ländische  Sektion  erfolgt  unter  Berücksichtigung  der  von  den  Kandidaten 
diesfalls  zum  Ausdruck  gebrachten  Wünsche,  bezw.  nach  Maßgabe  ihrer 
Eignung  sowie  des  dienstlichen  Bedarfes. 

Die  Studiendauer  beträgt  für  sämtliche  Hörer  der  Anstalt  fünf  Jahre. 

An  der  Akademie  werden  die  nachstehend  angeführten  Gregenstände 
gelehrt;  die  Teihiahme  der  Zöglinge  an  einzelnen  dieser  Disziplinen  hängt 
von  den  diesbezüglichen  Bestimmungen  des  Studienplanes  ab. 


Wirtschaftliche  Fächer: 

Volkswirtschaftslehre, 

Volkswirtschaftspolitik, 

Handelspolitik, 

Finanzwissenschaft. 

Kommerzielle  Fächer: 

Mustercomptoir, 

Warenkunde, 

Internationale  Handelskunde, 

Handelsgeographie. 

Juristische  Fächer: 

Encyklopädie   der  Rechts-  und 
Staatswissenschaften, 

Civilrecht, 

Handels-  und  Wechsel- 
recht, 

Civilprozeß, 

Strafrecht, 

Strafprozeß, 

Österreichisches  Staatsrecht, 


'S  ^ 

:s  'S 

s  S  ^ 

«  § 

:0 


Ungarisches  Staatsrecht, 

Verwaltungslehre, 

Völkerrecht. 

4.  Historisch-politischeund mi- 

litärische Fächer: 
Diplomatische  Staatengeschichte, 
Konsularwesen, 
Heerwesen, 
Militärgeographie. 
Außerdem  werden  einzelne   kom- 
merzielle und  sonstige  Spezialkurse 
abgehalten. 

5.  Sprachen: 
Französisch, 
Englisch, 
Italienisch, 
Ungarisch, 

Türkisch  (Arabisch,  Persisch), 
Deutscher  Sprach-  und  Stilkurs, 
Russisch, 
Chinesisch. 


überdies  erhalten  die  Zöglinge  Unterricht  im  Turnen,  Tanzen,  Fechten, 
Reiten  und  Schwimmen. 

n. 

Der  Konkurs  zur  Bewerbung  um  die  Aufiiahme  als  Zögling  in  die 
k.  und  k.  Konsular-Akademie  wird  alljährlich  im  Monate  Juli  und  August 
in  den  Amtsblättern  verlautbart.  Eltern  oder  Vormünder,  welche  sich 
um  die  Aufnahme  ihrer  Söhne  oder  Mündel  in  die  k.  und  k.  Konsular- 
Akademie  bewerben,  haben  ihre  diesbezüglichen  vorschriftsmäßig  gestempelten 
Gresuche  an  das  k.  und  k.  Ministerium  des  kaiserlichen  und  königlichen 
Hauses  und  des  Äußern  zu  richten  und  bis  zu  dem  in  der  Konkursaus- 
schreibung angesetzten  Termine  bei  der  Dii'ektion  der  Koiisxslai-^^ÖÄm^ 
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.AM**:vuiii^.     kk^^eiN^r.  wWcho  die  Aufiiahme  in  die  Akademie  nur  unter 

^,.   \vN;»*aÄÄeuuu^  Urt'  Verleihung  einer  Staatsdotation  (vergl.  Art.  VI)  an- 

.^'^ux^H^  iu  vl^"*'  l'^^  **"^'  haben  dies  in  dem  Aufnahmsgesuche  ausdrOck- 

IHo  VoiUHÜuguugen  fUr  die  Aufaahme  sind: 


A^  IMo  vvttorivichische  oder  unga- 
\m\x^  Scaatsbürgerschaft, 

h)  ilas  HU  einem  österreichischen 
odor  ungarischen  Gymnasium 
erlangte  Zeugnis  der  Keife, 

v)  die  Kenntnis  der  deutschen  und 
französischen  Sprache. 


überdies  haben  Bewerber  aus 
den  Ländern  der  ungarischen 
Krone  die  Kenntnis  der  unga- 
rischen Sprache  nachzuweisen. 

Die  allfällige  Kenntnis  anderer 
Sprachen  ist  in  dem  Aufaahms- 
gesuche  anzugeben. 


Als  Belege  haben  die  Bewerber  ihrem  Gesuche  beizuschließen: 


1.  Altersnach Weisung,  I 

2.  Heimatschein,  ' 

3.  Impfungszeugnis, 

4.  Gesundheitszeugnis.    Dieses  von 
einem    im  öffentlichen  Sanitäts-  | 
dienste  stehenden  Organe  auszu-  i 
stellendeZeugnis  hatdie  ausdrück- 
liche Bemerkung  zu  enthalten,  daß 
der  Kandidat  vollkonmien  gesund  , 
und  mit  keinem  körperlichen  Ge- 
brechen behaftet  sei. 

5.  Sämtliche    Zeugnisse    über    die  | 
zurückgelegten  Gymnasialstudien 
mit   Einschluß    des'  Maturitäts-  i 
Zeugnisses,  | 

6.  Zeugnisse  über  die  Erlernung  der 
unter  c)  angeführten  Sprachen.     ' 


7.  Hinsichtlich  solcher  Kandidaten, 
welche  erklären,  die  Aufnahme 
in  die  Konsular- Akademie  nur  für 
den  Fall  der  Verleihung  einer 
Staatsdotation  anstreben  zu  kön- 
nen (vergl.  Art.  n  und  Art.  VI),  sind 
die  Relege  bezüglich  ihrer  Ver- 
mögensverhältnisse anzuschließen. 

8.  Endlich  ist  seitens  der  Eltern 
oder  Vormünder  sämtlicher  Kan- 
didaten eine  Erklärung  beizu- 
bringen, daß  die  systemisierten 
Zahlungen  —  bezw.  bei  den  sub  7 
erwähnten  Bewerbern  die  Auf- 
zahlungen auf  die  Staatsdotation 
— von  denselben  entrichtet  werden 
können. 


IV. 

Zu  der  vorgeschriebenen  Aufnahmsprüfung,  welche  anfangs  Oktober 

jeden  Jahres  an  einem  zu  bestimmenden  Tage  im  Gebäude  der  k.  imd 

k.  Konsular- Akademie  (IV.  Favoritenstraße  15)  abgehalten  wird,  werden  nur 

jene  Bewerber  zugelassen,  welche  die  obbezeichneten  Belege  beigebracht 

haben. 

V. 

Die  Gegenstände  der  Aufhahmsprüfung  sind  folgende: 


I.  Mündliche  Prüfung, 
a)  Allgemeine  Geschichte  vom  West- 
fälischen Frieden  bis  zum  Berliner 


Kongreß  1878,  mit  spezieller  Be- 
rücksichtigung der  österreichisch- 
ungarischen Monarchie, 


b)  französische  Sprache, 

c)  für  ungarische  Staatsangehörige 
die  ungarische  Sprache, 

d)  andere  im  Anfiiahmsgesache  an- 
geführte Sprachen. 
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b)  eine  Übersetzung  aus  dem  Deut- 
schen in  das  Französische,  dann 

c)  eine  Übersetzung  aus  dem  Fran- 
zösischen in  das  Deutsche. 

Die  Entscheidung  über  die  Auf- 
nahme der  Aspiranten  erfolgt  durch 
das  k.  und  k.  Ministerium  des  kaiser- 
lichen und  königlichen  Hauses  und 
des  Äußern. 


IL  Schriftliche  Prüfung, 
a)  Deutscher  Aufsatz  über  ein  ge- 
gegebenes Thema, 

VI. 

Die  Jahrespension  eines  Zöglings  beträgt  2600  K  und  bildet  eine 
unteilbare  Pauschalgebür,  welche  in  Semestralraten  und  zwar  am  1.  Oktober 
und  am  1.  März  jeden  Jahres  an  der  Akademiekassa  im  Vorhinein  zu  er- 
legen ist,  insofern  der  Zögling  nicht  im  Genüsse  einer  Staatsdotation  steht. 

Außerdem  hat  jeder  Zögling  bei  seinem  Eintritte  in  die  Akademie 
einen  einmaligen  Einrichtungsbeitrag  von  240  K  zu  entrichten  und  die 
unter  Art.  XI  angegebene  Ausstattung  an  Leibwäsche,  Beschuhung  und 
Toilettengegenständen  mitzubringen. 

An  der  Konsular- Akademie  sind  10  Staatsdotationen  (Stiftungsplätze) 
von  jährlich  2600  K  und  15  Staatsdotationen  (Stiftungsplätze)  von  jährlich 
2000  K  systemisiert. 

Die  Staatsdotationen  von  2000  K  können  entsprechend  qualifizierten 
Kandidaten  nach  Maßgabe  ihrer  Bedürftigkeit  vom  Zeitpunkte  ihres  Ein- 
trittes in  die  Akademie  verliehen  werden. 

Die  in  die  orientalische  Sektion  der  Akademie  eingereihten,  mit  einer 
Staatsdotation  beteilten  Zöglinge,  welche  nach  Ablauf  des  ersten  Studien- 
jahres seitens  der  Studienleitung  definitiv  für  diese  Sektion  bestimmt  werden, 
können  vom  Beginne  des  IL  Jahrganges  angefangen  eine  Erhöhung  der 
Staatsdotation  auf  2600  K  erhalten.  Dieselbe  Begünstigung  kann,  vom 
Beginne  des  IV.  Jahrganges  angefangen,  auch  jenen  Zöglingen  zuteil  werden, 
welche  sich  zum  Studium  der  cliinesiscben  Sprache  während  der  zwei  letzten 
Jahrgänge  verpflichten. 

Die  im  Genüsse  von  Staatsdotationen  stehenden  Zöglinge  haben  nur 
die  auf  die  Jahrespension  von  2600  K  erforderliche  Ergänzung  aus  Eigenem 
zu  bestreiten. 

Jene  Zöglinge,  für  welche  die  im  Sinne  des  Art.  VI.  zu  entrichtende 
laufende  Gebür  innerhalb  der  ersten  Hälfte  des  Studiensemesters  nicht 
geleistet  ist,  werden  aus  der  Anstalt  entfernt. 

Neu  aufgenommene  Zöglinge,  welche  aus  irgend  einem  Grunde  auf 
das  Verbleiben  in  der  Anstalt  nachträglich  verzichten,  haben  gleichwohl  die 
Gebür  für  das  I.  Semester  jenes  Studienjahres,  für  welches  sie  aufgenommen 
wurden,  zu  entrichten. 
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VIII. 

Die  Zöglinge  erhalten  von  der  Anstalt  nebst  dem  Unterrichte  die  Woh- 
nung, Verköstigung,  Beheizung,  Beleuchtung,  Bedienung  und  ärztliche  Pflege. 

Die  Anstalt  liefert  ihnen  ferner  die  gesamte  Bekleidung,  Beschuhung, 
die  Leib-,  Tisch-  und  Bettwäsche,  das  Bettgewand,  sämtliche  Lehrbücher 
und  Lehrmittel,  die  Schreibrequisiten,  die  erforderlichen  Hausgeräte  und 
Toiletterequisiten;  sie  bestreitet  weiters  die  Kosten  der  Wäschereinigung, 
des  ßasierens  und  Haarschneidens. 

IX. 

Die  Zöglinge  werden  von  der  Anstalt  mit  allen  Erfordernissen  in  einer 
gleichförmigen,  durch  eine  besondere  Vorschrift  festgestellten  Weise  ausge- 
stattet. 

Die  von  der  Anstalt  beigeschaflften  Gegenstände  sind  Eigentum  der- 
selben und  werden  den  Zöglingen  nur  zur  Benützung  übergeben. 

Der  Verlust,  die  leichtsinnige  oder  böswillige  Beschädigung  des  aka- 
demischen Eigentums  wird  disziplinarisch  bestraft  und  verpflichtet  die  Zög- 
linge, beziehungsweise  deren  Vertreter  zum  Schadenersatze. 

Austretenden  Zöglingen  wird  ihre  Ausstattung  (mit  Ausnahme  des 
Degens  und  üniformhutes)  als  Eigentum  mitgegeben. 

X. 

Da  die  Anstalt  für  alle  regelmäßigen  Bedürftiisse  der  Zöglinge  selbst 
sorgt,  so  düi*fen  dieselben  nicht  Gegenstände,  deren  Lieferung  der  Akademie 
obliegt,  außerhalb  des  Hauses  anschaffen. 

XI. 

Jeder  neu  eintretende  Zögling  hat  bei  seinem  Eintritte  folgende  Ef- 
fekten mitzubringen: 

18  Hemden,  12  Unterhosen,  18  Paar  Socken,  24  Taschentücher, 
5  Paar  Stiefletten,  1  Paar  Pantoffel,  1  Paar  Hosenträger,  1  Koptbürste, 
1  Kleiderbürste,  1  Nagelbürste,  1  Zahnbürste,  1  Frisierkamm,  1  Staubkamm, 
1  Nagelscheere,  1  Gesichtsschwamm,  1  Reisekoffer. 

Es  ist  den  Zöglingen  gestattet,  auch  andere  nicht  zum  regelmässigen 
Gebrauche  gehörige  Gegenstände  in  die  Akademie  mitzubringen,  jedoch  ist 
diese  berechtigt,  alle  jene  Gegenstände,  welche  mit  dem  Zwecke  oder  den 
Einrichtungen  der  Anstalt  nicht  vereinbar  sind,  den  Angehörigen  der  Zög- 
linge wieder  zurückzustellen. 

XII. 

Die  disziplinaren  und   sonstigen   Verhältnisse  der  Zöglinge  werden 
durch  eine  akademische  Hausordnung  geregelt,  in  welcher  auch  die  Aus- 
gänge der  Zöglinge  sowie  die  für  dieselben  bestehenden  Ferien  festgesetzt 
"id.    Diese  Hausordnung  wird  den  Angehörigen  der  neu  aufgenommenen 
glinge  zur  Kenntnisnahme  mitgeteilt. 

Die  Herbstferien  verbringen  die  Zöglinge  bei  ihren  Angehörigen. 
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XIII. 

Der  Austritt  eines  Zöglings  vor  Vollendung  der  Studien  kann  über 
schrifdiclie  Anmeldung  bei  der  Akademiedirektion  während  des  Studienjahres 
jederzeit  erfolgen,  jedoch  muß  die  fällige  Gebür  für  das  betreffende  Stndien- 
semester,  in  welchem  der  Austritt  erfolgt,  vollständig  beglichen  werden; 
während  der  Hauptferien  hat  diese  Anmeldung  bis  längstens  1.  Oktober 
jeden  Jahres  zu  erfolgen,  widrigenfells  das  Verbleiben  des  betreffenden  Zög- 
lings in  der  Anstalt  für  das  nächste  Semester  vorausgesetzt  und  daher  auch 
die  Zahlung  för  dasselbe  geleistet  werden  müßte.  Sollte  ein  Zögling  wäh- 
rend des  ersten  Jahres  oder  nach  Ablauf  desselben  die  Anstalt  aus  irgend 
einem  Grunde  verlassen,  so  ist  der  Akademie  überdies  der  auf  das  erste 
Jahr  entfallende  Equipierungsmehraufwand  per  200  K  besonders  zu  vergüten. 

Bei  den  mit  Staatsdotationen  beteilten  Zöglingen  hört  mit  dem  Tage 
des  Austrittes  jeder  weitere  Genuß  derselben  auf. 

Bei  der  Verleihung  von  Konsular- Attache-Stellen  erhalten  die  Zöglinge 
der  k.  und  k.  Konsular- Akademie,  welche  ihre  Studien  mit  günstigem  Erfolge 
absolviert  haben,  vor  den  sonstigen  qualifizierten  Bewerbern  um  die  Auf- 
nahme in  den  konzeptiven  Konsulatsdienst  den  Voi-zug. 

XIV. 

Die  Zöglinge,  welche  vor  der  Aufnahme  in  die  Anstalt  ihrer  Wehr- 
pflicht als  Einjährigfreiwillige  noch  nicht  nachgekommen  sind,  haben  der- 
selben nach  Absolvierung  ihrer  akademischen  Studien  zu  entsprechen. 

Die  Eltern,  bezw.  Vormünder  der  Zöglinge  sind  verpflichtet,  ihre  dienst- 
pflichtigen Söhne  (Mündel)  bei  den  betreffenden  Behörden  rechtzeitig  zur 
Leistung  des  Einjährigfreiwilligendienstes  anzumelden  sowie  überhaupt  alle 
auf  die  Militärdienstpflicht  derselben  Bezug  habenden  Angelegenheiten  wahr- 
zunehmen und  das  diesfalls  Erforderliche  zu  veranlassen. 

Auch  haben  dieselben  die  Akademiedirektion  von  allen  die  Militär- 
dienstpflicht ihrer  Söhne  (Mündel)  betreffenden  Angelegenheiten,  bezw.  Ver- 
änderungen alsbald  in  Kenntnis  zu  setzen. 

XV. 

Zuschriften  in  allen  die  Anstalt  oder  die  Zöglinge  betreffenden  Angelegen- 
heiten sind  behufs  Vermeidung  von  Verzögerungen  an  die  Direktion  der  k.  und  k. 
Konsular- Akademie  (nicht  an  die  Person  des  Akademiedirektors)  zu  richten. 

Erklärung. 

Unterzeichnete  verpflichtet  sich  hiemit,  anläßlich  der  Auf- 
nahme  

in  die  k.  und  k.  Konsular- Akademie  alle  im  vorstehenden  Programme  getroffenen 
oder  künftig  zu  erlassenden  Bestimmungen  genau  zu  beohachten  und  insbesondere  die  in 
Art.  VI,  IX  und  XIII  des  Programmes  vorgeschriebenen  Zahlungen  zu  den  festgesetzten 
Terminen  zu  leisten  sowie  die  im  Art.  XIH  hinsichtlich  der  Austrittsanzeige  getroffenen 
Bestimmungen  einzuhalten. 
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An  dieser  Stelle  muß  noch  erwähnt  werden,  daß  die  absolvierten  Zög- 
linge der  k.  und  k.  Konsnlar- Akademie  von  der  Ablegnng  der  zor  Erlangang 
einer  Konsolar-Attachfe-Stelle  auch  für  dieselben  bisher  vorgeschrieben  r? 

"^m  4?  Mai  1899,  Z.  24 149/10). 

Dagegen  haben  die  gedachten  Zöglinge  jar  Hpü  SchlnßprtifTin^en  de^ 
V.  Jahrgan^fts  sc}]fiftlifihft  TnAiianr^y^ftiiffin  iih^r  ein  Thema  aus  Wirtschafts- 
politik in  deutscher  Sprache  und  aus  dem  Völkerrechte  in  französischer 
Sprache  (über  praktische  und  womöglich  aktuelle  Fragen  dieser  Gebiete), 
ferner  die  Zöglinge  der  orientalischen  Abteilung  eine  schriftliche  Über- 
setzung aus  dem  Deutschen  ins  Italicnische,  und  jene  der  westländlschen 
Sektion,  so^vie  die  Kandidaten,  welche  sich  dem  Studium  der  chinesischen 
Sprache  unterzogen  haben,  eine  solche  von  dem  Deutschen  in  das  Englische 
zu  liefern.  Die  bezüglichen  Aufgaben  werden  vom  k.  und  k.  Ministerium 
des  Äußern  jeweilig  festgestellt. 

Die  gelieferten  Arbeiten  der  akademischen  Zöglinge  werden  nach  er- 
folgter Censurierung  derselben  seitens  der  betreffenden  Fachprofessoren  dem 
k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  und  zwar  in  geschlossener  Enveloppe 
übermittelt. 


Vierter  Abschnitt 

KonkursausHehreibuiig  fftr  die  Auftialime  von  Zöglingen 
in  die  li.  und  k.  Eonsular- Akademie. 

Wenngleich  in  dem  obangeführten  Programme  der  Konsular- Akademie 
nahezu  alles  enthalten  ist,  was  den  Inhalt  der  alljährlich  in  den  beiden 
Amtsblättern  in  Wien  und  in  Budapest  zur  Verlautbarung  gelangenden  Kon- 
kursausschreibung für  neu  aufzunehmende  Zöglinge  der  Konsular-Akademie 
enthalten  ist,  so  dürfte  es  doch  angezeigt  sein,  der  Vollständigkeit  und 
größeren  Übersichtlichkeit  wegen,  die  gedachte  Konkursausschreibung  hier 
vollinhaltlich  anzuführen. 

Konkursausschreibung  für  die  Aufnahme  von  Zöglingen  in  die  k.  und  k.  Konsular- 
Akademie  mit  Beginn  des  Studienjahres  .... 

Mit  Beginn  des  Studienjahres werden  an  der  k.  und  k.  Konsular-Akademie 

Zöglinge  aufgenommen  und  sind  daselbst  auch  Staatsdotationen  von  jähr- 
lich 2600  K  und  2000  K  zu  vergeben,  wovon  die  letzteren  nach  Maßgabe 
der  Bedürftigkeit  und  Würdigkeit  der  betreffenden  Kandidaten  schon  vom 
Zeitpunkte  ihres  Eintrittes  in  die  Akademie  verliehen  werden. 

Die  Ausbildung  für  den  Konsulardienst  wird  an  der  Akademie  im 
allgemeinen  für  sämtliche  Zöglinge  in  gleichmäßiger  Weise  vermittelt.  In 
linguistischer  Hinsicht  besteht  insofeme  ein  Unterschied,  als  die  Akademie 
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in  eine  orientalische  und  in  eine  westländische  Sektion  zerfallt.  An  der 
ersteren,  welche  für  die  Kandidaten  des  Konsulardienstes  im  Oriente  im 
engeren  Sinne  bestimmt  ist,  wird  nebst  den  Pächeni  des  allgemeinen  Lehr- 
planes auch  das  Türkische  (sowie  das  Arabische  und  Persische  als  Hilfs- 
sprachen) gelehrt. 

Die  Studiendauer  beträgt  für  sämtliche  Hörer  der  Akademie  fünf  Jahre. 

Für  den  Konsulardienst  in  Ost- Asien  wird  nach  Maßgabe  des  Bedarfes 
einzelnen  Zöglingen  eine  spezieile  Vorbildung  (insbesondere  in  der  chine- 
sischen Sprache)  in  den  zwei  letzten  Jahrgängen  geboten. 

Die  Jahrespension  eines  Zöglings  beträgt  2600  K  und  bildet  eine  un- 
teilbare Pauschalgebür,  welche  in  halbjährigen  Raten,  und  zwar  am 
1.  Oktober  und  am  1.  März  jeden  Jahres  bei  der  Akademiekasse  im  vor- 
hinein zu  erlegen  ist. 

Zöglinge,  welche  im  Genüsse  einer  Staatsdotation  stehen,  haben  ledig- 
lich den  auf  die  Jahrespension  etwa  erforderlichen  Ergänzungsbetrag  zu 
entrichten. 

Jeder  Zögling  hat  bei  seinem  Eintritte  in  die  Akademie  einen  ein- 
maligen Einrichtungsbeitrag  von  240  K  zu  entrichten  und  die  programm- 
mäßige  Ausstattung  an  Leibwäsche,  Beschuhung  und  Toilettegegenständen 
mitzubringen. 

Die  Zöglinge  erhalten  von  der  Anstalt  nebst  dem  Unterrichte  die 
Wohnung,  Verköstigung,  Beheizung,  Beleuchtung,  Bedienung  und  ärztliche 
Pflege,  sowie  die  vollständige  Adjustierung. 

Kandidaten,  welche  die  Aufnahme  in  die  Konsular-Akademie  nur  für 
den  Fall  der  Verleihung  einer  Staatsdotation  anzustreben  in  der  Lage  sind, 
haben  dies  in  dem  Gesuche  ausdrücklich  zu  bemerken. 

Die  in  die  orientalische  Sektion  der  Akademie  eingereihten,  mit  einer 
Staatsdotation  beteilten  Zöglinge,  welche  nach  Ablauf  des  ersten  Studien- 
jahres seitens  der  Studienleitung  definitiv  für  diese  Sektion  bestimmt  werden, 
können,  vom  Beginne  des  zweiten  Jahrganges  angefangen,  eine  Erhöhung 
der  Staatsdotation  auf  2600  K  erhalten.  Dieselbe  Begünstigung  kann,  vom 
Beginne  des  vierten  Jahrganges  angefangen;  auch  jenen  Zöglingen  zu  teil 
werden,  welche  sich  zum  Studium  der  chinesischen  Sprache  während  der 
zwei  letzten  Jahrgänge  verpflichten. 

Aufnahmswerber,  welche  von  vornherein  auf  die  Einreihung  in  die 
orientalische  Sektion  nicht  reflektieren,  haben  dies  in  ihrem  Gesuche  aus- 
drücklich anzugeben. 

Die  Vorbedingungen  für  die  Aufnahme  sind: 

a)  Die  österreichische  oder  ungarische  Staatsbürgerschaft; 

b)  das  an  einem  österreichischen  oder  ungarischen  Gymnasium  er- 
langte Zeugnis  der  Reife; 

c)  die  Kenntnis  der  deutschen  und  französischen  Sprache. 
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Die  Bewerber  aus  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  haben  die 
Kenntnis  der  ungarischen  Sprache  nachzuweisen. 

Die  allfällige  Kenntnis  anderer  Sprachen  ist  in  dem  Auftiahmsgesuchc 
anzugeben. 

Als  Belege  haben  die  Bewerber  ihrem  Gesuche  beizuschließen: 
I.  Altersnachweisung; 
II.  Heimatschein; 
ni.  Impfungszeugnis; 

IV.  Gesundheitszeugnis.    Dieses,  von  einem  im  öffentlichen  Sanitäts- 
dienste stehenden  Organe   auszustellende  Zeugnis  hat  die  aus- 
drückliche Bemerkung  zu  enthalten,  daß  der  Kandidat  vollkommen 
gesund  und  mit  keinerlei  körperlichem  Gebrechen  behaftet  sei; 
V.  Sämtliche  Zeugnisse  über  die  zurückgelegten  Gymnasialstudien, 

mit  Einschluß  des  Maturitätszeugnisses; 
VI,  Zeugnisse  über  die  Erlernung  der  unter  c)  angeführten  Sprachen; 
Vn.  Hinsichtlich  solcher  Kandidaten,  welche  erklären,  die  Aufiiahme 
in  die  Konsular- Akademie  nur  für  den  Fall  der  Verleihung  einer 
Staatsdotation  anstreben  zu  können,  sind  die  Belege  bezüglich 
ihrer  Vermögensverhältnisse  anzuschließen. 
Vin.  Endlich  ist  seitens  der  Eltern  oder  Vormünder  sämtlicher  Kan- 
didaten   eine   Erklärung   beizubringen,    daß  die  systemisierten 
Zahlungen  —  beziehungsweise  bei  den  sub  VH  erwähnten  Be- 
werbern die  auf  die  Staatsdotation  entfallenden  Aufzahlungen  — 
von  denselben  entrichtet  werden  können. 
Diejenigen  P.  T.  Eltern  und  Vormünder,  welche  sich  um  die  Aufnahme 
ihrer  Söhne  oder  Mündel  in   die  k.  und  k.   Konsular- Akademie  bewerben 
wollen,  haben  ihr  diesbezügliches,  vorschriftsmäßig  gestempeltes  Gesuch  an 
das  k.  und  k.  Ministerium   des  kaiserlichen  und  königlichen   Hauses   und 
des  Äußern  in  Wien  zu  richten  und  in  der  Zeit  vom  1.  Juli  bis  1.  Sep- 
tember d.  J.  bei  der  Akademiedirektion  (Wien,  Favoritensti-aße  Nr.  15)  ein- 
zureichen. 

Zu  der  vorgeschriebenen  Aufnahmsprüfung,  welche  anfangs  Oktober 
jeden  Jahres  an  einem  zu  bestimmenden  Tage  im  Gebäude  der  k.  und 
k.  Konsular- Akademie  abgehalten  wird,  werden  nur  jene  Bewerber  zugelassen, 
welche  die  obbezeichneten  Belege  beigebracht  haben. 

Die  Gegenstände  der  Aufnahmsprüfting  sind  folgende: 

1.  Mündliche  Prüfung. 

a)  Allgemeine  Geschichte  vom  Westfälischen  Frieden  bis  zum  Ber- 
liner Kongreß  1878,  mit  spezieller  Berücksichtigung  der  öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie, 
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b)  französische  Sprache,  sowie  die  anderen  im  Aufnahmsgesache  an- 
gefühlten Sprachen, 

c)  filr  ungarische  Staatsangehörige  die  ungarische  Sprache. 

IL  Schriftliche  Prüfung. 

a)  Deutscher  Aufsatz  über  ein  gegebenes  Thema; 

b)  eine  Übersetzung  aus  dem  Deutschen  in  das  Französische,  dann 

c)  eine  Übersetzung  aus  dem  Französischen  in  das  Deutsche. 

Die  Entscheidung  über  die  Aufnahme  der  Aspiranten  erfolgt  durch 
das  k.  und  k.  Ministerium  des  kaiserlichen  und  königlichen  Hauses  und 
des  Äußern. 

Weitere  Informationen  können  bei  der  Direktion  der  k.  und  k.  Kon- 
sular-Akademie  eingeholt  werden. 
Wien, 

Vom  k.  und  k.  Ministerium  des  k.  und  k.  Hauses 
und  des  lufieru. 


Halfatti,  KonsalarweKn.    I. 


Zweiter  Teil. 

Organisation  der  österreichisch- 
ungarischen  Konsularämter. 


Erster  Abschnitt 
EflFektive  Konsularämter. 

1. 

Emennimg  der  effektiven  Eonsularbeamten.  Eonsnlar- 

Attach6- Institution. 

Die  österreichisch- ungarischen  Konsularämter  sind  entweder  effek- 
tive (Staatsdienstposten)  oder  Honorarämter.  Effektive  Konsularämter  sind 
solche,  welche  mit  wirklichen  Staatsbeamten  besetzt  und  aus  Staatsmitteln 
dotiert  sind. 

Die  effektiven  Eonsularfiinktionäre  sind  nach  ihrem  Range  in  fünf 
Bangstufen  eingeteilt  und  zwar: 

1.  Generalkonsuln  I.  Klasse. 

2.  Generalkonsuln  n.  Klasse. 

3.  Konsuln. 

4.  Vizekonsuln. 

5.  Konsolar-Attach^. 

Die  Generalkonsuln  I.  und  IL  Klasse,  Konsuln  und  Vizekonsuln  werden 
von  Seiner  k.  und  k.  Apostolischen  Majestät  über  Vorschlag  des  gemein- 
samen k.  und  k.  Ministers  des  Äußern  ernannt,  dagegen  ernennt  letzterer 
die  Konsular-Attach6s. 

Mit  Verordnung  vom  1.  Dezember  1899,  Z.  65970/10  hat  das  k.  und 
k.  Ministerium  des  Äußern  über  den  Eintritt  in  den  konzeptiven  k.  und  k. 
Konsulardienst  und  über  die  Konsular- Attache-Prüfung  eine  neue  Vorschrift 
erlassen,  welche  lautet  wie  folgt: 

Die  Verleihung  einer  besoldeten  Stelle  im  Konzeptsfache  des  k.  und 
k.  Konsulardienstes  ist  an  die  Voraussetzung  gebunden,  daß  der  Kandidat 
die  k.  und  k.  Konsular-Akademie  mit  günstigem  Erirebnisse  absolviert,  oder 
die  Konsular-Attache-Priifung  mit  Erfolg  abgelegt  hat. 

Die  Bedingungen  für  die  Zulassung  zur  Konsular-Attacli6-Prüfung  sind: 

1.  Die  österreichische  oder  ungarische  Staatsbürgerschaft. 
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2.  Der  Nachweis  der  zurückgelegten  rechts-  und  staAtswissenschaft- 
lichen  Studien  an  einer  österreichischen  oder  ungarischen  Universität,  resp. 
einer  ungarischen  Rechtsakademie,  sowie  der  ebendaselbst  mit  Erfolg  ab- 
gelegten drei,  bezw.  zwei,  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Staats- 
prüfungen oder  aber  der  Erlangung  des  juridischen  Doktorgrades  an  einer 
österreichischen  oder  ungarischen  Universität  (Nachtragsverordnung  des  k. 
und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  20.  Jänner  1903,  Z.  2122/2  u.  10). 

3.  Der  unverheiratete  Stand  des  betreffenden  Kandidaten. 

Hievon  kann  nur  dann  eine  Ausnahme  gestattet  werden,  wenn  der 
Bewerber  den  für  die  effektiven  k.  und  k.  Konsularfunktionäre  bestehenden 
Ehevorschriften  zu  entsprechen  vermag. 

4.  Eine  probeweise  einjährige  Verwendung  bei  einem  k.  u.  k  Kon- 
snlaramte. 

In  jenen  Fällen,  wo  der  Kandidat  schon  eine  Staatsdienstleistung  als 
Eonzeptsbeamter  aufzuweisen  hat,  kann  auf  sein  Ansuchen  seitens  des  k. 
und  k.  Ministeriums  des  Äußeni  ausnahmsweise  eine  Abkürzung  obiger 
Probepi-axis  bewilligt  werden. 

5.  Der  Nachweis  durch  ein  Zeugnis  eines  im  öffentlichen  Sanitäts- 
dienste stehenden  Organes,  daß  der  Kandidat  mit  keinem  organischen  Ge- 
brechen behaftet  ist. 

Kücksichtlich  der  Punkte  1,  2  und  5  hat  der  Bewerber  seinem  Ge- 
suche die  bezüglichen  Belege  beizuschließen,  über  den  Punkt  3  dagegen 
«ine  Erklärung  in  seiner  Eingabe  abzugeben. 

Die  Gesuche  um  Zulassung  zur  Konsular-Attache-Prüfting,  sind  bei  dem 
k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  einzui-eichen,  und  ist  hiebei  die  Kenntnis 
Änderer,  als  der  im  Sinne  oberwähnter  Verordnung  erforderlichen  Sprachen 
anzugeben. 

Es  bleibt  dem  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  vorbehalten,  zu  ent- 
scheiden, welche  Kandidaten  zur  Konsular-Attache-Prüfung  zuzulassen  sind, 
wrobei  dasselbe  jeweilig  in  Betracht  ziehen  wird,  ob  bei  dem  betreffenden 
Bewerber  jene  persönlichen  Verhältnisse  vorhanden  sind,  welche  für  den 
auswärtigen  Dienst  gefordert  werden  müssen. 

Die  Konsular-Attache-Prüfungen  finden  im  Frühjahre  und  im  Herbste 
jedes  Jahres  im  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  statt. 

Die  Prüfong  ist  eine  schriftliche  und  mündliche  und  erstreckt  sich 
auf  folgende  Gegenstände: 

a)  Die  schriftliche  Prüfung: 

1.  Völkerrecht,  in  französischer  Sprache; 

2.  politische  Ökonomie,  in  deutscher  Sprache; 

3.  eine  Übersetzung  aus  der  englischen  in  die  deutsche  Sprache. 

3* 
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b)  Die  mündliche  Prüfung: 

1.  VölkeiTecht  in  französischer  Sprache; 

2.  internationales  Privatrecht  und  Strafrecht,  in  deutscher  Sprache; 

3.  Konsularwesen,  in  deutscher  Sprache; 

4.  Gesetze  und  Vorschriften  über  die  Seeschiffahrt,  in  italienischer 
Sprache; 

5.  politische  Ökonomie,  in  deutscher  Sprache; 

6.  internationale  Handelskunde  und  Handelsgeographie,  in  deutscher 
Sprache; 

7.  österreichisches  und  ungarisches  Staatsrecht,  in  deutscher  Sprache; 

8.  englische  Sprache. 

Für  die  schriftliche  Prüfung  werden  drei  aufeinander  folgende  Tage 
anberaumt,  die  mündliche  Prüfung  wird  an  einem  Tage  durchgeführt. 

Die  Ausarbeitung  der  schiiftlichen  Aufgaben  findet  unter  Aufsicht 
von  Beamten  des  Konsular-Departements  des  k.  und  k.  Ministeriums  des. 
Äußern  statt,  und  dürfen  die  Kandidaten  hiebei  nur  jene  Hilfsmittel  be- 
nützen, welche  ihnen  seitens  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  zur 
Verfügung  gestellt  werden. 

Wird  erwiesen,  daß  sich  ein  Kandidat  anderweitiger  Beihilfe  bedient 
hat,  so  wird  seine  Prüfung  annulliert,  und  kann  dem  betreffenden  Bewerber 
nur  ausnahmsweise  die  Wiederholung  des  Examens  gestattet  werden. 

Über  den  Umfang,  in  welchem  die  obei'wähnten  Gegenstände  bei  dem 
in  Rede  stehenden  Examen  geprüft  werden,  die  anzuempfehlenden  Hilfs- 
mittel, und  über  sonstige  mit  dem  Eintritte  in  den  Konsulardienst  im  Zu- 
sammenhange stehende  Fragen,  werden  im  Konsular-Departement  des  k. 
und  k.  Ministeriums  des  Äußern  die  erforderlichen  Aufschlüsse  erteilt. 

Die  Prüfungen  finden  vor  einer  Kommission  statt,  welche  aus  dem 
ersten  Sektionschef  im  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  oder  dessen  Stell- 
vertreter als  Präsidenten,  dem  Konsular-Referenten,  dem  Delegierten  des. 
Ministeriums  des  Äußern  bei  der  k.  und  k.  Konsular-Akademie  und  Pro- 
fessoren dieser  Anstalt  zusammengesetzt  ist. 

Die  Votierung  über  das  Prüfungsresultat  wird  in  der  Weise  vorge- 
nommen, daß  die  Funktionäre  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  und 
der  betreffende  Fachprofessor  der  Konsular-Akademie  für  jeden  einzelnen 
Gegenstand  abstimmen. 

Bei  gegensätzlicher  Stimmengleichheit  hat  der  Präsident  der  Kom- 
mission  das  dirimierende  Votum. 

In  gleicher  Weise  wird  die  Censurierung  der  schriftlichen  Arbeiten 
durchgeführt. 

Wird  auch  nur  eines  der  gelieferten  Elaborate  seitens  der  Kommission 
als  ungenügend  befunden,  so  bleibt  es  der  Entscheidung  des  k.  und  k.  Ministe- 
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riums   des  Äußern  anheimgestellt,  ob  der  Kandidat  noch  zur  mündliclien 
Prüfung  zuzulassen  ist. 

Über  die  Frage,  ob  der  Kandidat  nach  dem  Gesamtergebnisse  der 
abgelegten  Prüfung  für  die  Erlangung  einer  besoldeten  Stelle  im  k.  und 
k.  Konsulardienste  als  „befähigt"  zu  erkennen  ist,  entscheidet  das  k.  und 
k.  Ministerium  des  Äußern  auf  Grund  eines  vom  Konsular-Referenten  zu  er- 


Hiebei  werden  sowohl  die  Kenntnisse  des  Kandidaten  in  den  ein- 
zelnen Fächern,  als  dessen  geistige  Reife  im  allgemeinen,  Selbstständigkeit 
des  Urteiles  und  sprachliche  Schulung  in  Betracht  gezogen. 

Ebenso  entscheidet  das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern,  nach  Maß- 
gabe des  Gesamtergebnisses  der  Prüfung  darüber,  ob  dem  Kandidaten  bei 
nicht  genügendem  Erfolge  die  Wiederholung  des  Examens  zu  gestatten  ist. 

Die  Konsular-Attachfe-Prüfung  kann  nur  einmal  wiederholt  werden. 

Über  die  Prüfung  wird  ein  Protokoll  gefuhrt,  in  welches  auch  die 
Klassifizierungen  der  Kandidaten  in  den  einzelnen  Gegenständen  aufge- 
nommen werden. 

Es  werden  nur  zwei  Klaasifigj^eping-en  anpr^vfindet^  nämlich  ,.befilhigt'* 
und  .,nicht  befa] 

ber  das  geforderte  Maß  hinausgehende  Kenntnisse,  verbunden  mit 
hervorstechender  Reife  des  Urteiles,  erhalten  bei  der  Klassifizierung  in 
dem  betrefifenden  Gegenstande  den  Beisatz  „ausgezeichnet^*,. 

Den  Kandidaten  wird  über  das  Ergebnis  der  abgelegten  Konsular- Attache- 
Prüfung  ein  Dekret  des  k.  und  k,  Ministeriums  des  Äußern  aus^efol^t.*) 

*)  Zur  leichten  Orientierung  jeirer  Kandidaten,  welche  die  Absicht  haben,  die 
Konsnlar-Attache-Prüfang  abzulegen,  werden  hier  sowohl  das  von  dem  k.  und  k. 
Ministerinm  des  Äußern  zusammengestellte  darauf  bezügliche  Programm,  als  auch 
die  einschlägigen  Hilfsmittel  genau  angeführt. 

Programm  und  Hilfsmittel  für  die  Konsular-Attache-Prüfung. 

(Die  hier  und  im  folgenden  erwähnten  Bücher  werden  zur  allgemeinen  Orien- 
tierung der  Kandidaten  angeführt;  hiemit  ist  jedoch  weder  eine  Beschränkung 
rücksichtlich  der  von  ihnen  bei  der  Vorbereitung  zur  Prüfung  zu  benutzenden 
Lehr-  und  Hilfsbücher,    noch   eine   den  Gebrauch    anderer  Werke   ausschließende 

Empfehlung  beabsichtigt.) 

1.  Völkerrecht 

I.  Die  Rechtssubjekte  des  Völkerrechtes:  1.  Begriff  des  Staates,  Ent- 
fitehnng  und  Untergang  des  Staates;  Staatenverbindungen  (Union,  Bundesstaat, 
Staatenbund)  in  ihrer  völkeiTechtlichen  Stellung.  2.  Souveränität:  a)  Innere  Un- 
abhängigkeit; Gebietshoheit,  Exterritorialität.  b)  Äußere  Selbständigkeit;  die 
völkerrechtlichen  Grundrechte;  Intervention;  internationaler  Verkehr;  neutralisierte 
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Wie  bereits  oben  (siehe  erster  Teil:  Konsular- Akademie)  erwähnt  wurde, 
sind  die  absolvierten  Zöglinge  der  k.  und  k.  Konsular-Akademie  von  der 
Ablegung  der  Konsular-Attach6-Prüfung  befreit. 


Staaten,  halbsonveräne  Staaten.  3.  Das  Staatsgebiet:  StaatRterritoriam;  Binnen- 
und  Efistengewässer;  Hechte  der  Staats-  und  Handelsschiffe;  Erwerb  und  Verlost 
von  Staatsgebiet. 

II.  Der  völkerrechtliche  Verkehr:  1.  Organe  desselben:  Das  Staatsober- 
haupt; das  auswärtige  Amt  und  die  völkerrechtlichen  Agenten:  Gesandte  und 
Konsuln,  Fluß-,  Sanitäts-,  Finanzkommissionen;  Verwaltungsgemelnscbaften  und  inter- 
nationale Gerichte.     2.  Völkerrechtliche  Verträge;  Allianzen;  Kongresse. 

IIL  Friedensrecht:  1.  Fremdenrecht.  2.  Freiheit  des  Meeres;  internationales 
Seerecht.  3.  Binnenschiffahrt;  internationale  Ströme  und  Kanäle;  das  Recht  der 
internationalen  Flüsse,  insbesondere  der  Donau. 

IV.  Die  internationalen  Streitigkeiten:  1.  Erledigung  ohne  Waffengewalt^ 
2.  Elriegsrecht,  insbesondere  Kriegserklärung  und  Beendigung  des  Krieges:  Kriegs- 
schauplatz und  Kriegsmittel;  Gefangene  und  Verwundete;  Besetzung  fremden 
Staatsgebietes;  Kriegsverträge.  3.  Seekrieg:  Blockade,  Kaperei.  4.  Neutralität: 
Hechte  und  Pflichten  der  Neutralen;  Kriegskontrebande. 

Die  Staats  vertrage:  1.  Wiener  Kongreßakte  1815.  2.  Londoner  Vertrag 
1840.  3.  Londoner  Konvention  1841.  4.  Pariser  Vertrag  samt  Annexen  1856. 
5.  Genfer  Konvention  1864.  6.  Berliner  Vertrag  1878.  7.  Schlußakte  der 
Berliner  Konferenz  1885. 

Liszt:    „Das   Völkerrecht".      Berlin    1898.  —  Rivier:    „Droit 
des  gens." 

2.  Staatsrecht. 

Grundgesetze  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie;  österreichisches 
und  ungarisches  Staatsrecht. 
I.  Dynastie  und  Monarch;  Grundgesetze  der  österreichisch-ungarischen  Mon- 
archie  (pragmatische  Sanktion;  Ausgleich);  gemeinsame  Angelegenheiten  und  ge- 
meinsame Ministerien;  Delegationen;  Deckung  der  Kosten  der  gemeinsamen  Ange- 
legenheiten (Zölle,  Quote,  gemeinsame  Staatsschuld);  wirtschaftliche  Einheit  der 
Monarchie;  Zoll-  und  Handelsbündnis. 

IL  Die  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder:  Regierung  und 
Central  Verwaltung;  Ministerien,  Behördenorganisation;  Selbstverwaltung  und  Selbst- 
verwaltungskörper; Länder,  Gemeinden,  Kirchen.  Die  gesetzgebende  Gewalt; 
Reichsrat  und  Landtage;  Verordnungen.  Die  richterliche  Gewalt;  Reichsgericht 
und  Verwaltungsgerichtshof;  Staatsbürgerschaft  und  Staatsbürgerreclite. 

ni.  Ungarn  und  seine  Nebenländer:  Verhältnis  Ungarns  zu  den  Neben* 
ländem;  Organisation  der  Regierungs-  und  Vollzugsgewalt;  Autonome  Verwaltung; 
Unnizipien,  Gemeinden,  Kirchen.  Die  gesetzgebende  Gewalt;  Reichsgesetzgebung; 
Gesetzgebung   für  Kroatien-Slavonien.     Die  richterliche  Gewalt  und  ihre  Organi- 
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Die  neu  ernannten  Konsular-Attaches  können  behufs  Erwerbung  der 
erforderlichen  judiziellen  Praxis  einem  Gerichte  in  Civil-  und  Strafsachen 
und  sodann  zur  Vervollständigung  ihrer  handelspolitischen  und  kommer- 


sation;  Organisation  des  Justiz-  und  Finanzwesens;  Staatsbürgerschaft  und  Staats- 

borgerrechte. 

Burckhardt:  „Leitfaden  der  Verfassungskunde  der  österreichisch- 
ungarischen  Monarchie".  Wien,  1895,  eventuell  zur  Ergänzung  be- 
züglich des  ungarischen  Staatsrechtes:  Mischler-Ülbrich:  „Österrei- 
chisches Staatswörterbuch".  Wien,  1895/97,  IL  Band,  2.  Hälfte, 
S.  1291  bis  1300. 

3.  Internationales  Privat-  und  Strafrecht. 

I.  Allgemeines:  1.  Personalitäts-,  Territorialitätsprinzip;  Statutentheoiie 
Anwendung  und  Beweis  fremden  Rechtes.  2.  Die  rechtliche  Stellung  des  Aus- 
länders; Begriff  des  Auslandes,  des  Inlandes;  Rechtsfähigkeit  der  Fremden;  Reci- 
procität,  Retorsion. 

IL  Materielles  Privatrecht:  Personen-,  Familien-,  insbesondere  Eherecht, 
Erbrecht;  Sachen-,  Obligationenrecht;  Handels-,  See-,  Wechselrecht. 

in.  Civilprozeßrecht,  insbesondere  die  Lehre  von  den  internationalen  Ge- 
richten und  der  Eonsularjurisdiktion;  Rechtshilfe  in  Civilsachen;  Verfahren  außer 
Streitsachen;  Konkursrecht. 

IV.  Strafrecht  und  Strafprozeß;  Herrschaftsgebiet  der  Strafgesetze;  Kon- 
salarjurisdiktion  in  Strafsachen;  Rechtshilfe  in  Strafsachen;  Auslieferung  und  Ans- 
liefernngsverträge;  administrative  Auslieferung. 

Jettel:  „Handbuch  des  interaationalen  Privat-  und  Strafrechtes ". 
Wien,  1894. 

4.  Konsularwesen  InkluslTe  der  Vorsehrlften  ttber  Seesehlffahrt. 

A.  Konsularwesen. 

I.  Organisation  der  k.  und  k.  Konsularämter. 

IL  Aktives  und  passives  Konsularrecht;  Prärogativen  und  persönlicher  Ge- 
richtsstand der  k.  und  k.  Konsularfnnktionäre,  Konsular-Eonventionen. 

III.  Obliegenheiten  und  Befugnisse  der  Konsularämter:  Berichterstattung; 
kommerzielle  Aufgaben;  notarielle  Tätigkeit;  paß-polizeiliche  Agenden;  Obliegen- 
heiten rficksichtlich  der  im  Auslande  weilenden  wehrpflichtigen  österreichischen 
und  ungarischen  Staatsangehörigen;  Depositengebarung;  Heimsendung  hilfsbedürf- 
tiger österreichischer  und  ungarischer  Staatsangehöriger;  Verlassenschaften  von  im 
Auslande  verstorbenen  österreichischen  und  ungarischen  Staatsangehörigen;  Civil- 
standsamtliche  Funktionen  der  österreichisch-ungarischen  Konsularvertreter;  Ein- 
hebung und  Verrechnung  der  KonsulargebtLren,  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit. 
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^iellen  Kenntnisse  einer  oder  mehrerer  Handels-  und  Gewerbekammem  in 
Österreich  und  in  Ungarn  oder  auch  dem  k.  k.  Handelsministerinm  in  Wien 

B.  Servizio  marittimo. 
Categorie  dei  bastimenti;  bandiera;  categorie  della  navigazione  marittima; 
nfftcio  del  registro  dei  bastimenti;  recapiti  di  navigazione;  docnmenti  di  naviga- 
zione,  docnmenti  personali;  dei  proprietari  di  bastimenti;  del  personale  dei 
bastimenti;  del  comandante,  dell'  eqnipaggio,  del  personale  di  bordo  non  apparte- 
nente  al  ceto  marittimo;  dei  diritti  ed  obblighi  dei  naviganti;  del  salario;  del 
nolOy  contratto  di  noleggio,  delle  polizze  di  carico;  del  contratto  a  cambio  marittimo; 
del  contratto  di  assicnrazione;  dell'  abbandono;  delle  avarie;  del  getto  e  del  con- 
tribato;  dei  diritti  ed  obblighi  degli  nf&ci  consolari  in  affari  marittimi. 

Malfatti:  ,, Österreichisch-ungarisches  Konsularwesen" . — Mischler- 
ülbrich:  „Staatswörterbuch«,  IL  Band,  1.  Hälfte,  S.  401  bis  442  und 
II.  Band,  2.  Hälfte,  S.  1039  bis  1050. 

5.  Politische  Ökonomie. 

Conrad:  „Grandriß  zum  Studium  der  politischen  Ökonomie **. 
3  Teile:  Nationalökonomie,  Volkswirtschaftspolitik,  Finanzwissenschaft. 
Jena,  1898/99.  —  Philippovich:  „Grundriß  der  politischen  Ökonomie". 
Freiburg  1899.  1.  Band:  Volkswhtschaftslehre.  2.  Band:  Volks- 
wirtschaftspolitik.   (1.  Teil.) 

A.  Volkswirtschaftslehre  (im  Grundriss). 
1.  Entwicklungsbedingnngen  der  Volkswirtschaft.  2.  Produktion  und  Er- 
werb, insbesondere  die  genossenschaftlichen  üntemehmungsformen  (Aktiengesell- 
schaften, Kartelle,  Trusts,  Genossenschaften);  Groß-  und  Kleinbetrieb.  3.  Ver- 
kehr und  Verkehrsmittel;  Wirkung  der  Verkehrsmittel  auf  die  Volkswirtschaft; 
V7ert8ch wankungen  des  Geldes;  Einfluß  derselben  auf  die  Volkswirtschaft;  Kredit: 
V7esen  und  Arten;  Organisation  des  Kredites;  Banken;  Kredit-  und  Zahlungswesen: 
Banknote,  Staatsnote,  Scheck,  Clearing,  internationale  Zahlungen.     4.  Einkommen 

und  Konsumtion. 

B.  Volkswirtsohaftspolitik. 

I.   Gewerbepolitik  und  Indnstriepolitik. 

1.  Gewerbezwang  und  Gewerbefreiheit. 

2.  Arbeitsrecht;  Koalitionsfreiheit,  Mittel  des  Lohnkampfes;  Gewerksvereine, 
Arbeitsausschüsse,  Arbeitsämter;  der  Arbeiterschutz  (Personen-  und  Betriebsschutz, 
Maximalarbeitstag,  Nachtarbeit  u.  s.  w.);  Gewerbeinspektion,  Einignngsämter  und 
Gewerbegerichte;  Wohlfahrtseinrichtungen;  Arbeiterversicherung;  Unfall-,  Kranken-, 
Alters-  und  Invaliditätsversicherung;  Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit;  die  Be- 
deutung sozialpolitischer  Maßregeln  für  die  internationale  Konkurrenz. 

3.  Erfinderschutz;  Muster-  und  Markenschutz. 

„Schönb.**  11.  S.  420  bis  464  und  576  bis  630.  Insbesondere 
die  österreichische  und  ungarische  Gewerbegesetzgebung:   „ö.  u.  Stwb." 


-     41     — 

zugewiesen  werden,  worauf  ihre  Zuteilung  zu  einem  k.  und  k.  Konsularamte 
im  Auslande  erfolgt. 

I.  S.  853  bis  865;  IL  S.  1323  bis  1330.  Behufs  näherer  Information 
über  einzelne  Punkte  eventuell  folgende  Artikel  im  „Hwb.  d.  Stwft.": 
Aktiengesellschaften,  Ausfuhrmusterlager,  Ausstellungen,  Gewerbegesetz- 
gebung, Gewerbeinspektion,  Gewerbekammem,  gewerbliche  Anlagen, 
Untemehmerverbände. 

„Wb.  d.  V.**  I.  S.  89  bis  210.  Die  Artikel:  Arbeit,  Arbeiter, 
Arbeiterkammem,  Arbeiter  Versicherung,  Arbeitsämter,  Arbeitseinstel- 
lungen, Arbeitsnachweis,  Arbeitszeit.  (Mit  Ausschluß  der  geschichtlichen 
und  juristischen  Details). 

Speziell  für  österreich-üngam:  Die  Artikel  über  Arbeiterschutz 
im  „ö.  u.  Stwb."  I.  S.  46  bis  62;  —  II.  S.  1342  bis  1346;  Unfall- 
versicherung im  „ö.  u.  Stwb."  n.  S.  1265  bis  1290;  Krankenver- 
sicherung im  „ö.  u.  Stwb."  IL  S.  451  bis  474;  Krankenkassen  in 
Ungarn  im  „ö.  u.  Stwb."  II.  S.  1346  bis  1352;  Erfinderschutz  und 
Patentwesen:  „Schönb."  IL  S.  779  bis  810  und  „ö.  u.  Stwb."  Artikel: 
Patente  S.  S.  1712  bis  1719. 

IL   Agrarpolitik. 

1.  Grundbesitz  Verteilung;  Freiteilbarkeit  und  Geschlossenheit  der  Bauern- 
güter; Anerbenrecht;  innere  Kolonisation. 

2.  Interessenvertretungen  der  Landwirtschaft;  landwirtschaftlicher  Kredit; 
ländliche  Arbeiterfrage. 

3.  Agrarkrisen;  Bedeutung  der  Landwirtschaft  im  auswärtigen  Handel. 

^Hwb.  d.  Stwft."  2.  Auflage,  I.  Band,  Art.:  Agrarpolitik,  Agrar- 
krisis;  dann  „Schönb."  IL  S.  219  bis  244,  Art:  Internationaler  Handel 
Agrarprodukten  und  AgrarzöUe;  Einzelnes:  „Hwb.  d.  Stwft."  Art.: 
Getreide,  Getreidehandel,  Getreidepreise,  Getreidezölle  (auch  im  Sup- 
plement). 

III.   Handelspolitik. 

1.  Zusammenhang  der  Handelspolitik  und  der  Industrie-,  Agrar-,  Gewerbe- 
<ind  Bevölkerungspolitik;  isolierte  und  Handelsstaaten;  die  Handelspolitik  als  Teil 
der  Staatspolitik;  nationale  und  wirtschaftliche  Kämpfe;  weltpolitische  Tendenzen. 

2.  Handels-  und  Zahlungsbilanz;  Edelmetall-  und  Warenbewegung;  Handels- 
statistik; Welthandel. 

3.  Handelspolitische  Tendenzen  der  wichtigsten  europäischen  und  außer- 
europäischen Staaten. 

4.  Handelsverträge:  a)  im  allgemeinen:  Zweck,  Inhalt,  Subjekte,  Gebiet; 
J)auer,  staatsrechtliche  Bedeutung  und  Formen  der  Handelsverträge;  b)  im  speziellen: 
Tarif  Vereinbarungen;  autonomer  Tarif  und  vertragsmäßige  Bindung;  General-  und 
Konventionaltarif;   Einheitstarif;    Maximal-  und   Minimaltarif;   Tarifzugeständnisse 
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Die  Eonsolar-Attachäs  werden  nach  Maßgabe  des  Dienstbedarfes  auch 
dem  Dragomanate  der  k.  und  k.  Botschaft  in  Constantinopel  sowie  der 
k.  und  k.  Gesandtschaft  in  Teheran  zugeteilt. 


und  Tarifforderongen.  Handels-  nnd  Niederlassnngsfreiheit;  Märkte  und  Messen; 
Schutz  des  geistigen  Eigentums  in  den  Handelsverträgen;  Handlungsreisende.  Die 
Meistbegünstigungsklausel:  Begriff,  Zweckmäßigkeit,  Umfang  und  Wirkungen. 

5.  Innere  Besteuerung  und  Handelspolitik;  Innere  Besteuerung  und  fremde 
Waren;  Ausfahrbonifikationen  und  Exportprämien;  Staatsmonopole. 

6.  Internationale  Handelsbegünstigungen:  Grenzverkehr,  Markt-  und  Losungs- 
verkehr, Veredlungsverkehr,  Zollkartelle. 

7.  Internationale  Veterinärpolizei:  autonome,  vertragsmäßige  Veterinärpolizei. 

8.  Internationale  Eisenbahn-  und  Schiffahrtspolitik:  a)  Eisenbahnen:  Tarif- 
vereinbarungen, Berner  Konvention;  internationale  Eisenbahnen,  b)  Schiffahrt: 
Binnen-,  Küsten-,  Seeschiffahrt;  Schiffahrtskonventionen;  Hilfleistung  zur  See; 
Niederlagen  (öffentliche  und  private  Freihafengebiete). 

„Schönb."  II.  S.  811  bis  937. 

Grunzel:    „Handbach  der  Handelspolitik." 
Wien. 

„Oe.  u.  Stwb."  II.  S.  1588  bis  1603,  Art.:  Zollrecht;  IL  S.  160» 
bis  1606,  Art.:  Zoll- und  Handelsbündnis;  II.  S.  8  bis  17,  Art.:»  Handels- 
verträge. 

Einzelnes:  „Hwb.  d.  Stwft.".  Art.:  Ausfuhrprämien  und  Ausftihr- 
vergütungen;  Ausfahrzölle  und  Ausfuhrverbote;  Auskunftswesen;  Baum- 
wollindnstrie;  Bier;  Differentialzölle;  Durchfuhrzölle;  Einfahrprämien; 
Einfuhrverbote;  Einfalirzölle ;  Eisen  und  Eisenindustrie;  Häfen;  Handels- 
bilanz; Handelspolitik  (auch  im  Supplement);  Handelsverträge;  Leinen- 
und  Seidenindustrie;  Schutzsystem;  Zölle;  Zackerindastrie. 

IV.  Verkehrspolitik. 

„Wb.  d.  V."  L,  S.  617  bis  634,  Art.:  Eisenbahnen  (spezieU  für 
Österreich-Ungarn).  „Oe.  u.  Stwb."  I.,  S.  327  bis  342,  S.  351  bis  361 
und  S.  377  bis  390;  IL,  S.  1557  bis  1562,  Art.:  Wasserstraßen. 

Einzelnes:  „Hwb. d. Stwft.",  Art.:  Eisenbahnen, Schiffahrt,  Binnen- 
schiffahrt (auch  im  Sapplement),  Kanäle  (im  Supplement  I ) 

V.    Münz-,  Währungs-  und  Kreditpolitik. 

1.  Die  Währungspolitik  der  einzelnen  earopäischen  Staaten,  der  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika  und  Indiens  —  während  der  letzten  Jahrzehnte  —  in 
ihi^n  Grundzügen.  Insbesondere  die  Währungspolitik  Österreich-Ungarns;  Valuta- 
regulierung (Gesetze  vom  Jahre  1892,  Ausbau  und  Vollendnng  der  Valntaregulierung). 

2.  Grnndzüge  der  Bankpolitik,  insbesondere  deren  Wirkungen  für  den  Außen- 
handel. 
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Das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  hat  sich  veranlaßt  gefunden, 
den  früheren,  den  veränderten  Dienstverhältnissen  nicht  mehr  entsprechenden, 
zu  Mißverständnissen  Anlaß  gebenden  Titel  eines  Konsulareleven  außer  Ge- 


3.  Grandzüge  der  Organisation  der  Notenbanken:  Baok  von  England,  Frank- 
reich, Deutsche  Reichsbank. 

4.  Geschichte  und  Organisation  der  österreichisch-ungarischen  Bank,  ihre 
Stellang  zum  Staate,  das  letzte  Privilegium  seinem  wesentlichen  Inhalte  nach. 

,.Schönb."  I.,  S.  315  bis  496,  Art:  Währungspolitik,  Bankwesen 
(mit  Ausschluß  der  historischen  und  pragmatischen  Details). 

Speziell  fdr  Österreich-Ungarn: 

„Oe.  u.  Stwb."  I.,  S.  99  bis  108,  Art.:  Banken  und  österreichisch- 
ungarische Bank. 

„Oe.  u.  Stwb.**  I,  S.  665  bis  671  und  679  bis  685,  Art.:  Geld, 
Münzwesen  und  Papiergeld  (seit  1857). 

Einzelnes:  „Hwb.  d.  Stwft."  (auch  im  Supplement),  Art.:  Banken, 
Börse,  Check,  Doppelwährung,  Mtinzbund,Münzwesen,  Papiergeld,  Clearing- 
häuser (im  Supplement  I).  Währungsform  in  Österreich-Ungarn  (nnter 
dem  Schlagworte  „Papiergeld"  im  Supplement  I),  Währuugsfrage  im 
Supplementband. 

VI.  Bevölkerungspolitik,  Auswanderung,  Kolonisation. 

1.  Auswanderung;  Ursachen  der  Auswanderung;  Wirkung  auf  das  Mutterland; 
Stellung  des  Staates  zur  Auswanderung;  Beschränkung  und  Förderung. 

2.  Kolonien,  Wandlungen  und  Entwicklungstendenzen  der  letzten  Jahre 
(Schutzgebiete,  Interessensphären,  Panamerikanismus,  die  Zurückdrängung  Spaniens, 
Central-  und  Ostasien  u.  s.  w.);  Bedeutung  der  Kolonien  für  das  Mutterland,  ins- 
besondere dessen  Handel. 

„Schönb."  II.,  S.  1037  bis  1119,  Art.:  Auswanderung,  Koloni- 
sation (mit  Ausnahme  der  Details).  Speziell  für  Österreich-Ungarn: 
Oe.  u.  Stwb."  L,  S.  94  bis  99,  U.,  S.  1669. 

Einzelnes:  „Hwb.  d.  Stwft."  (auch  im  Supplement),  Art.:  Aus- 
wanderung; Auswanderungsuntemehmungen,  Fremdenpolizei,  Kolonie; 
Einwanderung  (im  Supplement  I.) 

C.  Zollgesetzgebung. 
Funktion  des  Zolles;  Haftung  der  Ware  für  die  Zollgebür;    objektive  und 
subjektive  Zollpflicht;   Zollabgaben  und  Zollerleichterangen;  zollpflichtiger  Waren- 
verkehr; Nachforderung  und  Rückerstattung  von  Zöllen;  Zollverjährung;  Rechtsmittel 
in  Zollangelegenheiten;  Behörden  Organisation. 

6.  Internationale  Handelskande. 

I.   Institutionen   zur   Förderung   des  Handels;    Warenbörsen    (Organisation, 
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brauch  zu  setzen.    Auf  Grund  diesfälliger  Allerhöchster  Ermächtigung  vom 
7.  August  1895  hat  das  gedachte  Ministerium  die  Umwandlung  des  frühere] 


Börsengeschäfte,  insbesondere  Börsentermingeschäfte,  Preisnotiemng  nnd  Liquidation, 
Börsenschiedsgerichte,  Handelsmäkler) . 

n.  Münz-  und  Währungsverhältnisse  in  den  hauptsächlichsten  europäischen 
Staaten  (insbesondere  Österreich-Ungarn,  England,  Deutschland,  Länder  der  lateinischen 
Münzunion);  Elemente  der  Währnngssysteme  in  Nordamerika,  Ostasien,  Indien.  Die 
Lehre  von  den  internationalen  Zahlungen;  Elemente  der  Münzparität-  und  Devisen- 
berechnung (im  Anschlüsse  an  die  parallelen  Partien  der  politischen  Ökonomie  und 
ohne  Eingehen  in  Details). 

III.  Hilfsgewerbe  des  Handels  (Agenten,  Kommissionäre,  Spediteure,  Fracht- 
nnd  Lagerhansgesebäft,  Versicherungsgeschäft);  Güterbeförderung  im  internationalen 
Verkehre;  Elemente  der  Tarif  lehre. 

IV.  Effektenhandel;  Effektenbörsen  (Organisation,  Geschäften,  s.w.);  Wechsel-, 
Check-  und  Clearingverkehr. 

V.  Wesen  der  Usancen;  Elemente  der  Usancenkunde  der  wichtigsten  Stapel- 
.artikel  des  internationalen  Handels. 

Sonndorfer- Schuster:    „Lehrbuch    der   internationalen    Handels- 
kunde."   Wien,  1900. 

7.  Uandelsgeographle. 

(Das  Ziffernmaterial  bloß  im  ümriss  und  nur  soweit  es  zur  allgemeinen  Orientierung 
und  Vergleichung  unerläßlich  erscheint.) 

I.  Die  wichtigsten  Dampfer-  und  Schiffahrtslinien;  internationale  Kanäle; 
transkontinentale  Bahnen;  Hauptverkehrslinien  von  Europa,  Amerika  und  Asien; 
internationale  Kabel  und  Überlandstelegraphen. 

II.  Die  wichtigsten  Produktionswege  Österreich -Ungarns  in  ihrer  lokalen 
Disposition  und  Bedeutung  für  den  Außenhandel;  die  wichtigsten  Bahnen  und 
Schiffahrtsverbindungen  Österreich-Ungarns. 

Iir.  Die  einzelnen  ausländischen  Wirtschaftgebiete  in  ihrer  Bedeutung  für  den 
österreichisch-ungarischen  Außenhandel,  ihre  wichtigsten  Produkte  und  Handelsartikel. 

IV.  Die  wichtigsten  Stapelartikel  des  Weltverkehres  (Agrarprodukte,  Eisen, 
Zucker,  Manufakturwaren)  in  ihrer  geographiechen  Verteilung  und  Stellung  im  öster- 
reichisch-ungarischen Außenhandel. 

Zehden:  „Handelsgeographie".     Wien,  Holder. 

Anmerkung:  Für  die  schriftliche  Konsular-Attachö-Prüfung  wird  den  Kan- 
didaten die  Benützung  folgender  Hilfsmittel  gestattet,  welche  seitens  des  k.  und 
k.  Ministeriums  des  Äußeren  beigestellt  werden  und  zwar: 

Wörterbücher  der  französischen  und  englischen  Sprache; 

Martens:  „Eecueil  des  trait^s  et  Conventions^; 

Elster:  „Wörterbuch  der  Volkswirtschaft" ;  und 

Conrad:  „Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften''. 
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Titels  eines  Konsülareleven  in  jenen  eines  Konsiilar- Attache  verfügt  so  daß 
gegenwärtig  die  l&onsular-Konzeptsbeamten  der  IX.  Rangsklasse  den  Titel 
eines  Eonsular-Attach6  fuhren. 

Gegenwärtig  sind  25  Konsular- Attache-Stellen  systemisiert. 

Die  diplomatische  und  die  Konsularkarriere  sind  voneinander  voll- 
ständig getrennt  und  sind  die  Aufnahmsbedingungen  für  beide  verschieden. 

Zur  Ablegung  der  fiir  die  Erlangung  einer  besoldeten  Stelle  im  Kon- 
zeptsfache sei  es  im  inneren  Dienste  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußeren 
selbst,  sei  es  bei  einer  k.  und  k.  diplomatischen  Mission  im  Auslande,  vor- 
geschriebenen Diplomatenprüfung  werden  nur  solche  Bewerber  zugelassen, 
welche  sämtliche  Staatsprüfungen,  bezw.  die  strengen  Doktorsprüfungen  mit 
gutem  Erfolge  bestanden  haben,  der  französischen  und  deutschen  Sprache 
in  Wort  und  Schrift  vollkommen  mächtig  sind  und  eine  einjährige  Probe- 
praxis bei  dem  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern,  oder  eine  zweijährige  bei 
einer  k.  und  k.  diplomatischen  Mission  im  Auslande  zurückgelegt  haben. 

Zu  einer  besoldeten  Stelle  im  Konzeptsfache,  sei  es  im  inneren  Dienste 
des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußeren  selbst,  sei  es  bei  einer  k.  und  k. 
diplomatischen  Mission  im  Auslande,  wird  niemand  zugelassen,  der  nicht  bei 
der  Diplomatenprüfung  als  befähigt  erkannt  worden  ist.  Für  den  Dienst 
bei  einer  k.  und  k.  diplomatischen  Mission  ist  aber  noch  der  Genuß  einer 
Jahresrente  von  mindestens  Sechstausend  Gulden  (=  Zwölftausend 
Kronen)  zu  dokumentieren. 

DieJiplomntrnprilfnnpr  "^rffillt  in  eine  mündliche  und  eine  schriftliche. 
Letztere  wird  zuerst  abgelegt  und  findet  an  drei  unmittelbar  aufeinander- 
folgenden Tagen  statt.  Die  Bestimmung  der  Tage  der  schriftlichen  und  der 
mündlichen  Prüfung,  sowie  der  Reihenfolge  der  Gegenstände  derselben  bleibt 
dem  Vorsitzenden  der  Kommission  überlassen,  doch  soll  zwischen  beiden 

Abkürzungen. 

„Schönb."  =  Schönberg:  „Handbuch  der  politischen  Ökonomie";  4.  Auflage. 
Tubingen.  (3  Bände.) 

„Wb.  d.  V."  =  „Wörterbuch  der  Volkswirtschaft",  herausgegeben  von 
Elster.    Jena.   (2  Bände.) 

„Hwb.  d.  Stwft."  =  „Handwörterbuch  der  Staats  wissen  Schäften",  heraus- 
gegeben von  Conrad,  Beis,  Elster  und  Löning.  Jena.  (6  Bände 
und  2  Supplemente.)     2.  Auflage  im  Erscheinen. 

„Oe.  u.  Stwb."  =  „Oesterreichisch-ungarisches  Staatswörterbuch",  heraus- 
gegeben von  Mischler  und  Ulbrich,   Wien.    2  Bände. 

Anhangsweise  sind  bei  jeder  Position  jene  Artikel  des  „Hwb. 
d.  Stwft."  angeführt,  welche  nähere  Infoimationen  über  einzelne  Punkte 
aus  dem  betreffenden  Gebiete  ermöglichen. 
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Prüfungen  nur  ein  Termin  von  längstens  acht  Tagen  liegen.  Gegenstände 
der  mündlichen  Prüfung  sind: 

a)  Gesamtes  europäisches  Völkerrecht,  insbesondere  Recht  des  Friedens, 
des  Krieges,  der  Neutralen,  öffentliches  Seerecht,  Gesandtschafts-  und 
Konsularrecht,  mit  besonderer  Beziehung  auf  die  einschlägigen  öster- 
reichischen und  ungarischen  Vorschriften  und  internationales  Privat- 
recht,  insbesondere  die  in  Österreich-Ungarn  hierüber  geltenden  Be- 
stimmungen. 

b)  Diplomatische  Staatengeschichte:  Gestaltung  des  europäischen  Staaten- 
systems seit  dem  Westfälischen  Frieden  und  der  amerikanischen 
Staaten  seit  der  Unabhängigkeit  der  Vereinigten  Staaten  Amerikas 
bis  auf  die  neueste  Zeit,  Analyse  der  großen  und  insbesondere  der  die 
österreichisch-ungarische  Monarchie  betreffenden  Staatsverträge. 

c)  Volkswirtschaftspolitik  und  Finanzwissenschaft  in  ihrer  Anwendung 
auf  internationale  Verhältnisse  mit  besonderer  Berücksichtigung  der 
Handels-  und  Verkehrspolitik,  des  Währungs-  und  Münzwesens  der 
Staatsschulden,  der  Organisation  des  Kredit-  und  Geldwesens  u.  s.  w. 
unter  stetem  Hinweise  auf  die  einschlägigen  Verwaltungsgesetze. 
Zwei  Gegenstände  bezw.  die  Fragen  aus  dem  Völkerrechte,  inbegriffen 

das  internationale  Privatrecht,  dann  aus  der  diplomatischen  Staatengeschichte 
müssen  in  französischer  Sprache  beantwortet  werden. 

Die  schriftliche  Prüfung  erstreckt  sich  auf  das  Völkerrecht,  doch  ohne 
das  internationale  Privatrecht,  die  Staatengeschichte  und  die  inteniationale 
Wirtschaftspolitik.  Über  jeden  dieser  Gegenstände  wird  dem  Kandidaten 
von  dem  betreffenden  Prüfungskommissär  eine  Frage  schriftlich  vorgelegt, 
welche  aus  den  beiden  erstgenannten  Fächern  in  französischer,  aus  dem 
letzten  aber  in  deutscher  Sprache  auszuarbeiten  ist. 

Der  Kandidat  hat  seine  Ausarbeitungen  in  dem  Zeiträume  von  10  Uhr 
Vormittags  bis  längstens  6  Uhr  Abends  unter  steter  und  genauer  Beauf- 
sichtigung zu  verfassen. 

Ist  die  schriftliche  Prüfung  nach  dem  Urteile  der  Kommission  als 
gänzlich  mißlungen  anzusehen,  so  wird  der  Kandidat  zur  mündlichen  Prü- 
fung nicht  zugelassen.    Hierüber  entscheidet  allein  die  Prüfungskommission. 

Im  Falle  der  Approbierung  oder  Abweisung  wird  dem  Kandidaten 
sofort  nach  abgelegter  Prüfung  ein  mit  der  Unterschrift  des  Voraitzenden 
und  der  Mitglieder  der  Kommission  versehenes  Zeugnis  ausgestellt,  das  auf 
Befähigung  ohne  Beisatz,  auf  Befähigung  mit  Stimmeneinhelligkeit,  auf  Be- 
fähigung mit  Auszeichnung  aus  einigen  oder  allen  Gegenständen,  oder  end- 
lich auf  Nichtapprobierung  zu  lauten  hat.  In  letzterem  Falle  kann  übrigens 
dem  Kandidaten  die  Bewilligung  zur  Wiederholung  der  Prüfung  von  der 
Kommission  entweder  auf  ein  halbes  oder  auf  ein  ganzes  Jahr  erteilt 
werden,  doch  darf  eine  solche  Wiederholung  nur  einmal,  und  zwar  im  da- 
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rauffolgenden  Mai  oder  November  stattfinden.    (Erlaß  des  k.  und  k.  Mini- 
fiteriums  des  Äußern  vom  13.  Dezember  1880.) 

Die  effektiven  Konsnlarfiinktionäre  haben  ^pj  ^^^  pi^tptf  F.mennnng 
den  vorgeschriebenen  Diensteid  zu  leisten_nnd  dioEidesnrki^i^dft  nach  dem 

bestimmten  in  der  bezüglichen  Sammlung  (siehe  sechster  Teil,  I)  befindlichen 
Formulare  eigenhändig  zu  schreiben  und  zu  unterfertigen. 

Die  mit  lienehmigung  Seiner  k.  una  k.  Aposiouscnen  Majestät  auf 
ihren  Posten  berufenen  Vorstände  eines  effektiven  Konsularamtes,  sowie 
auch  jene  eines  Honorar-Eonsularamtes  mit  Ausschluß  der  Konsularagentien 
erhalten,  nebst  ihrem  Emennungsdekrete,  ein  von  Seiner  k.  und  k.  Aposto- 
lischen Majestät  unterzeichnetes  Bestallungsdiplom  ^  worauf  das  Exequatur 
der  betreffenden  Eegierung  erwirkt  werden  muß. 

Nur  im  osmanischen  1^?üf*^hf  ft^^^a^^tfin  nach  dem  bestehenden  Usus  die 
gedach^n  Funktionäre ^kein  Bestallungsdiplom,  sondern  werden  dieselben 
mittels  F^nnans  von  der  Pforte  in  ihrer  amthchen  Eigenschaft  anerkannt 

"^nd  zur  Ausübung  "ihrer  bezüglichen  Funktionen  ^nirelassen^^       ^~ 


Salarial-  und  Rangstatus  der  effektiven  Eonsnlarbeamten. 

Gehalt  und  Funktionszulage.    Quinquennal-  und  Quadriennal- 

vorrückungen.    Dienstalterszulagen.    Qualifikationstabellen. 

A.  Eonsalar-Eonzeptsbeamte.  B.  Eonsular-Eanzleibeainte.  C.  Bangs- 

klassenschema  der  Beamten  des  Ressorts  des  k.  und  k.  Mlnlsterlams 

des  k.  und  k.  Hauses  und  des  lufiern. 

A.  Konsular-Konzeptsbeamte. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Ent- 
schließung vom  8.  November  ,1899  ^ine  NftnrAg-pinng  Hftr  aph^Jt^  Har  ge- 
meinsamen  Beamten  zu  genehmigen  und  zugleich  zu  gestatten  geruht,  daß 
das  fiir  die  gemeinsamen  Beamten  festgesetzte  neue  Gehaltsschema  auf  die 
k.  und  k.  Beamten  des  diplomatischen  und  Konsularkorps,  sowie  auf  die 
k.  und  k.  Eanzleibeamten  des  diplomatischen  und  Eonsulardienstes  unter 
Beibehalt  des  Gesamtausmaßes  der  bisherigen  Bezüge  derselben  in  der  Weise 
zur  Anwendung  zu  gelangen  habe,  daß  die  Zulagen  der  einzelnen  Beamten 
in  eben  dem  Maße  zu  vermindern  sind,  als  deren  Gehalte  eine  Erhöhung 
erfahren. 

Auf  Grund  der  sanktionierten  Delegationsbeschlüsse  vom  23.  Jänner 
1900  ist  diese  Neuregelung  der  Dienstbezüge  der  genannten  Beamten  niit^ 
^  .Tiinnrr  lOfiR  inn  Tinhnn  (rntrftt,fty|, 

Zusammenstellung  der  Grundzüge  der  mit  1.  Jänner  1900  in  Kraft 
getretenen  Neusystemisierung  der  Dienstbezüge  der  k.  und  k.  Beamten  des 
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diplomatischen  und  Eonsularkorps  nnd  der  k.  und  k.  Eanzleibeamten  de» 
diplomatischen  und  Eonsulardienstes  sowie  einzelner  Bestimmungen,  welche- 
die  von  diesem  Termine  an  obligatorische  Verrechnung  in  der  Kronen- 
währung und  die  neuen  Pensionsvorschriften  hinsichtlich  der  Personalbezttge 
dieser  Beamten  nach  sich  ziehen. 

Vom  1.  Jänner  1900  an  beziflfern  sich  die  Gehalte  der  k.  und  k.  Be* 
amten  des  diplomatischen  und  Eonsularkorps,  sowie  der  k.  und  k.  Eanzlei- 
beamten des  diplomatischen  und  Eonsulardienstes  nach  dem  folgenden 
Schema: 

IL  Rangsklasse  20000  K 

m.  „  16000  „ 

IV.  „  14000  „ 

1.  Gehaltsstufe  11  000 


.;,. 

V 


2. 


VI. 


U; 


Gehaltsstufe 


f 


VII. 


VIII. 


i30oq_ 

7  006~ 

9000 

5  200 

6000 


'/Vi(mK 


t'P\>J\\'.M'k'''*-^'- 


7- 


'<' 


»^ov^- 


%' 


IX. 


»r?)t) 


■-n. 


^ 


/ 


/    ;     is^J^ 


n^ 


1.  Gehaltsstufe 
2. 

1.  Gehaltsstufe    4000 

2.  „  4400 

3.  „  4  800 
I.Gehaltsstufe  2  800 
2.          „  3  200 

>..^>^  :^..  ,--H3.  „  3  600 

1.  Gehaltsstufe    2  200 

X.  „  j  2.  „  2  400 

■'■A^  l  3.  „  2  600 ^ 

Die  Vorrückung  in  den  höhei-cA  Gehalt  einer  Rangsklasse^at  in  der 
!l  IX.  ßangsklasse  nach  ^  vier,  in  der  VIII.  bis  inklusive  V.  ßangs- 
^'\i/ldasse  nach  je  fünf  in  der  betreffenden  Rangsklasse  vollstreckten  Dienst- 
y/^   jähren  zu  erfolgen. 

/^  Die  in  dem  früheren  Gehalte  einer  Rangsklasse  zugebrachten  Dienst- 

xJ^NsJahre  wurden  bei  Einführung  des  neuen  Gehaltsschemas  in  die  Quadriennien 
•N^  ^  ,i  bezw.  Quinquennien  eingerechnet. 

[  ^  "^^v"  Den  Beamten  der  X.,  IX.  und  VIII.  Rangsklasse  werden  nach  sech- 

zehn in  ein  und  derselben  Rangsklasse  vollstreckten  Dienstjahren  bei  der 
Pensionsbemessung  in  Anrechnung  zu  bringende  Dienstalterszulagen  von 
A  i '-  <  jährlich  200  E  und  nach  zwanzig  in  ein  und  derselben  Rangsklasse  voll- 
tj^^  ^  streckten  Dienstjahren  solche  Zulagen  von  weiteren  200  K  jährlich  gewährt. 
T  ^  i   i  Diese  Zulagen  werden  bei  der  Vorrückung  in  eine  höhere  Rangsklasse  ent- 
"    ..  "l  sprechend  vermindert  bezw.  eingezogen. 
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Das  Gesamtausmaß  der  Dienstbezüge  der  k.  und  k.  diplomatischen 
und  Konsularbeamten,  sowie  der  k.  und  k.  Kanzleibeamten  des  diplomati- 
schen und  Konsulardienstes  ist  unverändert  geblieben. 

In  eben  dem  Maße,  als  daher  die  Gehalte  der  gedachten  Beamten  eine 
Erhöhung  erfuhren,  verminderten  sich  deren  Funktions-  bezw.  Lokalzulagen. 

Mit  Rücksicht  auf  die  vom  1.  Jänner  1900  an  in  Kraft  getretene 
Kronenwährung  wurde  von  den  in  Gold  flüssigen  Personalbezügen  vorerst 
die  sogenannte  Prozentualgebühr  in  Abzug  gebracht  und  hiedurch  der  bis- 
herige Nettobetrag  der  Bezüge  ermittelt. 

Dieser  Nettobetrag  wurde  sodann  nach  dem  Maßstabe  von  42  Gold- 
gulden =  100  Kronen  auf  Kronen  umgerechnet  und  auf  Gehalt  und  Zulage 
aufgeteilt.    In  der  letzteren  ist  auch  die  Jlünzbewertungsdifferenz  inbegrif- 
fen, d.  i.  jener  Unterschied,  welcher  zwischen  der  gesetzlichen  Relation  von  ~ 
TX  ö.  W.   =   2  K  und  der  obigen  Relation   von   42   Gulden   Gold   =^ 
100  K  resultiert. 

Der  in  liemäßheit  des  §  15  der  mit  Allerhöchster  Entschließung  vom 
2.  Juni  1897  genehmigten  Ppnsinnsvnrsp.hriftpn  fiir  Pftp<iinns7WftP.l<^P.  zU 
leistende  fortlaufende  Jahresbeitrag,  welcher  df ei  Prozent  des  für  die  Be- 
messung des  Ruhegenusses  anrechenbaren  Jahresgehaltes  beträgt  und  in 
monatlichen  Raten  bei  der  Gehaltsauszahlung  einzuheben  ist,  ist  am  I.Jänner 
1900  in  Wirksamkeit  getreten. 

Während  des  zur  Entrichtung  dej^}iensttaxe  gesetzlich  festgesetzten 
Zeitraumes  ist  dieser  Betrag  nicht  zu  leisten.  (Circulare  des  k.  und  k.  Mini- 
steriums des  Äußern  vom  30.  Jänner  1900,  Z.  3177/3.) 

Die  Funktionszulagen  sind  variabel  und  werden  je  nach  dem  Dienst- 
orte des  Konsularbeamten  bemessen. 

Die  Funktionszulage  der  Generalkonsuln,  Konsuln  und  Vizekonsuln  hat 
den  Charakter  einer  budgetmäßig  fixen  Lokalzulage  und  ist  daher  bei  Ver- 
setzungen von  einem  Dienstorte  auf  den  andern  nicht  übertragbar. 

Was  jedoch  die  Funktionszulagen  der  Konsular- Attaches  betrifft,  so 
wird  deren  Höhe  von  Fall  zu  Fall  nach  Maßgabe  der  Lokalverhältnisse  des 
Dienstortes  vom  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  festgestellt. 

Infolge  der  am  1.  Jänner  1900  in  Kraft  getretenen  Gehaltsregulierung 
wurde  die  frühere  Tabelle  über  die  Höhe  des  pensionsberechtigenden  Ge- 
haltes der  Konsular-Konzeptsbeamten  sämtlicher  Rangsklassen  in  umstehender 
Weise  modifiziert.    (Siehe  Tabelle  Seite  50.) 

Im  Jahre  ^,293hatsich  das  k.  u.  k.  Ministerium  des  Äußern  veran- 
laßt gefunden,  bei  den  m  diesem  Jahre  zur  Beratung  über  den  gemein- 
samen  Staatshaushalt  pro  1894  zusammeng-etretenen  Delegationen  die  Um- 
wandlung von  fünf  cSieneralkonsül- Stellen  II.  Klasse  in  solche  I.  Klasse  m 
Aulra^  lAU  bi  lugen,  Wobei  der  Grundsatz  aufgestellt  wurde,  d!aß  jenen  Be- 
amten, welche  schon  bei  Beginn  der  Wirksamkeit  dieser  Neusystemisierung 

Halfatti,  Konsularwesen.    I.  4 
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mit  dem  Titel  und  Charakter  der  V.  Rangsklasse  ausgezeichnet  waren,  die 
in  dieser  Weise  vollstreckte  Dienstzeit  zur  Erlangung  der  Voriückung  in 
den  höheren  Gehalt  innerhalb  der  V.  Rangsklasse  bei  der  definitiven  Ver- 
leihung des  höheren  Dienstpostens  in  Anrechnung  zu  bringen  sei. 

Dieser  Antrag  wurde  von  den  erwähnten  Körperschaften  zum  Beschlüsse 
erhoben  und  von  Seiner  Majestät  sanktioniert. 

Im  Jahre  1902  ist  die  Umwandlung  von  zwei  Konsul-Stellen  in  zwei 
Generalkonsul-Stellen  II.  Klasse  erfolgt. 

Demnach  bestehen  gegenwärtig: 

2  Generalkonsul-Stellen  I.  Klasse  (mit  diplomatischem  Charakter) 
(V.  Rangsklasse); 

6  Generalkonsul-Stellen  I.  Klasse  (ohne  diplomatischen  Charakter) 
(V.  Rangsklasse). 

Ferner  bestehen: 

21  Generalkonsul-Stellen  IL  Klasse  (VI.  Rangsklasse). 

Im  Ganzen  sind  demnach  29  Generalkonsul-Stellen  systemisiert. 

Femer  bestehen  gegenwärtig  (nach  dem  Stand  vom  30.  April  1903): 

45  Konsul-Stellen  (VII.  Rangsklasse), 

53  Vizekonsul-Stellen  (VIII.  Rangsklasse), 

25  Konsular- Attache-Stellen  (IX.  Rangsklasse).  *j 

*)  Nach  dem  früheren,  mit  Allerhöchster  Entschließung  vom  4.  Augast  1850  ge- 
nehmigten Systeme  war  der  Personal-  und  Salarialstatus  der  effektiven  Konsularbeamten 
im  Jahre  1868  folgender: 

a)  3  Generalkonsuln  I.  Klasse  (Alcxandrien,  Bukarest  und  Belgrad)  mit  4200  fl.  Ge- 
halt und  4200  fl.  Funktionszulage  (V.  Diätenklasse). 

b)  15  Generalkonsuln  U.  Klasse  mit  3150  und  2625  fl.  Gehalt  und  mit  3150,  3000 
und  1575  fl.  Funktionszulage  (der  Generalkonsul  in  Marseille  bezog  eine  Funktionszulage 
von  4500  fl.,  jener  in  Odessa  eine  solche  von  4515  fl.,  jener  in  New- York  eine  solche  von 
4200  fl.  und  jener  in  Warschau  eine  solche  von  3675  fl.)  (VI.  Diätenklasse). 

c)  16  Konsuln  mit  2100  fl.  Gehalt  und  1575  fl.  Funktionszulage  (der  Konsul  in 
Liverpool  bezog  eine  Funktionszulage  von  4000  fl.,  jener  in  Galatz  eine  solche  von  3150  fl., 
jener  in  Cardiff  eine  solche  von  3000  fl.,  und  jener  in  Cork  eine  solche  von  2000  fl.) 
(Vn.  Diätenklasse). 

d)  2  Kanzleidirektoren,  und  zwar  in  London  mit  1575  fl.  Gehalt  und  4725  fl.  Funk- 
tionszulage und  in  Paris  mit  4200  fl.  Gehalt  und  1000  fl.  Funktionszulage  (VU.  Diätenklassc). 

e)  12  Vizekonsuln  mit  1575  fl.  Gehalt  und  1050  fl.  Funktionszulage  (VU.  Diäten- 
klasse). 

f)  15  Generalkonsulatskanzler  mit  1260  fl.  Gehalt  und  1050  fl.  Lokalzulage  (YIU.  Diäten- 
klasse). 

g)  5  Konsulatskanzler  mit  1050fl.  Gehalt  und  840  fl.  Lokalzulage  (YIU.  Diätenklasse), 
h)  9  Vizekanzler  mit  840  fl.  Gehalt  und  630  fl.  Lokalzulage  (IX.  Diätenklasse). 

i)  8  Konsulareleven  mit  630  fl.  Gehalt  und  420  fl.  Lokalzulage  (IX.  Diätenklasse). 

Außerdem  waren  noch  4  orientalische  Dolmetsche  (in  Alexandrien,  Beirut,  Serajevo 
und  Smyma)  mit  1260  fl.  Gehalt  und  840  fl.  Lokalzulage  (Vm.  Diätenklasse).  Diese 
4  Dolmetschposten  sind  bei  der  im  Jahre  1869  stattgefnndenen  Reorganisation  des  Personal- 

4* 
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Behufs  Erzielang  der  wünschenswerten  Übersichtlichkeit  über  die  im 
effektiven  EoDsnlarbeamtenkörper  sich  ergebenden  Quinqnennal-,  bezw.  Qua- 
driennalvorrückungen  ist  es  erforderlich,  von  der  Anwartschaft  der  einzelnen 
Eonsnlarbeamten  anf  Vorrückung  in  die  höheren  Gehaltsstufen  rechtzeitig 
Kenntnis  zu  erhalten. 

Da  nach  den  geltenden  Grundsätzen  über  den  Anspruch  auf  die  Yor- 
rückung  der  betreffend^ Beamte  selbst  die  Nachweisung  zu  liefern  hat,  so 
sind  die  effektiven  k.  und  k.  Konsularbeamten  verpflichtet,  mindestens  zwei 
Monate  vor  Vollstreck]ing  des  Quinquenniums,  bezw.  Quadrienniums  ihre  An- 
sprüche im  Amtsweg(^  dem  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  anzumelden, 
wobei  bemerkt  wird,  daß  es  bei  zugeteilten  Beamten  genügt,  wenn  die  zur 
Nachweisung  erforderlichen  Dokumente  zur  weiteren  Veranlassung  dem 
Amtsvorstande  vorgezeigt  werden. 


nnd  SalarialstatuB  mit  den  8  KonsulareleyenpoBten  yereinigt  worden  und  somit  wurde  die 
Zahl  der  letzteren  auf  12  und  später  auf  15  g:ebracht. 

Mit  Allerhöchster  Entschließung  yom  28.  Oktober  1868  haben  Seine  k.  und  k.  apo- 
stolische Majestät  die  von  dem  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  beantragte  Reorganisation 
des  früheren  Personal-  und  Salarialstatus .  der  effektiven  Eonsularfonktionäre  genehmigt. 
Bei  der  Abfassung  des  neuen,  mehr  entsprechenden  Salarialstatus  ist  die  GleichsteUung 
der  Funktionszulage  mit  dem  Gehalte  durchgeführt  worden. 

Aus  dem  nachstehenden  Schema  sind  die  damaligen  Fersonalbezüge  der  effektiven 
Konsularbeamten  zu  ersehen: 

1.  Generalkonsuln  I.  Klasse  (5)  (V.  Eangsklasse) : 

I.  Kategorie,  je  4500  fl.  Gehalt  und  Funktionazulage. 
IT.         „  „   4000  fl.        „         . 

UI.         „  „   3500  fl.        „         „ 

2.  Generalkonsuln  II.  Klasse  (18)  (VI.  Bangsklasse): 

I.  Kategorie,  je  3000  fl.  Gehalt  und  Funktionszulage. 
IL         „  „  2700  fl.       „         , 

III.         „  „   2400  fl.       „         , 

3.  Konsuln  (34)  (VII.  Rangsklasse): 

I.  Kategorie,  je  2000  fl.  Gehalt  und  Funktionszulage. 

II.  „  „   1800  fl.        „         ,  „ 
in.         „           „   1600  fl.       „         „ 

4.  Vizekonsuln  (30)  (Vlll.  Rangsklasse): 

I.  Kategorie,  je  1400  fl.  Gehalt  und  Funktionszulage. 
II.         „  „   1200  fl.       ,         „ 

III.         „  „   1000  fl.       „         , 

5.  Konsulareleven  (15)  (IX.  Rangsklasse): 

I.  Kategorie,  je  800  fl.  Gehalt  und  Funktionszulage. 
II.         .  „   700  fl.       „ 

III.  „  „  600  fl.        „         „ 

Die  graduelle  Vorrückung  in  die  höheren,  kategoriemäßigen  Bezüge  einer  jeden  Rangs- 
klasse erfolgte  nach  dem  von  den  einzelnen  Funktionären  in  derselben  behaupteten  Altersrange. 
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Dieselben  Bestimmungen  gelten  auch  für  die  diplomatischen  Beamten, 
sowie  für  die  der  diplomatischen  Eanzleibranche  angehörigen  Beamten. 
(Siehe  Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  24.  Mai  1901, 
Z.  28  888/3.) 

Um  einem  im  Konsulardienste  bestehenden  fühlbarem  Mangel  abzu- 
helfeU;  hat  sich  das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußeiii  bestimmt  gefunden, 
bei  den  k.  und  k.  Konsularämtem,  bei  welchen  effektive  Konzepts-  oder 
Kanzleibeamte  zur  ständigen  Dienstleistung  zugeteilt  sind,  die  Führung  von 
Qnalifikationstabellen  anzuordnen. 

Der  Zweck  dieser  Einrichtung  ist  dem  k.  und  k.  Ministerium  des 
Äußern  die  Möglichkeit  zu  bieten,  die  stetige  Entwicklung  der  Leistungs- 
fähigkeit der  konsularischen  Subalternbeamten  zu  kontrollieren  und  in 
Evidenz  zu  halten,  bezw.  deren  amtliche  Tätigkeit  nach  ihrem  wahren 
Werte  zu  beurteilen. 

Was  die  Effektuierung  dieser  Maßregel  betrifft,  so  wurden  hiefür 
folgende  Grundsätze  aufgestellt: 

1.  die  Qualifikationstabellen  sind  nach  Maßgabe  des  unten  folgenden 
FnrmnlRros  yom  AmlsvorstAndft  rTitnlar  oder  ständiger  Gereut)  gewissenhaft, 
streng  objektiv  und  unparteiisch  ""  fi'^^'^n  jp  den  einzelnen  Rubriken  je 
nach  Tunlichkeit  auszj^^jUlAa^u  unterfertigen  und  dem  k.  und  k.  Ministerium 
des  Äußern  vorZSlegen. 

2.  Die  Einsendung  der  Qualifikationstabellen  geschieht  regelmäßig  von 
drei  zu  drei  Jahren.  """"* 

Wird  ein  Beamter  auf  einen  andern  Dienstposten  versetzt,  so  ist 
seine  Qualifikationstabelle  ohne  Rücksicht  auf  diese  Zeitperiode  nach  dessen 
Dienstenthebung  sofort  dem  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  vorzulegen. 

3.  Die  Qualifikationstabelle  ist  dem  Einbegleitungsberichte  unter  ver- 
siegeltem Kouvert  beizuschließen  und  letzteres  mit  der  Bemerkung  „Reser- 
viert. Q.  T."  zu  versehen.  Der  Inhalt  dieser  Vorlagen  wird  als  streng 
vertrauliche  Information  behandelt  und  ist  daher  die  Eventualität  absolut 
ausgeschlossen,  daß  der  betreffende  Subalternbeamte  oder  unberufene  dritte 
Personen  davon  Kenntnis  erlangen  könnten. 

Umstehend  folgt  das  vorgeschriebene  Formulare  einer  Qualifikations- 
tabelle: 
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Formulare  einer  Quaiifikationstabelle 


über  den  k.  und  k 

verwendet  bei  dem  k.  und  k 

für  die  Zeit  vom bis 


Befähigung  im  allgemeinen. 
Selbständigkeit  des  ürteiles. 
Eifer  im  Dienste. 
Genauigkeit  der  Amtiemng 
Qualität  des  mündlichen  u.  schrift- 
lichen Ausdruckes. 

Grad  der  Vertrautheit  mit  fremden 
Sprachen   (nach   eigner   Angabe  und 
nach  den  Wahrnehmungen  des  Amts- 
chefe). 

Etwaige  sonstige  spezielle  Kennt- 
nisse. 

Bei  „Kanzleibeamten"  Handschrift 
und    Verwendbarkeit    zu    Konzepts- 
arbeiteu. 

Charakter,  Verläßlichkeit,  Takt. 

Soziales  Benehmen  und  Umgangs- 
formen. 

Finanzielle    (oder    Privat-)    Ver- 
hältnisse. 

Ob  und  inwieweit  in  selbstän- 
diger Stellung  verwendbar. 

Anmerkung. 

Unterschrift  des  Amtsvorstandes. 

B.  Konsular-Kanzleibeamtc. 
Die  zur  Besorgung  der  Manipulationsgescbäfte  in  den  Kanzleien  der 
k.  und  k.  Konsularämter  angestellten  Hilfsarbeiter  sind  entweder  effektive 
Kanzleibeamte  oder  Honorar-Kanzleibeamte. 
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Für  die  Erlangung  einer  effektiven  Kanzleidienststelle  bei  einem  k. 
und  k.  österreichisch-ungarischen  Konsularamte  sind  die  allgemeinen  Er- 
fordernisse ohne  Unterschied  der  einzelnen  Kategorien  der  Bedienstung  in 
der  Eegel,  wo  keine  besonderen  Ausnahmen  eintreten,  folgende: 

1.  die  österreichische  oder  ungarische  Staatsbürgerschaft; 

2.  ein  bestimmtes  Alter; 

3.  die  erforderlichen  Sprachkenntnisse; 

4.  die  Unbescholtenheit  und  ein  sittlicher  Lebenswandel. 

In  der  Eegel  findet  die  Aufnahme  in  den  effektiven  Konsular-Kanzlei- 
dienst  nui*  nach  vollendetem  achtzehnten  und  bis  zum  vierzigsten  Lebens- 
jahre statt. 

Diese  Bestimmung  hat  jedoch  auf  jene,  welche  im  k.  und  k.  Heere 
oder  im  Civilstaatsdienste  gedient  haben,  keine  Anwendung.  In  besonderen 
rücksichtswürdigen  Fällen  kann  bei  überschrittenem  40.  Lebensjahre  von 
Seiner  k.  und  k.  apostolischen  Majestät  die  Altersnachsicht  erteilt  wer- 
den. Dieselbe  ist  jedoch  immer  nur  für  einen  bestimmten  Dienst,  welchen 
der  Bewerber  zu  erlangen  wünscht,  anzusuchen  und  dem  bezüglichen  Be- 
werbungsgesuche muß  der  Taufschein  beigelegt  werden. 

Bei  Anträgen  auf  Nachsicht  des  Alters  ist  zugleich  nachzuweisen,  daß 
der  Bittsteller  vollkommen  g-esund  ist. 

Das  ärztliche  Zeugnis  muß  zugleich  die  Bestätigung  enthalten,  daß 
der  Kompetent  sich  eines  solchen  Gesundheitszustandes  erfreut,  der  noch 
eine  mehrjährige  Verwendung  im  k.  und  k.  Konsular-Kanzleidienste  verspricht. 

Jeder,  der  sich  dem  Konsular-Kanzleidienste  widmen  will,  hat  die 
Kenntnis  der  deutschen  Sprache  nachzuweisen.  Außerdem  legt  das  k.  und 
k.  Ministerium  des  Äußern  Wert  darauf,  daß  die  Kompetenten  womöglich 
der  ungarischen  Sprache  und  nebstdem  auch  einer  oder  mehrerer  Landes- 
sprachen der  Monarchie  mächtig  seien. 

Bei  Verleihung  einer  Konsular-Kanzleidieuststelle  wird  jener  Bewerber 
vorgezogen,  welcher  mehr  Spraclikenntnisse  besitzt. 

Der  Bewerber  um  einen  Konsular-Kanzleidienstposten  hat  schließlich 
durch  gültige  Zeugnisse  den  Beweis  eines  untadelhaften  sittlichen  Betragens 
zu  liefern. 

Die  effektiven  Kanzleibeamten  werden  von  dem  k.  und  k.  Minister  des 
Äußern  über  Vorschlag  des  betreffenden  Amtschefs  nach  Maßgabe  des 
Dienstbedarfes  ernaant,  leisten  gleich  den  Konzeptsbeamten  den  vorgeschrie- 
benen Diensteid  und  beziehen  systemisierte  Bezüge. 

Wenn  bei  einem  effektiven  k.  und  k.  Konsularamte  eine  effektive 
Kanzleidienststelle  in  Erledigung  kommt,  so  erstattet  der  betreffende  Amts- 
chef seine  auf  die  Wiederbesetzung  derselben  bezüglichen  Anträge.  Die 
effektiven  Kanzleidienstposten  werden  in  der  Regel  an  jene  Honorar-Kanzlei- 
beamten   verliehen,    welche   durch    ihre   erprobte  Befähigung  mehrjährige 
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eifrige  Pflichterfüllang-  und  verdienstliche  Leistungen  einen  Anspruch  auf 
besondere  Berücksichtigung  erworben  haben. 

Das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  hat  sich  bestimmt  gefunden, 
bei  den  im  Jahre  1892  zur  Beratung  über  den  gemeinsamen  Staatshaushalt 
pro  1893  zusammengetretenen  Delegationen  wegen  Einführung  eines  neuen 
Besoldungssystemes  für  die  effektiven  k.  und  k.  Eonsular-Kanzleibeamten 
Anträge  zu  stellen,  welche  durch  die  Allerhöchst  sanktionierten  Beschlüsse 
dieser  Körperschaften  auch  angenommen  worden  sind. 

Die  Bestimmungen  dieses  neuen  Besoldungssystemes  sind  am  1.  Jänner 
1893  in  Kraft  getreten  und  lauten  wie  folgt: 

Sämtliche  effektiven  Konsular-Kanzleibeamten  sind  in  drei  Rangsklassen 
eingeteilt  und  zwar  in: 

a)  Beamte  der  VIII.  Eangsklasse, 

b)  Beamte  der  IX.  Eangsklasse, 

c)  Beamte  der  X.  Rangsklasse. 

Die  Rangsklassen,  von  welchen  jene  des  Punktes  a)  der  Stellung  eines 
Direktionsadjunkten  im  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern,  jene  der  Punkte  b) 
und  c)  aber  jener  eines  MinisterialofBzials  I.  bezw.  II.  Klasse  der  gedachten 
Centralstelle  entsprechen,  wurden  mit  den  für  die  soeben  erwähnten  Mini- 
sterialbeamten  systemisierten  Gehaltskategorien  ausgestattet. 

Der  Eintritt  von  einer  niedrigeren  in  eine  höhere  Rangsklasse  erfolgt 
im  Wege  der  Beförderung,  dagegen  von  einer  niedrigeren  in  eine  höhere 
Gehaltsstufe  innerhalb  ein  und  derselben  Rangsklasse  im  Wege  der  Quin- 
quennal-  bezw.  Quadriennalvorrückung. 

Die  Konsular-Kanzleibeamten  der  VIII.  Rangsklasse  fuhren  den  Titel 
eines  Konsular-Kanzleisekretärs  I.  Klasse,  jene  der  IX.  Rangsklasse  den  Titel 
eines  Konsular-Kanzleisekretärs  11.  Klasse  und  jene  der  X.  Rangsklasse  den 
Titel  eines  Konsulatsofüzials. 

Jene  Konsular-Kanzleibeamten,  welche  in  ein  und  derselben  Rangsklasse 
bereits  ein  Quinquennium  vollstreckt  haben,  wurden  sofort  in  die  höhere 
Gehaltsstufe  eingereiht. 

Statt  der  früheren,  in  der  Höhe  des  Gehaltes  bemessenen  Lokalzu- 
lagen erhalten  die  effektiven  Konsular-Kanzleibeamten  dort,  wo  der  Gehalt 
allein  zum  Unterhalte  nicht  hinreicht,  eine  Lokalzulage,  deren  Höhe  von 
dem  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  nach  den  jeweiligen  örtlichen  Ver- 
hältnissen festgesetzt  wird. 

Vom  1.  Jänner  1893  angefangen  wurden  sämtliche  außerordentliche 
Zuschüsse,  wie  Prozentual-,  Teuerungs-,  Wohnungs-,  Ergänzungs-  oder 
Diensteszulagen,  in  deren  Genuß  sich  eventuell  die  effektiven  Konsular- 
Kanzleibeamten  befanden,  eingestellt. 
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Ta 

belle. 

VIII.  Rangsklasse 

IX.  Rangsidasse. 

X.  Rangsklasse. 

Eaozleisekretäre  I.  Klasse. 

Kanzleisekretäre  n.  Klasse. 

Offiziale. 

1       I- 
Gehalts- 

i     stufe 

II. 
Gehalts- 
stufe 

m. 

Gehalts- 
stufe 

I.       1       II. 
Gehalts-  1  Gehalts- 
stufe    ;     stufe 

III. 
Gehalts- 
stufe 

I. 
Gehalts- 
stufe 

II. 
Gehalts- 
stufe 

m. 

Gehalts- 
stufe 

4000  K 

4400  K 

4800  K 

2800  K 

3200  K 

3600  K 

2200  K 

2400  K 

2600  Ki 

Gegenwärtig  bestehen  nach  dem  Stande  vom  31.  Dezember  1902: 
22  Kanzleisekretärstellen  I.  Klasse  (VIII.  Rangsklasse),  38  Kanzleisekretär- 
stellen n.  Klasse  (IX.  Rangsklasse)  und  59  Konsulatsoffizialstellen  (X.  Rangs- 
klasse). 

Besonders  tüchtige  und  verwendbare  Konsulatsofflziale  können  nach 
einer  mehrjährigen  durchaus  lobenswerten  Dienstleistung  über  motivierten 
Antrag  ihrer  Amtschefs  der  Auszeichnung  zu  Honorar-Kanzleisekretären  er- 
nannt zu  werden,  teilhaftig  werden,  wodurch^edoch  in  der  RangssieüüQ^ 


derselben  keinerlei  Ändpr^ing  aipfrj|i 
^  Das  mit  kaiserücüer  Verordnung  vom  12.  November  1870  genehmigte 
provisorische  Pensionsreglement  für  die  gemeinsamen  Beamten  und  Diener, 
deren  Witwen  und  Waisen,  ferner  die  mit  Allerhöchster  Entschließung  vom 
2.  Juni  1897  auf  Grund  des  für  die  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche 
und  Länder  gültigen  Gesetzes  vom  14.  Mai  1896  genehmigten  provisorischen 
Bestimmungen  hinsichtlich  der  Ruhegebüren,  Witwenpensionen  und  Erzieh- 
ungsbeiträge, endlich  des  Sterbequartales  für  die  gemeinsamen  Beamten 
und  Diener  gelten  selbstredend  auch  für  die  effektiven  Konsular-Kanzlei- 
beamten. 

Ebenso  gelten  hinsichtlich  der  Disziplinarbehandlung  der  effektiven 
Kanzleibeamten  dieselben  Vorschriften  wie  für  die  effektiven  Konsular- 
Konzeptsbeamten . 
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C.   Rangsklassenschema  der  Beamten  des  Ressorts   des  k.  und  k. 
Ministeriums  des  k.  und  k.  Hauses  und  des  Äußern. 


Beamte  der  Centralleitung  und  des 
Haus-,  Hof-  und  Staatsarchivs 


a,;l1 


Dienstcharakter 


Diplomatische  Beamte  >|     Konsulatsheamte 

ilif 


Dienstcharakter 


■ü 


Dienstcharakter 


der  Dienstposten 


I.    I|  1   ,  Minister 


n. 


ni. 


IV. 


,'10 

!  1 


VI. 


1 
1 
1 

3 


9  i  außerordentliche 

'  und    he  vollmächt. 

Botschafter 


Erster  Öektionschef 


Sektionschefs 


Hof-  und  Ministerialräte 
Vorstand  des  Kechnungsdeparte- 

ments  (Hof-  und  ifinisterial- 

rat  ad  person) 
Hofrat  und  Direktor  des  Haus-, 

Hof-  und  Staatsarchivs 


;i8t 


? 


!  9 


aaßerordentlicheGe- 1 
sandte  und  he- 1| 
vollmächtigte  Mi-| 
nister  i 

Minislerresidenten  Ij 
(hie von  einer  gleich-  ij 
zeitig  auch  General- 1|  8 
konsul  I.  Klasse) 
Legationsräte  I.Ka 
tegorie 


Generalkonsuln 
I.  Klasse 


..!L_  :_^ 


Sektionsräte 

Chef  der  Expeditionen  der  poli- 
tischen Sektion 

Chef  des  Protokolls  und  des  Ar- 
chivs der  politischen  Sektion 

Zahlmeister 

Sektionsräte  und  Vizedirektoren 
des  Haus-,  Hof-  und  Staats- 
archivs 


VII. 


1  I 

i  6  , 


IX. 


I  X. 


Hof-  und  Miuisterialsekretäre 

Hilfsämterdirektoren 

Baurat 

Oberrechnungsrätc 

Zahlamtskontroloi' 

Haus-,  Hof-  und  Staatsarchivare 

Hot-  und  Ministerialkonzipisten 

L  Klasse 
Hilfsämter-Direktionsadjunkten 
Rechnungsräte 
Kassaadjunkt 
Archivskonzipisten  I.  Klasse 

Hof-  und  Ministerialkonzipisten 

n.  Klasse 
Hof-  und  Ministerialoffiziale 

I.  Klasse 
Rcchnungsoffiziale  I.  Klasse 
Kassaoffizial 

Faktor  der  Typendruckerei 
Archivkonzipisten  II.  Klasse 

Hof-  und  Ministerialolfiziale 

IL  Klasse 
Kechnungsoffiziale  IL  Klasse 
Faktorsubstitut  der  Typendruck. 


Legationsräte 
IL  Kategorie 


21 


"' 


24   Legationssekre-        1 45   Konsuln 
täre  ii 


Generalkonsuln 
n.  Klasse 


117 
'11 


Gesandtschafts-        »^S 
Attaches  I  22 

Kanzleiräte  ' 


ii     i 


29    Kanzleisekretäre 


Vizekonsuln 

Kanzleisekretäre 
I.  Klasse 


25  I  Konsular-Atta- 

'       ,     ch6s 

38  i  Kanzleisekret ärc 


IL  Kl. 


1 


I 


1, 59  '  Konsulatsoffiziale 


Außerdem:  2  Sanitätsdelegierte  in  der  VI.  und  1  in  der  VII.  Eangsklasse. 
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Nonnen  bezüglich  der  Flüssigmachnng  und  Einstellung  der 
AktivitÄtsbezüge  der  k.  und  L  diplomatischen  und  Konsular- 
beamten. 

I.  Torschfisse  anf  PersoDalbezflge.    II.  RelseentscMdignng  fUr  cfPek- 
tlre  Konsularbeamte.    Relsepartlkularien.    III.  Diätentabelle. 

Im  Jahre  1895  hat  das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  über  die 
Flüssigmachung  und  Einstellung  der  Aktivitätsbezüge  der  k.  und  k.  diplo- 
matischen und  Konsularbeamten  folgende  Bestimmungen  erlassen,  welche  am 
1.  Juli  des  gedachten  Jahres  in  Wirksamkeit  getreten  sind. 

Die  Flüssigmachung  der  systemmäßigen  Gehalte  erfolgt  bei  der  ersten 
Ernennung  vom  Ersten  des  auf  die  Eidesleistung  bei  der  nachfolgenden  Be- 
förderung oder  Vorrückung  nächstfolgenden  Monates. 

Als  Tag  der  Ernennung  hat  in  den  Fällen,  in  welchen  dieselbe  durch 
Seine  Majestät  erfolgt,  das  Datum  der  Allerhöchsten  Entschließung,  in  allen 
übrigen  Fällen  jenes  des  bezüglichen  Dekretes  zu  gelten. 

Die  Gehalte  der  k.  und  k.  Missionschefs  und  der  sämtlichen  diplo- 
matischen und  effektiven  Konsularbeamten  werden  in  monatlichen  Raten  im 
Vorhinein  ausbezahlt. 

Die  Flüssigmachung  der  Zulagen  (Funktions-,  Lokal-  oder  Teuerungs- 
zulagen) ebenso  der  Quartiergelder,  Honorare,  Dienstentgelte,  Diurnen  u.  s.  w. 
erfolgt: 

a)  bei  den  k.  und  k.  Missionschefs  mit  dem  Tage  der  Übernahme  der 
Leitung  des  ihnen  anvertrauten  Amtes; 

b)  bei  den  übrigen  diplomatischen  sowie  den  effektiven  Konsularbeamten, 
femer  bei  den  nicht  effektiv  Angestellten  mit  dem  Tage  des  Dienst- 
antrittes. 

Den  in  der  Eigenschaft  von  Charges  d'affaires  mit  der  interimistischen 
Leitung  einer  k.  und  k.  Botschaft  oder  Gesandtschaft  betrauten  diploma- 
tischen Beamten  kommt  dip  G^pph^^ftsträo•Pry;]|^^gP  vnm  Tage  der  Übernahme 
der  Amtsleitung  angefangen,  zu. 

Wird  zur  interimistischen  Leitung  einer  k.  und  k.  Gesandtschaft  oder 
zur  Stellvertretung  des  k.  und  k.  Ministerresidenten  in  Cetinje  ein  dem  diplo- 
matischen Personale  nicht  angehöriger  Funktionär  berufen,  so  behält  sich 
das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  die  Entscheidung  über  die  Bewilli- 
gung und  das  Ausmaß  einer  Zulage  von  Fall  zu  Fall  vor. 

Die  Stellvertreter  der  Anitschefs  von  diplomatischen  Agentien  und 
Generalkonsulaten  I.  Klasse  haben  auf  eine  Geschäftsträgerzulage  keinen 
Anspruch. 


—     60    — 

Die  Auszahlung  der  Zulagen  der  diplomatischen  und  effektiven  Kon- 
sularbeamten erfolgt  in  der  Regel  in  monatlichen  Raten  im  Vorhinein.  Aus- 
genommen sind  jedoch  die  Funktionszulagen  und  Quartiergelder  der  Mis- 
sionschefs, die  Geschäftsträgerzulagen,  sowie  die  Honorare,  Dienstentgelte, 
Diurnen  u.  s.  w.  der  nicht  effektiv  Angestellten,  welche  Bezüge  in  monat- 
lichen Raten  im  Nachhinein  ausbezahlt  werden. 

Bei  Ernennungen  und  Von-ückungen  erlischt  der  frühere  Gehalt  mit 
jenem  Zeitpunkte,  von  welchem  der  neue  Gehalt  beginnt,  sonst  aber  mit 
Ende  jenes  Monats,  in  welchem  die  aktive  Dienstleistung  aus  was.  immer 
für  einem  Grunde  aufhört. 

Die  Einstellung  der  Zulagen  (Funktions-,  Lokal-  oder  Teuerungszu- 
lagen) und  Quartiergelder,  der  Honorare,  Dienstentgelte,  Diurnen  u.  s.  w. 
findet  statt: 

a)  bei  den  k.  und  k.  Missionschefs  mit  dem  Tage  der  Übergabe  der  Amts- 
leitung; 

b)  bei  den  übrigen  diplomatischen  und  den  effektiven  Konsularbeamten 
(hieher  gehören  auch  jene  Generalkonsuln,  die  mit  diplomatischen 
Funktionen  betraut  sind)  bei  Zuweisung  einer  neuen  Bestimmung  mit 
jenem  Zeitpunkte,  von  welchem  die  neue  Zulage  flüssig  wird,  sonst 
aber  mit  Ende  jenes  Monats,  in  welchem  die  aktive  Dienstleistung 
aus  was  immer  für  einem  Grunde  aufhört; 

c)  bei  den  nicht  effektiv  Angestellten  mit  dem  Tage  der  Dienstenthebung; 

d)  im  Falle  des  Ablebens,  bei  den  im  Vorhinein  fillligen  Bezügen  mit 
Ende  des  Monats,  in  welchem  das  Ableben  eintritt,  bei  den  im  Nach- 
hinein zur  Auszahlung  gelangenden  Gebüren  mit  dem  Todestage. 
Der  Bezug   der  Geschäftsträgerzulage   hört  auf  mit   dem  Tage   der 

Übergabe  der  Amtsleitung.  Für  die  Einstellung  der  Zulagen  in  Urlaubs- 
fällen sind  die  Urlaubsvorschriften  maßgebend. 

Ist  ein  Missionschef  mit  der  Vertretung  bei  mehreren  Staaten  betraut 
und  ist  hiefür  eine  spezielle  Zulage  normiert,  so  wird  diese  letztere  mit  der 
Übernahme  der  Amtsleitung  an  dem  eigentlichen  Aratsdomizil  flüssig  und 
gelangt  mit  der  Übergabe  der  Amtsleitung  daselbst  wieder  zur  Einstellung. 

Zur  Behebung  ihrer  Bezüge,  Gehalt  und  Zulage  haben  die  Konsular- 
beamten in  der  Regel  einen  Jgevollmächtigten  zu  bestellen.  Die  diesbezüg- 
liche Vollmacht  muß  vom  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  legalisiert 
werden  und  wird  dann  im  Zahlamte  des  Ministeriums  des  Äußern  oder  bei 
der  k.  k.  Finanzlandeskasse  in  Triest,  bei  welcher  auf  besonderes  Ansuchen 
die  Bezüge  der  Konsularbeamten  angewiesen  werden  können,  überreicht. 
Wenn  in  der  Person  des  Bevollmächtigten  ein  Wechsel  eintritt,  so  muß  die 
frühere  Vollmacht  widerrufen  werden. 

Die  Auszahlung  der  Bezüge  an  die  in  überseeischen  Ländern  statio- 
nierten Konsularbeamten  erfolgt  aus  den  Amtskassen  daselbst  und  werden 
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die  Mittel  hiezu  den  betreffenden  Amtschefs  durch  Eröffnung  von  Krediten 


bei  dortigen  Bankinstituten  zur  Verfügung  gestellt. 

I.  Vorschüsse  auf  Personalbezüge. 

Den  effektiven  Konsularbeamten  können  auf  Grund  diesfälliger  moti- 
vierter Einschreiten  (Krankheiten  oder  andere  UnglücksfälleLGehaltsvor- 
Schüsse  b'<^  ^"^  T^^^tlP^^^spaa.ße  einer  dreimonatlichen  Gehaltsquote 
gewährt  werden.  Die  Rückzahlung  wird  in  Monatsraten  und  zwar  in  be- 
sonders  rücksichtswürdigen  Fällen  in  zwanzig^Monatsraten  bewilligt. 

Ausnahmsweise  kann  ein  dreimonatlicher  Vorschuß  auf  die  gesamten 
Personalbezüge  (Gehalt  und  Zulage)  nur  im  Falle  einer  auf  eigene  Kosten 
zu  bewerkstelligenden  Ubersiedli^T]g  y<^\yfthr^  ^^^rc^^p.  (Allerhöchste  Ent- 
scniieüung  vom  31  März  1870.)  Wenn  ein  Beamter  aus  einem  früheren 
Vorschusse  noch  haftet  und  um  Gewährung  eines  neuen  Vorschusses  einzu- 
schreiten beabsichtigt,  so  muß  er  zunächst  um  die  ministerielle  Genehmigung 
zur  einmaligen  Bückzahlung  des  noch  aushaftenden  Restes  ansuchen.  Erst 
auf  Grund  des  Nachweises,  daß  er  die  bewilligte  Rückzahlung  geleistet  hat 
und  daher  mit  keinem  Vorschußreste  mehr  aushaftet,  kann  demselben  ein 
neuer  Gehaltsvorschuß  gewährt  werden. 

IL  Eeiseentschädigung  für  effektive  Konsularbeamte.    Reise- 
partikulare. 

Den  Konsularbeamten  werden  zur  Bestreitung  der  ihnen  bei  Dienst- 
und Übersiedlungsreisen  erwachsenden  Auslagen  entsprechende_Reisevor- 
schüsse  flüssig  gemacht,  über  deren  Verwendung  dieselben  die  vorschrifts- 
mäßigen Partikularien  nach  Effektuierung  der  Reise  an  das  k.  und  k.  Mini- 
sterium des  Äußern  behufs  Prüfungs-  und  Liquidierungsveranlassung  vor- 
zulegen haben. 

Bet^Dienstreisen  haben  die  Konsularbeamten  Anspruch  auf  den  Er- 
satz der  Auslagen  iiir  iure  iJEeförderung  mittelst  Eisenbahn,  Post  oder  Dampf- 
schiff, für  das  Übergewicht  des  notwendigen  Reisegepäckes,  dann  für  Wagen 
von  und  zu  den  Bahnhöfen  (Schiffj,  Trägerlohn  für  das  Handgepäck,  dann 
auf  die  charaktermäßigen  Diäten. 

Bri  Ührr-^ir jlnnrnrninon,  {\  i.  bei  stabilen  Versetzungen  auf 
andere  Posten  ohne  Beförderung,  gebürt  den  effektiven  Konsularbeamten 
nebst  dem  Ersätze  der  vorerwähnten  Reiseauslagen  für  ihre  Person  auch 
die  Vergütung  der  materiellen  Reiseauslagen  für  die  mitübersiedelten 
Familienglieder.  Zur  Deckung  der  auflaufenden  Kosten  für  den  Transport 
der  Übersiedlungseffekten  ist  normgemäß  die  Möbelentschädigung  bestimmt. 
Die  Höhe  derselben  richtet  sich  nach  dem  Familienstande  des  versetzten 
Beamten.  Der  ledige  oder  verwitwete  Konsularbeamte  ohne  Kinder  hat 
Anspruch  auf  eine  Möbelentschädigung  im  Ausmaße  einer  einmonatlichen. 
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der  verheiratete  oder  vei-witwete  Beamte  mit  ein  bis  zwei  Kindern  einer 
zweimonatlichen,  und  mit  mehr  als  zwei  Kindern  einer  dreimonat- 
lichen Gehaltsquote. 

Konsular- Attaches  haben  auch  bei  Übersiedlungsreisen  keinen  Anspruch 
auf  eine  Möbelentschädigung,  dagegen  gebürt  denselben  der  Ersatz  der 
Auslagen  für  den  Ti*ansport  des  Übersiedlungsgepäckes. 

Bei  Benützung  der  Eisenbahn  sind  die  Konsularbeamten  berechtigt, 
für  ihi-e  Person  sowie  füi*  die  mitreisenden  Familienglieder  die  der  Bangs- 
klasse des  betreffenden  Beamten  zustehende  Wagenklasse  aufzurechnen, 
nämlich  die  Konsulai-beamten  inklusive  der  Vn.  Rangsklasse  die  erste,  jene 
von  der  VIIL  Rangsklasse  abwärts  die  zweite  Wagenklasse.  Bei  Reisen 
auf  Dampfschiffen  dürfen  die  Konsularbeamten  ohne  Unterschied  der  Rangs- 
klasse die  erste  Schiffsklasse  verrechnen. 

Den  definitiv  übersetzten  Konsularbeamten  ist  die  Aufrechnung  der 
Eisenbahnfahrgebüren  nach  der  geringsten  Wagenklasse  für  die  nach  dem 
nachstehenden  Schema  zulässige  Anzahl  von  Privatdienem  gestattet: 


Stand 


Ledig  oder  Witwer  ohne  Kinder 

Verheiratet  (ohne  Kinder  oder  mit  1  oder  2  Kindern) 
Verheiratet  mit  mehr  als  2  Kindern 


Diätenklasse 


IV^Vn      Vm  inkl.  XI 


Bei  Versetzungen,  welche  mit  einer  Beförderung  verbunden  sind,  ferner 
bei  freiwillig  angesuchten  oder  strafweisen  Versetzungen  findet  ein  Ersatz 
der  Reise-  und  Übersiedlungsauslagen  nicht  statt. 


Censurierangsnormen  für  die  Rechnungen  und  Reisepartikularien  der  bei 
inländischen  Handels-  und  Gewerbekammern  zugeteilten  Konsularbeamten. 

A.  In  Wien. 

L  Bei  Fabriksbesuchen  innerhalb  der  Linien  Wiens  hat  der  Konsular- 
^^eamte  weder  auf  eine  Wagengebür  noch  auf  einen  Diätenbezug  Anspruch. 
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II.  Bei  Fabriksbesuchen  außerhalb  der  Linien  gebüren  demselben: 
die  Diäten  (wofern  die  Exkursion  mehr  als  einen  halben  Tag  in  An- 
sprach nimmt.) 
Femer: 

1.  Bei  an  Bahnstationen  gelegenen  Etablissements: 

a)  die  Taxe  für  einen  Einspänner  vom  und  zum  Bahnhofe; 

b)  die  Eisenbahnfahrkarte  II.  Klasse  (insoweit  keine  Fahrpreisermäßigung 
stattfindet). 

2.  Bei  Etablissements,  welche  nicht  an  der  Eisenbahn  liegen,  die  Auf- 
rechnung des  Wagens. 

B.   In  anderen  Städten. 

Hiebei  ist  zu  unterscheiden,  ob  das  in  Augenschein  genommene  Etab- 
lissement innerhalb  oder  außerhalb  des  Weichbildes  der  Stadt  gelegen  ist, 
und  sind  demgemäß  die  für  Wien  angegebenen  Normen  in  analoger  Weise 
zur  Anwendung  zu  bringen. 

C.  Für  größere  Informationsreisen. 

1.  Für  Eisenbahnfahrten  wird  dem  reisenden  Beamten  nur  der  Preis 
der  Fahrkarten  n.  Klasse  vergütet,  insoweit  keine  Fahrpreisermäßigung 
Platz  greift,  in  welchem  Falle  nur  die  faktischen  Kosten  der  Fahrt  er- 
setzt werden. 

Will  der  reisende  Beamte  demungeachtet  die  I.  Klasse  benützen,  so 
hat  derselbe  die  Diiferenz  aus  eigenem  respektive  aus  den  Diäten  zu  be- 
streiten. 

2.  Die  Taxen  für  die  Gepäckträger  können  aufgerechnet  werden, 
während  die  freiwilligen  Entlohnungen  des  anderweitigen  Dienstpersonals, 
wie  Trinkgelder  u.  s.  w.  nicht  in  Anspruch  genommen  werden  dürfen. 

3.  Dort,  wo  die  Zurücklegung  einer  Reise  mittels  Eisenbahn  möglich 
ist,  muß,  falls  der  reisende  Beamte  nicht  diese,  sondern  eine  besondere  Fahr- 
gelegenheit benützt,  die  Notwendigkeit  dieser  letzteren  speziell  motiviert 
werden. 

Die  Benützung  eines  W^agens  erscheint  auch  dann  gerechtfertigt, 
wenn  dadurch  die  dem  Ärar  aus  der  betreffenden  Weise  erwachsenden  Ge- 
samtkosten sich  vermindern  oder  mindestens  nicht  erhöhen. 

4.  Sollte  ausnahmsweise  bei  einer  längeren  Reisedauer  die  Mitführung 
eines  größeren  Gepäckes  unumgänglich  notwendig  sein,  so  können  die  tarif- 
mäßigen Übergewichtsgebüren  verrechnet  werden. 
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lU.  Diätentabelle  für  die  Beamten  des  k.  nnd  k.  Ministeriums  des 
Äußern,  der  diplomatischen  und  Eonsularkarriöre. 


MinlBter  des  Äußern 

Botschafter 

Erster  Sektionschef  des  Ministeriums  des  Äußern 

Zweiter  Sektionschef  des  Ministeriums  des  Äußern 

Gesandte 

Hof-  und  Ministerialräte,  Ministerresidenten,  Legationsräte  I.  Kate- 
gorie, Generalkonsuln  I.  Klasse,  Vorstand  des  Rechnungsdeparte- 
ments (ad  personam),  Direktor  des  Haus-.  Hof-  und  Staatsarchivs 

Sektionsräte,  Legationsräte  II.  Kategorie,  Generalkonsuln  11.  Klasse, 
Vizedirektoren  des  Haus-,  Hof-  und  Staatsarchivs,  Chef  der  poli- 

I  tischen  Expeditionen,  Chef  des  Protokolls  und  des  Archivs  der 
politischen  Sektion,  Zahlmeister 

Hot-  und  Ministerialsekretäre,  Legationssekretäre,  Konsuln,  Hilfs- 


ämterdirektoren,    Staatsarchivare, 
Kontrolor  des  Zahlamtes 


Baurat,    Oberrechnungsräte, 


Hof-  und  Ministerialkonzipisten  I.  Klasse,  Gesandtschafts- Attaches, 
Vizekonsuln,  Hilfsämterdirektionsadjunkten,  Konzipisten  I.  Klasse 
im  Haus-,  Hof-  und  Staatsarchive,  Rechnungsräte,  Kassaadjunkt, 
Kanzleiräte  der  Missionen  und  Konsulatskanzleisekretäre  I.  Klasse 

Hof-  und  Ministerialkonzipisten  II.  Klasse,  Konsular-Attach^s,  Hof- 
nnd  Ministerialoffiziale  I.  Klasse,  Konzipisten  II.  Klasse  im  Haus-, 
Hof-  und  Staatsarchive,  Rechnungsoffiziale  I.  Klasse,  Zahlamts- 
offizial  L  Klasse,  Kanzleisekretäre  der  Missionen,  Konsulatskanz- 

I     leisekretäre  11.  Klasse,  Faktor  der  Typendruckerei 


Hof-  und  Ministerialoffiziale  II.  Klasse,  Rechnungsoffiziale  II.  Klasse, 
Konsulatsoffiziale,  Faktorsubstitut  der  Typendruckerei 


S3 


Diäten 
pro  Tag 


Kronen    Heller 


I. 
II. 
IIL 
IV. 
IV. 

V.    i 


VI. 


vn. 


vm. 


'    40 

1     3ö 

;     30 

2Ö 

25 

21 


IX. 


^'-  i; 


16 


13 


10 
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Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  15.  Mai  1900, 

Z.  25101/3. 

Das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  hat  sich  aus  praktischen  Gründen  bestimmt 
gefunden,  an  Stelle  der  durch  die  Umrechnung  von  Goldgulden  auf  Kronen  nach  der  ge- 
setzlichen Relation  sich  ergebenden  Ansätze  für  die  in  Gold  zahlbaren  Auslandsdiäten  vom 
1.  Mai  19C0  an,  folgende  auf  Kronen  abgerundete  Beträge  festzusetzen,  und  zwar  ftlr  die 
I.  Rangsklasse:  48  K;  für  die  IL:  42  K;  für  die  IIL:  36  K;  für  die  IV.:  30  K;  für  die 
V.:  25  K;  für  die  VL:  20  K;  für  die  VIL:  16  K;  fiir  die  VÜL:  12  K;  für  die  IX.:  10  K; 
für  die  X.:  9  K. 

Die  in  Noten  zahlbaren  Inlandsdiäten  bleiben  unverändert. 
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Zuteilimg  von  Eonsularbeamten  und  Eonsnlatskandidaten 
zn  den  beiden  Seebehörden  in  Triest  nnd  Finme,   zn  den  in- 
ländischen Gerichten  nnd  zu  den  Handels-  nnd  Gewerbekammern 

der  Monarchie. 

Die  neuernannten  Konsular-Attachös  können  behufs  Erwerbung  der 
erforderlichen  judiziellen  Praxis  auf  die  Dauer  eines  Jahres  einem  inländi- 
schen Gerichte  in  Civil-  oder  Strafsachen  und  sodann  zur  Vervollständigung 
ihrer  Kenntnisse  in  Schiflfahrtsangelegenheiten  der  k.  k.  Seebehörde  in  Triest 
oder  der  k.  ungarischen  Seebehörde  in  Fiume,  oder  endlich  zur  Ergänzung 
ihrer  handelspolitischen  und  kommerziellen  Kenntnisse  für  sechs  Monate 
bis  zu  einem  Jahre  einer  oder  mehreren  Handels-  und  Gewerbekammern  in 
Österreich -Ungarn  oder  auch  dem  k.  k.  Handelsmuseum  in  Wien  zuge- 
wiesen werden. 

Nach  Maßgabe  des  Dienstbedarfes  findet  auch  eine  Einberufung  von 
Konsularbeamten  zur  zeitweiligen  Dienstleistung  bei  dem  k.  und  k.  Mini- 
sterium des  Äußern  statt,  wodurch  denselben  die  Gelegenheit  geboten  wird, 
den  Geschäftsgang  bei  der  Centralleitung  kennen  zu  lernen. 

Für  die  Zuteilung  von  Konsularbeamten  und  Konsulatskandidaten  zu 
den  Handels-  und  Gewerbekammern  der  Monarchie  hat  das  k.  und  k.  Mi- 
nisterium des  Äußern  eine  besondere  Instruktion  hinausgegeben,  deren  Be- 
stimmungen hier  genau  angeführt  werden. 

Instruktion  f&r  die  Zuteilung  von  Konsularbeamten  und  Konsalatskandidaten 
zu  den  Handels-  und  Gewerbekammern  der  Monarchie. 

a)  Auswahl  geeigneter  Kandidaten.  Insofern  das  k.  und  k.  Ministerium  des 
Äußern  des  Dienstes  befinden  sollte,  Konsularbeamte,  insbesondere  Konsnlar- Attache 
oder  andere  Personen,  welche  sich  dem  Konsulardienste  widmen  wollen,  zeitweilig 
zur  Vervollständigung  ihrer  handelspolitischen  und  kommerziellen  Kenntnisse  einer 
Handels-  und  Gewerbekammer  in  Österreich  oder  Ungarn  zuzuweisen,  so  ist  hie- 
be! in  der  Regel  nach  dem  gegenwärtigen  Eeglement  vorzugehen. 

b)  Verständigung  mit  den  beiden  Handelsministerien.  Das  k.  und  k.  Mi- 
nisterium des  Äußern  macht  dem  k.  k.,  respektive  dem  königlich  ungarischen 
Handelsministerium  von  Fall  zu  Fall  jene  Personen  namhaft,  deren  Beschäftigung 
bei  einer  Handels-  und  Gewerbekammer  es  wünscht. 

Die  Handels-  und  Gewerbekammer,  bei  welcher  der  Einzelne  beschäftigt 
werden  soll,  wird  von  dem  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  dem  k.  k.,  respektive 
dem  königlich  ungarischen  Handelsministerium  namhaft  gemacht  werden.  Sobald 
sich  das  Ministerium  des  Äußern  mit  dem  k.  k.,  respektive  königlich  ungarischen 
Handelsministerium  bezüglich  der  auszuwählenden  Handelskammer  verständigt  hat, 

Malfatti,  Konsultnreaen.    I.  5 
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wird   das  HandelBministeriom   das   Einvernehmen   mit   der   betreffenden   Handels- 
kammer entweder  ein  for  allemal  oder  von  Fall  zu  Fall  pflegen. 

c)  Aaswahl  der  Handels-  nnd  Gewerbekammer.  In  erster  Reihe  sind  jene 
Handels-  nnd  Gewerbekammem  zur  Mitwirkung  bei  der  handelspolitischen  nnd 
kommerziellen  Ansbildnng  der  angehenden  Eonsularfunktionäre  berufen,  deren  Be- 
zirk am  internationalen  Handel  in  hervorragender  Weise  beteiligt  ist,  also  ins- 
besondere Wien,  Budapest,  Triest,  Fiume,  Lemberg,  Prag,  Pilsen,  Budweis,  Brunn, 
Reichenberg,  Olmütz,  Klagenfurt,  Troppau,  Eger,  Graz  und  Leoben. 

Die  Eonsnlar-Attach^s  u.  s.  w.  können  aber  auch  allen  andern  Handels-  und 
Gewerbekammem  zur  Ausbildung  übergeben  werden,  und  zwar  insbesondere  solchen, 
welche  selbst  ein  bezügliches  Ersuchen  bei  dem  kompetenten  Handelsministerium 
stellen.  In  solchen  Fällen  ist  gleichzeitig  ein  Mitglied  der  Kammer  oder  des 
Bureaus  derselben  namhaft  zu  machen,  welches  eine  hervorragende  Qualifikation  in 
handelspolitischen  und  kommerziellen  Fragen  besitzt  und  die  Verpflichtung  über- 
nimmt, sich  der  Ausbildung  der  Eonsular- Attaches  u.  s.  w.  speziell  zu  widmen. 

d)  Dienstverhältnis  der  Eonsular-Attach6s  u.  s.  w.  bei  den  Handels-  und  Ge- 
Werbekammern.  Die  Konsular-Attach^s  u.  s.  w.  nehmen  für  die  Dauer  ihrer  Ver- 
wendung die  Stellung  eines  Eonzeptsbeamten  der  Handels-  und  Gewerbekammer 
ein  und  haben  sich  daher  den  dienstlichen  Anordnungen  des  Präsidenten  und 
Sekretärs  zu  fügen. 

Die  zugeteilten  Konsularbeamten  unterstehen  auch  für  die  Daner  ihrer  Eammer- 
praxis  in  allen  Personalfragen  dem  Ministerium  des  Äußern,  mit  welchem  der 
Eammerpräsident  in  solcher  Richtung  direkt  korrespondiert.  In  Disziplinarangelegen- 
heiten  übt  der  Kammerpräsident,  solange  die  ministerielle  Entscheidung  in  der 
Schwebe  ist,  die  diskretionäre  Gewalt. 

e)  Dauer  der  Zuteilung.  Die  Dauer  der  Zuweisung  wird  im  allgemeinen 
mit  6  Monaten  bis  zu  einem  Jahre  in  Aussicht  genommen.  Das  zweite  Halbjahr 
kann  nach  Ermessen  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  auch  bei  einer  oder 
mehreren  anderen  Handels-  und  Gewerbekammem  verbracht  werden. 

f)  Teilnahme  an  Sitzungen.  Die  Konsular-Attaches  u.  s.  w.  sind  verpflichtet, 
allen  Plenar-  und  Sektionssitzungen,  sowie  den  Enqueten  beizuwohnen.  Aus- 
genommen hievon  sind  alle  vertraulichen  Sitzungen,  alle  Zusammenkünfte,  welche 
auf  die  Ausübung  der  politischen  Rechte  der  Handels-  und  Gewerbekammem  Be- 
zug haben,  alle  Verhandlungen  über  Personalangelegenheiten  und  andern  Sitzungen 
u.  dergL,  bezüglich  welcher  der  Präsident  der  Kammer  wünscht,  daß  Konsular- 
Attaches  u.  s.  w.  nicht  teilnehmen.     Hiefür  bedarf  es  keiner  Angabe  von  Gründen. 

g)  Teilnahme  an  Debatten.  Die  Konsular-Attaches  u.  s.  w.  können  in  öffent- 
lichen Sitzungen  selbstverständlich  nicht  das  Wort  ergieifen.  Wenn  jedoch  in 
nichtöffentlichen  Sitzungen  über  Gegenstände  verhandelt  wird,  welche  ihren  künf- 
tigen Beraf  betreffen,  so  steht  es  ihnen  frei,  den  Vorsitzenden  zu  bitten,  daß  er 
ihnen  zu  ihrer  persönlichen  Belehrung  die  Stellung  von  Fragen  und  eventuell  die 
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Teilnahme   an   den  Beratungen   mit   Ausschluß  jeden  Stimmrechts  gestatte.     Der 
Präsident  bestimmt,  inwieweit  dies  zulässig  ist. 

h)  Verwendung  der  Konsular-Attach^s.  Die  Kousular- Attaches  u.  s.  w.  haben 
während  der  Dauer  ihrer  Verwendung  ein  Tagebuch  zu  führen  und  dasselbe  am 
Schlüsse  jeden  Monats  im  Wege  des  Präsidiums  der  Kammer  und  des  vorgesetzten 
Handelsministeriums  an  das  k.  u.  k.  Ministerium  des  Äußern  zu  leiten.  Dieses 
Tagebuch  kann  in  Berichtsform  abgefaßt  sein  und  hat  folgendes  zu  enthalten: 

1.  Das  Verzeichnis  und  die  Tagesordnung  der  öffentlichen  und  Sektions- 
sitzungen u.  s.  w.,  welchen  der  Attache  beigewohnt  hat. 

2.  Das  Verzeichnis  der  Fabriken,  Bergwerke,  Magazine,  Zollämter,  Bahn- 
höfe und  anderer  gewerblicher  und  kommerzieller  Anlagen,  welche  sie  besich- 
tigt haben. 

3.  Das  Verzeichnis  der  selbständigen,  konzeptiven  oder  statistischen  Arbeiten, 
welche  ihnen  übertragen  wurden  und  die  sie  abgeliefert  haben. 

Die  Richtigkeit  der  gemachten  Angaben  ist  vom  Präsidenten  der  Kammer 
zu  bestätigen.  Andere  Arbeiten  haben  die  Attaches  der  Regierung  nicht  zu  liefern 
und  überhaupt  ihre  Hauptarbeitskraft,  soweit  man  dieselbe  verwendbar  findet,  der 
Handels-  und  Gewerbekammer  zur  Verfügung  zu  stellen. 

Die  Attaches  haben  sich  aller,  sowohl  in  der  Kammer,  als  in  den  einzelnen 
Etablissements  auf  den  internen  Geschäftsbetrieb  bezüglichen  Fragen  zu  enthalten 
und  dahin  zu  streben,  daß  sie  sich  das  Vertrauen  der  geschäftlichen  Kreise  er- 
werben. Sie  müssen  übrigens  auch  während  ihrer  Kammerpraxis  nach  Kräften 
bemüht  sein,  das  Studium  der  fremden,  zumal  europäischen  Sprachen  durch  fleißige 
Lektüre  der  bei  der  Kammer  erliegenden  Werke,  Zeitschriften  und  Publikationen 
zu  pflegen.  Über  ihre  Haltung  und  Verwendbarkeit  wird  das  Kammerpräsidium 
von  drei  zu  drei  Monaten* an  das  Ministerium  des  Äußern  relationieren. 

i)  Besuch  von  Fabriken.  Der  Besuch  von  Fabriken  und  anderen  Einrich- 
tungen der  gewerblichen,  kommerziellen  und  Verkehrstätigkeit  hat  in  systematischer 
und  möglichst  nutzbringender  Weise  zu  erfolgen.  Da  die  Handelsministerien  und 
Handelskammern  am  besten  darüber  unterrichtet  sind,  auf  welche  Industrie-  und 
Handelszweige,  respektive  auf  welche  Vorgänge  im  wirtschaftlichen  Leben  des 
Handelkammerbezirkes  die  Aufmerksamkeit  der  künftigen  Konsularbeamten  gelenkt 
werden  soll,  so  ist  von  der  betreffenden  Handels-  und  Gewerbekammer  ein  Schema 
jener  Anlagen  zu  entwerfen,  welche  die  Attaches  zu  besuchen  und  zu  studieren 
haben.  Die  Erlaubnis  zum  Besuche  dieser  Anlagen  wird  der  Präsident  der  Kammer 
erwirken.  Bei  dem  Besuche  der  Fabriken  ist  der  Attache  insbesondere  über 
folgende  Momente  zu  belehren: 

1.  Welche  Rohstoffe  verwendet,  wo  und  wie  dieselben  produziert  und 
über  welche  Hafenorte,  Handelsstädte,  Eisenbahnrouten  oder  Wasserstraßen  sie 
bezogen  werden.  Die  Preise  der  Rohstoffe  kommen  nur  insofern  in  Betracht,  als 
von    denselben  der    Bezug    der    Rohstoffe    gewisser  Provenienzen    und    die    Kon- 

5* 
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knrrenzfähigfkeit  der  heimischen  Indnstrie  bei  Verarbeitong  eines  bestimmten  Eoh- 
stoffes  abhängt. 

2.  Die  wichtigsten  Arbeitsprozesse  im  allgemeinen  und  den  Unterschied 
zwischen  Arbeitsweise  in  österreichischen  oder  ungarischen  nnd  in  ausländischen 
Fabriken.  Technologische  Details,  Arbeiterverhältnisse,  Stenerlage,  administrative 
Maßregeln  der  inländischen  Behörden  n.  dergl.  gehören  nicht  in  den  Stndienkreis 
der  Attaches. 

3.  Absatzverhältnisse  der  Ganz-  nnd  Halbfabrikate.  Dabei  ist  zweierlei  zn 
unterscheiden: 

a)  der  inländische  Markt  und  die  Konkurrenz  des  Auslandes  in  Österreich- 
Ungarn; 

b)  die  fremdländischen  Märkte,  die  Industriestädte,  welche  für  dieselben 
vorwiegend  in  Betracht  kommen  und  die  Bedingungen  der  Konkurrenzfähig- 
keit für  die  österreichisch-ungarische  Industrie  anf  den  wichtigsten  fremd- 
ländischen Marktplätzen.  In  analoger  Weise  ist  bei  Besichtigung  anderer 
Anlagen  vorzugehen. 

Sollte  sich  der  Attache  über  die  Aufklärungen,  die  er  erhalten,  Notizen 
machen  wollen,  so  hat  er  vorerst  den  Inhaber  der  Fabrik  oder  dessen  Bevollmäch- 
tigten zu  befragen,  ob  er  dies  gestatte;  er  hat  femer  die  Notizen  in  einer  dem 
Fabrikanten  verständlichen  Sprache  zu  machen  und  sie  demselben  vor  dem  Weg- 
gange aus  der  Fabrik  mit  der  Anfrage  zu  zeigen,  ob  er  [richtig  verstanden  und 
nichts  unrichtiges  notiert  habe. 

k)  Anknüpfung  persönlicher  Beziehungen.  Soweit  sich  Gelegenheit  dazu 
bietet  und  der  Dienst  es  gestattet,  soll  der  Attache  sich  bemühen,  persönliche  Be- 
ziehungen mit  solchen  Industriellen  und  Kaufleuten  anzuknüpfen,  welche  an  dem 
internationalen  Handel  beteiligt  und  bereit  sind,  ihm  auch  nach  seinem  Eintritte 
in  den  praktischen  Konsulardienst  mit  ihrem  Rat  und  mit  Auskünften  an  die  Hand 
zu  gehen. 

1)  Kosten  der  Ausbildung  der  Attaches.  Die  Handels-  und  Gewerbekammern 
haben  für  die  zugeteilten  Attaches  u.  s.  w.  weder  Gehalte  noch  Remunerationen, 
noch  überhaupt  irgendwelche  persönlichen  Bezüge  zu  bestreiten,  wohl  aber  sie  mit 
Kanzleirequisiten  in  derselben  Weise  zu  versehen,  wie  die  andern  Konzepts- 
beamten. Hieraus,  sowie  aus  der  Benützung,  respektive  Mitbenützung  eines  Kanzlei- 
zimmers ,  Heizung  desselben  u.  s.  w.  erwächst  den  Kammern  kein  Ersatzanspruch 
an  das  Ärar.  Insofern  der  Besuch  von  Fabriken  n.  s.  w.  außerhalb  des  Standortes 
der  Kammern  über  besondere  Anordnung  des  Präsidenten  der  Kammer  erfolgt,  ge- 
hurt dem  Attache  der  Ersatz  der  Reisekosten  und  die  Diäten  nach  der  Kategorie 
von  Staatsbeamten.  Das  hierüber  zu  legende  Partikulare  ist  von  dem  Präsidenten 
der  Kammer  zu  signieren  und  am  Schlüsse  des  Monats  mit  dem  Tagebuche  dem 
Ministerium  des  Äußern  vorzulegen.  In  der  Regel  sind  nur  dann  Fabriken  außer- 
halb des  Standortes  der  Kammern  zu  besichtigen,  wenn  sich  am  Standorte  der 
Kammer  selbst  kein  Etablissement  gleicher  Art  befindet. 
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Urlaubsordnung  für  effektive  Konsularbeamte. 

Da  sich  das  Geltungsgebiet  der  Urlaubsordnung  vom  1.  Mai  1890  nur 
auf  die  in  Europa  und  den  Ländergebieten  des  Schwarzen  und  Mittel- 
ländischen Meeres,  einschließlich  Marokkos,  dienenden  effektiven  Konsular- 
beamten beschränkte  und  angesichts  der  stetig  zunehmenden  Verwendung 
effektiver  Konsularfunktionäre  in  den  überseeischen  Ländern  das  Bedürfnis 
nach  Aufstellung  genereller  Urlaubsvorschriften  immer  fühlbarer  wurde,  so 
hat  das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  unter  Zugrundelegung  der  bis- 
herigen Urlaubsnormen  eine  neue  Urlaubsordnung  für  die  effektiven  k.  und 
k.  Konsularbeamten  festgestellt,  welche  mit  1.  Mai  1895  in  Kraft  getreten 
ist.  Die  Bestimmungen  der  gedachten  unter  dem  4.  Februar  1895,  Z.  7491/10 
hinausgegebenen  Urlaubsordnung  sind  folgende: 

Die  Erteilung  von  Urlauben  an  effektive  k.  und  k.  Konsularbeamte,  ein- 
schließlich der  mit  diplomatischen  Funktionen  betrauten  Generalkonsuln  I.  Klasse 
bleibt  dem  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  vorbehalten. 

Dasselbe  gilt  auch  fär  die  dem  Konsularverbande  nicht  angehörigen,  jedoch 
im  Konsulardienste  verwendeten  Staatsbeamten,  soferne  sie  aus  den  Mitteln  des 
k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  Emolumente  beziehen. 

In  dringenden  und  besonders  rücksichtswürdigen  Fällen  kann  die  k.  und 
k.  Mission  dem  Vorstande  eines  derselben  unterstehenden  Konsularamtes  einen  Ur- 
laub bis  zur  Maximaldauer  von  14  Tagen  erteilen. 

Ebenso  ist  in  dringenden  und  besonders  rücksichtswürdigen  Fällen  der  Leiter 
eines  k.  und  k.  Konsularamtes  befagt,  den  ihm  untergeordneten  Beamten  einen 
Urlaub  in  der  Dauer  von  8  Tagen  zu  bewilligen. 

In  beiden  Fällen  ist  von  der  erfolgten  Urlaubsbewilligung  sofort  dem  k.  und 
k.  Ministerium  des  Äußern  Anzeige  zu  erstatten. 

Unter  allen  Umstunden  kann  die  Bewilligung  eines  solchen  Urlaubes  nur 
dann  stattfinden,  wenn  die  Fortführung  der  Amtsgeschäfte  hiedurch  keine  Störung 
erleidet. 

Die  Urlaubsgesuche  der  mit  diplomatischen  Funktionen  betrauten  General- 
konsuln I.  Klasse  sind  direkt,  jene  der  andern  k.  und  k.  Konsularamtsleiter  im 
Wege  der  vorgesetzten  diplomatischen  Mission  unter  Angabe  der  Motive  und  des 
Zweckes  an  das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  zu  leiten,  und  falls  der  Urlaub 
aus  Gesundheitsrücksichten  nachgesucht  wird,  ist  der  Eingabe  ein  ärztliches  Attest 
beizufügen. 

Subalterne  k.  und  k.  Konsularbeamte  haben  ihre  diesfälligen  Eingaben  dem 
Amtsvorstande  zu  überreichen,  welcher  dieselben  unter  Beifügung  seines  Gutachtens 
dem  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  in  Vorlage  bringt. 
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Der  angesuchte  Urlaub  darf  vor  erhaltener  Bewilligung  nicht  angetreten 
werden. 

In  jedem  Urlaubsgesuche  muß  die  Zeit,  innerhalb  welcher  der  Eonsular- 
funktionär  seinen  Urlaub  anzutreten  gedenkt,  angegeben  sein.  Sollte  derselbe  aus 
irgend  welchem  Grunde  nicht  in  der  Lage  sein,  den  ihm  bewilligten  Urlaub 
innerhalb  der  hiefür  bestimmten  Frist  anzutreten,  so  muß  er  vor  Antritt  des 
Urlaubes  die  Ermächtigung  hiezu  auf  dem  oben  festgesetzten  Wege  neuerlich 
einholen. 

Hinsichtlich  der  Urlaubsdauer  mit  vollen  persönlichen  Bezügen  (Gehalt  und 
Zulage)  wird  folgendes  festgesetzt: 

a)  Jeder  effektive  k.  und  k.  Konsularbeamte  bleibt  während  der  Dauer  von 
2  Monaten  im  Genüsse  seiner  vollen  persönlichen  Bezüge,  auch  wenn  der- 
selbe im  vorangegangenen  Kalenderjahre  einen  Urlaub  von  welcher  Dauer 
immer  genossen  hat. 

b)  Die  in  Europa,  den  Ländergebieten  des  Schwarzen  und  des  Mittelländischen 
Meeres  einschließlich  Marokkos,  femer  in  Amerika  und  Ost-Indien  ver- 
wendeten effektiven  k.  und  k.  Konsularbeamten  verbleiben  während  der  Dauer 
von  3  Monaten,  jene  in  Ost-Asien  während  3^/^  Monaten  im  Genüsse  ihrer 
vollen  persönlichen  Bezüge,  falls  sie  im  vorangegangenen  Kalenderjahre  nicht 
beurlaubt  waren. 

c)  Zu  dieser  sub  lit.  b)  normierten  Frist  wird  bei  den  in  Amerika  und  Ost-Indien 
stationierten  effektiven  Konsularbeamten  nach  Ablauf  des  zweiten  Jahres, 
welches  sie  auf  ihren  Posten  zugebracht  haben,  für  jedes  weitere  Jahr  1  Monat 
u.  zw.  bis  zur  Frist  von  zusammen  höchstens  6  Monaten,  dagegen  den 
Funktionären  in  Ost- Asien  unter  diesen  Bedingungen  je  l^^  Monat  bis  zur 
Maximalausdehnung  von  8  Monaten  hinzugerechnet.  Diese  Akkumulierung 
wird  nicht  unterbrochen,  wenn  der  Konsularbeamte  aus  einem  dringenden 
Anlasse  genötigt  war,  sich  für  kurze  Zeit  beurlauben  zu  lassen,  ohne  in  die 
Heimat  zurükzukehren.  Die  hiebei  aufgelaufenen  Urlaubstage  werden  jedoch 
von  dem  später  anzutretenden  Urlaube  in  Abzug  gebracht.  Die  in  Süd- 
Afrika  stationierten  effektiven  Konsularbeamten  sind  rücksichtlich  der  Ge- 
bürenbehandlung  während  ihres  Urlaubes  den  Konsularfnnktionären  in 
Amerika  und  Ost-Indien  gleichzuhalten.  (Erlaß  des  k.  und  k.  Ministeriums 
des  Äußern  vom  6.  Jänner  1902,  Z.  78  320/10  ex  1901.) 

Nach  Ablauf  der  festgesetzten  Fristen,  in  welchen  die  normierte  Reisezeit 
nicht  inbegriffen  ist,  wird  bis  zum  neuerlichen  Dienstantritte  die  Lokalzulage  ein- 
gestellt und  der  Gehalt  in  Bankvaluta  flüssig  gemacht. 

Die  innerhalb  Eines  Jahres  in  kürzeren  Fristen  erfolgten  Beurlaubungen 
werden  summiert  und  hinsichtlich  der  Gebürenbemessung  nach  §  8  behandelt. 

Wenn  die  Reise  in  die  österr.-ungar.  Monarchie  angetreten  wird,    so  wird 
»  Zeitfrist  für  die  Her-  und  Rückreise   bei  Berechnung  der  faktischen  ürlaubs- 
0r  nicht  in  Anschlag  gebracht. 
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Diese  ZeitfriBt  wird  berechnet  auf  Grund  der  kürzesten  Linie  zwischen  dem 
betreffenden  Dienstorte  und  der  nächsten  mit  demselben  korrespondierenden  Grenz- 
station der  österr.-ungar.  Monarchie. 

Verspätungen,  welche  während  der  Reise  eintraten,  oder  die  Wahl  einer 
andern  als  der  kürzesten  Reiseroute  können  nur  dann  berücksichtigt  werden,  wenn 
sie  durch  höhere  Gewalt  verursacht  worden  sind. 

Die  Rückreise  auf  den  Posten  ist  spätestens  am  letzten  Urlaubstage  anzu- 
zutreten, widrigenfalls  jede  hiebei  eingetretene  Verzögerung  als  Urlaubsüberschrei- 
tnng  angesehen  und  behandelt  werden  wird. 

Die  erteilte  ürlaubsbewilligung  kann,  wenn  das  dienstliche  Interesse  es  er- 
heischt, jederzeit  widerrufen  werden,  und  hat  demnach  der  beurlaubte  Beamte  vorzu- 
sorgen,  daß  ihn  während  des  Urlaubes  allfällige  Verfügungen  der  vorgesetzten  Be- 
hörde erreichen  können. 

Mit  Ausnahme  des  obenangeführten  Falles,  daß  Verspätungen  während  der 
Reise,  oder  die  Wahl  einer  andern  als  der  kürzeren  Route  durch  höhere  Ge- 
walten verursacht  werden,  sind  die  Konsularbeamten  verpflichtet,  spätestens  am 
letzten  Urlaubstage  auf  ihrem  Dienstorte  einzutreffen. 

Jede  nicht  gerechtfertigte  oder  eigenmächtige  Überschreitung  der  Urlaubs- 
frist, ebenso  wie  jede  Unregelmäßigkeit  in  der  Angabe  des  Urlaubsantrittes,  sowie 
der  Urlaubsrückkehr  wird  nach  den  bestehenden  Normen  als  Disziplinarvergehen 
geahndet  werden. 

Die  Vorschriften  sowohl  rücksichtlich  der  Übergabe  bezw.  Übernahme  der 
Amtsleitung  als  auch  rücksichtlich  der  telegraphischen  Anzeige  des  Urlaubsan- 
trittes des  Amtsleiters  und  dessen  Rückkehr  auf  seinen  Posten  bleiben  auch  fernerhin 
in  Kraft. 

In  Fällen  einer  schweren  und  als  solche  ärztlich  nachzuweisenden  Erkrankung, 
welche  eine  konstante  Pflege  und  Behandlung  erheischt,  kann  der  dienstunfähig  ge- 
wordene Konsularbeamte, 

a)  wenn  er  in  Europa,  in  den  Ländergebieten  des  Schwarzen  und  Mittellän- 
dischen Meeres  einschließlich  Marokko's  in  Verwendung  steht,  für  die  Dauer 
von  4  Monaten, 

b)  wenn  er  in  Amerika,  Ost-Indien  und  Ost- Asien  dient,  für  die  Dauer  von 
5  Monaten  im  Genüsse  seiner  vollen  persönlichen  Bezüge  belassen  werden. 

Bei  Fortdauer  der  Krankheit  kann  in  besonders  rücksiclitswürdigen  Fällen 
den  Funktionären  in  den  sub  lit.  a)  angeführten  Ländern  für  weitere  2  Monate 
und  jenen,  welche  in  den  sub  lit.  b)  bezeichneten  Gebieten  verwendet  werden,  für 
weitere  3  Monate,  nebst  dem  Gehalte  der  Fortbezug  der  Hälfte  der  Lokalzulage 
zugestanden  werden.  Diese  Begünstigungen  gelten  auch  für  die  in  Süd-Afrika 
stationierten  effektiven  Konsularbeamten.  (Erlaß  des  k.  und  k.  Ministeriums  des 
Äußern  vom  6.  Jänner  1902,  Z.  78  320/10  ex  1901.) 


72     — 


Überschreitet  die  Dienstesabwesenheit  eines  Konsularbeamten  die  Dauer 
168  Jahres,  so  werden  seine  Aktivitlitsgebüren  eingestellt. 

Die  durch  ErfttUung  der  MiUtärdiensti^mcht  hervorgerufene  Dienstesabwesen- 
it  eines  Konsularbeamten  wird  rücksieb tüch  der  Gebürenbehandlung  als  Urlaub 


Konsularbeamte,  welche  von  Amts  wegen  beurlaubt  werden  oder  wegen  Krieg 
er  höherer  Gewalt  an  der  Ausübung  ihrer  Funktionen  gehindert  sind,  haben  An- 
ruch  auf  den  Bezug  ihres  Gehaltes  und  [ihrer  Lokalzulage  während  der  Dauer 
»n  3  Monaten. 

Für  die  Dauer  weiterer  3  Monate  wird  denselben  nebst  dem^Gehalte  die 
Stifte  der  Lokalzulage  zugestanden. 

Der  Bezug  von  Dienst-  oder  Teuerungszulagen,  sowie  von  Diätenpauschalien 
\  fllr  die  Zeit  des  Urlaubes  nicht  zulässig. 

Wohnungszulagen  hingegen  bleiben  flüssig. 

Die  Auslegung  und  Erläuterung  der  Urlaubsordnung  steht  ausschließlich  dem 
und  k.  Miaisteriatii  des  Äußern  zu. 

dUage  zum  f  lo  der  UrlauUsordiiunsr  Tom  4,  Februar  1895,  Nr.  7491,  über  die 
Dreclinan^  der  HeSscz^it  der  biurlaubten  Konäuhirfunktiaiiöre  bei  Reisen  in  die 
^sterreieblacli-uiifarlsolie  Monarchie  nsd  zurttek  auf  den  Posten. 
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Heneise  19,  Rückfeiie  17  Tage. 


In  der  Eückfaturt  1  Tag  mehr 

als  in  der  Hinfahrt, 
Mit  Eilsckiff 


Inklusive  eventueller  VorEpä- 
tung  lEum  Train  oder  Sckiff. 
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Im  Laufe  der  letzten  Jahre  haben  sich  während  der  Sommermonate 
die  Urlaubserteilungs-  und  ürlaubsverlängerungsgesuche  der  bei  den  k.  und 
k.  Vertretungsbehörden  im  Auslande  verwendeten  Beamten  derart  gehäuft, 
daß  teilweise  Geschäftsstockungen  zu  besorgen  waren  und  zu  deren  Hint- 
anhaltung Supplierungen  eingeleitet  werden  mußten. 

Solche  Supplierungen  sind  nicht  nur  mit  Kosten  verbunden,  welche 
das  Budget  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  in  unliebsamer  Weise 
belasten,  sondern  werden  auch  dadurch  erschwert,  daß  gerade  zur  Sommer- 
zeit auch  anderwärts  verfügbare  Arbeitskräfte  nicht  vorhanden  sind. 

Zur  Vermeidung  dieses  Übelstandes  hat  sich  das  k.  und  k.  Ministerium 
des  Äußern  veranlaßt  gefunden  mit  Circulare  vom  18.  April  1886,  Z.  8270/2 
die  Vorsteher  der  k.  und  k.  diplomatischen  Missionen  und  Konsularämter 
anzuweisen,  bei  eigener  Verantwortung  darauf  zu  sehen,  da^BewiaailMUlgen^^ 
jmvj^h  fi:AfltiUiJuig  f\^^  in,,er8^^ilLJS£J^^  ^^  Betracht  kommenden  Dienst- 
interesses und  in  nicht  zu  langer  DauerTTätz  Irreifen,  indem  äurFereönaP 
^"aushni^T^^Trf^t  Tf<"i"<^"  tTnr^pi^änden  p[ere^;])|]p,t,  w^r/^An  }^^j\n 

Der  Umstand,  daß  Konsular-Amtsvorstände  bei  Vorlage  ihres  eigenen 
oder  des  Urlaubsgesuches  eines  ihrer  Untergebenen  darauf  keine  Eücksicht 
nehmen,  ob  bei  dem  betreffenden  Amte  Beamte  in  Verwendung  stehen, 
welche  vermöge  ihrer  militärischen  Eigenschaften  im  Laufe  des  Sommers 
eine  Waffenübung  abzuleisten  haben,  hat  oft  zur  Folge,  daß  die  Beurlaubung 
des  einen  Beamten  mit  der  Waffenübung  des  anderen  nicht  selten  zusammen- 
fällt. Um  den  daraus  für  den  Dienstesbetrieb  entstehenden  Unzukömmlich- 
keiten nach  Tunlichkeit  zu  steuern,  bezw.  um  zu  vermeiden,  daß  einem  und 
demselben  Amte  mehrere  Arbeitskräfte  zu  gleicher  Zeit  entzogen  werden, 
hat  das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  mit  Circulare  vom^25.  Februar 
_ilft8S  7  4507/10  die  Konsular-Amtsvorstände  aufgefordert,  wofeme  ihnen 
Beamte  zugewiesen  sind,  welche  für  das  betreffende  Jahr  eineJEinhfiCufiinff — 
zur  Waffenübung  zu  gewärtigen  oder  bereits  in  Händen  haben,  diesen  Um- 
stand in  ihre  Berichterstattung  über  das  betreffende  Urlaubsansuchen  ein- 
zubeziehen. 

Die  Urlaubsansuchen  der  effektiven  k.  und  k.  Konsularbeamten,  sowie 
deren  Einschreiten  um  Enthebung  von  der  periodischen  Waffenübung  oder  um 
Dispens  von  dem  Erscheinen  zum  Hauptrapport  und  der  Kontrollversammlung 
dürfen  nicht  kurz  vor  dem  Antritte  des  erbetenen  Urlaubes  oder  dem  Ein- 
rücken zu  den  militärischen  Einberufungen  gestellt,  bezw.  vorgelegt  werden, 
weil  dadurch  die  Aufgabe  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  für  die 
in  beiden  Fällen  notwendigen  Substitutionen  rechtzeitig  Vorsorge  zu  treffen, 
erheblich  erschwert  wird. 

Um  dieser  Unzukömmlichkeit  zu  begegnen,  wurden  die  k.  und  k.  Kon- 
sularämter beauftragt,  über  die  von  den  daselbst  verwendeten  Beamten  im 
Laufe  des  Jahres  mutmaßlich  anzusprechenden  Urlaube,   sowie  die  mili- 
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tärischen  Einberafnngeii,  welch^  rücksichtlich  derselben  zu  gewärtigen  sind, 
unter  Angabe  der  darauf  bezüglichen  Umstände,  wie  Zeitpunkt  des  ürlaubs- 
antrittes,  Dauer  der  Dienstesabwesenheit  u.  s.  w.  spätestens  bis  Ende  März 
eines  jeden  Jahres  Bericht  zu  erstatten.  (Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums 
des  Äußern  vom  19.  August  1896,\z.  36292/101 

Die  Veränderungen,  welche  in  der  Leitung  der  effektiven  k.  und  k.  Kon- 
sularämter  durch  Beurlaubung  oder  Abberufung  des  Amtsleiters  vor  sich 
gehen ,  wurden  zumeist  auf  schrifQichem  Wege  dem  k.  und  k.  Ministerium 
des  Äußern  angezeigt.  Dieser  Vorgang  führte  zur  Anomalie,  daß  das  k.  und 
k.  Ministerium  des  Äußern,  welches  ein  Interesse  daran  hat,  über  jeden 
Wechsel  in  der  Leitung  eines  effektiven  Konsularamtes  ehestens  informiert 
zu  werden,  hie  von  erst  nach  mehreren  Tagen,  mitunter  auch  viel  später 
Kenntnis  erhielt.  Um  diesem  Übelstande  zu  steuern,  wurden  die  effektiven 
k.  und  k.  Konsularämter  mit  Circulare  vom  30.  November  1889,  Z.  30164/10 
angewiesen,  jedp  Verändernrig,  f^^^  oi>^  it^  {\fx  l^f^«^!'  <^^»  Ajj^^tglPiters  er- 
ribj^^jöffill^dem  k.  und  k.  Ministerium  des  ÄnfiftrTi  a.nf  tPlftyr^pljifif.hftTn 
Wege  anzuzeigen.  Handelt  es  sich  dabei  um  die  Abgabe  der  Amtsleitung 
an  emen  bei  dem  Konsularamte  bereits  angestellten  Beamten,  so  ist  von 
dem  abgehenden  Amtsleiter  das  Wort  „abgereist"  oder  „parti"  zu  tele- 
graphieren, wogegen  die  Übernahme  ^er  Amtsleitung  eines  Ankömmlings 
durch  die  telegraphische  Meldung  „angelangt"  oder  „arrive"  zu  markieren  ist. 

6. 

A,  Normen  betreffend  Ehebewülignngen  für  effektive  Konsnlar- 

^^"''^  beamte. 

Das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  hat  mit  Circulare  vom  12.  Juli 
-i1«Q^,  ^  27361/10  folgende  auf  die  Erteilung  von  Ehebewilligungen  an 
effektive  Konsularbeamte  Bezug  habenden  Bestimmungen  erlassen: 

Mittels  Allerhöchster  Entschließung  vom  4^  A"g"^^  1^-^^  wnrHft  die 
Bestimmung  getroffen,  daß  die  den  Konsulareleven  (jetzt  Konsular-Attachös) 
auferlegte  Verpflichtung  des  unverehelichten  Standes  auf  sämtliche  Konsular- 
beamte der  Vni.  Rangsklasse  auszudehnen  sei  und  nur  in  besonders  rück- 
sichtswürdigen Fällen,  insbesondere,  wenn  ein  hinreichendes  Privateinkommen 
nachgewiesen  wird,  Ausnahmen  hievon  gestattet  werden  können. 

Für  die  Aufstellung  dieser  Norm  war  nicht  nur  das  materielle  Moment, 
sondern  ganz  besonders  auch  das  Interesse  des  Konsulardienstes  maßgebend, 
welches  eine  möglichst  große  Mobilität  des  subalternen  Bearatenpersonales 
erheischt. 

Da  die  Verfügbarkeit  eines  Beamten  flir  die  oft  rasch  durchzuführenden 
Entsendungen  nach  den  verschiedenen  konsularämtlichen  Stationen  durch 
seine  Verehelichung  in  mehr  als  einer  Hinsicht  wesentlich  beeinträchtigt 
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wird,  so  kann  ohne  Nachteil  für  den  allerhöchsten  Dienst  stets  nur  einer 
beschränkten  Anzahl  der  in  Betracht  kommenden  Funktionäre  die  Bewilligung 
zur  Eheschließung  erteilt  werden. 

In  letzter  Zeit  haben  sich  jedoch  die  Ansuchen  um  Elhebewilligung 
seitens  der  Konsularbeamten  der  VIII.  Rangsklasse  stetig  gemehrt. 

Angesichts  dieser  Verhältnisse  hat  sich  das  k.  und  k.  Ministerium  des 
Äußern  veranlaßt  gefunden,  festzusetzen,  daß  die  Anzahl  der  verheirateten 
effektiven  Vizekonsuln  ein^Dritteil  der  Gesamtzahl  der  dieser  Rangsklasse 
angehörenden  Funktionäre  nicht  überschreiten  dürfe,  so  zwar,  daß  die  aus- 
nahmsweise Bewilligung  zur  Eingehung  einer  Ehe  für  die  Beamten  dieser 
Kategorie  —  wofeme  die  Bewerber  die  sonstigen  Vorbedingungen,  bezüglich 
welcher  die  früheren  Normen  aufrecht  bleiben,  zu  erfüllen  in  der  Lage 
sind  —  nur  dann  erteilt  werden  wird,  wenn  die  obige  Grenze  nicht  er- 
reicht ist. 

Älit  Erlaß  vom  2.  Mai  1899^  Z.  24487/10  hat  das  L  undk.  Ministerium 
des  Äußern  hinsichtlich  der  Ehebewilligung  für  effektive  k.  und  k.  Kon- 
sularbeamte ein  neues  obige  Bestimmungen  teilweise  modifizierendes  Regulativ 
hinausgegeben,  welches  lautet  wie  folgt: 

Jeder  effektive  k.  und  k.  KonsnlarbpAmti^  l^p^durf  zur  Eingehung  einer 
Ehe  der  Bewilligung  des  k.  und  k.  Ministers  des  Äußern. 

Bei  der  Beurteilung  eines  solchen  Ansuchens  wird  das  k. undk. Ministerium 
des  Äußern  die  y^nnftgP!^°^^"*hältnisse  and  die  soziale  Stellung  der  Braut 
in  Erwägung  ziehen  und  prüfen,  ob  nichts  vorliege  was  die  angesuchte 
Heirat  aus  gewichtigen  Rücksichten  des  Dienstes,  als  unzulässig  erscheinen  ließe. 

Die  Bestimmungen  der  Allerhöchsten  Entschließung  vom  4.  August 
1850,  hiPThPiTjf)]iiTihi>ltli  \r\  Krflffj  wonarrh  die  den  Konsulareleven  (Kon- 
sular-Attach6s)  auferlegteJ^erpflichtung  des  nnverehftliV.htp.n  StAndft^  auf  dj^ 
Vizekonsuln  auszudehnen  ist  und  denselben  nur  in  besonders  rücksichtswürdigen 
Fällen^Tnsbesonders  wenn  ein  hinreichendes  Privatvermögen  nachgewiesen 
wird,  die  Verehelichung  gestattet  werden  kann. 

Konsuln,  Vizekonsuln  und  Konsulatsoffiziale,  welche  um  die  Bewilligung 
zur  Eingehung  einer  Ehe  einschreiten,  haben  den  Nachweis  zu  erbringen, 
daß  einer  der  beiden  Ehewerber  oder  beide  zusammen,  über  ein  gesichertes, 
durch  keinerlei  Rückverpflichtung  belastetes  Privateinkommen  in  dem  nach- 
folgenden Ausmaße  verfügen  und  zwar: 

Konsuhl,  über  ein  solches  von  jährlich  K  2000 
Vizekonsuln  von  jährlich  „  4000 

Konsulatsoffiziale  von  „  1200. 

Die  Beurteilung  des  erbrachten  Vermögensnachweises,  sowie  die  zu 
leistende  Sicherstellung  des  ausgewiesenen  Einkommens,  behält  sich  das 
k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  von  Fall  zu  Fall  vor. 


—     77     — 

B.  Normen  betreffend  Ehebewilligungen  für  diplomatische  Be- 
amte und  die  bei  den  k.  und  k.  diplomatischen  Missionen  in 
Verwendung  stehenden  Kanzleibeamten. 

Wenngleich  diese  Normen  eigentlich  nicht  in  das  vorliegende  Konsular- 
handbuch  gehören,  so  wurden  dieselben  doch,  auf  Grund  diesfälliger  Er- 
mächtigung, im  Interesse  der  Beamten  der  diplomatischen  Karriere  hier 
kurz  angeführt.  —  Dasselbe  gilt  von  der  Eingangs  erwähnten  Diplomaten- 
prufung,  sowie  von  allen  in  diesem  Handbuche  auszugsweise  angeführten, 
die  Beamten  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  und  der  k.  und  k.  diplo- 
matischen Missionen  betreffenden  Vorschriften. 

Diplomatische  Beamte  bedürfen  zur  Eingehung  einer  Ehe  der  fall- 
weise einzuholenden  Bewilligung  Sr.  k.  und  k.  Apostolischen  Majestät. 

Bezüglich  der  Ehebewilligung  für  die  bei  den  k.  und  k.  diplomatischen 
Missionen  angestellten  Kanzleibeamten  enthält  das  Circulare  des  k.  und 
k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  12.  Juni  1891,  Z.  19898/2,  die  bezüg- 
lichen Normen: 

1.  Die  beiden  k.  und  k.  diplomatischen  Missionen  angestellten  effektiven 
Kanzleibeamten  (Kanzleiräte  und  Kanzleisekretäre)  sind  verpflichtet,  vor 
Eingehung  einer  Ehe  die  Bewilligung  des  k.  und  k.  Ministeriums  des 
Äußern  einzuholen. 

2.  Heiratsbewilligungen  für  Beamte  dieser  Kategorie  können  nur  dann 
erteilt  werden,  wenn  der  Ehewerber  ein  jährliches  Einkommen  von  2800  fl. 
österr.  Währung  in  Gold  nachzuweisen  imstande  ist,  das  heißt,  derselbe 
hat  den  Nachweis  zu  liefern,  daß  er  und  seine  Braut  zusammen  und  zwar 
mit  Inbegriff  seiner  amtlichen  Bezüge  im  Besitze  eines  Einkommens  Von 
mindestens  jährlich  2800  fl.  österr.  Währung  in  Gold  sich  befinden. 

3.  Die  betreffenden  Gesuche  der  Ehewerber  sind  von  der  ihnen  vor- 
gesetzten k.  und  k.  diplomatischen  Mission  dem  k.  und  k.  Ministerium  des 
Äußern  vorzulegen  und  mit  deren  Gutachten  einzubegleiten. 

4.  Was  die  Form  des  zu  liefernden  Nachweises  anbelangt,  so  genügt 
hiefür  die  Vorlage  einer  Vermögensurkunde  in  der  Höhe  desjenigen  Be- 
trages, welcher  in  Verbindung  mit  den  amtlichen  Bezügen  des  Ehewerbers 
das  vorbezifferte  Minimaleinkommen  sichern  würde.  Dieses  Dokument  hat 
jedoch  in  unzweifelhafter  Weise  ein  wirkliches,  nicht  durch  irgend  eine 
Rückverpflichtung  belastetes  Einkommen  festzustellen. 
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7. 

A.  Normen  betreffend  die  Versetzung  der  diplomatischen  und 
effektiven  Eonsular-Beamten  in  den  zeitliclien  oder  bleibenden 
Ruhestand  und  Versorgungsansprüche  der  Witwen  und  Waisen 

derselben. 

Mit  kaiserlicher  Verordnung  vom  12.  November  1870  ist  das  in 
der  Konsular-Normaliensammlung  (IL  Band,  Nr.  I)  befindliche  Eeglement 
genehmigt  worden,  womit  die  Pensions-  und  Versorgungsansprüche  der 
bei  den  gemeinsamen  Civilbehörden  und  Ämtern,  das  ist  bei  den  ge- 
meinsamen k.  und  k.  Ministerien  des  Äußern  und  der  Finanzen,  dann  dem 
gemeinsamen  obersten  Rechnungshöfe  und  den  diesen  Centralstellen  unter- 
stehenden Behörden  und  Ämtern  angestellten  Beamten  und  Diener,  deren 
Witwen  und  Waisen  provisorisch  geregelt  wurden. 

Auf  Grund  des  für  die  im  Eeichsrate  vertretenen  Königreiche  und 
Länder   gültigen  Gesetzes  vom    14.  Mai  1896,  E.  G.  B.  Nr.  74  ex  1896, 
hat  seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  mit  Allerhöchster  Entschließung 
vom  2.  Juni  1897  zu  genehmigen  geruht,  daß  an  Stelle  des  provisorischen 
Pensionsreglements  vom   12.  November  1870  —  in  Ansehung  der  Euhe- 
gebüren,    Witwenpensionen  und  Erziehungsbeiträge,    endlich  des  Sterbe- 
quartales für  die  gemeinsamen  Beamten  und  Diener  die  im  §  1  bis  inklusive 
17  enthaltenen  Bestimmungen  des  oberwähnten  Gesetzes  bezw.  die  Be- 
stimmung der  diesbezüglichen  Durchführungsverordnung  mit  der  Wirksam- 
keit vom  Tage  der  obangeführten  Allerhöchsten  Entschließung  an  und  zwar 
insolange  in  Anwendung  kommen,  bis  ein  definitives  Pensionsgesetz  für 
die  gemeinsamen  Beamten  und  Diener  geschaffen  sein  wird,  wobei  die  im 
§  16   des  citierten  Gesetzes    vorgesehene   dreiprozentige  Beitragsleistung 
erst  in  dem  Momente  ins  Leben  zu  treten  hat,  in  welchem  die  gemeinsamen 
Beamten  und  Diener  einer  Gehaltsregulierung  teilhaftig  werden. 

Diese  letztere  Gehaltsi-egulierung  ist  mit  1.  Jänner  1900  erfolgt  und 
demgemäß  von  diesem  Termine  an  die  oberwähnte  dreiprozentige  Bei- 
traKsloistung  in  Kraft  geti-eten. 

Hier  werden  nur  die  Hauptbestimmungen  des  gedachten  noch  teil- 
weise in  Kraft  bestehenden  Pensionsreglements  vom  Jahre  1870,  sowie  jene 
Im  (besetze  vom  14.  Mai  1896  enthaltenen,  das  gedachte  Eeglement  ab- 
lindernden Mestimmungen  angeführt,  welche  nunmehr  für  die  Pensions- 
bohandluuK  der  diplomatischen  und  effektiven  Konsularbeamten,  sowie  auch 
der  bei  den  k.  und  k.  Konsularämtern  definitiv  angestellten  Kanzleibeamten 
und  Diener»  deren  Witwen  und  Waisen  maßgebend  sind. 

Der  Ruhestand  ist  ein  zeitlicher,  wenn  die  Ursachen  der  Dienstes- 

ndtfung    voraussichtlich   wieder   zu  beheben  sind,    ein    bleibender 

Ri  wenn  das  Aufholten  derselben  nicht  zu  erwarten  steht.    Die  Ver- 
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Setzung  in  den  Ruhestand  erfolgt  yon  Amtswegen  oder  über  Ansuchen 
des  betreffenden  Beamten. 

Die  Bezüge  der  Beamten,  wenn  sie  außer  Aktivität  treten,  teilen 
sich,  je  nachdem  sie  für  immer,  oder  nur  für  eine  Zeitdauer  von  der  Dienst- 
leistung enthoben  werden,  in  Pensionen  oder  Quieszentengehalte.  Den 
Dienern  sind  Provisionen  zugestanden. 

1.  Von  Amtswegen  findet  die  Versetzung  in  den  Ruhestand  nur  statt: 

a)  im  Falle  der  von  der  vorgesetzten  Behörde  wahrgenommenen  und 
ärztlich  nachgewiesenen  Dienstunfähigkeit;  jedoch  kann,  wenn  es 
Dienstesrücksichten  erheischen,  die  Versetzung  in  den  Ruhestand 
nach  zurückgelegtem  40.  Dienstjahre  auch  ohne  diesen  Nachweis 
eintreten; 

b)  wenn  der  von  einem  Angestellten  bekleidete  Dienstposten  infolge  der 
Aufhebung  einer  Behörde  oder  einer  Änderung  im  Organismus  der- 
selben aufgelassen  wird,  und  die  Wiederanstellung  des  Beamten  oder 
Dieners  auf  einem  anderen  Posten  nicht  sofort  stattfinden  kann. 

2.  Über  Ansuchen  des  Angestellten  erfolgt  die  Versetzung  in  den 
Ruhestand: 

a)  bei  ärztlich  nachgewiesener  und  ämtlich  anerkannter  Dienstunfähigkeit; 

b)  bei  vollstreckter  40jähri^er  Dienstzeit; 

c)  nach  zurückgelegtem  70.  Lebensjahre  ohne  Rücksicht  auf  die  voll- 
streckte Dienstzeit. 

Die  Versetzung  in  den  Disponibilitätstand,  wie  dies  bei  den  Beamten 
des  diplomatischen  Dienstes  vorkommt,  (die  Disponibilitätsfrist  darf  nicht 
zwei  Jahre  überschreiten)  findet  bei  den  effektiven  Konsularbeamten  nicht  statt. 

Die  stabil  angestellten  Beamten  und  Diener  haben,  insoferne  sie  nicht 
infolge  freiwilliger  Dienstesresignation  oder  strafweiser  Entlassung  aus  dem 
Staatsdienste  scheiden,  bei  ihrer  Versetzung  in  den  Ruhestand  nach  Maß- 
gabe ihrer  anrechnungsf&higen  Dienstzeit  auf  eine  fortlaufende  Ruhegebür 
nach  den  festgesetzten  Abstufungen,  oder  auf  eine  einmalige  Abfertigung 
Anspruch. 

Staatsbeamte,  Staatslehrpersonen,  welche  erst  nach  zurückgelegter 
40jähriger  Dienstzeit  Anspruch  auf  den  vollen  anrechenbaren  Gehalt  als 
Ruhegenuß  haben,  und  Diener,  welche  das  60.  Lebensjahr  und  das 
35.  Dienstjahr  zurückgelegt  haben,  können  über  eigenes  Ansuchen  ohne 
den  sonst  erforderlichen  Nachweis  der  Dienstunfahigkeit  in  den  dauern- 
den Ruhestand  versetzt  werden. 

a)  Ruhegebüren  und  deren  Ausmaß. 
Die  in  eine  bestimmte  Rangsklasse  eingereihten  Civilstaatsbeamten 
und  Staatslehrpersonen,   dann  die  in   die  Kategorie   der  Diener  gehörigen 
in  einem  Jahresgehalte  stehenden  Staatsbediensteten  haben  Anspruch  auf 
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Ruhe^onüsHe,  wolcho  nach  ohne  Unterbrechung  vollstreckten  zehn  Dienst- 
Jahren  vierzig  Prozent  und  für  jedes  weitere  Dienstjahr  zwei  Prozent 
deH  letzten  ann^chnungsfähigen  Aktivitatsgehaltes  betragen.  Nach  einer 
Dien»txoit  von  vierzig  Jahren  gebürt  sonach  der  volle  anrechenbare  Ge- 
halt als  Kuhegenufi. 

Der  normalmäßige  Ruhegenuß  eines  Staatsbeamten  oder  einer  Staats- 
bhrperson  darf  nicht  geringer  als  mit  dem  Betrage  von  800  K,  der 
uonualmiUUge  Ruhegenuß  eines  Dieners  darf  nicht  geringer  als  mit  dem 
Bt^trage  von  4(X)  K  bemessen  werden.  Bei  Berechnung  der  Dienstzeit 
wtnMen  Bruchteile  eines  Jahres,  insofern  sie  sechs  Monate  überschreiten, 
als  ein  volles  Dienstjahr  angerechnet. 

StaatslH^mte,  Staatslehrpersonen  und  Diener,  welche  infolge  Krank- 
heit iHlor  infolge  einer  von  ihnen  nicht  absichtlich  herbeigeführten  körper- 
Uehen  Beschädigung  dienstunfähig  geworden  sind,  werden,  wenn  sie  auch 
Äoch  nicht  aehu>  jedoch  mindestens  fünf  Dienstjahre  vollstreckt  haben,  so 
bt^haudelt.  als  ob  sie  xehn  Dienstjahre  wirklich  zurückgelegt  hätten. 

IVr  Bezug  der  RuhegrtÄr  beginnt  bei  den  noch  in  der  Dienstleistung 
bt^ttodlicheu  l^eamtcü  oder  Dienern,  vom  Tage  der  erfolgten  Einstellung 
(ieet  leUleii  Aktivität:^iu^w^  bei  jenen  aber,  die  zur  Zeit  der  Pensionierung 
b^reil^  käür4^*rt>  oder  lan^cwr^  Z«it  außer  aktiver  Dienstleistung  stehen,  vom 
ersten  de^  auf  den  Auss^pctiK^k  ihrer  Versetzung  in  den  Ruhestand  folgen- 
dem Moitatet^ 

l>^r  Be»tt^  dvT  KtjÄ!i^!^*ttr  erlischt: 

a)  mit  d^?m   IW^  dw^  fe^j^tnjrsberechtigten; 

b)  bei  dvr  K^^üvii^ii^  ^Wiederanstellung)  des  pensionierten  Beamten 

odw  Pit^ttViS 

c^  im  ^'HIti>  v^nci*  iiJ^  t^Mb^Hlndet  erkannten  Weigerung  eine  verliehene 

\Vuhiiu«iii«atiluua  iMWWW>hmen; 
kV  H^u  uiUvu\4;uu  und  mht  gerechtfertigter  Abwesenheit  im  Auslande; 

ttMihi    Xu    Vu^waadt^riÄng    oder    Erwerbung    einer    fremden   Staats- 

,».  m  i^'^vllt  viiiUgciichÜicl)t0r  Verurteilung  wegen  eines  Verbrechens; 

t^  Vi  vi».ugciiclitlichei'  Verurteilung  wegen  eines  Vergehens  oder  einer 
rKuiicuuA^,  welche,  i»  Falle  der  Verurteilte  noch  im  aktiven 
:  »iv4K<v^  -CÄiaiideu  wÄi>^  dessen  Dienstesentlassung  zur  Folge  gehabt 
*u*;s:u  N\uiJe.  weUÄ  VQÄ  der  Disziplinarkommission  jener  Behörde, 
s^.A.wi  Avi  fioWligte  »ulatzt  in  der  Aktivität  unmittelbar  unter- 
>.4iu;i  u  i^-ii,  vlü.s  birfeamtÄto  auf  Verlust  der  Ruhegebür  gefällt  wird. 
:^t  \vukiuieiuug  eiiMÄ  seitlich  pensionierten  Beamten  oder  Dieners 
.,^s^:-.    u    ui  Uiiivl  mit  Birtbdialtung  des  früheren  Ranges  und  des  letzten 
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b)  Abfertigung  und  deren  Ausmaß. 
Staatsbeamte,  Staatslehrpersonen  und  Diener,  welche  eine  anrechnungs- 
fahige  Dienstzeit  von  zehn  Jahren  noch  nicht  zurückgelegt  haben,  erhalten 
sofern  sie  aus  dem  Staatsdienste  nicht  infolge  einer  freiwilligen  Dienstes- 
entsagung, oder  infolge  einer  im  Disziplinarwege  erfolgten  Dienstesentlassung 
scheiden,  eine  einmalige  Abfertigung,  welche  für  eine  Dienstzeit  bis  zu 
fänf  Jahren  mit  dem  einfachen,  für  eine  Dienstzeit  von  mehr  als  fünf 
und  weniger  als  zehn  Jahren  mit  dem  zweifachen  Betrage  des  Jahres- 
gehaltes zu  bemessen  ist. 

c)  Witwenpension  und  deren  Ausmaß. 

Witwen,  deren  Gatten  auf  einem  mit  der  Anwartschaft  eines  Euhe- 
genusses.  oder  Ruhegebür  verbundenen  Dienstposten  angestellt  waren  und 
weder  infolge  freiwilliger  Dienstesresignation,  noch  infolge  strafweiser 
Dienstesentlassung  ihres  Anspruches  auf  eine  Ruhegebür  verlustig  gewor- 
den sind,  das  Ableben  des  Gatten  mag  in  der  Aktivität  oder  im  Ruhe- 
stände erfolgt  sein,  haben  in  der  Regel  Anspruch  auf  eine  fortlaufende 
Jahrespension. 

Die  fortlaufenden  Pensionen  der  Witwen  der  nach  den  anspruchs- 
berechtigten, in  eine  bestimmte  Rangsklasse  eingereihten  oder  den  Titel 
und  Charakter  dieser  Rangsklasse  führenden  Staatsbeamten  und  Staatslehr- 
personen werden  in  fixen,  dieser  Rangsklasse  entsprechenden  Jahresbeträgen 
festgesetzt  und  zwar  für  Witwen  nach  Staatsbeamten  und  Staatslehrpersonen 
der        I.  Rangsklasse  mit  6000  K 
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Eine  Ausnahme  bilden  nur  Witwen  nach  mit  den  systemmäßigen  Be- 
zügen an  den  staatlichen  Lehranstalten  und  an  wissenschaftlichen  Instituten 
angestellten  Personen,  welche  höhere  Gehalte  beziehen,  als  ihrer  Rangsklasse 
zukommen.  Die  Pensionen  von  solchen  Witwen  werden  nach  jener  Rangs- 
klasse festgesetzt,  welche  dem  zur  Pensionsbemessung  anrechenbaren  Ge- 
halte des  verstorbenen  Gatten  entspricht. 

Die  Witwen  der  in  die  Kategorie  der  Diener  gehörigen  anspruchs- 
berechtigten Staatsbediensteten  erhalten  als  Pension  ein  Drittel  des  zur 

Malfatti,  Konsularwesen.    I.  u 
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Pensionsbemessung  anrechenbaren  Gehaltes  des  verstorbenen  Gatten,  min- 
destens jedoch  400  K  als  Witwenpension. 

Der  Bezug  der  Witwenpension  beginnt  vom  Tage  der  Einstellung 
des  Aktivitäts-  bezw.  Ruhegenusses  des  verstorbenen  Gatten,  oder,  wenn 
die  Einstellung  vor  dem  Todestage  erfolgt  ist,  vom  letzten  Tage  an  und 
erlischt: 

a)  mit  dem  Tode  der  Witwe; 

b)  mit  der  Wiederverehelichuug  derselben; 

c)  bei  Erlangung  einer  Versorgung  von  Seite  des  Staates  oder  einer 
öffentlichen  Anstalt,  oder  bei  dem  Eintritte  in  ein  Nonnenkloster, 
welches  nicht  der  Erziehung  oder  Krankenpflege  gewidmet  ist; 

d)  bei  unbefugtem  und  nicht  gerechtfertigten  Aufenthalte  im  Auslände; 
bei  Auswanderung  oder  Erwerbung  einer  fremden  Staatsbürgei-schaft; 

e)  im  Falle  strafgerichtlicher  Verurteilung  der  Witwe  wegen  eines  Ver- 
brechens; 

f)  im  Falle  strafgerichtlicher  Verurteilung  der  Witwe  wegen  eines  aus 
Gewinnsucht  oder  gegen  die  öffentliche  Sittlichkeit  begangenen  Ver- 
gehens oder  einer  solchen  Übertretung,  wenn  von  der  Disziplinar- 
kommission  jener  Behörde,  welcher  der  verstorbene  Gatte  unmittelbar 
unterstanden  ist,  das  Erkenntnis  auf  Pensionsverlust  gefällt  wird. 

dj  Erziehungsbeiträge  und  deren  Ausmaß. 

Für  die  ehelichen  oder  durch  die  nachgefolgte  Ehe  legitimierten 
Kinder  eines  Staatsbediensteten  gebärt  der  Witwe,  wenn  sie  selbst  auf 
eine  fortlaufende  Pension  Anspruch  hat,  ohne  Rücksicht  auf  die  Anzahl 
der  vorhandenen  Kinder,  ein  Erziehungsbeitrag  in  der  Höhe  von  einem 
Fünftel  der  Witwenpension  für  jedes  unversorgte  in  ihrer  Verpflegung 
stehende  Kind  bis  zur  Vollendung  des  24.  Lebensjahres  oder  bis  zur  früheren 
Versorgung  desselben. 

Es  darf  jedoch  der  Erziehungsbeitrag  für  ein  Kind  den  Betrag  von 
jährlichen  sechshundert  Kronen  und  die  Summe  aller  Erziehungsbeiträge 
den  Betrag  der  Witwenpension  nicht  übersteigen. 

e)  Waisenpension  und  deren  Ausmaß. 

Elternlose  oder  solchen  gleichgestellte  Waisen  haben,  insoferne  sie 
unversorgt  sind  und  das  24.  Lebensjahr  nicht  vollendet  haben,  Anspruch 
auf  eine  Waisenpension  in  dem  Gesamtbetrage  der  Hälfte  jener  Witweu- 
pension,  welche  von  ihrer  Mutter  oder  ihrer  Stiefmutter  bezogen  wurde, 
bezw.  derselben  gebürt  hätte.  Sollte  aber  die  Summe  der  normalmäßigen 
Erziehungsbeiträge,  welche  der  Mutter  gebürt  hätte,  den  Betrag  der 
Waisenpension  überschreiten,  so  ist  der  Mehrbetrag  als  Zulage  zur  Waisen- 
pension nach  Köpfen  anzuweisen,  und  zwar  mit  der  Maßgabe,  daß  bei  dem 
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jedesmaligen  Austritte  eines  Kindes  aus  der  Bezugsberechtigung  der  Betrag 
des  auf  dasselbe  entfallenden  Erziehungsbeitrages  in  Abfall  kommt  und 
dies  insolange,  bis  jener  Mehrbetrag  vollkommen  verschwindet  und  nur 
ooch  die  Waisenpension  im  vollen  Betrage  erübrigt.  Die  Waisenpension 
samt  Zulagen  darf  in  keinem  Falle  die  Höhe  der  gcbürenden  Witwen- 
pension überschreiten. 

Die  fortlaufenden  normalmäßigen  Versorgungsgenüsse  der  Witwe  und 
Kinder  eines  im  Ruhestande  verstorbenen  Staatsbediensteten  dürfen  zusam- 
men den  normalmäßigen  Ruhegenuß  des  Verstorbenen  nicht  überschreiten, 
dabei  aber  keinesfalls  mit  einem  geringeren  Betrage  bemessen  werden,  als 
mit  800  K  für  Witwen  nach  Staatsbeamten  und  Staatslehrpersonen,  bezw. 
mit  400  K  für  Witwen  nach  Dienern. 

Der  Bezug  der  Erziehungsbeiträge  und  Waisenpension,  sowie  der 
Zulagen  zu  den  letzteren  beginnt  vom  Tage  der  Einstellung  des  Aktivitäts- 
oder Ruhegenusses  des  Vaters  oder  der  Pension  der  Mutter;  wenn  jedoch 
die  Einstellung  dieser  Bezüge  vor  dem  Todestage  des  Vaters  oder  der 
Mutter  aus  was  immer  für  Gründen  erfolgt  ist,  erst  von  dem  Todestage 
an;  bei  einem  Posthumus  vom  Tage  der  Geburt  an. 

Der  Bezug  eines  Erziehungsbeitrages  erlischt: 
a)  mit  dem  Tode  des  Kindes; 
h)  bei  Erreichung  des  Normalalters; 

c)  bei   früherer  Erlangung  einer  Versorgung   auf  die  Dauer  derselben; 

d)  bei  dem  Eintritte  in  den  Bezug  der  Waisenpension; 

e)  bei  strafgerichtlicher  Verurteilung  wegen  eines  Verbrechens. 
Der  Bezug  der  Waisenpension  erlischt: 

a)  für  alle  daran  teilnehmenden  Kinder,  wenn  die  Mutter  nach  einer 
späteren  Ehe  in  den  Genuß  der  vorbehaltenen  Pension  und  der  den 
Kindern  allenfalls  noch  gebürenden  Erziehungsbeiträge  wieder  eintritt; 

b)  wenn  bei  dem  letzten  noch  im  Genüsse  der  Waisenpension  stehenden 
Kinde  einer  der  vorerwähnten  Fälle  eintritt. 

f)  Abfertigung  für  Witwen  und  Waisen. 
Nach  dem  Ableben  von  Staatsdienern,  welche  noch  keinen  Anspruch 
auf  einen  Ruhegenuß  für  sich  erworben  haben,  gebürt  der  Witwe  oder 
den  Elternlosen,  sowie  den  denselben  gleichgestellten  Waisen  unter  24  Jah- 
ren eine  einmalige  Abfertigung  mit  dem  vierten  Teile  des  Jahresgehaltes 
des  Verstorbenen. 

^)  Sterbequartal. 

Den  Hinterbliebenen  eines  in  der  Aktivität  oder  im  Ruhestand  ver- 
storbenen Staatsbediensteten  gebürt  (unbeschadet  aller  sonstigen  gesetz- 
lichen Versorgungsgenüsse)  ein  Sterbequartal  in  der  Höhe  des  dreifachen 
Betrages  der  von  dem  Verstorbenen  zuletzt  als  Gehalt  oder  Ruhegenuß 

6* 
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bezogenen  Monatsgebür.  Das  Sterbeqaartal  gebürt  der  Witwe  oder  in 
deren  Ermangelung  der  ehelichen  Nachkommenschaft  des  Verstorbenen. 
Sind  in  Ermangelung  auch  der  letzteren  andere  Personen  in  der  Lage 
nachzuweisen,  daß  sie  den  Verstorbenen  vor  dem  Tode  gepflegt  oder  die 
Begräbniskosten  aus  Eigenem  gedeckt  haben,  so  kann  mit  Genehmigung^ 
bezw.  Zustimmung  des  k.  und  k.  gemeinsamen  Finanzministeriums  auch  diesen 
Personen  das  Sterbequaitiil  ausgezahlt  werden.  Auf  das  Sterbequartal  finden 
die  Bestimmungen  der  §§  3  und  6  des  Gesetzes  vom  21.  April  1882 
(R.  G.  B.  Nr.  123)  Anwendung. 

h)  Jahresbeitrag  für  Pensicnszwecke. 
Aktive  Staatsbeamte  und  Staatslehrpersonen  haben  fiir  Pensionszwecke 
an  das  Staatsärar  einen  fortlaufenden  Jahresbeitrag  zu  leisten,  welcher 
drei  Prozent  des  für  die  Bemessung  des  Kuhegenusses  anrechenbaren 
Aktivitätsgehaltes  beträgt  und  in  monatlichen  Raten  bei  der  Gehaltsaus- 
Zahlung  eingehoben  wird.  Während  des  zur  Entrichtung  der  Diensttaxe 
gesetzlich  festgesetzten  Zeitraumes  ist  ein  Beitrag  nicht  zu  leisten.  Der 
in  Rede  stehende  Jahresbeitrag  ist  am  1.  Jänner  1900  in  Wirksamkeit 
getreten.    §  15  des  Gesetzes  vom  14.  Mai  1896  (R.  G.  B.  Nr.  74). 

i)  Dienstalterszulagen. 

Den  Beamten  der  X.,  IX.  und  VIII.  Rangsklasse  werden  nach  sechzehn 
in  ein  und  derselben  Rangsklasse  vollstreckten  Dienstjahren  bei  der  Pen* 
sionsbemessung  in  Anrechnung  zu  bringende  Dienstalterszulagen  von  jährlich 
200  K  und  nach  zwanzig  in  ein  und  derselben  Rangsklasse  vollstreckten 
Dienstjahren  solche  Zulagen  von  weitei*en  200  K  jährlich  gewährt.  (Circulare 
des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  30.  Jänner  1900,  Z.  3177/3.) 

Die  früheren,  auf  die  Versorgung  der  Staatsbediensteten,  sowie  deren 
Witwen  und  Waisen  Bezug  habenden  Bestimmungen  bleiben,  insofeme  sie 
mit  den  Anordnungen  des  obcitiertcn  Gesetzes  vom  14.  Mai  1896  (R.G.B. 
Nr.  74)  nicht  in  Widerspruch  stehen  mit  folgenden  Ausnahmen  in  Kraft: 

1.  Die  aus  diesem  Gesetze  sich  ergebenden  Ansprüche  der  Witwen  und 
Waisen  nach  einem  Staatsbediensteten  werden  dadurch,  daß  der  letztere 
durch  Selbstmord  geendet  hat,  nicht  berürt. 

2.  Die  geschiedene  Frau  eines  Staatsbediensteten  verliert  ihre  aus 
diesem  tiesetze  sich  ergebenden  Ansprüche  nur  dann,  wenn  die  Scheidung^ 
erwiesenermaßen  aus  ihrem  Verschulden  erfolgt  ist. 

Ruhe-  oder  Versorgungsbezüge  werden  in  mit  dem  2.  jeden  Monats 
fölligen  antizipativen  Raten  und  zwar  gegen  gehörig  gestempelte,  mit  der 
vorgeschriebenem  Lebensbestätigung  versehene  Quittungen  ausbezahlt.  Bei 
Erziehungsbeiträgen  ist  außerdem  noch  der  Nachweis  des  unversorgtem 
Standes  beizubringen. 
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Der  Bezug  von  Ruhe-  oder  Versorgungsgebüren  ist  in  der  Regel 
durch  den  bleibenden  Aufenthalt  des  Bezugsberechtigten  in  der  öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie  bedingt.  In  besonders  rticksichtswürdigen 
Fällen  jedoch  wird  über  ein  diesfälliges  motiviertes  Einschreiten  die  Be- 
willigung erteilt,  die  Ruhe-  oder  Versorgungsbezüge  auch  im  Auslande 
verzehren  zu  dürfen. 

Se.  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Ent- 
schließung vom  22.  Februar  1895  zu  genehmigen  geruht,  daß  die  auf  den 
gemeinsamen  Pensionsetat  gewiesenen  Ruhe-  oder  Versorgungsgenüsse 
{Pensionen,  Gnadengaben,  Erziehungsbeiträge  u.  s.  w.)  unter  Festhaltung 
des  zweiten  Monatstages  als  Zahltages  von  nun  an  schon  am  ersten  eines 
jeden  Monates  als  angefallen  zu  betrachten  seien. 

Demzufolge  werden  derlei  Ruhe-  und  Versorgungsbezüge  auch  in 
jenen  Fällen,  wo  das  Bezugsrecht  schon  am  ersten  Monatstage  erloschen 
ist,  noch  für  den  ganzen  Monat  auszuzahlen  sein.  Eine  Ausnahme  hievon 
tritt  nur  dann  ein,  wenn  bereits  in  der  Anweisungsverordnung  ein  be- 
stimmter Einstellungstermin  bezeichnet  wurde,  in  welchem  Falle  die  Ge- 
bür  nur  bis  zu  dem  in  der  Anweisungsverordnung  bezeichneten  Tage  reicht. 

Schließlich  wird  noch  beigefügt,  daß  die  pfarrämtlichen  Lebensbe- 
stätigungen,  welche  vom  ersten  Tage  des  Monates  datiert  sind,  als  vor- 
schriftsmäßig ausgestellt  zu  betrachten  sind. 

Diese  Bestimmungen  sind  mit  dem  Beginn  des  Monats  März  1895  in 
Wirksamkeit  getreten.  Alle  übrigen  auf  die  Liquidierung  und  Auszahlung 
von  Versorgungsgenüssen  Bezug  nehmenden  Vorschriften  sind  unberührt  ge- 
blieben (Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  8.  März 
1895,  Z.  8916/3j. 

B.  Freizttffl^keit  der  Pensionen,  Provisionen  undäh^^jfilifl  T^Q^i^f^Q 
in^s  Ausland.    Gesetzliche  iind  vertragsmäßige  Bestimmungen 
(^  darüber.*) 

Tn  f^p,r  T?«/)*!!)!  rmllm  Pensionen,  Provisionen,  Erziehungsbeiträge, 
Gnadengaben   u.  dgl.  m.  aus   dem  Staatsschatze   nur  im  Inlande  genossen 


*)  über  die  Freizügigkeit  des  Vermögens  im  aUgemeinen,  sowie  über  die  Freizügig- 
keit der  Pensionen,  Provisionen  und  ähnlicben  Bezüge  in  das  Ausland  hat  das  Departe- 
ment 3  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  im  Jahre  1898  eine  übersichthehe  Zu- 
Bammenstellung  der  diesfälligen  gesetzlichen  und  vertragsmäßigen  Bestimmungen  verfaßt» 
welche  hier  benützt  wurde. 

Das  österreichische  derzeit  in  Geltung  befindliche  Verfassungsrecht  normiert  in  Ab- 
änderung der  in  früherer  Zeit  bestandenen,  die  Freiheit  der  Auswanderung  einschränkenden 
geeetzUchen  Bestimmungen  des  Auswanderungspatentes  vom  24.  März  1832,  den  Grund- 
satz der  Freizügigkeit  der  Person  und  des  Vermögens  in  das  Ausland.  Im  Artikel  4  des 
Staatsgrundgesetzes  vom  21.  Dezember  1867  (R.  G.  B.  Nr.  142)  heißt  es:    „Die  Freizügig- 
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werden  und  nur  in  besonders  rücksichtswürdigen  Fällen,  wenn  besondere 
.Umstände  dafür  sprechen,  kann  die  von  Fall  zu  Fall  stets  einzuholende 
erforderliche  Erlaubnis  zur  Verzehrung  der  oberwähnten  Ruhebezüge  und 
Gnadengaben  im  Auslande  unter  Beobachtung  gewisser  Kautelen  erteilt 
werden. 

Den  Familien  von  pensionierten  oder  provisionierten  Personen,  welche 
sich  im  Auslände  aufhalten,  ist  der  Bezug  der  Pension  oder  Provision  des 
im  Auslande  sich  aufhaltenden  Individuums  ohne  ausdrückliche  Genehmi- 
gung der  hiczu  berufenen  Behörde  keinesfalls  gestattet  (Allerhöchste  Ent- 
schließung vom  25.  Februar  1826). 

Dasselbe  gilt  füi*  Gnadengaben  und  Erziehungsbeiträge  für  Waisen. 

Was  die  mit  der  Frage  der  Freizügigkeit  des  Vermögens  in  innigem 
Zusammenhange  stehende  Freizügigkeit  der  Pensionen  ^"^  ^'iplanf"^  ^^^^^'^i 
so  galten  in  Österreich  vor  dem  Jahre  lö4:Y  die  Bestimmungen  des  Hof- 
dekretes  vom  Jal^^^n  l^ft^,  ^ 

Dieses  verlangt  von  jenen,  welche  die  Allerhöchste  Bewilligung  zum 
Genüsse  ihrer  Pension  im  Auslande  dauernd  erhalten  haben,  daß  bei  der 
jedesmaligen  Pensionsbehebung  der  Beweis  der  physischen  Unmöglichkeit, 
in  Österreich  zu  domiziliere^.  bGißeb^q.cl^t)  werde;  bei  jenen  hingegen, 
welchen  aieser  Ue5uJirnur^auf_^ine  bestimm^e^Zeil gßstattfiL ist,  3iiiLA£ÜL^ 
fli^  Riip.kkehr  sorpsana  geseken^  und  wenn  diese  nicht  erfolgt,  der  weitere 
Pensionsgenuß  sogleich  eingestellt  werden.  Ferner  mußte  in  allen  Pensions- 
dekreten die  ausdrückliche  Klausel  aufgenommen  werden,  daß  die  an- 
gewiesene Pension  immer  nur  in  den  k.  k.  österreichischen  Erbstaaten 
bezogen  werden  dürfe  und  daß  die  Übertretung  dessen  ohne  Allerhöchste 
Bewilligung  den  Verlust  der  Pension  für  immer  nach  sich  zieht.  Aus 
diesem  Grunde  müssen  bei  Pensionsbehebungen  dieser  Art  die  betreffenden 
Daten  des  Aufenthaltes  auf  der  Quittung  authentisch  bestätigt  sein  und  muß 
in  Beziehung  der  wechselseitigen  Freizügigkeit  der  Pensionisten  auf  die 
mit  den  Nachbarstaaten  bestehenden  diesfälligen  Staatsverträge  stets  Rück- 
sicht genommen  werden. 

Mit  Allerhöchster  Entschließung  vom  15.  Mai  1847  (Hofkammer- 
dekret  vom  31.  Mai  1847,  Z.  20227)  haben  Se.  k.  und  k.  Apostolische 
Majestät  zu  genehmigen  geruht,  daß  es  in  Hinkunft  von  der  Einholung 
der  Allerhöchsten  Entscheidung  über  Gesuche  um  Gewährung  des  Bezuges 

keit  der  Person  und  des  Vermögens  innerhalb   des  Staatsgebietes  unterliegt  keiner  Be- 
schränkung  Die   Freiheit   der   Auswanderung    ist   von    StaatBwegcn   nur 

durch  die  Wehrpflicht  beschränkt.     Abfahrtsgelder  dürfen  nur  in  Anwendung  der  Rezi» 
prozität  erhoben  werden." 

Die  Regelung  der  Frage  der  Freizügigkeit  des  Vermögens  mußte  nach  der  Auf- 
BteUnng  solcher  Grundsätze  naturgemäß  auch  die  Abschaffung  der  Abfabrtsgelder  und 
ähnlicher  vom  Staate  bisher  cingehobener  Gebüren  zur  Folge  haben. 
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von  Pensionen,  Provisionen  und  Gnadengaben  im  Auslande  auf  eine  be- 
stimmte Zeit  abzukommen  habe  und  es  der  betreifenden  Hof-  oder  Central- 
stelle,  welcher  die  Verhandlung  hinsichtlich  einer  solchen  Begünstigung 
zusteht,  von  nun  an  überlassen  bleibe,  derlei  Gesuche  nach  vorläufig 
gepflogener  Eücksprache  mit  der  k.  k.  Haus-,  Hof-  und  Staatskanzlei 
(Ministerium  des  Äußern)  unter  Beobachtung  bestimmter  Vorsichten  und 
der  bestehenden  Paßvorschriften  zu  bewilligen.  Diese  Vorsichten  haben  in 
der  Konstatierung  der  Eeziprozitätsbeobachtung  von  Seite  der  betreffenden 
fremden  Regierung,  in  der  Beschränkung  der  Bezugsbewilligung  auf  eine 
bestimmte  Zeit  und  in  der  legalen  Nachweisung  des  Lebens  und  des 
Aufenthaltes  der  betreffenden  Partei  bei  jeder  Behebung  des  Ärarialge- 
nusses  zu  bestehen. 

Zur  Erteilung  der  Bewilligung  zur  Reise  und  zum  Aufenthalte  im 
Auslande  bis  zur  Dauer  eines  Jahres  sind  die  politischen  und  Finanzlandes- 
behörden ermächtigt,  während  die  J^rteilung  der  Bewilligung  ftuf  drei  Jahre 
im  Wirkungskreise  der  Ministerien  liegt. 

In  beson3ers  berücksiclitigungswürdigen  Fällen  hat  das  k.  k.  Finanz- 
ministerium auch  den  Bezug  derartiger  Gebüren  im  Auslande  auf  die 
Dauer  von  fünf  Jahren  gestattet. 

Im  Falle  mit  der  Bewilligung  zur  Reise  und  zum  Aufenthalte  im 
Auslande  nicht  auch  die  Befugnis  zum  Bezüge  der  Gebüren  im  Auslande 
erteilt  wird,  werden  die  Gebüren  auf  die  Dauer  der  Abwesenheit  des 
Beurlaubten  eingestellt,  aber  nach  der  zur  rechten  Zeit  erfolgten  Zurück- 
kunft  aus  dem  Auslande,  sowohl  für  die  Zeit  des  Urlaubes,  als  auch  für 
die  Folge  ausbezahlt  (Erlaß  des  k.  k.  Staatsministeriums  vom  9.  März 
1861,  Z.  959). 

In  den  Fällen,  in  denen  seit  der  letzten  Behebung  der  Ruhe-  und 
Versorgungsgebür  ein  Jahr  noch  nicht  verflossen  ist,  sowie  in  jenen,  wo 
die  Einstellung  dieser  Gebüren  aus  Anlaß  der  ohne  Bewilligung  (Urlaub) 
stattgehabten  Abwesenheit  im  Auslande  erfolgte,  und  mit  Rücksicht  auf  die 
obwaltenden  Umstände  als  im  Gesetze  begründet  anerkannt  wurde,  liegt 
die  Erteilung  der  Bewilligung  zur  Auszahlung  der  Gebüren,  sowohl  für 
die  Vergangenheit  als  auch  für  die  Zukunft  im  Wirkungskreise  der  Mini- 
sterien im  Einvernehmen  mit  dem  Finanzministerium. 

Die  nicht  rechtzeitige  Rückkehr  aus  dem  Auslande  zieht  den  Verlust 
der  Ruhe-  oder  Versorgungsgebür  sowohl  für  die  Zukunft  als  auch  für 
die  Vergangenheit  nach  sich  und  kann  die  Wiederanweisung  für  die  Zeit 
nach  der  Rückkehr  nur  vom  Finanzministerium  (Ministerium  des  Innern) 
bewilligt  werden. 

Der  Bezug  der  Peasiojx  ,  im  _ Ajjslande  erlisdxt_im_  Falle  der   Aus;^ 
Wanderung  oder  Erwerbung^  eioer  fremden.  Staatsbürgerschaft  (Note    des 
k.  k.  Finanzministeriums  vom  20.  August  1856,  Z.  26  406). 
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In  Ungarn  wird  die  Bewilligung  des  Genasses  Ton  P^isionen,  Pro- 
visionen, Gnadengaben  und  iUmlichen  Gebüren  im  Aaslande  im  Sinne  des 
§  18  des  die  Pensionierung  der  Staatsbeamten  and  Diener  betreffenden  Ge- 
setzartikels XI  vom  1885  erteilt  and  gelten  die  dnrch  die  AUerhöchste 
Entschlie6ang  vom  15.  Mai  1847  aufgestellten  Bestimmungen  wegen  yor- 
heriger  Zustimmung  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äu£em  auch  beute  noch. 
Die  Frage  der  Freizügigkeit  der  Pensionen  hat  im  Laufe  der  letzten  funfdg 
Jahre  wiederholt  den  Gegenstand  von  Verhandlungen  mit  den  auswärtigen 
Staaten  gebildet. 

Aus  denselben  ist  zu  entnehmen,  daß  eigentliche  Freizngigkeits- 
verträge  für  Pensionen  außer  mit  Italien  und  Sachsen  nicht  zum  Abschlüsse 
gekommen  sind,  jedoch  besteht  mit  den  meisten  aaswärtigen  Staaten  die 
Freizügigkeit  der  Pensionen  auf  Grund  der  Reziprozität  —  In  einer  Note 
vom  6.  März  1856  (Z.  2885  cj  an  das  k.  k.  Ministerium  des  Innern  verweist 
das  Ministerium  des  Äußern  darauf,  daß  nach  seiner  Ansicht  es  überhaupt 
keinem  Anstände  unterliegt,  österreichischen  Pensionisten  mit  Rücksicht  auf 
ihre  pei-sonlichen  Verhältnisse  den  Bezug  der  ihnen  aus  dem  Staatsschatze 
zufließenden  Pensionen,  Ruhegehalte  u.  s.  w.  auch  im  Auslande  zu  gestatten. 

Eine  Ausnahme  hievon  hätte  nur  als  Retorsion,  nämlich  dann  ein- 
zutreten, wenn  eine  fremde  Regierung  ihren  Staatsangehörigen  den  Genuß 
der  aus  ihrer  Kasse  fließenden  ähnlichen  Bezüge  in  Österreich  unter  jeder 
Bedingung  verbieten  sollte,  was  aber  bei  den  fremden  Regierungen  nicht 
der  Fall  ist,  insbesondere  bei  den  deutschen  Staaten  nicht  vorkommt,  wo 
sich  die  Regierungen  nur  das  Recht  vorbehalten,  ihren  Pensionisten  mit 
Rücksicht  auf  deren  persönliche  Verhältnisse  die  Bewilligung  zum  Genüsse 
der  Pension  im  Auslande  zu  erteilen  oder  zu  versagen. 

In  den  ehemals  dem  deutschen  Bunde  angehörenden  Staaten  besteht 
das  Prinzip  der  Freizügigkeit  der  Pensionen  auf  Grund  der  Reziprozität, 
doch  ist  außer  dem  Königreiche  Sachsen,  welches  am  21.  November 
1852  einen  Pensions-Freizügigkeitsvertrag  mit  Österreich  abgeschlos^ien  hat, 
keine  der  deutschen  Regierungen  dauernd  giltige  Verträge  eingegangen 
(Z.  4325  IV.    1869). 

Nach  dem  mit  Sachsen  geschlossenen  Übereinkommen  kann  die  Be- 
schränkung des  Pensionsbezuges  nach  Sachsen  auf  eine  bestimmte  Zeitdauer 
unterbleiben. 

Die  mit  dem  Großherzogtume  Baden  am  1.  September  1806  ratifizierte 
Konvention  zu  Günzburg  erwähnt  zwar  auch  die  Frage  der  Pensions-Frei- 
zügigkeit, doch  beschränkt  dieselbe  sich  auf  die  durch  den  Frieden  von 
Preßburg  betroffenen  Individuen  zum  Bezüge  ihrer  Pensionen  auf  Lebenszeit 
(2885/c.  1856). 

Desgleichen  hatte  der  mit  dem  Königreiche  Bayern  am  12.  November 
1807  zu    Stande   gekommene  Pensionsfreizügigkeitsvertrag  die   durch    den 
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Preßburger  Frieden  berührten  Pensionisten  zum  Gegenstande  und  ist  der- 
selbe daher  ebenfalls  derzeit  außer  Kraft  getreten. 

In  Preußen  besteht  die  Pensionsfreizügigkeit  tatsächlich  und  sind  in 
diesem  Königreiche  nur  persönliche  Gründe  für  die  Bewilligung  in  den 
einzelnen  Fällen  maßgebend  (Z.  8571/A.  1851). 

In  Dänemark  erfolgt  die  Genehmigung  zum  Bezüge  von  Pensionen 
im  Auslande  für  jeden  einzelnen  Fall  vom  Könige  und  wird  auf  Grund  der 
Reziprozität  an  der  Freizügigkeit  der  Pensionen  im  allgemeinen  festgehalten 
(Z.  15213/A.  1851.) 

Gleicherweise  besteht  in  Eumänien  auf  Grund  der  Gegenseitigkeit  die 
Pensionsfreizügigkeit  im  Auslande  (Z.  6978/B.  1855). 

Mit  dem  Großherzogtume  Toscana  bestand  schon  seit  dem  Jahre  1821 
«in  Pensions-Freizügigkeitsvertrag  und  auch  das  Königreich  Sardinien,  sowie 
die  Herzogtümer  Parma  und  Modena  haben  derartige  Verträge  mit  Öster- 
reich abgeschlossen  (Z.  6114/1151  C.  1850). 

Nach  dem  Kriege  mit  Italien  im  Jahre  1866  wurde  die  Frage  der 
Freizügigkeit  der  Pensionisten  auf  Grund  der  in  dem  Wiener  Frieden  vom 
3.  Oktober  1866  stipulierten  Bedingungen  in  Erwäguug  gezogen.  Im 
Laufe  der  Verhandlungen  trat  die  Ansicht  zu  Tage,  daß  die  Freizügigkeit 
der  Pensionisten  ein  Punkt  sei,  der  vom  genannten  Friedensvertrage  und 
von  den  Arbeiten  der  internationalen  Kommission  zur  Regelung  der  finan- 
ziellen Fragen  ganz  unabhängig  sei  und  gesondert  erledigt  werden  müsse. 
Es  handelte  sich  nämlich  um  diejenigen  Pensionisten,  welche  bisher  aus 
dem  österreichischen  Staatsschatze  gezahlt  wurden  und  für  deren  weitere 
Versorgung  nach  Abtretung  der  Gebiete  der  italienische  Staat  aufzu- 
kommen habe. 

In  der  zwischen  Österreich  und  Italien  am  16.  Jänner  1871  in  Florenz 
geschlossenen  Konvention  betreffend  die  endgiltige  Regelung  der  zwischen 
der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  und  dem  Königreiche  Italien  in- 
folge des  Friedensvertrages  vom  3.  Oktober  1866  anhängigen  Finanzfragen 
wurde  im  Artikel  8  den  gegenseitigen  Staatsangehörigen  der  Genuß  ihrer 
Pension  und  ähnlicher  Bezüge  in  dem  Gebiete  des  anderen  Staates  zu- 
gesichert. 

Mit  dem  russischen  Kaiserreiche  besteht  kein  förmliches  Überein- 
kommen wegen  Pensionsfreizügigkeit,  es  wird  aber  gleichwohl  die  Gegen- 
seitigkeit in  dieser  Beziehung  faktisch  geübt  (Z.  464/K.  1866). 

Das  gleiche  Verhältnis  gilt  auch  mit  der  französischen  Republik,  in- 
dem durch  das  Hofkanzleidekret  vom  9.  Juni  1835  die  vollkommene  Frei- 
zügigkeit des  Vermögens  ausgesprochen  wurde. 

Aus  dem  Gesagten  ergibt  sich,  daß  die  Freizügigkeit  der  Pensionen 
entweder  vertragsmäßig,  wie  mit  Sachsen  und  Italien,  festgesetzt  ist  oder 
auf  Grund  der  Gegenseitigkeit  geübt  wird. 
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Eine  Genehmigung  zum  Bezüge  von  Pensionen,  Provisionen  und 
Gnadengaben  im  Auslande  erfolgt  in  Österreich-Ungarn  derzeit  nach  den 
in  der  Allerhöchsten  Entschließung  vom  15.  Mai  1847  enthaltenen  Bestim- 
mungen  und  hat  die  vor  der  Entscheidung  über  jedes  einzelne  Gesuch  bei 
dem  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  eingeholte  Zustimmung,  den  Zwecke 
zunächst  zu  konstatieren,  ob  von  Seite  dos  Staates,  in  dem  der  Gesuch- 
steller die  Pension  zu  beziehen  wünscht,  die  Reziprozität  bezüglich  der 
Freizügigkeit  der  Pensionen  beobachtet  werde,  sowie  ob  nicht  vom  poli- 
tischen  Gesichtspunkte  gegen  den  Aufenthalt  des  Bezugsberechtigten  im 
Auslande  oder  gegen  dessen  Verhalten  daselbst  ein  Anstand  obwalte. 

Der  Vollständigkeit  wegen  werden  hier  am  Schlüsse  die  auf  die 
Freizügigkeit  des  Vermögens  Bezug  habenden  internationalen  Staatsverträge 
angeführt: 

Vermögensfreiz^gigkeits- Verträge  bestehen^gegenwärtig  zwischen  Öster- 
reich -Ungarn  und  folgenden  Staaten:  Deutsches  Reich  (und  zwar  schon 
auf  Grund  des  Beschlusses  des  Deutschen  Bundes  vom  23.  Juni  1817),^ 
Belgien,  Dänemark,  Griechenland,  Italien,  Mexiko,  Niederlande  mit  Luxem- 
burg, Vereinigte  Staaten  von  Amerika,  Rußland,  Spanien,  Japan,  Schweden 
und  Norwegen,  und  Schweiz.  Mit  Großbritannien  und  Irland,  dann  Frank- 
reich, Serbien,  Rumänien,  Persien,  Portugal,  Montenegro  bestehen  zwar 
keine  Vermögensfreizügigkeits-Verträge,  doch  wird  das  Prinzip  der  Frei* 
zügigkeit  auf  Grund  der  Gegenseitigkeit  faktisch  geübt. 

8. 

Allgemeine  Pflichten  der  diplomatischen  und  effektiven  Konsular> 

Konzepts-  und  Kanzleiheamten  in  Bezug  auf  ihre  Dienstleistung. 

Dienstvergehen.    Normen  betreffend  die  Disziplinarbehandlung^ 

der  diplomatischen  und  effektiven  Konsularbeamten, 

Die  allgemeinen  Pflichten  der  diplomatischen  und  effektiven  Konsular- 
kouzepts-  und  Kanzleibeamten  mit  Bezug  auf  ihre  Dienstleistung  sind 
folgende: 

1.  Eine  genaue  Erfüllung  der  Berufspflichten, 

2.  Bewahrung  des  Amtsgeheimnisses, 

3.  Dienstlicher  Gehorsam, 

4.  Beobachtung  der  Gesetze  und  bestehenden  Vorschriften, 

5.  Anständiges  Benehmen  gegen  Parteien  und 

6.  Strenge  Unparteilichkeit. 

Da  die  Nebenbeschäftigungen,  welche  der  Beamte  etwa  betreibt^ 
auf  seine  Berufspflichten  abttÄgUch  einwirken  und  auch  seiner  Stellung  im 
bürgerlichen  Leben  unwürdig,  oder  wenigstens  nicht  entsprechend  sein 
können,  so  wurden  hierüber  folgende  Bestimmungen  getroffen: 


—    91     — 

Im  allgemeinen  darf  kein  Beamter  sich  pinpm  lv^f>hpnprp.Rr*hfi.ff.  h/^pt 
einer  Unternehmung  widmen,   oder  sich  in  derselben  interessieren,  welche 

1.  nach  ihrer  Beschaffenheit  und  ihrer  Beziehung  auf  die  Stelle  des 
Beamten  die  Voraussetzung  einer  Befangenheit  in  der  Ausübung  seines 
Amtes  begründen  kann,  oder 

2.  welche  dem  Anstände  und  der  äußeren  Ehre  des  Ranges,  in  welchem 
der  Beamte  steht,  widerstreitet,  oder 

3.  welche  die  Zeit  des  Beamten  auf  Kosten  der  genannten  Erfüllung 
seines  Berufes  in  Anspruch  nimmt. 

In  den  ersten  beiden  Fällen  ist  der  betreffende  Beamte  von  seinem 
unmittelbaren  Vorgesetzten  schriftlich  aufzufordern,  entweder  der  fraglichen 
Beschäftigung,  dem  Gewerbe,  der  Unternehmung  oder  dem  Dienste  in  einer 
zu  bestimmenden  Frist  zu  entsagen.  Dem  betroffenen  Beamten  steht  gegen 
diese  Aufforderung  der  Rekurs  an  die  höhere  Behörde  offen.  Nach  de- 
finitiver Abweisung  des  Rekurses  hat  dann  die  dem  Beamten  eingeräumte 
Wechselwahl  in  Wirksamkeit  zu  treten.  Im  dritten  Falle  treten  die  all- 
gemeinen Vorschriften  gegen  Beamte  ein,  welche  ihre  Berufspflichten  ver- 
nachlässigen (siehe  Ernst  Mayrhofers  Handbuch  für  den  politischen  Ver- 
waltungsdienst.   Erster  Band.    Wien  1895). 

Diese  allgemeinen  Vorschriften  gelten  auch  für  die  Beamten  des 
diplomatischen  Dienstes. 

Nachdem  der  Fall  vorgekommen  ist,  daß  ein  Beamter  des  auswärtigen 
Ressorts  ohne  Vorwissen  dfts  k  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  ein^.  Dri^^.k- 
schriftveröffentlicht  hat,  so  hat  das  gedachte  Ministerium  mit  Circulare 
\ojn  20eptember  1901  Z,  [SQft.^^/lO  dip>  k.  und  k.  Konsularämter  darauf 
aufmerksam  gemacht,  daß  nach  den  bestehenden  Grundsätzen  die  Ver- 
öflentlichung  einer  Druckschrift  seitens  eines  Beamten  des  auswärtigen 
Ressorts  — _ausp-enommen  rein  wissenschaftliche  Arbeiten  —  ohne  vor- 
herige  Einsichtnahmft  h^gy.  f}pnph^^g""g  -^n  derfTl  Pnhliziprirn^  dftsTc  und 
^Ministeriums  des  Äußern  nicht  gestattetjst^  '      """^ -~— 

Jede  Verletzung  der  obangeführten  allgemeinen  Pflichten,  sowie 
jede  Übertretung  der  oberwähnten  Bestimmungen  begründet  ein  Dienst- 
vergehen, welches  im  Sinne  der  bestehenden  Disziplinarvorschriften  be- 
straft wird. 

Nachdem  für  die  bei  dem  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern,  dem 
k.  und  k.  gemeinsamen  Finanzministerium  dann  dem  k.  und  k.  gemeinsamen 
obersten  Rechnungshofe  und  den  diesen  Centralstellen  unterstehenden  Behörden 
und  Ämtern  angestellten  Beamten  und  Diener  ein  besonderes  Gesetz  betreffend 
die  Disziplinarbehandlung  derselben  nicht  besteht,  so  wird  bis  zu  dem  Zeit- 
punkte, wo  im  legislatorischen  Wege  ein  darauf  bezügliches  Gesetz  zu 
Stande  gekommen  sein  wird,  die  kaiserliche  Verordnung  vom  10.  März 
m^UR.  a  R.  Nr.  64)  bpt:reffend  die  Diaziplinarbehandlung   der"*'kr V/Be- 


—     92     — 

^Mnteii  HTid  Diftiiftr  {iiifth^uf  die  gemeipsamen  Beamten  nnd  Dieff^r  i|j^i^fr^|p&g 
^provisorisch  anp^ewendeU  Die  .tianptbestiiDmoDgen  der  gedachten  kaiser- 
licllien  Verordnung  sind  folgende. 

Jede  Verletzung  der  Pflichten,  welche  den  Angestellten  durch  ihr  Amt, 
ihren  Diensteid  oder  durch  die  allgemeinen  oder  besonderen  Dienstvor- 
schriften auferlegt  sind,  wird  als  Dienstvergehen  dnrch  di^  Rnge  fdas  ist 
der  eindringliche  Tadel)  mit  Hinweisung  auf  die  gesetzlichen  Folgen  wieder- 
holter Pflichtverletzung,  oHft^  dnrch  Diazipljparstrafen.  geahndet,  welche  mit 
Bücksicht  auf  die  Art  und  den  Grad  des  Dienstvergehens  auf  die  allfällige 
Wiederholung,  dann  auf  die  eintretenden  erschwerenden  und  mildernden 
Umstände  zu  verhängen  sind. 

Die,  Disziplinarstrafen  ^ind : 

a)  der  Verweis; 

b)  die  Geldstrafe; 

c)  die  Entziehung  der  graduellen  Vorrückung; 

d)  die  strafweise  Versetzung  im  Dienste; 

e)  die  Dienstesentlassung. 

Der  Verweis  wird  entweder  von  dem  unmittelbaren  Amtsvorsteher 
oder  von  der  vorgesetzten  Behörde  schriftlich  erteilt  und  hat  die,. An- 
drohung strengerer^ pjszipl^parhehandlung^  für  den  Fall  der  Wiederholung 
zu  enthalten. 

Die  Geldstrafe  und  insbesondere  jene  der  Gehalts-  oder  Lohnabzüge, 
hat  dort  einzutreten,  wo  sie  durch  besondere  Vorschriften  angeordnet  wird. 

Der  Anspruch  auf  die  graduelle  Vorrückung  kann  für  bestimmte 
Fälle,  oder  auf  unbestimmte  Dauer  bis  zur  Aufhebung  der  verhängten  Be- 
schränkung entzogen  werden. 

Die  strafweise  Versetzung  im  Dienste  kann: 

1.  In  gleicher  Eigenschaft  an  einen  andern  Dienst  ort, 

a)  mit  gleicher, 

b)  mit  geringerer  Besoldung; 

o  2.   auf  einen    anderen   Dienstposten    mit   oder   ohne   Änderung  des 

Dienstortes, 

a)  mit  gleicher, 

b)  mit  geringerer  Besoldung  erfolgen. 

Dem  aus  Strafe  Versetzten  gebürt  keine  Entschädigung. 

Im  Falle  1  hat  das  Disziplinarerkenntnis  den  Ausspruch  zu  ent- 
halten, ob  er  in  seinem  bisherigen  Hange  oder  als  Letzter  einzureihen  ist; 

im  Falle  2,  ist  er  in  der  neuen  Diensteskategorie  nach  dem  von  ihm 
bereits  erworbenen  Range  einzureihen. 

Beamte  und  Diener, 
a)  welche  wegen   eines  Verbrechens  schuldige  erkannt  oder  bloß  wegen 

Unzulänglichkeit  der  Beweismittel  freigesprochen  worden  sind; 
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b)  welche  wegen  einer  andern  Gesetzesübertretung  zu  einer  wenigstens 
sechsmonatlichen  Freiheitsstrafe^ verurteilt  wurden; 

c)  welche  in  Konkurs  verfallenund  in  der  Cridauntersuchung  nicht 
schgldlo^  befunden,  oder  die  wegen  Verschwendang  unter  Kuratel 
versetzt  wurden,  gind  sogleich,  ohne  dalS  eS  ^InBS  weiteren  Ulteipünar- 
Straferkenntnisaes  bedarf^  yP"^  Tage  der  Rechtskrätiigweraung  aes 
gerichtlichen  Erkenntnisses  alg  y^ntlassfin  zu  behandeln. 
außerdem  kann  die  Dienstesentlassung  eintreten,  wenn  ein  Beamter 

oder  Diener: 

a)  wegen  eines  Vergehens  oder  einer  Übertretung  des  Strafgesetzes  zu 
einer  geringeren  als  der  oben  bezeichneten  Strafe  verurteilt  oder  bloß 
wegen  Unzulänglichkeit  der  Beweismittel  freigesprochen  wurde; 

b)  durch    sonstige    unehrenhafte    Handlungen    die  Achtung   und  Ver-    | 
tjiangu'^wnr^igkftit  v^rlnren;  > 

cj  ein  durch  besondere  Vorschriften  mit  der  Entlassung  bedrohtes  Dienst- 
vergehen begangen  oder 

d)  Vernachlässigungen  oder  Verletzungen  von  Dienstpflichten,  ungeachtet 
vorausgegangener  Disziplinarstrafe,  wif>Hftr|jnlt.  sich  zu  schulden 
kommen  gelassen  hat. 

Wenn  ein  Beamter  oder  r>i^navj|^  x^"^"^^  y^j;^]]^,  wenn  er  einer 
strafgerichtlichen   oder  einer   solchen  DisziplinMTlPtersucEBSg^  welche  die 
JJifiHStesentlassunfif'zur  Folye  hahftu  könnti^,  i^j^t^jzo^ei^  wird,  oder  wennT^dle'"* 

Sicherheit  oder  das  Ansehen  des  Amtes  die  Entfernung  des  Beamten  oder 
_Dieners_srfo^'^^^^ ,    so   hat  HpftQPnj^ngppng^nn  vom  ^pptft  oäer  Dienste~ein- 
^trfttftn  mit  welcher  auch  stets  die  Suspension  vom  Gehalte  oder  Lohne  zu 
verbinden  ist.  ""^  " — ^ 

Bevor  gegen  einen  Beamten  oder  Diener  eine  Disziplinarstrafe  ver- 
hängt wird,  sind  demselben  die  gegen  ihn  erhobenen  Beschuldigungen,  deren 
Tatbestand  genügend  sicher  zu  stellen  ist,  zu  seiner  sf^j^riftlii^hp^p  ^er 
jf^m^Akkeji^  und  im  letzteren  Falle,  insoferne  es  sich  nicht  um  einen  bloßen 
Verweis  handelt,  zu  Protokoll  zu  n p.h m pn H pn^^ftr.h tf ftytignny  vorzuhalten. 
Eine  besondere  aus  einem  Vorsitzenden  und  mindestens  vier  Mit- 
jjiedern  der  betreffenden  Behörde  bestehende JKommission  hat  bezüglich  der 
Einleitung  una  J^üürung  deTTTTszipIfnan^erhandlungen  die  geeigneten  Ver- 
fügungen zu  erlassen,  über  die  Ergebnisse  der  gepflogenen  Erhebungen  zu 
beraten  und  auf  die  Disziplinarstrafen  zu  erkennen  oder  den  diesfälligen 
Antrag  höheren  Orts  zur  kompetenten  Entscheidung  vorzulegen. 

Jede  zuerkannte  Disziplinarstrafe  ist  in  der  zu  führenden  Qualifi- 
kationstabelle anzumerken.  Diese  Anmerkung  kann  nach  tadellosei*  drei- 
jähriger Auffuhrung  wieder  gelöscht  werden. 

Der^EekuTä-gegen  die  verfügte  Suspendierung  vom  Amte  hat  keine 
aufschiebende  Wirkung.  — — — — 


-    94     — 

Jeder  Rekurs  ist  bei  der  Behörde,  gegen  deren  Erkenntnis  Be- 
schwerde geführt  wird,  und  binnen  längstens  14  Tagen  nach  dem  Zu- 
stellungstage des  Erkenntnisses,  widrigens  er  wegen  Fristversäumnis  un- 
statthaft ist,  einzubringen. 

Bezüglich  der,  bei  der  Disziplinarbehandlung  vorkommenden  Fragen 
über  Gehalte,  Alimentation  und  sonstige  Gebüren,  ist  sich  an  die  besteh- 
enden allgemeinen  Vorschriften  zu  halten. 

9. 

Instruktion  betreffend  die  Besteuerung  der  Dienstbezüge   der 

österreichisch -ungarischen  diplomatischen  und  Konsularbeamten 

im  Sinne  des   Gesetzes  vom  25.  Oktober  1896,  betreffend,  die 

direkten  Personalsteuern. 

Mit  Circulare  vom  16.  Dezember  1897,  Z.  55446/3  hat  das  k.  und  k. 
Ministerium  des  Äußern  an  die  k.  und  k.  diplomatischen  Missionen  und  Eon- 
sularämter  eine  Instruktion  betreffend  die  Besteuerung  der  Dienstbeztige  der 
diplomatischen  und  Konsularbeamten  hinausgegeben.  Die  Hauptbestim- 
mungen derselben  lauten,  wie  folgt:  Mit  dem  am  1.  Jänner  1898  in  Wirk- 
samkeit getretenen  Gesetze  vom  25.  Oktober  1896  (R.  G.  B.  Nr.  220), 
betreffend  die  direkten  Personalsteuern,  wurde  in  den  im  Reichsrate 
vertretenen  Königreichen  und  Ländern  unter  Aufhebung  der  bisherigen 
Einkommensteuer,  die  Erwerbsteuer  neu  geregelt  und  eine  Rentensteuer, 
sowie  eine  Personaleinkommensteuer  und  Besoldungssteuer  von  höheren 
Dienstbezügen  eingeführt. 

Die  Vollzugsvorschriften  zu  diesem  Gesetze  sind  im  R.  G.  B.  Nr.  35, 
108,  109,  110,  124  und  171  ex  1897  enthalten.  Durch  die  Personalein- 
kommensteuer wird  das  gesamte  aus  was  immer  für  einer  Quelle  her- 
stammende, den  Jahresbetrag  von  1200  K  übersteigende  Einkommen  physi- 
scher Personen  getroffen,  während  die  einzelnen  Ertragsteile,  die  sich  in 
diesem  Reineinkommen  wieder  finden,  je  nach  ihrer  Gattung  der  besonderen 
Besteuerung  unterliegen. 

Es  werden  hier  nur  jene  Bestimmungen  erörtert,  welche  sicli  auf  die 
Besteuerung  der  Dienstbezüge  der  k.  und  k.  diplomatischen  und  Konsular- 
beamten beziehen.    Die  gesamten  Dienstbezüge   unterliegen   der  Personal- 
einkommensteuer und  sobald   sie  Jen  Betrag  von  6400  iL^firrpir.hPP   aH<)|«^ 
übersteirpn,  nnnh  Hnr  T^nynlfjnncsstifuer. 

Von  der  Erwägung  ausgehend,  daß  die  Funktions-  und  Lokalzulagen 
der  diplomatischen  und  Konsularbeamten  nur  zum  kleinen  Teile  ein  Ein- 
kommen der  betreffenden  Funktionäre  darstellen,  da  diese  Zulagen  in  über- 
wiegendem Maße  zur  Deckung  dienstlich-repräsentativer  Auslagen  dienen, 
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erschien  es  als  ein  Gebot  der  Gerechtigkeit  dieselben  auch  nicht  in  ihrer 
Gänze  der  Steuerpflicht  zu  unterwerfen. 

Über  Anregung  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  hat  daher 
das  k.  k.  Finanzministerium  im  ersten  Nachtrage  zur  Vollzugsvorschrift 
zum  IV.  Hauptstücke  des  mehrerwähnten  Gesetzes  bestimmt,  daß  von  den 
Funktionszulagen  der  k.  und  k.  Botschafter  nur  der  Betrag  von  8400  K, 
von  jenen  der  k.  und  k.  Gesandten  der  Betrag  von  3000  K  endlich  von 
den  Zulagen  der  diplomatischen  und  Konsularbeamten  von  der  V.  Rangs- 
klasse  abwärts  nur  der,  der  j^ktiv^tätp^nlag^^  d^r  h^treffp.Tidtin  Rang^sklagse 
der  k.  k.  Beamten  im  Inlande  entsprechende  Betrag^  iüs  steuerpflichtig  zur 
'Steuerbemessung  heranzuziehen  sei. 

Zur  diesbezüglichen  Orientierung  wird  bemerkt,  daß  die  Aktivitäts- 
zulage der  k.  k.  Beamten  im  Inlande  der 

V.  Rangsklasse  2000  K, 

VI.  „  1600    „ 

VII.  „  1400   „ 

Vin.  „  1200    „ 

IX.  ,.  1000   ,    und  der 

,   ,  ,.  ,  X.  ,  800   „ 

beträgt. 

Was  diejenigen  Missionschefs  (Botschafter  und  Gesandte)  betrifft, 
welche  bis  nun  im  Genüsse  von  Quartiergeldern  standen,  so  ist  die  Anord- 
nung getroffen  worden,  daß  derartige  Gebüren  als  ihrem  eigentlichen 
Charakter  besser  entsprechend  vom  1.  Jänner  1898  angefangen  als  weitere 
Zulagen  zur  Auszahlung  gelangen.  Es  sind  daher  derartige  Gebüren  in 
den  Einkommensteuerbekenntnissen  nicht  zu  fatieren. 

Hingegen  haben  diejenigen  Funktionäre,  welche  in  Regierungsgebäuden 
im  Auslande  Naturalwohnung  genießen,  den  für  ihre  Wohnungen  entfallen- 
den ortsüblichen  Preis  ihrem  Einkommen  zuzurechnen.  Für  die  Missions- 
chefs, für  welche  der  Geldwert  der  freien  Wohnung  nur  insoweit  in  Be- 
tracht kommt  als  sie  sich  als  Privatwohnung  darstellt  (daher  mit  Ausschluß 
aller  Amts-  und  Repräsentationsräume)  wird  die  Hälfte  des  steuerpflich- 
tigen Teiles  ihrer  Zulage  (sonach  bei  den  Botschaftern  der  Betrag  jähr- 
licher 4200  K,  bei  den  Gesandten  der  Betrag  jährlicher  1500  K)  als  Äqui- 
valent der  freien  W^ohnung  dem  Einkommen  zuzuschlagen  sein. 

Diäten  und  Reisegebüren,  Reisepauschalien,  Substitutionsgebüren 
und  Wagengelder  der  Staatsbeamten  sind  als  Vergütung  für  Dienstaus- 
lagen dem  Einkommen  nicht  zuzurechnen. 

Als  gesetzliche  Abzugsposten  kommen  im  Sinne  des  Artikels  26  der 
Vollzugsvorschrift  zum  IV.  Hauptstücke  in  Betracht: 

1.  Die  Stempel-  und  Prozentualgebüren^^für  den  steuerpflichtigen  Teil 
der  Dienstbezüge. 
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2.  Die  in  dem  der  Besteuerung  vorangegangenen  Jahre  tatsächlich 
geleisteten  Dieosttaxfio^ 

Im  Sinne  der  vorstehenden  Andeutungen  wird  von  Seite  des  k.  und 
k.  Ministeriums  des  Äußern  die  Einkommensteuerbemessung  für  die  Dienst- 
bezüge der  k.  und  k.  diplomatischen  und  Konsularbeamten  vorgenommen 
werden  und  empfiehlt  es  sich  daher  auch,  daß  seitens  der  Einzelnen,  um 
vielseitige  Auseinandersetzungen  mit  den  österreichischen  Steuerbehörden  zo 
vermeiden,  die  gleichen  Grundlagen  gelegentlich  der  Einbringung  ihrer  Be- 
kenntnisse zum  Ausdrucke  gebracht  werden. 

Hiedurch  würde  selbstredend  etwaigen  aus  dem  Gesetze  abzuleitenden 
Rechten  der  Steuerpflichtigen  in  keiner  Weise  präjudiziert  werden. 

Es  braucht  ferner  nicht  besonders  betont  zu  werden,  daß  die  im  aus- 
wärtigen Dienste  verwendeten  ungarischen  Staatsangehörigen  nur  bezüg- 
lich ihrer  Dienstbezüge,  sowie  des  etwa  unter  den  Voraussetzungen  des 
§  153,  2  b  des  Gesetzes  aus  Österreich  fließenden  Einkommens  der  Be- 
steuerung unteiliegen. 

Die  vorstehenden  Bemerkungen  kurz  reassumierend  werden  —  be- 
sondere Fälle  ausgenommen  —  die  k.  und  k.  Botschafter  ihr   dienstliches 

Einkommen  mit  dem  Gehalte  jährlich 16800  K 

und  einer  Zulage  jährlich 8400    „ 

die  k.  und  k.  Gej^andten  mit  dem  Gehalte  jährlich    12600    „ 

und  einer  Zulage  jährlich 3000    „ 

die  Beamten  des  diplomatischen  und  Konsularkorps  von  der  V.  Rangs- 
klasse abwärts  mit  ihrem  systemmäßigen  Gehalte  und  dem  der  gleichen 
Rangsklasse  der  k.  k.  Beamten  im  Inlande  als  Aktivitätszulage  zukommen- 
den Zulagenbetrage  auszuweisen  haben,  wobei  jene  diplomatischen  Funktio- 
näre, welche  im  Genüsse  von  Naturalwohnungen  stehen,  deren  Geldwert  in 
obigem  Sinne  ihrem  Einkommen  zuzuschlagen  gehalten  sind. 

Schließlich  wird  auf  das  letzte  Alinea  des  §  202  des  Gesetzes  vom 
25.  Oktober  1896  aufmerksam  gemacht,  nach  welchem  in  der  letzten  Rubrik 
des  einzubringenden  Bekenntnisses  gegebenen  Falles  das  der  Personalein- 
kommensteuer nicht   unterliegende  Einkommen  summarisch  anzugeben  ist. 

Unter  diesen  Begriif  fällt  jener  Teil  der  Zulagen  der  diplomatischen 
und  Konsularfunktionäre,  welcher,  wie  oben  erwähnt  der  Steuerpflicht  nicht 
unterliegt. 

Im  Kompetenzzweifel  sind  die  Steuerbekenntm'sse  nicht  an  das  Steuer- 
amt, sondern  an  die  k.  k.  Steueradministration  des  I.  Bezirkes  Wien  ein- 
zusenden (Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  13.  Jänner 
1898,  Nr.  504/3). 

Laut  der  im  amtlichen  Teile  der  „Wiener  Zeitung"  vom  1.  Jänner  1898  — 
veröfientlichten  Bekanntmachung  sind  die  Bekenntnisse  zu  der  Personalein- 
kommen- und  Rentensteuer  bis  längstens  15.  Februar  d.  J.  einzubringen. 
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Die  infolge  der  räumlichen  Entfernung  sich  oft  ergebende  Unmög- 
lichkeit die  theoretisch  auch  für  die  im  Auslande  befindlichen  Funktionäre 
des  k.  und  k.  diplomatischen  und  Konsulardienstes  geltende  Fristbestim- 
mung einzuhalten,  hat  das  k.  k.  Finanzministerium  eine  Fristerstreckung 
bewilligt,  welche  ohne  bestimmtes  Zeitausmaß  durch  die  Veranlassung  selbst 
begrenzt  wird.  Allerdings  hat  das  k.  k.  Finanzministerium  dem  dringenden 
Wunsche  Ausdruck  gegeben,  daß  die  Einbringungf  der  Bekenntnisse  in 
.^esen  Fällen  bi^  längstens  Ende  März  d.  J.  erfolge  (Circulare  des  k.  und 
k.  Ministeriums  des  Äüftfitn  vom   19.  Janner  1898,  Z.  2686/3). 

10. 

Vorgehen  bei  der  Beeidigung  eines  effektiven  Konsularbeamten 
im  Auslande  und  bei   der  Dienstesangelobung   eines  Honorar- 

Eonsularfunktionärs. 

Die  effektiven  Konsularbeamten  haben  bei  ihrer  erst^.n  Anst^H^^^g  im  Kon- 
sulardienste  den  vorgeschriebenen  Diensteid  nach  dem  hieftir  bestimmten 
Formulare  (siehe  sechster  Teil,  Sammlung  der  Formularien  Nr.  1)  zu  leisten. 

Über  den  Vorgang  bei  der  Beeidigung  ist  folgendes  zu  bemerken: 

Konsularbeamte,  welche  sich  zur  cl^rist^ifihftn  Rftlip-ion  bekennen,  haben 
bei  dem  Schwüre  den  Daumen  uy^fl  ^  ywpj  e^atp.n  Finger  der  rechten 
Jäaai^mporzuheben  und  den  gH  yor  ftinftm  K^i^ffae  und  zwei  ^)rßnnepden 
Kerzenjibzulegen. 

jy^eliten  haben  bei  der  Eidesleistung  das  TTappt.  zn  hftdppl^fip  jinH  die 
r^fichte  Hand  auf  die  Thora,  zweites^Buch  Mpses^  HQ.  Kfrpit^^  7.  Y^r«,  zu 
legen.  Bei  der  Beeidigung  eines  Konsularbeamten,  welcher  der  mohameda- 
Tiisf.hpn  T?i^ljprinn  angehört,  hat  derselbe  während  der  Ablegung  des  vorge- 
schriebenen Diensteides  die  rechte  Hand  anf  dfin  Koran  7,\i  legen. 

Über  die  erfolgte  Beeidigung  eines  neuemannten  Konsularbeamten 
wird  bei  dem  betreffenden  k.  und  k.  Konsularamte  ein  Protokoll  aufge- 
nommen, welches  sodann  von  dem  Amtsleiter  oder  dessen  Stellvertreter, 
dem  Schriftführer  und  dem  betreffenden  Beamten,  welcher  den  Diensteid 
abgelegt  hat,  unterfertigt  wird.  Das  fragliche  Protokoll  soll  beiläufig 
folgenden  Inhalt  haben: 

Protokoll 
aufgenommen  beim  k.  und  k in am 19  .  . 

Gegenwärtig  N.  N.,  Amtsleiter. 
N.  N.,  Schriftführer. 
N.  N.,  (Konsulatsoffizial). 
Gegenstand  ist  die  Beeidigung   des  zum  k.  und  k.  Konsnlatsoffizialen   er- 
nannten  N.  N.   im  Sinne   des  Erlasses   des   k.    und  k.  Ministeriums   des  Äußern 
vom zu 

Malfatti,  Konsalarwesen.    I.  7 


^^ 
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Nachdem  der  letztgenannte  Beamte  vorschriftsmäßig   den  Diensteid  in   die 
Hände  des  Amtsleiters  geleistet  bat,  hat  derselbe  die  vorgeschriebene  Eidesnrkunde 
nach  dem  ihm  zugekommenen  Formulare  eigenhändig  geschrieben  und  unterschrieben, 
sowie  mit  dem  Datum  des  Eidestages  versehen. 
Die  gedachte  Eidesurkunde  liegt  bei. 
Geschlossen  und  gefertigt.  N.  N.,  Amtsleiter, 

N.  N.,   Schriftführer. 
N.  N.,   Konsulatsoffizial. 

Das  oberwähnte  Protokoll  samt  Eidesui'kunde  ist  ohne  Verzug  im 
Wege  der  vorgesetzten  k.  und  k.  diplomatischen  Mission  dem  k.  und  k. 
Ministerium  des  Äußern  vorzulegen. 

Die  nicht  zur  Kategorie  der  wirklichen  Staatsbeamten  gehörigen 
Honorar-Konsularfunktionäre  haben  bei  ihrer  Ernennung  die  Dienstesange- 
lobung  nach  dem  vorgeschriebenen  Formulare  zu  leisten  (siehe  sechster 
Teil,  Sammlung  der  Formularien  Nr.  2). 

Der  neuemannte  Honorarfunktionär  hat  die  vorgeschriebene  Dienstes- 
0'  angelobungsurkunde  eigenhändig  zu  schreiben  und  zu  unterfertigen,  und 

dieselbe  sodann  im  Wege  der  vorgesetzten  k.  und  k.  diplomatischen  Mission 
dem  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  vorzulegen. 

Die  subalternen  Honorar-Kanzleibeamten  (Privatkanzler,  Diurnisten 
u.  dgl.)  haben  bei  ihrer  Aufiialime  das  Gelöbnis  der  Verschwiegenheit  in 
die  Hand  des  Amtsleiters  zu  leisten. 

Zweiter  Absehnitt. 
Honorar- Koiisularamter. 

1. 
Ernennung  der  Honorar-Konsularfunktionäre.  Bestallungsdiplom, 

Exequatur. 

Honorar-Konsularämter  sind  solche,  deren  Titulärc  nicht  zur  Kate- 
gorie der  wirklichen  Staatsbeamten  gehören.  Die  Vorstände  der  gedachten 
Ämter  sind  entweder  ganz  unbesoldet  und  haben  bloß  das  Recht  zum  Be- 
züge der  tarifmäßigen  Konsulargobüi-en ,  oder  sie  beziehen  nebst  den  Ge- 
büren  ein  jährliches  Dienstentgelt  zur  Bestreitung  der  Kanzleiauslagen, 
ohne  jedoch  auf  einen  Ruhegenuß  oder  Versorgung  von  Seite  des  Staates 
irgend  einen  Anspruch  zu  haben.  Die  ohne  Dienstentgelt  bestellten  Hono- 
rar-Konsularfunktionäre haben  sämtliche JKanzleiauslagen  (für  Hilfsarbeiter, 
Miete,  Kanzleirequisiten  u.  dgl.]^^jjis_dg;eiLen.  Mitteln  dagegen 

werden  denselben  die  Postportoausla^en,  die  den  österreichischen  oder  un- 
garischen Staatsangehörigen  gewährten  ünterstützung-en,  sowie  die  An- 
schaffungskosten für  Siegel  und  Wappen  vergütet. 
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Die  Honorar-Konsularfunktionäre  sind  ihrem  Range  nach  in  vier  Ka- 
gorien  eingeteilt,  nämlich  1.  Generalkonsuln,  2.  Konsuln,  3.  Vizekonsuln 
und  4.  Konsularagenten. 

Mit  Ausnahme  der  Konsularagenten,  welche  von  dem  leitenden  Amte 
gegen  nachträgliche  ministerielle  Genehmigung  bestellt  werden,  werden  alle 
übrigen  Honorar-Konsularfunktionäre  von  Seiner  k.  und  k.  Apostolischen 
Majestät  über  Vorschlag  des  Ministers  des  Äußern  ernannt.  Die  betreflfende 
k.  und  k.  diplomatische  Mission  erstattet,  sobald  ein  ihr  untergeordnetes 
Honorar-Konsularamt  durch  den  Tod  oder  die  Resignation  des  Titulärs 
in  Erledigung  kommt,  oder  wenn  es  sich  um  die  Besetzung  eines  neu  zu 
errichtenden  Honorar-Konsularamtes  handelt,  einen  darauf  bezüglichen  Per- 
sonalvorschlag an  das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern. 

In  dem  diesfalligen  motivierten  Berichte  werden  die  Staatsangehörig- 
keit, die  persönlichen  Eigenschaften,  die  Vermögensverhältnisse,  die  soziale 
und  kommerzielle  Stellung  und  die  besonderen  Fähigkeiten  der  um  die 
Verleihung  des  betreffenden  Honorar-Konsularpostens  sich  bewerbenden 
Kandidaten,  welche  ein  förmliches,  darauf  bezügliches  Gesuch  einzureichen 
haben,  dargelegt. 

Die  Honorar  -  Konsularfunktionäre  werden  vorzugsweise  aus  dem 
Handelsstande   gewählt.    Schiffahrtsap^enten   und  Schiffsmäkler  sind  in  der 

"RftgP.l   von  der  ErneTlTlIITKT  '^"    ^^nnrarlfAnanln    aiigg-pgr^hlnsfiPTi 

Femer  mulJ  bemerkt  werden,  daß,  wenn  der  um  den  vakanten  Kon- 
^^sularposten  sich  bewerbende_Kandidat  bereits  ein  fremdes  Konsularmandat 
bekleidet,  seine  Bewprl;^]]TTp^'lm7dftnn  hpniplfgiVhtigt  war/^An  Itoth^^  ^g 
auf  das  fremde  Konsularmandat  früher  Verzicht  geleistet  hat. 

In  dem  bezüglichen  Bewerbungsgesuche  hat  der  betreffende  Kandidat 
die  Erklärung  abzugeben,  daß  er  wiDens  sei,  die  diesfalligen  Konsularfunk- 
tionen  unentgeltlich  ohne  Anspruch  auf  Kostenersatz,  und  bloß  mit  dem 
Rechte  zum  Bezüge  der  tarifmäßigen  Konsulargebüren  zu  bekleiden  und 
besonders  seinenVauf  die  periodische  Berichterstattung  in  Handels-  und 
Schiffahrtsangelegenheiten,  sowie  hinsichtlich  der  Landwirtschaft  bezüglichen 
Verpflichtungen,  weJche  sich  auf  die  pünktliche  Vorlage  des  raisonierenden 
Jahresberichtes  unteV  strenger  Einhaltung  der  hierfür  festgesetzten  Termine, 
sowie  aller  übrigei\  vorgeschriebenen  periodischen  und  Spezialberichte 
(Quartal-Monatsberichrfe)  und  zwar  in  der  vorgeschriebenen  Anzahl  (5)  von 
Exemplaren  erstrecken,\^ewissenhaft  nachzukommen. 

Bei  Erstattung  des  bezüglichen  Besetzungsvorschlages  werden  in  erster 
Linie  die  in  der  betreffenden  Stadt  ansässigen  österreichischen  oder  un- 
garischen Staatsangehörigen  in  Berücksichtigung  gezogen.  Wenn  jedoch 
kein  österreichischer  oder  ungarischer  Staatsangehöriger  die  zur  würdigen 
und  ersprießlichen  Bekleidung  des  zu  besetzenden  Amtes  erforderliche  Qua- 
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lifikation  besitzt,  so  können  aach  fremde  Staatsangehörige  für  den  fraglichen 
Honorar-Konsularposten  in  Vorschlag  gebracht  werden. 

Gleich  den  effektiven,  erhalten  die  Honorar-Konsularfonktionäre  nebst 
ihrem  Emennungsdekrete  auch  ein  von  Seiner  k.  und  k.  Apostolischen 
Majestät  unterzeichnetes  Bestallangsdiplom,  auf  welches  das  Exequatur  der 
betreffenden  Landesregierung  erwirkt  werden  muß.  Nur  im  osmanischen 
Reiche  erhalten  die  Honorar-Konsularfunktionäre  kein  Diplom,  sondern  werden 
mittels  Formans  von  der  Pforte  in  ihrer  ämtlichen  Eigenschaft  anerkannt. 
Die  Erwirkung  einer  türkischen  Anerkennungsurkunde  für  die  in  Bulgarien, 
Ost-Rumelien  und  Tunis  residierenden  Konsularfunktionäre  ist  nicht  mehr 
notwendig.    (Z.  18821/10,  ex  1895). 

Die  Honorar-Konsularfunktionäre  haben  nach  ihrer  Ernennung  die 
Dienstesangelobung  zu  leisten  und  die  Dienstesangelobungsurkunde  nach 
dem  vorgeschriebenen  Formulare  eigenhändig  zu  schreiben  und  zu  unter- 
fertigen. 

Die  Honorar-Konsularfunktionäre,  welche  kein  Dienstentgelt  beziehen, 
sind  nicht  verpflichtet,  wenn  sie  auf  einige  Zeit  ihren  Posten  zu  verlassen 
gedenken,  um  eine  Urlaubsbewilligung  einzuschreiten.  Dieselben  haben  nur 
von  Fall  zu  Fall,  bevor  sie  ihren  Posten  verlassen,  der  vorgesetzten  k.  und  k. 
Mission  eine  diesfällige  Anzeige  unter  Angabe  der  voraussichtlichen  Dauer 
ihrer  Abwesenheit  von  dem  Amtssitze  zu  erstatten.  Zugleich  ist  die  bei 
diesem  Anlasse  verfügte  Bestellung  eines  Amtsvertreters  (Gereuten)  für 
dessen  Gebahrung  der  betreffende  Honorar-Konsularfunktionär  verantwort- 
lich bleibt,  sowie  die  erfolgte  ordnungsmäßige  Amtsübergabe  an  den  ersteren 
der  vorgesetzten  k.  und  k.  Mission  anzuzeigen,  welche  seinerzeit  auch  von 
der  Rückkehr  des  Titulärs  auf  seinen  Posten  zu  verständigen  ist.  Dagegen 
haben  jene  Honorar-Konsularfunktionäre,  welche  ein  jährliches  Dienstentgelt 
beziehen,  wenn  sie  sich  von  ihrem  Posten  entfernen  wollen,  gleich  den  effek- 
tiven Konsularbeamten,  ein  auf  die  Bewilligung  eines  Urlaubes  abzielendes 
Gresuch  im  Wege  des  leitenden  Amtes,  oder  der  vorgesetzten  k.  und  k. 
Mission  dem  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  vorzulegen. 

Die  Honorar-Konsularfunktionäre  werden  entweder  auf  eigenes  An- 
suchen, oder  im  Falle  einer  nicht  entsprechenden  Dienstleistung  von  Amts- 
wegen von  ihrem  Posten  enthoben.  Die  Enthebung  ist  entweder  eine  pro- 
visorische oder  eine  definitive;  erstere  verfügt  das  k.  und  k.  Ministerium 
des  Äußern,  oder  sub  spe  rati  die  betreffende  k.  und  k.  Mission;  für  letzere 
wird  die  Allerhöchste  Genehmigung  eingeholt. 

Die  Honorar-Konsularfunktionäre,  wenn  sie  infolge  Abwesenheit  oder 
Krankheit  behufs  regehnäßiger  Fortfuhrung  der  Amtsgeschäfte  einen  Stell- 
vertreter zu  bestellen  genötigt  sind,  sind  verpflichtet,  dessen  Namen  und 
Stand  dem  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  entweder  im  Wege  des  vor- 
"^OBetzten  leitenden  Amtes  oder  der  vorgesetzten  k.  und  k.  diplomatischen 
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Mission  sofort  bekannt  zu  geben,  und  zugleich  sein  Facsimile,  d.  h.  dessen 
eigenhändige  Unterschrift,  bei  der  Amtsübergabe  unter  gleichzeitiger  An- 
gabe der  voraussichtlichen  Dauer  der  Stellvertretung  anzuzeigen. 

Bei  der  Anzeige  von  der  zeitweiligen  Abwesenheit  des  Vorstandes  eines 
Honorar-Konsularamtes  von  seinem  Posten,  beziehungsweise  von  der  Be- 
stellung eines  Amtsverwesers  hat  sich  die  betreffende  vorgesetzte  k.  und  k- 
diplomatische  Mission  nicht  lediglich  darauf  zu  beschränken,  den  Namen  des 
bestellten  Gereuten  mitzuteilen,  sondern  sind  in  einem  solchen  Falle  einer 
Stellvertretung  des  Amtstitulärs  stets  vorher  verläßliche  Erkundigungen 
über  die  Vertrauenswürdigkeit,  die  soziale  und  materielle  Stellung,  sowie 
intellektuelle  Befähigung  des  vorgeschlagenen  Stellvertreters  einzuziehen 
und  deren  Ergebnis  unter  einem  dem  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern 
mitzuteilen. 

Nachdem  wiederholt  vorgekommen  ist,  daß  die  k.  und  k.  diplomatischen 
Missionen,  wenn  der  Titulär  oder  Leiter  eines  in  ihrem  Missionssprengel 
gelegenen  Honorar-Konsulates  falliert  oder  seine  Zahlungen  einstellt,  wegen 
der  Behandlung  desselben  an  die  Entscheidung  des  k.  und  k.  Ministeriums 
des  Äußeren  appellieren,  sich  selbst  jedoch  in  dieser  Richtung  jeder  spon- 
tanen Verfügung  enthalten,  so  hat  sich  das  gedachte  Ministerium  im  Inter- 
esse des  Dienstes  und  des  Ansehens  der  Monarchie  bestimmt  gefunden,  die 
k.  und  k.  Missionen  darauf  aufmerksam  zu  machen,  daß  der  Konkurs  und 
überhaupt  die  Insolvenz  eines  Honorar-Konsularfunktionärs  einen  der  wesent- 
lichsten Ausschließungsgrtinde  für  die  Bekleidung  von  konsularischen  Funk- 
tionen bildet,  indem  ein  solches  Ereigniß  die  materielle  und  soziale  Stellung 
des  betreffenden  Konsularorganes  in  den  meisten  Fällen  zu  dessen  Ungunsten 
alteriert,  und  für  seine  Existenzverhältnisse  Bedingungen  schafft,  unter 
welchen  ihm  die  Obhut  unserer  Interessen  nie  anvertraut  worden  wäre. 
Es  wurde  bei  diesem  Anlasse  besonders  hervorgehoben,  daß  durch  die  selbst 
nur  temporäre  Belassung  eines  insolventen  Konsularvertreters  in  seinen 
öffentlichen  Funktionen  —  abgesehen  von  den  vielfachen  Unzukömmlich- 
keiten welche  sie  im  Gefolge  hätte  —  möglicherweise  auch  uneinbringliche 
Verluste  für  unsere  Staatsangehörigen  verursacht  werden  könnten,  wie  dies 
schon  aus  der  Tatsache  hervorgeht,  daß  ein  solcher  Funktionär  fortfahren 
wüi'de,  von  unseren  Nationalen,  beziehungsweise  für  ihre  Rechnung  Gelder 
zu  inkassieren,  Wertobjekte  in  Empfang  zu  nehmen,  und  andere  durch  das 
konsularische  Mandat  bedingte  Amtshandlungen  vorzunehmen,  ohne  den  be- 
teiligten Parteien,  sowie  der  k.  und  k.  Regierung  durch  Integrität  der 
Stellung  und  des  Kredites  für  eine  durchaus  korrekte  und  verläßliche  dienst- 
liche Gebarung  die  nötige  Gewähr  bieten  zu  können. 

Angesichts  dieser  Erwägungen  hat  das  k.  und  k.  Ministerium  des 
Äußern  die  k.  und  k.  Missionen,  in  deren  Amtssprengel  Honorar-Konsulate 
ihren  Sitz  haben,   angewiesen,  im  Falle  ein  Honorarfunktionär  zahlungs- 
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unfähig  wird,  denselben,  woferne  er  nicht  aus  eigenem  Antriebe  seine  De- 
mission gibt,  sofort  von  Amtswegen  seiner  konsularischen  Stellung  gegen 
nachträgliche  ministerielle  Approbation  zu  entheben,  wegen  Entziehung  des 
Exequatur  diesbezüglich  an  die  kompetente  Regierung  zu  appellieren  und 
die  leitenden  Konsularämter  ein  für  allemal  zu  instruieren,  Vorfälle  der 
hier  erwähnten  Art  zum  Zwecke  einer  solchen  Veranlassung  unverzüglich 
zur  Kenntnis  der  vorgesetzten  k.  und  k.  Mission  zu  bringen  (Circulare 
des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  14.  Juni  1884,  Z.  13482/10). 
Die  aus  derartigen  Ursachen  erfolgte  Destituierung  eines  Konsularreprä- 
sentÄBten  ist  dem  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  von  Fall  zu  Fall  tele- 
graphisch anzuzeigen. 

Die  Bestimmungen  des  obangeführten  Circulares  vom  14.  Juni  1884, 
Z.  13482/10  finden  auch  auf  alle  Honorar  -  Beamten  und  Bediensteten, 
welche  nicht  Amtstituläre  oder  Amtsleiter  sind,  sinngemäße  Anwendung. 

(Cirkulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  3.  August  1899, 
Z.  42702/10.) 

2. 

Bestellung  von  Konsularagenten. 

Die  Konsularagenten  sind  delegierte  Organe  eines  leitenden  k.  und  k. 
Konsularamtes  und  werden  von  diesem  mittels  eines  bezüglichen  Ernennungs- 
deki'etes  bestellt.  Sobald  ein  leitendes  Konsularamt,  die  Errichtung  einer 
neuen  Konsularagentie  in  seinem  Amtsbezirke  für  angezeigt  erachtet,  hat 
dasselbe  seine  darauf  bezügliche  gutachtliche,  auf  statistischen  Daten  be- 
ruhende Äußerung  in  Verbindung  mit  seinen  Vorschlägen  der  vorgesetzten 
k.  und  k.  Mission  vorzulegen,  welche  letztere  in  zweiter  Linie  berufen  ist, 
sich  über  die  Zweckmäßigkeit  der  beantragten  Maßregel  zu  äußern.  Das 
k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  entscheidet  über  solche  Anträgajiaßh^ 
gepflogenem  Einvernehmen  mit  den  Handelsministe^rien  der  beiden  Staats- 
gebiete, sowie  dies  auf  Grund  des  zwischen  den  im  Reichsrate  vertretene^*" 
Königreichen  und  Ländern  und  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  ab- 
geschlossenen und  mit  kaiserlicher  Verordnung  vom  21.  September  1899 
(R. G.B.Nr.  176) eventuell  bis  Ende  des  Jahres  1907  verlängerten  Zoll-  und 
Handelsbündnisses  bei  jeder  Errichtung  oder  Aufhebung  eines  Konsularamtes 
geschieht.*)**)    Nur  nachdem  das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  im  In- 


*)  Im  Sinne  der  von  den  Regierungen  der  beiden  Staatsgebiete  der  Monarchie  dies- 
faUfl  getroffenen  Vereinbarungen  lautet  der  Art.  X  des  mit  den  Ländern  der  ungarischen 
Krone  abgeschlossenen  und  mit  kaiserlicher  Verordnung  vom  21.  September  1899  (E.  6.  B. 
No.  176)  eventueU  bis  Ende  des  Jahres  1907  verlängerten  Zoll-  und  Handelsbündnisses 
wie  folgt: 

„Das  gesamte  Konsularwesen  wird  von  dem  gemeinsamen  Minister  des  Äußern  geleitet. 

Bei  Erriehtang  und  Aufhebung  von  k.  und  k.  Eonsularämtern,  bei  Versetzung  eines 

luamtes  i|i  eine  niedrigere  Kategorie  oder  bei  beabsichtigter  längerer  Vakanz  des- 
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teresse  des  Dienstes  die  beantragte  Errichtung  einer  Konsularagentie  zu 
genehmigen  befunden  hat,  kann  das  leitende  Amt  zur  Wahl  des  Titulärs 
schreiten.  Die  erfolp^te  Pf>gtpiinng  pitipc  TTnTigniurQinfPntPTi^  welchem  das 
Eecht   zum  Bezüge    der  tarifmäßigen   Konsulargebüren    eingeräumt    wird, 

ist    sofort  dem   If    nr\^   V    Miniafprinm  rlp«    \nKprn  imJWpgft  Hpr  Vftirgesetzten 

Vj]TiH  k  Mi^jftTi  anzuzeigen  und  die. nachträgliche  Bestätigung  der  ge- 
troffenen Wahl  eiqzflh"^^^  J^pirnpr  hat  das  leitende  Amt  die  geeigneten 
Torkehrungen  zu  treffen,  j^ipit  der  nftiihftstftlltft  KoBt^nlaragent  von  den  be- 
treffenden Lokalbehörden  in  seiner  ämtlichen  Eigenschaft  anerkannt,  und 
zur  Ausübung  der  bezügücnen  i^  unKtionen  zugelassen  werde.  Von  der  er- 
folgten Bestellung  eines  Konsularagenten  ia. einer  Hafenstadt  werden  auch 
die  beiden  Seebehörden  in  Triest  und  Fiume  vei-ständi^t. 

Das  leitende  Konsularamt  ist  selbstverständlich  für  die  Tauglichkeit 
der  von  ihm  bestellten  Konsularagenten  verantwortlich  und  zugleich  ver- 


selben,  sowie  bei  FeststeUung  der  den  Konsulaten  in  Handelsangelegenheiten  zu  erteilenden 
Instruktionen  ist  mit  den  beiden  Handelsministern  das  Einvernehmen  zu  pflegen. 

Übrigens  hat  jeder  der  beiden  Handelsminister  und  Ackerbauminister  in  Angelegen- 
heiten seines  Ressorts  das  Recht,  mit  den  Konsulaten  in  direkte  Korrespondenz  zu  treten, 
und  sind  diese  verpflichtet,  die  nötigen  Auskünfte  zu  erteilen. 

Die  periodischen  Handelsberichte  der  Konsulate  sind  durch  den  Minister  des  Äußern 
den  beiden  Handelsministem  und  Ackerbauministem  mitzuteilen. 

Den  betreffenden  Ressortministern  steht  es  zu,  im  Einvernehmen  mit  dem  Minister 
des  Äußern  auf  ihre  Kosten  zum  Zwecke  des  Studiums  kommerzieUer,  landwirtschaftlicher 
oder  technischer  Fragen  fachmännische  Berichterstatter  ins  Ausland  zu  entsenden,  welche 
—  ohne  den  k.  und  k.  Missionen  oder  Konsulaten  zugeteilt  zu  sein  —  den  Schutz  und 
die  Unterstützung  derselben  genießen  und  durch  ihre  Vermittlung  bei  den  betreffenden  \ 
ausländischen  Behörden  zum  Zwecke  der  Einholung  der  für  die  Erfüllung  ihrer  Aufgabe 
notwendigen  Informationen  eingeführt  werden  soUen. 

Die  Entscheidung  in  aUen  Angelegenheiten  der  Konsulargebüren,  deren  Einhebung 
und  Bemessung,  sowie  über  die  dagegen  eingebrachten  Rekurse  erfolgt  im  administrativen 
Wege  durch  das  gemeinsame  Ministerium  des  Äußern,  und  zwar,  wenn  der  Beschwerde- 
führer ein  österreichischer  Staatsangehöriger  ist,  im  Einvernehmen  mit  dem  k.  k.  Mini- 
sterium der  Finanzen,  der  Justiz  und  des  Handels;  wenn  der  Beschwerdeführer  ein  unga- 
rischer Staatsangehöriger  ist,  im  Einvernehmen  mit  dem  königlich  ungarischen  Ministerium 
4eT  Finanzen,  der  Justiz  und  des  Handels;  wenn  jedoch  der  Beschwerdetührer  weder 
österreichischer  noch  ungarischer  Staatsbürger  ist,  selbständig  in  zweiter  und  letzter 
Instanz. 

Bei  Errichtung  fremder  Konsularämter  und  bei  Zulassung  fremder  Konsuln  zur  Aus- 
übung ihrer  Funktionen  in  einem  der  beiden  Ländergebiete  wird  das  Ministerium  des 
Äußern  im  Einvernehmen  mit  dem  Ministerium  des  betreffenden  Gebietes  vorgehen. 

♦♦)  Mit  kaiserlicher  Verordnung  vom  21.  September  1899  (R.  G.  B.  Nr.  176)  wurde 
das  zwischen  den  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und  Ländern  und  den  Ländem  der 
ungarischen  Krone  bisher  bestandene  wirtschaftliche  Verhältnis  (Zoll-  und  Handelsbündnis) 
unter  der  Voraussetzung  der  Geltung  übereinstimmender  Anordnungen  in  den  letztgenannten 
Ländem  —  soferne  bis  zum  Jahre  1903  ein  neues  Zoll-  und  Handelsbündnis  im  Wege  der 
Vereinbamng  nicht  zustande  kommt  —  bis  Ende  des  Jahres  1907  verlängert." 
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pflichtet,  darüber  zu  wachen,  daß  dieselben  mit  den  zur  Besorgung  der 
ihnen  übertragenen  Geschäfte  erforderlichen  Instruktionen  versehen  werden, 
wobei  zu  bemerken  ist,  daß  den  Konsularagenten  in  der  Regel  nur  jene 
Geschäfte  zur  Besorgung  übertragen  werden,  welche  an  Ort  und  Stelle  ver- 
richtet werden  müssen,  und  welche  nicht  ihrer  Natur  nach  die  Amtshand- 
lung oder  das  unmittelbare  Einschreiten  eines  Konsularfunktionäis  höheren 
Ranges  erheischen.  Der  Konsularagent  hat  in  seiner  Amtsführung  streng 
nach  den  ihm  erteilten  Instruktionen  vorzugehen  und  die  von  dem  leitenden 
Amte  erhaltenen  Aufträge  pünktlich  und  gewissenhaft  auszuführen. 

So  wie  die  Bestellung,  erfolgt  auch  die  entweder  auf  eigenes  Ansuchen 
oder  von  Amtswegen  stattfindende  Enthebung  eines  Konsularagenten  durch 
das  leitende  Amt  gegen  gleichzeitige  Erstattung  der  bezüglichen  Anzeige 
an  das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern. 

Wenn  eine  bereits  bestehende  Konsularagentie  sich  als  ganz  über- 
flüssig erweist,  so  hat  das  leitende  Amt  deren  Aufhebung  zu  beantragen, 
nach  erfolgter  Genehmigung  derselben  durch  das  k.  und  k.  Ministerium  des 
Äußern  die  Lokalbehörden  hievon  zu  verständigen  und  das  Archiv  und 
Amtsrequisiten  der  aufgelassenen  Konsularagentie  vorläufig  in  Verwahrung 
zu  übernehmen. 

3. 

Bestellung  eines  Privatkanzlers. 

Dem  Vorsteher  eines  Honorar-Konsularamtes  ist  die  Befugnis  einge- 
räumt, sich  einen  Privatkanzler  zu  wählen;  er  ist  jedoch  verpflichtet,  die 
erfolgte  Bestellung  desselben  unter  Nachweisuug  seiner  Qualifikation  der 
vorgesetzten  k.  und  k.  Mission  anzuzeigen,  und  die  nachträgliche  ministe- 
rielle Bestätigung  desselben  in  der  gedachten  Eigenschaft  einzuholen.  So- 
wohl der  Privatkanzler,  als  auch  alle  übrigen  Hilfsarbeiter,  welche  der 
Vorstand  eines  Honorar-Konsularamtes  aufnimmt,  werden  als  bloße  Privat- 
beamte desselben  angesehen,  und  stehen  in  keinem  dienstlichen  Verhältnisse 
zum  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern,  den  Fall  ausgenommen,  wo  sie  mit 
der  interimistischen  Leitung  des  Amtes  betraut  werden.  Der  Amtsvorsteher, 
welcher  diese  Hilfsarbeiter  aufnimmt  und  besoldet,  kann  sie  nach  Belieben 
entlassen  und  ist  für  ihre  Amtstätigkeit  verantwortlich.  Unter  denselben 
Modalitäten  kann  auch  der  Vorstand  eines  effektiven  Konsularamtes,  welchem 
kein  wirklicher  Staatsbeamter  zugeteilt  ist,  die  Bestellung  eines  Privat- 
kanzlers auf  seine  Kosten  vornehmen. 

Einem  Privatkanzler  kann  nach  einer  mehrjährigen  ausgezeichneten 
Dienstleistung  über  einen  von  seinem  Amtschef  diesfällig  gestellten  und 
von  der  betreffenden  k.  und  k.  diplomatischen  Mission  befürworteten,  gehörig 
motivierten  Antrag  der  Titel  eines  Honorar- Vizekonsuls  verliehen  werden. 
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Dritter  Abschnitt 

Stand  und  Unterordnungsverhältnis  der  österr.-ungar. 
£onsular&mter  in  sämtliclien  auswärtigen  Staaten.  — 
Konsularamtsbezirke.  —  Konsularatlas.  —  Übersiclits- 
karten  mit  genauer  Angabe  der  in  einem  auswärtigen 
Staate  bestellenden  österr.-ungar.  diplomatlselien  Missionen 

und  Konsularämter. 

Sämtliche  in  einem  auswärtigen  Staate  befindlichen  Konsularämter 
unterstehen  in  erster  oder  zweiter  Linie  der  in  jenem  Staate  akkreditierten 
k.  und  k.  diplomatischen  Mission. 

Jene  Ämter,  welche  unmittelbar  der  k.  und  k.  Mission  unterstehen, 
werden  selbständige,  hingegen  jene,  welche  unter  der  Oberleitung  eines 
anderen  Konsularamtes  stehen,  untergeordnete  Ämter  genannt. 

Die  in  der  nachfolgenden  Übersicht  des  gegenwärtigen  Standes  und  der 
Amtsbezirkseinteilung  der  österreichisch-ungarischen  Konsularämter  im  Aus- 
lande als  Dependenzen  bezeichneten  Ämter  sind  solche,  die  sich  unter 
der  Leitung  eines  untergeordneten  Konsularamtes  befinden.  Das  vorgesetzte 
Amt  wird  in  der  Regel  das  leitende  Amt  genannt. 

Für  jene  k.  und  k.  Konsularämter  in  jenen  Staaten,  wo  eine  öster- 
reichisch-ungarische diplomatische  Mission  nicht  besteht,  ist  das  Unterord- 
nungsverhältnis geregelt  wie  folgt: 

Die  k.  und  k.  Konsularämter  in  Columbien,  in  Costa  Rica,  in  Ecuador, 
Venezuela,  Guatemala,  Haiti,  Hawai  (Sandwichsinseln),  Honduras,  Nicaragua 
und  San  Domingo  unterstehen  der  k.  und  k.  Botschaft  in  Washington. 
Die  Konsulate  in  Assuncion  (Paraguay)  und  Montevideo  (Uruguay)  sowie 
die  Konsularämter  in  Argentina  untei-stehen  der  k.  und  k.  diplomatischen 
Mission  in  Buenos  Ayres.  Die  Konsularämter  in  Chile,  Peru  und  Bolivia 
unterstehen  der  k.  und  k.  Gesandtschaft  in  San  Jago  (Chile).  Das  Konsu- 
lat in  Monaco  untersteht  der  k.  und  k.  Botschaft  in  Paris.  Das  General- 
konsulat in  Shanghai  untersteht  der  k.  und  k.  Gesandtschaft  in  Peking 
(China).  Das  Konsulat  in  Bangkok  in  Siam  untersteht  der  k.  und  k.  Ge- 
sandtschaft in  Tokio  (Japan).  Das  Konsulat  in  Zanzibar  ist  das  einzige 
Konsularamt,  welches  direkt  dem  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  unter- 
steht. Sämtliche  österreichisch-ungarischen  Konsularämter  unterstehen  in 
letzter  Instanz  dem  gemeinsamen  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern,  wel- 
ches das  gesamte  Konsularwesen  leitet. 

Hier  folgt  die  neueste  bis  Ende  Februar  1903  richtiggestellte  Über- 
sicht des  gegenwärtigen  Standes  und  Unterordnungsverhältnisses,  sowie  der 
Amtsbezirkseinteilung  der  k.  und  k.  österreichisch-ungarischen  Konsular- 
ämter in  sämtlichen  auswärtigen  Staaten. 
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Übersicht  des  gegenwärtigen  Standes  und  der  Amtsbezirksein- 
teilung der  k.  und  k.  österreichisch-nngarischen  Eonsnlarämter. 

(Nach  dem  Stande  vom  1.  März  1903.) 

Amerika.    (Vereinigte  Staaten).^) 

Generalkonsulat  in  Chicago.**)  Amtsbezirk^):  Die  Staaten  Illinois, 
Iowa,  Nebraska,  Nord-Dakota,  Süd-Dakota,  Montana,  Wyoming  nnd  Indiana. 

Untergeordnete  Ämter  des  Generalkonsulates  in  Chicago:  Kon- 
sulat in  Galveston.  Amtsbezirk:  Der  Staat  Texas.  —  Konsulat  in  Milwaukee. 
Amtsbezirk:  Die  Staaten  Wisconsin,  Michigan  und  Minnesota.  —  Konsulat  in 
New  Orleans.  Amtsbezirk:  Die  Staaten  Louisiana  und  Mississippi.  —  Konsulat  in 
St.  Louis.  Amtsbezirk:  Die  Staaten  Missouri,  Arkansas,  Kansas  nnd  Colorado, 
dann  die  Territorien  Oklahoma,  New  Mexiko  und  das  Indianer-Territorium. 

Generalkonsulat  in  New  York.*  Amtsbezirk:  Die  Staaten  New  York, 
Connecticut,  New  Jersey  und  Rhode  Island. 

Untergeordnete  Ämter  des  Generalkonsulates  in  New  York: 
Konsulat  in  Baltimore.  Amtsbezirk:  Die  Staaten  Maryland  und  Delaware.  — 
Konsulat  in  Boston.  Amtsbezirk:  Die  Staaten  Massachussets ,  Maine,  Vermont 
und  New  Hampshire.  —  Konsulat  in  Mobile.  Amtsbezirk:  Der  Staat  Alabama.  — 
Konsulat  in  Richmond.  Amtsbezirk:  Der  Staat  Virginia  und  pro  tempore  die 
Staaten  Kentucky  und  Tennessee.  —  Vizekonsulat  in  Charleston.  Amtsbezirk:  Die 
Staaten  Nord-  und  Süd-Carolina.  —  Vizekonsulat  in  Pensacola.  Amtsbezirk:  Der 
Staat  Florida.  —  Vizekonsulat  in  Savannah.     Amtsbezirk:  Der  Staat  Georgia. — 

Konsulat  in  Philadelphia.  Amtsbezirk:  Nachstehende  Grafschaften  des 
Staates  Pennsylvanien:  Adams,  Berks,  Bucks,  Cumberland,  ehester,  Delaware, 
Dauphin,  Franklin,  Juniata,  Lancaster,  Lehigh,  Lebanon,  Montgomery,  Montour, 
Monroe,  Northampton,  Northumberland,  Pike,  Perry,  Philadelphia,  Snyder,  Union, 
Wayne  und  York. 

Untergeordnetes  Amt  des  Konsulates  in  Philadelphia:  Konsular- 
Agentie  in  Hazleton.  Amtsbezirk:  Nachstehende  Grafschaften  des  Staates  Pennsyl- 
vanien: Bradford,  Columbia,  Carbon,  Lackawanna,  Lycoming,  Luzerne,  Susquehanna, 
Schuylkill,  Tioga,  Wyoming,  Snllivan.  (Unbesetzt;  die  Amtsgeschäfte  werden  pro 
tempore  vom  Konsulate  in  Philadelphia  besorgt.)  — 

Konsulat  in  Pittsburg.*  Amtsbezirk:  Nachstehende  Grafschaften  des  Staates 
Pennsylvanien:   Alleghany,  Armstrong,   Beaver,  Bedford,   Blair,   Butler,    Cambria, 

^)  Der  Kongreßdistrikt  Columbia  fällt  der  Botschaft  in  Washington  zu. 

2)  Die  mit  einem  Sternchen  (*)  bezeichneten  Konsularämter  stehen  unter  der  Leitung 
eines  effektiven  Staatsbeamten.  Die  mit  einem  Kreuz  (f)  bezeichneten  Konsularämter  sind 
zugleich  Konsulargerichte. 

')  Der  Amtsbezirk  der  leitenden  Konsularämter  umfaßt  im  weiteren  Sinne  auch  die 
Amtsbezirke  der  untergeordneten  Ämter. 

Die  Amtsgeschäfte  der  unbesetzten  Konsularämter  werden  in  der  Regel  vom  vorge- 
ten  Amte  besorgt. 
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Cameron,  Centre,  Clarion,  Clearfield,  Clinton,  Crawford,  Elk,  Erie,  Fayette,  Forest, 
Fnlton,  Greene,  Hantingdon,  Indiana,  Jefferson,  Lawrence,  Mc.  Kean,  Mercer,  Mifflin, 
Potter,  Sommerset,  Venango,  Warren,  Washington  und  Westmoreland. 

Untergeordnete  Ämter  des  Konsulates  in  Pittsburg:  Konsulat  in 
Cincinnati.  Amtsbezirk:  Der  Staat  Ohio.  (Unbesetzt;  die  Amtsgeschäfte  werden 
pro  tempore  vom  Konsulate  in  Pittsburg  besorgt.)  —  Konsulat  iuLouisville.  Amts- 
bezirk: Die  Staaten  Kentucky  und  Tennessee.  (Der  Amtsbezirk  ist  pro  tempore 
dem  Sprengel  des  Konsulates  in  Richmond  einverleibt.)  —  Konsulat  in  San  Fran- 
cisco. Amtsbezirk:  Die  Staaten  Californien,  Nevada,  Oregon,  Idaho,  Utah  und 
Washington,  dann  die  Territorien  Arizona  und  Alaska.  —  Vizekonsulat  in  Norfolk. 
Amtsbezirk:  Der  Staat  Virginia.  (Unbesetzt;  die  Amtsgeschäfte  werden  pro  tem- 
pore vom  Konsulate  in  Richmond  besorgt.)  —  Konsulat  in  Honolulu.  Amts- 
bezirk: Sämtliche  Hawaii'schen  Inseln.  (Derzeit  unbesetzt;  der  königl.  italienische 
Konsul  fuhrt  die  interimistische  Gerenz  des  Konsulates.)  —  Konsulat  in  St.  Juan 
de  Portorico.  Amtsbezirk:  Die  Insel  Puerto  Rico.  —  Konsulat  in  Manilla. 
Amtsbezirk:  Die  Inselgruppe  der  Philippinen. 

Argentlna. 

Konsulat  in  Buenos-Aires.  Amtsbezirk:  Die  Republik  Argentina  mit  Aus- 
nahme der  Provinzen  Entre  Rios ,  Santa  Fe  und  Corrientes,  dann  der  Territorien 
Formosa,  Chaco  und  Missiones. 

Untergeordnete  Ämter  des  Konsulates  in  Buenos-Aires:  Konsular- 
Agentie  in  Corrientes.  Amtsbezirk:  Die  Provinz  Corrientes,  dann  die  Territorien 
Formosa  und  Chaco.  —  Konsular-Agentie  in  Posadas.  Amtsbezirk:  Das  Terri- 
torium Missiones.  —  Vize -Konsulat  in  Paraiia.  Amtsbezirk:  Die  Provinz  Entre 
Rios.  —  Vize-Konsulat  Rosario  de  Santa  Fe.  Amtsbezirk:  Die  Provinz 
Santa  F6.  Baden  (siehe  Deutsches  Reich). 

Baiern  (siehe  Deutsches  Reich). 

Belgien. 

Konsulat  in  Antwerpen.*  Amtsbezirk:  Die  Provinz  Antwerpen.  —  Kon- 
sulat in  Brüssel.  Amtsbezirk:  Die  Provinzen  Brabant,  Namur  und  Hennegau.  — 
Konsulat  in  Gent.  Amtsbezirk:  Die  Provinzen  Ost-  und  Westflandern.  —  Kon- 
sulat in  Lüttich.     Amtsbezirk:  Die  Provinzen  Lüttich,  Limburg  und  Luxemburg. 

Brasilien. 

Generalkonsulat  in  Rio  de  Janeiro.*  Amtsbezirk:  Die  Staaten  Rio  de 
Janeiro,  Espirito  Santo,  Minas  Geraes,  Matto  Grosso  und  Goyaz. 

Untergeordnete  Ämter  des  Generalkonsulates  in  Rio  de  Janeiro: 
Konsulat  in  Bahia.  Amtsbezirk:  Der  Staat  Bahia.  —  Konsulat  in  Curityba.* 
Amtsbezirk:  Die  Staaten  Paranä  und  Santa  Catharina.  —  Konsulat  in  Pernambuco. 
Amtsbezirk:  Die  Staaten  Pernambuco,  Parahyba  und  Rio  Grande  do  Norte.  — 
Konsulat  in  Porte  Alegre.  Amtsbezirk:  Der  Staat  Rio  Grande  do  Sul  mit  Aus- 
schluß des  Bezirkes  Rio  Grande  do  Sul.    (Derzeit  unbesetzt;  der  kaiserlich  deutsche 
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Konsul  führt  die  interimistische  Gerenz  des  Konsulates.)  —  Konsulat  in  Säo  Paulo. 
Amtsbezirk:  Der  Staat  Säo  Paulo  mit  Ausschluß  des  Konsulatsbezirkes  von  Sautos. — 
Konsulat  in  Santo  s.  Amtsbezirk:  Der  Kreisgerichtssprengel  von  Santos,  Para- 
hybuna,  Ubatuba,  Säo  Sebastiäo  und  Iguape  des  Staates  Säo  Paulo.  —  Vize- 
konsulat in  Belem  de  Parä.  Amtsbezirk:  Die  Staaten  Parä  und  Amazonas.  — 
Vizekonsulat  in  Cearä  (Fortalezza).  Amtsbezirk:  Die  Staaten  Cearä  und  Pianh}'. 
(Unbesetzt)  —  Vizekonsulat  in  Maranhäo.  Amtsbezirk:  Der  Staat  Maranhäo. 
(Unbesetzt)  —  Vizekonsulat  in  Maroim.  Amtsbezirk:  Die  Staaten  Sergipe  und 
Alagoas.  (Unbesetzt)  —  Vizekonsulat  Rio  Grande  do  Sul.  Amtsbezirk:  Der 
Bezirk  Eio  Grande  do  Sul.  (Derzeit  unbesetzt;  der  kaiserlich  deutsche  Konsul 
führt  die  interimistlBche  Gerenz  des  Vizekonsulates.) 

Bremen  (siehe  Deutsches  Reich). 
Balgarien  (siehe  Osmanisches  Reich). 

Chile. 

Generalkonsulat  in  Valparaiso.  Amtsbezirk:  Die  Provinzen  Aconcagua, 
Valparaiso,  Santiago»  O'Higgins,  Colchagua  Curico,  Talca,  Maule,  Linares,  Nuble, 
Concepcion  und  Bio-Bio. 

Untergeordnete  Ämter  des  Generalkonsulates  in  Valparaiso: 
Konsulat  in  Antofagasta.  Amtsbezirk:  Die  Provinz  Antofagasta.  —  Konsulat  in 
Copiap6-Caldera.  Amtsbezirk:  Die  Provinz  Atacama.  (Unbesetzt.)  —  Konsulat  in 
Coquimbo.  Amtsbezirk:  Die  Provinz  Coquimbo.  (Unbesetzt.)  —  Konsulat  in  Iquique. 
Amtsbezirk:  Die  Provinz  Tarapaca.  —  Konsulat  in  Puerto  Montt  Amtsbezirk: 
Die  Provinzen  Arauco,  Cautin,  Maule,  Valdivia,  Llanquihue  und  die  Insel  Chiloe.  — 
Konsulat  in  Tacna-Arica.     Amtsbezirk:  Die  Provinz  Tacna. 

China. 

Generalkonsulat  in  Shanghai. '^f)  Amtsbezirk:  Das  chinesische  Reich  mit 
Ausschluß  der  zu  den  Amtsbezirken  von  Tientsin  und  Chefoogehörigen  Teile  derselben. — 

Konsulat  in  Tientsin.*v)  Amtsbezirk:  Die  Provinzen:  Chili,  Honan, 
Shansi,  Shensi,  Kansuh  und  Kiriu,  sowie  die  an  China  tributpflichtigen  Gebiete 
der  Mongolei  und  Mandschurei. 

Untergeordnetes  Amt  des  Konsulates,  in  Tientsin:  Vizekonsulat  in 
Cliefoo:  Amtsbezirk:  Die  Provinz  Shantung. 

Columbien.^) 

Konsulat  in  Barranquilla.  Amtsbezirk:  Die  Staaten  Bolivar,  Antiochia, 
Magdalena  und  San  tander.  —  Konsulat  in  Bogota.  Amtsbezirk:  Candinamarca, 
Tolima  und  Bojaca.  (Unbesetzt)  —  Konsulat  in  Panama.  Amtsbezirk:  Die 
Staaten  Panama  und  Cauca. 

Costa  Rica.^) 

Konsulat  in  San  Jose.     Amtsbezirk:  Costa  Rica. 

^)  Die  KoDsularämter  in  Columbien,  Costa  Rica  und  auf  Cuba  unterstehen  der  Bot- 
schaft in  Washington. 
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Caba. 

Generalkonsulat  in  Havana.  Amtsbezirk:  Die  Provinzen  Havana  and 
Plnar  del  Rio. 

Untergeordnete  Ämter  des  Generalkonsalates  in  Havana:  Vize- 
konsolat  in  Matanzas.  Amtsbezirk:  Die  Provinz  Matanzas.  (Unbesetzt.)  —  Vize- 
konsnlat  in  St.  Jago  de  Cuba.  Amtsbezirk:  Die  Provinzen  Puerto  Principe  und 
Santiago  de  Cuba.  —  Vizekonsulat  in  Trinidad.  Amtsbezirk:  Die  Provinz 
Santa  Clara.  Dänemark. 

Generalkonsulat  in  Kopenhagen.  Amtsbezirk:  Ganz  Dänemark  mit 
Ausschluß  Jütlands  und  der  westindischen  Besitzungen.  —  Konsulat  in  Aal  borg. 
Amtsbezirk:  Jätland. 

Überseeische  Besitzungen  Dänemarks:  Konsulat  in  St.  Thomas. 
Amtsbezirk:  Die  dänischen  Antilleninseln  St.  Thomas,  St.  Croix  und  St.  Jean. 

Deutsches  Reich. 

I.  Baden. ^)  Konsulat  in  Karlsruhe.  Amtsbezirk:  Die  badischen  landes- 
kommissarischen Distrikte  Constanz,  Freiburg  und  Karlsruhe.  —  Konsulat  in 
Mannheim.  Amtsbezirk:  Der  badische  landeskommissarische  Distrikt  Mannheim 
und  die  baierische  Rheinpfalz. 

II.  Baiern.-)  Konsulat  in  München.  Amtsbezirk:  Oberbaiem,  Nieder- 
baiem,  Schwaben  und  Neuburg.  —  Konsulat  in  Nürnberg.  Amtsbezirk:  Die  Ober- 
pfalz und  Regensburg,  Oberfranken,  Mittelfranken,  ünterfranken  und  Aschaffenburg. 

III.  Hamburg.  Generalkonsulat  in  Hamburg.*  Amtsbezirk:  Die 
Freistadt  Hamburg  und  deren  Gebiet  und  die  Kreise  Tondern,  Husum,  Eiderstedt, 
Norder-Dithmarschen,  Süder-Dithmarschen,  Steinburg,  Stormarn,  Pinneberg,  der 
preußischen  Provinz  Schleswig-Holstein,  dann  Lauenburg. 

Untergeordnete  Ämter  des  Generalkonsulates  in  Hamburg:  Kon- 
sulat in  Bremen.  Amtsbezirk:  Die  Freistadt  Bremen  und  deren  Gebiet,  die 
preußische  Provinz  Hannover  mit  Ausschluß  der  zum  Amtsbezirke  des  Vizekonsu- 
lates in  Harburg  gehörigen  Gebiete,  dann  das  Großherzogtum  Oldenburg. 

Dependenz  des  Konsulates  in  Bremen:  Konsularagentie  in  Geeste- 
münde.  Amtsbezirk:  Das  Stadt-  und  Hafengebiet  von  Geestemünde.  —  Konsulat 
in  Kiel.  Amtsbezirk:  Die  Kreise:  Hadersleben,  Apenrade,  Sonderburg,  Flensburg 
Stadt  und  Land,  Schleswig,  Eckernförde,  Oldenburg,  Plön,  Kiel  Stadt  und  Land, 
Neumünster  Stadt,  Rendsburg  und  Segeberg  der  preußischen  Provinz  Schleswig- 
Holstein.  —  Konsulat  in  Lübeck.  Amtsbezirk:  Die  Freistadt  Lübeck  und  deren 
Gebiet,  das  oldenburgische  Fürstentum  Lübeck,  die  Großherzogtümer  Mecklenburg- 
Schwerin  und  Mecklenburg-Strelitz.  —  Vizekonsulat  in  Altona.  Amtsbezirk:  Das 
Stadt-  und  Hafengebiet  von  Altona.  —  Vizekonsulat  in  Harburg.    Amtsbezirk:  Das 


')  Die  Konsularämter  in  Baden  unterstehen  der  Gresand tschaft  in  Stuttgart. 

^  Die  Konsularämter  in  München  und  Nürnberg  unterstehen  der  Gesandtschaft  in 


München. 
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Stadt-  and  Hafeng^ebiet,  sowie  der  Handelskammerbezirk  von  Harburg,  dann  die 
Landdrostei  von  Lüneburg.  —  Konsularagentie  in  Cuxhafen.  Amtsbezirk:  Die 
Hamburger  Landherrenschaft  Eitzebüttel. 

IV.  Preußen.  Generalkonsulat  in  Berlin.*  Amtsbezirk:  Die  preußischen 
Provinzen  Brandenburg,  Posen,  Sachsen,  die  Herzogtümer  Braunschweig  und  An- 
halt und  das  Fürstentum  Schwarzburg-Sondershausen. 

Generalkonsulat  in  Frankfurt  a.  M.  Amtsbezirk:  Die  preußische 
Provinz  Hessen-Nassau,  das  Großherzogtum  Hessen  nebst  Oberhessen. 

Generalkonsulat  in  Köln.*  Amtsbezirk:  Die  preußischen  Provinzen 
Rheinland  und  Westfalen,  die  Fürstentümer  Waldeck,  Lippe-Detmold  und  Schaum- 
burg-Lippe und  die  oldenburgische  Enklave  Birkenfeld.  —  Konsulat  in  Breslau.* 
Amtsbezirk:  Die  preußische  Provinz  Schlesien.  —  Konsulat  in  Danzig.  Amts- 
bezirk: Die  Provinz  Westpreuüen.  —  Konsulat  in  Königsberg.  Amtsbezirk: 
Die  Provinz  Ostpreußen.  —  Konsulat  in  Leer.  (Unbesetzt;  der  Amtsbezirk  ist 
derzeit  in  jenen  des  Konsulates  in  Bremen  einbezogen.)  — 

Konsulat  in  Stettin.    Amtsbezirk:  Die  preußische  Provinz  Pommern. 

Untergeordnetes  Amt  des  Konsulates  in  Stettin:  Konsularagentie 
in  Swinemünde.     Amtsbezirk:  Das  Stadt-  und  Hafengebiet  von  Swinemünde. 

V.  Sachsen.^)  Konsulat  in  Leipzig.  Amtsbezirk:  Die  Kreishauptmann- 
schaften Leipzig  und  Zwickau  des  Königreiches  Sachsen,  dann  das  Großherzogtum 
Sachsen- Weimar,  die  sächsischen  Herzogtümer  Coburg-Gotha,  Meiningen  und  Alten- 
burg, die  Fürstentümer  Schwarzburg-Rudolstadt  und  Reuß  älterer  und  jüngerer 
Linie.  —  Vizekonsulat  in  Dresden.^)  Amtsbezirk:  Die  Kreishauptmannschaften 
Dresden  und  Bautzen  des  Königreiches  Sachsen. 

VI.  Württemberg. ^)  Konsulat  in  Stuttgart.  Amtsbezirk:  Das  Königreich 
Württemberg  nebst  den  Hohenzollernschen  Landen. 

Ecuador.*) 
Konsulat  in  Guayaquil.     Amtsbezirk:  Ecuador.  (Unbesetzt.) 
Egypten  (siehe  Osmanisches  Reich). 
Frankreich. 
Generalkonsulat  in  Marseille.*   Amtsbezirk:  Die  Departements  Bouches  du 
Rhone,  Gard,  Vaucluse,  Aveyran,  Lozere,  Ardeche,  Cantal,  Haute  Loii*e  und  Drome. 
Untergeordnete  Ämter  des  Generalkonsulates  in  Marseille:    Kon- 
sulat in  Ajaccio.     Amtsbezirk:    Die  Insel  Corsica.    —    Konsulat  in  Cette.     Amts- 
bezirk:   Die    Departements    Herault,    Aude,    Tarn,    Haute    Garonne,    Ari^ge    und 
Pyr^nees  Orientales.  —  Konsulat  in  Lyon.     Amtsbezirk:  Die  Departements  Puy 
de  Dome,  Allier,  Saone  et  Loire,  Loire,  Rhone,  Isere,  Ain,  Savoie,  Haute  Savoie, 
Doubs  und  Jura.  —  Vizekonsulat  in  Ton  Ion.     Amtsbezirk:  Das  Departement  du 

')  Das  Konsulat  in  Leipzig  und  das  Vizekonsulat  in  Dresden  unterstehen  der  Ge- 
adtschaft in  Dresden. 

*)  Das  Konsulat  in  Stuttgart  untersteht  der  Gesandtschaft  daselbst. 
*)  Das  Konsulat  in  Guayaquil  untersteht  der  Mission  in  Santiago. 
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Var  und  die  Hyeresschen  Inseln.  —  Konsularagentie  in  Port  de  Bouc.  Amts- 
bezirk: Das  Stadt-  und  Hafengebiet  von  Port  de  Bouc.  —  Konsularagentie  in 
Port  Vendres.     Amtsbezirk:  Das  Stadt  und  Hafengebiet  von  Port  Vendres. 

Generalkonsulat  in  Paris.'*'  Amtsbezirk:  Die  Departements  Seine, 
Seine  et  Oise,  Seine  et  Marne,  Oise,  Aisne,  Marne,  Meuse,  Ardennes,  Meurtke  et 
Moselle,  Vosges,  Haute  Marne,  Haute  Saöne,  Cöte  d'or,  Aube,  Yonne,  Loiret,  Eure 
et  Loire,  Orne,  Mayenne,  Sarthe,  Loire  et  Cber,  Ni^vre,  Cher,  Indre  et  Loire, 
Indre,  Creuse,  Vienne,  Deux  S^vres  und  Vend^e. 

Untergeordnete  Ämter  des  Generalkonsulates  in  Paris:  Konsulat 
in  Bordeaux.  Amtsbezirk:  Die  Departements  Gironde,  Charente,  Charente  InfSri- 
eure,  Dordogne,  Haute  Vienne,  Corr^ze,  Lot,  Tarn  et  Garonne,  Gers  et  Landes.  — 
Konsulat  in  Dunkerque.  Amtsbezirk:  Das  Departement  du  Nord.  —  Konsulat  in 
Hävre  de  Gräce.  Amtsbezirk:  Die  Departements  Cötes  du  Nord,  lUe  et  Villaine, 
Manche,  Calvados,  Eure,  Seine  Inf^rieure  und  Somme.  —  Konsulat  in  Nantes. 
Amtsbezirk:  Die  Departements  Loire  Inf^rieure,  Maine  et  Loire  und  Morbihan.  — 
Vizekonsulat  in  Bayonne.  Amtsbezirk:  Die  Departements  Hautes  Pyr^n^es  und 
Basses  Pyr^n^es.  —  Vizekonsulat  in  Boulogne  sur  Mer.  Amtsbezirk:  Das  Arron- 
dissement  Boulogne  mit  Ausschluß  der  Kantone  Calais  und  Guines,  dann  die 
Arrondissements  Montreuil,  St.  Pol  und  Arras  des  Departements  Pas  de  Calais.  — 
Vizekonsulat  in  Brest.  Amtsbezirk:  Das  Departement  Finisterre.  —  Vizekonsulat 
in  Calais.  Amtsbezirk:  Die  Kantone  Calais  und  Guines,  sowie  die  Arrondissements 
Saint  Omer  und  Bethune  des  Departements  Pas  de  Calais.  —  Konsularagentie  in 
Caen.  Amtsbezirk:  Das  Stadtgebiet  von  Caen.  —  Konsularagentie  in  Cherbourg. 
Amtsbezirk:  Das  Stadt-  und  Hafengebiet  von  Cherbourg.  —  Konsularagentie  in 
Dieppe.  Amtsbezirk:  Das  Stadt-  und  Hafengebiet  von  Dieppe.  —  Konsularagentie 
in  F^camp.  Amtsbezirk:  Das  Stadt-  und  Hafengebiet  von  Fecamp. —  Konsular- 
agentie in  Honfleur.  Amtsbezirk:  Das  Stadt-  und  Hafengebiet  von  Honfleur.  (Un- 
besetzt.)—  Konsularagentie  in  La  Rochelle.  Amtsbezirk:  Das  Stadt-  und  Hafen- 
gebiet von  La  Rochelle. —  Konsularagentie  in  L Orient.  Amtsbezirk:  Das  Stadt- 
und  Hafengebiet  von  Lorient.  —  Konsularagentie  in  Ronen.  Amtsbezirk:  Das 
Stadtgebiet  von  Ronen.  Konsularagentie  in  St.  Malo.  Amtsbezirk:  Das  Stadt- 
und  Hafengebiet  von  St.  Malo.  —  Konsularagentie  in  St.  Nazaire.  Amtsgebiet: 
Das  Stadt-  und  Hafengebiet  von  St.  Nazaire.  (Unbesetzt.)  —  Konsularagentie  in 
St.  Valery  en  Caux.  Amtsgebiet:  Das  Stadt-  und  Hafengebiet  von  St.  Val^ry  en 
Caux.  (Unbesetzt.)  —  Konsularagentie  in  St.  Valery  sur  Somme.  Amtsbezirk: 
Das  Stadtgebiet  von  St.  Val6ry  sur  Somme.   (Unbesetzt.)   — 

Konsulat  in  Nizza.*)  Amtsbezirk:  Die  Departements  Hautes  Alpes,  Basses 
Alpes,  Alpes  Maritimes  und  das  Fürstentum  Monaco. 

Untergeordnete  Ämter  des  Konsulates  in  Nizza:  Vizekonsulat  in 
Cannes.  Amtsbezirk:  Das  Stadt-  und  Hafengebiet  von  Cannes.  (Unbesetzt;  die 
Amtsgeschäfte  werden  pro  tempore  vom  Konsulate  in  Nizza  besorgt.)  —  Vize- 
konsulat in  Menton.     Amtsbezirk:  Das  Stadt-  und  Hafengebiet  von  Menton. 
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Überseeische  Besitzangen  Frankreichs:  Generalkonsulat  in  Al- 
gier.*    Amtsbezirk:  Die  Provinz  Algier. 

Untergeordnete  Ämter  des  Generalkonsulates  in  Algier:  Vizekon- 
solat  in  Bona.  Amtsbezirk:  Die  Provinz  Constantine  mit  Ausschluß  der  Stadt- 
und  Hafengebiete  von  Bougie  und  Philippeville.  —  Vizekonsulat  in  Oran.  Amts- 
bezirk: Die  Provinz  Oran  mit  Ausschluß  des  Stadt-  und  Hafengebietes  von 
Mostaganem.  —  Konsularagentie  in  Bougie.  Amtsbezirk:  Das  Stadt-  und 
Hafengebiet  von  Bougie.  —  Konsularagentie  in  Mostaganem.  Amtsbezirk:  Das 
Stadt-  und  Hafengebiet  von  Mostaganem.  (Unbesetzt.)  —  Konsularagentie  in 
Philippeville.  Amtsbezirk:  Das  Stadt-  und  Hafeugebiet  von  Philippeville.  — 
Konsulat  in  Point  k  Pitre.  Amtsbezirk:  Die  Insel  Guadeloupe.  —  Konsulat  in 
Saigon.     Amtsbezirk:  Ganz  Französisch-Cochinchina. 

Griechenland. 

Konsulat  in  Cor  tu.*     Amtsbezirk:  Die  Nomarchie  Corfu. 

Untergeordnete  Ämter  des  Konsulates  in  Corfu:  Vizekonsulat  in 
Zante.  Amtsbezirk:  Die  Nomarchie  Zante.  —  Konsularagentie  in  Cephalonia. 
Amtsbezirk:  Die  Nomarchie  Cephalonia.  —  Konsularagentie  in  Missolunghi.  Amts- 
bezirk: Die  Nomarchien  Akarnanien  und  Atollen.  (Unbesetzt.)  —  Konsularagentie 
in  Sta.  Maura.     Amtsbezirk:    Die  Nomarchien  Levkas  und  Arta.  — 

Konsulat  in  Patras.*  Amtsbezirk:  Die  Nomarchien  Achaia,  Lakedämon, 
PhokiSy  Arkadien  und  Evrytania. 

Untergeordnete  Ämter  des  Konsulates  in  Patras:  Vizekonsulat  in 
Calamata.  Amtsbezirk:  Die  Nomarchie  Messenien.  —  Vizekonsulat  in  Pyrgos. 
Amtsbezirk:  Die  Nomarchien  Uia  und  Triphylia.  —  Konsularagentie  in  Cerigo. 
Amtsbezirk:  Die  Nomarchie  Lakonien.  — 

Konsulat  für  denPiraeus  und  Athen.*  Amtsbezirk:  Die  Nomarchien Attika 
(mit  Ausschluß  der  Stadt  Laurium  und  des  Bergwerksbezirkes),  Böotien,  Phtyotis  und 
Korinth. 

Untergeordnete  Ämter  des  Konsulates  für  den  Piraeus  und 
Athen:  Vizekonsulat  in  Nauplia.  Amtsbezirk:  Die  Nomarchie  Arges.  —  Vize- 
konsulat inVolo.  Amtsbezirk:  Die  Nomarchien  Magnisia,  Karditsa  undTrikkala. — 
Konsularagentie  in  Chalcis.  Amtsbezirk:  Die  Nomarchie  Euböa.  (Unbesetzt.)  — 
Konsularagentie  in  Ergasteria  (Lauriumj.  Amtsbezirk:  Die  Stadt  und  der  Berg- 
werksdistrikt Laurium.  (Unbesetzt.)  —  Konsularagentie  in  Larissa.  Amtsbezirk: 
Die  Nomarchie  Larissa.  (Unbesetzt.)  —  Konsularagentie  in  Skyatos.  Amtsbezirk: 
Die  nördlichen  Sporaden.    (Unbesetzt.)  — 

Konsulat  in  Syra.*  Amtsbezirk:  Die  Eparchien  Syros,  Andres,  Tinos, 
Naxos  der  Norraarchie  Kykladen. 

Untergeordnete  Ämter  des  Konsulates  in  Syra:  Konsularagentie  in 
Milo.  Amtsbezirk:  Die  Eparchie  Milo  der  Nomarchie  Kykladen.  (Unbesetzt.)  — 
Konsularagentie  in  Santorino.      Amtsbezirk:    Die  Eparchie  Thira  der  Nomarchie 
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Kykladen.    —  Konsul aragentie  in  Zea.     Amtsbezirk:    Die  Eparchie  Kea  der  No- 
marchie  Kykladen.  (Unbesetzt) 

€rro£brItaniiien. 

Generalkonsulat  in  Liverpool.*  Amtsbezirk:  Die  Grafschaften  Cumber- 
land,  Westmoreland,  Chester,  Derby,  Shropshire,  Stafford,  Anglesey,  Carnarvon, 
Denbigb,  Flint,  Merioneth  und  Montgomraery,  North  und  Southwest  Lancaster  und 
die  Insel  Man. 

Untergeordnete  Ämter  des  Generalkonsulates  in  Liverpool:  Kon- 
sulat in  Cardiff  Newport.  Amtsbezirk:  Der  östliche  Teil  der  Grafschaft  Glamorgan 
und  die  Grafschaften  Radnor  und  Brecknock.  —  Vizekonsulat  in  Belfast.  Amts- 
bezirk: Die  Grafschaften  Antrim,  Down,  Armagh  und  Monaghan.  —  Vizekonsulat 
in  Bradford.  Amtsbezirk:  Die  Parlamentswahlbezirke  Ripon,  Otley,  Barkston, 
Ash,  Osgold  cross,  Pudsey,  Spen  Valley,  Skipton,  Keighley,  Shipley,  Sowerby, 
Eiland,  Morley  und  Normanton  des  West-Riding  und  North-Riding  der  Grafschaft 
York.  —  Vizekonsulat  in  Cork-Queenstown.  Amtsbezirk:  Die  Grafschaft  Cork. 
(Unbesetzt.)  —  Vizekonsulat  in  Dublin.  Amtsbezirk:  Die  Grafschaften  Longford, 
Westmeatb,  Meath,  Louth,  Dublin,  King,  Queen,  Kildare  und  Wicklow.  —  Vize- 
konsulat in  Edinburgh-Leith.  Amtsbezirk:  Die  Grafschaften  Naim,  Elgin,  Banff, 
Aberdeen,  Kinkardine,  Forfar,  Fife,  Kinroß,  Linlithgow,  Edinburgh,  Haddington, 
Berwick,  Peeble,  Selkirk  und  Roxburgh  und  die  Orkney-Inseln.  —  Vizekonsulat 
in  Glasgow.  Amtsbezirk:  Die  Grafschaften  Caithness,  Sutherland,  Cromarty,  Ross, 
Inverness,  Argyll,  Perth,  Clackmannan,  Stirling,  Dumbarton,  Renfrew,  Lanark, 
Bute,  Ayr,  Dumfries,  Kirkundbright  und  Wigtown,  die  Shetlands-Inseln  und  die 
Hebriden.  —  Vizekonsulat  in  Limerick.  Amtsbezirk:  Die  Grafschaften  Cläre, 
Limerick  und  Kerry.  (Unbesetzt.)  —  Vizekonsulat  in  Manchester.  Amtsbezirk: 
North  East  und  South  East  Lancaster.  —  Vizekonsulat  in  Newport-Mon.  Amts- 
bezirk: Die  Grafschaften Monmouth  undHereford.  —  Vizekonsulat  in  Nor thshields - 
Newcastle.  Amtsbezirk:  Die  Grafschaften  Northumberland  und  Durham.  —  Vize- 
konsulat in  Sheffield.  Amtsbezirk:  Die  Parlamentswahlbezirke  Barnsley,  Holmsfirth, 
Doncaster,  Rotherham,  Hallamshire,  Colne  Valley  des  West-Riding  der  Grafschaft 
York  und  die  Grafschaft  Nottingham.  —  Vizekonsulat  in  Swansea.  Amtsbezirk: 
Der  westliche  Teil  der  Grafschaft  Glamorgan  und  die  Grafschaften  Carmarthen 
und  Cardigan.  —  Vizekonsulat  in  Waterford.  Amtsbezirk:  Die  Grafschaften 
Tipperary,  Küken ny,  Carlo w,  Wexford  und  Waterford.  —  Konsularagentie  in 
Londonderry.  Amtsbezirk:  Die  Grafschaften  Donegal,  Londonderry,  Tyrone,  Fer- 
managh  und  Cavan.  —  Konsularagentie  in  Milford.  Amtsbezirk:  Die  Grafschaft 
Pembroke.  —  Konsularagentie  in  Sligo.  Amtsbezirk:  Die  Grafschaften  Mayo, 
Sligo,  Leitrim,  Roscommon  und  Galway.  (Unbesetzt.  —  Die  Geschäfte  werden  vom 
Vizekonsulate  in  Dublin  geführt.) 

Generalkonsulat  in  London.*  Amtsbezirk:  Die  Grafschaften  Cambridge, 
Bedford,  Buckingham,  Berkshire,  Surrey,  Middlessex,  Hertford,  Essex  und  West 
und  Middle  Kent. 

Malfatti,  Kousalarwesen.    I.  8 
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Unterneordnete  Ämter  des  Generalkonsulates  in  London:  Vize- 
koiiBulat  in  Birmingham.  Amtsbezirk:  Die  Grafschaften  Worcester,  Warwick, 
Ijeicestpr,  Rutlund,  Hnntingdon,  Nordhampton  und  Oxford.  —  Vizekonsulat  in 
ßrlstul.  AmtsberJrk:  Die  Grafschaften  Somerset  und  Wilts  und  jene  Parzelle  von 
GloUoestprshire,  die  «um  (Gebiete  der  Stadt  Bristol  gehört.  —  Vizekonsulat  in 
Pftlmottth.  Atnt«bexirk:  Die  Cfrafschaft  Cornwall  mit  Ausschluß  der  Bezirke  von 
IVttWith»  des  westlichen  Teiles  des  Bezirkes  von  Kerrier  und  der  Scilly-Inseln.  — 
Vii^konsulAt  in  Gloucester.  Amtsbezirk:  Die  Grafschaft  Gloucester  mit  Ausschluß 
Jt^ÄWi  iVilw  der  Stadt  Bristol,  welcher  in  Gloucestershire  liegt.  (Unbesetzt)  — 
Vlfctfkonsulat  in  ÜnU.  Amtsbezirk:  Käst  Riding  der  Grafschaft  York  (einschließlich 
The  Ait^sty)  imd  North  und  Middle  Lincoln.  —  Vizekonsulat  in  Jersey.  Amts- 
Wzh^k:  Die  Inseln  Jersey,  Guernsey,  Alderney,  Sark  und  Herrn.  —  Vizekonsulat 
!tt  tMyrn^^nth.  Amtsbezirk:  Der  westliche  Teil  der  GrafMiaft  Devon.  —  Vize- 
k^ns^Utinrortf^month-Southampton.  Amtsbezirk:  Die  Grafschaft  Hampshire  und 
<«e  tttst^l  \Vi^\ts  — Vizekonsnlat  in  Weymouth-Portland,  Aatsbeork:  Die  Graf- 
9e^a(t  tVy^^t.  —  Ki>nsnlarÄ^rentie  in  Dartmoutb.  Amtsbedit:  Der  ostliche  Teil 
^e**  it^ifpchat^  lVv<m.  —  K<vnsnlarag«intie  in  Dover.  Amtsbezirk:  Die  Grafschaft 
8n»^\  ^Tta  d^r  F«d««5tliobe  Teil  der  Grafschaft  Keat.  —  Konsalaragentie  in  Great 
VÄtmonth.  Atwtsbesdrk:  Xorthem  und  Smitbem  Norfolk  und  die  Graftchaft 
55«#(^ik.  -  Konsnlara^ntio  in  Kings -Lynik  Amtsberir^:  Sontk  Lincoln  und 
>X>«rem  N^rftvlk.  —  Konsnlaragentie  in  Tenzance.  Amtsberirk:  Der  Bedrk  von 
XVnwith  nnd  d^r  westlio^e  Te^il  de«  IW.irkes  van  Kerrier  und  piro  tempore  die 
Seilly-Tnseln.  —  Kon?«nlÄrag<^ntie  in  Txsmsgate.  Amtsbezirk:  Der  nordöstliche  Teil 
ikr  <Yrsf^haft  Kent.  —  Kon^tnlarafrentie  in  St  Mary.  Amtsbezirk:  Die  Sdlly- 
Ini^ln:  derselbe  Ist  pro  t<»mpore  mit  dem  Amtsbezirke  der  Konsularagentie  in 
Penranoe  vereiniirt. 

Überseeische   Bo^sitsrnnjren   GroHbritÄÄliens:   Generalkonsulat  in 
Oalontta*     Amt^^bezirk:  Die  PrÄsident5»o.haft  "ßmgBkm, 

Untercoordnete    Amter   des   Geiierali*»«»^*^®»  ^"   Calcutta:    Kon- 
snlst  in  Ak^-sV..    Amtsbe7irk;  Die  Provinz  Arakan  Ü  W^w^^"^"™*^*  (Unbesetzt.)  — 

Konsuls  t   i,;  Bombay/      An^t^bezirti:    »  Präsiden  tschaft   Bombay  mit 
A^rss^blub  von  Sind,    ^wio  «]]o  «nderen  Teile  ^  Britisch-Indien,    die  zu  keinem 

der  d«se]bsi  bestehenden  k    nnd  k.  KonsnlaTÜ»**  •*''*'*• 

I,  j  j        1  ,  »^  "totfBkav:    Vizekonsulat   in    Aden. 

P«MMMiden7en    d(•^    Konsnlates    m  B^m^mj*  ^u. 

und  Kamareh.  (Unbesetzt.  — 


Anit^be^irk ;  l'^io  Hslbinsel  Ader,  samt  den  Ttl 

,x      >    .      .     .^  u     1  .^  ^       a.      >    V  ^  JEsasularagentie  in  Kurachee. 

.    ^,     .  ,      1^.     T>      •      ^        j       i>-*^a-i^Mll  Bwbay.   ~   Konsulat  in  Co- 
An>NV7irlv      Dio   Provin/   >inti   der   rrJlSt«*^"*     ^    ,       ..     , 

y      ,  .    .  I     .  I      1^-     1      '     .    1      ,-fc  Ärttttß  der  Stadt  Point  de  Galle 

!<^nMM»       \n)tsbo7irK      l»n    Inse,    C>vion  !■■  *•        _,    , 

.     .         ,,.      .,  ili  Madras.     Amtsbezirk:    Der 

s?»nii    <1,Mi,    f]'*7Uir»^)'<»nC"or.    l^istnkte.  "T  ^  „        ,      .     ^ 

,.    .       ,      _      .^    ,  Ml^*  ^     Konsulat  m  Rangoon. 

/enlvM!    nn«;  siifi)iH)r  l^evirk  der  Pi^sideF  ^  ,  ... 

Oocunada.     Amtsbezirk:  Der 

Konsularagentie    in  Point  de 

»^'»TNih.^b«    p,-/ivK    i]v\    Pr?isidenrsobaft.   J 
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Galle  (Ceylon).     Amtsbezirk:  Die  Stadt  Point  de  Galle  samt  dem  dazug^ehörigen 
Distrikte. 

Generalkonsulat  in  Capstadt.*^)  Amtsbezirk:  Die  Westprovinz  der 
Capkolonie  mit  AusschlnB  des  Griqualand-West. 

untergeordnete  Ämter  des  Generalkonsulates  in  Capstadt:  Kon- 
sulat in  Durban.  Amtsbezirk:  Die  Kolonie  Natal.  —  Konsulat  in  Kimberley. 
Amtsbezirk:  Griqualand-West.  (Unbesetzt.)  —  Konsulat  in  Port  Elizabeth.  Amts- 
bezirk: Die  Ostprovinz  der  Capkolonie  mit  Britisch-Kaffraria. 

Generalkonsulat  in  Montreal.*  Amtsbezirk:  Die  Provinzen  Quebec, 
Ontario,  Manitoba,  Br.-Columbia  und  die  Nordwestterritorien  des  Dominiums  von 
Canada. 

Untergeordnete  Ämter  des  Generalkonsulates  in  Montreal:  Kon- 
sulat in  Halifax.  Amtsbezirk:  Die  Provinz  Nova  Scotia  mit  Ausschluß  von  Port 
of  Picton  und  der  Grafschaft  von  Picton,  des  östlich  vom  Port  und  der  Grafschaft 
von  Picton  gelegenen  Teiles  von  Nova  Scotia,  sowie  auch  mit  Ausschluß  der 
Insel  Breton. 

Dependenz  des  Konsulates  in  Halifax.  Konsularagentie  in  Port  of 
Picton.  Amtsbezirk:  Die  Hafenstadt  und  Grafschaft  Picton  und  der  östlich  von 
der  Grafschaft  Picton  gelegene  Teil  von  Nova  Scotia  mit  Einschluß  der  Insel 
Breton.  —  Konsulat  in  Quebeck.  Unbesetzt.  —  Der  Amtsbezirk  gehört  in  den 
engeren  Sprengel  des  Generalkonsulates  in  Montreal.  —  Konsulat  in  St.  John 
Amtsbezirk:  New-Brunswick  und  New-Fonndland. 

Generalkonsulat  in  Sydney.*  Amtsbezirk:  Die  Kolonien  Neu-Südwales 
und  Queensland. 

Untergeordnete  Ämter  des  Generalkonsulates  in  Sydney:  Konsulat 
in  Adelaide.  Amtsbezirk:  Die  Kolonien  Süd-  und  pro  tempore  West- Australien. — 
Konsulat  in  Auckland.  Amtsbezirk:  Die  Inseln  Neu-Seeland.  Die  Inselgruppen: 
Cook,  Nine,  Palmerston,  Penrhyn,  Manihiki,  Rakabanya  und  Suwarow.  —  Konsulat 
in  Melbourne.  Amtsbezirk:  Die  Kolonien  Victoria  und  Tasmania.  —  Konsulat  in 
Belize.  Amtsbezirk:  Britisch-Honduras.  —  Konsulat  in  Bridgetown.  Amts- 
bezirk: Die  Insel  Barbadoes  und  die  nördlich  von  derselben  gelegenen,  zum  briti- 
schen Bezirk  gehörigen  kleinen  Antillen;  dann  Britisch-Guiana.  —  Konsulat  in 
Gibraltar.  Amtsbezirk:  Gibraltar  und  Gebiet.  —  Konsulat  in  Hongkong.* 
Amtsbezirk:  Die  Kolonie  Hongkong,  sowie  pro  tempore  die  portugiesischen  Kolonien 
Macao  und  Timor.  —  Konsulat  in  Kingston.  Amtsbezirk:  Die  Insel  Jamaika, 
sowie  die  Tnrks-  und  Caicos-Inseln.  —  Konsulat  in  Malta.  Amtsbezirk:  Die 
Insel  Malta.  —  Konsulat  in  Penang.  Amtsbezirk:  Die  Niederlassung  von  Penang, 
die  Provinz  Welesley,  die  Kolonie  Malakka  und  die  unter  britischem  Protektorate 
stehenden   Staaten    Perrak,    Selangor   und    Sangei    üjouk.    —    Konsulat   in  Port 


')  Mit  einem  in  Pretoria  exponierten  Beamten  für  die  Gebiete  des  ehemaligen  Oranje- 
Freistaates  und  der  ehemaligen  Südafrikanischen  Republik. 

8* 
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Lonis.  Amtsbezirk:  Die  Insel  Manritius  samt  der  dazagehörigen  Inselgruppe.  — 
Konsulat  in  Port  of  Spain.  Amtsbezirk:  Die  zu  der  Gruppe  der  südlichen 
Antillen  gehörigen  Inseln  Trinidad,  St.  Vincent,  Grenada,  Tobago  und  alle  zwischen 
diesen  Inseln  gelegenen  kleinen  Eilande.  —  Konsulat  in  Sierra  Leone.  Amts- 
bezirk: Die  Kolonie  Sierra  Leone  und  die  dependierenden  Niederlassungen  am 
Gambia,  dann  die  Gt)ld  Coast  Kolonie,  das  Gebiet  von  Lagos,  sowie  die  Ascension- 
Insel.  (Unbesetzt.)  —  Konsulat  in  Singapore.  Amtsbezirk:  Die  Inseln  Singapore 
und  Labuan,  sowie  das  auf  der  Insel  Borneo  unter  britischem  Schutze  befindliche 
Gebiet  von  Sarawak.  —  Konsulat  in  St.  Helena.  Amtsbezirk:  Die  Insel 
St.  Helena.  (Unbesetzt.)  Guatemala.») 

Konsulat  in  Guatemala.     Amtsbezirk:  Guatemala. 

Haiti.  ^) 

Konsulat  in  Kap  Haiti.  Amtsbezirk:  Das  Departement  Artibonite  und 
das  Nord-  und  Nordwestdepartement.  —  Konsulat  in  Port  au  Prince.  Amts- 
bezirk: Das  Ost-  und  Süddepartement. 

Hamburg  (siehe  Deutsches  Reich). 

Honduras.^) 

Konsulat  in  Amapala.     Amtsbezirk:  Honduras.  (Unbesetzt.) 

Italien. 

Generalkonsulat  in  Genua.*  Amtsbezirk:  Die  Provinz  Genua  (mit 
Ausschluß  der  Arrondissements  von  Alassio,  Bordighera,  San  Remo,  Savona  und 
Spezia),  dann  die  Provinzen  Porto  Maurizio,  Cuneo,  Turin  und  Alessandria. 

Untergeordnete  Ämter  des  Generalkonsulates  in  Genua:  Konsulat 
in  Cagliari.  Amtsbezirk:  Die  Provinz  Cagliari  auf  der  Insel  Sardinien.  —  Vize- 
konsulat in  San  Remo.  Amtsbezirk:  Die  Arrondissements  San  Remo,  Bordighera 
und  Alassio.  —  Vizekonsulat  in  Savona.  Amtsbezirk:  Das  Arrondissement  Savona 
der  Provinz  Genua.  —  Vizekonsulat  in  Spezia.  Amtsbezirk:  Das  Arrondissement 
Spezia  der  Provinz  Genua  und  die  Provinz  Massa  Carrara.  —  Konsularagentie  in 
Carloforte.  Amtsbezirk:  Die  Insel  Carloforte.  —  Konsularagentie  in  Isola  della 
Maddalena.  —  Amtsbezirk:  Die  Insel  Maddalena,  das  Littorale  von  Lungo  Sardo 
bis  zum  Kap  Figari  und  die  nächst^elegenen  Inseln.  (Unbesetzt.)  —  Konsularagentie 
in  Sassari.  Amtsbezirk:  Die  Provinz  Sassari  (mit  Ausschluß  der  Insel  Maddalena, 
des  Littorales  von  Lungo  Sardo   bis  Kap  Figari  und  der  näclistgelegenen  Inseln). 

Generalkonsulat  in  Neapel.  Amtsbezirk:  Die  Provinz  Neapel  (mit 
Ausschluß  des  Arrondissements  von  Castellamare  di  Stabia),  dann  die  Provinzen 
Caserta,  Campobasso,  Benevento,  Avelino,  Salerno  und  Potenza. 

Untergeordnete  Ämter  des  Generalkonsulates  in  Neapel:  Vice- 
konsulat    in   Castellamare    di  Stabia.     Amtsbezirk:    Das  Arrondissement  von 

*)  Die  Konsularämter  in  Guatemala,  Haiti  und  Honduras  unterstehen  der  Botschaft 
in  Washington. 
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Castellamare  di  Stabia  der  Provinz  Neapel.  —  Konsularagentie  in  Catanzaro. 
Amtsbezirk:  Die  Provinzen  Cosenza  nnd  Catanzaro. 

Generalkonsulat  in  Palermo.  Amtsbezirk:  Die  Provinz  Palermo,  sowie 
das  Arrondissement  Alcamo  der  Provinz  Trapani  aosscbließlich  des  Stadt-  nnd 
Hafengebietes  von  Castellamare  del  Golfo. 

Untergeordnete  Ämter  des  Generalkonsulates  in  Palermo:  Vize- 
konsulat in  Catania.  Amtsbezirk:  Die  Provinz  Catania.  —  Vizekonsulat  in  Gir- 
genti  (Porto  Empedocle).  Amtsbezirk:  Die  Provinz  Girgenti.  —  Vicekonsulat  in 
Messina.  Amtsbezirk:  Die  Provinz  Messina  mit  Ausschluß  der  Liparischen  Inseln.  — 
Vizekonsulat  in  Reggio  di  Calabria.  Amtsbezirk:  Die  Provinz  Reggio  di  Ca- 
labria.  —  Vizekonsulat  in  Syracus.  Amtsbezirk:  Die  Provinz  Syracus.  —  Vize- 
konsulat in  Terranova.  Amtsbezirk:  Die  Provinz  Caltanisetta.  —  Vizekonsulat 
in  Trapani.  Amtsbezirk:  Die  Provinz  Trapani  mit  Ausschluß  des  Arrondissements 
Alcamo.  —  Konsularagentie  in  Castellammare  del  Golfo.  Amtsbezirk:  Das 
Stadt-  und  Hafengebiet  von  Castellammare  del  Golfo.  —  Konsularagentie  in 
Lipari.  Amtsbezirk:  Die  Liparischen  Inseln.  —  Konsularagentie  in  Milazzo. 
Amtsbezirk:  Das  Stadt-  und  Hafengebiet  von  Milazzo. 

Generalkonsulat  in  Venedig.*  Amtsbezirk:  Die  Provinzen  Venedig, 
Verona,  Vicenza,  Padua,  Rovigo,  Belluno,  Treviso  und  üdine. 

Konsulat  in  Ancona.*  Amtsbezirk:  Die  Provinzen  Ancona,  Pesaro,  Mace- 
rata,  Teramo,  Aquila  und  Chieti,  sowie  das  Gebiet  der  Republik  San  Marino. 

Untergeordnete  Ämter  des  Konsulates  in  Ancona:  Vizekonsulat  in 
Fermo.  Amtsbezirk:  Die  Provinz  Ascoli  Piceno.  (Unbesetzt.)  —  Konsularagentie 
in  Ortona.     Amtsbezirk:  Das  Stadt-  und  Hafengebiet  von  Ortona.  (Unbesetzt.) 

Konsulat  in  Bari.*  Amtsbezirk:  Die  Provinz  Bari  mit  Ausschloß  des 
Arrondissements  von  Barletta. 

Untergeordnete  Ämter  des  Konsulates  in  Bari:  Vizekonsulat  in 
Barletta.  Amtsbezirk:  Das  Arrondissement  Barletta  der  Provinz  Bari  (mit  Aus- 
schluß des  Stadt-  und  Hafengebietes  von  Bisceglie)  und  die  Provinz  Foggia.  — • 
Vizekonsulat  in  Brindisi.  Amtsbezirk:  Die  Provinz  Lecce  mit  Ausschluß  des 
Arrondissements  von  Gallipoli.  —  Vizekonsulat  in  Molfetta.  Amtsbezirk:  Die 
Stadt-  und  Hafengebiete  von  Bisceglie  und  Molfetta.  —  Konsularagentie  in  Galli- 
poli. Amtsbezirk:  Das  Arrondissement  Gallipoli  der  Provinz  Lecce.  —  Konsular- 
agentie in  Taranto.     Amtsbezirk:   Das  Stadt-   und  Hafengebiet  von  Taranto. 

Konsulat  in  Bologna.  Amtsbezirk:  Die  Provinzen  Ferrara,  Bologna,  Mo- 
dena,  Reggio,  Parma  und  Forli  mit  Ausschluß  der  Stadt  Rimini  und  ihres  Bezirkes. 

Untergeordnete  Ämter  des  Konsulates  in  Bologna:  Vizekonsulat  in 
Ravenna.  Amtsbezirk:  Die  Provinz  Ravenna.  —  Konsularagentie  in  Rimini. 
Amtsbezirk:  Das  Stadt-  und  Hafengebiet  von  Rimini  nebst  dem  gleichnamigen 
Bezirke  der  Provinz  Forli.  —  Konsulat  inCivitavecchia.  Amtsbezirk:  Die  Provinz 
Grosseto  und  die  Arrondissements  Viterbo  und  Civitavecchia  der  Provinz  Rom.  —  Kon- 
sulat in  Florenz.    Amtsbezirk:  Die  Provinzen  Florenz,  Siena,  Arezzo  und  Perugia. 
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Kossslat  is  Livorno.  Antsbczirk:  Die  Ptotiu  LiTcno  mSx  AwkUsS 
d«r  Ijuel  EIImi)«  djum  die  FroviBzea  Laeca  uid  Piu. 

Untergeordnetes  Amt  dei  KonsnUtes  in  LiTorno:  VigAonwIiT  in 
Porto  Longone.    Amtibczirk:  Die  Insel  EIIml     (Unbesetzt.) 

Konsnlat  in  Mailand.*  Amtsbezirk:  Die  Provinzen  Malland.  FsTia, 
Cremona,   Como,   Bergamo,  Breseia,  Sondrio,  Mantna,  Piaeenza  nnd  NoTum.   — 

Konsolat  in  Bom.  Amtsbezirk:  Die  Stadt  Born  und  die  ArrondisBaMBta 
Velletri  nnd  Frosinone  der  Provinz  Bom. 

Japan. 

Konsnlat  in  Jokobama.'*'     Amttbezirk:  Ganz  Japan. 

LDbeek  Tsiebe  Dentscbes  Beich). 

Marokko. 

GeneralkoDsnlat  (Mission)  in  Tanger.^f)    Amtsbezirk:  Ganz  Marokko. 

Untergeordnete  Ämter:  EonsolarageDtie  in  Arzila.  —  Konsnlaragentie 
in  Casablanca.  —  Konsolaragentie  in  Larache.  —  Konsnlaragentie  in  Maza- 
gan.  —  Konsnlaragentie  in  Mogador.  — Konsnlaragentie  in  Babat.  — Konsnlar- 
agentie in  Saffy.  —  Konsnlaragentie  in  Tetnan. 

Monaeo.^) 

Konsulat  in  Monaco.*     Amtsbezirk:  (Siebe  Nizza.) 

Montenegro. 

Vizekonsnlat  in  Antivari-PristaD  *  Amtsbezirk:  Die  Bezirke  Antivari 
nnd  Dnlcigno.  Xlcamgua.«) 

Konsalat  in  Managua.     Amtsbezirk:  Die  Bepublik  Nicaragua. 

*  Niederlande. 

Konsulat  in  Amsterdam.*  Amtsbezirk:  Nord-Holland  und  die  im  Norden 
davon  gelegene  Inselgruppe,  die  Provinzen  Gelderland,  Utrecht,  Friesland,  Groningen, 
Drenthe  und  Overyssel. 

Untergeordnete  Ämter  des  Konsulats  in  Amsterdam:  Vizekonsulat  in 
liotterdam.  Amtsbezirk:  Süd-Holland  und  die  in  Seeland  gelegenen  Inseln  Schouwen 
und  Duiveland,  dann  die  Provinzen  Nord-Brabant  und  Limburg. 

Vizekonsulat  in  Vlissingen.  Amtsbezirk:  Ganz  Seeland  mit  Ausscbluß  der 
Inseln  Schouwen  und  Duiveland. 

Überseeische  Besitzungen  der  Niederlande:  Konsulat  in  Batavia. 
Amtsbezirk :  Die  Inseln  Sumatra  und  Bomeo  samt  den  umliegenden  kleinen  Inseln, 
dann  die  liesidenUchaften  Bantam,  Batavia,  Kravang,  Preang,  Cheribon,  Banjoemas, 
Tagal,  Pekalongan,  Bagelen,  Kadoe,  Samarang,  Djoekja-karta,  Soerakarta,  Japara, 
Madioen,  Bembang  nnd  Kediri  der  Insel  Java. 

*)  Das  Konsulat  in  Monaco  untersteht  der  Botschaft  in  Paris. 

>)  Das  Konsulat  in  Managua  untersteht  der  Botschaft  in  Washington. 
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Untergeordnetes  Amt  des  Konsulats  in  Batavia:  Yizekonsulat  in 
Soerabaya.  Amtsbezirk:  Die  Besidentschaften  Soerabaya,  Madoera,  Passoeran, 
Probolinggo,  Bezoeki  und  Banjoewangi  der  Insel  Java,  dann  die  Inseln  Celebes, 
Bali,  Lambok,  Soembawa,  Soemba,  Flores  und  Timor  samt  den  dazu  gehörigen 
kleineren  Inseln  sowie  die  Inselgruppe  der  Molukken. 

Osmanisches  Reich. 

L  Türkei.   Generalkonsulat  in  S  c  u  t  a  r  i  *  f)  Amtsbezirk :  Der  Sandschak  Scutari. 

Untergeordnetes  Amt  des  Generalkonsulates  in  Scutari:  Konsulat 
in  Durazzo.*f)  Amtsbezirk:  Der  Sandschak  Durazzo.  —  Konsulat  in  Prisren.*t) 
Amtsbezirk:  Der  Sundschak  Ipek  und  der  Sandschak  Prisren  mit  Ausschluß  des 
Kaza  Kalkandelen.  —  Konsulat  in  Üsküb.*-}-)  Amtsbezirk:  Die  Sandschaks  Üsküb, 
Pristina  und  Sjenica.  dann  der  Kaza  Kalkandelen  des  Sandschaks  Prisren.  — 
Konsulat  in  Monastir.*t)    Amtsbezirk:   Das  Vilayet  Monastir. 

Generalkonsulat  in  Janina.*t)  Amtsbezirk:  Das  Vilayet  Jania  mit  Aus- 
schluß der  Sandschaks  Berat  und  Prevesa. 

Untergeordnete  Ämter  des  Generalkonsulates  in  Janina:  Konsulat 
in  Valona  (Avlona).*f)  Amtsbezirk:  Der  Sandschak  Berat.  —  Vizekonsulat 
in  Prevesa.    Amtsbezirk:  Der  Sandschak  Prevesa. 

Generalkonsulat  in  Salonich.*t)   Amtsbezirk:    Der  Sandschak  Salonich. 

Untergeordnete  Ämter  des  Generalkonsulates  in  Salonich:  Vize- 
konsulat in  Serres.  Amtsbezirk:  Der  Sandschak  Serres.  —  Konsularagentie  in 
Cavalla.    Amtsbezirk:  Der  Sandschak  Drama. 

Konsulat  in  Adrianopel.* f)  Amtsbezirk:  Der  Sandschak  Adrian opel. 

Untergeordnete  Ämter  des  Konsulates  in  Adrianopel:  Konsularagentie 
in  Dedeagatsch  (Enos).  Amtsbezirk:  Der  Sandschak  Dedeagatsch.  —  Konsular- 
agentie in  Gallipoli.  Amtsbezirk:  Der  Sandschak  Gallipoli.  —  Konsularagentie  in 
Kirkklisse.  Amtsbezirk:  Der  Sandschak  Kirkklisse.  —  Konsularagentie  in  Porto 
Lagos  (Xanti).  Amtsbezirk:  Der  Sandschak  Gümüldschina.  —  Konsularagentie 
in  Rodosto.     Amtsbezirk:  Der  Sandschak  Rodosto. 

Konsulat  in  Konstantinopel.* f)  Amtsbezirk:  Das  Polizeigouvernement 
von  Konstantinopel  und  pro  tempore  das  Vilayet  Angora. 

Untergeordnete  Ämter  des  Konsulates  in  Konstantinopel:  Vizekon- 
sulat in  den  Dardanellen.  Amtsbezirk:  Das  Vilayet  Karassi  mit  Ausschluß  der 
Kazas  Aivali  und  Kemer  Edremit.  —  Konsularagentie  in  Brussa.*  Amtsbezirk: 
Das  Vilayet  Chudavendkiar.  —  Konsularagentie  in  Ineboli.  (Unbesetzt.)  —  Kon- 
sularagentie in  Te nodos.  Amtsbezirk:  Der  Sandschak  Lemnos  des  Archipelagus- 
Vilayets. 

Generalkonsulat  in  Smyrna.*f)  Amtsbezirk:  Das  Vilayet  Aidin  (mit  Aus- 
schluß des  Sandschaks  Aidin  und  der  Kazas  Tschesme  und  Vurla),  dann  das  Vilayet  Kenia. 

Untergeordnete  Ämter  des  Generalkonsulates  in  Smyrna:  Vize- 
konsulat in  Rhodus.*  Amtsbezirk:  Der  Sandschak  Rhodus  des  Archipelagus-Vilayets 
mit  Ausschluß  der  Insel  Symi. 
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Dependeni  des  Viiekonsnlates  in  Bhodus:  Konsolaragenüe  in Stanchio. 

Unbesetzt.     Der   Amtsbeiirk   ^ehfirt   in   den   engeren   Sprengel   des   vorgesetzten 

Amtes.   —  VizekonsnUt  in  Samos.   Amtsbezirk:  Die  Insel  Samos.  —  Vizekonsnlat 

iu  Tschesmö  (Ohio).    Amtsbezirk:  DerSandschak  Chios  des  Archipelagas-Vilayets 

nnd  der  Kaza  Tcbesme  des  Sandscbaks  Smyma.   (Unbesetzt)  —  Konsularagentie  in 

Aidin  (Güielhissar).    Amtsbezirk:  Der  Sandschak  Aidin  mit  Ausschluß  des  Kazas 

ScidanaoTa.    (Unbesetzt.)  —  Konsnlaragentie  in  Aivali.     Amtsbezirk:    Die  Kazas 

Aivali  und  Kemer  Edremit  des  Vilajets  KarassL    (Unbesetzt.)  —  Konsularagentie 

in  Mete  litt.    Amtsbezirk:    Der  Sandschak  Metelin  des    Archipelagus-Vilayets.   — 

K^xusoUragentie  in  Scalanaova.    Amtsbezirk:  Der  Kaza  Scalanuova  des  Sandscbaks 

AMia  i^GäzelhissarV     -  Konsolaragentie  in  Yurla.    Amtsbezirk:   Der  Kaza  Vurla 

dw  Sandscbaks  Smjma.     \^UnbeseUt.) 

Konsulat  iu  OaneÄ.*7)  Amtsbezirk:  Das  Vilayet  Kreta  mit  Ausschluß 
d^r  Sandscbaks  Candia  und  Rettimo. 

Tuter^eordnete  Ämter  des  Konsulates  in  Canea:  Konsularagentie  in 
Oaudia.  Amtsbezirk:  l Vr  Sandscbak Candia.  —  Konsularagentie  in  Rett im o.  Amts- 
b^alrk:  IVr  Sandschak  Kettimo. 

V)0U«>ralkou$ulat  in  Trapezunt/f)  Amtsbezirk:  Das  Yilayet  Trapezunt 
mU  Ausscblud  d^s  Saudschaks  Tschanik  nnd  der  Kazas  Kerasunt. 

Vutt^rgt'ordut  te  Ämter  des  Generalkonsulates  in  Trapezunt:  Vize- 
k\m»u)at  in  Samsuu.  Amtsbezirk:  IVr  Sandschak  Tschanik.  —  Konsularagentie  in 
Kriorum,  Amlsbe^irk:  Vila\et  Erzerum.  (Unbesetzt.) —  Konsularagentie  in  Kera- 
nuut.  AmtalH^ivk:  IVr  Kaza  Kerasunt,  —  Konsularagentie  in  Sinope.  (Unbesetzt.) 
KvMUuKnt  iu  .Vlcppo.*^»  Amtsbezirk:  Das  Vilayet  Aleppo. 
TutoiKc^^tduete  .\mtor  des  Konsulates  in  Aleppo.  Konsularagentie 
In  VU^*»»^uulvt»ttii,  Amtsbezirk:  Der  Kaza  Alessandretta.  —  Konsularagentie  in 
Movwlwu,      Vmtssbeaiirk:   Pas  Vilayet  Adana. 

Uouoralkousulat  in  Beirut.*!)  Amtsbezirk:  Der  Sandschak  Beirut  (mit 
V^Mol^luÜ  ilor  Kiuas  Saida  und  Sur),  dann  die  Libanon-Provinz. 

l'ulorKoordnoto  Ämter  des  Generalkonsulats  in  Beirut:  Vizekonsulat 
\\\  \^t\\\\\\*\'\\n*  \)  VmtsWüirk:  l^as  Vila3'et  Syrien.  —  Vizekonsulat  in  Dschedda. 
Amt*b»*»lvk.   nto  Vllayots  Hedsehas  und  Jemen. 

V  (*okou»*ulat  in  liarnaoca.  Amtsbezirk:  Die  Insel  Cypern  mit  Aus- 
Mchluli  sW^  VorNVHlluugHb»^*lrke8  von  Limasol. 

|M«|iiMutoiut)U  dos    Vi;ßokousulates  in    Larnacca:    Konsularagentie    in 

IdlitHMol      \mUl»o*ivk:  l>ov  Vorwaltungsbezirk  Limasol.    (Unbesetzt.)  —  Konsular- 

nm»MMo  \\\  NUm»*!«.     l'uWüot^t,     IVr  Amtsbezirk  gehört  in  den  engeren  Sprengel 

du«  V»Mm*»i*Uhm  AmIoM.       Kounularagontio  in  Acri-Caiffa.    Amtsbezirk:  Der  Sand- 

Whull  Ml    »•»»HM  d'Aovo  mit   AwHHoKluÖ  dor  Kazas  Saffed  und  Tiberias.  —  Konsular- 

iMl«  IH  luiU^^UlH.     AmtubiMihk:    Por  Sandschak  Latachia.  —   Konsularagentie 

M^  'nt«l^l*lH«     Amtubv^iik:   IMo  Kazas  Safted  und  Tiberias  des  Sandscbaks 

^Al^H».         Kvmiiulaiai;;t)Utio  iu  Suida,    Amtsbezirk:  Die  Kazas  Saida  und 
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Sur  des  Sandschaks  Beirut.  —  Konsularagentie  in  Tripoli  di  Soria.    Amtsbezirk: 
Der  Sandschak  Tripoli. 

Konsulat  in  Jeru8alem.*t)  Amtsbezirk:  Das  Eyalet  Jerusalem  mit 
Ausschluß  des  Eazas  Jaffa. 

Untergeordnetes  Amt  des  Konsulates  in  Jerusalem:  Vizekonsulat  in 
Jaffa.*  Amtsbezirk:  Der  Kaza  Jaffa.  —  Konsulat  in  Bagdad.*t)  Amtsbezirk: 
Das  Vilayet  Bagdad. 

Konsulat  in  Tripolis. f)    Amtsbezirk:  Das  Vilayet  Tripolis. 

Untergeordnetes  Amt  des  Konsulates  in  Tripolis:  Vicekonsulat  in 
Bengasi.     Amtsbezirk:  Das  Vilayet  Bengasi. 

II.   Egypten.     Generalkonsulat  in  Kairo.*     Amtsbezirk:  Ganz  Egypten. 

Untergeordnete  Ämter  des  Generalkonsulates  in  Kairo: 

Konsulat  in  Alexandrien.*t)  Amtsbezirk:  Die  Gouvemorate  Alexandrien 
und  Rosette,  dann  die  Mudirien  Behera  und  Menufieh. 

DependenzendesKonsulatesin  Alexandrien:  Vizekonsulat  in  Damiette. 
Amtsbeziik:  Das  Gouvernorat  von  Damiette.  (Unbesetzt.  Der  Amtsbezirk  gehört 
pro  tempore  zum  Sprengel  Mensura-Tanta-Mabala.)  —  Vizekonsulat  in  Mansura. 
Konsularagentie  in  Tanta  und  Mahala.  Amtsbezirk  (der  beiden  letzteren  Ämter): 
Die  Mudirien  Garbieh,  Dachalieh  und  Scharkieh,  sowie  pro  tempore  das  Gouverno- 
rat von  Damiette. 

Konsulat  in  Kairo.*f)  Amtsbezirk:  Die  Gouvernorate  Kairo  und  Suakin, 
dann  die  Mudirien  Ghize,  Galioubie,  Fayum  und  Beni  Suef,  ferner  der  militä- 
rische Grenzbezirk  mit  Assuan  und  Wadi  Haifa. 

Dependenzen  des  Konsulates  in  Kairo:  Konsularagentie  in  Ghirghe. 
Amtsbezirk:  Die  Mudirie  Ghirghe. —  Konsularagentie  in  Kenneh.  Amtsbezirk:  Die 
Mudirie  Kenneh.  —  Konsularagentie  in  Koseir.  Amtsbezirk:  Das  Gouvernorat 
Koseir.  (Unbesetzt.)  —  Konsularagentie  in  Luxer.  Amtsbezirk:  Luxer  mit  der 
Mudirie  Esneh.  —  Konsularagentie  in  Minieh.  Amtbezirk:  Die  Mudirie  Minieh.  — 
Konsularagentie  in  Siut.  Amtsbezirk:  Die  Mudirie  Suit. 

Konsulat  in  Chartum."!-)     Amtsbezirk:   Der  Sudan.    (Unbesetzt.) 

Konsulat  in  Port  Said.*f)  Amtsbezirk:  Die  Gouvernorate  Port  Said  und 
El  Arisch,  dann  die  Halbinsel   Sinai. 

Dependenzen  des  Konsulates  in  Port  Said:  Vizekonsulat  in  Suez.* 
Amtsbezirk:  Das  Gouvernorat  von  Suez.  —  Konsularagentie  in  Ismailia.  Amts- 
bezirk: Das  Gouvernorat  von  Ismailia. 

III.  Bulgarien.  Generalkonsulat  in  Sofia.*t)  Amtsbezirk:  Die  Kreise 
Sofia  und  Küstendil. 

Untergeordete  Ämter  des  Generalkonsulates  in  Sofia:  Konsulat  in 
Rustschuk.*!)  Amtsbezirk:  Die  Kreise  Rustschuk,  Sistov,  Plevna,  Sevlievo,  Tirnovo, 
Razgrad  und  Silistria.  —  Konsulat  in  Widdin.*t)  Amtsbezirk:  Die  Kreise  Widdin 
und  Wratza.  —  Vizekonsulat  in  Varna.*  Amtsbezirk:  Die  Kreise  Varna  und 
Schumla. 
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IV.  Ost-RnmelieiL  Eousnlat  in  Philippopel^f)^)  Amtsbezirk:  Ganz 
Ost-Eumelien  mit  Ausschloß  des  Departements  Bargas. 

Untergeordnetes  Amt  des  Konsulates  in  Philippopel:  Konsularagentie 
in  Bnrgas.*    Amtsbezirk:  Das  Departement  Burgas. 

V.  Tunis.  Generalkonsulat  in  Tunis.*  Amtsbezirk:  Die  ganze  Regent- 
schaft Tunis. 

Untergeordnete  Ämter  des  Generalkonsulates  in  Tunis:  Konsular- 
agentie in  Gerbi.    Amtsbezirk:  Die  Insel  Gerbi.    (Unbesetzt.)  —  Konsularagentie 
in  Goletta.    Amtsbezirk:  Das  Stadt-  und  Hafengebiet  von  Goletta.  —  Konsular- 
agentie in  Sfax.  Amtsbezirk:  Das  Stadt-  und  Hafengebiet  von  Sfax.  —  Konsular- 
agentie in  Media.    Amtsbezirk:  Das  Stadt-  und  Hafengebiet  von  Media.  Konsulai- 
agentie  in  Monastir.    Amtsbezirk:  Das  Stadt-  und  Hafengebiet  von  Monastir.  — 
Konsularagentie  in  Susa.    Amtsbezirk:  Das  Stadt-  und  Hafengebiet  von  Susa. 
Ost-Rumelien  (siebe  Osmanisches  Reich). 
Paraguay.  2) 
Konsulat  in  Asuncion.    Amtsbezirk:  Die  Republik  Paraguay. 

Perslen. 
Konsulat  in  Täbris.    Amtsbezirk:  Die  Provinz  Azerbeidscban. 
Konsulat  in  Teheran.f)*)   Amtsbezirk:  Persien  mit  Ausschluß  der  Provinz 
Azerbeidscban.    (Unbesetzt.)  -, 

Generalkonsulat  in  Lima.  Amtsbezirk:  Die  Departements  Lima,  Piura, 
Ica,  Huancavelica  und  Ayacucho. 

Untergeordnete  Ämter  des  Generalkonsulates  in  Lima:  Konsulat  in 
Arequipa-Islay.  Amtsbezirk:  Die  Departements  Arequipa,  Cuzco,  Moquegua  und 
Puno.  —  Vizekonsulat  in  Callao.  Amtsbezirk:  Das  Gebiet  vonCallao.  (Unbesetzt.)  — 
Konsularagentie  in  Huaraz.  Amtsbezirk:  Das  Depaitement  Ancachs.  —  Konsular- 
agentie in  Junin  (Cerro  de  Pasco).  Amtsbezirk:  Die  Departements  Junin  und 
Huanuco.  —  Konsularagentie  in  Salaverry.  Die  Departements  La  Libertad,  Cajamarca, 
Lambayeque,  Amazonas  und  Loreto.     (Unbesetzt.) 

Portugal. 

Generalkonsulat  in  Lissabon.  Amtsbezirk:  Die  Provinzen  Estremadura, 
Alemtejo,  Beira,  Alta,  Beira  Baixa,  Algarbien. 

Untergeordnete  Ämter  des  Generalkonsulates  in  Lissabon:  Kon- 
sulat in  Oporto.  Amtsbezirk:  Die  Gouvernementsbezirke  Oporto,  Vianna  di  Castello 
und  Braga,  dann  die  Provinz  Traz  os  Montes.  —  Vizekousulat  inPonta  Delgada. 
Amtsbezirk:  Die  Insel  St.  Miguel  (Azoren).  —  Konsularagentie  in  Angra.  Amts- 
bezirk: Die  Insel  Terceira.  —  Konsularagentie  in  Herta.  Amtsbezirk:  Die  Insel 
FayaL    (Unbesetzt.)  —  Konsularagentie  in  Lagos.    Amtsbezirk:  Das   Stadt-  und 

^)  Das  Konsulat  in  Philippopel  untersteht  dem  Generalkonsulate  in  Sofia. 

*)  Das  Vizekousulat  in  Assuncion  untersteht  der  Mission  in  Buenos  Aires. 

*)  Die  Konsulargerichtsbarkeit  wird  von  der  k.  u.  k.  Gesandtschaft  in  Teheran  ausgeübt. 

*)  Die  Konsularämter  in  Peru  unterstehen  der  Mission  in  Santiago. 
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Hafengebiet  von  Lagos.  —  Konsularagentie  in  San  Vincente.  Amtsbezirk:  Die 
Insel  San  Vincente.  —  Konsolaragentie  in  Setubal.  Amtsbezirk:  Das  Stadt-  und 
Hafengebiet  von  Setnbal.  (Unbesetzt.) — Konsularagentie  in  St.  Jago.  Amtsbezirk: 
Die  Insel  Santiago.  (Unbesetzt.)  —  Konsularagentie  in  Vianna.  Amtsbezirk:  Das 
Stadt-  und  Hafengebiet  von  Vianna.    (Unbesetzt.) 

Konsulat  in  Funchal.  Amtsbezirk:  Die  Insel  Madeira  und  die  dazu  gehörige 
Inselgruppe. 

Überseeische  Besitzungen  Portugals:  Generalkonsulat  in  Macao. 
Amtsbezirk:  Die  Kolonie  Macao  und  Timor.  (Unbesetzt,  pro  tempore  in  den  Amts- 
bereich des  Konsulates  in  Hongkong  einbezogen.) 

Preußen  (siehe  Deutsches  Reich). 

Ramänien. 

Konsulat  in  Braila.*f)     Amtsbezirk:  Die  Distrikte  Braila  und  Jalomnitza. 

Untergeordnetes  Amt  des  Konsulates  in  Braila:  Vizekonsulat  in  Fok- 
schan.    Amtsbezirk:  Die  Distrikte  Pntna,  Rimnik-Sarat  und  Tekutsch. 

Konsulat  in  Bukares t.*t)    Amtsbezirk:  Der  Distrikt  Ufov. 

Untergeordnete  Ämter  des  Konsulates  in  Bukarest:  Vizekonsulat  in 
Crajova.*f)  Amtsbezirk:  Die  Distrikte  Dolju,  Romanati,  Valcea,  01t,  Arges  und 
Muscel.  —  Vizekonsulat  in  Giurge  vo.*  Amtsbezirk:  Die  Distrikte  Vlasca  und  Tele- 
orman.  —  Vizekonsulat  in  Ploj est.*  Amtsbezirk:  Die  Distrikte  Prahova,  Buzeu  und 
Dimbowitza.  —  Vizekonsulat  in  Turn-Severin.*)  Amtsbezirk:  Die  Distrikte 
Mehedinti  und  Gorju. 

Konsulat  in  Galatz.*f)    Amtsbezirk:  Der  Distrikt  Covurlui. 

Untergeordnete  Ämter  des  Konsulates  in  Galatz:  Vizekonsulat  in 
Berlad.  Amtsbezirk:  Der  Distrikt  Tutova.  —  Vizekonsulat  in  Sulina.*  Amtsbezirk: 
Der  Bezirk  (Administration)  Sulina  und  die  Schlangeninsel.  —  Konsularagentie 
in  Tultscha.f)  Amtsbezirk:  Das  Stadtgebiet  und  der  Distrikt  Tultscha  mit  Aus- 
nahme des  Bezirkes  (Administration)  Sulina. 

Konsulat  in  Jassy.*f)  Amtsbezirk:  Die  Distrikte  Jassy,  Vaslui,  Falciu, 
Dorohoi  und  Bottuschan. 

Untergeordnete  Ämter  des  Konsulates  in  Jassy:  Vizekonsulat  in 
Folticzeni.  Amtsbezirk:  Die  Distrikte  Suceava  und  Neamtu.  (Unbesetzt.)  —  Vize- 
konsulat in  Roman.     Amtsbezirk:  Die   Distrikte  Roman  und  Bakau.     (Unbesetzt.) 

Konsulat  in  Constantza.*f)  Amtsbezirk:  Der  Distrikt  Küstendsche  und  der 
Distrikt  Tultscha  mit  Ausschluß  des  Gebietes  dieser  Stadt  und  des  Bezirkes  (Administra- 
*'°°)  Sulina.  Rußland. 

Generalkonsulat  in  Moskau.*  Amtsbezirk:  Die  Stadt  und  das  Gouvernement 
Moskau,  dann  die  Gouvernements  Perm,  Wjatka,  Kostroma,  Jaroslaw,  Twer,  Smolensk, 
Kaluga,  Tula,  Rjasan,  Wladimir,  Nischni-Nowgorod,  Kasan,  Simbirsk,  Pensa,  Tambow, 
Woronesch,  Saratow,  Samara,  Ufa  und  Orenburg. 

Generalkonsulat   in   Odessa.*      Amtsbezirk:    Die   Stadthauptmannschaft 
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Odessa,  die  Gonvemements  Bessarabien,  Cherson,  Jekaterinoslav,  Tanrien,  mit  Aus- 
schlnB  der  Konsulärbezirke  von  Ismail,  Beltsch,  Kertsch,  Berdiansk,  Enpatoria, 
Marinpoly  Theodosia,  Nikolajeff  und  Nowosielitza. 

Untergeordnete  Ämter  des  Generalkonsulates  in  Odessa:  Vize- 
konsulat in  Beltsch.  Amtsbezirk:  Die  Stadt  Beltsch  und  der  dazu  gehörige  Distrikt. 
(Unbesetzt)  —  Vizekonsnlat  in  Ismail*  Amtsbezirk:  Die  Stadt  Ismail  und  der 
dazu  gehörige  Distrikt.  (Unbesetzt.)  —  Vizekonsulat  in  Kertsch.  Amtsbezirk:  Die 
Stadt  Kertsch  und  der  dazu  gehörige  Distrikt.  (Unbesetzt.)  —  Vizekonsulat  in 
Rostow.*  Amtsbezirk:  Das  Land  der  Donischen  Kosaken,  die  Gebiete  vonTerek  und 
Kuban,  dann  die  Gouvernements  von  Stawropol  und  Novorossisk.  —  Vizekonsulat  in 
Taganrog.  Amtsbezirk:  Die  Stadt  Taganrog  und  der  dazu  gehörige  Distrikt.  (Un- 
besetzt.) Der  Amtsbezirk  gehört  in  den  engeren  Sprengel  des  Vizekonsulates  in 
Eostow.  —  Konsularagentie  in  Berdiansk.  Amtsbezirk:  Die  Stadt  Berdiansk  und 
der  dazu  gehörige  Distrikt.  —  Konsularagentie  in  Enpatoria.  Amtsbezirk:  Die 
Stadt  Enpatoria  und  der  dazu  gehörige  Distrikt.  (Unbesetzt.)  —  Konsularagentie 
in  Mariupol.  Amtsbezirk:  Die  Stadt  Mariupol  und  der  dazu  gehörige  Distrikt.  — 
Konsularagentie  in  Nikolajew.  Amtsbezirk:  Die  Stadt  Nikolajew  und  der  dazu  ge- 
hörige Distrikt.  —  Konsularagentie  in  Nowosielitza.*  Amtsbezirk:  Die  Stadt 
Nowosielitza  und  der  dazu  gehörige  Distrikt.  —  Konsularagentie  in  Theodosia. 
Amtsbezirk:  Die  Stadt  Theodosia  und  der  dazu  gehörige  Distrikt.    (Unbesetzt.) 

Generalkonsulat  in  St.  Petersburg.*  Amtsbezirk:  DieStadt  und  das  Gouver- 
nement von  St.  Petersburg  (mit  Ausschluß  der  Stadt  und  des  Hafens  von  Kronstadt),  dann 
die  Gouvernements  Nowgorod,  Wologda,  Olonetz,  Pskow,  Witebs,  Mobile w  und  Minsk. 

Untergeordnete  Ämter  des  Generalkonsulates  in  St.  Petersburg: 
Konsulat  in  Helsingfors.  Amtsbezirk:  Finnland.  —  Konsulat  in Lib au.  Amtsbezirk: 
Gurland.  —  Konsulat  in  Reval.  Amtsbezirk:  Esthland.  —  Konsulat  in  Riga.  Amts- 
bezirk: Livland.  —  Vizekonsulat  in  Kronstadt:  Amtsbezirk:  Das  Stadt-  und  Hafen- 
gebiet von  Kronstadt. 

Generalkonsulat  in  Warschau.*  Amtsbezirk:  Ganz  Russisch  -  Polen, 
Lithauen  und  die  Gouvernements  Kowno,  Grodno  und  AVilna.  —  Konsulat  in  Kiew.* 
Amtsbezirk:  Die  Gouvernements  Kiew,  Podolien,  Volbynien,  Tschernigow,  Kursk 
Poltava,  Charkow  und  Orel. 

Konsulat  iuTiflis.*  Amtsbezirk:  Die  Gouvernements  Tiflis,  Kutais  (mit 
Ausschluß  des  Konsularbezirkes  von  Batum),  Baku  (mit  Ausschluß  des  Konsular- 
bezirkes von  Baku),  Elisabetpol  und  Erivan,  die  Gebiete  von  Kars  und  Dagestan, 
der  Kreis  Zakatal,  ferner  das  Gouvernement  Astrachan. 

Untergeordnete  Ämter    des  Konsulates    in   Tiflis:    Vizekonsulat   in 
Batum.*     Amtsbezirk:   Die  Stadt  Batum  und  der  dazu  gehörige  Distrikt.  —  Vize- 
konsnlat in  Baku.    Amtsbezirk:  Die  Stadt  Baku  und  der  dazu  gehörige  Distrikt. 
Sachsen  (siehe  Deutsches  Reich). 
Salvador.^) 

Konsulat  in  San  Salvador,  Amtsbezirk:  Die  Republik  Salvador.  (Unbesetzt.) 
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San  Domingo.^) 

Konsulat  in  Puerto  Plata.     Amtsbezirk:  Die  Republik  San  Domingo. 

Schweden  und  Norwegen. 

Generalkonsulat  in  Christiania.  Amtsbezirk:  Das  Christiania-  und 
Hamar- Stift. 

Untergeordnete  Ämter  des  Generalkonsulates  in  Christiania: 
Konsulat  in  Bergen.  Amtsbezirk:  Das  Bergens-Stift.  —  Konsulat  in  Tromsö. 
Amtsbezirk:  Das  Tromsö -Stift  mit  Norrlands  und  Finnmarkensamt.  —  Konsular- 
Agentie  in  Christiansand.  Amtsbezirk:  Das  Christiansand-Stift  mit  Ausnahme  des 
Stavangeramtes.  —  KonsularagentieinDrontheim.  Amtsbezirk:  Das  Drontheim-Stift. 
Konsularagentie  inStavanger.  Amtsbezirk:  DasStavangeramt des  Christiansand-Stiftes. 

Generalkonsulat  in  Stockholm.  Amtsbezirk:  Die  Provinzen  Vester- 
botten,  Lappland,  Jemtland,  Angermanland,  Herjedalen,  Medelpad,  Helsingland,  Da- 
lama,  Gestrikland,  Vestmanland,  üpland,  Nerike,  Södermanland,  Ör-Götland  und 
Kalmar  Län  der  Provinz  Smäland. 

Konsulat  in  Gothenburg.  Amtsbezirk:  Die  Provinzen  Vermland,  Dal- 
land,  Vr.  Götland,  Bohus  Län,  Halland,  Skäne  und  Blekinge,  dann  Jönköpings  Län 
und  Kronbergs  Län  der  Provinz  Smäland. 

Schweiz.  2) 

Generalkonsulat  in  Zürich.*  Amtsbezirk:  Die  Kantone  Zürich,  Schaffhausen, 
Aargau,  Zug,  Schwyz,  üri,  beide  ünterwalden,  Luzem,  Basel  Stadt  und  Basel 
Landschaft,  Solothurn,  Glarus  und  Tessin. 

Untergeordnete  Ämter  des  Generalkonsulates  in  Zürich:  Konsulat 
in  Genf.  Amtsbezirk:  Die  Kantone  Genf,  Wallis,  Waadt,  Freiburg  und  Neuenburg. — 
Konsulat  in  St.  Gallen.  Amtsbezirk:  Die  Kantone  St.  Gallen,  beide  Appenzell, 
Thurgau  und  Graubündten.  Serbien 

Konsulat  in  Belgrad.*  Amtsbezirk:  Die  Kreise  Belgrad,  Kragujevac, 
Kruäevac,  Morava,  Rudnik  und  Uzice. 

Untergeordnete  Ämter  des  Konsulates  in  Belgrad:  Vizekonsulat  in 
Nisch.*  Amtsbezirk:  Die  Kreise  Nisch,  Pirot,  Toplica  und  Vranja.  —  Konsular- 
agentie in  Negotin.*  Amtsbezirk:  Die  Kreise  Krajina  und  Timok.  —  Konsular- 
agentie in  Schabatz.*  Amtsbezirk:  Die  Kreise  Podrinje  undValjevo. — Konsular- 
agentie in  Seraendria.     Amtsbezirk:   Die  Kreise  Po^arevac  und  Semendria. 

Siam.^j 

Konsulat  in  Bangkok. f     Amtsbezirk:  Siam. 

Spanien. 

Generalkonsulat  in  Barcelona.*  Amtsbezirk:  Die  Provinzen:  Barcelona, 
Gerona,  Lerida,  Huesca,  Zaragoza  und  Teruel. 


^)  Die  KoDsularämter  in  Salvador  und  San  Domingo  unterstehen  der  Botschaft  in 
Washington. 

^)  Der  Kanton  Bern  fällt  in  den  Wirkungskreis  der  Gesandtschaft  in  Bern. 
^)  Das  Konsulat  in  Bangkok  untersteht  der  Gesandtschaft  in  Tokio  (Japan). 
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Untergeordnete  Ämter  des  Generalkonsulates  in  Barcelona:  Kon- 
sulat in  Malaga.  Amtsbezirk:  Die  Provinzen  Malaga,  Jaen  und  Granada,  das 
Stadt-  und  Hafengebiet  von  Ceuta,   sowie  die  Presidios  menores. 

Vizekonsulat  in  Cartagena.  Amtsbezirk:  Die  Provinzen  Murda,  Alba- 
cete  und  Almeria. 

Dependenzen  des  Vizekonsulates  in  Cartagena:  Konsularagentie  in 
Almeria.  Amtsbezirk:  Das  Stadt-  und  Hafengebiet  von  Almeria.  —  Konsular- 
agentie in  Oarrucha.    Amtsbezirk:  Das  Stadt-  und  Hafengebiet  von  Garrucha.  — 

Vizekonsulat  in  Palma.    Amtsbezirk:  Die  Insel  Mallorca. 

Depedenzen  des  Vizekonsulates  in  Palma:  Konsularagentie  in  Ibiza. 
Amtsbezirk:  Die  Inselgruppe  in  Pithiusen.  —  Konsularagentie  in  Mahon.  Amts- 
bezirk: Die  Insel  Menorca. 

Vizekonsulat  in  Tarragona.     Amtsbezirk:  Die  Provinz  Tarragona. 

Dependenzen  des  Vizekonsulates  in  Tarragona:  Konsularagentie  in  Sa- 
lon. Amtsbezirk:  Das  Stadt- u.  Hafengebiet  von  Salon,  (unbesetzt.) — Konsularagentie 
inVlllanueva.   Amtsbezirk:  Das  Stadt-  und  Hafengebiet  von  Villanueva.  (unbesetzt) 

Vizekonsulat  in  Valencia.  Amtsbezirk:  Die  Provinzen  Valencia,  Gastel- 
lon,  Cuenca  und  Alicante. 

Dependenzen  des  Vizekonsulates  in  Valencia:  Konsularagentie  in 
Alicante.  Amtsbezirk:  Das  Stadt-  und  Hafengebiet  von  Alicante.  —  Konsular- 
agentie in  Denia.  Amtsbezirk:  Das  Stadt-  und  Hafengebiet  von  Denia.  (Unbe- 
setzt.) —  Konsularagentie  Torre  Vieja.  Amtsbezirk:  Das  Stadt-  und  Hafengebiet 
von  Torre  Vieja.  —  Konsularagentie  in  Vinaros.  Amtsbezirk:  Das  Stadt-  und 
Hafengebiet  von  Vinaros.  (Unbesetzt)  —  Konsularagentie  in  Mataro,  Konsular- 
agentie in  Palamos,  Konsularagentie  in  Eosas.  (Unbesetzt)  —  Die  Amtsbezirke  dieser 
drei  Konsularagentien  gehören  in  den   engeren  Sprengel  des  vorgesetzten  Amtes. 

Konsulat  in  Cadix.  Amtsbezirk:  Die  Provinz  Cadix  und  Huelva. 
Untergeordnete  Ämter  des  Konsulates  in  Cadix:  Konsularagentie  in 
Algeciras.  Amtsbezirk:  Das  Stadt-  und  Hafengebiet  in  Algeciras.  —  Konsular- 
agentie in  Huelva.  Amtsbezirk:  Das  Stadt-  und  Hafengebiet  von  Huelva.  —  Kon- 
sularagentie in  Sanlücar  de  Barrameda.  Amtsbezirk:  Das  Stadt-  und  Hafen- 
gebiet von  Sanlücar  de  Barrameda. 

Konsulat  in  Coruna.  Amtsbezirk:  Die  Provinzen  Corufia,  Pontevedra, 
Orense,  Lugo,  Leon,  Oviedo  und  Zamora. 

Untergeordnete  Ämter  des  Konsulates  in  Corufia:  Konsularagentie  in 
Ferrol.  Amtsbezirk:  Das  Stadt-  und  Hafengebiet  in  Ferrol.  —  Konsularagentie  in 
Gijon.  Amtsbezirk:  Das  Stadt-  und  Hafengebiet  von  Gijon.  (Unbesetzt)  —  Kon- 
sularagentie in  Eivadeo.  Amtsbezirk:  Das  Stadt-  und  Hafengebiet  von  Eivadeo.  — 
Konsularagentie  in  Vigo.      Amtsbezirk:  Das  Stadt-  und  Hafengebiet  von  Vigo.  — 

Konsulat  in  Madrid.  Amtsbezirk:  Die  Provinzen  Palencia,  Burgos,  Valladolid, 

Segovia,  Avila,  Salamanca,  Caceres,  Madrid,  Toledo,  Guadalajara,  Ciudad  Real  und  Soria. 

Konsulat  in  Sevilla.  Amtsbezirk: DieProvinzenSevilla,Cordova und Badajoz. 
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Vizekonsnlat  in  Bilbao.  Amtsbezirk:  Die  Provinzen  Bilbao,  Santander, 
San  Sebastian,  Vitoria,  Pamplona  nnd  LogroSo. 

Untergeordnete  Ämter  des  Vizekonsalates  in  Bilbao:  Eonsularagentie 
in  Irun.   Amtsbezirk:  Das  Stadtgebiet  von  Iran.  —  Eonsolaragt.  in  San  Sebastian. 
Amtsbezirk:  Das  Stadt-  and  Hafengebiet  von  San  Sebastian.  —  Konsalaragentie  in 
Santander.    Amtsbezirk:  Das  Stadt-  nnd  Hafengebiet  von  Santander. 
Tunis  (siehe  Osmanisches  Reich). 

Uruguay.^) 

Eonsalat  in  Montevideo.    Amtsbezirk:  Die  Eepnblik  üragaay. 

Venezuela.*) 

Eonsalat  in  Caracas.  Amtsbezirk:  Der  Bandesdistrikt,  die  Staaten  Gnzman 
Blanko,  Bermadez  and  Bolivar,  dann  die  Territorien  Goajira,  Amazonas,  Alto  Orinoco 
and  Jaraari.  —  Eonsalat  in  Maracaibo.  Amtsbezirk:  Die  Staaten  Falcon-Znlia 
and  de  los  Andes.  —  Eonsalat  in  Paerto  Cabello.  Amtsbezirk:  Die  Staaten 
Carabobo,  Lara  nnd  Zamora. 

Württemberg  (siehe  Deatsches  Reich). 

Zanzibar.  ^) 
Generalkonsalat  in  Zanzibar.'*'     Amtsbezirk:  Das  Gebiet  des  Snltanats 
von  Zanzibar. 

Eonsülaramtsbezirke. 

Im  Jahre  1884  hat  sich  das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  im  In- 
teresse des  Dienstes  bestimmt  gefunden,  eine  neue  den  veränderten  Ver- 
hältnissen mehr  entsprechende  Amtsbezirkseinteilung  der  k.  und  k.  öster- 
reichisch-ungarischen Konsularämter  in  sämtlichen  auswärtigen  Staaten  ein- 
zuführen. Bei  der  Durchführung  dieser  organisatorischen  Maßregel  waren 
folgende  Momente  maßgebend:  Einbeziehung  aller  nennenswerten  Orte  des 
betreffenden  auswärtigen  Staates  in  einem  oder  mehreren  Konsulärbezirken, 
bezw.  eine  solche  Aufteilung  des  fremden  Staatsgebietes,  daß  alle  Teile  des- 
selben in  den  Sprengel  eines  oder  mehrerer  Konsularämter  aufgenommen 
erscheinen;  Festhaltung  des  Grundsatzes,  daß  die  Konsulärbezirke  mit  den 
politischen  Gebietseinheiten  zusammenfallen;  Erweiterung  des  Wirkungs- 
kreises der  effektiven  Konsularämter  in  der  Richtung,  daß  ihnen  eine  größere 
Anzahl  von  Honorar-Konsularämtem  zur  Inspizierung  und  Oberleitung  zu- 
gewiesen ist.  Dadurch  erscheint  der  Wirkungskreis  der  nicht  weniger  effek- 
tiven Konsularämter  derart  erweitert,  daß  sie  neben  dem  engeren  Amtsbezirk 
auch  einen  weiteren,  die  untergeordneten  .Ämter  umfassenden  Sprengel  besitzen. 

Es  wurde  femer  der  Grundsatz  aufgestellt,  daß  die  Konsularagentien, 

^)  Das  Konsulat  in  Montevideo  untersteht  der  Mission  in  Buenos-Aires. 

^)  Die  KonsulaTämter  in  Venezuela  unterstehen  der  Botschaft  in  Washington. 

*)  Das  Konsulat  in  Zanzibar  untersteht  direkt  dem  Ministerium  des  Äußern. 
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deren  Titaläxe  bloß  delegierte  Organe  des  vorgesetzten  leitenden  Amtes  sind, 
eines  über  das  betreffende  Stadt-  oder  Hafengebiet  hinansreichenden  Amts- 
bezirkes in  der  Regel  nicht  bedürfen,  und  daß  die  Amtsbezirkseinteilung 
überhaupt  in  der  Weise  vorzunehmen  ist,  daß  womöglich  das  ganze  Staats- 
gebiet, für  welches  die  betreffende  k.  und  k.  diplom.  Mission  (k.  und  k.  Grene- 
ralkonsulat)  bestellt  ist,  in  Konsulärbezirke  aufgeteilt  erscheine  (Circulare 
des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  23.  Oktober  1883,  Z.  21729/10). 

Eonsnlar-Atlas. 

Nachdem  die  früher  im  Gebrauch  gewesene,  noch  aus  dem  Jahre  1884 
stammende  Konsularwandkarte  bereits  in  vielen  Punkten  veraltet  war,  hat 
sich  das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  veranlaßt  gesehen,  im  Wege  der 
kartographischen  Anstalt  von  G.  Freytag  &  Bemdt  in  Wien  eine  neue 
kartographische  Darstellung  des  k.  und  k.  Konsularnetzes  in  seiner  heutigen 
geographischen  Ausbreitung  und  hierarchischen  Gliederung  zu  veranstalten. 

Für  das  neue  Werk  wurde  abweichend  von  dem  früheren  die  Atlas- 
form gewäMt,  weil  die  Durchführung  des  für  das  neue  konsularische  Karten- 
werk geplanten  mannigfach  erweiterten  und  vervollkommneten  Programmes 
größere  Dimensionen  beanspruchte,  als  solche  auf  einer  Handkarte  gegeben 
sind,  und  die  handlichere  Form  der  praktischen  Benützbarkeit  dieses  Be- 
helfes zu  statten  kommt. 

Das  in  dem  Konsular-Atlas  dargestellte  Material  verteilt  sich  auf  zwölf 
Tafeln  und  weist  im  Vergleiche  zu  der  früheren  Wandkarte  als  wesent- 
lichsten Fortschritt  die  Neuerung  auf,  daß  diesmal  außer  den  Standorten 
und  Rangabstufungen  der  k;  und  k.  Konsularämter  auch  die  Amtsbezirks- 
grenzen eines  jeden  Amtes  ersichtlich  gemacht  wui'den,  wobei  der  territoriale 
Wirkungskreis  eines  jeden  leitenden  oder  selbständigen  Konsularamtes  in 
einer  bestimmten  Farbe  kenntlich  gemacht  erscheint,  während  die  Amts- 
sprengel der  dependierenden  Konsularämter  durch  punktierte  Linien  markiert 
sind.  Ferner  wurden  in  den  Konsular-Atlas  nebst  den  Sitzen  der  k.  und  k. 
diplomatischen  Missionen  auch  die  in  den  verschiedenen  konsularischen 
Amtssprengeln  gelegenen  bedeutenderen  Ortschaften,  sowie  auch  die  für  den 
internationalen  Verkehr  wichtigsten  Eisenbahnlinien  und  die  Anlaufshäfen 
des  österreichischen  Lloyd  und  der  ungarischen  Seeschiffahrtsgesellschaft 
„Adria"  aufgenommen.  Das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  hat  bei  der 
Aufstellung  des  Programms  für  den  in  Rede  stehenden  Atlas  neben  der 
gebotenen  Rücksichtnahme  auf  andere  Interessentenkreise  vor  allem  den 
Zweck  im  Auge  gehabt,  dieses  Werk  zu  einem  nützlichen  dienstlichen  Be- 
helfe sowohl  für  die  eigene  Orientierung  der  auswärtigen  Vertretungsorgane 
selbst,  als  auch  zur  Auskunfterteilung  an  anfragende  Parteien  zu  gestalten. 

Mit  Rücksicht  auf  den  praktischen  Wert  des  Konsular-Atlasses,  dessen 
authentischer  Charakter   durch  die  seitens  des  Konsular-Departements   des 
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Ministeriums  des  Äußern  besorgte  Redaktion  gewährleistet  erscheint,  muß 
dieses  Kartenwerk  als  ein  für  den  auswärtigen  Amtsgebrauch  vorzugsweise 
geeigneter  Behelf  für  die  k.  und  k.  Vertretungsbehörden  im  Auslande  be- 
zeichnet werden.  Die  diesem  Handbuche  beigefügten  11  Landkarten  oder 
Übersichtskarten  über  die  in  einem  auswärtigen  Staate  bestehenden  k.  und 
k.  Missionen  und  Konsularämter,  welche  im  letzten  Jahrbuche  des  k.  und 
k.  auswärtigen  Dienstes  für  das  Jahr  1903  enthalten  sind,  entsprechen  in 
jeder  Richtung  dem  oberwähnten  Konsular-Atlas  und  enthalten  auch  die 
seit  dem  Erscheinen  desselben  im  Stande,  ünterordnungsverhältnisse  und 
Amtsbezirkseinteilung  der  k.  und  k.  Konsularämter  erfolgten  Veränderungen. 

Vierter  Abschnitt. 

Kanzleidienst  bei  den  k.  und  k.  österreichisch-ungarischen 
Konsularämtern.  Bestellung  von  Honorar-Kanzleibeamten. 

Wie  bereits  oben  zweiter  Teil,  2.  Abschnitt  b  des  Näheren  erwähnt  wurde, 
wird  der  Kanzleidienst  bei  den  k.  und  k.  Konsularämtern  entweder  von 
effektiven  Kanzleibeamten,  d.  h.  von  solchen,  welche  mit  dem  Charakter 
wirklicher  Staatsbeamten  bekleidet  sind,  systemisierte  Bezüge  genießen 
und  Pensionsansprüche  haben,  oder  von  Honorarbeamten,  d.  h.  von  solchen 
Hilfsarbeitern,  welche  nicht  zur  Kategorie  von  wirklichen  Staatsbeamten 
gehören,  besorgt.  Nachdem  im  Abschnitt  2  die  Stellung  und  die  Rechte 
der  effektiven  Konsular-Kanzleibeamten  ausführlich  besprochen  wurden,  so 
erübrigt  nur  noch  die  Modalitäten  der  Bestellung  von  Honorar-Kanzlei- 
beamten bei  den  k.  und  k.  Konsularämtern  und  ihre  Behandlung  zu  erwähnen. 

Die  Honorar-Kanzleibeamten  (Honorar-Kanzler,  Privatkanzler,  Hono- 
rar-Kanzleisekretäre, Honorar-Kanzlisten,  Honorar-Dolmetsche  u.  s.  w.)  sind 
solche,  welche  von  dem  Vorstande  eines  Konsularamtes  entweder  provi- 
sorisch oder  definitiv  aufgenommen,  von  ihm  mittels  Dekret  angestellt  und 
bei  effektiven  Konsularämtern  entweder  aus  dem  Amtspauschale,  oder  aus 
besonders  bewilligten  Krediten,  bei  Honorar -Konsularämtern  dagegen  aus 
eigenen  Mitteln  des  Amtschefs  besoldet  werden. 

Die  gedachten  Beamten  haben  die  übliche  Dienstesangelobung  zu  leisten 
und  beziehen  ihr  Honorar  entweder  in  monatlichen  Raten  oder  per  Tag(Diumum). 

Jeder  Vorstand  eines  Honorar-Konsularamtes  ist  verpflichtet  die  Bestel- 
lung eines  Honorar-Kanzlers,  fiir  dessen  Gebarung  er  verantwortlich  ist,  dem 
k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  zur  nachträglichen  Genehmigung  im  Wege 
der  vorgesetzten  k.  und  k.  diplomatischen  Mission  resp.  der  vorgesetzten 
k.  und  k.  Konsularämter  anzuzeigen  wobei  stets  die  Personalien  und  die 
Qualifikation  des  betreffenden  Kanzlers  anzugeben  sind  und  ein  Faksimile 
seiner  Unterschrift  in  Vorlage  zu  bringen  ist.  Die  Aufnahme  und  Ent- 
lassung   von   Honorarbeamten   bei   den    effektiven  Konsularämtern   bedarf, 
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auch  wenn  dieselben  aus  dem  Amtspauschale  besoldet  werden,  stets  der 
vorher  einzuholenden  Grenehmigung  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äufiem. 
Die  Bestellung  von  Honorar-Dragomans  bei  den  k.  und  k.  Konsularftmtem 
im  ottomanischen  Beiche  erfolgt  ebenfalls  im  eigenen  Wirkungskreise  des 
Amtschefs,  doch  bedttrfen  diese  Dragomans  der  formellen  Anerkennung  der 
türkischen  Begierung,  zu  deren  Erlangung  die  Vermittlung  der  k.  und 
k.  Botschaft  in  Constantinopel  anzusprechen  ist.  Die  Bestellung  dieser 
Dragomans  ist  dem  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  in  gleicher  Weise, 
wie  jene  der  übrigen  Honorarbeamten  zu  melden. 

Die  Honorar-Kanzleibeamten  haben  auf  Pension  oder  Versorgung  von 
Seite  des  Staates  keinerlei  Anspruch. 

In  besonders  rücksichtswürdigen  Fällen  kann  jedoch  ausnahmsweise 
auf  Qrund  einer  langjährigen,  ersprießlichen  Dienstleistung  über  Antrag 
eines  Konsular-Amtsvorstandes  die  Bewilligung  einer  Gnadenruhegebür  oder 
Onadengabe  an  einen  Honorar-Kanzleibeamten  Allerhöchsten  Ortes  bean- 
tragt werden. 

Bei  Besetzung  von  effektiven  Konsular-Kanzleidienstposten  können 
verdienstliche  und  entsprechend  (namentlich  sprachlich)  qualifizierte  Honorar- 
Kanzleibeamte,  welche  österreichische  oder  ungarische  Staatsangehörige 
sind,  das  vorgeschriebene  Normalalter  (40  Jahre)  nicht  überschritten  haben 
und  ledig  oder  im  Besitze  des  für  verheiratete  Konsular-Kanzleibeamte  vor- 
geschriebenen gesicherten  Nebeneinkommens  sind,  berücksichtigt  werden, 
wenn  der  Vorstand  des  betreffenden  Konsularamtes  einen  darauf  abzielenden 
motivierten  Antrag  stellt. 

Mit  Circulare  vom  24.  November  1899,  Z.  59262/10  hat  das  k.  und 
k.  Ministerium  des  Äußern  des  Dienstes  befunden,  zu  bestimmen,  daß  in 
Hinkunft  die  nicht  effektiven  Konsular-Kanzleibeamten,  worunter  die 
Kanzler  der  k.  und  k.  Honorar-Konsularvertretungen  aber  nicht  inbegriffen 
sind,  ausschließlich  den  Titel  Honorarbeamte  zu  führen  haben.  Bei  dieser 
Gelegenheit  wurde  jedoch  hervorgehoben,  daß  diese  Organe  nicht  den 
Charakter  eines  Staatsbeamten  besitzen,  und  denselben  daher  auch  keinerlei 
Prärogative  eines  solchen  zukommt. 

Jene  Honorarbeamte,  welche  vor  Hinausgabe  dieser  Bestimmungen 
mit  ministerieller  GenehmiguDg  zu  Honorar-Kanzlern,  Honorar-Kanzlei- 
sekretären oder  Honorar-Kanzlisten  ernannt  wurden,  sind  ausnahmsweise 
ermächtigt,  sich  auch  weiterhin  dieses  Titels  zu  bedienen. 

Desgleichen  haben  die  zu  Dolmetschdiensten  verwendeten  nicht 
effektiven  Konsulatsbeamten,  welche  denselben  dienstlichen  Charakter  be- 
sitzen, wie  die  Honorarbeamten  auch  in  der  Folge  den  Titel  eines  Honorar- 
Dragomans  zu  führen.  Die  seitens  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern 
im  Laufe  der  letzten  Jahre  über  Einschreiten  einzelner  Vorstände  von 
effektiven  k.  und  k.  Konsularämtem  den  Letzteren  in  mehreren  Fällen  er- 
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teilte  Ermächtigung,  nicht  eflfektive  Konsular-Kanzleibeamte  (Honorarbeamte) 
zu  Honorar-Kanzleisekretären,  Honorar-Kanzlern  oder  Honorar-Kanzlisten  zu 
bestellen,  kann  auch  in  Zukunft  zur  Ermunterung  besonders  tüchtiger 
Honorarbeamter  eingeholt  werden.  Um  jedoch  diese  honorären  Auszeich- 
nungen in  einheitlicher  Weise  zu  regeln,  hat  das  k.  und  k.  Ministerium 
des  Äußern  mit  Circulare  vom  24.  November  1899,  Z.  61018/10  des  Dienstes 
befunden,  zu  bestimmen,  daß  in  Hinkunft  für  Honorarbeamte  nur  noch 
der  Titel  eines  Honorar-Kanzlers  in  Vorschlag  gebracht  werden  soll, 
wobei  zugleich  ausdrücklich  betont  wurde,  daß  die  Verleihung  diQ3es 
Titels  nur  ganz  ausnahmsweise  nach  mehrjähriger,  besonders  zu- 
friedenstellender Dienstleistung  des  betreflFenden  Honorarbeamten  er- 
folgen kann. 

Fünfter  Abschnitt. 

Eanzleiauslagen.   —   Amts-  oder  Dienstpaaschalien   bei 

den  effeli^tiven  Konsularämtern.  —  Dienstvorscliüsse.  — 

Dienstreclinungen.  —  Postporto.  —  Geldsendungen. 

A.  Amts-  oder  Dienstpauschalien. 

Zur  Bestreitung  der  Dienstesauslagen  erhalten  die  als  wirkliche  Staats- 
dienstposten systemisierten  österreichisch-ungarischen  Konsularämter  fixe 
Jahrespauschalien.  Dem  Amtsvorstande  ist  die  freie  Verfügung  über  das 
ihm  zugewiesene  Pauschale  eingeräumt,  und  über  die  Verwendung  derselben 
ist  keine  spezifizierte  Eechnung  zu  legen. 

Schema  über  die  aus  den  Dienstpauschalien  zu  bestreitenden,  sowie 
Aber  die  der  speziellen  Verrechnung  vorbehaltenen  Auslagen  (Circulare  des 
k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußeren  vom  Jahre  1873  Z.  15  268/ VIII). 

Zu  den  aus  den  Dienstpauschalien  zu  bestreitenden  Auslagen  gehören: 

I.  Von  den  fixen  Bezügen 

a)  die  Diurnen  und  Dolmetschauslagen,  welche  bisher,  ohne  deren  be- 
sondere Präliminierung  als  Honorar  unter  den  Dienstesauslagen  ver- 
rechnet wurden; 

b)  die  Löhnungen  und  Zulagen  für  Kawassen,  Amtsdiener,  Postboten, 
Nachtwächter  u.s.w. 

n.  Die  Mietzinse  für  die  Unterbringung  des  Amtes  und  der  Arrest- 
lokale, sowie  alle  einschlägigen  Hausreinigungsauslagen,  mit  Einschluß  der 
eventuell  vorkommenden  Straßenbeleuchtungs-  und  Kommunalsteuem. 

III.  Die  Auslagen  für  Wagen,  Boote  und  andere  Transportgelegen- 
heiten, Botenlöhne  für  Post-  und  andere  Dienstgänge. 

IV.  Die  Portodiligence  und  Transportauslagen  für  Briefe  und  Dienst- 
pakete, sowie  eventuelle  Telegrammauslagen,  wenn  für  deren  separate  Auf- 
rechnung nicht  die  ausnahmsweise  Ermächtigung  erteilt  wurde. 

9* 
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y.  Alle  Auslagen,  welche  bisher  aus  den  Eanzleipaoschalien  zu  be- 
streiten waren,  insbesondere  aber: 

a)  Beleuchtung  und  Beheizung  der  Amtskanzleien,  der  Arrestlokale  und 
der  Kawassenwachtstuben; 

b)  Schreib-  und  Kanzleirequisiten,  Druck-  und  Lithographie-Auslagen, 
Buchbinderkosten  u.s,w.; 

c)  Auslagen  für  Zeitungsabonnements,  fiir  Bücher  und  Flugschriften; 

d)  die  Nachschaffung  und  Instandhaltung  der  Kanzleieinrichtungsstücke 
und  des  ganzen  äraiischen  Inventars  in  der  Weise  daß  jeder  Amts- 
chef gehalten  ist,  seinem  Nachfolger  das  Inventar  bezüglich  der  Stück- 
zahl und  Brauchbarkeit  mindestens  in  demselben  Stande  zu  übergeben, 
als  er  es  selber  übernommen  hat; 

e)  die  Reinigung  und  Instandhaltung  der  Amts-  und  Arrestlokale. 

VI.  Die  Wohltätigkeitsauslagen,  und  zwar  die  Beitragsleistungen  zu 
religiösen  und  humanitären  Sammlungen  für  Kirchen,  Schulen,  Spitäler  u.s.w. 
insofeme  es  sich  nicht  um  fixe  Jahressubventionen,  oder  regelmäßige, 
periodisch  wiederkehrende  Leistungen  handelt,  die  speziell  genehmigt 
worden  sind,  oder  für  fremde  Rechnung  bestritten  werden. 

VII.  Verschiedene  Dienstesauslagen,  als:  Übertragung  und  Reparatur 
des  Mastbaumes,  Übersiedlung  des  Amtslokales,  Reparatur  des  Wappen- 
schildes, Auslagen  für  spezielle  Schreibgeschäfte  und  Übersetzungen,  Neu- 
jahrs- und  sonstige  Trinkgelder  und  Geschenke,  Uniformierungsbeiträge  für 
Kawassen  und  Diener,  Kaiserfest  am  18.  August  (nach  dem  bisher  üblichen 
Vorgange)  Illuminations-  und  Dekorationsauslagen,  Auslagen  für  Te  Deum 
und  Messen,  endlich  alle  jene  hier  nicht  speziell  benannten  Auslagen,  deren 
Aufrechnung  bisher  in  pauschalierten  oder  nachzuweisenden  Beträgen  zu- 
lässig war. 

In  der  Pauschalsumme  nicht   einbegriffen   und   daher  auch  künftighin 
zur  speziellen  Verrechnung  geeignet  sind: 

1.  Die  in  dem  jeweiligen  Präliminare  als  solche  eingestellten  Honorare 
für  die  Funktionäre  der  Dependenzen; 

2.  die  Auslagen  für  die  Aufrichtung  eines  neuen  Mastbaumes; 

3.  die  Auslagen  für  Flaggen  und  für  Transportspesen,  soferne  die- 
selben nicht  in  natura  von  der  Seebehörde  in  Triest  bezogen  werden  können. 

4.  die  Auslagen  für  Sperrbehältuisse  zur  Vorwahrung  der  Amtsgelder 
und  Depositen; 

5.  die  Auslagen  für  neue  Wappenschilder  und  Amtssiegel. 

Es  ist  jedoch  für  die  unter  2 — 5  bezeichneten  Kosten  jedesmal  die 
vorgängige  spezielle  Ermächtigung  unter  Nachweis  des  Bedarfes  ein- 
zuholen. 

0.  die  Subventionen  an  arme  österreichische  oder  ungarische  Staats- 
angehörige, jedoch  unter  genauer  Beobachtung  der  Vorschriften,  laut  welcher 
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auf  dem  Belege  über  die  beausgabte  Subvention  das  genaue  Nationale  des 
Unterstützten,  resp.  die  Zuständigkeit  desselben  und  die  Ausstellungsbehörde 
des  Reisedokumentes,  welches  denselben  als  österreichischen  oder  unga- 
rischen Staatsangehörigen  legitimiert,  genau  anzugeben  ist; 

7.  die  kommissionsweisen  Auslagen  fiir  fremde  Rechnung,  die  Sub- 
ventionen für  Schulen  und  Missionäre,  welche  periodisch  wiederkehren  und 
auf  besonderen  Bewilligungen  beruhen,  dann  die  Heimsendungs-  und  Spitals- 
verpflegskosten. 

Mit  Circulare  vom  29.  Jänner  1874,  Z.  1411/Vin  hat  das  k.  und 
k.  Ministerium  des  Äußern  hinsichtlich  der  Bestreitung  der  Kanzleiauslagen 
ans  den  systemisierten  Amtspauschalien  folgende  Bestimmungen  zu  erlassen 
befunden: 

a)  Da  bei  der  Bemessung  des  jedem  einzelnen  Amte  zur  Bestreitung  der 
sämtlichen  Dienstesauslagen  zugewiesenen  Pauschales  nächst  der  ge- 
botenen Rücksicht  auf  die  ohne  Schädigung  des  Dienstes  und  des 
DekoiTims  zulässigen  Ersparungen,  der  wirkliche  Bedarf,  so  wie  er 
aus  den  mehrjährigen  Rechnungsabschlüssen  sich  ergab,  unter  Be- 
rücksichtigung der  durch  spezielle  Bewilligungen  nachträglich  ge- 
nehmigten Mehrauslagen  als  Grundlage  angenommen  worden  ist,  so 
vei-steht  es  sich,  daß  auch  mit  dem  Eintritte  der  Pauschalierung  keine 
wesentliche  Änderung  in  der  bisherigen  Dienstesgepflogenheit  der 
einzelnen  Konsularämter  gerechtfertigt  wäre. 

Für  die  etwa  dennocli  in  dieser  Hinsicht  vorkommenden  Unregel- 
mäßigkeiten hätte  jedenfalls  den  betreffenden  Amtsvorsteher  die  volle 
Verantwortlichkeit  um  so  schwerer  zu  treffen,  als  eben  in  dieser  Hin- 
sicht das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  die  strengste  Dienstes- 
disziplin mit  allen  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  aufrecht  zu  erhalten 
bedacht  sein  wird. 

Zu  diesem  Endzwecke  wird  sich  das  k.  u.  k.  Ministerium  des 
Äußern  sowohl  durch  Inspizierungen,  als  auch  auf  anderem  Wege 
über  die  einzelnen  Ämter  volle  und  fortwährende  Information  ver- 
schaffen. 

b)  Infolge  der  Pauschalierung  ist  zwar  jedem  Amtsvorstande  die  Ge- 
legenheit gegeben,  dort,  wo  dies  ohne  Störung  des  Dienstes  und 
Verletzung  des  Dekorums  möglich  ist,  Ersparungen  bei  einzelnen 
Auslagen  vorzunehmen,  um  damit  andere  neu  herantretende  Auslagen 
zu  bestreiten;  allein  in  allen  Fällen,  wo  es  sich  darum  handelt,  durch 
Reduktion  des  Hilfsbeamten-  oder  Dienerpersonales  (Diurnisten,  Ka- 
wassen,  Amtsdiener  u.  s.  w.)  eine  Verminderung  der  Dienstesauslagen 
zu  erzielen,  ist  immer  vorerst  die  Anzeige  von  der  beabsichtigten 
Reduktion  an  das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  zu  erstatten 
und  die  Genehmigung  hiefür  einzuholen. 
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c)  Bei  jedem  Wechsel  in  der  Person  des  Amtsvorstehers  ist  immer 
gleichzeitig  mit  der  Amtsübergabe  die  Abrechnung  über  das  Amts- 
pauschale in  der  Art  zu  pflegen,  daß  der  austretende  Teil  mit  dem 
eintretenden  sich  über  den  Wert  der  vorhandenen  Kanzlei-  und  Amts- 
materialien, über  den  Ersatz  der  etwa  im  Voraus  geleisteten  Zahlungen 
für  Miete  u.  dgl.  verständigt  und  ist  in  jedem  solchen  Falle  dem  k. 
und  k.  Ministerium  des  Äußern  hierüber  die  Anzeige  zu  erstatten, 
wenn  aber  keine  Vereinbarung  erzielt  werden  kann,  dessen  Entschei- 
dung einzuholen. 

Das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  hat  mit  dem  nachträglichen 
Circulare  vom  4.  Dezember  1890,  Z.  33  520/10  betreffend  die  Be- 
streitung der  Kanzleiauslagen  und  die  Amtspauschalien  noch  folgende 
ergänzende  Bestimmungen  erlassen: 

1.   Die  aus  dem  Amtspauschale    zu   bestreitenden  Auslagen   sind  in 
nachstehende  drei  Gruppen  einzuteilen: 

a)  Die  erste  Gruppe  begreift  jene  unabweislichen  fixen  oder  ziffermäßig 
zu  präliminierenden  Amtsauslagen,  welche  nur  einmal  im  Jahre  vor- 
kommen, oder  doch  nicht  regelmäßig  allmonatlich  wiederkehren. 

Hiezu  gehören  der  Mietszins,  das  Beleuchtungs-  und  Beheizungs- 
material, die  Reinigung  der  Amtslokalitäten,  die  Kanzleirequisiten 
einschließlich  Drucksorten,  die  Instandhaltung  der  amtlichen  Inventar- 
objekte, die  Bekleidung  und  etwaige  Naturalgenüsse  der  Kawassen 
oder  Amtsdiener,  die  Neujahrs-  (Bairams)  Geschenke,  die  Illuminationen 
und  Dekorationen,  das  Kaiserfest,  fixe  Beiträge  für  Wohltätigkeits- 
anstalten und  Vereine  und  endlich  Zeitungen  im  Jahresabonnement, 
sowie  die  Postporti  für  die  amtliche  Korrespondenz. 

b)  In  die  zweite  Gruppe  gehören  die  fixen  monatlich  wiederkehrenden 
Auslagen,  wie  die  Diurnen  und  Löhnungen  der  Kanzleibediensteten, 
der  Kawassen,  Postboten  und  Nachtwächter. 

c)  In  die  dritte  Gruppe  fallen  schließlich  alle  jene  Dienstauslagen, 
welche  in  den  beiden  vorangehenden  Gruppen  nicht  enthalten  sind, 
wie  z.  B.  jene  für  Dienstgänge,  Trinkgelder  aller  Art,  fallweise 
Beiträge  zu  humanitären  Zwecken,  für  Wagen  und  Boote,  und  sonstige 
mit  der  Amtsleitung  verbundenen  Auslagen. 

2.  Über  die  Gebarung  mit  dem  Amtspauschalc  ist  ein  amtliches 
Handbuch  zu  führen,  in  welchem  alljährlich  pro  domo  die  Auslagen  der 
oberwähnten  ersten  und  zweiten  Gruppe  vorerst  zu  präliminieren,  und  dann 
fallweise  chronologisch  einzutragen  sind. 

3.  Für  die  Auslagen  der  ersten  und  zweiten  Gruppe  sind  die  ent- 
fallenden Beträge  der  Amtskasse  zu  jenem  Zeitpunkte,  in  welchem  sie  tat- 
sächlich verausgabt  werden,  zu  entnehmen  und  mit  entsprechenden  Quit- 
tungen zu  belegen. 
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Ausnahmsweise  verabfolgte  Vorschüsse  auf  Diurnen  und  Löhnungen 
müssen  mit  entsprechenden  Quittungen  belegt  werden,  auf  deren  Rückseite 
die  geleisteten  RückzahluDgen  anzumerken  sind. 

Der  für  die  dritte  Gruppe  entfallende  Restbetrag  des  Pauschales  ist 
in  zwölf  gleiche  Anteile  zu  zerlegen,  und  hievon  Ein  Anteil  zu  Beginn 
jedes  Kalendermonates  aus  der  Amtskassa  gegen  Quittung  zu  erheben. 

4.  In  Fällen  einer  protokollarischen  Amtsübergabe  sind  dem  Amts- 
übernehmer  die  für  die  Auslagen  der  ersten  und  zweiten  Gruppe  in  der 
Kassa  vorhandenen  Beträge,  und  für  die  dritte  Gruppe  jene  Quote  zu 
übergeben,  welche  für  die  Dauer  seiner  Amtsführung  in  Monats-  oder  Tages- 
raten auf  ihn  entfällt. 

Für  die  aus  dem  Amtspauschale  angeschafften  Vorräte  an  Kanzlei- 
requisiten (incl.  Drucksorten),  sowie  an  Beleuchtungs-  und  Beheizungs- 
material ist  bei  Amtsübergaben  keinerlei  Vergütung  zu  leisten. 

5.  Der  Gereut  ist  nicht  verpflichtet,  über  die  Verwendung  der 
Pauschalquote,  welche  ihm  zur  Deckung  der  in  der  dritten  Gruppe  be- 
zeichneten Auslagen  ausgefolgt  wurde,  dem  Amtschef  Rechnung  zu  legen. 

6.  In  dem  Amtsübernahms-  bezw.  Übergabsprotokoll  ist  stets  anzu- 
geben, daß  der  im  Sinne  des  obzitierten  Circularerlasses  dem  Gerenten  für 
die  Dauer  seiner  Amtsleitung  gebührende,  ziffermäßig  anzuführende  Pauschal- 
betrag zur  Verfügung  gestellt  worden  ist. 

7.  Die  Generalquittung  über  den  Empfang  der  halbjährigen  Amts- 
pauschalsumme ist,   nach  wie  vor,  der  üblichen  Dienstrechnung  beizulegen. 

8.  Wird  die  temporäre  Amtsleitung  einer  außerhalb  des  konsula- 
rischen Dienstverbandes  stehenden,  weder  von  Staatswegen  noch  aus  dem 
Amtspauschale  honorierten  Persönlichkeit  anvertraut,  so  kann  von  der 
obigen  Vorschrift  Punkt  4  Umgang  genommen  werden.  Der  abgehende 
Amtsleiter  hat  jedoch  für  die  Bestreitung  aller  während  seiner  Abwesenheit 
sich  ergebenden  Diensteserfordernisse  ordnungsmäßig  Sorge  zu  tragen. 

9.  Über  die  bei  der  Amtsübergabe  rücksichtlich  des  Dienstpauschales 
etwa  entstehenden  Differenzen  ist  die  Entscheidung  des  k.  und  k.  Mini- 
steriums  des  Äußern   unter  Vorlage   der  einschlägigen  Behelfe  einzuholen. 

B.  Dienstvorschüsse. 

Jede  außerordentliche,  nicht  pauschalierte  Auslage  bedarf  einer  be- 
sonderen ministeriellen  Bewilligung  und  ist  der  hiefür  verausgabte  Geld- 
betrag mit  Berufung  auf  den  diesbezüglichen  Erlaß  in  der  laufenden  Dienst- 
rechnung in  Ausgabe  zu  stellen. 

Wenn  bei  einem  effektiven  k.  und  k.  Konsularamte  die  Proventen- 
einnahme  nicht  hinreichend  ist,  um  daraus  die  sämtlichen  sowohl  pauscha- 
lierten als  auch  nicht  pauschalierten  Dienstesauslagen  bestreiten  zu  können, 
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60  werden  demselben  über  sein  diesi&lliges  Einschreiten  entsprechende,  in  der 
laufenden  Dienstrechnong  za  beeinnahmende  nnd  zu  verrechnende  Vorschüsse 
(Dienstvorschüsse)  zur  Verfügung  gestellt  Die  HOhe  dieser  Dienstvor- 
schüsse entspricht  in  der  Regel  dem  Amtsbedarfe  für  2  oder  3  Monate. 

G.  Dienstrechnungen. 

Die  Bechnungen  über  die  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Konsular- 
amtes  sind  in  ununterbrochener  Ordnung  fortzuführen,  halbjährig  mit  Ende 
Juni  und  Ende  Dezember  eines  jeden  Jahres  pünktlich  abzuschließen,  und 
sofoii;  spätestens  vier  Wochen  nach  Ablauf  des  gedachten  Termines  an  das 
k.  und  k.  Ministerium  des  Äußeren  unter  Anschluß  sämtlicher  Belege  zur 
Prüfung  und  Liquidierung  einzusenden.  Mit  Clrculare  vom  30.  September 
1889,  Z.  25385/3  wurden  die  k.  und  k.  Konsularämter  aufgefordert  bei 
Anforderungen  von  Dienstvorschüssen  nicht  über  das  Maß  des  unbedingt 
Erforderlichen  hinauszugehen,  da  widrigenfalls  dem  bezüglichen  Ansuchen 
gar  nicht  oder  nicht  in  vollem  Umfange  Folge  gegeben  werden  könnte. 

Für  die  richtige  Kassagebarung,  sowie  für  die  Übereinstimmung  der 
Bechnungen  mit  dem  baren  Eassabestande  bei  den  effektiven  Konsular- 
ämtem  haftet  der  Vorsteher  derselben  mit  dem  ihm  zur  Seite  gestellten 
Staatsbeamten  solidarisch. 

Bezüglich  der  Ausfertigung,  Dokumentierung  und  Vorlage  der  Dienst- 
rechnungen der  k.  und  k.  Konsularämter  bestehen  folgende  Vorschriften: 

A.  Die  DienstrcchnuDgen  sind  im  Sinne  des  Circulares  des  k.  und 
k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  25.  April  1885,  Z.  8813/3  spätestens  vier 
Wochen  nach  Ablauf  des  Semesters,  resp.  Jahres  und  zwar  samt  allen  dazu 
gehörigen  Beilagen,  wenn  möglich  mit  einem  Berichte  anher  vorzul^en. 

B.  In  demselben  sind  laut  Circularien  des  k.  und  k.  Ministeriums 
des  Äußern  vom  30.  November  1893,  Z.  46  492/3  und  vom  31.  Dezember 
1894,  Z.  50785/3  bei  jeder  Empfangs-  und  Ausgabspost  die  Geschäftszahlen 
jener  ministeriellen  Verfügungen  oder  requirierenden  Noten  inländischer 
Behörden,  resp.  jener  Konsularberichte  zu  citieren,  auf  Grund  welcher  die 
betreffende  Empfangsstellung  oder  Beausgabung  erfolgt  ist. 

C.  Bei  den  Auslagen  für  fremde  Rechnung  ist  der  betreffenden  Aus- 
gabspost die  Bemerkung  beizusetzen,  über  wessen  Requisition  dieselben 
bestritten  wurden,  von  wem  sie  hereinzubringen  sind,  oder  ob  deren  Re- 
fundierung  bereits  vom  Konsularamte  selbst  eingeleitet  worden  ist.  Die 
von  den  Konsularämtern  im  eigenen  Wirkungskreise  bestrittenen  Auslagen, 
wie  beispielsweise  für  Todesfallsaufnahmen,  gerichtliche  Obduktionen,  Arre- 
tierungen u.  s.  w.,  sind  als  solche  zu  bezeichnen. 

D.  Der  Post  „Telegrammauslagen"  ist  ein  mit  den  Recepissen  belegter 
Detailausweis  anzuschließen,  in  welchem   der  Inhalt  der  Depeschen  kurz 
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anzugeben  ist,  und   die  darunter  befindlichen  politischen  Telegramme  als 
solche  zu  deklarieren  sind.  — 

Desgleichen  sind  über  die  „Porto- Auslagen"  (wo  solche  überhaupt 
zur  Verrechnung  gelangen)  und  die  „Unterstützungen"  Detailausweise  vor- 
zulegen, und  überdies  dem  Verzeichnisse  der  letzteren,  die  mit  den  genauen 
Daten  über  die  Zuständigkeit  der  unterstützten  Individuen  versehenen 
Empfangsbestätigungen  beizuschließen. 

E.  Der  bei  der  Umwechslung  von  Geldsorten  ö.  W.  Gold  in  die  be- 
ti'eflfende  Landesmünze  erzielte  Münzgewinn,  welcher  nach  den  gemachten 
Erfahrungen  in  einigen  Ländern  (Italien,  Spanien,  Griechenland,  Serbien) 
nicht  unerheblich  ist,  ist  unter  Anschluß  der  bezüglichen  Wechslernoten  in 
den  Dienstrechnungen  in  Empfang  zu  stellen. 

F.  DieQuittungsstempel-Gebüren  für  persönliche  Bezüge,  Pensionen  u.s.  w. 
sind  nach  der  Stempelskala  II  einzuheben  und  von  den  in  Gold  erfolgten 
Bezügen,  mit  den  skalamäßigen  Beträgen  in  der  Goldkolonne,  von  den  in 
Bankvaluta  ausbezahlten  jedoch  in  der  B.-V.-Kolonne  der  Dienstrechnung  zu 
beeinnahmen. 

G.  Bezüglich  der  Quittungen  über  Ruhe-  und  Versorgungsgenüsse  ist 
seitens  der  Konsularämter  darauf  zu  achten,  daß  dieselben  nicht  nur  unter 
dem  vorschriftsmäßigen  Datum  ausgefertigt,  sondern  auch  im  Sinne  der 
bestehenden  Normen  mit  der  Bestätigung  des  Lebens  oder  Witwenstandes 
resp.  bei  Waisen  mit  jener  der  Unversorgtheit  der  Perzipienten  versehen 
seien,  endlich  daß,  wenn  dies  in  dem  Anweisungsreskripte  ausdrücklich  be- 
merkt ist,  alljährlich  einmal  das  ärztliche  Zeugnis  über  die  Erwerbsun- 
fähigkeit beigeschlossen  werde. 

H.  Vollständige  Depositenjournale  sind  im  Sinne  des  Circulares  vom 
25.  April  1885,  Z.  8813/3  jährlich  nur  einmal  und  zwar  mit  der  Dieust- 
rechnung  für  den  IL  Semester  vorzulegen,  während  mit  jener  für  den 
I.  Semester  nur  Veränderungsausweise  einzusenden  sind.  —  Die  Depositen- 
Journale  sind  in  Empfang  und  Ausgabe  zu  summieren,  und  ist  der  jedes- 
malige schließliche  Vorrat  nachzuweisen.  Bei  den  im  Proventenjournale 
ven-echneten  Depositengebüren  ist  sich  auf  die  betreffenden  Postnummern 
der  Depositenjournale  zu  beziehen,  dagegen  sind  die  unberichtigt  geblie- 
benen Depositengebüren  in  das  semestral  vorzulegende  Vormerkregister 
aufzunehmen.  Sollten  Depots  gratis  übernommen  oder  ausgefolgt  worden 
sein,  so  ist  dies  im  Depositenjournale  bei  der  bezüglichen  Post  ausdrücklich 
zu  bemerken  und  zwar  unter  Angabe  des  Grundes.  Endlich  sind  dem  De- 
positenausgabs-Journale  die  abschriftlichen  Empfangsbestätigungen  über  die 
an  inländische  Behörden  und  andere  Konsularämter  gesendeten  Depots  bei- 
zulegen. 

I.  Das  Amtsinventar,  sowie  das  Bücherverzeichnis,  in  welchen  außer 
den  bisher  vorhandenen  auch  alle  im  Laufe  eines  Jahres  neu  angeschafften 
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oder  durch  das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern,  die  Seebehörden  u.  s.  w. 
erhaltenen  Amtsgegenstände  und  Bücher  aufzuführen  sind,  sind  nur  mit  der 
Dienstrechnung  für  den  IL  Semester,  also  jährlich  nur  einmal  vorzulegen. 
K.  Die  Verwaltungsrechnungen,  sowie  alle  dazu  gehörigen  Journale 
und  Ausweise  sind  vom  Amtschef  oder  dessen  Stellvertreter  zu  unter- 
fertigen. 

L.  Was  die  Dienstrechnungen  der  Dependenzcn  anbelangt,  so  haben 
die  Hauptämter  dieselben  zu  sammeln,  hinsichtlich  ihrer  vorschriftsmäßigen 
Verfassung  und  Vollständigkeit  zu  prüfen  und,  wenn  tunlich,  mit  einem 
Berichte  einzusenden.  Nicht  voi-schriftsmäßige  oder  unvollständige  Rech- 
nungen sind  vorher  dem  betreffenden  dependierenden  Amte  behufs  neuer 
Ausfertigung  resp.  Ergänzung  zurückzustellen.  Die  Rechnungsvorlagen  der 
Dependenzen  haben  außer  den  Ausweisen  über  Dienstesauslagen,  Unter- 
stützungen u.  s.  w.  zu  enthalten: 

a)  die  in  österreichischer  Währung  zu  legenden  Proventenjoumale  und 
Reziprozitäts- Taxenverzeichnisse,  in  welchen  die  Konsulargebüren  in 
Übereinstimmung  mit  den  Ansätzen  des  bestehenden  Tarifs  resp.  mit 
den  bezüglichen  Verordnungen  nachzuweisen  sind; 

b)  die  Depositenjoumale,  welche  auch  dann,  wenn  sie  negativ,  mindestens 
am  Ende  jedes  Jahres  vorzulegen  sind; 

c)  das  alljährlich  nur  einmal,  und  zwar  mit  der  Dienstrechnung  für  den 
IL  Semester  einzusendende  Amtsinventar  und  Bücherverzeichnis  (Cir- 
culare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  31.  Dezember  1894, 
Z.  50785/3). 

Die  Dienstrechnungen  sind  nur  halbjährig  zu  verfassen  und  ein- 
zusenden, auch  dann,  wenn  im  Laufe  eines  Semesters  eine  Amtsübergabe 
stattgefunden  haben  sollte,  da  die  Trennung  der  Empfänge  und  Ausgaben, 
je  nachdem  sie  den  Amtsübergeber  oder  -Übernehmer  treffen,  für  die  mini- 
sterielle Liquidierung  belanglos  ist  (Circulare  des  Ministeriums  des  Äußern 
vom  2.  März  1894,  Z.  '46310/3). 

Mit  Circulare  vom  20.  Dezember  1899,  Z.  68586/3  hat  das  k.  und 
Ministerium  des  Äußern,  betreffs  der  Eechnung  in  der  Kronenwährung  bei 
den  k.  und  k.  diplomatischen  Vertretungen  und  Konsularämtem  folgende 
Bestimmungen  getroffen: 

Nachdem  mit  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  21.  September  1899, 
R.  G.  Bl.  Nr.  176,  bezw.  mit  dem  ungarischen  Gesetzesartikel  XXX VI  ex 
1899  die  allgemeine  obligatorische  Rechnung  in  der  Kronenwährung  vom 
1.  Jänner  1900  an  eingeführt  wurde,  hat  das  k.  und  k.  Ministerium  des 
Äußern  die  k.  und  k.  diplomatischen  Vertretungen  und  Konsularämter  an- 
gewiesen, ihre  Rechnungen  vom  1.  Jänner  1900  ab  in  der  Kronenwäh- 
rung zu  f&hren. 
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Die  Kechnung  in  der  österreichischen  Währung  hat  mit  31.  Dezember 
1899  aufgehört. 

Für  die  Umrechnung  der  bis  auf  Grund  allgemeiner  Normen  oder  be- 
sonderer Weisungen  in  österreichischer  Währung  angeordneten  Zahlungen 
und  Empfange  gilt  die  gesetzliche  Relation  von  1  fl.  gleich  2  Kronen  und 
1  Kreuzer  gleich  2  Hellern.  Für  die  in  Goldgulden  gegebenen  Aufträge 
ist  die  gesetzliche  Relation:  42  Goldgulden  gleich  100  Kronen  maßgebend. 

Insbesondere  werden  vom  1.  Jänner  1900  an  bewertet: 

Der  Dukaten  österreichischer  oder  ungarischer  Prägung  mit  11  K 
29  h,  von  den  Francs-  und  den  denselben  analogen  Münzen 


das  100-Francstück  mit 
„      50 
.      20 
,.      10 


ferner: 


95  K  20  h 

47  „    60  „ 

19  „    04  „ 

9  .    52  „ 

4  „    76  „ 

mit       23  K  52  h 


das  20-Markstück  D.  R.  W. 

„     10          „                ..          „  11  „  76  „ 

,.      5          „                 ..           ,.  5  „  88  ,, 

„    Talerstück              „          „  3  ,.  53  „ 

und  der  Sovereign  mit 24  „  02  „ 

Goldmünzen  der  russischen  Goldrubelwährung  sind  nach  dem  Maß- 
stabe 10  Rubel  gleich  25  K  39  h,  Goldmünzen  der  skandinavischen  Münz- 
union nach  dem  Maßstabe  10  skandinavische  Kronen  gleich  13  K  23  h  und 
die  holländischen  Gulden  nach  dem  Maßstabe  von  10  holländischen  Gulden 
gleich  19  K  84  h  in  Rechnung  zu  stellen. 

Bei  allen  übrigen  hier  nicht  angeführten  Münz-  und  Geldsorten  ist, 
insoferne  für  dieselben  ein  Goldguldenäquivalent  besteht  —  wie  z.  B.  ein 
amerikanischer  Dollar  gleich  2  fl.  10  kr.  Gold  —  die  Bewertung  in  Kronen 
und  Hellern  im  Wege  der  Umrechnung  auf  Goldgulden  vorzunehmen,  von 
welchen  42  gleich  sind  100  Kronen. 

In  allen  zweifelhaften  Fällen  ist  die  Entscheidung  mittelst  amtlichen 
Berichtes  an  das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  einzuholen. 

D.  Postporto. 

Bezüglich  der  Postportoauslagen  ist  folgendes  zu  bemerken: 
Wie  bereits  oben  erwähnt  wurde,  werden  bei  den  effektiven  k.  und 
k.  Konsularämtern  die  Postportoauslagen  für  Dienstkorrespondenzen  und 
Pakete  aus  dem  systemisierten  Pauschale  bestritten.  Die  k.  und  k.  Konsular- 
funktionäre,  ohne  Unterschied,  sind,  gleich  den  k.  und  k.  diplomatischen 
Missionen,  am  Orte  ihres  Amtssitzes  für  ihre  Dienst-  und  Privatkorrespon- 
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denz  portopflichtig.  Auch  mit  den  inländischen  portofreien  Behörden  sind 
die  k.  und  k.  Konsularämter  für  ihre  Dienstkorrespondenz  portopflichtig,  sie 
sind  daher  verpflichtet,  ihre  Schreiben  und  Sendungen  an  portofreie  Be- 
hörden des  Inlandes,  wenn  sie  auch  Dienstsachen  betreflFen,  bei  der  Aufgabe 
gehörig  zu  frankieren.  Nur  jene  Konsularämter,  welche  sich  an  Orten  be- 
finden, wo  zugleich  k.  und  k.  Postexpeditionen  bestehen  (Türkei  und  Griechen- 
land) sind  von  der  obigen  Verpflichtung  befreit.  Den  k.  und  k.  Konsular- 
ämtera  steht  es  frei,  die  Annahme  unfrankierter  Schreiben  von  Privatpersonen 
oder  portopflichtigen  Behörden  des  Inlandes  zu  verweigern.  Auch  die  porto- 
freien Behörden  des  Inlandes  sind  verpflichtet,  ihre  an  die  k.  und  k.  diplo- 
matischen Missionen  und  Konsularämter  gerichteten  Korrespondenzen  uod 
Sendungen  bei  der  Aufgabe  zu  frankieren.  Alle  jene  Postauslagen,  welche 
durch  unfrankiert  einlaufende  Zuschriften  und  Sendungen  der  inländischen 
Behörden  hervorgerufen  werden,  sind  von  den  Konsularämtern  in  einem  be- 
sonderen Verzeichnisse  unter  Angabe  des  Namens  der  absendenden  Behörde 
und  des  entfallenden  Portos  zusammenzustellen  und  den  jeweiligen  Dienst- 
rechnungen anzuschließen  (Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern 
vom  6.  Jänner  1873,  Z.  18572/III). 

Zum  Behufe  der  Vereinfachung  bei  dem  Refundierungsanspruche  der 
fraglichen  Portoauslagen  hat  das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  mit 
Circulare  vom  18.  April  1874,  Z.  6070/III  angeordnet,  daß  solche  Porto- 
gebüren  nicht  in  einem  einzigen  Verzeichnisse  zusammengestellt,  sondern 
für  jeden  einzelnen  inländischen  Centralverwaltungszweig,  nämlich  der 
k.  k.,  und  königlich -ungarischen  Ministerien  der  Justiz,  des  Handels, 
Ackerbaues  und  Kultus  und  des  Innern  abgesondert  in  einem  eigenen  Aus- 
weise, jedoch  spezifiziert,  nachgewiesen  werden. 

Aus  Anlaß  vorgekommener  Fälle,  daß  Zuschriften  verschiedener  k. 
und  k.  diplomatischer  Missionen  und  Konsularämter  an  inländische  Behörden 
unfrankiert  oder  mangelhaft  frankiert  aufgegeben  wurden  und  von  letzteren 
sonach  nebst  dem  regulären  Portosatze  auch  noch  Strafporti  bezahlt  werden 
mußten,  hat  das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  mit  Circulare  vom 
20.  April  1873,  Z.  5487/III  die  Missionen  und  Konsularämter  neuerdings 
angewiesen,  ihre  Sendungen  an  inländische  Behörden,  insoweit  dies  über- 
haupt möglich  ist,  bei  der  Aufgabe  gehörig  zu  frankieren. 

Es  läßt  sich  aus  den  bestehenden  Normen  und  Usancen  für  die  k. 
und  k.  Konsularämter  keineswegs  die  Verbindlichkeit  ableiten,  die  Post- 
portogebür  für  eine  in  Parteisachen  vorgenommene  Erledigung,  bezw.  deren 
Intimation  zu  bestreiten,  es  bleibt  daher  den  inländischen  Anfragenden  frei- 
gestellt, die  Postportogebür  für  die  Rückantwort  des  Konsularamtes  in 
Barem  oder  in  gleichwertigen  österreichischen  oder  ungarischen  Briefmarken 
ferner  in  Geld  oder  Briefmarken  des  Landes,  wo  das  Konsulat  seinen  Sitz 
hat,  dem  ßequisitionsschreiben  beizulegen,  oder,  eine  unfrankierte  Rückant- 
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wort  zu  verlangen.  Die  österreichischen  oder  ungarischen  Briefmarken  sind 
aber  natürlich  nicht  dazu  bestimmt,  zur  Frankierung  der  Rückantwort  zu 
dienen,  sondern  kommen  lediglich  als  ein  leicht  verwertbares  Tauschobjekt 
etwa  zur  Begleichung  kleiner  Rechnungsreste  u.  dergl.  in  Betracht.  Sollte 
sich  indessen  für  die  Verwertung  bei  einem  Konsulate  der  auf  diese  Art  ein- 
gelangten österreichischen  oder  ungarischen  Briefmarken  keine  Gelegenheit 
darbieten,  so  unterliegt  es  keinem  Anstände,  daß  das  Konsulat  die  für  die 
Erledigung  der  kaufmännischen  Anfragen  ausgelegte  Postportogebür  in  der 
laufenden  Dienstrechnung  in  Ausgabe  stelle,  in  welchem  Falle  jedoch  die 
unverwertet  gebliebenen  Postwertzeichen  behufs  weiterer  Veranlassung  an 
das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  zu  transmittieren  sind  (Circulare 
des  k.  u.  k.  Ministeriums  des  Äußeni  v.  12.  Februar  1885,  Z.  18741/10  ex  1884). 

Mit  Circulare  vom  25.  Jänner  1901,  Z.  58449/10  ex  1900  hat  das 
k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  im  Einvernehmen  mit  den  beiden  Handels- 
ministerien die  Verfügung  getroffen,  daß  die  k.  und  k.  Konsularämter  in 
Hinkunft  die  ihnen  aus  der  Monarchie  zukommenden  ungenügend  fran- 
kierten Briefe,  insoferne  sie  dem  Anscheine  nach  eine  Handelsangelegen- 
heit betreflFen,  worüber  wohl  fast  immer  die  Enveloppe  Aufschluß  geben 
wird,  anzunehmen  und  die  hiefür  verausgabten  Strafporti  fallweise  in  die 
Dienstrechnung  in  Ausgabe  zu  stellen  haben. 

Über  diese  Strafporti  sind  gleichzeitig  zwei  getrennte  Listen,  die  eine 
über  die  Briefe  österreichischer,  die  andere  über  jene  ungarischer  Pro- 
venienz, zu  führen  und  halbjährig  als  Annex  der  Dienstrechnung  nebst  den 
mit  dem  Strafporto  vermerk  versehenen  Kouverts,  welchen  der  Name  und 
Adresse  des  Absenders  —  falls  dies  nicht  durch  Aufdruck  ersichtlich  wäre  — 
beizufügen  ist,  dem  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  vorzulegen. 

Diese  Bestimmungen  gelten  nicht  für  unfrankierte  Briefe. 

Betreffs  des  bisherigen  vorschriftsmäßigen  Vorganges  bei  den  k.  und 
k.  Konsularämtem,  ihre  Antwortschreiben  auf  geschäftliche  Requisitionen 
von  Handelskorporationen  oder  Privatfirmen,  wenn  denselben  das  Äquivalent 
für  das  Retourporto  nicht  beigeschlossen  war,  unfrankiert  abzusenden,  hat 
das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  einvernehmlich  mit  den  beiden 
Handelsministerien  mit  Circulare  vom  25.  September  1902,  Z.  33171/10, 
behufs  definitiver  Regelung  dieser  Frage,  die  k.  und  k.  Konsularämter  an- 
gewiesen, vom  1.  Jänner  1903  angefangen,  zunächst  versuchsweise  auch 
solche  kommerzielle  Anfragen  oder  Zuschriften,  denen  das  Retourporto  nicht 
beilag,  frankiert  zu  beantworten. 

Unter  Einem  ist  jedoch  stets  von  dem  betreffenden  Adressaten  der  Er- 
satz des  für  ihn  vorschußweise  bestrittenen  Portobetrages  zu  reklamieren 
und,  falls  letzterer  von  der  Partei  binnen  einer  bestimmten  angemessenen 
Frist  nicht  zurückerstattet  würde,  ist  derselbe  in  der  Dienstrechnung  in 
Ausgabe  zu  stellen. 
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Behufs  nachträglicher  Hereinbringung  dieser  Portoaaslagen  von  den 
ersatzpflichtigen  Parteien  sind  hierüber  zwei  nach  österreichischen  und 
ungarischen  Korporationen  respektive  Firmen  gesonderte  Verzeichnisse  an- 
zulegen und  dem  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  halbjährig  als  Beilage 
der  Dienstrechnung  vorzulegen.  Die  Strafgelder,  welche  die  k.  und  k.  Kon- 
sularämter  in  Rumänien  und  Serbien  über  Requisition  ungarischer  Behörden 
von  den  in  ihrem  Amtsbezirke  sich  aufhaltenden  ungarischen  Staatsange- 
hörigen einheben,  sind  an  die  gedachten  Behörden  mittelst  portofreier 
Postanweisungen,  deren  Verwendung  den  k.  und  k.  Konsularämtem  in 
jenen  Ländern  für  ihre  Korrespondenzen  und  Geldsendungen  an  portofreie 
ungarische  Behörden  zusteht,  zu  übermitteln  (Circulare  des  k.  und  k.  Mi- 
nisteriums des  Äußern  vom  19.  Februar  1900,  Z.  6128/10). 

E.  Geldsendungen. 

Bei  Geldsendungen  sind  die  k.  und  k.  Vertretungsbehörden  im  Aus- 
lande verpflichtet,  auf  den  betreffenden  Geldbriefen  stets  die  inliegenden 
Beträge  auch  äußerlich  anzugeben,  und  in  Fällen,  wo  diese  Schreiben 
durch  die  inländische  Post  weiter  zu  befördern  sind,  die  einzelnen  Wert- 
zeichen noch  besonders  zu  spezifizieren  (Circularien  des  k.  und  k.  Ministe- 
riums des  Äußern  vom  1.  März  1871,  Z.  2490/2  und  vom  17.  Februar 
1883,  Z.  3312/2). 

Mit  Geldern  oder  Werteffekten  beschwerte  Sendungen  dürfen  nur  dann 
einfach,  ohne  Wertdeklaration  rekommandiert  der  Post  übergeben  werden, 
wenn  die  zur  Versendung  gelangende  Summe  oder  der  Wert  des  versendeten 
Gegenstandes  jenen  Betrag  nicht  übersteigt,  welchen  die  Postverwaltung 
für  den  Verlust  rekommandierter  Sendungen  zu  vergüten  verpflichtet  ist. 

Die  k.  und  k.  Vertretungsbehörden  haben  stets  den  Empfang  der  an 
dieselben  seitens  der  inländischen  Behörden  einlangenden  Wertsendungen 
zunächst  mit  Amtsquittung  denselben  zu  bestätigen.  Nach  Übermittlung 
der  betreffenden  Geld-  oder  Wertsendungen  an  jene  ausländischen  Ämter 
oder  Privatpersonen,  welchen  dieselben  auszufolgen  sein  werden,  sind  auch 
die  Empfangsbestätigungen  der  letzteren  nachträglich  gleichfalls  an  jene  in- 
ländischen Behörden  zu  senden,  von  welchen  die  Absendung  erfolgt  war 
(Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  8.  März  1894, 
Z.  50922/3  ex  1893). 

Behufs  Vereinfachung  der  Verrechnung  der  Gebüren  für  die  Beförde- 
rung amtlicher  Staffeten  und  für  die  Versicherung  der  mit  Lloydschiffen  zu 
befördernden  amtlichen  Fahrpostsendungen  ist  das  k.  und  k.  Ministerium 
des  Äußern  mit  dem  k.  k.  Handelsministerium  übereingekommen,  daß 
die  Kreditierung  der  erwähnten  Gel)üren  nicht  mehr  stattzufinden  hat, 
sondern  dieselben  von  der  aufi>ebenden  Behörde  gleich  bei  der  Aufgabe  an 
das  betreffende  Postamt  bar  zu  entrichten  sind. 
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Bei  diesem  Anlasse  wurden  die  Geboren  für  die  Versicherung  der 
mit  Lloydschiften  zu  befördernden  amtlichen  Fahrpostsendungen  bei  Sen- 
dungen nach  österreichischen  oder  ungarischen  Hafenorten  mit  10  h  (die 
frühere  Gebür  betrug  20  h)  bei  Sendungen  nach  ausländischen  Hafenorten 
dagegen  mit  30  h  für  je  200  K  des  deklarierten  Wertes  festgesetzt,  wobei 
Beträge  unter  200  K  als  voll  anzurechnen  sind. 

Die  k.  und  k.  Konsularämter  haben  demnach  bei  eventuellen  mit  Lloyd- 
schiffen zu  befördernden  Geld-  und  Wertsendungen  die  entfallenden  Ver- 
sicherungsgebüren  nach  den  obigen  Pauschalsätzen  sofort  bar  zu  entrichten 
(Circularien  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  22.  Dezember  1883, 
Z.  26744/3  und  vom  14.  Juli  1885,  Z.  16734/3). 

Schließlich  muß  noch  erwähnt  werden,  daß  die  k.  und  k.  Konsular- 
ämter zur  Verminderung  von  Beschädigungen  bei  Dienstpaketen  verpflichtet 
sind,  die  für  die  Postbeförderung  bestimmten  Dienstbriefe  und  Pakete,  ins- 
besondere aber  jene  von  größerem  Umfange,  möglichst  zweckmäßig  und 
dauerhaft  verpacken,  eventuell  auch  mit  einer  Verschnür ung  versehen  zu 
lassen  (Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  10.  Mai 
1888,  Z.  10017/2). 

Sechster  Abschnitt. 

Normen  über  die  telegraphlHche  Korrespondenz  bei  den 
k.  und  k.  Konsularämtern. 

über  die  Erstattung  von  telegraphischen  Anzeigen  oder  Meldungen 
seitens  der  k.  und  k.  Konsularämter  an  das  k.  und  k.  Ministerium  des 
Äußern  oder  an  die  vorgesetzte  k.  und  k.  diplomatische  Mission  ist  folgen- 
des zu  bemerken: 

Um  dem  Ärare  bedeutende  und  zuweilen  überflüssige  Auslagen  zu  er- 
sparen, ist  prinzipiell  die  Benützung  des  Telegraphen  nur  auf  wirklich 
dringende  Fälle  zu  beschränken,  in  welchen  das  rechtzeitige  Eintreffen  ge- 
wisser Nachrichten  von  Wichtigkeit  ist  und  die  im  Postwege  verspätet  ein- 
kingen  würden. 

Für  solche  telegraphische  Meldungen  ist  nur  die  allein  zulässige 
Kürze  des  Ausdruckes  und  prägnante,  klare  Stilisierung  zu  wählen,  welche 
viele  Worte  und  Titulaturen  erspart,  ohne  Unklarheit  zu  verursachen. 
Weitere  zur  Kompletierung  der  Telegramme  sich  etwa  als  notwendig  er- 
weisende Ausführungen  können  durch  nachträgliche  Berichte  geliefert  wer- 
den (Circularien  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  29.  Oktober 
1879,  Z.  19030/2  und  vom  10.  Dezember  1902,  Z.  79051/2).  Wie  bereits 
oben  bei  der  Dienstrechnung  erwähnt  wurde,  ist  über  die  Posttelegramm- 
auslagen ein  mit  den  Rezepissen  belegter  Detailausweis  zufahren,  in  welchem 
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der  Inhalt  der  Depeschen  knrz  anzngegeben  ist  und  die  darunter  befindlichen 
politischen  Telegi'amme  als  solche  zu  deklarieren  sind  (Circulare  des  k. 
und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  31.  Dezember  1894,  Z.  50785/3). 

In  politischen  Berichten  ist  die  Reproduzierung  von  vorausgegangenen 
Chifiredepeschen  gleichen  Inhaltes  stets  zu  unterlassen  (Circulare  des  k. 
und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  22.  Juni  1885,  Z.  14444/2). 

Um  bei  der  telegraphischen  Chiffrekorrespondenz  die  Bezugnahme  auf 
früher  gelaufene  Telegi*amme  zu  erleichtern,  hat  das  k.  und  k.  Ministerium 
des  Äußern  angeordnet,  daä  sämtliche  von  den  k.  und  k.  Eonsularämtern 
an  das  Ministerium  oder  an  die  Person  des  jeweiligen  Ministers  gerichteten 
Chiffretelegramme  mit  fortlaufenden  Nummern  zu  versehen  und  letztere,  nicht 
chiffriert,  vor  die  erste  Zahlengruppe  zu  setzen  sind  (Circulare  des  k.  und 
k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  6.  Juli  1883,  Z.  19/Ch.  D.).  Mit  Circulare 
vom  11.  Dezember  1895,  Z.  67/Ch.  D.  sind  die  k.  und  k.  Konsularämter  in 
Kenntnis  gesetzt  worden,  daß  füi*  das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  als 
Telegrammadresse  in  Wien  das  Wort  „Austung^  registriert  wurde  und  daß 
daher  sämtliche  an  dasselbe  gerichteten  Telegramme  mit  den  Worten 
„Austung-Wien"  („Austung-Vienne",  „Austung-Vienna")  zu  adressieren  sind. 

Im  Jahre  1897  hat  sich  das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußem  aus 
ErsparungsrUcksichten  bestimmt  geftinden,  für  die  k.  und  k.  diplomatischen 
Missionen  in  Athen,  Belgrad,  Berlin,  Bukarest,  (Sinaia)  Kairo,  Cetinje, 
Constantinopel,  Dresden,  London,  Madrid,  Paris,  Peking,  Petersburg,  Bio 
de  Janeiro,  Rom  (Quirinal),  Sofia,  Tokio,  Washington  sowie  für  die  k.  und 
k.  Konsularämter  in  New- York,  Shanghai,  Tanger  und  Yokohama  das  Wort 
„Austung""  registrieren  zu  lassen,  so  zwar,  daß  die  an  die  gedachten  k.  und 
k.  Vertretungsbehörden  zu  richtende  Telegramme  mit  der  Adresse  „  Austung" 
(z.  B.  „Austung- Paris")  versehen  werden  können  (Circulare  des  k.  und 
k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  10.  Februar  1897,  Z.  6021/10). 

Verzeichnis 

jener  k.  und  k.  Vertretungsbehörden  im  Auslande,  welche  an  ihrem  Amtssitze  als 
Telegrammadresse  das  Wort  „Austung^  registriert  haben  (Stand  vom  1.  Jänner 

1903): 

Alexandrien  (Konsulat).  ■  Bukarest  (Gesandtschaft). 


Athen  (Gesandtschaft). 
Baltimore  (Konsulat). 
Belgrad  (Gesandtschaft). 
Berlin  (Botschaft). 
Bern  (Gesandtschaft). 
Bombay  (Generalkonsulat). 
Boston  (Konsulat). 
Buenos  Aires  (Generalkonsulat). 


Cairo  (Diplomatische  Agentie). 
Calcutta  (Konsulat). 
Capstadt  (Generalkonsulat). 
Cetinje  (Mission). 
Charleston  (Vizekonsulat). 
Chefoo  (Vizekonsulat). 
Chicago  (Generalkonsulat). 
Constantinopel  (Botschaft). 


Cnrityba  (Eonsnlat). 
Dresden  (Gesandtschaft). 
Galveston  (Konsulat). 
Havana  (Generalkonsulat). 
Hazleton  (Eonsularagentie). 
Hongkong  (Konsulat). 
London  (Botschaft). 
Madrid  (Botschaft). 
Manila  (Konsulat). 
Mexiko  (Gesandtschaft). 
Milwaukee  (Konsulat). 
Mobile  (Konsulat). 
München  (Gesandtschaft). 
New-Orleans  (Konsulat). 
New  York  (Generalkonsulat), 
Paris  (Botschaft). 
Peking  (Gesandtschaft). 
Pensacola  (Vizekonsulat). 
Petersburg  (Botschaft). 
Philadelphia  (Konsulat). 
Rttsburg  (Konsulat). 
Puerto   Montt   (Konsulat) 
„ÄustuDg-Valdivia" . 

AnmeTkung:  Das  k.  und  k, 
das  Wort  „Kanzlei"  registriert. 
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Richmond  (Konsulat). 

Rio  de  Janeiro  (Gesandtschaft). 

Rom  (Botschaft  beim  Quirinal). 

San  Francisco  (Konsulat). 

San  Sebastian  (Botschaft)  [im  Sommer]. 

Savannah  (Vizekonsulat). 

Shanghai  (Generalkonsulat). 

Sinaia  (Gesandtschaft)  [im  Sommer]. 
I  Sofia  (Diplomatische  Agentie). 

St.  Jago  de  Cuba  (Vizekonsulat). 

St.  Louis  (Konsulat). 

Stuttgart  (Gesandtschaft). 

Tanger  (Generalkonsulat). 

Teheran  (Gesandtschaft). 

Tientsin  (Konsulat). 

Tokio  (Gesandtschaft). 
I  Trinidad  (Vizekonsulat). 
I  Tunis  (Generalkonsulat). 
j  Valdivia  (siehe  „Puerto  Montt"). 
I  Valparaiso  (Generalkonsulat). 
'  Washington  (Gesandtschaft), 
per    Adresse:  j  Yokohama  (Konsulat). 
!  Zanzibar  (Konsulat). 
Generalkonsulat  in  London  hat  als  Telegrammadresse 


Behufs  Vermeidung  überflüssiger  Telegrammspesen  hat  das  k.  und 
k.  Ministerium  des  Äußern  mit  Circulare  vom  3.  Oktober  1902,  Z.  64622/10 
die  k.  und  k.  Konsularämter  angewiesen,  ihre  Berichterstattung  nach  Tun- 
lichkeit  so  einzurichten,  daß  hieraus  für  das  gedachte  Ministerium  nur  in 
wirklich  dringlichen  Fällen,  bei  welchen  die  Möglichkeit  des  rechtzeitigen 
Eintreffens  einer  schriftlichen  Erledigung  von  vornherein  ausgeschlossen  er- 
scheint, die  Notwendigkeit  einer  telegraphischen  Erledigung  resultiere. 


Siebenter  Abschnitt 

Vorgehen  der  österreichisch -ungarischen  Konsnlarfnnli- 
tionäre  betreffend  die    Oeldgeharung  und   das  Verrech- 

nungswesen. 

über  die  Geldgebarung  und  das  Verrechnungswesen  bei  den  k.  und 
k.  österreichisch-ungarischen  Konsularämtern  gelten  nachstehende  Normen: 


Malfatti,  Konsularwesen.    I. 


10 
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a)  Allgemeine  Bestimmungen  aber  die  Haftpflicht 

Der  Amtsvorstand  ist,  im  Sinne  der  bestehenden  Vorschriften  ffir  die 
gesamte  Eassagebanmg  and  das  Verrechnungswesen  des  seiner  Leitung 
unterstehenden  Amtes  yerantworUich. 

Sind  dem  Eonsularamte  außer  dem  Amtschef  noch  ein  oder  mehrere 
effektive  Staatsbeamte  zugeteilt,  so  haftet  der  Amtsleiter  solidarisch  mit 
jenem  Beamten,  welchem  die  Mitsperre  anvertraut  ist. 

Im  gegenteiligen  Falle  trägt  der  Amtsvorsteher  die  alleinige  persön- 
liche Haftung. 

Zur  Besorgung  der  Agenden,  mit  welchen  eine  Geldmanipulation  ver- 
bunden ist  (ÜbemiJime  von  Eonsulargebflren  und  sonstigen  Ordern  oder 
Werteffekten  u.  s.  w.),  sowie  zur  Fühiimg  der  damit  im  Zusammenhange  ste- 
henden Journale  ist  der  Amtschef  oder  einei*  der  ihm  eventuell  zugewiesenen 
effektiven  Staatsbeamten  berufen. 

Fttr  die  etwaige  Betrauung  eines  Hilfsbeamten,  welchem  der  Charakter 
eines  effektiven  Staatsbeamten  nicht  zukommt,  mit  Amtsverrichtungen  der 
eben  bezeichneten  Ai*t  bleibt  der  Amtschef  haftbai*. 

Ebenso  trägt  ausschließlich  der  Amtsleiter  die  Haftpflicht,  wenn  er 
einen  nicht  effektiven  Hilfsbeamten  zur  Aufgabe  und  Übernahme  von  Wert- 
sendungen verwendet. 

b)  Manipulationsvorkehrungen. 

Die  Eröffnung  der  an  das  Eonsularamt  gerichteten  Eorrespondenzen 
steht  nur  dem  Amtschef  zu,  der  wegen  direkter  Zustellung  der  einlangenden 
Sendungen  an  ihn  mit  der  lokalen  Postverwaltung  das  Einvernehmen  zu 
pflegen  hat. 

Wo  es  tunlich  und  empfehlenswert  ist,  kann  die  Übermittlung  der  ein- 
fachen Kon-espondenzstücke  eventuell  auch  in  Postbeuteln  erfolgen,  zu 
welchen  der  Amtsleitcr  und  der  manipulierende  Postbeamte  die  Sperre  haben. 

Mit  Geldern  oder  Werteffekten  beschwerte  Sendungen  dürfen  nur  dann 
einfach,  ohne  Wertdeklaration,  rekommandiert  der  Post  übergeben  werden, 
wenn  die  zur  Versendung  gelangende  Summe  oder  der  Wert  des  versen- 
deten Gegenstandes  jenen  Betrag  nicht  übersteigt,  welchen  die  Postverwal- 
lung für  den  Verlust  rekommandierter  Sendungen  zu  vergüten  verpflichtet  ist 
(Siehe  f).  Abschnitt,  E.) 

iiehufs  Kontrolle  über  die  bei  dem  Eonsularamte  eingelangten  und  ein- 
getragenen Pi)stsendungen  hat  das  Eonsularamt  die  nötigen  Einleitungen  zu 
treffen,  damit  demselben  —  wo  dies  überhaupt  durchfuhrbar  ist  —  von 
dem  lokalen  Postamte  fortlaufend  ein  monatweise  orter  auch  in  kürzeren 
Zeiträunu^n  fälliger  Ausweis  über  die  für  das  Konsulat  eingelangten  Post- 
sendungen zukomme. 
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Über  die  von  dem  Konsularamte  expedierten  Postsendungen  ist  ein 
Postaufgabebuch  zu  führen,  in  welchem,  wo  dies  erreichbar  ist,  die  Über- 
nahme der  betreffenden  Sendung  von  dem  lokalen  Postamte  zu  bestätigen  ist. 

Die  Aufgabsrezepisse  über  rekommandierte  Postsendungen  sind  auf- 
zubewahren. 

Falls  nach  einer  angemessenen  Frist  die  Empfangsbestätigung  über 
eine  seitens  des  Konsularamtes  effektuierte  Expedition  von  Geld  oder  Geldes- 
weii  nicht  einlangt,  ist  die  Einsendimg  derselben  zu  betreiben. 

c)  Revisions-  und  Skontrierungsvorschriften. 

In  Intervallen  von  14  zu  14  Tagen,  s])ätestens  allmonatlich,  hat  der 
Amtsleiter  die  Geschäftsgebanmg  des  subalternen  Personales,  insbesondere 
jene,  welche  mit  einer  Geldmanipulation  im  Zusammenhange  steht,  einer  ge- 
nauen Revision  zu  unterziehen,  die  Journale,  Verzeichnisse  usw.  an  der 
Hand  der  betreffenden  Akten  zu  prüfen  und  den  in  den  Journalen  nachge- 
wiesenen Stand  der  Proventen  und  sonstigen  Gelder  mit  dem  Kassabestande 
zu  vergleichen. 

Über  den  Befund  ist  bei  jeder  derartigen  Revision  sofort  ein  Protokoll 
aufzunehmen  und  den  Akten  einzuverleiben,  und  ist  die  stattgefundene  Re- 
vision sowie  der  Skontrierungsbefund  allsogleich  in  den  bezüglichen  Jour- 
nalen ersichtlich  zu  machen. 

Die  hierbei  eventuell  entdeckten  Unregelmäßigkeiten,  dann  allfällig  kon- 
statierte Übervorteilungen  der  Parteien  sind  unverweilt  dem  k.  imd  k.  Mini- 
steriiun  des  Äußern  zui*  Anzeige  zu  bringen. 

d)  Interinaldepositen. 

Die  sogenannten  durchlaufenden  Gelder  und  Werteffekten  (Interinal- 
depositen), welche  nicht  zur  depositenamtlichen  Verwahrung,  sondern  zur 
unmittelbaren  Ausfolgung  an  Behörden  oder  Parteien  bestimmt  sind,  müssen 
in  einer  besonderen  Handkasse  hinterlegt  werden,  zu  welcher  der  Amts- 
chef oder  der  ihm  eventuell  zugeteilte    effektive    Beamte   die   Sperre   hat. 

Die  Hinterlegung  der  (ielder  und  Werteffekten  in  die  Handkasse  hat 
jedenfalls  am  Tage  der  Übergabe,  vor  Schluß  der  Amtsstunden,  und  wenn 
es  sich  um  größere  Summen  oder  Gegenstände  von  höherem  Werte  handelt, 
unmittelbar  nach  dör  Übernahme  zu  erfolgen. 

Über  diese  Gelder  und  Weileffekten  (Interinaldepositen)  ist  ein  be- 
sonderes De])0sitenbuch  zu  führen  und  mit  Ende  eines  jeden  Jahres  abzu- 
schließen. 

Das  bezügliche  Fonnulare  befindet  sich  auf  Seite  299,  vierter  Teil, 
achter  Abschnitt  Nr.  0  (Gebarung  in  Depositenangelegenheiten). 
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e)  Ergänzungsbestimmungen. 

Die  bezüglich  der  Depositengebarung,  sowie  hinsichtlich  der  Konsular- 
proventen  und  der  sonstigen  Amtsgelder  bestehenden  Vorschriften  werden 
durch  die  oben  angeführten  Normen  nicht  berührt. 

Der  Amtsleiter  ist  verpflichtet,  nach  Maßgabe  der  jeweiligen  Verhält- 
nisse außer  den  vorbezeichneten  Kautelen  noch  andere,  zweckdienlich  er- 
scheinende Vorsichtsmaßregeln  —  namentlich  in  Absicht  auf  die  wirksame 
Überwachung  der  mit  dem  Parteienverkehre  betrauten  Organe  —  im 
eigenen  Wirkungskreise  einzuführen,  beziehungsweise  beim  k.  und  k.  Mini- 
sterium des  Äußern  zu  beantragen. 

Mit  Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  24.  Oktober 
1902,  Z.  69.298/3,  sind  die  k.  und  k.  diplomatischen  Missionen  und  Konsular- 
ämter  aufgefordert  worden,  die  bei  denselben  für  inländische  Behörden  oder 
Privatpersonen  erlegten  Beträge  nicht  in  barem  oder  mittels  Schecks  dem 
k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  vorzulegen,  weil  dies  für  die  Perzipienten 
den  Nachteil  hat,  daß  sich  die  ihnen  zukommenden  Beträge  um  die  Porto- 
beziehungsweise Trassierungsspesen  verringern.  Vielmehr  sind  derlei  Be- 
träge in  der  Dienstrechnung  zu  beeinnahmen  und  nur  deren  Höhe  in 
Kronenwährung  einzuberichten,  worauf  die  Auszahlung  der  entfallenden 
Summen  an  die  Bezugsberechtigten  von  Seite  des  k.  imd  k.  Ministeriums 
des  Äußern  vorgenommen  werden  wird. 

Durch  diese  Modalität  ergibt  sich  zugleich  der  Vorteil,  daß  hierdurch 
die  Notwendigkeit  einer  Dotierung  der  auswärtigen  Kassen  zum  Teil  ent- 
fällt und  sich  folgegemäß  die  bezüglichen  Kosten  der  Kemittierung  von  Vor- 
schüssen vermindern. 

Selbstverständlich  hätte  der  vorbezeichnete  Vorgang  nur  mit  der  Be- 
schränkung Platz  zu  greifen,  daß  sich  dadurch  nicht  ein  über  den  Amts- 
bedarf gehender  Kassabestand  ergeben  würde,  in  welch  letzterem  Falle  die 
bisherige  Remittierungsmodalität  beizubehalten  sein  wird. 

Anläßlich  eines  speziellen  Falles  wurden  die  k.  und  k.  diplomatischen 
Missionen  und  Konsularämtcr  mit  Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des 
Äußern  vom  2.  Jänner  1903,  Z.  84.409/3  ex  1902  im  Nachhange  zum 
früheren  Circulare  vom  24.  Oktober  1902,  Z.  09.298/3,  darauf  aufmerksam 
gemacht,  daß  nur  die  Beeinnahmung  in  der  Dienstrechnung  von  solchen  Be- 
trägen angeordnet  wurde,  welche  bisher  in  barem  oder  mittels  Schecks  dem 
k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  vorgelegt,  wurden.  Keineswegs  aber 
sollte  mit  dieser  Verfügung  bezweckt  werden,  daß  Beträge,  zu  deren  Aus- 
zahlung an  Behörden  oder  Privatpersonen  auch  bisher  nicht  die  ministerielle 
Vermittlung  angesprochen  wurde,  uimmehr  im  Wege  der  k.  und  k.  Ver- 
tretungsbehörden, beziehungsweise  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern 
an  ihre  Bestimmimg  gelangen. 
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Ebensowenig  sind  Gelder,  deren  bare  Übermittlung  an  inländische 
Behörden  durch  besondere  Weisungen  geregelt  wurde  (z.  B.  Paßgebttren), 
oder  welche  ihrer  Natur  nach  nicht  den  Eassabeständen  der  k.  und  k.  Ämter 
einzuverleiben  sind  (z.  B.  Corpora  delicti) ,  in  der  Dienstrechnung  zu  be- 
einnahmen. 

Achter  Abschnitt. 

Vorgehen  der  österr.-ungar.  Eonsularfttnktionäre  bei  Über- 
nahme und  Führung  fremder  Konsularvertretungen.  — 
Gerenz  fremder  Eonsularämter  in  dem  betreffenden  Amts- 
bezirke. 

Mit  Circulare  vom  31.  Dezember  1889,  Z.  31989/10,  hat  das  k.  und 
k.  Ministerium  des  Äußern  die  Modalitäten  festgesetzt,  unter  welchen  die 
k.  und  k.  Eonsularämter  ermächtigt  sind,  die  Vertretung  fremder  Interessen, 
sei  es  durch  Gewährung  des  konsularamtlichen  Schutzes  an  die  im  Kon- 
sulärbezirke befindlichen  fremden  Staatsangehörigen,  sei  es  durch  Über- 
nahme von  stabilen  Konsularfunktionen  oder  zeitweiligen  Gerenzen  für 
dritte  Staaten  zu  besorgen. 

Rücksichtlich  der  effektiven  k.  und  k.  Eonsularämter  jedweder  Eate- 
gorie  wurde  der  Grundsatz  aufgestellt,  daß  dieselben  derartige  Vertretungen 
im  allgemeinen  nur  nach  einer  hiezu  vorher  eingeholten  Bewilligung  der 
vorgesetzten  k.  und  k.  diplomatischen  Mission  oder  durch  deren  Vermittlung 
des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  tibernehmen  dürfen.  Dieser  Grund- 
satz wurde  auch  auf  die  Honorar-Konsularämter  angewendet,  sofeme  die 
stabUe  Vertretung  der  Interessen  einer  fremden  Macht,  das  ist  die  Eumu- 
lierung  des  österreichisch -ungarischen  Eonsularmandates  mit  einem  an- 
deren Eonsularmandate  in  Frage  kömmt. 

Behufs  definitiver  Regelung  der  Frage,  ob  und  inwiefeme  die  k.  und 
k.  Eonsularämter  zur  Übernahme  von  ständigen  Vertretungen  fremder  Schutz- 
interessen oder  von  zeitweisen  Gerenzen  fremder  Eonsularagenden  befugt 
sind,  fand  sich  das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  veranlaßt,  folgende 
grundsätzliche  Bestimmungen  zu  erlassen: 

Die  k.  und  k.  Eonsularämter,  bezw.  deren  Leiter,  gleichviel  ob  sie 
die  Funktionen  eines  Berufs-  oder  eines  Wahlkonsuls  bekleiden,  dürfen  in 
der  Folge  grundsätzlich  weder  ein  Mandat  zur  stabilen  Veilretung  der 
Interessen  eines  fremden  Staates  oder  dessen  Angehörigen,  noch  eine  zeit- 
weise Gerenz  eines  fremdländischen  Eonsularamtes  annehmen,  ohne  vorher 
die  Bewilligung  der  vorgesetzten  k.  und  k.  diplomatischen  Mission  oder 
des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  hiezu  eingeholt  und  erhalten 
zu  haben. 
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Wird  dem  k.  and  k.  Konsularamte  solchermaßen  die  Fühmng  der 
stabilen  Vertretung  oder  temporären  Gerenz  eines  fremden  Konsulai-amtes 
gestattet,  so  hat  das  betreffende  k.  und  k.  Konsularamt  sowohl  den  Zeit- 
punkt der  Übernahme  dieser  Funktion,  als  auch  deren  Ende  dem  k.  und 
k.  Ministerium  des  Äußeren  unverzüglich  zur  Anzeige  zu  bringen. 

Die  in  transozeanischen  Ländern  residierenden  k.  und  k.  Konsulats- 
amtsleiter,  in  Städten,  wo  infolge  räumlicher  Entfernung  oder  sonstiger 
Behinderung  die  Einholung  der  oberbehördlichen  Bewilligung  mit  einem 
unverhältnismäßigen  Aufwand  an  Zeit  und  Kosten  verbunden  wäre,  können 
auch  ohne  vorherige  Autorisation  die  zeitweise  Gerenz  des  Konsularamtes 
einer  befreundeten  Macht  übernehmen,  vorausgesetzt,  daß  diese  Kumulierung 
gegen  die  schuldige  Rücksicht  für  die  Lokalregierung  nicht  verstößt  und 
eine  Kollision  mit  den  dem  k.  und  k.  Konsularamte  anvertrauten  österrei- 
chisch-ungarischen Interessen  nicht  besorgen  läßt. 

Auch  in  solchen  Fällen  sind  die  k.  und  ik.  Konsularämter  ver- 
pflichtet, von  der  stattgefundenen  Übernahme  und  Übergabe  der  Gerenz, 
der  vorgesetzten  k.  und  k.  diplomatischen  Mission  oder  dem  k.  und  k. 
Ministerium  des  Äußern  unverweilt  zu  berichten. 

Durch  diese  Bestimmungen  werden  die  aus  internationalen  Verträgen 
herrührenden  Ansprüche  fremder  Staatsangehöriger  auf  den  österreichisch- 
ungarischen Konsularschutz  nicht  tangiert.  Ebenso  bleiben  die  Bestim- 
mungen des  §  39  der  Ministerialverordnung  vom  2.  Dezember  1857  (R.  G.  Bl. 
Nr.  234),  welche  für  die  Konsularämter  in  der  Türkei  samt  Nebenländern 
und  in  den  nichtchristlichen  Staaten  in  Geltung  steht,  nach  wie  vorher 
in  Kraft. 

Mit  nachträglichem  Circulare  vom  20.  Oktober  1890,  Z.  28520/10  hat 
das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußeren  die  k.  und  k.  diplomatischen  Mis- 
sionen aufgefordert,  bekannt  zu  geben,  welche  von  den  unterstehenden 
Konsularämtern  bereits  stabile  Vertretungen  auswärtiger  und  eventuell 
welcher  Staaten  mit  unserem  Konsular- Mandate  kumulieren.  Bei  diesem 
Anlasse  wurden  die  k.  und  k.  diplomatischen  Missionen  angewiesen,  in  Hin- 
kunft bei  allfalligen  Personalvorschlägen  zur  Besetzung  von  unbesoldeten 
Konsularamtsposten  jedesmal  vorher  genau  zu  ermitteln  und  in  den  be- 
züglichen Vorschlägen  anzugeben,  ob  und  mit  welcher  fremdländischen 
Konsularvertretung  der  sich  um  die  österreichisch- ungarische  Konsular- 
vertretung  bewerbende  Kandidat  bereits  betraut  ist. 


IITafel. 


Konsular-Attachi. 


Zu  Seite  151-154  L  Band,  zweiter  Teü,  9.  AbMhmW«  \. 


m.Tafel. 


Yize-Konsul 

(Die  gleiche  Uniform-Type  —  nur  durch  die  Zahl  der  Dfstinktionsaleni«  uci\«ntid\«Awck 
gilt  für  die  Konsuln  und  die  General-Koniuln  U.  KUim.^ 

Zu  Seite  151 -1dl,  L  Band,  rweitei  Teü,  9.  AtoacYimW^  k. 


IV.1 


^tii^  -f  ©  <ä 


H^ 


GoDeral-Konsul  I.  Kl. 


Za  Seite  IM-löi,  I. 


l^ 


V.Tafcl. 


KoBSulats-Offizial 

(Die  tfleicbe  Uniform-Tjrpe  —  nur  mit  3  Dislinktionttternen 
gilt  rar  den  fiinxlei-Sekretftr  U.  IUmm.^ 

Zu  Seite  153    154,  L  Band,  zweiter  T«l,  9.  AbtdiuVVV,  k. 


VlTafel 


Kanzlei-Sekretär  I.  Kl. 


Zu  Seite  1^-164,  l  Band,  zweiter  Teil,  9.  AbacYnöW,  k. 


Hosen-Borten  Vi  Größe 


Vn.  Tafel. 


Konsular-Attache  (in  Gold) 
Kosulats-OfTizial  u.  Kanzlei-Sekretär  II.  Kl.  (in  Silber) 


General-Konsul  IL  KL,  Konsul  u.  Vize-Konsul  (in  Gold) 
Kanzlei-Sekretär  L  Kl.  (in  SUber) 


General-Konsul  I.  KI.  (in  Gold) 


Zu  Seite  152-164,  I.  Band,  zweiter  TwL  9.  XbBc\\T\\\V  k. 


Vin.Tafel. 


Stickerei  f&r  die  Beamten  von  der  YIII.  Kangsklasse  aufwärts. 
(Für  die  Ronzepts-Beamten  iu  Gold,  für  die  Ranzlei -Beamten  in  Silber). 


Kragen-Stickerei  (V,  Größe) 


Patten-Stickerei  ^Vt  Größe) 


DiitinktiontBtern  fBr  den 

General-Konsal  I.  Kl. 

(in  Oold) 


Schluß-Stickerei  (»/,  Größe) 


Diatinktionnteni 

Ar  den  Genanl- 

Konnd  II  KL,  den 

Konsul,  Vixe- Kontal 

and  Kontalar- 

AtUeh«  (in  Gold) 

and  fQr  die 

KonsaUr-Kanxlei- 

Beamten  (in  Silber) 


Knopf 

(Vorderansicht) 


Knopf 

(Seitenansicht) 


Zu  Seite  161    lb4.  l  Band,  zweiter  Teil,  V).  AbaeVirnU,  ^- 


Anordnang  der  Distinktionssterne 

für  die  Beamten  von  der  VIII.  Hangsklasse 

aufwärts: 


IX.  Tafel. 


fOr  den  General-KonBul  II.  Kl.  (in  Gold) 


für  deu  Konsul  (io  Gold) 


für  dtfn  Viw  Konsul  (in  Gold), 
>      >      Kanzlei-S«kretAr  I.  Kl.  (in  Silber) 


Ärmel- Stickerei  (V,  Größe) 

för  die  Beamten  von  der  Vlll.  Rangsklasse 

aufwärts 


Zu  Seite  löl  -  JH  l  BsLnd,  zweiter  Teil,  9.  XbachmVV,  k. 


Stickerei  fbr  die  Konzepts-Beamten  der  IX.  und  die 

Kanzlei-Beamten  der  IX.  und  X.  Rangsklasse. 

(Für  die  Konzepts-Beamten  in  Gold,  für  die  Kanzlei-Beamten  in  Silber). 


X.Tai 


Kragen-Stickerei  (V,  Größe) 


Anordnung  der  Distinktionssterne 
lie  Beamten  der  IX.  u.  X.  Kangsklasse: 


für  den  Konsular-Altach^  (in  Gold^ 
>        >    Kanzlei-Sekrelfir  II.  Kl.  (in  Silber) 


fOr  den  Kosulals-Offlzial  (in  Silber) 


Ärmel-Stickerei  (V,  Größe) 


Zu  Seile  151  -  154,  1.  Band,  zweiter  Teil,  9.  Abschnitt,  A. 
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Neunter  Abschnitt 

Unlformlernngsvorschrlften  filr  die  k.  und  k.  östen'elchisch- 
ungarlschen  Konsnlarfanktlonäre.  —  Unlformlerimgsvor- 
schi'lft  für  die  Beamten  des  k,  und  k.  Ministeriums  des 
lußem,  seiner  Dependenzen  und  des  diplomatischen  Korps. 
Abbildungen  der  bezüglichen  Uniformen,  sowie  der  vor- 
geschriebenen Gold-  und  Sllberstlckerelen  für  die  ver- 
schiedenen Bangsstufen. 

A.  üniformieruiigsvorschrift  für  effektive  Konsnlarkonzepts- 

Tind  Eanzleibeamte. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  über  einen  vom  k.  und 
k.  Ministerium  des  Äußern  erstatteten  Vortrag  mit  Allerhöchster  Ent- 
schließung vom  17.  September  1900  —  die  Einführung  einer  neuen  Uni- 
form für  die  k.  und  k.  effektiven  Konsular-Konzepts-  und  -Kanzleibeamten  — 
zu  genehmigen  geruht: 

a)  Die  Uniformierungs Vorschrift  für  Konsular- Konzeptsbeamte  lautet 

wie  folgt: 
1.  Frack.    Derselbe  ist  aus  staatsgrünem  Tuche  von  gleichem  Schnitte, 
wie  jener  der  k.  und  k.  diplomatischen  Beamten.    Der  Kragen  und 
die    Ärmelaufschläge    sind    aus    dunkelgrünem    Sammte    mit    Gold- 
stickerei (Tafel  VIII,  IX  und  X). 

An  den  rückwärtigen  Schoßfalten  befindet  sich  je  eine  gerade  ge- 
schnittene Leiste  und  an  der  Schoßnaht  zwei  dreispitzige  Patten. 
Der  Frack  ist  mit  11  großen  vergoldeten  Adlerknöpfen  versehen, 
wovon  sich:  9  an  der  Vorderseite  und  2  rückwärts  am  Schluß 
befinden. 

Die  Rangsunterschiede  drücken  sich  in  der  Stickerei  wie  folgt  aus: 

Der  Frack  des  Konsular-Attach6s  trägt  auf  dem  Kragen  und  den 
Ärmelaufschlägen  einen  doppelreihigen  Saum  von  Goldstickerei,  1  cm 
ober  den  Ärmelaufschlägen  sind  je  3  goldene  Sterne  von  2  cm  Durch- 
messer angebracht  (Tafel  11  und  X). 

Der  Vizekonsul  trägt  reiche  Kragen-  und  Ärmelstickerei  und  hat 
außerdem  die  Patten  und  den  Schluß  gestickt  (Tafel  III,  Vm  und 
IX).  1  cm  ober  den  Ärmelaufschlägen  befindet  sich  je  ein  goldener 
Stern  von  2  cm  Durchmesser  (Tafel  VIII  und  IX). 

Der  Frack  des  Konsuls  und  des  Generalkonsuls  II.  Klasse  ist 
analog  dem  des  Vizekonsuls,  der  Konsul  hat  jedoch  ober  den  Ärmelauf- 
schlägen je  2,  der  Generalkonsul  je  3  goldene  Sterne  (Tafel  IX)  zu  tragen. 
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Der  Generalkonsul  I.  Klasse  trägt  dieselben  Stickereien  ondBmst- 
stickerei,  ober  den  Ärmelau&chlägen  aber  je  einen  goldenen  Stern  von 
3  cm  Durchmesser  (Tafel  IV,  VIII  und  IX). 

2.  Gilet    Dasselbe  ist  entweder  aus  gleichem  Tuche  wie  der  Frack, 

oder  aus  weißem  Piqu6.    Es  ist  10—12  cm  tief  ausgeschnitten  und 
wird  mit  7  kleinen  Adlerknöpfen  geschlossen. 

3.  Beinkleid.    Aus  gleichem  Tuche  wie  der  Frack,  mit  Goldborte.   Die 

Breite  derselben  (Tafel  VII)  beträgt: 

Für  den  Generalkonsul  1.  Klasse  52  mm,  für  den  Vizekonsul, 
Konsul  und  Generalkonsul  n.  Klasse  88  mm  und  für  den  Konsular- 
Attach6  28  mm. 

4.  Mantel.    Derselbe  ist  aus  staatsgrünem  Tuche  von  gleichem  Schnitte, 

wie  jener  der  Offiziere  des  k.  und  k.  Heeres,  jedoch  mit  vergoldeten 
Adlerknöpfen  versehen  und  nicht  passepoilirt. 

Der  Kragen  ist  aus  schwarzem  Sammete.  Die  Parolis  sind  aus 
dem  gleichen  Sammete,  wie  die  Au&chläge  am  Fracke.  An  den  inneren 
Enden  derselben  befindet  sich  je  ein  kleiner  Adlerknopf. 

5.  Hut.     Derselbe  ist  aus  schwarzem  Seidenfilz  und  besteht  aus  der 
runden  Kappe  und  der  Krampe. 

Die  mittlere  Höhe  der  Kappe  beträgt  11  cm.  Die  Krampe,  zu 
beiden  Seiten  der  Kappe  nach  aufwärts  gestülpt,  ist  rechts  14.5, 
links  16  cm  hoch  und  bildet  nach  vor-  und  rückwärts  6.7  cm  breite 
mäßig  geschwungene  Ecken.  Der  Krämpenrand  ist  mit  einem 
3.5  cm  breiten,  schwarzen,  gewässerten  Seidenbande  eingefaßt, 
welches  so  aufgenäht  ist,  daß  3  cm  seiner  Breite  gegen  die  äußere 
Seite  der  Krampe  umgelegt  sind. 

Die  rechte  Krampe  trägt  in  der  Mitte  eine  schwarze  Kokarde. 

Die  über  der  Kokarde  mit  einem  vergoldeten  großen  Adler- 
knopf befestigte  Hutschlinge  wird  in  allen  Kategorien  von  sechs 
Reihen  goldener  Bouillons,  deren  zwei  mittlere  verflochten  sind, 
gebildet. 

In  den  beiden  Hutecken  liegen  Kosen  von  goldenen  Bouillons 
mit  einem  schwarzsammetnen  Mittelschilde,  worauf  der  Doppeladler 
in  Gold  gestickt  ist. 

Für  die  Beamten  von  der  VIII.  Rangsklasse  aufwärts  ist  der 
obere  Hutrand  mit  schwarzen  Straußfedem  geziert. 

6.  Degen.    Wie  jener  der  k.  und  k.  diplomatischen  Beamten. 

7.  Degenkuppel.    Dieselbe  besteht: 

1.  Aus  der  Degentasche  (staatsgrünes  Tuch),  welche  für  den 
Konsular- Attache,  Vizekonsul,  Konsul  und  Generalkonsul  II.  Klasse 


—    153     — 

mit  einfacher,  für  den  Generalkonsul  I.  Klasse  mit  reicher  Gold- 
stickerei versehen  ist; 

2.  aus  dem  Bande,  welches  an  der  Tasche  festgenäht  ist. 
Diese  Degenkappel  ist  en  bandouliere  unter  dem  Gilet  zu  tragen. 
Kravatte  und  Kragen.    Wie  jene  der  Offiziere  des  k.  und  k.  Heeres. 
Handschuhe.    Aus  weißem  Rehleder. 

Schuhe.    Aus  schwarzem  glatten  Lackleder  ohne  Verzierung  oder  Besatz, 
b.  Die  Uniformierungsvorschrift  für  Konsular-Kanzleibeamte  lautet 

wie  folgt: 

1.  Der  Frack  der  Konsular-Kanzleibeamten  unterscheidet  sich  von  jenem 

der  Konzeptsbeamten  nur  durch  die  versilberten  Knöpfe  und  die  in 
Silber  ausgeführten  Stickereien. 

Die  Rangsunterschiede  drücken  sich  in  der  Stickerei  folgender- 
maßen aus: 

Der  Frack  des  Konsulatsoffizials-  und  des  Kanzleisekretärs  IL  Klasse 
hat  die  gleiche  Stickerei,  wie  der  des  Konsular- Attaches.  Der  Offizial 
trägt  ober  den  Ärmelaufschlägen  je  2,  der  Kanzleisekretär  je  3  silberne 
Sterne  von  2  cm  Durchmesser  (Tafel  V  und  X). 

Der  Frack  des  Kanzleisekretärs  I.  Klasse  hat  die  gleiche  Stickerei 
wie  der  des  Vizekonsuls,  und  trägt  ober  den  Ärmelaufschlägen  je 
einen  silbernen  Stern  von  2  cm  Durchmesser  (Tafel  VI,  Vm  und  IX). 

2.  Gilet.    Wie  für  die  Konzeptsbeamten,  jedoch  mit  versilberten  Knöpfen. 

3.  Beinkleid.    Gleich  jenem  der  Konzeptsbeamten  jedoch  mit  silbernen 

Borten,  und  zwar  trägt  der  Kanzleisekretär  I.  Klasse  eine  solche 
von  38  mm,  der  Kanzleisekretär  IL  Klasse  und  der  Offizial,  von 
28  mm  Breite.    (Tafel  VII). 

4.  Mantel.      Wie   für    die  Konzeptsbeamten,    jedoch    mit    versilberten 

Knöpfen. 

5.  Hut.    Wie  für  die  Konzeptsbeamten,  jedoch  Bouillons  und  Rosen  aus 

Süber. 

6.  Degen.    Wie  für  die  Konzeptsbeamten,  jedoch   mit  versilberten  Be- 

schlägen. 

7.  Degenkuppel.    Wie  für  die  Konzeptsbeamten,  die  Taschen  jedoch  mit 

Silberstickerei,  welche  für  alle  Rangsklassen  dieselbe  ist. 
Kravatten,    Kragen,    Handschuhe    und    Schuhe  wie    für    die  Kon- 
zeptsbeamten. 

Betreffs  der  Trauerabzeichen  gelten  folgende  Bestimmungen: 

1.  Bei  der  Trauer  des  ersten  Grades,  Trauerflor  am  linken  Oberarm, 
sowie  ein  Florüberzug  über  das  Gefäß  am  Degen,  und  über  die  Bouillons 
und  Rosen  am  Hut. 

2.  Bei  der  Trauer  des  zweiten  und  dritten  Grades  Trauerflor  am 
linken  Oberarm. 
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Jenen  Konsularbeamten,  welche  das  ungarische  nationale  Festkleid 
zu  tragen  in  dem  Falle  sind,  bleibt  es  auch  in  Hinkunft  unbenommen,  sich 
desselben  als  Amtskleid  zu  bedienen. 

Bücksichtlich  der  Befugnis  zum  Tragen  der  Militäiomiform  im  Aus- 
lande wird  auf  die  Bestimmungen  des  Punktes  281  des  Dienstreglements 
für  das  k.  und  k.  Heer,  1.  Teil,  betreffend  die  „Adjustierung  nichtaktiver 
Militärpersonen"  verwiesen,  wornach  Zivilbeamte,  daher  auch  Konsular- 
beamte, bei  allen  Gelegenheiten,  welche  mit  ihren  amtlichen  Funktionen 
im  Zusammenhange  stehen,  die  Militäruniform  nicht  tragen  dürfen  (Circu- 
lare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  v.  20.  Jänner  1901,  Z.  55360/10 
ex  1900). 

Die  effektiven  Konsularbeamten  sind  verpflichtet,  bei  feierlichen  An- 
lässen, sowie  in  allen  durch  die  Ausübung  ihres  Dienstes  gegebenen  Fällen 
die  vorgeschriebene  Uniform  zu  tragen. 

Hier  folgen  die  Abbildungen  (IX  Tafeln)  der  bezüglichen  Uniform, 
sowie  der  vorgeschriebenen  Gold-  und  Siberstickereien  für  die  verschiedenen 
Bangsstufen. 

B.  Uniformierungsvorschrift  für  Honorar-Konsnlarfimktionäre. 

Die  mit  Allerhöchster  Entschließung  vom  4.  August  1850  sanktio- 
nierte Uniformierungsvorschrift  gilt  mit  einigen  Modifikationen  gegenwärtig 
bloß  für  die  Honorar-Konsularfunktionäre,  welche  Amtsvorsteher  sind. 

Die  vorgeschriebene  Uniform  besteht  aus  einem  scharlachroten  von 
oben  bis  unten  zugeknöpften  Frack  mit  vergoldeten  Uniformknöpfen,  meer- 
grün sammtnen  Aufschlägen,  Goldstickereien,  weißen  Pantalons  aus  Schaf- 
wollstoff mit  Goldborten,  goldenen  Epaulettes,  Staatsdegen  und  Staatshut 
mit  goldenen  Bouillons  und  weiß  und  rotem  Federbusch.    (Siehe  Tafel  XI.) 

Zur  Erzielung  der  Gleichförmigkeit  und  Abstufung  der  Kangsver- 
hältnisse  ist  hiebei  folgendes  zu  beobachten: 

a)  Die  Stickerei  der  Uniform  am  Kragen  und  an  den  Aufschlägen  wird 
nach  dem  vorgeschriebenen  Muster  (betreffs  der  Abbildungen  der 
Goldstickereien  siehe  Tafel  XII)  nach  drei  Kategorien  getragen  und 
zwar  die  erste  ist  den  Honorar-Generalkonsuln,  die  zweite  den  Hono- 
rar-Konsuln und  die  dritte  den  Honorar- Vizekonsuln  gestattet. 

b)  Die  Beinkleider  werden  bei  den  Honorar-Generalkonsuln  mit  2  Zoll 
breiten,  bei  den  Honorar-Konsuln  und  Honorar- Vizekonsuln  mit  1^2  Zoll 
breiten  Goldborten  getragen. 

c)  Zur  Uniform  gehören  zwei  volle  Epaulettes  mit  goldenen  Bouillons, 
welche  bei  den  Generalkonsuln  3  Zoll  lang,  3  Linien  dick,  bei  Kon- 
suln und  Vizekonsuln  2V2  Zoll  lang,  2  Linien  dick  sind. 

d)  Der  Hut  ist  bei  allen  Kategorien  der  Uniform  nach  Art  der  Militär- 
hüte gestülpt  und  mit  einem  rot  und  weißen  Federbusch  nach  den 


XI.Tafel. 


Uouorar-General-Konsul,  Honorar-Konsul,  Honorar-Vize- Konsul. 


Zu  Seite  154-155,  I.  Band,  zweiter  Teil,  9.  Abschnitt,  B 


Xn.  Tafe 


Goldstickerei  der  Uniform 
für  die  k.  und  k.  österreichisch-ungarischen  Honorar-Konsular-Funktionäre. 

I.  Kategorie. 


/ 
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Farben  der  früheren  Handelsflagge  verziei-t.  Bei  den  Honorar-General- 
konsuln ist  er  an  den  Rändern  mit  Goldborten  eingefaßt 
Den  Konsularagenten  ist  das  Tragen  der  Uniform  in  der  Eegel  nicht 
gestattet.  In  besonders  rücksichtswürdigen  Fällen  jedoch  kann  über  An- 
trag des  vorgesetzten  Eonsularamtes  den  Konsularagenten  vom  k.  und  k. 
Ministerium  des  Äußern  der  Gebrauch  derselben  in  der  für  die  Honorar- 
Vizekonsuln  festgesetzten  Form  gestattet  werden. 

Den  subalternen  Konsularangestellten,  welche  nicht  zur  Kategorie  der 
wirklichen  Staatsbeamten  gehören,  ist  in  der  Regel  das  Tragen  der  Kon- 
sularuniform  nicht  gestattet. 

Hier  folgen  die  Abbildungen  (II  Tafeln)  der  bezüglichen  Uniform  und 
der  vorgeschriebenen  Goldstickereien  für  die  verschiedenen  Rangsstufen. 

G.  üniformienmgsvorsclirift   für  die  Beamten  des  k.  nnd  k. 
Ministerinins  des  Äußern,  seiner  Dependenzen  und  des  diplo- 
matischen Eorps. 

In  dieser  Abteilung  wird  der  Vollständigkeit  wegen  auch  die  auf 
Grund  der  Allerhöchsten  Entschließung  vom  16.  Februar  1872,  bezw.  vom 
26.  Februar  1885  erlassene  Uniformierungsvorschrift  für  die  Beamten  des 
k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern,  seiner  Dependenzen  und  des  diplo- 
matischen Korps  auszugsweise  angeführt. 

Die  bezüglichen  Abbildungen  der  vorgeschriebenen  Uniformen  und 
Stickereien  sind  in  dem  alljährlich  zur  Publikation  gelangenden  Jahrbuche 
des  k.  und  k.  auswärtigen  Dienstes  enthalten.  (Siehe  Jahrbuch  des  k.  und  k. 
auswärtigen  Dienstes  1903,  Seite  347—354.) 

I.  Allgemeine  Norm. 

Farbe  der  Uniform:  Dunkelgrün. 

Kragen  und  Aufschläge:  Von  schwarzem  Sammet 

Unterfutter:  Von  gleicher  Farbe  mit  dem  Rocke. 

Weste:  Weißer  Kaschmir  mit  kleinen  Knöpfen,  wie  auf  der  Uniform; 

Halsbinde:  Weiße,  oder  auch  mit  der  kleinen  Uniform  schwarze. 

Beinkleider:  Grüne  Pantalons  mit  doppelten  und  einfachen  goldenen 
Borten,  nach  Vei-schiedenheit  der  Grade. 

Knöpfe:  Gelbe,  mit  dem  kaiserlichen  Adler  (Wappen). 

Stickerei:  Von  Gold  nach  vorgeschriebenen  Mustern  (siehe  Jahrbuch 
des  k.  und  k.  auswärtigen  Dienstes  1903,  Seite  347—354),  in  der  Breite 
nach  Verschiedenheit  der  Grade. 

Schnitt  der  Uniform:  Nach  Form  der  Staatskleider  ohne  Klappen, 
ohne  Epaulettes,  mit  stehendem  Kragen  und  Patten. 

Degen:  Zivildegen,  gelb  montiert,  mit  schwarzer  Scheide,  ohne 
Porte-^p^e;  kann  auch  an  einer  gestickten  Kuppel  getragen  werden. 
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Hut:  Mit  goldener  Bonillonschleife,  schwarzer  Kokarde,  nach  Grefallen 
mit  oder  ohne  Federn,  aber  ohne  Qnasten.  Die  Hntfedem  sind  in  der 
Regel  schwarz.  Nnr  jene,  welche  nach  der  Hofnniform-Anordnnng  zur 
Tragung  weißer  Federn  berechtigt  sind,  können  selbe  auch  bei  der  diplo- 
matischen Uniform  anwenden. 

IL  Besondere  Auszelehniingeii. 

Diese  bestehen  in  der  Stickerei  des  Eockes  und  den  Borten  auf  den 
Pantalons  nach  den  verschiedensten  Bangsabstufungen,  und  zwar: 

1.  Für  die  11.  Rangsklasse:  Breite  Stickerei  nach  dem  Muster  No.  1. 

a)  Große  Galauniform:  Auf  allen  Nähten  gestickt. 

b)  Mittlere  Uniform:  Durchaus  gestickt,  jedoch  nicht  auf  den  Nähten. 

c)  Kleine  Uniform:  Bloß  auf  den  Kragen,  Aufschlägen,  Taschen  und 
Kapellen  gestickt. 

d)  Pantalons:  Auf  der  äußeren  Nahtseite  mit  einer  doppelten  breiten, 
d.  i.  zollbreiten  Goldborte  besetzt. 

2.  Für  die  IV.  Rangsklasse:  Breite  Stickerei  nach  dem  Muster  Nr.  1. 

a)  Große  Galauniform:    Durchaus   gestickt,   jedoch    nicht    auf  den 
Nähten. 

b)  Kleine  Uniform:  Bloß  Kragen,  Aufschläge,  Taschen  und  Kapellen 
gestickt. 

c)  Pantalon  mit  doppelter  mittlerer,  d.  i.  ^/g  Zoll  breiter  Boi1;e. 

3.  Für  die  V.  Rangsklasse:  Mittlere  Stickerei  nach  dem  Muster  Nr.  2. 

a)  Große  Galauniform:   Stickerei  am  Kragen,  auf  den  Aufschlägen, 
Taschen,  Knopflöchern  und  Kapellen. 

b)  Kleine  Uniform:  Bloß  Kragen,  Aufschläge,  Taschen  und  Kapellen 
gestickt 

c)  Die  Pantalons  mit  der  einfachen,  breiten,  d.  i.  zollbreiten  Borte 
besetzt. 

4.  Für  die  VI.  und  VII.  Rangsklasse:  Muster  Nr.  3. 

a)  Große  Uniform:    Kragen,  Aufschläge,  Taschen,  Knopflöcher  und 
Kapellen  gestickt. 

b)  Kleine  Uniform:  Bloß  Kragen,  Aufschläge,  Taschen  und  Kapellen 
gestickt. 

c)  Die  Pantalons  dieser  Kategorie  haben  einfache  mittlere,  d.  i.  ^U 
Zoll  breite  Borten. 

5.  Für  die  Vni.  Rangsklasse:  Stickerei  nach  dem  Muster  Nr.  3. 
Es  besteht  bloß  eine  Gattung  Uniform  mit  gesticktem  Kragen,  Aufschlägen, 
Taschen  und  Kapellen  und  auf  den  Pantalons  eine  einfache  schmale,  d.  i. 
Va  Zoll  breite  Borte. 
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Besondere  Bemerkungen. 
Bei  Tranerfällen  werden  nach  den  verschiedenen  Abstnfangen  der  Traner: 

1.  bei  aller  und  jeder  Trauer,  nämlich  des  dritten  und  zweiten  Grades, 
schwarze  Pantalons  ohne  Goldstreif  und  der  Flor  um  den  linken  Arm, 

2.  bei  jener  des  ersten  Grades,  der  tiefsten,  aber  noch  der  Flor  am  Degen 
und  um  die  Hutschleife  getragen,  auch  können  schwarze  Degen  und  Hüte  mit 
schwarzer  Schleife  genommen  werden. 

Diejenigen  diplomatischen  Beamten,  welche  nebstbei  geheime  Räte,  Kämmerer, 
Truchsessen,  Malteserritter,  Landstände  oder  sonst  zur  Tragung  einer  besonderen 
Uniform  berechtigt  sind,  können  sich  in  schicklichen  Gelegenheiten  der  ihnen  in 
dieser  Eigenschaft  gebärenden  Uniform  neben  der  diplomatischen  bedienen. 

Militärs  behalten  immer  nur  die  Uniform  ihrer  Militär-Dienstkategorie. 

Sämtliche  in  vorstehendem  Abschnitte  aufgeführten  Kategorien  haben  sich  in 
Trauerfällen  nach  den  für  ihre  Uniformgattung  bestehenden  besonderen  Hof-  oder 
anderen  Verordnungen  zu  halten. 

Auf  Grund  der  ersten  der  Eingangs  citierten  Allerhöchsten  Entschließungen 
bleibt  es  den  Angehörigen  der  Länder  der  ungarischen  Krone  unbenommen,  sich 
ihres  nationalen  Festkleides  als  Amtskleid  zu  bedienen. 

IIL   Hofkleid  fßr  die  k.  und  k.  diplomatischen  Beamten. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Ent- 
schließung vom  18.  April  1897  zu  gestatten  geruht,  daß  den  im  Auslande 
befindlichen  k.  und  k.  diplomatischen  Beamten  das  Recht  eingeräumt  werde, 
sich  an  jenen  Höfen  einer  Art  Hofkleid  zu  bedienen,  bei  welchen  die  Ge- 
pflogenheit besteht,  daß  bei  allen  Gelegenheiten,  wo  das  Tragen  der  Uniform 
nicht  vorgeschrieben  ist,  ein  solches  gebraucht  wird. 

Das  Hofkleid  hat  zu  bestehen  aus  einem  Fracke  von  dunkelgrünem 
Tuche  mit  schwarzem  Sammetkragen  und  vergoldeten  Adlerknöpfen,  einem 
tief  ausgeschnittenen  Gilet  von  gleichfarbigem  Tuche  oder  weißem  Stoffe 
mit  kleinen  Adlerknöpfen  und  einem  schwarzen  Pantalon  (Circulare  des 
k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  21.  April  1897,  Nr.  19031/2). 

IT.    rnlformlernngsvorschrift  für  die  bei  den  k.  nnd  k.  Missionen 

systemislerten  Kanzlelbeamtcn  der  Till,  und  IX.  Bangsklasse,  Eanz- 

lelräte  und  Kanzlelsekretäre,  erlassen  auf  Grund  der  Allerhöchsten 

Entschließung  vom  15.  Juli  1896. 

Uniform:  Frack  von  dunkelgrünem  Tuche,  gleich  jenem  der  Diplo- 
matenuniform mit  stehendem  Kragen  und  mit  Taschen;  Kragen  und  Auf- 
schläge von  schwarzem  Sammet. 

Beinkleider:  Aus  dunkelgrünem  Tuche. 

Weste:  Da  der  Frack  auch  offen  getragen  werden  kann,  so  ist  in 
diesem  Falle  eine  Weste  aus  dunkelgrünem  Tuche  zu  tragen. 
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Halsbinde:  Weiß. 

Knöpfe:  Gleich  jenen  der  Diplomatenoniform,  jedoch,  analog  der 
Stickerei,  nicht  gelb,  sondern  weiß. 

Die  Zahl  der  Knöpfe  anf  dem  Fracke  ist  anf  27  festgesetzt,  wovon 
9  vorne,  6  auf  den  Aufschlägen,  6  auf  den  Taschen,  6  in  der  rückwärtigen 
Falte  angebracht  sind. 

Die  Knöpfe  anf  der  Weste  sind  aus  dem  nämlichen  Metalle  und  mit 
dem  nämlichen,  jedoch  etwas  kleineren  Stempel,  wie  jene  auf  dem  Fracke 
bezeichnet. 

Degen:  Gleich  jenem  der  Diplomaten,  jedoch  aus  versilbertem  Metalle, 
in  silbergestickter  Steckkuppel  en  bandoulifere  unter  dem  Fracke,  respektive 
der  Weste  zu  tragen. 

Hut:  Dreieckig  mit  schwarzer  Kokarde  und  silberner  Bouillonschleife; 
der  Hutknopf  ist  wie  jene  auf  dem  Fracke. 

Die  Beamten  der  VIII.  Rangsklasse  haben  auf  dem  Hute  schwarze, 
jene  der  IX.  keine  Federn. 

Stickerei:  Von  Silber  nach  vorgeschriebenem  Muster  auf  Kragen 
und  Aufschlägen. 

Borten:  Die  Beamten  der  VIII.  Rangsklasse  tragen  oberhalb  der 
Aufschläge  auf  den  Änneln  einfache  silberne  Borten  in  der  Breite  von 
zwei  Centimetern. 

Die  gleichen  Borten  werden  von  den  Beamten  beider  Kategorien  auch 
auf  den  Beinkleidern  getragen. 

Überrock:  Aus  dunkelgrünem  Tuche  mit  schwarzsammetnem  Ki*agen 
und  weißen  Knöpfen  wie  auf  dem  Fracke. 

Auf  Grund  der  obigen  Allerhöchsten  Entschließung  bleibt  es  jenen 
Kanzleibeamten,  welche  das  ungarische  nationale  Festkleid  zu  tragen  in 
dem  Falle  sind,  unbenommen,  sich  desselben  als  Amtskleid  zu  bedienen. 
(Siehe  Handbuch  des  k.  und  k.  auswärtigen  Dienstes  1903). 

Zehnter  Abschnitt 

Eonsular- Wappenschild.  —  Konsular-AmtesiegeL  —  Kon- 
sular-Flagge.  —  Flaggenstange, 

1. 
Konsular  -Wappenschild. 

Die  k.  und  k.  österreichisch-ungarischen  Konsularfunktionärc,  welche 

't  der  Leitung  eines  Konsularamtes  betraut  sind,   sind  berechtigt,  über 

äußeren  Eingange  ihrer  Amtslokalitäten   oder  ihrer  Wohnräume  das 

äiriebene  Wappenschild  ohne  Nebenschilder  mit  einer  ihr  Amt  be- 
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zeichnenden  Inschrift  anzubringen,  wenn  dies  in  einem  besonderen  vertrags- 
mäßigen Übereinkommen  oder  im  Landesbrauch  begründet  ist. 

Bis  zu  dem  Zeitpunkte,  wo  die  Frage  der  Schaffung  eines  der  dua- 
listischen Gestaltung  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  entsprechenden 
Amtswappens  im  Sinne  der  gegenwärtigen  staatsrechtlichen  Verhältnisse  im 
Einvernehmen  mit  den  beiden  Regierungen  geregelt  sein  wird,  haben  die 
k.  und  k.  Konsularämter  das  bisherige  Wappen,  jedoch  ohne  Nebenschilder 
zu  führen. 

Was  die  Inschrift  auf  dem  Wappenschilde  betrifft,  so  hat  das  k.  und 
k.  Ministerium  des  Äußern  mit  Circulare  vom  22.  Oktober  1900,  Z.  58620/10 
die  Verfugung  getroffen,  daß  bei  allen  jenen  k.  und  k.  Konsularämtem,  bei 
welchen  das  betreffende  Wappenschild  mit  einer  deutschen  Inschrift  ver^ 
sehen  ist,  die  gleiche  Inschrift  auch  in  ungarischer  Sprache  anzubringen 
ist.  Die  dem  Range  der  verschiedenen  Konsularämter  entsprechenden  In- 
schriften in  ungarischer  Sprache  haben  zu  lauten: 


K.  DDd  K.  isterr.-nngar.  Generalkonsiilat. 

Cs.  es  K.  osstr-magy.  Fökonnlätu. 

K.  nnd.  L  ögterr.-ugar.  Koasnlat 

Gs.  68  K.  ositr.-mag;.  KonzilätDB. 

1 

1 

K.  Did.  K.  öBterr.-ungar.  VüekODsnlat 

{     Gs.  68  K.  08ztr.-magy.  Alkonnlätiu. 

L  DDd  K.  ö8lerr.-nDgar.  Konsnlaragentie. 

!  C8. 68  K.  08itr.-Dagy.  KouDli  Ogynöksig. 

i 

Gleichzeitig  wurde  angeordnet,  daß  jene  k.  und  k.  Konsularämter, 
deren  Wappenschild  bisher  bloß  eine  fremdsprachige  Umschrift  trug,  künftig- 
hin gleichfalls  nebenbei  auf  ihrem  Wappenschilde  eine  deutsche  und  unga- 
rische Legende  anzubringen  haben.  Die  Anschaffung  des  Wappenschildes 
erfolgt  bei  sämtlichen  k.  und  k.  Konsularämtem  auf  Staatskosten. 


2. 

Konsular  -Amtssiegel. 

Die  k.  und  k.  Konsularämter  mit  Einschluß  der  Konsularagentien  sind 
berechtigt  und  zugleich  verpflichtet,  ein  Amtssiegel  (Trocken-  und  Naß- 
siegel) zu  führen  und  sich  desselben  bei  allen  ämtlichen  Ausfertigungen  zu  be- 
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dienen.    Dasselbe  trägt  das  vorgeschriebene  Wappenschild  ohne  Nebenschilder 
nnd  als  Umschrift  den  dem  Bange  des  betreffenden  Amtes  entsprechenden 

Titel  (k.  nnd  k.  österreichisch -ungarisches  Konsnlat  in oder  Gon- 

solat  I.  et  R.  d'Autriche-Hongrie  ä oder  I.  e  E.  Consolato 

d'Anstria-Ungheria  in 

Mit  Circulare  vom  19.  September  1893,  Z.  37424/10  hat  sich  das 
k.  nnd  k.  Ministerium  des  Äußern  auf  Grund  wahrgenommener  Anomalien 
im  Gebrauche  der  Amtssiegel  bestimmt  gefunden,  die  k.  und  k.  Konsular- 
ämter  neuerdings  aufzufordern,  nur  solche  Amtssiegel  zu  gebrauchen,  welche 
mit  der  den  gegenwärtigen  staatsrechtlichen  Verhältnissen  der  Monarchie 
entsprechenden  Umschrift  versehen  sind.  Die  Anschaffiong  der  Amtssiegel 
erfolgt  bei  sämtlichen  k.  und  k.  Eonsularämtern  auf  Staatskosten. 

3. 

Konsnlar- Flagge  nnd  Flaggenstange. 

A.  Konsnlar- Flagge. 

Durch  das  österreichische  Gesetz  vom  24.  Dezember  1867  (R.  G.  Bl. 
Nr.  4  vom  Jahre  1868)  und  durch  den  ungarischen  Gesetzartikel  XVI  vom 
Jahre  1867  wurde  eine  gleichartige  Bestimmung  über  die  von  den  Handels- 
schiffen beider  Teile  der  Monarchie  zu  führende  Flagge  getroffen  und  die 
auf  Grund  dessen  festgestellte  gemeinsame  Handelsflagge  durch  die 
beiden  Handelsministerien  kundgemacht. 

Mit  Circularerlaß  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  21.  März 
1869,  Nr.  419/H.  P.  sind  die  k.  und  k.  diplomatischen  Missionen  im  Aus- 
lande beauftragt  worden,  von  der  Einführung  der  neuen  Handelsflagge  den 
auswärtigen  Regierungen  Mitteilung  zu  machen  und  die  k.  und  k.  Eonsular- 
behörden  zur  Damachachtung  in  Kenntnis  zu  setzen. 

Diese,  den  neuen  staatsrechtlichen  Verhältnissen  der  Monarchie  ent- 
sprechende Flagge  wui'de  auch  gleichzeitig  bei  den  k.  und  k.  Konsularämtem 
an  Stelle  der  früheren  eingeführt.  (Siehe  Abbildung,  Tafel  I.)  Dieselbe 
bildet  ein  längliches  Rechteck,  welches  aus  zwei  gleichen  Flaggen- 
feldern zusammengesetzt  ist.  Das  eine  an  die  Flaggenstange  anschließende 
Flaggenfeld  besteht  aus  drei  gleich  breiten,  wagrechten  Streifen, 
von  denen  der  mittlere  weiß,  der  obere  und  untere  rot  ist. 

Das  andere,  nach  auswärts  fallende  Flaggenende  besteht  ebenfalls  aus 
drei  gleich  breiten,  wagrechten  Streifen,  von  denen  der  obere  rot, 
der  mittlere  weiß  und  der  untere  grün  ist. 

In  den  Mittelstreifen  jedes  der  beiden  Flaggenfelder  ist  je  ein  gelb 

Ingefaßtes  Wappenschild  von  den  Seitenwänden  gleichmäßig  und  doppelt 

weit  voneinander  abstehend.    Der  zur  Flaggenstange  einwärtige  Schild 

*0t  mit  einem  weißen  Querbalken,  und  der  auswärtige,  längs  ge- 
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teilte  eothält  rechts  vier  weiße  Balken  im  roten  Felde,  dann  links 
ein  weißes  Patriarchenkreuz,  hervorgehend  aus  einem  gekrönten 
grünen  Dreiberge,  ebenfalls  im  roten  Felde.  Jeden  Schild  ziert  eine 
gelbe  Krone,  und  zwar  den  einwärtigen  eine  offene  Bügelkrone  und 
den  auswärtigen  das  Abbild  der  königlich  ungarischen  Stefanskrone. 
Das  Verhältnis  der  Höhe  der  Flagge  zur  Länge  ist  wie  zwei  zu  drei. 

Als  Einführungstermin  für  die  neue  Flagge  ist  der  1.  August  1869 
festgesetzt  worden. 

Die  k.  und  k.  Konsularämter  sind  berechtigt,  sich  überall  dort,  wo 
ihnen  auf  Grund  traktatmäßiger  Bestimmungen,  oder  herkömmlicher  Übung 
die  Befugnis  zur  Aufhissung  der  Flagge  im  allgemeinen  oder  bei  feierlichen 
Anlässen  zusteht,  derselben  zu  bedienen. 

Die  Konsularflaggen  sind  nach  ihren  Dimensionen  in  drei  Kategorien 
eingeteilt  und  zwar  in  große  (oder  Galaflaggen)  von  4  m  Länge  und 
2  m  20  cm  Breite,  in  mittlere  von  2  m  70  cm  Länge  und  1  m  65  cm 
Breite,  und  in  kleine  von  2  m  Länge  und  1  m  38  cm  Breite. 

Die  effektiven  Konsularämter  werden  auf  Staatskosten  mit  den  nötigen 
Flaggen  versehen,  dagegen  haben  die  Honorar- Konsularämter,  m\t  A^]^[^fliimft 
jener  in  (^f^r  T^^yflntA^^liP  Flaggen  auf  eigene  Kosten  anzuschaffen.  —  Den 
nationalen  Handelsschiffen  ist  die  Führung  eines  Wimpels  nicht  gestattet. 
Der  frühere  Gebrauch  eines  Wimpels  bei  den  k.  und  k.  Konsularämtern  ist 
eingestellt  worden. 

Hinsichtlich  der  Hissung  der  Konsularflagge,  der  Aufstellung  des 
Flaggenbaumes,  sowie  der  Höhe  desselben,  ist  in  der  Regel  der  Ortsgebrauch 
maßgebend. 

An  dieser  Stelle  dürfte  es  angezeigt  sein,  die  den  Gebrauch  der  natio- 
nalen Fahnen  bei  den  k.  und  k.  diplomatischen  Missionen  im  Auslande 
regelnden  Bestimmungen  anzuführen. 

1.  Die  k.  und  ^  ^fit^^^*^^^^^i  «r^^^^^,  den  völkerrechtlichen  Grund- 
sätzen gemäß,  die  Allerhöchste  Person  des  Monarchen  bei  dem  fremden 
Souverän  oder  Staatschef  repräsentieren,  führen  bei  feierlichen  Anlässen  die 
Standaytft  Sftinftr  Arjijpstüt  und  neben  dersf^lbon,  entsprechend  der  dua- 
listischen Gestaltung  der  Monarchie  gleichmäßig  Fahnen  in  den  Farben  der 
beiden  Teile  derselben^  also  schwarz-gelb  und  rot-weiß-grün. 

Da  das  Ftftiren  der  Standarte  als  ein  persönliches  Privilegium  des 
Botschafter^  zu  betrachten  ist,  so  unter hleibt^^as  Hissen  aerseihen  m  Äb- 
w^enheitdieses  Funktionärs  und  hat  der^eschäftsträger  einer  k.  und  k. 
Botschaft  bei  sich  ergebenden  feierlichen  Anlässen  auf  diFgleichmäßige  Be- 
nützung schwarz-gelber  und  rot-weiß-grüner  Fahnen  sich  zu  be- 
schränken. 

2.  Die  k.  und  k.  Gesandtschaften  und  Ministerresidentschaften  führen 
glei^mäßig  Fahnenjnden  eben^erwähnten  Farben  der  beiden  Staatsgebiete 

Malfatti,  Konsularwesen.    I.  "  '        '         **  11 
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der  Monarchie    (Circolare  des   k.  nnd   k.  MinisteriaiDS  des  Äußern  vom 
23.  Dezember  1893,  Z.  52123/7). 

B.  Flaggenstange  zur  Hissung  der  Eonsular- Flagge. 

Die  Anschaffung  der  Flaggenstange  oder  des  zur  Hissung  der  Kon- 
sular-  Flagge  bestimmten  Mastbaumes  erfolgt  bei  den  effektiven  k.  und  k. 
Eonsularämtem  auf  Staatskosten,  dagegen  haben  die  Honorar-Konsularämter 
die  nötige  Flaggenstange  oder  Mastbaum  auf  eigenT  Kosten  anzuscnaueA. 
Um  betreffe  des  Flaggenstangen- Anstriches  einen  gleichmäßigen  Vorgang  bei 
allen  k.  und  k.  Eonsularämtem  zu  erzielen,  hat  das  k.  und  k.  Ministerium 
des  Äußern  nach  diesfalls  mit  beiden  Handelsministerien  der  Monarchie  ge- 
pflogenem Einvernehmen  mit  Circulare  vom  6.  August  1879,  Z.  13390/10 
die  Verfttgung  getroffen,  daß  sowohl  bei  Flaggenstangen,  als  audi  bei  Mast- 
^ftnffien  ^^ie  natürliche  Holfjtn^^^  narmrrnirn  i?t  — — — -      -.. 

Elfter  Abschnitt. 
OestionsprotokoU.  —  Amtsarcliiv.  —  Amtsinventar. 

(Eanzlei-Einrichtungsstacke,  Kanzleirequisiten,  Beichsgesetzblatt  u.  dgl.) 

1. 

GestionsprotokoU. 

Außer  den  vorgeschriebenen,  an  geeigneter  Stelle  näher  bezeichneten 
Amtsbflchem,  wie  Depositen-  und  Proventenjoumale,  Paß-  und  Matrikel- 
register u.  dergl.  führen  die  k.  und  k.  Konsularämter  zur  Übersicht  und 
genauen  Evidenzhaltung  der  vorkommenden  Geschäftsgegenstände  und  Amts- 
korrespondenzen ein  mit  Ende  jeden  Jahres  abzuschließendes  Vormerkbuch 
oder  OestionsprotokoU,  in  welches  jedes  Geschäftsstück  mit  einer  fortlaufen- 
den Nummer  versehen  eingetragen,  ferner  das  Datum  des  Einlaufes,  ein 
kurzer  Auszug  des  Gegenstandes,  dann  das  Datum  und  die  Richtung  der 
erfolgten  Erledigung  unter  besonderen  hiefür  bestimmten  Rubriken  ange- 
merkt wird  (Hof  kammerdekret  vom  20.  November  1834,  Z.  3653/p.  p.). 
(Siehe  Formular,  sechster  Teil,  17.) 

2. 

Amtsarchiv. 

Bei  jedem  k.  und  k.  Eonsularamte  werden  sämtliche  Akten  nach  ge- 
höriger Registrierung  und  erfolgter  Erledigung  in  einer  nach  Geschäfts- 
gruppen bestimmten  Ordnung  nach  Jahren  eingereiht,  in  besonderen  Faszikeki 
eingeteilt,  und  sodann  sorgfältig  aufbewahrt.  Dieselben  bilden  das  Amts- 
archiv.  Zur  leichteren  Auffindung  der  einzelnen  Gegenstände,  wird  mit  dem 
oberwähnten  GestionsprotokoU  zugleich  ein  alphabetisch  geordnetes  Re- 
i^oriorium  geführt 
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Bei  einem  k.  nnd  k.  Eonsularamte  sind  die  konsularischen  Amtspapiere 
gesondert  aufzubewahren  und  dürfen  mit  den  Privatschriften  des  Konsular- 
vorstandes  keinesfalls  vermengt  werden.  Eine  solche  Vermengung,  welche 
mit  den  Grundsätzen  einer  geordneten  Amtsführung  nicht  im  Einklänge 
stünde,  würde  zu  mancherlei  Unzukömmlichkeiten  führen  und  insbesondere 
auch  die  Interessen  der  Amtspartei  mehr  oder  minder  beeinträchtigen. 

•  Um  derartigen  unliebsamen  Vorkommnissen  vorzubeugen,  hat  das 
k.  und  k.  Ministerium  des  Äufiern  sich  bestimmt  gefunden,  die  Verfügung 
zu  treffen,  daß  in  Hinkunft,  wenn  dies  nicht  schon  bisher  zu  geschehen 
pflegte,  die  zur  Amtsführung  gehörigen  Archive,  Bücher  und  Journale, 
sowie  die  Depositen,  Parteiengelder  und  ärarischen  Gegenstände  von  den 
Privatpapieren,  Geldern  und  sonstigen  Effekten  des  Amtsvorstandes 
getrennt  zu  führen  und  aufzubewahren  sind  (Circulare  des  k.  und  k. 
Ministeriums  des  Äußern  vom  14.  Jänner  1892,  Z.  44.082/10). 

Zur  Erleichterung  der  Evidenzhaltung  und  genauen  Beachtung  aller 
von  Zeit  zu  Zeit  erfließenden  Verordnungen  und  gesetzlichen  Vorschriften, 
werden  femer  die  Noimalien  bei  jedem  Konsularamte  sorgfältig  gesammelt 
und  aufbewahrt  und  in  einem  besonderen  Buche  (Normalienbuche)  vor- 
gemerkt 

3. 

Amtsinventar. 

Bei  den  k.  und  k.  Konsularämtem  wird  ein  genaues  Verzeichnis  aller 
auf  Staatskosten  oder  aus  dem  Amtspauschale  angeschafften,  dem  Ärar 
gehörigen  Gegenstände,  wie  Kanzlei-Einrichtungsstücke,  Amtsrequisiten 
und  dergleichen  geführt.  Dieses  Verzeichnis,  welches  eine  genaue  Bezeich- 
nung der  einzelnen  Gegenstände,  deren  Anzahl  und  Beschaffenheit  zu  ent- 
halten hat,  ist  das  sogenannte  Amtsinventar,  für  dessen  Richtigkeit  der 
Amtsvorstand  haftet  Jeder  neuangeschafEte  Amtsgegenstand,  insofern  er 
nicht  als  Privateigentum  des  Amts  Vorstandes  anzusehen  ist,  wird  in  das  besagte 
Inventar  aufgenommen,  dagegen  jeder  bereits  vorhandene  Amtsgegenstand, 
der  durch  die  Benützung  ganz  unbrauchbar  geworden  ist,  nach  vorher 
eingeholter  ministerieller  Genehmigung  vom  Inventar  abgeschrieben. 

Bei  jeder  Amtsübergabe  an  den  neuen  Titulär  oder  an  den  bestellten 
Gereuten  findet  eine  genaue  Skontrierung  der  inventarisierten  Stücke  statt, 
und  dem  bezüglichen  Übergabs-  und  Übernahmsprotokolle  (siehe  Formular, 
sechster  Teil,  4)  wird  auch  eine  Abschrift  des  Inventars  beigeschlossen. 

Die  zur  amtlichen  Verteilung  konmienden  Exemplare  des  B^ichsgesetz- 
blattes  bilden  stets  ein  Amtseigentum  des  damit  beteilten  Eonsularamtes, 
sind  in  das  Amtsinventar    einzustellen  und    niemals   als   Privateigentum 

11* 
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des  Beamten  zu  betrachten^  welchem  dieselben  zur  Benfitzung  übergeben 
wurden. 

Nach  Ablauf  eines  Jahres  sind  die  Exemplare  einzubinden. 

Die  Amtsvorstände  oder  Leiter  haben  festzusetzen,  welcher  Beamte 
fOr  die  Ordnung  bei  der  Sammlung  und  Aufbewahrung  des  Eeichsgesetz- 
blattes  verantwortlich  ist. 

Ist  keine  derartige  Bestimmung  getroffen,  so  sind  die  Amtsvorstände 
oder  Leiter  für  die  Abgänge  ersatzpflichtig.  Eeklamationen  sind  längstens 
binnen  vier  Wochen  nach  dem  Tage  der  Ausgabe  eines  Stückes  an  das 
k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  zu  richten,  welches  in  diesem  Falle 
die  unentgeltliche  Nachlieferung  bewirken  wird. 

Nach  Ablauf  des  Termines  kann  das  abgängige  oder  ein  Ersatz  für 
das  mangelhafte  Stück  nur  gegen  gleichzeitige  Entrichtung  des  Verschleiß- 
preises von  Seite  des  an  der  verspäteten  Reklamation  Schuldtragenden 
bezogen  werden  (Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom 
23.  Oktober  1892,  Z.  36.052/10). 


Zwölfter  Absehnitt. 

FahrpreiBermäßignngen  und  Frachtermäßlgungen  für  die 
Beamten  de»  k.  und  k.  MlnlBterlums  des  lußern,  der 
k.  und  k.  diplomatischen  Missionen  und  Konsularämter, 
sowie  für  die  Pensionisten  dieses  Ressorts  auf  den  Linien 
der    österreichisclien    und    ungarischen   Transportunter- 

nelimungen. 

1. 
In  den  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und  Ländern. 

Vom  1.  März  1903  angefangen  gelangen  auf  Grund  des  bezüglichen 
vom  k.  k.  Eisenbahnministerium  herausgegebenen  Reglements  vom  gleichen 
Datum  für  die  aktiven  k.  k.,  beziehungsweise  k.  und  k.  Staatsbeamten  und 
Staatsdiener,  temporäre,  die  Photographie  des  Besitzers  enthaltende  Legi- 
timationen zur  Ausgabe,  welche  die  Inhaber  auf  den  Linien  der  k.  k. 
österreichischen  Staatsbahnen  und  der  in  den  Legitimationen 
näher  bezeichneten  vom  Staate  betriebenen  Privatbahnen  bei 
allen  Reisen  in  und  außer  Dienst  für  ihre  eigene  Person  zur  direkten 
Inanspruchnahme  der  Fahrt  gegen  Bezahlung  ermäßigter  Gebüren  be- 
itigen. 
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Die  Staatsbeamten  der  oberen  EAngsklasse  bis  einschließlich  der 
VnX  Klasse  sind  berechtigt,  die  Ausstellung  von  Legitimationen  für  die 
I.  oder  n.  Wagenklasse,  diejenigen  der  IX.,  X,  und  XI.  Eangsklasse  für 
die  IL  oder  m.  Wagenklasse,  die  Diener  nur  für  die  HI.  Wagenklasse 
zu  verlangen. 

Die  Legitimationen  berechtigen  die  Inhaber  zur  Inanspruchnahme 
von  Fahrbegünstigungen  in  derjenigen  Wagenklasse,  für  welche  sie  gemäß 
der  entrichteten  Stempelgebür  ausgestellt  sind  und  falls  diese  für  die 
höhere  der  im  vorangeführten  Umfange  freigestellte  Wagenklasse  ent- 
richtet wurde,  auch  in  der  nächst  niedrigeren  Wagenklasse.  Die  Stempel- 
gebür beträgt  für   die 

III.  Wagenklasse  .     .    .    .    2  K  öO  h 

IL  Wagenklasse  ....     5    „  —  „ 

I.  Wagenklasse  .     .     .     .  10   „  —  „ 

Die  Legitimationen  dürfen  nur  an  solche  Bedienstete  ausgefolgt 
werden,  welchen  der  Charakter  wirklicher  X  k.,  beziehungsweise  k.  und  k. 
Staatsbediensteten  zukommt. 

Außerdem  erhalten  solche  Legitimationen  nur  noch  jene  öffentlichen 
Funktionäre,  bezüglich  welcher  mit  Rücksicht  darauf,  daß  sie  bei  Staats- 
ämtem  dauernd  angestellt,  nach  Art  der  Staatsbeamten  honoriert  und 
sowohl  hinsichtlich  ihrer  Beeidigung,  als  auch  hinsichtlich  ihrer  allgemeinen 
Eechte  und  Pflichten  und  somit  ihrer  ganzen  amtlichen  Stellung  und  ins- 
besondere auch  ihren  Versorgungsansprüchen  nach  den  eigentlichen  Staats- 
bediensteten vollkommen  gleichgehalten  sind,  ausnahmsweise  die  Ausfolgung 
dauernder  Fahrbegünstigungs-Legitimationen  vom  Eisenbahnministerium  zu- 
gestanden wurde. 

Die  Photographie  muß  auf  Pairpierkarton  aufgezogen  sein  und  Visit- 
kartenformat  haben.  Auf  Blechplatten  hergestellte  Photographien  werden 
nicht  angenommen.  Die  Photographie  darf  zu  ähnlichen  Zwecken  bisher 
nicht  verwendet  worden  sein  und  muß  die  betreffende  Person  zweifellos 
erkennen  lassen.  Sie  ist  vom  Inhaber  auf  dem  Bilde  selbst  eigenhändig 
mit  Tinte  zu  unterschreiben. 

Auf  Seite  4  der  Legitimationseinlage  hat  der  Inhaber  seine  Unter- 
schrift eigenhändig  mit  Tinte  einzusetzen. 

Die  Legitimationen  werden  mit  einer  Gültigkeitsdauer  von  fünf  zu 
fünf  Kalenderjahren  aufgelegt.  Es  erlischt  sohin  die  Gültigkeit  der  erst- 
aufgelegten Legitimationen  mit  31.  Dezember  1907.  Die  Legitimationen 
sind  jedoch  alljährlich  zum  Jahressschlusse  dem  k.  und  k.  Ministerium  des 
Äußern  zum  Zwecke  der  Bestätigung  vorzulegen,  daß  beim  Inhaber  die 
für  die  Anspruchsberechtigung  maßgebenden  Voraussetzungen  noch 
zutreffen. 

11** 
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Das  k.  k.  Eisenbahnministerium  behält  sich  das  Recht  vor,  nach 
seinem  freien  Ermessen  in  einem  gegebenen  Zeitpunkte,  auch  noch  vor 
Ablauf  der  Gültigkeitsdauer  alle  Legitimationen  einzuberufen. 

Die  Rechte  und  Pflichten  der  Inhaber  von  Legitimationen  sind  den 
in  den  Legitimationen  abgedruckten  „Allgemeinen  Bestimmungen^  zu 
entnehmen. 

Jene  effektiven  Beamten  und  Diener,  welche  auf  Neuausstellung, 
respektive  auf  Bestätigung  der  erwähnten  dauernden  Legitimationen  An- 
spruch erheben,  haben  zu  Ende  eines  jeden  Jahres,  und  zwar  bei  Neu- 
ausstellungen unter  Angabe  der  gewünschten  Wagenklasse  innerhalb  ihrer 
Anspruchsberechtigung  bei  dem  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  darum 
anzusuchen. 

Bei  jenen  k.  und  k.  Vertretungsbehörden,  bei  welchen  sich  mehrere 
anspruchsberechtigte  Beamte  befinden,  wird  das  bezügliche  Ansuchen  von 
Amts  wegen  kumulativ  zu  stellen  sein. 

Zum  Zwecke  der  Bestätigung  ist  die  Legitimation  selbst,  behufs 
Neuausstellung  eine  Photographie  des  Bewerbers  beizubringen. 

Hinsichtlich  der  Beamten  der  k.  und  k.  Missionen  und  Konsularämter 
wurde  aus  Gründen  der  möglichsten  Vereinfachung  des  Gebarens  bestimmt, 
daß  dieselben  dem  Ansuchen  um  Neuausstellung  keinerlei  Geldbeträge  oder 
Stempel  beizulegen  haben,  sondern  daß  die  bezügliche  Manipulation  bei 
dem  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  in  der  Weise  vorgenommen  wird, 
daß  die  entfallende  Stempelgebür  von  den  bei  dem  Zahlamte  des  gedachten 
Ministeriums  oder  der  k.  k.  Finanzlandeskasse  in  Triest  flüssigen  Bezügen 
des  betreffenden  Funktionärs  zum  Abzüge  gelangt. 

Nur  bei  jenen  Beamten,  die  ihre  Bezüge  aus  der  Amtskasse  der 
k.  und  k.  Vertretungsbehörde,  bei  der  sie  in  Verwendung  stehen,  beheben, 
oder  welche  sich  noch  nicht  im  Genüsse  staatlicher  Bezüge  befinden,  wird 
die  entfallende  Stempelgebür  gleichzeitig  mit  der  Absendung  des  Ansuchens 
um  Neuausstellung,  respektive  Prolongierung  der  Legitimationen  in  der 
Dienstrechnung  zu  beeinnahmen  und  hierüber  dem  k.  und  k.  ifinisterium 
des  Äußern  Meldung  zu  erstatten  sein. 

Die  Privatbahnverwaltungen  haben  die  weitere  Aufrechthaltung  ein- 
heitlicher amtlicher  Legitimationen  behufs  Gewährung  von  Fahr-  und 
Frachtbegünstigungen  an  k.  k.,  beziehungsweise  k.  und  k.  Staats-  und 
Hofbedienstete  abgelehnt,  wobei  indes  die  Absicht  der  Privatbahnver- 
waltungen nicht  auf  die  gänzliche  Versagung  solcher  Begünstigungen, 
sondern  darauf  gerichtet  ist,  deren  Gewährung  von  der  individuellen  Ent- 
scheidung über  die  an  selbe  zu  richtenden  Ansuchen  abhängig  zu  machen. 
Nur  die  Erste  Donaudampfschiffahrtsgesellschaft,  sowie  einige  wenige 
Bahnverwaltungen,  und  zwar  die  Kassa-Oderberger  Eisenbahn  (für  ihre 
österreichischen  Jjinien),  die  Stauding-Stramberger  Lokalbahn,  die  Steyr- 


—    167     — 

talbahn  und  die  Salzburger  Eisenbahn-  und  Tramwaygesellschaft  haben 
sich  bereit  erklärt,  dem  Reglement  des  k.  k.  Eisenbahnministeriums  vom 
1.  März  1903  beizutreten.  (Circularien  des  k.  und  k.  Ministeriums  des 
Äußern  vom  16.  März  1903,  Z.  16.347/2  und  vom  14.  Dezember  1903, 
Z.  81.881.    Siehe  IL  Band,  Konsular-Normalien  Nr.  XXI.) 

Für  das  Jahr  1904  haben  sich  auch  die  k.  k.  privilegierte  Südbahn- 
gesellschaft, die  k.  k.  privilegierte  Eisenbahn  Wien-Aspang  und  die  Aktien- 
gesellschaft der  Wiener  Lokalbahnen  bereit  erklärt,  den  k.  k.,  beziehungs- 
weise k.  und  k.  Staats-  und  Hofbediensteten  Fahrbegünstigungen  und  zwar 
die  erstere  Bahnverwaltung  auf  Grund  von  ihr  selbst  hinauszugebender 
temporärer  Zertifikate,  die  letzteren  gegen  Vorweisung  der  k.  k.  Staats- 
bahnlegitimationen  zu  gewähren. 

Hinsichtlich  der  Erlangung  der  Südbahnlegitimationen  gelten  folgende 
Bestimmungen: 

1.  Ansuchen,  welche  nicht  unter  Verwendung  der  offiziellen  Druck- 
sorte beziehungsweise  unter  genauer  Ausfüllung  aUer  Rubriken  und  Beob- 
achtung der  festgesetzten  Bestimmungen  gestellt  werden,  bleiben  unerledigt. 

2.  Jedem  Ansuchen  ist: 

a)  die  auf  der  Rückseite  durch  den  Amtsstempel  beglaubigte  Photo- 
graphie (auf  Karton,  Visitformat)  des  Einschreiters, 

b)  ein  frankiertes  und  mit  genauer  Adresse  versehenes  Rückkuvert, 

c)  im  Interesse  einer  tunlichst  beschleunigten  Ausfertigung  des  Zerti- 
fikates auch  der  Empfangsschein  (das  ist  die  amtliche  Bescheinigung 
der  Postsparkasse  über  per  Posterlagschein  geleistete  Zahlungen)  über 
die  entrichteten  Gebüren  beizuschließen. 

3.  Die  zu  entrichtenden  Gebüren  umfassen: 

a)  die  bahnseitige  Ausfertigungsgebür  von  K  2. —  pro  Jahreszertifikat, 

b)  die  ärarische  Stempelgebür  {K  10.—  für  die  L,  K  5. —  für  die  IL 
und  K  2.50  für  die  III.  Wagenklasse)  stets  nach  der  höchsten  Wagen- 
klasse zu  bemessen,  zu  deren  Benützung  das  Zertifikat  berechtigt. 
Die  Gebüren  gelten  nur  dann  als  entrichtet,  wenn  ihre  Bezahlung 
mittels  des  zuliegenden  Posterlagscheines  erfolgt. 

4.  Die  JahTeszertifikate  werden  den  Beamten  nach  Wahl  für  die 
I.  oder  IL  Wagenklasse  beziehungsweise  für  die  IL  Wagenklasse  allein, 
den  Beamten  von  der  IX.  bis  XI.  Rangsklasse  über  W^unsch  jedoch  auch 
für  die  LI.  oder  IIL  W^agenklasse  beziehungsweise  nur  für  die  III.  Wagen- 
klasse, den  Dienern  für  die  IIL  Wagenklasse  ausgestellt.  Die  Benützung 
einer  höheren  oder  niedrigeren  Wagenklasse  als  jener,  auf  welcher  das 
Zertifikat  lautet,  ist  nicht  gestattet 

5.  Die  Ansuchen  sind  perPostandie  Generaldirektion  der  Südbahn 
zu  leiten.  Eine  sofortige  Erledigung  ist  in  allen  Fällen,  also  auch  bei 
etwaiger  persönlicher  Überreichung  der  Ansuchen  grundsätzlich  ausgeschlossen. 
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Eäne  RflckTergütang  ans  dem  Titel  einer  etwa  Yerqäteten  Ausfeitigimg 
des  Zertifikates  findet  in  keinem  Falle  statt 

6.  Die  Form  der  Jahreszertifikate  ist  die  einzige,  in  welcher  eine 
Fahrbegfinstigang  gewährt  wird.  Insbesondere  werden  Begünstigungen  ffir 
Einzelfahrten  oder  ffir  die  Beförderung  von  Übersiedlungseffekten  grund- 
sitdich  nidit  erteilt  Die  Fahrbegfinstigung  gilt  nur  bei  Lösung  einfetcher 
Fahrkarten^  findet  daher  bei  Bück&hr-,  Abonnement-,  Zeitkarten  und  zu- 
sammensteUbaren  Fahrscheinheften,  ebenso  auch  bei  Benützung  von  Expreß-, 
Yergnfigungs-  und  Sonderzugen  keine  Anwendung. 

7.  Die  betreffende  Dmcksorte  ist  zu  2  A  pro  StQck  (auch  in  Päckchen, 
50  Stack  K  1. — )  bei  der  Station  Wien,  Südbahnhof,  Kassa  Y,  zu  beziehen. 
Schriftliche  Bestellungen  sind  unter  Entrichtung  des  Preises  in  Briefmarken, 
sowie  unter  Anschluß  eines  frankierten  und  adressierten  Bückkuverts  an 
die  Einnahmenkontrolle,  Wien,  Südbahnhof,  zu  leiten. 

Die  Dampfischiffahrtsgesellschaft  des  österreichischen  Lloyd  befördert 
unentgeltlich  die  im  Dienste  reisenden  Beamten  des  auswärtigen  Bessorts. 

Für  die  Pensionisten  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern,  der 
k.  und  k.  diplomatischen  Missionen  und  Eonsularämter  bestehen  ebenfalls 
Fahrbegfinstigungen  auf  den  Linien  der  k.  k.  österreichischen 
Staatsbahnen  auf  Grund  des  vom  k.  k.  Eisenbahnministerium  am 
1.  März  1903  hinausgegebenen  Reglements. 

Ln  Sinne  desselben  werden  vom  1.  März  1903  angefangen  für  die 
pensionierten  k.  k.,  beziehungsweise  k.  und  k.  Staatsbeamten  und  Staats- 
diener temporäre  Legitimationen  ausgefertigt,  welche  die  Inhaber  auf 
den  Linien  der  k.  k.  österreichischen  Staatsbahnen  und  der  in  den  Legiti- 
mationen näher  bezeichneten,  vom  Staate  betriebenen  Privatbahnen  für  ihre 
eigene  Person  zur  direkten  Inanspruchnahme  der  Fahrt  gegen  Bezahlung 
ermäßigter  (Jebüren  berechtigen. 

Die  Legitimationen  werden  mit  einer  Gültigkeitsdauer  von  fünf  zu 
fünf  Kalenderjahren  aufgelegt  und  unterliegen  einer  Stempelgebür,  welche 
für  die 

m.  Wagenklasse  mit   .    .    .     .    2  iT  50  /« 

n.  Wagenklasse  mit  ....    5  ^  —  ^ 

I.  Wagenklasse  mit  .    .    .    .  10  ^  —  ^ 

festgesetzt  ist. 

Die  Stempelgebür  für  die  neuen  Legitimationen  wird  nur  einmal  für 
je  fünf  Jahre  bei  der  Neuausfertigung  entrichtet. 

Die  gedachten  Legitimationen  sind  alljährlich  dem  k.  und  k.  Mini- 
sterium des  Äußern  nur  zum  Zwecke  der  Bestätigung  vorzulegen,  daß  beim 
Inhaber  die  für  die  Anspruchsberechtigung  maßgebenden  Voraussetzungen 
noch  zutreffen. 
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Die  pensionierten  Staats- (Hof-)  Beamten  der  oberen  Rangsklassen  bis 
einschließlich  der  Vm.  Bangsklasse  sind  berechtigt,  die  Ausstellung  von 
Legitimationen  für  die  I.  oder  II.  Wagenklasse,  diejenigen  der  IX.,  X  und 
XI.  ßangsklasse  für  die  II.  und  III.  Wagenklasse,  die  Diener  nur  für  die 
TTT.  Wagenklasse  zu  verlangen. 

Die  Legitimationen  berechtigen  die  Inhaber  zur  Inanspruchnahme  der 
Fahrbegünstigung  in  derjenigen  Wagenklasse,  für  welche  sie  gemäß  der 
entrichteten  Stempelgebür  ausgestellt  sind  und  falls  diese  für  die  höhere 
der  im  vorangeführten  Umfange  fi-eigestellten  Wagenklasse  entrichtet  wurde, 
auch  in  der  nächst  niedrigeren. 

Behufs  Erlangung,  beziehungsweise  Bestätigung  der  Legitimationen 
haben  sich  die  pensionierten  Beamten  und  Diener  des  k.  und  k.  Mini- 
steriums des  Äußern,  der  k.  und  k.  diplomatischen  Missionen  und  Konsular- 
ämter  an  das  Expedit  für  administrative  Korrespondenzen  des 
k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern*  zu  wenden. 

Bei  Neuausfertigung  der  Legitimation  ist  von  dem  Bewerber  eine 
noch  ungebrauchte  auf  der  Bildseite  von  ihm  zu  fertigende  Photographie 
im  Visitkartenformate,  der  Anschaffungspreis  für  das  Ledertäschchen  per 
eine  Krone  und  der  nach  der  gewünschten  Wagenklasse  entfallende  Stempel  in 
natura  beizubringen  (Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom 
17.  März  1903,  Z.  16.348/2.  Siehe  II.  Band,  Konsular-NormaUen  Nr.  XXI). 

2. 

In  den  Ländern  der  ungarischen  Krone. 

über  die  Fahrpreisermäßigungen  auf  Grund  ständiger  Jahreslegiti- 
mationen auf  den  königlich  ungarischen  Staatsbahnen  für  die  effek- 
tiven Beamten  und  Diener  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern,  der 
k.  und  k.  diplomatischen  Missionen  und  Konsularämter,  sowie  für  die  Pen- 
sionisten dieses  Ressorts,  insofern  die  letzteren  nicht  eine  besoldete  Funk- 
tion und  ein  mit  Gehalt  dotiertes  Amt  bekleiden,  wurde  am  1.  April  1896 
ein  neues  Reglement  erlassen,  dessen  Hauptbestimmungen  hier  kurz  ange- 
führt werden.    (Siehe  IL  Band,  Konsular-Normalien  Nr.  XXI.) 

Die  effektiven  Beamten  und  Diener  des  k.  und  k.  Ministeriums  des 
Äußern,  der  k.  und  k.  diplomatischen  Missionen  und  Konsularämter,  femer 
die  Pensionisten  dieses  Ressorts,  insofern  die  letzteren  nicht  eine  besoldete 
Funktion  und  ein  mit  Gehalt  dotiertes  Amt  bekleiden,  haben  Anspruch  auf 
Ausfolgung  einer  auf  die  Dauer  eines  bestimmten  Kalenderjahres  aus- 
gestellten, auf  den  Namen  lautenden  Jahreslegitimation,  welche  den 
Eigentümer  auf  allen  Linien  der  königlich  ungaiischen  Staatsbahnen  (mit 
Ausnahmen  der  Lokallinien  Nagykikinda — Nagybecskerek  und  Szatmär— 
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Nagybänya)  sowie  auf  den  unter  der  Verwaltung  der  königlich  ungarischen 
Staatsbahnen  stehenden  Lokalbahnen  zur  Benützung  eines  jeden  regel- 
mäßigen zur  Personenbeförderung  eingerichteten  Zuges  (Expreß-,  Luxus- 
und  Separatzüge  ausgenommen)  in  beliebiger  Wagenklasse  gegen  Lösung 
der  entsprechenden  halben  Fahrkarte  berechtigt 

Die  Beamten  bis  zur  X.  Eangsklasse  abwärts  können  sich,  wenn  sie 
von  obiger  Begünstigung  Gebrauch  machen  wollen,  nur  der  Jahreslegiti- 
mation bedienen,  jenen  der  XL  Rangsklasse  und  den  Dienern  steht  die 
Wahl  frei,  sich  entweder  um  eine  Jahreslegitimation,  oder  fallweise  um  die 
weiter  unten  behandelten  Fahrtzertifikate  zu  bewerben. 

Behufs  Erlangung  der  Jahreslegitimation  haben  die  betreffenden  Re- 
flektanten ein  an  die  Direktion  der  königlich  ungarischen  Staatsbahnen 
in  Budapest  zu  adressierendes,  mit  ihrer  Photographie  und  der  Mani- 
pulationsgebür  von  einer  Krone  belegtes,  stempelfreies  in  ungarischer 
Sprache  verfaßtes  Gesuch  einzubringen. 

Die  bezüglichen  ordnungsmäßig  instruierten  Gesuche  werden  von  der 
betreffenden  k.  und  k.  Vertretungsbehörde  gesammelt  und  rechtzeitig  dem 
k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  vorgelegt,  und  zwar  so,  daß  dieselben 
längstens  bis  zum  20.  Dezember  eines  jeden  Jahres  bei  dem  gedachten 
Ministerium  eintreffen. 

Falls  die  Berechtigung  des  Besitzers  der  Legitimation  zur  Verfügung 
über  dieselbe  aus  welchem  Grunde  immer  aufhört,  oder  die  Gültigkeit  der 
Legitimation  erlischt,  oder  der  Eigentümer  stirbt,  ist  die  Legitimation 
ohne  irgend  eine  vorhergehende  Aufforderung  direkt  oder  durch  das  vor- 
stehende Amt  an  die  Direktion  der  königlich  ungarischen  Staatsbahnen 
zurückzuleiten. 

Im  Falle  des  Verlustes  der  fraglichen  Legitimation  ist  hierüber  sofort 
direkt  oder  durch  den  betreffenden  Amtschef  oder  seine  Angehörigen  die 
Anzeige  zu  erstatten.  (Circularien  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern 
vom  30.  April  1896,  6.  August  1898  und  vom  15.  Juni  1899,  ZZ.  18.718/2, 
59.667/2  und  18.178/2.    Siehe  II.  Band,  Konsular-Normalien  Nr.  XXI.) 

Die  im  Verlaufe  eines  Jahres  angestellten  beziehungsweise  pen- 
sionierten Funktionäre  haben  ihre  Gesuche  bis  längstens  Ende  des  auf 
ihre  Ernennung  respektive  Pensionierung  nächstfolgenden  Monates  einzu- 
reichen. 

Die  im  Hinblicke  auf  Fahrpreisermäßigungen  fallweise  auszustellenden 
Zertifikate  sind  bloß  für  einzelne  Fahrten  oder  für  Tour-  und  Retour- 
fahrten in  der  Dauer  von  drei  Monaten  —  vom  Tage  der  Ausstellung 
an  gerechnet  —  gültig. 

Sie  berechtigen  den  Inhaber  zur  Fahrt  mit  halber  Fahrkarte  unter 
den  oben  angegebenen  Modalitäten  und  werden  ausgestellt: 
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a)  für  die  in  ehelicher  Gemeinschaft  lebenden  Gattinnen  der  beeideten 
Beamten  der  I.  bis  inklusive  X.  Rangsklasse  des  k.  und  k.  Ministeriums 
des  kaiserlich  und  königlichen  Hauses  und  des  Äußern,  der  k.  und  k. 
Missionen  und  Konsularämter  und  deren  im  Familienverbande  lebende, 
unter  elterlicher  Obsorge  stehende,  noch  nicht  erwerbsfähige  Kinder, 
sowie  für  ihre  mitreisenden  Dienstboten,  falls  das  Familienoberhaupt 
für  seine  Person  eine  Jahreslegitimation  gelöst  hat  und  dies  auf 
dem  Gesuche  seitens  des  k.  und  k.  Ministeriums  bestätigt 
wird; 

b)  für  beeidete  Staatsbedienstete  der  XI.  Rangsklasse  und  Diener  für 
ihre  eigene  Person  (insoweit  dieselben  keine  Jahreslegitimation  gelöst 
haben),  ferner  für  deren  Familienmitglieder  nach  Maßgabe  der  sub  a) 
angeführten  Modalitäten; 

c)  für  die  Witwen  der  effektiven  Beamten  und  Diener  anläßlich  der 
infolge  Ablebens  des  Gatten  statthabenden  Übersiedlungen  für  sich 
und  ihre  Familienmitglieder,  sowie  für  die  mit  der  Familie  reisenden 
Dienstboten ; 

d)  für  die  in  ehelicher  Gemeinschaft  lebenden  Gattinnen  von  Pensionisten 
und  die  im  Familienverbande  unter  elterlicher  Fürsorge  stehenden 
noch  nicht  erwerbsfähigen  Kinder  der  letzteren,  sowie  für  die  im 
Genüsse  eines  Ruhebezuges  stehenden  Witwen  solcher  Pensionisten 
und  für  deren  Kinder  unter  den  obigen  Bedingungen. 
Familienmitglieder  solcher  Pensionisten,  welche  eine  besoldete  Funktion 

versehen  oder  ein  mit  Gehalt  verbundenes  Amt  bekleiden,  haben  keinen 
Anspruch  auf  Fahrpreisbegünstigungen. 

Die  stempelfreien  an  die  Direktion  der  königlich  ungarischen  Staats- 
bahnen zu  adressierenden  Gesuche  um  Ausfolgung  von  Fahrtzertiflkaten 
sind  bei  der  Kanzleidirektion  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  kaiserlichen  und 
königlichen  Hauses  und  des  Äußern  einzubringen  und  werden  von  dem 
gedachten  Ministerium  mit  dem  Amtssiegel  versehen  und  befürwortend 
vidiert,  an  die  gedachte  königlich  ungarische  Behörde  geleitet  werden. 

Die  für  die  Gültigkeitsdauer  von  drei  Monaten  ausgestellten  Anwei- 
sungen auf  Frachtermäßigungen  geben  Anspruch  auf  eine  öOprozentige 
Frachtermäßigung  auf  allen  Linien  der  königlich  ungarischen  Staats- 
bahnen sowie  der  in  ihrem  Betriebe  befindlichen  Lokalbahnen  und  werden 
ausgefolgt: 

a)  für  die  in  effektiver  Verwendung  stehenden,  beeideten  Beamten  und 
Diener  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern,  der  k.  und  k.  diplo- 
matischen Missionen  und  Konsularämter  anläßlich  der  durch  eine  Er- 
nennung oder  Versetzung  notwendig  gewordenen  Übersiedlung; 

b)  für  die  W^itwe  der  oberwähnten  Beamten  und  Diener  anläßlich  einer 
infolge  Ablebens  des  Gatten  statthabenden  Übersiedlung. 
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Die  Gesuche  mn  Aosfolgung  von  EVachtanweisungen  sind  ebenso  zu 
behandeln,  wie  jene  mn  Aasstellung  von  Fahrtzertiflkaten  (Gircnlare  des 
k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  30.  April  1896,  Z.  18.718/2.  Siehe 
n.  Band  Konsular-Normalien  Nr.  XXI). 

Die  k.  k.  privilegierte  Südbahngesellschaft  gewährt;  den  in  ordentr 
lieber  Verwendung  stehenden  effektiven,  beeidigten  Beamten  und  Dienern 
des  Bessorts  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  ständige  Jahresfahrt- 
legitimationen,  welche  auf  allen  ihren  ungarischen  Linien,  sowie  auf 
den  Linien  der  Barcs-Pakraczer  Bahn  ohne  Rücksichtnahme  auf  die  zu 
benützende  Wagenklasse  zur  Lösung  halber  Fahrkarten  für  Eil-,  Post-  und 
Personenzüge  berechtigen. 

Die  bezüglichen  an  die  Budapester  Betriebsdirektion  der  k.  k.  privi- 
legierten Südbahngesellschaft  zu  adressierenden  Gesuche  sind  unter  An- 
schluß einer  Photographie  im  Visitkartenformat  und  der  Ausstellungsgebür 
von  vier  Kronen  bei  der  Kanzleidirektion  des  k.  und  k.  Ministeriums  des 
Äußern  einzureichen. 

Für  die  Gattinnen,  sowie  für  die  unter  elterlicher  Obsorge  im  Familien- 
verbande  stehenden  Kinder  und  mitreisenden  Dienstboten  der  in  ordent- 
licher Verwendung  stehenden  effektiven  Beamten  und  Diener  wird  seitens 
der  gedachten  Eisenbahngesellschaft  nur  anläßlich  von  Übersiedlungsreisen 
eine  öOprozentige  Ermäßigung  der  tarifmäßigen  Fahrkosten  gewährt 

Für  pensionierte  Staatsangestellte  und  deren  Familienmitglieder  ge- 
währt die  k.  k.  privilegierte  Südbahngesellschaft  keine  Fahrtbegüstigungen 
(CSrculare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  20.  Juni  1896, 
Z.  26.061/2.    Siehe  H.  Band,  Konsular-Normalien  Nr.  XXI). 

Die  Kassa-Oderberger  Bahn  gewährt  den  Beamten  des  Ressorts  des 
k.  und  k.  Ministeriums  des  k.  und  k.  Hauses  und  des  Äußern,  sowie  deren 
Familienmitgliedern  auf  ihrer  ungarischen  Strecke  eine  Fahrpreisermäßigung 
von  50  Prozent  auf  Grund  dauernder  oder  fallweise  auszustellender  Legiti- 
mationen, um  welche  in  vom  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  zu  vidieren- 
den Gesuchen  bei  der  Bahnverwaltung  einzuschreiten  ist. 

Die  ungarische  Seeschiffahrtsaktiengesellschaft  „Adria"  gewährt  den 
im  Dienste  reisenden  Beamten  des  auswärtigen  Ressorts  die  freie  Fahrte 
den  außer  Dienst  reisenden  Beamten  dieses  Ressorts  und  deren  Familien- 
mitgliedern eine  öOprozentige  Fahrpreisermäßigung. 


Dritter  Teil. 

Stellung,  Immunitäten  und  Rechte  der  österreichisch-ungarischen 
Konsularfunktionäre  in  den  auswärtigen  Staaten.  —  Verkehr  der- 
selben mit  den  Landes-  und  Lokalbehörden  sowie  mit  den 
Konsularvertretern  anderer  Staaten;  Beginn  und  Einstellung  der 
Konsularamtswirksamkeit. 

Erster  Abschnitt. 

Über  die  Stellung,  Immunitäten  und  Rechte  der  öster- 
reichisch-ungarischen KonsularfimlLtionäre. 

Für  die  Stellung,  Immunitäten  und  Rechte  der  österreicMsch-ungarischen 
Konsularfunktionäre  sind  in  erster  Linie  die  mit  den  einzelnen  auswärtigen 
Staaten  abgeschlossenen  Konsularkonventionen,  Handels-  und  Schiffahrts- 
verträge sowie  andere  Staatsverträge  (siehe  Anhang),  femer  die  Bestim- 
mungen des  Völkerrechtes  und  schließlich  das  Herkommen  maßgebend.*) 

In  den  mit  Frankreich  (1866),  den  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika (1870),  Portugal  (1873),  Italien  (1874)  und  Serbien  (1881) 
abgeschlossenen  Konsularkonventionen  sind  diesbezüglich  folgende  Haupt- 
bestimmungen enthalten: 

Die  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vizekonsuln  und  ihre  Kanzler,  sowie 
die  Konsularagenten  genießen,  wenn  sie  Untertanen  des  sie  ernennenden 
Staates  sind,  die   Befreiung  von  den  vom  Staate   oder    den  Gemeinden 

*)  Die  Personen  des  diplomatischen  Dienstes,  und  zwar  Botschaf ter,  Gesandte,  Ge- 
schäftsträger und  Ministerresidenten,  sowie  die  Mitglieder  ihrer  Familien',  femer  ihre 
Hilfsbeamten,  als  Legationsräte,  Sekretäre,  Attaches,  Kanzler  und  die  sonst  noch  bei'  den 
diplomatischen  Missionen  angestellten  Personen  genießen  nach  den  Grundsätzen  des  Völker- 
rechtes die  Privilegien  und  Immunitäten  der  Exterritorialität.  Dieselbe  besteht  in  der 
Exemtion  von  der  Staatsgewalt  des  Landes,  in  welchem  der  betreffende  diplomatische  Ver- 
treter akkreditiert  ist,  was  die  völlige  Befreiung  von  der  territorialen  civilgerichtlichen, 
strafrechtlichen  und  polizeilichen  Gerichtsbarkeit  involviert.  Kraft  einer  juridischen  Fik- 
tion werden  die  diplomatischen  Vertreter  so  behandelt,  als  befänden  sie  sich  noch  im 
Staatsgebiete  der  Eegierung,  welche  sie  bestellt  hat. 
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auferlegten  Militareinqnaitienmgeii  und  Kontribationen,  sowie  direkten 
Personal-,  Mobiliar-  nnd  Lnxnsstenem,  voransgesetzt,  daß  äe  kein  unbeweg- 
liches Eigentum  besitzen  und  weder  Handel  treiben,  noch  ein  industrielles 
Geschäft  ausüben,  in  welchen  Fällen  sie  denselben  Abgaben,  Lasten  und 
Auflagen  unterworfen  sind,  wie  andere  Private.  Sie  genießen  überdies 
die  persönliche  Immunität,  ausgenommen  bezüglich  der  durch  die  Gesetz- 
gebung des  Landes  als  Verbrechen  bezeichneten  Handlungen. 

Die  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vizekonsuln  und  ihre  Kanzler,  sowie 
die  Konsularagenten,  können,  wenn  sie  Untertanen  des  sie  ernennenden 
Staates  sind,  nicht  als  Zeugen  vor  Gericht  vorgeladen  werden. 

Wenn  die  Lokalgenchtsbehörde  die  Abgabe  einer  gerichtlichen  Aus- 
sage von  ihnen  für  nötig  erachtet,  so  wird  sie  sich  in  ihre  Wohnung 
begeben,  um  dieselben  mündlich  zu  vernehmen,  oder  zu  diesem  Zwecke 
einen  kompetenten  Beamten  dahin  abordnen,  oder  eine  schriftliche  Er- 
klärung von  ihnen  abverlangen. 

Die  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vizekonsuln  oder  Konsularagenten 
können  in  Ausübung  der  ihnen  zustehenden  Amtsbefugnisse  sich  an  die 
Behörden  ihres  Amtsbezirkes  wenden,  um  gegen  jede  Verletzung  der 
zwischen  den  beiden  Ländern  bestehenden  Verträge  oder  Konventionen 
und  gegen  jede  Beeinträchtigung,  über  welche  ihre  Staatsangehörigen 
Klage  zu  erheben  hätten,  zu  reklamieren. 

Im  Falle,  daß  auf  ihre  Reklamationen  von  den  genannten  Behörden 
nicht  eingegangen  würde,  steht  es  ihnen  frei,  im  Abgange  eines  diplo- 
matischen Vertreters  ihres  Landes  sich  an  die  Regierung  des  Landes, 
wo  sie  residieren,  zu  wenden. 

Die  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vizekonsuln  oder  Konsularagenten 
dürfen  über  dem  äußeren  Eingange  ihres  Hauses  ihr  Amtswappen  mit 
einer  die  Worte: 

„Konsulat",  „Vizekonsulat"  oder  „Konsularagentie  von '" 

enthaltenden  Aufschrift  anbringen. 

Es  ist  ihnen  femer  gestattet,  an  Tagen  öffentlicher  Feierlichkeiten 
oder  bei  anderen  Gelegenheiten,  wo  es  üblich  ist,  die  offizielle  Flagge 
auf  dem  Konsulatsgebäude  aufzuziehen,  wofern  sie  nicht  in  der  Stadt 
residieren,  wo  die  Gesandtschaft  ihres  Souveräns  sich  befindet. 

Ebenso  dürfen  sie  die  Flagge  auf  dem  Boote  aufhissen,  dessen  sie 
sich  in  Ausübung  ihrer  Funktionen  zu  Fahrten  im  Hafen  bedienen. 

Es  versteht  sich  von  selbst,  daß  diese  äußeren  Merkmale  niemals  so 
ausgelegt  werden  dürfen,  als  ob  sie  ein  Asylrecht  begründen  würden. 

Die  Konsulararchive  sind  jederzeit  unverletzlich,  und  es  ist  den 
Lokalbehörden  unter  keinem  Vorwande  die  Durchsuchung  oder  Beschlag- 
nahme der  dazu  gehörigen  Papiere  gestattet. 

Diese  Papiere  müssen  immer  von  den,  auf  den  Handel  oder  auf  einen 
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Industriezweig,  welchen  die  betreffenden  Konsularbeamten  ausüben  könnten, 
Bezug  habenden  Büchern  und  Papieren  vollkommen  getrennt  sein. 

Ähnliche  Bestimmungen  enthalten  auch  einige  zwischen  der  österr.- 
ungar.  Monarchie  und  einzelnen  auswärtigen  Staaten  abgeschlossene  Han- 
dels- und  Schiffahrtsverträge.    (Siehe  Anhang.) 

Im  osmanischen  Reiche  stehen  den  österr.-ungar.  Konsularvertretern 
besondere  Vorrechte  zu,  welche  auf  internationalen  Verträgen  oder  auf  dem 
Herkommen  fußen  oder  daraus  abgeleitet  werden,  daß  der  österr.-ungar. 
Monarchie  die  gleiche  Behandlung  mit  den  am  meisten  begünstigten  Natio- 
nen eingeräumt  ist. 

Die  wichtigsten  derselben  sind: 

a)  Die  Repräsentanz  der  österr.-ungar.  Kolonie  als  Regierungsorgane  ge- 
genüber den  Landesautoritäten  innerhalb  ihres  Amtssprengeis,  sowohl 
in  Geschäften,  als  auch  bei  feierlichen  Anlässen; 

b)  die  vollständige  Exemtion  von  aller  Landesgerichtsbarkeit  in  Civil- 
und  Strafsachen  für  sich  und  das  Personal; 

c)  das  Recht  der  Aufhissung  der  österr.-ungar.  Konsularflagge  am  Kon- 
sulargebäude; 

d)  die  Immunität  des  Konsulatsgebäudes  vor  jeder  Durchsuchung  und  vor 
dem  Eintritte  der  bewaffneten  Macht; 

e)  das  Recht,  Schutzwachen  (Kawassen)  zu  unterhalten; 

f)  das  Recht,  den  Gottesdienst  im  Konsulatsgebäude  abhalten  zu  lassen; 

g)  das  Recht  zum  zollfreien  Bezug  der  zum  Hausgebrauche  nötigen  Ein- 
richtutfgsstücke. 

Schließlich  muß  hier  noch  das  Reglement  relatif  aux  Consulats  6tran- 
gers  en  Turquie  vom  Jahre  1863  (siehe  Kon sular- Normalien,  II.  Band 
Nr.  XVII),  sowie  der  Article  additionel  zu  dem  gedachten  Reglement  vom 
Jahre  1865  erwähnt  werden.  Das  obenerwähnte  Reglement  enthält  be- 
sondere Bestimmungen  über  die  Behandlung  der  im  Dienste  eines  k.  und  k. 
österr.-ungar.  Konsularamtes  stehenden  ottomanischen  Staatsangehörigen. 

Im  Sinne  dieses  Reglements  sind  die  Generalkonsulate  und  die  Kon- 
sulate der  Provinz-Hauptorte  in  der  Türkei  berechtigt,  vier  Dragomane 
und  vier  Yassakdjis,  die  von  einem  Generalkonsulate  dependierenden  Kon- 
sulate drei  Dragomane  und  drei  Yassakdjis  und  die  Vizekonsulate  oder 
Konsularagentien  zwei  Dragomane  und  zwei  Yassakdjis  zu  bestellen. 
Sollte  jedoch  die  obige  Anzahl  von  Dragomanen  oder  Yassakdjis  nicht  ge- 
nügen, so  hat  das  betreffende  Konsulat  der  vorgesetzten  k.  und  k.  Botschaft 
in  Constantinopel  die  bezügliche  Anzeige  zu  erstatten,  worauf  letztere  das 
erforderliche  Einvernehmen  mit  der  Pforte  pflegen  wird. 
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Zweiter  Abschnitt. 

Verkehr  der  österrelchlsch-imgarischen  Eonsularfduktio- 

nSre  mit  den  Landes-  und  Lokalbehörden,  sowie  mit  den 

Konsularvertretern  anderer  Staaten. 

1.  Verhalten  der  österreichisch-migarischeii  Konsnlarfunktio- 
näre  gegenüber  den  betreffenden  Landes-  und  Lokalbehörden. 

Hinsichtlich  des  Ceremoniells  besteht  kein  allgemeines  Herkommen 
und  keine  allgemeine  Regel.  Die  diesfällige  Praxis  ist  überall  verschieden. 
Betreffs  des  bei  feierlichen  Anlässen  zu  beobachtenden  CeremonieUs  haben 
sich  die  österreichisch-ungarischen  Konsularfunktionäre  bei  den  Konsular- 
vertretern anderer  Staaten  zu  informieren  und  nach  dem  Landesbrauche 
entsprechend  vorzugehen. 

Es  ist  eine  besondere  Pflicht  der  österreichisch-ungarischen  Konsular- 
funktionäre, in  ihrem  Verkehre  mit  den  lindes-  und  Lokalbehörden  freund- 
schaftliche Beziehungen  zu  unterhalten,  um  bei  allen  vorkonmienden  Amts- 
handlungen auf  das  Entgegenkommen  und  die  Unterstützung  der  Lokal- 
behörden rechnen  zu  können.  Abgesehen  von  dem  notwendigen  Antritts- 
besuche haben  die  österreichisch-ungarischen  Konsularfunktionäre  über  dies- 
fällige Einladung  durch  persönliche  Anwesenheit  bei  den  nationalen  Feier- 
lichkeiten und  Festlichkeiten  sich  zu  beteiligen  und,  wenn  es  üblich  ist,  an 
solchen  Tagen  die  Konsularflagge  zu  hissen.  Um  das  gute  Einvernehmen 
mit  den  Landesbehörden  aufrecht  zu  erhalten,  hat  der  österreichisch-unga- 
rische Konsularvertreter  jede  wie  immer  geartete  Beteiligung  an  religiösen 
und  politischen  Parteifragen  strenge  zu  vermeiden. 

Falls  Mißverständnisse  oder  Konflikte  mit  den  Landesbehörden  sich 
ergeben  sollten,  so  haben  die  österreichisch-ungarischen  Konsularvertreter 
alles  mögliche  aufzubieten,  um  durch  geeignete  Aufklärungen  und  sonstige 
Schritte  diese  Mißverständnisse  und  Konflikte  zu  beseitigen,  ohne  jedoch 
ihrer  persönlichen  Stellung  und  der  Würde  ihres  Amtes  etwas  zu  ver- 
geben. 

Die  amtlichen  Verhandlungen  der  österreichisch-ungarischen  Konsular- 
funktionäre mit  den  Landesbehörden  können  mündliche  oder  schriftliche 
sein.  Die  Konsularfunktionäre  haben  in  erster  Linie  die  Kechte  der  in 
ihrem  Amtsbezirke  sich  aufhaltenden  österreichischen  oder  ungarischen 
Staatsangehörigen  mit  allen  Mitteln  zu  vertreten,  welche  auf  Staatsver- 
träge, Gesetze  und  Gewohnheiten  des  Landes,  sowie  auf  dem  Völkerrechte 
bestehen. 

Wenn  Meinungsverschiedenheiten  sich  ergeben,  deren  Beseitigung 
durch   persönliche,   rücksichtsvolle  Intervention  des  betreffenden  Konsular- 
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Vertreters  nicht  erzielt  werden  kann,  so  hat  derselbe  unter  Darlegung  des 
Sachverhaltes  Instruktionen  von  der  vorgesetzten  k.  und  k,  diplomatischen 
Mission  einzuholen. 

Im  Falle  von  Konflikten  mit  den  Landesbehörden  darf  der  öster- 
reichisch-ungarische Konsularvertreter  ohne  besondere  Ermächtigung  der 
vorgesetzten  k.  und  k.  diplomatischen  Mission  seine  Beziehungen  mit  den 
Landesbehörden  nicht  abbrechen.  Er  hat  vielmehr  bis  zum  Einlangen  der 
diesfälligen  Instruktionen  alles  zu  vermeiden,  was  eine  Verschärfung  des 
Konfliktes  herbeiführen  könnte. 

2.  Verhalten  der  österreichisch-nngarischen  Konsularjfunktio- 
näre  gegenüber  den  Konsularvertretern  anderer  Staaten. 

Die  österreichisch-ungarischen  Konsularfunktionäre  haben  auch  mit 
den  an  ihrem  Amtsitze  bestellten  Konsularvertretern  anderer  Staaten  gute 
Beziehungen  zu  unterhalten. 

Für  den  persönlichen  und  amtlichen  Verkehr  der  an  einem  Orte 
residierenden  Konsularvertreter  verschiedener  Staaten  untereinander  gelten 
im  allgemeinen  die  sub  1.  oben  angeführten  Bestimmungen.  Auch  ist  in 
dieser  Richtung  der  Landesbrauch  maßgebend. 

Wenn  sich  die  Notwendigkeit  von  gemeinsamen  Beratungen  der  an 
einem  Orte  residierenden  Konsularvertreter  verschiedener  Staaten  ergibt, 
so  besteht  die  Gepflogenheit,  daß  gewöhnlich  der  älteste  Konsularvertreter 
der  höchsten  Rangsklasse  mit  dem  Vorsitze  in  denselben  betraut  wird.  Die 
Einrichtung  eines  ständigen  Doyen  ist  lediglich  als  eine  innere  Angelegen- 
heit des  Konsularkorps  anzusehen. 


Dritter  Absehnitt. 

Beginn  der  Amtswirksamkeit  der  österreiclilseli-imgarisclien 
Konsularfunktionäre.  —  Zeitweilige  ünterbrecliung  der 
Amtswirksamkeit  der  österreiciiisch-ungarisclien  Konsular- 
ftinktionäre,  und  gänzliche  Einstellung  der  bezügliclien 

Konsularfunktionen. 

1.  Beginn  der  Amtswirksamkeit  der  österreichisch-nngarischen 

Konsnlarfnnktionäre. 

Wie  im  ersten  Teile  dieses  Handbuches,  Abschnitt  1,  bereits  angedeutet 
wurde,  werden  sowohl  die  effektiven  als  auch  die  Honorar-Konsularfunktio- 
näre  mit  dem  Range  eines  Generalkonsuls,  Konsuls  oder  Vizekonsuls  von 
Sr.  k.  und  k.  Apostolischen  Majestät  über  Antrag  des  k.  und  k.  Ministe- 

Malfatti,  KoDsnlarwesen.     I.  12 
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riums  des  Äaßem  ernannt  Dagegen  werden  die  Eonsular-Attach^s  vom  ge- 
dachten Ministerinm  des  Änßern  selbst  ernannt,  nnd  die  Konsularagenten 
von  dem  vorgesetzten  leitenden  Eonsularamte  gegen  nachträgliche  ministe- 
rielle Genehmigung  bestellt. 

Außer  dem  bezüglichen  Ernennungsdekrete  erhalten  die  Konsular- 
AmtSYorsteher  (Generalkonsuln,  Eonsuln  und  Vizekonsuln,  welche  mit  der 
Leitung  eines  Amtes  betraut  sind)  ein  von  Sr.  k.  und  k.  Apostolischen  Ma- 
jestät unterzeichnetes  Bestallungsdiplom,  auf  welches  im  Wege  der  vorge- 
setzten k.  und  k.  diplomatischen  Mission  das  erforderliche  Exequatur  des 
betreffenden  Staatsoberhauptes,  in  dessen  Land  der  neu  ernannte  Konsulai*- 
fiinktionär  die  ämtliche  Wirksamkeit  ausüben  soll,  erwirkt  wird. 

Ftlr  die  im  osmanischen  Reiche  bestellten,  mit  der  Leitung  eines 
Eonsularamtes  betrauten  Eonsularfunktionäre,  wird  kein  Bestallungsdiplom 
ausgefertigt.  Die  Anerkennung  des  betreffenden  Eonsularfunktionärs  und 
seine  Zulassung  zur  Ausübung  seiner  amtlichen  Funktionen  geschieht  im 
osmanischen  Reiche  mittels  eines  Fermans  (Berat)  von  der  Pforte. 

Der  neuernannte  mit  der  Amtsleitung  betraute  Eonsularfunktionär 
(Generalkonsul,  Konsul  und  Vizekonsul)  kann  seine  Amtstätigkeit  erst  dann 
beginnen,  wenn  er  das  Exequatur,  das  ist  die  Genehmigung  der  Regierung 
jenes  Staates,  in  welchem  er  seine  Funktionen  auszuüben  berufen  ist,  er- 
halten hat. 

Nach  allgemeinen  völkerrechtlichen  Grundsätzen  wird  es  dem  Er- 
messen jeder  Regierung  anheimgestellt,  Eonsularfunktionäre  auswärtiger 
Staaten  zuzulassen  oder  nicht,  und  auch  in  jenen  Fällen,  wo  in  den  Staats- 
verträgen die  Annahme  von  Konsularvertretern  fremder  Staaten  stipuliert 
wurde,  ist  nach  unbestrittener  Praxis  die  Anerkennung  des  neu  ernannten 
Konsularamtsvorstehers  dennoch  immer  von  der  Territoriak*egierung  ab- 
hängig, welche  letztere,  da  es  sich  um  keinen  mit  diplomatischem  Charakter 
bekleideten  Funktionär  handelt,  diese  Anerkennung  in  der  Regel  niemandem 
ohne  überwiegende  Bedenken  politischer  oder  moralischer  Natur  versagt, 
und  es  lediglich  der  betreffenden  Regierung  überläßt,  die  sonstige  Eignung 
desjenigen  zu  würdigen,  den  sie  zu  ihrem  Konsularvertreter  erwählt 

Zum  Behufe  der  Erwirkung  des  erforderlichen  Exequaturs  wird  daher 
das  bezügliche  Bestallungsdiplom  durch  das  k.  und  k.  Ministerium  des 
Äußern  an  die  betreffende,  vorgesetzte  k.  und  k.  diplomatische  Mission 
geleitet,  welche  den  Auftrag  erhält,  das  Geeignete  sofort  zu  veranlassen, 
damit  der  neu  ernannte  Konsular-Amtsvorsteher  in  seiner  ämtlichen  Eigen- 
schaft seitens  der  Lokalbehörde  anerkannt,  und  zur  Ausübung  seiner  Funk- 
tionen ohne  Verzug  zugelassen  werde. 

Auch  die  Konsularagenten  bedürfen  der  Anerkennung  der  betreffen- 
den Landesregierung  behufs  Zulassung  zur  Ausübung  ihrer  Funktionen 
seitens  der  Lokalbehörden  des  Ortes,  wo  sie  bestellt  sind,  und  das  vor- 
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gesetzte  leitende  Eonsularamt  hat  das  nötige  im  Wege  der  vorgesetzten 
k.  und  k.  diplomatischen  Mission,  bezw.  im  eigenen  Wirkungskreise  zu  ver- 
anlassen, damit  der  betreffende  Konsularagent  ohne  Verzug  seine  Amts- 
wirksamkeit beginnen  kann. 

Die  Erteilung  des  Exequatur  erfolgt  in  der  Regel  ohne  Einhebung 
von  Gebüren. 

Nach  erfolgter  Zulassung  zur  Ausübung  der  Konsularf unktionen  seitens 
der  Territorialregierung  kann  der  Amtsantritt  erfolgen. 

Der  zur  Leitung  eines  Amtes  berufene  Konsularfunktionär  übenaimmt 
zu  diesem  Ende  ordnungsmäßig  von  seinem  Amtsvorgänger  das  Konsular- 
archiv,  die  Amtskasse,  die  Depositen  und  die  sonstigen  Amtsutensilien, 
welche  zum  Inventar  des  Konsularamtes  gehören,  und  zeigt  den  Lokal- 
behörden seinen  Amtsantritt  an.  Gleichzeitig  wird  ein  Pare  des  vorge- 
schriebenen Übergabs-  und  ÜbernahmsprotokoUes  (siehe  Formulare,  Sechster 
Teil,  No.  4)  nebst  der  Anzeige  über  den  erfolgten  Amtsantritt  dem  k.  und 
k.  Ministerium  des  Äußern  vorgelegt. 

Wenn  das  Konsularamt  erst  neu  errichtet  wurde,  so  wird  dies  in  der 
landesüblichen  Weise  zur  öflFentlichen  Kenntnis  gebracht. 

Im  osmanischen  Reiche  übergibt  der  betreffende  Konsularfunktionär 
bei  seiner  Ankunft  auf  dem  Bestimmungsorte  den  durch  die  k.  und  k.  Bot- 
schaft in  Constantinopel  erlangten  Berat  (Exequatur)  dem  betreffenden 
Gouverneur,  durch  welchen  die  öffentliche  Bekanntmachung  von  der  er- 
folgten Zulassung  des  neu  ernannten  Konsularfunktionärs  zur  Ausübung  seiner 
Amtsfunktionen  erfolgt. 

Der  neuernannte  Konsularfunktionär  hat  sodann  sowohl  den  Lokal- 
behörden, als  auch  allen  an  jenem  Orte  bestellten  Konsularvertretern  aus- 
wärtiger Staaten  eine  Courtoisievisite  abzustatten. 


2.  Zeitweilige  Unterbrechung  der  Amtswirksamkeit  der  öster- 
reichisch-ungarischen Konsularfunktionäre. 

a)  Durch  Urlaub  oder  Dienstreisen. 

Die  österr.-ungar.  Konsularamtsvorsteher  haben,  wenn  nicht  dringende 
Dienstesinteressen  es  erheischen,  sich  von  ihrem  Posten  ohne  vorherige 
Ermächtigung  der  vorgesetzten  k.  und  k.  diplomatischen  Mission,  bezw.  des 
k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern,  niemals  zu  entfernen. 

So  oft  jedoch  die  Verhältnisse  die  zeitweilige  Entfernung  des  Amts- 
vorstehers vom  Amtssitze  erheischen,  sei  es,  um  einen  dienstlichen  Auftrag 
auszuführen,  sei  es,  um  in  Privatangelegenheiten  eine  Reise  anzutreten,  hat 

12* 
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der  betreflfende  Amtstitulär  fbr  die  regelmäßige  Fortführung  der  Amtsge- 
schäfte durch  einen  geeigneten  Stellvertreter  Sorge  zu  tragen. 

In  Urlaubsfällen,  wie  bereits  oben  bemerkt  wurde  (siehe  Urlaubs- 
ordnung, zweiter  Teil,  erster  Abschnitt  No.  5)  kann  der  betreflfende  Kon- 
sularamtsvorsteher,  wenn  er  zur  Kategorie  der  wirklichen  Staatsbeamten 
gehört,  den  ihm  bewilligten  Urlaub  nur  dann  antreten,  wenn  er  die  Amts- 
leitung ordnungsmäßig  an  den  bestellten  Amtsgerenten  übergeben  hat,  da- 
mit in  der  Besorgung  der  Amtsgeschäfte  keinerlei  Unterbrechung  eintrete. 

Wenn  der  Konsularamtsvorsteher  zur  Kategorie  der  Honorar-Kon- 
sularfunktionäre  gehört,  so  hat  er  im  Falle  seiner  Entfernung  vom  Amts- 
sitze für  die  Bestellung  eines  vollkommen  geeigneten  Gereuten,  für  dessen 
Amtsgebarung  er  verantwortlich  bleibt,  Sorge  zu  tragen,  und  die  erfolgte 
Bestellung  des  Gereuten  unter  Angabe  seines  Namens  und  Standes  und 
Beifügung  der  eigenhändigen  Unterschrift  desselben  ohne  Verzug  im  Wege 
der  vorgesetzten  k.  und  k.  diplomatischen  Mission  dem  k.  und  k.  Ministerium 
des  Äußern  anzuzeigen. 

b)  Durch  Krankheit. 

Wenn  der  Konsularamtsvorsteher  durch  Krankheit  verhindert  ist, 
seine  Amtsgeschäfte  regelmäßig  zu  besorgen,  so  ist  er  verpflichtet,  behufs 
ordnungsmäßiger  Fortführung  der  Geschäfte  einen  Gereuten  zu  bestellen. 
Bei  effektiven  Konsularämtern  ist  der  rangälteste  Konzeptsbeamte,  oder 
wenn  solche  nicht  vorhanden  wären,  der  rangälteste  Kanzleibeamte  berufen, 
in  Verhinderung  des  Amtsvorstandes  die  provisorische  Amtsleitung  zu  führen. 

Selbstredend  ist  bei  einer  längeren  Krankheit  hievon  die  vorgesetzte 
k.  und  k.  diplomatische  Mission  und  das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern 
zu  verständigen,  und  eventuell  die  nötigen  Weisungen  einzuholen. 

Bei  Honorar-Konsularämtern  ist  derselbe  Vorgang  zu  beobachten,  wie 
bei  Beurlaubungen  (siehe  oben  a). 

e)  Durch  den  Krieg. 

Ohne  Genehmigung  der  vorgesetzten  Behörden  darf  eine  Unterbrechung 
der  Funktionen  eines  Konsularamtsvorstehers  nicht  stattfinden.  Dies  gilt 
selbst  für  den  Fall  eines  Krieges,  während  welcher  Zeit  die  Ämtstätigkeit 
des  betreffenden  Konsularfunktionärs  so  lange  fortzubestehen  hat,  als  die 
Territorialregierung  dies  gestattet.  Sollte  jedoch  die  persönliche  Sicherheit 
des  Konsularfunktionärs  oder  der  österreichischen  oder  ungarischen  Staats- 
angehörigen überhaupt  gefährdet  erscheinen,  so  hat  der  betreffende  Kon- 
sularamtsvorstand  provisorisch  den  Schutz  eines  Konsularvertreters  eines 
befreundeten  Staates  in  Anspruch  zu  nehmen  und  zugleich  hierüber  die 
Anzeige  dem  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  im  Wege  der  vorgesetzten 
k.  und  k.  diplomatischen  Mission  zu  erstatten,  und  sofort  um  die  nötigen 
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Verhaltungsmaßregeln  anzusuchen,  worauf  er  im  Sinne  derselben  strenge 
vorzugehen  hat. 

Wenn  die  Übertragung  des  Schutzes  der  österreichischen  oder  un- 
garischen Staatsangehörigen  an  einen  fremden  Konsularvertreter  erfolgt, 
hat  der  betreffende  Konsularamtsvorstand,  dessen  Amtswirksamkeit  eine 
Unterbrechung  erleidet,  nach  eigenem  Ermessen  fiii*  die  sichere  Auf- 
bewahrung des  Amtsarchives  und  Amtsrequisiten  Sorge  zu  tragen,  und 
alle  jene  Vorkehrungen  zu  treffen,  welche  notwendig  erscheinen,  um  die 
Interessen  des  Dienstes  und  der  österreichischen  oder  ungarischen  Staats- 
angehörigen möglichst  vor  Beeinträchtigung  zu  bewahren. 

In  einem  solchen  Falle  wii-d  auf  Grund  der  vorher  eingeholten 
ministeriellen  Ermächtigung  der  betreffende  fremde  Konsularvertreter  zum 
interimistischen  Leiter  des  betreffenden  österr.-ungar.  Eonsularamtes  bestellt 

d)  Dureh  Exeqnatarentzlehung  seitens  der  betreffenden 
Landesregierung. 

Wenn  die  Landesregierung  aus  irgend  einem  anderen  Grunde  als 
dem  Kriegsfalle  sich  genötigt  sieht,  einem  österr.-ungai-.  Konsularamtsvor- 
steher  das  Exequatur  zu  entziehen  und  ihn  zur  Einstellung  seiner  Funk- 
tionen zu  verhalten,  so  hat  der  genannte  Funktionär  nach  seinem  Ermessen 
die  dringend  gebotenen,  provisorischen  Maßregeln  zur  Wahrung  der  Inter- 
essen des  Allerhöchsten  Dienstes  und  der  österreichischen  oder  ungarischen 
Staatsangehörigen  zu  ergreifen,  und  sofort  direkt  dem  k.  und  k.  Ministerium 
des  Äußern  und  der  vorgesetzten  k.  und  k.  diplomatischen  Mission,  wenn 
möglich  auf  telegraphischem  Wege,  die  nötige  Anzeige  zu  erstatten  und 
die  diesfalls  erforderlichen  Instruktionen  einzuholen.  Für  das  fernere  Ver- 
halten des  betreffenden  Konsularfunktionärs  sind  ausschließlich  die  dies- 
bezüglichen, ministeriellen  Weisungen  maßgebend. 

3.  Gänzliche  Einstellung  der  Eonsnlarfonktionen. 

a)  Durch  Berufung  auf  einen  anderen  Posten,    b)  Durch  die  Enthebung 
von  dem  bisher  bekleideten  Posten,    c)  Durch  den  Tod  des  betreffenden 

Konsularfunktionärs. 

Die  gänzliche  Einstellung  der  Amtswirksamkeit  eines  effektiven  Kon- 
sularfunktionärs erfolgt  durch  seine  Berufung  auf  einen  anderen  Posten, 
oder  durch  seine  Versetzung  in  den  bleibenden  oder  zeitlichen  Buhestand. 
Femer  erfolgt  die  Einstellung  der  Amtswirksamkeit  eines  Konsularfunk- 
tionärs durch  die  Enthebung  von  dem  von  ihm  bisher  bekleideten  Posten, 
was  unmittelbar  infolge  Allerhöchster  Entschließung  geschieht.  Die  Ent- 
hebung der  Konsularagenten  veranlaßt  das  vorgesetzte,  leitende  Konsnlar- 
amt  gegen  nachträgliche,  ministerielle  Genehmigung.   Die  Enthebung  eines 
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HoDorar-EonsuIarfunktionärs  geschieht  auf  Gnrnd  freiwilliger  Besignation, 
oder  gegen  seinen  Willen,  wenn  aber  sein  Vermögen  der  Eonkars  eröffiiet 
wird,  wenn  derselbe  genötigt  ist,  zur  Liquidierung  seines  Geschäftes  zu 
schreiten,  oder  überhaupt  in  solche  Verhältnisse  gerät,  welche  das  Ansehen 
des  Konsularamtes  kompromittieren  und  eine  ersprießliche  Amtswirksamkeit 
nicht  gestatten,  und  überhaupt  in  allen  jenen  Fällen,  wo  das  Interesse  des 
Allerhöchsten  Dienstes  eine  solche  Maßregel  dringend  erheischt. 

Beim  Aufhören  der  Amtstätigkeit  des  betreffenden  Konsularfiinktionärs 
hat  die  ordnungsmäßige  Übergabe  des  Archives,  der  Depositen  und  des 
Amtsinventars  an  seinen  Amtsnachfolger  oder  an  den  zur  Übernahme  der 
interimistischen  Leitung  des  Amtes  bestellten  G^erenten.  Mit  der  Enthebung 
eines  Honorar-Eonsularfunktionärs  von  seinem  Posten  erlischt  in  der  Regel 
der  Titel  (ausgenommen  die  ausdrückliche  Titelsbelassung)  und  auch  alle 
Prärogativen,  die  sich  auf  seine  frühere,  amtliche  Stellung  beziehen,  somit 
auch  das  Becht  zum  Tragen  der  kategoriemäßigen  Eonsularuniform. 

Endlich  erfolgt  die  Einstellung  der  Amtswirksamkeit  durch  den  Tod 
des  betreffenden  Eonsularfunktionärs.  Im  Falle  des  Ablebens  des  Konsular- 
amtsvorstehers  hat  bis  zum  Herablangen  der  ministeriellen,  diesfälligen 
Weisungen  der  etwa  vorhandene  Eonsularbeamte  far  die  Sicherstellung 
des  Eonsulatsarchives,  der  Depositen  und  des  Amtsinventars  Sorge  zu 
tragen,  und  die  laufenden  Geschäfte  zu  besorgen.  Ist  ein  solcher  Beamter 
nicht  vorhanden,  so  pflegt  nach  der  bestehenden  Praxis  der  Eonsulai*ver- 
treter  eines  befreundeten  Staates  oder  der  älteste  des  Eonsularkorps  die 
interimistische  Leitung  des  Eonsularamtes  zu  übernehmen.  Sollte  jedoch 
am  Amtssitze  keine  auswärtige  Eonsularvertretung  besteben,  wenn  nicht 
etwa  ein  benachbarter,  österreichisch -ungarischer  Eonsularfunktionär  die 
nötige  Vorkehrung  trifft,  wird  die  Lokalbehörde  für  die  Sicherstellung  des 
Eonsulararchives,  der  Depositen  u.  s.  w.  in  provisorischer  Weise  Sorge 
tragen. 


Vierter  Teil. 

Allgemeine  und  besondere  Obliegenheiten  und  Befugnisse  der 
österreichisch-ungarischen  Konsularfunktionäre  hinsichtlich  ihrer 

Amtswirksamkeit. 

Erster  Abschnitt 

Obliegenheiten  und  Befugnisse  der  österreicliisch- unga- 
rischen Eonsular-Funktionäre,  betreffend  die  Bericht- 
erstattung und  Erteilung  von  Auskünften,  sowie  den 
kommerziellen  Dienst  bei  den  k.  und  k.  Konsularämtern. 

I. 
Allgemeine  Obliegenheiten. 

Die  k.  und  k.  Konsularbeamten  sind  verpflichtet,  die  Handels-  und 
Schiflfahrtsinteressen  der  österr.-ungar.  Monarchie  und  der  Handeltreibenden 
der  beiden  Staatsgebiete  tätigst  zu  fördern,  die  letzteren  in  ihren  dies- 
bezüglichen Angelegenheiten,  insoweit  dieselben  einen  gegründeten  Anspruch 
auf  Schutz  oder  Unterstützung  geben,  bereitwillig  und  wirksam  bei  den 
Landesbehörden  zu  vertreten  und  ihnen  dabei  mit  Rat  und  Tat  an  die 
Hand  zu  gehen. 

Der  Schutz  unseres  Außenhandels  bildet  eine  der  wichtigsten  Agenden 
der  k.  und  k.  Konsularvertretungen  und  besteht: 

1.  in  der  energischen  Vertretung  berechtigter  Reklamationen,  nämlich 
solcher,  welche  auf  der  Verletzung  oder  Umgehung  der  Bestimmungen  der 
bestehenden  Handels-  und  Schiffahrtsverträge  fußen,  und 

2.  in  der  Verleihung  des  größtmöglichsten  Beistandes  in  allen  Fällen, 
wo  aus  Verhältnissen  privatrechtlicher  Natur  .unseren  Handelsinteressen 
Gefahr  droht  (Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom 
1.  Februar  1883,  Z.  2110/10). 

Ferner  ist  es  Pflicht  der  k.  und  k.  Konsularämter,  alles,  was  das 
kommerzielle  Interesse  der  Monarchie  in  irgend  einer  Art  berührt,  zur 
Kenntnis  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  zu  bringen. 
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Sie  haben  die  österr.-ungar.,  sowie  die  fremde  Schiffahrt  nach  und 
aus  den  Häfen  des  Amtsbezirkes  und  ebenso  die  Bewegung  des  österr.  und 
Ungar.,  sowie  fremden  Handelsverkehres  in  diesem  Bezirke  mit  Aufmerk- 
samkeit zu  verfolgen  und  darüber  verläßliche  Daten  zu  sammeln.  Ihre 
Beobachtungen  sind  insbesondere  auch  darauf  auszudehnen,  welche  Artikel 
des  Aktivhandels  der  österr.-ungar.  Monarchie  und  jeder  der  beiden  Staats- 
gebiete im  besonderen  dort  Gegenstand  der  Nachfrage  sind,  oder  werden 
könnten,  und  welchen  Ursachen  der  vermehrte  oder  verminderte  Absatz 
der  Erzeugnisse  der  österr.-ungar.  Monarchie  zuzuschreiben  sei  (Circulare 
des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  1.  März  1868,  Z.  2873/H). 

Andererseits  haben  sich  die  Konsular- Funktionäre  das  eingehende 
fortgesetzte  Studium  der  Produktion,  sowie  der  Handels-  und  Verkehrsver- 
hältnisse des  Landes  oder  Distriktes  ihrer  Amtswirksamkeit  angelegen  sein 
zu  lassen  (Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  1  Februai* 
1883,  Z,  2110/10). 

Die  k.  und  k.  Konsularbeamten  sollen  sich  eine  möglichst  genaue 
Kenntnis  der  volkswirtschaftlichen  Verhältnisse  der  österr.-ungar.  Monarchie 
aneignen. 

IL 

Berichterstattung  und  Erteilung  von  Auskünften. 

1.  Allgemeiner  Inhalt  der  Berichte. 

Die  k.  und  k.  Konsularämter  haben  alle  Gesetze,  Verfügungen  und 
Einrichtungen  im  Konsulärbezirke,  welche  den  Handel,  Zoll,  Schiffahrt, 
öffentliche  Kommunikationen  und  sonstige  volkswirtschaftliche  Gegenstände 
betreffen,  in  fortlaufender  genauer  Evidenz  zu  halten,  und  zur  Kenntnis  des 
k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  zu  bringen. 

Dieselben  haben  ferner  die  Fortschritte  im  Ackerbauwesen,  in  der 
Industrie,  sowie  im  Handels-  und  Schiffahrtsbetriebe  im  gesamten  Kon- 
sulatssprengel mit  Aufmerksamkeit  zu  verfolgen,  und  über  die  Ergebnisse 
ihrer  Wahrnehmungen  zu  berichten.  Insbesondere  sind  in  den  Berichten 
über  die  Errichtung  größerer  industrieller  Unternehmungen  auch  die  bezüg- 
lichen industriellen  Zustände  näher  zu  besprechen. 

Endlich  sind  die  k.  und  k.  Konsularämter  verpflichtet,  über  erfolg- 
reiche Erfindungen  auf  dem  Gebiete  der  Industrie,  im  Eisenbahn-,  Telegraphen- 
und  Schiffahrtswesen  Berichte  zu  erstatten  und  denselben  womöglich  Zeich- 
nungen, Beschreibungen  oder  Modelle  beizufügen  (Circulare  des  k.  und  k. 
Ministeriums  des  Äußern  vom  1.  März  1868,  Z.  2873/H). 

2.  Verbot  der  Kumulierungen. 

Das  Kumulieren  verschiedenartiger  Gegenstände  in  einem  und  dem- 
»n  Berichte  ist  zu  vermeiden  und  daher  jeder  der  weiter  unten  auf- 
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gezählten,  periodischen  und  fallweisen  Berichte  kommerziellen  Inhaltes  ge- 
sondert zu  erstatten,  sowie  das  Verschmelzen  mit  anderen  Berichten  admini- 
strativer oder  politischer  Natur  zu  unterlassen  (Circulare  des  k.  und  k. 
Ministeriums  des  Äußern  vom  4.  Dezember  1861,  Z.  12721/K). 

3.  Beschaffung  des  Materials. 

a)  Durch  Experte« 

Im  allgemeinen  sind  die  k.  und  k.  Konsularämter  rücksichtlich  der 
BeschaflFung  des  statistischen  und  sonstigen  Materiales  für  ihre  kom- 
merziellen Berichte  an  keine  bestimmten  Normen  gebunden. 

Im  osmanischen  Reiche  jedoch  ist  es  unerläßlich,  daß  sich  die  k.  und 
k.  Konsularämter  durch  Beiziehung  von  sachkundigen,  verläßlichen  Experten, 
auf  deren  Gewinnung,  und  zwar  womöglich  aus  der  Reihe  der  eigenen 
Nationalen,  stets  Sorgfalt  zu  verwenden  ist,  die  eingehendste  Information 
über  die  wirtschaftliche  Bewegung  in  ihrem  Sprengel  verschaffen. 

Nur  an  Orten,  wo  verläßliche  und  intelligente  Elemente  fehlen,  darf 
von  der  Anhörung  der  Experten  Umgang  genommen  werden,  sonst  aber 
wird  dringend  empfohlen  mit  den  Notablen  der  Kaufmannschaft  Fühlung 
zu  halten  und  dieselben  über  die  Verhältnisse  des  Handels  fortlaufend  zu 
konsultieren  (Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußeni  vom 
29.  November  1883,  Z.  22930/10). 

b)  Barch  Kooperation  mit  fremden  Konsulaten. 

Nicht  minder  wird  den  k.  und  k.  Konsularämtem  empfohlen,  sich 
mit  den  Konsularbehörden  jener  fremden  Staaten,  mit  welchen  wir  in 
handelspolitischer  Beziehung  analoge  Interessen  verfolgen,  wegen  leichterer 
Beschaffung  einschlägiger  Daten  in  Verbindung  zu  setzen,  bezw.  eine  Ver- 
einbarung zu  treffen,  um  ihre  Aufzeichnungen  über  die  eigene  Schiffahrts- 
und Handelsbewegung  gegenseitig  auszutauschen,  oder  durch  gemeinsamen 
Nachdruck  bei  den  Ortsbehörden  diese  Behelfe  möglichst  genau  nur  durch 
geraeinsame  Tragung  der  Kosten  möglichst  billig  zu  erlangen  (Circulare 
des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  25.  Februar  1883,  Z.  3514/10 
und  11.  Juli  1879,  Z.  11804/10). 

4.  Vertrauliche  Mitteilungen. 

Alle  auf  kommerzielle  oder  wirtschaftliche  Verhältnisse  bezüglichen 
Darlegungen,  Beobachtungen,  Deduktionen  oder  praktischen  Fingerzeige,  die 
sich  nach  Ansicht  des  Berichterstatters  zur  Veröffentlichung  nicht  eignen, 
sind  von  den  periodischen  Berichten  zu  trennen  und  zum  Gegenstande  einer 
gleichzeitigen,  vertraulichen  Berichterstattung  zu  machen. 

In  allen  Fällen,  wo  die  fraglichen  Erörterungen  des  Zusammenhanges 
oder  besseren  Verständnisses  halber  ihren  Platz  im  Kontexte  eines  perio- 
dischen Berichtes  finden  müssen,  wird  in  der  Einbegleitung  ausdrücklich 
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za  bemerken  sein,  daß  der  Bericht  vertrauliche  Mitteilungen  enthält; 
femer  ist  beizufügen,  ob  dieselben  nur  zur  Information  der  Begierung  be- 
stimmt sind,  oder  ob  sie  auch  kaufmännischen  E[reisen  in  vertraulicher 
Weise  zur  Kenntnis  gebracht  werden  sollen  (Circulare  des  k.  und  k. 
Ministeriums  des  Äußern  vom  1.  Dezember  1892,  Z.  34471/10). 

5.  Vorlage-Stellen. 
a)  Ffir  periodisehe  Beriehte« 

Der  Jahresbericht  ist  dem  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  in  der 
vorgeschriebenen  Anzahl  von  drei  Exemplaren  im  Wege  der  vorgesetzten 
k.  und  k.  diplomatischen  Mission,  bezw.  des  leitenden  Eonsularamtes  ein- 
zusenden. Die  Quartals-  resp.  Monatsberichte  sind  dem  k.  und  k.  Mini- 
sterium des  Äußern  jedoch  auf  dem  kürzesten  Weg  direkt  vorzulegen 
(Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  1.  März  1868, 
Z.  2873/H). 

Im  Sinne  des  Circulai*es  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom 
24.  Februar  1900,  Z.  8907/10  sind  die  k.  und  k.  Konsularämter  ver- 
pflichtet, außer  den  drei,  dem  k.  und  k.  Ministerium  des  •  Äußern  vor- 
zulegenden Exemplaren  ihrer  periodischen  Handelsberichte  (Monats-,  Quartal- 
und  Jahresberichte)  je  ein  Exemplar  desselben  direkt  an  das  k.  k.  und 
das  königlich  ungarische  Ackerbauministerium  einzusenden. 

Die  monatlichen  Saatenstands-  und  Ernteberichte  sind  ebenfalls  direkt 
den  obgenannten  Centralstellen  vorzulegen  (Circulare  des  k.  und  k.  Mini- 
steriums des  Äußern  vom  1.  März  1897,  Z.  7759  10).  (Siehe  auch  unten 
Nr.  14  [Besondere  Berichte].; 

b)  Für  Spezialberiehte. 

Anfragen  der  Centralbehörden,  sowie  sonstiger  Korporationen  und 
Anstalten  sind  direkt  zu  beantworten,  dagegen  sind  die  aus  eigener  Initia- 
tive der  k.  und  k.  Konsularämter  erstatteten  Spezialberiehte,  soweit  nicht 
im  nachstehenden  etwas  besonderes  normiert  erscheint,  an  das  k.  und  k. 
Ministerium  des  Äußern  zu  richten. 

6.   Äußere  Form  der  Berichte. 

Format  des  Papiers,  Bezeiehnangr,  KouTertierungr  und  Verpackung:  der  Berichte, 
Anzahl  der  Beriehtsexemplare.    VerTielfältigiin;  der  Handelsberichte. 

Maßgebend  für  die  äußere  Form  der  Berichte  ist  die  Circular Weisung 
dea  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  4.  Dezember  1861,  Z.  12721/K, 
DB  welcher  nachstehendes  hervorgehoben  wird: 

Die  Berichte  sind  auf  gutes,  für  Tinte  undurchdringliches  Papier  zu 
lien»   dessen   Foimat   mit  jenem    der  Ministerialerlässe   vollkommen 
summen  hat. 
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Auf  der  ersten  Seite  des  Einbegleitungsberichtes  ist  zur  Linken  am 
oberen  Rande  die  Zahl,  dieser  gegenüber  rechts  das  Datum  zu  setzen.  Auf 
dem  letzten,  halbgebrochenen  Blatte  des  Einbegleitungsberichtes,  und  zwar 
auf  dessen  rechter  Kolonne,  ist  das  Bubrum  anzubringen,  welches  die  An- 
gabe: „Administrativ-Geschäfte",  Nummer  und  Datum  des  Berichtes,  den 
Namen  des  Berichterstatters,  ferner  eine  kurze  Inhaltsangabe  und  endlich 
die  Anzahl  der  eventuellen  Beilagen  enthalten  soll. 

Jene  kommerziellen  Berichte,  welche  nicht  zu  den  periodischen 
gehören,  sind  unter  der  Bezeichnung:  „Handelspolitischer  Gegenstand"  mit 
einer  eigenen  arabischen  Zahl  zu  versehen,  und  in  einer  besonderen  Num- 
memfolge  zu  behandeln  (Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern 
vom  17.  Jani  1868,  Z.  9467/VIII 

Zu  den  Kouverts  für  die  Expedition  der  kommerziellen  Berichte  ist 
nur  starkes  Packpapier  zu  verwenden,  voluminösere  Konvolute  sind  vor  der 
Konvertierung  mit  einem  Faden  fest  zu  binden,  und  ist  das  Paket  dann 
auch  von  außen  in  gleicher  Weise  zu  schnüren  (Circulare  des  k.  und  k. 
Ministeriums  des  Äußern  vom  26.  August  1870,  Z.  13056/11). 

Alle  periodischen  Handelsberichte,  sowie  alle  anderen,  im  Sinne  der 
später  folgenden  Normen  für  das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  be- 
stimmten, kommerziellen  Relationen,  desgleichen  deren  eventuelle  Beilagen 
sind  in  drei  gleichlautenden  Exemplaren  vorzulegen  (Circulare  des  k.  und 
k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  28.  März  1887,  Z.  6397/10). 

Es  erscheint  aus  drucktechnischen  Gründen  geboten,  bei  der  Mun- 
dierung  der  Konsular-Handelsberichte  nur  eine  Blattseite  zu  benützen,  und 
die  Rückseite  frei  zu  lassen. 

Unerläßlich  ist  jedoch  die  Einhaltung  dieser  Modalität  für  alle  jene 
vertraulichen  Mitteilungen,  welche  aus  besonderen  Gründen  im  Kontexte 
eines  periodischen  Berichtes  Platz  gefunden  haben  (Circulare  des  k.  und  k. 
Ministeriums  des  Äußern  vom  1.  Dezember  1892,  Z.  34471/10). 

Es  unterliegt  keinem  Anstände,  die  Vervielfältigung  der  Konsular- 
Handelsberichte  auf  technischem  Wege  zu  bewerkstelligen,  woferne  dadurch 
die  Leserlichkeit  und  Benützbarkeit  der  Kopien  in  keiner  Weise  beein- 
trächtigt wird. 

Als  zweckmäßig  erprobte  Reproduktionsverfahren  wären  aufzuzählen: 
der  Hektograph,  das  Kopier-(Indigo-)Papier,  die  diversen  Methoden  mit 
chemischen  Tinten  und  die  Schreibmaschine.  Unzulässig  dagegen  ist  die 
Anwendung  der  Naß-Kopierpresse. 

Kopien,  welche  den  berechtigten  Anforderungen  an  Leserlichkeit  nicht 
entsprechen,  werden  den  betreffenden  Ämtern  zur  Neuanfertigung  zurück- 
gestellt (Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  11.  Jänner 
1891,  Z.  32863/10;. 
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7.  Maß-,  Gewichts-  und  Wertangaben  in  den  Handelsberichten. 
Die  k.  und  k.  Konsniarämter  haben  sich  fbr  die  in  ihren  Handels- 
berichten enthaltenen  Maß-  und  Gewichtsangaben  des  metrischen  Systemes 
zu  bedienen.  Massengüter  sind  in  Tonnen,  andere  Güter  aber,  insbesondere 
Fabrikate  u.  dgl.  in  Quintal-  oder  Hohl-  und  Längenmaße,  Wertangaben 
jedoch  in  Franks-  oder  Kronen-Währung  nachzuweisen. 

Die  k.  und  k.  Konsularämter  in  Eußland  haben  in  ihren  periodischen 
Handelsberichten  die  Maß-  und  Gewichtsangaben  gleichfalls  nach  dem  me- 
trischen Systeme  auszudrücken,  dabei  jedoch  stets  bei  der  ersten  Ziffer 
oder  Zahlengruppe  einer  bestimmten  Maß-  oder  Gewichtsgröße  in  die  Klammer 
die  korrespondierende,  russische  Maß-  oder  Gewichtskategorie  zu  setzen, 
aus  welcher  die  Umrechnung  in  das  metrische  System  erfolgt,  z.  B.  10  q 

(umger.  in  Pud:  1  Pud  =  16-38  kg;  1  q  =  609  Pud)  oder 7  ha 

(umger.  in  Deßjatine:  1  Deßjatine  =  109  ha;  1  ha  =  0*91  Deßjatine). 
Die  Preise  sind  mit  jedesmaliger  Angabe,  ob  in  Metall-  oder  Papierwäh- 
rung in  russischer  Valuta  anzugeben,  doch  ist  auch  hier  bei  jedem  ersten 
Preisansatze  in  der  Klammer  der  monatliche  Durcbschnittskurs  mit  Bezug 
auf  die  Ikonen-Währung  zu  bezeichnen.  Nach  der  Einführung  der  Kronen- 
Währung  findet  die  Umrechnung  nach  dem  Maßstabe  10  Rubel  =  25  K 
39  h  statt  (Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  18.  April 
1890,  Z.  8324/10). 

Femer  haben  folgende  Abkürzungen  in  Anwendung  zu  kommen: 

Kilometer  =  hn 

Meter  =  m 

Quadratkilometer   =  Icm^ 

Quadratmeter         =  w* 

Kubikmeter  =  m^ 

Hektoliter  =  hl 

*Liter  =  l 

Tonne  =  t 

Metrische  Zentner  =  q 

Kilogramm  =  k(/. 

Zu  diesen  Abkürzungen  ist  lateinische  Kursivschrift  zu  verwenden, 
und  den  Zeichen  kein  Punkt  beizusetzen  (Circulare  des  k.  und  k.  Mini- 
steriums des  Äußern  vom  30.  November  1885,  Z.  16823/10). 

Bei  Zahlenreihen  sind  die  Ziffern  in  Gruppen  von  je  drei  Zahlen  zu- 
sammenzustellen, und  von  rechts  nach  links,  die  erste  Gruppe  mit  einem 
am  Fuße  der  Zahlen  angebrachten  Punkte,  die  zweite  Gruppe  mit  einem 
ebenso  angebrachten  Beistriche  zu  kennzeichnen.    In  derselben  Weise  erfolgt 
«^Kenntlichmachung  der  dritten,  bezw.  vierten  Gruppe  (z.  B.  1.000,000.000). 
Die  Dezimalstellen  können  entweder  durch  einen  oben  zwischen  der 
der  Einheiten  und  der  ersten  Dezimalziffer  angebrachten  Punkt  (110) 
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oder  durch  kleinere  Ziflfern  (l.jo)  ersichtlich  gemacht  werden  (Circulare  des 
k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  21.  September  1888,  Z.  5576/9). 

Die  Export-  und  Importlisten,  soweit  solche  im  Sinne  der  folgenden 
Normen  Gegenstand  der  periodischen  Handelsberichterstaltung  bilden,  sind 
nach  Artikeln,  alphabetisch  geordnet,  abzufassen  (Circulare  des  k.  und  k. 
Ministeriums  des  Äußern  vom  20.  April  1893,  Z.  454/10). 

8.   Periodische  Berichte, 

betreffend  den  Handels-  und  Schiffahrtsverkehr  mit  der  Monar- 
chie, sowie  die  Landwirtschaft  im  Konsular-Amtsbezirke. 

A.  Jahresberichte.    B.  Quartals-  und  Monatsberichte.    C.  Saatenstands-  und 

Ernteberichte. 

A. 

Jahresberichte. 
a)  Inhalt  im  allgemeinen. 

Der  raisonnicrende  Jahresbericht  soll  in  einer  allgemein  gehaltenen 
und  größere  Überblicke  bietenden  Arbeit  alle  jene  Erfahrungen  und  Be- 
obachtungen zusammenfassen,  die  das  Konsularamt  über  die  volkswirt- 
schaftliche Lage  und  den  Güteraustausch  des  Konsulardistriktes  zu  machen 
in  der  Lage  war,  wobei  auch  wichtigere  Fragen  sozialer  und  ökonomischer 
Natur  (Arbeiterfrage,  Fabrikswesen,  Eisenbahn-,  Telegraphen-  und  Postein- 
richtungen, Bank-  und  Kreditwesen  u.  s.  w.),  insoweit  sie  den  Konsular- 
bezirk berühren,  zu  besprechen  sind  (Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums 
des  Äußern  vom  24.  Jänner  1875,  Z.  1225/VIII). 

Insbesondere  hat  der  Jahresbericht  zu  umfassen:  die  Darstellung  des 
gesammten  Land-  und  Seehandels  im  Konsulärbezirke  während  der  ab- 
gelaufenen Jahresperiode  in  der  Ein-,  Aus-  und  Durchfuhr,  nebst  Beifügung 
aller  einschlägigen  Ziflfernangaben,  durchschnittlichen  Warenpreise,  Wechsel- 
kurse, Schiffs-  und  Landfrachten,  Daten  über  verbliebene  Warenvorräte, 
Produktionsverhältnisse,  Ernteergebnisse  u.  s.  w.  mit  gleichzeitiger  Be- 
sprechung aller  jener  Zustände,  welche  auf  die  Zu-  oder  Abnahme  des  ein- 
schlägigen Handels-  und  Schiffahrtsverkehres  Einfluß  zu  nehmen  geeignet  sind. 

b)  Handels-  und  SchiffahrtsTerkehr  mit  der  Monarehie. 

Ferner  hat  der  Jahresbericht  zu  enthalten  die  ziffernmäßige  Darstel- 
lung des  direkten  Handels-  und  Schiffahrtsverkehres  zwischen  der  Monar- 
chie und  den  Häfen  oder  dem  Landgebiete  des  Konsularbezirkes,  mit  An- 
gabe der  sich  ergebenden  Unterschiede  zwischen  diesen  und  den  Ergeb- 
nissen früherer  Jahre.  Endlich  sind  darin  die  Verhältnisse  zu  besprechen, 
welche   auf  diesen  Wechselverkehr   einen    hindernden  oder  befördernden 
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Einfluß  zu  üben  geeignet  sind  (Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des 
Äußern  vom  1.  März  1868,  Z.  2873/H). 

e)  Lftndwirtsebaft;. 

Den  Agrikulturfragen  ist  ein  erhöhtes  Augenmerk  zuzuwenden,  und 
hiebei  nicht  nur  der  landwirtschaftlichen  Produktionsergebnisse  des  Amts- 
bezirkes, sondern  auch  jener  Momente  eingehend  zu  gedenken,  welche  zur 
Erzielung  des  Ergebnisses  gefuhrt  haben.  Neben  den  diesfalls  hervor- 
zuhebenden, aUgemeinen  Umständen  wären  beispielsweise  über  die  land- 
wirtschaftlichen Lohnverhältnisse  —  über  die  Zunahme  der  Verwendung 
landwirtschaftlicher  Maschinen,  wie  Dampfpflüge  und  Dreschmaschinen  — 
über  die  Fortschritte  auf  dem  Gebiete  des  landwirtschaftlichen  Meliorations- 
wesens, namentlich  insofeme  es  sich  hiebei  um  die  Gewinnung  ausgedehnter 
neuer  Kulturflächen  handelt  —  über  den  Waldstand  —  über  den  Betrieb 
der  Milchwirtschaften  und  der  eventuellen  Neuerungen  auf  diesem  Gebiete  — 
über  die  Obstkultur  und  die  Verwertungsverhältnisse  des  Obstes  —  über 
die  Fortschritte  auf  dem  Gebiete  der  Tierzucht  u.  s.  w.  Angaben  zu  machen, 
und  Daten  beizubringen.  Hinsichtlich  der  Tierzucht  ist  es  erwünscht,  jene 
Yiehrassen,  die  im  Konsulargebiete  mit  Vorliebe  gezogen  werden,  zu  be- 
zeichnen und  auch  darauf  hinzuweisen,  inwiefeme  die  gezüchteten  Kassen 
den  gestellten  Anforderangen  entsprechen.  Ebenso  ist  über  jene  Maßregeln 
Bericht  zu  erstatten,  welche  die  betreffenden  Staaten  zur  Hebung  der  Vieh- 
zucht getroffen  haben,  oder  zu  treffen  beabsichtigen.  Schließlich  ist  es  im 
Interesse  der  k.  ungar.  Staatsforste  wünschenswert,  daß  speziell  die  Kon- 
sularämter  in  der  Türkei,  Griechenland  und  den  Donauländem  über  die 
Preis-  und  Absatzverhältnisse  von  Fichtenhölzern,  diejenigen  hingegen  in 
Frankreich,  Deutschland,  England,  Spanien,  Italien  und  Belgien  über 
Eichen  und  anderes  Hartholz  relationieren  (Circulare  des  k.  und  k.  Mini- 
steriums des  Äußern  vom  30.  April  1886,  ad  Z.  24707/10  ex  1885). 

d)  Warenstatistik,  Tabelle  hiefür. 

Die  Handelsstatistik  hat  die  Ein-  und  Ausfuhr  im  Vergleiche  mit 
dem  Vorjahre  nach  Mengen,  brutto  oder  netto  (was  jederzeit  ausdrücklich 
zu  bemerken  ist)  oder  nach  Werten,  oder  endlich  nach  Gewicht  und  Wert 
zu  enthalten. 

Da  die  Nachweisung  nach  KoUis  und  dgl.  sich  zu  keinerlei  stati- 
stischen Verwertung  eignet,  so  ist  eine  solche  Evaluierung  zu  unterlassen. 

Im  Falle  die  Feststellung  der  Gewichts-  oder  Wertziffera  auch  auf 

dem  Wege  der  Abschätzung  im  allgemeinen   unausführbar  erscheint,  sind 

doch  die  wichtigsten  Handelsartikel  nach  Gewicht  oder  Wert  annähernd 

schfttzungsweise  auzugeben.     Ob   die  Ziffern  exakt  oder  nur  schätzungs- 

Hiae  sind,  ist  ausdrücklich  hervorzuheben. 
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Wo  sich  Provenienz  und  Destination  der  Waren,  ohne  in  willkür- 
liche Annahme  zu  veif allen,  nicht  feststellen  läßt,  genügen  in  Seeplätzen 
auch  die  Ausweise,  wie  viel  von  den  ermittelten  Warenquantitäten  durch 
die  einzelnen  konkurrierenden  SchiflPahrtsgesellschaften  ein-  und  ausgeführt 
worden  sind. 

Die  internationale  Konkurrenz  in  den  einzelnen  Handelsartikeln  ist, 
womöglich  ziffermäßig  genau,  eventuell  annäherungsweise,  anzugeben. 

Die  dem  Jahresberichte  beizuschließenden,  tabellarischen  Ausweise  über 
Ein-  und  Ausfuhr  sind  womöglich  nach  dem  folgenden  Formulare  anzuordnen: 


Wareneinfahr  und  -ausfuhr  im  Hafen  von 

Im  Jahre    .    .    .    . 


Waren 


fr 


fr 


Davon  mit  Schiffen  folgender 
Flaggen: 


I.  Einfahrtotale. 

Darunter  wichtigste 
Waren: 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

etc.  etc.  etc. 

II.  Ausf uhrtotale. 

Darunter  wichtigste 
Waren : 

1. 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

etc.  etc.  etc. 


q   =  Quintal  (Meter-Zentner), 
fr  =  Franks. 


britisch  .  .  .  q;  franz.  .  .  q; 
österr.-ungar.  . .  q;  ital.  . .  q; 
österr.- Ungar.  .  .  q; 

brit.  .  .  q;  franz.  .  .  q;  österr.- 
ungar.  .  .  q;  u.  e.  f. 


brit. . .  q;  franz.  . .  q;  ital. . .  q; 

brit.  .  .  q;  österr.-ungar.  .  .  q; 
franz.  .  .  q; 

brit. . .  q;  türkisch . .  q;  österr.- 
ungar.  .  .  q;  u.  s.  f. 
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e)  SchUrahrtsstatlBtik,  Tabelle  Uefiir. 

Die  statistischen  Nachweisungen  über  den  gesamten  Schiffsverkehr 
sind,  soweit  sie  für  den  Jahresbericht  in  Betracht  kommen,  nach  den  unten 
folgenden  Tabellen  vorzulegen;  hiezu  wird  noch  bemerkt: 

Die  Nachweisungen  sind  auf  handelstätige  Schiffe  beschränkt,  und 
sind  die  handelsuntätigen  gänzlich  außer  Betracht  zu  lassen.  Nachdem  die 
Gesamtsumme  der  ein-  und  auslaufenden  Schiffe,  nach  Zahl  und  Tonnen, 
und  zwar  je  nachdem  sie  beladen  oder  unbeladen  sind,  ausgewiesen  er- 
scheint, so  sind  vom  Detail  nur  die  wichtigsten  Flaggen  aufzuzählen,  resp. 
die  Zahl  und  der  Tonnengehalt  der  Schiffe  nachzuweisen.  Was  die  Wichtig- 
keit der  Flagge  betrifft,  so  wird  dieselbe  wohl  in  der  Regel  durch  die 
relativ  größte  Zahl  der  ein-  und  ausgelaufenen  Schiffe,  bezw.  durch  die 
Bedeutung  der  Marine  der  einzelnen  Staaten  in  dem  betreffenden  Hafen 
bestimmt;  wo  Konkurrenzrücksichten  gegenüber  unserer  eigenen  Marine  in  Be- 
tracht kommen,  ist  indes  ausnahmsweise  die  Schiffahrtsbewegung  solcher 
konkurrierenden  Staaten  auch  dann  zu  bemerken,  wenn  sie  nicht  vermöge 
der  Zahl  der  Schiffe  als  wichtig  erscheinen  würde  (Circulare  des  k.  und  k. 
Ministeriums  des  Äußern  vom  27.  Dezember  1885,  Z.  14706/10). 

Für  alle  Häfen  mit  Ausnahme  jener  des  Orients. 
Internationaler  Yerkehr  der  handelstfttigen  Schiffe  im  Hafen 


von 

.    .  1 

Im  Jahre 

.      .     .      . 

Flaggen 

Eingelaufene  Sehiffe 

Ausgelaufene  Sehiffe 

Dampfer 

Segler 

Dampfer          Segler 

Zahl 

Tonnen 

Zahl    Tonnen 

Zahl    Tonnen     Zahl    Tonnen 

Insgesamt    .    .    .  |  Sl^Sen  !    ! 
Darunter  wichtigste  Flaggen: 

^-  B'^i«-''«  •  •  { SÄen :  : 

2.  Französische  .  {  5^^   !    ! 

3.  osterr.un.ar.  {  5«„aen  :    ! 

0.  s.  w. 

1            1 

1            1 

i 
1 

1 
1 

1 
i 

1 
1 

1 

i 

j                            i 
1                            1 
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Für  die  Häfen  des  Orients. 

Verkehr  der  handelstStigen  Sehiffe  im  Hafen  yon 

im  Jahre  .... 


Arten  des  Yerkehrs  und 
Flasrgren 


Eingelaufene  Sehiffe 


Dampfer 

Zahl  I  Tonnen 


Segler 


Zahl    Tonnen 


Ausgelaufene  Sehiffe 


Dampfer 


Zahl    Tonnen 


Segler 


Zahl    Tonnen 


1.  InternatioDaler  Verkehr. 
Insgesamt    .    .    .  {  ^^^^ 


Darunter  wichtigste  Flaggen 

beladen  . 
unbeladen 


1.  Britisehe   .    .  | 

2.  Italienisehe    .  1 


beladen  . 
unbeladen 


3.  österr..«n,ar.  {  ^^^^^ 

U.   8.    W. 

II.  Küstenverkehr. 
Insgesamt    . 

Darunter  wichtigste  Flaggen 

1.  Türkisehe  .    .  | 

2.  Grieehisehe    .  | 

3.  Italienische    .  {  S^tdeu 

U.   8.    W. 

III.  Gesamtverkehr. 

{beladen  .     .     . 
unbeladen  .     . 

Zusammen 


I  beladen  . 
I  unbeladen 


beladen  . 
unbeladen 

beladen  . 
unbeladen 


f)  Auswanderung. 

Der  Auswanderung  aus  Österreich -Ungarn  ist  in  den  raisonierenden 
Jahresberichten  der  See-Konsularämter  besondere  Aufmerksamkeit  zuzu- 
wenden und  wird  im  Interesse  der  Führung  einer  möglichst  vollständigen 
Auswanderungs- Statistik  die  Einsendung  der  von  den  auswärtigen  See- 
behörden, Hafenämtern  u.  s.  w.  ausgehenden  Veröflfentlichungen  über  die 
jährlich  beförderten  Auswanderer  aus  Österreich -Ungarn  entgegengesehen 
(Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  26.  März  1885, 
Z.  4191/9). 

Malfatti,  Konsalarwesen.    I.  IS 
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g)  Siehtangr  und  YerarbeitniMr  der  Jahresberlehte  der  Dependenzen.  Yorlairstermiiie« 

Im  osmanischen  Reiche  ist  es  Aufgabe  der  leitenden  Ämter,  die  Be- 
richte der  Dependenzen  zu  sichten  und  tunlichst  zu  verarbeiten.  Die- 
selben haben  daher  Vorsorge  zu  treffen,  daß  die  Vorlage  der  Jahresberichte 
der  Dependenzen  an  das  vorgesetzte  Eonsularamt  rechtzeitig  erfolge 
(Girculare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  29.  November  1883, 
Z.  22930/10). 

Die  Jahresberichte  der  k.  und  k.  Konsularämter  in  Rumänien  sind  dem 
k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  längstens  bis  31.  Mäi*z,  jene  aus  dem  os- 
manischen Reiche  bis  30.  April,  aus  Großbritannien  und  dessen  europäischen 
Besitzungen,  sowie  aus  Ostindien  bis  31.  Mai,  aus  Bulgarien,  Ostrumelien, 
Serbien  und  Griechenland  bis  30.  Juni,  aus  den  überseeischen  Besitzungen 
Großbritanniens  mit  Ausnahme  Ostindiens,  sowie  aus  Italien,  Rußland  und 
Ägypten  bis  31.  Juli  jeden  Jahres  vorzulegen  (Circularien  des  k.  und  k. 
Ministeriums  des  Äußern  vom  3.  Mai,  21.  April,  14.  April  und  9.  März 
1891,  ZZ.  14976/10,  13202/10,  12414/10,  29875/10,  sowie  1.  und  5.  April 
1891,  7.  JuU  1891,  Z.  10661/10,  11408/10,  19021/10). 

Die  vorgedachten  Termine  sind  nicht  als  Datum  der  Absendnng, 
sondern  als  jenes  des  Einlangens  der  betreffenden  Jahresberichte  in  Wien 
zu  betrachten. 

Für  die  oben  nicht  erwähnten  Berichtsgebiete  bleibt  der  in  der 
Circularweisung  vom  1.  März  1868,  Z.  2873/H  normierte  Vorlagstermin, 
d.  i.  der  31.  März  des  auf  die  Berichtsperiode  folgenden  Jahres  in  Geltung. 

B. 
Quartals-  und  Monatsberichte. 

Die  in  Europa  befindlichen  k.  und  k.  Konsularämter  haben  am  Schlüsse 
jeden  Monates,  die  außerhalb  Europas  gelegenen  mit  Ablauf  eines  jeden 
Solarquartales  einen  Bericht  über  Marktverhältnisse,  Preise,  Warenvorräte, 
Kurse,  Erfindungen,  Zollgesetze  und  Verordnungen,  sowie  über  Handels-, 
Schiffahrts-,  Gewerbe-,  Münz-,  Maß-,  Gewichts-,  Kredit-,  Land-  und  Wasser- 
kommunikations-Angelegenheiten,  neue  Hafenreglements,  Ankunft  und  Ab- 
fahrt einzelner  Schiffe,  endlich  über  besonders  interessante  Wahrnehmungen 
überhaupt,  dann  über  etwaige  kommerzielle  Ereignisse,  neu  entstandene 
Industrieunternehmungen,  Fallimente  bedeutender  Handelshäuser  u.  s.  w.  zu 
erstatten  (Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  1.  März 
1868,  Z.  2873/H). 

Hiebei  ist  insbesondere  auch  dem  Warenverkehre  mit  der  Monarchie 
Beachtung  zuzuwenden  und  namentlich  über  Gegenstände  der  Nachfrage 
österr.  oder  ungar.  Erzeugnisse  und  die  sich  für  dieselben  bietenden  Absatz- 

zu  berichten  (Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom 
1868,  Z.  2873/H.). 
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Landwirtschaftliche  Notizen  überhaupt,  Daten  über  den  Handel  und 
Verkehr  in  landwirtschaftlichen  Produkten,  endlich  Mitteilungen  über  land- 
wirtschaftlich wichtige  Erscheinungen,  Anstalten  u.  s.  w.  haben  allenfalls 
eine  eigene  stehende  Kubrik  in  den  periodischen  Handelsberichten  zu  bilden 
(Circularien  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  18.  Jänner  1870, 
Z.  14533/Vni,  und  30.  April  1886,  Z.  24707/10),  können  aber  auch  Gegen- 
stand von  Spezialberichten  sein. 

Im  Sinne  des  Circulares  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom 
24.  Februar  1900,  Z.  8907/10  sind  die  k.  und  k.  Konsularämter  ver- 
pflichtet, in  allen,  die  landwirtschaftlichen  Verhältnisse  betreflfenden  An- 
gelegenheiten direkt  mit  den  Ackerbauministerien  der  beiden  Staatsgebiete 
der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  zu  korrespondieren  und  alle  ihnen 
von  den  gedachten  Centralstellen  zukommenden  Ansinnen  und  Aufträge 
pünktlich  und  gewissenhaft  im  Wege  direkter  Berichterstattung  zu  erfüllen. 
Femer  sind  die  k.  und  k.  Konsularämter  —  wie  bereits  an  einer  früheren 
Stelle  erwähnt  wurde  —  verpflichtet,  außer  den  drei  vorgeschriebenen  für 
das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  bestimmten  Exemplaren  ihrer  perio- 
dischen Handelsberichte  (Monatsquartal  und  Jahresberichte)  je  ein  Exemplar 
derselben  direkt  an  das  kais.  königl  österr.  und  das  königl.  ungar.  Acker- 
bauministerium einzusenden. 

Um  den  speziellen  Informationsinteressen  der  genannten  beiden  Fach- 
ministerien nach  Möglichkeit  Rechnung  zu  tragen,  haben  die  k.  und  k. 
Konsularämter  im  Sinne  der  diesfalls  bestehenden  Instruktionen  sich  die 
Ausgestaltung  des  landwirtschaftlichen  Teiles  ihrer  periodischen  Handels- 
berichte tunlichst  angelegen  sein  zu  lassen. 

Auch  bei  diesem  Anlasse  wurde  ausdrücklich  bemerkt,  daß  die  k.  und 
k.  Konsularämter  berechtigt  sind,  um  die  vermehrten  Kopiaturarbeiten  so- 
viel als  möglich  zu  verringern,  sich  technischer  Vervielfältigungsmittel  zu 
bedienen,  deren  Benützung  jedoch  an  die  im  Circulare  des  k.  und  k.  Mini- 
steriums des  Äußern  vom  11.  Jänner  1891,  Z.  32863/10  (siehe  Konsular^ 
Normalien  II.  Band  Nr.  6)  gestellten  Bedingungen  der  vollsten  Deutlichkeit 
und  Leserlichkeit  der  bezüglichen  Reproduktionen  gebunden  ist. 

In  ihren  Quartal-  und  Monatsberichten  haben  die  k.  und  k.  Konsular- 
ämter im  Sinne  des  Circulares  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom 
27.  November  1894,  Z.  47031/10  über  die  Lage  des  Wäschebandeis  (Herren- 
und  Damenwäsche)  in  ihrem  Amtsbezirke  mit  besonderer  Berücksichtigung 
des  österr.-ungar.  Wäscheimportes,  bezw.  der  Chancen  eines  solchen  und  zwar 
in  der  Weise  zu  berichten,  daß  in  den  periodischen  Handelsberichten  eine 
ständige  Rubrik  eingeräumt  werde,  in  welcher  das  Herren-  und  Damen- 
wäschegeschäft getrennt  behandelt  wird. 

Ebenso  hat  das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  mit  Circulare  vom 
3.  Juli  1896,  Z.  24197/10   die  k.  und  k.  Konsularämter  angewiesen,    dem 

13* 
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Geschmacks-  und  Modewechsel  in  ihrem  Amtsbezirke  erhöhte  Aofinerksam- 
keit  zuzuwenden,  und  ihre  auf  diesem  Gebiete  gemachten  Wahrnehmungen 
und  diesbezQ^Iich  gesammelten  Informationen  im  Eahmen  ihrer  periodischen 
Handelsberichte,  speziell  in  den  Monats-  bezw.  Quartalsberichten,  eventuell 
in  besonderen  Vorlagen,  möglichst  eingehend  zui*  Darstellung  zu  bringen. 

Femer  haben  die  k.  und  k.  Eonsularämter  auch  über  den  Export 
von  Musikinstrumenten,  sowie  Aber  die  Absatzchancen  eine  spezielle  Dar- 
stellung in  ihre  Berichte  aufzunehmen  (Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums 
des  Äußern  vom  5.  Dezember  1897,  Z.  53712/9). 

Endlich  sind  die  k.  und  k.  Eonsularämter,  besonders  jene  in  Ruß- 
land, den  Balkanstaaten  und  Kleinasien,  feiner  in  Italien,  Deutschland, 
England  und  der  Schweiz  mit  Circulare  des  k.  und  k.  Ministerium  des 
Äußern  vom  8.  März  1899,  Z.  9962/10  aufgefordert  worden,  bei  der  Ver- 
fassung ihrer  Handelsberichte  der  Lage  des  Sensen-,  Sichel-  und  Strohmesser- 
marktes und  speziell  den  Absatzverhältnissen  der  österreichischen  Erzeug- 
nisse ihr  besonderes  Augenmerk  zuzuwenden,  bezw.  hierüber  möglichst 
eingehend  zu  relationieren. 

Die  auf  diesem  Gebiete  gemachten  Beobachtungen  und  diesbezüglich 
gesammelten  Daten  sind  im  Rahmen  der  periodischen  Handelsberichte, 
speziell  in  den  Monats-  bezw.  Quaitalberichten,  eventuell  in  besonderen 
Referaten  möglichst  eingehend  zu  verarbeiten. 

C. 
Saatenstands-  und  Ernteberichte. 

Ebenso  haben  die  k.  und  k.  Eonsularämter  zu  den  im  landwirtschaft- 
lichen Produktionsjahre  bedeutsamen  Zeitabschnitten  —  also  im  Frühlinge, 
wo  der  Saatenstand  übersehen  werden  kann,  insbesondere  aber  kurz  vor 
und  nach  der  Ernte  —  über  die  landwirtschaftlichen  Produktionsverhältnisse 
zu  berichten  (Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  18.  Jänner 
1870,  Z.  14533/Vni). 

Über  diesfillligen  Wunsch  des  k.  k.  und  des  königl.  ungar.  Acker- 
bau-Ministeriums hat  das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  mit  Circulare 
vom  1.  März  1897,  Z.  7759/10  die  k.  und  k.  Konsularämter  in  den  wich- 
tigsten Produktionsländem  aufgefordert,  vorläufig  allmonatlich,  und  zwar  in 
Form  von  in  der  Regel  am  5.  des  auf  die  Berichtsperiode  nächstfolgenden 
Monates  abzusendenden  möglichst  kurzen  Berichten,  den  obgenannten 
Centralstellen  direkte  Mitteilungen  über  den  jeweiligen  Stand  der  Saaten, 
bezw.  der  Ernte  der  wichtigsten  Körnerfrüchte,  insbesondere  Weizen,  Roggen, 
Gerste,  Hafer  und  Mais  in  den  hauptsächlich  in  Frage  kommenden  Gegen- 
den ihres  Amtsbezirkes  zukommen  zu  lassen. 


—     197     — 

9.  Fallweise  Berichte. 

a)  Beantwortung:  von  Anfragen  der  Centralstellen« 

Anfragen  der  beiden  Handels-  und  Ackerbau-Ministerien  in  Angelegen- 
heiten ihres  Ressorts  sind  stets  direkt  zu  beantworten  (Circularien  des  k.  und 
k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  1.  März  1868,  Z.  2873/H.  und  30.  April 
1886,  Z.  24707/10). 

b)  Spontane  Spezlalberichte  Über  diverse  GegrenstKnde. 

Zu  den  Spezialberichten  gehören  die  an  das  k.  und  k.  Ministerium 
des  Äußern  zu  erstattenden  Anzeigen  über  Gegenstände  der  Handelspolitik 
im  allgemeinen,  der  Zölle  und  Tarife,  der  See-  und  Flußschiffahrt  und  des 
Sanitätswesens,  Eisenbahn-,  Post-  und  Telegraphen-,  des  Münz-,  Maß-  und 
Gewichtswesens,  endlich  über  sonstige  interessante  Wahrnehmungen,  nament- 
lich über  solche,  welche  die  Nachfrage  nach  Landes-  und  Industrieprodukten 
der  österr.-ungar.  Monarchie  und  die  sich  für  dieselben  bietenden  Absatz- 
wege betreffen  (Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  17.  Juni 
1868,  Z.  9467/Vni). 

In  dringenden  Fällen,  nämlich  bei  vorkommenden  wichtigen  Handels- 
uüd  Schiffahrtsereignissen,  welche  ein  augenblickliches  Interesse  für  die 
Commerzleitung  haben  können,  sind  die  diesfalligen,  eventuell  telegraphischen 
Anzeigen,  direkt  an  die  beiderseitigen  Handelsministerien  zu  richten 
(Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  1.  März  1868, 
Z.  2873/H.). 

e)  Beibringung:  Ton  Material  für  die  Zeitsehrift  ^Österr«  wirtschaftspolitisehes 
ArehiT^  (Tormals  ,,Austria^)  und  fttr  das  ungrarische  Fachblatt  ,,€onsuli  Ozlem^nyek^. 

Die  k.  und  k.  Konsularämter  hatten  bisher  auf  Grund  des  Circular- 
erlasses  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  25.  Februar  1883, 
Z.  3520/10  alle,  seitens  der  Regierung  des  Landes,  in  welchem  sie  ihren 
Sitz  haben,  erfließenden,  auf  Handel,  Gewerbe  und  Schiffahrt  bezüglichen, 
sowie  das  Wirtschaftsleben  überhaupt  irgendwie  berülirenden  Gesetze,  Ver- 
ordnungen u.  s.w.,  eventuell  deren  authentische  Reproduktion  in  ausländischen 
Zeitungen,  in  entsprechender  Auswahl,  wenn  tunlich  in  deutscher  Über- 
setzung, woferne  dies  aber  nicht  möglich  wäre,  jedenfalls  im  Originaltexte, 
allsogleich  nach  ihrem  Erscheinen,  und  zwar  unbeschadet  ihrer  diesbezüg- 
lichen Berichterstattung  an  das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern,  direkt 
an  das  statistische  Departement  des  k.  und  k.  Handelsministeriums  in  Wien 
einzusenden. 

Vom  Jahrgange  1901  angefangen  hat  jedoch  die  vom  k.  k.  Handels- 
ministerium bisher  unter  dem  Titel  „Austria"  herausgegebene  Zeitschrift 
eine  inhaltliche  Veränderung  erfahren  und  bildet  nunmehr  ausschließlich  ein 
Archiv  der  in-  und  ausländischen  Gesetzgebung  und  Statistik  auf  handeis- 
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und  wirtschaftspolitischem  Gebiete  mit  einem  gegen  den  bisherigen,  dies- 
bezüglich wesentlich  erweiterten  Rahmen. 

Diese  den  Titel  „Österreichisches  wirtschaftspolitisches  Archiv"  führende 
Zeitschrift  enthält  eine  fortlaufende  Sammlung  der  wichtigeren  in-  und 
ausländischen  Gesetze,  Verordnungen  und  Staatsverträge  von  dauernder 
Bedeutung  auf  dem  Gebiete  des  Handels  und  Gewerbes,  der  Industrie  und 
des  Verkehres  und  hat  die  Aufgabe,  die  Hauptergebnisse  der  Handels- 
statistiken des  In-  und  Auslandes  einer  systematischen,  vergleichenden  Be- 
arbeitung zu  unterziehen,  sowie  sonstige  wirtschaftspolitische  Materialien 
zu  verwerten. 

Die  k.  und  k.  Missionen,  sowie  die  k.  und  k.  Konsularämter  in  Calcutta, 
Montreal,  Sydney,  Melbourne,  Adelaide,  Auckland  und  Capstadt  sind  mit 
Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  21.  September  1901, 
Z.  57540/10  aufgefordert  worden,  ein  möglichst  genaues  Verzeichnis  der 
der  Veröffentlichung  der  handeis-  und  wirtschaftspolitischen  Gesetze,  Ver- 
ordnungen, Staatsverträge,  Jahresstatistiken  u.  s.  w.  dienenden  Publikations- 
organe zusammenzustellen  und  direkt  an  die  Adresse  der  Redaktion  des 
österreichischen,  wirtschaftspolitischen  Archives  in  Wien,  k.  k. 
Handelsministerium  gelangen  zu  lassen. 

Die  gedachten  k.  und  k.  Vertretungsbehörden  haben  auch  dafür  Sorge 
zu  tragen,  daß  die  eventuell  in  der  Folgezeit  neu  ins  Leben  tretenden, 
einschlägigen  Publikationen  in  Evidenz  gehalten  und  hievon  fallweise  der 
vorgedachten  Redaktion  Mitteilung  gemacht  werde.  Das  k.  k.  Handels- 
ministerium legt  einen  besonderen  Wert  darauf,  daß  ihm  eine  möglichst 
große  Anzahl  der  fraglichen  Publikationsorgane,  wo  möglich  kostenlos,  zur 
Verfügung  gestellt  werde.  Die  aus  der  Versendung  von  Publikationen  der 
erwähnten  Art  an  das  k.  k.  Handelsministerium  einwachsenden  Kosten 
sind  in  der  laufenden  Dienstrechnung  in  Ausgabe  zu  stellen,  wobei  jedesmal 
auch  eine  detaillierte  Spezifikation  dieser  Auslagen  beizuscbließen  ist. 

Auf  Wunsch  des  königL  ungarischen  Handelsministeriums  sind  die 
k.  und  k.  Konsularämter,  an  welche  das  Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums 
des  Äußern  vom  25.  Februar  1883,  Z.  3520/10  ergangen  ist,  angewiesen 
worden,  alle  seitens  der  Regierung  des  Landes,  in  welchem  sie  ihren  Sitz 
haben,  erfließenden,  auf  Handel,  Gewerbe  und  Schiffahrt  bezüglichen  Gesetze 
und  einschlägige  bedeutsamere  Verordnungen,  welche  zufolge  des  vorcitierten 
Circulares  vormals  an  die  „Austria"  einzusenden  waren,  fortan  an  das 
kSüigl.  ungarische  Handelsmuseum  in  Budapest  gelangen  zu  lassen,  in  dessen 
Verlag  ein  in  ungarischer  Sprache  verfaßtes  Fachblatt  „ConsuliKözlem^nyek" 
reeheint.  Die  eventuellen  Anschaffungskosten  werden  im  Sinne  des  Circulares 
k.  und  k  Ministeriums  des  Äußern  vom  21.  Februar  1895,  Z.  52178/10 

■elben  Weise  verrechnet,  wie  seinerzeit  bei  der  Einsendung  der  für 
ia"  bestimmten  Publikationen,  wobei  noch  bemerkt  wird,  daß 
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jedesmal  eine  spezifizierte  Verrechnung  der  bezflglichen  Auslagen  fiir  das 
königl.  ungarische  Handelsmuseum  in  Budapest  der  laufenden  Dienstrechnung 
beizuschließen  ist  (Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom 
28.  Jänner  1901,  Z.  66001/9  ex  1900). 

d)  über  Eisenbahnwesen. 

Die  k.undk.  Konsularämter  sind  verpflichtet,  dem  k.  und  k.  Ministerium 
des  Äußern  über  alle  bedeutenden  Vorkommnisse  in  Bezug  auf  Eisenbahnen, 
wie  Projekte;  Regierungsvorlagen  und  Gesetze,  nach  Umständen  selbst  Über 
die  bezuglichen  Kammerverhandlungen,  endlich  ttber  die  Eröffnung  neuer 
Eisenbahnen  in  jenen  Staaten  zu  berichten,  deren  Gebiete  die  Reichsgreüzen 
berühren,  oder  in  der  Richtung  der  für  Östen^eich-Üngam  wichtigen  Ver- 
kehrslinien liegen. 

Von  den  diesfäUigen,  gedruckten  Kammervorlagen  und  Karten  u.  s.  w. 
sind  stets  je  zwei  Exemplare  vorzulegen  (Circulare  des  k.  und  k.  Ministe- 
riums des  Äußern  vom  24.  Äprü  1868,  Z.  5271/H). 

e)  Über  Lieferungrs-  und  Offertausschreibungren. 

aa)  Mitteilung  der  betreffenden  Verlautbarungen. 
Die  k.  und  k.  Konsularämter  haben  ihr  volles  Augenmerk  auf  bevor- 
stehende Lieferungen  und  Offertverhandlungen  zu  lenken  und  —  wenn 
irgend  tunlich  —  dafür  Sorge  zu  tragen,  daß  sie  noch  vor  der  eventuellen 
Verlautbarung  hievon  Kenntnis  erlangen,  jedenfalls  aber,  sobald  die  Aus- 
schreibung erfolgt,  eine  möglichst  genaue,  weitere  Verständigung  nach  dem 
Inlande  gelangen  lassen  (Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern 
vom  20.  April  1886,  Z.  3704/10). 

bb)  Stellen,  an  welche  die  bezüglichen  Verständigungen  zu  richten  sind. 

Die  betreffenden  Mitteilungen  sind  seitens  der  k.  und  k.  Konsularämter 
direkt  an  jene  nationalen  Firmen  zu  richten,  welche  sich  bei  denselben  im 
voraus,  unter  Angabe  der  Artikel  oder  Gattungen  der  zu  liefernden  Waren, 
respektive  der  zu  leistenden  Bauherstellungen,  sowie  unter  Bescheinigung 
ihrer  Leistungsfähigkeit  seitens  der  Handelskammern,  für  spätere  Bedarfs- 
fälle etwa  angemeldet  haben  (Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des 
Äußern  vom  20.  April  1886,  Z.  3704/10). 

In  den  Fällen,  wo  ein  unmittelbarer  Verkehr  der  Konsularämter  mit 
den  einheimischen  Firmen  aus  besonderen  Gründen  nicht  am  Platze  wäre, 
oder  nach  dem  Ermessen  des  Konsularamtes  auf  diesem  Wege  f&r  die  In- 
formation der  bezüglichen  nationalen  Interessenten  nicht  genügend  gesorgt 
sein  sollte,  sind  solche  Mitteilungen  an  die  beiden  Handelskammern  und  die 
beiden  Handelsmuseen  in  Wien  und  Budapest  zu  richten;  es  bleibt  den 
Konsularämtem  jedoch  unbenommen,  eine  derartige  Verständigung  auch 
anderen  als  den  eben  genannten  Handelskammern  zukommen  zu  lassen, 
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wenn  anzunehmen  ist,  daß  auf  diesem  Wege  der  Zweck,  nämlich  die  erfolg- 
reiche Beteiligung  an  einer  Lieferung  besser  erreicht  wii'd,  wie  dies  bei 
manchen  Spezialitäten,  die  nur  in  gewissen  Eammerbezirken  produziert 
werden,  der  Fall  sein  wird  (Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern 
vom  22.  Dezember  1889,  Z.  28765/10). 

Je  ein  weiteres  Exemplar  der  bezüglichen  Mitteilungen  ist  feiner 
gleichzeitig  dem  k.  k.  österreichischen,  sowie  dem  k.  ungarischen  Handels- 
ministerium im  direkten  Wege  einzusenden,  und  zwar  letzterem  unter  Nam- 
haftmachung  jener  ungarischen  Stellen  und  Korporationen,  an  welche  die 
diesbezügliche  Verständigung  schon  ergangen  ist  (Circularien  des  k.  und  k. 
Ministeriums  des  Äußern  vom  22.  Dezember  1889,  Z.  28765/10,  und  24.  April 
1893,  Z.  41316/10  ex  1892,  ergangen  an  die  k.  und  k.  Konsularämter  in 
Griechenland,  der  Türkei,  Serbien,  Bulgarien,  Rumänien  und  Ägypten). 

Dagegen  hat  eine  Berichterstattung  der  k.  und  k.  Konsularämter,  be- 
treffs Offert-  und  Lieferungsausschreibungen  an  das  k.  und  k.  Ministerium 
des  Äußern  zu  entfallen. 

Hinsichtlich  der  als  Annex  zu  Offei*t-  und  Lieferungsausschreibungen 
gewöhnlich  erscheinenden  Bedingnishefte  (Cahiers  de  Charge)  haben  die  k. 
und  k.  Konsularämter  dafür  Sorge  zu  tragen,  daß  gelegentlich  ihrer  Bericht- 
erstattung über  ausländische  Submissionen  stets  mindestens  zwei  solcher 
Bedingnishefte  in  die  Monarchie  gelangen,  von  denen  in  jedem  Falle  ein 
Exemplar  an  das  k.  k.  österreichische  Handelsmuseum  in  Wien  und  das 
zweite  Exemplar  an  das  königl.  ungarische  Handelsmuseum  in  Budapest 
einzusenden  ist  (Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom 
10.  März  1902,  Z.  5683/10). 

cc)  Eventuelle  vertrauliche  Behandlung  solcher  Mitteilungen. 

In  Fällen,  wo  eine  vertrauliche  Behandlung  von  zu  gewärtigenden 
Lieferungsausschreibungen  aus  Rücksicht  auf  die  fremdländische  Konkurrenz 
zweckmäßig  erscheint,  ist  die  betreffende  Handelskammer,  resp.  das  Handels- 
ministerium hierauf  aufmerksam  zu  machen. 

dd)  Rasche  Mitteilung. 

In  allen  diesen  Fällen  wird  aber  vorausgesetzt,  daß  die  Information 
über  die  Lieferungen  mit  jener  Raschheit  an  ihre  jeweilige  Adresse  beför- 
dert wird,  welche  als  eine  der  wesentlichsten  Vorbedingungen  der  erfolg- 
reichen KonkuiTenz  unserer  einheimischen  Industriellen  zu  betrachten  ist 
(Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  22.  Dezember  1889, 
Z.  28765/10). 

Um  Mitteilungen  über  Lieferungs-  und  OfFertausschreibuiigen  insbeson- 
dere in  dem  Falle,  wenn  dieselben  von  größerem  Umfange  sind,  so  rasch 
als  möglich  zur  Kenntnis  der  betreffenden  Interessenten  zu  bringen,  hat  das 
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k.  k.  Handelsministerium  die  Veranlassung  getroffen,  daß  in  Hinkunft 
von  allen  ihm  zukommenden  Mitteilungen  über  öffentliche  Offert-  und  Lie- 
ferungsausschreibungen im  Auslande  ohne  Verzug  ein  kurzer  Auszug  der 
„Wiener  Zeitung"  übermittelt  und  von  derselben  wo  möglich  schon  am 
darauf  folgenden  Tage  im  nichtamtlichen  Teile  unter  der  Rubrik  „Handel, 
Industrie,  Verkehr  und  Landwirtschaft"  an  auffallender  Stelle  veröffentlicht 
werde. 

Die  k.  und  k.  Konsularämter  haben  dementsprechend  über  die  mehr- 
gedachten Ausschreibungen  so  rasch  als  nur  irgend  möglich  zu  berichten, 
um  eine  rechtzeitige  Verständigung  der  heimischen  Interessenten  zu  er- 
möglichen (Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  15.  Jänner 
1897,  Z.  50054/10). 

f)  Cber  Sehwindelflrmen. 

Sobald  ein  k.  und  k.  Konsularamt  von  dem  Treiben  betrügerischer 
oder  schwindelhafter  Firmen,  dann  notorisch  schlechter  Zahler  und  ge- 
wohnheitsmäßiger Schikaneure  Kenntnis  erhält,  und  wenn  zu  befürchten  ist, 
daß  durch  solche  in  seinem  Bezirke  befindliche  Firmen  österreichische  oder 
ungarische  Industrielle  und  Kaufleute  bei  allfälligen  Geschäftsverbindungen 
mit  dem  betreffenden  Platze  Schaden  leiden  könnten,  so  hat  dasselbe  sofort 
die  entsprechende  Anzeige  mit  Unterscheidung  der  oberwähnten  drei  Kate- 
gorien unmittelbar  an  das  betreffende  Handelsministerium,  eventuell  an 
beide  Handelsministerien,  nicht  jedoch  an  das  k.  und  k.  Ministerium  des 
Äußern  zu  richten,  welche  in  diskreter  Weise  und  jedenfalls  ohne  Angabe 
der  Quelle  die  Notiz  verwerten  werden  (Circulare  des  k.  und  k.  Mini- 
steriums des  Äußern  vom  30.  Mai  1886,  Z,  3016/9. 

gr)  Bekanntgrabe  Ton  Zolltarif- Änderungen,  Tarlf-Entseheidnng'en,  zollpolitisehen 

Str)$mungren  u«  s.  w. 

Die  k.  und  k.  Konsularämter  haben  alle,  sei  es  im  gesetzlichen  oder 
im  Verordnungswege,  an  dem  Zolltarife  des  betreffenden  Landes  vor- 
genommenen Modifikationen,  sowie  auch  die  autonomen  Tarifentscheidungen, 
(welche  häufig  einer  faktischen  Abänderung  einzelner  Tarifpositionen  gleich- 
kommen) von  Fall  zu  Fall,  und  zwar  in  Separatberichten,  in  dreifacher 
Ausfertigung  zur  Kenntnis  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  zu  bringen. 
Es  handelt  sich  jedoch  hiebei  nicht  nur  um  die  Meldung  von  bereits  in 
Wirksamkeit  getretenen  zollämtlichen  Ordonanzen,  von  abgeschlossenen 
Handelsverträgen  und  sonstigen  Übereinkommen,  sondern  um  die  recht- 
zeitige Mitteilung  von  derartigen  Maßnahmen  und  Vorkommnissen,  selbst 
wenn  dieselben  sich  erst  im  Stadium  des  Projektes  oder  der  Vorbereitung 
befinden  sollten. 

Pesgleichen  erwartet  das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  regel- 
mäßige Meldungen  über  wichtige,  die  Zollpolitik  des  betreffenden  Landes 
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beeinflussende  Zeitströmiingeii,  Stimmungen  u.  s.  w.  Die  Konsularämter 
haben  sich  ein  Exemplar  des  Zolltarifes  des  betreffenden  Landes  zu  be- 
schaffen, und  auf  demselben  alle  Veränderungen  fallweise  einzutragen  (Cir- 
culare    des    k.  und   k.  Ministeriums    des  Äußern    vom    20.  März    1888, 

Z.  6493/10). 

h)  Über  Landwirtsehaft. 

Unbeschadet  der  einschlägigen,  periodischen  Berichterstattung  bleibt 
es  den  k.  und  k.  Konsularämtem  unbenommen,  ihre  Wahrnehmungen  über 
Agrikulturverhältnisse  zum  Gegenstande  von  Spezialberichten  zu  machen, 
über  besonders  wichtige  Gegenstände  jedoch,  deren  rasche  Mitteilung  von 
Interesse  wäre,  ist  unter  allen  Umständen  sofort  und  abgesondert  die  An- 
zeige zu  erstatten  (Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom 
30.  April  1886,  Z.  24707/10). 

i)  Tb  er  Konkursanzei^en. 

Die  k.  und  k.  Konsularämter  haben  möglichst  darauf  bedacht  zu  sein, 
die  in  ihrem  Amtssprengel  vorkommenden  Zahlungseinstellungen  und  Falli- 
mente im  weiteren  kaufmännischen  Sinne  aus  zuverlässigster  Quelle  in  Er- 
fahrung zu  bringen,  und  wenn  mit  Sicherheit  anzunehmen  ist,  daß  davon 
österreichische  oder  ungarische  Handels-  und  Geschäftskreise  oder  Gläu- 
biger betroffen  werden,  je  nach  der  Wichtigkeit  und  Dringlichkeit  der 
Sache,  schriftlich  oder  telegraphisch  direkt  an  jene  Handels-  und  G^werbe- 
kammer  der  Monarchie  bekanntzugeben,  von  welcher  die  rasche  Verstän- 
digung der  Beteiligten  nach  der  Lage  der  Dinge  am  ehesten  zu  er- 
warten ist. 

Häufig  dürfte  es  am  zweckmäßigsten  sein,  solche  Mitteilungen  an  die 
Handels-  und  Gewerbekammern  in  Wien  oder  Budapest,  oder  an  beide  zu- 
gleich zu  adressieren. 

Hat  aber  ein  k.  und  k.  Konsularamt  durch  unmittelbare  Anzeige  eines 
einheimischen  Industriellen  Kenntnis  davon,  daß  dieser  mit  der  insolventen 
Firma  in  Geschäftsverbindung  steht,  und  wird  von  Seite  eines  solchen  In- 
dustriellen im  vorhinein  das  Verlangen  gestellt,  von  der  Zahlungseinstellung 
oder  den  finanziellen  Schwierigkeiten  seines  ausländischen  Schuldners  über- 
haupt direkt  brieflich  oder  auf  telegraphischem  Wege  benachrichtigt  zu 
werden,  so  ist  nach  Kräften  dafür  zu  sorgen,  daß  diesem  Wunsche  auf 
Kosten  des  Betreffenden  mit  aller  Beschleunigung  entsprochen  werde. 

Die  leitenden  Konsularämter  haben  Vorsorge  zu  treffen,   daß  ihnen 

ihre  Dependenzen,  beziehungsweise  Vertrauensmänner,  solche  Anzeigen  auf 

43  rascheste  vermitteln  und  daß  letztere  ungesäumt  in  die  Monarchie  ge- 

n. 

Konsularämter  sind   ermächtigt,  die  aus  der  fraglichen,  schrift- 
'legraphischen  Korrespondenz  resultierenden  Auslagen,  welche 
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nicht  direkt  vergütet  worden  sind,  in  die  Dienstrechnung  einzustellen.  Die 
einschlägigen  Beträge  sind  jedoch  halbjährig  durch  zwei  separate  Verzeich- 
nisse nachzuweisen,  in  welchen  die  für  Österreich,  beziehungsweise  für 
Ungarn  bestrittenen  Spesen  zum  Zwecke  der  Eefundierung  abgesondert,  und 
unter  Beibringung  der  Belege  genau  zu  spezifizieren  sind  (Circulare  des 
k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  11.  Juli  1883,  Z.  2230/10). 

k)  Über  Aasstellniigren. 

Sowohl  die  aus  besonderen  Anlässen  zustande  kommenden,  als  die 
periodisch  abgehaltenen  Ausstellungen  fallen  in  den  Eahmen  der  handels- 
politischen Berichterstattung  der  k.  und  k.  Vertretungen  im  Auslande. 

Dieselbe  soll  sich  jedoch  nicht  nur  auf  die  Meldung  von  bereits  in 
Ausführung  begriffenen  Ausstellungen  beschränken,  sondern  auch  alle  jene 
Wahrnehmungen  umfassen,  welche  eventuelle  einschlägige  Anregungen,  Pro- 
jekte und  öffentliche  Diskussionen  betreffen. 

Die  k.  und  k.  Konsularämter  sollen  daher  dem  Ausstellungswesen  ihr 
besonderes  Augenmerk  zuwenden,  und  das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern 
von  ihren  diesbezüglichen  Beobachtungen  fortlaufend  in  Kenntnis  halten; 
hiebei  genügt  es,  kleinerer  Ausstellungsunternehmungen  in  den  periodischen 
Berichten  zu  gedenken,  größere  oder  für  unsere  Verhältnisse  wichtigere 
Ausstellungen  sind  jedoch  in  einem  besonderen  Berichte  zu  besprechen. 

Das  Hauptgewicht  ist  auf  eine  rechtzeitige  Berichterstattung  und  auf 
die  Angabe  zu  legen,  ob  die  betreffende  Ausstellung  einen  rein  privaten 
oder  offiziellen  Charakter  hat,  mit  welchen  Hilfsmitteln  dieselbe  inszeniert 
wird,  welches  deren  Zweck  und  die  von  ihr  erhofften  Erfolge  sind  u.  s.  w. 

In  Fällen,  wo  es  sich  um  internationale  Konkurrenz  handelt,  ist  auch 
eine  tunlichst  rasche  Einsendung  der  betreffenden  Programme,  wo  möglich 
in  mehreren  Exemplaren  notwendig  (Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums 
des  Äußern  vom  16.  November  1887,  Z.  5994/9). 

Bei  Ausstellungen,  die  nicht  von  Regierungswegen  veranstaltet  werden, 
haben  die  k.  und  k.  Konsularämter  in  Gemäßheit  des  Circulares  des  k.  und 
k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  28.  Jänner  1898,  Z.  2477/9,  mit  tunlichster 
Beschleunigung  über  die  Vertrauenswürdigkeit  und  soziale  Stellung  der  bei 
den  betreffenden  Unternehmen  zunächst  beteiligten  Personen,  sowie  über 
die  denselben  zu  Gebote  stehenden  Geldmittel  in  der  geeigneten  Weise  In- 
formationen einzuholen  und  hierüber  eingehend  Bericht  zu  erstatten. 

10.  Beantwortung  von  kommerziellen  Anfragen  aus  dem  Inlande 
und  Erteilung  von  Kreditauskünften. 

a)  Beantwortung:  kommerzieller  Anfragen  ans  dem  Inlande. 
Die  k.  und  k.  Konsularämter  haben  die  an  sie  gerichteten,  auf  Han- 
dels-, Schiffahrts-,  Ackerbau-  und  industrielle  Verhältnisse  bezüglichen  An- 
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fragen  der  CeDtral-  oder  Landesbehörden  der  österreichisch-nngarischen 
Monarchie,  der  in  den  beiden  Staatsgebieten  derselben  bestehenden  Handels- 
und Gewerbekammem  oder  sonstigen  öffentlichen  Handels-  und  Gewerbe- 
korporationen, landwirtschaftlichen  Vereine,  verwandten  Institute  und  wissen- 
schaftlichen Anstalten,  sowie  auch  den  inländischen  Handelsfirmen  bereit- 
willigst und  ausführlich  zu  beantworten  (Circulare  des  k.  und  k.  Ministe- 
riums des  Äußern  vom  22.  Juni  1876,  Z.  8959/VIII). 

Um  diese  häufig  sehr  instruktiven  Informationen  im  Interesse  der 
heimatlichen  Geschäftswelt  durch  ihre  Veröffentlichung  tunlichst  nutzbringend 
zu  verwerten,  wird  den  k.  und  k.  Konsularämtern  anheimgegeben,  eine  Kopie 
der  wichtigeren,  an  einzelne  anfragende  Inlandsfirmen  erteilten  kommerziellen 
Auskünfte,  welche  ein  allgemeines  Interesse  bieten  und  von  deren  Ver- 
öffentlichung eine  Schädigung  des  privaten  Geschäftsinteresses  der  an  der 
betreffenden  Auskunft  in  erster  Linie  interessierten,  anfragenden  Firma 
nicht  zu  besorgen  ist,  an  das  kompetente  Handelsministerium  in  der  Weise 
direkt  einzusenden,  daß  dem  k.  k.  Handelsministerium  in  Wien  ausschließ- 
lich Kopien  der  an  österreichische  Firmen  und  dem  königlich  ungarischen 
Handelsministerium  in  Budapest  ausschliesslich  Kopien  der  an  ungarische 
Firmen  erteilten  Auskünfte  übermittelt  werden.  Die  gedachten  beiden 
Centralstellen  werden  für  die  Publizierung  solcher  Informationen  in  den 
hiefür  geeignet  erscheinenden,  inländischen,  Fachzeitungen  Sorge  tragen. 
Nach  ihrer  Veröffentlichung  werden  die  betreffenden  Auskunftskopien  den 
beiden  Handelsmuseen  in  Wien  und  Budapest  zur  Sammlung  und  gelegent- 
lichen Benützung  überwiesen  werden,  welcher  Vorgang  insofern  eine  Ent- 
lastung der  k.  und  k.  Konsularämter  zur  Folge  haben  dürfte,  als  biedurch 
voraussichtlich  eine  Eeihe  identischer  späterer  Anfragen  der  inländischen 
Handelswelt  in  Wegfall  kommen  werden  (Circulare  des  k.  und  k.  Ministe- 
riums des  Äußern  vom  30.  August  1901,  Z.  7605/10). 

b)  Basehe  Beantwortungr  kaufmUnniseher  Anfragen. 

Jede  kaufmännische  Anfrage  muß  so  rasch  als  möglich  Beantwortung 
finden,  sollte  letztere  auch  negativ  lauten. 

In  Gemäßheit  des  Circulares  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern 
vom  20.  Februar  1901,  Z.  9468/10,  ist  in  jenen  Fällen,  wo  die  meritorische 
Erledigung  einer  kaufmännischen  Zuschrift  nicht  innerhalb  einer  angemes- 
senen Frist  erfolgen  kann,  der  betreflFenden  Korporation  oder  Firma  der 
Empfang  des  eingelangten  Schriftstückes  ehestens  zu  bestätigen  und  gleich- 
zeitig anzugeben,  aus  welchen  Gründen  die  sofortige  meritorische  Beant- 
wortung desselben  nicht  möglich  ist.  Auch  ist,  sofern  dies  tunlich  ist,  bei- 
zufügen, binnen  welcher  Frist  mutmaßlich  die  Erledigung  der  bezüglichen 
Bequisition  erfolgen  dürfte. 
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o)  Fülle  der  nieht  direkten  Erledigrangr  kaUfmänniseher  Anfragren. 

Eventuelle  Requisitionsschreiben,  welche  sich  zur  direkten,  meritorischen 
Erledigung  aus  irgend  einem  Grunde  nicht  eignen,  sind  mit  besonderem 
Berichte  sofort  an  das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  zu  leiten  (Cir- 
culare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  21.  Mai  1884,  Z.  11597/10). 

d)  Erteilungr  Ton  KredltaaskUnften. 

Die  an  die  k.  und  k.  Konsularämter  gestellten  Anfragen  über  die 
Kreditfähigkeit  fremder  Firmen  sind,  wenn  darüber  verläßliche  Informa- 
tionen erlangt  werden  können,  unter  den  folgenden  Modalitäten  zu  beant- 
worten  (Circulare    des   k.  und  k.  Ministeriums   des  Äußern  vom   21.  Mai 

1884,  Z.  11597/10). 

e)   Wahl  der  Beferenzen. 

Eine  Beschränkung  in  der  Wahl  der  Eeferenzen,  welche  bei  derartigen 
Erkundigungen  benützt  werden  sollen,  ist  den  k.  und  k.  Konsularämtern 
nicht  auferlegt.  Die  einzige  Vorbedingung  bei  Mitteilung  der  Information 
besteht  darin,  daß  die  zu  Rate  gezogene  Quelle  kompetent  und  vollkommen 
verläßlich  sei.  Es  bleibt  also  den  k.  und  k.  Konsularämtern  unbenommen, 
nicht  allein  Handelskörporationen,  sondern  auch  einzelne  Persönlichkeiten 
von  unzweifelhafter  Solidität  und  Vertrauenswürdigkeit  zu  konsultieren, 
doch  wird  es  sich  in  diesem  Falle  empfehlen,  wo  möglich  zwei  Gewährs- 
männer, aber  jedenfalls  nur  solche  zu  befragen,  die  mit  der  quästionierten 
Firma  nicht  konkurrieren  (Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern 
vom  21.  Mai  1884,  Z.  11597/10). 

0  Elemente  der  Kredltauskiinfte. 

Die  Auskünfte  sind  in  bestimmter,  leichtverständlicher  und  praktischer 
Form  zu  erteilen,  wie  dies  im  kaufmännischen  Verkehre  üblich  ist;  es 
empfiehlt  sich  hiebei,  nachstehende  Fragepunkte  im  Auge  zu  behalten. 

1.  Seit  wann  ungefähr  besteht  die  quästionierte  Firma  und  in  welchen 
Branchen  arbeitet  sie? 

2.  Ist  dieselbe  im  Firmenregister,  falls  ein  solches  existiert,  einge- 
tragen oder  nicht? 

3.  Was  ist  über  die  Solidität  und  den  Charakter  des  betreffenden 
Geschäftsmannes  bekannt? 

4.  Befand  sich  dieselbe  früher  ein  oder  mehrere  Male  in  Konkurs, 
Ausgleich  oder  Zahlungsstockung  und  pflegt  sie  notorisch  bei  Übernahme 
von  Waren  oder  deren  Bezahlung  schikanöse  Anstände  zu  machen? 

5.  Was  ist  über  den  Vermögensstand  der  Firma  im  allgemeinen  be- 
kannt (hiebei  sind  ziffermäßige  Abschätzungen  nicht  notwendig)? 

Von  der  jeweiligen  Konstellation  und  den  örtlichen  Verhältnissen 
wird  es  abhängen,   ob  im  gegebenen  Falle  außer  diesen  Momenten  nicht 
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auch  andere  Erscheinungen  mit  berücksichtigt  werden  sollen  (Circulare  des 
k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  21.  Mai  1884,  Z.  11597/10). 

gr)  Xußere  Form  der  Kreditaasklliifte. 

Es  steht  den  k.  und  k.  Konsularämtem  frei,  derlei  Informationen  auf 
besonderen  vorgedruckten  Formularien,  welche  als  streng  vertraulich  zu 
bezeichnen  sind,  ununterschrieben  dem  Antwortschreiben  zuzulegen  (Cir- 
culare   des    k.   und   k.    Ministeriums    des    Äußern    vom    21.  Mai   1884, 

Z.  11597/10).    • 

h)  Termittlungrs -Instanzen. 

Auf  Grund  der  mit  dem  31.  Dezember  1898  erfolgten  Auflassung 
des  bei  der  Wiener  Handels-  und  Gewerbekammer  bestandenen  Informations- 
bureaus fiir  Export  und  Import  hat  das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern 
mit  Circulare  vom  15.  Februar  1899,  Z.  65201/10  ex  1898,  die  auf  die 
Centralisierung  des  konsularischen  Informationsdienstes  bei  dem  gedachten 
Eammerbureau  bezüglichen  Vorschriften  außer  Kraft  gesetzt  und  zugleich 
die  Verfügung  getroflFen,  daß  die  k.  und  k.  Konsularämter  künftighin  die 
ihnen  seitens  der  Handels-  und  Gewerbekammern,  des  k.  k.  österreichischen 
Handelsmuseums,  des  königlich  ungarischen  Handdsmuseums,  des  öster- 
reichisch-ungarischen Exportvereines,  Wiener  kauftnännischen  Vereines,  so- 
wie aller  anderen,  die  erforderlichen  Garantien  bietenden  Handelskorpora- 
tionen und  Vereine  zukommenden  Kreditanfragen,  direkt  und  unvermittelt 
an  die  anfragende  Stelle  zu  beantworten  haben. 

Die  den  Verkehr  der  k.  und  k.  Konsularämter  mit  den  letztgedachten 
Stellen,  sowie  mit  Privatpersonen  und  privaten  Auskunftsbureaus  regelnden 
Vorschriften  bleiben  in  Geltung. 

Insoferne  Krediterkundigungen  im  Wege  oder  mit  dem  Visum  heimi- 
scher Handelskammern,  des  k.  k.  österreichischen  Handelsmuseums,  des 
königlichen  ungarischen  Handelsmuseums,  des  österreichisch -ungarischen 
Exportvereines,  endlich  des  Wiener  kaufmännischen  Vereines  und  anderer 
gewisse  Gai'antien  bietender  Körperschaften  oder  Vereine  der  Monarchie 
an  die  k.  und  k.  Konsularämter  gelangen,  so  waltet  gegen  die  direkte  Be- 
antwortung um  so  weniger  ein  Anstand  ob,  als  die  Vermittlung  dieser  In- 
stitute einer  Anempfehlung  gleich  zu  achten  ist  (Circulare  des  k.  und  k. 
Ministeriums  des  Äußeni  vom  12.  Februar  1885,  Z.  18741/10,  und  vom 
15.  Mai  1893,  Z.  12921/10). 

i)  Verhalten  bei  direeten  Anfragren  einzelner  ^österreichischer  Firmen. 

Im  Falle  bei  den  k.  und  k.  Konsularämtem  Kreditanfragen  einzelner 

österreichischer  Firmen  unvermittelt  einlangen  sollten,  ist  der  Anfragende 

in  der  Regel,  namentlich  aber,  wenn  die  Firma  dem  Konsulate  unbekannt 

,  auf  die  zuständige  Handels-  und  Gewerbekammer  oder,  wenn  es  sich 
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um  eine  österreichische  Firma  handelt,  auch  an  das  k.  k.  östeiTeichische 
Handelsmuseum  zu  verweisen,  welchen  Stellen  jedoch  im  Falle  des  Erforder- 
nisses die  bezügliche  Auskunft  behufs  Verständigung  des  Requii'icrenden 
unter  Einem  zu  erteilen  ist. 

Nur  ausnahmsweise  sollen  Anfragen  von  österreichischen  Einzelflrmen, 
welche  speziell  akkreditiert  sind,  und  Gewähr  für  eine  rücksichtsvolle  und 
diskrete  Benützung  der  erhaltenen  Auskünfte  bieten,  direkt  beantwortet 
werden  (Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  23.  Dezember 
1886,  Z.  29322/10). 

k)  Terhalten  bei  direkten  Anfrasren  einzelner  ungrariseher  FirmeiL 

Was  die  Beantwortung  von  Kreditanfragen  betrifft,  welche  von  Firmen 
aus  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  unvermittelt  an  die  k.  und  k. 
Konsularämter  gelangen,  so  finden  die  obigen  Bestimmungen  auf  dieselben 
keine  Anwendung,  dieselben  sind  daher  direkt  zu  beantworten  (Circulare 
des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  23.  Dezember  1886, 
Z.  29322/10). 

1)  Verhalten  bei  Anfragen  prirater  Ausknnfts-Bnreaux. 

Die  Kreditanfragen  privater  Agentien  und  Auskunftsbureaux,  welche 
die  Erteilung  von  Auskünften  erwerbsmäßig  betreiben,  sind  ausnahmslos  un- 
beantwortet zu  lassen  (Circularien  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern 
vom  21.  Juni  1884,  Z.  13484/10,  und  23.  Dezember  1886,  Z.  29322/10). 

m)  Postporto- Gebttren« 

Kommerzielle  Anfragen,  welchen  seitens  der  Partei  das  Retourporto 
beigelegt  wurde,  sind  seitens  der  k.  und  k.  Konsularämter  unter  allen  Um- 
ständen frankiert  zu  beantworten.  Falls  die  übermittelten  Briefmarken 
an  Ort  und  Stelle  nicht  verwendet  werden  können,  haben  die  k.  und  k. 
Konsularämter  dieselben  der  jeweiligen  Dienstrechnung  anzuschließen,  wäh- 
rend das  für  die  Frankierung  der  Rückantwort  ausgelegte  Porto  daselbst 
in  Ausgabe  zu  stellen  ist  (Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern 
vom  20.  Dezember  1898,  Z.  65056/10). 

Die  ungenügend  frankierten  Briefe  sind,  insoferne  sie  dem  An- 
scheine nach  eine  Handelsangelegenheit  betreffen,  worüber  wohl  fast  immer 
die  Enveloppe  Aufschluß  geben  wird,  von  Seite  der  k.  und  k.  Konsular- 
ämter bei  dem  Umstände,  als  der  ungenügenden  Frankierung  meistens  nur 
Unkenntnis  der  bezüglichen  Posttarife  zu  Grunde  liegen  dürfte,  anzunehmen 
und  die  hiefür  verausgabten  Strafporti  fallweise  in  der  Dienstrecbnung  in 
Ausgabe  zu  stellen. 

Über  diese  Straft)orti  sind  gleichzeitig  zwei  getrennte  Listen,  die 
eine  über  die  Briefe  österreichischer,  die  andere  über  jene  ungarischer 
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Provenienz  zu  f&hren  und  halbjährig  als  Annex  der  Dienstrechnung  nebst 
den  mit  dem  Strafportovermerke  versehenen  Couverts,  welchen  —  falls 
dies  nicht  durch  Aufdruck  ersichtlich  wäre  —  der  Name  und  die  Adi*esse 
des  Absenders  beizufügen  ist,  dem  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  vor- 
zulegen. 

Diese  Bestimmungen  gelten  nicht  für  unfrankierte  Briefe  (Cir- 
culare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  25.  Jänner  1901, 
Z.  58449/10). 

Das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern,  einvernehmlich  mit  den  beiden 
Handelsministerien,  hat  mit  Circulare  vom  25.  September  1902,  Z.  33171/10, 
angeordnet,  daß  die  k.  und  k.  Eonsularämter,  vom  1.  Jänner  1903  ange- 
fangen, zunächst  versuchsweise  auch  solche  kommerzielle  Anfragen  oder 
Zuschriften,  denen  das  Retourporto  nicht  beilag,  frankiert  zu  beantworten 
haben.  Unter  Einem  jedoch  ist  stets  von  dem  betreffenden  Adressaten  der 
Ersatz  des  für  ihn  vorschußweise  bestrittenen  Portobetrages  zu  reklamieren 
und,  falls  letzterer  von  der  Partei  binnen  einer  bestimmten  angemessenen 
Frist  nicht  rückerstattet  würde,  ist  derselbe  in  der  Dienstrechnung  in  Aus- 
gabe zu  stellen.  Behufs  nachträglicher  Hereinbringung  dieser  Portoaus- 
lagen von  den  ersatzpflichtigen  Parteien  sind  hierüber  zwei,  nach  öster- 
reichischen und  ungarischen  Korporationen,  respektive  Firmen,  gesonderte 
Verzeichnisse  anzulegen  und  dem  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  halb- 
jährig als  Beilage  der  Dienstrechnung  vorzulegen. 

Betreffs  der  übrigen  auf  Postportogebüren  Bezug  habenden  noch 
geltenden  Bestimmungen  siehe:  Zweiter  Teil,  Absch.  5,  Postporto. 

ÜL 

Über  den  Inkasso. 

a)  Fälle,  In  welchen  der  Inkasso  zu  besorgen  Ist 

Da  es  Pflicht  jedes  k.  und  k.  Konsuls  ist,  die  österreichischen  oder  un- 
garischen Staatsangehörigen  in  allen  berechtigten  Interessen  zu  schützen  und 
zu  unterstützen  und  ihnen  somit  auch  bei  dem  Inkasso  ausständiger  Geld- 
beträge hilfreicTi  an  die  Hand  zu  gehen,  so  wird  jeder  Konsul  einem  dies- 
fälligen,  begründeten  Ansuchen  zu  entsprechen  haben,  insoferne  es  sich  ein- 
fach um  eine  ganz  außerämtliche  oder  doch  nur  im  administrativen  Wege 
zu  erzielende  Vermittlung  zwischen  Gläubiger  und  Schuldner  handelt. 

Weigert  sich  jedoch  Letzterer,  seine  Verpflichtungen  zu  erfüllen,  und 
stellt  sich  die  Notwendigkeit  heraus,  gerichtliche  Schritte  einzuleiten,  so 
ist  es  Aufgabe  des  Konsuls,  der  Partei  über  deren  Ansuchen  einen  geeig- 
neten Vertreter  namhaft  zu  machen  und  diesem  letzteren  den  vollen,  kon- 
«darämtlichen    Schutz   zur   Durchfühiung   der  ßechtsangelegenheit  ange- 
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deihen  zu  lassen  (Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums   des  Äußern  vom 
17.  März  1876,  Z.  3872/VIII). 

b)  Verfahren  mit  den  einkassierten  Beträgen. 

Werden  auf  diesem  Wege  Geldbeträge  einkassiert,  so  hat  der  Konsul 
hierüber  nach  Anordnung  der  berechtigten  Interessenten  zu  verfügen,  in  Er- 
manglung solcher  Verfügungen  aber  die  Geldbeträge  dem  Bezugsberech- 
tigten auf  dessen  Kosten  und  Gefahr  direkt,  oder  durch  Vermittlung  der 
kompetenten  Behörde  zu  übersenden,  wenn  aber  dies  unausführbar  sein 
sollte,  diese  Summen  als  ämtliches  Depositum  zu  behandeln  und  den  Vor- 
schriften über  die  Depositengebarung  gemäß  vorzugehen  (Circulare  des  k. 
und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  17.  März  1876,  Z.  3872/Vni).  (Siehe 
vierter  Teil  8.  Abschnitt.) 

IV. 

Publikation  der  Eonsular-Handelsberichte:  „Das  Handelsmuseum'S 
das  ungarische  Fachblatt  „Consuli  Közlemenyek'*  und  „Die  öster- 
reichisch-ungarische Konsular-  Korrespondenz". 

Die  Handelsberichte  der  k.  und  k.  Konsularämter  werden  von  dem 
k.  k.  Handelsministerium  in  der  vom  k.  k.  österreichischen  Handelsmuseum 
herausgegebenen  Wochenschrift  „Das  Handelsmuseum"  und  dem  vom  kgl. 
ungarischen  Handelsministerium  herausgegebenen  ungarischen  Fachblatte 
„Consuli  Közlem6nyek"  veröffentlicht.  Außerdem  werden  die  gedachten  Han- 
delsberichte auszugsweise  in  der  dreimal  wöchentlich  erscheinenden  „Österr.- 
ungar.  Konsular-Korrespondenz",  sowie  in  dem  gleichartigen,  ungarischen 
Fachblatte  ,.Kereskedehni  Muzeum,  Konzuli  közlem6nyek"  verwertet. 

Mit  Circulare  vom  17.  Mai  1897,  Z.  22897/10,  hat  das  k.  und  k. 
Ministerium  des  Äußern  die  k.  und  k.  Konsularämter  auf  das  Erscheinen 
der  „Österr.-ungar.  Konsular-Korrespondenz"  aufmerksam  gemacht.  Diese 
Zeitschrift  hat  sich  zur  Aufgabe  gemacht,  die  in  den  periodischen  Handels- 
berichten der  k.  und  k.  Konsularämter  enthaltenen  Mitteilungen,  welche 
für  die  kommerziellen  und  industriellen  Kreise  des  Inlandes  ein  unmittelbar 
praktisches  und  aktuelles  Interesse  besitzen,  zu  verwerten. 

Im  Hinblicke  auf  den  besonderen  Nutzen  der  raschen  Veröifentlichung 
wichtiger  Vorgänge  und  Ereignisse  auf  wirtschaftlichem  Gebiete  hat  sich 
das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  veranlaßt  g-efunden,  die  k.  und  k. 
Konsularämter  aufzufordern,  in  Hinkunft  alle  jene  für  die  Publikation  in 
der  „Österr.-ungar.  Konsular-Korrespondenz"  geeigneten  Informationen  über 
Handel  und  Industrie,  Zoll-,  Tarif-,  Kredit-,  Sanitäts-,  Kommunikations- 
wesen und  dgl.  mehr,  von  welchen  nach  Maßgabe  der  Verhältnisse  voraus- 
zusehen ist,  daß  sie  durch  die  Mitteilung  nach  Quartals-  oder  Monatsschluß 
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an  aktuellem  Werte  einbüßen  würden,  unter  Beobachtung  der  sehr  prak- 
tischen und  auch  die  relativ  geringste  Arbeitsleistung  involviefenden  Form 
einer  unterschriebenen,  bloß  mit  Datum  und  Amtsstempel  versehenen  Notiz 
und  etwa  mit  der  Aufschrift  „für  die  österr.-ungar.  Eonsular-Eorrespond^iz" 
mit  Vermeidung  jeden  Zeitverlustes  in  einem  Pare  dem  k.  und  k.  Ministerium 
des  Äußern  vorzulegen. 

V. 

Nachtrags  -  Verordnimgen. 

Besondere  Berichte  Über  die  Obsternte. 

Mit  Cii-culare  vom  3.  September  1895,  Z.  35040/10,  hat  das  k.  und  k. 
Ministerium  des  Äußern  über  Wunsch  des  k.  k.  Ackerbauministeriums  die 
k.  und  k.  Konsularämter  im  deutschen  Reiche,  in  Rußland  und  in  der 
Schweiz  angewiesen,  über  die  anzuhoffende,  beziehungsweise  über  die  tat- 
sächliche Obsternte  und  den  Obsthandel,  periodische  Berichte  zu  erstatten, 
um  durch  deren  Zusammenstellung  und  entsprechende  Veröffentlichung  dem 
Bedürfnisse  der  inländischen  Obstinteressenten  nach  authentischen  Infor- 
mationen auf  diesem  Gebiete  tunlichst  gerecht  zu  werden. 

Demnach  haben  die  gedachten  k.  und  k.  Konsularämter,  wenn  möglich 
zu  Beginn  und  zu  Mitte  jedes  Monats,  eine  kurzgefaßte  Relation  über  Obst- 
ernteaussichten, beziehungsweise  Obsternte  und  Obsthandel  direkt  dem 
k.  k.  Ackerbauministerium  einzusenden,  und  ein  zweites  Exemplar  der  dies- 
fälligen  Berichte  jedesmal  an  das  königl.  ungarische  Ackerbauministerium 
in  Budapest  zu  richten. 

Besondere  Berichte  fiber  die  Verhältnisse  der  Tabakproduktion   in 
der  Tflrkel  und  des  tfirkischen  Tabakmarktes. 

Die  k.  und  k.  Konsularämter  in  den  betreffenden  Produktionsdistrikten 
der  Türkei  haben  am  Schlüsse  eines  jeden  Kalenderquartales  über 
die  Verhältnisse  des  türkischen  Tabakmarktes  direkte,  an  die  königl.  ungar. 
Centraldirektion  des  Tabakgefälles  in  Budapest,  periodische  Berichte  ein- 
zusenden. 

Die  fraglichen  Berichte  haben  sich  auf  sämtliche  im  Konsulärbezirke 
produzierte  Tabaksorten  zu  erstrecken,  und  sowohl  über  den  Stand  der 
noch  nicht  gefechsten  Tabakkulturen,  als  auch  über  die  Quantität  und 
Qualität  der  zu  erwartenden  Tabakemte,  sowie  schließlich  über  die  den 
Ausfall  der  Ernte  beeinflussenden  Witterungsverhältnisse  fortlaufende  In- 
formationen zu  enthalten.  Femer  haben  diese  Berichte  Daten  über  die 
Qualität  und  approximative  Quantität  der  im  Amtsbezirke  bei  den  größeren 
Tabakhändlern  bestehenden  Lager,  insbesondere  auch  über  die  jeweiligen 
Marktpreise   und   über   das  jeweilige  Verhältnis   zwischen  Nachfrage   und 
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Angebot  zu  enthalten.  In  den  fraglichen  Berichten  ist  noch  zu  erwähnen, 
in  welchen  Prodnktionsdistrikten  der  Türkei  in  der  letzten  Zeit  die  Tabak- 
koltnr  an  Umfang  gewonnen  hat,  sowie  die  hauptsächlichsten  Tabaksorten 
der  einzelnen  Produktionsgegenden  anzugeben  (Circulare  des  k.  und  k. 
Ministeriums  des  Äußern  vom  2.  Juni  1898,  Z.  24832/10). 

Schließlich  ist  noch  zu  bemerken,  daß  außer  den  inländischen  Behör- 
den und  Handelskammern  auch  das  k.  k.  österreichische  Handelsmuseum, 
das  königl.  ungarische  Handelsmuseum,  der  österr.-ungar.  Exportverein  und 
der  Wiener  Kaufmännische  Verein  speziell  berechtigt  sind,  mit  den  k.  und 
k.  Konsularämtem  direkt  zu  korrespondieren,  und  daß  die  letzteren  Be- 
hörden verpflichtet  sind,  die  von  den  gedachten  Korporationen  an  sie  ge- 
stellten Anfragen  gleichfalls  direkt  zu  beantworten. 


Zweiter  Abschnitt. 

Obliegenheiten  und  Befugnisse  der  österrelehisch-unga- 
risclien   Kon8ulai*fun1(tionare,  betreffend   die  jährlichen 

Gesehäftsausweise. 

Infolge  einer  Anregung  der  k.  k.  statistischen  Centralkommission 
in  Wien,  welche  eine  Vervollständigung  ihrer  Publikationen  im  allgemeinen 
Interesse  als  wünschenswert  bezeichnete,  wurden  die  k.  und  k.  Konsularämter 
aufgefordert,  nach  dem  unten  folgenden  Formulare  alljährlich  einen  Aus- 
weis über  ihren  Amtsbezirk  und  ihre  Amtswirksamkeit  während  des  Vor- 
jahres abzufassen  und  an  die  vorgesetzte  k.  und  k.  diplomatische  Mission  ab- 
zuliefern. 

Die  k.  und  k.  diplomatischen  Missionen  haben  die  pünktliche  Befolgung 
dieser  Anordnung  seitens  der  unterstehenden  k.  und  k.  Konsularämter  zu  über- 
wachen, die  von  ihnen  eingesendeten  Ausweise  zu  sammeln,  und  dieselben, 
wenn  sie  vollzählig  eingelangt  sind,  spätestens  mit  Schluß  des  ersten  Semesters 
eines  jeden  Jahres  dem  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  vorzulegen. 

Hiebei  wurde  folgendes  hervorgehoben: 

Der  Umfang  des  Konsularbezirkes  wird  bestimmt  durch  die  diesbe- 
züglich bei  der  Errichtung  des  betrcflFenden  Konsularamtes  getroffenen 
speziellen  Verfügungen  mit  Berücksichtigung  eventueller  späterer  Modifi- 
kationen. 

In  Ermanglung  solcher  positiver  Bestimmungen  sind  für  den  Konsular- 
bezirk jene  Grenzen  maßgebend,  innerhalb  welcher  das  betreffende  k.  und  k. 
Eonsularamt  tatsächlich  Amtshandlungen  vornimmt. 

In  betreff  der  Einwohnerzahl  des  Konsularbezirkes  ist  zu  bemerken, 
daß  dieselbe,  wofern  hierüber  vollkommen  verläßliche  Daten  nicht  vorhanden 
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sein  sollten y  nach  der  landesüblichen  Schätzung  in  Verbindung  mit  den  etwa 
erforderlich  scheinenden  Erläuterungen  anzugeben  ist. 

Ebenso  sind  über  die  Anzahl  der  österr.-ungar.  Staatsangehörigen  des 
Konsularbezirkes  mindestens  approximative  Daten  zu  liefern  (Circulare  des 
k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußeren  vom  25.  März  1882,  Z.  5251/10). 

Mit  dem  Circulare  vom  11.  Dezember  1883,  Z.  25108/10,  hat  das  k. 
und  k.  Ministerium  des  Äußern  folgende,  den  bisherigen  Vorgang  bei  der 
Erstattung  der  jährlichen  Geschäftsausweise  modifizierende  Bestimmungen 
erlassen.  Früher  waren  die  Konsularämter  verpflichtet,  die  vorgeschriebenen, 
administrativen,  jährlichen  Geschäftsausweise  dem  k.  und  k.  Ministerium  des 
Äußern  zum  eigenen  Ge])rauche,  und  nebstbei  einen  besonderen  Geschäfts- 
ausweis für  die  k.  und  k.  statistische  Centralkommission  ebenfalls  dem  k.  und 
k.  Ministerium  des  Äußern  im  Wege  der  vorgesetzten,  k.  und  k.  diplomati- 
schen Mission  vorzulegen.  Nachdem  jedoch  die  Erfahrung  gemacht  wurde, 
daß  diese  doppelte  Verpflichtung  für  viele  Konsularämter  zu  Irrtümern,  Ver- 
wechslungen und  Verzögerungen  und  infolgedessen  zu  zeitraubenden  EoiTe- 
spondenzen  mit  den  vorgesetzten  Behörden  Anlaß  gegeben  hat,  und  da  an- 
dererseits die  statistischen  Geschäftsausweise  über  den  Umfang  der  dienst- 
lichen Tätigkeit  der  Konsularämter  ebenfalls  volle  Orientierung  gewähren, 
so  hat  das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  die  Verfügung  getroffen,  daß 
in  der  Folge  von  der  Erstattung  der  administrativen  Geschäftsausweise  voll- 
ständig Umgang  genommen  werde. 

Gleichzeitig  wurden  die  k.  und  k.  Konsularämter  aufgefordert,  die  unter 
den  gleichen  Modalitäten  und  nach  dem  gleichen  Formulare,  wie  früher  zu 
erstattenden  statistischen  Geschäftsausweise  künftighin  in  zwei  Exemplaren 
einzusenden,  wobei  besonders  bemerkt  wurde,  daß  es  jedem  Amte,  welches 
außer  den  in  dem  vorgeschriebenen  Formulare  bezeichneten  Geschäften  noch 
in  anderer  Richtung  tätig  ist,  frei  steht,  nach  wie  vor,  in  einem  beson- 
deren erläuternden  Einbegleitungsberichte,  seine  Bemerkungen  beizufügen 
(Siehe  Konsular-Normalien,  II.  Band,  Nr.  VI). 
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Obliegenheiten  und  Befugnisse  der  österreichisch- unga- 
rischen Yertretungsbehörden  Im 'Auslande  In  Ansehung 
der  Akten  des  Civllstandes  und  der  Ausübung  der  clvU- 
standesämtllchen  Funktionen. 

1.  Givilstandesämtliche  Funktionen  der  österreichisch-ungarisclien 
diplomatischen  nnd  Konsularvertreter  im  Auslände. 

BetreflFs  der  Eheschließung _jQsterreichi8cher  Staatsangehöriger  im 
Auslande  sind  die  österr.-ungar.  diplomatischen  und  KÖ'nsular- Vertreter  •  im 
Auslande  weder  befugt,  Eheaufgebote  und  Trauungen  kraft  eigener  Amts- 
gewalt vorzunehmen,  noch  können  dieselben  zur  Entgegennahme  der  feier- 
lichen Erklärung  der  Einwilligung  zur  Ehe  delegiert  werden. 

Österreichische  Staatsangehörige  bleiben  bei  Eingehung  einer  Ehe  im 

Al1HlAndft_Ap     flift     Ögf;ftrrftlVJliRr*ljfi[]    ])iirprorlin}inTi    Pnnntnn,     incnwaif    als    ihre 

persönliche  Fälligkeit,  eine  Ehe  zu  schließen,  durch  sie  eingeschränkt  wird, 
und  als  diese  Eheschließung  im  Inlande  rechtliche  Folgen  hervorbringen 
soll,  daher  insbesondere  an  die  im  österreichischen  bürgerlichen  Gesetzbuche 
aufgesteUten,  Ehehindemisse,  durch  welche  die  persönliche  Fälligkeit,  eine 
Ehe  zu  schließen,  eingeschränkt  wird^^gebundecL  Ein  solches  Ehehindemis 
macht  die  Ehe  für  das  Inland  ungültig,  da  es  zur  Ungültigkeit  des  Ver- 
trages hinreicht,  wenn  auch  nur  einem  der  vertragschliessenden  Teile  die 
persönliche  Fähigkeit  hiezu  mangelt  (Entscheidung  des  k.  k.  Obersten  Ge- 
richtshofes vom  9.  November  1886,  Sammlung  von  Civilrechtlichen  Ent- 
scheidungen des  k.  k.  Obersten  Gerichtshofes  von  Glaser-Unger  und 
Walther,  Band  XXIV,  Nr.  11241). 

7a^y  F.inp^pliiii^g  Ajner  Ehe  im  Auslande  bedarf  ein  österreichischer 
Staatsangehöriger  in  der  Regel  eines  Ehefahigkei^g^^"g"isispQ  -^  Dasselbe 
wird  von  der  kompetenten  inländischen  Behörde  (politischen  Behörde  1.  In- 
stanz) nur  auf  Grund  verläßliclier  Auskünfte  über  Alter  und  Eigenberech- 
tigung, über  den  unverehelichten  Stand  und  alle  anderen,  die  persönliche 
Fähigkeit  zur  Eheschließung  bestimmenden  Momente  ausgestellt  und  hat 
lediglich  deh  Ausspruch  über  die  persönliche  Fähigkeit  des  Ehewerbers  zur 
Eheschließung  zu  enthalten. 

Das^  Ehefähigkeitszeugnis  ist  von  der  mit  der  politischen  Geschäfts- 
führung I.  Instanz  betrauten  JBfihürde  jenes  Ortes  auszustellen ,  in  welchem 
der  Nupturient  seinen^Wfihnsitz.  hat.  _. Domiziliert  4^r  Nnptnrif^jit  im  Aus- 
lände, so  ist  zur  Ausstellung  des  Ehefähigkeitszeugnisses  die  erstinstanzliche 
"^sche  Behörde  semer  Heimatgemeinde  berufen.  ^ 
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Die  Eheiähigkeitszeugnisse  haben  die  Bemerkung  zu  enthalten,  daß 
ein  österreichischer  Staatsangehöriger,  welcher  nach  den  österreichischen 
Gesetzen  die  hiezu  erforderliche  persönliche  Fähigkeit  besitzt,  auch  im  Aus- 
lande eine  gültige  Ehe  eingehen  kann,  und  daß  Bir  ^"Itifr^ftit.  pitipt  Rolphpn 
Jm  Auplandf)  go^chlofifinnfn  Khfi  nach  östftrr^^^^hiffrhftfr  Ttechte  die  Beobach- 
tung dp^  ^""  '^^^  hnfrnfynTiHoTi  nnQiänfiifiPhPTi  ftft^etzgebuu^  vorgeschrfebenen 
Form  der  Eheschließung  ausreichend  ist,  daß  es  ferner  nach  den  öster- 
reichischen Gesetzen  eine  von  selbst  eintretende  Folge  jeder  gültigen  Ver- 
ehelichung ist.  daß  die  betreflFftpde  Afl?!^B4crin  /samt  ihren  aus  solcher  Ehe 
entsprossenen ^iaiifi2:n  die  östftrrpic|^jf=if*hr  ^^°'"^°^"^n'PriI''hftft  ^^d  das  Heimat- 
recht des  Gatton  -prlftTigt^  daß  jedoch  die^rüfung  und  Entscheidung  über 
die  Fraye^  ob  in  einem  gegebenen  Falle  die  abgeschlossene  Eihe  wirkiicn 
gültig  sei,  sobald  diese  Frage  in  Österreich  zur  Austragung  zu  gelangen 
hat,  ausschließlich  dem  zuständigen  österreichischen  Gerichte  zusteht  und 
deshalb  der  Mangel  jedweden  Ehehindernisses  hiemit  weder  bescheinigt 
wird,  noch  im  vorhinein  bescheinigt  werden  kann  (Erlaß  des  k.  k.  Mini- 
steriums des  Innern  vom  28.  Oktober  1879,  Z.  11409). 

Die  allgemeinen  Vorschriften  über  die  Ehefahigkeitszeugnisse  gelten 
auch  für  Fälle  der  Verehelichung  österreichischer  Staatsangehöriger  in  den 
Ländern  der  ungarischen  Krone. 

In  Gemäßheit  des  von  der  österreichischen  Gesetzgebung  akzeptierten 
Grundsatzes,  daß  für  die  Form  der  Eheschließung  das  Recht  jenes  Staates 
maßgebend  ist,  in  welchem  die  Ehe  zum  Abschlüsse  gelangt,  sind  von 
Österreichern  in  einem  fremden  Staate,  welcher  die  jji^ilehe  obligatorisch 
eingeführt  hat,  geschlossene  Ehen  von  den  österreichischen  Verwaltungs- 
behörden  (unbeschadet  der  Kompetenz  der  Gerichte,  über  die  Gültigkeit  von 
Ehen  zu  entscheiden)  als  gültig  zu  behandeln,  auch  wenn  die  betreffende 
Ehe,  soferne  sie  in  Österreich  zustande  gekommen  wäre,  im  regelmäßigen 
Verfahren  hätte  kirchlich  geschlossen  werden  müssen.  ^ 

Was  die  Eheschließung  ungarischer  Staatsangehöriger  im  Auslande  ^| 
betrifft,  so  ist  folgendes  zu  bemerken. 

Im  Sinne  der  ungarischen  Gesetzartikel  XXXI  vom  Jahre  1894  über 
das  Eherecht  und  XXXIII  vom  Jahre  1894  über  die  staatlichen  Matriken, 
am  1.  Oktober  1895  in  Kraft  getreten,  sind  die  österr.-ungar.  diplomatischen 
und  Konsular- Vertreter  im  Auslande  befugt,  Akte  des  Ciyilstandes  in  ihrem 
Amtsbezirke  vorzunehmen. 

Als  leitender  Grundsatz  gilt  folgendes: 

Die  im    Aiis1i^n<ift  p.ingpprnnfypnp  F.hp    ^jnes   nach  ÜJi^am   zuständigen, 

ungarischen  jtaat§a^ehürigen  :wird  _da^n__als.  in  .Ungarn. geschlossen  ange- 
sehen  werden,  wenn  bei  der  Eheschließung  ein  österr.-ungar.  diplomatischer 
oder  Konsular- Vertreter  interveniert  hat  (Circulare  des  k.  und  k.  Ministeri- 
ums  des  Äußern  vom  31.  August  1895,  Z.  28166/7). 


ij 
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Mit  Circolare  vom  8.  März  }RQß^^  ^  8119/7,  bat  das  k.  u.  k.  Mini- 
sterium des  Äußern  im  Einvernehmen  mit  den  königlich  ungarischen  Mini- 
sterien der  Justiz  und  des  Innern  eine  von  den  gedachten  Centralstellen 
"rV°°-""  YT^-^rfiTlIli^fr  ^^^""  ^"^  Ti'Qbruar  1896^  Nr.  7870.  J.-M.  an  die  k.  und 
^  ^übermittelt,  worin  da«  :ynryft}]ftn  bei  der  Eheschließung" 
^ungarischer  Staatsangehflriper  im  Auslände^ nnd  dift  dAhfti  vom  stAnrinnnktfl 
des  ungarischen  Ehegesetzes  zu  beobachtenden  Förmlichkeiten,  insbesondere 
hinsichtlich  der  durch  das  Gesetz  vorgeschriebenen  Verkündigung  der  Ehe 
in  Ungarn,  sowie  der  nachmaligen  Eintragung  der  im  Auslände  geschlosse-^ 
neu  Ehe  in  die  ungarisp.|^yn  ^^tATiHAfirAyrjj^|/>r  dargelegt  und  geregelt  worden. 
Wie  aus  dieser  Verordnung  hervorgeht,  sind  die  von  ungarischen  Staats- 
angehörigen im  Auslande  nach  den  dortigen  Gesetzen  über  die  Form  der 
Eheschließung  eingegangenen  Ehen,  insofeme  dabei  die  in  der  gedachten 
Verordnung  angedeuteten  Bedingungen  und  Vorsichten  beobachtet  wurden, 
ohne  weiteres  auch  in  Ungarn  gültig,  und  können  sonach  ungarische  Staats- 
angehörige, unter  dieser  Voraussetzung,  an  ihrem  Aufenthaltsorte  unbedenk- 
lich die  Ehe  eingehen. 

Die  in  den  ungarischen  Gesetzartikeln  XXXI  und  XXXHI  vom  Jahre 
1894  vorgesehene  Ausübung  der  standesämtlic^fip  FijTik|,]f)^i>T?  ii^"'*^ih  dlVf  ^  _ 
und  k.  diplomatischen  Vertretnqyf.n  und  KnnanlA^fimter  ist^an  eine  spezielle 
^f^anhtipngr  flaif^na  Hai»  ifr^fijgl^ffh  flpga.pschen  Regierung  pebumlf ti  I  >i^^  - 
jgy.mH/>ii^,^y|^Tip  ^ii»/i  glcht  durchwcgs .  soudem  ^|]Hi"'^n  HIMiitmffi'^^  ^fa  Be- 
dürfnis dafür  nach  dem  Stande  der  Gesetzgebjing  in  rnnzfiipen  Liändern" 
hftraiiystftllt^  den  daselbst  befindlichen  Vertretungsorganen  erteilt.  Demnach 
wArHAii  jgpft  if  iinrl  |f  Yprtr^tnnpinh>ili«i«Hnn .  denen  eine  diesfällige  Ermäch- 
tip[unfr  nicht  zugeht,  nach  wie  vor,  sjch  aller  standesämtliclien  kandlunfefett 
zu  enthalten  und  darauf  zu  beschränken  haben,  die  an  sie  herantretenden 
Parteien  auf  die  Bestimmungen  der  in  Rede  stehenden  Verordnung  auf- 
merksam zu  machen,  und  denselben  anheimstellen,  ihr  Benehmen  danach 
einzurichten.  Hiebei  muß  noch  bemerkt  werden,  daß  der  ungarische  Gesetz- 
artikel XXXI  vom  Jahre  1894  über  das  Eberecht  und  der  Gesetzartikel 
XXXIII  vom  Jahre  1894  über  die  staatliche  Beurkundung  des  Civilstandes  nny 
für  die  in  Ungai-n,  nicht  auch  für  die  in  Kroatien  und  Slavonien  gemeinde- 
zuständif^en  ungarischen  Staatsangehörigen  gilt,  so  daß  die  raehrerwähnte 
Verordnung  auf  letztere  keine  Anwendung  zu  finden  hat,  und  dieselben 
hinsichtlich  der  Eheschließungen  den  bisher  für  sie  maßgebenden  gesetzlichen 
Vorschriften  unterliegen. 

Mit  Circulare  vom  15.  Mai  1897,  Z.  20650/7,  hat  das  k.  und  k.  Mini- 
sterium des  Äußern  eine  neuerliche  Verordnung  der  königlich  ungarischen 
Ktnisterien  der  Justiz  und  des  Innern  vom  27.  Februar  1897,  Z.  11435,  den 
.  und  k.  diplomatischen  Missionen  und  Konsularämtern  mitgeteilt,  womit  * 
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die  frühere  Verordnung  der  gedachten  Centralstellen  vom  12.  Februar  1896, 
Z.  7870,  modifiziert  wurde. 

Die  betreffenden  Modifizierungen  beziehen  sich  vornehmlich  darauf, 
daß  die  von  den  Aufgebotswerbern  dem  ungarischen  Matrikenführer  beige- 
brachten Dokumente  von  doJselben  weiterhin  nicht  zurückbehalten,  sondern 
nach  gemachtem  Amtsgebrauche  den  Brautleuten  zurückgestellt  zu  werden 
haben,  und  daß,  soferne  die  Brautleute  bei  ihrem  Einschreiten  um  die 
Verkündigung  ihrer  Ehe  in  Ungarn  diesfalls  ein  Ansuchen  stellen,  der  un- 
garische Matrikenführer  das  vom  königlich  ungarischen  Justizministerium 
auszustellende  T^l^ftfthi|r]ff^*^°'^^"cr'^  künftighin  von  Amts  wegen  beim  ge- 
nannten königlich  ungarischen  Ministerium  einzuholen  haben  wird. 

Das  Ehefähigkeitszeugnis,  welches  die  Bescheinigung  enthält,  daß  die 
beabsichtigte  Ehe  nach  den  Gesetzen  Ungarns  keinem  Hindernisse  unter- 
liegt, wird  in  der  Regel  auf  Grund  des  ungarischen  Aufgebotszeugnisses 
ausgestellt,  kann  aber  auch  auf  Grund  einer  von  der  zuständigen,  ungari- 
schen Behörde  gewährten  Dispensation  vom  Aufgebote  ausgestellt  werden. 
Näheres  über  die  Dispenserteilung  vom  Aufgebote  ist  aus  der  Verordnung 
des  königlich  ungarischen  Ministeriums  des  Innern  vom  7.  Jänner  1897, 
Z.  11,  zu  entnehmen,  und  ist  in  betreff  der  außerhalb  Ungarns  zu  schließen- 
den Ehen  ungarischer  Staatsangehöriger,  besonders  §  9  dieser  Verordnung 
zu  beachten. 

Das  erwähnte  Ehefilhigkeitszen^nis  frildet  nbrig^ns^  wie  hier  beigefugt 
werden  muß,  vom  Standpunktp.  f^pr  nnprarisp.hftn  Gpsp.trp  Vmn  F.r^^TrtftrnJft 
einer  legalen  Eheschließung  im  Auslande^_und  ist  vornehmlich  dazu  be- 
^timmi,  aan  die  nach  den  Gesetzen  des  Ortes  der  Eheschließung  hiezu  zu- 
ständigen, ausländischen  Organe,  von  welchen  die  Kenntnis  des  ungarischen 
Eechtes  nicht  beansprucht  werden  kann,  in  der  Lage  seien,  bei  dem  Ab- 
schlüsse der  Ehe  eines  in  Ungarn  gemeindezuständigen,  ungarischen  Staats- 
angehörigen mit  Beruhigung  mitzuwirken. 

Ob  und  inwieferne  ein  solches  Zeugnis  anzusprechen,  kommt  daher 
lediglich  nach  den  Gesetzen  des  Ortes  zu  beurteilen,  wo  die  Eheschließung 
stattfinden  soll.  Dagegen  erscheint  es  nach  den  ungarischen  Gesetzen  un- 
erläßlich, daß  dig^  N\^ptunftnt(^n,  ing^fprnp  wip  n^ph  llftg<M>?v- {niiiht  nach 
"Kroauen-Slavonien)  .g^nieindezuständige,  ungarische  Staatsanp^ehörige  sind. 
für  die  Verkündung  ihrer  Eheschließung  durj^. den,  J^ompet^aten  UBgarieoboa 
Matrikentiihrer,  eventuell  für  die  Dispensation  davon  und  die  Beschaffung 
des  vorschriftsmäßigen  Nachweises  darüber^  Sorge  tragep,  da  die  Unter- 
lassung dieser  Vorsicht  nach  §  124  des  Gesetzartikels  XXXI  vom  Jahre 
1894  ein  ^Vergehen  bildet,  welches  mit  Strafen  bedroht  ist. 

Ohne  Aufgebot  in  Ungarn,  beziehungsweise  ohne  Dispensation  von 
diesem  Aufgebote,  kann  ein  nach  Ungarn  gemeindezuständiger,  ungarischer 
Staatsangehöriger  nur  in  dem  Falle  die  Ehe  straflos  eingehen,  wenn  eine 
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iMJti  Tintiftm  Tftfln  rtrohnndr  F^«^"^^^^^  ^ip^s  der  Ehewerber  vorliegt   (§§  27, 
36,113  des  Gesetzartikels  XXXI  vom  Jahre  1894). 

2.  Österreichisch-ungarisclie  Vertretimgsbehörden  im  Auslände, 
welche  mit  civilstandesamtlichen  Funktionen  im  Sinne  der  unga- 
rischen Gesetze  über  das  Eherecht  und  der  Führung  der  staat- 
lichen Matriken  betraut  sind. 

Gemäß  §  29  lit.  e  des  ungarischen  Gesetzartikels  XXXI  vom  Jahre 
1894  über  das  Eherecht  und  §  79  des  ungarischen  Gesetzartikels  XXXIII 
vom  Jahre  1894  über  die  staatlichen  Matriken  können  die  k.  und  k.  diplo- 
matischen und  Konsular- Vertreter  seitens  der   königlich   ungarischen  Re- 
gierung ermächtigt  werden,  als  ungarische  Civilstandesbeamte   beim   Ab- 
schlüsse der  in  ihren  Amtssprengeln  auf  Grund  dpr  nnffariarhan  Ti^bPgA^f}!,;;-^ 
^ebung  einzufi;ehenden  Ehen  mitzuwirken    ^nwift  Hjp,  p^ip^^tipnen  ungarischer  _ 
Matrikenfahrer  bezügjifh  dp.r  in  ihrpn  AmtshAzirkfin  sich  ■ftre.ignfUideiFt  Ge-  ^ 
^lirtfi-^"^  TAHf>Qfäiia  iinp^Qrifi/>}ior  stanfehiirpri^r,   sowie  bezüglich  der  Im 
Sinne  des  §  29  lit.  e  des  ungarischen  Ehegesetzes  vor  ihnen  erfolgten  Ehe- 
schließungen zu  vergehen. 

In  Ausführung  dieser  gesetzlichen  Bestimmungen  hat  sich  die  könig- 
lich ungarische  Regierung  mit  dem  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  dahin 
geeinigt,  eine  Anzahl  von  k.  und  k.  Vertretern  im  Auslande  mit  civilstandes- 
amtlichen Funktionen  zu  betrauen,  und  sind  die  diesbezüglichen  Ermächti- 
gungen im  Namen  der  königlich  ungarischen  Regierung  von  dem  könig- 
lich ungarischen  Ministerpräsidenten  unterm  20^^J}kiiiher-_iaa3f-.vollzogen 
worden. 

Die  k.  und  k.  Vertretungen,  deren  Leiter,  beziehungsweise  Stellver- 
treter der  Leiter  derzeit  mit  diesen  Ermächtigungen  beteilt  sind,  sind  die 
folgenden: 

In  der  Türkei:  die  k.  und  k.  Konsularämter  in  Beirut,  Aleppo,  Ja- 
nina, Salonich,  Scutari,  Smyrna,  Trapezunt,  Adrianopel,  Canea,  Constanti- 
nopel,  Jerusalem,  Monastir,  Tripolis,  Uesküb; 

in  Ägypten:  die  k.  und  k.  Konsularämter  in  Alexandrien,  Cairo 
Port  Said; 

in  Bulgarien:  die  k.  und  k.  Konsularämter  in  Sofia,  Rustschuk, 
Widdin; 

in  Ost-Rumelien:  das  k.  und  k.  Konsulat  in  Philippopel; 

in  Tunis:  das  k.  und  k.  Generalkonsulat  in  Tunis; 

in  Marokko:  die  k.  und  k.  diplomatische  Mission  in  Tanger; 

in  Persien:  die  k.  und  k.  Gesandtschaft  in  Teheran; 

in  China:  das  k.  und  k.  Generalkonsulat  in  Shanghai; 
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in  Japan:  die  k.  and  k.  Gesandtschaft  in  Tokio  nnd  das  k.  und  k. 
Konsulat  in  Yokohama; 

in  Serbien:  das  k.  nnd  k.  Konsulat  in  Belgrad; 

in  Bumänien:  die  k.  und  k.  Konsulate  in  Bukarest,  Braila,  Galatz, 
Jassy,  Constantza  (Küstendsche)  und  Sulina. 

Entsprechend  der  der  königlich  ungarischen  Begierung  gesetzlich  ein- 
geräumten Befugnis,  einerseits  die  Grenzen  festzustellen,  innerhalb  welcher 
die  k.  und  k.  Vertreter  zur  standesamtlichen  Mitwirkung  bei  Eheschließungen 
im  Sinne  der  ungarischen  Ehegesetzgebung  herangezogen  werden  sollen,  so- 
wie andererseits  die  Abweichungen  zu  bestimmen,  welche  im  Hinblicke  auf 
die  in  Betracht  kommenden  besonderen  Verhältnisse  bei  der  Verwendung 
der  österr.-ungar.  Vertretungsorgane  als  ungarische  Matrikenführer  zu  be- 
obachten sein  werden,  hat  die  königlich  ungarische  Begierung  mittels  einer 
nnterm  26.  September  1895,  Nr.  3163  erlassenen  Verordnung  das  Verfahren 
geregelt^  welches  diesfalls^on  den  mit  den  Agenden  ungarischer  Civil- 
standesbeamter  betrauten  k.  und  k.  Vertretern  zu  befolgen  ist. 

Insofeme  in  dieser  Verordnung  nicht  andere  Verfügungen .  enthalten 
sind,  sind  für  die  k.  und  k.  diplomatischen  und  Konsular- Vertreter  in 
ihrer  Eigenschaft  als  ungarische  Ciyilstandesbeamte  maßgebend:  die  un- 
garischen Gesetzartikel  XXXI  und  XXXIII  vom  Jahre  1894  über  das 
Eherecht  und  die  staatlichen  Matiiken,  die  Instruktion  des  königlich  unga- 
rischen Ministers  des  Innern  Nr.  60000  vom  Jahre  1895,  über  die  Führung 
der  staatlichen  Matriken,  ferner  die  Instruktion  des  königlich  ungarischen 
Justizministers  Nr.  27243  vom  Jahre  1895,  betreffend  das  bei  dem  Auf- 
gebot der  Ehe,  bei  der  Eheschließung  und  der  Eintragung  der  Ehe  in  die 
Matriken  zu  beobachtende  Verfahren,  sowie  alle  einschlägigen  weiteren 
Nonnen  und  Anordnungen,  welche  seither  erlassen  worden  sind,  oder 
künftig  erlassen  werden,  insofeme  nicht  deren  ünanwendbarkeit  für  die  mit 
civilstandesamtlichen  Befugnissen  ausgestatteten  k.  und  k.  Vertretungsorgane 
statuiert  ist. 

Vorläufig  werden  als  von  den  k.  und  k.  Vertretern  in  ihrer  Eigen- 
schaft als  ungarische  Civilstandesbeamte  nicht  anzuwendende  Normen  von 
Seite  der  königlich  ungarischen  Ministerien  des  Innern  und  der  Justiz  jene 
Vorschriften  bezeichnet,  welche  in  Ungarn  die  Mitwirkung  der  Matriken- 
führer zur  Beistellung  statistischer  Daten  über  die  Kopulationsbewegung, 
femer  zur  Konskription  der  Wehrpflichtigen,  sowie  der  Kinder  betreffen, 
die  impfungspflichtig  oder  schulpflichtig  sind  oder  eine  Kinderbewahranstalt 
zu  besuchen  haben. 

Abgesehen  von  den  schon  für  den  civilstandesamtlichen  Wirkungs- 
kreis der  k.  und  k.  Veiireter  in  der  Verordnung  vom  26.  September  1895, 
Nr.  3163  festgelegten,   speziellen  Vorschriften  wird  bei  der  Ausübung  der 
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denselben  übertragenen,    civilstandesamtlichen    Agenden    insbesondere    auf 
nachstehendes  zn  achten  sein. 

Was  zunächst  die  Voraussetzungen  anbelangt,  unter  denen  die  k.  und 
k.  Vertreter  zur  Intervention  bei  Eheschließungen  auf  Grund  des  ungari- 
schen Ehegesetzes  berufen  erscheinen,  so  sind  diese  Voraussetzungen  bereits 
durch  den  Wortlaut  der  diesbezüglichen  ungarischen  Ermächtigung  in 
bindender  Weise  festgestellt.  Es  wird  daher  in  jedem  einzelnen  Falle,  in 
welchem  die  Mitwirkung  eines  k.  und  k.  Vertreters  bei  einer  Eheschließung 
im  Sinne  des  ungarischen  Ehegesetzes  in  Anspruch  genommen  wird,  sich 
strenge  innerhalb  des  Rahmens  dieser  Ermächtigung  zu  halten  und,  bevor 
das  betreffende  Vertretungsorgan  eventuell  seine  Intervention  Platz  greifen 
läßt,  genauestens  zu  prüfen  sein,  ob  tatsächlich  im  konkreten  Falle  die 
Voraussetzungen  gegeben  sind,  an  welche  die  von  der  königlich  ungari- 
schen Regierung  erteilte  Ermächtigung  die  Zulässigkeit  der  Intervention 
bei  Eheschließungen  seitens  der  mit  civilstandesamtlichen  Befugnissen  be- 
trauten k.  und  k.  Vertreter  knüpft. 

Hinsichtlich  der,SpEadia^eren  sich  die  k.  und  k.  Vertreter  bei  der 
Vornahme  und  Beurkundung  von  Standesakten  zu  bedienen  haben,  wird 
diesbezüglich  ebenfalls  nach  der  einschlägigen  Anordnung  der  Ermächtigung 
vorzugehen  sein,  der  zufolge  alle  civilstandesamtlichen  Eintragungen  in  der 
nng^arisch^'^  i^P^?^^^  vArTimoiiniPTi  oinH  und  nur,  wenn  dieser  Bestimmung 
nicht  entsprochen  werden  könnte,  der  Gebrauch  einer  anderen  Sprache  ge- 
stattet wird,  in  welchem  Falle  jedoch  H^r  (|mnH  r^oia  Njphtgrphraiiches  der 
jy^^ff^^jl^^^^en  ^p^^rhft  IIP  TftYfe  der  Ein^^QO[\in,7  ^"r^f"^'^<^  '^"  ^^Turt\an  i>n^ 

Was  die  übrigen  zu  beobachtenden  Formalitäten  betriflft,  so  wird  im 
Einklänge  mit  der  Fassung  der  ungarischen  Regierungsermäclitigungen, 
welche  nicht  auf  den  Namen,  sondern  allgemein  auf  den  mit  civilstandes- 
amtlichen Funktionen  zu  betrauenden  Leiter  der  betreffenden  k.  und  k. 
Vertretungsbehörde  und  dessen  Stellvertreter  lauten,  der  zu  standesamt- 
lichen Agenden  herangezogene  k.  und  k.  diplomatische  oder  Konsular- 
Funktionär  alle  Fertigungen,  die  er  in  seiner  Eigenschaft  als  ungarischer 
Civilstandesbeamter  vornimmt,  in  der  Weise  abzufassen  haben,  daß  er  bei 
seiner  Namensunterschrift  nebst  dem  ihm  eigenen  Amtstitel  auch  den  Um- 
stand ersichtlich  macht,  ob  er  als  Leiter  oder  Stellvertreter  des  Leiters 
der  betreffenden  Vertretungsbehörde  fungiert,  z.  B.:  N.  N.,  k.  und  k.  Ge- 
sandter (Generalkonsul,  Konsul,  Vizekonsul)  als  Leiter  (Stellvertreter  des 
Leiters)  der  k.  und  k.  Gesandschaft  (des  k.  und  k.  Generalkonsulates,  Kon- 
sulates, Vizekonsulates)  in  .  .  . 

Des  weiteren  wird  bei  jenen   Ausfertigungen   und   Beurkundungen, 

welche  ein  k.  und  k.  diplomatischer  oder  Konsular- Funktionär  in   seinem 

Wirkungskreise  als  ungarischer  Matrikenführer  vornimmt,    sich   derselbe 

»  eigenen  Siegels,  welches  das  ungarische  Wappen  mit  entsprechender 
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ungarischer  l^Jj^srhriff.  („Der  k.  üDd  k.  Gesandte  [Generalkonsul,  Konsul, 
Vizekonsul]  in  .  .  .  als  königlich  ungarischer  Matrikenfiihrer"),Aa£E£lstzu 
^fiHionon  hahay^  ,  Dlosps  Siegel  jst  juimittelbar  neben  die  Unterschrift 
des  als  ungarischen  Civilstandesbeamten  fungierenden  k.  und  k.  Vertreters 
zu  setzen,  währgpd  am  Kopfe,  ^  h.  vor  dem  Texte  derartiger  Ausferti- 
gungen und  Beurkundungen,  Jedesmal  auch  das  gewöhnliche  ^mtssiep^el 
der  betreffenden  k.  und  k.  diplomatischen  oder  Konsular- Vertretung  an- 
zubringen ist. 

Würde  sich  die  Notwendigkeit  disziplinarer  Behandlung  eines  k.  und 
k.  Vertreters  in  seiner  Eigenschaft  als  ungarischer  Civilstandesbeamter  er- 
geben, so  wird  CS  in  einem  solchen  Falle,  ohne  Unterschied,  ob  der  be- 
treffende Funktionär  fiir  seine  Person  die  ungarische  oder  österreichische 
Staatsbürgerschaft  besitzt,  Sache  des  königlich  ungarischen  Ministeriums 
des  Innern  sein,  das  Substrat  für  eine  etwaige  Disziplinarbehandlung  zu 
sammeln  und  zu  prüfen,  die  etwaige  Durchführung  des  Disziplinarver- 
fahrens selbst  wird  aber  immer  dem  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern 
vorbehalten  bleibeo. 

Die  k.  und  k.  Vertretungsbehörden  sind  unter  Bezugnahme  auf  den 
Circularerlaß  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  31.  August  1895, 
Z.  28166/7,  bei  dieser  Gelegenheit  verständigt  worden,  daß  den  oben  ge- 
nannten k.  und  k.  Vertretungsbehörden,  deren  Leitern,  beziehungsweise 
Stellvertretern  der  Leiter,  derzeit  der  Wirkungskreis  ungarischer  Civilstandes- 
beamter übertragen  wird,  ferner  dass  die  für  sie  bestimmten  einschlägigen 
ungarischen  Ermächtigungen  unter  Einem  zugängig  gemacht  und  dieselben 
angewiesen  werden,  auf  Grund  der  ihnen  erteilten  Ermächtigung  mit  der 
Ausübung  der  civilstandesamtlichen  Funktionen  vom  1.  Jänner  1898  an- 
gefangen, vorzugehen. 

Mit  Circulare  vom  2.  November  1898,  Z.  50330/7,  hat  das  k.  und  k. 
Ministerium  des  Äußern  zwei  neue  Verordnungen  des  königlich  ungarischen 
Ministeriums  des  Innern  vom  14.  Februar  1898,  Nr.  13831,  und  vom 
16.  August  1898,  Nr.  82012,  zur  Kenntnis  der  mit  den  Funktionen  unga- 
rischer Civilstandesbeamten  betrauten,  k.  und  k.  diplomatischen  und  Kon- 
sular-Vertreter  gebracht,  welche  so  wie  die  früheren  in  der  Konsular-Nor- 
malien-Sammlung,  Band  II  vollinhaltlich  angeführt  sind.  Die  ersterwähnte 
Verordnung  behandelt  die  Frage  der  Religion  jener  Kinder,  welche  aus 
den  zwischen  Angehörigen  der  römisch-katholischen  und  armenisch-katho- 
lischen Religion,  geschlossenen  Ehen  hervorgegangen  sind,  und  haben 
dieser  Verordnung  zufolge ,  die  aus  solchen  Ehen  stammenden  Kinder 
stets  jenem  katholischen  Ritus  zu  folgen,  zu  welchem  sich  der  Vater 
bekennt. 

Durch  die  zweiterwähnte  Verordnung  werden  Bestimmungen  darüber 
getroffen,  wie  in  den  Geburtsmatriken  der  Umstand  ersichtlich  zu  machen 
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ist,  auf  welcher  Grundlage  die  Beligion  der  Kinder  in  den  Matriken  ein- 
getragen wurde. 

In  der  Eonsular-Normalien-Sammlung,  Band  n  befindet  sieb  auch  eine 
amtliche  Zusammenstellung  sämtlicher  auf  Grund  der  Gesetze  über  das 
Eherecht,  die  Eeligion  der  Kinder,  die  staatlichen  Matiiken,  die  israeli- 
tische Religion,  die  freie  Ausübung  der  Religion  herausgegebenen  Verord- 
nungen der  königlich  ungarischen  Ministerien  des  Innern  und  der  Justiz 
und  für  Kultus  und  Unterricht. 

Diese  praktische  übersichtliche  Zusammenstellung  der  einschlägigen 
Vorschriften  wurde  veranlaßt  zum  Gebrauche  der  k.  und  k.  diplomatischen 
und  Konsular- Vertreter,  und  enthält  sämtliche  Bestimmungen,  welche  das 
Verfahren  der  gedachten  diplomatischen  und  Konsular- Vertreter,  welche  mit 
standesamtlichen  Funktionen  betraut  sind,  regelt. 

3.  Verfahren  der  österreichisch-ungarischen  diplomatischen  und  • 
Eonsnlar-Vertreter  in  ihrer  Eigenschaft  als  ungarische,  staat- 
liche Matrikenführer. 

Die  einschlägigen  Bestimmungen  sind  in  der  Verordnung  des  könig- 
lich   ungarischen    Ministeriums    des    Innern    vom    26.    September    1895, 

Z.  3163/M.  E.  1895,  enthalten  und  werden  auszugsweise  hier  angefiihrt. 

fl 

a)  Allgemeine  Bestimmungen. 

Der  österreichisch -ungarische  diplomatische  oder  Konsular- Vertreter, 
beziehungsweise  sein  Stellvertreter,  welcher  auf  Grund  des  §  79  des  Ge- 
setzartikels XXXIII  vom  Jahre  1894  von  der  ungarischen  Regierung  die 
Ermächtigung  erhalten  hat,  in  seinem  Amtsbezirke  bei  Geburten  und 
Sterbefällen  ungarischer  Staatsangehöriger,  sowie  bei  den  im  Sinne  des 
Punktes  e)  §  29  des  Gesetzes  über  das  Eherecht  vor  ihm  als  Civilstandes- 
beamten  geschlossenen  Ehen  als  Matrikenführer  vorzugehen,  hat  in  unga- 
rischer Sprache  ^rei  besondere^  ^j^ebunH^np^  ^i^  ^^^r^tfin^^^^^^  vprgpi^fjpo 
^^d  einer  Schnur  durchheftete,  ferner  mit  der  Beglaf^ib^gupg  des  königlich 
ungarischen  Ministers  des  Innern  und  dem  am  Ende  der  Schnur  angebrachten 
Amtssiegel  desselben  versehene  Matriken  zu  J^X^^ '  nämlich :  Grbnrtui ; 
Sterbe-  und  Ehematriken.  ""^^ 

Diese  Matriken  sind  mit  den  österreichisch -ungarischen  Konsular- 
gemeindematriken  nicht  identisch,  und  die  Eintragung  in  dieselben  hat  nicht 
die  Wirkung  (§  31,  Ges.  Art.  L  vom  Jahre  1879)  einer  Eintragung  in  die 
Konsulargemeindematriken. 

Die  österreichisch-ungarischen  diplomatischen  oder  Konsular- Vertreter, 

reu   Stellvertreter  haben  die  Eintragungen  im  Sinne  des  1.  Abs. 

i^es.  Art.  XXXIII  vom  Jahre  1894  auch^  rias  r,^cAkc.  v^rir»p|flB. 
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der  Matriken  einzntrageD.  Sie  haben  d^  zweite  Exemplar  üider  Matriken 
am  Ende  eines  jeden  Jahres  ä^jn  )^nn{ylich  ungfarischen  Minister  des  Innern 
einznsenden.  "^"^ —       _ 

Wenn  in  einem  Jahre  in  die  Matriken  keine  Eintragung  geschehen 
ist,  hat  der  diplomatische  oder  Konsular-Vertreter  oder  dessen  Stellvertreter 
diesen  Umstand  bei  dem  jährlichen  Abschluß  der  Matriken  mittels  einer  be- 
zfiglichen  Elaosel  ausdrücklich  zu  erwähnen. 

In  diesem  Falle  ist  an  den  königlich  ungarischen  Minister  des  Innern 
nicht  die  Abschrift  der  Klausel  einzusenden,  sondern  darüber  Meldung  zu 
erstatten,  daß  in  dem  betreffenden  Jahre  in  dem  Matrikenbande  eine  Ein- 
tragung nicht  vorkommt.  Solche  Meldungen  sind  über  jede  Matriken  be- 
sonders zu  erstatten. 

Matrikenauszüge  werden  auch  auf  Grund  der  in  dem  1.  Absätze  des 
obgedachten  Paragraphen  erwähnten  zweiten  Exemplare  durch  das  könig- 
lich ungarische  Ministerium  des  Innern  herausgegeben. 

Jede  Eintragung,  welche  im  ersten  Exemplare  der  Matriken  nach 
Einsendung  des  zweiten  Exemplars  geschehen  ist,  ist  in  beglaubigter  Ab- 
schrift dem  königlich  ungarischen  Minister  des  Innern  mitzuteilen,  welcher 
veranlassen  wird,  daß  diese  nachträglichen  Eintragungen  in  dem  zweiten 
Exemplar  der  Matriken  ebenfalls  vermerkt  werden. 

Die  Aufsicht  über  die  in  der  in  Rede  stehenden  Verordnung  be- 
zeichnete Tätigkeit  des  österreichisch-ungarischen  diplomatischen  oder  Eon- 
sular- Vertreters,  beziehungsweise  dessen  Stellvertreters,  übt  der  königlich 
ungarische  Minister  des  Innern  aus. 

Im  Falle  des  §  19  des  Ges.  Art  XXXIII  vom  Jahre  1894  kann  die 
Partei  bei  der  Aufsichtsbehörde  keine  Beschwerde  flihren,  sondern  kann 
sich  entweder  im  Wege  des  österreichisch-ungarischen,  diplomatischen  oder 
Konsular -Vertreters,  beziehungsweise  dessen  Stellvertreters,  oder  unmittelbar 
an  den  zuständigen  königlichen  Gerichtshof  wenden. 

Die  in  den  §§19  und  76Ges.  Art.  XXXIII  vom  Jahre  1894,  fernerinden 
§§  19,  92—96  der  Instruktion  des  königl.  ungarischen  Ministers  des  Innern, 
Z.  60000/1895,  an  die  unmittelbare  Aufsichtsbehörde  zugewiesenen  Obliegen- 
heiten besorgt  der  österr.-ungar.  diplomatische  oder  Konsular-Vertreter,  bezw. 
dessen  Stellvertreter  selbst. 

Ebenso  besorgt  er  selbst  die  Obliegenheiten  der  im  Abs.  2,  §  27 
Ges.  Ai-t.  XXXIII  vom  Jahre  1894  und  in  den  §§  101,  102,  104,  105  der 
Instruktion  des  königlich  ungarischen  Ministers  des  Innern,  Z.  60000/1895, 
erwähnten  Erhebungskommission,  welche  im  Falle  des  §  27  Ges.  Art.  XXXIII 
vom  Jahre  1894  durch  den  dritten  Absatz  dieses  Paragraphen,  femer 
durch  die  §§  103  und  106  der  obigen  Instruktion  der  AuMchtsbehörde 
zugewiesen  sind.  Wenn  der  österr.-ungai'.  diplomatische  oder  Konsular- 
vertreter bezw.  sein  Stellvertreter  als  Matrikenftthrer  fungiert,  so  ist  für 


—    224     ~ 

das  Verfahren  in  den  Fällen  der  §§  19,  27,  75  nnd  76  Ges.  Art.  XXXIU 
vom  Jahre  1894  in  erster  Instanz  der  Bndapester  königl.  Gerichtshof^  in 
zweiter  Instanz  aber  die  Bndapester  Tafel  zuständig. 

In  diesen  Fällen  haben  der  königliche  Gerichtshof  and  die  königliche 
Tafel  die  ungarischen  Justiz-Minist  erial- Verordnungen,  Z.  27000,  27199  und 
27197/1895,  entsprechend  anzuwenden. 

Ist  der  Österreich -ungarische  diplomatische  oder  Konsular- Vertreter, 
bezw.  dessen  Stellvertreter  ein  in  Ungarn  gemeindezuständiger  ungarischer 
Staatsbürger,  so  kann  er  die  Obliegenheiten  des  MatrikenfUirers  auch  be- 
züglich seiner  Ehegattin,  seiner  Kinder  und  seiner  Eltern  besorgen.  In 
einem  solchen  Falle  müssen  jedoch  nicht  nur  bei  der  Eintragung  der  Ehe- 
schließung, sondern  auch  bei  jener  der  Geburt  und  des  Sterbefalles  zwei 
Zeugen  anwesend  sein,  welche  die  Eintragung  mit  ihrer  Unterschrift  (Hand- 
zeichen) versehen.  Wenn  in  dem  in  Rede  stehenden  Falle  der  vor- 
gedruckte Teil  des  Matrikenblattes  in  Ermangelung  eines  Anmelders  zur 
Eintragung  nicht  geeignet  wäre,  muß  derselbe  durchgestrichen  werden,  und 
erfolgt  die  Eintragung  am  Bande  des  Blattes. 

Der  österreichisch -ungarische  diplomatische  oder  Konsular -Vertreter 
oder  sein  Stellvertreter  benützt  in  seinem,  durch  die  oberwähnte  Verord- 
nung bezeichneten  Wirkungskreise  ein  besonderes  Siegel,  welches  das 
Wappen  Ungarns  und  folgende  Umschrift  trägt: 

„Der  k.  und  k.  Botschafter  (Gesandte,  diplomatische  Agent,  General- 
konsul u.  s.  w.)  in ,    als  königlich  ungarischer  Matrikenfuhrer.'' 

Wenn  bei  einzelnen  österr.-ungar.  diplomatischen  oder  Konsular- Ver- 
tretern, bezw.  deren  Stellvertretern  die  dienstlichen  oder  örtlichen  Verhält- 
nisse oder  aber  andere  Umstände  besondere  Verfügungen  notwendig  machen 
sollten,  werden  dieselben  durch  das  königl.  ungarische  Ministerium  getroffen. 

b)  Verfahren,  betreffend  die  Creburts-  und  Sterbematriken. 

Die  österr.-ungar.  diplomatischen  oder  Konsular- Vertreter  bezw.  deren 
Stellvertreter  können  auf  Grund  der  von  der  ungarischen  Eegierung  er- 
haltenen Ermächtigung  die  Eintragung  in  dift.ftfthiir^,fi-  oder  i^^^rhoTnuii^jj^^ip 

^jnir^Jihpr    Pinftn     gnlr»hpn    aphnrtg-   nH^r   SltorhafflU  -TOmehmen,   jyelcher    auf 

einen  in  Ungarn  fnicht  aber  in  Kroatien-Slavonien)   gemejndezuständigen 
unprnri'^fhfn  Staflt.fgftUff^b^^rifffn  Fi^^ng  hat 

Zur  Eintragung  des  Geburts-  oder  Sterbefalles  ist  der  österr.-ungar. 

diplomatische  oder  Konsular- Vertreter,  bezw.  dessen  Stellvertreter  zuständig, 

^wenn  dey  ftpbn^°-  ^'^^r  lS^,ftr^^^^U^il"  mi\^^  ^"i^nSbp?;?r^^  ^^rf^^Knmmfn  i^^ 

Den  auf  einer  Eisenbahn  oder  (nicht  während  einer  Seereise)  auf  einem 

liffe  vorgekommenen  Geburts-  oder  Sterbefall  kann  der  österr.-ungar.  diplo- 

lohe  oder  Konsular- Vertreter  bezw.  dessen  Stellvertreter  eintragen,  wenn 

flerAuswaffg^^BlfirflUgi  ^^"^^  der  Landung  in  seinem  Amtsbezirke  liegt. 
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Der  zuständige,  österr.-ungar.  diplomatische  oder  Konsular- Vertreter, 
bezw.  dessen  Stellvertreter,  muß  bezüglich  der  Eintragung  in  die  Matriken 
sofort  Verfugung  treffen ,  sobald  er  über  den  Geburts-  oder  Sterbefall  im 
Wege  der  Anmeldung  Kenntnis  erhält. 

Die  Parteien  sind  nicht  vftrnflich tpl.  einen  Geburts-  oder  Todesfall 
beim  öste!rr.-ungar.  diplomatischen  oder  Konsular-Vertreter,  bezw.  dessen 
Stellvertreter  anzumelden.  Wenn  die  Anmeldung  des  Geburts-  oder  Sterbe- 
falles nach  Ablaui  von  drei  Monaten  erfolgt,  kann  die  Eintragung  in  die 
Matriken  nach  Erhebung  des  Tatbestandes  nur  mit  Genehmigung  des 
königlich-ungarischen  Ministeriums  des  Innern  vorgenommen  werden. 

Im  Falle  des  vorhergehenden  Absatzes  hat  die  Kosten  der  Erhe- 
bungen —  die  nötigenfalls  aus  dem  Amtspauschale  des  österr.-ungar.  diplo- 
matischen oder  Konsular- Vertreters,  bezw.  dessen  Stellvertreters  vorgestreckt 
werden  —  derjenige  zu  tragen,  der  um  die  Vornahme  der  Eintragung  an- 
gesucht hat.  Im  Falle  der  Uneinbringlichkeit  dieser  Kosten  fallen  dieselben 
zu  Lasten  des  ungarischen  Staatsärars,  und  werden  durch  das  königlich 
ungarische  Ministerium  des  Innern  refundiert. 

e)  Verfahren  bei  dem  Aufgebote  der  Ehe,  der  Eheschlle£ang  und 
der  Eintragung  der  Ehe  in  die  Ehematriken« 

Der  österr.-ungar.  diplomatische  oder  Konsular-Vertreter,  bezw.  dessen 
Stellvertreter  kann  auf  Grund  der  von  der  ungarischen  Kegierung  erhaltenen  * 
Ermächtigung  das  ^]ifgphnt  (\cr  Fhi  mir  in  dem  Falle  anordnen,  ferner 
hei  dftr  Eheschüeßung  \^]\r  in  dftm  Fallft  |n]t^irVPT|  iim^  dfti-f^a  JT^JT^tj^-güIg^ 
in  die  Matriyn  vnmfthmP.n^  ^ftiin  (\^x  fthftS(>.hliPfiftnHA  lyf^T^T)  f,jyi  in  TTnyarr^ 
(nicht  aber  in  Kroatien-Slavor^iftn;^  gfiTnft.iTiHP7nstJinHigftrj  nngQrwpVipr  Sf^Atfi- 
bürger  ist     ^ 

Der  österr.-ungar.  diplomatische  oder  Konsular-Vertreter,  bezw.  dessen 
Stellvertreter  ist  zum  Aufgebote  der  Ehe,  zur  Mitwirkung  bei  der  Ehe- 
schließung und  zur  Eintragung  der  Ehe  in  die  Matriken  zuständig^  wenn 
die  ehescl^^ftßftnden  Parteien  oder  eine  de^^filhp^  ^'n  dp,m  !M\ts^^t^r-^\f^  WVd 
Jdas  Au%ebot^bezw.  um  ^e^itwirki^^^  Schließung  der  Ehe  an- 

gesucht wirdTln  seinem  Amtsbezirke  ihren  ordentlichen  Wobnait^,  ^j^^  in 
Ermangelung  eines  solchen,  ihren  Aufenthaltsort  haben. 

Eine  Ermächtigung  im  Sinne  des  §50  der  ungarischen  Justizministerial- 
Instruktion,  Z.  27243/1895,  kann  der  österr.-ungar.  diplomatische  Konsular- 
vertreter, bezw.  dessen  Stellvertreter  nicht  erteilen  und  ist  eine  solche  von 
ihm  erteilte  Ermächtigung  nichtig. 

Der  zur  Anordnung  des  Aufgebotes  zuständige,  österr.-ungar.  diplo- 
matische oder  Konsular-Vertreter,  bezw.  dessen  Stellvertreter  kann  vom  Auf« 
geböte  in  dringenden  Fällen  Dispensation  erteilen,  wenn  die  EheschlieSenden 

Malfatti,  KoDiularwesen.    I.  15 
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in  Person  mfindlich  oder  in  beglaubigter  Urkunde  erklären,  daß  nach  ihrem 
besten  Wissen  zwischen  ihnen  kein  Ehehindemis  besteht 

Die  mündliche  Erklärung  ist  zu  Protokoll  zu  nehmen.  Wenn  der 
österr.-ungar.  diplomatische  oder  Eonsular-Yertreter,  bezw.  dessen  Stellver- 
treter dem  Ansuchen  um  Dispensation  vom  Angebote  keine  Folge  gibt, 
können  die  Eheschließenden  beim  königL  ungarischen  Minister  des  Innern 
um  Dispensation  ansuchen. 

Wenn  der  österr.-nngar.  diplomatische  oder  Konsular- Vertreter,  bezw. 
dessen  Stellvertreter  die  Anordnung  des  Aufgebotes  der  Ehe  oder  die  Mit- 
wirkung bei  der  Eheschließung  Yfr^^^'ff^Tti  tf"^^^  ^^  ^^^^  ^^Ti  ^^*^"^if}n  ffFf"^ 
_Protokollsanfp^>'tnft  "fifiudlich  mit,  und  bat  derselbe  nur  auf  Wunsch  der 
Parteien  ein  stempelfreies  Protokoll  aufzunehmen,  und  seinen  abschlägigen 
Bescheid  samt  Gründen  schriftlich  auszufolgen. 

In  diesem  Bescheide  sind  die  Parteien  darauf  aufmerksam  zu  machen, 

daß  sie  sich  gemäß  §  60  Gesetzartikel  XXXIII  vom  Jahre  1894  über  die 

staatlichen  Matriken  und  §  1  der  ungarischen  Justizministerial-Verordnung, 

Z.  27198/1895,  gegen  den  abschlägigen  Bescheid  an  den  königlichen  Buda- 

jTfflt^r  gtnVhtgh^f  ^i^n^f^n  können.  "^ 

^fftft  flflfTf  ^arf  deg^Bterr.*nTigftr  (Hj|p|oroa^ift(>he  ftdfjr  Kfttt^^^^-YfiT^^^rf^ 
bezw.  sein  Stellvertreter  das  Aufgebot,  bezw.  die  Mitwirkung  bei  der  Ehe- 
schließung aus  demselben  cimn^a  ^\i^hf  ft>v>rmftls  vftrwftjge^Ti. 

Schließlich  ist  im  Sinne  der  obcitierten  Verordnung  des  königlich 
ungarischen  Ministeriums  des  Innern  vom  26.  September  1895,  Z.  3163, 
M.  E.  1895,  noch  folgendes  zu  erwähnen:  Nach  erfolgter  Eintragung  jener 
Geburts-  und  Sterbeflllle,  welche  sich  auf  aktive  Militärpersonen,  deren  Ehe- 
gattinnen oder  Kinder  beziehen,  sowie  nach  erfolgter  Eintragung  der  durch 
Militärpersonen  geschlossenen  Ehen,  endlich  der  Sterbefälle,  welche  auf  die 
im  §  79  der  Instruktion  des  ungarischen  Ministers  des  Innern,  Z.  60000/1895, 
bezeichneten  Personen  Bezug  haben,  hat  der  österr.-ungar.  diplomatische 
oder  Konsular- Vertreter,  bezw.  dessen  Stellvertreter  von  Amtswegen  einen 
beglaubigten  Matrikenauszug  auszustellen  und  denselben  behufs  Übermittlung 
an  die  zuständige  Behörde  dem  königlich  ungarischen  Ministerium  des  In- 
nern einzusenden. 

Es  muß  noch  besonders  hervorgehoben  werden,  daß,  sofeme  die  ge- 
dachte Verordnung  keine  anderen  Verfügungen  enthält,  für  das  Verfahren 
•«^r  Osterr.-ungar.  Vertretungsbehörden  im  Auslande  die  ungarischen  Gesetz- 
d  XXXDI  und  XXXI  vom  Jahre  1894  über  die  staatlichen  Matriken 
ir  das  Eherecht,  sowie  die  Instruktion  des  königlich  ungarischen 
Qs  des  Innern,  Z.  60000/1895,  über  die  Führung  der  staatlichen 
i  schließlich  die  Instruktion  des  königlich  ungarischen  Justiz- 
27243/1895,  betreffend  das  bei  dem  Aufgebote  der  Ehe, 
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der  Eheschließang  und  der  Eintragang  der  Ehe  in  die  Matriken  zu  beob- 
achtende Verfahren  maßgebend  sind. 

Schließlich  ist  noch  zn  bemerken,  daß  jene  österr.-ungar.  diplomatischen 
nnd  Eonsnlar-Fanktionäre,  welche  mit  civilstandesamtlichen  Funktionen  be- 
traut sind,  beim  Abschlüsse  der  in  ihren  Amtssprengeln  auf  Grund  der 
ungarischen  Ehegesetzgebung  einzugehenden  Ehen  die  vorgeschriebene 
Schärpe  in  den  ungarischen  Nationalfarban  zn  tragen  verpflichtet  sind 
^[Circnlare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  'iö.  i^ebruar  lyuO, 
Z.  7236/7).    (Siehe  Konsular-Normalien,  n.  Band,  Nr.  XIX). 

4.  Über  die  EhescMießang  von  in  Kroatien  nnd  Slawonien 
gemeindeznständigen,  nngarischen  Staatsangehörigen  im  Auslände. 

Wie  oben  ad  1  ausdrücklich  bemerkt  wurde,  sind  der  ungarische 
Gesetzartikel  XXXI  vom  Jahre  1894  über  das  Eherecht  und  der  ungarische 
Gesetzartikel  XXXIII  vom  Jahre  1894  über  die  staatliche  Beurkundung 
des  Civilstandes  für  die  in  Kroatien  und  Slavonien  gemeindezuständigen, 
ungarischen  Staatsangehörigen  nicht  gültig. 

Im  Sinne  des  §  48  des  zwischen  dem  ungarischen  Reichstage  einer- 
seits und  dem  kroatisch- slavonisch- dalmatinischen  Landtage  andererseits 
zustande  gekommenen  Übereinkommens  vom  Jahre  1868  (kroatischer  Gesetz- 
Artikel  I,  ungarischer  Gesetz-Artikel  XXX  vom  Jahre  1868)  erstreckt  sich 
die  Autonomie  Kroatiens  und  Slavoniens  sowohl  in  legislatorischer  als  ad- 
ministrativer Hinsicht  auf  die  innere  Verwaltung,  auf  die  Kultus-  und 
ünterrichtsangelegenheiten,  so  auch  auf  das  Justiz wesen  dieser  Länder,  in- 
begriffen die  Justizpflege  —  mit  Ausnahme  des  Seerechtes  —  in  allen 
Instanzen. 

Die  in  den  fraglichen  Belangen  vor  dem  Inslebentreten  der  ungarischen 
Gesetzartikel  XXXI  und  XXXIII  vom  Jahre  1894  in  Kroatien  und  Sla- 
vonien in  Kraft  gestandenen  Gesetze  sind  in  diesen  Ländern  auch  heute  in 
voller  Wirksamkeit. 

Die  persönliche  Fähigkeit  der  kroatisch-slavonischen  Landesangehörigen 
ist  ohne  Unterschied  des  Geschlechtes  zui*  Schließung  einer  Ehe  nach  den- 
jenigen Gesetzen  zu  beurteilen,  welchen  dieselben  nach  der  Verschiedenheit 
ihres  Glaubensbekenntnisses  unterworfen  sind,  die  Ehe  möge  an  was  immer 
für  einem  Orte  abgeschlossen  werden  (Art.  V  des  kaiserl.  Patentes  vom 
29.  November  1852,  §4  des  A.b.G.B.,  §  3  des  Ehegesetzes  für  die  Katholiken 
vom  Jahre  1856).  —  Die  kroatisch-slavonischen  Landesangehörigen  können 
lilso  außerhalb  des  kroatisch-slavonischen  Verwaltungsgebietes  keine  gültige 
Ehe  eingehen,  ohne  hiezu  nach  den  kroatischen  Gesetzen  befugt  zu  sein; 
sonst  können  die  bürgerlichen  Wirkungen  ihrer  ohne  Bflcksicht  auf  die 

15* 
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heimatlicbeD  Gesetze  außerhalb  des  oberwähnten  Gebietes  geschlossenen 
Verbindung  nicht  zuerkannt,  die  daraus  hervorgegangenen  Kinder  als  ehe- 
lich nicht  angesehen  werden  u.  s.  w.  —  Damit  solchen  Übelständen  vor- 
gebeugt werde,  ist  es  unerläßlich,  daß  der  ausländische  Seelsorger  (Matriken- 
f&hrer,  Standesbeamte),  bevor  er  sich  an  der  Eheschließung  einer  nach 
Kroatien  oder  Slavonien  zugehörigen  Person  beteiligt  —  sich  die  Über- 
zeugung verschaffe,  daß  dieselbe  nach  den  heimatlichen  Gesetzen  zur  Ein- 
gehung einer  Ehe  im  Auslande  befugt  sei.  Daraus  folgt,  daß  der  kroatisch- 
slavonische  Landesangehörige  zum  Zwecke  der  Eheschließung  im  Auslande 
ein  Ehefähigkeitszeugnis  (Zertifikat)  beizubringen  hat.  Zur  Ausstellung 
dieser  Ehefähigkeit  szeugnisse  (Zertifikate)  sind  nach  der  bestehenden  Praxis 
die  politischen  Behörden  I.  Instanz  berufen. 

Als  politische  Behörden  I.  Instanz  fungieren  derzeit  in  Kroatien  und 
Slavonien  die  königlichen  Bezirksbehörden  und  Stadtmagistrate. 

In  betreff  jener  Nachweise,  welche  der  betreffenden  Behörde  als  Grund- 
lage für  das  auszustellende  Zeugnis  dienen  sollen,  und  mit  welchen  das 
bezügliche  Gesuch  instruiert  sein  muß,  wird  bemerkt,  daß  die  betreffenden 
Gesuchsbeilagen  insbesondere  über  nachfolgende  Momente  authentischen 
Aufschluß  zu  geben  haben,  als: 

a)  über  die  kroatisch-slavonische  Heimatsberechtigung; 

b)  über  das  Lebensalter  der  Brautleute; 

c)  über  deren  Religion; 

d)  über  den  ledigen  Stand  der  Brautleute; 

e)  über  die  zwischen  den  Brautleuten  vielleicht  bestehende  Verwandt- 
schaft oder  Schwägerschaft,  und  in  welchem  Grade; 

f)  über  die  Einwilligung  des  Vaters  bei  ehelichen  Minderjährigen,  be- 
ziehungsweise über  die  Erklärung  des  ordentlichen  Vertreters  oder 
Vormundes  und  die  Einwilliing  der  zuständigen  Gerichtsbehörde  bei 
ehelichen  minderjährigen  Personen,  wenn  ihr  Vater  nicht  mehr  am 
Leben,  oder  zur  Vertretung  unfähig  ist,  ebenso  bei  unehelichen  Min- 
derjährigen; 

g)  über  das  Militärpflichtverhältnis  des  Bräutigams,  wenn  er  in  Kroatien- 
Slavonien  heimatsberechtigt  ist; 

h)  bei  den  kroatisch -slavonischen  Landesangehörigen  katholischer  Reli- 
gion über  den  Umstand,  ob  die  durch  die  Gesetze  des  betreffenden 
Landes  vorgeschriebene  Form   der  Eheschließung  den  Bedingungen 
entspricht,  an  welche  das  katholische  Kirchengesetz  in  dem  Lande,, 
wo  die  Ehe  geschlossen  wird,  die  Gültigkeit  der  Ehe  knüpft. 
Der  Punkt  a)  wird  durch  dön  Heimatschein  und  die  Punkte  b)  und 
c)  beide  durch  den  Tauf-  oder  Geburtsschein  nachgewiesen.    Es  gentigt,. 
dass  die  Beilagen,  welche  von  der  auswärtigen  Obrigkeit  ausgestellt  werden, 
"TrehOrig  unterfertigt  werden  und  mit  dem  Amtssiegel  versehen  sind,  wenn 
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besondere  Bedenken  gegen  die  Echtheit  der  Urkunde  eine  Beglaubigung 
nicht  erheischen. 

Es  ist  jedoch  selbstverständlich,  dafi  dieses  Ehefähigkeitszeugnis  (Zer- 
tifikat), welches  von  der  heimatlichen  politischen  Behörde  I.  Instanz  auf 
Orund  der  beigebrachten  Daten  ausgestellt  wird,  nicht  geeignet  ist,  den 
kompetenten  Entscheidungen  der  Gerichte  yor^greifen,  demnach  lediglich 
den  Zweck  hat,  als  vorläufige  Information  über  die  Gültigkeit  der  abzu- 
schließenden Ehe  zu  dienen. 

Als  Stempelgebür  für  das  Ehefähigkeitszeugnis  (Zertifikat)  und  das  Gesuch 
hat  der  kroatisch-slavonische  Landesangehörige  den  Betrag  von  3  Kronen 
und  für  die  etwa  im  Auslande  ausgestellten  Beilagen,  welche  mit  einer 
ungarischen  Stempelmarke  nicht  versehen  sind,  je  30  Heller  zu  entrichten. 
Außerdem  hat  der  kroatisch-slavonische  Landesangehörige,  besonders  wenn  er 
Katholik  ist,  dafür  zu  sorgen,  daß  seine  im  Auslande  zu  schließende  Ehe 
nach  der  Verschiedenheit  des  Falles  eventuell  auch  in  der  Heimat  ordnungs- 
mäßig verkündigt  werde.  Da  das  Aufgebot  der  Ehen  in  dem  Königreiche 
Kroatien-Slavonien  in  den  Wirkungskreis  der  Seelsorger  der  gesetzlich  an- 
erkannten Kirchen  und  Religionsgemeinschaften  gehört,  muß  sich  der  Lan- 
desangehörige in  dieser  Beziehung  an  das  betreffende  Seelsorgeramt  wenden 
(Erlaß  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  6.  April  1900,  Z.  16868/7). 
(Siehe  Konsular-Normalien,  II.  Band  Nr.  XIX.) 


Vierter  Abschnitt. 

Obliegenheiten  und  Befugnisse  der  österreicliiscli-unga- 

rlsclien  Vertretungsbeliörden  im  Auslande,  betreffend  die 

notariellen  Amtshandlungen. 

1.  Aufnahme  und  Ausfertigung  von  Urkunden. 

Die  österr.-ungar.  Konsularfunktionäre  sind  befugt,  alle  in  dem  Orte 
ihres  Amtsbezirkes  ausgestellten  oder  beglaubigten  Urkunden,  als:  Kon- 
trakte, Wechselproteste,  Testamente  und  dgl.,  welche  vor  Behörden  der 
österr.-ungar.  Monarchie  geltend  gemacht  werden  sollen,  zu  legalisieren. 
Den  österr.-ungar.  Konsularfunktionären  kommt  innerhalb  ihres  Amtsbezirkes 
in  Ansehung  der  Rechtsgeschäfte,  welche  von  österreichischen  oder  unga- 
rischen Staatsangehörigen  untereinander  oder  mit  Fremden  abgeschlossen 
werden,  die  Amtseigenschaft  von  Notaren  zu  und  gilt  für  die  österreichischen 
und  ungarischen  Behörden,  die  ihre  Unterschrift  und  das  Amtssiegel  tragende 
Urkunde,  welche  unter  genauer  Beobachtung  der  gesetzlichen  Förmlich- 
keiten ausgestellt  wurde,  als  Notariatsurkunde. 
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Die  6sterr.-angar.  Eonsularfunktionäre  sind  berechtigt  und  verpflichtet, 
in  ihrer  amtlichen  Eigenschaft  auf  Ansuchen  der  österreichischen  oder  un- 
garischen Staatsangehörigen  notarielle  Amtshandlungen  vorzunehmen,  über 
Gegenstände  des  Privatrechtes  Erklärungen  zu  Protokoll  zu  nehmen,  Le- 
galisierungen und  Yidimierungen  zu  vollziehen  u.  s.  w. 

Bei  der  Aufnahme  und  Ausfertigung  von  Urkunden  haben  die  Eon- 
sularämter  vorzüglich  die  nachbezeichneten  Punkte  zu  berücksichtigen: 

a)  ob  die  Aufnahme  des  Rechtsaktes  nicht  aa  und  für  sich  eine  ungesetz- 
liche Handlung  impliziere,  z.  B.  ein  verbotenes  Geschäft,  eine  Um- 
gehung der  Gesetze,  unerlaubte  BenachteiUgung  anderer  Personen, 
Scheinverträge  u.  s.  w.; 

b)  ob  die  Identität  der  Parteien  außer  Zweifel  sei;  ist  dies  nicht  der 
Fall,  so  ist  sie  durch  zwei  glaubwürdige  und  bekannte  Zeugen  oder 
durch  Dokumente,  Pässe  und  dgl.  festzustellen; 

c)  ob  die  Partei  die  Berechtigung  zum  Geschäftsabschlüsse  besitze 
(Mindeijäbrige,  Unzurechnungsfähige,  unbefugte  Auswanderer,  Deser- 
teure u.  s.  w.); 

d)  ob  die  etwa  erforderlichen  Vollmachten  den  gesetzlichen  Anforderungen 
entsprechen. 

In  Ansehung  der  Formalitäten  bei  Aufnahme  von  notariellen  Rechts- 
akten haben  die  Eonsularfunktionäre  folgendes  zu  beachten: 

a)  Das  Protokoll  hat  genau  die  Erklärung  der  Parteien  wiederzugeben, 
ist  vor  Unterzeichnung  vorzulesen,  und  wenn  die  Parteien  erklären, 
daß  sie  nichts  zu  ändern  oder  beizufügen  haben,  von  diesen  sowohl, 
als  von  dem  betreffenden  Eonsularfunktionär  zu  unterzeichnen; 

b)  das  Protokoll  hat  die  deutlich  geschriebenen  Namen  der  an  der  Ver- 
handlung teilnehmenden  Personen,  dann  Angabe  des  Ortes  und  Da- 
tums der  Verhandlung  zu  enthalten; 

c)  ist  eine  Partei  des  Sehreibens  unßlhig,  so  sind  zwei  Zeugen  zur  Be- 
stätigung des  Handzeichens  derselben  beizuziehen; 

d)  bei  den  notariellen  Urkunden  ist  die  Beiziehung  von  zwei  Zeugen, 
und  nur  bei  letztwilligen  Anordnungen,  wenn  der  Aussteller  sie  nicht 
eigenhändig  unterschreibt,  wie  bei  Erbverträgen,  die  Beiziehung  von 
drei  Zeugen  notwendig. 

Laut  Post  18,  19,  20,  21,  22  und  23  Abteilung  II  des  allgemeinen 
Konsulargebüren-Tarifes  vom  Jahre  1902  sind  für  notarielle  Akte  folgende 
itebüren  zu  entrichten: 
a)  für  die  Aufnahme    einer    letztwilligen   Anordnung   (Testament  oder 
Kodizill)  eine  Gebür  von  14  Kronen  50  Heller; 
die  Abfassung  von  Verträgen: 

fixe  Gebür  mit  14  Kronen  50  Heller; 

em  vom  Werte  des  Vertragsobjektes  V*  Prozent; 
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c)  für  die  Abfassung  einer  Vollmacht  und  zwar: 

aa)  einer  Generalvollmacht,  eine  Gebfir  von  14  Kronen  50  Heller; 
bb)  einer  Spezialvollmacht,  eine  Gebür  von  7  Kronen  25  Heller; 

d)  für  die  Abfassung  nicht  besonders  genannter  Urkunden  und  Schriften 
über  Ansuchen  der  Parteien,  wenn  nichts  anderes  in  dem  gedachten 
Tarife  verfägt  worden  ist,  vom  ersten  Bogen,  eine  Gebür  von  7  Kronen 
50  Heller;  von  jedem  weiteren  Bogen,  eine  Gebür  von  3  Kronen 
75  Heller; 

e)  für  die  Eintragung  einer  von  der  Partei  selbst  verfaßten  Urkunde 
ihrem  ganzen  Inhalte  nach  ins  Urkundenbuch  für  jeden  halben  Bogen 
eine  Gebür  von  2  Kronen  25  Heller. 

2.  Legalisienmgen. 

Durch  die  Legalisierung  der  Unterschrift  einer  Person  auf  einer  Ur- 
kunde bestätigt  das  k.  und  k.  Konsularamt,  daß  die  Partei  die  Urkunde 
im  Amte  eigenhändig  unterzeichnet  oder  die  bereits  auf  der  Urkunde  be- 
findliche Unterschrift  als  die  ihrige  anerkannt  habe. 

Von  dem  Inhalte  der  Urkunde  ist  nur  soweit  Kenntnis  zu  nehmen, 
al^  dies  zur  Eintragung  in  das  Protokoll  notwendig  ist.  Für  den  Inhalt 
der  Urkunde,  sowie  für  die  Berechtigung  des  Ausstellers  ist  das  Konsular- 
amt nicht  verantwoilüch  (§  79,  Notariatsordnung  vom  Jahre  1855,  R.  G.B. 
Nr,  94). 

Immerhin  wird  sich  das  Konsularamt  hiebei  aber  vor  Augen 
halten  müssen,  daß  es  ebenso  wie  die  Notare  im  Inlande  eine  Amtshand- 
lung über  verbotene  oder  über  solche  Geschäfte  nicht  vornehmen  darf, 
rttcksichtlich  deren  sich  der  begründete  Verdacht  ergibt,  daß  die  Parteien 
sie  nur  zum  Schein,  zur  Umgehung  des  Gesetzes  oder  zum  Zwecke  der 
widerrechtlichen  Benachteiligung  eines  Dritten  schließen. 

Über  jedes  Legalisierungsansuchen  wird  ein  kurzes  Protokoll  auf- 
genommen (siehe  das  bezügliche  Formular  Nr.  5,  sechster  Teil,  I.  Band). 
Der  Konsularfunktionär  hat  sich  bei  der  Vornahme  von  Legalisierungen 
genau  über  die  Identität  der  Person,  deren  Unterschrift  er  legalisieren 
soll,  oder  über  die  Echtheit  der  zu  legalisierenden  Unterschrift  zu  ver- 
gewissem. Ist  die  Person,  welche  ihre  Unterschrift  dem  Akte  im  Beisein 
des  Konsularbeamten  beisetzt,  nicht  bekannt,  so  sind  zwei  Identitätszeugen 
beizuziehen. 

Die  amtliche  Beglaubigungsformel  wird  auf  die  Urkunde  selbst  bei- 
gesetzt, von  dem  Konsularfunktionär  unterfertigt,  und  das  Amtssiegel 
beigefügt. 

In  gleicher  Weise  haben  die  Konsularämter  bei  der  Beglaubigung 
von  Abschiiften,  von  Urkunden  (Vidimierungen),  sowie  bei  der  Beglau- 
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bigang  von  Übersetzungen  aus  fremden  Sprachen  vorzugehen.    (Siehe  unten 
Absatz  3.) 

Mit  Circulare  vom  15.  Jänner  1871,  Z.  18623/IV,  hat  das  k.  und  k. 
Ministerium  des  Äußern,  in  der  Absicht,  allerseits  einen  möglichst  gleich- 
mäßigen Vorgang  zu  erzielen,  für  zweckentsprechend  erachtet,  über  Legali- 
sieruDgen  folgende  Grundsätze  festzustellen,  nach  welchen  künftig,  wofern 
nicht  für  einzelne  Staaten  die  mit  denselben  bestehenden  Verträge  etwas 
anderes  festsetzen,  hinsichtlich  des  angeregten  Gegenstandes  bei  den  k.  und 
.  k.  diplomatischen  Missionen  und  Eonsularbehörden  zu  verfahren  sein  wird. 

a)  Von  Unterschriften  ausländischer  Behörden  soll  nur  die  des  k.  und  k. 
Ministeriums  des  Äußern  des  Staates,  bei  welchem  die  k.  und  k. 
diplomatische  Mission  besteht,  oder  die  jener  Behörde,  welche  dem  Mini- 
sterium des  Äußern  entspricht,  beglaubigt  werden. 

b)  Von  Unterschriften  inländischer  Behörden  sind  ausnahmslos  stets  nur 
die  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  und  der  der  k.  und  k. 
diplomatischen  Mission  etwa  unterstehenden  Generalkonsulate  und 
Konsulate  zu  beglaubigen;  von  Unterschriften  anderer  inländischer 
Behörden  aber  nur  jene  der  Landesministerien  oder  Landesstellen 
(Statthaltereien  und  gleichstehende  Behörden),  welche  mit  den  k.  und 
k.  diplomatischen  Missionen  in  unmittelbarem  Verkehre  stehen  und 
sofeme  das  zu  legalisierende  Dokument  im  amtlichen  Wege  ein- 
gelangt ist. 

c)  Unterschriften  von  Privatpersonen  sind  nur  dann  zu  legalisieren,  wenn 
die  betreffende  Person  der  k.  und  k.  diplomatischen  Mission  (Kon- 
sularamt)  persönlich  bekannt  ist,  oder  deren  Identität  auf  die  gesetz- 
liche Weise  durch  zwei  glaubwürdige  Zeugen  dargetan  wird,  und 
wenn  die  Fertigung  in  Gegenwart  des  die  Echtheit  der  Unterschrift 
bestätigenden  Beamten  der  k.  und  k.  diplomatischen  Mission  voll- 
zogen wird. 

d)  Die  Formel  für  die  Legalisierung  der  Unterschrift  hat  zu  lauten: 

Gesehen  zur  Beglaubigung  der  vorstehenden  Fertigung  des  .... 

Von  der  k.  und  k 

Datum,  Unterschi-ift  und  Siegel 

oder 

Vu  pour  la  legalisation  de  la  signature  ci-dessus  appos^e. 

Datum,  Unterschrift  und  Siegel. 

früher  von  einigen  k.  und  k.  diplomatischen  Missionen  beobachtete 

auf  solche  ihnen  zur  Legalisierung  vorgelegte  Ausfertigungen 

r  Organe,  deren  Unterschrift  ihnen  nicht  unmittelbar  be- 

iie  Formel  beizusetzen,  daß  die  fragliche  Urkunde  oder 
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die  Unterschrift  darauf  den  Charakter  der  Echtheit  an  sich  trägt,  hat 
gänzlich  zu  entfallen. 

Es  maß  nämlich  der  Beisetzung  einer  solchen  Formel  jede  innere 
Berechtigung  abgesprochen  werden. 

Denn  vertritt  die  Foimel  vor  auswärtigen  Behörden  die  Stelle 
einer  wirklichen  Legalisierung  und  wird  sie  als  solche  angesehen,  so 
entsteht  dadui*ch  eine  Irreführung  dieser  Behörden,  also  das  gerade 
Gegenteil  des  Zweckes  der  Legalisierung;  ruft  sie  aber  nicht  die 
Wirkung  einer  ordentlichen  Legalisierung  hervor,  so  erscheint  es 
überflüssig,  daß  auf  eine  bloße  Vermutung  hin,  also  ohne  feste  Grund- 
lage, eine  Erklärung  ausgestellt  werde,  die  an  und  für  sich  von  ganz 
zweifelhaftem  Werte  ist,  und  für  deren  Inhalt  das  ausstellende  Organ 
in  gewisser  Hinsicht  doch  möglicherweise  verantwortlich  gemacht 
werden  könnte. 
f)  Dagegen  waltet  kein  Anstand  ob,  solche  Urkunden,  von  welchen  in 
dem  vorhergehenden  Absätze  die  Bede  ist,  und  zwar  insbesondere 
beispielsweise  Tauf-,  Trau-  und  Totenscheine,  Heimatsscheine  oder 
andere  von  Behörden  des  Inlandes  ausgestellte  Zeugnisse  u.  s.  w.  in 
dringenden  Fällen,  falls  Gefahr  im  Verzuge  ist,  und  wenn  durch  die 
darauf  zu  setzende  Klausel  gleichsam  nur  dargetan  werden  soll,  daß 
die  Urkunde  zunächst  der  k.  und  k.'diplomatischen  Mission  vorgewiesen 

worden  ist,  mit  dem  Beisatze  zu  versehen:  Gesehen  bei  der 

(oder:  Vu  ä  la ). 

Datum,  Unterschrift  und  Siegel. 

Was  die  Einhebung  der  LegalisierungsgebUren  bei  den  k.  und  k. 
Eonsularämtem  betrifft,  so  ist  nachstehendes  zu  bemerken:  Laut  Post  24 
und  25,  Abteilung  II  des  allgemeinen  Eonsulargebüren-Tarifes  vom  Jahre 
1902  ist  für  die  Legalisierung  der  Unterschrift  einer  Privatperson  (Eingabe 
und  Protokoll  inbegriffen)  eine  Gebür  von  7  Kronen  25  Heller; 

für  die  Legalisierung  amtlicher  Unterschriften  über  Ansuchen  der  Par- 
teien (Eingabe  und  Protokoll  inbegriffen)  eine  Gebür  von  4  Kronen  50  Heller 
zu  entrichten. 

Für  jede  weitere  als  die  erste  Unterschrift  ist  die  Hälfte  der  Gebür 
zu  entrichten. 

Von  jenen  fremden  Staatsangehörigen,  deren  Konsularbehörden  von 
österreichischen  oder  ungarischen  Staatsangehörigen  und  den  österreichisch- 
ungarischen  Schutzgenossen  für  Legalisierungen  eine  höhere  als  die  in  den 
Posten  24  und  25  normierte  Gebür  erheben,  ist  aus  Beziprozitätsrück- 
sichten  die  Legalisierungstaxe  in  dem  betreffenden  höheren  Betrage  zu 
bemessen;  wo  hiefür  die  Daten  fehlen,  ist  die  Taxe  des  allgemeinen  Kon- 
sulargebüren-Tarifes  einzuheben. 
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Mit  Rücksicht  auf  den  Umstand,  daß  die  bestehenden  Legalisierungs- 
vorschriften, speziell  was  die  Konsularvorschriften  betrifft,  für  die  Bedürf- 
nisse der  letzteren  und  für  die  Anforderungen,  welche  derzeit  der  Verkehr 
stellt,  nicht  mehr  aasreichen,  hat  das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern 
über  Anregung  verschiedener  k.  und  k.  diplomatisch  er  Missionen  sich  wieder 
holt  veranlaßt  gefunden,  die  Ermächtigung  zu  erteilen,  in  besonderen  und 
dringenden  Fällen  eine  Ausnahme  von  der  genauen  Einhaltung  der  in  dem 
Circulare  vom  15.  Jänner  1871,  Z.  19623/IV,  enthaltenen  Legalisierungs- 
bestimmungen zu  machen,  und  weiters  auch  zu  erklären,  daß  durch  die  ge- 
dachte Circularweisung  die  allgemeinen  und  etwaigen  besonderen  Dienstes- 
instruktionen der  Konsularämter  nicht  modifiziert  werden  wollten,  und  auch 
in  Zukunft  nach  diesen  vorgegangen  werden  könnte,  sowie  endlich  auch,  daß 
die  Konsularämter  sich  namentlich  im  handelsgeschäftlichen  und  Bechtsver- 
kehre  an  die  Bestimmungen  der  Dienstesinstruktion  und  insbesondere  die 
von  ihnen  bisher  beobachtete  Übung  halten  können  (Erlaß  des  k.  und  k. 
Ministeriums  des  Äußern  vom  17.  März  1888,  Z.  7211/7). 

Das  königl.  ungarische  Justizministerium  hat  als  wünschenswert  be- 
zeichnet, daß  die  bei  einem  k.  und  k«  Eonsularamte  ausgestellten  oder  lega- 
lisierten Urkunden  von  den  k,  und  k.  Vertretungsbehörden  im  Auslande 
auch  dann  beglaubigt  werden  sollen,  wenn  die  betreffenden  Urkunden  nicht 
im  Dienstwege  an  dieselben  gelangen,  sondern  von  der  Partei  selbst  oder 
deren  Vertreter  unmittelbar,  behufs  der  erforderlichen  Legalisierung  vor- 
gewiesen werden. 

Demgemäß  wurden  die  k.  und  k.  diplomatischen  Missionen  und  Kon- 
sularämter beauftragt,  auf  den  ihnen  vorgewiesenen  Urkunden  die  Fertigung 
des  königl.  ungarischen  Justizministeriums,  bezw.  die  von  demselben  bei- 
gesetzte Beglaubigungsklausel  vorkommenden  Falles,  bei  sonstiger  Unbedenk- 
lichkeit der  betreffenden  Bescheinigung,  mit  der  Super-Legalisierungsklausel 
der  k.  und  k.  diplomatischen  Mission  oder  des  Konsularamtes  ohne  weiters 
zu  versehen. 

Im  Falle  etwaiger  Bedenken  hat  sich  die  betreffende  diplomatische 
oder  Eonsularvertretung  um  Aufklärung  an  das  k.  und  k.  Ministerium  des 
Äußern  oder  an  das  königl.  ungarische  Justizministerium  zu  wenden. 

Das    k.    k.    Justizministerium    hat    es    abgelehnt,    auf    diesen    vom 
königl  ungarischen  Justizministerium  gewünschten  Vorgang  seinerseits  ein- 
zugehen, und  bleiben  sonach  hinsichtlich  der  vom  österreichischen  Justiz- 
linisterium  ausgehenden  Unterschriften,  sowie  auch  im  übrigen  die  für  die 
.jegalisierung  von  Urkunden  bisher  bestehenden  Vorschriften  auch  fernerhin 
Kraft  (Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  24.  Mai 
Z.  17510/7). 
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3.  Vidimierimgen. 

Bei  der  Beglaubigung  (Vidimierung)  von  Abschriften  von  Urkunden 
haben  die  k.  und  k.  Eonsularämter  in  folgender  Weise  vorzugehen:  Die 
Abschrift,  welche  als  richtig  bestätigt  werden  soll,  ist  mit  dem  Original 
auf  das  sorgfältigste  zu  vergleichen;  beide  müssen  selbst  in  der  Recht- 
schreibung, in  den  Interpunktionen,  den  Abkürzungen  und  der  Gattung 
der  Schriftzeichen  so  genau  als  möglich  miteinander  übereinstimmen.  Sind 
Stellen  im  Original  abgeändert,  ausgestrichen,  radiert,  eingerückt  oder  am 
Bande  hinzugesetzt,  so  ist  dieses  in  der  Abschrift  selbst  oder  in  dem  der- 
selben beigeschlossenen  Amtszeugnisse  anzudeuten.  In  dem  letzteren  ist 
auch  bei  zerrissenen  oder  ihrer  äußern  Gestalt  nach  verdächtigen  Urkunden 
diese  Beschaffenheit  derselben  anzuzeigen.  Das  Amtszeugnis  mufi  enthalten: 
ob  die  Urkunde,  von  welcher  die  Abschrift  entnommen  ist,  eine  Urschrift 
oder  selbst  nur  eine  beglaubigte  Abschrift  und  ob  und  mit  welchem  Stempel 
sie  versehen  sei;  es  muß  femer  den  Ort,  an  dem  sich  das  vorgewiesene 
Original  befindet;  oder  den  Namen  der  Partei,  welche  es  vorgewiesen  hat, 
und  den  Tag  der  erfolgten  Bestätigung  anzeigen,  von  dem  betreffenden 
Amtsvorstande  oder  dessen  Stellvertreter  unter  Beifügung  seines  Charakters 
unterschrieben,  und  mit  dem  Eonsularsiegel  versehen  sein  (siehe  Formulare 
Nr.  7). 

Betreffs  der  Beglaubigung  von  Übersetzungen  aus  fremden  Sprachen 
ist  zu  bemerken,  daß  die  k.  und  k.  Eonsularämter  nur  dann  die  Überein- 
stimmung einer  Übersetzung  mit  dem  Originaltext  bestätigen  können,  wenn 
bei  dem  gedachten  Amte  ein  der  betreffenden  fremden  Sprache  mächtiger 
Beamter  angestellt  ist. 

Die  Beurkundung  der  Richtigkeit  der  Übersetzung  ist  auf  der  Über- 
setzung selbst  auszufertigen  und  die  Übersetzung  mit  dem  Originaltext  so- 
dann mittelst  eines  Fadens  und  des  Amtssiegels  zu  verbinden. 

Für  die  Beglaubigung  (Vidimierung)  von  Abschriften  und  Übersetzungen 
sind  folgende  Konsulargebüren  zu  entrichten: 

Für  die  Beglaubigung  der  Richtigkeit  von: 
I.  Abschriften, 

a)  in  einer  europäischen  Sprache  per  Bogen    2  Kronen  25  Heller 

b)  in  einer  außereuropäischen  Sprache  per 

Bogen 4       „       50      „ 

n.  Übersetzungen, 

a)  in  eine  europäische  Sprache  per  Bogen 

der  Übersetzung 4       „       50      „ 

b)  in  eine  außereuropäische  Sprache  per  Seite 

des  Originals 4       »       50      „ 
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a)  ans  einer  außereuropäischen  Sprache  per 

Seite  der  Übersetzung 2  Kronen  25  Heller 

Für  die  Anfertigung  von  Übersetzungen  samt 
Beglaubigung: 

a)  aus  einer  europäischen  Sprache  per  Seite 

der  Übersetzung 2       „       25      ^ 

b)  aus  einer  außereuropäischen  Sprache  per 

Seite  der  Übersetzung 4       „       50      „ 

c)  aus  einer  europäischen  Sprache  in  eine 
außereuropäische  per  Seite  des  Originals  19       „       —      „ 

Zur  Beglaubigung  der  Richtigkeit  von  Übersetzungen  und  Anfertigung 
derselben  sind  die  Konsularämter  nicht  verpflichtet,  wenn  denselben  die  ent- 
sprechenden Dolmetschkräfte  nicht  zu  Gebote  stehen  und  der  Amtsleiter 
der  betreflfenden  Sprache  nicht  mächtig  ist. 

Für  die  Anfertigung  einer  Übersetzung  aus  der  chinesischen  oder  ja- 
panischen Sprache  ist  per  Wortcharakter  die  Gebür  von  9  Hellem  und  für 
die  Anfertigung  einer  Übersetzung  in  chinesische  oder  japanische  Sprache 
per  Wortcharakter  die  Gebfir  von  14  Hellern  zu  entrichten. 

(Konsulargebüren-Tarif  vom  Jahre  1902,  n.  Abteilung  C,  Post  26 
und  27.)    (Siehe  II.  Band  Konsular-Normalien  Nr.  Xm.) 

4  Ausstellung  von  Lebenszeugnissen  (Lebenszertifikaten). 

Bei  der  Ausstellung  von  Lebenszeugnissen  (Lebenszertifikaten)  haben 
die  k.  und  k.  Konsularämter  mit  besonderer  Vorsicht  vorzugehen.  Wenn 
ein  im  Auslande  befindlicher  österreichischer  oder  ungarischer  Staatsange- 
höriger um  Ausstellung  eines  Lebenszeugnisses  ansucht,  so  hat  das  be- 
treffende Eonsularamt  diesem  Ansuchen  nur  dann  Folge  zu  geben,  wenn 
der  Petent  persönlich  erscheint,  und,  sofeme  er  ihm  bis  dahin  nicht  be- 
kannt war,  seine  Identität  in  der  oben  angedeuteten  Weise,  d.  i.  durch 
zwei  Zeugen,  konstatiert  wird. 

Über  das  fragliche  Ansuchen  wii'd  ein  Protokoll  aufgenommen,  wel- 
ches von  der  betreffenden  Partei  und  eventuell  auch  von  den  Identitäts- 
zeugen zu  unterfertigen  ist.    In  dem  Lebenszeugnisse  muß  das  persönliche 
Erscheinen  der  betreffenden  Partei,  sowie  Ort  und  Zeit  ihres  Erscheinens, 
endlich  ob  die  Partei  dem  betreffenden  Konsularfunktionär  bekannt  oder  in 
welcher  Weise  ihre  Identität  festgesetzt  wurde,  angegeben  werden.  Das  Lebens- 
:nis  wird  von  dem  betreffenden  Amtsvorstande  oder  dessen  Stellvertreter 
}r  Beisetzung  des  Datums,  des  Namens  und  Charakters  unterzeichnet  und 
dem  Konsular -Amtssiegel  versehen  (siehe  Formularien  Nr.  8,  I  bis  III). 
laut  Post  30,  Abteilung  II  des  allgemeinen  Konsulargebüren-Tarifes 
1902  ist  für  die  Ausfertigung  eines  Lebensattestes  (Lebenszeug- 
iflkat)  die  Gebttr  von  4  Kronen  50  Heller  zu  entrichten. 
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Lebensatteste  zum  Behufe  der  Behebung  von  jährlichen  Pensionen, 
Witwengehalten,  Allerhöchsten  Gnadengaben,  Erziehungsbeiträgen  bis 
700  Kronen  jährlich  sind  gebärenfrei 

Bei  Lebensattesten  über  700  Kronen  bis  1500  Kronen  jährlich  ist 
vom  Bezüge  der  betreffenden  Pension,  Witwengehalt,  Gnadengabe,  Er- 
ziehongsbeitrag  ein  halbes  Prozent,  nnd  über  1500  Kronen  jährlich  vom 
Bezüge  ein  Prozent  einznheben. 

5.  Proteste  von  Wechseln. 

Die  Aa&ahme  von  Wechselprotesten  durch  die  k.  und  k.  Konsular- 
ämter  kann  nur  in  jenen  auswärtigen  Staaten  stattfinden,  in  welchen  den 
k.  und  k.  Konsularämtem  Jurisdiktionsbefugnisse  eingeräumt  sind  und  in 
diesem  Falle  selbstverständlich  nur  jenen  Personen  gegenüber,  welche  der 
konsularischen  Gerichtsbarkeit  unterstehen.  In  allen  anderen  Ländern  aber 
ist  die  Aufnahme  von  Wechselprotesten  gegen  Angehörige  der  Monarchie 
den  kompetenten  Landesbehörden  vorbehalten. 

Über  das  Verfahren  bei  Aufnahme  der  Wechselproteste  und  über  den 
Inhalt  der  letzteren  geben  die  Artikel  87  bis  91  der  allgemeinen  Wechsel- 
ordnung vom  Jahre  1850  (R.  G.  B.  Nr.  51)  Aufschluß. 

Nach  Artikel  90  sind  die  aufgenommenen  Proteste  nach  dem  ganzen 
Inhalte  Tag  für  Tag  nach  Ordnung  des  Datums  in  ein  besonderes  Register 
einzutragen,  das  von  Blatt  zu  Blatt  mit  fortlaufenden  Zahlen  versehen  ist 

Für  die  Aufiiahme  von  Wechselprotesten  sind  laut  II.  Abteilung  C  — 
Post  22  —  des  allgemeinen  Konsulargebüren-Tarifes  vom  Jahre  1902  (siehe 
n.  Band,  Konsular-Normalien  Nr.  XIII)  folgende  Gebttren  zu  entrichten: 

für  die  Aufnahme  eines  Protestes  von  Wechseln  oder  von  sonstigen 
kaufmännischen  Papieren,  welche  auf  eine  bestimmte  Summe  lauten,  samt 
Ausfertigung 

a)  bei  einem  Betrage  bis  500  Kronen  .....    4  Kronen  50  Heller 

b)  bei  einem  Betrage  über  500  Kronen  bis  2400  Kronen     9       „       50      „ 

c)  bei  einem  Betrage  über  2400  Kronen    ....  14       „       50      „ 


Fünfter  Abschnitt 

Obliegenheiten    und   Befugnisse   der    österreiehlseli- un- 
garischen Vertretungsbehörden  Im  Auslande,  betreffend 
das  Paßwesen  und  die  Paßpollzel. 

Das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  hat  sich  im  Interesse  des 
Dienstes  bestimmt  gefunden,  mit  Girculare  vom  8.  Mai  1896,  Z.  17744/7 
an  die  \l  und  k.  Vertretungsbehörden  im  Auslande  eine  auf  das  Pafiwesen 
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Bezug  habende  Instruktion  hinaoszngeben,  deren  wesentliche  Bestimmnngen 
auch  derzeit  noch  in  Kraft  sind. 

Es  muß  jedoch  hier  gleich  bemgrkt  werden^  daß  die  in  Bede  stehen- 
den Paßvorschrifben  durch  den  erlassenen,  allgemeinen  Konsulargebüren- 
Tarif  vom  Jahre  1902  (ß.  G.  B.  Nr.  40  ex  1902,  beziehungsweise  unga- 
rischer Gesetzartikel  XXVI  vom  'Jahre  1901),  sowie  durch  den  neuen 
ungarischen  Gesetzartikel  VI  vom  Jahre  1903,  über  das  Paßwesen  wesent- 
liche Änderungen  erfahren  haben. 

Für  die  Behandlung  der  Paßangelegenheiten  bestehen  folgende  Normen. 

1.   Allgemeine  Paßbefügnisse  der  Osterreicliiseli- ungarischen  Yertre- 
tungsbehSrden  im  Auslände. 

Die  k.  und  k.  diplomatischen  Missionen  und  die  selbständigen  Eon- 
sularämter  ohne  Unterschied,  ob  dieselben  effektive  oder  Konsularämter  sind, 
besitzen  volle  Paßbefugnisse. 

Die  am  Sitze  einer  k.  und  k.  diplomatischen  Mission  befindlichen  Kon- 
sularämter üben  diese  Befugnisse  nur  insofeme  aus,  als  ihnen  der  paßämt- 
liche  Wirkungskreis  von  der  Mission  übertragen  wurde. 

Untergeordnete  Konsulate  und  Vizekonsulate  sind  nur  ermächtigt, 
Paßvisa  zu  erteilen  und  in  dringenden  Fällen  die  im  Passe  angegebene 
Reiserichtung  abzuändern;  Konsular-Agentien  haben  sich  aber  jeder  Paß- 
amtshandlung zu  enthilten.  Ausnahmsweise  können  untergeordneten  Äm- 
tern vom  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  volle  Paßbefugnisse  ein- 
geräumt werden. 

2.  Belsenrknnden. 

Als  giltige  Reiseurkunden  sind  anzusehen: 

Ordentliche  Auslandspässe,  Interimslegitimationen,  See- 
reisebewilligungen und  die  in  den  im  österreichischen  Reichsrate  ver- 
tretenen Königreichen  und  Ländern  ausgestellten  Arbeits-  und  Dienst- 
botenbücher. 

Die  Form  und  Giltigkeit  dieser  Dokumente  ist  nach  den  im  Inlande 
bestehenden,  bezüglichen  Vorschriften  zu  beurteilen. 

Die  Vorschriften  über  das  Paßwesen  in  den  im  Reichsrate  vertretenen 
Königreichen  und  Ländern  sind  in  der  Ministerialkundmachung  vom  10.  Mai 
1867  (R.  G.  B.  Nr.  80)  enthalten. 

Die  von  den  österreichischen  Behörden  ausgestellten  Arbeits-  und 
Dienstbotenbücher,  wenn  selbe  als  Reisedokumente  ins  Ausland  benützt 
werden  sollen,  haben  zu  diesem  Ende  seitens  der  zur  Ausstellung  der  Reise- 
bewilligung kompetenten,  politischen  Behörden  von  Fall  zu  Fall  mit  den 
für  die  Reisepässe  vorgezeichneten  Erfordernissen,  das  ist  mit  der  Angabe 
^^s  Reisezieles  und  der  Giltigkeitsdauer  unter  Beifügung  des  Signalements 
Inhabers  versehen  zu  werden. 
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Zu  Reisen  nach  den,  dem  Deutschen  Paßkartenvereine  beigetretenen 
Staaten,  genügt  für  Angehörige  der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche 
und  Länder  eine  Paßkarte  statt  eines  Passes  (Ministerialverordnnng  vom 
30.  Oktober  1859,  R.  G.  B.  Nr.  199),  wenn  der  Reisende  zum  Bezüge  einer 
Paßkarte  berechtigt  ist.  Durch  dieselbe  erscheinen  auch  die  Personen  der 
Begleitung  als  legitimiert. 

In  den  Ländern  der  königlich  ungarischen  Krone  bestand  bisher  weder 
ein  Gesetz,  noch  ein  spezielles  Normale  in  Bezug  auf  das  Paßwesen.  Die 
Paßerteilung  erfolgte  durch  das  königlich  ungarische  Ministerium  des 
Innern,  beziehungsweise  durch  die  königlich  kroatisch-slavonisch-dalmati- 
nische  Landesregierung  im  eigenen  Wirkungskreise.  Ausnahmsweise  stellte 
auch  das  königlich  ungarische  Ministerium  am  Allerhöchsten  Hoflager  für 
die  in  Wien  domizilierenden  ungarischen  Staatsangehörigen  Pässe  aus. 

Nach  dem  neuen  ungarischen  Gesetzartikel  VI  vom  Jahre  1903  wird 
die  Handhabung  des  Paßwesens  in  den  Ländern  der  ungarischen  Krone 
auf  die  Munizipien,  beziehungsweise  auf  die  im  Gesetze  bezeichneten  Lan- 
desbehörden übertragen. 

Diese  sind 

I.    In  Ungarn: 

a)  in  den  Komitaten,  sowie  in  den  Städten  mit  geregelten  Magistraten, 
der  Vizegespan  des  Komitates; 

b)  in  den  mit  Jorisdiktionsrechten  ausgestatteten  Städten,  der  Polizei- 
Stadthauptmann  ; 

c)  auf  dem  der  Budapester  haupt-  und  residenzstädtischen,  königlich 
ungarischen  Staatspolizei  unterstehenden  Territorium,  der  Ober- 
stadthauptmann; 

d)  in  Fiume  und  dessen  Gebiet,  der  königliche  Gouverneur. 

IL   In  Kroatien-Slavonien: 

a)  in  den  der  Landesregierung  unmittelbar  untergeordneten  Städten, 
der  Chef  der  Polizeibehörde; 

b)  in  den  übrigen  Stadt-  und  Landgemeinden,  der  Vizegespan. 

In  Paßangelegenheiten  fungieren  das  königlich  ungarische  Ministe- 
rium des  Innern,  beziehungsweise  die  königliche  Landesregierung  in  Agram 
als  zweite  und  letzte  Instanz  (§  6  des  ungarischen  Gesetzartikels  VI  vom 
Jahre  1903). 

Laut  §  8  des  mehrerwähnten  ungarischen  Gesetzartikels  VI  vom  Jahre 
1903  sind  der  königlich  ungarische  Minister  am  Allerhöchsten  Hoflager  in 
Wien,  ferner  die  mit  der  auswärtigen  Vertretung  betrauten  k.  und  k.  Be- 
hörden, die  wirklichen  Konsularämter,  die  selbständigen  und  jene  Honorar- 
Konsulate,  bei  welchen  ein  wirklicher  Staatsbeamter  angestellt  ist,  ebenfalls 
berechtigt  für  die  im  Auslande  sich  aufhaltenden,  ungarischen  Staatsbürger 
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in  onbedenkliclien  Fällen  Pässe  auszustellen,  beziehungsweise  die  Gültig- 
keit abgelaufener  Pässe  zu  verlängern. 

Die  ungarischen  Pässe  werden  auf  ganz  gleichförmigen,  mit  der  Ab- 
bildung des  vereinigten  Wappens  der  Länder  der  ungarischen  Erone  ver- 
sehenen Drucksorten  ausgestellt,  und  zwar  in  Ungarn  in  ungarischer  und 
französischer,  in  Kroatien  und  Slavonien  in  kroatischer  und  französischer 
Sprache  (§  9). 

Der  ungarische  Pa£  muß  mindestens  die  folgenden  Daten  ent- 
halten: den  Namen  des  Reisenden,  die  Angabe,  daß  der  Betreffende 
ungarischer  Staatsbürger  ist,  femer  dessen  Stellung  oder  Beschäftigung, 
Wohnort,  Alter,  Personsbeschreibung,  die  Bezeichnung  jenes  Staates  oder 
Weltteiles,  wohin  die  Reise  geplant  wird,  femer  Namen,  Alter,  Persons- 
beschreibung und  Verhältnis  des  eventuellen  Reisegefährten  zu  dem  Eigen- 
tümer des  Passes,  schließlich  die  Dauer  der  Gültigkeit  des  Passes.  In  ein 
und  denselben  Paß  können  als  Reisegefährten  nur  die  in  einem  Haushalte 
lebenden  Familienmitglieder  aufgenommen  werden;  Soldaten  jedoch,  die  im 
nicht  aktiven  Verhältnisse  stehen,  sind  unbedingt  mit  einem  besonderen 
Passe  zu  versehen  (§  10). 

Die  bezüglich  der  Reisen  der  im  aktiven  Militärdienste  stehenden 
ferner  der  auf  Seeschiffen  angestellten  Personen  bestehenden  Vorschriften 
bleiben  auch  fernerhin  in  Geltung  (§  11). 

Die  Gültigkeitsdauer  des  Passes  ist  in  der  Regel  ein  Jahr,  in  Aus- 
nahmsfällen höchstens  drei  Jahre  (§  12  des  obgedachten  Gesetzartikels). 

In  Bosnien  und  der  Herzegovina  gilt  in  bezug  auf  das  Paßwesen  die 
von  der  Landesregierung  in  Sarajevo  unter  dem  17.  April  1885  Nr.  242/1 
erlassene  Verordnung,  betreffend  die  Erteilung  von  Auslands- 
pässen, sowie  Handhabung  der  Fremdenpolizei  in  Bosnien  und 
der  Herzegovina. 

Die  Bestimmungen  der  gedachten  Verordnung,  laut  welchen  die  in 
Bosnien  und  der  Herzegovina  reisenden  oder  weilenden  Ausländer  legaler, 
mit  dem  Visum  der  in  den  betreffenden  Staaten  bestehenden  k.  und  k.  Ver- 
tretungsbehörden, respektive  eines  daselbst  fungierenden  k.  und  k.  effektiven 
Konsulates  versehener  Pässe  bedürfen,  bestehen  prinzipiell  noch  in  Kraft. 

Es  muß  jedoch  gleich  bemerkt  werden,  daß  von  dem  prinzipiell  noch 

in  Kraft  bestehenden  Paßzwange  (im  strengen  Sinne  des  Wortes)  und  den 

onstigen,  hinsichtlich  der  sich  nach  Bosnien  und  der  Herzegovina  begebenden 

usländer  erlassenen  Legitimations-Meldevorschriften  derzeit  in  der  Praxis 

allgemeinen  kein  Gebrauch  gemacht  wird.    Siehe  Note  des  k.  und  k. 

Qsamen  Finanzministeriums  vom  1.  März  1902,  Z.  2767/B.H. 

««  die  Behandlung  bosnischer  herzegovinischer  Landesangehüriger 
)etrifft,  siehe  Abschnitt  9,  fünfter  Teil,  I.  Band. 
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Die  in  mehreren  Handelsverträgen  zwischen  Österreich-Ungarn  und 
anderen  Staaten  vorgesehenen  Gewerbelegitimationskarten  für  Hand- 
langsreisende  und  die  im  Grenzrayon  üblichen,  auf  kurze  Zeit  ausgestellten 
Reisezertifikate,  sind  gleichfalls  als  giltige  Reiselegitimationen  anzusehen. 

Heimatscheine,  Militärpässe  sind  nicht  als  giltige  Reisedokumente 
anzusehen.  Erstere  dienen  nur  als  Nachweis  der  Zuständigkeit,  und  können 
seitens  der  Heimatsbehörde  selbst  einem  illegal  Abwesenden  nicht  ver- 
weigert werden. 

Letztere  aber  haben  lediglich  das  Militärverhältnis  des  Inhabers  zu 
dokumentieren,  weshalb  auch  alle  Vidierungen  und  Eintragungen  in  die- 
selben, seitens  der  k.  und  k.  Vertretungsbehörden  gebürenfrei  zu  er-^ 
folgen  haben. 

3.  Ausfertigung  neuer  und  Verlängerung  abgelaufener  Pässe  seitens 
der  Osterreiehiseh-nngarischen  VertretungsbehOrden  im  Auslande. 

Wiewohl  die  Ausfertigung  von  Pässen  in  der  Regel  zunächst  den 
kompetenten  Heimatsbehörden  zukommt,  so  ist,  sowohl  von  der  kj  k. 
österreichischen  als  auch  von  der  königl.  ungarischen  Regierung  doch  den 
k.  und  k.  Missionen  und  Konsularämtern  zur  Vermeidung  zeitraubender 
Weitläufigkeiten  das  Recht  eingeräumt  worden,  Personen,  welche  weder  ixxi 
militärtaxpflichtigen  Alter  stehen,  und  die  im  Auslande  eine  gesicherte 
Existenz  haben,  nach  Konstatierung  dieser  Umstände  und  der  Identität  der 
Person,  sowie  bei  sonstiger  Unbedenklichkeit  der  Paßwerber,  ohne  vorherige 
Anfrage  bei  der  inländischen  Paßbehörde  die  Pässe  zu  erneuern. 

Ungarische  Staatsangehörige  sind  jedoch  bei  ihrem  Einschreiten  um 
die  Paßerneuerung  zuvor  darauf  aufmerksam  zu  machen,  daß  diese  AmtS"< 
handlung  bei  der  k.  und  k.  Vertretungsbehörde  mit  größeren  Kosten  ver- 
bunden ist,  als  bei  der  Heimatsbehörde,  indem  seitens  der  k.  und  k.  Ver- 
tretungsbehörden nebst  den  für  das  königl.  ungar.  Staatsärar  einzuhebenden 
Gebüren,  auch  die  im  Konsulargebüren- Tarife  festgesetzte  Gebur  zur  Ein- 
hebung gelangen  muß,  wonach  es  sich  nur  im  Falle  besonderer  Dringlich- 
keit empfehlen  könne,  die  Amtshandlung  der  k.  und  k.  Vertretungsbehörde 
für  die  Paßausstellung  in  Anspruch  zu  nehmen. 

Durch  die  Erneuerung  des  Passes  eines  ungarischen  Staatsangehörigen 
(Ausstellung  eines  neuen  oder  Prolongierung  des  alten  Passes)  wird  die 
Kontinuität  der  Abwesenheit  gesetzlich  unterbrochen,  welche  laut  §  31  des 
Ges.  Art.  L  v.  J.  1879  nach  ununterbrochenem,  zehnjährigen  Aufenthaltef 
außerhalb  des  Ländergebietes  der  ungarischen  Krone  den  Verlust  der  un- 
garischen  Staatsbürgerschaft  nach  sich  zieht 

Landesangehörigen  Kroatiens  und  Slavoniens  können  durch  die  k.  und  k, 
Vertretungsbehörden  nur  in  dringenden  Fällen,  gegen  nachträgliche  Mitn 
teilung  an   das  Präsidium  der  k.  Landesregierung  in  Agram  Pässe  ausge»^ 

Halfatti,  Konsnlarwesen.    I.  16 
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stellt  werden;  in  der  Begel  ist  wegen  £rteilang  eines  neaen  Passes 
die  Yermittlang  der  genannten  Behörde  unter  Einsendung  der  vom  Paß- 
werber  erlegten  Gebür  in  Anspmch  za  nehmen. 

Die  Ausstellung  von  Beisedokumenten  für  Angehörige  Bosniens  und 
der  Herzegowina  steht  prinzipiell  nur  den  Heimatsbebörden  —  der  Landes- 
regierung, und  in  deren  Vertretung  den  Ereisbehörden  —  zu.  Pa^ansuchen 
sind  daher  an  die  Landesregierung  in  Serajewo  zu  leiten. 

Finden  sich  bosnisch-herzegowinische  Landesangehörige  im  Auslande,  die 
keine  Beiseurkunde  besitzen,  respektive  ihre  Reiselegitimation  verloren  zu 
haben  angeben,  so  ist  mit  ihnen  ein  Protokoll  aufzunehmen  und  das  Proto- 
koll der  Heimatsbehörde  einzusenden.  Nur  in  Fällen  äußerster  Dringlich- 
keit, wenn  das  Einlangen  des  angesuchten  Passes  nicht  abgewartet  werden 
kann,  die  etwa  telegraphisch  eingeholte  Zustimmung  der  bosnischen  Landes- 
behörde aber  vorliegt,  kann  von  der  k.  und  k.  Vertretungsbehörde  dem 
Petenten  ein  Passierschein  oder  ein  Interimszertifikat  auf  sehr  kurze  Frist 
zur  Bflckkehr  in  die  Heimat  erteilt  werden.  In  demselben  ist  jedoch  die 
Beiseronte  vorzuschreiben  und  auch  die  vorliegende  Zustimmung  der  Heimats- 
behörde in  Form  eines  Vermerkes  anzuführen. 

Bei  der  Paßerteilung  an  österreichische  oder  ungarische  Staats- 
angehörige sind  folgende  Vorschriften  zu  beobachten: 

Als  Gültigkeitsdauer  des  Passes  ist  derjenige  Zeitraum  anzunehmen, 
welcher  im  Inlande  vorgeschrieben  ist;  daher  bei  österreichischen  Staats- 
angehörigen höchstens  drei  Jahre,  bei  ungarischen  Staatsangehörigen  ein  Jahi*. 

Die  den  Inhaber  eines  Reisepasses  begleitenden  Angehörigen  und  Diener 
sind  mit  Vor-  und  Zunamen  und  mit  der  Bezeichnung  ihres  Verhältnisses 
zum  Paßinhaber  im  Reisepasse  anzuführen. 

Wanderzigeunern  dürfen  in  keinem  Falle  Pässe  ausgestellt  werden. 

Subsistenzlos  herumziehenden  und  arbeitsscheuen  Individuen  ist  eben- 
falls keine  Paßemeuerung  zu  gewähren  und  sind  die  Betreffenden  auf  dem 
kürzesten  Wege  in  die  Heimat  zu  instradieren. 

Bei  Personen,  welche  noch  nie  im  Besitze  eines  Passes  waren,  emp- 
fiehlt es  sich,  mit  der  Heimatsbehörde  ins  Einvernehmen  zu  treten  und 
erst  nach  Einlangen  der  Zustimmung  dieser  letzteren  den  Paß,  eventuell 
im  eigenen  Wirkungskreise  auszufertigen. 

In  gleicher  Weise  ist  vorzugehen,  wenn  gegen  die  Person  des  Paß- 
emeuerungswerbers  irgend  ein  Bedenken  wegen  nicht  gesicherter  Exi- 
stenz etc.  obwaltet. 

Wird  das  Gesuch  des  Paßwerbers  aus  irgend  einem  Grunde  an  die 

nCeimatsbehörde  eingesendet  und  der  Partei  über  ihr  Ansuchen  eine  Interims- 

mation  (Aufenthaltskarte,  Passavanti)  ausgestellt,  so  ist  sich  dabei  vor 

u  halten,  daß  diese  Interimsscheine  nur  auf  die  mutmaßliche  Zeit 

'gens  des  Passes  ausgestellt  werden  dürfen. 
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In  denselben  ist  das  Datnm  nnd  die  Greschäftszahl  des  beigebrachten 
früheren  Legitimationspapieres,  sowie  anch  der  Gmnd  anzugeben,  ans 
welchem  die  Ausfertigung  der  Interimslegitimation  erfolgt  ist 

Liegt  der  Ausfertigung  des  Interimsdokumentes  die  Angabe  der 
Partei,  daß  das  ursprftngliche  Beisedokument  von  ihr  an  die  inländische 
Behörde  zur  Erneuerung  eingesendet  worden  sei,  oder  die  Behauptung  zu- 
grunde,  daß  die  Beiseurkunde  in  Verlust  geraten  sei,  so  dürfen  auf  Grund 
des  Interimszertifikates  keine  weiteren  Paßamtshandlungen  vorgenommen, 
insbesondere  kein  neuer  Paß  erteilt  werden. 

Personen,  welche  vor  Einlangen  der  Antwort  auf  die  in  ihrem  Inter- 
esse an  die  Heimatsbehörden  gerichteten,  amtlichen  Anfragen  oder  vor  Ein- 
langen des  angesuchten  Passes  den  betreffenden  Ort  verlassen,  sind  die 
bezüglichen  Aufenthaltskarten  abzunehmen,  insoferne  der  Verdacht  nahe- 
liegt, daß  diese  letzteren  von  den  Betreffenden  als  ständige  Legitimation 
benützt  werden. 

Die  Formularien,  mittels  welcher  die  Paßemeuerung  oder  Paßausstellung 
bei  den  k.  und  k.  Vertretungsbehörden  geschieht,  sollen  in  Form  und  Aus- 
stattung möglichst  jenen  entsprechen,  die  in  der  Heimat  des  Paßwerbers 
üblich  sind. 

Anstatt  der  Ausstellung  eines  neuen  Passes  an  Stelle  des  abgelaufenen 
kann  übrigens,  sowohl  bei  österreichischen  als  bei  ungarischen  Staats- 
angehörigen, eine  Verlängerung  der  Gültigkeit  mittels  einer  dem  alten 
Passe  beigefügten  Klausel  eintreten.  Für  die  Verlängerung  der  Gültigkeits- 
dauer von  Pässen  auf  die  angedeutete  Weise  mittels  Klausel  gelten  im 
allgemeinen  die  nämlichen  Vorsichten  und  Bedingungen,  welche  f&r  die 
Ausstellung  von  Pässen  vorgezeichnet  wurden. 

Im  Falle  der  Unbedenklichkeit  der  Person  des  Bewerbers  kann  die 
Verlängerung  ohne  vorherige  Anfrage  bei  der  Heimatsbehörde  erfolgen; 
hievon  ist  aber  der  letzteren  mittels  des  halbjährigen  Paßregisterauszuges, 
bezw.  bei  jenen  Ämtern,  bei  welchen  selten  derartige  Amtshandlungen  vor- 
kommen, von  Fall  zu  Fall  Kenntnis  zu  geben. 

Die  Verlängerung  findet  wie  die  Erneuerung  bei  österreichischen 
Staatsangehörigen  auf  die  Dauer  von  höchstens  drei  Jahren,  bei  Angehö- 
rigen der  Länder  der  ungarischen  Krone  in  der  Begel  auf  ein  Jahr  statt 

Laut  §  12  des  neuen  ungarischen  Ges.  Art.  VI  vom  Jahre  1903,  ist 
die  Gültigkeitsdauer  des  Passes  in  der  Bcgel  ein  Jahr,  in  AusnahmsfiLUen 
höchstens  drei  Jahre. 

Was  von  der  Gültigkeitsdauer  der  ungarischen  Pässe  gilt,  gilt  auch 
betreffs  der  Verlängerung  derselben. 

Bei  kroatischen  Landesangehörigen  ist  die  Verlängerung  ohne  An- 
frage bei  der  inländischen  Paßbehörde  nur  in  dringenden  Fällen  zulässig. 

Iß* 
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Bosnisch-herzegowinische  Pässe  können  grundsätzlich  nur  von  den 
Behörden  der  okkupierten  Provinzen  verlängert  werden. 

In  besonders  dringenden  Fällen  und  bei  völliger  Unbedenklichkeit  der 
Person  darf  eine  Verlängerung  mit  Zustimmung  der  Landesregierung  in 
Serajewo  unmittelbar  von  den  k.  und  k.  Vertretungsbehörden  erteilt  wer- 
den; die  Zustimmung  der  Landesregierung  kann  eventuell  auch  im  tele- 
graphischen Wege  auf  Kosten  der  Partei  eingeholt  werden. 

4.  Das  Pafivisum. 

Das  Paßvisum  einer  k.  und  k.  Vertretungsbehörde  auf  ausländischen 
Pässen  zur  Reise  nach  Österreich-Ungarn  ist  nach  den  bestehenden  Vor- 
schriften nicht  nötig.  Eine  Ausnahme  hievon  besteht  nur  bezüglich  jener 
Länder,  in  welchen  von  den  österreichischen  oder  ungarischen  Beisenden 
das  Visum  einer  hierlands  residierenden  Vertretung  des  betreffenden  Landes 
verlangt  wird. 

Zur  Zeit  unterliegen  dem  Visazwange  aus  Reziprozitätsgründen  russi- 
sche und  türkische  Pässe. 

Die  in  Bosnien  und  der  Herzegowina  üblichen  Lilandspässe  (mit 
schwefelgelbem  Deckel),  welche  von  den  dortigen  Bezirksämtern  ausgestellt 
werden  und  zur  Reise  nach  dem  Auslande  nicht  berechtigen,  häufig  jedoch 
von  Bärenführern  und  dergleichen  Individuen  dazu  benützt  werden,  dürfen 
nicht  vidiert  und  auf  Grund  derselben  keine  Bescheinigungen  zur  Weiter- 
reise ins  Ausland  erteilt  werden. 

An  die  als  Herumstreicher  bekannten  Bärentreiber  stellt  die  bos- 
nische Landesregierung  keine  Auslandspässe  mehr  aus:  sollten  derartige 
Individuen  dennoch  im  Auslande  auftauchen,  so  sind  ihnen  die  etwaigen 
Reisedokumente  abzunehmen  und  der  Landesregierung  in  Serajewo  einzu- 
senden, diese  Individuen  aber  mit  Zwangspaß  nach  Bosnien  zu  instradieren. 

Individuen,  welche  mit  fremdländischen  (insbesondere  türkischen) 
Pässen  reisen,  dabei  aber,  sei  es  durch  den  Besitz  eines  bosnischen  Aus- 
wanderungszertifikates, oder  durch  die  Angabe  Bosniens  und  der  Herzego- 
wina als  ihres  Geburtslandes,  als  bosnische  Emigranten  zu  erkennen  sind, 
soll  das  zur  Reise  nach  dem  Okkupationsgebiete  erforderliche  Visum  seitens 
der  Vertretungsbehörden  nur  nach  gepflogenem  Einvernehmen  mit  der  bos- 
nischen Landesregierung  erteilt  werden. 

Erwerbs-  und  subsistenzlosen  Individuen  aus  der  österreichisch-unga- 
rischen Monarchie,  welche  die  Vertretungsbehörden  um  Unterstützung  an- 
gehen, darf  der  Paß  nur  zur  Heimreise  vidiert  werden. 

An  unbefugte  Geldsammler  sind  keine  Vidierungen  zu  erfolgen. 

Mit  der  Paßvidierung  kann  über  Ersuchen  der  Partei,  wenn  kein 
tand  dagegen  obwaltet,  die  Ausdehnung  der  Gültigkeit  auf  in  dem 
cht  benannte  Länder  verbunden  werden. 
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5.  Erldenzhaltnng:  der  mit  FSssen  beteilten  Personen. 

Die  k.  und  k.  Vertretungsbehörden  haben  über  die  von  ihnen  vor- 
genommenen Paßamtshandlnngen  genane  Evidenz  und  zu  diesem  Ende 
Eegister  zu  fuhren,  in  welche  jede  Paßamtshandlung  fortlaufend  einzu- 
tragen ist. 

Die  Paßregister  sind  halbjährig  abzuschließen  und  die  darin  verzeich- 
neten Paßamtshandlungen,  mit  Ausnahme  der  bloßen  Yidierungen,  mittels 
abgesonderter  Ausweise  und  unter  Anschluß  der  eingehobenen  Ausstellungs- 
und Stempeigeburen  unmittelbar  der  kompetenten  inländischen  Behörde  zur 
Kenntnis  zu  bringen. 

In  diese  Ausweise  sollen  alle  zui*  Aufklärung  über  die  Identität  der 
Person,  sowie  über  die  Zuständigkeit  der  Paßwerber  dienlichen  Daten  genau 
eingetragen  werden. 

Insbesondere  sind  in  allen  Fällen  die  Behörde,  die  das  ursprüngliche 
Reisedokument  ausgestellt  hat,  das  Datum  und  die  Geschäftszahl  des  Passes, 
endlich  auch  die  Namen  der  Elteiii  des  Paßinhabers,  wenn  diese  aus  dem 
Passe  ersichtlich  sind,  sowie  das  Geburtsjahr  des  Inhabers  in  den  betreffen- 
den Rubriken  des  Ausweises  anzugeben. 

Desgleichen  sind  die  gelegentlich  der  Paßamtshandlungen  zur  Kennte 
nis  der  k.  und  k  diplomatischen  Missionen  und  Konsularämter  gelangenden 
Veränderungen  im  Familienstande  des  Paßwerbers  im  Register  anzumerken 
und  mittels  des  Auszuges,  bezw.  wenn  das  Paßansuchen  der  Partei  an  die 
inländische  Behörde  geleitet  wird,  mittels  der  Einbegleitungsnote  dieser 
letzteren  bekannt  zu  geben. 

6.  Pafigebfiren. 

Für  jede  Paßamtshandlung  der  k.  und  k.  Vertretungsbehörden  ist  die 
im  allgemeinen  Konsulargebiiren-Tarife  vom  Jahre  1902  festgesetzte  Gebür 
zu  Gunsten  des  Etats  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern,  bezw.  bei 
Honorar-Konsularämtem  zu  Gunsten  des  eigenen  Amtes  einzuheben  und  in 
der  laufenden  Dienstrechnung  zu  beeinahmen,  insoferne  nicht  nach  dem- 
selben Tarife  eine  gebürenfreie  Behandlung  des  Ansuchenden  einzutreten 
hat.  Diese  Gebühren  sind,  laut  Post  42,  43,  44,  45,  Abt.  II  des  gedachten 
Gebürentarifes : 

a)  für  die  Ausfertigung,  Erneuerung  oder  Verlängerung  eines  Reise- 
passes auf  eine  oder  mehrere  Personen  einer  und  derselben  Familie 
lautend: 

aa)  fiir  Bemittelte  4  Kronen  50  Heller, 
bb)  für  Minderbemittelte  50  Heller; 

b)  für  die  Ausfertigung  eines  Passierscheines  (passavanti)  auf  eine  oder 
mehrere  Personen  einer  und  derselben  Familie  lautend,  dann  für  die 
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Aüsfertigang   eines  interimistischen  Beise-  oder  Legitimationszerti- 
fikates: 

aa)  fttr  Bemittelte  4  Kronen  50  Heller, 

bb)  für  Minderbemittelte  50  Heller; 

c)  für  die  Vidierong  eines  Reisepasses  u.  dgl.: 

aa)  far  Bemittelte  2  Kronen  25  Heller, 
bb)  für  Minderbemittelte  50  Heller; 

d)  für  die  Vornahme  einer  Veränderung,  Richtigstellung  oder  Ergän- 
zung in  einem  noch  giltigen  Reisepasse,  von  Bemittelten  2  Kronen 
25  Heller. 

Den  Reisepässen  sind  die  Wanderbftcher,  Arbeitsbücher,  Dienstboten- 
bücher, Seedienstbücher,  sowie  die  Dienstbücher  fQr  die  Binnenschiffer,  in- 
sofeme  sie  mit  der  Berechtigung  zu  Reisen  ins  Ausland  ausgestellt  sind, 
gleichzuhalten. 

unter  „Minderbemittelte^^  sind  zu  verstehen: 

Taglöhner,  das  gewerbliche  Hilfspersonale  und  sonstige  Arbeiter, 
Dienstboten  und  Schiffsleute. 

Die  Schutzgenossen  haben  die  Paßgebüren  im  doppelten  Ausmaße  des 
Normalbetrages  zu  entrichten.  Für  die  Vidierung  eines  Reisepasses  unter 
Beifügung  der  Sanitätsklausel  bei  herrschenden  Epidemien  ist  die  Visa- 
gebfir  mit  doppeltem  Betrage  zu  entrichten. 

Von  jenen  fremden  Staatsangehörigen,  deren  Konsularbehörden  für 
die  Vidierung  der  Reisepässe  der  österreichischen  oder  ungarischen  Staats- 
angehörigen ,  sowie  der  österreichisch-ungarischen  Schutzgenossen  eine 
höhere  als  die  sub  c)  aa)  normierte  Gebür  erheben,  ist  aus  Reziprozi- 
tätsrücksichten, die  Paßvisataxe  in  dem  betreffenden  höheren  Betrage 
einzuheben;  wo  hiefür  die  Daten  fehlen  ist  die  Taxe  des  allgemeinen  Kon- 
sulargebüren-Taiifes  zu  entrichten. 

Von  ungarischen  Staatsangehörigen  sind  bei  Ausstellung  oder  Ver- 
längerung eines  Passes,  außer  den  obbezeichneten  den  k.  und  k.  Vertre- 
tungsbehörden zu  Gute  kommenden  Gebüren,  einer  Anordnung  des  könig- 
lich ungarischen  Ministeriums  des  Innern  gemäß,  auch  noch  folgende 
weitere  Gebüren  für  das  ungarische  Staatsärar  einzuheben,  und  zwar: 

1.  bei  Unbemittelten  (Taglöhner,  Arbeiter,  Dienstboten,  Handwerks- 
gehilfen u.  s.  w.)  30  Heller  Stempelgebür  und  50  Heller  Paßausstellungs- 
gebür ; 

2.  bei  Bemittelten  (Gutsbesitzer,  Kaufleute,  Ökonomen,  Private, 
Handlungskommis  u.  s.  w.)  2  Kronen  Stempelgebür  und  6  Kronen  Paßaus- 
stellungsgebür, 

Diese  Gebüren  sind  gelegentlich  der  Übermittlung  der  halbjährigen 

äterauszüge,  eventuell  von  Fall  zu  Fall  an  die  kompetente  Heimats- 

orschrifismäßig  bar   einzusenden  und   nur  in  besonderen  FäUen 
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ist  die  Zahlung  durch  ungarische  Post*  oder  Stempelmarken  zulässig 
(Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  18.  Mäxz  1902^ 
Z,  11067/10). 

Ungarische  Staatsangehörige,  deren  Pässe  ausnahmsweise  auf  zwei 
oder  drei  Jahre  verlängert  werden,  haben  die  Stempel-  und  Paßausstellungs- 
gebüren  in  einem  der  Anzahl  der  Jahre  entsprechenden,  mehrfachen  Betrage 
zu  entrichten. 

Kroatische  Landesangehönge  der  unbemittelten  Klasse  haben  eine 
Stempelgebür  von  30  Heller,  jene  der  bemittelten  Klasse  eine  Stempel* 
gebür  von  2  Kronen  und  außerdem  20  Heller  als  Entgelt  f&r  das  Pafi- 
büchel  für  Rechnung  der  königlich  kroatisch-slavonischen  Landesregierung 
zu  entrichten,  falls  die  Paßemeuerung  durch  dieselbe  erfolgen  soll. 

Österreichische  Staatsangehörige  haben,  wenn  ausnahmsweise  ihre 
Paßgesuche  an  die  kompetente  Heimatsbehörde  zur  Erledigung  geleitet 
werden  müssen,  lediglich  die  für  Unbemittelte  mit  30  Heller,  für  Bemittelte 
mit  2  Kronen  bemessene  Stempelgebür  zu  erlegen,  welcher  Betrag  sogleich, 
oder  am  Schlüsse  des  Semesters  mit  dem  Paßregisterauszuge  an  die  be- 
treffende Behörde  zu  leiten  ist. 

Durch  Verordnung  des  k.  k.  Finanzministeriums  vom  28.  Dezember 
1884,  Nr.  40295,  ist  angeordnet  worden,  daß  die  inländischen  Be- 
hörden, welche  über  Ansinnen  der  k.  und  k.  diplomatischen  Missionen  oder 
Konsularbehörden  Reise-  wie  auch  sonstige  gebürenpflichtige  Urkunden  für 
Parteien  im  Auslande  ausfertigen,  die  dafür  zu  entrichtende  Stempelgebür 
mit  dem  Beisatze  auf  der  Urkunde  anmerken,  daß  die  Entrichtung  der- 
selben an  die  bezügliche  k.  und  k.  Missions-  oder  Konsulatskanzlei  unmittel- 
bar zu  erfolgen  hat. 

Die  k.  und  k.  diplomatischen  Missionen  und  Konsularämter  haben  so- 
dann die  auf  diesen  Urkunden  bemerkten  Beträge,  vor  deren  Ausfolgung, 
von  den  Parteien  einzuheben,  den  Empfang  auf  den  Urkunden  zu  bestätigen, 
den  eingehobenen  Betrag  aber  am  Schlüsse  des  betreffenden  Semesters  mit- 
telst einer  Zuschrift  oder  eines  Ausweises  (des  halbjährigen  Paßregisteraus- 
zuges) an  die  betreffende,  inländische,  österreichische  Behörde  unmittelbar 
einzusenden.  Zur  Ergänzung  der  zur  Einsendung  gelangenden  Beträge, 
können  auch  Post-  und  Stempelmarken,  jedoch  bei  Österreichern  nur  öster- 
reichische, bei  Ungarn  nur  ungarische  verwendet  werden. 

Bosnisch-herzegowinische  Auslandspässe  unterliegen,  laut  Tarifpost  67, 
des  Stempel-  und  Gebürengesetzes  für  Bosnien  und  Herzegowina  vom  Jahre 
1886,  wenn  dieselben  für  Dienstboten,  Gesellen,  Lehrjungen,  Taglöhner, 
Handlanger  und  überhaupt  für  solche  Personen,  die  von  einem  den  gewöhn- 
lichen Taglohn  nicht  tibersteigenden  Erwerbe  leben,  der  Stempelgebür  von 
20  Hellem;  alle  andern  Personen  aber,  ohne  Unterschied  ihrer  Gültig- 
keitsdauer, der  Stempelgebür  von  2  Kronen.    Diese  Gebür  ist  gleichzeitig 
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mit  dem  Paßgesuche  an  die  Landesregierong  in  Barem,  oder  in  bosnisch- 
Jierzegowinischen  Stempel*  oder  Briefmarken  zu  leisten. 

7.  Kontrollmafiregeln  zur  Hlntanhaltung  ron  Mifibriuchen. 

Es  ist  den  inländischen  Behörden  eingeschärft  worden,  die  von  ihnen 
ausgestellten  Pässe  an  im  Auslande  befindliche  Parteien  stets  im  Wege  der 
k.  und  k.  Vertretungsbehörden  zuzustellen. 

Dieselben  haben  ein  Äugenmerk  darauf  zu  richten,  daß  solche  Pässe 
stets  vom  Adressaten  persönlich  übernommen  und  vor  der  Übernahme  die 
eigenhändige  Unterschrift  desselben  beigesetzt  werde. 

Verdächtig  erscheinende  Reiselegitimationen  sind  den  Vorweisem  abzu- 
nehmen und,  wofern  nicht  Aulaß  geboten  ist,  die  lokalen  Behörden  zu  einem 
Einschreiten  gegen  den  Vorweiser  aufzufordern,  die  betreffenden  Dokumente 
im  Wege  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  an  die  kompetenten  Cen- 
tralstellen  einzusenden. 

Jenen  Personen,  welche  aus  dem  österreichischen  oder  ungarischen 
Staatsverbande  legal  austreten,  sind  die  Legitimationspapiere  (Reisepässe, 
Paßkarten,  Legitimationskarten  und  Heimatscheine)  behufs  Vermeidung  von 
Mißbräuchen  einzuziehen,  bezw.  die  im  Wege  der  k.  und  k.  Vertretungs- 
behörden für  dieselben  einlangenden  Entlassungsurkunden  gegen  Rück- 
stellung der  erwähnten  Dokumente  auszufolgen.  Diese  Verfügung  erstreckt 
sich  jedoch  nicht  auf  Militärabschiede,  Austrittszertifikate,  Geburts-  und 
Trauungsscheine,  sowie  Arbeits-  und  Dienstbotenbücher,  welche  bei  der  er- 
wähnten Gelegenheit  lediglich  mit  der  Klausel:  „Ist  aus  dem  österreichischen 
Staatsverbande  ausgeschieden";  bezw.  bei  ungarischen  Staatsangehörigen: 
„A  magyar  ällam  kötel^keböl  elbocsättatott"  zu  versehen  und  unter  Bei- 
fügung des  Amtssiegels  der  Partei  zurückzustellen  sind. 

Frauenspersonen,  die  sich  im  Auslande  der  Prostitution  hingeben  und 
um  einen  Paß  ansuchen,  sind  über  ihre  Heimatsverhältnisse  und  darüber, 
wie  sie  ins  Ausland  gekommen  sind,  zu  vernehmen  und  das  bezügliche 
Protokoll,  falls  sich  der  Verdacht  ergibt,  daß  sie  das  Opfer  betrügerischer 
Vorspiegelungen  geworden  sind,  an  die  betreffende  inländische  Behörde 
zu  leiten. 

Werden  mittellose  Reisende  von  den  k.  und  k.  Vertretungsbehörden 
auf  Staatskosten  heimgesendet,  oder  mit  Unterstützungen  be teilt,  so  ist 
diese  Tatsache  auf  dem  Passe  des  Betreffenden  ersichtlich  zu  machen. 

8.  Paßvorsehriften  für  wehrpflichtige  Personen, 

Für  wehrpflichtige  Personen  aller  Kategorien  enthalten  die  Wehrvor- 
''hriften  hinsichtlich   der  Paßbehandlung  eine  Reihe  von  besonderen  Be- 
mmen  und  sind  dieselben  ebenso  wie  die  Bestimmungen  hinsichtlich 
taxpflichtigen  Personen  im  Anhange  zusammengestellt. 
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Im  allgemeinen  ist  zu  bemerken,  daß  wehr- und  militärtaxptfichtigen 
Individuen  die  Paßausstellung  und  Paßprolongierung  erst  nach  gepflogenem 
Einvernehmen  mit  der  kompetenten  Heimatsbehörde  zu  gewähren  ist.  Land- 
isturmpflichtige  unterliegen  nicht  dieser  Beschränkung. 

In  dringenden  Fällen  kann  die  Heimatsbehörde  telegraphisch  (Tele- 
gramme mit  bezahlter  Bückantwort)  auf  Kosten  des  Ansuchenden  befragt 
werden. 

Die  Ausdehnung  der  Gültigkeit  auf  in  dem  Passe  nicht  benannte 
Länder^  darf  nur  nach  gepflogenem  Einvernehmen  mit  der  Heimatsbehörde 
Torgenommen  werden. 

9.  Pafirorsehriftcn  für  Schutzbefohlene  (Sehatzgenossen). 

Zur  Ausstellung  von  Reisepässen  an  in  der  Levante  lebende  und 
keiner  inländischen,  sondern  bloß  der  Konsulargemeinde  angehörige,  soge- 
nannte de  facto-Untertanen  (Schutzgenossen,  Schutzbefohlene)  ist  nur  die 
k.  und  k.  Botschaft  in  Constantinopel  kompetent. 

Alle  Gesuche  um  Paßerneuerung  und  um  Paßausstellung  an  großjährig 
-oder  selbständig  gewordene  Kinder  der  de  facto-Untertanen  sind  der  k.  und 
k.  Botschaft  zur  Entscheidung  vorzulegen. 

Dem  Gesuche  muß  die  amtlich  aufgenommene  Personsbeschreibung  des 
Bittstellers,  und  bei  Verheirateten  der  Familienstandesausweis,  belegt  mit 
•den  einschlägigen  Civilstandsurkunden,  angeschlossen  werden. 

10.  Pafirorsehriften  für  alle  Kategorien  wehrpflichtiger  Personen. 

Die  Wehrvorschriften  gliedern  sich  in  nachstehende  Teile: 
I.  Teil.    Vorschrift  über  die  Ergänzung  des  Heeres,  der  Kriegsmarine 
•und  der  Landwehr; 

n.  Teil.  Vorschrift  über  die  Erfüllung  der  Dienstpflicht  im  Heere  und 
in  der  Kriegsmarine; 

Hiezu  der  Anhang  über  die  Er-  Hiezu  die  Wehrvorschriften  n.  Teil, 
füUung  der  Dienstpflicht  in  der  k.  für  die  königlich  ungarische  Land- 
k.  Landwehr.  wehr  über  die  Erflillung  der  Dienst- 

pflicht in  der  königlich  ungarischen 
Landwehr. 

III.  Teil.  Evidenzvorschrift,  betreffend  die  Personen  des  Mannschafts- 
^tandes  des  Heeres  und  der  Kriegsmarine; 

Hiezu  der  Anhang,  betreffend  Hiezu  die  WehrvorschriftenlU.  Teil, 
die  Personen  des  Mannschaftsstandes  füi*  die  königlich  ungarische  Land- 
-der  k.  k.  Landwehr.  wehr,    betreffend  die  Personen  des 

Mannschaftsstandes  der  königlich  un- 
garischen Landwehr. 
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IV.  Teil.  Evldenzvorschrift,  betreffend  die  in  eine  Rangsklasse  ein* 
geteilten,  in  der  Beserve  (Seewehr)  befindlichen  Personen  des  Heeres  und 
der  Kriegsmarine; 

Letztere  Vorschrift  hat  auch  ana-  Hiezu  die  Wehrvorschriften  IV.  Teil^ 
löge  Anwendung  für  die  in  eine  Bangs-  für  die  königlich  ungarische  Land- 
klasse eingeteilten  Personen  der  k.  wehr,  betreffend  die  in  eine  Bangs- 
k.  Landwehr  bis  zum  Erscheinen  klasse  eingeteilten,  in  der  Beserve 
einer  diesbezüglichen  selbständigen  befindlichen  Personen  der  königlich 
Vorschrift.  ungarischen  Landwehr. 

A. 
Für  Stellungspflichtige  sind  die  Paßvorschriften  für  Beisen  in. 
das  Ausland  im  §  89  der  Wehrvorschriften  I.  Teil  enthalten,  und 

lauten: 

§  89.  Beschränkung  der  Beisen  der  Stellungspflichtigen  in  das^ 
Ausland. 

1.  Eine  Bewilligung  zar  Beise  in  das  Ausland  über  den  Zeitpunkt 
des  Beginnes  der  Hauptstellung  hinaus,  darf  einem  Stellungspflichtigen  oder 
demjenigen,  welcher  während  der  Beise  in  die  Stellungspflicht  tritt,  nur 
bei  nachgewiesener  dringender  Notwendigkeit  erteilt  werden. 

Die  dringende  Notwendigkeit  ist 
in  dem  Zertifikate,  bezw.  Berichte  der 
zuständigen  politischen  Behörde,  auf 
Grund  dessen  die  Ausfolgung  des- 
Beisepasses  erbeten  wird,  ausdrück- 
lich anzuführen. 

2.  Stellungspflichtigen  Seeleuten  von  Beruf,  welchen  ein  Versäumnis 
der  Stellungspflicht  bei  der  vorangegangenen  Stellung  nicht  zur  Last  fällt,, 
können  in  Ausübung  ihres  Berufes  Seereisebewilligungen  für  lange  Fahrt 
bis  zu  zwei  Jahren  erteilt  werden. 

3.  Beisen  in  das  Ausland  seitens  derjenigen,  über  welche  der  Beschluß 
der  Stellungs-  oder  Überprüfungskommission  auf  „  waffenunfähig  oder  Löschen*^ 
gefällt  wurde,  oder  welche  in  der  letzten,  Stellungspflichtigen  Altersklasse 
nicht  assentiert  worden  sind,  unterliegen  rücksichtlich  der  Wehrpflicht  einer 
Beschränkung  nicht. 

B. 
Für  aktive  Personen  des  Mannschaftsstandes   sind  die  Paßvor- 
schriften für  Beisen  in  §  14  der  Wehrvorschriften  IL  Teil,  bezw. 
rücksichtlich   der  k.  k.  österreichischen  Landwehr  im  Anhange 
zu  §  14  enthalten,  und  lauten: 
§  14.  Beisepaß. 

Personen  des  Mannschaftsstandes,  welche  im  Auslande  heimatbe- 
und  bei  ihrem  Übertritte  in  das  nichtaktive  Verhältnis  dea 
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Aufenthalt   im  Inlande   (das  Limgebiet  ausgenommen)   nehmen,    erhalten 
Reisepässe. 

2.  Ausländer,  welche  mit  einem  Militärpasse  (-Scheine),  (vide  §§12 
und  13  der  Wehrvorschriften  n.  Teil)  versehen  sind,  haben,  wenn  sie  ihren 
Aufenthalt  in  das  Ausland  verlegen,  unter  Vorlage  des  Legitimationsdoku- 
mentes um  einen  Reisepaß  einzuschreiten. 

Das  Ansuchen  ist  im  Wege  der  Bezirksbehörde  (Bezirksbeamten)  des 
Aufenthaltsortes  und  des  Ergänzungs-Bezirkskommandos,  bei  welchem  die- 
selben nach  den  Bestimmungen  des  III.  Teiles  dieser  Vorschrift  in  Evidenz 
geführt  werden,  beim  Standeskörper  einzubringen. 

3.  Die  Truppenkörper  (Anstalten)  haben  Reisepässe  fallweise  unter 
Anschluß  der  nach  dem  Muster  9  zu  verfassenden  Personalsbeschreibung  und 
der  Stempel-  und  etwaigen  Paßvisagebür  beim  Reichs-  (gemeinsamen)  Kriegs- 
ministerium anzusprechen,  welches  die  Pässe  ausfertigt  und  gleichzeitig 
deren  Vidierung  durch  die  betreflfenden  Vertretungsbehörden  veranlaßt. 

4.  Inländer,  welche  bei  ihrer  Versetzung  in  das  nichtaktive  Ver- 
hältnis in  das  Ausland  reisen,  sind  mit  einem  Militärpasse  (-Scheine)  (vide 
§§  12  und  13  der  Wehrvorschriften  U.  Teil)  zu  beteilen.  Die  für  solche 
Reisen  erforderlichen  Pässe  haben  sie  von  der  politischen  Bezirksbehörde 
(Bezirksbeamten)  anzusprechen. 

Anhang  zu  den  Wehrvorschriften 
IL  Teil  ad  §  14.  Entfallen  Punkt 
1,  2  und  3. 

C. 

Für  nichtaktive  Personen  des  Mannschaftsstandes  sind  die  Paß- 
vorschriften für  Reisen  in    §  137  Punkt  4   der  Wehrvorschriften 
I.  Teil   und  in  §  8  der  Wehrvorschriften  III.  Teil,  bezw.  im  An- 
hange zu  §  8 

betreffend  die  Mannschaft  der  könig- 
lich ungarischen  Landwehr  im  §  7 
der  Wehrvorschriften  III.  Teil  für 
die  königlich  ungarische  Landwehr 
enthalten,  und  lauten: 

§  137:  4. 

Den  uneingereihten  Rekruten  und  Ersatzreservisten  dürfen  Reisepässe 
in  das  Ausland  und  Reisebewilligungen  (Seedienstbücher)  für  die  kleine 
Küstenfahrt  seitens  der  hiezu  befugten  Civilbehörden  nur  bis  zum  Zeitpunkte 
der  allgemeinen  Einreihung  erteilt  werden. 

§  8.  (A\^ehrvorschriften  IIL  Teil  für  das  Heer,  bezw.  §  7  für  die 
königlich  ungarische  Landwehr). 
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Reisen. 

1.  Bei  Reisen  der  nichtaktiven  Mannschaft  gelten  die  für  Civilper- 
sonen  bestehenden  Vorschriften;  es  sind  daher  zur  Erteilung  von  Reisebe- 
willigungen an  dieselbe  nur  die  betreffenden  Civilbehörden  befugt. 

In  den  Reiseurkunden  ist  die  Militäreigenschaft  des  Mannes  ersicht- 
lich zu  machen. 

2.  Reisen  im  Inlande  und  nach  Bosnien  und  der  Herzegowina  unter- 
liegen hinsichtlich  ihrer  Dauer  und  des  Zieles  aus  Ursache  der  Wehrpflicht 
der  Betreffenden  keinen,  jene  in  das  Ausland  und  zur  See,  den  in  den  nach- 
folgenden Punkten  enthaltenen  Beschränkungen. 

3.  Reisepässe  in  das  Ausland,  bezw.  Seereisebewilligungen  (Seedienst- 
bücher) dürfen  erteilt  werden: 

a)  Dauernd  Beurlaubten  auf  längstens  6  Monate,  die  Seereisebewilligungen 
jedoch  nur  für  österreichische  oder  ungarische  Handelsschiffe  der  kleinen 
und  gi-oßen  Küstenfahrt, 

b)  den  bis  zum  Präsenzdienstantritte  beurlaubten  Einjährig-Freiwilligen 
bis  zu  diesem  Zeitpunkte, 

c)  den  uneingereihten,  sowie  den  eingereihten  Ersatzreservisten,  welche 
die  8 wöchentliche  militärische  Ausbildung  noch  nicht  erhielten,  bis 
zur  nächsten  Ausbildungsperiode  (§  33  II.  Teil). 

d)  den  Waffenübungspflichtigen  Reservemännern  und  Ersatzreservisten, 
welche  in  Ausübung  des  Seegewerbes  auf  Handelsfahrzeugen  einge- 
schifft sind,  oder  auf  k.  und  k.  Kriegsschiffen  kontraktlich  aufgenom- 
men wurden,  Seereisebewilligungen  für  lange  Fahrt,  bezw.  Reisepässe 
bis  zur  nächsten  Waffenübung  ihres  Assentjahrganges,  daher  längstens 
auf  2  Jahre  (für  Personen  der  königlich  ungarischen  Landwehr  auf 
3  Jahre)  den  übrigen  in  das  Ausland  Reisenden,  Reisepässe  nur  bis 
zur  nächsten  Kontrollversammlung  oder  Waffenübung,  somit  längstens 
bis  zu  1  Jahre,  darüber  hinaus  und  bis  zu  2  Jahren  nur  dann,  wenn 
der  Betreffende  von  den  erwähnten  Dienstverpflichtungen  enthoben 
wurde; 

e)  den  Reservemännern  und  Ersatzreservisten,  welche  die  Waffenübung 
bereits  abgeleistet  haben  oder  hiezu  überhaupt  nicht  verpflichtet  sind, 
und  zwar:  den  in  Ausübung  des  Seegewerbes  auf  Handelsfahrzeugen 
Eingeschifften  Seereisebewilligungen  für  lange  Fahrt,  den  Übrigen, 
Reisepässe  bis  zu  2  Jahren  (fiir  Personen  der  königlich  ungarischen 
Landwehr  auf  3  Jahre); 

f)  den  Angehörigen  der  Seewehr  für  die  gesarate  Dauer  dieses  Dienst- 
pflichtverhältnisses ; 

)  den  im  letzten  Jahre  der  Dienstpflicht  stehenden,   in  Ausübung  des 

;ioÄß-ewerbes  auf  Handelsfahizeugen  Eingeschifften  oder  auf  k.  und  k. 

ichiffen  kontraktlich  Aufgenommenen,  und  zwar  Seereisebewilli- 
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gungen  für  lange  Fahrt,  bezw.  Reisepässe  über  die  Dauer  von  2  Jahren 
(für  Personen  der  königlich  ungarischen  Landwehr  auf  unbeschränkte 
Dauer). 

4.  Die  mit  Seereisebewilligungen  oder  mit  Reisepässen  Beteilten,  bleiben 
auch  während  der  Dauer  der  Reise  verpflichtet,  einer  an  sie  ergehenden 
Einberufung  ungesäumt  Folge  zu  leisten;  es  ist  jedoch  bei  Einberufungen 
im  Frieden  auf  dieselben  soweit  Rücksicht  zu  nehmen,  als  es  das  militärische 
Interesse  gestattet. 

5.  Ein  in  das  Ausland  reisender,  nichtaktiver  Soldat  darf  als  Be- 
gleiter nicht  in  dem  Reisepasse  eines  Anderen  aufgeführt  erscheinen,  son-* 
dem  muß  mit  einer  eigenen,  auf  seine  Person  lautenden  Reiseurkunde  ver- 
sehen sein. 

6.  Ist  eine  allgemeine  oder  teilweise  Mobilisiening  verfügt,  so  dürfen 
Reisepässe  und  Seereisebewilligungen  an  die  nichtaktive  Mannschaft  nicht 
erteilt  werden,  und  es  ist  ein  mit  einer  derartigen  Reiseurkunde  etwa  be* 
reits  versehener  Soldat  an  der  Grenze  der  Monarchie  zurückzuweisen,  bezw. 
dessen  Einschiffung  nicht  zu  gestatten. 

7.  Alle  im  Auslande  abwesenden  Personen  des  Heeres  (Kriegsmarine) 
haben  die  Verpflichtung,  sobald  es  in  der  Öffentlichkeit  bekannt  wird,  daß 
die  Monarchie  von  einem  Kriege  nahe  bedroht  und  die  Einberufung  der 
Reserve  erfolgt  ist,  ohne  eine  Einbenifung  abzuwarten,  unverweilt  in  die 
Heimat  zurückzukehren. 

Anhang  zu  den  Wehrvorschriften 
ni.  Teil  ad  §  8,  Punkt  3.  Absatz  f 
entfällt.  Absatz  d  hat  zu  lauten:  Der 
Waffenübungspflichtigen  Landwehr- 
mannschaft und  den  Ersatzreservisten, 
welche  in  Ausübung  des  Seegewerbes 
auf  Handelsfahrzeugen  eingeschifft 
sind,  oder  auf  k.  und  k.  Kriegsschiffen 
kontraktlich  aufgenommen  wurden, 
Seereisebewilligungen  für  lange  Fahrt, 
bezw.  Reisepässe  auf  die  Dauer  von 
höchstens  3  Jahren  —  wogegen  die 
Betreffenden  bis  zum  Ablaufe  der  für 
diese  Maximaldauer  erhaltenen  Reise- 
bewilligung in  die  Heimat  zurückzu- 
kehren und  die  Waffenübung  in  der 
vorgeschriebenen  Dauer  mitzumachen 
haben  —  den  übrigen  in  das  Aus- 
land Reisenden,  Reisepässe  nur  bis 
zur    nächsten    Kontrollversammlung 
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oder  Waffenübung,  somit  längstens 
bis  zu  1  Jahi*e,  darüber  hinaus  und 
bis  2  Jahren  nar  dann,  wenn  der 
Betreffende  von  den  erwähnten  Dienst- 
verpflichtungen  enthoben  wurde.  Ab- 
sätze c  und  g:  statt  2—3  Jahre. 

D. 
Für  aktive  Gagisten  des  k.  und  k.  Heeres  (Kriegsmarine)  sowie 
der    k»    k.     Landwehr    sind    die    bezüglichen     Vorschriften     im 
Normalverordnungsblatte  für  das  k.  und  k.  Heer,  17.  Stück  ex  1885 
bezw.  im  Verordnungsblatte  für  die 
k.  k.  Landwehr,  Nr.  22  ex  1885  ent- 
halten. 

Für  nichtaktive  Gagisten  des  k.  und  k.  Heeres    (Kriegsmarine), 

sowie  der  k.  k.  Landwehr  sind 
die  bezüglichen  Vorschriften  im  §  6     bezw.    betreffend    die     nichtaktiven 
der  VS^ehrvorschriften  IV.  Teil  Gagisten  der  königlich  ungarischen 

Landwehr    im    §  5    der    Wehrvor- 
schriften, rV.  Teil  für  die  königlich 
ungarische  Landwehr 
enthalten,  welcher  lautet: 

§  6  (bezw.  §  5). 
Reisen. 

1.  Bei  Reisen  der  Gagisten  in  der  Reserve  (See wehr)  gelten  die  für 
Civilpersonen  bestehenden  Vorschriften,  es  sind  daher  zur  Erteilung  von 
Reisebewilligungen  an  dieselben,  nur  die  betreffenden  Civilbehörden  befugt. 

In  den  Reiseurkunden  wird  die  Militäreigenschaft  der  Gagisten  in 
der  Reserve  (Seewehr),  in  jenen  für  das  Ausland  überdies  der  Zusatz  auf- 
genommen, daß  sich  zum  Tragen  der  Militäruniform  im  Auslände,  mit  der 
besonderen  Bewilligung  des  Reichs-  (gemeinsamen)  Kriegsministeriums 

bezw.  des  königlich  ungarischen  Lan- 
desverteidigungsministers 
auszuweisen  ist  (§  9  der  „besonderen  Bestimmungen"). 

2.  Reisen  in  der  österr.-ungar.  Monarchie  und  nach  Bosnien  und  der 
Herzegowina  unterliegen,  hinsichtlich  ihrer  Dauer  und  des  Zieles  aus  Ur- 
sache der  Wehrpflicht  der  Betreffenden  keinen,  jene  in  das  Ausland  und 
zur  See,  den  in  den  nachfolgenden  Punkten  enthaltenen  Beschränkungen. 

3.  Reisepässe  in  das  Ausland,  bezw.  Seereisebewilligungen  (Seedienst- 
er)  können  erteilt  (bezw.  bei  den  hiezu  berufenen  Oberbehörden  bean- 

werden: 
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a)  den  bis  zum  Präsenzdienste  beurlaubten  Medikamenten-  und  tierärzt« 
liehen  Praktikanten; 

b)  Berufsseeleute  der  Reserve  für  lange  Fahrt  bis  zu  dem  Zeitpunkte 
der  nächsten  periodischen  Waffenübung,  an  welcher  sie  teilzunehmen  haben, 
daher  auf  die  Daner  von  längstens  2  Jahren  (bezw.  bei  der  königlich  un- 
garischen Landwehr  auf  die  Dauer  von  längstens  3  Jahren),  jenen  der  See- 
wehr für  die  gesamte  Dauer  dieses  Dienstverhältnisses,  allen  anderen  6a- 
gisten  in  der  Reserve  (Seewehr),  nur  bis  zum  nächsten  Hanptrapport  oder 
bis  zur  nächsten  Waffenübuog,  somit  längstens  auf  die  Dauer  1  Jahres, 
darüber  hinaus  nur  bis  zu  2  Jahren  aber  nur  dann,  wenn  die  Enthebung 
des  Betreffenden  von  der  Teilnahme  an  dem  Hauptrapporte  oder  von  der 
Waffenübung,  durch  die  kompetente  Militäi'behörde  bewilligt  worden  ist 

4.  Die  mit  Seereisebewilligung  oder  mit  Reisepässen  Beteilten  bleiben 
auch  während  der  Dauer  der  Reise  verpflichtet,  einer  an  sie  ergehenden 
Einberufung  ungesäumt  Folge  zu  leisten. 

5.  Der  in  das  Ausland  reisende  Gagist  in  der  Reserve  (Seewehr)  darf 
nicht  in  dem  Reisepasse  eines  anderen  als  Begleiter  aufgeführt  ei^scheinen, 
sondern  muß  mit  einer  eigenen,  auf  seine  Person  lautenden  Reiseurkunde 
versehen  sein. 

6.  Ist  eine  allgemeine  oder  teilweise  Mobilisierung  verfügt,  so  werden 
Reisepässe  und  Seereisebewilligungen  an  Gagisten  in  der  Reserve  (Seewehr) 
nicht  erteilt,  und  es  ist  ein  mit  einer  derartigen  Reiseurkunde  etwa  bereits 
versehener  Gagist  in  der  Reserve  (Seewehr)  an  der  Grenze  der  Monarchie, 
beziehungsweise  Bosniens  und  der  Herzegowina,  zurückzuweisen,  beziehungs- 
weise dessen  Einschiffung  nicht  zu  gestatten,  falls  derselbe  nicht  eine 
spezielle  Erlaubnis  seiner  vorgesetzten  Behörde  aufweisen  könnte. 

7.  Alle  im  Auslande  abwesenden  Personen  des  Heeres  (der  Kriegs- 
marine) haben  die  Verpflichtung,  sobald  es  in  der  Öffentlichkeit  bekannt 
wird,  daß  die  Monarchie  von  einem  Kriege  nahe  bedroht  und  die  Einbe- 
rufung der  Reserve  erfolgt  ist,  ohne  eine  Einberufung  abzuwarten,  unver- 
züglich in  die  Heimat  zurückzukehren  (Wehrgesetz  §  63). 

Die  vorgeschriebenen  Vidierungen  von  Reisepässen  der  auf  kurze  Zeit 
Beurlaubten,  sowie  von  Militärpässen  der  dauernd  Beurlaubten  und  Reserve- 
männer, der  k.  und  k.  Vertretungsbehörden  im  Auslande,  haben,  wie  bereits 
im  Absätze  IT  angedeutet  wurde,  gebürenfrei  zu  erfolgen. 

Nach  Tarifpost  50,  G,  II  b,  Absatz  1,  Abteilung  II  des  allgemeinen 
Konsulargebüren-Tarifes  vom  Jahre  1902  sind  im  aUgemeinen'alle  Konsular- 
Amtshandlungen  für  Angehörige  des  Heeres  und  der  Kriegsmarine  oder  der 
beiden  Landwehren  oder  des  Landsturmes,  jedoch  nur  in  Dienstesangelegen- 
heiten, gebührenfrei. 

Welche  besonderen  Verpflichtungen  reisenden  Militärpersonen  bezüg- 
lich der  An-  und  Abmeldung  der  Einrückung  etc.  obliegen,  ist  aus  den 
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besonderen   hierüber   an   die  k.  und  k.  Yertretungsbehörden  ergangenen 
Instruktionen  zu  entnehmen. 


Die  Bestimmungen  über  die  Beschränkung  Landsturmpflichtiger  be- 
züglich ihrer  Entfernung  in  das  Ausland  zur  Zeit  der  Aufbietung  des  Land* 
Sturmes  sind  in  §  33,  Punkt  160  und  161  der  Verordnung  des  k.  k.  Mi- 
nisteriums für  Landesverteidigung  vom  20.  Dezember  1889,  R.  G.  B.  Nr.  193, 
beziehungsweise  im  §  8  der  Vorschrift,  betreffend  den  Landsturm  in  den 
Ländern  der  ungarischen  Krone,  enthalten. 

Die  gleichlautenden  Bestimmungen  für  Tirol  und  Vorarlberg  sind  in 
der  dortigen  Landesgesetzgebung  enthalten. 

11.  Paßvorsehriftcn  fOr  die  Millt&rtaxpfllchtlgen. 

An  Militärtaxpflichtige  darf  erst  nach  vorläufiger  Einvernahme  der 
Heimatbehörde  ein  Paß  ausgestellt  werden. 

Militärtaxpflichtige  sind  im  allgemeinen  die  körperlich  Dienstuntaug- 
lichen und  jene  Individuen,  welche  aus  einem  gesetzlichen  Titel  die  Be- 
freiung von  der  Präsenzdienstpflicht  genießen,  von  ihrem  21.  bis  zum  vollen- 
deten 33.  Lebensjahre  (Gesetz  vom  13.  Juni  1880,  R.  G.  B.  Nr.  70,  und 
Ungar.  Gesetzartikel  XXVII  vom  Jahre  1880,  s.  Novellen). 

Die  Taxpflicht  erstreckt  sich: 

a)  bei  denjenigen,  welche  wegen  Nichttauglichkeit  zum  Kriegsdienste 
in  der  Stellangsliste  gelöscht,  beziehungsweise  für  waffenunfähig 
erklärt,  oder  in  Gemäßheit  der  vor  der  Wirksamkeit  des  Wehr- 
gesetzes vom  Jahre  1889  bestandenen  Wehrvorschriften  in  der 
letzten,  Stellungspflichtigen  Altersklasse  oder  nach  dem  Austritte 
aus  derselben  zurückgestellt  wurden,  auf  jedes  der  Wehrpflicht- 
dienstjahre, welches  der  Betreffende  in  dem  Falle  zurückzulegen 
haben  würde,  wenn  er  zur  Zeit  der  Löschung  aus  der  Stellungs- 
liste oder  seiner  W^affenunfähigerklärung  oder  in  der  letzten  Stel- 
lungspflichtigen Altersklasse,  statt  zurückgestellt,  assentiert,  oder 
wenn  er  nicht  entlassen  worden  wäre; 

b)  bei  den  Befreiten  und  den  auf  Grund  gesetzlicher  Bestimmungen 
oder  wegen  eingetretener  Dienstuntauglichkeit  vor  vollendeter  Dienst- 
pflicht aus  dem  Militärverbande  Entlassenen  auf  jedes  der  Wehr- 
pflichtdienstjahre, in  welchem  der  Befreiungs-,  beziehungsweise  Ent- 
lassungstitel besteht; 

c)  bei  den  auswandernden  Wehrpflichtigen  auf  jedes  Jahr  der  Wehr- 
pflicht, welches  der  Betreffende  tatsächlich,  oder  wenn  er  kriegs- 
diensttauglich befunden  worden  wäre,  noch  zurückzulegen  haben 
würde. 
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Erstreckt  sich  die  Gültigkeitsdauer  einer  Reisebewilligang  für  das 
Ansland  aber  jene  Zeit  hinaas,  in  welche  die  regelmäßige  Bemessung  und 
Einhebung  der  Militärtaze  fällt,  so  hat  die  paßausstellende  Behörde  die 
Bemessung  und  Einhebung  der  Militärtaxe  für  jedes  in  die  Gültigkeitsdauer 
des  Reisepasses  fallende  Taxjahr  vor  der  Aushändigung  des  Auslandspasses 
zu  veranlassen. 

Wenn  für  einen  Militärtaxpflichtigen  um  die  Bewilligung  zur  Reise 
in  das  Ausland  unter  solchen  umständen  angesucht  wird,  welche  die  Ab- 
sicht einer  Auswanderung  erkennen  lassen,  so  haben  die  betreffenden  Be- 
hörden die  Ausfolgung  der  Reisebewilligung  von  der  Erledigung  der  Militär- 
taxe für  sämtliche,  noch  zurückzulegende  Jahre  der  gesetzlichen  Wehrpflicht- 
dauer abhängig  zu  machen. 

Die  Taxpflicht  trifft  subsidiär  auch  die  Eltern,  beziehungsweise  Groß- 
elteiTi,  sowie  die  Wahleltern  der  Wehrpflichtigen,  und  zwar  nach  jener 
Reihenfolge,  in  welcher  und  insolange,  als  dieselben  nach  bürgerlichem 
Rechte  für  den  Unterhalt  ihrer  Kinder,  beziehungsweise  Enkel  oder  Wahl- 
kinder, zu  sorgen  haben. 

Die  Taxpflicht  tritt  jedoch  nur  in  dem  Falle  und  für  solche  Dauer 
ein,  als  die  unmittelbar  Taxverpflichteten  kein  zu  ihrem  Unterhalte  aus-» 
reichendes  Vermögen  oder  Einkommen  besitzen,  und  ihr  Unterhalt  aus- 
schließlich oder  doch  zum  gi-ößten  Teile  von  einer  der  oben  als  taxpflichtig 
bezeichneten  Personen  bestritten  wird. 

An  Taxpflichtige  können  daher  seitens  der  k.  und  k.  Vertretungs- 
behörden Pässe  nur  dann  ausgestellt  werden,  wenn  sich  die  Betreffenden 
über  die  vorherige  Entrichtung  ihrer  Militärtaxe  ausweisen,  andernfalls 
sind  die  Paßgesuche  dieser  Individuen  zum  Zwfecke  der  Bemessung  der 
Militärtaxe  resp.  Bekanntgabe  des  vom  Paßwerber  vorher  zu  erlegenden 
Betrages  an  die  kompetente  Heimatbehörde  zu  leiten. 


Sechster  Abschnitt. 

Vorschriften,  betreffend  das  Vorgehen  der  österrelchfsch- 

nngarisehen  diplomatischen  Missionen  und  Konsiüarämter 

bei  Ausstellung  von  Leichenpässen. 

Im  Jahre  1893  haben  die  Regierungen  der  beiden  Staatsgebiete  der 
Monarchie  eine  besondere  Instruktion  betreffend  die  Ausstellung  von  Leichen- 
pässen seitens  der  k.  und  k.  diplomatischen  Missionen  und  Konsularämter 
erlassen,  welche  mit  Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom 
6.  Juni  1893,  Z.  35711/11  ex  1893  den  österr.-ungar.  Vertretungsbehörden 
zur  Damachachtung  mitgeteilt  wurde. 

lialfatti,  Konsularwesen.    I.  17 
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Im  Sinne  des  gedachten  Circulares  sind  sämtliche  diplomatische  Mis- 
sionen, mit  Ausnahme  jener  im  Deutschen  Reiche,  sowie  die  k.  und  k. 
Generalkonsulate  und  Konsulate  in  Europa,  mit  Ausnahme  jener  im  Deutschen 
Eeiche,  femer  die  effektiven  k.  und  k.  Eonsularämter  in  den  außereuropäischen 
Ländern»  sowie  die  in  letzteren  Gebieten  bestehenden  Honorar-General- 
Konsulate  berechtigt,  Leichenpässe  nach  dem  vorgeschriebenen  Formulare 
auszustellen. 

Die  Ausstellung  eines  Leichenpasses  erfolgt  durch  die  betreffende  k. 
und  k.  Mission  selbst  nur  dann,  wenn  sich  in  der  bezüglichen  Hauptstadt 
kein  Konsularamt  befindet,  welches  zur  Vornahme  dieser  Amtshandlungen 
berufen  ist. 

Den  k.  und  k.  diplomatischen  Missionen  wurde  es  anheimgestellt,  einem 
oder  dem  anderen  unterstehenden  Konsnlaramte  etwa  noch  besondere 
Weisungen  im  Gegenstande  zugehen  zu  lassen. 

Die  obgedachte  Instruktion  enthält  folgende  Bestimmungen: 

1.  Jede  Leiche,  welche  aus  dem  Auslande  nach  Österreich-Üngam 
überführt  oder  durch  das  Gebiet  der  österr.-ungar.  Monarchie  transportiert 
werden  soll,  muß  zur  zollfreien  und  ungehinderten  Transportierung  durch 
einen  Leichenpaß  nach  dem  vorgeschriebenen  Formulare  gedeckt  sein. 

2.  Zur  Ausstellung  dieser  Leichenpässe  sind  Kraft  des  den  k.  und 
k.  Konsularämtern  von  dem  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  im  Einver- 
nehmen mit  den  Ministerien  des  Innern  und  der  Finanzen  der  beiden 
Staatsgebiete  der  Monarchie  eingeräumten  Befugnisses  gewisse  k.  und  k. 
Konsularämter  ermächtigt. 

3.  Die  Ausstellung  des  Leichenpasses  erfolgt  auf  Grund  der  von  der 
kompetenten  Behörde  des  Sterbeortes  erteilten  Leichentransportbewilligung, 
des  amtlichen  Totenscheines  und  einer  vom  Amtsarzte  beglaubigten  ärzt- 
lichen Bescheinigung,  welche  bestätigt,  daß  der  Tod  der  zu  transportierenden 
Person  nicht  infolge  einer  ansteckenden  Krankheit  erfolgt  ist.  Alle  diese 
Belege  sind  dem  Leichenpaß  anzuschließen.  Außerdem  ist  eine  ämtliche 
Bestätigung  über  die  vorschriftsmäßige  Versargung  der  Leiche  dem  Leichen- 
passe beizugeben. 

4.  Für  die  Versargung  und  Verpackung  der  Leichen  behufs  des 
Transportes  nach  oder  durch  Österreich-Ungarn  gelten  nachstehende  Be- 
stimmungen: 

a)  Wenn  ein  länger  dauernder  Transport  (durch  eine  Woche  oder  darüber) 
bevorsteht,  muß  die  Leiche  konserviert  (balsamiert)  worden  sein.  In 
heißer  Jahreszeit  kann  nach  Umständen  die  Konservierung  der  Leiche 
auch  für  eine  Transportzeit  unter  einer  Woche  gefordert  werden. 

b)  Bei  einer  kürzeren  Transportdauer  ist  die  Leiche  in  einem  doppelten 
Sarge  zu  verwahren,  und  darin  mittels  Gurten  zu  befestigen.  Jeder 
dieser  Särge  muß  entweder  vom  harten  Holze  und  im  Innern  allent- 
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halben  gut  ausgepicht  oder  von  Metall  sein.  Der  innere  Sarg  muß 
luftdicht  geschlossen,  bezw.  verpicht  oder  verlötet  sein;  der  äußere 
Sarg  muß  allenthalben  gut  schließen.  Der  Doppelsarg  muß  überdies 
in  eine  Holzkiste  eingeschlossen  werden. 

5.  Der  Leiche  ist  ein  eigener  Begleiter  beizugeben,  welcher  nebst 
seiner  Reiselegitimation  auch  die  vorangefiihrten  Leichentransportdokumente 
bei  sich  zu  führen  hat. 

6.  Von  dem  Anlangen  einer  Leiche  an  der  Grenze  der  österr.-ungar. 
Monarchie  sind  die  betreffenden  Grenzbehörden  seitens  des  k.  und  k.  Kon- 
sularamtes  auf  dem  kürzesten  Wege  zu  verständigen. 

7.  Leichen  von  Personen,  die  im  Verlaufe  einer  der  nachbenannten 
Krankheiten:  Blattern,  Scharlach,  Flecktyphus,  Diphtherie,  Cholera,  Gelb- 
fieber oder  Pest  gestorben  sind,  dürfen  nur  mit  besonderer  Bewilligung 
des  Ministeriums  des  Innern  jenes  Staatsgebietes  der  Monarchie,  nach  welchem, 
bezw.  durch  welches  der  Leichentransport  geht,  und  in  der  Begel  erst 
dann  überfuhrt  werden,  wenn  vom  Tage  des  Todes  an  gerechnet,  wenigstens 
zwei  Jahre  verflossen  sind. 

Hier  folgt  das  vorgeschriebene  Formulare  eines  Leichenpasses. 

K.  und  k.  österr.-ungar.  Leichenpaß. 

Nachdem  vom  gefertigten  k.  und  k.  (General-)  Konsulate  in die 

zollfreie  und  ungehinderte  Transportierang  der  im  doppelten  Sarge  und  einer  Holz- 

{des 
,      am zu 

verstorbenen  N.  N welche  von  da  mittels über  ....  nach  .... 

zur  Beerdigung  überfdhit  werden  soll,  insoweit  es  die  beiden  Staatsgebiete  der 
österr.-ungar.  Monarchie  betrifft,  unter  Begleitung  des  mit  einem  eigenen  Beise- 

dokumente  versehenen  N.  N und  gegen  gehörige  Beobachtung  der  nötigen 

sanitätspolizeilichen  Vorsichten  bewilligt  worden  ist,  so  werden  hiemit  alle,  an  den 
Orten,  durch  welche  diese  Leiche  zu  passieren  hat,  befindlichen  Civil-  und  Militär- 
behörden ersucht,  dieselbe  gegen  Vorweisung  dieses  vom  heutigen,  unten  angesetzten 
Tage  auf  einen  Monat  giltigen  Passes  frei  ungehindert  passieren  zu  lassen  und 
diesem  Transporte  den  möglichsten  Vorschub  zu  leisten. 

am 

Der  k.  und  k.  (General-)  Konsul. 
(Konsulatssiegel). 

Betreffs  des  Deutschen  Reiches  gelten  hinsichtlich  der  Ausstellung  vqn 
Leichenpässen  besondere  Bestimmungen.  Schon  früher  war  mit  dem  Deutschen 
Reiche  ein  diesfäUiges  Übereinkommen  getroffen,  welches  am  1.  April  1890 
in  Kraft  getreten  ist  (Circulare  des  k.  u.  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom 
13.  März  1890,  Z.  1417/9).  Die  in  demselben  enthalteueii,  auf  die  wechsel- 
seitige Anerkennung  von  Leichenpässen   bezüglichen  HauptbestiniiiiuDgen 

17* 
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sind  folgende:  Leichenpässe,  welche  von  einer  zuständigen  Behörde  im 
Deatschen  Beiche  ausgestellt  sind,  werden  in  beiden  Staatsgebieten  der 
österr.-ungar.  Monarchie,  und  Leichenpässe,  welche  von  einer  zuständigen 
Behörde  eines  der  beiden  Staatsgebiete  der  österr.-ungar.  Monarchie  aus- 
'gestellt  sind,  werden  im  Deutschen  Reiche  fdr  die  Zulassung  der  Leiche 
inr  Beförderung  auf  Eisenbahnen  als  gültig  anerkannt 

Die  Leichenpässe  mttssen  jedoch  nach  einem  bestimmten  Formulare 
ausgefertigt  werden.  Der  Leichenpaß  darf  nur  für  eine  solche  Leiche  er- 
teilt werden,  über  welche  die  nachstehenden  Ausweise  geliefert  worden  sind: 
a)  eine  ämtliche  Sterbeurkundc,  b)  eine  Bescheinigung  des  beamteten  Arztes 
über  die  Todesursache,  sowie  darüber,  daß  seiner  Überzeugung  nach  der 
Beförderung  der  Leiche  gesundheitliche  Bedenken  nicht  entgegenstehen. 

Wenn  der  Verstorbene  in  der  tödlich  gewordenen  Krankheit  von 
einem  anderen  Arzte  behandelt  wurde,  so  hat  der  beamtete  Arzt  den  letzteren 
vor  Ausstellung  der  Bescheinigung  betreffs  der  Todesursache  zu  hörfn. 
c)  Ein  Ausweis  über  die  vorschriftsmäßig  erfolgte  Einsargung  der  Leiche. 
Dieselbe  muß  nämlich  in  einem  hinlänglich  widerstandsfähigen  Metallsarge 
luftdicht  eingeschlossen  und  letzterer  von  einer  hölzernen  Umhüllung  so 
umgeben  sein,  daß  jede  Verschiebung  des  Sarges  innerhalb  der  Umhüllung 
verhindert  wird.  Näheres  hierüber  in  dem  bezüglichen  Übereinkommen 
(siehe  Konsular-Normalien,  II.  Band  Nr.  IX). 

Wenn  der  Tod  im  Verlaufe  einer  der  nachstehend  benannten  Krankheiten : 
Pocken,  Scharlach,  Flecktyphus,  Diphtherie,  Cholera,  Gelbfieber  oder  Pest 
erfolgt,  so  darf  der  Leichenpaß  nur  dann  erteilt  werden,  wenn  mindestens 
ein  Jahr  nach  dem  Tode  verstrichen  ist. 

Die  Leiche  muß  von  einer  zuverlässigen  Person  begleitet  sein.  Die 
Beförderung  der  Leichen  auf  den  Eisenbahnen  erfolgt  nach  den  in  jedem 
Lande  hiefür  bestehenden  Vorschriften.  (Betreffs  des  oberwähnten  Leichen- 
paß-Formulares  siehe  Konsular-Normalien,  II.  Band  Nr.  IX.) 

Es  muß  schließlich  noch  erwähnt  werden,  daß  für  die  Ausstellung 
eines  konsularamtlichen  Leichenpasses  die  Gebür  für  die  Eingabe  inbegriffen 
nach  Tarifpost  31,  Abth.  IL  D.  des  allgemeinen  Konsulargebüren-Tarifes 
vom  Jahre  1902  die  Gebür  von  48  Kronen  zu  entrichten  ist. 

Die  oberwähnte  allgemeine  Instruktion  betreffend  die  Ausstellung  von 
Leichenpässen  findet  ihre  Anwendung  auch  auf  die  Überführung  von  ex- 
humierten Gebeinen  (Erlaß  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom 
5.  September  1893,  Z.  29780  11). 
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Siebenter  Abschnitt. 

Obliegenheiten  und  Befugnisse  der  österreichisch -unga- 
rischen Vertretungsbehörden  Im  Auslande  In  Ansehung 
der  auf  die  Erfüllung  der  Wehrpflicht  Bezug  habenden 
gesetzlichen  Bestimmungen,  sowie  betreffend  die  Evldent- 
haltung  der  Wehrpflichtigen. 

Die  gesetzlichen  Bestimmungen,  welche  sich  auf  die  Erfüllung  der 
^\'ehrpflicht,  beziehungsweise  die  Evidenthaltung  der  im  Auslande  befind- 
lichen, wehrpflichtigen,  österreichischen  oder  ungarischen  Staatsangehörigen 
seitens  der  k.  und  k.  österr.-ungar.  diplomatischen  Missionen  und  Eonsular- 
ämter  beziehen,  sind  in  den  Wehrvorschriften  vom  Jahre  1889,  L,  11., 
in.  und  IV.  Teil,  insbesondere  in  den  „Weisungen"  für  die  k.  und  k. 
Missionen  und  Konsularämter  (Beilage  V  zu  §  108  der  Wehrvorschriften, 

I.  Teil),  sowie  im  „Anhang"  zu  den  gedachten  Weisungen  (Subbeilage  zur 
Beilage  V  der  Wehrvorschriften  I.  Teil),  und  endlich  in  den  diesbezüg- 
lichen Circularien  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  enthalten.  (Siehe 

II.  Band,  Konsular-Normalien.)  Die  Paß  Vorschriften  für  alle  Kategorien 
wehrpflichtiger  Personen  sind  im  fünften  Abschnitte,  IV.  Teil  dieses  Bandes 
enthalten. 

1.  Verfahren  mit  den  im  Auslande  sieh  aufhaltenden  Stellungspflich- 
tigen im  allgemeinen. 

Stellungspflichtige,  welche  als  im  Auslande  bleibend  ansässig  anzu- 
sehen sind,  und  in  besonders  rücksichtswürdigen  Fällen  auch  solche,  welche 
sich  im  Auslande  längere  Zeit,  z.  B.  zu  Studienzwecken,  aufhalten,  können 
von  dem  Erscheinen  vor  einer  Stellungskommission  enthoben  werden,  wenn 
sie  mittelst  Zeugnissen,  welche  von  dem  Arzte  einer  k.  und  k.  diplomatischen 
Mission  (Konsularamt)  im  Auslande,  oder  einem  anderen  von  dieser  Mission 
hiezu  bestimmten  Arzte  ausgestellt  und  von  derselben  bestätigt  sein  müssen, 
nachweisen,  daß  sie  mit  Körpergebrechen  behaftet  sind,  ursächlich  welcher 
auf  „Zurückstellen",  „Waffenunfähig"  oder  „Löschen''  zu  erkennen  ist 
(§  108—1  der  Wehrvorschriften,  I.  Teil). 

Im  nachstehenden  ist  der  Vorgang  erörtert,  welcher  seitens  der  k. 
und  k.  diplomatischen  Missionen  und  Konsularämter  zu  beobachten  ist,  wenn 
bei  denselben: 

a)  Stellungspflichtige    um    die    Enthebung  vom   Erscheinen  vor    einer 
Stellungskommission  ansuchen,  oder 

b)  im  Auslande  bleibend  ansässige  Angehörige  eines  Stellungspflichtigen, 
oder  eines  im  Heere  (Kriegsmarine)  oder  in  der  Landwehr  dienenden 
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Wehrpflichtigen  um  die  Begünstigung  als  Familienerhalter  auf  Grund 

des  §  34  des  Wehrgesetzes  einschreiten. 

Ansuchen  um  Enthebung  vom  Erscheinen  vor  einer  Stellungskom- 
mission können  nur  seitens  der  im  Auslande  bleibend  ansässigen  Stellungs- 
pflichtigen, ferner  von  den  im  Auslande  studierenden  Theologen,  endlich  in 
besonderen,  rücksichtswürdigen  Fällen  auch  von  solchen,  welche  sich  im 
Auslande  längere  Zeit  z.  B.  zu  Studienzwecken  aufhalten,  gestellt  werden. 

Diese  Ansuchen  sind  von  den  erwähnten  Stellungspflichtigen  in  der 
Begel  spätestens  bis  1.  Jänner  jenes  Jahres,  in  welchem  sie  zur  Stellung 
berufen  sind,  bei  den  k.  und  k.  Vertretungsbehörden  einzubringen. 

Als  bleibend  ansässig  im  Auslande  ist  jener  Stellungspflichtige  anzu- 
sehen, welcher  nachweist,  daß  er  daselbst: 

a)  Eigentümer  oder  Pächter  eines  von  ihm  selbst  verwalteten  Gutes, 
oder  eines  von  ihm  selbständig  betriebenen  Geschäftes  ist,  oder 

b)  seit  längerer  Zeit  im  gemeinschaftlichen  Haushalte  bei  seinen  An- 
gehörigen lebt,  oder 

c)  seit  längerer  Zeit  seinen  Erwerb  findet. 

Die  von  den  Theologen  eingebrachten  Ansuchen  sind  unter  allen  Um- 
ständen von  den  k.  und  k.  Vertretungsbehörden  in  Verhandlung  zu  nehmen, 
die  Gesuche  der  übrigen  vorbezeichneten  Stellungspflichtigen  jedoch  nur 
dann,  wenn  dieselben  infolge  Krankheit  absolut  unfähig  wären,  eine  Reise 
zu  unternehmen,  oder  wenn  sie  die  Reise  bis  zur  nächsten  Stellungskom- 
mission nur  mit  großem  Zeitaufwande  oder  mit  unerschwinglichen  Kosten 
bewerkstelligen  könnten. 

Liegt  dem  Aufenthaltsorte  des  Stellungspflichtigen  ein  Stellungsort 
näher  als  der  Sitz  einer  k.  und  k.  Vertretungsbehörde,  so  hat  der  Stellungs- 
pflichtige vor  der  betreffenden  Stellungskommission  zu  erscheinen.  Den 
Stellungskommissionen  des  Inlandes  sind  in  dieser  Beziehung  auch  jene  in 
Bosnien  und  der  Herzegowina  gleichzuhalten. 

Bei  offenkundig  untauglichen  Stellungspflichtigen  entfallen  die 
oben  angeführten  Bedingungen,  und  es  sind  die  diesfälligen  Ansuchen  ohne 
Ausnahme  in  Verhandlung  zu  nehmen. 

Als  „offenkundig  untauglich"  sind  nui*  jene  Stellungspflichtigen  zu 
behandeln,  welche  mit  einem  der  nachstehenden  Gebrechen  behaftet  sind, 
und  zwar: 

Mangel  eines  Fußes  oder  einer  Hand; 

Erblindung  beider  Augen; 

Taubstummheit: 

Kretinismus; 

Gerichtlich  erklärter  Irrsinn,  Wahnsinn  oder  Blödsinn. 

Die  Einleitung  der  Verhandlung  über  die  vorbezeichneten  Ansuchen 
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obliegt  den  k.  und  k.  diplomatischen  Missionen  und  nur  dort,  wo  solche 
nicht  aufgestellt  sind,  den  k.  und  k.  Eonsularämtern. 

Im  Mobilisierungsfalle  haben  die  in  den  nachfolgenden  Punkten  2  und 
4  bezeichneten,  tauglichen  und  mindertauglichen  Stellungspflichtigen  unbe- 
dingt sofort  vor  der  zuständigen  Stellungskommission  zu  erscheinen. 

2.  Ansuchen  um  Enthebung  Tom  Erscheinen  Tor  der  Stellungs- 
kommission  der  im  Auslande  bleibend  ansässigen,  dann  zu  Studien- 
zwecken u.  s.  w.  sich  aufhaltenden  Stellungspflichtigen  ausschlieBlich 

der  Theologen. 

Den  Ansuchen  um  Enthebung  vom  Erscheinen  vor  der  Stellungs- 
kommission, welche  von  den  im  Auslande  bleibend  Ansässigen,  dann  von 
den  zu  Studienzwecken  etc.  im  Auslande  sich  aufhaltenden  Stellungspflich- 
tigen eingebracht  werden,  ist  seitens  der  k.  und  k.  Vertretungsbehörde  ein 
Protokoll  anzuschließen,  welches  über  den  Stellungspflichtigen  folgende 
Daten  zu  enthalten  hat: 

a)  den  Vor-  und  Zunamen; 

b)  das  Geburtsjahr; 

c)  den  Geburtsort,  das  Geburtsland,  sowie  die  Gemeinde  und  den  poli- 
tischen Bezirk,  in  dem  derselbe  heimatsberechtigt  (zuständig)  ist; 

d)  den  Beweis  der  Identität,  welcher  erbracht  ist: 

wenn  der  Stellungspflichtige  persönlich  der  k.  und  k.  Vertretungs- 
behörde bekannt  ist,  oder 

wenn  derselbe  sich  durch  seine  Beiseurkunde  und  durch  mindestens 
einen  glaubwürdigen,  der  k.  und  k.  Vertretungsbehörde  persönlich 
bekannten  Zeugen  legitimiert; 

e)  den  Nachweis,  daß  der  Stellungspflichtige  in  seinem  Aufenthaltsorte 
im  Auslande  als  bleibend  ansässig  anzusehen  sei,  oder  sich  aus  sonst 
berücksichtigungswürdigen  Gründen,  z.  B.  zu  Studienzwecken,  im  Aus- 
lande aufhält; 

f)  die  Angabe  des  Gebrechens,  mit  welchem  sich  der  Stellungspflichtige 
behaftet  glaubt;  schließlich 

g)  allfällige  besondere  auf  den  speziellen  Fall  bezügliche  Bemerkungen. 
Das  Protokoll  ist  vom  Bittsteller  und  von  der  k.  und  k.  Vertretungs- 
behörde zu  fertigen. 

Der  Bittsteller  hat  nur  die  dem  Arzte  als  Honorar  zufallende  Taxe, 
deren  Bemessung  nach  dem  ortsüblichen  ärztlichen  Honorar  den  k.  und  k. 
Vertretungsbehörden  überlassen  bleibt,  zu  erlegen,  sonst  aber  keine  weitere 
Vergütung  zu  leisten. 

Nach  Erlag  dieser  Taxe  ist  von  Seite  der  k.  und  k.  Vertretungs- 
behörde die  ärztliche  Untersuchung  durch  ihren  oder  den  eigens  hiezu  zu 
bestellenden  Arzt  anzuordnen. 
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Die  ärztliche  üntersnchung  hat  in  Gegenwart  eines  Mitgliedes  der 
k.  und  k.  Vertretungsbehörde  (wo  ein  Militär-Attachö  sich  befindet,  in  Ge- 
genwart desselben)  unter  strenger  Beachtung  der  Bestimmungen  der  Vorschrift 
für  die  ärztliche  Untersuchung  der  Wehrpflichtigen  (Beilage  lU)  zu  erfolgen. 

Vor  der  Untersuchung  ist  dem  Arzte  von  Seite  der  k.  und  k.  Ver- 
tretungsbehörde in  Gegenwart  des  Stellungspflichtigen  mittelst  Handschlages 
das  Gelöbnis  an  Eidesstatt  abzunehmen,  daß  er  sein  Gutachten  nach  bestem 
Wissen  und  Gewissen  abgeben  werde. 

Findet  der  Arzt  den  Untersuchten  mit  Körpergebrechen  behaftet, 
welche  denselben  zum  Militärdienste  derzeit  untauglich,  beziehungsweise 
zum  Waffendienste  untauglich  oder  zu  jedem  Dienste  untauglich  machen 
und  ursächlich  welcher  auf  die  Zurückstellung,  Waffenunfähigkeit  oder 
Löschung  desselben  aus  der  Stellungsliste  zu  erkennen  wäre,  so  hat  er  das 
anwesende  Mitglied  der  k.  und  k.  Vertretungsbehörde  zur  eigenen  Über- 
zeugung darauf  aufmerksam  zu  machen,  hierauf  das  Gutachten  eigenhändig 
auszufertigen,  in  demselben  die  vorgefundenen  Gebrechen  detailliert  zu 
beschreiben,  und  auf  die  bezüglichen  Punkte  der  Verzeichnisse  C  oder  D 
der  Subbeilage  2  der  Vorschrift  für  die  ärztliche  Untersuchung  der  Wehr- 
pflichtigen hinzuweisen. 

Das  ärztliche  Zeugnis  ist  durch  das  anwesende  Mitglied  der  k.  und  k. 
Vertretungsbehörde  mit  folgender  Klausel  zu  versehen: 

„Die   ärztliche   Untersuchung   ist   in    meiner   Gegenwai-t   vorgenommen 
worden." 

Ist  das  vorgefundene  Gebrechen  auch  für  das  anwesende  Mitglied  der 
k.  und  k.  Vertretungsbehörde  erkennbar,  so  ist  der  Klausel  beizufügen: 
„Auch  habe  ich  mich  von  dem  Vorhandensein  des  angeführten  Gebrechens 
persönlich  überzeugt." 

Wenn  das  Gebrechen  dem  anwesenden  Mitgliede  der  k.  und  k.  Ver- 
tretungsbehörde nicht  erkennbar  ist,  oder  dasselbe  gegen  das  ärztliche  Gut- 
achten ein  Bedenken  hegt,  so  ist  dieser  Umstand  statt  des  eben  erwähnten 
Zusatzes  der  Klausel  beizufügen  und  das  Bedenken  zu  begründen. 

Falls  der  Untersuchte  mit  einem  zum  Kriegsdienste  untauglich  machen- 
den Gebrechen  behaftet  ist,  so  hat  die  k.  und  k.  Vertretung-sbehörde  den 
vollständigen  Akt  im  Wege  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  an  das 
betreffende  Landesverteidigungs-Ministerium  zu  übermitteln. 

Ist  der  Untersuchte  „tauglich"  oder  „mindertauglich"  befunden  wor- 
den, so  hat  der  Arzt  den  Befund  im  Protokolle  einzutragen  und  die  k.  und 
k.  Vertretungsbehörde  den  Untersuchten  anzuweisen,  eine  Stellungskommis- 
sion zu  bezeichnen,  bei  welcher  er  sich  der  Stellung  unterziehen  will;  die 
Vertretungsbehörde  bestimmt  zugleich  den  Termin,  bis  zu  welchem  der 
Stellungspflichtige  vor  der  gewählten  Stellungskommission  bei  sonstiger 
^raffolge  zu  erscheinen  hat,  und  folgt  demselben  hierüber  zu  seiner  Legiti- 
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mation  vor  der  Stellungskommission  (W.  V.  L  Teil,  §  101)  eine  amtliche  Be- 
scheinigung ans,  welche  das  Nationale,  die  genaue  Personsbeschreibung  und 
Unterschrift  des  Inhabers  zu  tragen  hat. 

Das  Protokoll  ist  dementsprechend  zu  ergänzen.  Für  die  weitere  Be- 
handlung des  voUständigen  Aktes  gilt  das  oben  Gesagte,  d.  h.  die  Vorlage 
der  Akten  hat  im  Wege  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  zu  er- 
folgen. 

Bei  Prüfung  der  seitens  der  k.  und  k.  Vertretungen  vorgelegten  Ge- 
suche um  Enthebung  im  Auslande  ansässiger  Stellungspflichtiger  vom  Er- 
scheinen vor  der  Stellungskommission  wurde  wiederholt  wahrgenommen,  daß 
einige  k.  und  k.  Missionen  und  Konsularämter  die  bei  der  dortämtlichen 
Untersuchung  „tauglich^  oder  „mindertauglich^  befundenen  Stellungspflich- 
tigen auf  Grund  der  Bestimmung  des  §  2:9  der  Beilage  V  zu  §  108  der  Wehr- 
vorschriften, 1.  Teil  zum  Erscheinen  vor  der  selbstgewählten  Stellungskom- 
mission  an  Tagen  anweisen,  an  welchen  diese  Kommissionen  nicht  amtieren. 

Da  die  Eeisen  solcher  Individuen  in  das  Inland  für  dieselben  mit 
materiellen  Opfern  verbunden  sind,  indem,  abgesehen  von  den  Reisekosten, 
die  zeitweilige  Entfernung  von  ihrem  ständigen  Aufenthaltsorte  zumeist 
einen  empfindlichen  Erwerbsentgang  mit  sich  bringt,  haben  die  k.  und  k. 
Konsularämter  rücksichtlich  der  Festsetzung  des  Stellungstermines  für  die 
vorbezeichneten  Stellungspflichtigen  im  Sinne  der  nachstehenden  Ausfüh- 
rungen vorzugehen. 

Nachdem  die  ständigen  Stellungskommissionen  während  der  Periode 
der  Hauptstellung  (März  und  April)  nicht  amtieren  (§  102:3,  zweiter  Ab- 
satz der  W.  V.,  I.  Teil)  eine  alljährliche  Mitteilung  der  Reise-  und  Geschäfts- 
pläne sämtlicher  ambulanter  Stellungskommissionen  {§  42  der  W.  V.,  I.  Teil) 
an  alle  k.  und  k.  Vertretungen  aber  zu  umständlich  erscheint,  wären  Stel- 
lungspflichtige zum  Erscheinen  vor  der  Stellungskommission  zur  Zeit  der 
Hauptstellung  nur  dann  anzuweisen,  wenn  die  Stellungstage  der  selbst- 
gewählten ambulanten  Stellungskommission  rechtzeitig  in  Erfahrung  ge- 
bracht werden  konnten. 

Den  übrigen  „tauglich"  oder  „mindertauglich"  befundenen  Stellungs- 
pflichtigen wäre  der  Stellungstermin  unter  Rücksichtnahme  auf  die  Bestim- 
mungen des  §  102,  Punkt  3  der  Wehrvorschriften,  I.  Teil  (wonach  die 
ständigen  Stellungskommissionen  mit  Ausnahme  der  Monate  März  und  April 
am  5.  und  20.  eines  jeden  Monats,  im  Monat  August  aber,  infolge  neuerer 
Bestimmung  nur  einmal  und  zwar  am  5.  August  fungieren)  festzusetzen, 
wobei  im  Hinblicke  auf  den  für  den  Assentierten  normierten  Einreihungs- 
tag  (1.  Oktober)  zu  beachten  käme,  daß  in  der  Regel  kein  späterer  Termin 
als  der  20.  September  des  Stellungsjahres  bestimmt  werden  sollte  (Circu- 
lare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  18.  Juli  1893,  Z.  17667/4). 
(Siehe  II.  Band  Konsular-Normalien  Nr.  X.) 
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Die  k.  und  k.  Vertretimgsbehörden  im  Aaslande  haben  mittellose 
Stellungspflichtige,  welche  sich  bei  ihnen  zur  Reise  nach  Östen-eieh-Ungarn 
behn&  Erf&Unng  ihrer  Stellungspflicht  melden,  anzuweisen,  sich  rechtzeitig 
im  Sinne  der  Punkte  1  und  8  des  §  27  der  Wehrvorschriften,  I.  Teil,  der 
Bewilligung  zur  Abstellung  in  dem  ihrem  Aufenthaltsorte  nächstgelegenen 
Stellungsorte  zu  versichern,  wobei  sich  Punkt  2  des  §  101  der  Wehrvor- 
schriften, I.  Teil  bezüglich  des  Zeitpunktes  der  Stellung  im  Delegierungs- 
wege vor  Augen  zu  halten  und  das  notwendige  Einvernehmen  mit  der  in 
Frage  kommenden,  nächsten  politischen  Ergänzungsbehörde  erster  Instanz 
zu  pflegen  wäre  (Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom 
7.  Juli  1894,  Z.  25344/4).    (Siehe  H.  Band,  Konsular-Normalien  Nr.  X.) 

Nachdem  die  Wahrnehmung  gemacht  wurde,  daß  bei  den  k.  und  k. 
Vertretungsbehörden  im  Auslande  hinsichtlich  des  Zeitpunktes,  zu  welchem 
die  delegatorische  Stellung,  beziehungsweise  die  ärztliche  Untersuchung  der 
Stellungspflichtigen  vorgenommen  wird,  eine  sehr  verschiedene,  und  zum 
Teile  dem  Wehrgesetze  nicht  entsprechende  Praxis  geübt  wird,  hat  sich  das  k.  k. 
Ministerium  für  Landesverteidigung  mit  dem  k.  und  k.Reichs-Kriegsministerium 
und  dem  königl.  ungarischen  Landesverteidigungs-Ministerium  in  der  Ansicht 
geeinigt,  daß  grundsätzlich  jene  Amtshandlungen,  welche  den  k.  und  k.  Ver- 
tretungsbehörden gemäß  §  108  der  Wehrvorschriften,  I.  Teil  (respektive 
Beilage  V)  zukommen,  im  Sinne  der  §§  37  und  38  des  Wehrgesetzes,  be- 
ziehungsweise des  §  16  der  besagten  Wehrvorschriften  I.  Teil,  nicht  vor  Be- 
ginn des  Kalenderjahres,  welches  das  betreffende  Stellungsjahr  des  zu  unter- 
suchenden Individuums  darstellt,  vorzunehmen  seien.  Eine  Ausnahme  be- 
züglich der  ärztlichen  Untersuchung  der  Stellungspflichtigen  könnte  nur  dann 
eintreten,  wenn  das  zu  untersuchende  Individuum  offenkundig  untauglich, 
d.  i.  mit  einem  der  im  §  25:4  der  Wehrvor Schriften,  I.  Teil,  beziehungs- 
weise §  1:5  der  Beilage  V  dieser  Vorschriften  bezeichneten  Gebrechen 
behaftet  ist  (Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  13.  Ok- 
tober 1895,  Z.  30633/4).    (Siehe  II.  Band,  Konsular-Normalien  Nr.  X.) 

3.  Ansuchen  um  Enthebung  vom  Erscheinen  vor  der  Stellungs- 
kommlssion  der  im  Auslände  befindlichen  Theologen. 

Dem  Ansuchen  eines  Theologen  um  Enthebung  vom  Erscheinen  vor 
einer  Stellungskommission  ist  ebenfalls  ein  dem  vorerwähnten  gleich  ver- 
faßtes Protokoll  anzuschließen;  dasselbe  muß  den  Nachweis  enthalten,  daß 
der  Betreffende  tatsächlich  im  Auslande  Theologie  studiert. 

Auch  ist  im  Protokoll  eventuell  die  Angabe  zum  Ausdrucke  zu  bringen, 
daß  der  Betreffende  mit  einem  Körpergebrechen  nicht  behaftet  ist.  Theo- 
logen, welche  erklären,  mit  Körpergebreclien  nicht  behaftet  zu  sein,  sind 
ärztlich  nicht  zu  untersuchen. 

Muß  der  Stellungspflichtige  Theologe  der  ärztlichen  Untersuchung 
unterzogen  werden,  weil  er  sich  mit  einem  Körpergebrechen  behaftet  glaubt, 


—    267    — 

so  finden  bei  konstatierter  üntanglichkeit  desselben  die  im  vorhergehenden 
angeführten  Bestimmungen  sinngemäße  Anwendung. 

Wurde  der  untersuchte  Theologe  „tauglich"  oder  „mindertauglich-' 
befunden,  so  gilt  für  die  Übersendung  des  Aktes,  das  oben  Gesagte. 

Die  politische  Bezirksbehörde  (Bezirksbeamte)  übermittelt  den  im 
Dienstwege  erhaltenen  Akt  unter  Anschluß  von  zwei  Auszügen  aus  der 
Stellungsliste  dem  zuständigen  Ergänzungsbezirks -Kommando,  beziehungs- 
weise der  zuständigen  Landwehr- Evidenthaltung  (Begiments-Eommando), 
welches  die  Assentliste  in  zwei  Parien  soweit  als  zulässig  anzufertigen  und 
den  hiedurch  ergänzten  Akt  der  politischen  Bezirksbehörde  (Bezirksbeamten) 
zurückzustellen  hat. 

Letztere  legt  den  vollständigen  Akt  dem  betreffenden  Landesverteidi- 
gungs-Ministerium vor. 

Die  Entscheidung  über  die  Enthebung  der  Stellungspflichtigen  vom  Er- 
scheinen vor  der  Stellungskommission  und  über  die  Zuerkennung  der  Begünsti- 
gung als  Kandidat  (oder  Zögling)  des  geistlichen  Standes  trifft,  wenn  es  sich 
um  einen  zur  Landwehr  entfallenden  Stellungspflichtigen  handelt,  das  Landes- 
verteidigungs-Ministerium, in  allen  übrigen  Fällen  das  Landesverteidigungs- 
Ministerium  im  Einvernehmen  mit  demReichs-(gemeinsamen)Kriegsministerium. 

Das  Landesveileidigungs- Ministerium  weist  sodann  die  betreffenden 
Vertretungsbehörden  im  Wege  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  zur 
Beeidigung  des  Stellungspflichtigen  und  zur  Vervollständigung  und  Unter- 
fertigung der  Assentliste  an.  Dort,  wo  sich  ein  Militär- Attache  befindet, 
ist  diese  Amtshandlung  durch  denselben  zu  bewirken. 

4.  Ansuchen  um  die  Begünstigung  als  Famlllenerhalter. 

Wird  von  den  im  Auslande  bleibend  ansässigen  Angehörigen  eines 
Stellungspflichtigen  um  die  Begünstigung  als  Familienerhalter  (W.  6.  §  34) 
für  denselben  angesucht,  so  hat  die  k.  und  k.  Vertretungsbehörde  den  Stel- 
lungspflichtigen —  wenn  er  sich  gleichfalls  im  Auslande  aufhält  —  vor 
allem  nach  Punkt  2  der  ärztlichen  Untersuchung  zu  unterziehen  und  das 
Gutachten  ausfertigen  zu  lassen.  Das  ebenfalls  aufzunehmende  Protokoll 
muß  auch  den  Beweis  der  Identität  der  in  Betracht  kommenden  männlichen 
Angehörigen  enthalten. 

Dieser  Behörde  obliegt  auch  —  falls  der  Stellungspflichtige  „Taug- 
lich" oder  „Mindertauglich"  befunden  wird  —  die  Konstatierung  der  Er- 
werbsfähigkeit der  in  Betracht  kommenden  männlichen  Angehörigen  durch 
eine  ärztliche  Untersuchung.  Diesbezüglich,  sowie  hinsichtlich  der  Aus- 
fertigung des  ärztlichen  Gutachtens  finden  die  einschlägigen  Bestimmungen 
des  Punkt  2  sinngemäße  Anwendung.  Sollte  die  ärztliche  Untersuchung 
des  Stellungspflichtigen  und  seiner  in  Betracht  kommenden,  männlichen  An- 
gehörigen mit  Rücksicht  auf  ihre  räumliche  Trennung  nicht  durch  dieselbe 
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Behörde  erfolgen  können,  so  nehmen  die  k.  und  k.  Yertretungsbehörden 
auf  Grund  des  bezüglichen  Ansuchens  mit  der  Partei  das  vorgeschriebene 
Protokoll  auf.  In  dem  Protokolle,  welches  mit  dem  Stellungspfiichtigen 
aufgenommen  wird,  ist  die  Behörde,  bei  welcher  die  Angehörigen  das  Gre- 
such  um  die  Zuerkennung  der  Begünstigung  nach  §  34  des  Wehrgesetzes 
eingebracht  haben,  ersichtlich  zu  machen,  während  in  dem  mit  den  Angehö* 
rigen  aufzunehmenden  Protokolle  der  Aufenthaltsort  des  Stellungspflichtigen, 
dann  die  Vertretungsbehörde  zu  bezeichnen  ist,  bei  welcher  die  ärztliche 
Untersuchung  angesprochen  wird. 

Von  der  Beibringung  der  vorgeschriebenen  Bestätigung  über  die  Un- 
entbehrlichkeit  des  Stellungspflichtigen  durch  den  Gemeindevorsteher  und 
zwei  Gemeindemitglieder  wird  abgesehen;  es  muß  jedoch  der  Nachweis  der 
tatsächlichen  Verhältnisse,  auf  welche  der  Anspruch  als  Familienerhalter 
begründet  wird,  in  dem  Umfange,  wie  derselbe  im  §  56  der  Wehrvor- 
schriften, I.  Teil  festgestellt  und  zur  Beurteilung  der  Gesetzlichkeit  des 
erhobenen  Anspruches  notwendig  ist,  beigebracht  werden. 

Diese  Verhältnisse  müssen,  wenn  sie  der  k.  und  k.  Vertretungsbehörde 
selbst  bekannt  sind,  von  dieser  bestätigt,  sonst  aber  glaubwürdig  nach- 
gewiesen sein. 

Wird  der  Stellungspflichtige  untauglich  befunden,  oder  befindet  er 
sich  im  Inlande,  oder  wurde  er  im  Sinne  des  Punkt  1  an  eine  Stellungs- 
kommission gewiesen,  so  ist  nach  Punkt  2  vorzugehen  und  im  Falle  der 
Untauglichkeit  eventuell  die  Enthebung  vom  Erscheinen  vor  einer  Stellungs- 
Kommission  anzuregen. 

Wurde  der  Stellungspflichtige  tauglich  befunden,  so  gelangen  die  Be- 
stimmungen des  Punktes  2  mit  der  Änderung  in  Anwendung,  daß  der- 
selbe bei  der  ersten  Nachstellung  im  Monat  Oktober  (§  102,  3  der  Wehr- 
vorschriften, I.  Teil)  zu  erscheinen  hat. 

Für  den  Vorgang  im  Falle  der  Einbringung  von  Ansuchen,  welchß 
die  Übersetzung  eines  zum  Heere  (Kriegsmarine)  oder  zur  Landwehr  bereits 
Assentierten  in  die  Ersatzreserve  als  Familienerhalter  betrefi'en,  finden  die 
Bestimmungen,  der  vorstehenden  Punkte  sinngemäße  Anwendung. 

Die  Entscheidung  über  derlei  Gesuche  erfolgt  nach  (instanzenmäßiger) 
Begutachtung  des  Falles  seitens  der  zuständigen  Ergänzungsbehörden  (der 
untersten  Instanz)  durch  das  Landesverteidigungs-Ministerium,  im  Einver- 
nehmen mit  dem  Reichs-  (gemeinsamen)  Kriegsministerium,  wenn  es  sich 
jedoch  um  einen  zur  Landwehr  Entfallenden  handelt,  durch  das  Landes- 
verteidigungs-Ministerium. 

Gemäß  §  102,  3  (und  Nachtrag)  der  Wehrvorschriften,  1.  Teil,  treten 

die  Nacbstellungskommissionen  mit  Ausnahme  der  Monate  März  und  April, 

in  welchen  dieselben  gar  nicht  fungieren,  wie  auch  mit  Ausnahme  des 

K  August,  am  5.  und  20.  jeden  Monates,  und  zwar  nur  an  diesen  Tagen, 
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im  Monate  Mai  jedocli  nach  Bedarf  überdies  am  12.  and  27.,  beziehungs- 
weise, wenn  diese  Tage  auf  Sonn-  oder  Feiertage  fallen,  an  den  darauf- 
folgenden Werktagen  zusammen. 

Die  k.  und  k.  Vertretungsbehörden  haben  die  Stellungspflichtigen  ent- 
sprechend zu  belehren  und  anzuweisen,  um  8  Uhr  früh  des  betreffenden 
Nachstellungstages  vor  der  Assentkommission  zu  erscheinen  (Circulare  des 
k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  22.  November  1900,  Z.  65001/4). 
(Siehe  11.  Band  Konsular-Normalien  Nr.  X.) 

Alle  Eingaben  der  im  Auslande  sich  aufhaltenden  Staatsangehörigen 
beider  Staatsgebiete  der  Monarchie,  sofeme  diese  Eingaben  an  die  k.  und 
k.  Vertretungsbehörden  im  Auslande  gerichtet  sind,  genießen  die  Stempel- 
freiheit —  gleichwie  auch  jene  Eingaben,  welche  seitens  der  k.  und  k. 
Vertretungsbehörden  vidiert  werden  —  diese  letzteren  jedoch  nur  dann,  wenn 
auch  deren  Weiterleitung  an  die  inländischen  Behörden  durch  die  Ver- 
tretungsbehörde erfolgt  (im  Sinne  der  Tarifpost  44  f.  des  österreichischen 
Oebürengesetzes,  beziehungsweise  Post  14  s.  des  ungar.  Gebürentarifes) 
(Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  8.  Juli  1902,  Z.  18644/4). 
(Sielte  n.  Band,  Konsular-Normalien  Nr.  X.) 

5.  Begünstigungen  der  Stellungspflichtigen,  dann  der  niehtaktiven 
Personen  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr,  welche 
in  auBereuropäisehen  Ländern  —  mit  Ausnahme  der  Kttstenlinder 
des  Mittelländischen  und  Schwarzen  Meeres  —  im  Interesse  des  hei- 
mischen Handels  dauernd  tätig  sind,  in  der  ErfQllung  der  Stellungs- 
pflieht  und  der  militärischen  Dienstpflicht 

Im  Einvernehmen  mit  dem  k.  k.  Ministerium  füi*  Landesverteidigung 
und  dem  k.  ungarischen  Landesverteidigungs-Minister  werden  den  Stellungs- 
pflichtigen, dann  den  nichtaktiven  Personen  des  Heeres,  der  Kriegsmarine 
und  der  Landwehr,  welche  in  außereuropäischen  Ländern  mit  Ausnahme 
der  Küstenländer  des  Mittelländischen  und  Schwarzen  Meeres  —  im  In- 
teresse des  heimischen  Handels  tätig  sind,  sei  es,  daß  sie  sich  durch  längere 
Zeit  als  Handlungsreisende  dort  aufhalten  oder  sich  in  Ausübung  ihres 
kaufmännischen  Berufes  daselbst  stabil  niederlassen,  oder  als  Handelsexperten 
bei  den  k.  und  k.  Vertretungsbehörden  angestellt  sind,  und  dies  glaubwürdig 
nachweisen,  in  der  Erfüllung  der  Stellungspflicht  und  der  militärischen 
Dienstpflicht  folgende  Begünstigungen  gewährt: 

a)  Die  Stellungspflichtigen  werden  auf  ihr  Ansuchen  (Beilage  V,  §  2  der 
Wehrvorschriften  I.  Teil)  vom  Erscheinen  vor  einer  Stellungskom- 
mission vom  Landesverteidigungs-Ministerium  im  Einvernehmen  mit 
dem  Reichs-  (gemeinsamen)  Kriegsministerium  auch  dann  enthoben 
werden,  wenn  sie  gelegentlich  ihrer  ärztlichen  Untersuchung  bei  der 
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k.  und  k.  Vertretungsbehörde  „Tauglich"  oder  „Mindertauglich**  be- 
funden werden. 

Für  den  hiebei  einzuhaltenden  Vorgang,  dann  hinsichtlich  der  Be- 
eidigung und  Assentierung  dieser  Stellungspflichtigen  durch  die  k. 
und  k.  Vertretungsbehörde  hat  der  §  3 :  3,  der  Beilage  V  der  Wehr- 
vorschriften, I.  Teil  Geltung. 

Den  auf  diese  Weise  Assentierten  wird  über  begründeten  Antrag  der 
k.  und  k.  Vertretungsbehörde  seitens  des  Reichs-  (gemeinsamen) 
Kriegsministeriums,  wenn  sie  in  die  Landwehr  eingeteilt  wurden, 
seitens  des  betreffenden  Landesverteidigungs- Ministeriums,  ausnahms- 
weise ein  Aufschub  des  regelmäßigen  (oder  einjährigen)  Präsenz- 
dienstes, beziehungsweise  der  achtwöchentlichen  militärischen  Aus- 
bildung eventuell  bis  zum  1.  Oktober  jenes  Jahres,  in  welchem  sie 
das  24.  Lebensjahr  vollstrecken,  bewilligt  werden;  sie  haben  jedoch 
während  dieses  Verhältnisses  in  dem  Jahre,  in  welchem  sie  das  22., 
eventuell  auch  das  23.  Lebensjahr  vollstrecken,  bis  Ende  April  den 
von  der  betreffenden  k.  und  k.  Vertretungsbehörde  bestätigten  Nach- 
weis beizubringen,  daß  sie  nach  wie  vor  im  Interesse  des  heimat- 
lichen Handels  in  einer  der  vorerwähnten  Eigenschaften  tätig  sind. 
Sollte  dieser  Nachweis  gar  nicht  oder  nicht  rechtzeitig  beigebracht 
werden,  so  wird  das  Reichs-  (gemeinsame)  Kriegs-  beziehungsweise 
Landesverteidigungs-Ministerium  die  Einberufung  des  betreffenden,  zu 
dem  mit  1.  Oktober  des  laufenden  Jahres  beginnenden  Präsenz- 
dienste, beziehungsweise  zu  der  nächsten  militärischen  Ausbildung 
anordnen. 

b)  Die  nichtaktiven  Personen  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der 
Landwehr,  welchen  eine  Waffenübung  obliegt,  sind  seitens  der  hiezu 
berechtigten  Kommanden  von  der  Waffenübung  unbedingt  zu  entheben, 
und  haben  diese  auch  nicht  nachzutragen.  Das  bezügliche  Ansuchen 
ist  von  Angehörigen  des  Heeres  und  der  Kriegsmarine  bis  Ende 
Jänner  d.  J.  für  das  die  Verpflichtung  zur  Waffenübung  besteht,  von 
Angehörigen  der  Landwehr  un verweilt  zu  jenem  Zeitpunkte,  in 
welchem  sie  in  Kenntnis  der  voraussichtlichen  Einberufung  zur  Waffen- 
übung gelangt  sind,  im  Wege  der  betreffenden  k.  und  k.  Vertretungs- 
behörde  einzubringen. 

c)  Die  nach  Punkt  b  von  der  Waffenübung  enthobenen  nichtaktiven 
Personen  sind  gleichzeitig  vom  Erscheinen  bei  der  Kontrollversamm- 
lung (Hauptrapport)  des  betreffenden  und  des  folgenden  Jahres  zu 
entheben.  Die  übrigen  nichtaktiven  Personen  sind  auf  ihr  dies- 
bezügliches, gleichfalls  im  Wege  der  k.  und  k.  Vertretungsbehörden 
bis  Ende  Mai  einzubringendes  Ansuchen  von  der  Kontrollversammlung 
(Hauptrapport)  des  betreffenden  und,  wenn  sie  im  nächsten  Jahre 
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nicht  waffenttbungspflichtig  sind,  auch  des  folgenden  Jahres  zu  ent- 
heben. 
Von  den  vorerwähnten  Begünstigungen  sind  diejenigen  ausgeschlossen, 

welche  bei  fremdländischen  Handelsunternehmungen  (Firmen)  etc.  oder  im 

Handelsinteresse  fremder  Staaten  berufstätig  sind. 

6.  Mitwirkung  der  k.  und  k.  YertretungsbehSrden  bei  der  Eyident- 
haltung  wehrpflichtiger  Personen  im  allgemeinen« 

Zur  Mitwirkung  bei  der  Evidenthaltung  der  nichtaktiven  Mannschaft 
im  Auslande,  sind  die  k.  und  k.  Vertretungsbehörden  berufen.  Die  dies- 
fälligen  Bestimmungen  sind  in  den  §§  15  (siehe  Circulare  des  k.  und 
k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  13.  Dezember  1902,  Z.  47338/4),  16, 
17,  18,  21,  22,  23,  26  und  30  der  Wehrvorschriften,  III.  Teil  und  §§  9, 
10,  11,  13,  23,  28  und  29,  IV.  Teil  enthalten. 

Den  k.  und  k.  Vertretungsbehörden  obliegt  die  Verzeichnung  der  in 
ihrem  Amtsbezirke  sich  aufhaltenden,  nichtaktiven  Mannschaft  ohne  Rück- 
sicht auf  deren  Zuständigkeit. 

Hiezu  dient: 

a)  das  Meldebuch  nach  dem  Muster  8  (W.  V.,  III.  Teil),  mit  einem,  wo 
nötig,  alphabetischen  Namenregister  nach  dem  Muster  9  und 

b)  die  Meldeblätter  (Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern 
vom  13.  Dezember  1902,  Z.  47338/4). 

Hiezu  gehört  in  erster  Linie  die  genaue  Eintragung  seines  Aufent- 
haltsortes in  die  von  den  k.  und  k.  Vertretungsbehörden  im  Auslande  gemäß 
Muster  8  und  13  der  Wehrvorschriften  III.  Teil  zu  führenden  Meldungs- 
bücher und  Meldeblätter,  in  deren  Rubrik  15  unter  „Anmerkung"  die 
Gasse  und  Hausnummer  der  Wohnung  des  Wehrpflichtigen  einzutragen  ist. 
Die  Eintragung  in  das  Meldebuch,  welches  in  der  Reihenfolge  der 
Meldungen  zu  führen  ist,  hat  in  Gegenwart  des  Meldenden  oder  unmittel- 
bar nach  dem  Einlangen  der  schriftlichen  Meldung  zu  geschehen,  und  es 
ist  das  vorgewiesene  Legitimationsdokument  nach  Eintragung  der  erstatteten 
Meldung  dem  Meldenden  sofort  zurückzustellen. 

In  der  Rubrik  15  des  Meldebuches  ist  bei  jeder  Anmeldung  zum 
Aufenthalte,  die  Wohnung  des  nichtaktiven  Soldaten  anzumerken,  sowie 
auch  darin  Charakter,  Name  und  Wohnung  derjenigen  Person  ersichtlich 
zu  machen,  welche  in  den  betreffenden  Fällen  die  Zustellung  etwaiger 
Befehle  an  den  Abwesenden  vermittelt. 

Die  oben  vorgezeichneten  Evidenzbehelfe  führen  die  k.  und  k.  Ver- 
tretungsbehörden im  Auslande,  über  die  in  ihren  Amtsbezirken  sich  auf- 
haltenden, nichtaktiven  Militärpersonen. 
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An  die  Stelle  der  früheren  Aufenthalts- Veränderungsausweise  sind  die 
Aufenthalts-  oder  Aufenthaltsveränderungs-Meldeblätter  getreten 
(siehe  Circulare  des  k.  und  k.  Ministerium^s  des  Äußern  vom  13.  Dezember 
1902,  Z.  47338/4). 

Über  die  von  den  nichtaktiven  Angehörigen  des  k.  und  k.  Heeres 
(Kriegsmarine)  der  k.  k.  und  der  k.  ungarischen  Landwehr  erstatteten 
Meldungen,  haben  die  k.  und  k.  Vertretungsbehörden  Aufenthalt-Melde- 
blätter nach  dem  Muster  9a  (5.  Nachtrag  zu  den  Wehrvorschriften^ 
in.  Teil)  auszufertigen. 

Diese  Meldeblätter  sind  gleichzeitig  mit  den  Eintragungen  in  das 
Meldebuch  und  in  das  vorgewiesene  Legitimationsdokument  in  Gegenwart 
des  Meldenden,  oder  unmittelbar  nach  dem  Einlangen  der  schriftlichen 
Meldung  zu  verfassen. 

Mit  dem  10.,  20.  und  letzten  —  bei  den  k.  und  k.  Vertretungs- 
behörden in  transozeanischen  Ländern  (d.  i.  in  Amerika,  Ostasien,  Ost- 
indien, Australien,  Süd-  und  Ost-Afrika)  nur  mit  dem  letzten  —  eines 
jeden  Monates,  werden  diese  Meldeblätter  periodisch  gesammelt  dem  k.  und 
k.  Ministerium  des  Äußern,  unter  Anschluß  der  bezüglichen  schriftlichen 
Meldungen  vorgelegt. 

Die  betreffenden  Fachministerien,  welchen  die  Meldeblätter  seitens 
des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  übermittelt  werden,  leiten  dieselben 
an  die  Ergänzungsbezirks-Kommanden. 

Über  die  nichtaktiven  Soldaten,  welche  sich  des  Erwerbes  wegen  auf 
Handelsschiffen  heuern  lassen  oder  von  denselben  ausgeschifft  haben, 
sind  behufs  der  Kontrolle  von  den  mit  Zustimmung  der  politischen  Behörde 
(Bezirksbeamten)  zur  Ausstellung  von  Seereisebewilligungen  (Seedienst- 
büchern) befugten  Hafenämtern  (Kapitanaten,  Deputationen,  Agentien)  Aus- 
weise nach  Muster  14  (W.  V.,  UI.  Teil)  zu  verfassen  und  Ende  eines  jeden 
Monates  den  zuständigen  Ergänzungsbezirks -Komraanden  zu  übermitteln. 
Die  Exposituren  der  Hafenämter  senden  die  Ausweise  durch  das  vorgesetzte 
Hafenamt  ein. 

Für  die  Evidenthaltung  der  Ein-  und  Ausschiffungen  der  nichtaktiven 
Mannschaft  in  den  ausländischen  Häfen  haben  die  k.  und  k.  Konsularämter 
die  Ausweise  nach  Muster  14  (W.  V.,  III.  Teil)  am  Ende  eines  jeden  Monates 
im  Wege  der  kompetenten  Seebehörde  den  zuständigen  Ergänzungsbezirks- 
Kommanden  zu  übermitteln.  Die  Ausweise  sind  für  jedes  Ergänzungsbezirks- 
Kommando  abgesondert  zu  verfassen  (§  23  W.  V.,  HI.  Teil). 

Schließlich  ist  noch  zu  erwähnen,   daß  die  im  Auslande  abwesende 

Mannschaft  verpflichtet  ist,  sobald  es  in  der  Öffentlichkeit  bekannt  wird, 

daß   die  Monarchie  von   einem  Kriege  nahe  bedroht  und  die  Einberufung 

Reserve  erfolgt  ist,  unverweilt  in  die  Heimat  zurückzukehren,  und  zwar 

e  besondere  Einberufung  abzuwarten  (W.  G.  §  63). 
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Die  k.  und  k.  Yertretungsbehörden  im  Auslände  haben  die  Befolgung 
dieser  Anordnung  zu  überwachen,  die  Säumigen  unter  Hinweisung  auf  die 
Folgen  der  Unterlassung  zur  unverzüglichen  Abreise  in  die  Heimat  anzu- 
weisen und,  wo  hiezu  ein  internationaler  Vertrag  besteht,  auch  anzuhalten. 

Die  Bestimmungen  über  die  Evidenzhaltung  der  in  eine  Bangsklasse 
eingeteilten,  in  der  Reserve  (Seewehr)  befindlichen  Personen  des  Heeres  und 
der  Kriegsmarine  sind  in  dem  IV.  Teile  der  Wehrvorschriften,  III.  Abschnitte, 
§§  9,  10,11,13,  dann  IV. Abschnitte  §  23,  V.Abschnitte  §§  28,  29  enthalten. 

Im  Auslande  heimatszuständige  und  dort  ihren  bleibenden  Aufenthalt 
nehmende  Gagisten  in  der  Reserve  (Seewehr)  sind  beim  Ergänzungsbezirks- 
Kommando  Nr.  4  in  Wien  evidenzzuständig  (III.  Abschnitt  §  9). 

Bei  der  Führung  der  Aufenthaltsevidenz  haben  die  k.  und  k.  Ver- 
tretungsbehörden im  Auslande  bezüglich  der  in  ihrem  Bereiche  sich  auf- 
haltenden Gagisten  in  der  Reserve  (Seewehr)  mitzuwirken  (III.  Abschnitt 
§  10). 

Bei  den  k.  und  k.  Vertretungsbehörden  im  Auslande  werden  die  in 
ihrem  Bereiche  sich  aufhaltenden  Gagisten  in  der  Reserve  (Seewehr)  ver- 
eint mit  der  Mannschaft  in  dem  für  letztere  vorgeschriebenen  Meldebuche 
evident  geführt  (III.  Abschnitt  §  11). 

Für  die  im  Auslande  bleibend  sich  aufhaltenden  Gagisten  in  der  Re- 
serve (Seewehr)  sind  bei  einer  teilweisen  Mobilisierung  oder  Versetzung  des 
Heeres  (der  Kriegsmarine)  auf  den  Kriegsstand  ohne  gleichzeitige  Mobilisie- 
rung, die  Einberufungskarten  von  den  evidenzzuständigen  Ergänzungsbezirks- 
Kommanden  direkt  an  die  betreffenden  Gagisten,  eventuell  an  ihre  Mittels- 
personen mittelst  rekommandiertei*  Postsendungen  und  gegen  Rückschein  zu 
übermitteln. 

Sollte  diese  Einberufung  erfolglos  bleiben,  so  ist  hievon  dem  k.  und  k. 
Reichs-  (gemeinsamen)  Kriegsministerium,  unter  Anschluß  einer  erneuerten 
Einberufungskarte,  die  Anzeige  zu  erstatten,  gleichzeitig  aber  auch  das 
vorgeschriebene  Verfahi-en  einzuleiten. 

Bei  einer  allgemeinen  Mobilisierung  haben  die  im  Auslande  sich  auf- 
haltenden Gagisten  in  der  ReseiTe  (Seewehr),  sobald  sie  im  Wege  der 
Öffentlichkeit  Kenntnis  erlangt  haben,  daß  die  Monarchie  von  einem  Kriege 
nahe  bedroht  und  die  Einberufung  der  Reserve  erfolgt  ist,  unverweilt  und 
ohne  einen  besonderen  Einberufungsbefehl  abzuwarten,  auf  der  kürzesten 
Route  auf  den  ihnen  laut  Widmungskarte  zugewiesenen  Dienstposten  ein- 
zurücken. 

Die  k.  und  k.  Vertretungsbehörden  haben  die  unverweilte  Einrückung 
dieser  Gagisten  zu  überwachen,  die  Säumigen  unter  Hinweisung  auf  die 
Folgen  der  Unterlassung  zur  unverzüglichen  Abreise  in  die  Monarchie  an- 
zuweisen und,  wo  hiezu  ein  internationaler  Vertrag  besteht,  auch  zu  ver- 
halten. 

Malfatti ,  KoDBUIarwesen.    I.  18 
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.  Vom  Erscheinen  beim  Hanptrapporte  können  die  im  Auslände  bleibend 
ansässigen  Gagisten  in  der  Reserve  (Seewehr)  enthoben  werden,  wenn  deren 
Gesuche  von  der  betreffenden  k.  und  k.  Veitretungsbehörde  vidiert  sind 
(V.  Abschnitt  §  28). 

Die  Gagisten  in  der  Reserve  (Seewelir)  haben  bei  ihrem  Erscheinen 
beim  Hauptrapporte  die  vorgeschriebenen  Personalnachweise  mitzubringen. 
Diese  Personalnachweise  haben  mit  der  amtlichen  Bestätigung  der  Angaben 
über  die  Berufsstellung  und  Erwerbsbeschäftigung,  dann  über  die  Vermögens- 
verhältnisse,  beziehungsweise  über  das  Jahreseinkommen  versehen  zu  sein. 

Zur  Ausstellung  dieser  durch  die  betreffenden  Gagisten  in  der  Reserve 
(Seewehr)  selbst  einzuholenden  Bestätigungen  ist  hinsichtlich  der  im  Aus- 
lande sich  aufhaltenden  Gagisten  die  im  Aufenthaltsorte  befindliche  k.  und  k. 
Vertretungsbehörde  berufen  (V.  Abschnitt  §  29). 

7.   Ansuchen  von  bei  den  k.  und  k.  diplomatischen  Missionen  und 

Eonsularämtern  angestellten  Wehrpflichtigen    um   Enthebung  von 

den  periodischen  Waffenilbungen  oder  Eontrollversammlungen 

(Hauptrapport). 

Hinsichtlich  der  Einbringung  und  Behandlung  der  Gesuche  von  bei 
den  k.  und  k.  diplomatischen  Missionen  und  Eonsularämtern  angestellten 
Wehrpflichtigen  um  Enthebung  von  den  periodischen  Waffenübungen  oder 
Eontrollversammlungen  ist  folgendes  zu  bemerken: 

Wenn  ein  bei  einer  k.  und  k.  Mission  oder  bei  einem  Eonsularamte 
angestellter  Wehrpflichtiger  zur  Waffenübung  einberufen  wird,  hat  er  diesem 
Rufe,  für  seine  Person,  unbedingt  nachzukommen. 

Sollte  jedoch  das  momentane  Dienstesinteresse  des  Amtes  den  Abgang 
des  einberufenen  Wehrpflichtigen  nicht  tunlich  erscheinen  lassen,  so  kann 
die  k.  und  k.  diplomatische  Mission  oder  das  Eonsularamt  den  Antrag  der 
Erwirkung  der  Dispens  vom  Einrücken  dem  k.  und  k.  Ministerium  des 
Äußern  behufs  Einleitung  der  weiteren  Verhandlungen  mit  dem  k.  und  k. 
Reichs-Eriegsministerium  vorlegen,  hat  sich  jedoch  streng  auf  solche  Fälle 
zu  beschränken,  in  denen  das  Dienstesinteresse  eine  derartige  Begünstigung 
unweigerlich  erheischt. 

Im  Sinne  der  Circularien  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom 
19.  August  1896,  Z.  36292/10,  vom  11.  Oktober  1899,  Z.  53657/10,  und 
vom  1.  September  1900,  Z.  49023/10,  sind  die  k.  und  k.  Eonsularämter 
verpflichtet,  über  die  militärischen  Einberufungen  von  bei  denselben  ver- 
wendeten Eonsularbeamten  —  gleichviel  ob  die  Einberufung  zum  k.  und  k. 
Heere  oder  zu  einer  der  beiden  Landwehren  erfolgt  —  sogleich  nach  dem 
nlangen  der  seitens  der  militärischen  Evidenzbehörden  diesbezüglich 
len  Verständigungen  dem  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  die 
erstatten,  sowie  auch  eventuell  einen  Antrag  wegen  Erwirkung 
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der  Enthebung  des  betreffenden  zu  einer  militärischen  Dienstleistung  ein- 
berufenen Beamten  rechtzeitig  zu  stellen. 

Ähnliche  Dispenserwirkungen  sind  auch  bezüglich  der  an  die  bei  den 
k.  und  k.  diplomatischen  Missionen  und  Eonsularämtem  angestellten  Wehr- 
pflichtigen ergehenden  Einberufungen  zu  den  Eontrollversammlungen 
oder  zu  dem  Hauptrapport  zulässig.  Zur  Vereinfachung  der  Behandlung 
letztbemerkter  Fälle  wird  gestattet,  daß  die  k.  und  k.  diplomatischen  Mis- 
sionen und  Eonsularämter  das  Erlangen  der  betreffenden  Einberufungskarten 
für  die  bei  ihnen  angestellten  Wehrpflichtigen  gar  nicht  abwarten,  sondern 
schon  im  vorhinein  —  längstens  im  Laufe  des  Monates  August  eines  jeden 
Jahres  —  um  die  Enthebung  dieser  dort  angestellten  Wehrpflichtigen  vom 
Einrücken  zu  der  Eontrollversammlung  oder  zu  dem  Hauptrapporte  bei  dem 
k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  einschreiten. 

Es  wird  jedoch  zur  Pflicht  gemacht,  in  diesem  Einschi'eiten  hinsicht- 
lich jedBs  Einzelnen  die  militärische  Charge,  den  Truppenkörper,  die  Evi- 
denzzuständigkeit (Gemeinde,  Bezirk,  Ergänzungsbezirks-Nummer)  die  Dienst- 
eigenschaft und  den  Anstellungsort  zu  bezeichnen,  sowie  auch  bezüglich  der 
Personen  des  Mannschaftsstandes  die  Militärpässe  beizuschließen. 

Das  Einschreiten  um  die  Enthebung  der  bei  einer  k.  und  k.  diplo- 
matischen Mission  oder  Eonsularamte  angestellten  Wehrpflichtigen  vom 
Erscheinen  bei  der  Eontrollversammlung  oder  bei  dem  Hauptrapporte  entfällt 
bei  jenen,  welche  im  Laufe  des  betreffenden  Jahres  in  aktiver  militärischer 
Dienstleistung  gestanden,  oder  zur  periodischen  Waffenübung  eingerückt 
waren,  sowie  auch  bei  jenen,  welche  nach  vollstreckter  Militärdienstpflicht 
auf  öffentlichen  Bedienstungen  provisorisch  angestellt  sind,  und  mit  Be- 
willigung des  k.  und  k.  Reichs-Eriegsministeriums  bis  zum  Erhalte  einer 
definitiven  Anstellung  im  Urlauberstand  als  nicht  verfügbar  geführt  werden 
(Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  6.  Jänner  1878, 
Z.  19841/2). 

8.  Formularien  über  die  vorgeschriebenen  Evldenz-Auswelse.  (1—4.) 

Hier  folgen  die  oberwähnten  Formularien  (Muster  8,  9,  9a  und  14) 
für  die  vorgeschriebenen  Evidenz -Ausweise  für  die  nichtaktive  Mannschaft 
des  k.  und  k.  Heeres  und  der  k.  und  k.  Kriegsmarine  (Wehrvorschriften, 
m.  Teil). 


18» 
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Politischer  Bezirk. 


Ortsgemeinde. 


2.  Namen- Beglster 

zum  Meldebache  über  die  nichtaktive  Mannschaft  des  Heeres  und  der 

Kriegsmarine. 
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Muster  9  a. 


Politischer  Bezirk 
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Ortsgemeinde 


Muster  9  a 
zu  S  15 


3.  Aufenthalt -Meldeblatt. 

Laufende  Zahl  des  Aufenthalt-Meldebuches  (Evidenzprotokolles) 


Charge 

Name 

Truppenkörper 
(Anstalt) 

Unterabteilung 

Assentjahrgang 

Grundbuchblatt-Nr. 

Ausrüstungs-Station 

Heimatberechtigt 

(zuständig) 

in 

Gemeinde 

Bezirk 

Ergänzungsb 

ezirk  Nr. 

ate 

— 

. 

Gemeldet 
am 

190  . 

zum  Aufenhs 

zur  Heise 
nach 

Ort 

Bezirk 

zur  .     .     .  tägigen  Waffenübung 

nach    .     . 

zur  ...  V 

wöchentlichen  militärischen  Ausbildung  nach              11 

-  - 

zur  aktiven  Dienstleistung  nach 

Früherer  Aufenthalts- 
ort des  Angemeldeten 

Anmerkung 

Gemeinde- 

Siegel: 

1 

Anmerkung.  1.  Die  Milit&r-Territorial-Kommanden  und  das  Hafen- Admiralat  in 
Pola  haben  die  Ergänzungsbezirks -Eommanden  mit  den  erforderlichen  Drucksorten  zu 
beteilen.    2.  Papier:  weiß;  Format:  B  (Viertelbogen). 
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9.    Betreffend   die   im  Auslände  lieflndliehen,   landüturMiillteliti§:eii 

tlsterreiehisehen    oder    nn^risehen    Staatsangelidrigen,  —    Melde* 

pllieht.  —  Irztliehe  Vntersaehun^. 

Nach  §  2  des  Landsturmgesetzes  sind  zum  Laodsturme  verpälditei 
alle  wehrfähigen,  österreichischen  oder  ungarischen  Staatsbürger,  welche 
weder  dem  k.  und  k.  Heere,  der  Kriegsmarine  oder  Ersatzreserve,  noch  der 
k.  k.  oder  k.  ungarischen  Landwehr  angehören,  vom  Beginn  des  Jahres, 
in  welchem  dieselben  ihr  19.  Lebensjahr  vollenden  bis  zum  Ende  des  Jahres, 
in  welchem  sie  ihr  42.  Lebensjahr  vollstreckt  haben. 

Hinsichtlich  derjenigen,  welche  auf  Grund  des  §  20  des  Wehrgesetzes 
vor  dem  Beginne  der  Landsturmpflicht  freiwillig  in  den  Präsenzdienst  des 
Heeres  getreten  sind,  erstreckt  sich  die  Landsturmpflicht  nach  Erf&llung 
ihrer  gesetzmäßigen  zwölQährigen  Dienstpflicht  noch  auf  die  unmittelbar 
folgenden  zehn  Jahre. 

Der  Landsturmpflicht,  nach  Maßgabe  der  Wehrfähigkeit,  und  zwar 
bi&  zum  vollendeten  60.  Lebensjahre  unterliegen  alle  aus  der  Kategorie  des 
Offiziers-  und  Militärbeamtenstandes  in  den  Buhestand  oder  das  Verhältnis 
außer  Dienst  des  Heeres  (Kriegsmarine)  und  der  Landwehr  versetzten  Per- 
sonen, insofern  sie  nicht  in  den  vorbenannten  Teilen  der  bewafläieten  Macht 
verwendet  werden. 

Landsturmpflichtige,  welche  far  die  Besorgung  der  Angelegenheiten 
des  öffentlichen  Dienstes  oder  Interesses  unentbehrlich  sind,  können  vom 
Landsturmdienst  enthoben  werden. 

Das  Verfahren  wegen  Enthebung  vom  Landsturmdienste  wird  in  dem 
§  15  der  Durchführungsverordnung  zum  Landsturmgesetze  geregelt. 

Hienach  soll  diese  Enthebung  schon  im  Frieden  erteilt  werden  und 
kann  nicht  von  den  Beteiligten  selbst  angesucht  werden,  sondern  ist  von 
der  Behörde,  bei  welcher  dieselben  verwendet  werden,  von  Amts  wegen  zu 
beantragen. 

Über  diese  Anträge  entscheidet  die  vorgesetzte  Civilbehörde,  einver- 
nehmlich mit  der  kompetenten  Landwehrbehörde.  Die  Entscheidung  wird 
sodann  von  seite  dieser  beiden  Behörden  der  heimatlichen  politischen  Be- 
hörde, bezw.  dem  heimatlichen  Landsturm-Kommando  bekannt  gegeben,  und 
es  erhalten  die  Betreffenden  eigene  Landsturm-Enthebungs-Zertifikate. 

Die  Zertifikate  gelten  jedesmal  auf  ein  Jahr,  das  ist  vom  März 
bis  März. 

Die  Enthebungsanträge  sind  alljährlich  im  Monate  Jänner  vorzulegen. 

Da  nun  ein  beträchtlicher  Teil  der  bei  den  k.  und  k.  diplomatischen 

Missionen  und  Konsularämtem  bediensteten  Beamten   ohnehin  schon  dem 

•  und  k.  Heere,  der  Ersatzreserve  oder  der  Landwehr  angehört  und  im 

lisierungsfalle  zu  den  betreffenden  Truppenkörpem  einrücken  muß,  so 

falls  auch  die  nach  §  2  des  obigen  Gesetzes  Landsturmpflichtigen 
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einberufen  werden  sollten,  bei  den  k.  und  k.  Yertretnngsbehörden  im  Aas- 
lande sich  möglicherweise  ein  Entgang  an  Arbeitskräften  ergeben,  welcher 
den  ungestörten  Fortgang  des  Dienstes  in  Frage  stellt. 

Das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  hat  daher,  um  für  den  Fall 
der  Einberufung  des  Landsturmes,  dem  auswärtigen  Dienste  die  Erhaltung 
der  unentbehrlichen  Kräfte  zu  sichern,  die  k.  und  k.  Vertretungsbehörden 
angewiesen,  ein  nach  dem  vorgeschriebenen  Muster  abgefaßtes  Verzeichnis 
der  bei  dem  betreffenden  Amte  in  Verwendung  stehenden,  landsturmpflichtigen 
Beamten,  welche  im  Falle  der  Einberufung  des  Landsturmes  als  unentbehr- 
lich auf  ihren  Posten  zu  belassen  wären,  spätestens  bis  Ende  Februar 
jedes  Jahres  dem  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  vorzulegen 
(Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  13.  April  1887, 
Z.  7988/2,  siehe  11.  Band,  Konsular-Normalien  Nr.  X). 

Betreffs  der  Meldepflicht  der  im  Auslande  befindlichen  Landsturm- 
pflichtigen ist  zu  bemerken,  daß  dieselben  die  gesetzliche  Vorstellung  (Meldung) 
in  der  Zeit  vom  1.  bis  31.  Oktober  ohne  besondere  Aufforderung  bei 
der  im  Aufenthaltsorte  oder  diesem  zunächst  gelegenen  k.  und  k.  Veriretungs- 
behörde  (diplomatische  Mission  oder  Eonsularamt)  zu  bewirken  haben. 
{Muster  1,  Punkt  3,  lit.  e  der  Landsturmmelde- Vorschriften.) 

Die  seitens  der  k.  und  k.  Vertretungsbehörden  über  die  Meldungen 
-der  Landsturmpflichtigen  zu  verfassenden  Landsturm-Meldeblätter  sind  stets 
unmittelbar  nach  Ablauf  des  für  die  periodischen  Meldungen  vorgeschriebenen 
Termines  (31.  Oktober)  dem  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußenii  vorzulegen. 
Die'  Meldeblätter  über  nach  diesem  Zeitpunkte,  resp.  außerhalb  dieses  Zeit- 
punktes erfolgte  Meldungen  haben  fallweise,  und  zwar  gleichfalls  ohne  Ver- 
zug dem  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  vorgelegt  zu  werden  (Circulare 
des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  22.  Jänner  1903,  Z.  82962/4 
ex  1902). 

Die  k.  und  k.  Konsularämter  haben  die  Schiffer  und  Mannschaften 
aller  unter  österreichisch-ungarischer  Flagge  fahrenden  Schiffe,  im  Zeit- 
punkte des  für  die  Landsturmpflichtigen  beider  Staatsgebiete  der  Monarchie 
ausgeschriebenen  Meldetermines,  auf  die  etwa  aufhabende  Landsturm-Melde- 
pflicht speziell  aufmerksam  zu  machen,  die  Schiffer  zu  befragen,  ob  sich 
auf  dem  Schiffe  landsturmpflichtige  Seeleute  befinden,  eventuell  die  Schiffer 
zu  verhalten,  diese  Personen  zur  Entgegennahme  der  Meldung  vorzuführen 
oder  die  vorgeschriebene  schriftliche  Meldung  durch  die  Schiffer  selbst, 
namens  des  Seemanns,  zu  veranlassen.  Die  Seeleute  können  jedoch  ihrer 
Landsturm-Meldepflicht  mündlich  oder  schriftlich  —  sowie  auch  durch  Ver- 
wandte oder  Bevollmächtigte  —  direkt  bei  der  Gemeindevorstehung  des 
Heimatortes  entsprechen  (Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern 
vom  29.  Oktober  1896,  Z.  43650/4,  Seite  ü,  Band,  Konsular-Normalien  Nr.  X). 
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In  Fällen,  wo  sich  die  Notwendigkeit  ergibt,  im  Aaslande  wohnhafte 
Landstnrmpflichtige  der  ärztlichen  üntersnchnng  hinsichtlich  ihrer  Taug- 
lichkeit zuzuführen,  ist  nachstehender  Vorgang  einzuhalten. 

Die  mit  Gebrechen  behafteten  Landsturmpflichtigen,  welche  gelegent- 
lich der  Vorstellung  ihre  Untauglichkeit  zum  Landsturmdienste  melden, 
oder  hiebei  untauglich  erkannt  werden,  sind,  falls  deren  ärztliche  Unter- 
suchung nicht  kostenlos  erfolgen  kann,  oder  sie  sich  zur  Entrichtung  der 
dem  Arzte  zufallenden  Taxe  nicht  freiwillig  bereit  erklären,  aufzu- 
fordern, behufs  ihrer  Enthebung  vom  Waffendienste  oder  gänzlicher  Be- 
freiung von  der  Landsturmpflicht  gelegentlich  bei  der  nächsten  Stellungs- 
oder Superarbitrierungs-Kommission  im  Inlande,  mit  dem  Land- 
sturmpasse, eventuell  mit  dem  Landsturmmeldeblatt-Coupon,  als  Legitimation, 
versehen  zu  erscheinen,  sich  jedoch  vorher  betreffs  der  Zeit  und  des  Ortes 
der  stattfindenden  Superarbitrierung  mit  der  Heimatgemeinde  ins  Einver- 
nehmen zu  setzen  (Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom 
23.  April  1901,  Z.  22609/4).     (Siehe  II.  Band  Konsular-Normalien  Nr.  X.) 

10.  Betreffend  milltärtaxpfllchtige,  im  Auslande  befindliehe  Staat^i- 

angehOrige. 

Die  k.  und  k.  Vertretungsbehörden  im  Auslande  sind  mit  Circularien 
des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  4.  Mai  1882,  Z.  8396/4,  vom 
16.  AprU  1889,  Z.  7C80/4  und  vom  20.  September  1892,  Z.  31075/11  (siehe 

11.  Band  Konsular-Normalien  Nr.  X)  angewiesen  worden,  an  Personen  im 
militärtaxpflichtigen  Alter  Reiseurkunden  nicht  ohne  Zustimmung  der  Hei- 
matsbehörde zu  erfolgen,  indem  es  sonst  unmöglich  wird,  Militär-Taxbe- 
messungen vorzunehmen  und  die  bemessenen  Militärtaxen  von  im  Auslande 
wohnenden  Militär-Taxpflichtigen  einzuholen. 

Gemäß  der  Durchführungs- Verordnung  zum  Militärtaxgesetze  vom 
20.  März  1881  (K.  G.  B.  Nr.  26)  zu  §  9  soll  in  dem  Falle,  wenn  die  Gül- 
tigkeitsdauer einer  Keisebewilligung  für  das  Ausland  sich  über  jene  Zeit 
erstreckt,  für  welche  in  der  Regel  die  Bemessung  der  Militärtaxe  erfolgt, 
diese  Taxe  vor  Aushändigung  des  Passes  für  jedes  in  die  Gültigkeitsdauer 
des  letzteren  fallende  Taxjahr  bemessen  und  auch  eingehoben  werden. 

11.  Yorgehen  der  k.  und  k.  Eonsularämter  gegenüber  den  k.  und  k. 

Offizieren  Im  Auslande,  welche  sich  ein  unkorrektes  Benehmen  zu 

Schulden  kommen  lassen. 

Im  Einvernehmen  mit  dem  k.  und  k.  Reichs-Kriegsministerium  hat  das 

k.    und  k.   Ministerium   des    Äußern   mit   Circulare    vom    26.  Juni    1883, 

Z.  11139/4  (siehe  II.  Band,  Konsular-Normalien  Nr.  X)  über  das  Vorgehen 

r  k.  und  k.  Konsularämter  gegenüber   den  k.  und  k.  Offizieren  im  Aus- 

I,  welche  sich  ein  unkorrektes  Benehmen  zu  Schulden  kommen  lassen. 
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folgende  Vorschriften  hinansgegeben.  Im  Falle  ein  OfiSzier  des  stehenden 
Heeres,  der  Kriegsmarine  oder  der  beiden  Landwehren  im  Amtsorte  eines 
k.  und  k.  Konsularamtes  in  Uniform  erschiene,  ohne  sich  nach  Vorschrift 
des  Dienst-Beglements  bei  demselben  vorgestellt  zu  haben,  hat  ihn  das  be- 
treffende Konsularamt  vorzunifen  und  ihm,  wenn  er  sich  nicht  mit  der  Er- 
laubnis zum  Tragen  der  Uniform  im  Auslande  auszuweisen  vermöchte,  das 
weitere  Erscheinen  in  Uniform  zu  untersagen. 

Dasselbe  soll  geschehen,  falls  ein  Offizier,  wenngleich  er  die  Erlaubnis 
zum  Tragen  der  Uniform  hätte,  durch  ein  Ärgernis  erregendes  Benehmen 
hiezu  begründeten  Anlaß  geben  sollte. 

Würde  sich  der  Offizier  über  erfolgte  Aufforderung  nicht  persönlich 
bei  dem  Konsularamte  vorstellen,  so  sind  ihm  die  bezüglichen  Weisungen 
des  Vorstandes  des  Konsularamtes  schriftlich  zuzustellen. 

Über  alle  derlei  Vorkommnisse  hätte  das  Konsularamt  sogleich,  even- 
tuell telegraphisch,  an  das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  zu  berichten. 

Im  Falle  die  Aufführung  eines  im  Amtsbereiche  befindlichen  königlich 
ungarischen  Honveds  Anlaß  zu  einer  Klage  oder  Beschwerde  geben  sollte, 
so  sind  die  k.  und  k.  Konsularämter  auf  diesfälligen  Wunsch  des  königlich 
ungarischen  Ministeriums  für  Landesverteidigung  angewiesen  worden,  behufs 
Verständigung  des  gedachten  Ministeriums,  dem  k.  und  k.  Ministerium  des 
Äußern  die  diesfällige  Anzeige  ohne  Verzug  zu  erstatten. 

12.  Heimseildung  der  stellungspfliehtigen,  im  Auslande  beflndliehen 
mittellosen  Ssterreichlsehen  oder  ungarischen  Staatsangehörigen 
durch  k.  und  k.  KriegsschiJBfe,  sowie  durch  die  Schiffe  der  Dampf- 
schlffahrts-Unternehmung  des  Österreichischen  Lloyd  und  der  könig- 
lich   ungarischen    Seeschiffahrts  -  Aktiengesellschaft  „Adrla^S   oder 

durch  andere  Schiffe. 

Das  k.  und  k.  Reichs-Kriegsministerium  (Marinesektion)  hat  im  Einver- 
nehmen mit  dem  k.  k.  Ministerium  für  Landesverteidigung  die  Verfügung 
getroffen,  daß  im  Auslande  weilende  k.  und  k.  Kriegsschiffe  bei  Gelegenheit 
ihrer  Rückfahrt  solche  Stellungspflichtige  österreichische  Staatsange- 
hörige, welche  wegen  Mittellosigkeit  die  Reise  zur  Erfüllung  ihrer  Stellungs- 
pflicht nicht  antreten  können,  über  Ansuchen  der  k.  und  k.  diplomatischen  Missio- 
nen und  Konsularämter  behufs  Rückbeförderung  gegen  nachträglichen  Ersatz 
der  Verpflegskosten  aus  dem  Etat  des  k.  k.  Ministeriums  für  Landes- 
verteidigung an  Bord  aufzunehmen  haben.  Die  k.  und  k.  diplomatischen 
Missionen  und  Konsularämter  haben  demnach  über  Requisition  der  zustän- 
digen k.  k.  politischen  Behörden  mittellose,  österreichische  Stellungspflichtige 
den  k.  und  k.  Kriegsschiffen  auf  der  Rückfahrt  ohne  weitere  Einholung 
einer    besonderen  Ermächtigung  zu   übergeben,   jedoch    nur  dann,  wenn 
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die  Militärdiensttauglichkeit  der  erwähnten  Stellungspflichtigen  durch 
die  bei  dem  betreffenden  k.  und  k.  Eonsolaramte  (Mission)  vorzonehmende 
ärztliche  Untersachung  mit  Wahrscheinlichkeit  sichergestellt  ist. 

Bezüglich  der  Rückbeförderung  solcher  mittelloser,  österreichischer 
Stellungspflichtigen  in  überseeischen  Ländern  auf  anderen  als  k.  und  k. 
Kriegsschiffen,  sind  die  k.  und  k.  Eonsularämter  (Missionen)  verpflichtet, 
von  Fall  zu  Fall  die  besondere  Bewilligung  des  k.  k.  Ministeriums  für  Lan- 
desverteidigung im  Wege  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  unter 
Anschluß  des  ärztlichen  Befundes  und  einer  approximativen  Kostenberech- 
nung einzuholen. 

Selbstverständlich  unterliegt  die  Heimsendung  österreichischer,  in  über- 
seeischen Ländern  befindlicher  Stellungspflichtigen,  welche  die  Reisekosten 
auf  was  immer  für  Schiffen  aus  eigenen  Mitteln  bestreiten  können, 
keinem  Anstände,  weil  die  österreichischen  Stellungspflichtigen  gesetzlich 
verpflichtet  sind,  die  Kosten  für  das  Erscheinen  am  Assentplatze  aus  Eige- 
nem zu  tragen. 

Was  die  Behandlung  österreichischer,  im  Auslande  befindlicher  Stel- 
lungspflichtiger, deren  Militärdiensttauglichkeit  nach  ärztlichem  Befunde 
nicht  in  Aussicht  steht,  betrifft,  so  haben  die  k.  und  k.  Eonsularämter 
(Missionen)  nach  den  bestehenden  obangeführten  Vorschriften  betreffend  das 
Verfahren  bei  Ansuchen  von  Stellungspflichtigen  um  die  Enthebung  vom 
persönlichen  Erscheinen  vor  der  Stellungskommission  vorzugehen  (Circulare 
des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  20.  Juli  1884,  Z.  16221/4). 
(Siehe  II.  Band,  Konsular-Normalien  Nr.  X.) 

Laut  Artikel  XII  des  von  der  k.  k.  österreichischen  Regierung  mit 
der  Dampfschiffahrt-Unternehmung  des  österreichischen  Lloyd  abgeschlossenen 
Schiffahrts-  und  Postvertrages  vom  25.  Juli  1891  (ß.  G.  B.  Nr.  105—106) 
(siehe  II.  Band,  Eonsular-Normalien  Nr.  XX)  ist  die  gedachte  Unternehmung 
verpflichtet,  in  den  von  ihren  Schiffen  berührten  Häfen  des  Auslandes  über 
schriftliche  Aufforderung  der  k.  und  k.  Eonsularämter  und  diplomatischen 
Missionen  heimzusendende,  Stellungspflichtige,  mittellose,  österreichische 
oder  ungarische  Staatsangehörige  zu  übernehmen  und  ihnen  freie  Fahrt 
auf  dem  dritten  Platze  ihrer  Dampfer  gegen  seinerzeitige  Kefundierung 
der  Verpflegskosten  von  täglich  1  fl.  in  Gold  aus  Hafenplätzen  jenseits  des 
Suezkanales  und  der  Meerenge  von  Gibraltar,  aus  allen  anderen  Hafen- 
plätzen aber  von  täglich  50  kr.  in  Gold  zu  gewähren. 

Laut  §  16   des  von   der  königlich   ungarischen  Regierung  mit  der 

königlich  ungarischen  Seeschiffahrts-Aktiengesellschaft  „Adria"  abgeschlos- 

^  Vertrages  vom   11.  Dezember  1900  (Ungarischer   Gesetzartikel  Vn 

1901)  (siehe  n.  Band,  Eonsular-Normalien  Nr.  XX)  ist  die  ge- 

»,haft  verpflichtet,  in  jenen  ausländischen  Häfen,  welche  ihre 

über  schriftliche  Aufforderung  der  k.  und  k.  Eonsular- 
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ämter  und  diplomatischeii  MissioDen  die  heimzubefördemden,  militärpflich- 
tigen, mittellosen,  ungarischen  oder  österreichischen  Staatsangehörigen, 
jedoch  gegen  Vergütung  der  Verpflegskosten  von  einer  Krone  täglich,  zu 
fibernehmen  und  unentgeltlich  nach  einem  inländischen  Hafen  zu  befördern. 

Hiebei  muß  bemerkt  werden,  daß  unter  den  „Wehrpflichtigen" 
nicht  nur  die  „Stellungspflichtigen ^,  sondern  alle  jene  Individuen  zu 
verstehen  sind,  die  ihrem  Militärdienste  noch  nicht  Gtenüge  geleistet  haben, 
demnach  nicht  nur  die  noch  nicht  Assentierten,  sondern  auch  die  bereits 
Eingereihten. 

Im  Sinne  des  Girculares  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom 
29.  Dezember  1902,  Z.  71906/9  ist  der  österreichische  Lloyd  laut  des 
Militärtarifes  verpflichtet,  die  nichtaktive  Mannschaft  gegen  Vorweisung 
des  mit  der  Einiückungs-  oder  Abgangs-,  beziehungsweise  Abmeldungs- 
klausel versehenen  Militär-  oder  Land  Wehrpasses,  Militär-,  Widmuhgs-, 
Landwehr-  oder  ürlaubscheines  oder  der  Einberufungskarte  an  der  Agentie- 
kasse,  gegen  Entrichtung  der  halben  Gebüren  des  jeweib'gen  Civiltarifes 
zu  befördern. 

Diese  Verpflichtung  bezieht  sich  auf  die  nach  dem  Schiffahrts-  und  Post- 
vertrage zu  unterhaltenden  Fahrten  nach  dem  Auslande,  mit  Ausnahme  der 
brasilianischen  Linie,  auf  welcher  ein  Personenverkehr  vertragsmäßig  nicht 
bedungen  ist,  beziehungsweise  auf  die  mit  Genehmigung  der  Staatsverwal- 
tung jeweilig  betriebenen  Linien. 

Schließlich  muß  hier  noch  erwähnt  werden,  daß  laut  diesfälliger  Mit- 
teilung der  beiden  Handelsministerien  der  österreichische  Lloyd  seit  kurzer 
Zeit  für  die  Heimbeförderung  mittelloser,  österreichischer  oder  ungarischer 
Staatsangehöriger  auf  seinen  Schiffen  för  die  Heimreise  von  Brasilien  33  ^/<> 
Babatt  auf  die  dritte  Klasse  gewährt,  während  die  ungarische  Dampf- 
schiffahrts-Gesellschaft „Adria"  die  Heimbeförderung  mittelloser,  österreichi- 
scher oder  ungarischer  Staatsangishöriger  von  Brasilien  um  100  Francs  per 
Person  bewilligt. 

13.  Betreffend  die  in  der  Wehrgesetz-Novclle  vom  2.  Oktober  1882, 

(B.  O.  B.  Nr.  153),  sowie  in  dem  neuen  Wehrgesetze  vom  11.  April 

1889,  (B.  O.  B.  Nr.  41),  enthaltenen,  die  Auswanderung,  mit  Bfiek- 

sieht  auf  die  Wehrpflicht,  beschränkenden  Bestimmungen. 

In  Durchführung  des  §  54  des  früher  in  Geltung  gestandenen  Wehr- 
gesetzes, welches  dem  §  64  des  jetzigen  Wehrgesetzes  entspricht,  hat  das 
k,  k.  Ministerium  für  Landesverteidigung  mit  dem  Erlasse  vom  1.  November 
1882,  Z.  1465/11  a  präs.  Bestimmungen  getroffen,  die  nach  der  Eröffnung 
dieses  Ministeriums  vom  7.  November  1889,  Z.  12686/2040  Ha  auch  nach 
dem  Wirksamwerden  des  jetzigen  Wehrgesetzes  in  Kraft  geblieben  sind 
und  folgendermaßen  lauten: 
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Das  neae,  far  die  österreichisch-imgarische  Monarchie  geltende  Webr- 
gesetz  vom  11.  April  1889  (R.  G.B.  Nr.  41)  (ongariscber  Gesetzartikel  VI  vom 
Jahre  1889)  hat  die  Vorschriften  über  die  Answandernngs-Bewilligong  genan 
geregelt.  Im  Sinne  dieses  Gesetzes  kann  die  Entlassung  zom  Zwecke  der  Ans- 
Wanderung  der  Angehörigen  des  Heeres  und  der  Kriegsmarine  vor  vollendeter 
Dienstpflicht  vom  gemeinsamen  k.  und  k.  Kriegsministerium  erteilt  weräea 
(§  64,  AL  1). 

Die  Auswanderung  von  sonstigen  Wehrpflichtigen,  dann  derjenigen, 
welche  noch  nicht  in  das  Stellungspflichtige  Alter  getreten  sind,  bangt  von 
der  Bewilligung  des  k.  k.  Ministeriums  für  Landesverteidigung,  beziehungs- 
weise des  königlich  ungarischen  Honvedministeriums  ab  (§  64,  AI.  2). 

Einem  Liniendienstpflichtigen,  dann  demjenigen,  welcher  noch 
nicht  stellungspflichtig  ist,  oder  seiner  Stellungspflicht  noch 
nicht  vollkommen  Genüge  geleistet  hat,  kann  die  Auswanderungs- 
bewilligung nur  in  dem  Falle  erteilt  werden,  wenn  seine  Eltern  oder  der 
eine  überlebende  Elternteil  mit  ihm  auswandern  (§  64,  AI  3). 

Die  Auswanderung  ist  nur  dann  als  vollzogen  zu  betrachten, 
wenn  der  Betreffende  innerhalb  eines  Jahres  aus  der  Monarchie 
in  das  Ausland  mit  der  Absicht,  dort  seinen  bleibenden  Aufent- 
halt zu  nehmen,  tatsächlich  übersiedelt  ist. 

Unterbleibt  die  Auswanderung,  so  hat  der  Betreffende  den  Rest  der 
durch  seine  Entlassung  aus  dem  Militär-  (Landwehr-)  Verbände  unter- 
brochenen Dienstzeit  nachzutragen  (§  64,  AI.  4». 

Während  der  Mobilität  und  im  Kriege  darf  einer  Person  der  bewafflieten 
Macht  die  Bewilligung  zur  Auswanderung  nicht  erteilt  werden  (§  64,  AI.  5). 

Die  Bestimmungen,  betreffend  die  Beschränkung  der  Auswanderung 
der  ungarischen  Stellungspflichtigen  und  solcher  Jünglinge,  welche  das 
17.  Lebensjahr  erreicht  haben,  sind  im  ungarischen  Gesetzartikel  L  vom 
Jahre  1879  enthalten  (Gesetzartikel  VI  vom  Jahre  1889.   §  64,  AI.  5). 

Durch  den  Erlaß  des  k.  k.  Ministeriums  für  Landesverteidigung  vom 
1.  November  1882,  Z.  1465,  dessen  Bestimmungen  noch  in  Kraft  sind, 
wurden  den  kompetenten  Behörden  folgende  Normen  als  Richtschnur  bei 
Erteilung  der  Auswanderungs-Bewilligung  vorgezeichnet. 

1.  Die  Erteilung  der  Auswanderungs-Bewilligung  an  jene  mit  ihren 
Eltern  oder  mit  dem  überlebenden  Elternteile  auswandernden  Kinder,  welche 
das  14.  Lebensjahr  noch  nicht  überschritten  haben,  unterliegt  keiner  Be- 
schränkung, sofern  nicht  besonders  triftige  Gründe  dagegen  sprechen; 

2.  für  Jünglinge  vom  vollendeten  14.  bis  mindestens  16.  Lebensjahre 
die  Bewilligung  zur  Auswanderung  mit  ihren  Eltern  oder  dem  über- 

"Itemteile  erteilt  werden,  wenn  der  Betreffende 
OS  bleibend  militärdienstuntauglich  ist, 
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b)  erwiesenermaßen  gänzlich  erwerbsunfähig  ist  und  fiir  seinen  Unterhalt 
außerhalb  des  Familienverbandes  seiner  Eltern  keine  Möglichkeit  besteht, 

c)  wenn  er  seinen  Eltern,  bezw.  dem  tiberlebenden  Eltemteile,  welche 
aus  Rücksicht  der  Gewinnung  des  notwendigen  Lebensunterhaltes 
auswandern  und  selbst  minder  erwerbsfähig  sind,  zu  diesem  Behufe 
erwiesenermaßen  unentbehrlich  ist. 

3.  Den  politischen  Landesstellen  ist  es  ferner  überlassen,  denjenigen 
Jünglingen,  welche  das  16.  Lebensjahr  zurückgelegt,  das  Stellungspflichtige 
Alter  aber  noch  nicht  erreicht  haben,  dann  denjenigen,  welche  ihrer 
Stellungspflicht  vollkommen  Genüge  geleistet  haben,  die  Bewilligung  zur 
Auswanderung  gemeinschaftlich  mit  ihren  Eltern  oder  dem  überlebenden 
Elternteile  in  dem  Falle  zu  gewähren,  wenn  die  ersteren  auf  Grund  einer 
Untersuchung  durch  die  Stellungs-  oder  Nachstellungskommission  als  zum 
Militärdienste  gänzlich  und  bleibend  untauglich  befunden  werden  und  wenn 
die  letzteren  wegen  gänzlicher  Militärdienstuntauglichkeit  in  der  Stellungs- 
liste endgültig  gelöscht  worden  sind. 

Landsturmpflichtige  bis  zum  vollendeten  33.  Lebensjahre  unterliegen 
nach  der  Auffassung  der  Praxis  (Erlaß  des  k.  k.  Ministeriums  für  Landes- 
verteidigung vom  Jahre  1889,  Z.  12686,  IL  a)  ebenfalls  den  im  §  64  des 
Wehrgesetzes  ausgesprochenen  Beschränkungen. 

Landsturmpflichtige,  welche  das  33.  Lebensjahr  überschritten  haben, 
sind,  abgesehen  vom  Mobilitäts-  und  Kriegsverhältnisse,  keinen 
weiteren  Beschränkungen  betreff's  der  Auswanderung  unterworfen. 

Andere  als  die  obbezeichneten  Personen  bedürfen  zur  Auswanderung 
keiner  Bewilligung.  Es  ist  üblich,  auch  solchen  Personen  Entlassungs- 
scheine zu  erteilen.  Solche  Entlassungszertifikate  haben  aber  keine  behörd- 
liche Bewilligung  zur  Auswanderung  zu  enthalten,  sondern  nur  zu  bescheinigen, 
daß  der  betreffende  Auswanderer  aus  dem  österreichischen  (ungarischen) 
Staatsverband  ausgeschieden  sei,  bezw.  daß  diesem  Austritte  kein  Hindernis 
im  Wege  stehe  (Erlässe  des  k.  k.  Ministeriums  des  Innern  vom  19.  März 
1868,  Z.  1088,  vom  3.  Juni  1868,  Z.  7201  und  vom  13.  Mai  1877,  Z.  5954). 

Am  Schlüsse  dieses  Abschnittes  muß  noch  folgendes  bemerkt  werden: 

Das  k.  und  k.  Keichs-Kriegsministerium  hat  unter  dem  3.  November 
1901,  Z.  4343/Präs.  folgende  Weisung  an  die  k.  und  k.  Militärbehörden, 
Kommanden,  Truppen  und  Heeresanstalten  erlassen: 

„Der  direkte  Verkehr  der  k.  und  k.  Militärbehörden,  Kommanden, 
Truppen  und  Heeresanstalten  mit  den  k.  und  k.  Vertretungen  im  Aus- 
lande ist,  wenn  nicht  in  gewissen  Fällen  von  dem  k.  und  k.  Beichs- 
Kriegsministerium  eine  Ausnahme  verfügt  wird,  untersagt. 

Hierdurch  werden  die  für  Militärgerichte  bestehenden  Vorschriften, 
betreffend  den  direkten  Verkehr  mit  den  k.  und  k.  Vertretungen  im  Aus- 
lande, nicht  berührt."  — 
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Selbstredend  kann  von  dieser  aUgemeinen  Direktive  in  allen  F&Uen 
Umgang  genommen  werden,  die  ihrer  dringenden  Natnr  nach  eine  rasche 
Erledigung  erheischen,  wie  auch  dann,  wenn  der  vorgeschriebene,  längere 
Eorrespondenzweg  eine  Gefährdung  öffentlicher  oder  privater  Interessen  zur 
Folge  haben  könnte  (Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  ÄuBem  vom 
13.  Mai  1902,  Z.  15992/4). 

Im  Sinne  des  allgemeinen  Eonsulargebfiren-Tarifes  vom  Jahre  1902 
—  n.  Abteilung,  —  G.  Post  50.  —  n  —  b  —  1  —  genießen  alle  Amts- 
handlungen für  Angehörige  des  Heeres  oder  der  Kriegsmarine  oder  der 
beiden  Landwehren  oder  des  Landsturmes,  jedoch  nur  in  Dienstesangelegen- 
heiten die  Gebürenfreiheit. 


Achter  Abschnitt 

Obliegenlieiten   und  Befugnisse  der  österreichisch-unga- 
rischen Eonsularfunktionäre,  betreffend  die  Gebarung  in 
Depositenangelegenheiten. 

Auf  die  Depositengebaimng  bei  den  k.  und  k.  Eonsularämtem  be- 
ziehen sich  die  mit  Hofkammer-Dekret  vom  13.  November  1836,  Z.  26585, 
und  Hof  kammer-Dekret  vom  6.  Mai  1838,  Z.  11406  hinausgegebenen,  noch 
immer  in  Kraft  bestehenden  allgemeinen  Instruktionen,  ferner  die  mit  Circu- 
larien  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  17.  Dezember  1872 
Z.  17888/Vni,  28.  Mai  1874,  Z.  8339/VIII  17.  März  1876,  Z.  3872/Vm 
und  vom  6.  August  1881,  Z.  14500/10  erlassenen,  modifizierenden  und  er- 
gänzenden Bestimmungen.    (Siehe  IL  Band,  Konsular-Normalien  Nr.  XL) 

Sämtliche  Konsularämter,  also  auch  die  Konsularagentien,  können 
nach  ihrem  Wirkungskreise  infolge  der  ihnen  zugewiesenen  Amtshandlungen 
in  die  Lage  kommen,  bares  Geld,  Wertpapiere,  Rechtsurkunden,  Pretiosen 
oder  andere  Wertgegenstände  mit  der  Bestimmung  oder  zu  dem  Zwecke 
der  Verwahrung  oder  Obsorge  zu  übernehmen. 

Die  Annahme  freiwilliger  Depositen  in  Geld  und  geldvertretenden 
Urkunden  oder  andern  Wertgegenständen  ist  den  österreichisch-ungarischen 
Konsularämtern  nicht  gestattet,  indem  dieselben  nur  zur  Übernahme  jener 
Depositen  ermächtiget  sind,  deren  Übernahme  und  Verwahrung  zu  den 
konsularämtlichen  Verrichtungen  gehört.  Es  werden  also  z.  B.  die  aus 
einem  Nachlasse  oder  aus  dem  Bergungserlöse  eines  Schiffes  infolge  amt- 
licher Anordnung  zu  erlegenden  Gelder  in  amtliche  Verwahrung  zu  nehmen 
I  nicht  aber  Geldbeträge  oder  Pretiosen,  die  ein  Privater  dem  Konsular- 
n  Behufe  der  Aufbewahrung  übergibt,  oder  Wechsel,  die  ein  Kauf- 
i  KoD8nlaramte  zum  Inkasso  einsendet  (Instruktion  des   k.  und 
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k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  28.  Mai  1874,  Z.  8339/ Vm.).  (Siehe 
n.  Band,  Konsular-Normalien  Nr.  XI.)  Es  ist  jedoch  selbstredend  die  Pflicht 
jedes  Konsularamtes,  die  österreichischen  oder  ungarischen  Staatsangehörigen 
in  allen  ihren  berechtigten  Interessen  zu  schützen  und  zu  unterstützen,  und 
somit  auch  bei  dem  Inkasso  ausständiger  Geldbeträge  ihnen  hilfreich  und 
bereitwilligst  an  die  Hand  zu  gehen.  Bleibt  die  Vermittlung  des  Konsular- 
amtes erfolglos,  und  stellt  sich  die  Notwendigkeit  heraus,  gerichtliche 
Schritte  einzuleiten,  so  hat  die  betreffende  Pai-tei  einen  eigenen  Vertreter 
zu  bestellen,  bei  dessen  Wahl  das  betreffende  Eonsularamt  auf  Ersuchen  be- 
hilflich zu  sein  und  demselben  den  vollen  konsularamtlichen  Schutz  zu  ge- 
währen hat.  Wenn  auf  diesem  Wege  Geldbeträge  einkassiert  werden,  so 
hat  das  Eonsularamt  hierüber  nach  Anordnung  der  berechtigten  Interessen- 
ten zu  verfügen,  in  Ermangelung  solcher  Anordnungen  aber  die  Geldbeträge 
dem  Bezugsberechtigten  auf  dessen  Kosten  und  Gefahr  direkt  oder  durch 
Vermittlung  der  kompetenten  Behörde  zu  übersenden,  wenn  aber  dies  un- 
ausführbar wäre,  diese  Summe  als  gerichtliches  Depositum  zu  behandeln 
(Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  17.  März  1876, 
Z.  3872/VIII).    (Siehe  II.  Band,  Konsular-Normalien  Nr.  XL) 

Wenn  ein  Konsularamt  freiwillige  Depositen  zur  Aufbewahrung  über- 
nimmt, so  haben  diese  in  keinem  Falle  als  amtliche  Depositen  zu  gelten, 
und  es  trifft  auch  die  ausschließliche  Verantwortlichkeit  hiefür  den  Vorstand 
des  Amtes. 

1.  rbernahiue  von  Gegenständen  (Gfeld,  Wertpapiere,  Pretiosen  u.  dgl.) 

in  Verwalirung. 

Für  jene  Konsularämter,  deren  Titulär  wirklicher  Staatsbeamter  ist, 
und  diesem  ein  wirklicher  Staatsbeamter  zur  Seite  steht  (Vizekonsul,  Kon- 
sular- Attache,  oder  in  Ermangelung  dessen  ein  effektiver  Kanzleibeamter), 
gelten  bezüglich  der  Übernahme  von  Depositen  in  Verwahrung  folgende 
Grundsätze: 

a)  Werden  die  in  Verwahrung  zu  nehmenden  Gegenstände  von  den  zu 
deren  Übergabe  verpflichteten  oder  diese  ansuchenden  Privaten,  oder 
in  ihrem  Namen  von  dazu  beauftragten  Individuen,  oder  vielleicht  in 
Einzelfällen  von  öffentlichen  Beamten  in  ihrer  ämtlichen  Eigenschaft 
oder  aus  ämtlicher  Veranlassung  persönlich  in  den  Amtsort  gebracht, 
so  hat  der  Amtsvorsteher  zuerst  die  beigebrachten  schriftlichen  Ein- 
gaben zu  prüfen,  und  sie  sodann  in  Gegenwart  der  Überbringer  mit 
den  Gegenständen  selbst  auf  das  Genaueste  zu  vergleichen.  Bei  dem 
Abgange  solcher  Eingaben,  oder  bei  Gebrechen  in  ihrer  Abfassung, 
sowie  auch  bezüglich  der  Veranlassung  oder  des  Grundes  der  amt- 
lichen Deponierung  hat  der  Amtsvorsteher  zu  erkennen,  ob  die  Depo« 
sitenannahme  ganz  oder  teilweise  vor  sich  gehen  könne,  odpr  ob  und 
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was  derselben  entgegenstehe,  und  was  zur  Behebung  des  Anstandes 
vorerst  zu  geschehen  habe. 

b)  Beschließt  der  Amtsvorsteher  die  gänzliche  oder  teilweise  Depositen- 
annahme, so  hat  er  sogleich  im  Beisein  des  Überbringers  mit  Zu- 
ziehung des  ihm  zugeteilten  Beamten  die  Aufnahme  eines  amtlichen 
ProtokoUes  über  den  Übemahmsakt  zu  veranlassen,  welches  die  fehlen- 
den Aufschlüsse  oder  Berichtigungen  über  das  Depositum  enthalten 
soll.  Insbesondere  ist  bei  der  Aufiiahme  des  ProtokoUes  nicht  zu 
übersehen,  daß  die  mangelnden  oder  nicht  glaubwürdigen  Wertansätze 
(nach  Beschaffenheit  der  Umstände  selbst  mit  Berufung  von  nnbe- 
fangenen  Sachverständigen)  ergänzt  oder  berichtigt  werden,  indem  die 
Depositengebüren  nach  dem  Werte  der  Depositen  zu  berechnen  sind. 
Würde  es,  um  Anständen  bei  der  Wiederausfolgung  sicherer  vorzu- 
beugen, zweckmäßig  erscheinen,  sie  in  verschlossener  Hülle  unter 
gemeinschaftlichem  Siegel  des  Amtes  und  des  Hinterlegers  nach  ge- 
schehener amtlicher  Besichtigung  aufzubewahren,  so  wäre  diese  Ver- 
siegelung vorzunehmen,  und  dies  in  dem  Protokolle  zu  bemerken.  Die 
Hinterlegung  versiegelt  oder  verschlossen  überbrachter  Wertgegen- 
stände ohne  vorherige  Eröffnung  ist  nicht  zu  gestatten.  Das  auf- 
genommene Protokoll  ist,  wie  es  sich  von  selbst  versteht,  von  dem 
Au&ahmstage  zu  datieren,  und  von  allen  Anwesenden  zu  unterfertigen; 
des  Schreibens  Unkundige  würden  ihren  von  anderen  geschriebenen 
Namen  ihre  üblichen  Handzeichen  beizusetzen,  und  glaubwürdige  Zeugen 
die  Echtheit  der  Handzeichen  zu  bestätigen  haben. 

c)  Erhält  das  Konsularamt  die  in  Verwahrung  zu  nehmenden  Gegen- 
stände von  öffentlichen  Autoritäten  oder  Privaten  im  Privatwege 
oder  mittelst  öffentlicher  Versendungsanstalten  zugeschickt,  oder  hat 
dasselbe  von  Amtswegen  die  amtliche  Verwahrung  solcher  Gegen- 
stände zu  veranlassen,  so  soll  der  Amtsvorsteher  in  diesen  Fällen  die 
Eröfliiung  verschlossener  Sendungsstücke,  sowie  die  Besichtigung  und 
Erhebung  der  Verwahrungsgegenstände  immer  gemeinschaftlich  mit 
dem  ihm  zur  Seite  stehenden  Staatsbeamten  (Vizekonsul-,  Konsular- 
Attachfe,  oder  effektiver  Kanzleibeamte  i  und  insoferne  dies  tunlich  ist, 
noch  in  Gegenwart  des  Überbringers  der  Sendung  vornehmen. 
Diese  Vorsicht  ist  hauptsächlich  bei  Sendungen  von  größerem  Werte 
und  bei  Sendungsstücken  von  zweifelhafter  Beschaffenheit  nicht  außer 
Acht  zu  lassen,  und  in  Abwesenheit  oder  Verhinderung  des  Vize- 
konsuls, Konsular-Attach6s  wäre  zu  den  genannten  Amtshandlungen 
ein  anderer  Konsularbeamter  (Kanzleisekretär  oder  Konsulatsoffizial), 
wenn  ein  solcher  vorhanden  ist,  oder  in  dessen  Ermanglung,  nach  der 
Lage  der  Dinge  eine  andere  glaubwürdige  Person  als  Zeuge  von  dem 
Amtsvorsteher  zuzuziehen. 
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.  d)  Die  Erhebungen  des  Konsolaramtes  in  den  unter  c)  bemerkten  Fällen 
haben  sich  auf  die  nämlichen  Daten,  wie  bei  den  unter  a)  erwähnten 
Depositen  zu  erstrecken.  Sind  keine  schriftlichen  Eingaben  zum  Amte 
gelangt,  welche  diese  Aufschiasse  auf  eine  befriedigende  Weise  ent- 
halten, so  soll  der  Amtsyorsteher  zur  Aufnahme  eines  amtlichen 
Übernahmsaktes  schreiten,  und  hiebei  nach  der  Andeutung  unter  b) 
vorgehen. 

e)  Nach  beendigten  Vorerhebungen  (a— d)  verfügt  der  Amtsvorsteher 
allsogleich  die  Eintragung  und  Numerierung  der  sämtlichen  bezüg- 
lichen Übergabs-  oder  Übemahmsurkunden  in  das  Exhibiten-ProtokoU 
des  Amtes;  hierauf  verzeichnet  er  die  in  Verwahrung  zu  übernehmen- 
den Gegenstände  in  einem  zu  seinem  Gebrauche  und  zur  Kontrolle  zu 
dienenden  Vormerkhefte  mit  Beifügung  des  Tages  der  Übernahme  und 
der  Exhibiten-Nummer,  und  überträgt  sodann  dem  Vizekonsul-,  Kon- 
sular- Attache  oder  effektiven  Kanzleibeamten  die  unverzügliche  weitere 
Amtshandlung  zur  Beendigung  des  Übemahmsgeschäftes,  infolgedessen 
dieser  die  zu  verwahrenden  Gegenstände  samt  den  als  Belege  dazu 
gehörigen  protokollierten  Papieren  gegen  Empfangsbestätigung  auf 
dem  Vormerkhefte  des  Amtsvorstehers  zu  übernehmen  hat. 

f)  Der  Vizekonsul,  Konsular- Attache  oder  effektive  Kanzleibeamte  be- 
sorgt sogleich  die  Eintragung  der  übernommenen  Verwahrungsgegen- 
stände in  das  darüber  nach  den  späteren  Erläuterungen  zu  führende 
eigene  Depositen-Journal  des  Konsularamtes  und  die  Ausfertigung  der 
Empfangsbestätigung.  Erfolgt  die  Übernahme  auf  Grundlage  der  in 
zwei  Exemplaren  überreichten  und  vollkommen  richtig  befundenen 
Konsignationen  oder  schriftlichen  Eingaben,  so  ist  auf  eine  derselben 
die  amtliche  Empfangsbestätigung  beizusetzen,  sonst  ist  eine  besondere 
Urkunde  darüber  im  genauesten  Einklänge  mit  dem  Übemahmsakte 
und  dem  Depositen-Journale  auszufertigen.  Zu  den  Förmlichkeiten 
der  Empfangsbestätigung  gehören  die  Bezeichnung  mit  der  Exhibiten- 
Nummer  des  Übernahmsaktes  und  mit  der  Postenzahl  des  Depositen- 
Journals,  unter  welcher  das  Depositum  eingetragen  ist,  Ort  und  Datum 
der  Übernahme,  die  Unterschrift  des  Amtsvorstehers  und  des  zweiten 
Beamten  und  die  Beidrückung  des  Amtssiegels.  Die  gehörig  ausge- 
fertigte Empfangsbestätigung  ist  dem  Überbringer  des  Depositums, 
der  sie  zu  seiner  Bedeckung  anzusprechen  berechtigt  ist,  unverzüglich 
einzuhändigen  und  sonst  dem  Übersender  des  Depositums  mit  der 
tunlichsten  Beschleunigung  auf  die  angemessenste  Weise  zu  ttber- 
machen.  Für  die  Empfangsbestätigung  ist,  wenn  dies  angeht,  eine 
Gegenbescheinigung  zu  verlangen. 

Bei  Konsularämtern,  wo  nur  der  Amtsvorstcher  zur  Katep-orie  der 
wirklichen  Staatsbeamten  angehört,  ferner  bei  Konsularämtern,   die   nicht 

19* 
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mit  besoldeten  Staatsbeamten  besetzt  sind,  ist  der  Amtsleiter  an  das  ob- 
erwähnte  Amtsverfahren  insoweit  gebunden,  als  dies  mit  der  Natnr  der 
yerschiedenen  Amtsbestellong  und  mit  der  alleinigen  Haftung  des  Amts- 
leiters für  das  Depositum  vereinbarlich  ist.  Die  Verpflichtung  zur  Fuhrung 
eines  besonderen  Vormerkheftes,  sowie  die  angeordnete  Geschäftsverteilung 
bei  der  Übernahme  zwischen  dem  Amtsvorsteher  und  Vizekonsul,  Eonsular- 
Attachg  oder  effektiven  Kanzleibeamten  haben  daher  nicht  als  bindende 
Bestimmungen  für  ihn  zu  gelten. 

2.  Sorge  fOr  die  sichere  Verwahrung  der  Obemommenen  Depositen. 

Die  Sorge  der  sicheren  und  jeden  Schaden  ausschließenden  Verwah- 
rung der  Depositen  liegt  bei  den  mit  zwei  besoldeten  Staatsbeamten  ver- 
sehenen Eonsularämtem  diesen  beiden  Beamten  solidarisch  ob. 

Bei  allen  übrigen  Eonsularämtem  konzentriert  sich  diese  Sorge  und 
Haftungsverbindlichkeit  in  der  Person  des  Amtsleiters. 

Alle  in  Depositum  übernommenen  Gelder,  Urkunden  und  auch  alle 
anderen  wertvollen  Verwahrungsgegenstände,  die  sich  ihrer  Beschaffenheit 
nach  dazu  eignen,  sollen  bei  den  effektiven  Eonsularämtem  in  einem  zwei- 
fach verschlossenen  Eassettbehältnisse  zusammen  aufbewahrt  werden,  und 
zwar  nach  Verhältnis  zur  Menge  der  Depositen,  entweder  in  einer  eigenen 
Eassetruhe  mit  untergeteilten  Fächern  für  Geldbeträge  und  Geldurkunden 
und  f&r  andere  wertvolle  Gegenstände  und  Urkunden,  oder  in  einem  be- 
sonderen Fache  der  zur  Aufbewahrung  der  Ärarialgelder  bestimmten  Easse- 
tmhe.  Die  Depositen-Eassetruhe  soll  wie  die  zur  Aufbewahrung  der  Ära- 
rialgelder bestimmte,  an  einem  gegen  Einbruch  und  Feuergefahr  hinläng- 
lich gesicherten  Orte  der  Eonsulatskanzlei  sich  befinden,  und  nur,  insolange 
dies  nicht  sein  könnte,  an  einem  anderen,  wohlversicherten  Orte  aufgestellt 
werden  dürfen;  sie  soll  ferner,  gleich  der  anderen,  von  Eisen  oder  wenig- 
stens mit  Eisenblech  übei-zogen,  fest  an  den  Boden  geschraubt  und  mit 
doppelten,  unter  sich  verschiedenen,  guten  Sperrschlössern  versehen  sein. 
Die  Verschließung  der  Depositenkasse  steht,  wo  der  Amtsvorsteher  und 
Vizekonsul  (Eonsular-Attache)  oder  effektive  Eanzleibeamte  dafür  haftungs- 
pflichtig sind,  beiden  gemeinschaftlich  und  zwar  dergestalt,  daß  der  eine 
den  Schlüssel  des  einen  Speri^schlosses  und  der  andere  den  Schlüssel  des 
zweiten  sorgfaltig  bei  sich  aufzubewahren  hat,  außerdem  aber  lediglich  dem 
dafür  allein  haftungspflichtigen  Amtsleiter  zu.  AMirden  größere  Gegenstände 
in  ämtliche  Verwahrung  zu  nehmen  sein,  die  nicht  in  die  Depositen-Easse- 
truhe liinterlegt  werden  können,  so  würde  auf  eine  andere,  den  Umständen 
entsprechende  Art,  für  die  sichere  und  gut^  Aufbewahmng  derselben  mit 
lichem  Verschlusse  wie  bei  dei*  Depositenkasse,  insoferae  dieser  statt- 
kann, zu  sorgen  sein. 
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Auch  die  Vorsteher  der  Honorar-Koüsularämter  sind  zu  den  erforder- 
lichen Vorkehrungen  für  die  sichere,  jeden  Schaden  ausschließende  und  von 
ihren  Privatgeldern,  Urkunden  und  Effekten  gesonderte  Aufbewahrung  der 
ihnen  unter  ihrer  Haftungspflicht  anvertrauten  Depositen  verbunden,  wobei 
sie  die  obigen  Bestimmungen  tunlichst  zu  berücksichtigen  haben. 

Die  Hinterlegung  der  Depositen  in  die  Depositen)tasse  oder  die  ander- 
wärtige  amtliche  Verwahrung  der  übernommenen,  zur  Hinterlegung  in  die 
Depositenkasse  sich  nicht  eignenden  Verwahrungsgegenstände,  soll  bei 
jedem  Konsularamte  an  dem  Tage  der  Übernahme,  und  zwar,  wenn  Gegen-  , 
stände  von  höherem  Werte  übernommen  wurden,  sogleich  nach  Beendigung 
des  Übernahmsaktes  bewerkstelligt  werden.  Da,  wo  der  Amtsvorsteher 
und  ein  zweiter  Konzepts-  oder  effektiver  Kanzleibeamte  den  Verschluß  und 
die  Haftung  gemeinschaftlich  auf  sich  haben,  liegt  die  Besorgung  dieses 
Geschäftes  dem  letzteren  im  Beisein  und  unter  Kontrolle  des  ersteren  ob. 

Die  Nichtbefolgung  dieser  Anordnung  und  die  vorschriftswidrige  Auf- 
bewahrung der  ämtlichen  Depositen  außer  der  gehörig  versperrten  Depo^ 
sitenkasse  und  dem  sonst  noch  dazu  benötigten  Behältnisse  würde  mit 
Strenge  nach  Beschaffenheit  der  Umstände  geahndet  werden. 

3.  Ausfolgung  der  Depositen  aus  der  Verwahrung. 

Hinsichtlich  der  Ausfolgung  von  Depositen  aus  der  Verwahrung  ist 
folgendes  zu  bemerken: 

Sämtliche  Konsularämter  haben  sorgfältig  bedacht  zu  sein,  daß  jedes 
Depositum  aus  der  amtlichen  Verwahrung  an  jene  Personen,  welche  dessen 
Übergabe  zu  ihren  Händen  anzusprechen  befugt  sind,  übergehe,  und  daß 
sie  die  Bestätigung  der  geschehenen  Ausfolgung  zur  Bedeckung  erhalten. 

Jede  Depositenausfolgung  soll  bei  dem  Konsularamte,  welches  selbe 
verfügt,  in  einem  protokollierten,  amtlichen  Akte  ersichtlich  gemacht  sein. 
Dort  wo  der  Amtsvorsteher  einen  mithaftenden  Staatsbeamten  zur  Seite 
hat,  steht  dem  ersten  die  Anordnung  der  Depositenausfolgung  zu,  doch  hat 
er  dem  letzteren  die  diesfälligen  Bestimmungen  auf  dem  betreffenden  Ex- 
hibitum  oder,  nach  Gutbeflnden,  in  anderer  Form  unter  der  Protokolls- 
nummer des  amtlichen  Ausfolgungsaktes  schriftlich  zu  eröffnen,  nach  denen 
sich  dieser  zu  benehmen  hat. 

Die  Depositen  werden  entweder  Privaten  oder  öffentlichen  Behörden 
ausgefolgt.  Die  Ausfolgung  an  Private  darf  nur  stattfinden,  wenn  das 
Konsularamt  die  erforderliche  Bestätigung  der  Hinausgabe  besitzt.  Die 
Depositen -Empfangsbestätigung  der  Partei  soll  mit  dem  Übemahmsakte 
genau  übereinstimmen  und  überhaupt  so  ausgefertigt  sein,  daß  die  Echt- 
heit, Eichtigkeit  und  Rechtskräftigkeit  der  Urkunde  nicht  in  begründeten 
Zweifel  gezogen  werden  kann.  Die  Aussteller  sind  über  die  Abfassung 
vorhinein  zweckmäßig  zu  belehren.    Zu  den  äußeren  Förmlichkeiten  d^^ 
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selben,  die  der  Aussteller  beachten  soll,  wenn  ihm  die  Daten  bekannt  sind, 
die  aber  auf  die  Wesenheit  keinen  Bezug  haben,  gehören  das  Datum 
und  die  Postennummer,  unter  welcher  das  Depositum  im  Journale  in  Emp- 
fang gestellt  wurde  y  und  die  Nummer  des  Exhibiten-ProtokoUs,  unter 
welcher  die  Erfolglassung  vorkommt;  beide  sind  von  seite  des  Amtes  nach- 
träglich beizusetzen,  wenn  sie  auf  der  von  dem  Aussteller  erhaltenen  Be- 
scheinigung fehlen. 

Dem  Amtsvorsteher  und,  wenn  ihm  ein  haftungspflichtiger  Staats- 
beamter beigegeben  ist,  diesen  beiden  Beamten  gemeinschaftlich,  liegt  die 
genaue  Prüfung  der  Empfangsbestätigung  vor  der  Hinausgabe  des  Depo^ 
situms  ob.  Wird  diese  genügend  befunden,  so  ist  ihrem  Überbringer  das 
bezügliche  Depositum  von  dem  Amtsvorsteher  oder  von  dem  mithaftenden 
Beamten  im  Beisein  des  Amtsvorstehers,  welcher  zugleich  in  diesem  Falle 
der  Empfangsurkunde  der  Partei  das  Wort  „Gesehen^  und  seine  Namens^ 
Unterschrift  beizufügen  hat,  aus  dem  versperrten  Depositenbehältnisse  zu 
erfolgen. 

Ist  das  Depositum  einer  öffentlichen  Behörde  in  loco  oder  ander- 
wärts befindlich  zu  übersenden,  so  ist,  wo  die  Verhältnisse  diesen  Vorgang 
gestatten,  sich  ebenfalls  nach  der  vorstehenden  Anleitung  zu  benehmen. 
Ist  aber  das  Depositum  einer  österreichischen  oder  ungarischen,  oder  auch 
einer  fremden,  öffentlichen  Behörde  zu  übergeben  oder  zu  überschicken,  wo 
die  Ausstellung  und  Übermittlung  der  Empfangsbestätigung  erst  nach  der 
wirklichen  Übergabe  begehrt  werden  kann,  so  ist  unter  entsprechender 
Vorsicht  die  Übergabe  der  Übersendung  vor  der  Empfangsbestätigung  zu 
veranlassen  und  diese  nachträglich  dafür  zu  gewärtigen.  Um  zwischen 
dieser  und  dem  Übernahmsakte  Übereinstimmung  zu  erzielen,  ist  die  Über- 
gabe oder  Sendung  mit  zwei  gleichlautenden  Konsignationen  und  mit  dem 
Ersuchen  zu  begleiten,  daß  die  eine  von  beiden,  mit  der  erforderlichen  Emp- 
fangsbestätigung versehen,  dem  Amte  zur  Bedeckung  zurückgesendet  werde. 
Die  Zusendung  an  einen  anderen  Ort  hat,  wo  dies  sein  kann,  mittelst 
öffentlicher  Versendungsanstalten,  und  sonst  wenigstens  mittelst  verläßlicher 
Privaten  gegen  Bestätigung  der  Übernahme  zur  Versendung  zu  geschehen. 

4.    Weitere   mit  der  Depositengebarung  zusammenhängende  Amts- 
tätigkeit. —  Depositen-Journal.  —  Depositen-Hauptbuch. 

Bei  jedem  zur  Übernahme  und  Aufbewahrung  von  Depositen  befugten 
Konsularamte  wird  ein  Depositen-Journal  in  zwei  Abteilungen  geführt,  wo- 
von die  erste  Abteilung  für  die  übeniommenen,  die  zweite  für  die  aus- 
gefolgten Depositen  bestimmt  ist,  und  worin  jede  Amtshandlung  eingetragen 
wird  mit  Beisetung  aller  zur  Ausfüllung  der  vorgeschriebenen  Rubriken  er- 
forderlichen Daten.  Bei  jenen  Ämtern,  wo  eine  umfangreiche  Depositen- 
gebarung stattfindet,  wird  außerdem  ein  Depositen -Hauptbuch  nach  dem 
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vorgeschriebenen  Formulare  geführt.  Die  Eintragung  der  Empjfänge  und 
Ausfolgungen  findet  immer  unmittelbar  nach  Vornahme  der  entsprechenden 
Amtshandlung  statt.  Die  ausgefolgten  Depositen  werden  zugleich  in  dem 
Empfangsjoumal  gestrichen,  und  die  stattgefundene  Ausfolgung  wird  in  der 
Anmerkung  ersichtlich  gemacht  Die  für  die  ämtliche  Aufbewahrung  des 
Depositums  nach  dem  Konsulartarife  zu  entrichtende  Depositengebttr  ist 
bei  der  Ausfolgung  desselben  zu  berechnen  und  von  allen  Privaten,  sowie 
auch  von  öffentlichen  Behörden,  wo  dies  keinem  Anstände  unterliegt,  so- 
gleich im  Momente  der  Ausfolgung  zu  erheben,  sonst  aber  von  den  letzteren 
nachträglich  hereinzubriogen. 

Laut  Post  2,  Abteilung  n  des  allgemeinen  Konsulargebüren-Tarifes 
vom  Jahre  1902  sind  bei  amtlicher  Verwahrung  eines  Depositums  folgende 
Gebüren  zu  entrichten: 

a)  für  den  Akt  der  Übernahme  samt  Empfangschein  4  E  50  h; 

b)  für  die  stattgefundene  Verwahrung,  sowie  für  die  mit  der  Ausfolgung 
verbundenen  Amtshandlungen: 

aa)  von  Geld,  von  allen  Wertpapieren,  welche  auf  Inhaber  lauten  oder 
durch  Indossament  übertragbar  sind,  von  allen  Papieren,  welche 
den  Gegenstand  des  bankmäßigen  Kaufs-  und  Verkaufsgeschäftes 
bilden,  dann  von  anderen  Sachen  von  Wert,  zwei  Prozent  des 
Wertes  (nach  dem  früheren  Tarife  vom  Jahre  1846  war  bloß  ein 
Prozent  des  Wertes);  . 
bb)  von    anderen  Rechtsurkunden   und    Schriften,    von  jedem  Bogen 
2  K  25  h. 
Mit  Schluß  eines  jeden  Jahres  werden  die  in  Verwahrung  gebliebenen 
Depositen  in  die  neue  Jahresrechnung  übertragen,  und  in  der  ersten  Bubrik 
unter  die  neue  Journalzahl,  die  mit  1  beginnt  und  progressiv  aufsteigt, 
wird  die  Journal-  und  Jahreszahl  des  ersten  Empfanges  dieses  Depositums 
beigesetzt;  und  dasselbe  gilt  für  alle  anderen  Depositen,  die  aus  früheren 
Jahren  in  die  neue  Jahresrechnung  übertragen  werden. 

Die  Führung  des  Depositen-Journals  obliegt  dem  Amtsvorstande,  den 
auch  die  Verantwortlichkeit  für  die  richtige  Führung  desselben  trifft;  es 
steht  ihm  jedoch  frei^  hiemit  unter  seiner  Haftung  einen  seiner  Beamten  zu 
beauftragen.  Die  auf  den  Empfang  oder  die  Ausfolgung  eines  Depositums 
bezüglichen  Urkunden  und  Belege,  werden  sorgfältig  geordnet  aufbewahrt. 
Die  Skontrierung  der  Depositenkassa  findet  mindestens  zweimal  im  Jahre 
durch  den  Amtsvorstand  und  den  zur  Mitsperre  berufenen  Beamten  statt, 
und  wird  über  jede  Skontrierung  ein  Protokoll  aufgenommen.  Zur  Mit- 
sperre mit  dem  Amtsvorstande  ist  in  der  fiegel  nach  ihm  der  Vizekonsul 
oder  sonstige  dem  Amte  zugeteilte,  in  Abwesenheit  des  Amtschefe  zu  dessen 
Stellvertretung  berechtigte  Beamte  berufen. 
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Beide  haften  solidarisch  fhr  die  vorschriftsmäßige  Gebamiig  und  Anf- 
bewahrong  der  Amtsdepositen.  Die  Ausweise  über  den  Stand  d^  Depositen 
werden  halbj&hrig  dem  k.  nnd  k.  Ministerium  des  Äußeren  zugleich  mit 
der  Dienstrechnung  vorgelegt  Sind  keine  Depositen  vorhanden,  oder  ist 
keine  Veränderang  vorgegangen,  so  wird  dies  angezeigt 

Jenes  Amt,  bei  welchem  die  erforderlichen  Vorkehrungen  und  Einrich- 
tungen zur  sicheren  Verwahrung  von  Geldern  und  Wertsachen  fehlen 
(Feuer-  und  einbruchsichere  Kasse,  Schutzwache,  Kanzleidiener  u.  dergL) 
ist  überhaupt  nicht  berechtigt,  Gelder  oder  G^ldeswert  in  amtliche  Auf- 
bewahrung zu  übernehmen.  Also  dort,  wo  diese  Vorbedingungen  fehlen, 
ist  eine  Depositenübemahme  unzulässig,  und  die  eingegangenen  Gelder  oder 
GMdeswerte  sind  in  diesem  Falle  sofort  auf  sicherstem  Wege  an  ihre  Be- 
stimmung, oder  wenn  dies  nicht  möglich  wäre,  an  die  nächst  höhere,  hiezu 
ermächtigte  Konsularbehörde  zur  Aufbewahrung  abzuführen,  und  ist  hierüber 
dem  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  die  Anzeige  zu  erstatten. 

Hinsichtlich  der  Depositengebarung  bei  denk. und  k.  Honorar-Konsular- 
ämtem  gilt  die  Bestimmung,  daß  die  leitenden  Konsularämter,  um  eine 
wirksamere  Kontrolle  zu  üben,  berechtigt  sind,  jene  Depositen,  welche  nicht 
bloß  vorübergehender  Natur  sind,  sondern  für  längere  Zeit  in  Verwahrung 
zu  bleiben  haben,  von  dem  betreffenden  Honorar-Konsularamte  einzuberufen 
und  in  eigene  Verwahrung  zu  nehmen,  wo  immer  durch  sichere  Verkehrs- 
anstalten die  Möglichkeit  hiefür  geboten  ist  Die  leitenden  Konsularämter 
haben  bei  Vorlage  der  halbjährig  zu  erstattenden  Depositenausweise  der 
ihnen  untergeordneten  Honorarämter,  diese  Ausweise  selbständig  zu  prüfen 
und  bei  der  Vorlage  an  das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  hierüber 
sich  meritorisch  auszusprechen.  Schließlich  gilt  es  als  prinzipielle  Regel, 
daß  der  Vorstand  des  leitenden  Konsnlaramtes  jedes  Mal,  wo  er  eines  der 
untergeordneten  Honorarämter  besucht,  immer  auch  eine  Skontrierung  der 
Depositenkasse  vorzunehmen  hat,  über  deren  Ergebnis  an  das  k.  und  k. 
Ministerium  des  Äußern  regelmäßig  unter  Vorlage  des  Skontrierungs- 
Operates  Bericht  zu  erstatten  ist  (Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums 
des  Äußern  vom  17.  Dezember  1872,  Z.  17888  Vm.  Siehe  H.  Band, 
Konsular-Normalien  Nr.  XI). 

5.  Kaduzität  (Verjährung)  der  Depositen. 

Auf   die  Kaduzitäts-Erklärung  (Verjährung^  veralteter  Depositen 

beziehen  sich  die  Hofdekrete  vom  30.  Oktober  1802,  Nr.  582  (J.  G.  S.)  vom 

13.  Februar  1837.  Nr.  173  (J.  G.  S.i  vom  28.  Jänner  1840.  Nr.  446  « J.  6.  S.) 

'^nd  vom  6.  Jänner  1842,  Nr.  587  (J.  G.  S.);  ferner  die  Circularverordnung 

13.  September  1820,  Nr.  1701    (J.  G.  S.)   imd   die  Circularverordnung 

>6hmischen  Landesgubemiums  vom  17.  Februar  1842,  Nr.  4912 

h  der  Justizministerialerlaß  vom  20.  Dezember  1848,  Nr.  4358 
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(J.  G.  S.)  Nach  diesen  Vorschriften  können  Depositen  erst  nach  Ablauf 
der  30jährigen  Verjährungsfrist  und  der  vorgeschriebenen  Edictal- 
frist  von  einem  Jahre,  sechs  Wochen  und  drei  Tagen  wenn  kein 
Bezugsberechtigter  sich  meldet,  oder  die  geltend  gemachten  Anspi^che  nicht 
genügend  gefunden  werden,  für  heimfällig  (kaduk)  erklärt  und  für  den 
Fiskus  eingezogen  werden.  Die  Privaturkunden  werden  dem  Amtsarchive 
einverleibt  (Hofdekrete  vom  1.  Mai  1837  (J.  G.  S.  Nr.  199  und  vom 
28.  Jänner  1840.    J.  G.  S.  Nr.  446). 

6.  Nachträgliche  Verordnungen  über  die  C^ebarung  in  Depositen- 

angelegenheiten. 

Mit  Erlaß  vom  6.  August  1881  Z.  14500/10  hat  das  k.  und  k.  Mini- 
sterium des  Äußeren  folgende,  auf  die  Behandlung  der  Depositen  Bezug 
nehmende  Bestimmungen  erlassen: 

Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  daß  Gelder,  welche  seitens  der  Lokal- 
behörde für  Rechnung  österreichischer  oder  ungarischer  Seeleute  bei  einem 
k.  und  k.  Konsularamte  eiDÜießen,  nicht  geeignet  sind,  einer  Depositen- 
behandlung unterzogen  zu  werden.  Diese  Gelder  sind  vielmehr  den  bezugs- 
berechtigten Matrosen,  wenn  die  Letzteren  sich  im  Konsular-Amtsbezirke 
befinden,  und  kein  gesetzlicher  Anstand  dagegen  obwaltet,  unmittelbar 
auszufolgen. 

Sollten  aber  die  betrefienden  Matrosen  sich  nicht  im  Amtssprengel 
befinden,  oder  nicht  sogleich  ausgeforscht  werden,  ist  es  selbstverständlich, 
daß  die  fraglichen  Gelder  der  kompetenten  Seebehörde  in  Triest  oder 
Fiume,  welche  die  Eruierung  der  Matrosen  im  eigenen  AVirkungskreise 
besorgt,  zur  weiteren  entsprechenden  Veranlassung  übermittelt  zu  werden 
haben. 

Im  Zweifel,  ob  die  Matrosen,  zu  deren  Gunsten  Gelder  eingelaufen 
sind,  der  k.  k.  Seebehörde  in  Triest  oder  der  königlich  ungarischen  See- 
behörde in  Fiume  unterstehen,  empfiehlt  es  sich,  die  fraglichen  Gelder 
gleichwohl  der  k.  k.  Seebehörde  in  Triest  zu  übersenden,  welche  in  diesem 
Falle  zu  ersuchen  ist,  diesbezüglich  die  eventuelle  Vermittlung  der  königlich 
ungarischen  Seebehörde  in  Fiume  in  Anspruch  zu  nehmen.  Dagegen  aber 
haben  die  Transportkosten  (Post-Rekommandations-  und  Assekurranzgebüren) 
für  Geldsendungen,  welche  seitens  des  Konsularamtes  im  Interesse  von  Privat- 
personen erfolgen,  von  diesen  letzteren  getragen  zu  werden,  indem  au$  dem 
Amtspauschale  nur  die  Auslagen  für  die  im  dienstlichen  Interesse  geführte 
Korrespondenz  und  für  dienstliche  Sendungen  zu  bestreiten  süid. 

Es  hat  sich  oft  der  Fall  ereignet,  daß  die  von  den  k.  und  k. 
Konsularämtem  an  die  Inlandsbehörden  eingesendeten  Depositenbeträge 
teils  mit  den  eingelangten  Summen  und  Valuten  nicht  genau  stimmten^ 
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teils  bei  den  von  den  Konsularämtern  anher  bekannt  gegebenen  Inland- 
behörden gar  nicht  eingelangt  waren. 

Im  ersteren  Falle  mnßte  man  wohl  annehmen,  daß  nebst  den  Eon- 
snlargebüren  anch  noch  Portoauslagen  von  der  abzusendenden  Summe  in 
Abzug  gebracht  wurden,  welche  im  [Depositen- Journal  nicht  angegeben 
worden  sind,  im  letzteren  Falle  aber,  daß  im  Depositen -Journal  die  In- 
landsbehörden nicht  genau  bezeichnet  wurden. 

um  diese  Übelstände  zu  beheben,  wurden  die  k.  und  k.  Eonsular- 
ämter  angewiesen,  bei  Ausfolgung  von  Depositen  an  Behörden  des  Inlandes, 
in  der  Anmerkungskolonne  des  Depositen-Ausgabsjoumals  stets  bei  präziser 
Bezeichnung  der  Behörde  die  von  dem  Depot  in  Abzug  gebrachten  Eon- 
sulargebüren,  Porto-  und  sonstigen  Auslagen,  sowie  den  abgesendeten 
Nettobar-  oder  Wechselbetrag  genau  zu  beziffern.  Überdies  wurde  es  auch 
als  zweckmäßig  bezeichnet,  künftighin  mit  der  Dienstrechnung  vidimierte 
Abschriften  der  Empfangsbestätigungen  der  Inlandsbehörden  über  derartige 
Beträge  zur  Eonstatierung  des  richtigen  Vorganges  und  Beseitigung  jeder 
Unzukömmlichkeit  dem  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  vorzulegen 
(Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  27.  Juli  1888, 
Z.  17978/3).    (Siehe  II.  Band,  Konsular-Normalien  Nr.  XI.) 

Vollständige  Depositen -Journale  sind  im  Sinne  des  Circulares  des 
k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  25.  April  1885,  Z.  8813/3  jähr- 
lich nur  einmal,  und  zwar  mit  der  Dienstrechnung  für  den  IL  Semester 
vorzulegen,  während  mit  jener  für  den  I.  Semester  nur  Veränderungsaus- 
weise  einzusenden  sind. 

Die  Depositen-Journale  sind  in  Empfang  und  Ausgabe  zu  summieren 
und  ist  der  jedesmalige  schließliche  Vorrat  nachzuweisen. 

Bei  den  im  Proventen-Journale  verrechneten  Depositengebüren  ist  sich 
auf  die  betreffende  Postnummer  der  Depositen- Journale  zu  beziehen,  dagegen 
sind  die  unberücksichtigt  gebliebenen  Depositengebüren  in  das  semestral 
vorzulegende  Vormerksregister  aufzunehmen.  Sollten  Depositen  gratis  über- 
nommen oder  ausgefolgt  worden  sein,  so  ist  dies  im  Depositen- Journale  bei 
der  bezüglichen  Post  ausdrücklich  zu  bemerken  und  zwar  unter  Angabe 
des  Grundes. 

Endlich  sind  dem  Depositen- Ausgabsjournale  die  abschriftlichen  Emp- 
fangsbestätigungen über  die  an  inländische  Behörden  und  andere  Konsn- 
larämter  gesendeten  Depositen  beizulegen  (Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums 
des  Äußern  vom  31.  Dezember  1894,  Z.  50785/3). 

Die  sogenannten  durchlaufenden  Gelder  und  Werteflfekten  (Interinal- 

Depositen),  welche  nicht  zur  depositenamtlichen  Verwahrung,  sondern  zur 

unmittelbaren  Ausfolgung  an  Behörden  oder  Parteien  bestimmt  sind,  müssen 

in  einer  besonderen  Handkasse  hinterlegt  werden,  zu  welcher  der  Amtschef 

er  der  ihm  eventuell  zugeteilte  effektive  Beamte  die  Sperre  hat. 
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Die  Hinterlegung  der  Gelder  und  Werteffekten  in  die  Handkasse  hat 
jedenfalls  am  Tage  der  Übergabe,  vor  Schluß  der  Amtsstunden,  und  wenn 
es  sich  um  größere  Summen  oder  Gegenstände  von  höherem  Werte  handelt, 
unmittelbar  nach  der  Übernahme  zu  erfolgen.  Über  diese  Gelder  und 
Werteffekten  (Interinal-Depositen)  ist  nach  dem  nachstehenden  Formulare 
ein  Depositenbuch  zu  führen  und  mit  Ende  eines  jeden  Jahres  abzuschließen 
(Circulare  und  Instruktion  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom 
20.  März  1892,  Z.  7977/10).    (Siehe  II.  Band,  Konsular-Normalien  Nr.  XI.) 


Formulare  eines  Bepositenbnehes  für  Interiiial -Depositen. 


Nummer    1 
des         j 
Depoflitums 

Nummer 

des 
Exhibites 

Eingelangt 
von 

Objekt  des 
Erlages 

Bezeichnung 

der  An- 
gelegenheit 

Bezeichnung 
der  Ausfolgung 

An- 
merkung 

Datum 

an  wen 

1 

i 

! 

1 

1 

1 

i 

1 

i                      j 

1 
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Neunter  Absehnitt 

Obliegenheiten  und  Befugnisse  der  österrelchlsch-ungarl- 

sclien  Eonsularftinktlonäre  In  Ansehung  der  Yerlassen- 

schaften  österreichischer  oder  ungarischer  Im  Auslande 

verstorbener  Staatsangehörigen. 

I.  In  jenen  Ländern,  wo  den  österreichisch -ungarischen  Konsular- 
funktionären  keine  Jurisdiktionsbefugnisse  zustehen,  und,  wo  dieselben  auch 
vertragsmäßig  zu  einer  Ingerenz  auf  die  Abwicklung  von  Verlassenschaften 
nicht  berufen  sind. 

Die  k.  und  k.  Konsularämter  haben  von  jedem  innerhalb  ihres  Amts- 
bezirkes sich  ereignenden  Todesfalle  eines  österreichischen  oder  ungarischen 
Staatsangehörigen  dem  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  oder  —  insofeme 
es  sich  um  dem  Schifferstande  angehörige  Personen  handelt  —  der  be- 
treffenden Seebehörde,  unter  gleichzeitiger  Übermittlung  des  Totenscheines 
Anzeige  zu  erstatten,  sowie  alle  Informationen  über  den  Stand  und  die  Art 
der  Behandlung  der  Verlassenschaft  zu  liefern,  welche  für  die  heimatliche 
Behörde  des  Verstorbenen  von  Interesse  sein  könnten. 

Am  1.  Jänner  1896  ist  für  den  Bereich  der  Länder  der  ungarischen 
Xrone  das  neue  Gesetz  über  das  Erbschaftsverfahren  (Gesetzartikel  XVI 
vom  Jahre  1894)  in  Wirksamkeit  getreten. 

Hienach  sind  die  Verlassenschaftsabhandlungen  nach  ungarischen 
Staatsangehörigen  in  allen  Fällen,  somit  auch  dann,  wenn  es  sich  um  Nach- 
lässe handelt,  an  welchen  Minderjährige  oder  nicht  Eigenberechtigte  be- 
teiligt sind,  wofür  bisher  die  dem  königlich  ungarischen  Ministerium  des 
Innern  unterstehenden  Waisenstühle  kompetent  waren,  nunmehr  der  Kompe- 
tenz der  königlichen  Bezirksgerichte  zugewiesen. 

Die  k.  und  k.  Vertretungsbehörden  haben  sich  sonach,  falls,  abgesehen 
von  der  Einsendung  der  Totenscheine  von  im  Auslande  verstorbenen  unga- 
rischen Staatsangehörigen,  ein  Anlass  zur  Korrespondenz  über  den  Nachlaß 
gegeben  wäre,  von  nun  ab  nicht  mehr  an  das  königlich  ungarische  Mini- 
sterium des  Innern,  sondern  an  das  königlich-ungarische  Justizministerium 
zu  wenden  (Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  20.  April 
1896,  Z.  15028/7). 

IL  In  jenen  Ländern,  wo  den  österreichisch-ungarischen  Konsular- 
funktionären  auf  Grund  bestehender  internationaler  Vereinbarungen  die  Be- 
fugnis zur  Mitwirkung  in  Verlassenschaftsfällen  eingeräumt  ist. 

In  den  Konsularkonventionen  mit  Frankreich  vom  11.  Dezember  1866 

^  B.  Nr.  167  ex  1866),  mit  Serbien  vom  6.  Mai  1881  (R.  G.  B.  Nr.  88 

ungarischer  Ges.  Art.  XXXV  vom  Jahre  1882)  mit  den  Vereinigten 
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Staaten  von  Nord- Amerika  vom  11.  Joü  1870  (R.  G.B.  Nr.  116  ex  1871,  un- 
garischer Ges.  Art.  XXXV  vom  Jahre  1871),  femer  in  den  Konsular-  und 
Verlassenschaftskonventionen  mit  Portugal  vom  9.  Jänner  1873  (R.  6.  B. 
Nr.  135  ex  1874,  ungarischer  Ges.  Art.  XXXII  vom  Jahre  1874),. und  mit 
Italien  vom  15.  Mai  1874  (R.  G.  B.  Nr.  96  ex  1875,  ungarischer  Ges. 
Art.  Xin.  vom  Jahre  1875),  und  schließlich  in  den  Verlassenschaftskon- 
ventionen mit  Frankreich  vom  11.  Dezember  1866  (R.  G.  B.  Nr.  167  ex 
1866)  und  mit  Serbien  vom  6.  Mai  1881  (R.  G.  B.  Nr.  89  ex  1882,  un- 
garischer Ges.  Art.  XXXIII  vom  Jahre  1882)  sind  wesentliche,  die  Be- 
handlung der  Verlassenschaften  der  Angehörigen  der  vertragsschließenden 
Staaten  regelnde  Bestimmungen  enthalten. 

Nach  Inhalt  dieser  Verträge  sind  die  österreichisch-ungarischen  Kon- 
sularvertreter berufen,  bei  Verlassenschaften  österreichischer  oder  unga- 
rischer Staatsbürger  eine  Reihe  von  Akten  in  Bezug  auf  die  Sicherung, 
Feststellung,  Verwaltung  und  Übernahme  des  beweglichen  Nachlasses  vor- 
zunehmen, so  insbesondere  mit  der  Anlegung  der  Siegel,  Aufnahme  des  In- 
ventars, Anordnung  der  öffentlichen  Versteigerung  von  dem  Verderben  aus- 
gesetzten Gegenständen,  Deponierung,  Verwaltung,  Liquidierung  des  Nach- 
lasses und  endlich  mit  der  Übernahme  des  freien  Restes  vorzugehen. 

III.  In  jenen  Ländern,  wo  die  österreichisch-ungarischen  Konsular- 
ämter  mit  Jurisdiktionsbefugnissen  ausgestattet  sind,  obliegt  denselben  die 
Abhandlung  der  Verlassenschaften  nach  österreichischen  oder  ungarischen 
Staatsangehörigen  in  derselben  Weise,  wie  den  inländischen  Gerichten,  wo- 
bei sie  nach  den  Bestimmungen  des  kaiserlichen  Patentes  vom  9.  August 
1854  (R.  G.  B.  Nr.  208)  vorzugehen  haben. 

Die  für  die  Abhandlung  bezw.  Einantwortung  einer  Verlassenschaft 
bestimmten  Konsulargebüren  sind  unter  Post  10,  Abteilung  11  des  all- 
gemeinen Konsulargebüren-Tarifes  vom  Jahre  1902  genau  bezeichnet. 

Nebst  der  fixen  Gebür  von  9  K  50  h  wird  noch  eine  Prozentualgebür 
von  1,  2  oder  4  Prozent  vom  Werte  eingehoben. 

In  jenen  Ländern,  in  welchen  die  k.  und  k.  Konsularämter  die  Ge- 
richtsbarkeit nicht  ausüben,  findet  die  Einhebung  dieser  festen  und  Pro- 
zentualgebüren  nicht  statt,  unbeschadet  der  nach  den  Gesetzen  des  Heimats- 
staates eintretenden  Gebürenpflicht. 

Die  übrigen  in  dem  obangefiihrten  Konsulargebüren-Tarife  festgesetz- 
ten Gebüren  sind  auch  für  solche  Amtshandlungen  zu  entrichten j  welche 
das  Konsularamt  in  Fällen,  in  denen  die  Verlassenschaftsabhandlung  einem 
inländischen  Gerichte  zusteht,  auf  Grund  der  Verlassenschafts-  oder  Konsular- 
tonventionen  oder  aus  irgend  einem  andern  Grtinde  vorzuoehmen  in  die 
Lage  kommt.    (Siehe  II.  Band,  Konsular-Normalien  Nr.  Xm.) 
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lY.  Es  dürfte  angezeigt  sein,  hier  noch  jene  Spezialabmachongen  za 
erwähnen,  welche  in  Ansehung  der  Behandlung  der  Verlassenscbaflen  be- 
züglich der  Niederlande,  Niederländisch  -  Ostindiens  und  Neu -Seelands 
bestehen. 

Infolge  einer  von  der  königb'ch  niederländischen  Regierung  getroffenen 
Anordnung  und  in  teilweiser  Abänderung  der  mit  dem  Justizhofdekrete  vom 
6.  April  1842  (J.  G.  S.  605)  kundgemachten  Formalitäten,  welche  die  öster- 
reichischen oder  ungarischen  Staatsangehörigen  zu  beobachten  haben,  wenn 
die  Verlassenschaften  nach  Individuen,  die  im  niederländischen  Seedienste 
gestorben  sind,  in  Anspruch  nehmen,  hat  das  k.  und  k.  Ministerium  des 
Äußern,  nach  gepflogener  Rücksprache  mit  den  Justizministerien  der  beiden 
Staatsgebiete,  die  k.  und  k.  Gesandtschaft  im  Haag  und  die  in  den  Nieder- 
landen residierenden  k.  und  k.  Konsularfunktionäre  ermächtigt,  die  den  Be- 
trag von  250  holländischen  Gulden  nicht  übersteigenden,  beweglichen  Nach- 
lässe der  in  den  Niederlanden  verstorbenen  Seeleute  und  Militärs,  welche 
Angehörige  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  sind,  behufs  Ausfolgung 
an  die  zuständige  österreichische  oder  ungarische  Abhandlungsbehörde  in 
Empfang  zu  nehmen. 

Die  k.  und  k.  Gesandtschaft  im  Haag,  rücksichtlich  die  betreffenden 
k.  und  k.  Eonsularämter,  haben,  falls  die  Anwesenheit  der  Erben  oder  ihrer 
Bevollmächtigten  sie  dieser  Übeinahme  oder  der  ferneren  Aufbewahrung 
nicht  überhebt,  auch  die  Obliegenheit,  für  die  sichere  Verwahrung  der  hie- 
zu  geeigneten  Gegenstände  —  in  welcher  Beziehung  ihnen  die  Haftung 
dafür  den  Beteiligten  gegenüber  auferlegt  ist,  —  dann  für  die  baldige  Ver- 
äußerung der  dem  Verderben  ausgesetzten  Verlassenschaftseffekten  gehörig 
Sorge  zu  tragen,  und  jedenfalls  jene  Gerichtsbehörden,  in  deren  Bezirk  die 
mutmaßlichen  Erben  wohnen,  jedesmal  ohne  Verzug  von  dem  Todesfalle  in 
Kenntnis  zu  setzen,  oder,  falls  der  Aufenthaltsort  der  mutmaßlichen  Erben 
unbekannt  wäre,  von  dem  Vorhandensein  des  Nachlasses  entweder  an  das 
k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  oder  unmittelbar  an  die  Regierung  des 
verstorbenen  österreichischen  oder  ungarischen  Staatsangehörigen  unverzüg- 
lich Anzeige  zu  erstatten  (Verordnung  des  k.  k.  Justizministeriums  vom 
6.  Juli  1878  [R.  G.  B.  Nr.  91]  und  Verordnung  des  königlich  ungarischen 
Justizministeriums  vom  6.  Juli  1878). 

Mit  Erlass  vom  19.  November  1900,  Z.  65717/7  hat  das  k.  und 
k.  Ministerium  des  Äußern  im  Einvernehmen  mit  den  beiden  Justizmini- 
sterien in  Wien  und  Budapest  auf  Grund  einer  vom  Generalgouverneur  von 
"flederländisch- Ostindien  vom  16.  Juli  1900  getroffenen  Anordnung  den  in 
ierländisch-Ostindien  residierenden  k.  und  k.  KonsularbeUörden  (General- 

it  in  Batavia  und  Vizekonsulat  in  Soerabaya)  die  Ermächtigung  er- 

3  ihnen  von  der  Kolonialregierung  ausgefolgten  beweglichen  Nach- 

)rtselbst  verstorbenen  österreichischen  bezw.  ungarischen  Staats- 
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angehörigen  behufs  Übermittlung  an  die  zuständige  österreichische  bezw. 
ungarische  Abhandlungsbehörde  zu  flbernehmen. 

Die  Ausfolgung  der  in  Rede  stehenden  Nachlässe  wurde  von  dem  ge- 
nannten Generalgouvemeur  an  die  Bedingung  geknüpft,  daß  die  heimatliche 
Behörde  des  Erblassers  in  dem  Falle,  als  nach  den  heimatlichen  Gesetzen 
des  Verstorbenen  zur  Erbschaft  Berufene  nicht  vorhanden  sein  sollten,  den 
übernommenen  Nachlaß  an  die  niederländisch-ostindische  Eolonialregierung 
zurückzuerstatten  habe. 

Im  Einvernehmen  mit  den  beiden  Justizministerien  in  Wien  und  Buda- 
pest hat  das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  auf  Grund  einer  diesfälligen 
Zustimmung  der  königlich  großbritannischen  Regierung  dem  österreichisch- 
ungarischen Konsul  in  Auckland  als  dem  obersten  österreichisch-ungarischen 
Konsularbeamten  in  Neu-Seeland  die  Ermächtigung  erteilt,  die  in  Neu-See- 
land  nach  österreichischen  oder  ungarischen  Staatsangehörigen  verbleibenden 
Nachlässe  zu  übernehmen  und  zu  verwalten. 

Der  genannte  Konsul  hat  daher  die  von  der  kompetenten  Behörde  ihm 
ausgefolgten  Nachlässe  zu  übernehmen  und  auf  ausdrücklichen  Wunsch  der 
beiden  Justizministerien  regelmäßig  der  k.  und  k.  Kommerzkanzlei  bei  der 
k.  und  k.  Botschaft  in  London  zur  Weiterleitung  an  die  im  Inlande  für  die 
Abhandlung  zuständigen  Behörden  einzusenden. 

Selbstredend  hätte  die  Einsendung  solcher  Nachlässe  nur  insofeme  zu 
erfolgen,  als  nicht  die  Erben  in  Neu-Seeland  selbst  wohnhaft  wären. 

Im  Falle  der  Einsendung  hat  der  Konsul  einen  Totenschein,  ferner 
eine  genaue  Verrechnung  über  den  Nachlaß  beizuschließen  (Erlässe  des  k. 
und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  18.  Jänner  und  22.  April  1902, 
ZZ.  1859/7  und  22143/7). 
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Zehnter  Abschnitt 

Obllegenbelten  and  Befugnisse  der  österrelehiscb-ungarl- 
scben  Eonsolarfunktlonäre,  betreffend  die  Gewäbrung  von 
Unterstützungen  an  5sterreiebiscbe  oder  ungarlscbe,  bilfis- 
bedfirftigeStaat^angebSrige,  welebe  nlebt  demScbifferstande 
angeboren.  Einbebung  und  Vem  endung  von  Eezlprozltäts- 
taxen-Übergebüren  und  Strafgeldern  zur  Bestreitung  der 
gedacbten  Unterstutzungen,  Yerreebnung  der  bezügUcben 
Auslagen,  sowie  der  Helmsendungskosten.  Bestimmungen, 
betreffend  die  Einbringung  von  Verpflegskosten* 

1.  Allgemeine  Bestimmungen  Aber  die  Gewährung  ron  Unter- 
.Stützungen  an  Ssterreiehisehe  oder  ungarische  StaatsangehSrige. 

Die  dai-anf  bezüglichen  Bestimmungen  sind  in  dem  Hofkammerdekrete 
vom  25.  August  1840,  Z.  26278,  in  dem  Erlasse  und  der  Instruktion  des 
Seegubemiums  vom  30.  November  1840,  Z.  23174  und  in  dem  Circulare 
des  k.  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  31.  März  1866,  Z.  2603/H  enthalten 
(siehe  ü.  Band  Konsular-Normalien  Nr.  XII). 

Den  mittellosen,  österreichischen  oder  ungarischen  Staatsangehörigen 
im  Auslande  steht  ein  rechtlicher  Anspruch  auf  Unterstützung  ans  Staats- 
mitteln nicht  zu.  Die  österr.-ungar.  Konsularämter  haben  daher  hilfsbe- 
dürftige Staatsangehörige  an  die  Behörden  oder  die  etwaigen  Wohltätig- 
keitsvereine des  Ortes  zu  verweisen,  wobei  sie  sich  darauf  berufen  können, 
daß  die  in  der  österr.-ungar.  Monarchie  befindlichen  hilfsbedürftigen  Aus- 
länder ebenso  wie  Inländer  unterstützt  werden.  Wenn  auf  diese  Weise 
keine  Hilfe  zu  erreichen  ist  und  keine  alimentationspflichtigen  Verwandten 
am  Orte  vorhanden  sind,  so  können  in  rücksichtswürdigen  Fällen  hilfs- 
bedürftige Staatsangehörige,  welche  ihre  Eigenschaft  als  solche  voll- 
ständig nachgewiesen  haben,  von  dem  betreflenden  Konsularamte 
unterstützt  werden. 

Bei  der  Verabfolgung  von  Unterstützungen  an  österreichische  oder 
ungarische  Staatsangehörige  haben  die  österr.-ungar.  Konsularämter  nach- 
stehendes zu  berücksichtigen. 

Wenn  der  hilfsbedürftige,  zuunterstützende  Staatsangehörige  krank 

ist,  so  hat   das  Konsularamt  seine   womöglich   unentgeltliche  Aufnahme  in 

eine  Heilanstalt  zu  bewirken,  oder  sonst  für  seine  Verpflegung  und  Heilung 

ich  Tunlichkeit  Sorge  zu  tragen.     Anderen  hilfsbedürftigen  Staatsange- 

en,  welche  nicht  imstande  sind,   sich  ihren  Unterhalt  am  Orte  selbst 

werben  (z.  B.  nachgelassene  Kinder  verstorbener   Staatsangehörigen, 
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Arbeitsunfähige)  kann  die  konsnlaramtliche  Unterstützung  zur  Abhilfe  augen- 
blicklicher Not  gewährt  werden. 

Die  Kosten  der  Beerdigung  eines  im  Konsulärbezirke  verstorbenen! 
Staatsangehörigen,  zu  deren  Deckung  der  Nachlaß  nicht  ausreicht,  kann 
das  Konsularamt  bestreiten,  wenn  die  Lokalbehörden  dieselben  zu  über* 
nehmen  sich  weigern  und  kein  anderer,  welcher  dafür  aufzukommen  ver- 
pflichtet ist,  sich  am  Orte  befindet.  In  allen  Fällen  haben  die  Konsular- 
ämter  ihre  Ausgaben  an  Unterstützungen  auf  das  Maß  des  absolut 
Notwendigen  zu  beschränken,  und  dafür  zu  sorgen,  daß  die  gewährten 
Gelder  wirklich  zu  dem  bestimmten  Zwecke  verwendet  werden. 

Über  alle  geleisteten  Zahlungen  sind  Quittungen  zu  verlangen,  die 
Umstände,  unter  welchen  die  Unterstützung  gewährt  wurde,  festzustellen, 
feiner  Erkundigungen  einzuziehen,  ob  der  Unterstützte  in  der  Heimat  eigenes 
Vermögen  besitzt,  oder  ob  alimentationspflichtige  Verwandte  oder  andere 
zum  Rückersatze  Verpflichtete  vorhanden  sind. 

Wenn  Aussicht  vorhanden  ist,  den  Ersatz  des  Unterstützungsbetrages 
zu  erlangen,  so  hat  das  Konsularamt  von  dem  Unterstützten  das  schriftliche 
Versprechen  abzuverlangen,  daß  er  die  erhaltene  Summe  sobald  als  möglich 
zurückzuerstatten  sich  verpflichtet.  Die  gewährten  Reiseunterstützungen 
werden  im  Passe  (Reisedokument)  des  Unterstützten  angemerkt. 

Von  jeder  konsularamtlichen  Unterstützung  ausgeschlossen  sind  De- 
serteure aus  der  Landarmee,  von  der  Kriegsflotte  und  von  der  Handels- 
marine, sowie  Individuen,  die  sich  überhaupt  unbefugt  im  Auslande  aufhalten. 
Ferner  ist  die  Unterstützung  offienbar  unwürdigen  Individuen  zu  versagen, 
ebenso  solchen  Personen,  welche  die  Staatsangehörigkeit  eines  anderen  Landes 
erworben  haben  oder  ohne  Erlaubnis  in  fremde  Militär-  oder  Civildienste 
getreten  sind. 

2.  Ansfolgun^  von  Unterstützungen  an  Ssterreiehlsehe  oder  ungarische 
StaatsangehSrlge,  welche  nicht  dem  Schifferstande  angehSren. 

Für  die  Ausfolgung  von  Unterstützungen  an  österreichische  oder 
ungarische  Staatsangehörige,  welche  nicht  zur  Schiflsmannschaft  der  Handels- 
marine gehören,  behufs  ihrer  VerschiflFung  nach  österreichischen  oder 
ungarischen  Häfen  gelten  die  nachfolgenden  Bestimmungen: 

Wenn  die  österr.-ungar.  Konsularämter  in  die  Lage  kommen,  daß 
ihre  Mitwirkung  oder  Unterstützung  zum  Behufe  der  Heimsendung  öster- 
reichischer oder  ungarischer  Staatsangehörigen,  die  nicht  zur  Schiffsmann- 
schaft der  Handelsmarine  gehören,  aus  dem  Konsulärbezirke  in  die  Länder 
der  österr.-ungar.  Monarchie,  entweder  von  diesen  selbst  angesucht,  oder 
von  den  Lokal-  oder  Landesbehörden  in  Anspruch  genommen  wird,  so  muß 
vorerst  erwiesen  werden,  daß  die  Individuen,  um  deren  Heimsendung  es 
sich  handelt,  wirklich  österreichische  oder  ungarische  Staatsangehörige  sind. 

Malfatti,  Konsularwesen.     I.  20 
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DieKonsuIarämter  haben  den  mittellosen,  österreichischen  oderongarischen 
Staatsangehörigen,  die  sich  in  die  Länder  der  österr.-ungar.  Monarchie  be-^ 
geben  wollen  oder  sollen,  zur  unentgeltlichen  Verschiffung  behilflich  zu  sein, 
ihnen  nach  Kräften  beizustehen,  und  diesen  Beistand  auch  den  unbefugt 
im  Konsulärbezirke  sich  aufhaltenden,  österreichischen  oder  ungarischen 
Staatsangehörigen  zu  gewähren.  Wenn  die  auf  die  Transportierung  öster- 
reichischer oder  ungarischer  Staatsangehöriger  bezügliche,  konsularamtliche 
•Unterstützung  mit  Auslagen  verbunden  ist,  so  sind  folgende  Bestimmungen 
zu  beobachten:  Erfolgt  die  Heimsendung  eines  österreichischen  oder  ungarischen 
Staatsangehörigen  aus  dem  Konsulärbezirke  über  Einschreiten  der  Lokal- 
=oder  Landesbehörden,  so  wird  das  Konsularamt  diesem  Ansinnen  Folge 
•geben,  jedoch  nur  unter  der  Bedingung,  daß  die  Lokalbehörde  die  Kosten 
•der  Heimsendung  trage.  Im  Verweigerungsfalle  wird  es  ihr  überlassen, 
die  Entfernung  der  betreffenden  Personen  aus  ihrem  Staatsgebiete  zu  ver- 
anlassen. 

Greht  das  Ansuchen  um  Unterstützung  zur  Reise  nach  der  Heimat 
Ton  mittellosen,  österreichischen  oder  ungarischen  Staatsangehörigen  aus, 
80  sind  die  effektiven  Konsularämter,  oder  die  hiezu  eigens  ermächtigten 
•Honorarkonsularämter  berechtigt,  für  deren  Einschiffung  nach  österreichischen 
oder  ungarischen  Häfen,  der  Regierung  Auslagen  aufzurechnen,  insofeme 
folgende  Bedingungen  eintreten: 

a)  daß  diese  Personen  den  Nachweis  liefern,  daß  sie  im  Konsulärbezirke 
befugt  anwesende,  österreichische  oder  ungarische  Staatsangehörige  sind ; 

b)  daß  Umstände  vorhanden  seien,  welche  dieselben  zur  Reise  nach  den 
Ländern  der  österr.-ungar.  Monarchie  dringend  veranlassen  oder  sonst 
wegen  eines  höheren  Grades  von  Rücksichtswürdigkeit  deren  Unter- 
stützung von  Seite  der  Regierung  begründen,  als  z.  B.  Ablauf  der 
Paßzeit,  Erfüllung  der  Militärpflicht,  Schiffbruch,  Schutz  verdienende 
Hilfsbedürftigkeit  deren  Behebung  oder  Linderung  im  Inlande  voraus- 
zusetzen ist; 

c)  daß  das  Unvermögen  überzeugend  dargetan  sei,  die  Seereise  ohne 
eine  ähnliche,  von  seite  der  Regierung  zugestandene  Unterstützung  zu 
unternehmen ; 

d)  daß  die  Unterstützung  nicht  das  obangedeutete  Maß  des  absolut  Not- 
wendigen überschreite; 

e)  endlich,  daß  alle  Vorsichten  beobachtet  werden,  um  zu  verhindern, 
daß  nicht  eine  andere  Verwendung  des  erfolgten  Unterstützungsbetrages 
stattfinden  könne. 

Nur  bei  genauer  Beobachtung  der  vorstehenden  Bestimmungen,  wobei 

Nach  Weisung   der   folgenden   Qualifikationsrubriken,    nämlich:    Namen, 

fledig  oder  verheiratet),  Geburtsland  und  Geburtsort,  Religion,  Aufent- 

;  im  Konsulärbezirke,  Beschäftigung,  Nachweisung  der  österreichischen 
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•  oder  nngarischen  Staatsbürgerschaft  und  die  Erlaabnis  der  Regierung  zum 
dortigen  Aufenthalte,  soweit  sie  von  Wesenheit  ist,  gegeben  werden  soll, 
wird  die  Vergütung  solcher  Auslagen  ab  aerario  an  das  betreflFende  Kon- 
sularamt  geleistet. 

Nach  denselben  Grundsätzen  ist  bei  einer  Heimsendung  auf  dem  Lande 
vorzugeheu. 

Die  amtliche  Aufrechnung  anderer  Geldunterstützungen  ist  den  Kon- 
sularämtem,  ohne  vorher  hiezu  erhaltene,  besondere  Ermächtigung  nicht 
gestattet. 

3.  Ausfolgung  von  Unterstützungen  an  AngehSrlge  Bosniens  und  der 
Herzegowina,  sowie  des  Gebietes  ron  Spizza  (Antirari)« 

Den  mittellosen  Angehörigen  Bosniens  und  der  Herzegowina  können 
zum  Zwecke  der  Rückkehr  in  die  Heimat,  auf  Rechnung  der  bosnischen 
Landesfinanzen,  Geldunterstützungen  im  bescheidensten  Ausmaße  jedoch  nur 
in  Fällen  wirklicher  Not,  und  wenn  möglich,  nach  vorherigem  Einvernehmen 
mit  der  Landesregierung  in  Sarajewo  ausgefolgt  werden.  Ebenso  kann  er- 
krankten, bosnischen  Landesangehörigen  in  den  dringendsten  Fällen,  wenn 
sie  der  häuslichen  Pflege  entbehren,  die  Aufnahme  in  das  österreichisch- 
ungarische Hospital  zu  Galata,  gegen  Refundierung  der  Heilungskosten 
durch  die  dazu  verpflichteten  Personen  oder  Gemeinden,  beziehungsweise 
das  bosnische  Ärar  gewährt  werden. 

Was  die  Behandlung  von  Angehörigen  des  Gebietes  von  Spizza  (An- 
tivari)  in  Bezug  auf  die  Erteilung  von  Reiseunterstützungen  und  deren 
Aufnahme  in  das  österreichisch-ungarische  Hospital  zu  Galata  betrifft,  so  ist 
zu  bemerken,  daß,  nachdem  das  gedachte  Gebiet  zufolge  des  Gesetzes  vom 
15.  April  1879  (R.  G.  B.  Nr.  59),  dem  Königreiche  Dalmatien  einverleibt 
wurde,  und  auch  der  vom  dalmatinischen  Landtage  beschlossene  Gesetzent- 
wurf, betreffend  die  Konstituierung  der  Ortsgemeinde  Spizza  mit  Aller-' 
höchster  Entschließung  vom  6.  Oktober  1880  sanktioniert  wurde,  die  Be- 
wohner dieses  Gebietes  so  behandelt  werden,  wie  alle  übrigen  österreichi- 
schen oder  ungarischen  Staatsangehörigen  (Erlaß  des  k.  und  k.  Ministeriums 
des  Äußern  vom  25.  März  1881,  Z.  I.  5460/3).  (Siehe  H.  Band,  Konsular- 
Normalien  Nr.  XII.) 

4.  Ausfolgung  von  Unterstatzungen  an  Angehörige  auswärtiger 

Staaten. 

Die  Ausfolgung  von  Unterstützungen  an  Angehörige  fremder  Staaten 
ist  prinzipiell  nicht  gestattet.  Ausnahmen  von  dieser  Regel  finden  nur 
dann  statt,  wenn  mit  einem  auswärtigen  Staate  ein  diesbezügliches  Überein- 
kommen getroffen  wurde,  oder  wenn  ein  besonderer  Auftrag  des  k.  und  k. 
Ministeriums  des  Äußern  vorliegt.  In  beiden  Fällen  haben  die  österreichisch- 

20* 
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ungarischen  Konsularfdnktionäre  im  Sinne  der  für  die  Gewährung  yon  Un- 
terstützungen an  österreichische  oder  ungarische  Staatsangehörige  bestehen- 
den Vorschriften  vorzugehen,  insoferne  besondere  veilragsmäßige  Bestim- 
mungen nicht  einen  anderen  Vorgang  vorschreiben. 

5«  Heiminstradierung  eines  Deserteurs. 

Um  Mißbräuche  seitens  der  sich  bei  den  k.  und  k.  Vertretungsbehörden 
im  Auslande  meldenden  Deserteure  möglichst  zu  vermeiden,  hat  das  k.  und 
k.  Ministerium  des  Äußern  über  diesfäUiges  Ansinnen  des  k.  und  k.  Beichs- 
Kriegsministeriums  die  k.  und  k.  Vertretungsbehörden  angewiesen,  einen 
sich  meldenden  Deserteur  nur  in  dem  Falle  auf  ärarische  Kosten  an  die 
Grenze  zu  instradieren,  wenn  die  Auslieferung  desselben  vom  k.  und  k. 
Reichs-Kriegsministerium  ausdrücklich  verlangt  wird.  In  allen  übrigen 
Fällen  hat  die  angesuchte  Heimsendung  zu  unterbleiben  (Circulare  des  k. 
und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  10.  September  1898,  Z.  44971/3). 
(Siehe  II.  Band,  Konsular-Normalien  Nr.  XII.) 

&  Heiminstradierung  eines  Ssterreiehiseh- ungarischen  Sehutz- 
genossen  (Untertan  de  facto). 

Die  Instradierung  von  im  Auslände  erkrankten  oder  aus  einem  sonsti- 
gen Grunde  heimzusendenden,  österreichisch- ungarischen  Schutzgenossen 
(Untertanen  de  facto),  welche  also  keiner  österreichischen  oder  ungarischen 
Gemeinde  angehören,  nach  einem  Hafen  oder  nach  einem  Binnengrenzorte 
der  Monarchie  ist  unzulässig  (Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des 
Äußern  vom  23.  Dezember  1887,  Z.  28312/7).  (Siehe  IL  Band,  Konsular- 
Normalien  Nr.  XII.) 

7.   Nachwels  und  Verrechnung  der  Unterstutzungsgelder. 

Die  effektiven  Konsularämter,  welche  die  Konsulargebüren  für  das 
Ärar  einheben  und  verrechnen,  haben  die  Unterstützungsauslagen  in  die 
laufende  Dienstrechnung  einzustellen.  Die  Honorar-Konsularämter  hingegen, 
welche  die  Proventen  für  eigene  Rechnung  einheben,  haben  die  Rechnungen 
über  bestrittene  Unterstützuugsauslagen  entweder  einzeln,  von  Fall  zu  Fall, 
oder  halbjährig  an  das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  einzusenden, 
welches  die  Prüfung  der  vorgelegten  Belege,  die  Liquidierung  der  instruk- 
tionsmäßig gewährten  Unterstützungen  und  die  Refundierung  der  gedachten 
Auslagen  veranlaßt. 

Um   eine   genaue  Übersicht   der   für   Unterstützungen   und   Heimsen- 
dungen verwendeten  Beträge  zu  erhalten,  sind  die  k.  und  k.  Konsularämter 
Circulare   des   k.   und   k.   Ministeriums  des  Äußern   vom   11.  Februar 
Z.  5935/3   angewiesen   worden,   die  diesbezüglichen  Ausgaben   nach 
tzungen  und  Heimsendungen,   sowie  nach  der  Staatsangehörigkeit 
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des  Unterstützten,  respektive  HeimbefSrderten  getrennt,  sonach  in  vier,  der 
Dienstreclmung  anzaschließenden  Detailverzeichnissen  nachzuweisen.  In 
diesen  Verzeichnissen  sind  selbstverständlich  auch  die  Znständigkeitsdaten 
anzuführen.    (Siehe  11.  Band,  Konsular-Normalien  Nr.  XII.) 

8.  Einhebung  von  Rezlprozlttttstaxen  und  Tertrendung  derselben 
zur  Bestreitung  der  XJnterstfitzungskosten. 

In  Abänderung  des  Circulares  vom  7.  Mai  1869,  Z.  6528/in  hat  das 
k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  angeordnet,  daß  in  Hinkunft  aus  den 
sogenannten  Reziprozitätstaxen,  das  ist  aus  jenem  Teile  der  durch  ver- 
schiedene Ministerialerlässe  für  Paßvidiei-ungen  und  Legalisierungen  zur 
Einhebung  vorgeschriebener  Taxen,  um  welche  dieselben  die  gewöhnlichen 
Konsulargebühren-Tarifsätze  überschreiten,  nur  jene  Unterstützungen  zu  be- 
streiten sind,  welche  von  den  k.  und  k.  Konsularämtern  in  Beträgen  unter 
10  Kronen  gewährt  werden. 

Die  Unterstützungen  von   10  Kronen  aufwärts  sind  separat  in  den 
Dienstrechnungen  in  Ausgabe  zu  verrechnen. 

Die  gewährten  Unterstützungen  sind  selbstredend  durch  die  mit  den 
genauen  Zuständigkeitsdaten  der  Beteiligten  versehenen  Quittungen  zu  belegen. 

Schließlich  muß  noch  folgendes  erwähnt  werden; 

Bei  vielen  Konsularvertretungen  im  Auslande  besteht  die  Gepflogen- 
heit, daß  im  Amtslokale  Sammelbüchsen  für  die  freiwilligen  Spenden  zu 
Gunsten  der  unterstützungsbedürftigen  Nationalen  angebracht  werden,  welche 
Einrichtung  sich  bestens  bewährt  hat. 

Das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  hat  die  Aufmerksamkeit  der 
k.  und  k.  Konsnlarämter  auf  dieses  Ausknnftsmittel  gelenkt,  und  ihnen  an- 
heimgestellt, nach  Maßgabe  der  Verhältnisse  einen  ähnlichen  Vorgang  zu 
beobachten;  wobei  bemerkt  wurde,  daß  in  einem  solchen  Falle  eine  Rech- 
nungslegung über  die  einfließenden  freiwilligen  Spenden  nicht  stattzufinden 
hätte,  indem  die  Aufsicht  über  diese  Eii:rägnisse,  aus  welchen  die  An- 
schaffungskosten der  Sammelbüchsen  eventuell  zu  bestreiten  wären,  sowie 
die  Art  ihrer  Verwendung  dem  freien  Ermessen  der  Konsularvorstände 
vorbehalten  bliebe  (Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom 
31.  Dezember  1887,  Z.  27302/10).  (Siehe  H.  Band,  Konsular-Normalien 
Nr.  XII). 

9.   Erleichterung  der  Heimkehr  von  mittellosen,   Ssterrelehlsehen 
oder   ungarischen   StaatsangehSrigen    durch  Erwirkung  von  Fahr- 
begfinstlgungen    seitens    der    Eisenbahnverwaltungen    der    Öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie. 

Nach  einem  von  den  Handelsministerien  der  beiden  Staatsgebiete  der 
österreichisch-ungarischen  Monarchie  genehmigten  Beschlüsse  4er  gemein^ 
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lichaftli(^beii  koniereiiz  der  (Merreidiischen  und  ungarischen  Eisenbahn- 
Direktoren  wird  aof  den  Uniea  aller  dat^reidiischm  und  ungarischen 
Bahnverwaitnngeii  dai  mittellosen,  Tom  Auslände  in  ihre  Heimat 
zurückkehrenden,  dsteneidüsdem  oder  ungarischen  StaatsaDgehörigen 
über  amtliche  Bestätigung  der  Mittenorigkeit  sdtens  der  betreffenden  k.  und 
k.  Vertretungsbdi^den  im  ABslaade  in  der  Begd  eine  50prozentige  Fahr- 
preisermäßigung uid  assBahmsweiae,  bd  amtlichar Bestätigung  der  voll- 
ständigen Armut,  die  freie  Fahrt  gewährt  und  sind  die  Vorstände 
aller  Grenz-  und  AnscUafalatmcB  ermächtigt,  die  ^tsprechenden  Fahr- 
legitimationen  gega  EinziehuBg  da*  betreffmda  Elmpfehlungsschreiben, 
beziehungswase  Zertifkate.  assiBStdlen. 

Dieses  Zugeständnis  bl  an  die  Bedingung  g^nfipft,  daß  seitens  der 
k.  und  k.  Yertretungsbehdrtai  im  Avälande  bei  der  Ausfertigung  der 
Empfehlungsschrdbe&,  bezw.  Zertükate.  stroig  nach  folgenden  Direktiven 
vorgegangen  werde: 

1.  EmpfeUungss^hrdibien  zur  Erlangung  von  Fahrbegunstigungen  sind 
nur  an  wirklich  mittellose  FersoB«  zu  veraMdgeiL 

2.  Diese  EmplehhoigssiAreibcA  inssa  kandachriftlich  verfaßt  und 
jedesmal  mit  dem  Sieget  der  k.  und  k.  Vei  lieUngsbdiörde  versehen  sein. 
Gedruckte  odar  antogn^ihieite  Kmpirfcl— gasAreiben  sind  onzulfissig. 


3c  IMe  Emplehhmigss^chrabcA  dtMen  mmHr  nr  für  eine  Person  und 
niemals  für  gaue  GruffvA  vimi  Bemcmioi  Mmniillt  werden. 

4.  Die  EmpÜiUmes  siml  Tri|gihm,  Micr  im  Empfiehlungsschreiben 
auch  ihre  Eels^d^dkumeste.  w»  auaqibR^  AibeüaWchel  etc.  vorzozeigen. 


o.  Die  Emp«}ikle»»  ^ni  m  iwhaUmi,  ftre  Unterschrift  auf  den 
respektiv^n  Eaq^^^hlungss^ckratai  aifitt  km  fimptagi  dersdben  in  Gegen- 
wart des  Auä&>lgefs  zu  ktsm»»  mm  infimin  itar  Terlangen  der  die  Fahr- 

legilimation  iii >   i  i  ii  1  ■    li ■  lIitBii mili ■  Bth £ ■»n  durch  abermalige 

Unterschrift  dt^?  EmpÄAtaMÄ  «^  Henlitäl  desselben  sicherstellen  zu 
kC^unt'u. 

tK  Wenn  die  Kmpä^lO^Ma«  i  BahBW  zu  beMiren  haben,  so  sind 
die  blmiüVhlttu^^^lu^K^  Ar  joii  taMdws  auszusteUen,  damit  sie  als 

Heloir  mr  die  freie  oder  ermii|  t  «weisenden  Bahnorgane  dienen 

k(iuuou. 

ni<\^eu   Dirx>kü\'en   ist   m  ^,  daß   in  den  Attesten,    mit 

Nvoliheu  die  trt^ie  Fahrt  K^aasp  ^  «ie  vollständige  Armut  des 

HotrotVondeu    In^^onders  lu  be:^  fM  döi  Zertifikaten  jedesmal  die 

Uoisrn>uto  ^vUäu  Yv>nuieichneii 

Kür  aio  Kisenbahuen  auf  fcr  Länder  der   ungarischen 

Krouo  sind  dit^^o  Oirektiveii  im  den  k.  und  k.  Vertretungs- 

bi^hördou   im  Au&lande   mitg^tÄ  enthalten  (siehe  Circulare 
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des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom   13.  April  1890.    Z.  7887/3. 
n.  Band,  Konsular-Normalien  Nr.  XII). 

10.    Helmsendung   mittelloser,    Ssterrelehlseher    oder    ungariseher 
Staatsangehörigen  durch  die  Dampfer  der  Vampfsehiffahrts- Unter- 
nehmung des  Österreichischen  Lloyd  und  der  kSnlglieh  ungarischen 
Seeschiffahrts-Aktiengesellschaft  „Adria^^. 

A)  Laut  Artikel  XII  des  von  der  k.  k.  österreichischen  Regierung  mit 
der  Dampfschiffahrts-Unternehmung  des  österreichischen  Lloyd  abge- 
schlossenen Schiffahrt«  -  und  Postvertrages  vom  25.  Juli  1891  (R.  G.  B. 
Nr.  105—106,  Siehe  11.  Band,  Konsular-Normalien  Nr.  XX)  ist  die  gedachte 
Unternehmung  verpflichtet,  in  den  von  ihren  Schiffen  berührten  Häfen  des 
Auslandes  über  schriftliche  Aufforderung  der  k.  u.  k.  Konsularämter 
oder  k.  und  k.  diplomatischen  Missionen,  heimzusendende,  mittellose,  öster->, 
reichische  oder  ungarische  Staatsangehörige  zu  übernehmen  und  nach  einem 
inländischen  Hafen  zu  befördern.  Es  ist  jedoch  jedesmal  für  diese  mittel- 
losen Staatsangehörigen  die  tarifmäßige  Passagegebür  der  dritten  Klasse 
nebst  den  Verpflegskosten  bei  Heimsendungen  aus  Hafenplätzen  jenseits  des 
Suezkanales  und  der  Meerenge  von  Gibraltar  mit  täglich  1  fl.  in  Gold,  aus 
allen  anderen  Hafenplätzen   aber  mit   täglich  50  kr.  in  Gold  zu  vergüten. 

Sind  diese  mittellosen  Staatsangehörigen  stellungspflichtig,  so 
wird  ihnen  freie  Fahrt  gewährt. 

B.  Laut  §  16  des  von  der  königlich  ungarischen  Regierung  mit  der 
königlich  ungarischen  Seeschiffahrts-Aktiengesellschaft  „Adria" 
abgeschlossenen  Vertrages  vom  11.  Dezember  1900  (Ungarischer  Gesetz- 
artikel VII  vom  Jahre  1901)  (Siehe  II.  Band,  Konsular-Normalien  Nr.  XX) 
ist  die  gedachte  Gesellschaft  verpflichtet  in  jenen  ausländischen  Häfen, 
welche  ihre  Schiffe  berühren,  über  schriftliche  Aufforderung  der  k.  und 
k.  Konsularämter  oder  k.  und  k.  diplomatischen  Missionen,  die  heimzube- 
fördernden,  mittellosen,  ungarischen  oder  österreichischen  Staatsangehörigen 
jedoch  gegen  Entrichtung  der  Fahrgebür  der  dritten  Klasse  und  Vergütung 
der  Verpflegskosten  von  einer  Krone  pro  Tag  zu  übernehmen  und  nach 
einem  inländischen  Hafen  zu  befördern. 

Wenn  diese  mittellosen  Staatsangehörigen  militärpflichtig  sind,  so 
geschieht  deren  Beförderung  unentgeltlich. 

Das  königlich  ungarische  Handelsministerium  hat  auf  Grund  eines 
speziellen  Falles  die  Dampfschiffahrts-Gesellschaft  „Adria"  angewiesen,  über 
Aufforderung  der  k.  und  k.  Konsularämter  heimzubefördernde,  mittellose 
Nationale  auch  dann  aufzunehmen,  wenn  die  Betreffenden  nicht  im  Besitze 
von  Legitimationspapieren  sind  (Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des 
Äußern  vom  16.  September  1901,  Z.  50325/3).  Siehe  II.  Band,  Konsular- 
Normalien  Nr.  XX.) 
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Laut  einer  diesfälligen  Mitteilimg  der  beiden  Handelsministerien 
währt  der  österreichische  Lloyd  für  Heimbefördernng  mittelloser,  5st 
reichischer  oder  ungarischer  Staatsangehörigen  auf  seinen  Schiffen  für 
Heimreise  von  Brasilien  33%  Rabatt  auf  die  m.  Klasse.  Dagej 
verpflichtet  sich  die  ungarische  „Adria*'  mittellose,  österreichische  oder  an 
rische  Staatsangehörige  von  Brasilien  in  die  Heimat  um  100  Frcs.  ; 
Person  zu  befördern. 

11.  Übersichtliehe  Darstellung  der  Orundsltze  und  rertragsmifilg 
Bestimmungen,  welche  fflr  die  Einbringung  ron  Terpflegskosten  i 
mittellose  Kranke,  mit  Einschluß  der  Irren  und  Siechen,  auswirtlg 
Staaten  gegenfiber  maBgebend  sind. 

Zur  Orientierung  der  k.  und  k.  diplomatischen  Missionen  und  Konsul 

ämter    in  Angelegenheiten    der  Einbringung   Ton  Verpflegskosten 

mittellose  Kranke,  mit  Elinschlufi  der  Irren  und  Siechen,  auswärtigen  Staa 

gegeni\ber,  wurde  als  zweckmäßig  erkannt,  die  nachstehende,  auf  Gn 

ofBzieUer  Daten  verfaßte  übersichtliche  Zusammenstellung  der  diesfalls  m 

gebenden  Grundsätze,  sowie  der  darauf  bezüglichen,  Tertragsmäßigen  ] 

Stimmungen  beizufügen.'^) 

a)  Deutsches  Reich. 

(Hierher  gehören:  die  Köuigreiche  Preußen,  mit  den  Reichslanden  Elsaß  i 
Lothringen,  Bi^m,  Sachsen,  Wurltemberg;  die  Grofiherzogtümer  Baden,  Hesx 
Darmstadt,  Sachsen*\Veimar«  Mecklenburgisch werin  und  Strelitz,  Oldenburg: 
slohsisohen  Herzogtümer ;  die  Anhalt 'sehen  Herzogtümer;  das  Herzogtum  Bra 
8ob>veig;  die  Fürstentümer  Schwarzburg-Rndolstadt  and  -Sondershansen :  die  Re 
•oben  Fürstentümer,  die  Fürstentümer  Lippe-Detmold,  Schaomborg-Lippe 
Waldeck:  die  Städte  Hamburg.  Lübeck  und  Bremen.) 

Allen  diesen  das  Deutsche  Reich  bildenden  Staaten  gegenüber,  ist  die  ös 
reichiMb-ugarische  Monarchie  durch  die  Eisenacher  Konvention  Tom  11.  Juli  18 
MMT  nMmgdtlkhen  Verpflegung  mitt^^Uoser,  körperlich  oder  geistig  Kranker  ' 
pflichtet  mad  ein  RegreB  nur  gegen  die  Verpflegten  selbst,  wenn  sie  nachtrug 
nhlungtfüüg  er^heinen.  oder  gegen  deren  aümentationspflichtige  Angehörige  zuläs 

b^  Schweizerische  Eidgenossenschaft. 
iGleichfÖnnis:  lllr  alle  Sohweiiex  Kantone.  > 
Analoge  Bestinmiungen  wie   dem  Deutschen  Reiche  gelten  auch  der  schi 
xerincben  Eidgenossenschaft    gegenüber,    seit   20.  Mai  1S76.  kraft   des  Artikc 
des   am    7.  Dezember   1875    zur   Regelung   der    Niederlasstmg    imd    anderer 
ministrativer  Gegenstände  mit  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  geschlosse 

♦>  Alimentationspflichtige    Verwandte   sind   nach   dem    «e^awärtifireÄ 
tennten  Rechtsanstande  die    Asieadonten.   die  Desiendentea   und 
t>wdt  dieselben  zahlaagsfähi^  sind. 
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Staatsvertrages,  worüber  die  beiderseitigen  Batifikationsinstrumente  am  22.  April 
1876  ausgewechselt  worden  sind. 

c)  Italien. 
Nach  der  Konvention  vom  25.  Juni  1896  findet  ein  Verpflegskosten-Ersatz 
bei  Behandlung  Mittelloser  aus  öfifentlichen  Mitteln  nicht  statt;  der  Regreß  ist 
über  diplomatische  Intervention  nur  gegen  das  etwa  in  der  Heimat  befindliche 
Vermögen  des  Verpflegten^  oder  gegen  jenes  seiner  alimentationspflichtigen  Ver- 
wandten möglich.  JN    ü  1    •  j  T^H  1 

d)    Belgien  und  Dänemark. 

Verpflegskosten-Ersätze  werden  in  diesen  beiden  Staaten  überhaupt  nur  aus 
dem  allfälligen  Vermögen  der  Verpflegten  selbst  oder  von  deren  Angehörigen  zu 
beanspruchen  sein.  Die  königlich  dänische  Regierung  hat  überdies  in  einem 
speziellen  Falle  auf  die  ünwahrscheinlichkeit  eines  Erfolges  von  derartigen  Ein- 
schreiten aufmerksam  gemacht. 

e)  Luxemburg. 

Bezüglich  des  Großherzogtums  Luxemburg  liegen  in  den  Akten  des  k.  und 
k.  Ministeriums  des  Äußern  mehrere  Fälle  vor,  wonach  die  luxemburgische  Re- 
gierung die  in  österreichischen  bezw.  ungarischen  Hospitälern  entstandenen  Kosten 
aus  Staatsmitteln  vergütet  hat.  Vorkommenden  Falles  wäre  daher  für  Angehörige 
des  Großherzogtnms  Luxemburg  der  Kostenersatz  anzusprechen,  eventuell  aus 
Reziprozität  zu  vergüten. 

f)  Schweden  und  Norwegen. 
Bezüglich  dieser  Königreiche  liegt  eine  Korrespondenz    vor,   nach  welcher 
die  Regierungen  von  Schweden  und  Norwegen  jeden  Ersatz  von  Verpflegskosten 
ablehnen.    Solche  Ersätze    sind    demnach    einzig  und    allein   von  den  Verpflegten 
oder  deren  Angehörigen,  wenn  zahlungsfähig,  zu  beanspruchen. 

g)  Rußland. 
Auf  Grund  gegenseitiger  im  Jahre  1899  abgegebener  Erklärungen    werden 
Verpflegskosten- Anforderungen  nur  in  dem  Falle  in  Verhandlung  gezogen,  als  ein 
Nachweis    über    die   Zahlungsfähigkeit    des    Verpflegten    oder    seiner  Verwandten 
seitens  des  requirierenden  Staates  erbracht  wird. 

h)  Frankreich. 
Ein  Ersatz    wie    immer   gearteter  Verpflegskosten    aus    öffentlichen  Mitteln 
findet  nicht  statt.    Der  Regreß  ist  nur  gegen  das  Vermögen  der  Verpflegten  selbst, 
oder  ihrer  zahlungspflichtigen  Verwandten  möglich. 

i)  Serbien. 
Die  Kosten  für  jede  wie  immmer  geartete  Verpflegung  werden  gegenseitig 
vergütet,     ohne    daß    ein     spezielles    Übereinkommen    diesfalls     zu     stände    ge- 
kommen wäre. 
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k)  Montenegro. 
Die  fürstlich  montenegrinische  Regierung  hat  sich  erklärt,  die  von  monte- 
negrinischen Untertanen  in  den  Spitälern  Österreich-Ungarns  oder  der  okkupierten 
Provinzen  Bosniens  und  Herzegowina  verursachten  Spitalskosten  einzutreiben, 
jedoch  soll  für  die  betrefifenden  Auslagen  bei  Anwendung  des  Reziprozitätspriozipa 
nur  das  Vermögen  des  Verpflegten  oder  bei  minderjährigen,  jenes  ihrer  Eltern  haften. 

1)  Bulgarien. 

Gegen  Zusicherung  der  Reziprozität  haben  sich  die  Landesausschüsse  der  im 
Keichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  bereit  erklärt,  die  in  Bulgarien 
aufgelaufenen  Verpflegskosten,  wenn  selbe  nicht  von  dem  Verpflegten  selbst  oder 
seinen  zahlungspflichtigen  Verwandten  hereingebracht  werden  können,  aus  dem 
Landesfonde  zu  ersetzen.  Der  Landesausschuß  von  Tirol  erteilt  seine  Zustimmung 
dazu,  fallweise  von  5  zu  5  Jahren.  Ungarn  erklärte  sich  unter  Zusicherung  der 
Keziprozität  seitens  Bulgariens  bis  zur  definitiven  Organisierung  der  bulgaiischen 
Krankenanstalten  in  obigen  Fällen  zum  Ersätze  der  Verpflegskosten  bereit. 

Verhandlungen  über  ein  Abkommen  auf  Grund  gegenseitiger,  unentgeltlicher 
Spitalsverpflegung  mittelloser  Kranker  sind  im  Zuge. 

m)  Großbritannien,  Spanien,  Niederlande,  Portugal,  Griechenland, 
Türkei  und  alle  außereuropäischen  Staaten. 

Gegenüber  allen  diesen  Staaten  und  Ländern,  welche  prinzipiell  keine  Er- 
satz-Ansprüche von  Verpflegskosten  an  die  österreichisch-ungarische  Monarchie 
stellen,  sind  solche  auch  österreichisch-ungarischerseits  gänzlich,  also  auch  ohne 
Regreß  an  den  Verpflegten  oder  dessen  Angehörige,  fallen  zu  lassen. 

In  Rumänien  ist  ein  einmaliger,  gütlicher  Versuch  bei  dem  Verpflegten  oder 
dessen  Angehörigen  wegen  Hereinbringung  der  bezüglichen  Auslagen  in  der  Usance 
acceptiert  worden,  ohne  daß  hierüber  ein  Übereinkommen  bestände,  jedoch  fordert 
die  rumänische  Regierung  Ersatz  für  die  in  den  Irrenhäusern  verpflegten  Kranken, 
da  die  Irrenanstalten  in  Rumänien  ausnahmslos  Privatanstalten  sind. 

In  dem  Falle,  daß  ein  dort  ansässiger,  österreichischer  oder  ungarischer 
Staatsangehöriger  in  einem  Hospitale  in  Österreich  oder  Ungarn  ärztlich  behandelt 
worden  wäre,  ist  die  Vermittlung  unserer  Konsularorgane  in  Rumänien  wegen 
Ersatzes  der  Kosten  aus  dem  etwa  vorhandenen  Vermögen  des  Verpflegten,  ohne 
Dazwischenkunft  der  rumänischen  Regierung  gestattet.  Der  Vollständigkeit  wegen 
sei  hier  noch  das  europäische  und  griechische  Hospital  in  Alexandrien,  das  Kron- 
prinz Rudolf-Spital  in  Kairo  und  das  österreichisch-ungarische  Hospital  in  Galata 
(Konstantinopel)  erwähnt,  welche  als  allgemeine  öff'entliche  Heilanstalten  anerkannt 
worden  sind. 

Die    in    diesen   Krankenhäusern    durch    die    Verpflegung   mittelloser,    öster- 
reichischer oder  ungarischer  Staatsangehöriger   erwachsenen  Kosten,    werden   vo 
'  betreffenden  Konsularämtern  vorschußweise,    gegen  Refundierung   seitens   der 
lu  verpflichteten  Landeskassen  ersetzt. 
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Derartige  Ansgaben  werden  auch  von  den  k.  und  k.  Konsnlarämtern  in  der 
Türkei  nnd  in  Egypten,  vorschußweise  zumeist  an  Privat-Hospitäler,  bestritten 
und  wird  seitens  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  der  Ersatz  dieser  Aus- 
lagen im  Wege  der  kompetenten,  österreichischen  oder  ungarischen  Landesbehörden 
angesprochen. 

Hinsichtlich  Großbritanniens  ist  noch  zu  bemerken,  daß  nach  einem  in  der 
jüngsten  Zeit  erfolgten  Notenaustausche  (Erlässe  des  k.  und  k.  Ministeriums  des 
Äußern  Z.Z.  60 152/3  ex  1899  und  460/3  ex  1900)  Irrsinnige,  soweit  der  Raum 
in  den  betreffenden  Anstalten  es  zuläßt  und  die  Internierung  notwendig  ist,  auf 
öffentliche  Kosten  des  Landes  in  dem  sie  erkrankt  sind,  verpflegt  werden.  Von 
ihrer  Heimbefdrderung  wird  Umgang  genommen,  wenn  nicht  die  Verwandten  oder 
sonstige  dritte  Personen  die  Kosten  bestreiten.  Eine  zwangsweise  Einhebung  der 
Verpflegskosten  findet  nicht  statt. 


Elfter  Abschnitt 

Obllegenbeiten  und  Befugnisse  der  österreichisch -unga- 
rischen Konsularfunktlonäre,  betreffend  die  Einhebung 
und  Verrechnung  der  Eonsulargebfiren,  Konsulargeburen- 
Keglement  und  Konsulargebttren-Tarif* 

Die  auf  die  Einhebung  und  Verrechnung  der  Konsulargebüren  bezüg- 
lichen Normalien  sind  folgende: 

1.  Österreichisches  Gesetz  vom  22.  Jänner  1902  (R.  G.  B.  Nr.  40),  be- 
treffend die  Regelung  des  Konsulargebüren- Wesens. 

2.  Ungarischer  Gesetzartikel  Nr.  XXVI  vom  9.  September  1901,  be- 
treffend die  Regelung  des  Konsulargebüren- Wesens  (1901,  6vi  XXVI  törv6- 
nyczikk  a  consuli  illet6kek  szabälyozäsilröl). 

3.  Allgemeiner  Konsulargebüren-Tarif  vom  Jahre  1902  (R.G.B.  Nr.  40). 

4.  Instruktion  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  Jahre  1902 
für  die  k.  und  k.  Kousularämter  in  Betreff  des  Verfahrens  bei  der  Ein- 
hebung und  Nachweisung  der  Konsulargebüren. 

5.  Verordnung  des  österreichischen  Gesamtministeriums  vom  17.  März 
1902  (R.  G.  B.  Nr.  68)  zur  Durchführung  des  Gesetzes  vom  22.  Jänner 
1902  (R.  G.  B.  Nr.  40),  betreffend  die  Regelung  des  Konsulargebüren- 
Wesens  nebst  dem  Reglement  betreffend  die  Einführung  eines  allgemeinen 
Konsulargebüren-Tarifes. 

6.  Verordnung  der  königlich  ungarischen  Regierung  vom  2.  April 
1902,    Nr.    1102,   wegen   Durchführung    des    Gesetzartikels   XXVI    vom 
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Jahre  1901,  betreffend  die  Regelung  des  Konsulargebüren-Wesens  nebst 
Reglement  (Rendelete  a.  m.  kir.  ministeriamnak  a  consoli  illet^kek  szab&ly- 
ozdsÄröl  sz616  1901,  6vi  XXVI,  t.  —  cz.  —  vegrehajtdsa  t&rgyäban 
(Eiadta  a.  m.  kir.  ministerelnök  1902,  6 vi  1102.  M.  E.  szäm  alatt).  (Siehe 
n.  Band,  Konsular-Nonnalien  Nr.  XIII.) 

1.  Oesehiclitllche  Einleitung.  —  KonsulargebQrcn  im  allgemeinen. 

Während  fast  in  allen  europäischen  Staaten  die  Konsulargebüren  durch 
die  neuere  Gesetzgebung  auf  moderne  Basis  gestellt,  seit  langer  Zeit  eine 
namhafte  Einnahmsquelle  bilden,  galt  in  Österreich-Ungarn  bis  vor  kurzer 
Zeit  noch  immer  das  auf  Grund  der  Allerhöchsten  Entschließung  vom 
30.  Juni  1846  erlassene  Reglement  über  die  Konsulargebüren  mit  dem 
früheren,  auf  wenige  Positionen  mit  niedrigen  Sätzen  beschränkten  Tarife. 

Der  mit  der  Unterhaltung  von  Konsularämtern  im  Auslande  verbun- 
dene und  durch  die  alljährlich  stattfindende  Vermehrung  derselben  im  steten 
Steigen  begriffene  Aufwand,  hat  in  erster  Linie  zur  dringend  gebotenen 
Reform  dieses  Zweiges  der  Konsular-Gesetzgebung  geführt  und  nach  lang- 
jährigen Verhandlungen  mit  den  beteiligten  Centralstellen  der  beiden  Staats- 
gebiete der  Monarchie  ist  der  neue,  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  in 
jeder  Richtung  entsprechende,  übersichtliche  Eonsulargebüren-Tarif  zu  stände 
gekommen,  welcher  am  1.  Juli  1902  in  Kraft  getreten  ist. 

Ein  weiterer  Umstand,  welcher  die  Erlassung  eines  neuen  Eonsular- 
gebüren-Tarifes  dringend  wünschenswert  erscheinen  ließ,  war  die  durch  die 
Hebung  unserer  Handelsmarine  gebotene,  entsprechende  Herabsetzung  der 
die  Handelsschiffahrt  betreffenden  Konsulargebüren. 

Die  I.  Abteilung  des  oberwähnten  Konsulargebüren-Tarifes  (Gebüren, 
welche  sich  auf  den  Schiffahrtsbetrieb  der  österreichischen  und  ungarischen 
Handelsmarine  beziehen)  enthält  durchwegs  niedrigere  Sätze,  als  der  frühere 
Konsulargebüren-Tarif  vom  Jahre  1846. 

Dagegen  wurden  die  Sätze  für  Konsular- Amtshandlungen,  welche 
nicht  unter  die  I.  Tarifabteilung  fallen  (Gebüren  in  Rechtsangelegenheiten, 
für  notarielle  Akten  und  in  verschiedenen,  administrativen  Angelegenheiten) 
nach  dem  Muster  der  meisten  europäischen  Staaten  entsprechend  erhöht  und 
die  prozentuellen  Erbgebüren  neu  eingeführt. 

Ferner  wurden  in  einer  neuen  Abteilung  (Abteilung  III)  die  Neben- 
gebüren  und  Diäten  der  Konsularangestellten  in  Parteisachen  neu  geregelt. 

Schließlich   wurde  noch  ein  fünfzigprozentiger  Zuschlag  zu  den 

tarifmäßigen  Gebüren  der  zweiten  und  dritten  Abteilung  mit  Ausschluß  der 

''sentuellen,  welche  ohnehin  nach  Maßgabe  des  Wertes  sich  steigern,  und 

für  die  Konsularämter  in  West-,  Süd-  und  Ost- Afrika,  in  Arabien,  in 

3n,  in  ganz  Vorder-  und  Hinterindien,  im  Hinterindischen  Archipel, 
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in  Ost-Asien,  in  sämtlichen  australischen  Kolonien,  Oceanien,  Nord-,  Central- 
nnd  Südamerika  nebst  Westindien  eingeführt. 

In  dem  neuen  Eonsulargebüren-Reglement  und  -Tarif  sind  die  Fälle 
der  Gebürenermäßigung  und  Gebürenbefreiung  genau  normiert,  femer 
die  Kompetenzen  zu  Bekursentscheidungen  im  Einklänge  mit  den  Be- 
stimmungen des  Zoll-  und  Handelsbündnisses  zwischen  beiden  Staaten  der 
Monarchie  definitiv  geregelt. 

Im  Sinne  des  in  Bede  stehenden  Konsulargebüren-Beglements  sind  die 
Begierungen  berechtigt,  hinsichtlich  der  Werterhebung  zum  Behufe  der  Ge- 
bürenberechnung,  insoweit  der  Gebürentarif  hierüber  nicht  schon  ausdrück- 
liche Normen  enthält,  dann  der  Währung,  in  welcher  die  Konsulargebären 
zu  bemessen  und  einzuzahlen  sind,  endlich  in  Ansehung  der  Zahlungspflicht 
die  nötigen  Bestimmungen  im  Verordnungswege  zu  erlassen. 

Es  unterliegt  wohl  keinem  Zweifel,  daß  unter  den  zahlreichen,  in  den 
letzten  20  Jahren  im  Konsulardienste  stattgefundenen  Beformen  die  mit  so 
vielen  Schwierigkeiten  verbundene  Erlassung  des  neuen  Konsulargebüren- 
Beglements  und  -Tarifes  als  eine  der  wichtigsten,  praktischsten  und  ver- 
dienstvollsten bezeichnet  werden  muß. 

Konsulargebür  ist  jene  Abgabe,  welche  von  den  Parteien  für  Amts- 
handlungen der  k.  und  k.  Konsularämter  im  Auslande  nach  den  Bestimm- 
ungen des  Gesetzes  vom  22.  Jänner  1902  (B.  G.  B.  Nr.  40,  bezw.  des 
ungarischen  Gesetzartikels  XXVI  vom  Jahre  1901)  und  des  demselben  bei- 
gefugten, am  1.  Juli  1902  in  Wirksamkeit  getretenen  allgemeinen  Konsular- 
gebüren-Tarifes  sowie  der  Verordnung  des  österreichischen  Gesamtministe- 
riums vom  17.  März  1902  (B.  G.  B.  Nr.  68,  bezw.  der  Verordnung  der 
königlich  ungarischen  Begierung  vom  2.  April  1902  Nr.  1102)  und  des  der- 
selben angeschlossenen  Konsulargebüren-Beglements  zu  entrichten  ist. 

Die  Konsulargebüren  zerfallen  in  drei  Klassen: 

a)  in  Gebüren,  welche  sich  auf  den  Schiflfahrtsbetrieb  der  österreichischen 
und  ungarischen  Handelsmarine  beziehen,  und  in  der  ersten  Ab- 
teilung des  Konsulargebüren-Tarifes  verzeichnet  sind; 

b)  in  Gebüren  für  Konsular-Amtshandlungen,  welche  nicht  unter  die  erste 
Tarifabteilung  fallen,  und  in  der  zweiten  Abteilung  des  gedachten 
Tarifes  vorkommen. 

Dieselben  sind: 

1.  Allgemeine,  auf  alle  Gattungen  von  Bechtsangelegenheiten  ver« 
wendbare  Gebüren; 

2.  besondere  Gebüren  in  Bechtsangelegenheiten; 

3.  Gebüren  in  verschiedenen,  administrativen  Angelegenheiten; 

4.  Gebüren  für  paßpolizeiliche  Amtshandlungen  sowie  für  die  Evi- 
denzhaltung der  österreichischen  oder  ungarischen  Staatsange- 
hörigen und  der  Österreich-ungarischen  Schutzgenossen; 
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«)  in  Nebengebüren  und  Diäten  der  Eonsnlarangestellten  in  Parteisachen 

(in.  Abteilung  des  Konsulargebttren-Tarifes). 

Die  Einhebung  der  Konsulargebüren  steht  den  Konsnlarämtem  ohne 
unterschied  des  Ranges  und  der  Dienstkategorie  mit  Einschluß  der  Eonsnlar- 
:agentien  zu,  welche  gebürenpflichtige  Eonsular-Amtshandlungen  vornehmen. 

Im  Sinne  des  Eonsulargebüren-Beglements  sind  außer  den  wo  immer 
befindlichen  k.  und  k.  Konsnlarämtem  jedweder  Bangskategorie  auch  die  k. 
und  k.  diplomatischen  Missionen,  die  k.  und  k.  diplomatischen  Agentien  und 
-andere  Begiernngsorgane  zur  Einhebung  der  tarifmäßigen  Konsulargebüren 
berechtigt,  insofeme  dieselben  mit  der  Vornahme  konsularischer. Amtshand- 
lungen betraut  sind,  oder  in  Zukunft  betraut  werden. 

Die  Bemessung  der  Konsulargebüren  erfolgt  stets  im  Namen  des  k. 
und  k.  Ministeriums  des  Äußern  durch  das  Konsularamt,  welches  die  ge- 
bürenpflichtige Amtshandlung  vornimmt. 

Die  Einhebung  der  Konsulargebüren  bei  Konsnlarämtem,  an  deren 
Spitze  sich  ein  effektiver  Funktionär  befindet,  erfolgt  für  Bechnung  des  ge- 
meinsamen k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern,  bei  allen  übrigen  Konsnlar- 
ämtem für  Bechnung  des  betrefienden  Amtsvorstandes,  soferne  nicht  im 
Interesse  des  Staatsschatzes  ausdrücklich  etwas  anderes  verfügt  wird. 

Die  Einhebung  der  vom  Werte  des  Nachlasses  zu  bemessenden  Kon- 
sulargebüren und  der  Strafen  erfolgt  nur  für  Bechnung  des  k.  und  k.  ge- 
meinsamen Ministeriums  des  Äußern. 

Außer  den  in  dem  Tarife  festgesetzten  Einhebungsfllllen  und  den  da- 
für bestimmten  Gebüren  darf  keine  andere,  wie  immer  geartete  Gebür  oder 
Entlohnung  für  eine  Amtshandlung  oder  Dienstleistung  von  einem  Konsular- 
amte  oder  dessen  Angestellten  beansprucht  oder  angenommen  werden. 

Amtshandlungen,  auf  welche  keine  der  Posten  des  Tarifes  anwendbar 
sein  sollten,  sind  gebürenfrei.  —  Dem  Konsularamte  obliegt  es  jedoch  in 
einem  solchen  Falle  die  betreflende  Amtshandlung-  zur  Kenntnis  des  k.  und 
k.  Ministeriums  des  Äußern  zu  bringen. 

In  der  Gebür  für  die  Eingabe  ist  stets  auch  jene  für  die  Erledigung 
inbegriffen,  soferne  nicht  im  Tarife  für  einzelne  Amtshandlungen  etwas 
anderes  festgesetzt  wii*d  (§§  3  und  4  des  Konsulargebüren-Reglements). 

3,  Terpfllchtung  der  Parteien  zur  Entrichtung  der  Konsulargebüren. 

Alle  Parteien,  für  welche  gebürenpfiichtige  Konsular- Amtshandlungen 
vorgenommen  werden,  sind  verpflichtet,  die  tarifmäßigen  Gebüren  bei  per- 
sönlicher Verantwortung  pünktlich  zu  bezahlen. 

Die   Verpflichtung   zur    Entrichtung    der    Gebür    obliegt    derjenigen 
rtei,  welche  die  konsularische  Amtshandlung  in  Anspruch  nimmt  bezw. 
'on  Amtswegen  eingeleiteten  Amtshandlungen  derjenigen  Partei,  in  deren 
egenheit  die  Amtshandlung  erfolgt. 
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Wird  eine  gebttrenpflichtige  Amtshandlung  von  zwei  oder  mehreren 
Personen  in  Anspruch  genommen,  so  findet  die  Verpflichtung  dieser  Personen 
zu  ungeteilter  Hand  statt. 

Die  Gebühren,  welche  sich  auf  den  SchiflFahrtsbetrieb  der  österreichi- 
schen oder  ungarischen  Handelsmarine  beziehen,  sind  zunächst  von  dem 
SchiflFer  zu  berichtigen  (§  5  des  Konsulargebüren-Reglements). 

Wird  die  Befreiung  von  der  Gebür  oder  deren  mindere,  als  die  vor- 
schriftsmäßige Bemessung,  erschlichen,  so  ist  die  Gebür  im  doppelten  Be- 
trage einzuheben.  Als  Erschleichnn^  gilt,  wenn  in  den  Angaben,  nach 
denen  sich  die  Bemessung  einer  Konsulargebür  richtet,  ein  Gegenstand,  nach 
dessen  Wert  die  Gebür  zu  bemessen  ist,  oder  ein  Teil  desselben  verheim- 
licht oder  unrichtig  angegeben  worden  ist  (§  6  des  Gesetzes  vom  22.  Jänner 
1902,  [R.  G.B.  Nr.  40],  betreffend  die  Regelung  des  Konsulargebüren- Wesens). 

3.  Gebürenermäfiigang  und  Gfebürenbefreiang. 

I.  Gebürenermäßigun  g. 

Das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  kann  über  Antrag  der  k.  und 
k.  Konsularämter  denselben  die  Ermächtigung  zur  Ermäßigung  der  in  der 
n.  Abteilung  des  Tarifes  enthaltenen  Gebüren  für  bestimmte  Kategorien 
von  Amtshandlungen  auf  eine  bestimmte  Zeitdauer  erteilen. 

Die  Gebüren  dürfen  in  diesem  Falle  von  den  k.  und  k.  Konsular- 
ämtern  mit  Rücksicht  auf  die  Verhältnisse  der  gebürenpflichtigen  Parteien 
auf  die  Hälfte  unter  Umständen  auch  auf  ein  Viertel  des  Normalbetrages 
ermäßigt  werden. 

IL  Fälle  der  Gebürenbefreiung. 
A.  Nach  der  Beschaffenheit  der  Amtshandlung: 

a)  Alle  Amtshandlungen,  welche  von  den  gemeinsamen  oder  den  beider- 
seitigen Ministerien  im  öffentlichen  Dienste  veranlaßt  werden,  oder 
welche  das  Staatsärar  betreffen. 

b)  Die  Amtshandlungen,  welche  von  den  k.  und  k.  Konsularämtern  über 
Requisition  inländischer  Behörden  vorgenommen  werden. 

Die  mit  der  Ausführung  solcher  Requisitionen  den  Konsular^ 
ämtern  erwachsenen,  materiellen  Auslagen  sind  denselben  von  der 
requirierenden  Behörde  zu  ersetzen. 

c)  Die  erste  Ausfertigung  von  Entscheidungen  und  anderen  Erlässen 
des  Konsularamtes,  wenn  jene  Ausfertigung  bestimmt  ist,  das  beim 
Amte  zurückgebliebene  Original,  für  welches  bereits  eine  Konsular- 
gebür gemäß  dem  Tarife  entrichtet  wurde,  zu  ersetzen. 

d)  Die  Anzeige  eines  Todesfalles,  die  Ernennung  und  Bestätigung  von  Vor- 
mündern und  Curatoren  ad  actum,  das  Protokoll  über  deren  Aufstel- 
lung, sowie  über  die  Pflichtangelobung  der  Vormünder  oder  Curatoren. 
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e)  Alle  Amtshandlungen,  welche  in  den  Bereich  der  konsularämtlichen 
Strafrechtspflege  fallen,  die  Handhabung  der  Polizei  und  den  Schutz 
und  die  Vertretung  der  österreichischen  oder  ungarischen  Staats- 
angehörigen, sowie  der  österreichisch  -  ungarischen  Schutzgenossen 
gegen  traktatwidrige  Maßnahmen  betreffen. 

f)  Gesuche  um  Erteilung  und  Verlängerung,  sowie  Erneuerung  von 
Reisepässen,  insoferne  die  Abfassung,  bezw.  die  protokollarische  Auf- 
nahme dieser  Gesuche  nicht  durch  das  Eonsularamt  erfolgt,  dann  die 
Ausfertigung  von  Grenzzertifikaten. 

g)  Die  Vornahme  einer  Veränderung,  Richtigstellung  oder  Ergänzung  in 
den  noch  gültigen  Reisepässen  minderbemittelter,  österreichischer  oder 
ungarischer  Staatsangehöriger  und  österreichisch -ungarischer  Schutz- 
genossen. 

h)  Die   Abhandlung    und  Einantwortung    von  Verlassenschaften,  wenn 

der  ausgewiesene  Aktivstand  den  Betrag  von  500  K  nicht  übersteigt. 
i)  Die  Ansuchen  um  Auskünfte  über  kommerzielle  Verhältnisse;  speziell 

über  die  Kreditfähigkeit  auswärtiger  Firmen   und   über  Fallimente; 

dann  um  Nominierung  von  Rechtsanwälten,  Agenten,  Vertretern  u.  dgl. 

samt   Erledigung.     Die    für   die   Einholung  solcher   Auskünfte  dem 

Konsularamte  erwachsenen,  baren  Auslagen  sind  demselben  von  der 

Partei  zu  vergüten. 

B.  Nach  den  persönlichen  Verhältnissen  der  Gebürenpflichtigen: 

a)  Alle  Amtshandlungen  für  Angehörige  des  Heeres  oder  der  Kriegs- 
marine oder  der  beiden  Landwehren  oder  des  Landsturmes  doch  nur 
in  Dienstesangelegenheiten. 

b)  Wenn  für  nach  ihrer  Beschaffenheit  gebürenpflichtigen  Amtshandlungen 
die  Gebür  von  ganz  mittellosen  Personen  entrichtet  werden  soll,  so 
werden  dieselben  von  Fall  zu  Fall  über  ihr  Ansuchen  von  dem  Amts- 
leiter von  der  Entrichtung  der  Gebtiren  befreit. 

Hierüber  hat  der  Amtsleiter  einen  motivierten  Beschluß  auszufertigen 
und  den  Akten  beizulegen. 

Dieselbe  Befreiung  genießen  Parteien,  welchen  von  Seiten  eines  öster- 
reichischen oder  ungarischen  Gerichtes  das  Armenrecht  für  eine  bestimmte 
Rechtssache  zugestanden  worden  ist  (Tarifpost  50,  ü.  Abteilung  des  Kon- 
sulargebüren-Tarifes). 

Ferner   sind  von   der  Entrichtung   der  Konsulargebüren  bei  allen  k. 

und  k.  Konsularämtern  gleich  den  Schiffen   Seiner  Majestät  Kriegsmarine 

für  die  Dauer  des  bezüglichen  Post-  und  Schiffahrtsvertrages,  das  heißt  auf 

'  Dauer  von  15  Jahren  vom  1.  Jänner  1892  an,  die  Dampfer  der  Dampf- 

rtsuntemehmung  des  österreichischen  Lloyd,  sowie  jene  der  könig- 

nschen  Seeschiffahrts-Aktiengesellschaft  „Adria"  das  ist  bis  31.  De- 

L  —  beireit  (Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern 
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vom  31.  Dezember  1891,  Z.  42825/9  und  Circulare  des  k.  und  k.  Ministe- 
riums des  Äußern  vom  31.  Mai  1894,  Z.  12284/10,  Postübereinkommen  mit 
der  Dampfschiflfahrtsuntemehmung  des  österreichischen  Lloyd  vom  31.  De- 
zember 1891  (R.  G.  B.  Nr.  45  ex  1892). 

Vertrag  mit  der  königlich  ungarischen  SeeschiflFahrts- Aktiengesellschaft 
„Adria"  vom  11.  Dezember  1900  (Ungar.  Gesetzartikel  VII  vom  Jahre  1901). 

Nur  bezüglich  der  liir  die  Auftiahme  einer  Seeverklarung  (prova  di 
fortuna).zu  entrichtenden  Konsulargebür  hat  das  k.  und  k.  Ministerium  des 
Äußern,  im  Einvernehmen  mit  den  k.  k.  und  königlich  ungarischen  Ministe- 
rien der  Justiz,  des  Handels  und  der  Finanzen  die  Entscheidung  getroffen, 
daß  die  gedachte  Gebür  keineswegs  als  eine  Konsular-SchiflFahrtsgebür  im 
Sinne  obbezogenen  Vertrages,  das  heißt  nicht  als  eine  Abgabe  für  den  von  den 
Konsularämtem  zu  gewährenden  politisch-administrativen  Schutz  und  Bei- 
stand, sondern  nur  als  eine  Taxe  für  eine  Amtshandlung  und  Beurkundung 
anzusehen  ist,  welche  lediglich  einen  Schutz  auf  privatrechtlichem  Gebiete, 
das  ist  die  Herstellung  eines  dem  Privatrechte  angehörigen  Beweismittels 
zum  ewigen  Gedächtnis  (ad  perpetuam  memoriam)  bezweckt.  Demnach  sind 
die  Dampfschiffe  des  österreichischen  Lloyd  und  der  ungarischen  Seeschiff- 
fahrts-Aktiengesellschaft  „Adria"  von  der  Entrichtung  der  Seeverklarungs- 
gebür  nicht  befreit  (Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom 
13.  September  1875,  14368/Vni). 

Da  wiederholt  die  Wahrnehmung  gemacht  wurde,  daß  bei  den  k.  und 
k.  Konsularämtem  in  der  Gebürenbehandlung  der  von  der  Schiffahrtsgesell- 
schaft des  österreichischen  „Lloyd"  und  der  ungarischen  Seeschiffahrts- 
Gesellschaft  „Adria"  gemieteten  (gecharterten)  Dampfer  eine  gewisse  Un- 
sicherheit herrscht,  so  hat  das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern,  um  alle 
diesbezüglichen  Zweifel  zu  beheben  und  eine  vollkommen  gleichförmige  Vor- 
gangsweise bei  der  Gebürenbehandlung  solcher  Schiffe  herbeizuführen,  mit 
Circulare  vom  16.  Oktober  1901,  Z.  52841/10  sich  veranlaßt  gefunden,  fol- 
gende Bestimmungen  zu  erlassen. 

Die  von  den  Schiffahrtsgesellschaften  des  österreichischen  „Lloyd" 
und  der  „Adria"  zu  was  immer  für  Fahrten  gemieteten  (gecharterten) 
Dampfer  sind  in  bezug  auf  die  Befreiung  von  der  Entrichtung  der  tarif- 
mäßigen Konsular-Schiffahrtsgebüren  den  im  Eigentume  der  genannten  Ge- 
sellschaften befindlichen  Dampfern  grundsätzlich  gleichstellt. 

Die  Tatsache,  daß  das  betreffende  Schiff  von  der  einen  oder  der  an- 
deren dieser  Gesellschaften  gemietet  ist,  ist  durch  Vorzeigung  besonderer, 
von  den  Gesellschaften  auszufertigender  und  den  Kommanden  mitizugeben- 
der  Circularbriefe  nachzuweisen. 

Die  tarifmäßigen  Konsulargebüren  sind  jedoch  in  allen  Fällen  einzu- 
heben,  in  denen  die  Kommanden  solcher  Schiffe  die  erwähnten  Circular- 
briefe vorzuweisen  nicht  in  der  Lage  sind.   Schließlich  wird  noch  bemerkt, 

Malfatti,  Konsularwesen.    I.  21 
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daß  die  den  genannten  Gesellschaften  gehörenden  Dampfer  in  jedem  Falle, 
also  auch  wenn  sie  von  denselben  an  andere  Unternehmungen  vermietet 
werden,  von  der  Entrichtung  der  Konsular-Schiffahrtsgebtiren  befreit  sind. 
Hinsichtlich  der  für  die  Aufnahme  der  Seeverklarung  (prova  di  fortuna) 
von  den  Schiffen  des  östeiTeichischen  „Lloyd"  und  der  ungarischen  See- 
schiffahrtsgesellschaft  „Adria^^  zu  entrichtenden  Eonsulargebüren  sind  noch  die 
Gircularien  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  13.  September  1875, 
Z.  14368/Vin,  vom  10.  November  1902,  Z.  67030/10  und  vom  7.  Jänner 
1903,  Z.  81912/10  ex  1902  maßgehend.  (Siehe  ü.  Band,  Konsular-Norma- 
lien  Nr.  XHI.) 

Außer  diesen  oder  den  etwa  sonst  auf  besonderen  höheren  Verfügungen 
beruhenden  Exemptionen  ist  den  für  das  Ärar  verrechnenden  Konsular- 
ämtem  keine  willkürliche  Befreiung  der  Parteien  von  tarifmäßigen  Gebüren- 
entrichtungen  gestattet,  vielmehr  sind  diese  Ämter  der  Staateverwaltung 
für  die  richtige  Einbringung  aller  einzuhebenden  Taxen  verantwortlich. 

4.  Die  prozentuellen  Eonsulargebttren  und    der   fanfzigprozentige 
Zuschlag  zu  den  tarifmäßigen  EonsulargebUren. 

A.   Die  prozentuellen  Eonsulargebüren. 

Nach  dem  früheren  Konsulargebüren-Tarife  vom  Jahre  1846  bestanden 
prozentuelle  Gebüren  bloß  für  die  Verwahrung  und  Ausfolgung  von  Kon- 
Sulardepositen  und  zwar  ein  Prozent  des  Wertes,  ferner  für  jede  durch 
Sachverständige  vorgenommene  Schätzung  oder  einen  auf  ähnliche  Weise 
aufgenommenen  Sach-  oder  Urteilsbefund,  dann  für  die  Erforschung  und 
Feststellung  von  See-  und  Flußschäden  vom  Gesamtwerte  der  inventierten 
und  geschätzten  Gegenstände  ein  viertel  Prozent  und  für  die  Vornahme 
einer  gerichtlichen  oder  freiwilligen  Feilbietung  von  dem  eingegangenen 
Betrage  ein  Prozent. 

Nach  dem  neuen  Konsulargebüren-Tarife  vom  Jahre  1902  bestehen 
folgende  Prozentualgcbüren: 

a)  für  die  Aufnahme  eines  Inventars  samt  Schätzung  oder  Wertangabe, 
für  jede  durch  einen  oder  mehrere  Sachverständige  vorgenommene 
Schätzung,  oder  einen  auf  dieselbe  Weise  aufgenommenen  Sach-  oder 
ürteilsbefund,  dann  für  die  Erforschung  und  Feststellung  von  See- 
und  Flußschäden  außer  der  fixen  Gebür  noch  von  dem  Gesamtwerte 
der  inventierten  und  geschätzten  Gegenstände  ein  viertel  Prozent 
(T.  P.  4,  Abt.  H); 

b)  für  die  Vornahme  einer  öffentlichen  Feilbietung  außer  der  fixen  Ge- 
bür noch  von  dem  durch  die  Feilbietung  eingegangenen  Betrage  ein 
Prozent  (T.  P.  5,  Abt.  II); 

für  alle  von  Konsulargerichten    mit   oder   ohne  Beisitzer   (Kommis- 
sionen) gefällten,  beziehungsweise  homologierten    Urteile  außer  den 
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entfallenden  fixen  Gebüren  noch  eine  Prozentualgebär  vom  zugespro- 
chenen Betrage  oder  vom  Werte  des  zugesprochenen  Gegenstandes 
ein  halbes  Prozent  (T.  P.  6,  Abt.  11); 

d)  für  die  ämtliche  Verwahrung  und  Ausfolgung  eines  Depositums  nebst 
der  entfallenden  Gebür  noch  von  Geld,  von  allen  Wertpapieren, 
welche  auf  Inhaber  lauten  oder  durch  Indossament  übertragbar  sind; 
von  allen  Papieren,  welche  den  Gegenstand  des  bankmäßigen  Kaufs- 
und Verkaufsgeschäftes  bilden,  dann  von  anderen  Sachen  von  Wert 
zwei  Prozent  des  Wertes  (T.  P.  9,  Abt.  II); 

e)  für  die  Abhandlung  einer  Verlassenschaft  sind  außer  den  nach  Tarif- 
post 2,  3,  4,  5,  Abteilung  II  allenfalls  noch  zu  bezahlenden  Gebüren, 
bei  der  Einantwortung  zu  entrichten: 

aa)  wenn  die  Übertragung  von  Eltern  an  eheliche  oder  uneheliche 
Kinder  oder  deren  Nachkömmlinge  und  umgekehrt,  femer  an  Wahl- 
kinder, an  den  zur  Zeit  des  Todes  des  Erblassers  von  diesem 
gerichtlich  nicht  geschiedenen  oder  gerichtlich  nicht  getrennten 
Ehegatten,  ferner  von  Eltern  an  die  Ehegatten  ihrer  ehelichen 
oder  unehelichen  Deszendenten  oder  an  ihre  Stiefkinder  und  deren 
Nachkommen  erfolgt,  ist  außer  der  fixen  Gebür  noch  vom  Werte 
ein  Prozent  zu  entrichten; 

bb)  wenn  die  Übertragung  an  andere,  eheliche  oder  uneheliche  Ver- 
wandte bis  einschließlich  den  vierten  Grad  erfolgt  ist,  die  Gebür 
vom  Werte  zwei  Prozent; 

cc)  in  anderen  als  den  beiden  angeführten  Fällen  sind  außer  der  fixen 
Gebür  noch  vom  Werte  vier  Prozent  zu  entrichten  (T.  P.  10, 
Abt.  II); 

f )  für  die  Homologierung  eines  Havereireglements  außer  der  fixen  Gebür 
noch  vom  Gesamtbetrage  der  Haverei- Entschädigungsquoten  ein 
halbes  Prozent  (T.  P.  17,  Abt.  11); 

g)  für  die  Abfassung  von  Verträgen  außer  der  fixen  Gebür  noch  vom 
Werte  des  Vertragsobjektes  ein  viertel  Prozent  (T.  P.  19,  Abt.  II); 

h)  für  Lebensatteste  zum  Behufe  der  Behebung  von  jährlichen  Pensionen, 
Witwengehalten,  Allerhöchsten  Gnadengaben ,  Erziehungsbeiträgen 
über  700  Kronen  bis  1500  Kronen  jährlich  vom  Bezüge  ein  halbes 
Prozent,  über  1500  Kronen  jährlich  vom  Bezüge  ein  Prozent 
(T.  P.  30,  Abt.  II); 

i)  für  die  Ausfertigung  eines  Ursprungszertifikates  vom  Faktm*enbetrage 
der  Warensendung  ein  halbes  Prozent,  jedoch  nicht  weniger  als 
50  HeUer  und  nicht  mehr  als  24  Kronen  (T.  P.  32,  Abt  11); 

k)  für  die  Einbringung  von  Forderungen  samt  Zustellung  des  einge- 
brachten Betrages  von  diesem  Betrage  ein  halbes  Prozent  (T.  P. 
36,  Abt.  n); 

21* 
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1)  far  die  Zastellimg  von  Geldbeträgen,  welche  dem  Eonsnlaramte  zum 
Zwecke  der  Übermittelong  an  Parteien  zukommen,  vom  zuzustellenden 
Betrage  ein  viertel  Prozent  (T.  P.  37,  Abt.  11). 

B.  Der  fünfzigprozentige  Zuschlag  zu  den  Eonsulargebüren  der 
IL  und  m.  Tarifabteilung. 

Die  Eonsularämter  in  West-,  Süd-  und  Ostafrika,  in  Arabien,  in  Per- 
sien, im  hinterindischen  Archipel,  in  Ostasien,  in  sämtlichen  australischen 
Kolonien,  Oceanien,  Nord-,  Zentral-  und  Südamerika  nebst  Westindien  haben 
für  die  unter  die  IL  Abteilung  des  Tarifes  fallenden  Amtshandlangen,  in- 
sofeme  nicht  spezielle ,  einzelne  der  genannten  Länder  betreffende  Gebüren- 
bestimmungen  in  dem  Tarife  selbst  enthalten  sind  (Anfertigung  von  Über- 
setzungen aus  der  chinesischen  und  japanischen  Sprache,  sowie  Transla- 
tionen in  diese  Idiome),  zu  den  fixen  Gebürensätzen  des  Tarifes  einen 
50prozentigen  Zuschlag  zu  erheben.  Ebenso  sind  die  Konsularfunk- 
tionäre  und  Konsularangestellten  in  den  im  ersten  Alinea  bezeichneten 
Ländern  berechtigt,  bei  Dienstreisen  in  Parteisachen  die  Taggelder  mit 
einem  öOprozentigen  Zuschlag  zu  dem  tarifinäßigen  Ausmaße  in  Auf- 
rechnung zu  bringen. 

Dagegen  sind  die  Prozentualgebüren  von  diesem  Zuschlage  befreit. 

5.  Zeitpunkt  der  Einhebung  der  Eonsulargebüren. 

In  der  Kegel  ist  die  Konsulargebür  mit  dem  Zeitpunkte  zu  entrichten, 
wo  die  gebürenpflichtige  Eingabe  überreicht  wird,  beziehungsweise  die  amt- 
liche Ausfertigung  oder  sonstige  mit  einer  tarifmäßigen  Gebürenentrichtung 
verbundene  Amtshandlung  stattfindet  (§  6  der  Ministerialverordnung  vom 
17.  März  1902  (R.  G.  B.  Nr.  68). 

Die  in  einem  Civilrechtsst reite  zu  erlegende  Urteilsgebür,  dann  die 
Einantwortungsgebür  (T.  P.  10,  Abteilung  II)  ist  bei  Abschluß  der  gericht- 
lichen Verhandlung  oder  Verlassenschaftsabhandlung,  und  zwar  vor  Erlaß 
des  ürteiles,  beziehungsweise  vor  Ausfertigung  der  Einantwortungsurkunde 
zu  berichtigen  oder  sicherzustellen.  Wird  ein  Civilrechtsstreit  durch  ge- 
richtlichen Vergleich  oder  Kompromiß  beendigt,  so  sind  die  Gebüren  für 
den  Vergleich  oder  Kompromiß  vor  dessen  Aufnahme  zu  bezahlen  oder 
sicherzustellen  und  ist  in  diesen  Fällen  im  Akte  selbst  festzusetzen,  welcher 
der  Streitteile  diese  Gebür  zu  bezahlen  hat. 

Die  in  der  Tarifpost  9  lit  b  der  Abteilung  11  angeordnete  Gebür  ist 
vor  Ausfolgung  des  verwahrten  Gegenstandes  zu  berichtigen  oder  sicher- 
zustellen. 

Von  der  oben  aufgestellten  Kegel  sind  folgende  Ausnahmen  zulässig: 
a)  österreichische  oder  ungarische   Schiffer    können   die  während  ihres 

Aufenthaltes  in  einem  Hafen,   wo  ein  k.   und   k.  Konsularamt  sich 
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befindet,  nach  der  ersten  Abteilang  des  Tarifes  aufgelaufenen  Kon- 
sulargebüren  bei  Abfertigung  des  betreffenden  SchiflFes  erlegen; 
b)  mit  Einhebung  der  Konsulargebüren  im  Verlaufe  einer  Verlassenschafts- 
abhandlung, zum  Beispiel :  Gebären  fär  die  Todesfallsau&ahme,  Anlegung 
der  gerichtlichen  Sperre,  Publizierung  des  Testamentes,  Erbenver- 
sammlangen,  Aufnahme  von  Inventarien,  Feilbietungen  u.  s.  w.,  dann 
der  Konsulargebüren  im  Konkursverfahren,  als  Gläubigerversamm- 
lungen  und  dergleichen  kann  zugewartet  werden,  bis  die  Abhandlung 
der  Verlassenschaft  oder  die  Liquidierung  der  Konkursmasse  Barfonds 
flüssig  macht. 

Bei  Amtshandlungen,  für  welche  nebst  den  Konsulargebüren  der  Ab- 
teilung I  und  II  des  Tarifes  noch  Konsulargebüren  der  Abteilung  lil  des 
Tarifes  (Nebengebüren  und  Taggelder)  zu  entrichten  kommen,  haben  die 
Parteien  die  zur  Bestreitung  der  letzteren  erforderlichen  Beträge,  deren 
Höhe  vom  Vorstande  des  Konsularamtes  zu  beziffern  ist^  gegen  nachträg- 
liche Liquidierung  im  vorhinein  vorschußweise  bar  zu  erlegen  oder  sicher- 
zustellen. 

Werden  solche  Amtshandlungen  in  Parteisachen  von  Amtswegen  vor- 
genommen, so  sind  die  Gebüren  der  Abteilung  in  des  Tarifes  bei  effek- 
tiven Konsularämtern  aus  den  Amtsgeldern  vorschußweise  gegen  späteren 
Rückersatz  seitens  der  Parteien  zu  bestreiten  (§§  6,  7,  8  und  9  des  in  der 
Ministerial Verordnung  vom  17.  März  1902,  (R.  G.  B.  Nr.  68),  enthaltenen 
Konsulargebüren-Reglements). 

6.  Yerfahren  bei  Einhebung-  der  Eonsulargebflren. 

Die  Manipulation  bei  Einhebung  der  Konsulargebüren  umfaßt: 

a)  die  Vorschreibung  der  Gebüi', 

b)  die    Abstattung    des    Gebürenbetrages    von    seite    der   Partei    und 
Empfangnahme  desselben  von  seite  des  perzipierenden  Amtes, 

c)  die  Abquittierung  des  einbezahlten  Betrages, 

d)  die  Eintragung  des  eingehobenen   Betrages  in  die  vorgeschriebenen 
Register  (Joumalisierung). 

Hierüber  sind  folgende  nähere  Vorschriften  zu  beobachten: 

7.  Yorschreibung  der  Konsulargebüren. 

Die  Vorschreibung  der  einzuzahlenden  Gebür  besteht  in  der  Anwen- 
dung des  entsprechenden  Tarifsatzes  auf  die  Amtshandlung,  für  welche  die 
Gebür  zu  entrichten  ist. 

Die  Vorschreibung  hat  von  Fall  zu  Fall  zu  geschehen,  sowie  die  amt- 
liche Ausfertigung  oder  sonstige  gebür^npflichtige  Amtsverrichtung,  um  die 
CS  sich  handelt,  stattfindet,  also  zum  Beispiel  bei  der  Legalisierung  einer  Ur- 
kunde im  Augenblicke,  wo  die  legalisierte  Urkunde  der  Partei  eingehändigt 
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wird;  bei  einer  Tagsatzung,  nach  beendigter  Amtshandlung,  ehe  die  Partei  das 
Amtslokale  verläßt  n.  s.  w.    (Siehe  §  6  des  Eonsulargebüren-Beglements.) 

Bei  den  einfacheren,  laufenden  Amtsgeschäften,  zum  Beispiel  bei  Aus- 
stellung der  Schiffbordurkunden,  bei  Paß-  und  Paßvisenausfertigungen,  Le- 
galisierungen u.  s.  w.  besteht  die  Gebürenvorschreibung  in  dem  mündlichen 
amtlichen  Auftrage  an  die  Partei  den  tarifmäßigen  Gebürenbetrag  zu  ent- 
richten, wobei  der  Partei  stets  vorschriftsmäßig  die  Einsicht  in  den  Kon- 
sulargebüren-Tarif  offen  stehen  muß. 

In  Fällen,  wo  die  Q^btir  über  amtliche  Akte  eingehoben  wird,  deren 
Konzepte  bei  dem  Eonsularamte  bleiben,  haben  die  Eonsulai'ämter  jedesmal 
die  tarifmäßige  Gebür  mit  Angabe  der  Tarifpost  auf  dem  Konzepte  des 
Geschäftsstückes  zu  bemerken. 

In  den  Fällen  des  §  8  des  Konsulargebüren-Reglements,  sowie  über- 
haupt, wo  aus  was  immer  für  einer  Ursache  die  Einzahlung  der  aufgelaufenen 
Gebür  nicht  mit  dem  gebürenpflichtigen  Akte  zusammenfällt,  ist  von  den 
für  Rechnung  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  einhebenden  Ämtern 
über  die  vorgeschriebenen  und  einzukassierenden  Gebüren  ein  eigenes  Vor- 
merkregister nach  dem  unten  folgenden  Formulare  (siehe  Nr.  16)  zu 
fahren,-  in  welches  das  Datum  der  Voi^schreibung,  der  Name  der  zahlungs- 
pflichtigen Partei,  der  Gegenstand  der  Gebürenentrichtung  und  der  Betrag 
der  zu  entrichtenden  Gebür  regelmäßig  von  Fall  zu  Fall  eingetragen  ist. 

Dieses  Vormerki'egister  ist  stets  im  Laufenden  zu  erhalten,  und  von 
Zeit  zu  Zeit  vom  Amtsvorsteher  durchzugehen,  um  die  Einhebung  der 
bereits  fälligen  Gebüren  veranlassen  zu  können. 

Die  erfolgte  Einzahlung  ist  jedesmal  in  der  Anmerkung  mit  Berufung 
auf  die  Journalpost  ersichtlich  zu  machen. 

Bei  den  für  eigene  Rechnung  einhebenden  Ämtern  ist  die  Führung 
dieser  Vormerkung  nicht  obligatorisch. 

Bei  jenen  Tarifposten  der  IL  Abteilung,  bei  welchen  das  Gebüren- 
ausmaß  nach  dem  Werte  berechnet  wird,  ist,  wenn  der  Gebürenvorschreibung 
ein  bestimmter  Geldbetrag  zugrunde  liegt,  die  Gebür  nach  dem  letzteren 
zu  bemessen;  wenn  jedoch  der  Gegenstand,  nach  welchem  die  Gebür  zu 
entrichten  kömmt,  eine  schätzbare  Sache  ist,  so  ist  der  der  Gebürenbemes- 
sung  zugrunde  zu  legende  Wert  wie  folgt  zu  ermitteln: 

a)  bei  Wertpapieren,  welche  auf  Inhaber  lauten  und  bei  allen  Papieren,  welche 
den  Gegenstand  des  bankmäßigen  Kaufs-  und  Verkaufsgeschäftes  bilden, 
wenn  diese  Papiere  in  der  österr.-ungar.  Monarchie  zum  börsenmäßigen 
Umsätze  zugelassen  sind,  nach  der  dem  Konsularamte  zur  Zeit  der 
Amtshandlung  bekannt  gewordenen,  letzten  amtlichen  Notierung  der 
Wiener  oder  Budapester  Börse,  wobei  im  Falle  einer  Divergenz  der 
Notierungen  an  diesen  Börsen  die  niedrigere  Kursnotierung  der  Ge- 
enbemessung  zugrunde  zu  legen  ist; 
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b)  bei  den  im  Absätze  a)  angeführten  Papieren,  wenn  deren  Kurswert 
an  der  Wiener  oder  Budapester  Börse  zur  Zeit  der  Amtshandlung 
nicht  bekannt  ist,  oder  bei  Papieren  der  im  Absätze  a)  bezeichneten 
Art,  welche  in  der  österr.-ungar.  Monarchie  zum  börsenmäßigen  Um- 
sätze nicht  zugelassen  sind,  nach  dem  für  den  betreffenden  Platz  maß- 
gebenden Börsenkurs  oder  durch  Schätzung; 

c)  bei  anderen  schätzbaren  Sachen  durch  die  eidesstättige  Angabe  der 
gebiirenpflichtigen  Partei,  es  sei  denn,  daß  mit  der  Amtshandlung 
ohnehin  eine  Schätzung  vorzunehmen  ist. 

Wird  von  der  Partei  ein  offenkundig  zu  niedriger  Wert  angegeben, 
so  kann  das  Konsularamt  den  Wert  durch  Schätzung  ermitteln;  in  diesem 
Falle  hat  die  Partei  die  Kosten  der  Schätzung  nur  dann  zu  tragen,  wenn 
der  durch  die  Schätzung  ermittelte  Wert  den  von  der  Partei  angegebenen 
um  mehr  als  zehn  Prozent  übersteigt. 

In  jedem  Civilrechtsstreite,  welcher  eine  schätzbare  Sache  zum  Gegen- 
stande hat,  ist  mit  der  Klage  oder  Widerklage  die  Angabe  des  Wertes  des 
Streitgegenstandes  zu  verbinden. 

Wenn  der  Gegenteil  dieser  Angabe  nicht  bis  zur  Abhaltung  der  über 
die  Klage  anzuberaumenden  Tagsatzung  widerspricht,  so  bleibt  diese  Angabe 
für  die  Bemessung  der  Konsulargebür  maßgebend  und  ist  die  spätere  Auf- 
nahme des  Beweises  eines  höheren  oder  minderen  Wertes  unzulässig. 

Einigen  im  Falle  des  Widerspruches  die  Parteien  sich  nicht  bei  der 
Tagsatzung,  so  ist  die  etwa  notwendige  Aufnahme  des  Beweises  vom  Kon- 
sularamte  sofort  zu  veranlassen,  und  danach  der  Wert  festzustellen,  und 
sind  in  diesem  Falle  die  für  die  Herstellung  des  Beweises  auflaufenden, 
tarifmäßigen  Konsulargebüren  von  dem  widersprechenden  Streitteile  zu 
erlegen. 

Fehlt  die  erforderliche  Angabe  des  Wertes  in  der  Klage  oder  Wider- 
klage, so  ist  die  sofortige  Vervollständigung  derselben  von  dem  Konsular- 
amte  anzuordnen. 

Wenn  in  der  Klage  ein  offenkundig  zu  niedriger  Wert  angegeben 
wird,  oder  beide  Streitteile  über  einen  offenkundig  zu  niedrigen  Wert  sich 
einigen,  so  kann  das  Konsularamt  vor  Einleitung  des  weiteren  Verfahrens 
im  Sinne  des  §  10,  lit.  c  zweites  Alinea  des  Konsulargebüren-Reglements, 
vorgehen. 

Für  die  Bemessung  der  Depositenausfolgungsgebür  ist  jener  Wert 
maßgebend,  welchen  der  betreffende  deponierte  Wertgegenstand  bei  der 
Ausfolgung  hat  (§§  10—12  des  Konsulargebüren-Reglements). 

8.  Abstattung  der  Konsulargebüren. 

Sowie  der  mit  einer  Gebürenentrichtung  verbundene  Amtsakt  taxiert 
ist,  und  die  Partei  die  Weisung  zur  Bezahlung  des  tarifmäßig  entfallenden 
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Betrages  erhält,  ist  letzterer  in  der  Segel  von  derselben  im   Amtslokale 
abzustatten. 

Im  Falle,  als  die  gebürenpflichtige  Partei  nicht  persönlich  im  Amts- 
lokale erscheint,  oder  aus  was  immer  für  einer  Ursache  nicht  sogleich  die 
GebQr  entrichtet,  endlich  in  Fällen,  wo  es  sich  um  die  Einzahlung  der 
nach  §  8,  lit.  b  des  Konsulargebüren-Eeglements  vorgemerkten,  fällig  ge- 
wordenen, oder  um  Berichtigung  der  im  Sinne  des  §  9  des  erwähnten 
Reglements  sichergestellten  Gebüren  handelt,  ist  der  Partei  eine  zu  sal- 
dierende Gebürennote  mit  Spezifizierung  der  einzelnen  Gebürenposten  und 
Bezugnahme  auf  die  Taiifposten  durch  den  Amtsdiener  zuzusenden. 

9.  Abquittierung  der  eingehobenen  Konsulargebfiren. 

Sowie  die  Einzahlung  der  vorgeschriebenen  Gebür,  bezw.  deren  Be- 
richtigung aus  der  eventuell  vorhandenen  Sicherstellung  erfolgt  ist,  oder  der 
vorschußweise  Erlag  von  Beträgen  zur  Sicherstellung  von  Nebengebüren 
und  Taggeldern  stattgefunden  hat,  muß  diese  Einzahlung  sogleich  von  seite 
des  Konsularamtes  gehörig  abquittiert  werden. 

In  Fällen,  wo  die  Gebür  für  amtliche  Ausfertigungen  zu  entrichten 
ist,  welche  der  Partei  unmittelbar  eingehändigt  werden,  kann  die  Quittierung 
auf  dem  Akte  selbst  stattfinden  und  besteht  dann  in  der  von  dem  Quittieren- 
den zu  unterschreibenden  Bemerkung:  ,,Die  Konsulargebür  bezahlt  laut 
Tari^ost  .  .  Abteilung  .  .  mit 

K h  .  .  . 

Abgesonderte  Quittungen  sind  auszustellen: 

1.  auch  in  den  vorstehenden  Fällen,  wenn  die  Partei  ausdrücklich 
eine  abgesonderte  Quittung  verlangt; 

2.  jedesmal,  wenn  es  sich  um  die  Bestätigung  von  Gebüren  handelt, 
welche  österreichische  oder  ungarische  Schifl'er  für  Amtshandlungen,  die 
sich  auf  die  österreichische  bezw.  ungarische  Handelsmarine  beziehen  (Ab- 
teilung I  des  Tarif  es)  entrichten; 

3.  für  Gebüren,  die  nach  §§7,8  lit  b  und  9  des  Konsulargebüren- 
Reglements  sichergestellt,  bezw.  vorgemerkt  und  zur  Verfallszeit  berichtigt 
worden  sind. 

Die  abgesonderten  Quittungen  müssen  auf  eigens  vorgedrucktem  Papiere 
nach  dem  vorgeschriebenen  unten  angeführten  Formulare  (siehe  Nr.  18), 
welches  für  Gebüren  beider  Tarifabteilungen  verwendet  werden  kann,  aus- 
gestellt werden. 

Bei  Quittungen,  welche  über  Gebüren  nach  Tarifabteilung  III  aus- 
gestellt werden,  entfällt  die  Berufung  auf  das  Numero  des  Proventenjournals. 

10.  Journalisierung  der  eingehobenen  Konsulargebüren. 

Jede  in  Gemäßheit  der  Tarifabteilungen  I  und  11  eingehobene  Gebür 
ir  Evidenthaltung  und  zur  Sicherstellung  der  Parteien  sogleich,  wie 
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die  Einzahlang  und  Abquittierung  erfolgt  ist,  in  das  bei  jedem  Konsnlar- 
amte  zu  fuhrende  Konsularproventen-Journal  eingetragen  werden.  Die  im 
Sinne  der  Abteilung  III  des  Konsulargebüren-Tarifes  eingehobenen  Neben- 
gebüren  und  Diäten  der  Konsularangestellten  in  Parteisachen  sind  in  das 
Proventenjoumal  nicht  einzutragen. 

Das  Journal  wird  in  zwei  Abteilungen  gefuhrt: 

1.  Die  Joumalabteilung  lit.  A  über  die  nach  der  I.  Abteilung  des 
Konsulargebüren-Tarifes  eingehobenen  Gebiiren,  das  ist  über  jene  Gebüren, 
welche  sich  auf  den  Schiffahrtsbetrieb  der  österreichischen  oder  ungarischen 
Handelsmarine  beziehen,  und 

2.  die  Journalabteilung  lit.  B  über  die  nach  der  U.  Abteilung  des 
Konsulargebüren-Tarifes  eingehobenen  Gebüren,  das  ist  über  die  Gebüren  flir 
solche  Konsularamtshandlungen,  die  nicht  unter  die  erste  Tarifabteilung  fallen. 

Die  Journalabteilung  A  ist  genau  nach  dem  unten  folgenden  Formulare 
(siehe  Nr.  17A)  zu  führen. 

In  dem  Formulare  ist  für  die  Ziffer  der  eingehobenen  Tonnengebüren 
keine  eigene  Rubrik  eröffnet,  in  welcher  jede  Tonnengebür  abgesondert  ein- 
zutragen ist.  Es  versteht  sich  von  selbst,  daß  bei  Binnenkonsulaten,  wo 
keine  Amtshandlungen  in  Seeschiffahrtsangelegenheiten  vorkommen  können, 
die  Führung  der  Joumalabteilung  A  entfallen  wird. 

Die  Journalabteilung  B  ist  nach  dem  unten  folgenden  Formulare 
(siehe  Nr.  17B)  für  sonstige  nicht  in  die  erste  Tarifabteilung  fallende  Kon- 
sularamtshandlungen  anzulegen  und  zu  führen. 

In  jede  der  besagten  Joumalabteilungen  sind  die  bezüglichen  einge- 
hobenen Gebüren,  so  wie  sie  eingehen,  einzeln  einzutragen,  und  zugleich 
a.lle  Rubriken  derselben  mit  den  betreffenden  Daten  genau  auszufüllen. 
Jede  der  beiden  Journalabteilungen  wird  mit  fortlaufenden  Nummern  der 
einzelnen  Posten  vom  1.  Jänner  bis  inklusive  30.  Juni,  und  vom  1.  Juli 
bis  inklusive  31.  Dezember  eines  jeden  Jahres  geführt,  und  ist  mit  Ende 
jedes  Semesters  ordentlich  abzuschließen,  die  resultierende  Summe  der  ein- 
gegangenen Proventen  in  demselben  mit  Buchstaben  anzusetzen,  das  Journal 
gehörig  zu  datieren  und  zu  unterschreiben. 

11.    Yaluta,  in  welcher  die  Konsulargebttren  einznheben  sind. 

Die  Konsulargebüren  sind  in  der  Kronenwährung  zu  bemessen  und  in 
derselben  zahlbar. 

Bei  der  Einzahlung  können  jedoch  die  Gebürenbeträge  auch  in  anderen 
kursierenden  Gold-  und  Silbermünzen  oder  im  Umlaufe  befindlichen  Papier- 
gelde erlegt  werden,  soferne  letzteres  mit  Rücksicht  auf  die  örtlichen  Ver- 
hältnisse als  notwendig  erachtet  wird. 

In  diesem  Falle  hat  die  Umrechnung  dieser  Zahlungsmittel  in  die 
Kronenwährung  nach  dem  Kurswerte  zu   erfolgen.     Kann  am  Sitze  des 
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Konsularamtes  der  Kurs  in  der  Kronenwährung  nicht  ermittelt  werden,  so 
ist  der  Kurswert  dieser  Zahlungsmittel  nach  ihrem  jeweiligen  Kurs  in 
Franken  und  sonach  in  die  Kronenwährung  umzurechnen.  Hiebei,  sowie^ 
wenn  die  Zahlung  in  Franken  erfolgt,  sind  20  Kronen  gleich  21  Franken 
zu  rechnen. 

In  den  Fällen,  in  welchen  das  Gebürenausmaß  nach  dem  Werte  be- 
messen wird,  ist  dieser  Wert  ebenfalls  in  der  Kronenwährung  festzustellen. 
Bei  dieser  Feststellung  des  Wertes  haben  die  im  vorhergehenden  Absätze 
enthaltenen  Bestimmungen  eine  sinngemäße  Anwendung  zu  finden  (§  13  des 
Konsulargebüren-Reglements). 

Hier  folgen  einige  erläuternde  Beispiele  zur  Umrechnung  eines  Ge- 
bürenbetrages,  wenn  die  Zahlung  in  anderen  Münzen  als  in  jenen  der 
Kronenwährung  erfolgt  und  der  Kurswert  derselben  nach  der  Kronen- 
währung nicht  bekannt  ist. 

Beispiele 

zur  Umrechnung  eines  Gebürenbetrages,  wenn  die  Zahlung  in  anderen 
Münzen,  als  in  jenen  der  Kronenwährung  erfolgt  und  der  Kurswert  der- 
selben nach  der  Kronenwährung  nicht  bekannt  ist. 

Z.  B.:  EinSchiflf  hat  an Tonnengebür  laut  I.  Abt.,  Post-Nr.  1,  I,  c— 9 K 50b 

zu  entrichten. 

Umrechnung  des  Oebürenbetrages: 

(1.  Im  Deutschen  Reiche.) 
Die  Zahlung  erfolgt  in  Mark.    Kurs:  20  Frc8.=  16-31  M. 

Formel: 

Gebür  in  K    Kurs  des  20  Frcs.  St. 


9-50  X  21x16-31 


Der  in  Mark  zu  zahlende  Betrag  ist  \  =-  ,^^ 

J  400 

9-50x21  =  199-50 
199-50  X  16-31  =  32*53-845 
3253-845:400  =  8-134612 
Die  Gebür  von  9*50  K  ist  gleich  8-13  M. 


(2.  In  Italien.) 

Die  Zahlung  erfolgt  in  Lire  (Papier).   Kurs:  20  Frcs.  =  21*30  L. 

Gebür  in  K    Kurs  des  20  Frcs.  St. 


Der    in    Lire    zu  zahlende  Betrag  l  = 


9-50  X  21x21-30 


400 

9-50  X  21  =  199-50  4249  35 :  400  =  106233 

199-50  X  21-30  =  4249-35 
Die  Gebür  von  9-50  K  ist  gleich  10*62  L. 
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(3.  In  den  Vereinigten  StaAten  von  Amerika.) 

Die  Zahlung  erfolgt  in  Dollars.  Kurs:  20  Frcs.  =  3-84  Dollars; 

GebürinK    Kurs  des  20  Pres.  St. 


9-50X  21x3-84 


Der  in  Dollars  zu  zahlende  Betrag  l  = 

9-50x21  =199-50 
199-50x3-84  =  76608 
766-08:400=1-9152 
Die  Gebür  von  9*50  K  ist  gleich  1  Dollar  91-5  cent8. 

12.  Yerriehtungen  und  Yerantwortliehkeit  der  Konsularbeamten  hin- 
siehtlieh  der  Manipulation  der  eingehobenen  Eonsulargebflren. 

a)  Bei  den  für  das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  einhebenden 

Konsularämtern. 
Bei  den  für  das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  einhebenden  Kon- 
sularämtern sind  mit  den  in   den  oben  bezeichneten  Amtshandlungen  die 
bei  dem  Amte  befindlichen,  beeideten  k.  und  k.  Konsularbeamten  betraut. 

aa)  Bei  Konsularämtern,  wo  nur  ein  beeideter  Konsularbeamter  fungiert. 

Bei  denjenigen  Ämtern,  wo  außer  dem  Amtsvorsteher  kein  zweiter 
beeidigter  Konsularbeamter  fungiert,  liegt  dem  beeideten  Amtsvorsteher  die 
alleinige  Haftung  für  die  Gebürenvorschreibung  sowie  die  Vormerkung  der 
erst  später  einzuhebenden  Gebüren,  die  Einkassierung  und  Quittierung  der- 
selben, sowie  für  deren  Eintragung  in  das  Journal  ob.  Der  beeidete  Amts- 
vorsteher  kann  sich  zwar  für  die  Besorgung  der  einzelnen  Gebürenmanipu- 
lierungsgeschäfte  auch  der  Hilfeleistung  des  Kanzleipersonales  bedienen, 
doch  bleibt  er  auch  in  diesem  Falle  sowohl  gegenüber  der  Partei,  als  gegen- 
über dem  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  für  die  richtige  Vornahme 
aller  vorstehenden  Gebürenmanipulationsakte  persönlich  verantwortlich. 

Die  Unterfertigung  der  Quittung  hat  stets  von  dem  beeideten  Amts- 
vorsteher, bezw.  in  seinem  Namen  zu  geschehen. 

Wenn  sich  in  Fällen  der  Abwesenheit  oder  Dienstesverhinderung  des 
beeideten  Amtsvorstehers  derselbe^  durch  einen  nicht  in  die  Kategorie  der 
beeideten  Konsularbeamten  gehörigen  Konsularangestellten  vertreten  läßt, 
so  hat  letzterer  zwar  die  Besorgung  des  Gebüreneinhebungsgeschäftes  in 
der  oben  angeführten  Weise  auf  sich,  doch  bleibt  die  volle  Haftung  und 
Verantwortlichkeit  des  Amtsvorstehers  für  die  Gebarung  des  Stellvertreters 
aufrecht;  es  sei  denn,  daß  derselbe  unmittelbar  von  dem  k.  und  k.  Ministerium 
des  Äußern  bestellt  werde,  wo  dann  auf  ihn  die  alleinige  Verantwortlich- 
keit übergeht. 


H»2    — 
^\\\\\  ^WvV   M  ♦»IMMMI  AmUi  niitkr  i^m  Ajulpf«««!«- 

•llliMlhMUrM,  l«MMhlMlMM  h^mUm  Miß^r  ^  V«ntBt«r«rtädik£fi  fir  die  Abcs 

|i|fi    VMilMllMfii;  t\m  ^ i*Mu'immMmfm\MXMmsgptsdi^fu&^   bidbc  der  Jk>- 

mIiImIijM  iUnmUiU  UU'M  mtut  Sn-iaimmut  Yemtbtmg  zszsweisa  «ad  difir 
/i)  MMr^MM  hnii^n  wird,  tißUi  ^UimAUtu  CifsttAtÜte.  jsoviel  ab  mogli^  tob  da 

\\ii\  Kii'flU^r^h  Ami^m,  wo  ein  effitkürttr  KonralarkAnzleibeaiDter,  der 
«mH  'I''^'  ^'^<^'>tt^^^'^'^*^'(pul^^i^^n  fßfitrhüi  werden  k^^niite,  nicht  Torbanden  wlie. 
hiiiiii  fiU'^^iif^'  mi^Mf  fUff  urir/iHtelbaren  Anfificbt  and  Verantwortlichkdt  des 
i,tuiUUtM^    Affif^^li^fM  mi/^li    drieoi   zugeteilten   Honorarbeamten   übertragea 

li;   IJ«1  d<<M  fdr  t'\i(oui*  Rechnung  efnhebenden  Konsularämtern. 

M  Iloiiomr-Koimularärntiim,  deren  Vorstehern  der  Konsularproventen- 
hM/MK  Mill  Aiiwii/ilini«  rl<*r  vorn  WerUi  de»  Naclilasses  zu  bemessenden  Kon- 
piill^i'l(Mhllnfii  und  Hör  Htmtau  Nowie  sonstiger  dem  k.  und  k.  Ministerium 
lUm  AMliwMi  vorlmhalterM?n  GobQren  für  eigene  Rechnung  überlassen  ist, 
nlt^M  <♦*  <!«»"  Imtndlondiui  Honorar- Konsularfunktionär  frei,  das  Gebüren- 
MiMJ)l|HllfiMonMgoM('Jilllt  MiilhMt  ZU  besorgen,  oder  ganz  oder  teilweise  an  seine 
l'rlviil'lMUUiilMn  XII  ülmriraHfon;  doch  istjedenfalls  ein  solcher  Honorarfunktionär 
(liifltr  pnrMtnllcJi  verantwortlich: 

H)  liittl    hol    dniii    Konsuhiramte  der    allgemeine    Konsulargebüren- Tarif 

in    lUhMi    vorkoniinonilHU     Killlen    in    der    Art    richtig    angewendet 

wordo,  dalt  kehio  h^ilu^ron  als  die  tarifmilßigen  Gebären  eingehoben 

wtM'dtiiu 
h)  düll  kttluti  Uöbür  eliigiili(d)on  werde,   über  welche  nicht  auch  sogleich 

di«  AlHiuittloruuir  erfolgt; 
o)  dl^U  kfduw  Httbttr  elngelioben  werde,  welche  nicht  sogleich  in  die  he- 

hrtlHrfRiUilt^i  i*t0t*  oiHlnungümählg  fortxufWhrendo  Journalabteilung  ein- 

C«tm|tM\  wild. 

18i  Ut^lmruilV  Ulli  dt^n  ein$rt'hobeiieii  Koiisular^bflren. 

A  AflU  fAr  Ut^ohuuus^  do^  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern 
t^iubt^b^udon  Konsular^lmtern. 
Wr  H^^humvtf  d^^  k^  und  k»  Ministeriums  des  Äußern  einhebenden 
W  Iw^\h^  wit  dew  ^iu^is^ug^uew,  gehC^rig  abquittierten  und  in 
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die  betreffenden  Journalabteilungen  eingetragenen  Konsulargebüren  folgender- 
maßen zu  gebaren: 

Die  eingehenden  Proventen  sind  allwöchentlich  in  eine  mit  doppelter 
Sperre  versehene  Kasse,  zu  welcher  der  Amtsvorsteher  einen  Schlüssel,  der 
zweite,  beeidete  Konsularbeamte  den  anderen  Schlüssel  hat,  zu  hinterlegen. 
Es  versteht  sich  hiebei  von  selbst,  daß  der  hinterlegte  Betrag  mit  der 
Gesamtsumme  der  im  Laufe  der  Woche  eingehobenen,  gehörig  im  Journale 
eingetragenen  Teilbeträge  übereinstimmen  muß,  zu  welchem  Ende  von  seite 
des  Konsuls  fallweise  die  Prüfung  vorzunehmen  ist.  Für  die  richtige  Ver- 
wahrung der  eingehobenen  und  hinterlegten  Beträge  sind  sowohl  der  Konsul, 
als  der  zweite,  beeidete  Beamte,  der  den  zweiten  Schlüssel  in  Verwahrung 
hat,  solidarisch  verantwortlich. 

Befindet  sich  bei  einem  Konsularamte  außer  dem  Amtsvorstande  kein 
zweiter,  beeideter  Beamter,  so  ist  der  Amtsvorsteher  für  die  richtige  Ge- 
barung mit  den  Konsularproventen  allein  verantwortlich,  und  entfällt  in 
diesem  Falle  die  doppelte  Sperre. 

Zu  Ende  eines  jeden  Monates  hat  bei  den  für  das  k.  und  k.  Ministerium 
des  Äußern  einhebenden  Konsularämtern  die  Abfuhr  der  in  dem  abgelaufenen 
Monate  eingegangenen  Proventen  in  der  Art  zu  geschehen,  daß  dieselben 
in  der  Dienstrechnung  des  Konsularamtes  als  ein  von  dem  k.  und  k.  Ministerium 
des  Äußern  erhaltenen  Vorschuß  in  Empfang  gestellt  und  zur  Bestreitung 
der  laufenden  Dienstesauslagen  in  Verwendung  gebracht  werden. 

Zu  diesem  Behufe  ist  mit  jedem  Monate  vom  Amtsvorstande,  in  Ge- 
meinschaft mit  dem  zweiten,  beeideten  Beamten,  wo  sich  ein  solcher  befindet, 
die  Skontrierung  der  eingegangenen  Beträge  vorzunehmen,  die  Summen  der- 
selben zu  beziffern,  und  in  den  betreffenden  Jounialabteilungen  ffir  den 
nächsten  Monat  zu  übertragen,  so  daß  die  am  Ende  des  Semesters  er- 
scheinende Hauptsumme  aus  den  sechs  Monatsskontrierungen  resultiert,  und 
mit  denselben  tibereinstimmen  muß. 

b)  Bei  den  für  eigene  Rechnung  einhebenden  Konsularämtern. 

Bei  den  Honorar-Konsularämtern,  wo  die  Konsulargebüren  für  Rech- 
nung des  betreffenden  Amtsvorstandes  eingehoben  werden,  entfallen  alle 
weiteren  Vorschriften  über  die  Gebarung  der  Proventen,  sobald  dieselben 
tarifmäßig  eingehoben,  gehörig  abquittiert  und  in  die  Journalabteilungen 
eingetragen  sind,  indem  sie  sodann  von  dem  Perzipienten  nach  Belieben 
verwendet  werden  können. 

Dagegen  sind  die  für  Rechnung  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern 
einzuhebenden  Gebüren  von  den  Honorar-Konsularämtern  in  gleicher  Weise 
wie  bei  den  effektiven  Konsularämtern  in  der  Semestralabrechnung  nach- 
zuweisen. 
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14.  Nachweisung  der  eingehobenen  EonsnlargebQren. 

Sowohl  die  für  das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern,  als  auch  die 
für  eigene  Rechnung  einhebendeu  Eonsularämter  haben  die  eingehobenen 
Konsulargebüren  am  Ende  jedes  Semesters  nachzuweisen. 

Diese  Nachweisung  geschieht  mittels  Vorlegung  der  Originalien  der 
zu  führenden  und  gehörig  abzuschließenden  Journalabteilungen  A  und  B, 
welche  jedesmal  von  dem  Amtsvorsteher,  und  bei  den  für  das  k.  und  k. 
Ministerium  des  Äußern  verrechnenden  Ämtern,  bei  denen  sich  ein  zweiter 
beeideter,  füi*  die  Gebarung  der  Konsularproventen  mitverantwortlicher 
Beamter  befindet,  auch  von  diesem  zu  unterfertigen  sind.  (Siehe  Nr.  17  A 
und  17  B). 

Diese  Vorlage  hat  von  den,  einem  leitenden  Konsularamte  unmittelbar 
untergeordneten  Eonsularämtem  zunächst  an  das  leitende  Amt,  und  zwar 
längstens  vier  Wochen  nach  Ablauf  des  Semesters  zu  geschehen. 

Die  leitenden  Eonsularämter,  denen  überhaupt  obliegt,  die  unter- 
geordneten Eonsularorgane  hinsichtlich  des  Eonsulargebüren- Wesens  aufmerk- 
sam zu  überwachen,  haben  diese  Nachweisungen  der  untergeordneten  Ämter 
za  sammeln,  vorläufig  durchzugehen,  allfällige  Unrichtigkeiten  aufklären 
und  verbessern  zu  lassen,  und  sodann  die  rektifizierten  Journale  der  depen- 
dierenden  Ämter,  sowie  ihre  eigenen  Originaljournale,  längstens  innerhalb 
acht  Wochen  nach  Ablauf  eines  jeden  Semesters  an  das  k.  und  k.  Ministe- 
rium des  Äußern  einzusenden.  Im  Falle,  als  wegen  der  Entlegenheit  vom 
Amtssitze  des  leitenden  Amtes  oder  aus  anderen  Ursachen  die  Einsendung 
der  Journale  von  Seite  eines  oder  des  anderen  dependierenden  Amtes  nicht 
innerhalb  des  oben  angeführten  Zeitraumes  erfolgen  könnte,  hat  das  leitende 
Amt  mit  der  Einsendung  seiner  eigenen  Journale  nicht  bis  zum  Einlangen 
der  sich  verspätenden  Nach  Weisungen  zuzuwarten,  sondern  letztere  bei 
deren  Eintreffen  nachzutragen. 

Die  dem  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  unmittelbar  unterstehen- 
den Eonsularämter,  denen  keine  Ämter  untergeordnet  sind,  haben  ihre 
Proventenjournale  ebenfalls  längstens  binnen  vier  Wochen  nach  dem  Schlüsse 
jedes  Semesters  an  das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  einzusenden. 

Im  Falle,  als  im  Laufe  des  Jahres  bei  einem  Konsularamte  keine 
Konsulargebüren  eingehoben  werden,  ist  hierüber  in  einem  negativen  Aus- 
weise die  Anzeige  zu  erstatten. 

Von  den  nach  Vorschrift  einzusendenden  Originaljournalen  haben 
sämtliche  Konsularämter  legalisierte  Abschriften  zurückzubehalten  und 
solche  sorgfältig  beim  Amte  aufzubewahren. 

Für  die  genaue  Einhaltung  der  vorgezeichneten  Termine  werden  die 
rsteher  der  Konsularämter  persönlich   verantwortlich  gemacht,  und  es 

jede  nicht  genügend  aufgeklärte  oder  gerechtfertigte  Überschreitung 

ben,   wofern  sie  nicht  etwa  im  Zusammenhange  mit  einem  größeren 
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Verschulden,  noch  strenger  beurteilt  werden  müßte,  als  eine  Dienstvemach- 
lässigung  betrachtet  und  geahndet  werden. 

Bei  den  für  das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  verrechnenden 
Ämtern  hat  die  Vorlage  der  Original-Proventenjoumale  in  Verbindung  mit 
der  ebenfalls  halbjährig  zu  legenden  Dienstrechnung,  sowie  mit  den  auch 
halbjährig  einzusendenden  Depositenjoumalen  oder,  wo  keine  Depositen  vor- 
handen sind,  mit  den  bezüglichen,  negativen  Ausweisen,  dann  mit  den  Amts- 
inventarien  unter  weiterer  Anschließung  einer  beglaubigten  Abschrift  der 
vorgeschriebenen  Gebürenvormerk-Register  zu  geschehen,  und  werden  die 
Proventenjournale  zugleich  mit  der  Dienstrechnung  als  Beleg  für  die  Ein- 
nahmspost-Dienstvorschüsse zur  Bestreitung  der  Dienstauslagen  buchhalte- 
risch behandelt  werden. 

Bei  den  für  eigene  Rechnung  einhebenden  Ämtern,  welche  auch  eine 
Dienstrechnung  legen,  hat  die  Vorlage  der  Proventenjournale  ebenfalls  zu- 
gleich mit  der  Dienstrechnung,  den  Depositenjournalen  oder,  wo  keine  De- 
positen vorhanden  sind,  mit  den  bezüglichen,  negativen  Ausweisen  stat^ 
zufinden. 

15.  Auflage  der  Drncksorten  (Forinularlen). 

Die  für  die  beiden  Journalabteilungen  A  und  B  und  die  Quittungen 
erforderlichen  Drucksorten  haben  die  effektiven  Konsularämter  genau  nach 
den  vorgezeichneten  Formularien  auf  Kosten  des  Amtspauschales,  die  Ho- 
norar-Konsularämter  auf  Kosten  des  Amtsvorstandes  zu  beschaffen. 


16.  Vormerkregister  fttr  eingehobene  Konsnlargebfiren. 
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17.  Journal  fOr  die  eingehobenen  Konsulargebttreu. 

Journalabteilung  A. 


Journalabteilung  B. 
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18.  Quittungsformulare. 


Journals-Nr. 


Quittung 


Beziehung  auf 

die  Tarifs- 

Bezahlte 

abteilung  und 

Gebür 

Zahl,  wonach 

die  Gebttr 

bemessen  wurde 

K     1     h 

Summe 


am 


Unterschrift. 


—     337     — 

19.  Beschwerden  (Rekurse)  gegen  die  Bemessung  der  Konsular- 

gebüren. 

Beschwerden  (Rekurse)  gegen  Gebürenbemessungen  oder  Strafen, 
gegen  die  Verweigerung  einer  Gebärenermäßigung  oder  Gebürenbefreiung 
sind  an  das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  zu  richten,  welches  über 
die  Beschwerde  (Rekurs),  wenn  der  Beschwerdeführer  ein  österreichischer 
Staatsangehöriger  ist,  im  Einvernehmen  mit  den  k.  k.  Ministerien  der 
Finanzen,  der  Justiz  und  des  Handels;  wenn  der  Beschwerdeführer  ein 
ungarischer  Staatsangehöriger  ist,  im  Einvernehmen  mit  den  königlich 
ungarischen  Ministerien  der  Finanzen,  der  Justiz  und  des  Handels;  wenn 
jedoch  der  Beschwerdeführer  weder  österreichischer  noch  ungarischer 
Staatsbürger  ist,  selbständig  in  zweiter  und  letzter  Instanz  ent- 
scheidet. 

Derlei  Beschwerden  sind,  wenn  die  von  der  Partei  bei  dem  Kon- 
sularamte  vorgebrachte  Vorstellung  unberücksichtigt  bleibt,  bei  jenem 
Konsularamte  einzubringen,  gegen  dessen  Verfügung  die  Beschwerde  er- 
hoben wird.  Diese  Rekurse  sind  in  der  Präklusivfrist  von  30  Tagen 
vom  Tage  der  Bekanntgabe  der  Gebürenbemessung  an  die  Partei  ein- 
zubringen. Bei  Berechnung  dieser  Frist  sind  die  Tage  des  Postenlaufes 
nicht  zu  zählen. 

Der  Rekurs  hat  keine  die]  Einhebung  der  Gebür  aufschiebende 
Wirkung. 

Eine  allgemeine  Weisung,  wie  der  Konsulargebüren-Tarif  in  den 
einzelnen  Fällen  einer  Gebürenbemessung  anzuwenden  sei,  kann  aus 
dem  Grunde  nicht  erlassen  werden,  weil  es  sich  um  eine  Gesetzesaus- 
legung handelt,  die  füglich  nur  im  instanzenmäßigen  Zuge  stattfinden 
darf  und  außerdem  es  dem  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  als  zweite  und 
letzte  Instanz  in  Konsulargebürenangelegenheiten  nicht  gestattet  ist,  an 
die  erste  Instanz  darauf  bezügliche  Instruktionen  zu  erteilen.  Das  be- 
treffende Konsularamt  hat  demnach  in  allen  Fällen  einer  Gebüren- 
bemessung streng  nach  den  bestehenden  Vorschriften  vorzugehen. 

20.  Strafen  bei  hinterlistigem  Vorgehen  der  Partelen  In  Angelegen- 
heiten der  Bemessung  der  Konsulargebttren. 

Wenn  die  Befreiung  von  der  Entrichtung  der  entfallenden  Konsular- 
gebür  oder  deren  'mindere  als  die  vorschriftsmäßige  Bemessung  von  der 
betreffenden  Partei  erschlichen  wird,  so  ist  die  bezügliche  Gebür  in 
doppeltem  Betrage  einzuheben.  Als  Erschleichung  gilt,  wenn  in  den 
Angaben  der  Partei,  nach  denen  sich  die  Bemessung  einer  Konsular- 
gebür  richtet,   ein  Gegenstand,  nach  dessen  Wert  die  fragliche  Gebür 

Malfatti,  Konsularwesen.  1.  22 
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zu  bemessen  ist,  oder  ein  Teil  desselben,  verheimlicht  oder  unrichtig  an- 
gegeben worden  ist.  Diese  Geldstrafen  sind,  wie  oben  bemerkt  wurde, 
auch  von  den  k.  und  k.  Honorarkonsularämtem  für  Rechnung  des  k.  und  k. 
Ministeriums  des  Äußern  einzuheben  und  zu  verrechnen. 


21.   Betreffend    die   SichersteUung,    Behandlung   und    Belhung    Im 

Konkurse  der  tarlMftßlgen  KonsuIargebUren,    sowie    der  .mit  der 

Hinterziehung  dieser  OebUren  verbundenen  Straf  betrage. 

Was  die  Sicherstellung,  die  Behandlung  und  Reihung  im  Konkurse 
der  tarifmäßigen  Konsulargebüren,  sowie  der  als  nachteilige  Folge  der 
Hinterziehung  dieser  Gebüren  einzuhebenden  Strafbeträge  betrifft,  finden 
die  für  Stempel-  und  unmittelbaren  Gebüren  im  Inlande  geltenden  Be- 
stinunungen  sinngemäße  Anwendung. 

Bei  der  Aufnahme  eines  Inventars  sammt  Schätzung  oder  Wert- 
angabe, bei  jeder  durch  einen  oder  mehrere  Sachverständige  vorgenom- 
menen Schätzung  oder  bei  einem  auf  dieselbe  Weise  aufgenommenen  Sach- 
oder ürteilsbefund,  dann  bei  der  Erforschung  und  Feststellung  von  See- 
und  Flußschäden  (Tarifpost  4,  Abteilung  II)  haften  die  entfallenden,  fixen 
und  Prozentualkonsulargebüren  auf  dem  inventierten  oder  geschätzten 
Gegenstande;  bei  der  Vornahme  öffentlicher  Feilbietungen  (Tarif post  5, 
Abteilung  II)  haften  die  entfallenden,  fixen  und  Prozentualkonsular- 
gebüren auf  dem  durch  die  Feilbietung  eingegangenen  Betrage;  bei 
amtlicher  Verwahrung  eines  Depositums  (Tarifpost  9,  Abteilung  II)  haften 
die  entfallenden,  fixen  und  Prozentualkonsulargebüren  auf  dem  ver- 
wahrten Gegenstände;  bei  der  Abhandlung  einer  Verlasscnschaft  (Tarif- 
post 10,  Abteilung  II)  haften  die  bezüglichen  fixen  und  Prozentualkon- 
sulargebüren auf  dem  Nachlaßvermögen. 

Dasselbe  gilt  auch  von  den  diesfäUigen  von  den  k.  und  k.  Konsular- 
ämtem  eingehobenen  fälligen  Strafbeträgon.  Diese  Haftung  geht  allen,  aus 
Privatrechtstiteln  entspringenden  Forderungen  vor.  (§§  3  und  4  des 
Gesetzes  vom  22.  Jänner  1902  [E.  G.  B.  Nr.  40],  betreffend  die  Regelung 
des  Konsulargebüren- Wesens.) 

33.  Verjährung  der  Konsnlargebttren  und  der  als  nachteilige  Folge 
der  Hinterziehung  dieser  Oebfiren  einzuhebenden  Strafen. 

Laut  §.  4  des  Gesetzes  vom  22.  Jänner  1902  (R.  G.  Bl.  Nr.  40),  be- 
treffend die  Regelung  des  Konsulargebüren-Wesens,  verjähren  die  in  dem 
mit  demselben  hinausgegebenen  allgemeinen  Konsulargcbüren-Tarife  genau 
bezeichneten  Gebüren  in  fünf  Jahren.  Dasselbe  gilt  auch  von  den  ob- 
rwähnten  einzuhebenden  Strafbeträgen. 
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Die  Verjährung  der  Konsulargebüren  und  der  gedachten  Straf- 
beträge wird  durch  jede,  zum  Zwecke  der  Bemessung  oder  Eintreibung 
derselben  vorgenommene  und  der  betreffenden  Partei  bekanntgegebene 
Amtshandlung  unterbrochen. 

23.  Einhebung  von  YermOgensübertragungsgebUren  bei  der  Abhand- 
lung von  Nachlässen  In  der  Lerante. 

Das  k.  und  k.  Ministerium  des  Aaißem  hat  auf  Grund,  des  mit  den 
k.  k.  Ministerien  der  Finanzen  und  der  Justiz  diesfalls  gepflogenen  Einver- 
nehmens mit  Erlaß  vom  31.  Dezember  1864,  Nr.  14759/0.  (Siehe  11.  Band 
Konsular-Normalien  Nr.  XTU.)  folgende,  die  Einhebung  von  Vermögens- 
übertragungsgebüren  bei  der  Abhandlung  von  Nachlässen  in  der  Levante 
betreffende  Vorschriften  erlassen. 

1.  Wenn  die  Verlassenschaftsabhandlung  nach  einem  österreichischen 
Staatsangehörigen  dem  Konsularamte  zusteht,  so  ist,  insofern  es  sich 
hiebei  um  einen  nicht  im  Inlande  gelegenen  Nachlaß  handelt,  von  diesem 
wie  bisher,  auch  fortan  nur  die  im  Konsulargebüren-Tarife  hierfür  vor- 
geschriebene Taxe  einzuheben. 

2.  Wenn  hingegen  in  dem  zur  Abhandlung  eines  Konsularamtes 
gehörigen  Nachlasse  eines  österreichischen  Staatsangehörigen  sich  ein  im 
Inlande  gelegenes  Vermögen  befindet,  so  ist  dieses  ganz  in  der  Art,  als 
wenn  es  im  Inlande  abgehandelt  würde,  den  bestehenden  Gebüren- 
gesetzen  unterworfen,  da  für  die  k.  und  k.  Konsulargerichte  in  der  Le- 
vante nach  §.  8  der  Verordnung  vom  31.  März  1855,  (R.  G.  B.  Nr.  58) 
in  bezug  auf  die  Zuständigkeit  in  den  ihnen  zugewiesenen  Eechtsange- 
legenheiten  die  im  Inlande  in  Kraft  stehenden  Jurisdiktionsgesetze  maß- 
gebend sind,  und  da  dieselben  auch  mit  Rücksicht  auf  den  ihnen  durch  den 
§  33  der  obigen  Verordnung  zur  Richtschnur  vorgezeichneten  §  21  des  Pa- 
tentes vom  9.  August  1854,  (R.  G.  B.  Z.  208)  zur  Abhandlung  über  alles 
wo  immer  befindliche,  bewegliche  Vermögen  und  über  die  im  Inlande 
gelegenen,  unbeweglichen  Güter  des  unter  ihrer  Gerichtsbarkeit  gestan- 
denen verstorbenen,  österreichischen  Staatsangehörigen  berufen  erscheinen. 
Der  Umstand,  daß  die  Abhandlung  über  das  im  Inlande  gelegene 
Vermögen  durch  ein  außerhalb  des  Staatsgebietes  befindliches  Gericht 
abgehandelt  wird,  kann  die  Anwendung  der  Gebürengesetze  nicht 
ausschließen. 

3.  Ebenso  ist  in  dem  Falle,  wenn  die  Verlassenschaftsabhandlung 
nach  einem  österreichischen  Staatsangehörigen  von  einem  Gerichte  im 
Inlande  gepflogen  wird  und  das  Konsularamt  dabei  aus  irgend  einem 
Grunde  einzuschreiten  hat,   nicht   nur  die  für   diese  Amtshandlung  im 
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Konsulargebüren-Tarif  e  vorgeschriebene  Taxe,  sondern  auch  die  Vermögens- 
übertragungsgebür  von  dem  bezüglichen  Nachlasse  abzunehmen,  weil 
der  bloß  zufällige  Umstand,  daß  das  Konsulargericht  eine  Amtshandlung 
in  einer  solchen  Verlassenschaftsangelegenheit  vornimmt,  von  der  all- 
gemein geltenden  und  auch  Ausländer  treffenden  Gebürenpflicht  nicht 
entheben  kann. 

Auf  denselben  Gegenstand  bezieht  sich  auch  das  nachträg- 
liche Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  17.  Ok- 
tober 1893,  Z.  42.191  und  13677/7,  (Siehe  11.  Band,  Konsular-Normalien 
Nr.  Xm.) 

Zwölfter  Absehnitt. 

Obliegenheiten  und  Befugnisse  der  österreicliiscli-ungari- 
sclien  Eonsularfiinktionäre,  betreffend  die  Einliebung 
und  Veireclinung  von  Stempel-,  Tax-  und  unmittel- 
baren Gebüren  im  Auslande,  für  Rechnung  der  Finanz- 
behörden des  Inlandes,  sowie  betreffs  der  direkten  Steuer- 

gebüren. 

Die  für  die  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder 
geltenden  diesfälligen  Bestimmungen  sind  in  der  Verordnung  des  k.  k. 
Finanzministeriums  vom  28.  Dezember  1884,  Z.  40.295,  (R.  G.  B.  Nr.  2 
ex  1885),  betrefEend  die  Änderung  der  früheren  Bestimmungen  über  die 
Geschäftsbehandlung  und  Verrechnung  der  durch  die  k.  und  k.  diplomatischen 
Missionen  und  Konsularämter  von  Parteien  im  Auslande  einzuhebenden 
Stempel-  und  unmittelbaren  Gebüren,  enthalten.  (Siehe  11.  Band,  Konsular- 
Normalien  Nr.  XIV.) 

Das  gedachte  k.  k.  Finanzministerium  hat  im  Einvernehmen  mit  dem 
k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  und  dem  k.  k.  Ministerium  des  Innern 
die  Verordnungen  vom  17.  März  1860,  Nr.  11.076,  (R.  G.  B.  Nr.  74)  und 
vom  15.  November  1863,  Nr.  54.395,  (R.  G.  B.  Nr.  99)  über  die  Gcschäfts- 
behandlung  und  Verrechnung  der  durch  die  k.  und  k.  diplomatischen 
Missionen  und  Konsularämter  von  Parteien  im  Auslande  einzuhebenden 
Stempel-  und  unmittelbaren  Gebüren  abgeändert.  An  Stelle  derselben 
sind  vom  1.  Jänner  1885  angefangen  die  nachfolgenden  Anordnungen  in 
Kraft  getreten  (Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom 
24.  Jänner  1885,  Z.  607/3.). 

I.   Bei  Ausfertigung  von   Reise-    und    sonstigen    gebürenpflichtigen 
linden    über  Ansinnen   der    k.  und  lu  diplomatischen  Missionen  und 
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Konsularämter  für  Parteien  im  Auslande,  haben  die  inländischen  Behörden, 
welche  derartige  Urkunden  ausstellen,  die  zu  entrichtende  Stempelgebür 
mit  dem  Beisatze  auf  den  Urkunden  anzumerken,  daß  die  Entrichtung 
derselben  an  die  bezügliche  k.  und  k.  diplomatische  Missions-  oder  Konsular- 
amtskanzlei  unmittelbar  zu  erfolgen  hat 

Die  k.  und  k.  diplomatischen  Missionen  und  Konsularämter  haben 
die  auf  diesen  Urkunden  bemerkten  Beträge  vor  deren  Ausfolgung  von 
den  Parteien  einzuheben,  den  Empfang  auf  den  Urkunden  zu  bestätigen, 
den  eingehobenen  Betrag  aber  nicht  in  der  Dienstrechnung  in  Empfang  zu 
stellen,  sondern  mittels  einer,  den  Namen  des  Zahlungspflichtigen  und  die 
Bezeichnung  der  stempelpflichtigen  Urkunde  enthaltenden  Zuschrift  unmittel- 
bar an  jene  österreichische  Behörde,  von  welcher  die  Urkunde  übersendet 
worden  ist,  einzusenden. 

Diese  Behörde  hat  sodann  jene  Zuschrift  nebst  dem  eingesendeten 
Betrage  an  das  im  Orte  befindliche,  mit  der  Perzeption  von  Stempel-  und 
unmittelbaren  Gebüren  betraute  Amt  mit  dem  Ersuchen  um  die  vor- 
schriftsgemäße Vorschreibung  und  Verrechnung  zu  leiten. 

n.  Über  alle  anderen  nach  dem  Gesetze  vom  9.  Februar  1850,  (R.  G.  B. 
Nr.  50),  und  den  nachfolgenden  einschlägigen  Gesetzen  und  Verordnungen 
vorzuschreibenden  Gebüren  sind  an  Angehörige  fremder  Staaten  Gebüren- 
noten  und  an  im  Auslande  sich  aufhaltende,  österreichische  Staatsangehörige 
Zahlungsaufträge  auszufertigen. 

Die  Zustellung  der  Gebürennoten  (Zahlungsaufträge)  wird  über 
unmittelbare  Requisition  der  österreichischen  Finanzlandesbehörden  durch 
die  k.  und  k.  diplomatischen  Missionen  und  Konsularämter  veranlaßt. 

Die  Vorlage  der  Gebürennoten  (Zahlungsaufträge)  und  der  bezüg- 
lichen Verhandlungsakten  seitens  der  vorschreibenden  Ämter  an  die  Finanz- 
landesbehörde hat  aber  nur  dann  stattzufinden,  wenn  die  Einbringung  der 
Gebtlr  von  den  dafür  gesetzlich  haftenden,  im  Inlande  sich  befindenden 
Personen  erfolglos  war  oder  der  Fall  einer  solchen  Haftung  nicht  vor- 
handen ist. 

In  der  Gebürennote  (dem  Zahlungsauftrage)  ist  die  inländische  Kasse, 
an  welche  die  Zahlung  geleistet  werden  soll,  genau  zu  bezeichnen,  femer 
die  Verpflichtung  zur  Zahlung  der  Verzugszinsen  für  den  Fall  der  Nicht- 
einhaltung der  Zahlungsfrist,  die  Rekursklausel  und,  hinsichtlich  des  im 
Inlande  befindlichen  Vermögens  des  Zahlungspflichtigen,  die  Exekutions- 
androhung mit  dem  Beifügen  anzuführen,  daß  die  Gebür  nach  Ablauf  der 
Zahlungsfrist  auf  dessen  Kosten  unverzüglich  im  Exekutionswege  herein- 
gebracht werden  würde. 

Die  Gebürenvorschreibung  hat  sich  in  jenen  Fällen,  in  welchen  der 
Zahlungspflichtige   ein  Vermögen  im  Inlande,  auf  welches  die  Exekution 
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geführt  werden  könnte,  nicht  besitzt,  auf  die  ordentlliche  Gebür  und  den 
25  prozentigen  Zuschlag  zu  beschränken. 

Die  betreffende  Finanzlandesbehörde  hat  sowohl  die  Bemessung  der 
Gebür  auf  Grund  der  Verhandlungsakten  einer  genauen  Prüfung  zu  unter- 
ziehen, als  auch  die  Gebürennote  (den  Zahlungsauftrag)  selbst  in  Absicht  auf 
die  vorstehenden  Bestimmungen  zu  überprüfen  und  nach  anstandslosem 
Befunde  sich  wegen  Zustellungsveranlassung  an  die  bezügliche  k.  und  k. 
diplomatische  Mission  (Konsularamt)  zu  wenden,  dieselbe  um  die  Über- 
mittlung des  von  dem  Zahlungspflichtigen  ausgefüllten  Zustellungsscheines, 
beziehungsweise  um  die  Bekanntgabe  der  der  Zustellung  sich  entgegen- 
stellenden Hindemisse  und  für  den  Fall,  daß  der  Zahlungspflichtige  den 
vorgeschriebenen  Gebürenbetrag  etwa  freiwillig  bei  der  k.  und  k.  diplo- 
matischen Mission  (dem  Konsularamte)  erlegen  sollte,  um  die  Einsendung 
desselben  an  die  in  dem  Ersuchschreiben  der  Finanzlandesbehörde  zu 
bezeichnende  inländische  Kasse  zu  ersuchen. 

Dagegen  ist  an  die  k.  und  k.  diplomatischen  Missionen  und  Konsular- 
ämter  das  Ersuchen  um  Einhebung  der  einem  fremden  Staatsangehörigen, 
oder  einem  im  Auslande  wohnhaften,  österreichischen  Staatsangehörigen 
vorgeschriebenen,  von  demselben  innerhalb  der  gesetzlichen  Frist  nicht 
bezahlten  Gebür  nicht  zu  stellen,  weil  sich  die  Intervention  dieser  Behörden 
nur  auf  die  Veranlassung  der  Zustellung  der  Gebürennoten  (Zahlungs- 
aufträge) und  auf  die  Übernahme  und  Einsendung  der  freiwillig  von  den 
Parteien  bei  denselben  erlegten  Beträge  zu  beschränken  hat. 

Die  Zuschriften  und  Dienstpakete  an  die  k.  und  k.  diplomatischen 
Missionen  und  Konsularämter  sind  bei  der  Aufgabe  zu  frankieren.  Eine 
Ausnahme  besteht  nur  bezüglich  der  Amtskorrespondenzen  nach  jenen 
Orten  der  Türkei,  wo  k.  und  k.  Postämter  bestellt  sind. 

Eine  vollständige  Übersicht  des  Standes  der  k.  und  k.  öster- 
reichisch-ungarischen Konsularämter  in  sämtlichen  auswärtigen  Staaten 
wird,  wie  bereits  im  IL  Teile  bemerkt  wurde,  alljährlich  im  Monate 
Jänner  in  der  „Wiener  Zeitung"  und  im  „Budapester  Amtsblatte"  kund- 
gemacht. 

Aus  derselben  können  die  requirierenden  inländischen  Finanzbehörden 
genau  erfahren,  in  welchen  Staaten  und  in  welchen  Städten  k.  und  k. 
Konsularämter  bestehen. 

Die  Gebürennoten  (Zahlungsaufträge)  an  im  Königreiche  Sachsen 
wohnende  Zahlungspflichtige  sind  im  Wege  der  Finanzbezirksdirektionen 
(Gebürenbemessungsämter),  welchen  in  diesem  Falle  die  obangcordnete 
Überprüfung  derselben  obliegt,  unmittelbar  an  die  königlich  sächsischen 
Gerichte  zur  Zustellungsveranlassung  zu  leiten.  Auch  diese  Ersuchschreiben 
sind  zu  frankieren. 
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Da  nach  den  vorstehenden  Anordnungen  (snb  II)  die  den  im  Aus- 
lände domizilierenden  Zahlungspflichtigen  bemessenen  Gebüren  in  Vor- 
schreibung und  in  Evidenz  der  vorschreibenden  Ämter  verbleiben  und  die 
Verrechnung  der  entweder  bei  diesen  Ämtern  unmittelbar  eingezahlten 
oder  der  von  den  k.  und  k.  diplomatischen  Missionen  und  Konsularämtem 
eingesendeten  Gebürenbeträge  nach  den  allgemeinen  Vorschriften  erfolgen 
wird,  so  unterbleibt  im  Sinne  der  obzitierten  Ministerialverordnung  vom 
28.  Dezemb.er  1884,  Z.  40.295  (E.  G.  B.  Nr.  2  ex  1885),  die  früher  übHche 
Mitteilung  der  Gebürenvorschreibung  an  das  Eechnungsdepartement  des 
k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern,  ferner  die  durch  dieses  Eechnungsdeparte- 
ment vorzunehmende  Vorschreibung  der  Gebären  auf  eigenen  Konto  der 
k.  und  k.  diplomatischen  Missionen  und  Konsularämter,  infolgedessen  auch 
die  Ausfertigung  von  Vorschreibungszertifikaten,  femer  die  Verrechnung  der 
bei  den  k.  und  k.  diplomatischen  Missionen  und  Konsularämtem  erlegten 
Beträge  vermittelst  der  Dienstrechnungen  und  die  Verfassung  der  Jahres- 
rückstandsausweise seitens  des  gedachten  Eechnungsdepartements. 

Für  den  Fall,  als  die  Gebür  von  den  Vertretungsbehörden  im  Auslande 
nicht  eingebracht  werden  könnte,  jedoch  Hoffnung  vorhanden  ist,  daß  sie 
durch  Vermittlung  der  Finanzbehörde  in  anderen  Wegen  als  einbringlich 
erscheinen  dürfte,  hat  eine  besondere  Mitteilung  hierüber  von  seite 
der  k.  und  k.  diplomatischen  Missionen  und  Konsularämter  an  die  requi- 
rierende Finanzbehörde  zu  erfolgen.  Diese  Mitteilung  hat  somit  nur 
dann  zu  erfolgen,  wenn  entweder  weitere  Auskünfte  über  den  Auf- 
enthalt des  auswärtigen  Zahlungspflichtigen  benötigt  werden  oder  Auf- 
klämngen  über  dessen  Gebürenpflicht  erwünscht  erscheinen  oder  wenn 
wegen  der  Zahlung  eine  im  Inlande  wohnende  Person  von  dem  Zahlungs- 
pflichtigen namhaft  gemacht  wird. 

Mit  Circulare  vom  29.  AprU  1871,  Z.  5108/in,  hat  das  k.  und  k. 
Ministerium  des  Äußem,  einem  diesfäUigen  Ansinnen  des  königlich 
ungarischen  Finanzministeriums  entsprechend,  die  k.  und  k.  diplomatischen 
Missionen  und  Konsularämter  angewiesen,  alle  jene  Stempel-  und  unmittel- 
baren Gebüren,  welche  von  denselben  über  unmittelbare  Eequisition  der 
königlich  ungarischen  Finanzdirektionen,  von  Parteien  im  Auslande  ein- 
gebracht werden,  in  der  Folge  unmittelbar  an  jene  königlich  ungarischen 
Finanzdirektionen  einzusenden,  von  welchen  die  betreffende  Eequisitioü 
ausgegangen  ist. 

Demnach  sind  auch  die  requirierenden  königlich  ungarischen  Finanz- 
behörden von  der  Uncinbringlichkeit  gedachter  Gebüren   zu  verständigen. 

Das  königlich  ungarische  Finanzministerium  hat  auf  Grund  der  Aller- 
höchsten Entschließung  Seiner  k.  und  k.  Apostolischen  Majestät  vom 
18.  Juni  1895,  das  königlich  ungarische  Zentraltax-  und  Gebürenbemessungs- 
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amt  in  Budapest  vom  1.  Juli  1895  an,  mit  einem  größeren  Wirkungs- 
kreise bekleidet  und  im  Zusammenhange  damit  angewiesen,  von  diesem  Zeit- 
punkte an  in  allen  jenen  Angelegenheiten,  welche  auf  die  Zustellung  von 
Zahlungsaufträgen  für  Stempel-  und  Rechtsgebüren  oder  auf  das  Einheben 
von  Gebüren  sich  beziehen,  und  welche  hinsichtlich  des  Verfahrens  gegen- 
über im  Auslande  wohnenden  Parteien  die  Intervention  der  k.  und  k. 
Konsularämter  erfordern,  mit  diesen  direkt  zu  verkehren. 

Diese  Verfügung  involviert  insofeme  eine  Neuerung,  als  die  bezüg- 
lichen Agenden  früher  in  den  Wirkungskreis  der  königlichen  Finanzdirektion 
von  Budapest  gehörten.  (Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern, 
18.  JuU  1895,  Z.  28.050/7.)  (Siehe  H.  Band,  Konsular-Normalien  Nr.  XIV.) 

Direkte  Steuergebüren,  welche  von  den  Vertretungsbehörden  im 
Auslande  über  Requisition  einer  inländischen  Finanzbehörde  eingehoben 
werden,  sind  jederzeit  unmittelbar  an  die  einschreitende  Finanzbehörde 
bar  einzusenden  und  daher  in  den  Dienstrechnungen  der  k.  und  k.  diplo- 
matischen Missionen  und  Konsularämter  nicht  in  Empfang  zu  stellen. 

Die  k.  k.  Steuerbehörden  kommen  öfters  in  die  Lage,  an  die  k.  und  k. 
Konsularämter  mit  dem  Ersuchen  um  amtliche  Unterstützung,  beziehungs- 
weise um  Auskunftserteilung  heranzutreten,  wobei  die  genannten  inländischen 
Behörden  das  Recht  der  Inanspruchnahme  der  k.  und  k.  Konsularämter 
aus  den  Bestimmungen  des  §  270  des  Gesetzes  vom  25.  Oktober  1896, 
(R.  G.  B.  Nr.  220),  betreffend  die  direkten  Personalsteuern,  ableiten. 

Anläßlich  eines  konkreten  Falles,  in  welchem  sich  diesfalls  Schwierig- 
keiten ergeben  haben,  hat  das  k.  k.  Finanzministerium  an  alle  ihm  unter- 
stehenden Finanzlandesbehörden  eine  Weisung  gerichtet,  mit  welcher  den 
k.  k.  Steuerbehörden  anempfohlen  wird,  sich  bei  Requisitionen  der  k.  und  k. 
Konsularämter  einer  besonderen  Zurückhaltung  behufs  tunlichster  Ver- 
meidung unnötiger  Inanspruchnahme  dieser  Ämter  zu  befleißigen.  Gleich- 
zeitig hat  das  k.  k.  Finanzministerium  aber  die  Vermittlung  des  k.  und  k. 
Ministeriums  des  Äußern  angesprochen,  damit  die  k.  und  k.  Konsularämter 
generell  angewiesen  werden,  wenn  solche  Requisitionen  der  inländischen 
Steuerbehörden  an  sie  gelangen,  denselben  möglichst  Rechnung  zu  tragen. 
Hierbei  vertritt  das  k.  k.  Finanzministerium  den  Standpunkt,  daß  die 
Steuerverwaltung  zur  Erfüllung  ihrer  Aufgaben  in  gewissen  Fällen  auf 
die  Mitwirkung  der  k.  und  k.  Konsulate  nicht  verzichten  könne,  wenn  es 
sich  um  die  Erhebung  der  ausländischen  Einkommensquellen  von  in- 
ländischen steuerpflichtigen  Personen  handelt. 

So  erwünscht  und  wertvoll  auch  amtliche  Daten   über  die  in  Rede 

stehenden  Verhältnisse   wären,    ist   es   der   Steuerverwaltung   doch  nicht 

bedingt  um  eine  amtliche  Feststellung  der  betrettenden  Umstände  durch 

n  ihre  Mithilfe  angesprochenen  k.  und  k.  Konsulate  zu  tun,  sondern 
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es  genügt  in  dem  Falle,  als  amtliche  Auskünfte  nicht  zu  erlangen  wären 
eine  anderweitig  beschaffte,  sachgemäße  Information. 

Es  kommt  nämlich  nur  darauf  an,  der  inländischen  Steuerkommission 
zu  ermöglichen,  daß  sie  auf  Grund  objektiver  Nachrichten  ein  im  Ganzen 
zutreffendes  Bild  über  die  bedeutenderen  ausländischen  Einkommens- 
quellen der  inländischen  Steuerpflichtigen  gewinne.  Es  wird  also  gerade 
nicht  notwendig  sein,  alle  von  der  betreffenden  Steuerbehörde  etwa  gestellten 
Detailfragen  zu  beantworten,  sondern  es  wird  schon  hinreichend  sein, 
wenn  das  ersuchte  k.  und  k.  Konsularamt,  soweit  es  ihm  an  der  Hand 
der  ihm  zur  Verfügung  stehenden  Mittel  möglich  sein  wird,  die  requirierende 
Behörde  über  den  beiläufigen  Umfang  eines  im  Konsulärbezirke  gelegenen 
Großgrundbesitzes  und  Umstände  wie  die,  ob  der  Boden  als  guter  oder 
schlechter  gilt,  ob  und  welche  Industrieetablissements  auf  den  Gütern 
betrieben  werden,  Größe  und  wirtschaftliche  Bedeutung  der  betreffenden 
Industrien  u.  dgl.  informieren  wird. 

Auf  Wunsch  des  k.  k.  Finanzministeriums  wurden  die  k.  und  k. 
Konsularämter  mit  Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom 
2.  Juli  1902,  Z.  41.775/7  aufgefordert,  in  allen  jenen  Fällen,  in  welchen 
inländische  Steuerbehörden  mit  Anfragen  obiger  Natur  an  dieselben  heran- 
treten sollten,  die  gewünschten  Daten  nach  Möglichkeit  zu  beschaffen  und 
dieselben  sodann  der  anfragenden  Behörde  zur  Verfügung  zu  stellen.  (Siehe 
n.  Band,  Konsular-Normalien  Nr.  XIV.) 

Im  Sinne  des  Circulares  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom 
19.  Februar  1901,  Z.  6128/10,  haben  die  k.  und  k.  Konsularämter  in 
Eumänien  und  Serbien  Strafgelder,  welche  sie  über  Requisition  ungarischer 
Behörden  von  dort  sich  aufhaltenden  ungarischen  Staatsangehörigen  ein- 
heben, nicht  in  Form  von  heimatlichen  Postwertzeichen  in  rekommandierten 
Briefen  an  die  requirierenden  Behörden  einzusenden,  sondern  mittels 
portofreier  Postanweisungen,  deren  Verwendung  den  k.  und  k.  Konsular- 
ämtern  in  Rumänien  und  Serbien  für  ihre  Korrespondenzen  und  Geld- 
sendungen an  portofreie  ungarische  Behörden  zusteht,  zu  übermitteln. 

Alle  Eingaben  der  im  Auslande  sich  aufhaltenden  Staatsangehörigen 
beider  Staatsgebiete  der  Monarchie,  sofeme  diese  Eingaben  an  die  k.  und  k. 
Vertretungsbehörden  im  Auslande  gerichtet  sind,  genießen  die  Stempel- 
freiheit gleichwie  auch  jene  Eingaben,  welche  seitens  der  k.  und  k.  Ver- 
tretungsbehörden vidiert  werden,  diese  letzteren  jedoch  nur  dann,  wenn 
auch  deren  Weiterleitung  durch  die  Vertretungsbehörde  erfolgt  (im  Sinne 
der  Tarif post  44  f  des  österreichischen  Gebürengesetzes,  beziehungsweise 
Post  14  s.  des  ungarischen  Gebürentarifes).  (Circulare  des  k.  und  k. 
Ministeriums  des  Äußern  vom  8.  Juli  1902,  Z.  18.644/*" 
Konsular-Normalien  Nr.  X.) 
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Dreizehnter  Absehnitt 

Obliegenheiten  und  Befugnisse  der  österreicliisch-ungari- 
sclien  Eonsnlarämter  in  Scliiffalirtsangelegenlieiten. 

A.  In  bezng  anf  die  Handelsmarine. 

1.  Sammlungen  der  auf  die  Seeschiffahrt  beznghabenden  €^esetze  und 
Verordnungen.  Instanzenzug  In  Seesehlffahrtsangelegenheiten.  (Rac- 
eolte  dl  leggl  ed  ordlnanze  eoncementl  la  marlna  mercantlle.  In- 
stanze  In  affarl  dl  marlna  mercantlle.)  Yerzelchnls  der  In  beiden 
Staatsgebieten  der  Österreichisch-ungarischen  Monarchie  bestehenden 
Hafen-  und  SeesanltatsSmter.  (Elenco  degll  uffid  dl  porto  e  sanltä 
marlttlma  eslstentl  nel  due  terrltorl  della  Monarchla  Austro-Üngarlca.) 
Sämtliche  auf  die  Seesciliffalirtsangelegeiiheiten  bezughabenden  gesetz- 
lichen Bestimmungen  sind  zum  Teile  in  dem  „Editto  politico  di  navigazione" 
vom  25.  April  1774,  welches  im  Laufe  der  Zeit  zahlreiche  Modifikationen 
und  Ergänzungen  erfahren  hat,  zum  Teile  in  der  Sammlung  der  Gesetze 
und  Verordnungen,  betreffend  den  Hafen-  und  Seesanitätsdienst,  heraus- 
gegeben von  der  k.  k.  Seebehörde  in  Triest  1883 — 1885  —  femer  in  dem 
von  dem  ehemaligen  Präsidenten  der  k.  k.  Seebehörde  in  Triest,  Ernst 
Becher,  herausgegebenen  ausgezeichneten  Werke  „Die  österreichische 
Seeverwaltung  1850 — 1875"  —  (Triest  1875),  dann  in  den  bereits  er- 
schienenen dreiundfünfzig  Jahrgängen  des  von  der  k.  k.  Seebehörde  in 
Triest  zusammengestellten  und  alljährlich  zur  Veröffentlichung  gelangenden 
„Annuario  marittimo"  compilato  per  cura  delP  i.  r.  Govemo  marittimo  in 
Trieste  (Annata  LIII  pro  1903).  Tricste,  Tipografia  del  Lloyd  austriaco 
editrice  und  schließlich  in  dem  Codice  di  commercio  italiano,  Libro 
secondo,  enthalten. 

Das  gedachte  Libro  secondo  (11.  Teil)  des  Codice  di  commercio, 
welches  das  Privatseerecht  behandelt,  ist  durch  die  einschlägigen  öster- 
reichischen oder  ungarischen  Gesetze  nicht  derogiert  worden  und  es  bildet 
somit  noch  immer  die  Quelle  für  das  Privatseerecht.  Die  Kechtsgültigkeit  des 
Codice  di  commercio  in  Privatseerechtsangelegenheiten  steht  außer  allem 
Zweifel  und  ist  auch  durch  die  Praxis  der  Gerichte  und  durch  oberst- 
gerichtliche Entscheidungen  sanktioniert.  Das  in  Kede  stehende  Codice 
führt  eigentlich  den  Titel  „Codice  di  commercio  di  terra  e  di  mare"  und 
ist  lediglich  eine  italienische  Übersetzung  des  napolconischen  Code  de 
commerce  vom  Jahre  1808,  welches  zur  Zeit  der  französischen  Herrschaft 

^matien  als  rechtsverbindlich  eingeführt  und  nach  Wiedererlangung 
s  seitens  der  österreichischen  Monarchie  ausdiiicklich  in  Kraft 
e.  (Siehe  IL  Band,  Konsular-Normalien  Nr.  XX.) 
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Es  muß  noch  bemerkt  werden,  daß  in  den  mit  den  auswärtigen 
Staaten  abgeschlossenen  Handels-  und  SchifEahrtsverträgen  viele  auf  die 
österreichische  oder  ungarische  Seeschiffahrt  bezughabende  Bestimmungen 
enthalten  sind,  welche  sowohl  für  die  österreichischen,  als  auch  für  die 
ungarischen  Seehandelsschiffe  maßgebend  sind.  (Siehe  Anhang,  n.  Band.) 

Handels-  und  Seeschiffahrtsverträge  bestehen  gegenwärtig  mit  den 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  (10.  Februar  1831),  mit  Belgien  (6.  De- 
zember 1891),  mit  Bulgarien  (21.  Dezember  1896),  mit  China  (2.  Sep- 
tember 1869),  mit  Dänemark  (14.  März  1887),  mit  dem  Deutschen  Reich  (6.  De- 
zember 1891),  mitÄgypten  (16.  August  1890),  niitFrankreich(18.Februarl884), 
mit  Griechenland  (11.  April  1887),  mit  Großbritannien  (5.  Dezember  1876), 
mit  Hawai  (18.  Juni  1875),  mit  Japan  (5.  Dezember  1897),  mit  Italien 
(6.  Dezember  1891),  mit  Kongo  (24.  Dezember  1884),  mit  Korea 
(23.  Juni  1892),  mit  Liberien  (1.  September  1866),  mit  Marokko 
(19.  März  1830),  mit  den  Niederlanden  (26.  März  1867),  mit  Persien 
(17.  Mai  1857),  mit  Rumänien  (21.  Dezember  1893),  mit  Rußland 
(18.  Mai  1894),  mit  Spanien  (30.  Juni  1892),  mit  Schweden  und  Norwegen 
(3.  November  1873),  mit  der  Schweiz  (10.  Dezember  1891),  mit  Serbien 
(9.  August  1892),  mit  Slam  (8.  Mai  1871),  mit  Tunis  (17.  Jänner  1856), 
mit  der  Türkei  (22.  Mai  1861),  mit  Zanzibar  (11.  August  1887).  Schließlich 
müssen  hier  noch  der  internationale  Vertrag  vom  14.  März  1884  zum  Schutze 
der  Unterseekabel,  die  Generalakte  der  Berliner  Konferenz  vom  26.  Fe- 
bruar 1885  (Kongo-  und  Nigerakte)  und  die  Suezkanalkonvention  vom 
29.  Oktober  1888  angeführt  werden.  Auch  diese  letzterwähnten  inter- 
nationalen Verträge  enthalten  wichtige,  die  österreichische,  beziehungs- 
weise ungarische  Seeschiffahrt  betreffende  Bestimmungen. 

Infolge  der  Trennung  der  Hafen-  und  Sanitätsverwaltung  der  öster- 
reichischen Küste  von  jener  der  ungarisch-kroatischen  Küste  wurden  zwei 
Seebehörden,  die  eine  in  Triest,  die  andere  in  Fiume,  beide  mit  gleichem 
Wirkungskreise  eingesetzt.  Früher,  d.  i.  vor  dem  österreichisch-ungarischen 
Ausgleiche  bestand  für  sämtliche  Schiffahrtsangelegenheiten  in  der 
Monarchie  als  zweite  Instanz  die  k.  k.  Zentralseebehörde  in  Triest. 

Die  oberste  Behörde  für  die  Angelegenheiten  der  Handelsmarine, 
sowie  für  das  Seewesen  überhaupt,  ist  das  k.  k.  Handelsministerium  für 
die  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  und  das  königlich 
ungarische  Handelsministerium  für  die  Länder  der  ungarischen  Krone, 
Ersterem  untersteht  als  Behörde  n.  Instanz  die  k.  k.  Seebehörde  in  Triest, 
letzterem  die  königlich  ungarische  Seebehörde  in  Fiume.  Bei  den  gedachten 
Seebehörden  konzentrieren  sich  alle  das  Seewesen  betreffenden  Angelegen- 
heiten maritimer,  baulicher,  sanitärer  und  rein  administrativer 
Natur.  Den  Seebehörden  unterstehen  die  verschiedenen  Hafenbehörden  als 
I.  Instanz,  dann  die  Direktionen  der  Seelazarette. 
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Die  Hafen-  und  Seesanitätsbehörden  in  den  im  Reichsrate  vertretenen 
Königreichen  und  Ländern  sind: 

a)  Hafen-  und  Seesanitätskapitanate, 

b)  Hafen-  und  Seesanitätsdeputationen, 

c)  Hafen-  und  Seesanitätsagentien, 

d)  Hafen-  und  Seesanitätsexposituren  und 

e)  Seelazarette. 

In  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  sind  die  Hafen-  und  Sanitäts- 
behörden entweder  Hafenämter  oder  Hafenexposituren.  Außerdem 
besteht  noch  ein  Seelazarett. 

Die  Hafen-  und  Seesanitätsdeputationen  und  Agentien  unterstehen 
für  beide  Dienstzweige  dem  Hafen-  und  Seesanitätskapitanate,  in  dessen 
Bezirke  sie  sich  befinden.  Die  Hafen-  und  Seesanitätsexposituren  gehören 
unmittelbar  zu  den  Kapitanaten,  Deputationen  und  Agentien,  in  deren 
Unterbezirke  sie  gelegen  sind  und  bilden  einen  Teil  des  eigenen  Personal- 
standes derselben.  Für  den  ordnungsmäßigen  Geschäftsgang  bei  den  Ex- 
posituren  sind  auch  jene  Ämter  und  Organe  verantwortlich,  denen  dieselben 
angehören. 

Den  Seelazaretten  steht  in  der  Regel  keine  selbständige  Amts- 
wirksamkeit zu,  sondern  es  sollen  die  bezüglichen  Verrichtungen  von  dem 
Kapitanate,  von  der  Deputation  oder  Agentie  ausgeübt  werden,  welches 
oder  welche  mit  dem  Lazarette  in  demselben  Hafen  sich  befindet. 

Ln  Sanitätsdienste  unterstehen  die  Seelazarette  unmittelbar  der 
betreffenden  Seebehörde. 

Zur  besseren  Orientierung  der  k.  und  k.  Konsularämter  wird  hier 
ein  genaues  Verzeichnis  sämtlicher,  von  der  k.  k.  Seebehörde  in  Triest 
und  von  der  königlich  ungarischen  Scebehörde  in  Fiume  dependiercnden 
Hafen-  und  Seesanitätsämter,  beigefügt. 

Der  k.  k.  Seebehörde  in  Triest  unterstehen  folgende  Hafen-  und 
Seesanitätskapitanate,  Hafen-  und  Seesanitätsdeputationen,  Hafen-  und 
Seesanitätsagentien,  Hafen-   und   Seesanitätsexposituren   und   Seelazarette. 

1.  Hafen-  und  Seesanitätskapitanat  in  Triest. 
Untergeordnete  Ämter: 

a)  Hafen-  und  Seesanitätsdeputationeu  in  Grado  und  Pirano. 

b)  Hafen-  und  Seesamtätsagentien  in  Cervignano,   Muggia,   Capodistria 
und  Isola; 

c)  Hafen-   und   Seesanitätsexposituren  in  Servola,   S.  Sabba,   Portorose, 
Aquileja,  Monfalcone  und  Duino; 

eelazarett  in  Valle  San  Bartolomeo  bei  Muggia. 
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2.  Hafen-  und  Seesanitätskapitanat  in  Rovigno. 

Untergeordnete  Ämter: 

a)  Hafen-  und  Seesanitätsdeputation  in  Cittanova; 

b)  Hafen-  und  Seesanitätsagentien  in  Umago  und  Parenzo; 

c)  Hafen-  und  Seesanitätsexposituren  in  Orsera  und  Valditorre. 

3.  Hafen-  und  Seesanitätskapitanat  in  Pola. 

Untergeordnete  Ämter: 

a)  Hafen-  und  Seesanitätsdeputationen  in  Volosca  und  Traghetto; 

b)  Hafen-  und  Seesanitätsagentien  in  Fasana  und  Rabac; 

c)  Hafen-  und  Seesanitätsexposituren  in  Ika,  Veruda,  Medolino,  Bado, 
Kemica,  Mo§6ienice,  Fianone  und  Abbazia; 

4.  Hafen-  und  Seesanitätskapitanat  in  Lussinpiccolo. 

Untergeordnete  Ämter: 

a)  Hafen-  und  Seesanitätsdeputationen  in  Cherso  und  Veglia; 

b)  Hafen-  und  Seesanitätsagentien  in  Malinska  und  Bescanuova; 

c)  Hafen-  und  Seesanitätsexposituren  in  San  Martino,  Ossero,  Unie, 
Cigale,  San  Pietro  di  Nembi,  Ponte,  Silo,  Sansego,  Lussingrande, 
Torcolo,  Verbenico,  Castelmuschio  und  Climno. 

5.  Hafen-  und  Seesanitätskapitanat  in  Zara. 

Untergeordnete  Ämter: 

a)  Hafen-  und  Seesanitätsdeputationen  in  Sebenico; 

b)  Hafen-  und  Seesanitätsagentien  in  Arbo,  Novaglia,  Pago,  Selve, 
Obrovazzo,  Zaravecchia,  Stretto  di  Morter,  Zlarin  und  Rogosnica; 

c)  Hafen-  und  Seesanitätsexposituren  in  Isto,  Capocesto,  Scardona, 
Castelvenier,  Brevilacqua,  Melada,  Vodice,  Novegradi  und  Säle. 

6.  Hafen-  und  Seesanitätskapitanat  in  Spalato. 

Untergeordnete  Ämter: 

a)  Hafen-  und  Seesanitätsdeputationen  in  Trau,  Cittavecchia,  Lesina, 
Makarska  und  Metkovic; 

b)  Hafen-  und  Seesanitätsagentien  in  Castelnuovo  di  Trau,  Gelsa,  Milni, 
San  Giovanni  della  Brazza,  San  Pietro  della  Brazza,  Puäsce,  Bol, 
Almissa,  Gradac,  Fort'  Opus  und  Neum; 

c)  Hafen-  und  Seesanitätsexposituren  in  Olivetto  di  Solta,  Lissa,  Comisa, 
San  Giorgio  di  Lesina,  Verboska,  Baäkavoda,  Postire,  Carober  di  Solta, 
Bobovisec,  Povje  und  San  Martino  della  Brazza. 

7.  Hafen-  und  Seesanitätskapitanat  in  Ragusa. 

Untergeordnete  Ämter: 
a)  Hafen-  und  Seesanitätsdeputationen  in  Curzola  und  Gravosa; 


—    350    — 

b)  Hafen-  und  Seesanitätsagentien  in  Lagosta,  Meleda,  Slano  und  Ragusa- 
vecchia; 

c)  Hafen-  und  Seesanitätsexposituren  in  Orebic,  Stagno  grande,  Cala- 
motta,  Trappano,  Vallegrande,  Rosario,  Berna,  Bacisöe,  Drace,  Trstenik, 
Giuppana  und  Crkvice. 

8.  Hafen-  und  Seesanitätskapitanat  in  Megline. 
Untergeordnete  Ämter: 

a)  Hafen-  und  Seesanitätsdeputationen  in  Cattaro  und  Budua; 

b)  Hafen-  und  Seesanitätsagentien  in  Perasto  und  Spizza; 

c)  Hafen-  und  Seesanitätsexposituren  in  Risano,  Castelnuovo  di  Cattaro 
und  Teodo; 

d)  Seelazarett  in  Megline. 

Der  königücli  ungarischen  Seebehörde  in  Fiume  unterstehen  folgende 
Hafenämter: 

1.  Hafenamt  in  Fiume. 

Untergeordnete  Ämter: 

a)  Hafenexpositur  in  Ponsal  (Porto  Petrolio); 

b)  Seelazarett  in  Martinschizza. 

2.  Hafenamt  in  Buccari. 

3.  Hafenamt  in  Portore. 

4.  Hafenamt  in  Cirquenizze. 

Untergeordnete  Ämter: 
Hafenexposituren  in  Selcze  und  Novi. 

5.  Hafenamt  in  Zengg  (Segna). 

Untergeordnetes  Amt: 
Hafenexpositur  in  San  Giorgio. 

6.  Hafenamt  in  Carlobago. 

Untergeordnete  Ämter: 
Hafenexposituren  in  Jablanaz  und  Stinizza, 

S.  Meldung  der  einlaufenden  Schiffe  hei  dem  hetrefifenden  Konsular- 
amte.  Seekonstltat  (costltuto  dl  mare).  Bordarkunden  (rleapltl  dl 
hordo).  Eeglsterhrlef  (certlflcato  dl  reglstro).  Musterrolle  (ruolo 
d'equlpagglo).  Seedienstbücher  (llhrettl  dl  serrlzlo  marlttlmo). 
Cresnndheltspaß  (fede  dl  sanlti^).  Schiffstagebuch  (glornale  dl  hordo). 
Allgemeine  Tonnengehilr  (dlrltto  normale  dl  tonellagglo). 

Nach  dem  Einlaufen  eines  österreichischen  oder  ungarischen  Handels- 
schiffes in  einen  zum  Amtsbezirke  eines  k.  und  k.  Konsularamtes  gehörigen 
en,    ist  der   Schiffer  verpflichtet,    sich   innerhalb    vierundzwanzig 
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Stunden  nach  vom  Lokalsanitätsamte  erhaltener  libera  pratica  bei  dem 
betreffenden  Amtsvorstande  persönlich  zu  melden  und, über  die  an  Bord 
befindlichen  Personen,  über  die  Ladung,  über  den  Bestimmungsort,  über 
die  Dauer  der  Reise,  über  die  beabsichtigten  Handelsoperationen  u.  dgl., 
sowie  endlich  über  alle  das  Schiff  betreffenden  Vorkommnisse  während 
der  Seereise  genauen  Bericht  zu  erstatten,  das  ist  das  sogenannte  See- 
konstitut  abzulegen.  (Siehe  das  bezügliche  Formulare.) 

Ebenso  hat  vor  dem  Auslaufen  des  Schiffes  die  Abmeldung  bei  dem 
kompetenten  k.  und  k.  Konsularamte  stattzufinden.  Das  Seekonstitut  wird 
von  dem  Schiffer  unter  Berufung  auf  den  Schiffahrtseid  abgelegt  und 
seine  Angaben  werden  mit  Zuhilfenahme  der  dem  Konsularamte  vorzu- 
weisenden Bordurkunden  protokollarisch  aufgenommen. 

Diese  Urkunden  sind: 

1.  Der  Registerbrief  (certificato  di  registro). 

2.  Die  Musterrolle  (ruolo  d'equipaggio)  samt  den  Seedienstbüchem 
(libretti  di  servizio  marittimo)  der  Mannschaft. 

3.  Die  letzte  Fede  di  sanitä  (Gesundsheitspaß). 

4.  Das  Schiffstagebuch  (giomale  di  bordo),  bei  Schiffen  weiter  Fahrt 
(lungo  corso)  und  großer  Küstenfahrt  (grande  cabotaggio). 

Der  Vorstand  des  Konsularamtes  hat  bei  der  Aufnahme  des  See- 
konstitutes  seine  Aufmerksamkeit  vorzüglich  auf  die  Übereinstimmung 
der  Schiffsbemannung  mit  der  Musterrolle  (ruolo  d'equipaggio),  dann  des 
Ladungsmanifestes  (manifesto  di  carico)  mit  den  Frachtpolizzen  (polizza 
di  nolo),  auf  die  Richtigkeit  und  Echtheit  der  den  Bordurkunden  ange- 
setzten Indossierungen  und  endlich  auf  die  Führung  des  Schiffstagebuches 
(giomale  di  bordo)  zu  richten  und  zu  untersuchen,  ob  dasselbe  ordnungsmäßig 
geführt  wird.  Wenn  in  der  Schiffsladung  durch  Handelsoperationen  Än- 
derungen vorkommen,  so  werden  dieselben  im  Ladungsmanifeste  ange- 
merkt, nach  Umständen  neue  Ladungsmanifeste  ausgefertigt  oder  die  von 
den  Lokalbehörden  erlassenen  Ladungsmanifeste  und  Frachtpolizzen  vidiert. 
Das  Konsularamt  bestätigt  auf  der  Rückseite  der  Musterrolle  sowohl  den 
Tag  der  Ankunft  des  betreffenden  Schiffes,  als  auch  jenen  des  Abganges 
desselben. 

Im  Falle  einer  gerechtfertigten  Verhinderung  des  Schiffers  kann 
die  Meldung  oder  Abmeldung  durch  den  Steuermann  erfolgen.  Die  Mel- 
dung ist  nicht  erforderlich,  wenn  das  Schiff  den  Hafen  angelaufen  hat, 
nur  um  auf  Flut  oder  Wind  zu  warten,  um  Bedarf  von  Proviant,  Wasser 
oder  Feuerungsmaterial  zu  ergänzen,  Lootsen  (piloti)  oder  Passagiere 
aufzunehmen  oder  abzusetzen,  insofeme  hiemit  nicht  ein  längerer  als 
vlerundzwanzigstündiger  Aufenthalt  verbunden  ist,  Briefe  oder 
Ordres  in  Empfang  zu  nehmen  oder  abzusenden,  etwaigen  Polizei-,  Zoll- 
oder anderen  am  Orte  bestehenden  Vorschriften  nachzukommen. 
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Die  persönliche  Meldung  oder  Abmeldung  kann  durch  eine  schrift- 
liche ersetzt  werden,  wenn  erstere  durch  besondere  Umstände  erschwert  ist. 

Bei  periodischen  Fahrten  ist  die  Meldung  bei  der  ersten  Ankunft 
und  Abreise  für  das  ganze  Jahr  genügend,  wenn  während  des  Aufent- 
haltes des  Schiffes  im  Konsulärbezirke  keine  Änderungen  im  Bemannungs- 
stande vorkommen  oder  besondere  Vorfälle  an  Bord  die  Intervention  des 
Konsularamtes  nicht  erheischen. 

Ergibt  sich  bei  der  Prüfung  der  Bordurkunden  durch  das  Konsular- 
amt  irgend  eine  Unregelmäßigkeit,  so  wird  der  Schiffer  zur  Aufklärung 
aufgefordert  und  zugleich  verhalten,  die  Richtigstellung  der  Bordurkunden 
durch  Ausfüllung  oder  Ergänzung  der  bezüglichen  Rubriken  sofort  zu 
veranlassen. 

In  allen  jenen  Fällen,  wo  an  Bord  eines  Schiffes  ein  Steuermann 
eingeschifft  ist,  welcher  sich  für  die  vorgeschriebene  Prüfung  als  Schiffer 
weiter  Fahrt  vorbereitet  und  den  Dienst  als  Steuermann  auch  wirklich 
versieht,  verlangt  das  Konsularamt  die  Vorlage  seines  Privatjoumals 
und  versieht  dasselbe  mit  seinenj  Visum. 

Über  die  von  dem  Schiffer  bei  der  Meldung  angezeigten  besonderen 
Vorfälle  an  Bord  des  Schiffes  während  der  Reise,  hat  das  Konsularamt, 
nachdem  es  das  diesfalls  Erforderliche  veranlaßt  hat,  hierüber  der  kom- 
petenten Seebehörde  zu  berichten.  Wenn  Geburts-  oder  Todesfälle  an  Bord 
des  Schiffes  vorkommen,  so  hat  das  Konsularamt  darauf  zu  sehen,  daß 
der  Schiffer  das  vorgeschriebene  Protokoll  in  duplo  vorlege]  und  falls 
letzterer  dasselbe  entweder  garnicht  oder  nicht  vorschriftsmäßig  ver- 
faßt hätte,  ihn  zur  Verfassung,  beziehungsweise  Abänderung  desselben 
zu  verhalten.  Auch  bei  Vornahme  eines  Taufaktes  auf  Schiffen  in  See 
ist  ein  gleiches  Protokoll  in  duplo  aufzunehmen. 

Wenn  ein  österreichisches  oder  ungarisches  Handelsschiff  von  der 
betreffenden  Lokalsanitätsbehörde  nicht  zum  freien  Verkehre  (libera 
pratica)  zugelassen,  sondern  einer  Kontumaz  unterzog-en  wird,  so  muß 
man  unterscheiden,  ob  diese  Kontumaz  eine  allgemeine,  alle  Schiffe  einer 
bestimmten  Provenienz  treffende  sei,  welche  bereits  früher  dem  Konsular- 
amte  angezeigt  wurde,  oder  ob  sich  solche  nur  auf  einen  einzelnen  Fall 
beschränke.  Im  ersten  Falle  hat  der  Schiffer  das  Konstitut  gleich  nach 
seiner  Zulassung  zum  freien  Verkehre  zu  machen,  wenn  nicht  bcsomiere 
Gründe  die  Ablegung  des  Konstitutes  im  Quarantainehafen  selbst  wün- 
schenswert erscheinen  lassen.  Im  zweiten  Falle  hat  das  Konsularamt,  so* 
^d  es  von  der  Anhaltung  eines  nationalen  Schiffes  im  Quarantainehafen 

'tnis  erhält,   von  Amts  wegen   das  Konstitut   durch   einen  Amtsdele- 

in  der  Quarantaine  aufnehmen  zu  lassen,   hiebei  zugleich  die  Ur- 

verweigerten  Zulassung  zum  freien  Verkehre  zu  erheben,  und 
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wenn  von  irgend  einer  Seite  eine  Unregelmäßigkeit  oder  Mißgriff  statt- 
gefunden hätte,  das  Nötige  wegen  Behebung  derselben  sofort  zu  ver- 
anlassen. 

Im  Sinne  des  allgemeinen  Konsulargebüren-Tarifes  vom  Jahre  1902, 
I.  Abteilung  —  Post  I.  (Siehe  ü.  Band,  Konsular-Normalien  Nr.  XTTT)  sind 
für  die  Zulassung  und  Abfertigung  eines  Schiffes  in  einem  Hafen,  in 
welchem  sich  ein  k.  u.  k.  Konsularamt  befindet,  wofeme  eine  Handels- 
operation vorgenommen  wurde,  oder  Passagiere  ein-  oder  ausgeschifft 
worden  sind,  folgende  Gebüren  zu  entrichten: 

L 

a)  Schiffe  der  kleinen  Kästenfahrt  sind  gebürenfrei; 

b)  für  Schiffe  der  großen  Kästenfahrt  per  Registertonne  5  Heller,  mit 
der  Beschränkung  auf  einen  Maximalgebtirenbetrag  von  9  Kronen 
50  Heller; 

c)  für  Schiffe  der  weiten  Fahrt,  für  jedes  Schiff  9  Kronen  50  Heller, 
und  wenn  die  Tragfähigkeit  mehr  als  200  Registertonnen  beträgt, 
für  jede  Registertonne  über  200,  2  Heller,  jedoch  mit  der  Be- 
schränkung auf  einen  Maximalgebürenbetrag  von  60  Kronen. 

n.   . 

Die  Zulassung  und  Abfertigung  eines  Schiffes  begreift  in  sich  die 
Aufnahme  des  Konstitutes,  die  Prüfung  und  Vidierung  der  Musterrolle, 
des  Gesundheitspasses,  des  Schiffsmanifestes,  der  Ladungsscheine,  die 
Vidierung  des  Schiffstagebuches  und  des  Partikularjoumals  des  Steuer- 
mannes, die  Bescheinigung  über  die  erfolgte  Untersuchung  des  Schiffs- 
medizinalkastens, sowie  alle  sonstigen  Amtshandlungen  und  amtlichen 
Ausfertigungen,  welche  sich  auf  den  Schiffahrtsbetrieb  beziehen  und  nicht 
gemäß   einer  besonderen  Bestimmung  einer   eigenen   Gebär   unterliegen. 

m. 

Der  Nettotonnengehalt  wird  aus  dem  Registerbriefe  laut  des  Ge- 
setzes vom]  7.  Mai  1879  (R.  G.  B.  Nr.  65)  und  des  ungarischen  Gesetz- 
artikels XVI  vom  Jahre  1879  entnommen. 

IV. 

Wenn  ein  Schiff  auf  derselben  Reise  mehrere  Häfen  anlauft,  so 
wird  die  allgemeine  Tonnengebür  nur  im  Endhafen  mit  dem  Betrage 
nach  I,  dagegen  in  den  Zwischenhäfen  nur  mit  der  Hälfte  dieses  Betrages 
entrichtet. 

Malfatti,  EonsularwescD.    I.  23 
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V. 

Wenn  ein  Schiff  nach  einem  im  vorhinein  veröffentlichten  Fahrplane 
periodische  Fahrten  unternimmt,  so  entrichtet  es  die  allgemeine  Tonnen- 
gebfir  nur  mit  der  Hälfte  des  nach  I,  beziehungsweise  IV  entfallenden 
Satzes,  wobei'  jedoch  die  Hin-  und  Rückfahrt  nicht  als  eine  Reise  be- 
trachtet wird. 

VI. 

Wenn  ein  Schiff  keinerlei  Handelsoperationen  vornimmt,  noch  Passa- 
giere ein-  oder  ausschifft,  so  entrichtet  es  die  allgemeine  Tonnengebür 
nur  mit  dem  Viertel  des  sub  I  festgesetzten  Ausmaßes,  wofeme  eine  Zu- 
lassung oder  Abfertigung  des  Schiffes  durch  das  im  Hafen  befindliche 
k.  und  k.  Konsularamt  stattfand. 

vn. 

Wird  ein  Hafen  nur  wegen  höherer  Gewalt  oder  lediglich  zur  Er- 
gänzung von  Proviant  oder  Kohlenvorräten  angelaufen,  so  ist  das  Schiff 
zur  Entrichtung  der  allgemeinen  Tonnengebür  nicht  verpflichtet,  wofeme 
es  nach  Aufhören  dieser  Ursache  den  Hafen  sofort  wieder  verläßt. 

3.  Ftthmng  der  nationalen  Handelsflagge  (Bandlera  nazlonale  pres- 
crltta  per  la  marlna  mercantUe). 

Mit  Kundmachung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  6.  März  1869 
(R.  G.  B.  Nr.  28),  wurde  in  Vollziehung  des  Artikels  VI  des  Gesetzes  vom 
24.  Dezember  1867,  betreffend  das  Zoll-  und  Handelsbündnis  zwischen 
den  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und  Ländern  und  den  Län- 
dern der  ungarischen  Krone  (R.  G.  B.  Nr.  4  ex  1868),  beziehungsweise 
des  ungarischen  Gesetzartikels  XVI  vom  Jahre  1867,  auf  Grund  dies- 
fälliger  Allerhöchster  Genehmigung,  hinsichtlich  der  Führung  der  neuen 
Handelsflagge  folgendes  bestimmt. 

Die  Handelsflagge,  welche  zugleich  auch  Konsularflaggc  ist  (siehe 
I.  Band,  Konsularwesen,  Zweiter  Teil,  10.  Abschnitt  und  Tafel  I),  ist  von 
den  Handelschiffen  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  ausschließ- 
lich zu  führen.  Dieselbe  bildet  ein  längliches  Rechteck,  welches  aus 
zwei  gleichen  Flaggenfeldern  zusammengesetzt  ist.  Das  eine  an  die 
Flaggenstange  anschließende  Flaggenfeld  besteht  aus  drei,  gleich 
breiten,  wagrechten  Streifen,  von  denen  der  mittlere  weiß,  der 
obere  und  untere  rot  ist.  Das  andere,  nach  auswärts  fallende  Flaggen- 
feld besteht  ebenfalls  aus  drei,  gleich  breiten,  wagrechten  Streifen^ 
von  denen  der  obere  rot,  der  mittlere  weiß  und  der  untere  grün 
In  den  Mittelstreifen  jedes  der  beiden  Flaggenfelder  ist  je  ein 
•  eingefaßtes  Wappenschild,  von  den  Seiten  wänden  gleicli- 
ind  doppelt  soweit  von  einander  abstehend.  Das  zur  Flaggenstange 
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einwärtige  Schild  ist  rot,  mit  einem  weißen  Querbalken  und  das 
auswärtige,  längs  geteilte,  enthält  rechts  vier  weiße  Balken  im 
roten  Felde,  dann  links  ein  weißes  Patriarchenkreuz,  hervorgehend 
aus  einem  gekrönten  grünen  Dreiberge,  ebenfalls  im  roten  Felde. 

Jedes  Schild  ziert  eine  gelbe  Krone  und  zwar:  das  einwärtige, 
eine  offene  Btigelkrone  und  das  auswärtige,  das  Abbild  der 
königlich  ungarischen  Stephanskrone. 

Das  Verhältnis  der  Höhe  der  Flagge  zur  Länge  ist  wie  zwei  zu  drei. 

Ein  besonderes  Abzeichen  in  der  Flagge  oder  einen  Wimpel  zu 
fähren,  ähnlich  demjenigen  der  k.  und  k.  Kriegsmarine  ist  den  öster- 
reichischen oder  ungarischen  Handelsschiffen  nicht  gestattet. 

Den  nationalen  Handelsschiffen  ist  der  Gebrauch  von  Provinzial- 
flaggen,  wenn  gleich  nur  als  Nebenflaggen,  nicht  gestattet.  (Erlaß  des. 
k.  k.  Ministeriums   für  Handel,    Gewerbe    und    öffentliche   Bauten    vom 
30.  Jänner  1849  (ß.  G.  B.  Nr.  109). 

Mit  Verordnung  vom  12.  Mai  1886,  Z.  16.165  (R.  G.  B.  Nr.  71),  hat 
das  k.  k.  Handelsministerium  neue  Bestimmungen  über  die  Art  der 
Führung  der  Handelsflagge  zur  See  erlassen.  (Circulare  der  k.  k.  See- 
behörde in  Triest  vom  22.  Mai  1886,  Z.  5101.  Siehe  n.  Band,  Konsular- 
Normalien  Nr.  XX). 

Die  österreichischen  Seehandelsschiffe  und  jene  österreichischen  Boote 
oder  sonstigen  Seefahrzeuge,  welche  zur  Führung  der  Handelsflagge  ver- 
pflichtet sind,  haben  dieselbe  über  Heck  an  einem  Flaggenstocke  (asta 
da  poppa*)  oder  am  achtersten  Mäste  (albero  da  poppa)  in  der  Regel 
an  der  Gaffel  (picco  delF  albero)  in  Ermanglung  einer  solchen  am  Topp 
(colombiere)  oder  im  Want  (sulle  sartie)  zu  führen»**)  An  den  für  die 
Handelsflagge  bestimmten  Stellen  darf  niemals  eine  andere  Flagge  oder 


*)  Topp  (Colombiere).  1.  Vortopp   (Colombiere   dell' albero  di  trinchetto) ;   2.  Groß- 
topp (Colombiere  deir  albero  di  maestra) ;  3.  Kreuztopp  (Colombiere  deir  albero  di  mezzana) ; 

4.  Halbtopp  (a  mezz'  albero,  a  mezz'  asta) ;  5.  Vorkreuzmarsstängentopp  (Colombiere  dell' 
albero  di  parrocchetto) ;  6.  Großkreuzmarsstängentopp  (Colombiere  deU'  albero  di  gabbia) ; 
7.  Kreuzmarsstängentopp  (Colombiere  dell'  albero  di  contromezzana). 

**)   Wanten   (Sartie).    1.    ünten^^anten   (Sartie   maggiori);    2.    Fockwanten    (Sartie 
di  trinchetto);   3.  Großwanten  (Sartie  di  maestra);   4.  Kreiizwanten    (Sartie  di  mezzana); 

5.  Besahnwanten  (Sartie  di  mezzana  d'  un  brigantino) ;  6.  Marswanten  oder  Stängewanten 
(Sartie  di  gabbia) ;  7.  Vormarswanten  oder  Vorstängewanten  (Sartie  dell'  albero  di  parroc- 
chetto) ;  8.  Großraarswanten  oder  Großstängewant^n  (Sartie  deU'  albero  di  gabbia) ;  9.  Kreuz- 
marswanten  oder  Kreuzstängewanten  (Sartie  di  contromezzana);  10.  Bramwanten  (Sartie  di 
velaccio  [papafigo]);  11.  Vorbramwanten  (Sartiole  di  velaccio  di  trinchetto);  12.  Großbram- 
wanten  (Sartiole  di  velaccio  di  maestra);  13.  Kreuzbramwanten  (Sartiole  di  belvedere); 
14.  Oberbramwanten  (Sartiole  dei  controvelacci) ;  15.  Voroberbramwanten  (Sartiole  di  contro- 
velaccio  di  trinchetto);  16.  Großoberbramwanten  (Sartiole  di  controvelaccio  di  maestra); 
17.  Kreuzoberbramwanten  (Sartiole  di  controbelvedere) ;  18.  Eselshauptwant  (Paterazzo  di 
testa  di  moro);  19.  Gefechtswant  (Sartia  di  combattimento). 

23* 
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ein  Abzeichen  irgend  welcher  Art  geführt  werden.  Wenn  auf  einem  See- 
handelsschiffe, Boote  oder  Seefahrzeuge  andere  Flaggen  oder  sonstige  Ab- 
zeichen irgend  welcher  Art  geführt  werden,   so  muß   gleichzeitig  immer' 
auch  die  Handelsflagge  an  der  vorgeschriebenen  Stelle  gehißt  sein. 

Dieselben  Bestimmungen  gelten  auch  für  die  ungarischen  Seehandels- 
schiffe. (Verordnung  des  königlich  ungarischen  Handelsministeriums,  vom 
12.  Mai  1886,  Z.  19.270.) 

Sobald  ein  Konsularamt  in  Erfahrung  bringt,  daß  ein  österreichisches 
oder  ungarisches  Handelsschiff  als  Nationalflagge  eine  andere  als  die  vor- 
geschriebene Handelsflagge  (siehe  die  bezügliche  Abbildung,  Tafel  I), 
oder  eine  mit  einem  besonderen  Abzeichen  versehene  Flagge,  oder  einen 
Wimpel  führt  (nur  Kriegsschiffe  dürfen  nebst  der  Flagge  auch  einen 
Wimpel  führen),  oder  endlich  wenn  ein  österreichisches  oder  ungarisches 
Handelsschiff  die  Nationalflagge  nur  nebenher  und  an  der  für  dieselbe 
bestimmten  Stelle  eine  andere  Flagge  führt,  so  wird  der  Schiffer  unver- 
züglich aufgefordert,  die  fragliche,  vorschriftswidrige  Flagge  oder  den 
Wimpel  sofort  zu  entfernen  und  erstattet  das  Konsularamt  hierüber  die 
Anzeige  an  die  kompetente  Seebehörde  unter  Vorlage  des  bei  diesem 
Anlasse  aufgenommenen  Protokolles.  Im  Falle  der  Weigerung  des  Schiffers, 
eine  vorschriftswidrige  Flagge  oder  einen  Wimpel  zu  entfernen,  hat  das 
Konsularamt  die  Strafamtshandlung  gegen  denselben  vorzunehmen  und 
darüber  an  die  kompetente  Seebehörde  zu  berichten.  Die  Abfertigung  des 
Schiffes  wird  solange  verweigert,  bis  der  Schiffer  der  Aufforderung  des 
Konsularamtes  nachkommt  und  die  diesfälligen  Vorschriften  strenge 
beobachtet. 

Das  Konsularamt  hat  ferner  bei  der  Anzeige,  daß  innerhalb  seines 
Amtsbezirkes  die  österreichisch-ungarische  Handelsflagge  von  einem  Schiffe 
geführt  wird,  welches  zur  Führung  derselben  nicht  berechtigt  ist,  die 
Vermittlung  der  Lokalbehörden  oder  des  betreffenden  fremden  Konsular- 
amtes zu  dem  Ende  in  Anspruch  zu  nehmen,  damit  ehetunlich  die  nötigen 
Maßregeln^getroffen  werden,   um  einen  solchen  Mißbrauch  zu  verhindern. 

4.  Überschreitung  der  bestimmten  Schiffahrtslinie  (Se  sl  oltrepassa 
11  llmlte  dl  navlgazione  fissato  dalle  prescrizionl). 

In  der  Regel   darf   ein  Schiffer  die   bestimmte  Schiffahrtslinie  nicht 
überschreiten.   Wenn  jedoch   derselbe   aus  besonderen  Gründen  sich  ver- 
anlaßt findet,   die   bestimmte  Schiffahrtslinie   zu  überschreiten,   so   ist  er 
verpflichtet,   hierüber   ohne   Verzug   dem  betreffenden   Konsularamte    die 
izeige  zu  erstatten,  unter  gleichzeitiger  Darlegung  der  Umstände,  welche 
fragliche  Überschreitung  hervorgerufen  haben.   Das   Konsularamt  hat 
n  solchen   Falle   einen   Befund  aufzunehmen,   die   erfolgte  Über- 
auf der  Musterrolle  vorzumerken  und  dann  den  Schiffer  anzu- 
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weisen,  das  Schiff  sofort  in  die  für  dasselbe  bestimmte  Schiffahrtslinie 
zurück  zu  führen.  Von  dem  Vorfalle  wird  die  kompetente  Seebehörde 
unter  Einsendung  der  bezüglichen  Akten  verständigt.  Erscheint  jedoch 
die  erfolgte  Überschreitung  durch  die  Gewalt  der  Umstände  (vis  major) 
gerechtfertigt,  so  hat  das  Konsularamt  dies  auf  der  Musterrolle  vorzu- 
merken und  entfällt  sodann  jede  weitere  Verhandlung. 

5.  Schiffsregister  und  Registerbrief  (Registro  dei  bastlmenti  e  certl- 
flcato  dl  registro).  —  Bellbrief  (Certlflcato  dl  costruzlone). 

Die  diesfälligen  Bestimmungen  sind  in  dem  Gesetze  vom  7.  Mai  1879 
(R.  G.  B.  Nr.  65),  ungar.  Gesetzartikel  XVI,  vom  Jahre  1879,  betreffend 
die  Registrierung  der  österreichischen  Seehandelsschiffe,  sowie  in  der 
diesfälligen  Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  1.  Oktober  1879 
(R.  G.  B.  Nr.  65),  enthalten: 

Der  ungarische  Gesetzartikel  XVI  vom  9.  April  1879  enthält  gleich- 
lautende Bestimmungen  über  die  Registrierung  der  ungarischen  See- 
handelsschiffe. Ebenso  entliält  die  darauf  Bezug  habende  Verordnung  des 
königlich  ungarischen  Ministeriums  für  Ackerbau,  Industrie  und  Handel, 
vom  1.  Oktober  1879,  Z.  26.J.09,  gleichlautende  Verfügungen,  betreffend 
die  Durchführung  des  obbezogenen  Gesetzartikels.  Hier  folgen  die  Haupt- 
bestimmungen. 

a)  Schiffsregister  (registro  dei  bastimenti). 

Als  österreichisches  oder  ungarisches  Seehandelsschiff,  mit  dem  Rechte 
und  der  Pflicht,  die  für  Seehandelsschiffe  gesetzlich  vorgeschriebene 
Flagge  zu  führen,  wird  jenes  betrachtet,  welches  nach  den  gesetzlichen 
Bestimmungen  in  das  Schiffsregister  eingetragen  oder  mit  einem  Interims- 
passe versehen  ist. 

Die  Eintragung  in  das  Schiffsregister  kann  nur  dann  erfolgen,  wenn 
das  Schiff  wenigstens  zu  zwei  Dritteilen  Eigentum  von  Österreichern, 
beziehungsweise  Ungarn  ist.  Diesen  Personen  sind  gleichzuachten  Aktien- 
gesellschaften, soferne  sie  in  den  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen 
und  Ländern  oder  in  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  errichtet  sind 
und  daselbst  ihren  Sitz  haben. 

Jedes  österreichische  oder  ungarische  Seehandelsschiff  soll  von  einem 
Österreicher,  beziehungsweise  Ungarn  befehligt  werden,  und  w6nn  es  der 
weiten  Seefahrt  (lungo  corso)  angehört,  nebst  dem  Schiffer  auch  einen 
österreichischen,  beziehungsweise  ungarischen  Steuermann  (tenente)  am 
Bord  haben. 

Jedes  österreichische  oder  ungarische  Schiff  muß  einen  Heimats- 
hafen im  Gebiete  der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder, 
beziehungsweise  in  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  haben. 
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Als  Heimatshafen  ist  derjenige  Hafen  zu  betrachten,  von  welchem 
aus  mit  dem  Schiffe  die  Seefahrt  betrieben  werden  soU. 

Bei  der  Handelsschiffahrt  zur  See  werden  nach  den  Grenzen,  innerhalb 
welcher  sie  betrieben  werden  soll,  folgende  Kategorien  unterschieden: 

a)  die  kleine  Küstenfahrt  (piccolo  cabotaggio); 

b)  die  große  Küstenfahrt  (grande  cabotaggio); 

c)  die  weite  Seefahrt  (lungo  corso). 

a)  Die  kleine  Küstenfahrt  (piccolo  cabotaggio)  erstreckt  sich  auf  das 
Adriatische  Meer,  und  zwar  gegen  Westen  bis  zum  Vorgebirge 
Santa  Maria  di  Leuca,  gegen  Osten  bis  zum  Kap  Clarenza  mit 
Inbegriff  des  Golfes  von  Lepanto  und  der  Ionischen  Inseln, 
einschließlich  des  Hafens  und  des  Kanales  von  Zante,  endlich  auf 
die  Flüsse,  welche  in  besagte  Gewässer  einmünden; 

b)  die  große  Küstenfahrt  (grande  cabotaggio)  erstreckt  sich  auf  das 
Adriatische  und  Mittelländische  Meer,  einschließlich  der  Meer- 
enge von  Gibraltar,  welche  nicht  überschritten  werden  darf,  auf 
das  Schwarze  und  Azow'sche  Meer,  auf  den  Kanal  von  Suez, 
auf  das  Rote  Meer,  auf  die  Küstenstrecke  bis  in  den  Hafen 
von  Aden,  endlich  auf  die  Flüsse,  welche  in  besagte  Gewässer 
einmünden; 

c)  die  weite  Seefahrt  (lungo  corso)  erstreckt  sich  auf  alle  Meere 
und  die  aus  denselben  zugänglichen  Gewässer. 

Es  kann  gestattet  werden,  daß  Schiffe  der  kleinen  oder  großen 
Küstenfahrt  außerhalb  der  ihnen  zugewiesenen  Grenzen  längs  einer  be- 
stimmten Meeresküste  und  auf  den  dort  einmündenden  Gewässern  Küsten- 
fahrt betreiben,  ohne  deshalb  ihre  Eigenschaft  als  Schiffe  der  kleinen, 
und  beziehungsweise  der  großen  Küstenfahrt  ändern  zu  müssen. 

Auf  diejenigen  Fahrzeuge,  welche  nicht  zu  den  oben  bezeichneten 
Schiff  ahrtskategorien  gehören,  wie  die  ausschließlich  zu  Vergnügungszwecken 
(Jachten),  zum  Zwecke  der  Fischerei  oder  zu  wirtschaftlichen  Zwecken 
der  Landleute  oder  ausschließlich  zum  inneren  Hafenverkehr  dienenden 
Schiffe,  haben  die  obigen  Bestimmungen  keine  Anwendung  und  für  diese 
Fahrzeuge  bestehen  betreffs  ihrer  Registrierung  besondere  Vorschi'iften. 

Ftir  jede  Kategorie  der  österreichischen  oder  ungarischen  Seehandcls- 
schiffe  wird  ein  abgesondertes  Register  geführt. 

Das  Register  der  Schiffe  der  weiten  Fahrt  und  jenes  der  Schiffe 

der  großen  Küstenfahrt  wird  von  der  betreffenden  Seebehörde  in  Triest 

r  Fiume,  jenes  der  Schiffe  der  kleinen  Küstenfahrt  von  dem  Hafen- 

Pührt,  in  dessen  Amtsgebiete  der  Heimatshafen  liegt. 

•Schiffsregister  ist  öffentlich,  die  Einsicht  in  dasselbe  ist  während 

ien  einem  Jeden  gestattet. 
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Die  Eintragung  des  Schiffes  in  das  Schiffsregister  soll  enthalten: 

1.  Den  Namen  und  die  Bauart  (Gattung)  des  Schiffes  (specie  di 
costruzione  del  bastimento),  sowie  die  Art  der  Verbolzung  und  Ver- 
häutung  und,  wenn  das  Schiff  nicht  bloß  auf  Segel  eingerichtet  ist,  auch 
die  anderen  Bewegungsvorrichtungen  nach  System  und  Kraft. 

2.  Die  verschiedenen  Maße  und  den  Tonnengehalt  (dimensioni  e 
tonellaggio). 

3.  Den  Ort  und  die  Zeit  der  Erbauung  (luogo  ed  epoca  di  costruzione). 

4.  Den  Heimatshafen  (porto  di  appartenenza). 

5.  Den  Namen,  Geburts-  und  Wohnort  des  Reeders  (armatore),  oder, 
wenn  eine  Reederei  besteht,  den  Namen,  Geburts-  und  Wohnort  aller 
Mitreeder,  die  Größe  des  Anteiles  eines  jeden  und  die  Bezeichnung  des- 
jenigen Mitreeders,  dem  die  Vertretung  der  Reederei,  gegenüber  der 
Staatsverwaltung  obliegt.  Ist  eine  Aktiengesellschaft  Reeder  oder  Mitreeder, 
so  ist  deren  Firma  und  der  Ort,  in  welchem  sie  ihren  Sitz  hat,  einzutragen. 

6.  Die  Staatsangehörigkeit  des  Reeders  oder  der  Mitreeder. 

7.  Den  Rechtsgrund,  auf  welchem  die  Erwerbung  des  Eigentumes 
des  Schiffes  oder  der  einzelnen  Anteile  am  Schiffe  beruht. 

8.  Die  Normalzahl  der  Mannschaft,  das  ist  die  Anzahl  der  Mann- 
schaft, mit  welcher  das  Schiff  nach  der  von  der  Registerbehörde  anstands- 
los befundenen  Erklärung  des  Reeders  auf  Reisen  mindestens  besetzt  sein  soll. 

9.  Den  Namen,   Geburts-  und  Heimatsort  des  jeweiligen  Schiffers. 

10.  Die  Anzahl  der  Geschütze. 

11.  Den  Tag  der  Eintragung  des  Schiffes. 

12.  Das  Datum  und  die  Zahl  des  Registerbriefes  und  des  etwaigen 
Interimspasses  (passavanti). 

Außerdem  ist  im  Schiffsregister  eine  Rubrik  für  allfällige  weitere 
Bemerkungen,  z.B.  über  vorgenommene  Pfändungen,  Zessionen  undLöschungen 
der  Pfändungen  des  Schiffes  oder  von  Schiffsanteilen  usw.  offen  zu  halten. 

Ein  jedes  Schiff  wird  in  das  Schiffsregister  unter  einer  besonderen 
Ordnungsnummer  und  mit  Angabe  des  ihm  nach  dem  internationalen 
Signalkodex  zukommenden  Unterscheidungssignales  eingetragen. 

Die  Schiffseigentümer  haben  die  Eintragung  des  Schiffes  in  das 
Register  schriftlich  anzusuchen  und  hierbei  die  bezüglichen  Tatsachen 
glaubhaft  nachzuweisen. 

Der  Name,  welcher  schon  von  einem  österreichischen  oder  ungarischen 
Schiffe  der  weiten  Fahrt  oder  der  großen  Küstenfahrt  geführt  wird,  darf 
einem  anderen  Schiffe  einer  oder  der  anderen  dieser  Kategorien  nicht 
beigelegt  werden. 

Der  einmal  angenommene  Name  eines  Schiffes  darf  nur  nach  er- 
folgter Anzeige  bei  der  Behörde,  in  deren  Register  das  Schiff  eingetragen 
ist  und  nach  Genehmigung  derselben  geändert  werden. 
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Beilbrief  (certificate  di  costruzione). 

Das  Eigentum  eines  im  Inlande  neugebauten  Schiffes  wird  durch 
den,  gemäß  den  gesetzlichen  Bestimmungen  ausgefertigten,  vom  Hafen- 
amte des  Bauortes  bescheinigten  Beilbrief  (certificate  di  costruzione)  und 
im  Falle  weiterer  Übertragungen  des  Eigentumes,  durch  die  darüber  er- 
richteten Urkunden  bewiesen. 

Bei  Schiffen,  welche  nicht  im  Inlande  gebaut  oder  erworben  wurden, 
wird  das  Eigentum  im  ersten  Falle  durch  den  vom  zuständigen  k.  und  k. 
Konsularamte  bescheinigten  Beilbrief  (certificate  di  costruzione)  im 
zweiten  Falle  durch  die  gehörig  legalisierte  Erwerbsurkunde  (documento 
d'acquisto)  dargetan. 

Der  Beilbrief  hat  zu  enthalten:  den  Namen,  die  Bauart  (Gattung), 
die  Erbauungszeit  und  den  Erbauungsort  des  Schiffes,  dessen  Länge, 
Breite  und  Tiefe,  den  Tonnengehalt,  die  Bezeichnung  des  Materiales  aus 
welchem  das  Schiff  gebaut  ist,  die  Angabe,  ob  und  womit  es  verbolzt 
und  verhäutet  (fitto  e  foderato)  ist,  femer  den  Namen,  Geburts-  und  Wohn- 
ort des  Eigentümers,  bei  geteiltem  Eigentume  die  Eigentumsanteile,  endlich 
die  Erklärung,  wann  das  Schiff  in  das  Eigentum  überliefert  worden  ist. 

Ist  ein  Schiff  nach  Eintragung  in  das  Register  in  einzelnen  seiner 
Teile  so  verändert  worden,  daß  es  der  im  Beilbriefe  und  dem  Schiffs- 
register enthaltenen  Beschreibung  nicht  mehr  entspricht,  so  ist  dui-ch  den- 
jenigen, der  die  Veränderung  ausgeführt  hat,  eine  neue,  von  der  zuständigen 
Hafen-  oder  Konsularbehördc  zu  bescheinigende  Beschreibung  nach  den 
obigen  Bestimmungen  zu  liefern. 

Diese  Beschreibung  ist,  wenn  die  Veränderung  im  Inlande  vorge- 
nommen wurde,  sofort  nach  der  Beendigung,  sonst  nach  der  Rückkehr  des 
Schiffes  in  einen  inländischen  Hafen  abzugeben.  Sollte  der  im  Auslande 
ausgestellte  Beilbrief  oder  die  Beschreibung  der  nachträglichen  Änderungen 
nicht  alle  vorstehenden  Angaben  enthalten,  so  sind  die  fehlenden  durch 
andere,  in  gehöriger  Form  ausgefertigte  und  vom  zuständigen  Konsular- 
amte bescheinigte  Belege  nachzuweisen. 

Tritt  in  den  obbezeichneten  Tatsachen,  nach  der  Eintragung  des 
Schiffes  in  das  Schiffsregister  eine  Veränderung  ein,  so  hat  der  Reeder 
oder  der  Vertreter  der  Mitreeder  dieselbe  der  das  Schiffsregister  führenden 
Behörde  zum  Zwecke  der  Eintragung  in  das  Schiffsregister  entweder 
direkt  oder,  falls  er  sich  im  Auslande  aufhält,  durch  Vermittlung  des  zu- 
ständigen k.  und  k.  Konsularamtes  oder  der  betreffenden  k.  und  k.  dii)lo- 
matischen  Missionen  anzuzeigen  und  nachzuweisen. 

Dasselbe  gilt,  wenn  eine  Tatsache  eintritt,  welche  die  Löschung  des 
H  im  Schiffsregister  und  die  Zurücklieferung  des  Registerbriefes 
macht. 
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Die  Frist  zu  dieser  Anzeige  und  Nachweisung  beträgt  sechs  Wochen 
nach  Ablauf  des  Tages,  an  welchem  die  betreffenden  Veränderungen  zur 
Kenntnis  des  zur  Anzeige  Verpflichteten  gelangten. 

Wenn  es  sich  aber  um  Änderungen  handelt,  welche  die  Gattung 
oder  den  Tonnengehalt  des  Schiffes  betreffen,  so  hat  die  Anzeige  und 
Nachweisungj  noch  bevor  das  Schiff  wieder  in  See  sticht,  im  Wege  des 
Hafen-  oder  Konsularamtes,  in  dessen  Bezirke  das  Schiff  sich  befindet,  zu 
erfolgen. 

Die  Eintragung  in  das  Schiffsregister  muß  erneuert  werden,  wenn 
der  Name  des  Schiffes  geändert  wird,  wenn  es  von  einer  Schiffahrts- 
kategorie zu  einer  anderen  übergeht  und  bei  einem  Schiffe  der  kleinen 
Küstenfahrt,  wenn  es  nach  einem  anderen  Seebezirke  zuständig  wird. 

Die  Löschung  des  Schiffes  aus  dem  Schiffsregister  hat  zu  erfolgen, 
wenn  das  Schiff  dem  Seehandel  bleibend  entzogen  wird,  wenn  es  ver- 
schollen ist,  oder  wenn  das  Schiff  wenigstens  zu  zwei  Dritteilen  nicht 
mehr  Eigentum  von  Österreichern,  beziehungsweise  Ungarn  ist. 

Jedes  österreichische  oder  ungarische  Schiff  hat  den  Registerbrief 
(respektive  Interimspaß)  und  die  Musterrolle  an  Bord  zu  führen. 

b)  Registerbrief  (certificate  di  registro). 

Den  Registerbrief  hat  jene  Behörde  auszufertigen,  bei  welcher  die 
Eintragung  des  Schiffes  geschehen  ist. 

Durch  den  Registerbrief  wird  die  Nationalität  des  Schiffes  und  das 
Recht,  innerhalb  der  Grenzen  der  betreffenden  Kategorie  zu  reisen,  nach- 
gewiesen. 

Die  für  die  österreichischen  oder  ungarischen  Seehandelsschiffe 
bestimmte  Flagge  darf  mit  Ausnahme  des  im  §  25  des  Gesetzes  vom 
7.  Mai  1879  (R.  G.  B.  Nr.  65),  vorgesehenen  Falles,  nicht  früher  geführt 
werden,  als  der  Registerbrief  dem  Schiffe  zugekommen  ist. 

In  jenen  Fällen,  in  welchen  ein  auswärtiges  Schiff  im  Auslande  zu 
zwei  Dritteilen  Eigentum  von  österreichischen  oder  ungarischen  Staats- 
angehörigen geworden  ist,  wenn  für  dasselbe  auf  schriftliches  Ansuchen 
der  betreffenden  Schiffseigentümer  durch  das  zuständige  k.  und  k.  Konsular- 
amt  ein  Interimspaß  (passavanti)  ausgestellt  wird,  kann  das  betreffende 
noch  nicht  registrierte  Schiff  die  österreichisch-ungarische  Handelsflagge 
führen. 

Jede  nach  Ausfertigung  des  Registerbriefes  in  Beziehung  auf  das 
Schiff  eingetretene  und  in  dem  Schiffsregister  bemerkte  Änderung  ist  in  den 
Registerbrief  einzutragen,  und  zwar  von  der  Registerbehörde  selbst  oder 
über  deren  Aufforderung  vom  Hafen-  oder  Konsularamte,  in  dessen  Bezirke 
sich  das  Schiff  befindet. 
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Auch  ohne  Aufforderung  der  Registerbehörde,  jedoch  gegen  sofortige 
Anzeige  an  dieselbe,  hat  das  Hafen-  oder  Konsularamt  die  Änderungen 
in  der  Gattung  und  im  Tonnengehalte  des  Schiffes  einzutragen. 

Außer  diesen  amtlichen  Zusätzen  dürfen  dem  Registerbriefe  keine 
anderen  beigefügt  werden. 

In  den  Fällen,  in  welchen  die  Eintragung  des  Schiffes  zu  erneuern 
ist,  ist  auch  der  Registerbrief  zu  erneuern.  In  den  Fällen,  in  welchen  das 
Schiff  aus  dem  Register  zu  löschen  ist,  erlischt  auch  die  Gültigkeit  des 
Registerbriefes  und  haben  ihn  die  bisherigen  Eigentümer  der  Behörde, 
Welche  die  Urkunde  ausgefertigt  hat,  innerhalb  der  obbezeichneten  Frist 
von  sechs  Wochen  zur  Kassation  zurückzuliefem,  oder,  daß  dies  nicht 
geschehen  könne,  glaubhaft  zu  bescheinigen. 

Ist  der  Registerbrief  verloren  gegangen  und  dies  glaubhaft  nach- 
gewiesen, so  kann  dem  betreffenden  Schiffe  ein  neuer  Registerbrief  aus- 
gestellt werden,  welcher  jedoch  ausdrücklich  als  Duplikat  zu  bezeichnen 
ist  Hierfür  ist  die  vorgeschriebene  Registergebür  nicht  zu  entrichten; 
es  wäre  denn,  daß  der  Fall  der  Ausstellung  eines  neuen  Registerbriefes 
einträte. 

Der  Registerbrief  wird  unmittelbar  nach  erfolgter  Eintragung  des 
Schiffes  in  das  Schiffsregister  von  der  Registerbehörde  nach  dem  vor- 
geschriebenen Formulare  ausgefertigt. 

Die  für  die  Versendung  des  Registerbriefes  erwachsenen  Auslagen 
hat  der  Reeder  zu  tragen. 

Für  jede  Anmerkung  im  Registerbriefe  (certificate  di  registro)  sind 
folgende  Konsulargebüren  zu  entrichten,  und  zwar: 

a)  für  Schiffe  der  kleinen  Küstenfahrt  2  Kronen  25  Heller; 

b)  für  Schiffe  der  großen  Küstenfahrt  4  Kronen  50  Heller; 

c)  für  Schiffe  der  weiten  Fahrt  9  Kronen  50  Heller. 
(Konsulargebüren-Tarif    vom   Jahre  1902.    —    I.  Abteilung,   Post   6.    — 
Siehe  II.  Band,  Konsular-Normalicn  Nr.  XIII). 

Wird  ein  Schiff  wegen  Verschollenheit  im  Schiffsregister  gelöscht, 
so  ist  der  Beweis,  daß  der  Registerbrief  nicht  zurückgestellt  werden  kann, 
nicht  erforderlich. 

In  allen  anderen  Fällen  sind  die  Umstände,  welche  die  Zurücklieferung 
eines  erloschenen  Registerbriefes  verhindern,  oder  aber  die  Ausfertigung 
des  Duplikates  eines  noch  gültigen  Registerbriefes  erheischen,  glaubhaft 
zu  beweisen  (§§  23  und  24  des  gedachten  Gesetzes). 

Die  erfolgte  Ausfertigung   des  Duplikates   eines   Eegisterbriefes  ist 

fjhiffsregister  zu  bemerken. 

r  jedes   zum  Erwerbe   durch   die  Seefahrt   verwendete  Schiff  ist 
prünglichen  und  bei  jeder  auf  Grundlage  einer  erneuerten  Ein- 
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tragung  des  Schiffes  in  das  Schiffsregister  eintretenden,  neuen  Ausstellung 
des  Registerbriefes  eine  Registergebür  (tassa  di  registro)  zu  entrichten, 
welche  für  Schiffe  der  weiten  Fahrt  40  Heller,  für  Schiffe  der  großen 
Küstenfahrt  20  Heller  und  für  Schiffe  der  kleinen  Küstenfahrt  10  Heller 
für  die  Tonne  (tonellata)  zu  betragen  hat. 

Schiffe  der  kleinen  Küstenfahrt,  einschließlich  25  Tonnen,  sind  von 
der  Entrichtung  der  Registergebür  befreit. 

Für  Vergrößerungen  des  Tonnengehaltes  (aumenti  di  tonellaggio), 
welche  eine  Erneuerung  des  Registerbriefes  nicht  bedingen,  sondern  ledig- 
lich auf  dem  bereits  ausgefertigten  Registerbriefe  anzumerken  sind,  ist 
eine  Registergebür  nur  insoweit  abzunehmen,  als  dies  erfordert  wird, 
damit  die  von  dem  Schiffe  zu  entrichtende  Gesamtgebür  dem  obigen 
Maßstabe  entspricht. 

Die  Registergebür  ist  vor  Ausfertigung  des  Registerbriefes  an  die 
zuständige  Hafenbehörde  zu  entrichten,  wonach  sie  in  den  Fonds  der  Hafen- 
verwaltung fließt. 

Die  Löschung  des  Schiffes  aus  dem  Register  gibt  keinen  Anspruch 
auf  Rückstellung  der  Registergebür. 

Nach  Artikel  VI  des  Gesetzes  vom  27.  Juni  1878  (R.  G.  B.  Nr.  62), 
werden  die  Angehörigen  der  Länder  der  ungarischen  Krone  den  Angehörigen 
der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  in  Beziehung 
auf  die  Ausübung  der  Seeschiffahrt  auf  die  Dauer  des  Zoll-  und  Handels- 
bündnisses gleichgestellt  und  sind  daher  bei  Eintragung  des  Eigentumes 
eines  Seehandelsschiffes  in  das  Schiffsregister,  wie  Österreicher  zu  behandeln. 

Ob  die  Eintragung  eines  Schiffes  in  die  Register  der  österreichischen 
oder  in  jene  der  ungarischen  Behörden  zu  geschehen  hat,  wird  durch  die 
Staatsangehörigkeit  des  Reeders,  bei  geteiltem  Eigentume  durch  die  Staats- 
angehörigkeit der  Inhaber  der  überwiegenden  Anzahl  von  Schiffsanteilen 
und  bei  gleicher  Anzahl  durch  die  Wahl  der  Parteien  entschieden  und 
tritt  nach  diesem  Grundsatze,  bei  nachträglichen  Änderungen  in  der  Staats- 
angehörigkeit oder  in  den  Eigentumsverhältnissen  auch  die  Übertragung 
aus  den  Registern  des  einen  Staatsgebietes  in  jene  des  anderen  ein. 

Die  Eignung  zur  Befehligung  eines  Seehandelsschiffes,  sowie  zur 
Versehung  der  Stelle  eines  Steuermannes  (tenente)  wird  durch  die  darüber 
bestehenden,  besonderen  Vorschriften  geregelt. 

Die  zur  Ausfertigung  der  Musterrolle  berufenen  Behörden  haben  vor 
Zulassung  eines  Individuums  zur  Befehligung  eines  Seehandelsschiffes  oder 
zur  Versehung  der  Stelle  eines  Steuermannes  (tenente)  dessen  vorschrifts- 
mäßige Eignung  zu  prüfen. 

Hiebei  ist  rücksichtlich  der  Angehörigen  der  Länder  der  ungarischen 
Krone  auf  die  Dauer  des  Zoll-  und  Handelsbündnisses  die  Bestimmung 
des  Artikels  VI,  Absatz  4,  maßgebend. 
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c)  Jachtregister  und  Jachtregisterbrief  (registro  dei  Yacht  e 
certificate  di  registro  per  un  Yacht). 

Die  ausschließlich  zu  Vergnügungszwecken  dienenden  Schiffe 
(Jachten)  erhalten  von  der  betreffenden  Seebehörde  eine  diesbezügliche 
Schiffahrtsurkunde,  welche  die  für  den  Registerbrief  vorgeschriebenen 
Daten  enthält. 

Als  Jachten  mit  dem  Rechte  und  der  Pflicht,  die  für  Seehandels- 
schiffe gesetzlich  vorgeschriebene  Flagge  zu  führen,  werden  jene  Schiffe 
betrachtet,  welche  ausschließlich  zu  Vergnügungsfahrten,  zu  wissenschaft- 
lichen Zwecken,  für  den  öffentlichen  Dienst  oder  das  Rettungswesen 
bestimmt  sind. 

Die  Jachten  dürfen  weder  für  den  Verkehr  bestimmte  "Waren,  noch 
Passagiere  gegen  Entgelt  führen  und  sind  gleich  den  anderen  Schiffen 
den  geltenden  maritimen  Sanitäts-  und  Finanzgesetzen  und  Verordnungen 
unterworfen. 

Die  Jachten  genießen  die  Gebürenfreiheit  in  den  Häfen  der  öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie.  (Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums 
vom  25.  Oktober  1884  (R.  G.  B.  Nr.  169);  siehe  II.  Band,  Konsular-Normalien 
Nr.  XX — 62.)  Die  gleichlautenden  Bestimmungen  sind  in  der  Verordnung 
des  königlich  ungarischen  Ministeriums  für  Ackerbau,  Industrie  und  Handel 
vom  25.  Oktober  1884,  Z.  46.347,  enthalten. 

Die  Jachten  sind  auch  von  der  Entrichtung  von  Konsulargebüren 
in  den  ausländischen  Häfen  befreit,  weil  nach  Post  I,  Abteilung  I  des 
allgemeinen  Konsulargebüren-Tarifes  vom  Jahre  1902,  die  vorgeschriebene, 
allgemeine  Tonnengebür  für  die  Zulassung  und  Abfertigung  eines  Schiffes 
in  einem  Hafen,  in  welchem  sich  ein  k.  und  k.  Konsularamt  befindet,  nur 
dann  zu  entrichten  ist,  wenn  eine  Handelsoperation  vorgenommen  wurde, 
oder  Passagiere  ein-  oder  ausgeschifft  worden  sind. 

Jede  Jacht  muß  in  das  vorgeschriebene  Jachtregister  eingetragen 
werden,  oder  ^mit  einem  Interimspasse  (passavanti)  versehen  sein.  Die 
Eintragung  in  das  Jachtregister  kann  nur  dann  erfolgen,  wenn  das  Schiff 
zur  Gänze  Eigentum  von  Österreichern  oder  Ungarn  ist. 

Diesen  Personen  sind  gleichzuhalten  Aktiengesellschaften,  soferne  sie 
in  den  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und  Ländern  oder  in  den 
Ländern  der  königlich  ungarischen  Krone  errichtet  sind  und  daselbst  ihren 
Sitz  haben. 

Jede  österreichische  oder  ungarische  Jacht  soll  von  einem  Öster- 
reicher oder  Ungar  befehligt  werden,  welcher,  wenn  die  Jacht  zu  Fahrten 
ßerhalb  der  Schiffahrtslinie  der  großen  Küstenfahrt  (grande  cabotaggio) 

endet  wird,   den   Rang   eines   k.  und  k.  Seeoffiziers  oder  das  Brevet 

te  di  capitano  a  lungo  corso)  als  Schiffer  der  weiten  Fahrt  besitzen  muß. 
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Jede  Jacht  muß  einen  Heimatshafen  in  einem  der  beiden  Staats- 
gebiete der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  haben. 

Das  Jachtregister  (registro  dei  Yacht)  wird  bei  dem  Schiffsregister- 
amte  (ufficio  di  registro)  der  betreffenden  Seebehörd  ein  Triest  oder  Fiume 
geführt. 

Der  Jachtregisterbrief  (certificato  di  registro  per  un  Yacht)  wird 
von  der  kompetenten  Seebehörde  unmittelbar  nach  erfolgter  Eintragung 
der  Jacht  in  das  Eegister  ausgefertigt. 

Durch  den  Eegisterbrief  wird  die  Nationalität  der  Jacht  nach- 
gewiesen. 

Die  für  die  Jachten  bestimmte  Flagge  darf  nicht  früher  geführt 
werden,  als  der  Registerbrief  dem  Schiffe  zugekommen  ist,  ausgenommen 
der  FaU,  daß  die  Jacht  mit  einem  Interimspasse  (passavanti)  versehen 
worden  ist.  (Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  25.  Oktober  1884, 
R.  G.  B.  Nr.  169.) 

6,  Eichnng  der  Seehandelsschlffe  (stazatura  dei  bastlmentl  mercantili 
marittiml).  Eichungszertiflkate  (Meßbriefe)  (certificati  di  stazatnra). 

Über  die  Eichung  (Stazatura)  der  Seehandelsschiffe  bestehen  folgende 
Vorschriften: 

I.  Gesetz  vom  15.  Mai  1871  (R.  G.  B.  Nr.  43). 

n.  Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  24.  Mai  1871, 
(R.  G.  B.  Nr.  44)  (ungarischer  Gesetzartikel  XVI,  vom  Jahre  1871). 

III.  Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  10.  Mai  1891, 
(R.  G.  T^.  Nr.  59)  und  des  königlich  ungarischen  Handelsministeriums  vom 
10.  Mai  1891,  Z.  15.658. 

IV.  Istruzione  dell'  I.  R.  Govemo  Marittimo  in  Trieste  per  la  Stazatura 
dei  bastimenti  mercantili  marittimi  secondo  la  legge  dei  15  Maggio  1871 
(Nr.  4578). 

Gleichlautende  Verordnungen  hat  das  königlich  ungarische  Handels- 
ministerium über  die  Eichung  der  ungarischen  Seehandelsschiffe  auf  Grund 
des  darauf  bezüglichen  Gesetzartikels  erlassen.  Ebenso  hat  die  königlich 
ungarische  Scebehörde  in  Fiume  eine  gleichlautende  Instruktion  über  die 
Eichung  der  ungarischen  Seehandelsschiffe  erlassen. 

Jedes  österreichische  oder  ungarische  Seehandelsschiff,  es  sei  Eigen- 
tum von  Inländern  oder  Fremden,  es  sei  auf  inländischen  oder  fremden 
Werften  erbaut  oder  in  seinen  einzelnen  Bestandteilen  derart  umgeändert 
worden,  daß  dies  auf  seinen  Tonnengehalt  von  Einfluß  sein  könnte,  ist  in 
den  österreichischen  oder  ungarischen  Seehäfen  behufs  der  Ermittlung 
seines  Tonnengehaltes  nach  den  diesfalls  bestehenden,  gesetzlichen  Vor- 
schriften der  Eichung  zu  unterziehen.  (§  1  des  Gesetzes  vom  15.  Mai  1871, 
(R.  G.  B.  Nr.  43.) 
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Von  der  Verpflichtung  zur  Eichung  sind  die  Schiffe  jener  Staaten 
ausgenommen,  in  welchen  ein  dem  österreichischen,  beziehungsweise 
ungarischen  wesentlich  gleichförmiges  Eichverfahren  eingeführt  ist,  und 
deren  Eichungszeugnisse  demgemäß  im  Verordnungswege  als  in  einem 
der  beiden  Staatsgebiete  der  Monarchie  gültig  anerkannt,  oder  mit  welchen 
in  dieser  Beziehung  besondere  Verträge  abgeschlossen  werden  (§  3). 

Das  numerische  Ergebnis  der  Eichung  bildet  den  gesetzlich  ermittelten 
Tonnengehalt  des  geeichten  Schiffes.  Über  das  Ergebnis  der  Eichung  hat 
die  zuständige  Hafen-  und  Seesanitätsbehörde  einen  Meßbrief  (Eichungs- 
zertifikat) (certificato  di  stazatura)  auszustellen  (§  5). 

Jedes  österreichische  oder  ungarische  Handelsschiff  muß  mit  einem 
Eichungszertifikate  versehen  sein. 

Mit  folgenden  Staaten  ist  die  Reziprozität  bezüglich  der  Eichung  der 
Seehandelsschiffe  anerkannt. 

1.  England;  (Circularien  der  k.  k.  Seebehörde  in  Triest  vom 
25.  August  1871,  Z.  7161,  und  der  königlich  ungarischen  Seebehörde  in 
Fiume  vom  29.  August  1871,  Z.  2038,  auf  Grund  der  Ministerialerlässe 
vom  19.  August  1871,  Z.  16.476,  beziehungsweise  7.  Juli  1871,  Z.  .7513.) 
Die  Schiffe  müssen  mit  den  Zertifikaten  der  englischen  Regierung  (Certi- 
ficates  of  registry)  versehen  sein. 

2.  Vereinigte  Staaten  von  Amerika.  (Circularien  der  k.  k.  Seebehörde 
in  Triest  vom  21.  Dezember  1871,  Z.  11.123,  und  der  königlich  ungarischen 
Seebehörde  in  Fiume  vom  30.  Dezember  1871,  Z.  3693,  auf  Grund  der 
Ministerialerlässe  vom  17.  Dezember  1871,  Z.  24.531,  beziehungsweise  vom 
28.  Dezember  1871,  Z.  13.843.)  Die  Schiffe  müssen  mit  reg(?lrechten 
Registerbriefen  versehen  sein. 

3.  Dänemark.  (Circularien  der  k.  k.  Seebehörde  in  Triest  vom 
16.  Mai  1872,  Z.  4509,  und  der  königlich  ungarischen  Seebchörde  in  Fiume 
vom  23.  Juni  1872,  Z.  1724,  auf  Grund  der  Ministerialerlässe  vom  7.  Mai  1872, 
Z.  7797,  beziehungsweise  vom  29.  Mai  1872,  Z.  6031.)  Die  Schiffe  müssen 
mit  Meßbriefen  versehen  sein. 

4.  Deutschland.  (Circularien  der  k.  k.  Secbehördc  in  Triest  vom 
9.  November  1872,  Z.  10.502,  und  der  königlich  ungarischen  Seebehörde 
in  Fiume  vom  10.  Dezember  1872,  Z.  3643,  auf  Grund  der  Ministerial- 
erlässe vom  3.  November  1872,  Z.  24.299,  beziehungsweise  vom  3.  De- 
zember 1872,  Z.  14.599.)  Die  Schiffe  müssen  mit  Meßbriefen  in  Gemäßheit 
des  deutschen  Gesetzes  vom  5.  Juli  1872  versehen  sein. 

5.  Italien.  (Circularien  der  k.  k.  Seebchörde  in  Triest  vom  28.  Juni 
und  30.  Dezember  1873,  ZZ.  5365  und  11.131,  auf  Grund  der  Ministerial- 
erlässe vom  24.  Juni  und  20.  Dezember  1873,  ZZ.  17.901  und  42.312,  sowie 

r   ungarischen  Ministerialverordnung   vom  3.  Juli  1873,   Z.  9979.)   Die 
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Schiffe  müssen  mit  Meßbriefen  in  Gemäßheit  des  italienischen  Gesetzes 
vom  11.  März  1873  versehen  sein. 

6.  Frankreich.  (Circulare  der  k.  k.  Seebehörde  in  Triest  vom  30.  De- 
zember 1873,  Z.  11.076,  auf  Grund  der  Ministerialerlässe  vom  18.  De- 
zember 1873,  Z.  41.028,  beziehungsweise  vom  12.  Jänner  1874,  Z.  18.296.) 
Die  Schiffe  müssen  mit  Meßbriefen  in  Gemäßheit  des  französischen 
Dekretes  vom  24.  Dezember  1872  versehen  sein. 

7.  Schweden.  (Circularien  der  k.  k.  Seebehörde  in  Triest  vom 
8.  März  1875,  Z.  1945  und  der  königlich  ungarischen  Seebehörde  in  Fiume 
vom  1.  April  1875,  Z.  762,  auf  Grund  des  Ministerialerlasses  und  der 
ungarischen  Ministerialverordnung  vom  2.  März  1875,  Z.  5942,  beziehungs- 
weise vom  9.  März  1875,  Z.  5097.)  Die  Schiffe  müssen  mit  Meßbriefen 
in  Gemäßheit  der  königlichen  Verordnung  vom  15.  Mai  1874  versehen  sein. 

8.  Spanien.  (Circularien  der  k.  k.  Seebehörde  in  Triest  vom  24.  Sep- 
tember und  9.  Dezember  1875,  ZZ.  8084  und  10.386,  sowie  der  königlich 
ungarischen  Seebehörde  in  Fiume  vom  30.  September  und  22.  Dezember  1875, 
ZZ.  2225  und  2859,  auf  Grund  der  Ministerialerlässe  vom  13.  September 
und  2.  Dezember  1875,  ZZ.  28.052  und  36.168,  sowie  der  ungarischen 
Ministerialverordnung  vom  25.  September  1875,  Z.  22.042.)  Die  Schiffe 
müssen  mit  Meßbriefen  in  Gemäßheit  des  spanischen  Dekretes  vom  2.  De- 
zember 1874,  versehen  sein. 

9.  Niederlande.  (Circulare  der  k.  k.  Seebehörde  in  Triest  vom  15.  März  1876, 
Z.  2126,  auf  Grund  des  Ministerialerlasses  und  der  ungarischen  Ministerial- 
verordnung vom  8.  März  1876,  Z.  2509,  beziehungsweise  vom  18.  März  1876, 
Z.  5569.)  Die  Schiffe  müssen  mit  Meßbriefen  in  Gemäßheit  des  nieder- 
ländischen Eichreglements  vom  21.  August  1875  versehen  sein. 

10.  Norwegen.  (Circulare  der  k.  k.  Seebehörde  in  Triest  vom 
22.  Juni  1876,  Z.  5093,  auf  Grund  des  Ministerialerlasses  und  der  ungarischen 
Ministerialverordnung  vom  8.  Juni  1876,  Z.  15.450,  beziehungsweise 
15.  Juni  1876,  Z.  12.312.)  Die  Schiffe  müssen  mit  Meßbriefen  in  Gemäßheit 
der  königlichen  Verordnung  vom  31.  Mai  1873  versehen  sein. 

11.  Rußland  und  Finnland.  (Circularien  der  k.  k.  Seebehörde  in  Triest 
vom  5.  August  1882,  Z.  6214  und  der  königlich  ungarischen  Seebehörde 
in  Fiume  vom  14.  Juni  1882,  Z.  1900,  auf  Grund  der  Ministerialerlässe 
vom  11.  Juli  1882,  Z.  17.526  und  vom  6.  Juni  1882,  Z.  22.454.)  Die 
Schiffe  müssen  mit  Meßbriefen  in  Gemäßheit  der  Verordnungen  vom 
2.  August    ^  o-n        j  16-  Oktober   ^  ^nn  x. 

21.  Juli    1879  und  vom  ^TöiöÄ-  ^^^^  versehen  sein. 

7.  Musterrolle  (ruolo  d' equipaggio). 

Die  Musterrolle  ist  das  amtlich  beglaubigte  Verzeichnis  der  an  Bord 
eines  nationalen  Handelsschiffes  befindlichen  Schiffsleute  und  wird  nach 
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dem  vorgeschriebenen,  mit  der  Verordnung  des  k.  k.  Marineministeriums 
vom  19.  Oktober  1863,  Z.  193,  M.  M.,  eingeführten  Formulare,  welches 
sich  in  der  Normaliensammlung  befindet  (siehe  11.  Band,  Konsular-Normalien 
Nr.  XX),  ausgestellt. 

Die  Ausstellung  der  Musterrolle  erfolgt  in  der  Kegel  durch  die  in- 
ländischen k.  k.  oder  königlich  ungarischen  Hafenämter,  jedoch  nur  nach 
vorausgegangener  Musterung  (arruolamento)  der  Schiffsmannschaft  und 
stattgefundener  Verlautbarung  des  zwischen  dem  Schiffer  und  der  Schiffs- 
mannschaft abgeschlossenen  Heuervertrages  (contratto  d'ingaggio). 

Findet  die  Heuerung  von  Schiffsleuten  für  ein  nationales  Handels- 
schiff im  Auslande  und  zwar  in  einem  Hafenort,  wo  sich  ein  k.  und  k. 
Konsularamt  befindet,  statt,  so  erfolgt  die  Anmusterung  (arruolamento)  vor 
dem  betreffenden  Konsularfunktionär  und  dieser  fertigt  auf  Grund  derselben 
die  Musterrolle  (ruolo  d' equipaggio)  aus. 

Wenn  während  der  Reise  oder  des  Aufenthaltes  des  Schiffes  im 
Hafen  eine  Änderung  im  Stande  der  Schiffsmannschaft  eintritt,  so  wird 
dieselbe  von  dem  betreffenden  Konsularfunktionär  in  der  Musterrolle  ver- 
zeichnet. 

Was  die  Einschiffung  fremder  Matrosen  auf  nationalen  Schiffen 
betrifft,  so  gilt  die  allgemeine^Vorschrift,  daß  an  Bord  von  nationalen 
Schiffen  nur  solche  Individuen  fremder  Nationalität  aufgenommen  werden 
sollen,  welche  ihre  Staatsangehörigkeit  durch  entsprechende  Dokumente 
gehörig  nachzuweisen  vermögen. 

Die  Einschiffung  von  Matrosen  auf  nationalen  Handelsschiffen  unter- 
liegt bezüglich  der  Staatsangehörigkeit  keiner  Beschränkung  mehr, 
indem  nach  §  3  des  Gesetzes,  beziehungsweise  des  ungarischen  Gesetz- 
artikels, über  die  Registrierung  der  Seehandelsschiffe  vom  Jahre  1879, 
das  Erfordernis  der  österreichischen  oder  ungarischen  Staatsangehörigkeit 
nur  für  den  Schiffer  und  den  Steuermann  gilt.  (Cii'culare  der  k.  k.  See- 
behörde in  Triest  vom  20.  Oktober  1884,  Z.  9756;  siehe  II.  Band,  Konsular- 
Normalien  Nr.  XX.) 

Die  k.  und  k.  Konsularämter  sind  mit  dem  Circulare  der  vor- 
bestandenen k.  k.  Zentralseebehörde  in  Triest  vom  10.  Juni  1857,  Z.  6299, 
aufgefordert  worden,  einen  Auszug  der  Musterrollen  zurückzubehalten  und 
sorgfältig  aufzubewahren,  welche  anläßlich  der  Aufnahme  des  Seekonstitutes 
(costituto  di  mare)  von  den  Schiffern  samt  den  übrigen  Bordurkunden 
dem  betreffenden  Konsularfunktionär  vorgewiesen  und  zur  Aufbewahrung 
bis  zum  Auslaufen  des  Schiffes  übergeben  werden  müssen. 

Durch   die  Anfertigung  eines  solchen  Auszuges   der  Musterrolle   ftlr 

tsarchiv  (estratto  del  ruolo  d' equipaggio)   sind   die  Konsularämter 

jederzeit  über  die  Schiffsleute  aller  jener  nationalen  Handels- 
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schiffe  Auskünfte  zu  erteilen,  welche  ihre  Häfen  angelaufen  haben,  was 
in  vielen  Fällen,  besonders  aber  bei  einem  Schiffbruche,  wenn  die  Bord- 
urkunden nicht  gerettet  werden  konnten,  sich  als  dringend  notwendig 
erweist,  um  nachträglich  konstatieren  zu  können,  welche  Personen  mit  dem 
Schiffe  untergegangen  sind.  Der  in  Kede  stehende  Auszug  der  Muster- 
rolle wird  nebst  dem  Konsularamtssiegel  und  der  Unterschrift  des  Konsular- 
funktionärs  auch  mit  der  Unterschrift  des  betreffenden  Schiffers  versehen, 
wodurch  dieser  die  darin  angeführten  Daten  als  richtig  anerkennt. 

Bei  der  Abmusterung  (congedo)  von  Schiffsleuten  hat  der  Schiffer, 
sowie  bei  der  Anmusterung,  dem  Konsularfunktionär  die  auszuschiffenden 
Schiffsleute  vorzustellen  und  den  Grund  ihrer  Abmusterung  anzugeben, 
welche  letztere  nur  dann  bewilligt  wird,  wenn  die  betreffenden  Schiffsleute 
mit  allen  ihren  Ansprüchen  befriedigt  sind.  Die  erfolgte  Abmusterung  ist 
sowohl  in  der  Musterrolle  unter  der  bezüglichen  Rubrik,  als  auch  in  dem 
Auszuge  'derselben  vorzumerken.  In  keinem  Falle  darf  ein  Konsularamt 
dulden,  daß  ein  [österreichischer  oder  ungarischer  Seemann  ohne  seine 
Zustimmung  von  einem  nationalen  Handelsschiffe  ausgeschifft  und  abge- 
mustert werde. 

Wenn  eine  MusterroUe  durch  die  stattgefundene  Abmusterung  der 
ganzen  Mannschaft  eines  Handelsschiffes  erloschen  ist,  oder  wenn  eine 
solche  infolge  vielfacher  Änderungen  keinen  Raum  mehr  hat,  um  weitere 
Vormerkungen  auf  derselben  vorzunehmen,  so  zieht  das  Konsularamt  die- 
selbe zurück  und  übersendet  sie  unter  Angabe  des  dieses  Vorgehen  ver- 
anlassenden Umstandes  an  die  kompetente  Seebehörde. 

Zum  Gebrauche  der  österreichischen  oder  ungarischen  Seehandels- 
schiffe weiter  Fahrt  (lungo  corso)  und  der  großen  Küstenfahrt  (grande 
cabotaggio),  wegen  unentbehrlicher  Gleichförmigkeit  im  Verfahren,  hin- 
sichtlich der  Behandlung  der  Musterrollen  (ruoli  d'  equipaggio)  und  Heuer- 
verträge (contratti  d'  ingaggio)  hat  die  vorbestandene  k.  k.  Zentralbehörde 
in  Triest,  auf  Grund  der  Verordnung  des  k.  k.  Marineministeriums  vom 
19.  Oktober  1863,  mit  Circulare  vom  28.  November  1863,  Z.  10.227,  eine 
Amtsinstruktion  für  sämtliche  k.  k.  Hafen-  und  Seesanitätsämter,  sowie 
für  die  k.  und  k.  Seekonsularämter  erlassen. 

Die  gedachte  Amtsinstruktion  enthält  alle  auf  die  MusterroUe  (ruolo 
d^equipaggio),  den  Auszug  aus  der  Musterrolle  (estratto  del  ruolo  d' equi- 
paggio) und  die  Heuerverträge  (contratti  d'  ingaggio)  bezughabenden  gesetz- 
lichen Bestimmungen,  femer  ein  Formulare  einer  Musterrolle  und  eines 
Heuervertrages  (siehe  n.  Band,  Konsular-Norm allen,  Nr.  XX). 

Für  jede  Eintragung  in  die  Musterrolle  (ruolo  d' equipaggio)  sind 
folgende  Konsulargebüren  zu  entrichten: 

Für  jede  dabei  in  Betracht  kommende  Person  24  Heller. 

Kalfatti,  Konsularwesen.    I.  24 
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Für  die  Ausfertigung  einer  neuen  Musterrolle,  fixe  Gebür  2  Kronen 
25  Heller,  und  fiLr  jede  dabei  in  Betracht  kommende  Person  24  Heller. 
(Konsulargebüren-Tarif  vom  Jahre  1902,  I.  Abteilung,  Post  4  und  5;  siehe 
n.  Band,  Konsular-Normalien  Nr.  XTTT.) 

8.  Seedienstbtteher  (llbrettl  dl  serrizlo  marittlmo)  und  prorlsorlsche 
SeereisebewUligong  (permesso  prorrlsorlo  dl  Tlagglo  marittlmo). 

Das  k.  k.  Handelsministerium  hat  mit  Erlaß  vom  3.  Februar  1870, 
Z.  24.688,  genehmigt,  daß  die  Seereiselizenz  (Matrikel)  (permesso  di  viaggio 
marittlmo  (matricola)  und  das  Seedienstbuch  (libretto  di  servizio  marittlmo) 
für  die  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  angehörigen  Seefahrer 
zu  einem  einzigen  Dokumente  vereinigt  werden,  mit  welchem  auch  die  bei 
der  kleinen  Küstenfahrt  (piccolo  cabotaggio)  beschäftigten  Seeleute  ver- 
sehen sein  müssen. 

Das  vorgeschriebene  Formulare  befindet  sich  in  derKonsular-Normalien- 
sammlung,  II.  Band,  Nr.  XX. 

Alle  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  angehörigen  Individuen, 
welche  sich  auf  Seehandelsschiffen  verheuern,  d.  h.  welche  auf  denselben 
unter  Abhängigkeit  der  Schiffer  Dienst  nehmen,  müssen  sich  mit  einem 
Seedienstbuche  (libretto  di  servizio  marittlmo)  versehen. 

Auch  jene  einheimischen  Seefahrer,  welche  zwar  die  persönliche 
Befähigung  zur  Führung  von  Schiffen  besitzen,  aber  tatsächlich  kein 
Kommando  führen,  sondern  sich  an  Bord  in  subalterner  Eigenschaft  befinden, 
müssen  ebenfalls  mit  einem  Seedienstbuche  versehen  sein. 

Jenen,  welche  das  Kommando  nationaler  Seehandelsschiffe  tatsächlich 
führen,  bleibt  es  freigestellt,  sich  mit  einem  Seedienstbuche  zu  versehen 
oder  nicht.  Wenn  dieselben  sich  mit  dem  Seedienstbuche  nicht  versehen 
und  noch  nicht  von  der  Militärpflicht  vollständig  befreit  sind,  so  haben 
sie  dem  betreffenden  Hafen-  oder  k.  und  k.  Konsularamte  an  dem  Ein- 
schiffungsorte die  politische  Reiselizenz  (permesso  politico  di  viaggio)  vor- 
zuzeigen. 

Das  Seedienstbuch  dient  als  persönliche  Legitimations-  und  ßeise- 
urkunde  und  zugleich  als  Zeugnisbuch  des  Seefahrers.  Vorschriftsmäßig 
vidiert  (debitamente  omologato)  dient  es  als  gesetzlicher  Beweis  der 
vollstreckten  Seefahrt,  sowohl  zur  Erlangung  einer  besonderen  Eigenschaft 
in  der  Handelsmarine,  als  auch  für  die  Pensionsansprüche  an  den  Marine- 
unterstützungsfonds. Die  Wehrpflichtigen  aus  dem  Seefahrerstand  haben 
sich  der  Stellungskommission  mit  ihren  Seedienstbücheni  voizustellen,  um 
das  von  ihnen  ausgeübte  Seegewerbe  nachzuweisen. 

Die  Seedienstbücher  werden  von  den  genau  bezeichneten  Hafen-  und 
^  =^esanitätsorganen  ausgestellt. 
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Die  k.  und  k.  Konsularämter  sind  verpflichtet,  jenen  Seefahrern, 
welche  sich  an  dieselben  wenden,  zu  rascher  Erlangung  des  Seedienst- 
buches von  Seite  der  zuständigen  Behörde  behilflich  zu  sein. 

Über  die  Ausstellung  der  Seedienstbticher  werden  eigene  Register 
geführt.  (Registro  dei  libretti  di  servizio  marittimo.) 

Im  Seedienstbuche  muß  die  besondere  Eigenschaft  (zum  Beispiel  als 
Schiffer,  Steuermann,  Maschinist),  (capitano,  tenente,  macchinista),  welche 
der  betreffende  Seefahrer  in  der  Handelsmarine  besitzt,  angegeben  werden. 

Das  Ansuchen  um  Ausfertigung  eines  Seedienstbuches  kann  'auch 
mündlich  vorgebracht  werden. 

Die  späteren  amtlichen  Beisätze  im  Seedienstbuche,  welche  sich  auf 
Änderungen  in  der  besonderen  Eigenschaft  des  Seefahrers,  auf  die  Gültig- 
keit der  Reisebewilligung  Jmd  auf  die  Militärpflicht  beziehen,  können  im 
Auslande  von  jedem  k.  und  k.  Konsularamte  unter  genauer  Beobachtung 
und  mit  der  ausdrücklichen  Angabe  der  bezüglichen  politischen  Bewilligung 
der  Verlängerung,  beziehungsweise  des  Qualifikationszeuguisses  über  die 
später  erlangte  Eigenschaft  des  Seefahrers  eingetragen  werden.  Von  den 
gedachten  Beisätzen  ist  sofort  [jene  inländische  Hafenbehörde  zu  verständigen, 
welche  ursprünglich  das  Seedienstbuch  ausgefertigt  hat. 

Die  Schiffer  nationaler  Handelsschiffe  sind  verpflichtet,  bei  der  Ein- 
schiffung jedes  einheimischen  Seefahrers,  welcher  zur  Bemannung  gehört, 
die  Bestätigung  der  Einschiffung  im  Seedienstbuch  zu  vermerken;  bei  der 
Entlassung  haben  die  Schiffer  ein  wahrheitsgetreues  Zeugnis  über  die 
Gattung  und  die  Dauer  des  Dienstes  des  Seefahrers,  über  die  bewiesene 
Fähigkeit,  über  dessen  Nüchternheit  und  Verhalten,  nebst  Angabe  des 
Grundes  der  Entlassung  im  Seedienstbuche  einzutragen. 

In  jedem  Falle  muß  die  Bestätigung  der  Ein-  und  Ausschiffung  nach 
vorangegangener  Prüfung  der  Musterrolle  (ruolo  d' equipaggio)  im  Aus- 
lande von  dem  k.  und  k.  Konsularamte  jenes  Hafens,  wo  die  Ein-  und 
Ausschiffung  stattfindet,  vidiert  werden. 

Ungünstige  Bemerkungen  dürfen  in  der  Ausschiffungsbescheinigung 
nur  mit  Genehmigung  der  Abmusterungsbehörde  und  nur  dann  aufge- 
nommen werden,  wenn  sich  diese  von  der  Grundhältigkeit  der  Bemerkung 
überzeugt  hat. 

Im  Auslande  darf  der  Schiffer  in  das  Führungszeugnis  eines  See- 
fahrers nur  mit  Gutheißung  des  k.  und  k.  Konsularamtes,  vor  welchem 
abgemustert  wird,  ungünstige  Bemerkungen  eintragen. 

Das  Seedienstbuch  muß  von  dem  Schiffer  während  der  ganzen  Zeit, 
als  sich  der  Seefahrer  im  Dienste  an  Bord  eines  nationalen  Handels- 
schiffes befindet,  in  Verwahrung  gehalten  werden;   bei  der  Abmiistei 

^4* 
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im  Aüdande  wird   es  dem  Seefahrer  durch  das  1l  und  1l  Eonsnlaramt 
znrfickgesteUt,  vor  welchem  die  Abmagtenmg  geschieht 

Wenn  ein  einheimischer  Seefahrer  sich  im  Auslände  mit  einem  See- 
dienstbuche befindet,  dessen  Gültigkeit  bereits  erloschen  ist,  und  nicht 
ohne  augenscheinlichen  Nachteil  die  Beendigung  des  Verfahrens  zur  r^el- 
mäßigen  Verlängerung  seiner  Reisebewilligung  (permesso  di  viaggio)  am 
Lande  abwarten  könnte,  so  kann  das  betreffende  k.  und  k.  Eonsularamt, 
sofeme  keine  besonderen  Gründe  namentlich  mit  Rücksicht  auf  die  Militär- 
pflichten des  Seefahrers  entgegenstehen,  die  Gültigkeit  der  Reisebewilligung 
für  die  Zeit  verlängern,  welche  für  die  dem  Seefahrer  sich  darbietende  Ver- 
heuerung notwendig  ist. 

Bei  Erteilung  der  Verlängerungsbewilligung  an  Seefahrer,  welche 
noch  dem  Militärverbande  angehören,  ist  stets  die  Klausel  beizusetzen, 
daß  der  Betreffende  auch  in  der  Zwischenzeit  in  die  Heimat  zurückkehren 
muß,  so  oft  es  seine  Militärpflichten  erheischen  soUten;  in  jedem  Falle 
ist  die  Verlängerung  sogleich  jener  Hafenbehörde  mitzuteilen,  welche  das 
Seedienstbuch  ausgefolgt  hat  Zu  gleicher  Zeit  (wofeme  es  nicht  schon 
früher  geschah)  ist  derselben  Behörde  das  Ansuchen  des  Seefahrers  um 
die  regelmäßige  Verlängerung  der  Gültigkeitsdauer  seines  Seedienstbuches 
un^r  Angabe  jenes  Hafens  mitzuteilen,  nach  welchem  derselbe  sich  begibt 
und  wohin  die  gedachte  Behörde  die  angesuchte  Bewilligung  zu  senden 
haben  wird. 

Wenn  ein  einheimischer  Seefahrer  im  Auslande  in  die  Lage  kommt, 
ein  neues  Seedienstbuch  zu  verlangen  und  ohne  augenscheinlichen  Nach- 
teil die  Beendigung  der  bezüglichen  Verhandlungen  nicht  am  Lande  ab- 
warten könnte,  so  kann  das  k.  und  k.  Konsularamt  denselben,  sofeme 
keine  besonderen  Gründe  namentlich  in  militärischer  Beziehung  (siehe 
Circulare  der  k.  k.  Zentralseebehörde  in  Triest  vom  10.  Oktober  1869, 
Z.  7235)  entgegenstehen,  mit  einer  provisorischen  Eeisebewilligung 
(permesso  provvisorio  di  viaggio  marittimo)  nach  dem  vorgeschriebenen 
Formulare  für  jene  Zeitdauer  versehen,  welche  für  die  sich  darl)ietende 
Verheuerung  erforderlich  ist. 

Das  k.  und  k.  Konsularamt  hat  sich  in  diesem  Falle  in  gleicherweise 
zu  benehmen,  wie  es  oben  angedeutet  wurde. 

In  Gemäßheit  der  bestehenden  Vorschrift  über  die  Uienstbüchcr  der 

nationalen  Seeleute  (Circulare  der  vorbestandenen  k.  k.  Zentralseebehörde 

in  Triest  vom  14.  Mai  1870,   Z.  2621)   können  die  k.  und  k.  Seekonsular- 

ttmter   auf   zweierlei  Weise   in   die  Lage   kommen   die  Dauer  der  See- 

je])ewilligung  zu  verlängern: 

die  erste  Art  ist   im  §  9  jener  Vorschrift  vorgesehen   und   setzt 
)rau8,    daß    dem    betreffenden  Konsularamte    die  Bewilligung    der 
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politischen  Behörde  zur  Verlängerung  der  Seereisebewilligung  bereits 
zugekommen  ist.  Hinsichtlich  dieses  Falles  sind  die  k.  und  k.  See- 
konsularämter  verpflichtet,  sich  bei  der  Bewilligung  der  Verlängerung 
der  Seereisebewilligung,  in  Gemäßheit  des  vorerwähnten  §  9  an  die 
in  der  bezüglichen  politischen  Bewilligung  angegebenen  Beschränkungen 
(Zeitdauer,  Nationalität  der  Schiffe  usw.)  strengstens  zu  halten; 

b)  die  zweite  Art,  wobei  die  Verlängerung  der  Eeisebewilligung  von 
Seite  der  k.  und  k.  Seekonsularämter  stattfinden  kann,  ist  in  den  §§  17 
und  18  der  oberwähnten  Vorschrift  angegeben  und  betrifft  die  Fälle,  in 
welchen  durch  die  Verschiebung  der  Verlängerung  der  Reisebewilligung 
bis  zum  Einlangen  der  politischen  Bewilligung  dem  betreffenden  See- 
fahrer ein  reeller  Schaden  erwachsen  würde.  In  solchen  Fällen  ist 
den  k.  und  k.  Seekonsularämtem  in  den  erwähnten  Paragraphen  die 
Ermächtigung  eingeräumt,  die  Verlängerung  der  Reisebewilligung, 
sei  es  durch  entsprechende  Vidierung  (vidimazione)  des  Seedienst- 
buches (§  17),  sei  es  durch  Ausstellung  einer  abgesonderten,  speziellen 
provisorischen  Reisebewilligung  (speciale  permesso  prowisorio  di  viaggio 
marittimo)  selbst  zu  gewähren  und  ist  hierbei  außerdem  ausdrücklich 
bemerkt,  daß  bezüglich  der  Seefahrer,  welche  noch  dem  Militär- 
verbande angehören,  stets  die  Klausel  beigefügt  werden  müsse,  daß 
der  betreffende  Seefahrer  verpflichtet  ist,  auch  während  der  Dauer 
der  weiteren,  vom  Seekonsularamte  erteilten  Verlängerung  der  Reise- 
bewilligung, sich  jederzeit,  wenn  seine  Wehrpflicht  es  erfordert,  in 
die  Heimat  zu  begeben. 

Die  k.  und  k.  Seekonsularämter  sind  instruktionsmäßig  verpflichtet, 
über  alle  in  ihrem  Amtsbezirke  ein-  und  ausgeschifften,  dem^  Heeres- 
verbande,  der  Kriegsmarine  oder  den  beiden  Landwehren  ange- 
hörigen  Individuen,  ein  genaues  Verzeichnis  zu  führen  und  jeden  Monat 
einen  nach  dem  in  der  Konsular-Normaüensammlung,  11.  Band,  befindlichen 
Formulare  verfaßten,  genauen  Ausweis  an  die  kompetente  Seebehörde 
einzusenden. 

Die  Anmusterung  (ingaggio)  eines  Steuermannes  (tenente)  auf  Schiffen 
weiter  Fahrt,  kann  nur  nach  Vorlage  des  Brevets  desselben  als  geprüfter 
Steuermann  erfolgen.  Ebenso  hat  das  Konsularamt  die  Anmusterung  eines 
Schiffsmaschinisten  nur  nach  Vorlage  des  Zeugnisses,  daß  er  die  Prüfung 
über  die  Bedienung  von  Schiffsmaschinen  mit  gutem  Erfolge  bestanden 
hat,  zu  gestatten. 

Die  zur  Ausstellung  und  Verlängerung  von  Seedienstbüchem  kompe- 
tenten Hafenämter,  sowie  die  zur  Ausfolgung  von  Seereisebewilligungen 
ermächtigten  Seekonsularämter  haben  die  von  den  politischen  Behörden,  bei 
Erteilung  ihrer  Zustimmung  zur  Ausfolgung,  beziehungsweise  Verlängerung 
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der  Seedienstbücher  und  der  Seereisebewilligungen  zukommenden  Daten 
über  das  Militärverhältnis  des  Seemannes,  in  das  Seedienstbuch,  beziehungs- 
weise in  die  Seereisebewilligung  einzutragen. 

Bei  Anmusterung  eines  Seemannes,  sind  die  betreffenden,  aus  dem 
Seedienstbuche  zu  entnehmenden  Daten,  welche  sich  auf  das  für  die  Dauer 
der  Anheuerung  des  Mannes  jeweilig  bestehende  Militärverhältnis  desselben 
beziehen,  samt  den  daraus  eventuell  resultierenden  militärischen  Verpflich- 
tungen (Waffenübung,  Kontrolle)  in  die  Musterrollen  der  langen  Fahrt 
(lungo  corso)  und  der  großen  Küstenfahrt  (grande  cabotaggio)  unter  der 
Rubrik  „indicazione  circa  agli  obblighi  militari"  und  in  die  Musterrollen 
(ruoli  d'  equipaggio) ,  der  kleinen  Küstenfahrt  (piccolo  cabotaggio)  vorläufig 
bis  eine  neue  Auflage  derselben  mit  der  gleichen  Rubrik  hinausgegebefn 
werden  wird,  unter  der  Rubrik  „annotazioni"  vorzumerken. 

Was  die  Eintragung  des  Militärverhältnisses  anbelangt,  so  hat  die- 
selbe in  die  bei  den  Hafen-  und  Seesanitätsämtem  bestehenden  Register 
über  die  ausgefertigten  Seedienstbücher  in  der  hiezu  bestimmten  Rubrik 
und  im  Register  über  die  Ein-  und  Ausschiffung  der  Seeleute  vorläufig 
in  der  Rubrik  „Bemerkungen"  (annotazioni)  zu  erfolgen. 

Die  Schiffe  haben  innerhalb  drei  Monate  nach  Hinausgabe  der  Kund- 
machung an  die  Seefahrer  und  an  die  interessierten  Kreise,  betreffend 
die  mehrerwähnte  Zustellung  der  Einberufungskarten,  welche  unter  einem 
veröffentlicht  wird,  mit  Musterrollen  versehen  zu  sein,  welche  die  ob- 
erwähnte Rubrik  enthalten.  Wenn  den  Hafen-  oder  Konsularämtern  eine 
neue  Musterrolle  zum  Ersätze  der  an  Bord  eines  Schiffes  befindlichen 
überreicht  wird,  haben  dieselben  letztere  einzuziehen  und  der  Seebehörde 
vorzulegen,  indem  die  Mannschaft  in  die  neue  Musterrolle  übersclii'ieben 
wird,  unter  Angabe  des  MilitärdienstpflichtverhältnisBes,  insoweit  dasselbe 
aus  den  Seedienstbüchern  entnommen  werden  [kann.  Es  wurde  Vorsorge 
getroffen,  daß  die  zur  Ausstellung  der  Seedienstbücher  kompetenten  Hafen- 
ämter mit  einer  entsprechenden  Anzahl  neuer  Seedienstbücher  und  sämtliche 
Hafenämter  und  Funktionäre  und  Seckonsularämter,  mit  der  entsprechenden 
Anzahl  des  zur  Einschaltung  in  die  Seedienstbücher  bestimmten  Blattes 
beteilt  werden.  (Circulare  der  k.  k.  Seebehörde  in  Triest  vom  8.  April  1899, 
Z.  2513.) 

9.  Sanitätspaß,  Sanitätsfede  (fede  di  saniti^). 

Betreffs  der  Behandlung  der  Seehandelsschiffe  in  Beziehung  auf  die 
Seesanität,  unterscheidet  man  di*ei  Kategorien  von  Schiffen:  verdacht  lose, 
verdächtige  und  verseuchte  (navircs  indemnes,  suspects,  infectes). 

Verdachtlos  ist   ein  Schiff,   auf   welchem   weder  vor  der  Abfahrt, 
während  der  Reise,  noch  bei  der  Ankunft  eine  Erkrankung  oder  ein 
an  Cholera  (Pest)  vorkam. 
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Verdächtig  wird  ein  SchifE,  wenn  auf  demselben  oder  während 
der  Eeise  die  Cholera  aufgetreten,  aber  in  den  letzten  sieben  Tagen  vor 
Ankunft  kein  neuer  Fall  vorgekommen  ist. 

Wenn  die  Cholera  (Pest)  an  Bord  des  Schiffes  herrscht  oder  inner- 
halb sieben  Tagen  Krankheitsfälle  vorkommen,  so  ist  das  Schiff  als  ver- 
seucht zu  behandeln. 

Das  verdachtlose  Schiff  tritt  ohne  Kücksicht  auf  die  sanitären  Ver- 
hältnisse seines  Herkunftsortes  in  freien  Verkehr;  das  verdächtige  Schiff 
unterliegt  strenger  ärztlicher  Untersuchung  und  Beobachtung,  Desinfizierung, 
Auswechslung  des  Sodwassers  usw. 

Verseuchte  Schiffe  können  bis  zu  fünf  Tagen  einer  Isolierung  unter- 
zogen werden,  die  erkrankten  Personen  werden  sofort  in  ein  Spital  über- 
schifft, außerdem  greifen  die  übrigen  vorerwähnten  Maßregeln  Platz.  Diese 
Beschlüsse  der  Dresdener  und  Venediger  Sanitätskonferenz  vom  Jahre  1893, 
beziehungsweise  vom  Jahre  1897,  sind  in  dem  Schlußprotokolle  derselben 
enthalten  (siehe  Österreichisches  Staatswörterbuch  von  Dr.  E.  Mischler 
und  Dr.  J.  Ulbrich,  Wien  1897). 

Um  die  unverdächtige  Herkunft  zu  erweisen,  muß  jedes  Schiff  mit 
der  Sanitätsfede  des  Abfahrtsortes  versehen  sein.  Als  Abfahrtsort  wird 
bei  unverdächtigen  Fahrzeugen  der  letzte  Hafen  di  libera  pratica  betrachtet, 
wo  sie  Ladung  genommen  oder  überhaupt  frei  verkehrt  haben.  Die  Sanitäts- 
fede muß  nebst  der  Bezeichnung  des  Schiffes  und  dem  Namen  des  Schiffers, 
die  genaue  Angabe  des  Personal-  und  Eealstandes  und  die  Auskunft  der 
Behörde  über  den  Gesundheitsstand  des  Ortes  und  seiner  Umgebung,  wie 
auch  über  den  Umstand  enthalten,  ob  das  Schiff  in  freier  Gemeinschaft 
von  dort  abgesegelt  ist. 

Die  Sanitätsfede  muß  im  Inlande  von  einem  Sanitätsamte,  im  Aus- 
lande von  der  Sanitätsbehörde  des  Ortes  oder  von  dem  betreffenden 
k.  und  k.  Konsularamte  dortselbst  und  in  Ermanglung  eines  solchen  von 
einem  anderen  dort  bestehenden  auswärtigen  Konsularamte,  nicht  mehr 
als  fünf  Tage  vor  der  Abfahrt  des  Schiffes,  ausgestellt  sein. 

Wie  jedes  an  der  österreichischen  oder  ungarischen  Küste  landende 
Schiff  mit  der  Sanitätsfede  versehen  sein  muß,  ebenso  soll  jedem  aus  einem 
österreichischen  oder  ungarischen  Hafen  abreisendem  Fahrzeuge  ein  solches 
Dokument  zur  Nachweisung  seiner  Herkunft  bei  den  Sanitätsämtem  anderer 
in-  oder  ausländischer  Küstenplätze  mitgegeben  werden. 

Die  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Ausstellung  und  Attergierung 
einer  Sanitätsfede  sind  in  den  §§  170  bis  173  und  jene  über  den  Abgang 
oder  die  Unregelmäßigkeit  derselben  in  den  §§  18,  21,  48,  52  und  163 
des  allgemeinen  mit  kaiserlicher  Verordnung  vom  13.  Dezember  1851, 
genehmigten  Reglements  für  die  Seesanitätsverwaltung  enthalten. 
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10.  Das  Schlffstagebach  bei  Seehandelssehlffen  weiter  Fahrt  und  ^oßer 

Kflstenfahrt  (il  giomale  di  bordo  per  bastimenti  mereantül  marittlmf 

di  lungo  corso  e  di  grande  cabotaggio). 

Die  diesfälligen  Bestimmungen  sind  in  der  Verordnung  des  k.  t 
Handelsministeriums  vom  25.  September  1885,  betreffend  die  Führung  des 
Schiffstagebuches  (giomale  di  bordo)  an  Bord  der  österreichischen  See- 
handelsschiffe der  weiten  Fahrt  und  der  großen  Küstenfahrt,  sowie  in  der 
diesbezüglichen  Instruktion  der  k.  k.  Seebehörde  vom  3.  Oktober  1885, 
Nr.  9048,  enthalten. 

Die  Verordnung  des  königlich  ungarischen  Handelsministeriums  vom 
25.  September  1885,  Nr.  45.424,  enthält  gleichlautende  Bestimmungen  über 
die  Führung  des  Schiffstagebuches  (giomale  di  bordo)  an  Bord  der 
ungarischen  Seehandelsschiffe  der  weiten  Fahrt  und  der  großen  Küstenfahrt. 

An  Bord  jedes  österreichischen  oder  ungarischen  Seehandelsschiffes 
der  weiten  Fahrt  und  der  großen  Küstenfahrt  muß  ein  Schiffstagebuch 
in  der  von  der  betreffenden  Seebehörde  in  Triest  oder  Fiume  vorge- 
schriebenen Form  und  nach  der  von  derselben  für  jede  Schiffskategorie 
erlassenen  Instruktion  geführt  werden. 

Die  Verpflichtung  zur  Führung  des  Schiffstagebuches  hört  nur  auf, 
wenn  das  Schiff  abgerüstet  wird. 

Jedes  Blatt  des  Schiffstagebuches  wird  unentgeltlich  von  der  See- 
behörde gestempelt  und  numeriert. 

Außer  dem  im  Gebrauche  stehenden  Schiffstagebuche  hat  jedes  Schiff 
der  weiten  Fahrt  und  der  großen  Küstenfahrt  noch  ein  Reserveschiffs- 
tagebuch (giornale  di  bordo  di  riserva)  zu  besitzen. 

Die  Führung  des  Schiffstagebuches  an  Bord  der  Schiffe  weiter  Fahrt 
(lungo  corso)  obliegt  während  der  Fahrt  dem  Schiffer  und  dem  jeweiligen 
Wachoffizier  (Steuermann),  jedem  während  seiner  Wache,  im  Hafen  jedoch 
dem  Schiffer  oder  dem  damit  von  diesem  betrauten  Bordoffiziere.  An 
Bord  der  Schiffe  der  großen  Küstenfahrt  ist  der  Schiffer  verpflichtet,  das 
Schiffstagebuch  zu  führen. 

Im  Schiffstagebuche  müssen  alle  meteorologischen  Erscheinungen  und 
alle  Daten  und  Vorfälle,  die  sich  auf  die  Schiffahrt,  den  Borddienst, 
die  Ladung,  die  Bemannung  beziehen,  sowie  auch  Vorfälle  jeder 
Art,  die  für  die  Staatsbehörden,  die  Marine,  die  Schiffseigentümer,  die 
Verfrachter,  die  Versicherer  und  für  die  Rechte  diitter  Personen  von 
Interesse  sein  könnten,  eingetragen  werden. 

Der  erste  ursprüngliche  Inhalt   einer  Eintragung  .darf  weder   durch 

jchung  noch  auf  eine  andere  Art  unleserlich  gemacht  und  es  darf  keine 

erung  und  überhaupt  keine  solche  Veränderung  vorgenommen  werden. 
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wodurch  ein  Zweifel  entstehen  könnte,  ob  solche  schon  bei  der  ursprüg- 
lichen Eintragung  oder  erst  nachträglich  geschehen  sei. 

Das  Schiffstagebuch  (giomale  di  bordo)  muß  in  besonderer  Rücksicht 
auch  auf  die  Beweiskraft,  welche  dessen  Aufzeichnungen  im  gerichtlichen 
und  administrativen  Verfahren  nach  den  bestehenden  gesetzlichen  Vor- 
schriften innewohnt,  genau  nach  der  auf  dessen  erster  Blattseite  abge- 
druckten Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  25.  September  1885, 
(R.  G.  B.  Nr.  140),  beziehungsweise  des  königlich  ungarischen  Handels- 
ministeriums vom  25.  September  1885,  Nr.  45.424,  sowie  Im  Sinne  der 
darauf  bezüglichen  Instruktion  der  k.  k.  Seebehörde  in  Triest  vom  3.  Ok- 
tober 1885,  Z.  9048,  und  der  königlich  ungarischen  Seebehörde  in 
Fiume  vom  3.  Oktober  1885,  geführt  und  müssen  in  demselben  aUe 
daselbst  erwähnten  Daten  und  Vorfälle  eingetragen  werden. 

Jede  Eintragung  hat  vom  Wachoffizier  unverzüglich  nach  beendeter 
Wache  zu  geschehen  und  sollte  eine  unterlassene  Eintragung  am  nächst- 
folgenden Tage  nachgetragen  werden,  so  muß  das  Datum  des  Vorfalles 
und  die  Ursache  der  Verspätung  angeführt  werden. 

Während  der  Fahrt  auf  hoher  See,  sowie  in  Sicht  der  Küste  ist 
je  eine  Blattseite  zur  Eintragung  der  Vorfälle  eines  Tages  zu  benützen 
und  in  beiden  Fällen  sind  die  betreffenden  Rubriken  pflichtgemäß  und  nach 
den  bezüglichen  seemännischen  Regeln  auszufüllen,  da  es  unbedingt  unter- 
sagt ist,  während  der  Fahrt  das  Schiffstagebuch  nur  in  historischer  Form 
zu  führen. 

Beim  Aufenthalte  im  Hafen  dagegen  kann  das  Schiffstagebuch  in 
historischer  Form  geführt  werden  und  ist  es  erlaubt,  auf  einem  Blatte 
mehrere  Tage  einzutragen,  jedoch  immer  von  einander  abgesondert,  wie 
es  überhaupt  nicht  gestattet  ist,  die  Vorfälle  während  des  Aufenthaltes 
im  Hafen  summarisch  zusammenzufassen. 

Der  Schiffer  hat  wenigstens  einmal  in  der  Woche  auf  dem  unteren 
Ende  eines  Blattes  eigenhändig  seine  Unterschrift  beizufügen. 

Innerhalb  24  Stunden  nach  Zulassung  des  Schiffes  zum  freien 
Verkehre  im  Bestimmungshafen  ist  das  Schiffstagebuch  im  Inlande  dem 
Hafenamte,  im  Auslande  dem  betreffenden  k.  und  k.  Konsularamte  vor- 
zulegen. 

Diese  Behörde  wird  dasselbe  nach  eingehender  Prüfung  dem  Schiffer 
rechtzeitig  zurückstellen,  nachdem  sie  es  zuvor  vidimiert,  den  Befund  über 
die  Art  der  Führung  angemerkt,  und  die  etwaigen  Bemerkungen  über  die 
wegen  Übertretungen  durchgeführten  Amtshandlungen  und  über  die  Ein- 
hebung der  Geldstrafen  beigesetzt  hat. 

Für  die  Piüfung  und  Vidimierung  des  Schiffstagebuches  (vidimazione 
del  giornale  di  bordo)  wird  keine  Gebür  entrichtet. 
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Die  ausgefüUten  Schiffstagebücher  sind  beim  Hafenamte  des  Heimats- 
hafens zu  hinterlegen  und  dort  durch  zehn  Jahre  aufzubewahren. 

Der  Schiffer,  beziehungsweise  Führer  des  Schiffes  ist  für  jede  Über- 
tretung gegen  die  Vorschriften  über  die  Führung  [des  Schiffstagebuches 
verantwortlich. 

Jede  Übertretung  der  obgedachten  Verordnung  wird,  insoferne  die- 
selbe nicht  unter  das  allgemeine  Strafgesetz  fällt,  mit  einer  Geldbuße  bis 
zu  zweihundert  Kronen  bestraft. 

Geldbußen,  welche  von  dem  Straffälligen  nicht  eingebracht  werden 
können,  sind  in  Arreststrafen  umzuwandeln;  hierbei  kann  eintägige  Haft 
für  einen  Betrag  von  zwei  bis  zwanzig  Kronen,  jedoch  in  keinem  FaUe 
eine  höhere  als  fünfzehntägige  Haft  verhängt  werden. 

Für  diese  Übertretungen  bildet  das  Hafen-  oder  k.  und  k.  Konsular- 
amt,  welches  zuerst  in  die  Lage  kommt,  eine  Strafamtshandlung  vorzu- 
nehmen, die  erste,  die  kompetente  Seebehörde  die  zweite  und  das  k.  k. 
Handelsministerium  oder  das  königlich  ungarische  Handelsministerium  die 
dritte  Instanz. 

Der  Schiffer  kann  über  den  Steuermann  im  Falle  wiederholter  ün- 
regehnäßigkeit  oder  Kachlässigkeit  in  der  Führung  des  Schiffstagebuches 
im  Disziplinarwege  eine  Geldbuße  bis  zu  vierzig  Kronen  verhängen. 

U.  Unterbrechung  der  bestimmten  Fahrt  (interruzlone   del  viaggio 
stabilito).  —  Seeprotest  (protesto  dl  mare). 

Es  können  kaum  andere  als  folgende  drei  Fälle  eintreten,  in  welchen 
der  Schiffer  eines  österreichischen  oder  ungarischen  Handelschiffes  sich  bei 
einem  k.  und  k.  Konsularamte  meldet,  um  vor  dem  Einlaufen  in  den 
Löschungsort  seine  Fahrt  als  vollendet  zu  erklären,  nämlich: 

1.  Wenn  ein  Teil  der  Schiffsmannschaft  krank  oder  dienstuntauglich  ist; 

2.  wenn  das  fragliche  Schiff'  nicht  weiter  fahien  kann; 

3.  wenn  die  Ladung  aus  was  immer  für  einem  Grunde  schon  sehr 
gelitten  hat. 

In  jedem  solchen  Falle  hat  das  Konsularamt  das  Ansinnen  des 
Schiffers  genau  zu  untersuchen  und  wenn  es  nur  an  der  Mannschaft  fehlt, 
diesem  Mangel  auf  die  besttunlichste  Art  abzuhelfen,  damit  das  Schiff  an 
seinen  Bestimmungsort  gelangen  könne,  weil  diesfalls  keine  Entschuldigung 
angenommen  wird.  Ebenso  ist  in  den  beiden  anderen  Fällen,  soferne  es 
möglich  wäre,  das  Schiff  hinlänglich  auszubessern  oder  die  Ladung  vor 
dem  Verderben  für  die  bis  zum  Eintreffen  an  dem  Bestimmungsorte  erfor- 
derliche Zeit  noch  zu  bewahren,  der  Schiffer  tätigst  zu  unterstützen,  damit 
er  seine  Fahrt  mit  möglichster  Eile  dahin  bewerkstelligen  könne. 

Wenn  ein  Teil  der  Waren  an  Bord  beschädigt  wäre  und  nach  dessen 
onderung  der  größere  Teil  derselben  unverletzt  befunden  wurde,  so  ist 
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dem  Schiffer,  insoferne  das  Schiff  noch  seetauglich  ist,  zur  Fortsetzung 
der  Fahrt  bis  an  den  Löschungsort  mit  dem  unversehrten  Teile  der  Ladung 
die  erforderliche  Unterstützung  zu  gewähren.  Wäre  aber  das  Schiff  so 
beschädigt,  daß  es  nur  erst  nach  langer  Zeit  und  mit  beträchtlichen 
Kosten  hergestellt  werden  könnte,  so  ist  dem  Schiffer  jeder  mögliche  Bei- 
stand zu  leisten,  damit  die  noch  unversehrte  Ladung  auf  ein  anderes 
österreichisches  oder  ungarisches  oder  wenigstens  neutrales  Schiff  über- 
laden und  an  den  Löschungsort  befördert  werden  könne. 

In  allen  obigen  Fällen,  es  mag  sich  um  Absonderung  und  Überladung 
unversehrter  Waren  oder  [um  Ausbesserung  des  schadhaften  Schiffes  oder 
um  Veräußerung  der  zur  Beförderung  an  den  Löschungsort  nicht  geeig- 
neten Artikel  handeln,  ist  ein  ausführliches,  mit  dem  Befunde  der  Sach- 
verständigen zu  belegendes  Protokoll  aufzunehmen,  damit  nicht  nur  die 
Notwendigkeit  der  Verfügung,  sondern  auch  die  Rechtlichkeit  des  bezüg- 
lichen Vorganges*  klar  vorliege. 

In  allen  Fällen  einer  Unterbrechung  der  bestimmten  Fahrt,  femer, 
wenn  der  Schiffer  sich  genötigt  glaubt,  eingegangene  Frachtkontrakts- 
bedingungen nicht  einzuhalten  oder  sonst  von  den  erhaltenen  Instruktionen 
abzuweichen,  hat  das  Konsularamt  den  diesfäUigen  Protest  (protesto) 
gerichtlich  aufzunehmen,  darf  aber  dem  Schiffer  unter  keinem  Vor- 
wande  im  administrativen  Wege  eine  Ermächtigung  zu  derlei  Akten 
erteilen,  sondern  hat  denselben  mit  der  Geltendmachung  der  diesfälligen 
Forderungen  entweder  auf  den  Rechtsweg  oder  bei  Seeunfällen  auf  die 
Austragung  im  Wege  des  Havariereglements  zu  verweisen. 

12.  Ausschlflfangen  von  Matrosen  (sbarco  dl  marinal). 

Nach  den  Bestimmungen  des  Artikels  VI,  §  3  des  Editto  politico  di 
navigazione  dürfen  Matrosen  und  Schiffsjungen,  wenn  sie  im  Inlande  für 
den  Dienst  eines  bestimmten  nationalen  Handelsschiffes  angeworben  sind, 
diesen,  außer  im  Falle  einer  gesetzlichen  Verhinderung,  im  Auslande  nicht 
verlassen,  also  weder  selbst  aus  diesem  Dienstverhältnisse  treten,  noch 
von  dem  Schiffer  verabschiedet  werden,  bevor  das  Schiff  in  einen  Hafen 
des  österreichischen  oder  ungarischen  Litorale  zurückgekehrt  ist,  und  zwar 
selbst  dann  nicht,  wenn  der  Schiffer  damit  zufrieden  wäre  und  wenn  die 
Reise,  für  welche  sie  im  Inlande  angeworben  wurden,  vollendet  oder  die 
Zeit,  für  welche  sie  engagiert  waren,  abgelaufen  sein  würde. 

Der  Schiffer  darf  unter  keinem  Vorwande  eigenmächtig,  d.  i.  ohne 
schriftliche  Ermächtigung  des  Konsularamtes  einen  im  Schiffsdienste  auf- 
genommenen österreichischen  oder  ungarischen  Matrosen  entlassen  und 
denselben  ausschiffen.  Das  Konsularamt  ist  verpflichtet,  das  diesfällige 
Vorgehen  [der  Schiffer  genau  zu  überwachen,  über  jede  solche  Eigen- 
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mächtigkeit  den  Tatbestand  zu  erheben  und  der  kompetenten  Seebehörde 
behufs  der  Bestrafung  des  Schiffers  die  Anzeige  zu  erstatten. 

In  folgenden  Fällen  kann  das  Konsularamt  ausnahmsweise  die  Aus- 
schiffung von  österreichischen  oder  ungarischen  Matrosen  bewUligen  oder 
anordnen: 

1.  wenn  ein  Matrose  erkrankt; 

2.  wenn  seine  bleibende  oder  zeitweilige  üntauglichkeit  zum  See- 
dienste erwiesen  ist; 

3.  wenn  der  Matrose  einer  strafgerichtlichen  Untersuchung  verfällt 
oder  wegen  eines  schweren  Disziplinarvergehens  in  Haft  ge- 
nommen wird  und  vor  Beendigung  der  diesbezüglichen  Prozedur 
das  Schiff  den  Hafen  verläßt; 

4.  wenn  ein  Stellungspflichtiger  Matrose  behufs  Erfüllung  der  Wehr- 
pflicht in  seine  Heimat  zurückgesendet  werden  soll. 

Mit  Ausschluß  der  Fälle  einer  bleibenden  oder  zeitweiligen  üntaug- 
lichkeit zum  Seedienste  ist,  so  oft  ein  österreichischer  oder  ungarischer 
Matrose  die  Ausschiffung  (sbarco)  begehrt  oder  sein  Schiffer  dieselbe  ver- 
langt, vorerst  zu  unterscheiden,  ob  ein  solcher  Matrose  im  österreichischen 
oder  ungarischen  Litorale  oder  im  Auslande  gedungen  worden  ist.  Im 
letzteren  Falle,  d.i.  wenn  der  Matrose  im  Auslande  gedungen  wurde,  wird 
die  angesuchte  Ausschiffung,  ungeachtet  des  eventuellen  Widerspruches  des 
einen  oder  des  anderen  Teiles  gewährt,  sobald  die  Reise,  für  welche  oder 
die  Zeit,  auf  welche  er  angeworben  wurde,  beendigt  oder  abgelaufen  ist- 
Wann  eine  Reise  als  vollendet  angesehen  werden  kann,  ist  nach  den 
in  den  Artikeln  \T:,  §  2  und  VIT,  §  21  des  Editto  politico  di  navigazione 
enthaltenen  Bestimmungen  zu  beurteilen.  Im  allgemeinen  ist  die  Reise  als 
vollendet  anzusehen,  wenn  das  Schiff  im  letzten  Bestimmungsort  ange- 
kommen ist  und  seine  Ladung  gelöscht  hat.  Wenn  der  seine  Ausschiffung 
begehrende  Matrose  im  österreichischen  oder  ungarischen  Litorale  ge- 
dungen wurde  und  daher  einen  integrierenden  Bestandteil  der  ursprüng- 
lichen Mannschaf  tsrolle  bildet,  so  wird  ihm  die  Ausschiffung  auch  dann 
verweigert,  wenn  der  Schiffer  mit  derselben  einverstanden  wäre  und 
ersterer  wird  zugleich  verhalten  bis  zur  Rückkehr  des  betreffenden  Schiffes 
in  das  österreichische  oder  ungarische  Litorale  im  Dienst  desselben  zu 
verbleiben.  Unter  Umständen  kann  das  Konsularamt  in  letzter  Richtung 
eine  Erleichterung  eintreten  lassen,  und  zwar: 

1.  durch  den  sogenannten  Trasbordo,  den  Tausch  zweier  österreichischer 

oder  ungarischer  Matrosen,  die  von  einem  nationalen  Schiffe  auf  ein 

zweites  nationales  Schiff  versetzt  werden,  und 
2.  durch  die  ausnahmsweise  Bewilligung  der  Heimkehr  eines  solchen 

zum  Dienste  eines  bestimmten  Schiffes  vinkulierten  Matrosen,  wenn 

das  Schiff  noch  weitere  Fahrten  im  Auslande  unternimmt. 


—    381    — 

Beim  Trasbordo  wird  die  diesfällige  Einwilligung  der  beiden  Schiffer, 
sowie  der  beiden  Matrosen  vorausgesetzt.  Die  oberwähnte  Erlaubnis  zur 
Rückkehr  in  die  Heimat  kann  ausnahmsweise  nur  dann  gewährt  werden, 
wenn  dadurch  die  Interessen  des  Schiffes  nicht  gefährdet  werden. 

Bei  Beschwerden  der  Schiffer  über  die  schlechte  Aufführung  der 
Mannschaft  oder  umgekehrt,  bei  Beschwerden  der  Mannschaft  über  das 
Vorgehen  der  Schiffer  ist  nicht  ohneweiters  eine  Ausschiffung  anzuordnen, 
sondern  eine  Disziplinaruntersuchung  einzuleiten  und  die  gesetzliche  Be- 
strafung des  Schuldigen  zu  veranlassen,  nach  Beendigung  des  Verfahrens 
aber  womöglich  sogleich  die  WiedereinschifEung  des  Seemannes  zu  verfügen. 

13,  ünterstfitzung  hilfsbedürftiger  Seeleute  im  Auslände  und  deren 

Helmsendung  (assistenza  da  prestarsi  ai  marinai  bisognosi  dl  soceorso 

alPestero  e  loro  rimpatrio). 

Die  k.  und  k.  Konsularämter  haben  die  aus  was  immer  für  einer 
Veranlassung  dienstlos  gewordenen  Matrosen  österreichischer  oder  ungarischer 
Nationalität  zu  überv\^achen,  nach  Bedarf  zu  unterstützen,  wenn  die  voll- 
ständige Mittellosigkeit  derselben  erwiesen  ist,  für  ihre  Unterbringung  an 
Bord  österreichischer  oder  ungarischer  Schiffe  zu  sorgen,  und  wenn  dies 
nicht  tunlich  ist,  ihre  Rückkehr  in  die  Heimat  zu  veranlassen.  Das  Kon- 
sularamt  ist  verpflichtet,  im  Falle  einer  notwendig  gewordenen  Heim- 
sendung von  österreichischen  oder  ungarischen  Matrosen  sich  vor  allem 
von  der  tatsächlichen  Mittellosigkeit  des  betreffenden  Individuums  zu  über- 
zeugen, ferner  alles  aufzubieten  um  seine  Unterbringung  auf  einem  nationalen 
Handelsschiffe  als  marinajo  di  rinforzo  zu  ermöglichen  und  in  diesem  Falle 
seine  Eintragung  in  die  bezügliche  Musterrolle  zu  veranlassen.  Ist  dies 
nicht  tunlich,  so  hat  das  Konsularamt  für  die  Unterbringung  des  zurück- 
gebliebenen Matrosen  auf  fremden  nach  den  Häfen  der  österreichisch- 
ungarischen  Monarchie  segelnden  Schiffen  Sorge  zu  tragen.  Wenn  dem 
zurückgebliebenen  Matrosen  in  keiner  Weise  ein  entsprechender  Dienst 
auf  einem  Schiffe  verschafft  werden  kann,  ist  dessen  Heimsendung,  jedoch 
unter  Beobachtung  der  größtmöglichen  Sparsamkeit,  zu  veranlassen.  In 
allen  jenen  Häfen,  welche  von  den  Lloyddampfem  oder  von  den  Dampfern 
der  ungarischen  Seeschiffahrtsgesellschaft  „Adria"  berührt  werden,  sind 
der  österreichische  Lloyd,  beziehungsweise  die  „Adria"  vertragsmäßig  ver- 
pflichtet, über  schriftliche  Aufforderung  eines  Konsularamtes  Seeleute  und 
überhaupt  Individuen,  welche  mit  der  SeereisebewiUigung  versehen  sind, 
nach  einem  Hafen  des  österreichischen  oder  ungarischen  Litorale  unent- 
geltlich zu  überführen,  wenn  nicht  die  eventuell  dem  Reeder  oder  dem 
Bergungserlöse  obliegende  Kostenvergütung  der  Heimsendung  durch  die 
betreffenden  Behörden  hereingebracht  wird.  Die  darauf  bezüglichen  Be- 
stimmungen sind  in  dem  von  der  k.  k.  österreichischen  Regierung  mit  der 
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Dampfschififalirtsuiiternehmung  des  österreichischen  Lloyd  abgeschlossenen 
Schiffahrts-  und  Postvertrage  vom  25.  Juli  1891  (R.  G.  B.  Nr.  105—106), 
sowie  in  dem  von  der  königlich  ungarischen  Regierung  mit  der  könig- 
lich ungarischen  SeeschifEahrtsaktiengesellschaft  „Adria"  abgeschlossenen 
Vertrage  vom  11.  Dezember  1900  (ungarischer  Gesetzartikel  Vn  vom 
Jahre  1901)  enthalten  (siehe  11.  Band,  Konsular-Normalien  Nr.  XX). 

Der  Artikel  XU  des  erstgedachten  Vertrages  bestimmt  hierüber 
folgendes: 

Der  Lloyd  ist  verpflichtet,  in  den  von  ihm  berührten  Häfen  des  Aus- 
landes über  schriftliche  Aufforderung  der  k.  und  k.  Konsularbehörden  oder 
k.  und  k.  Gesandtschaften  die  heimzusendenden  österreichischen  Seeleute 
oder  andere,  mit  der  Seereisebewilligung  (dem  Seedienstbuche)  versehene 
derartige  Individuen  zu  übernehmen  und  selbe  in  den  Fällen  ganz  unent- 
geltlich, folglich  auch  ohne  Anspruch  auf  die  Vergütung  der  Verpflegs- 
kosten,  nach  Triest  oder  einem  anderen  auf  der  Fahrt  anzulaufenden  öster- 
reichischen Hafen  zu  überschifEen,  als  nicht  die  allenfalls  gesetzlich  dem 
Reeder  oder  dem  Bergungserlös  obliegende  Kostenvergütung  der  Heim- 
sendung durch  die  betreffenden  Behörden  hereingebracht  wird.  Den  obigen 
kostenfrei  beförderten  Lidividuen  wird  Unterkunft  und  Verpflegung  gleich 
den  Passagieren  dritter  Klasse  gewährt  werden  und  steht  es  dem  Kapitän 
des  Dampfers  frei,  sie  geeignetenfalls  während  der  Überfahrt  im  SchifEs- 
dienste  zu  verwenden;  die  Lloydagenten  und  Kapitäne  sollen  aber  nicht 
verhalten  werden,  gegen  ihre  Zustimmung  mehr  als  zwölf  Individuen  auf 
einem  SchifEe  zu  gleicher  Zeit  zu  übernehmen. 

Für  sonstige,  über  schriftliche  Aufforderung  der  k.  und  k.  Konsular- 
ämter  oder  k.  und  k.  Gesandtschaften  heimzusendende,  mittellose,  öster- 
reichische Staatsangehörige  ist  jedesmal  die  tarifmäßige  Passagegebür  der 
dritten  Klasse  nebst  den  Verpflegskosten  bei  Heimsendungen  aus  Hafen- 
plätzen jenseits  des  Suezkanales  und  der  Meerenge  von  Gibraltar  mit 
tUglich  1  fl.  in  Gold,  aus  allen  anderen  Hafenplätzen  aber  mit 
täglich  50  kr.  in  Gold  zu  vergüten,  welche  Vergütung  in  Triest 
durch  die  k.  k.  Seebehörde  über  den  Nachweis  der  stattgefundenen  Be- 
förderungen veranlaßt  werden  wird.  Sind  diese  mittellosen  Staatsange- 
hörigen stellungspflichtig,  so  ist  ihnen  freie  Fahrt  zu  gewähren. 

In  gleicher  Art  wird  auch  in  den  im  Alinea  1  des  obzitierten  Artikels 
ausgenommenen  Fällen  der  Hereinbringung  eines  Ersatzes  für  den  Trans- 
port von  Seeleuten  die  nachträgliche  Erfolgung  der  Vergütung  an  den 
Lloyd  veranlaßt  werden.  Dieselben  Bedingungen  wie  für  den  Transport 
mittelloser,  österreichischer  Staatsangehöriger  haben  auch  für  die  über 
Ansuchen  einer  k.  k.  Behörde  erfolgende  Beförderung  mittelloser,  aus  den 
im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und  Ländern  in  ihre  Heimat  abge- 
"•hafEten  Ausländer  Anwendung  zu  finden. 
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Bei  den  oben  bezeichneten  Heimsendungen  wird  darauf  Rücksicht 
genommen  werden,  daß  Ej-anke  (namentlich  Irrsinnige)  nur  in  solcher 
Weise  eingeschifft  werden,  daß  jede  unzukömmliche  Störung  oder  Belästi- 
gung der  Passagiere  vermieden  wird  und  daß  für  die  notwendige  Beauf- 
sichtigung die  entsprechenden  Vorkehrungen  getroffen  werden. 

Die  Einschiffung  von  Häftlingen  wird  durch  die  Konsularbehörden 
im  Einvernehmen  mit  den  Agentien  erfolgen.  An  Bord  übernimmt  das 
Lloydpersonale  zugleich  mit  den  behördlichen  Organen  die  Überwachung 
dieser  Individuen.  Während  des  Aufenthaltes  in  den  Häfen  kann  erforder- 
lichenfalls die  Hilfe  der  Konsularbehörden  für  die  Beaufsichtigung  der 
Häftlinge  in  Anspruch  genommen  werden. 

Der  §  16  des  von  der  königlich  ungarischen  Regierung  mit  der 
königlich  ungarischen  Seeschiffahrtsaktiengesellschaft  „Adria"  abgeschlos- 
senen Vertrages  vom  11.  Dezember  1900  (ungarischer  Gesetzartikel  VU 
vom  Jahre  1901)  lautet  wie  folgt: 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet  in  jenen  ausländischen  Häfen,  welche 
ihre  Schiffe  berühren,  über  schriftliche  Aufforderung  der  k.  und  k.  Kon- 
sularbehörden oder  k,  und  k.  Gesandtschaften  die  heimzusendenden  Marine- 
soldaten oder  andere,  mit  einem  Marinepaß  (Marinebuch)  versehenen  Indivi- 
duen aufzunehmen  und  nach  Fiume  oder  nach  einem  während  der  Fahrt 
zu  berührenden,  anderen  ungarischen  oder  österreichischen  Hafen  zu  be- 
fördern, ohne  für  diesen  Dienst  irgendwelche  Gebür,  daher  selbst  den 
Ersatz  der  Verpflegskosten  fordern  zu  können,  ausgenommen  jene  Fälle, 
wo  die  Kosten  der  Heimbeförderung,  für  welche  etwa  dem  Gesetze  gemäß, 
der  Schiffseigentümer  oder  die  aus  der  Veräußerung  vom  Schiffe  geretteter 
Gegenstände  eingeflossene  Summe  aufzukommen  hätte,  durch  die  betreffenden 
Behörden  eingetrieben  werden. 

Die  derart  gebürenfrei  beförderten  Personen  genießen  dieselbe  Unter- 
kunft und  Verpflegung  wie  die  Passagiere  dritter  Klasse,  wobei  es  dem 
Schiffskommandanten  freisteht,  dieselben  eventuell  während  der  Fahrt  im 
Schiffsdienste  zu  verwenden;  die  Agenten  und  Kapitäne  der  Gesellschaft 
können  jedoch  in  der  Regel  nicht  verpflichtet  werden  gegen  ihren  Willen 
auf  ein  Schiff  gleichzeitig  mehr  als  vier  Individuen  aufzunehmen. 

.  Für  alle  anderen,  über  schriftliche  Aufforderung  der  k.  und  k.  Kon- 
sularbehörden oder  k.  und  k.  Gesandtschaften  heimzubef ordernden,  mittel- 
losen, ungarischen  oder  österreichischen  Staatsangehörigen  ist  immer  die 
Fahrgebür  dritter  Klasse  und  überdies  für  Verpflegung  die  Gebür 
von  einer  Krone  pro  Tag  zu  entrichten.  Bezüglich  des  Ersatzes  dieser 
iGebüren  wird,  nachdem  die  erfolgte  Beförderung  nachgewiesen  wurde,  die 
königlich  ungarische  Seebehörde  das  Nötige  verfügen.  Sind  diese  mittel- 
losen Staatsbürger  militärpflichtig,  so  geschieht  deren  Beförderung  un- 
entgeltlich. 
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In  gleicher  Art  werden  der  gedachten  Gesellschaft  auch  die  Gebären 
in  jenen  nnter  Alinea  1  dieses  Paragraphen  als  Ausnahme  erwähnten 
Fällen  nachträglich  flüssig  gemacht  werden,  wenn  die  Kosten  für  die 
Heimbeförderung  der  Marinesoldaten  eingetrieben  werden  können.  Hin- 
sichtlich der  über  Ersuchen  einer  Behörde  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  stattfindenden  Beförderung  aus  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  in  ihr  Vaterland  zurückzusendenden,  vermögenslosen  Ausländer 
treten  dieselben  Bedingungen  in  Kraft,  welche  für  die  Beförderung  mittel- 
loser, ungarischer  oder  österreichischer  Staatsbürger  bestehen. 

Anläßlich  eines  speziellen  Falles  hat  das  königlich  ungarische  Handels- 
ministerium dem  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  mitgeteilt,  daß'  die 
königlich  ungarische  Seebehörde  die  Seeschiffahrtsgesellschaft  „Adria" 
angewiesen  hat,  ihre  Schiffskommandanten  dahin  zu  instruieren,  über  Auf- 
forderung der  Konsularbehörden  heimzubefördemde  Nationale  auch  dann 
aufzunehmen,  wenn  die  Betreffenden  nicht  im  Besitze  von  Legitimations- 
papieren sind.  Diesem  Auftrage  ist  die  gedachte  Gesellschaft  nachge- 
kommen. 

Was  den  Übelstand  betrifft,  daß  die  Heimzubefördemden  in  Zwischen- 
häfen das  Schiff  verlassen,  so  ist  dagegen  eine  unbedingt  wirksame  Ver- 
fügung zu  treffen  nicht  möglich,  nachdem  es  ausgeschlossen  erscheint, 
gegen  die  Betreffenden  mit  Brachialgewalt  vorzugehen.  Da  jedoch  bei 
Einleitung  der  Refundierung  für  die  Repatriierung  der  Nachweis  der 
faktisch  zurückgelegten  Reise  zu  erbringen  ist,  so  ist  es  schon  im  eigenen 
Interesse  des  Schiffskommandanten  gelegen,  derartige  eigenmächtige  Reise- 
unterbrechungen mögliehst  hintanzuhalten,  indem  diese  Funktionäre  andern- 
falls die  aufgelaufenen  Kosten  aus  Eigenem  zu  bestreiten  verhalten  werden. 
Aus  diesem  Grunde  pflegen  auch  die  Schiffskommandanten  den  einge- 
schifften mittellosen  österreichischen  oder  ungarischen  Staatsangehörigen 
die  Legitimationspapiere  abzunehmen  und  letztere  erst  nach  Beendigung 
der  Reise  zurückzustellen.  Es  wird  sich  aber  andrerseits  empfehlen,  jenen 
Individuen,  welche  bereits  einmal  anläßlich  einer  Heimbeförderung  unter- 
wegs das  Schiff  eigenmächtig  verlassen  haben,  die  Begünstigung  einer 
abermaligen  Repatriierung  nur  in  Ausnahmsfällen  zuzugestehen. 

Bei  Beförderung  von  Anarchisten  oder  anderen  gemeingefährlichen 
Individuen  mittelst  nationaler  Dampfer  ist  von  Amts  wegen  für  eine  Über- 
wachung durch  eine  seitens  des  betreffenden  Konsularamtes  beizustellende 
Person  zu  sorgen,  falls  deren  Transport  in  die  Heimat  überhaupt 
und  insbesondere  auf  dem  Seewege  notwendig  erscheint.  Dies- 
bezüglich ist  es  dem  Ermessen  des  Konsularamtes  überlassen  in  den  ein- 
zelnen Fällen  alle  jene  Vorkehrungen  zu  treffen,  welche  geeignet  er- 
heinen.  Entweichungen  dieser  Personen  zu  verhüten,  zumal  deren 
msportierung  sich  wesentlich  von  der  Heimbeförderung  Mittelloser  unter- 
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scheidet.  (Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  16.  Sep- 
tember 1901,   Z.  50325/3,  siehe  H.  Band,   Konsular-Normalien  Nr.  XX.) 

Wenn  kein  Dampfer  des  Lloyd  oder  der  „Ädria"  zur  Verfügung 
steht  oder  dessen  Benützung  nicht  angezeigt  ist,  so  hat  das  Konsularamt 
den  SchifEer  eines  auf  der  Heimreise  begriffenen,  nationalen  Handelsschiffes 
aufzufordern,  das  betreffende  mittellose  Individuum  gegen  Ersatz  der  Ver- 
pflegskosten  (panatica)  einzuschiffen.  Weigert  sich  der  Schiffer,  das  heim- 
zusendende Individuum  mitzunehmen,  so  sind  die  Gründe  seiner  Weigerung 
genau  zu  prüfen  und  falls  sie  nicht  stichhältig  befunden  werden,  erteilt 
das  Konsularamt  demselben  die  schriftliche  Weisung  zur  Mitnahme.  Wenn 
auch  diese .  schriftliche  Aufforderung  erfolglos  bleibt,  so  hat  das  Konsular- 
amt gegen  den  betreffenden  Schiffer  das  Disziplinarverfahren  einzuleiten 
und  der  kompetenten  Seebehörde  darüber  Bericht  zu  erstatten. 

Für  den  Fall,  als  dem  Schiffer  für  die  Verpflegskosten  kein  Bar- 
betrag gegen  Abrechnung  von  der  Hafenbehörde  des  Bestimmungsortes 
verabfolgt  wird,  ist  derselbe  zu  verständigen,  wo  und  von  wem  er  den 
Verpflegskostenbetrag  zu  erheben  habe.  Der  Schiffer  eines  nach  einem 
Hafen  des  österreichischen  oder  ungarischen  Litorale  bestimmten  nationalen 
Handelsschiffes  ist  verpflichtet,  die  ihm  von  dem  Konsularamte  zur  Be- 
förderung in  die  Heimat  übergebenen  Verbrecher  zu  übernehmen,  während 
der  Überfahrt  gut  zu  überwachen  und  bei  der  Ankunft  an  dem  Bestim- 
mungsorte gegen  Vergütung  der  bestrittenen  faktischen  Auslagen  den  be- 
treffenden Behörden  zu  übergeben.  Diese  allgemeine  Verpflichtung  bezüg- 
lich des  Transportes  von  Verbrechern  ist  mit  Gubemialcircularverordnung 
vom  20.  Februar  1824,  Z.  2346,  auch  auf  hilfsbedürftige  Seeleute  ausge- 
dehnt worden,  welche  infolge  erlittenen  Schiffbruches  heimzusenden  sind. 

Bezüglich  der  Unterstützung  hilfsbedürftiger  Seeleute  sind  mit 
mehreren  Staaten  besondere  Übereinkommen  getroffen  worden,  und  zwar: 
Mit  Großbritannien  das  Übereinkommen  vom  26.  November  1880  (R.  G.  B. 
Nr.  34  ex  1882);  mit  Italien  das  Übereinkommen  vom  13.  Februar  1889 
(E.  G.  B.  Nr.  101);  mit  Spanien  das  Übereinkommen  vom  11.  März  1889 
(R.  G.  B.  Nr.  102)  und  mit  dem  Deutschen  Reiche  das  Übereinkommen 
vom  10.  November  1889  (R.  G.  B.  Nr.  102  ex  1890,  siehe  H.  Band, 
Konsular-Normalien  Nr.  XX). 

14.  Lohnabreehnungsbuch  und  Zahlungsbueh  bei  Seehandelsschiffen 
(reglstro-paghe  e  llbretto-paghe  per  bastlmentl  mercantili  marittlml). 

Die  diesfälligen  Bestimmungen  sind  in  den  Verordnungen  des  k.  k. 
Handelsministeriums  vom  1.  Juni  1880,  Z.  17194,  und  des  königlich  unga- 
rischen Ministeriums  für  Ackerbau,  Industrie  und  Handel  vom  18.  Juni  1880, 
Z.  17720,  enthalten. 

Malfatti,  Konsularwesen.  I.  25 
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Auf  jedem  Seehandelsschiffe  der  weiten  Fahrt  und  der  großen 
Efistenfahrt  (Inngo  corso  e  grande  cabotaggio)  ist  ein  Lohnabrechnnngs- 
buch  (registro-paghe)  nach  dem  vorgeschriebenen  Formulare  von  dem 
Schiffer  (oder  dessen  Stellvertreter)  zu  führen.  Im  Lohnabrechnungsbuche 
wird  für  jeden  Schiffsmann  ein  abgesondertes  Konto  gefuhrt.  Der  Schiffer 
hat  jede  an  einen  Schiffsmann  auf  die  Heuer  (salario)  geleistete  Zahlung 
daselbst  einzutragen  und  von  dem  Empfänger  in  der  bezüglichen  Rubrik 
sogleich  bestätigen  zu  lassen.  Wenn  der  Empfänger  des  Schreibens  un- 
kundig ist,  so  hat  er  mittels  Handzeichen  zu  fertigen  und  ist  dieses' 
Handzeichen  von  zwei  Zeugen  zu  bestätigen. 

Jeder  Schiffsmann  erhält  ein  Zahlungsbuch  (libretto-paghe)  nach  dem 
vorgeschriebenen  Formulare,  in  welches  der  Schiffer  jede  auf  die  Heuer 
des  Inhabers  geleistete  Zahlung  gleichzeitig  mit  der  betreffenden  An- 
merkung im  Lohnabrechnungsbuche  (registro-paghe)  unter  Beisetzung  seiner 
Unterschrift  einträgt.  Das  Zahlungsbuch  (libretto-paghe)  verbleibt  in  Ver- 
wahrung des  Inhabers.  Jede  Übertretung  dieser  Bestimmungen  wird  im 
Disziplinarwege  mit  einer  Geldbuße  bis  zu  100  Kronen,  welche  in  den 
betreffenden  Marineunterstützungsfonds  fließt,  bestraft. 

Die  oberwähnten  Ministerialverordnungen  sind  mit  Circularien  der 
k.  k.  Seebehörde  in  Triest  vom  24.  Juni  1880,  Z.  5531,  und  der  königlich 
ungarischen  Seebehörde  in  Fiume  vom  3.  September  1880,  Z.  1545,  ver- 
lautbart  worden. 

Die  Lohnabrechnungsbücher  (registri-paghe)  und  die  Zahlungsbücher 
(libretti-paghe)  sind  im  Inlande  bei  den  Hafenämtern  und  im  Auslande 
bei  den  k.  und  k.  österreichisch-ungarischen  Konsularämtem  verkäuflich. 

Im  Nachhange  zum  oberwähnten  Circulare  vom  24.  Juni  1880, 
Z.  5531  hat  die  k.  k.  Seebehörde  in  Triest  mit  Circulare  vom  18.  Jänner  1881, 
Z.  455,  kundgemacht,  daß  das  k.  k.  Handelsministerium  im  Einvernehmen 
mit  dem  königlich  ungarischen  Handelsministerium,  mit  Erlaß  vom 
10.  Dezember  1880,  Z.  37924,  dem  österreichischen  Lloyd  gestattet  hat, 
auf  den  eigenen  Dampfschiffen  besondere  Lohnabrechnungsbücher  (registri- 
paghe)  nach  dem  hiefür  bestimmten  besonderen  Formulare  einzuführen. 
(Siehe  11.  Band,  Konsular-Normalien  XX.) 

15.  Bewilligung  von  Lohnvorschüssen   an  Schiffsleute   wälirend   der 
Reise  (autieipazionl  di  salario  ai  marinal  durante  11  vlagglo). 

Das  Editto  politico  di  navigazione,  Artikel  YII,  §  19  (siehe  II.  Band, 

Konsular-Normalien  Nr.  XX),   enthält   die    genauen   Bestimmuni>"en,    nach 

welchen  die  Gewährung  von  Lohnvorschüssen  an  Schiffsleute  während  der 

Eeise  stattfinden  darf.    Der  Maximalbetrag  der  zu  erfolgenden  Lohnvor- 

lüsse  ist  die  zweimonatliche  Quote  des  bedungenen  Lohnes.  In  ganz 

chtswürdigen  Fällen,  besonders  wenn  der  Lohnfordemde  nachweist. 
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daß  er  den  Vorschuß  zur  Unterstützung  seiner  Familie  zu  verwenden 
beabsichtigt,  kann  das  Konsularamt  über  Ansuchen  des  Schiffers  die  Aus- 
folgung  von  höheren  Lohnvorschüssen  an  Schiffsleute  ausnahmsweise  jedoch 
nur  dann  gestatten,  wenn  der  Schiffer  die  nötige  Vorsicht  zur  Verhütung 
von  Mißbräuchen  trifft. 

Die  Ermächtigung  des  Konsularamtes  zur  Ausfolgung  von  den  gesetz- 
lichen Maximalbetrag  überschreitenden  Lohnvorschüssen  wird  schriftlich 
erteilt.  (Circulare  der  k.  k.  Seebehörde  in  Triest  vom  27.  Oktober  1877^ 
Z.  4347,  siehe  n.  Band,  Konsular-Normalien  Nr.  XX.) 

In  allen  übrigen  Fällen  sind  die  auf  Auszahlung  höherer  Lohnvor- 
schüsse bezüglichen  Ansuchen  zurückzuweisen. 

Bewilligt  der  Schiffer  höhere  Lohnvorschüsse  ohne  Genehmigung  dea 
Konsularamtes,  'so  hat  letzteres  gegen  denselben  das  Disziplinarverfahren 
einzuleiten  und  hierüber  der  kompetenten  Seebehörde  die  Anzeige  zu 
erstatten. 

16.  Verfahren  der  Ssterrelchlsch-ungarisehen  Eonsularämter  bei  Lohn- 
streltlgkelten  zwischen  dem  Schiffer  und  der  Seliiffsmannsehaft  (pro- 
cedura in  casi  di  conflitti  relativi  al  salario  fra  il  eomandante  d^on 
hastimento  e  1*  equipaggio). 

Das  Konsularamt  ist  berufen,  die  zwischen  dem  Schiffer  und  der 
Mannschaft  eines  nationalen  Handelsschiffes  aus  dem  Heuervertrage  oder 
aus  dem  Verhältnisse  des  Borddienstes  sich  ergebenden  Streitigkeiten  zu 
schlichten  und  hierbei  hat  dasselbe  nach  den  in  den  §§  2  und  3,  Artikel  VI 
und  im  §  11,  Artikel  VH  des  Editto  politico  di  navigazione  enthaltenen 
Bestimmungen  vorzugehen.  (Siehe  11.  Band,  Konsular-Normalien  Nr.  XX.) 
Wenn  Matrosen  eine  Lohnerhöhung  Jim  Verlaufe  der  Reise,  für  welche 
sie  sich  bereits  um  einen  bestimmten,  in  der  Mannschaftsrolle  eingetragenen 
Lohn  verdungen  haben,  beanspruchen,  so  wird  ein  solches  unbegründetes 
Begehren  sofort  zurückgewiesen.  Ist  bei  der  Einschiffung  zwischen  dem 
Schiffer  und  der  Schiffsmannschaft  ein  besonderes  Übereinkommen  nicht 
getroffen  worden,  so  ist  das  Konsularamt  berechtigt  eine  Vereinbarung  für 
eine  fixe,  nach  den  Umständen  zu  bestimmende  Entlohnung  zu  vermitteln; 
gelingt  ein  solcher  Vergleich  nicht,  so  kann  das  Konsularamt  nach  einem 
billigen,  dem  Platztarife  der  Matrosenlöhne  angemessenen  Maßstabe  den 
Betrag  dieser  Entlohnung  ex  officio  bestimmen  und  ist  eine  solche  Fest-' 
Setzung  des  Lohnes  jedesmal  auf  dem  Ruolo  d'equipaggio  (Musterrolle) 
anzumerken  und  dem  betreffenden  Schiffer  auf  Verlangen  eine  darauf 
bezügliche  schriftliche  Bestätigung  zu  geben. 

Sowie  die  Matrosen  für  die  Reise,  für  welche  sie  sich  rechtsgültig 
verdungen  haben,  eine  Lohnerhöhung  nicht  beanspruchen  können,  ebenso- 
wenig darf  der  Schiffer  einen  paktierten  Lohnbetrag  eigenmächtig  herab- 

26* 
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setzen.  Nach  Beendigung  der  Reise,  für  welche  sich  Matrosen  verdungen 
haben  oder  nach  Ablauf  der  Engagementsfrist  hören  die  Verpflichtungen 
des  früheren  Heuervertrages,  soweit  sie  das  Lohnausmaß  betreffen,  auf 
und  hat  ein  neues  Übereinkommen  stattzufinden.  Die  Lohnverträge  sind 
schriftlich  abzufassen.  Wenn  durch  die  Vermittlung  des  Konsularamtes  ein 
tohnvertrag  zustande  kommt,  so  hat  dasselbe  dafür  zu  sorgen,  daß 
die  wesentlichen  Vertragsbedingungen  in  bezug  auf  Lohnausmaß,  Aus- 
dehnung und  Dauer  des  Engagements  so  genau  als  möglich  konstatiert 
und  in  die  Musterrolle  sowie  in  das  Bordjoumal  aufgenommen  werden. 

Li  allen  jenen  Fällen  von  Lohnstreitigkeiten,  in  welchen  es  dem 
Konsularamte  nicht  gelingt  zwischen  dem  Schiffer  und  der  Schiffsmannschaft 
einen  Ausgleich  zu  vermitteln,  hat  dasselbe  den  Anlaß  dieser  Streitigkeiten 
genau  zu  erheben,  beide  Teile  eingehend  zu  vernehmen  und  hierauf  eine 
vorläufige  Entscheidung  im  Sinne  des  Editto  politico  di  navigazione  zu 
fällen.  Über  eine  solche  Verhandlung  wird  ein  Protokoll  aufgenommen  und 
das  diesfällige  Erkenntnis  wird  schriftlich  den  Parteien  mit  dem  ausdrück- 
lichen Bemerken  intimiert,  daß  gegen  dasselbe  der  Rekurs  an  die  kom- 
petente Seebehörde  ergriffen  werden  kann.  Das  Konsularamt  hat  in  dem 
bezüglichen  Litimationsdekret  den  Termin  anzugeben,  binnen  welchem  die 
Rekursanmeldung  bei  demselben  zu  erfolgen  hat.  Durch  die  Rekurs- 
anmeldung erleidet  das  Erkenntnis  des  Konsularamtes  keinen  Aufschub. 
Sollte  die  auf  Lohnstreitigkeiten  bezügliche  konsularamtliche  Verhandlung 
nicht  durchgeführt  werden  können,  weil  das  betreffende  Schiff  ohne  schwere 
Beeinträchtigung  nicht  länger  im  Hafen  verbleiben  kann,  so  hat  das  Kon- 
sularamt der  kompetenten  Seebebörde  über  den  Vorfall  zu  berichten, 
damit  von  dieser  die  weiteren  erforderlichen  Verfügungen  getroffen 
werden  können. 

Bei  Streitigkeiten  zwischen  dem  Schiffer  und  der  Schiffsmannschaft 
in  betreff  der  Schiffskost  hat  das  Konsularamt  nach  den  darauf  bezüglichen 
Bestimmungen  des  Editto  politico  di  navigazione,  §  18,  Artikel  II,  §  9, 
Artikel  V  und  §  7,  Artikel  VI,  zu  verfahren.  (Siehe  II.  Band,  Konsular- 
Normalien  Nr.  XX.) 

17.  Ausfihong  der  Disziplinargewalt  fiher  Sehlffsleute  durch  die  öster- 
relehiseh-ongarlsehen  Konsularäinter  (glurlsdlzioue  disclpllnare  degli 
ufflcl  consolarl  austro-ungarlel  In  eonfrouto  di  inarlnal  d'un  bastl- 

mento  inercantile). 

Die  Disziplinargewalt  der  k.  und  k.  Konsularämter  bezieht  sich  auf 

die  Schiffer  und  auf  die  Schiffsmannschaft  eines  nationalen  Handelsschiffes. 

Bei  groben  Pflichtverletzungen,   die   spezielle   Obliegenheiten   eines 

ers  verletzen  und  im  Editto    politico   di    navigazione    ausdiücklich 

sind,  hat  das  Konsularamt  von  Amts  wegen  den  Tatbestand   zu 
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erheben  und  der  kompetenten  Seebehörde  hierüber  die  Anzeige  zu  erstatten.  , 
In  allen  übrigen  Fällen,  wo  es  sich  bloß  um  eine  Übertretung  der  die 
beim  Konsularamte  selbst  vorkommenden  Marinegeschäfte  betreffenden  Vor- 
schriften handelt,  kann  das  Konsularamt  über  den  schuldtragenden  Schiffer 
eine  angemessene  Geldstrafe  verhängen.  Die  am  häufigsten  vorkommenden 
Übertretungen  dieser  Art  sind:  die  Übertretung  der  den  Schiffern  gehörig 
kundgegebenen  Hafenordnung  (regolamento  di  porto),  das  Versäumnis  in 
der  Meldung  zum  Seekonstitute  (costituto  di  mare),  die  Unterlassung  der 
Anzeige  eines  Desertionsfalles  oder  der  eigenmächtigen  Dienstesverlassung 
eines  Matrosen  und  Ungehorsam  gegen  amtliche  Anordnungen,  insofeme 
derselbe  nicht  in  eine  gemeinrechtlich  strafbare  Handlung  ausartet.  Das 
Verfahren  in  solchen  Fällen  ist  summarisch;  dem  betreffenden  Schiffer 
wird  die  über  ihn  verhängte  Ordnungsstrafe  schriftlich  mit  dem  Beifügen 
mitgeteilt,  daß  ihm  der  Rekurs  an  die  kompetente  Seebehörde  offen  steht, 
der  jedoch  bei  dem  Konsularamte  binnen  acht  Tagen  eingereicht  werden 
muß.  Das  Konsularamt  kann  nötigenfalls  auch  den  schuldtragenden  Schiffer 
absetzen  und  einen  neuen  einsetzen.  (Siehe  Nr.  23  dieses  Abschnittes: 
„Substitution  eines  Schiffers".) 

Hinsichtlich  der  Schiffsmannschaft  steht  dem  Konsularamte  die  Dis- 
ziplinargewalt in  allen  Übertretungen  der  Seedisziplin  zu.  Die  häufiger 
vorkommenden  Übertretungen  dieser  Art  von  seite  der  Schiffsmannschaft 
sind:  Ungehorsam  gegen  den  Schiffer  oder  Schiff soffizier,  unbefugte  Dienstes- 
verlassung, Desertion,  Ungehorsam  gegen  konsularamtliche  Anordnungen, 
Verabredungen  zur  Arbeitsverweigerung,  zur  Verlassung  des  Dienstes  u.  dgl 
Die  zu  verhängenden  Strafen  sind  entweder  im  Editto  politico  di  naviga- 
zione  bestimmt  oder  das  Konsularamt  hat  nach  Erwägung  aller  Umstände 
auf  angemessene  Arrest-  oder  Geldstrafen  zu  erkennen.  Die  Disziplinar- 
untersuchung wird  sowohl  bei  Übertretungen,  die  auf  offener  See  während 
der  letzten  Reise,  als  auch  bei  jenen,  die  in  dem  zum  Amtsbezirke  des 
Konsularamtes  gehörigen  Hafen  begangen  worden  sind,  eingeleitet.  Die 
in  der  Regel  auf  Grund  einer  bezüglichen,  auf  bestimmten  Tatsachen 
beruhenden  Anzeige  des  Schiffers  erfolgende  Disziplinaruntersuchung  wird 
durch  den  Auszug  aus  dem  Bordjoumale,  durch  die  Einvernehmung  der 
Schiffsoffiziere  und,  nach  Umständen  der  Schiffsmannschaft,  sowie  endlich 
durch  die  Einvernehmung  des  Beschuldigten  vervollständigt  und  sodann 
das  Urteil  gefällt.  Auch  bei  den  Übertretungen  der  Schiffsmannschaft  ist 
das  ganze  Verfahren  summarisch,  und  zwar  mittelst  Aufnahme  eines 
kurzen,  die  wesentlichsten  Umstände  enthaltenden  ProtokoUes.  Dem 
betreffenden,  mit  einer  Arrest-  oder  Geldstrafe  belegten  Seemanne  steht 
der  Rekurs  an  die  kompetente  Seebehörde  offen. 

Wenn  an  Bord  eines  nationalen  Handelsschiffes  in  einem  zum 
Amtsbezirke    eines    Konsularamtes    gehörigen    Hafen    Gewalttätigkeiten, 


—    390    — 

.  Meutereien  u.  dgl.  vorkommen,  bei  welchen  die  Lokalbehörden  nicht  von 
Amts  wegen  einschreiten,  so  hat  das  gedachte  Konsularamt  nötigenfalls 
durch  Eequisition  der  Ortspolizei  alles  aufzubieten,  um  die  Disziplinar- 
.    gewalt  des  Schiffers  zur  Geltung  zu  bringen. 

Im  Falle  des  Einschreitens  der  Lokalbehörden  bei  an  Bord  eines 
österreichischen  oder  ungarischen  Handelsschiffes  vorgekommenen  straf- 
baren Handlungen  hat  das  Konsularamt  darauf  bedacht  zu  sein,  daß  dem 
Beschuldigten  schnelle  und  unparteiische  Justiz  zu  teil  werde. 

Im  Falle  der  Nichtintervention  der  Landesbehörden  bei  solchen  straf- 
baren Handlungen  hat  das  Konsularamt  den  Tatbestand  sicherzustellen, 
die  Heimsendung  des  Angeschuldigten  ehetunlichst  zu  veranlassen  und 
dafür  Sorge  zu  tragen,  daß  die  diesbezügliche  Amtshandlung  der  kompe- 
tenten heimatlichen  Behörde  zugewiesen  werde. 

So  oft  die  Landesbehörden  Nachsuchungen  wegen  verbotenen  Waren 
an  Bord  eines  österreichischen  oder  ungarischen  Handelsschiffes  vornehmen 
wollen  und  zu  diesem  Zwecke  den  Beistand  des  Konsularamtes  in  Anspruch 
nehmen,  hat  letzteres  diesem  Ansuchen  sofort  Folge  zu  geben. 

Ebenso  hat  das  k.  und  k.  Konsularamt,  wenn  fremde  desertierte 
Seeleute  sich  auf  österreichische  oder  ungarische  Schiffe  flüchten,  dem 
betreffenden  fremden  Konsularvertreter  auf  Verlangen  und  gegen  Zusicherung 
der  Reziprozität  den  nötigen  Beistand  zur  Ergreifung  des  Deserteurs  zu 
leisten. 

16,  Yerfahren  der  Ssterreiclilseh-ungarischen  Eonsularämter  bei  der 
Besertloii  von  Matrosen  eines  nationalen  Handelsschiffes  (procedura 
in  casi  di  diserzione  dl  marinai  d'un  bastiniento  uiereantile  uiarlttimo 

nazionale). 

Bei  der  Anzeige  von  der  stattgefundenen  Desertion  eines  Matrosen 
von  einem  österreichischen  oder  ungarischen  Handelsschiffe  hat  das  betreffende 
Konsularamt  ohne  Verzug  aUe  zur  Auffindung  des  Deserteurs  geeigneten 
Vorkehrungen  zu  treffen  und  insbesondere  die  Vermittlung  und  Unter- 
stützung der  Lokalbehörden  in  Anspruch  zu  nehmen,  wenn  dieselben  ent- 
weder durch  die  bestehenden  Handels-  und  Schiffahrtsverträge  oder  durch 
die  Reziprozität  ihren  Beistand  zu  gewähren  verpflichtet  sind. 

Die  Aufsuchung  eines  desertierten  Matrosen  unterbleibt,  wenn  dieser 
nicht  österreichischer  oder  ungarischer  Staatsangehöriger  ist,  ferner  wenn 
dieselbe  mit  unverhältnismäßig  bedeutenden  Auslagen  verbunden  wäre 
oder  voraussichtlich  zu  keinem  Resultate  führen  würde.  Die  aus  der  Auf- 
suchung eines  desertierten  Matrosen  erwachsenden  Auslagen  fallen  in  erster 
Linie  demselben  zur  Last  und  nur  wenn  er  zahlungsunfähig  ist,  werden 
sie  aus  dem  Hafen-  und  Seesanitätsfonds  desjenigen  Küstenlandes,  nach 
welchem  der  Flüchtige  zuständig  ist,  bestritten.    (Circulare  der  k.  k.  See- 
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behörde  in  Triest  vom  11.  Oktober  1871,  Z.  8853;  siehe  ü.  Band, 
Konsulax-Nonnalien  Nr.  XX.) 

Bei  der  Vergütung  der  mit  der  Aufsuchung  eines  flüchtig  gewordenen 
Matrosen  verbundenen  Auslagen  ist  vor  allem  genau  zu  untersuchen,  ob 
es  sich  im  vorliegenden  Falle  bloß  um  eine  eigenmächtige  Entfernung  vom 
Schiffe  oder  um  eine  förmliche  Desertion  handelt. 

Zum  Tatbestand  der  Desertion  gehört  außer  der  Entweichung  vor 
Ablauf  der  Vertragszeit  auch  die  Absicht,  auf  das  Schiff  nicht  mehr  zurück- 
zukehren. Besondere  Umstände,  auf  Grund  deren  eine  solche  Absicht  als 
vorhanden  angenommen  werden  kann,  sind  die  Mitnahme  der  Effekten,  die 
Unzufriedenheit  an  Bord,  die  Vorbereitung  zur  Flucht,  die  Herauslockung 
möglichst  vieler  Lohnvorschüsse,  das  Verlassen  des  Schiffes  kurz  vor  der 
Abfahrt  u.  dgl.  Der  Tatbestand  der  Desertion  wird  durch  protokollarische 
Einvernehmung  des  Schiffers  und  sonst  glaubwürdiger  Zeugen,  sowie  des 
Deserteurs  selbst  festgestellt. 

Im  Falle  einer  bloß  eigenmächtigen  (unbefugten)  Entfernung  eines 
Matrosen  vom  Schiffe,  werden  die  bezüglichen  Auslagen  aus  dem  Lohngut- 
haben desselben,  bei  konstatierter  Desertion  dagegen  nicht  aus  dem  Lohn- 
guthaben, sondern  aus  den  eventuell  vorhandenen  Geldern  des  Deserteurs 
bestritten.  Der  Ersatz  der  fraglichen  Kosten  kann  bei  einer  Desertion 
auch  dadurch  stattfinden,  daß  der  Schiffer  jenes  Schiffes,  auf  welchem  der 
Deserteur  später  Verheuerung  findet,  angewiesen  wird,  den  entsprechenden 
Betrag  für  Eechnung  des  betreffenden  Matrosen  ä  conto  des  ihm  bei  einer 
neuen  Einschiffung  zu  gewährenden  Lohnvorschusses  zu  erlegen  oder  aber 
bei  dem  künftig  zu  verdienenden  Lohne  zurückzubehalten.  (Artikel  VII^ 
§  19  des  Editto  politico  di  navagazione.) 

Sollte  jedoch  der  Kostenersatz  auch  in  dieser  Weise  nicht  durch- 
führbar sein,  so  werden  die  fraglichen  Auslagen  von  dem  Konsularamte 
vorschußweise  bestritten.  Die  Refundierung  des  hiefür  verausgabten 
Betrages  erfolgt  aus  dem  bezüglichen  Hafen-  und  Seesanitätsfonde  durch 
Vermittlung  der  kompetenten  Seebehörde  auf  Grund  des  an  dieselbe  von 
Fall  zu  Fall  zu  erstattenden,  darauf  bezüglichen  umständlichen  Berichtes. 

Die  Bestrafung  der  Übertretung  der  unbefugten  Entfernung  vom 
Schiffe  erfolgt  laut  Circularverordnung  der  vorbestandenen  k.  k.  Seebehörde 
in  Triest  vom  14.  Mai  1870,  Z.  2621,  durch  den  Schiffer  selbst  (siehe 
IL  Band,  Konsular-Normalien  Nr.  XX). 

So  oft  dem  Konsularamte  die  erfolgte  Desertion  eines  Matrosen  an- 
gezeigt wird,  hat  dasselbe  sofort  gegen  den  Flüchtigen  die  Strafverhand- 
lung einzuleiten.  Wird  der  Deserteur  eingebracht,  so  wird  nach  Abschluß 
der  bezüglichen  Verhandlung  das  Urteil  in  erster  Listanz  gefällt,  im  ent- 
gegengesetzten Falle  aber  legt  das  Konsularamt  die    diesfälligen  Akten 
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der  kompetenten  Seebehörde  vor.  In  dem  Urteile  wird  außer  dem  ipso 
facto  eintretenden  Verfalle  des  Lohnguthabens  zugunsten  des  Marine- 
unterstützungsfonds auch  die  zu  verhängende  Arrest-  oder  Geldstrafe 
ausgesprochen. 

Hat  der  Verurteilte  außer  dem  Lohnguthaben  eigenes  Geld,  so  wird, 
falls  die  Arreststrafe  zu  nachteilig  erscheint,  eine  entsprechende  Geld- 
strafe verhängt  Die  Arreststrafe  darf  die  Dauer  von  sechs  Wochen  nicht 
überschreiten. 

In  dem  Urteile  wird  ausdrücklich  hervorgehoben,  daß  der  verurteilte 
Deserteur  den  Eekurs  an  die  kompetente  Seebehörde  ergreifen  kann,  zu 
welchem  Ende  ihm  eine  Frist  bis  zu  vierundzwanzig  Stunden  zur 
Anmeldung  desselben  bestimmt  wird. 

Für  die  von  Matrosen  eines  österreichischen  oder  ungarischen  Handelsr 
Schiffes  im  Auslande  begangenen  Übertretungen  ist  in  zweiter  Instanz 
jene  Seebehörde  kompetent,  in  deren  Gebiet  das  Schiff  gehört,  auf  welchem 
der  Übertreter  zuletzt  eingeschifft  war.  Nach  rechtzeitig  erfolgter  Anmeldung 
des  Rekurses  (was  auch  mündlich  geschehön  kann),  werden  die  sämtlichen 
Verhandlungsakten,  die  geprüfte  und  vidierte  Lohnrechnung  samt  Lohn- 
guthaben der  kompetenten  Seebehörde  vorgelegt.  Arreststrafen  bis  zur 
Dauer  einer  Woche  werden  sofort  in  Vollzug  gesetzt,  dagegen,  wenn 
das  Strafausmaß  diese  Frist  überschreitet,  so  wird  infolge  der  Kekurs- 
anmeldung  der  Strafvollzug  verschoben.  Bei  einer  Geldstrafe  wird  der 
entfallende  Betrag  in  geeigneter  Weise,  etwa  durch  Abnahme  einer  Bürg- 
schaft, nie  aber  durch  das  Lohnguthaben  des  desertierten  Matrosen  sicher- 
gestellt. 

Das  Konsularamt  kann,  um  die  Schiffahrtsinteressen  nicht  zu  gefährden, 
sowie  um  unnötige  Heimsendungskosten  zu  ersparen,  auch  einem  zur 
Arreststrafe  verurteilten  Matrosen  die  Einschiffung  gestatten.  In  diesem 
Falle  hat  das  Konsularamt  dafür  Sorge  zu  tragen,  daß,  wenn  die  Wieder- 
einschiffung auf  dem  verlassenen  Schiffe  nicht  möglich  ist,  der  be- 
treffende Matrose  sich  auf  einem  nach  dem  österreichischen  oder  ungarischen 
Litorale  segelnden  Schiffe  einschiffe.  Die  Einschiffung  eines  verurteilten 
Matrosen  kann  auch  dann  stattfinden,  wenn  das  betreffende  Schiff  nach 
einem  Hafenorte  abgeht,  wo  das  dortige  Konsularamt  die  Arreststrafe  in 
Vollzug  setzen  kann,  in  welchem  Falle  ein  diesfälliges  Ansinnen  an  das- 
selbe zu  stellen  ist.  Alle  Konsularämter  sind  verpflichtet,  einem  solchen 
innen  Folge  zu  leisten,  wofeme  die  Lokalbehörden  die  Vollziehung  der 
'tstrafen  gestatten. 

ue  Schiffsleute,  welche  dem  Konsularamte  erklären,   die  Heise  auf 

3,   auf  welchem   sie   verheuert  sind,   obwohl   der  Heuervertrag 

'sendet  ist,  nicht  mehr  fortsetzen  zu  können,   und  ungeachtet 
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der  Aufforderung  des  Konsularamtes  auf  das  Schiff  nicht  mehr  zurück- 
kehren, werden  ebenfalls  als  Deserteure  behandelt. 

Findet  das  Konsularamt,  .daß  die  von  solchen  Matrosen  diesfalls  an- 
geführten Gründe  nicht  stichhältig  sind,  so  werden  dieselben  durch  Auf- 
nahme eines  ProtokoUes  aufgefordert,  innerhalb  einer  kurzen,  besonders 
zu  bestimmenden  Frist  auf  das  Schiff  zurückzukehren  und  die  Eeise  fort- 
zusetzen, widrigenfalls  sie  als  Deserteure  behandelt  werden  müßten.  (Circulare 
der  k.  k.  Zentralseebehörde  in  Triest  vom*  19.  Oktober  1857,  Z.  9749,  siehe 
n.  Band,  Konsular-Normalien  Nr.  XX.) 

Ist  der  von  einem  nationalen  Handelsschiffe  desertierte  Matrose  ein 
fremder  Staatsangehöriger,  so  verständigt  das  österreichisch-ungarische 
Konsularamt,  welchem  die  Desertion  angezeigt  wird,  ohne  Verzug  das 
betreffende  Konsularamt  jenes  Staates,  welchem  der  Deserteur  angehört, 
unter  gleichzeitiger  Übermittlung  der  bezüglichen  Legitimationspapiere 
und  der  etwa  zurückgebliebenen  Effekten  des  Deserteurs. 

Das  Lohnguthaben  ist  wie  bei  den  österreichischen  oder  ungarischen 
Staatsangehörigen  dem  Marineunterstützungsfonds  verfallen. 

Die  aus  der  Musterrolle  (ruolo  d' equipaggio)  ersichtlichen  Bedin- 
gungen des  Heuervertrages  (contratto  d'ingaggio)  und  die  Dienstzeit  des 
Matrosen  sind  für  die  Bestimmungen  des  Lohnrestes  (civanzo-paghe)  des- 
selben maßgebend.  Von  dem  sich  ergebenden  Betrage  werden  die  während 
der  Reise  gewährten,  gesetzlich  zulässigen  Vorschüsse  (im  zweimonatlichen 
Heuerbetrage)  und  die  laut  §  5  der  Verordnung  des  k.  k.  Marineministeriums 
vom  19.  Oktober  1863  etwa  stipulierten  Vorschüsse,  welche  in  der  Muster- 
rolle angegeben  sein  müssen,  in  Abzug  gebracht.  Andere  Vorschüsse  werden 
nur  dann  anerkannt,  wenn  hiezu  die  vorgeschriebene  Bewilligung  des 
Konsularamtes  eingeholt  wurde  oder  wenn  die  Notwendigkeit  der  Erfolgung 
derselben  nachgewiesen  ist.  Die  Schiffer  werden  zur  sofortigen  Auszahlung 
des  liquidierten  Lohnguthabens  aufgefordert  und  bezüglich  ihrer  eventuellen 
Ersatzansprüche,  auf  den  ordentlichen  Rechtsweg  verwiesen. 

Dasselbe  gilt  für  die  Prüfung  und  Liquidierung  von  Lohnrechnungen 
verstorbener  oder  erkrankter  Schiffsleute. 

19.  Verfahren  der  Österreichisch -ungarischen   Eonsularfimter    beim 

Todesfalle  eines  Matrosen  an  Bord  eines  nationalen  Handelsschiffes 

(procedura  in  casi  dl  decesso  dl  un  marinajo  a  bordo  d*un  hasti- 

uiento  mercantile  marittlmo  nazionale). 

Beim  Todesfalle  eines  österreichischen  oder  ungarischen  Seemannes  ist 
zu  unterscheiden,  ob  ein  solcher  an  Bord  des  Schiffes  während  der  letzten 
Reise  oder  im  Hafen  stattgefunden  hat.  Im  ersten  Falle  hat  der  Schiffer 
die  Anzeige  bei  Ablegung  des  Seekonstitutes  (costituto  di  mare)  zu  erstatten. 
Der  Todesfall  wird  dann  mittels  eines  eigenen  Konsularaktes    konstatiert 
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und  zwar  durch  Hinterlegrung  des  Totenscheines,  falls  der  Verstorbene 
am  festen  Lande  mit  Zuziehung  eines  Geistlichen  begraben  werden  konnte 
oder  mittelst  der  eidlichen  Aussage  des  Sdiiffers,  der  Schiffsoffiziere  und 
zweier  Personen  der  Schiffsmannschaft.  Stirbt  ein  Seemann  im  Hafen  an 
Bord  des  Schiffes,  so  erfolgt  sofort  die  Anzeige  aji  das  Konsularamt  und 
der  Todesfall  wird  in  der  oben  erwähnten  Weise  konstatiert. 

In  beiden  Fällen  übergibt  der  Schiffer  dem  Konsularamte  das  allen- 
falls vorhandene  Testament  des  Verstorbenen,  die  von  ihm  hinterlassenen 
Effekten  nebst  dem  hierüber  vom  Schiffsschreiber  aufgenommenen,  vom 
Schiffer  und  zwei  Matrosen  als  Zeugen  gefertigten  Inventare,  sowie  die 
Rechnung  über  das  Lohnguthaben  (civanzo  paghe)  des  Verstorbenen  samt 
dem  Saldo  desselben  (§  11,  Artikel  m  des  Editto  politico  di  navigazione). 

Wenn  ein  österreichischer  oder  ungarischer  Seemann,  welcher  wegen 
Erkrankung  ausgeschifft  wurde,  im  Spital  gestorben  ist  und  das  Schiff 
auf  welchem  er  verheuert  war,  bereits  den  Hafen  verlassen  hat,  so  dient 
das  bei  der  Aufnahme  des  Matrosen  in  das  Spital  angefertigte  Inventar 
und  die  damals  liquidierte  Lohnrechnung,  welche  durch  das  vom  Tage  der 
Ausschiffung  bis  zum  Abgange  des  betreffenden  Schiffes  weiterlaufende 
Guthaben  zu  rektifizieren  ist,  zur  Grundlage  der  weiteren  Verhandlung. 
Betreffs  der  Berechnung  des  Lohnguthabens  ist  das  Circulare  der  vor- 
bestandenen k.  k.  Zentralseebehörde  in  Triest  vom  10.  September  1855, 
Z.  9847,  maßgebend  (siehe  IL  Band,  Konsular-Normalien  Nr.  XX). 

Das  Konsularamt  publiziert  das  etwa  vorhandene  Testament  und  geht 
dann  in  Gemäßheit  der  letzten  Willensmeinung  vor.  Ist  kein  Testament 
vorhanden,  so  liquidiert  das  Konsularamt  die  Nachlaßlasten  und  Schulden, 
veräußert  jene  Effekten,  die  sich  nicht  aufbewahren  lassen  oder  deren 
Erhaltung  und  Heimsendung  mit  unverhältnismäßigen  Kosten  verbunden 
wäre  oder  die  zur  Bezahlung  der  Schulden  verwertet  werden  müssen  und 
schickt  den  Totenschein,  die  Verlassenschaftsakten,  die  in  natura  ver- 
bliebenen Nachlaßeffekten  und  den  Reinerlös  des  Veräußerten  samt  dem 
sonstigen  Gelde  der  kompetenten  Seebehörde  zur  eigenen  Amtshandlung 
und  Mitteilung  an  die  betreffende  Verlassenschaf tsabhandlungsinstanz  ein. 

In  gleicher  Weise  ist  zu  verfahren,  wenn  ein  Supercargo*)  oder 
Passagier  an  Bord  eines  österreichischen  oder  ungarischen  Schiffes  im 
Auslande  gestorben  ist. 


*)  Unter  Cargo  versteht  man  die  Ladung  eines  Handelsschiffes,  auch  das  Verzeichnis 
der  geladenen  Güter.  Der  Supercargo  oder  Cargador  ist  der  vom  Reeder  oder  vom  Eigen- 
tümer der  Ladung  bestellte  Bevollmächtigte,  welcher  das  Schiff  zu  begleiten,  die  Aufsicht 
»T  die  Ladung  zu  führen,  selbe  zu  verkaufen  und  etwaige  Rückfracht  zu  begleiten  hat. 
«n  wird  dem  Supercargo  ein  Stellvertreter  oder  Gehilfe  beigegeben,  welcher  Unter- 
genannt  wird.  Li  Holland  heißt  auch  der  Schiffsmakler  Cargador. 
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Bezüglich  der  Kechtsansprüche  der  Erben  eines  Matrosen  ist  nach- 
stehendes zu  bemerken.  Den  Erben  eines  nach  Monaten  verheuerten 
Matrosen  gebürt  der  Lohn  bis  zum  Todestage,  bei  Verheuerung  für  eine 
Keise  der  halbe  Lohn,  wenn  der  Tod  auf  der  Hinreise  erfolgt  ist  und 
der  ganze  Lohn,  wenn  der  Matrose  auf  der  Ktickreise  gestorben  ist.  Bei 
der  Verheuerung  auf  Anteil,  welche  in  der  österreichischen  oder  unga- 
rischen Handelsmarine  selten  vorkommt,  gebürt  den  Erben  eines  Matrosen 
der  ganze  Teilgewinnst,  wenn  die  Reise  bereits  begonnen  ist.  Ist  der  Tod 
im  Dienste,  d.  i.  infolge  einer  im  Dienste  zugezogenen  Verletzung  einge- 
treten, so  haben  die  Erben  Anspruch  auf  die  Heuer  (salario),  wekhe  im 
Verhältnis  zur  ganzen  Bestimmungsreise  des  Schiffes  auszumessen  ist.  Das 
Konsularamt  hat  behufs  dieser  Bemessung  die  durchschnittliche  Dauer  der 
Bestimmungsreise  bei  normalen  Verhältnissen  zu  berücksichtigen  und  den 
obigen  Betrag  für  diese  Reisedauer  festzusetzen. 

Die  Beerdigungskosten  sind,  wenn  der  Erlös  der  hinterlassenen 
Effekten  zur  Deckung  derselben  nicht  hinreichend  ist,  vom  Schiffe  zu 
tragen  und  dürfen  in  keinem  Falle  aus  dem  Lohnguthaben  (civanzo-paghe) 
des  verstorbenen  Matrosen  bestritten  werden.  (Circulare  der  vorbestandenen 
k.  k.  Zentralseebehörde  in  Triest  vom  10.  September  1855,  Z.  9847;  siehe 
n.  Band,  Konsular-Normalien  Nr.  XX.) 

Bei  Erkrankungen  von  Matrosen  an  Bord  eines  nationalen  Schiffes 
gebürt  dem  betreffenden  Matrosen  im  Falle  einer  selbstverschuldeten  Krank- 
heit nur  der  wirklich  verdiente  Lohn. 

Im  Falle  einer  nicht  verschuldeten  Krankheit  oder  wenn  der  Matrose 
im  Dienste  verwundet  wurde,  hat  derselbe  auf  den  Lohn  bis  zum  Ab- 
fahrtstage des  Schiffes,  auf  die  Kur-  und  Verpflegskosten,  sowie  auf  die 
Heimsendung  nach  irgend  einem  Hafen  des  österreichischen  oder  ungarischen 
Litorale  Anspruch. 

Da  die  Bestreitung  dieser  Auslagen  aus  dem  Lohnguthaben  des 
erkrankten  Matrosen  nicht  zulässig  ist,  so  hat  das  Konsularamt  von  dem 
betreffenden  Schiffer  den  Erlag  eines  entsprechenden  Betrages  oder  die 
Sicherstellung  eines  solchen  durch  eine  förmliche  Bürgschaft  zu  erlangen. 
Dasselbe  hat  auch  dafür  Sorge  zu  tragen,  daß  der  kranke  Matrose  in  einem 
Spitale  untergebracht  werde. 

Schließlich  ist  noch  zu  bemerken,  daß  die  gesetzlichen  Bestimmungen 
über  die  Aufnahme  von  letztwilligen  Erklärungen  (Testamenten,  Kodi- 
zillen) auf  Handelsschiffen  in  den  §§  597,  598  und  599  des  allgemeinen 
bürgerlichen  Gesetzbuches  enthalten  sind.  Auf  die  Aufnahme  des  vor- 
geschriebenen Inventars  bei  Todesfällen  an  Bord  von  Handelsschiffen 
bezieht  sich  der  §  11  des  Artikel  m  des  Editto  politico  di  navigazione 
(siehe  11.  Band,  Konsular-Normalien  Nr.  XX). 
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20.  Beglstrierung  der  auf  Ssterrelehisehen  oder  ungarischen  See- 
handelsschlfPen  und  k.  und  k.  Kriegsschiffen  rorkommenden  G^eburts- 
und  TodesfAlle  ron  Clrllpersonen  (reglstrazlone  del  casl  dl  nasclta 
e  decesso  dl  persone  dello  stato  clrlle  arrenutl  a  bordo  dl  bastlmentl 
mercantlll  marlttlml  austrlacl  od  ungheresl,  come  pure  a  bordo  dl 

11.  e  rr.  narl  da  guerra). 

Die  diesf  älligen  Bestimmungen  sind  in  der  Verordnung  der  k.  k.  Mini- 
sterien des  Innern,  der  Finanzen  und  des  Kultus,  dann  des  Marineober- 
kommando vom  25.  August  1860  (R.  G.  Bl.  Nr.  210),  betreffend  die  Regis- 
trierung der  auf  österreichischen  Seehandelsschiffen,  sowie  auf  k.  und  k. 
Kriegsschiffen  vorkommenden  Geburts-  und  Todesfälle  von  Civilpersonen 
enthalten. 

Diese  Verordnung  wurde  von  der  k.  k.  Seebehörde  in  Triest  mit 
Circulare  vom  29.  September  1869,  Z.  7416,  wieder  verlautbart  (siehe 
n.  Band,  Konsular-Normalien  Nr.  XX). 

Wenn  während  der  Seefahrt  auf  österreichischen  Handelsschiffen  ein 
Kind  geboren  wird,  so  hat  sich  der  Schiffer  unter  Beiziehung  des  Schiffs- 
leutnants (tenente)  (Schiff sschreibers)  und  eines  Zeugen,  in  Ermanglung 
oder  Verhinderung  des  Schiffsleutnants  (Schiffsschreibers)  aber  unter  Bei- 
ziehung zweier  Zeugen  in  den  ersten  vierundzwanzig  Stunden  von 
der  stattgehabten  Geburt,  von  dem  Geschlechte  des  neugeborenen  Kindes 
und  von  der  Identität  der  Person  der  Mutter  persönlich  zu  überzeugen 
und  darüber  ein  Protokoll  aufzunehmen.  Die  Zeugen  dürfen  weder  mit 
dem  Schiffsführer,  noch  mit  dem  Schiffsleutnant  (Schiffsschreiber)  in  auf- 
oder  absteigender  Linie  überhaupt,  oder  in  der  Seitenlinie  als  Geschwister- 
kinder, oder  noch  näher  verwandt,  oder  in  den  bezeichneten  Graden  ver- 
schwägert sein. 

Dieses  Protokoll  hat  den  Tag  und  die  Stunde  der  Geburt,  den  Namen 
des  Schiffers,  des  Schiffsleutnants  (Schiffsschreibers)  und  der  Zeugen,  dann 
den  Namen,  Stand,  das  Alter,  Vaterland  und  den  Zuständigkeits-  oder 
doch  den  ordentlichen  Wohnort  der  Mutter,  endlich  das  Geschlecht  des 
Kindes  zu  enthalten. 

Wird  die  Identität  des  anwesenden  Mannes,  welcher  sich  als  ehe- 
licher Vater  erklärt,  durch  zwei  Mitglieder  der  Erhebungskommission  oder 
durch  zwei  andere,  dem  Schiffer  bekannte  Zeugen,  und  seine  Verehelichung 
mit  der  Kindesmutter  durch  den  Trauungsschein  außer  Zweifel  gesetzt, 
so  ist  er  in  dem  Protokolle  als  ehelicher  Vater  und  das  Kind  als  ehelich 
geboren,  einzutragen. 

Dasselbe  hat  auch  dann  zu  geschehen,  wenn   der  angegebene  ehe- 

Q  Vater  nicht  gegenwärtig  ist,  aber  der  beigebrachte  Trauungsschein 

Verehelichung  mit  der  Kindesmutter  nachweist  oder  wenn  bei  dem 
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Mangel  desselben  die  Verehelichung  des  angegebenen  Vaters  mit  der 
Kindesmutter  auf  die  angeführte  Art  bestätigt  wird. 

Wird  das  Kind  als  unehelich  geboren  angegeben,  so  kann  die  Ein- 
tragung des  unehelichen  Vaters  nur  dann  geschehen,  wenn  er  anwesend 
ist  und  dieselbe  verlangt  und  zugleich  auf  die  angeführte  Art  durch 
Zeugen  die  Identität  seiner  Person  und  die  Wahrheit  des  von  ihm  ange- 
gebenen Namens  bestätigt  wird. 

Das  Protokoll  ist  von  dem  Schiffer,  dem  Schiffsleutnant  (Schiffs- 
schreiber) und  den  Zeugen  und  nach  Möglichkeit  von  den  anwesenden 
Eltern  des  Kindes  zu  unterschreiben. 

Ist  vor  oder  bei  Aufnahme  des  Geburtsaktes  die  Taufhandlung  vor- 
genommen worden,  so  ist  dieselbe  gleichfalls  in  das  über  die  Geburt  auf- 
genommene Protokoll  mit  Anmerkung  des  dem  Kinde  beigelegten  Namens 
einzutragen  und  dasselbe  auch  von  den  Personen,  welche  bei  der  Tauf- 
handlung eingeschritten  sind,  zu  unterschreiben. 

Wurde  erst  später  zur  Vornahme  der  Taufhandlung  geschritten,  so 
ist  darüber  nach  der  oben  angeführten  Art  ein  Protokoll   aufzunehmen. 

Bei  Sterbefällen  wählend  der  Seefahrt  auf  österreichischen  Handels- 
schiffen ist  darüber  ein  Protokoll  in  der  Art  und  durch  dieselben  Personen, 
wie  oben  rücksichtlich  der  Geburten  vorgeschrieben  ist,  aufzunehmen  und 
darin  die  Art  des  Todes  oder  der  Krankheit,  welche  dem  Leben  der 
betreffenden  Person  ein  Ende  machte,  möglich  genau  zu  bezeichnen.  Was 
hinsichtlich  der  Verlassenschaft  der  Verstorbenen  vorzukehren  ist,  wird  durch 
das  Editto  politico  di  navigazione  vom  25.  April  1774  angeordnet. 

Für  den  Fall,  daß  während  der  Seefahrt  an  Bord  eines  k.  und  k. 
Kriegsfahrzeuges  eine  Frau  des  Civilstandes  ein  Kind  gebärt,  sind  die 
betreffenden  Protokolle  von  dem  Schiffskommandanten  unter  Beiziehung 
eines  Schiffsadministrationsbeamten  und  eines  Zeugen,  in  Ermanglung  oder 
Verhinderung  des  Administrationsbeamten  aber  unter  Beiziehung  zweier 
Zeugen  in  der  oben  angedeuteten  Art  aufzunehmen.  Die  nämlichen  Per- 
sonen haben  im  Falle,  als  während  der  Seefahrt  an  Bord  eines  k.  und  k. 
Kriegsfahrzeuges  eine  Civilperson  sterben  würde,  das  oben  bezeichnete 
Protokoll  aufzunehmen. 

Wenn  sich  an  Bord  des  Kriegsfahrzeuges  oder  an  Bord  des  Kom- 
mandoschiffes, zu  welchem  dasselbe  gehört  und  in  dessen  Nähe,  es  ist, 
ein  Auditor  befindet,  so  hat  dieser  bei  Aufnahme  des  ProtokoUes  die  Stelle 
des  Administrationsbeamten  zu  versehen.  Wenn  aber  an  Bord  des  Kriegs- 
fahrzeuges oder  an  Bord  des  Kommandoschiffes,  zu  welchem  dasselbe 
gehört  und  in  dessen  Nähe  es  ist,  ein  Marinekaplan  eingeschifft  ist,  so 
hat  der  letztere  den  Geburts-  oder  Sterbefall  unter  genauer  Beobachtung 
der  diesfälligcn  Vorschriften  in  das  beihabende  Manualprotokoll  einzu- 
tragen.   Der  von  diesem  Marinekaplan  ausgestellte  und  von  dem  Schiffs- 
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kommandanten  als  richtig  bestätigte  Geburts-,  Tauf-  oder  Totenschein  ist 
zum  Erweise  der  Geburt  oder  des  Todes  geeignet  und  es  können  diese 
Dokumente  daher  die  Stelle  der  vorerwähnten  Protokolle  vertreten.  Die 
Geburts-,  Tauf-  und  Sterbeprotokolle  sind  auf  Handelsschiffen  in  zwei 
Originalexemplaren  aufzunehmen  und  in  dem  Schiffstagebuch  (giomale 
di  bordo)  ihrem  ganzen  Inhalte  nach  wörtlich  einzutragen.  Für  die 
k.  und  k.  Kriegsschiff  e  wird  eine  dreifache  Ausfertigung  der  betreff  enden 
Geburts-,  Tauf-  und  Sterbeprotokolle,  beziehungsweise  Geburts-,  Tauf-  und 
Totenscheine,  vorgeschrieben.  Beide  Exemplare  der  auf  österreichischen 
Handelsschiffen  aufgenommenen  Geburts-,  Tauf-  und  Sterbeprotokolle  sind 
bei  der  ersten  Einfahrt  in  einem  inländischen  oder  einem  ausländischen 
Hafen,  wo  sich  ein  österreichisch-ungarisches  Konsularamt  oder  eine  öster- 
reichisch-ungarische diplomatische  Mission  befindet,  im  ersten  Falle  der 
österreichischen  Hafenbehörde  und  im  zweiten  Falle  dem  österreichisch- 
ungarischen Konsularamte  oder  der  betreffenden  diplomatischen  Mission  zu 
übergeben.  Diese  Behörden  haben  in  der  Regel  beide  Exemplare  der 
kompetenten  Seebehörde  in  Triest  oder  Fiume  zu  übersenden,  welche  eines 
derselben  zurückzubehalten,  das  zweite  Exemplar  aber  je  nachdem  es  In- 
länder vom  Civilstande  oder  österreichische  dem  Militärverbande,  überhaupt 
angehörige  Individuen  oder  Ausländer  betrifft,  im  ersten  Falle  an  die 
politische  Landesstelle,  in  deren  Verwaltungsgebiet  der  Zuständigkeitsort 
(Wohnort)  des  ehelichen  Vaters  oder  der  unehelichen  Mutter  des  Kindes, 
beziehungsweise  des  Verstorbenen  liegt,  im  zweiten  Falle  im  Ein- 
vernehmen mit  dem  Marineoberkommando  an  den  betreffenden  Militär- 
körper, im  dritten  Falle  aber  an  die  betreffende  ausländische  Regierung 
zu  leiten  hat.  Die  politische  Landesstelle  oder  der  Militärkörper  hat  sich 
im  üblichen  Amtswege  an  den  Matrikenführer  des  Zuständigkeitsortes 
(Wohnortes)  des  Verstorbenen,  beziehungsweise  der  Eltern  des  Geborenen 
zu  wenden  und  durch  den  erwähnten  Matrikenführer  die  Eintragung  des 
Geburts-  oder  Sterbeaktes  in  die  Matriken  dieses  Heimatsortes  zu  ver- 
anlassen. In  dem  Ausnahrasfalle,  wenn  das  Schiff  in  einem  der  Heimat  des 
betreffenden  Individuums  nahen  Hafen  eingelaufen  ist,  haben  die  oben- 
genannten Behörden  von  den  erhaltenen  zwei  Exemplaren  jener  Akte  nur 
ein  Exemplar  der  kompetenten  Seebehörde  zu  übermitteln.  Das  andere 
Exemplar  ist  ohne  Unterschied,  ob  es  In-  oder  Ausländer  betrifft,  nach  amt- 
licher Verifizierung  und  Bestätigung  der  Übereinstimmung  beider  Exemplare 
unmittelbar  durch  die  Hafen-,  Konsular-  oder  Gesandtschaftsbehörde  dem 
betreffenden  Regierungsorgane  unter  gleichzeitiger  Anzeige  an  die  gedachte 
Seebehörde  zuzuschicken. 

Bezüglich  der   die  auf  den  k.  und  k.  Kriegsschiffen  aufgenommenen 

Personen  des  Civilstandes  betreffenden  Geburts-,  Tauf  und  Stcrbeprotokolle, 

ziehungsweise   Gebui'ts-,   Tauf-  und  Totenscheine   sind  im   allgemeinen 
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gleichfalls  die  oben  angedeuteten  und  auf  dieselben  anwendbaren  Maß-r 
nahmen  einzuleiten,  wobei  übrigens  bemerkt  wird,  daß  das  dritte  Exemplar 
des  Aufnahmsprotokolles,  beziehungsweise  des  Geburts-,  Tauf-  oder  Toten- 
scheines von  Seite  der  Seebehorde  stets  dem  Marineoberkommando  einzu- 
senden ist. 

Die  in  Gemäßheit  dieser  Bestinmiungen  über  die  auf  österreichischen 
Handelsschiffen  und  auf  k.  und  k.  Kriegsschiffen  erfolgten  Geburten, 
Taufen  und  Todesfälle  aufgenommenen  Protokolle,  beziehungsweise  Geburts- 
Tauf-  und  Totenscheine  haben,  sowie  die  auf  Grund  derselben  erteilten 
Zeugnisse,  die  Kraft  öffentlicher  Urkunden. 

Die  obangeführten  Bestimmungen  gelten  bloß  für  die  österreichischen 
Seehandelsschiffe. 

Für  die  ungarischen  Seehandelsschiffe  sind  das  Circulare  der  königlich 
ungarischen  Seebehörde  in  Fiume  vom  30.  Dezember  1895,  Nr.  2790,  und 
die  Verordnung  des  köipglich  ungarischen  Handelsministeriums  vom  1.  De- 
zember 1895,  Nr.  84.375  (siehe  11.  Band,  Konsular-Normalien  Nr.  XX),  maß- 
gebend. Die  letztgedachte  Verordnung  enthält  alle  auf  die  Evidenthaltung 
und  amtliche  Bestätigung  der  an  Bord  von  ungarischen  Handelsschiffen 
während  der  Reise  vorkommenden  Geburts-  und  Todesfälle,  sowie  die  für 
Geburts-  und  Todesfälle  vorgeschriebenen  Formularien  (siehe  II.  Band, 
Konsular-Normalien  Nr.  XX). 

Eine  ähnliche  Verordnung  dürfte  voraussichtlich  in  nächster  Zeit  auch 
von  dem  k.  k.  Handelsministerium  für  die  österreichischen  Seehandels- 
schiffen  erlassen  werden,  damit  sowohl  auf  den  österreichischen,  als  auch 
auf  den  ungarischen  Seehandelsschiffen  ein  gleicher  Vorgang  hinsichtlich 
der  auf  Handelsschiffen  vorkommenden  Geburts-  und  Todesfälle  beobachtet 
werde. 

Die  wesentlichen  Bestimmungen  der  obgedachten  ungarischen  Mini- 
sterialverordnung  sind  folgende: 

Über  die  an  Bord  von  ungarischen  Handelsschiffen  oder  anderen 
ungarischen,  nicht  zur  k.  und  k.  Kriegsmarine  gehörigen  Schiffen  während 
der  Reise  stattgehabten  Geburts-  oder  Todesfälle  ist  in  den  ersten  vier- 
undzwanzig Stunden  ein  Protokoll  in  zwei  Exemplaren  aufzunehmen. 

Die  Protokollsaufnahme  unterbleibt,  wenn  nach  der  Ausschiffung  des 
Neugeborenen  oder  Verstorbenen  am  Sitzorte  der  königlich  ungarischen 
Seebehörde  es  dem  betreffenden  anzeigepflichtigen  Individuum  möglich  ist, 
den  vorgekommenen  Geburts-  oder  Todesfall  binnen  vierundzwanzig 
Stunden  anzuzeigen  und  die  Protokollsaufnahme  zu  veranlassen. 

Das  fragliche  Protokoll  wird  von  dem  Schiffer  selbst  und  im  Ver- 
hinderungsfalle von  dessen  Stellvertreter  aufgenommen. 

Der  Schiffer  oder  dessen  Stellvertreter  wird  das  Protokoll  in  Gegen- 
wart von  zwei  hiezu  geeigneten,  an  Bord  befindlichen  Zeugen  aufnehmen 
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und  dasselbe,  nachdem  es  von  den  anwesenden  Zeugen  und  dem  Anzeiger 
unterfertigt  ist,  mit  seiner  eigenen  Unterschrift  versehen. 

Die  in  Kede  stehenden  Geburts-  oder  Sterbeprotokolle  werden  streng 
nach  den  vorgeschriebenen  Formularien  verfaßt  und  vollinhaltlich  in 
dem  Schiffstagebuche  (giomale  di  bordo)  aufgenommen. 

Beide  Exemplare  der  gedachten  Protokolle  werden  bei  der  ersten 
Einfahrt  nach  dem  vorgekommenen  Geburts-  oder  Todesfalle  ohne  Ver- 
zug dem  in  jenem  Hafenorte  bestehenden  königlich  ungarischen  Hafen- 
amte, wenn  es  sich  um  einen  ungarischen  Hafen  oder  dem  betreffenden 
k.  und  k.  Eonsularamte  dortselbst,  wenn  es  sich  um  einen  ausländischen 
Hafen  handelt,  übergeben. 

Sollte  jedoch  an  dem  Landungsorte  weder  ein  königlich  ungarisches 
Hafenamt,  noch  ein  k.  und  k.  Eonsularamt  bestehen,  so  werden  beide 
Exemplare  in  einem  rekommandierten  Schreiben  an  das  nächstgelegene 
königlich  ungarische  Hafenamt  oder  k.  und  k.  Eonsularamt  gesendet. 

Das  betreffende  königlich  ungarische  Hafenamt,  beziehungsweise 
k.  und  k.  Eonsularamt,  wird  die  beiden  Protokollexemplare  sofort  der 
königlich  ungarischen  Seebehörde  in  Fiume  übersenden,  welche  eines  der- 
selben für  das  eigene  Archiv  zurückzubehalten,  das  zweite  Exemplar  aber 
dem  kompetenten  Standesamte  des  letzten  ordentlichen  Wohnortes  der 
Eltern  eines  während  der  Seefahrt  geborenen  Eindes  (oder  der  Mutter, 
wenn  es  sich  um  ein  uneheliches  Eind  handelt),  beziehungsweise  des  letzten 
ordentlichen  Wohnortes  des  während  der  Seereise  Verstorbenen  zu  über- 
mitteln hat 

Sollte  der  letzte  ordentliche  Wohnort  nicht  eruiert  werden  können, 
so  kommt  die  Gemeindezuständigkeit  in  Betracht  und  falls  auch  diese 
nicht  erwiesen  werden  könnte,  so  ist  das  in  Rede  stehende  Protokoll- 
exemplar dem  Standesamte  des  ersten  Matrikelnbezirkes  in  Budapest  zu 
übersenden. 

Das  zweite  Protokollexemplar  eines  einen  Ausländer  betreffenden 
Geburts-  oder  Todesfalles  während  der  Seereise  ist  von  der  königlich 
ungarischen  Seebehörde  in  Fiume  dem  königlich  ungarischen  Ministerium 
des  Innern  vorzulegen. 

21.  Interimspaß  fOr  Seehandelssehiffe  (passavantl  per  bastimenti  mer- 

eantUl  marittiml). 

Ist  in  einem  auswärtigen  Hafen  das  Eigentum  eines  ausländischen 
Schiffes  in  dem  gesetzlich  normierten  Verhältnisse  von  Österreichern,  be- 
ziehungsweise Ungarn,  d.  i.  wenigstens  zu  zwei  Dritteilen  erworben 
worden,  so  hat  über  schriftliches  Ansuchen  der  Schiffseigentümer  das 
zuständige  Eonsularamt  für  das  Schiff  einen  Interimspaß  (passavanti)  aus- 
zustellen. (§  2  des  Gesetzes  vom  7.  Mai  1879  (B.  G.  B.  Nr.  65),  beziehungs- 
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weise   ungarischen   Gesötzartikel  XVI   vom  Jahre  1879,   betreffend   die 
Regristrierung'  der  Seehandelsschiffe.) 

Der  Interimspaß  darf  nicht  erteilt  werden,  wenn  das  Schiff  bis  zu 
seiner  Übertragung  an  Österreicher  oder  Ungarn  einer  zu  der  Zeit  im 
Kriege  begriffenen  Nation  angehört  hat. 

Der  Interimspaß  ist  auf  die  Dauer  auszustellen,  welche  voraussicht- 
lich erforderlich  sein  wird,  damit  der  Registerbrief  (certiflcato  di  registro) 
ausgefertigt  und  dem  Schiffe  ausgef§lgt  werden  kann.  In  keinem  Falle 
aber  darf  die  Gültigkeit  des  Interimspasses  ein  Jahr  überschreiten. 

Der  Interimspaß  wird  nach  dem  vorgeschriebenen  Formulare  aus- 
gefertigt (siehe  11.  Band,  Konsular-Normalien  Nr.  XX). 

Mit  dem  Ansuchen  um  Ausfertigung  des  Interimspasses  ist  bei  dem 
betreffenden  k.  und  k.  Konsularamte  gleichzeitig  auch  das  mit  den  erfor- 
derlichen Belegen  (§§  12  und  13  des  Gesetzes  vom  7.  Mai  1879,  (R.  G.  B. 
Nr.  65)  versehene  Gesuch  um  Eintragung  in  das  Schiffsregister  (registro 
dei  bastimenti)  einzubringen. 

Auf  Grund  dieser  Belege  wird  das  Ansuchen  um  den  InterimspaB 
beurteilt  und  dessen  Ausfertigung  veranlaßt 

Das  k.  und  k.  Konsularamt  teilt  die  erfolgte  Ausfertigung  des  Interimsr 
passes  sofort  der  zuständigen  Registerbehörde  mit,  übermittelt  derselben 
gleichzeitig  das  Gesuch  um  Eintragung  in  das  Schiffsregister  und  gibt  im 
Einvernehmen  mit  dem  Gesuchsteller  an,  von  wem  im  Inlande  die  Register- 
gebür  einzuheben  ist  und  nach  welchem  Hafen  der  Registerbrief  zur  Aus- 
folgung an  das  Schiff  zu  senden  sei. 

Wird  das  Gesuch  um  Eintragung  eines  im  Auslande  befindlichen 
Schiffes  in  das  Schiffsregister  unmittelbar  bei  der  Registerbehörde  einge- 
bracht und  vermag  dieses  Schiff  aus  dringlichen  Gründen  die  Übersendung 
des  Registerbriefes  in  einem  Hafen  nicht  abzuwarten,  so  kann  über  An- 
suchen des  Reeders  die  Registerbehörde  das  betreffende  k.  und  k.  Konsular- 
amt zur  Ausfertigung  eines  Interimspasses  ermächtigen. 

Die  Gültigkeitsdauer  des  Interimspasses  kann  von  jedem  k.  und  k. 
Konsularamte  verlängert  werden.  Ebenso  kann  jedes  k.  und  k.  Konsular- 
amt einen  neuen  Interimspaß  ausstellen,  wenn  der  Verlust  des  bisherigen 
Interimspasses  glaubhaft  nachgewiesen  wird. 

In  beiden  Fällen  darf  jedoch  ,die  gesetzliche  Frist  eines  Jahres 
für  die  Gültigkeitsdauer  des  Interimspasses  nicht  überschritten  werden. 

Bei  Empfang  des  Registerbriefes  ist  der  Interimspaß  zurückzuliefem. 

Wenn  Umstände  eintreten,  welche  die  Löschung  des  Schiffes  im 
Schiffsregister  veranlassen  würden,  wofeme  diese  Eintragung  schon  voll- 
zogen wäre,  oder  wenn  die  Löschung  im  Schiffsregister  wirklich  erfolgt, 
bevor  der  Registerbrief  dem  Schiffe  zukam,  ist  der  Interimspaß  gleichfall» 
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sforttckzustelleh  oder  in  der  für  den  Registerbrief  vorgeschriebenen  Weise 
der  Beweis  zu  erbringen,  daß  dies  nicht  geschehen  könne. 

Für  die  Ausfertigung  und  Verlängerung  eines  Interimspasses  (passa- 
vanti)  sind  folgende  Konsulargebüren  zu  entrichten. 

Für  die  Ausfertigung  eines  Interimspasses: 

a)  für  Schiffe  der  kleinen  Küstenfahrt  4  Kronen  50  Heller; 

b)  für  Schiffe  der  großen  Küstenfahrt  12  Kronen; 

c)  für  Schiffe  der  weiten  Fahrt  2|  Kronen. 

J'ür  die  Verlängerung  der  Gültigkeitsdauer  eines  Interimspasses: 

a)  für  Schiffe  der  kleinen  Küstenfahrt  2  Kronen  25  Heller; 

b)  für  Schiffe  der  großen  Küstenfahrt  4  Kronen  50  Heller; 
c) -für  Schiffe  der  weiten  Fahrt  9  Kronen  50  Heller. 

(Konsulargebüren-Tarif  vom  Jahre  1892  —  I.  Abteilung,  Post  7  und  8.  — 
Siehe  11.  Band,  Konsular-Nomalien  Nr.  XIII.) 

33.  Verfahren  der  österreichisch-ungarischen  KonsuIarSmter  bei  See- 
unfAllen  (procedura  In  casl  dl  disastrl  dl  mare).  —  Havarien  (avarle). 

a)   Wirksamkeit   der   österreichisch-ungarischen  Konsularämter 

bei  Seeunfällen  im  allgemeinen.  Havarien  (avarie  grosse  o  comuni, 

avarie  semplici  o  particolari). 

Wenn  ein  österreichisches  oder  ungarisches  Handelsschiff  innerhalb 
des  Amtsbezirkes  eines  Konsularamtes  scheitert,  strandet  oder  zugrunde 
geht,  so  hat  letzteres  folgende  Vorkehrungen  zu  treffen.  Vor  allem  ist 
das  Faktum  des  geschehenen  Unglücksfalles  zu  konstatieren.  Dies  geschieht 
durch  den  Abundonnierungsakt  (atto  di  abbandono)  des  Schiffers  und  die 
eidliche  Aussage  der  am  Leben  gebliebenen  Schiffsmannschaft.  Ist  niemand 
von  der  Schiffsbemannung  übrig  geblieben,  so  sind  von  Amts  wegen  die 
Umstände  zu  erheben,  durch  welche  sich  herausstellt,  ob  ein  nationales 
Schiff,  und  zwar  welches,  verunglückt  sei.  Sodann  ist  zu  ermitteln,  ob  die 
Bordurkunden  gerettet  wurden.  Der  stattgefundene  Unglücksfall  ist  der 
kompetenten  Seebehörde  vorläufig  anzuzeigen.  Das  Konsularamt  hat  ferner 
für  die  schiffbrüchige  Schiffsmannschaft  Sorge  zu  tragen.  Bei  der  Auf- 
nahme des  Schiffsabandons  und  der  Sceverklarung  (prova  di  fortuna)  hat 
das  Konsularamt  von  Amts  wegen  festzustellen,  wer  die  Bergung  (ricupero) 
des  Strandgutes  auf  sich  nimmt.  Der  Bergemeister  (capo  di  ricupero), 
welcher  entweder  der  Schiffer  selbst,  oder  eine  andere,  von  dem  Konsular- 
amte  eigens  bestellte  Person  ist,  erhält  von  letzterem  jede  tunliche  Unter- 
stützung. Bei  der  Repartition  des  durch  den  Seeunfall  verursachten  Schadens 
unter  die  Teilhaber  ist  auf  die  Havarie  (Haverei),  (avarie),  besonders 
"cksicht  zu  nehmen.  Nach  dem  Codice  di  commercio  italiano  versteht 
[  unter  Havarie  jede  außerordentliche,  für  das  Schiff  und  die  Ladung 
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gemeinschaftlich  oder  besonders  bestrittene  Auslage,  dann  jeden  Schaden, 
welcher  das  Schiff  und  die  Ladung  von  der  Verladung  und  Abfahrt  bis 
zur  Rückkehr  und  Abladung  getroffen  hat.  Die  Havarien  sind  in  gemein- 
schaftliche, große  Generalhavarien  (avarie  grosse  o  comuni)  nnd 
Partikularhavarien  (avarie  semplici  o  particolari)  eingeteilt.  Zu  den 
ersteren  (Generalhavarien)  rechnet  man  im  allgemeinen  die  nach  der  Ver- 
ladung und  Abfahrt  bis  zur  Rückkehr  und  Abladung  infolge  motivierten 
Schiffsbeschlusses  zum  gemeinschaftlichen  Wohle  und  Sicherheit  des  Schiffes 
und  der  Ladung  freiwillig  erlittenen  Schäden  und  zu  diesem  Zwecke 
bestrittenen  Auslagen,  Seewurf  (getto),  Lichtungskosten  u.  dgl.  Zu  den 
letzteren  (Partikularhavarien)  gehören  der  Schaden,  welcher  dem  Schiffe 
allein  oder  der  Ladung  allein,  zustößt  und  nicht  zur  Abwendung  gemein- 
schaftlicher Gefahr  entstanden  ist,  femer  die  Kosten,  welche  in  bezug  auf 
Schiff  oder  Ladung  zur  Rettung  verwendet  wurden. 

Große  oder  gemeinschaftliche  Havarien  (avarie  grosse  o 
comuni)  sind: 

1.  die  zufolge  Übereinkommen  als  Lösegeld  und  zum  Loskaufe  von 
Schiff  und  Ladung  gegebenen  Gegenstände; 

2.  jene  Gegenstände,  welche  ins  Meer  geworfen  worden  sind; 

3.  die  zerbrochenen  oder  gekappten  Kabel  und  Masten  (le  gomene 
0  gli  alberi  rotti  o  tagliati); 

4.  die  zur  allgemeinen  Rettung  abandonierten  Anker  (ancore)  und 
sonstigen  Gegenstände; 

5.  die  Schäden,  welche  den  an  Bord  verbliebenen  Waren  durch  den 
Seewurf  (getto)  zugefügt  sind; 

6.  die  Verpflegung  und  Verköstigung  der  bei  der  Verteidigung  des 
Schiffes  verwundeten  Matrosen,  die  Heuer  (salario)  und  Verköstigung  (nutri- 
mento)  der  Matrosen  während  der  Detenierung  (detenzione),  wenn 
das  Schiff  unterwegs  auf  Befehl  einer  Macht  mit  Embargo  (Beschlag- 
nahme) belegt  wird  und  während  der  Reparatur  der  zu  der  gemeinsamen 
Rettung  freiwillig  erlittenen  Schäden,  wenn  das  Schiff  monatsweise  ge- 
frachtet  worden  ist; 

7.  die  Kosten  der  Löschung  (scarico)  behufs  Erleichterung  des  Schiffes 
und  Einlaufens  in  einem  Meerbusen  oder  Fluß,  wenn  das  Schiff  hierzu 
durch  Sturm  oder  feindliche  Verfolgung  gezwungen  ist; 

8.  die  zur  Flottmachung  des  behufs  Abwendung  des  gänzlichen  Unter- 
ganges oder  der  Aufbringung  (preda)  bewirkten  Strandung  (arenamento) 
des  Schiffes  aufgewendeten  Kosten  und  überhaupt  alle  freiwillig  erlittenen 
Schäden  und  die  auf  motivierten  Beschluß  für  das  gemeinsame  Wohl 
von  Schiff  und  Ladung  aufgewendeten  Kosten  von  der  Verladung  und 
Abfahrt  an  bis  zur  Rückkehr  und  Löschung. 

26* 
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Einfache  oder  besondere  Havarien  (avarie  semplici  o  par- 
ticolari)  sind: 

1.  der  Schaden,  welcher  aus  der  eigenen  Fehlerhaftigkeit  der  Waren, 
sowie  aus  Sturm,  Aufbringung  (preda),  Schiffbruch  (naufragio)  und  Stran- 
dung (arenamento)  herrührt; 

2.  die  zur  Bergung  (ricupero)  aufgewendeten  Kosten; 

3.  der  durch  Sturm  oder  sonstige  Seeunfälle  herbeigeführte  Verlust 
von  Tauen,  Ankern,  Segeln,  Masten,  Takelwerk  (gomene,  ancore,  vele, 
alberi,  corde);  die  Kosten  aus  der  durch  den  zufälligen  Verlust  dieser 
Gegenstände,  wegen  des  Bedürfnisses  der  Verproviantierung  oder  zur 
Reparatur  eines  leckgewordenen  Schiffes  verursachten  Landung; 

4.  die  Verköstigung  und  Heuer  (salario)  der  Matrosen  während  der 
Detenierung,  wenn  das  Schiff  auf  Befehl  einer  Macht  mit  Embargo 
(Beschlagnahme)  belegt  wird,  und  während  der  eventuell  nötig  werdenden 
Reparaturen,  falls  das  Schiff  für  die  Reise  befrachtet  ist; 

5.  die  Verköstigung  und  Heuer  der  Matrosen  während  der  Quaran- 
täne, gleichviel  ob  das  Schiff  für  eine  Reise  oder  monatsweise  ge- 
frachtet  wurde  und  überhaupt  die  für  das  Schiff  allein  oder  für  die  Waren 
allein  seit  der  Verladung  und  der  Abfahrt  bis  zur  Rückkehr  und  Löschung 
bestrittenen  Ausgaben  und  erlittenen  Schäden. 

Die  großen  oder  gemeinschaftlichen  Havarien  (avarie  grosse  o  comuni) 
werden  von  den  Waren  und  von  der  Hälfte  des  Schiffes  und  der  Fracht 
nach  Verhältnis  ihres  Wertes  getragen.  Der  Preis  der  Waren  wird  nach 
deren  Wert  am  Orte  der  Löschung  festgestellt. 

Die  einfachen  oder  besonderen  Havarien  (avarie  semplici  o 
particolari)  werden  von  dem  Eigentümer  desjenigen  Gegenstandes  ge- 
tragen und  bezahlt,  welcher  den  Schaden  erlitten  oder  die  Ausgabe 
veranlaßt  hat. 

Die  Schäden,  welche  die  Waren  betreffen,  haben,  weil  der  Schiffer 
unterlassen  hat  die  Luken  (boccaporti)  ordnungsmäßig  zu  verschließen,  das 
Schiff  zu  vertäuen  (ancorare),  dasselbe  mit  gutem  Tauwerke  (buoni  cavi) 
zu  versehen,  sowie  diejenigen  Schäden,  welche  aus  der  Nachlässigkeit  des 
Schiffers  und  der  Mannschaft  entstehen,  sind  gleichfalls  besondere  Havarien, 
welche  von  dem  Eigentümer  der  Waren  getragen  werden,  wogen  welcher 
er  aber  Regreß  gegen  Schiffer,  Schiff  und  Fracht  nehmen  kann. 

Die  Auslagen  für  Pilotage  und  Remorquierung  (pilotagio  e 
rimorchio)  bei  der  Ein-  oder  Ausfahrt  in  Meerbusen  und  Flüssen,  die 
Gebüren  für  Expeditionen  und  Besichtigungen,  die  Rapport-,  Tonnen-, 
Backen-,  Anker-  (diritti  di  congedo,  visite,  rapporti,  tonellaggio,  segnali, 
ancoraggio)  und  sonstige  Schiffahrtsgebüren  gelten  nicht  als  Havarien, 
ondem  als  gewöhnliche  Unkosten  zu  Lasten  des  Schiffes. 
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Ist  ein  Zusammenstoß  von  Schiffen  erfolgt  und  zwar  durch  einen 
Zufall,  so  wird  der  Schaden,  ohne  Recht  der  Eückforderung  (Kevers)  von 
jenem  Schiffe  getragen,  welches  denselben  erlitten  hat  (casus  nocet 
domino). 

Ist  der  Zusammenstoß  durch  Verschulden  des  Schiffers  oder  seines 
Stellvertreters  erfolgt,  so  wird  der  Schaden  von  jenem  getragen,  welcher 
ihn  verursacht  hat.  Sind  die  Ursachen  des  Zusammenstoßes  zweifelhaft, 
so  wird  der  Schaden  von  jenen  Schiffen,  welche  denselben  herbeigeführt 
und  erlitten  haben,  gemeinschaftlich  und  zu  gleichen  Teilen  getragen. 
Die  Abschätzung  des  Schadens  erfolgt  in  beiden  Fällen  durch  Sachver- 
ständige (Dispacheurs). 

Dieser  Vorgang  ist  die  sogenannte  Dispache  (regolamento  d'avaria) 
(siehe  Codice  di  commercio  italiano,  Libro  11,  Titolo  IX,  Articolo  397 — 409). 

Sobald  das  Konsularamt  Kenntnis  erhält,  daß  ein  nationales  Schiff 
innerhalb  seines  Amtsbezirkes  oder  in  der  Nähe  desselben  sich  in  Gefahr  be- 
flbadet,  so  hat  dasselbe  sich  dafür  zu  verwenden,  daß  schleunigst  die  zur 
Rettung  des  Schiffes  und  der  Ladung  nötigen  Maßregeln  getroffen  werden. 
In  den  meisten  Handels-  und  Schiffahrtsverträgen  ist  die  Bestimmung  ent- 
halten, daß  bei  Strandung,  Schiffbruch  oder  sonstiger  Beschädigung  eines 
fremden  Schiffes  die  Landesbehörden  Hilfe  und  Beistand  leisten  müssen. 
Insof  eme  es  sich  nicht  um  die  Rettung  von  Menschenleben  handelt,  darf  das 
Konsularamt  auf  eigene  Gefahr  keine  Kosten  zur  Bergung  des  Schiffes  oder 
dessen  Ladung  aufwenden. 

Wenn  die  Schiffsinteressenten  Bevollmächtigte  oder  Agenten  am  Orte 
des  Unglückes  haben  oder  dahin  entsenden,  so  haben  diese  die  auf  die 
Bergung  des  Schiffes  oder  dessen  Ladung  bezüglichen  Maßregeln  zu 
treffen  und  das  Konsularamt  hat  ihnen  nur  auf  Verlangen  mit  Rat  und 
Tat  an  die  Hand  zu  gehen,  wenn  nötig  sofort  den  Bergemeister  zu  bei 
stimmen,  welcher  unter  Aufsicht  des  Konsularamtes  die  Bergung  und  die 
mit  der  havarierten  Ladung  erforderlichen  Maßregeln  veranlaßt  und  über 
sein  Vorgehen  dem  Koiisularamte  berichtet.  Bezüglich  der  Mannschaft 
verunglückter  Schiffe  hat  das  Konsularamt  vor  allem  dafür  Sorge  zu  tragen, 
daß  die  betreffenden  Schiffsleute  zunächst  untergebracht  und  mit  Kleidern 
versehen  werden,  wenn  dies  erforderlich  sein  sollte.  Die  diesbezüglichen 
Auslagen  sind  jedoch  auf  das  Maß  des  absolut  Notwendigen  zu  beschränken. 
Femer  hat  das  Konsularamt  den  Schiffsleuten  entweder  einen  Dienst  auf 
einem  anderen  Schiffe  zu  verschaffen  oder  deren  Heimsendung  zu  bewerk- 
stelligen, in  welchem  Falle  dasselbe  darauf  bedacht  sein  muß,  daß  dies 
mit  den  geringsten  Auslagen  und,  wenn  tunlich,  durch  Verheuerung  auf 
.einem  nach  der  Heimat  bestimmten  Schiffe  erfolge. 

Nach  den  Bestimmungen  der  §§  33  und  34,  Artikel  Vn  des  Editto 
politico  di  navigazione  hat  der  Seemann  Anspruch   auf  den  Heuerlohn  bis 
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zum  Tage,  an  welchem  er  aufgehört  hat,  sich  an  der  Bergung  zu  be- 
teiligen, .  insoferne  der  Bergungserlös  hinreicht.  Wenn  jedoch  letzterer 
nach  Abzug  der  Auslagen  für  die  Bergung  nicht  hinreichend  oder  wenn 
überhaupt  kein  Bergungserlös  vorhanden  ist,  so  werden  die  Lohnguthaben 
der  Seeleute  nach  Maßgabe  der  verfügbaren  Mittel  bezahlt.  Die  Lohngut- 
haben sind  zunächst  zur  Deckung  jener  Auslagen  zu  verwenden,  welche 
für  die  Seeleute  anläßlich  des  Schiffbruches  bestritten  werden.  Das  Konsnlar- 
amt  hat  bei  Auszahlung  der  Lohnguthaben  streng  nach  den  diesbezüg-. 
liehen  Bestimmungen  vorzugehen,  um  spätere  Ersatzverhandlungen  zu  ver- 
meiden. Wenn  ein  Bergungserlös  nicht  vorhanden  ist  und  die  Schiffsleute 
nicht  die  erforderlichen  Mittel  besitzen,  so  hat  das  Konsularamt  denselben 
auf  Verlangen  die  nötigen  Vorschüsse  zu  gewähren,  hierbei  jedoch  sich 
auf  das  unumgänglich  Notwendige  zu  beschränken;  keinesfalls  aber  ist 
es  dem  Konsularamte  gestattet,  Lohnguthaben  aus  ärarischen  Mitteln  oder 
vorschußweise  zu  bestreiten.  Alle  von  dem  Konsularamte  anläßlich  eines 
Schiffbruches  bestrittenen  Auslagen  werden  genau  verzeichnet,  und  zwar 
wird  der  Kostenaufwand  für  jeden  einzelnen  Seemann,  sowie  das  Lohn- 
guthaben, welches  demselben  gebürt,  femer  die  Bedeckung,  insoweit  sie 
aus  dem  Bergungserlöse  erzielt  werden  konnte,  und  schließlich  das  Gut- 
haben des  Konsularamtes  genau  angegeben.  Dieser  Kostenausweis  wird 
an  die  kompetente  Seebehörde  eingesendet,  welche  die  nötigen  Rückersätze 
veranlaßt  (siehe  das  bezügliche  Formulare  in  der  Saijimlung). 

Laut  Erlaß  der  vorbestandenen  k.  k.  Zentralseebehörde  in  Triest 
vom  17.  Juli  1857,  Z.  15.641,  dürfen  die  k.  und  k.  Konsularämter  Vor- 
schüsse oder  Unterstützungen  an  schiffbrüchige  Offiziere  und  Matrosen 
nur  zum  Zwecke  der  Heimbeförderung  gewähren  und  der  Rückersatz  ist 
durch  einen  Revers  des  Unterstützten  sicherzustellen. 

Im  Sinne  des  Erlasses  der  gedachten  Behörde  vom  22.  September  1894, 
Z.  21.479,  können  die  Reeder  für  die  Erhaltung  und  Heimsendung  der 
schiffbrüchigen  Mannschaft  nicht  herangezogen  werden.  Die  diesbezüglichen 
Auslagen  sind  vielmehr  vom  Ärare  vorzuschießen,  wenn  sie  nicht  ander- 
wärtig,  d.  i.  vom  Marineunterstützungsfonds  einzubringen  sind. 

Nur  die  Lohnrestforderung  der  schiffbrüchigen  Matrosen  darf  zur 
Deckung  der  Heimsendungskosten  verwendet  werden;  der  Rest  des  Bergungs- 
erlöses gehört  dem  Reeder. 

Sollten  die  Lohnrestforderungen  der  Matrosen  nicht  ausreichen,  so 
hat  das  betreffende  k.  und  k.  Konsularamt  das  Fehlende  aus  der  Amts- 
kasse vorzuschießen. 

Die  Heimsendungskosten  der  Seeleute  werden  aus  ihren  Mitteln, 
beziehungsweise  aus  ihi'em  Lohnguthaben  bestritten.  Das  Konsularamt  hat 
die   etwa  unter  der  Mannschaft   eines   verunglückten   nationalen  Schiffes 
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befindlichen  fremden  Staatsangehörigen  dem  dort  residierenden  Konsular- 
vertreter jenes  Staates,  dem  sie  angehören,  zu  übergeben  und  deren  Lohn- 
guthaben auszufolgen.  Für  dieselben  ist  jeder  Kostenaufwand  strengstens 
zu  vermeiden. 

Schließlich  hat  das  Konsularamt  den  Tod  jener  Matrosen  zu  konsta- 
tieren, welche  bei  dem  Schiffbruche  verunglückt  sind,  deren  etwaige 
Effekten  und  Lohnguthaben  zu  übernehmen  und  der  kompetenten  See-» 
behörde  zur  weiteren  Veranlassung  einzusenden. 

Auf  Grund  einer  diesfälligen  Anfrage  eines  k.  und  k.  Seekonsular- 
amtes,  ob  in  Havariefällen,  die  auf  österreichischen  oder  ungarischen  Schiffen 
verheuert  gewesenen,  ausländischen  Seeleute  ausschließlich  seiner  Kompetenz 
unterstehen  oder  ob  dieselben  an  ihre  nationale  Vertretung  zu  verweisen 
sind  und  nur  in  Ermanglung  einer  solchen  durch  das  k.  und  k.  Konsular- 
amt vertreten  werden  sollen,  hat  das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  im 
Einvernehmen  mit  dem  k.  k.  und  königlich  ungarischen  Handelsministerium 
mit  Circulare  vom  23.  November  1894,  Z.  40.434/10,  folgende  Entscheidung 
getroffen: 

Was  die  Kompetenzfrage  betrifft,  so  ist  diesbezüglich  zu*  unter 
scheiden,  ob  nach  den  Landesgesetzen  die  Verhandlung  der  Havarie  jeweilige 
vom  Konsularamte  selbst  oder  einer  anderen  Lokalbehörde  durchgeführt  wird. 

Im  ersteren  Falle  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  daß  die  Vertretung 
der  Heueransprüche  der  ausländischen  Seeleute  dem  betreffenden  Konsular- 
amte obliegt. 

Im  zweiten  Falle  hätte  die  Intervention  seitens  der  k.  und  k. 
Konsularämter  streng  genommen  nur  betreffs  der  nationalen  Seeleute  Platz 
zu  greifen.  Wenn  jedoch  im  Gebiete,  in  welchem  die  Havarie  vorgekommen 
ist,  keine  Konsularv^ertretung  des  Staates,  zu  welchem  der  betreffende 
ausländische  Matrose  gehört,  sich  befindet,  so  könnte  das  k.  und  k.  Konsular- 
amt die  Intervention  im  Interesse  des  ausländischen  Seemannes  bei  den 
Lokalbehörden  jedenfalls  versuchen,  was  [vom  Standpunkte  der  Billigkeit 
kaum  einer  Zurückweisung  begegnen  dürfte. 

Hinsichtlich  des  zweiten  Fragepunktes  muß  bemerkt  werden,  daß, 
soferne  in  Fällen  von  Havarie  eines  österreichischen  oder  ungarischen 
Schiffes  in  Ermanglung  vertragsmäßiger  Bestimmungen  lediglich  die  Pflicht 
der  Unterstützung  solcher  ausländischer  Seeleute  in  Frage  kommt,  die  zur 
Mannschaft  jenes  Schiffes  gehörten,  eine  solche  Pflicht  tatsächlich  nicht 
besteht. 

Da  es  jedoch  unbillig  wäre,  solchen  Seeleuten  an  Orten,  wo  sie  keine 
eigene  Vertretung  besitzen,  ohne  Beistand  zu  lassen,  wird  den  k.  und  k. 
Konsularämtern  empfohlen,  Seeleuten  der  erwähnten  Kategorie  in  Hin- 
kunft nach  Tunlichkeit  an  die  Hand  zu  gehen. 
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Auch  sind  die  k.  und  k.  Konsularämter  ermächtigt,  solchen  Seeleuten 
in  Fällen  von  Havarie  mit  Verlust  des  Schiffes,  bei  besonders  berück- 
sichtigungswürdigen  Verhältnissen  unter  Beobachtung  der  größten  Spar- 
samkeit mit  mäßigen  ünterstützungsbeträgen  beizuspringen. 

Hierüber  ist  der  kompetenten  Seebehörde  unter  Angabe  des  Namens 
und  der  Nationalität  der  unterstützten  Seeleute,  sowie  bei  Mitteilung  der 
auf  ihre  Seereiselegitimationen  bezüglichen  Daten,  von  Fall  zu  Fall  die 
Anzeige  zu  erstatten,  der  zu  diesem  Zwecke  jeweüig  verausgabte  Betrag 
aber  unter  Beibringung  der  bezüglichen  Quittungen  in  die  laufende 
Semestraldienstrechnung  einzustellen. 

Es  muß  noch  hier  erwähnt  werden,  daß  internationale  Überein- 
kommen, betreffend  die  wechselseitige  Unterstützung  hilfsbedürftiger  See- 
leute mit  folgenden  auswärtigen  Staaten  bestehen,  deren  Bestimmungen 
für  die  k.  und  k.  Konsularämter  maßgebend  sind: 

1.  mit  Großbritannien  vom  26.  November  1880,  (ß.  G.  B.  Nr.  34,  ex  1882); 

2.  mit  dem  Deutschen  Keiche  vom  10.  November  1889,  (K.  G.  B.  Nr.  102); 

3.  nüt  Italien  vom  13.  Februar  1889,  (R.  G.B.  Nr.  101); 

4.  mit  Spanien  vom  11.  März  1889,  (E.  G.  B.  Nr.  102)  (siehe  II.  Band, 
Konsular-Normalien  Nr.  XX). 

b)  Seeverklarung  (prova  di  fortuna). 

Um  den  Sachverhalt  bei  einem  stattgefundenen  Seeunfalle,  sowie  den 
dadurch  dem  Schiffe  oder  dessen  Ladung,  oder  beiden  zugleich,  erwachsenen 
Schaden  genau  konstatieren  zu  können,  wird  von  dem  betreffenden  Konsular- 
amte  vor  allem  die  Seeverklarung  (prova  di  fortuna)  aufgenommen;  siehe 
§  45,  Artikel  n  des  Editto  politico  di  navigazionc  (siehe  II.  Band,  Konsular- 
Normalien  Nr.  XX). 

Der  Seeverklarungsakt  zerfällt  in  zwei  Amtshandlungen,  nämlich  in 
jene  des  appuntamento  della  prova  di  fortuna,  d.  i.  die  bloße  Anzeige 
über  einen  erlittenen  Seeunfall,  welche  protokoUariscli  aufgenommen  wird, 
und  in  jene  der  förmlichen  Aufnahme  der  Seeverklaruug  (assunzione  e 
rilevazione  della  prova  di  fortuna).  Behufs  protokollarischer  Aufnahme 
einer  Seeverklarung,  hat  das  Konsularamt  den  Schiffer  und  die  Schiffs- 
mannschaft über  alle  Umstände,  unter  welchen  sich  der  Unfall  ereignet 
hat,  genau  einzuvernehmen,  und  das  Schiffstagebuch  (giornale  di  bordo) 
zu  vergleichen,  wenn  dieses  gerettet  wurde.  Die  Aussagen  der  Schiffs- 
leute erfolgen  unter  Anbot  des  Eides  und  wenn  es  nötig  erscheint,  unter 
Abnahme  desselben.  Der  etwaige  Verlust  der  Borddokumente  ist  bei  der 
Seeverklarung  besonders  hervorzuheben.  Wenn  die  Borddokumente  gerettet 

en.und  das  Schiff  nicht  mehr  seetüchtig  ist,  so  hat  das  Konsularamt 
i  sofort  in  Verwahrung  zu  nehmen  und  der  kompetenten  See- 
zu  übermitteln. 
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Das  Konsularamt  ist  verpflichtet,  bei  der  Aufnahme  einer  Seever- 
klarung gewissenhaft  zu  untersuchen,  ob  nicht  etwa  der  Seeunfall  unter 
verdächtigen  Umständen  sich  ereignet  hat  und  wenn  Grund  vorhanden  ist, 
solches  anzunehmen,  hat  dasselbe  alles  aufzubieten,  um  den  Sachverhalt 
klarzustellen.  Von  der  aufgenommenen  Prova  di  fortuna  werden  die  Inter- 
essenten, d.  h.  der  Schiffseigentümer,  der  Eigentümer  der  Ladung  und  die 
Versicherer  (Versicherungsgesellschaften,  Kammern)  mit  dem  Beifügen 
verständigt,  daß  es  ihnen  freisteht,  Abschriften  des  bezüglichen  Aktes 
von  dem  Konsularamte  zu  verlangen. 

Die  beteiligten  Versicherungsgesellschaften  oder  -Kammern,  sowie 
die  Keeder  haben  in  der  Regel  die  nötigen  Maßregeln  zur  weiteren 
Abwicklung  der  Havarieangelegenheit  zu  treffen  und  das  Konsularamt 
hat  denselben  hierbei  nur  mit  Eat  und  Tat  fördernd  beizustehen. 

Für  die  Anmeldung  und  Aufnahme  der  Seeverklarung  (prova  di 
fortuna)  sind  folgende  Konsulargebüren  zu  entrichten: 

Für  die  Anmeldung  der  See  Verklarung: 

a)  für  Schiffe  der  kleinen  Küstenfahrt  2  Kronen  25  Heller; 

b)  für  Schiffe  der  großen  Küstenfahrt  4  Kronen  50  Heller; 

c)  für  Schiffe  der  weiten  Fahrt  9  Kronen  50  Heller; 
Für  die  Aufnahme  der  See  Verklarung: 

a)  für  Schiffe  der  kleinen  Küstenfahrt  4  Kronen  50  Heller; 

b)  für  Schiffe  der  großen  Küstenfahrt  9  Kronen  50  Heller; 

c)  für  Schiffe  der  weiten  Fahrt  19  Kronen. 
(Konsulargebüren-Tarif  vom  Jahre  1902,  I.  Abteilung,  Post  9  und  10;  siehe 
n.  Band,  Konsular-Normalien  Nr.  XTTT.) 

c)    Dispache    (regolamento    d'avaria).     Dispacheurs    (regolatori 

d'avaria). 

Nach  der  Aufnahme  der  Prova  di  fortuna  folgt  die  sogenannte  Dis- 
pache, d.  i.  die  Feststellung  und  Verteilung  der  von  einem  Seeunfalle 
herrührenden  Schäden  unter  den  Teilhabern,  welche  meistens  durch  die 
eigens  dafür  am  Orte  bestellten  Beamten  (Dispacheurs,  regolatori  d'avaria) 
und  je  nach  Landesgesetz  oder  Ortsgebrauch  unter  Mitwirkung  der 
Gerichte  oder  Notare  vorgenommen  wird.  In  diesem  Falle  hat  das  Kon- 
sularamt nur  Legalisierungen  von  einzelnen  Akten  vorzunehmen.  Wo  aber 
keine  Dispacheurs  bestellt  sind,  hat  das  Konsularamt  für  die  Aufmachung 
der  Dispache  Sorge  zu  tragen,  und  zwar  in  der  Art,  daß  es  geeignete 
Personen  zu  Dispacheurs  bestellt  und  deren  Elaborate  beglaubigt,  oder 
aber,  wenn  solche  nicht  zu  finden  sind,  die  Aufmachung  der  Dispache 
selbst  veranlaßt. 

Im  letzteren  Falle  hat  das  Konsularamt,  bevor  es  zur  Abfassung 
des  eigentlichen  Dispachedokumentes  schreitet,  die  Vorlage  aller,  auf  den 
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Seeunfall  bezüglichen  Dokumente  (Verklarungsakt,  Polizze,  Konnossement 
(polizza  di  carico)  u.  dgl.  zu  verlangen,  die  Interessenten  zu  vernehmen 
und  sich  alle  notwendigen  Aufklärungen  zu  verschaffen.  Das  Dispache- 
dokument muß  eine  genaue  Darstellung  des  ganzen  Herganges  unter  An- 
führung der  einzelnen  auf  die  Havarien  bezüglichen  Papiere,  die  Fest- 
setzung der  Schäden  und  Kosten,  die  Bestimmung  des  Wertes,  mit  welchem 
das  Schiff,  Ladung,  beziehungsweise  Fracht,  zu  den  Schäden  beigetragen 
haben,  endlich  die  Feststellung  der  Summen,  welche  hierauf  auf  Schiff, 
Fracht,  beziehungsweise  Ladung  entfallen.  Bei  der  Aufmachung  der  Disr 
pache  sind  zunächst  jene  Grundsätze  über  Assekuranz-  und  Havariesachen 
maßgebend,  denen  sich  die  Beteiligten  in  der  Polizze  oder  in  anderer 
Weise  mittelst  Vereinbarung  nachweislich  unterworfen  haben  oder  welchen 
sie  durch  Gesetz  oder  Gewohnheit  unterworfen  sind.  Das  Konsularamt 
hat,  so  oft  die  Vornahme  eines  Sachbefundes  in  einer  Havarieverhand- 
lung notwendig  erscheint,  über  diesfälliges  Ansuchen  der  Partei  die  Sach- 
verständigen zu  ernennen,  bei  der  Befundaufnahme  zu  intervenieren  und 
das  diesbezügliche  Protokoll  zu  beglaubigen.  In  gleicher  Weise  hat  das 
Konsularamt  bei  Verkauf  havarierter  Waren  im  Versteigerungswege 
vorzugehen. 

23.   Sabstitatlon  eines  Schiffers    (sostitozione  d^iin    eomandante    di 
un  bastlmento  mercantlle  marittlmo). 

Das  Konsularamt  kann  außer  den  Fällen,  wo  es  von  der  kompetenten 
Seebehörde  den  Auftrag  erhält,  die  Substitution  eines  Schiffers  langer 
Fahrt  vorzunehmen,  noch  in  folgenden  Fällen  zur  Einsetzung  eines  neuen 
Schiffers  schreiten: 

a)  wenn  der  Schiffseigner  persönlich  oder  durch  seinen  gehörig  be- 
glaubigten Bevollmächtigten  ein  solches  Ansuchen  an  das  Konsular- 
amt richtet; 

b)  wenn  der  Schiffer  selbst  aus  rücksichtswürdigen  Gründen  um  seine 
Enthebung  bittet; 

c)  von  Amts  wegen,  wenn  der  Schiffer  in  strafgerichtliche  Untersuchung 
gezogen  wird  oder  wenn  gegen  denselben  eine  solche  flagrante 
Übertretung  seiner  beschworenen  Pflichten  vorliegt,  daß  seine  fernere 
Belassung  mit  dem  Ansehen  der  Nationalflagge  und  dem  guten  Rufe 
der  nationalen  Handelsmarine  unvereinbarlich  erscheint; 

d)  wenn  der  Schiffer  durch  plötzliche  Ki-ankheit  oder  sonst  ihm  zu- 
gestoßenen Unfall  unfähig  wäre,  den  ihm  obliegenden  Dienst  zu 
besorgen  und  das  Schiffskommando  weiterzuführen; 

e)  im  Falle  des  Ablebens  des  Schiffers. 

Wenn  also  der  Führer  eines  nationalen  Handelsschiffes  im  Amts- 
bezirke  eines   k.  und  k.   Konsularamtes   stii'bt,   erkrankt   oder   sonst  zur 
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Weiterfühning  des  Schiffskommandos  unfähig  wird,  und  weder  von  dem 
Reeder  oder  dessen  Bevollmächtigten,  noch  in  den  beiden  letzten  Fällen 
von  dem  Schiffer  selbst  irgend  eine  Vorkehrung  getroffen  wird,  so  ist 
das  Konsularamt  verpflichtet,  auf  ein  diesfälliges  Ansuchen  der  Beteiligten 
für  die  Bestellung  eines  neuen  Schiffers  Sorge  zu  tragen. 

Zum  Schiffer  eines  nationalen  Handelsschiffes  kann  nur  jener  See- 
mann bestellt  werden,  welcher  die  hierzu  erforderliche  Befähigung  besitzt: 
derselbe  muß  nämlich  österreichischer  oder  ungarischer  Staatsangehöriger 
sein,  bei  Schiffen  weiter  Fahrt  das  Brevet  als  Schiffer  weiter  Fahrt 
(capitano  a  lungo  corso)  und  bei  Schiffen  der  großen  Ktistenfahrt  die 
Lizenz  als  Schiffer  der  großen  Küstenfahrt  (grande  cabotaggio)  besitzen. 
Für  Schiffer  der  kleinen  Küstenfahrt  (piccolo  cabotaggio)  ist  bloß  eine 
dreijährige  Seedienstzeit,  unbeanstandetes  Vorleben  und  Vollendung  des 
20.  Lebensjahres  erforderlich.  Wenn  ein  vollkommen  qualifizierter  Stell- 
vertreter des  Schiffers  nicht  ausfindig  gemacht  werden  kann,  so  ist  das 
Konsularamt  berechtigt,  zur  Wahrung  der  Interessen  des  Schiffes  eine 
andere  Persönlichkeit  zu  wählen,  welche  nach  Tunlichkeit  den  oberwähnten 
gesetzlichen  Anforderungen  entspricht.  Zunächst  ist  der  Steuermann  des 
Schiffes  zu  wählen,  und  dies  hat  überhaupt  immer  stattzufinden,  wenn 
der  Steuermann  das  Schiff erbrevet  ohnehin  besitzt,  was  in.  der  öster- 
reichischen oder  ungarischen  Handelsmarine  sehr  oft  der  Fall  ist. 

Sollte  es  dem  Konsularamte  gänzlich  .unmöglich  sein,  einen  annähernd 
qualifizierten,  österreichischen  oder  ungarischen  Staatsangehörigen  zur 
Führung  des  Schiffskonmiandos  zu  finden,  so  kann  dasselbe  in  diesem,  aber 
auch  nur  in  diesem  Falle,  einen  hierfür  qualifizierten  Angehörigen  eines 
fremden  Staates  zum  interimistischen  Schiffer  bestellen.  Hierbei  ist  darauf 
zu  sehen,  daß  ein  solches  Individuum  wenigstens  die  entsprechenden 
Schiffersbefugnisse  jenes  Staates  besitze,  dem  es  angehört.  Erfolgt  die 
Bestellung  eines  nur  teilweise  qualifizierten  Schiffers,  so  hat  dieselbe 
nur  auf  die  unumgänglich  notwendige  Dauer,  in  der  Regel  also  nur  für 
die  nächste  Reise  des  Schiffes  zu  gelten.  Die  Einsetzung  des  neuen 
Schiffers  wird  von  dem  Konsularamte  in  die  Musterrolle  (ruolo  d'  equipaggio) 
des  betreffenden  Schiffes  unter  genauer  Angabe  der  Gründe,  welche  eine 
solche  Vorkehrung,  eventuell  die  Wahl  eines  nur  teilweise  qualifizierten 
Individuums  veranlaßt  haben,  eingetragen.  Zugleich  erstattet  das  Konsu- 
laramt über  die  erfolgte  Schifferssubstitution  einen  motivierten  Bericht 
an  die  kompetente  Seebehörde,. 

Im  allgemeinen  hat  das  Konsularamt  die  Substitution  des  Schiffers, 
vorzunehmen,  so  oft  ein  diesfälliges  Ansinnen  von  dem  Reeder  an  dasselbe 
gestellt  wird.  Die  stattgefundene  Substitution  wird,  wie  oben  bemerkt 
wurde,  in  die  Musterrolle  und  zwar  unter  der  Rubrik  Cambiamenti  ein- 
getragen, und  selbe  sofort  der  kompetenten  Seebehörde  angezeigt.   Wenn 
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ein  Schiff  sich  unter  Havarie  befindet,  so  darf  der  Wechsel  des  Schiffers 
ohne  besondere  Ermächtigung  nicht  zugelassen  werden,  ehe  die  Havarie 
abgemacht  ist.  Dem  neubestellten  Schiffer  wird  bei  Einhändigung  des 
bezüglichen  Brevets  von  dem  Vorstande  des  Konsularamtes  der  vorge- 
schriebene Eid  abgenommen. 

Für  die  Substitution  (sostituzione)  eines  Schiffers  sind  folgende 
Konsulargebüren  zu  entrichten: 

Wenn  nach  geschehener  Abfertigung  eines  Schiffes  nochmals  eine 
zur  konsularamtlichen  Abfertigung  gehörige  Amtshandlung  vorzunehmen 
ist  2  Kronen  25  Heller. 

Für  die  Substitution  eines  Schiffers: 

a)  bei  Schiffen  der  kleinen  Küstenfahrt  2  Kronen  25  Heller; 

b)  bei  Schiffen  der  großen  Küstenfahrt  4  Kronen  50  Heller; 

c)  bei  Schiffen  der  weiten  Fahrt  9  Kronen  50  Heller. 
(Konsulargebüren-Tarif  vom  Jahre  1902,   I.  Abteilung,   Post  2,  3;    siehe 
n.  Band,  Konsular-Normalien  Nr.  XIII.) 

24.    Schiffsmanifestordnung   (regolamento  concemente  11  manifeste 
dl  earlco  per  basthnentl  mereantlll  marlttiml). 

Die  k.  k.  Ministerien  der  Finanzen  und  des  Handels  im  Einvernehmen 
mit  den  königlich  ungarischen  Ministerien  der  Finanzen  und  des  Handels 
haben  mit  Verordnung  vom  23.  März  1881  (ß.  G.  B.  Nr.  35),  eine  neue 
Schiffsmanifestordnung  (regolamente  concemente  il  manifeste  di  carico  per 
bastimenti  mercantili  marittimi)  erlassen,  deren  Hauptbestimmungen  hier 
kurz  angeführt  werden. 

Jedes  nationale  oder  fremde  Seehandelsschiff  ohne  Unterschied  der 
Kategorie,  welches  von  einem  inländischen  nach  einem  anderen  inländischen 
Hafen  oder  nach  dem  Auslande  fährt,  hat  ein  vom  Schiffer  eigenhändig 
unterschriebenes  Manifest  über  die  geladenen  Waren  zu  führen,  soforne 
es  nicht  von  dieser  Verpflichtung  befreit  ist. 

Ist  der  Schiffer  des  Schreibens  unkundig,  so  hat  er  in  Gegenwart 
zweier,  das  Manifest  unterschreibender  Zeugen,  deren  einer  den  Namen 
des  Schiffers  unterfertigt,  sein  Handzeichen  beizusetzen. 

Die  nationalen  oder  fremden  Seehandelsschiffe,  welche  vom  Auslande 
kommend,  nach  einem  inländischen  Hafen  bestimmt  sind,  und  im  allgemeinen 
alle  Fahrzeuge,  welche  sich  der  Zollinie  auf  die  Entfernung  von  vier  See- 
meilen nähern,  ohne  daß  die  höhere  Gewalt  eines  zufälligen  Ereignisses 
sie  hierzu  zwingt,  müssen  ebenfalls  mit  einem  Manifeste  (manifcsto  di  carico) 
versehen  sein. 

In  dem  Manifeste  müssen  die  Zahl  und  die  Zeichen  der  auf  dem 
Fahrzeuge  befindlichen  Packe,  Kisten,  Ballen  oder  anderen  Behältnisse, 
dann  das  Gewicht,  die  Menge  und  Gattung  der  geladenen  Waren,  sowie 
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die  sogenannte  Paccotiglia  (d.  i.  jene  Waren,  welche  yon  dem  Schiffer 
oder  von  der  Schiffsmannschaft  zum  Handelsverkehre  auf  eigene  Rechnung 
mitgenommen  werden),  der  Schiffsproviant  und  die  Effekten  der  an  Bord 
befindlichen  Eeisenden,  abgesondert  aufgeführt  erscheinen. 

Das  Gewicht,  die  Menge  und  Gattung  der  Waren  braucht  nicht  nach 
dem  Maßstabe  und  den  Benennungen  des  Zolltarif  es  bezeichnet  zu  werden; 
es  ist  vielmehr  gestattet,  das  Gewicht  und  die  Menge  nach  den  Maßen 
anzugeben,  nach  denen  der  Gegenstand  im  Handelsverkehre  gewöhnlich 
verkauft  zu  werden  pflegt. 

Sowohl  die  Angabe  des  Gewichtes,  der  Menge,  als  auch  jene  der 
Gattung,  muß  aber  richtig  sein  und  gleich  der  angegebenen  Zahl  und  den 
Zeichen  der  Behältnisse  mit  dem  wirklichen  Zustande  der  Ladung  über- 
einstimmen. 

In  Absicht  auf  die  dem  Ausrinnen  unterworfenen  Waren,  d.  i.: 

a)  Flüssigkeiten,  als:  Wein,  Öl,  Honig,  Branntwein,  Syrup,  Pflanzen- 
säfte usw.; 

b)  Austern  und  Secmuscheln; 

c)  die  in  Flüssigkeiten  eingemachten  Gegenstände,  als:  Fleisch,  Schwämme, 
Fische  in  Salzwasser  oder  Öl  usw.  wird  nicht  gefordert,  daß  die  in 
den  Gefäßen  und  Behältnissen  wirklich  enthaltene  Menge  solcher 
Waren  genau  angegeben  werde,  sondern  es  ist  hinreichend,  die  Zahl 
und  Zeichen  der  Gefäße  und  Behältnisse,  dann  für  jede  Warengattung 
die  Gesamtmenge  derselben,  übereinstimmend  mit  den  Ladungsscheinen 
oder  Schiffsfrachtbriefen,  ohne  Abzug  des  durch  Schwendung  oder 
Ausrinnen  entstandenen  Abfalles,  anzugeben. 

Hat  ein  Schiff  neben  anderen  für  die  Einfuhr  oder  die  Ausfuhr 
bestimmten  Waren  auch  solche  inländische  Waren  an  Bord,  die  im  inlän- 
dischen Verkehre  über  die  Seeküste  an  ein  anderes  Zollamt  angewiesen 
sind,  so  sind  dieselben  im  Schiffsmanifeste  ersichtlich  zu  machen. 

Der  Schiffer  ist  für  die  Richtigkeit  des  Schiffsmanifestes  (manifesto 
di  carico)  verantwortlich  und  haben  denselben  die  im  §  14  der  obgedachten 
Verordnung  angedrohten  Strafen  für  die  Unrichtigkeit  des  Manifestes 
zu  treffen. 

Das  Schiff  selbst  und  die  auf  dem  Schiffe  vorhandenen  Waren  haften 
in  diesen  Fällen  für  die  Strafe,  letztere  aber  nur,  wenn  sie  dem  Schiffer 
gehören  oder  deren  Eigentümer  selbst  an  der  Übertretung  oder  Unrichtig- 
keit des  Schiffsmanifestes  beteiligt  ist. 

Das  Manifest  (manifesto  di  carico)  ist  sowohl  bei  der  Ankunft  als 
bei  der  Abfahrt  der  kompetenten  Behörde  in  einem  Exemplare  vorzulegen, 
nur  in  den  Freihäfen  muß  bei  der  Abfahrt  ein  zweites  Exemplar  über- 
reicht werden. 
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In  den  zum  Zollgebiete  gehörigen  Häfen  erfolgt  die  Vortage  an  die 
Zollbehörde,  iü  den  Freihäfen  an  die  Hafen-  und  Seesanitätsbehörde. 
Letztere  muß  der  Zollbehörde  die  Ankunftsmanifeste,  welche  zugleich  mit 
den  Sanitätspapieren  vorzulegen  sind,  alsogleich  nach  gemachtem  Gebrauche 
übergeben  und  dieselbe  von  der  Behebung  der  Abfahrtsdokumente  von 
Seite  eines  jeden  Schiffes  verständigen. 

Das  Abfahrtsmanifest  (manifeste  di  partenza)  ist  mit  den  Lade- 
scheinen (polizze  di  carico)  vorzulegen,  wird  von  der  hierzu  berufenen 
Behörde  mit  den  Ladescheinen  verglichen,  sodann  mit  dem  Visum  (visto) 
und  dem  Amtssiegel  versehen  und  amtlich  geschlossen  dem  Schiffer  zurück- 
gestellt. Die  Ladescheine  hingegen  sind  unversiegelt  dem  Schiffer  einzu- 
händigen. 

Das  in  den  Freihäfen  überreichte  zweite  Exemplar  des  Manifestes, 
sowie  in  allen  Fällen  das  Ankunftsmanifest  (manifeste  d*arrivo)  wird  zu 
Amtszwecken  zurückbehalten. 

Es  ist  verboten  Waren  zu  verladen,  welche  in  dem  Manifeste  nicht 
aufgenommen  sind. 

Wenn  nach  Erhalt  der  Abfahrtsdokumente  (spedizioni)  andere  Waren 
zu  verladen  wären,  muß  der  Schiffer,  bevor  er  dieselben  an  Bord  schafft, 
eine  Nachtragserklärung  (dichiarazione  suppletoria)  nebst  den  Frachtscheinen 
(polizze  di  carico)  über  die  neue  Ladung  dem  Amte  tiberreichen  und  hier- 
bei das  amtlich  versiegelte  Manifest  nochmals  vorlegen.  Das  Amt  öffnet 
das  Manifest,  legt  demselben  die  Nachtragserklärung  bei  und  verfährt  wie 
oben  angedeutet  wurde. 

In  den  Freihäfen  ist  auch  von  der  Nachtragserklänmg  ein  zweites 
Exemplar  zu  tiberreichen. 

Wenn  die  auf  einem  nationalen  oder  fremden  Schiffe  verladenen 
Waren  nach  verschiedenen  inländischen  Häfen  bestinmit  sind,  so  nitissen 
diese  Häfen  in  dem  Manifeste  angegeben,  und  es  müssen  in  jedem  einzelnen 
Hafen  die  dort  abgeladenen  Waren  auf  der  Rückseite  des  Manifestes 
ersichtlich  gemacht  werden,  wobei  das  Manifest  neuerdings  dem  für  dessen 
Überreichung  vorgeschriebenen  Verfahi*en  zu  unterziehen  ist. 

In  dem  letzten  Hafen,  welchen  das  Schiff  auf  einer  solchen  Fahrt 
berührt,  wird  das  Manifest  von  dem  Amte,  welchem  es  zu  übergeben  ist, 
zurückbehalten  und  ist  von  dem  Schiffer  bei  einer  allfälligen  Weiterfahrt 
ins  Ausland  ein  neues  Abfahrtsmanifest  zu  überreichen. 

Einladungen  in  Zwischenhäfen  (caricazioni  nei  porti  intermedi)  unter- 
liegen denselben  Vorschriften  wie  jene  im  ersten  Abfahi-tshafen. 

Von  der  Führung  des  Manifestes  sind  alle  Sechandelsschiffe  ])efreit, 
deren  Ladung  bloß: 

1.  Aus  zollfreien  Gegenständen,  oder 


—    415    — 

2.  aus  solchen  Waren,  welche  mittelst  zollamtlicher  Dokumente  von 
einem  Zollamte  an  das  andere  abgefertigt  werden,  oder 

3.  aus  den  in  den  Punkten  1  und  2  bezeichneten  Waren  zusammen- 
gesetzt ist  (siehe  Verordnung  der  k.  k.  Ministerien  der  Finanzen 
und  des  Handels  vom  12.  Jänner  1884,  beziehungsweise  der 
königlich  ungarischen  Ministerien  der  Finanzen  und  des  Handels 
vom  18.  Februar  1884). 

Auf  diejenigen  Fahrzeuge,  welche  laut  §  10  des  Gesetzes  vom 
7.  Mai  1879  über  die  Registrierung  der  Seehandelsschiffe  (ß.  G.  B.  Nr.  65) 
nicht  zu  den  SchifEahrtskategorien  dieser  letzteren  gehören,  wie  die  aus- 
schließlich zu  Vergnügungszwecken  (Jachten),  zum  Zwecke  der  nationalen 
Fischerei,  oder  zu  wirtschaftlichen  Zwecken  der  Landleute,  oder  aus- 
schliesslich zum  inneren  Hafenverkehre  dienenden  Schiffe,  haben  die  Bestim- 
mungen  der  obgedachten  Manifestordnung  überhaupt  keine  Anwendung. 

Ebensowenig  haben  diese  Bestimmungen  Anwendung  auf  Kriegsfahr- 
zeuge  und  alle  anderen  dem  Staate  gehörige  oder  auch  von  ihm  gemietete, 
jedoch  von  seinen  Funktionären  befehligte  Fahrzeuge  für  alle  Transporte, 
die  sie  im  Auftrage  und  für  Rechnung  der  Regierung  vollziehen  (siehe 
n.  Band,  Konsular-Normalien  Nr.  XX). 

25.  Nonnen  fllr  Seeschiffe,  welche  Reisende  befördern  (norme  concer- 
nenti  i    bastimentl  mercantili  marittiml  destlnati    al   trasporto   di 

passeggieri). 

Sowohl  die  Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  1.  Sep- 
tember 1883,  Nr.  31.068  (R.  G.  B.  Nr.  143),  als  auch  die  Verordnung  des 
königlich  ungarischen  Handelsministeriums  vom  1.  September  1883,  Z.  40.030, 
enthalten  gleichlautende  Sicherheitsvorschriften  für  die  österreichischen 
oder  ungarischen  Seehandelsschiffe,  welche  Reisende  befördern. 

Die  nachträglichen  Verordnungen  der  k.  k.  und  königlich  ungarischen 
Handelsministerien  vom  25.  Mai  1895  (R.  G.  B.  Nr.  75)  und  vom  25.  No- 
vember 1895  (R.  G.  B.  Nr.  168),  enthalten  gleichlautende,  auf  die  Änderung 
des  Artikels  10  der  obzitierten  Verordnung  vom  1.  September  1883 
(R.  G.  B.  Nr.  143)  bezüglichen  Bestimmungen  (siehe  11.  Band,  Konsular- 
Normalien  Nr.  XX). 

Jedes  Schiff,  welches  Reisende  befördert,  wird  vor  der  Abreise  von 
der  hierzu  berufenen  Behörde  zu  dem  Zwecke  untersucht,  um  zu  erheben, 
ob  dasselbe  die  zu  einer  sicheren  Schiffahrt  und  zur  entsprechenden  Unter- 
bringung und  Verpflegung  der  Personen  notwendigen  Gegenstände  besitze 
und  dies  so  oft,  als  es  die  genannte  Behörde  als  zweckmäßig  erachtet. 
Schiffe,  welche  Reisende  befördern,  müssen  wie  jedes  andere  Schiff  see- 
tüchtig, wasserdicht  und  mit  Allem  versehen  sein,  was  zu  einer  sicheren 
Schiffahrt  notwendig  ist. 


das  Schiff  einen  Nettogehalt  von  400  bis  700 
das  Schiff  einen  Nettogehalt  von  700  bis  1000 
das  Schiff  einen  Nettogehalt  von  1000  bis  1500 
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Insbesondere  müssen  solche  Schiffe  wenigstens  mit: 

einem  Boote,  wenn  das  Schiff  einen  Nettogehalt  von  nnter  100 Register- 
tonnen hat; 

zwei  Booten,  wenn  das  Schiff  einen  Nettogehalt  von  100  bis  200 
Registertonnen  hat; 

drei  Booten,  wenn   das  Schiff  einen  Nettogehalt  von  200  bis  400 
Registertonnen  hat 

vier  Booten,  wenn 
Registertonnen  hat 

fünf  Booten,  wenn 
Registertonnen  hat 

sechs  Booten,  wenn 
Registertonnen  hat 

sieben  Booten,  wenn  das  Schiff  einen  Nettogehalt  von  1500  oder 
mehr  Registertonnen  hat,  ausgerüstet  sein. 

Die  Boote  müssen  stark  gebaut,  hoch  und  entsprechend  breit  sein, 
um  der  See  Widerstand  leisten  und  tragfähig  sein  zu  können.  Dieselben 
haben  wasserdicht  zu  sein  und  müssen  während  der  Reise  immer  Riemen 
und  Steuerruder  an  Bord  haben;  auch  sind  dieselben  derartig  zu 
befestigen,  daß  sie  im  Notfalle  allsogleich  gestrichen  werden  können. 

Das  größte  Boot  muß  überdies  mit  Segeln  versehen  sein. 

Bei  Schiffen  von  700  Tonnen  aufwärts  muß  eines  der  Boote  ein 
Rettungsboot  (Lifeboat),  nämlich  ein  unversinkbares.  mit  allen  not- 
wendigen Gerätschaften  versehenes  Boot  sein. 

Im  allgemeinen  hat  die  Größe  der  Boote  der  Tragfähigkeit  des 
Schiffes  und  der  Maximalzahl  der  Passagiere,  welche  das  Schiff  zu  befördern 
berechtigt  ist,  zu  entsprechen. 

Die  Bootskrahne  müssen  stark  genug  sein,  um  die  mit  Personen 
gefüllten  Boote  tragen  zu  können. 

Die  betreffenden  Schiffe  müssen  femer  versehen  sein:  mit  wenigstens 
einem  Steuerkompasse  und  einem  Logg,  mit  guten  Seekarten  der 
von  ihnen  zu  befahrenden  Meere  und  Küsten,  so^vie  mit  den  bezüglichen 
neuesten  Seeleuchtenverzeichnissen;  mit  wenigstens  drei  Schwimm- 
gürteln für  jedes  Boot  und  mit  wenigstens  vier  Rettungsbojen  (Life- 
buoys),  welche  immer  auf  Deck  für  den  Notfall  bereit  zu  halten  sind. 

Die  Rettungsbojen  müssen  derart  konstruiert  sein,  um  ohne  unter- 
zugehen durch  24  Stunden  ein  Gewicht  von  massiven  Eisen  von  nicht 
weniger  als  15  Kilogramm  tragen  zu  können. 

Schiffe,  welche  die  Grenzen  der  kleinen  Küstenfahrt  (piccolo  cabo- 

taggio)   überschreiten,   müssen   überdies  haben:  wenigstens  einen  zweiten 

Steuerkompaß,   einen   Keilkompaß,   ein  Reflexionsinstniment,   einen   Baro- 

ater  und  einen  Thermometer,  nautische  Tafeln  für  die  Schiffahrtsberech- 
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nungen  und  die  nautischen  Ephemeriden,  ein  Exemplar  des  internatidnalen 
Seesignalkodex  und  wenigstens  ein  Spiel  der  betreffenden  Signale,  eine 
Tvirksame  Feuerspritze,  welche  derart  zu  halten  ist,  daß  man  von  der- 
selben bei  jeder  Gelegenheit  und  ohne  Zeitverlust  Gebrauch  machen  kann. 

Schiffe  der  weiten  Fahrt  (lungo  corso)  müssen  auch  mit  wenigstens 
einem  Chronometer  versehen  sein. 

Reisende  dilrfen  nicht  auf  mehr  als  zwei  Decks  untergebracht 
werden,  nämlich  auf  dem  ersten  Deck  und  auf  dem  unmittelbar  darunter 
befindlichen  Deck  (Zwischendeck). 

Bezüglich  der  Zahl  der  Reisenden,  welche  ein  Schiff  befördern  kann, 
gelten  folgende  Bestimmungen: 

Sowohl  auf  Dampfern,  als  auf  Segelschiffen  muß  jeder  Reisende, 
welcher  bestimmt  ist  auf  Deck  zu  verbleiben,  eine  von  jedem  Hindemisse 
freie  Oberfläche  von  wenigstens  0*84  Quadratmeter  (9  englische  Quadrat- 
fuß) zu  seiner  Verfügung  haben  und  muß  der  von  diesen  Reisenden  ein- 
genommene Raum  durch  ein  Regenzelt  oder  auf  andere  Weise  derart 
geschützt  sein,  daß  die  Reisenden  so  wenig  als  möglich  den  Unbilden  des 
Wetters  ausgesetzt  sind. 

Jeder  Reisende,  welcher  im  Zwischendeck  'untergebracht  wird,  muß 
auf  demselben  eine  Oberfläche  von  wenigstens  l'll  Quadratmeter  (12  eng- 
lische Quadratfuß)  und  einen  Raum  von  wenigstens  2-038  Kubikmeter 
(72  englische  Kubikfuß),  wenn  das  Schiff  ein  Segler  ist,  und  eine  Ober- 
fläche von  wenigstens  0*84  Quadratmeter  (9  englische  Quadratfuß)  und 
einen  Raum  von  wenigstens  1'528  Kubikmeter  (54  englische  Kubikfuß), 
wenn  das  Schiff  ein  Dampfer  oder  ein  Segler  mit  Auxiliarmaschine  ist,  zu 
seiner  Verfügung  haben. 

Femer  muß  für  jeden  Zwischendeckreisenden  eine  Oberfläche  von 
wenigstens  0*37  Quadratmeter  (4  englische  Quadratfuß)  auf  Deck  verfügbar 
sein  und  dies  unabhängig  von  der  für  dieJDeckreisenden  bestimmten  Oberfläche. 

Auf  Schiffen,  welche  Reisende  befördern,  muß  daftlr  gesorgt  sein, 
daß  die  von  den  Reisenden  eingenommenen  Räume  genügendes  Licht  und 
Ventilation  haben. 

Die  Oberfläche  der  Öffnungen,  durch  welche  das  Licht  zugeführt 
wird  und  die  Luft  einströmt,  muß  wenigstens  0*3  Quadratmeter  (3  englische 
Quadratfuß)  für  je  10  Quadratmeter  der  Oberfläche  des  Lokals  haben,  wo 
die  Reisenden  untergebracht  sind. 

Wenn  es  über  100  Reisende  im  Zwischendeck  gibt,  muß  dasselbe 
mit  Windschläuchen,  welche  höchstens  10  Meter  von  einander  entfernt  zu 
befestigen  sind  oder  mit  entsprechenden  Ventilationsapparaten  versehen  sein. 

Die  Reisenden  müssen  immer  freien  Zutritt  zu  den  Licht-  und  Luft- ' 
lucken  des  von  ihnen  eingenommenen  Raumes  haben  und  die  Lucken  sind 
mit  Schutzmitteln  gegen  Feuchtigkeit  und  Regen  zu  versehen. 

Malf  atti,  Konsularwesen  I.  27 
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An  Bord  der  erwähnten  Schiffe  muß  sich  femer  befinden: 

a)  Ein  Arzt, 

1.  wenn  die  Reise  bei  einem  Segler  voraussichtlich  über  80  Tage 
und  bei  einem  Dampfer  über  40  Tage  dauern  soll  und  wenn  die 
Zahl  der  Reisenden  mehr  als  50  beträgt; 

ä,  jedenfalls,  wenn  mehr  als  300  Personen  mit  Einschluß  der  Bord- 
offliiere  und  Bemannung  eingeschifft  sind. 

b)  Ein  verhältnismäßig  größerer  Vorrat  an  Arzneimitteln  als  der  für  die 
Schiffsmannschaft  vorgeschriebene,  welcher  Vorrat,  falls  ein  Schiffsarzt 
eingeschifft  ist,  von  diesem  zu  bestimmen  ist,  und  insbesondere  eine 
genügende  Menge  von  Desinfektionsmitteln  für  die  Aborte. 

e)  Ein  im  Notfälle  für  die  Kranken  zu  gebrauchender,  reservierter  Raum 

untOT  Deck. 
d)  Außer  dem  für  das  Bordpersonale  bestimmten  Aborte  muß  ein  solcher 

für  je  50  eingeschiffte  Reisende  vorhanden  sein,  wobei  bemerkt  wird, 

daß  die  Aborte  für  Frauen  und  Kinder  von  jenen  für  Männer  getrennt 

sein  müssen. 

Jedes  Schiff,  welches  Reisende  befördert,  muß  sowohl  gesunde  Lebens- 
mittel in  einer  für  die  voraussichtliche  Dauer  der  Reise  genügenden 
Menge  für  die  Reisenden,  welche  nicht  erklärt  hatten,  für  sich  selbst  zu 
sorgen«  als  auch  genügendes  Trinkwasser  an  Bord  haben,  um  wenigstens 
4*5  Liter  täglich  jedem  Reisenden  ohne  Unterschied  verabreichen  zu  können. 

Auf  Schiffen,  welche  Reisende  befördern,  dürfen  Häute,  Knochen, 
Hadern,  Vitriol  Sprite,  Zündhölzchen,  Petroleum  und  Steinkohlen  nur  in 
eigens  hierzu  bestimmten,  von  den  Passagierräumen  streng  getrennten 
Magazinen  geladen  werden. 

Dasselbe  gilt  von  lebenden  Tieren;  dieselben  dürfen  jedc^ch  auch 
anf  Deck  beiördert  werden,  wenn  sie  ohne  Belästigung  der  Reisenden 
und  ohne  Einschränkung  des  für  diese  leutext^n  bestimmten  Raumes  unter- 
gel»racht  werden  können. 

Sohießpulver  und  Zündstoffe  iBlaufeuor,  Rakeien  u.  d^»  in  einer 
dem  Bedarf  des  Schiffes  übersteigenden  Mengv,  Dynamit  und  andere 
Sprengstoffe  sind  von  der  Beförderung  ausi^i^^hlosson. 

Das  dem  Bedarfe  des  Schiffes  ilionende  SohioDpulTer  und  die  Zünd- 
stoffe sind  gehörig  lu  verwahren. 

Für  jedes  österreichische  oder  ungarische  Schif,  welches  Reisende 
befördere  wird  durch  3Ies;sung  von  seile  der  borreS^enden  Hiienbehörde 
die  ZaU  dör  Reisenden  bestimmt,  welche  auf  Gmni  cor  olvrwiiiiiren  Ver- 
1,  September  ISSo  enthaltenen  Vorsckrlnt n  Nervrlon  worden 
^™i  diese  Zahl  von  der  HafenbehC^rio  iü  ^iner  r-t^jnderen 
sldk»toi  Bescheuugiusg  und  überdies  izi  Keirlstert«eie 
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(certificato  di  registro)  des  Schiffes  auf  der  für  „Andere  Bemerkungen" 
bestimmten  Seite  eingetragen. 

Die  Aufsicht  über  die  Einhaltung  der  in  Eede  stehenden  Bestimmungen 
liegt  den  Hafen-  und  Seesanitätsämtem  ob,  sowohl  für  österreichische  oder 
ungarische,  als  auch  fremde  Schiffe,  welche  einen  inländischen  Hafen  mit 
Keisenden  verlassen  und  den  k.  und  k.  österreichisch-ungarischen  Konsular- 
ämtem  für  österreichische  oder  ungarische  Schiffe,  welche  einen  aus- 
ländischen Hafen  .mit  Reisenden  verlassen. 

In  allen  Fällen,  in  welchen  den  in  Rede  stehenden  Bestimmungen 
nicht  vollkommen  entsprochen  werden  sollte,  haben  die  obgenannten  Ämter 
den  Schiffer  des  betreffenden  Schiffes  aufzufordern,  sich  an  dieselben  zu  halten. 

Wenn  der  Führer  eines  Schiffes,  trotz  der  an  ihn  ergangenen  Auf- 
forderung den  obangeführten  Bestimmungen  zu  entsprechen  und  trotz  vor- 
handener Möglichkeit  dies  zu  tun,  der  Aufforderung  nicht  nachkommt, 
wird  er  von  den  Hafen-  und  Seesanitätsämtem,  beziehungsweise  von  den 
k.  und  k.  Konsularämtem  mit  einer  Geldbuße  bis  zu  zweihundert  Kronen 
bestraft,  welche  in  den  Marineunterstützungsfonds  fließt. 

Geldbußen,  welche  von  dem  Straffälligen  nicht  eingebracht  werden 
können,  sind  in  Arreststrafen  umzuwandeln.  Hierbei  kann  eine  eintägige 
Haft  für  einen  Betrag  von  zwei  bis  zwanzig  Kronen,  jedoch  in  keinem 
Falle  eine  höhere  als  fünfzehntägige  Haft  verhängt  werden. 

Gegen  das  von  den  Hafen-  oder  Seesanitätsämtem  oder  von  den 
k.  und  k.  Konsularämtem  ausgesprochene  Erkenntnis  kann  innerhalb 
15  Tagen  die  Bemfung  an  die  kompetente  Seebehörde  gerichtet  werden. 

Falls  diese  das  Erkenntnis  der  ersten  Instanz,  wenn  auch  unter 
Milderung  des  Strafausmaßes,  bestätigt,  findet  eine  weitere  Berufung 
nicht  statt. 

Überdies  sind  die  Hafen-  und  Seesanitätsämter  und  die  k.  und  k. 
Konsularämter  ermächtigt,  einem  solchen  Schiffe  die  Expedition  zu  ver- 
weigem,  solange  nicht  die  verlangten  Abänderungen  (vorausgesetzt,  daß 
die  Möglichkeit  dies  an  Ort  und  Stelle  tun  zu  können  vorhanden  ist),  voi> 
genommen  sind,  zu  welchen  der  Schiffer  jedoch  rechtzeitig  aufgefordert 
werden  muß. 

26.  Normen,  betreffend  die  Verhütung  von  Zusammenstößen  auf  See 
(prescrizlonl  per  prevenlre  gll  abbordl  In  mare). 

Sowohl  das  k.  k.  Handelsministerium  mit  Verordnung  vom  17.  April  1897 
(E.  G.  B.  Nr.  95),  als  auch  das  königlich  ungarische  Handelsministerium 
mit  Verordnung  vom  23.  April  1897,  Z.  26.673,  haben  neue,  gleichlautende 
Vorschriften  zur  Verhütung  von  Zusammenstößen  auf  See  erlassen,  welche 
für  die  österreichischen  oder  ungarischen  Seefahrer  maßgebend  und  von 
denselben  mit  der  größten  Pünktlichkeit  zu  beobachten  sind, 

27* 
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Alle  Seeschiffe  auf  hoher  See  und  auf  den  mit  ihr  verbundenen,  für 
Segelschiffe  befahrbaren  Gewässern,  haben  die  obenerwähnten  Vorschriften 
streng  zu  befolgen.  Jedes  Schiff,  welches  mit  Segel  und  nicht  mit  Dampf 
fährt,  ist  im  Sinne  dieser  Vorschrift  als  Segelschiff  und  jedes  mit  Dampf 
fahrende  Schiff,  mag  es  zugleich  Segel  führen  oder  nicht,  als  Dampfschiff 
anzusehen.  Das  Wort  Dampfschiff  umfaßt  jedes  Schiff,  welches  durch 
Maschinenkraft  fortbewegt  wird.  Ein  Schiff  in  Fahrt  ist  ein  solches, 
welches  weder  vor  Anker  liegt,  noch  am  Lande  festgemacht  ist,  noch  am 
Grunde  festsitzt.  Die  zahlreichen,  die  verschiedenen  Lichter  und  Signale 
(Notsignale)  betreffenden  genauen  Vorschriften  sind  in  den  Artikeln  1  bis  15, 
dann  in  den  Artikeln  28  und  31  der  obgedachten  Ministerialverordnung 
(siehe  n.  Band,  Konsular-Normalien  Nr.  XX)  enthalten. 

Die  nachträgliche  Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom 
28.  Dezember  1899  (E.  G.  B.  Nr.  254)  enthält  genaue  Bestimmungen  über 
die  gleichförmige  Einrichtung,  Überwachung  und  Untersuchung  der  Lichter 
und  Signalmittel,  auf  Grund  der  Vorschriften  zur  Verhütung  von  Zusammen- 
stößen (abbordi  in  mare)  auf  See.  Eine  gleichlautende  Verordnung  wurde 
von  dem  königlich  ungarischen  Handelsministerium  unter  dem  28.  De- 
zember 1899  erlassen. 

Diese  Verordnung  ist  am  1.  Jänner  19(X)  in  Wirksamkeit  getreten 
und  gleichzeitig  ist  die  mit  Circulare  der  k.  k.  Seebehörde  in  Triest  vom 
8.  April  1881,  Z.  2638,  kundgemachten  Verordnung  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums vom  7.  März  1881  (R.  G.  B.  Nr.  21),  betreffend  die  gleich- 
förmige Einrichtung  und  Überwachung  der  Signalmittel,  auf  Grund  der 
Vorschriften  zur  Vermeidung  von  SeeunfäUen  durch  Zusammenstoß  von 
Schiffen,  außer  Kraft  getreten.  Die  in  Rede  stehende  Verordnung  enthält 
eine  Tabelle  über  die  Anzahl  und  Gattung  der  Lichter  und  Signalmittel, 
welche  an  Bord  eines  Seehandelsschiffes  vorrätig  zu  sein  haben,  femer 
eine  zweite  Tabelle  über  die  Dimensionen  und  Bestandteile  derselben  und 
schließlich  zwölf  Tafeln  mit  entsprechenden  Abbildungen  der  vorge- 
schriebenen Lichter  und  Signalmittel  (siehe  n.  Band,  Konsular-Normalien 
Nr.  XX). 

Auf  jedem  Schiffe  von  über  fünf  Tonnen  Bruttorauragehalt  muß  ein 
Exemplar  der  in  Rede  stehenden  Verordnung  vorhanden  sein,  welches 
über  Verlangen  des  betreffenden  k.  und  k.  Konsularamtes  vorzuweisen  ist. 
Übertretungen  der  Bestimmungen  der  gedachten  Verordnung  werden,  in- 
soferne  die  betreffenden  Handlungen  nicht  nach  dem  allgemeinen  Straf- 
gesetze zu  ahnden  sind,  mit  Geld  bis  zu  zweihundert  Kronen  oder  mit 
Arrest  von  6  Stunden  bis  14  Tagen  bestraft. 

Über  das  Strafverfahren   gelten  im  allgemeinen  jene  Bestimmungen, 

welche  für  die  Bestrafung  der  Seepolizeiübertretungen  überhaupt  in  Kraft 

^hen.   In  den  in  der  mehrerwähnten  Verordnung  behandelten  Angelegen- 
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heiten  bilden  die  Seemannsämter  (Hafenämter),  beziehungsweise  die  k.  und  k. 
Konsularämter  die  erste,  die  betreffende  Seebehörde  die  zweite  und  das  k.  k. 
oder  königlich  ungarische  Handelsministerium  die  oberste  Instanz.  Wenn 
die  zweite  Instanz  das  Erkenntnis  der  ersten,  wenn  auch  unter  Milderung 
des  Strafausmaßes  bestätigt,  findet  eine  weitere  Berufung  nicht  statt.  Die  ein- 
gehenden Geldstrafen  fließen  in  den  Marineunterstützungsfonds. 

27.  Schiffahrtsberichte  und  Ausweise.  Refnndierung  der  Ton  den  Oster- 
reicliisch-uiigarischen  Eonsularamtern  in  Scliiffalirtsangelegenheiten 
bestrittenen  Auslagen  (rapporti  concementi  la  narigazione  marittimae 
tabelle  sul  moYimento  della  narigazione  marittima.  Riftisione  delle 
spese  fatte  in  affari  di  marina). 
Die  k.  und  k.  Konsularämter  haben  die  beiden  Seebehörden  in  Triest 
und  Fiume  durch  fortlaufende  Berichte  von  allem  in  Kenntnis  zu  setzen, 
was  den  beiden  leitenden  Behörden  zur  Übersicht  und  Überwachung  des 
konsularamtlichen  Geschäftsganges  in  maritimen  Angelegenheiten  notwendig 
ist.  Dahin  gehören: 

a)  Anzeigen  über  vollzogene  Aufträge  der  gedachten  Seebehörden,  welche 
sich  auf  die  Evidenzhaltung  und  Richtigstellung  der  Schiffsein- 
schreibung beziehen,  also  Einhändigung  der  erneuerten  Bordurkunden, 
Anheftung  von  Eigentumsumschreibungs-Zertifikaten,  Vollzug  vorge- 
nommener Schiffersubstitutionen,   Abnahme  des  Schiffereides  u.  dgl.; 

b)  Anzeigen  über  die  Vornahme  von  Amtshandlungen,  die  das  Konsular- 
amt  innerhalb  seiner  eigenen  Befugnisse  in  bezug  auf  Gegenstände 
der  Schiffseinschreibung  gepflogen  hat,  wie  z.  B.  jede  Erteilung  von 
Passavanti,  jede  vom  Konsularamte  ex  officio  oder  auf  Parteiansuchen 
vorgenommene  Substitution; 

c)  Berichterstattungen  über  jeden  einzelnen  wichtigeren,  die  öster- 
reichischen oder  ungarischen  Schiffahrtsverhältnisse  im  allgemeinen 
oder  die  Ehre  der  nationalen  Flagge,  ihre  traktatmäßigen  oder  inter- 
nationalen Rechte  berührenden  Vorfall; 

d)  Anzeigen  über  stattgefundene  Seeunfälle,  sowie  über  den  Verkauf 
oder  die  Kaperung  eines  nationalen  Schiffes; 

e)  Anzeigen  über  wichtigere,  die  Marinedisziplin  auf  nationalen  Schiffen 
berührende  Vorfälle; 

f)  schleunigste  Anzeigen  über  solche  Vorkommnisse  des  öffentlichen 
Gesundheitszustandes  im  Amtsbezirke,  deren  Kenntnisnahme  den 
Seebehörden  in  Schiffahrts-  und  Sanitätssachen  von  Wichtigkeit  oder 
Interesse  ist.  Betreffs  der  Erstattung  solcher  Anzeigen  haben  die 
k.  und  k.  Konsularämter  nach  den  Bestimmungen  des  Circulares  der 
vorbestandenen  k.  k.  Zentralseebehörde  in  Triest  vom  1.  Februar  ISöflj, 
Z.  13.133,  vorzugehen  (siehe  ü.  Band,   Konsular-Normalien  Nr.  XX). 
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Die  k.  und  k.  Konsularämter  haben  außerdem  noch  periodische 
Berichte  an  die  beiden  Seebehörden  zu  erstatten.  Diese  auf  Schiffahrts- 
angelegenheiten bezüglichen  periodischen  Berichte  sind: 

a)  am  Schlüsse  des  Solarjahres  der  Bericht  über  die  Details  der  statt- 
gefundenen Schiffahrtsbewegung  im  Amtsbezirke,  mit  der  Vorlage 
der  diesfalls  vorgeschriebenen  Schiffahrtstabellen,  welche  spätestens 
zwei  Monate  nach  Ablauf  der  Jahresperiode  vorzulegen  sind; 

b)  der  raisonierende  Jahresbericht  über  die  Ergebnisse  der  nationalen 
Schiffahrt,  sowie  des  nationalen  Handels  im  allgemeinen  und  über 
die  auf  die  Schiffahrts-  und  Verkehrsinteressen  der  Monarchie  bezüg- 
lichen Wahrnehmungen,  wobei  auf  die  Dampfschiffahrt  des  öster- 
reichischen Lloyd  und  der  ungarischen  Seeschiffahrtsgesellschaft 
„Adria"  besonders  Bedacht  zu  nehmen  ist; 

c)  der  nach  Anordnung  des  obzitierten  Circulares  der  k.  k.  Zentral- 
seebehörde in  Triest  vom  1.  Februar  1856,  Z.  13.133,  mit  Ende 
jedes  Solarjahres  zu  erstattende,  rekapitulierende  Sanitätsbericht. 

In  bezug  auf  die  von  den  k.  und  k.  Konsularämtem  in  Schiffahrts- 
angelegenheiten  bestrittenen  Auslagen  ist  zu  bemerken,  daß  deren  Eefun- 
dierung  durch  die  kompetente  Seebehörde  erfolgt,  welcher  zu  diesem 
Behufe  von  Fall  zu  Fall  ein  detaillierter  Ausweis  mit  sämtlichen  Belegen 
vorzulegen  ist. 

28.  Überwachung  der  bei  den  Eonsnlardependenzen  vorkommenden 
Schiffahrtsangelegenhelten  durch  die  betreffenden  leitenden  Eonsolar- 
ftmter  (sorveglianza  degll    ufAci  consolarl  dipendenti   in    affarl  di 

marina  mercantlle). 

Die  leitenden  Konsularämter  haben  ^  die  Gestion  der  ihnen  unter- 
geordneten Ämter  (Dependenzen)  in  Schiffahrtsangelegenheiten  einer  auf- 
merksamen Überwachung  zu  unterziehen  und  genau  darauf  zu  sehen,  daß 
die  denselben  anvertrauten  Geschäfte  schnell,  pünktlich  und  den  bestehen- 
den Gesetzen  und  Vorschriften  gemäß  besorgt  werden.  Es  ist  jedem  unter- 
geordneten Konsularamte  der  den  Lokal-  und  Personalverhältnissen  des- 
selben angemessene  Wirkungskreis  vorzuzeichnen  und  seine  Überschreitung 
nicht  zu  gestatten. 

Wenn  das  leitende  Konsularamt  einen  unrichtigen  Vorgang  in  der 
Geschäftsführung  einer  Dependenz  bemerkt,  so  hat  es  diese  auf  solchen 
aufmerksam  zu  machen,  die  angemessene  Belehrung  zu  erteilen  und  wenn 
nötig,  die  Aktenvorlage  zu  veranlassen. 

Das  leitende  Konsularamt  hat  die  Dependenzen  zur  pünktlichen 
Berichterstattung  in  allen  Marineangelegenheiton,  speziell  aber  zur  recht- 
zeitigen Vorlage  der  periodischen  Schiffahrtsberichte  und  Ausweise  zu 
^erhalten. 
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89.  Yerhalten  der  Ssterreichischen  oder  ungarischen  Seehandelsschiffe 
und  Jachten  gegenüber  den  k.  und  k.  Kriegsschiffen  und  Befestigungs- 
werken  (contegno  da  osserrarsi  dai  bastlmenti  mercantili  marittimi 
nazlonall  e  dagli  Yacht  yerso  le  ii.err.  nari  da  guerra  e  fortiflcazioni). 

Das  k.  k.  Handelsministerium  hat  mit  Verordnung  vom  1.  März  1901, 
(E.  G.  B.  Nr.  18),  über  das  Verhalten  der  SeehandelsscMfEe  und  Jachten 
gegenüber  den  k.  und  k.  Kriegsschiffen  und  Befestigungswerken  folgende 
Bestinmiungen  erlassen.  Diese,  auch  für  die  ungarischen  Seehandels- 
schiffe maßgebenden  Bestimmungen  sind  in  der  gleichlautenden  Verordnung 
des  königlich  ungarischen  Handelsministeriums  vom  1.  März  1901,  Z.  10.833, 
enthalten  (siehe  Circulare  der  k.  k.  Seebehörde  in  Triest  vom  23.  April  1901, 
Z.  2713;  n.  Band,  Konsular-Normalien  Nr.  XX). 

Österreichische  oder  ungarische  Seehandelsschiffe  sind  verpflichtet, 
bei  jeder  Begegnung  mit  einem  k.  und  k.  Kriegsschiffe,  welches  selbst 
die  Flagge  führt,  ihre  Flagge  zu  zeigen.  In  den  Territorialgewässem 
besteht  diese  Verpflichtung  auch  für  fremde  Handelsschiffe. 

Österreichische  oder  ungarische  Seehandelsschiffe  sind  verpflichtet, 
die  Flagge  zu  zeigen,  wenn  sie  innerhalb  der  Entfernung  von  drei  See- 
meilen vor  einem  Befestigungswerke  an  der  österreichischen  oder  un- 
garischen Küste,  auf  welchem  die  Fahne  weht,  ankern  oder  in  Fahrt  sind 

Österreichische  oder  ungarische  Seehandelsschiffe  sind  verpflichtet, 
in  fremden  Territorialgewässem  innerhalb  drei  Seemeilen  von  der  Küste 
bei  jeder  Begegnung  mit  einem  k.  und  k.  Kriegsschiffe  der  Territorial- 
macht, welches  selbst  die  Flagge  führt,  sowie  wenn  sie  vor  einem  Be- 
festigungswerke, auf  welchem  die  Fahne  weht,  ankern  Joder  in  Fahrt 
sind,  die  Flagge  zu  zeigen. 

Österreichische  oder  ungarische  Seehandelsschiffe  sind  verpflichtet, 
den  ihnen  im  Einklänge  mit  dem  geltenden  Seerechte  auf  Grund  des  Dienst- 
reglements für  die  k.  und  k.  Kriegsmarine  von  seite  des  Kommandanten 
von  k.  und  k.  Kriegsschiffen  zukonmienden  Weisungen  unbedingt  Folge, 
zu  leisten. 

Trifft  ein  österreichisches  oder  ungarisches  Seehandelsschiff  in  einem 
ausländischen  Hafen,  in  welchem  kein  k.  und  k.  Konsularamt  sich  befindet, 
mit  einem  oder  mehreren  k.  und  k.  Kriegsschiffen  zusammen,  so  ist  der 
Kommandant  des  Handelsschiffes  verpflichtet,  innerhalb  achtundvierzig 
Stunden,  insofeme  es  die  Umstände  erlauben,  persönlich  oder  durch  einen 
Stellvertreter  dem  Kommandanten  des  Kriegsschiffes  oder  der  Eskadre  seine 
Ankunft  zu  melden  und  außerdem  seine  Abfahrt  rechtzeitig  anzuzeigen. 
Die  Kommandanten  von  in  periodischen  Fahrten  verkehrenden  Dampfern, 
sowie  die  Führer  von  Seglern  der  kleinen  Küstenfahrt  (piccolo  cabotaggio) 
sind  von  dieser  Verpflichtung  befreit. 
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Jeder  Kommandant  eines  österreichischen  oder  ungarischen  See- 
handelsschiffes ist  verpflichtet,  auf  Verlangen  alles,  was  für  den  öffent- 
lichen Dienst  von  Wichtigkeit  sein  könnte,  oder  worüber  er  vom  Kom- 
mandanten des  Kriegsschiffes  selbst  befragt  wird,  mitzuteilen. 

In  Häfen,  in  welchen  kein  k.  und  k.  Konsularamt  sich  befindet,  hat 
der  Kommandant  eines  k.  und  k.  Kriegsschiffes,  beziehungsweise  einer 
k.  und  k.  Eskadre,  in  Fällen  von  Dringlichkeit  die  Befugnis,  alle  Unter- 
suchungen und  Disziplinaramtshandlungen  zu  pflegen,  welche  sonst  den 
k.  und  k.  österreichisch-ungarischen  Konsularämtern  zustehen.  Dampfer, 
welche  auf  einer  zu  ihren  regelmäßigen  Dienste  gehörigen  periodischen 
Fahrt  begriffen  sind,  sollen  hierdurch  tunlich  an  der  Einhaltung  ihrer 
Fahrordnung  nicht  behindert  werden. 

.  Die  Kommandanten  von  k.  und  k.  Kriegsschiffen  werden  die  ihnen 
vorgelegten  Beschwerden  prüfen  und  bei  Beobachtung  der  geltenden 
Gesetze  den  Ausgleich  der  Parteien  anstreben,  femer  im  Bedarfsfalle 
mitwirken,  damit  Ordnung  und  Disziplin  an  Bord  der  nationalen  Handels- 
schiffe erhalten  bleibe.  Die  Inhaftnahme  von  Personen,  welche  eine  nach 
den  Strafgesetzen  strafbare  Handlung  begangen  haben  oder  welche  von 
der  zuständigen  Gerichtsbehörde  steckbrieflich  verfolgt  werden,  kann  nur 
insoferne  geschehen,  als  ein  solches  Vorgehen  mit  den  Gesetzen  des 
betreffenden  Landes  nicht  im  Widerspruche  steht  oder  infolge  inter- 
nationaler Verträge  zulässig  erscheint. 

Diese  Bestimüiungen  finden  auch  bei  Begegnungen  auf  hoher  See 
sinngemäße  Anwendung. 

Die  Kommandanten  österreichischer  oder  ungarischer  Seehandels- 
schiffe sind  verpflichtet,  im  Notfalle  den  Schiffen  der  k.  und  k.  Ej-iegs- 
marine  Hilfe  und  Beistand  zu  leisten  und  denselben  auf  Verlangen  und 
gegen  Ersatz  des  Wertes  allen  Proviant,  über  welchen  sie  ohne  Gefährdung 
der  eigenen  Mannschaft  verfügen  können,  zu  verabfolgen. 

Seehandelsschiffe,  welche  in  Convoi  (bastimenti  mercantili  marittimi 
appartenenti  ad  un  convoglio)  von  einem  Schiffe  der  k.  und  k.  Kriegsmarine 
bedeckt  (scortati  da  una  i.  e  r.  nave  da  guerra)  werden,  haben  sich  den 
Anordnungen  zu  unterwerfen,  welche  der  Convoikommandant  (comandante 
del  convoglio)  von  Fall  zu  Fall  und  im  Einklänge  mit  den  im  Dienst- 
reglement der  k.  und  k.  Kriegsmarine  enthaltenen,  diesbezüglichen  Be- 
stimmungen zu  treffen  für  angezeigt  hält. 

Im  Falle   als   der  Kommandant   eines   solchen  Handelsschiffes   sich 

wiederholt  ungehorsam    zeigen    und    sein    Benehmen    die    Ordnung   und 

Sicherheit  des  Convoi  (convoglio)  gefährden  sollte,  kann  der  Kommandant 

8  letzteren  ihn  für  die  Dauer  des  Convoi   von   der  nautischen  Führung 

lando  nautico)  des  Schiffes  entheben. 


XXX.  Taft 


Pavillon  Marchand  de  Mont^n^gro. 


Montenegrinische 
Handels-Flagge. 


Zu  Seite  i25,  I.Band,  vierter  Teil,  13.  Abschnitt,  A.  Handelsmarine  Nr.  89. 
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Jeder  Kommandant  eines  österreiehisclien  oder  ungarischen  See- 
handelsschiffes,  welcher  gegen  diese  Bestimmungen  verstößt,  wird  mit 
einer  Geldstrafe  bis  zu  200  Kronen  und  im  Falle  der  Uneinbringlichkeit 
mit  Arrest  von  einem  Tage  für  je  10  Kronen  bestraft. 

Das  bezügliche  Disziplinarverfahren  steht  in  erster  Instanz  dem 
Hafen-  oder  Konsularamte,  welches  zuerst  in  die  Lage  kommt,  das- 
selbe einzuleiten,  in  zweiter  Instanz  der  kompetenten  Seebehörde 
und  in  dritter  Instanz  dem  k.  k.  oder  königlich  ungarischen  Handels- 
ministerium, je  nachdem  es  sich  um  ein  österreichisches  oder  ungarisches 
Schiff  handelt,  zu. 

Rekurse  gegen  das  Straferkenntnis  sind  innerhalb  14  Tage  ein- 
zubringen. 

Die  auferlegten  Geldstrafen  fließen  dem  Marineunterstützungs- 
fonds zu. 

Die  Verjährungsfrist  für  Übertretungen  dieser  Bestimmungen  beträgt 
sechs  Monate. 

Die  in  Rede  stehenden  Bestimmungen  finden  auf  Jachten  sinn- 
gemäße Anwendung. 

30.  Verhalten  der  Osterreiehlsch  -  ungarischen  Konsularämter  der 
montenegrinisehen  Handelsflagge  gegenüber,  welche  unter  dem 
Schutze  der  Österreichisch-ungarischen  Xonarclile  steht  (la  handiera 
montenegrina  gode  la  protezlone  della  Monarchia  austro-ungarica). 

Der  Artikel  XXIX  des  Berliner  Vertrages  vom  13.  Juli  1878  bestimmt, 
daß  Montenegro  die  für  Dalmatien  geltende,  maritime  Gesetzgebung  ein- 
führen und  daß  die  montenegrinische  Handelsflagge  unter  dem  Konsular- 
schutz  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  stehen  soll. 

In  Ausführung  dieser  Vertragsbestimmung  hat  die  fürstlich  monte- 
negrinische Regierung  die  für  Dalmatien  geltende,  maritime  Gesetz- 
gebung adoptiert  und  für  montenegrinische  Seehandelsschiffe  eine 
eigene  Handelsflagge  eingeführt  (siehe  Abbildung  der  montenegrinischen 
Handelsflagge,  Tafel  XXX). 

Im  Sinne  der  obangeführten  Vertragsbestimmung  sind  die  k.  und  k. 
Konsularämter  verpflichtet,  der  montenegrinischen  Handelsflagge  den 
gleichen  Schutz  zu  gewähren,  wie  der  eigenen  nationalen  (Circulare  des 
k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  16.  April  1880,  Z.  1026/9). 

Über  das  Verhalten  der  k.  und  k.  Konsularämter  der  montene- 
grinischen Handelsflagge  gegenüber  in  allen  jenen  Fällen,  wo  ein 
montenegrinisches  Handelsschiff  an  Orten,  wo  dasselbe  eingelaufen  ist, 
sich  bei  dem  betreffenden  Konsularamte  nicht  meldet,  hat  das  k.  und  k. 
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Ministerium  des  Äußern  folgendes  zur  Ergänzung  des  obigen  Circulares 
erlassen. 

Die  montenegrinischen  Schiffe  können  nicht  verhalten  werden,  das 
Einlangen  ihres  Schiffes  den  k.  und  k.  Konsularämtem  anzuzeigen,  da 
eine  solche  Verpflichtung  aus  dem  Berliner  Vertrage  nicht  abgeleitet 
werden  kann. 

Der  Artikel  XXIX  dieses  Vertrages  bestimmt  allerdings,  daß  Mon- 
tenegro die  für  Dalmatien  geltenden  Seegesetze  annimmt.  Diese  Bestim- 
mung kann  jedoch  nicht  dahin  gedeutet  werden,  daß  die  montenegrinischen 
Schiffer  der  Jurisdiktion  der  k.  und  k.  Konsularämter  unter  allen  Um- 
ständen [unterworfen  und  bezuglich  der  aus  den  Seevorschriften  resul- 
tierenden Pflichten  den  nationalen  Schiffern  gleich  zu  halten  sind.  Die 
Aufforderung  an  die  montenegrinischen  Schiffer,  sich  bei  dem  betreffenden 
k.  und  k.  Konsularamte  anzumelden,  hat  daher  zu  unterbleiben. 

Sollten  jedoch  montenegrinische  Schiffer  im  k.  und  k.  Konsularamte 
freiwillig  erscheinen,  so  ist  denselben  über  ihre  Bitte  im  Sinne  des 
zweiten  Satzes  des  neunten  Alinea  des  Artikels  XXTX  des  Berliner  Ver- 
trages der  österreichisch-ungarische  Konsularschutz  angedeihen  zu  lassen 
und  die  im  Konsulargebüren-Tarife  für  taxpflichtige  Amtshandlungen  vor- 
gesehene Gebür  nachzusehen  (Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des 
Äußern  vom  28.  Jänner  1894,  Z.  301/10;  siehe  IL  Band  Konsular-Nor- 
maüen  Nr.  XX). 

31.  Über  die  Führung  von  Arzneikästen  an  Bord  der  Österreichischen 

oder  ungarischen  Seehandelsschiffe   (cassette   di  medicinali  a  hordo 

dei  hastimenti  mercantili  marittimi  austriaci  od  ungheresi). 

Die  Bestimmung  des  Artikels  n,  §  18  des  Editto  politico  di  navi- 
gazione  vom  25.  April  1774,  wonach  jedes  Seehandelsschiff  verpflichtet 
war,  einen  eigenen  Arzneikasten  an  Bord  zu  führen,  wurde  mit  Verord- 
nung des  k.  k.  und  des  königlich  ungarischen  Handelsministeriums  vom 
15.  Dezember  1875  (R.  G.  B.  Nr.  152),  dahin  abgeändert,  daß  diese  Ver- 
pflichtung auf  die  Seehandelsschiffe  der  weiten  Fahrt  (lungo  corso)  und 
der  großen  Küstenfahrt  (grande  cabotaggio)  beschränkt  ist  (siehe 
Kundmachung  der  k.  k.  Seebehörde  in  Triest  von  2.  März  1876,  Z.  1547; 
n.  Band,  Konsular-Normalien  XX). 

Die  Anschaffung  des  Arzneikastens  obliegt  dem  jReeder  (armatore). 
Für  das  Vorhandensein  des  ersteren  an  Bord,  für  dessen  Verwahrung 
und  entsprechende  Obsorge  ist  der  Schiffer  verantwortlich.  Wenn  auf  dem 
Schiffe  sich  ein  Arzt  befindet,  so  haftet  dieser  in  erster  Reihe. 

Die  an  Bord  der  Seehandelsschiffe  der  oben  bezeichneten  Schiffahrts- 
itegorien    zu    führenden    Arzneikästen    sind    entweder    große,    mitt- 
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lere  oder  kleine.  Jene  Schiffe,  welche  bis  zu  zehn  Personen  an 
Bord  haben,  müssen  mit  dem  kleinen,  jene  mit  11  bis  20  Personen 
mit  dem  mittleren  und  endlich  jene  mit  mehr  als  20  Personen 
mit  dem  großen  Arzneikasten  versehen  sein.  Jeder  Arzneikasten  hat 
sämtliche  vorgeschriebenen  Arzneien  und  sonstige  Gegenstände  zu 
enthalten. 

Die  inländischen  Hafenämter,  sowie  die  k.  und  k.  Konsularämter  im 
Auslande  haben  das  Vorhandensein  des  vorgeschriebenen  Arzneikastens 
an  Bord  der  nationalen  Schiffe  zu  überwachen  und  zeitweise  den  guten 
Zustand  der  Arzneimittel  und  sonstigen  Gegenstände  unter  Zuziehung 
eines  Ortsarztes  zu  prüfen. 

Das  k.  k.  Handelsministerium  hat  mit  Verordnung  vom  10.  Oktober 
1894  (R.  G.  B.  Nr.  195),  die  frühere  Verordnung  vom  15.  Dezember  1875 
(E.  G.  B.  Nr.  152),  betreffend  die  an  Bord  der  Seehandelsschiffe  zu  führen- 
den Arzneikästen  teilweise  abgeändert  und  die  Verordnung  vom  15.  April 
1887  (R.  G.  B.  Nr.  35),  betreffend  die  teilweise  Abänderung  der  Verordnung 
vom  15.  Dezember  1875  (R.  G.  B.  Nr.  152),  außer  Kraft  gesetzt. 

Mit  der  an  erster  Stelle  erwähnten  Verordnung  wurde  ein  neues 
Verzeichnis  der  für  den  Arzneikasten  der  Seehandelsschiffe  vorgeschrie- 
benen Arzneien  eingeführt. 

Der  gute  Zustand  der  Arzneimittel  und  der  sonstigen  im  Arznei- 
kasten enthaltenen  Gegenstände  wird  von  seite  der  k.  k.  oder  königlich 
ungarischen  Hafen-  und  Seesanitätsämter,  sowie  der  k.  und  k.  Seekonsular- 
ämter  alle  sechs  Monate  unter  Zuziehung  eines  Ortsarztes  (Seesanitäts- 
arztes) untersucht.  Es  bleibt  der  Wahl  des  Schiffers  überlassen,  ob  die 
Untersuchung  des  Arzneikastens,  in  den  einheimischen,  wie  auch  in 
den  ausländischen  Häfen,  in  welchen  k.  und  k.  Konsularämter  bestehen, 
an  Bord  des  Schiffes  oder  aber  am  Lande  stattzufinden  hat.  Zu 
diesem  Behufe  ist  der  Arzneikasten  mindestens  24  Stunden  vor  der  Ab- 
fahrt entweder  den  obgenannten  Ämtern  zu  übergeben,  oder  die  Unter- 
suchung desselben  an  Bord  unter  gleichzeitiger  Beiziehung  eines  Hafen- 
und  Seesani  täts-,  beziehungsweise  Konsularfunktionärs  vorzunehmen, 
welcher  dem  Schiffer  eine  Bestätigung  über  die]  stattgefundene  Unter- 
suchung ausstellen  wird. 

Der  Schiffer  hat  bei  Vermeidung  der  hierfür  festgesetzten  Strafe, 
jede  Überschreitung  der  zur  Vornahme  der  Untersuchung  bestimmten 
Frist  zu  rechtfertigen. 

Eine  gleichlautende  Verordnung,  betreffend  die  an  Bord  der  unga- 
rischen Seehandelsschiffe  zu  führenden  Arzneikästen  hat  das  königUch- 
ungarische  Handelsministerium  unter  dem  10.  Oktober  1894,  Z.  70.727, 
erlassen  (siehe  II.  Band,  Konsular-Normalien  Nr.  XX). 
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32.   Bas  Straßenreeht  auf  See   (11  dlrltto  della  rotta).  Neuer  Inter- 
nationaler Seesignalkodex  (nuoro  eodlee  Intemazlonale  del  segnall 
dl   mare).    Kenntlichmachung    des    Xantens    der    Seehandelssehlffe 
(Indlcazlone  del  nome  del  bastlmentl  mercantUl  marittlml). 

Das  Straßenreeht  auf  See  (diritto  della  rotta)  umfaßt  alle  jene  Vor- 
schriften, welche  Zusammenstöße  von  Schiffen  auf  See  (abbordi  fra  basti- 
menti)  zu  verhindern  und  das  Verhalten  der  Schiffe  nach  einem  solchen 
Zusammenstoße  zu  regeln  bezwecken. 

Es  gehören  sonach  hierher  in  erster  Linie  die  Vorschriften,  welche 
die  Regeln  für  die  Lichter  und  Signalführung  (fanali  e  segnali),  die 
Steuer-  und  Segelregeln,  sowie  die  Bestimmungen  für  das  Verhalten 
während  der  Fahrt  überhaupt  und  insbesondere  bei  schlechtem  Wetter 
enthalten,  dann  die  Vorschriften  über  die  Obliegenheiten  der  Schiffe  bei 
Begegnung  eines  in  Gefahr  befindlichen  Schiffes  (bastimento  pericolante) 
und  nach  dem  Zusammenstoße  mit  einem  Schiffe.  Femer  sind  auch  jene 
Anordnungen  hierher  zu  zählen,  welche  die  Mittel  betreffen,  mit  denen  die 
Schiffe  sich  untereinander  verständigen,  namentlich  eine  Notlage  (caso 
di  bisogno)  signalisieren,  und  einen  Lotsen  (pilota)  in  ihnen  nicht  be- 
kannten Gewässern  herbeirufen  können,  und  welche  es  ermöglichen, 
Schiffe,  die  sich  etwa  nach  einem  Zusammenstoße  oder  bei  Begegnung 
eines  gefährdeten  Schiffes  ihren  Verpflichtungen  zu  entziehen  suchen,  zu 
ermitteln  und  zur  Verantwortung  zu  ziehen. 

Die  verschiedenen  diesfälligen  Vorschriften  sind: 

a)  die  Vorschriften  zur  Verhütung  von  Zusammenstößen  auf  See  (abbordi 
in  mare).  Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  17.  April  1897 
(E.  G.  B.  Nr.  95)  und  des  königlich  ungarischen  Handelsministeriums  vom 
23.  April  1897,  Z.  26.673  (siehe  IL  Band  Konsular-NormaUen  Nr.  XX); 

b)  die  Vorschriften  über  die  Hilfeleistung  in  Seenot  (soccorso  in  mare 
in  caso  di  bisogno).  Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom 
1.  Dezember  1880  (K.  G.  B.  Nr.  141)  und  des  königlich  ungarischen 
Handelsministeriums  vom  1.  Dezember  1880,  Z.  56.315  (siehe  n.  Band 
Konsular-Normalien  Nr.  XX); 

c)  die  Vorschriften  über  die  Not-  und  Lotsensignale  (segnali  di  pericolo 
e  per  chiamare  pilota).  Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums 
vom  15.  Mai  1875  (R.  G.  B.  Nr.  77)  und  des  königlich  ungarischen 
Handelsministeriums  vom  15.  Mai  1875,  Z.  9975  (siehe  11.  Band 
Konsular-Normalien  Nr.  XX); 

d)  die  Vorschriften  über  das  Lotsenwesen  (pilotaggio)  an  der  österreichi- 
schen Küste.  Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  1.  Juli  1888 
(R.  G.  B.  Nr.  125)  und  des  königlich  ungarischen  Handelsministeriums 
vom  1.  Juli  1888,  Z.  29.885  (siehe  n.Band  Konsular-Normalien  Nr.  XX); 
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e)  die  Vorscliriften  über  Kenntliclimachung  des  ScUffsnamens  (indica- 
zione  del  nome  del  bastimento).  Verordnung  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums vom  31.  Juli  1873,  Z.  18.035.  Circulare  der  k.  k.  See- 
behörde  in  Triest  vom  9.  August  1873,  Z.  6677  (siehe  n.  Band 
Konsular-Normalien  Nr.  XX); 

f)  der  internationale  Seesignalkodex  (codiee  intemazionale  dei  segnali 
di  mare)  und  die  semaphorischen  Telegramme  (telegrammi  semaforici). 
Die  neueste  verbesserte  österreichisch-ungarisclie  Auflage  des  inter- 
nationalen Seesignalkodex  (nuovo  codiee  intemazionale  dei  segnali) 
wurde  von  der  k.  k.  Seebehörde  in  Triest  und  der  königlich 
ungarischen  Seebehörde  in  Fiume  im  Jahre  1901  herausgegeben, 
und  ist  am  1.  Jänner  1902  an  die  Stelle  des  früheren  vom  Jahre  1869 
in  Kraft  getreten.  Kundmachung  der  k.  k.  Seebehörde  in  Triest  vom 
20.  Dezember  1901,  Z.  16.279;  (siehe  n.  Band  Konsular-Normalien 
Nr.  XX); 

g)  die  Vorschriften  über  das  Verfahren  mit  in  See  geborgenen  Gegen- 
ständen (oggetti  trovati  in  mare).  Erlaß  des  k.  k.  Handelsministeriums 
vom  21.  Juli  1880,  Z.  18.084  und  Circulare  der  k.  k.  Seebehörde- in 
Triest  vom  21.  Juli  1880,  Z.  6959  (siehe  11,  Band  Konsular-Normalien 
Nr.  XX). 

Dieselben  Vorschriften  sind  auch  für  ungarische  Seehandelsschiffe 
von  dem  königlich  ungarischen  Handelsministerium  erlassen  worden. 

Mit  Verordnung  des  k.  k.  und  königlich  ungarischen  Handelsmini- 
steriums vom  31.  Juü  1873,  Z.  18.035,  beziehungsweise  15.  August  1873, 
Z.  12.442,  sowie  mit  den  Circularien  der  k.  k.  Seebehörde  in  Triest  vom 
9.  August  1873,  Z.  6677,  und  der  königlich  ungarischen  Seebehörde  in 
Fiume  vom  9.  August  1873,  Z.  2921,  wurden  betreffs  der  Verpflichtung 
zur  Kenntlichmachung  des  Namens  der  Seehandelsschiffe  folgende  Be- 
stimmungen erlassen: 

1.  Vom  1.  Jänner  1874  angefangen  haben  sämtliche  österreichische 
oder  ungarische  Seehandelsschiffe  ihren  Namen  und  jenen  des  Heimats- 
hafens außenbords  (fuori  di  bordo)  angebracht  zu  tragen. 

2.  Diese  Namen  müssen  an  einem  vorspringenden  Punkte  des  Hinter- 
teiles (poppa)  oder  an  den  Seiten  (fianchi)  des  Schiffes  mit  weißen  oder 
gelben  Buchstaben  in  der  Größe  von  wenigstens  10  Zentimeter  auf 
dunklem  Grunde  deutlich  angebracht  sein. 

3.  Es  ist  verboten  einen  anderen  als  den  in  den  Bordpapieren  (rica- 
piti  di  bordo)  enthaltenen  Namen  anzubringen,  den  Namen  zu  löschen 
oder  in  irgend  einer  Weise  unkenntlich  zu  machen. 

4.  Übertretungen  dieser  Bestimmungen  werden  auf  Grund  der  Mini- 
sterialverordnung  vom  30.  September  1857  (R.  G.  B.  Nr.  198)  mit  einer 
Geldbuße  bis  zu  200  Kronen  zugunsten  des  Marineunterstützungsfonds  bestraft. 
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33.  Terfahren  mit  den  In  See  geborgenen  (Gegenständen  (procednra 
per  oggetti  trovati  in  mare). 

Die  diesfälligen  Bestimmungen  sind  in  dem  Circulare  der  k.  k.  See- 
behörde in  Triest  vom  21.  Juli  1880,  Z.  6959,  enthalten  (siehe  n.  Band 
Konsular-Normalien  Nr.  XX).  Das  gedachte  Circulare  wurde  auf  Grund 
des  darauf  Bezug  habenden  Erlasses  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom 
21.  Juli  1880,  Z.  18.084,  hinausgegeben.  Die  Verordnung  des  königlich 
ungarischen  Handelsministeriums  vom  21.  Juli  1880,  Z.  22.621,  enthält 
gleichlautende  Bestimmungen  über  das  Verfahren  mit  den  in  See  gebor- 
genen Gegenständen. 

Erfolgt  die  Bergung  (ricupero)  in  den  Territorialgewässern  (acque 
territoriali)  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie,  so  steht  das  Ver- 
fahren den  politischen  Behörden  in  Gemäßheit  der  bestehenden  Vor- 
schriften zu.  In  diesem  Falle  müssen  die  Kommandanten  nationaler  Schiffe 
oder  andere  Personen  im  nächsten  Landungshafen  (porto  d'arrivo)  und 
zwar  falls  dieser  in  der  Monarchie  gelegen  ist,  dem  betreffenden  Hafen 
und  Seesanitätsamte,  falls  es  aber  im  ausländischen  Hafen  ist,  dem  an 
jenem  Orte  bestehenden  k.  u.  k.  Konsularamte  die  bezügliche  Meldung 
erstatten.  Die  Hafen-  und  Seesanitätsämter  verständigen  sodann  auf  Grund 
obiger  Meldung  die  kompetente  politische  Behörde,  während  die  k.  und  k. 
Konsularämter  von  der  fraglichen  Meldung  jene  Seebehörde  zu  verstän- 
digen haben,  in  deren  Verwaltungsgebiete  die  Bergung  erfolgte.  Erfolgt 
die  Bergung  in  den  Territorialgewässern  eines  fremden  Staates, 
so  steht  das  Verfahren  der  betreffenden  ausländischen  Behörde  zu. 

Die  Kommandanten  nationaler  Schiffe  müssen  daher  im  Falle  einer 
stattgefundenen  Bergung  der  kompetenten  ausländischen  Behörde  im 
Wege  der  hierzu  berufenen  k.  und  k.  Konsularämter  die  entfallende  An- 
zeige erstatten. 

Wenn  jedoch  die  Kommandanten  nationaler  Schiffe  nicht  in  einem 
Hafen  jenes  Staates  landen,  in  dessen  Territorialgcwässem  die  Bergung 
erfolgte,  so  müssen  dieselben  behufs  der  entsprechenden  Veranlassung 
bei  der  kompetenten  ausländischen  Behörde  die  bezügliche  Anzeige  im 
nächsten  Landungshafen  jener  Seebehörde  erstatten,  zu  dessen  Ver- 
waltungsgebiet das  Schiff  gehört,  welches  die  Bergung  vollbrachte  und 
zwar  im  Wege  des  betreffenden  Hafen-  und  Seesanitätsamtes,  wenn  der 
Landungshafen  in  der  österreichisch -ungarischen  Monarchie  liegt,  und 
im  Wege  des  kompetenten  k.  und  k.  Konsularamtes,  wenn  der  Hafen  ein 
ausländischer  ist. 

Was  das  Verfahren  mit  den  auf  hoher  See  (alte  mare)  geborgenen 

nständen  betrifft,  so  ist  die  k.  k.  Seebehörde  in  Triest  oder  die 
ch-ungarische  Seebehörde  inj  Fiume  kompetent,  je  nachdem  das 
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betreffende  ScMff,  welches  die  Bergung  bewerkstelligt  hat,  ein  öster- 
reichisches oder  ungarisches  ist.  Die  Kommandanten  nationaler  Schiffe 
sind  verpflichtet,  im  nächsten  Landungshafen  die  Anzeige  davon  der 
kompetenten  Seebehörde  zu  erstatten,  und  zwar  im  Wege  des  bezüglichen 
Hafen-  und  Seesanitätsamtes,  falls  der  Hafen  in  der  österreichisch- 
ungarischen  Monarchie  gelegen  ist,  oder  im  Wege  des  betreffenden  k.  und  k. 
Konsularamtes,  wenn  es  ein  ausländischer  Hafen  ist 

Die  in  den  beiden  Staatsgebieten  der  österreichisch -ungarischen 
Monarchie  hinsichtlich  der  am  Lande  (in  terra)  gefundenen  Gegenstände 
geltenden  Vorschriften  finden  ihre  Anwendung  auch  im  Falle  der  in  den 
Territorialgewässern  oder  auf  hoher  See  (alto  mare)  erfolgten 
Bergung  (ricupero)  von  Gegenständen,   deren  Eigentümer  unbekannt  ist. 

34.  Bas  Terhältnis  der  Im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  nnd 
LSnder  zu  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  in  SeeschilFalirts- 

angeiegenheiten. 

Das  Verhältnis  des  österreichischen  Staatsgebietes  zu  dem  ungari- 
schen Staatsgebiete  in  Angelegenheiten  der  Seeschiffahrt  wird  in  erster  Linie 
durch  den  Artikel  VI  des  Zoll-  und  Handels bündnisses  bestimmt,  welcher 
in  seiner  gegenwärtigen,  in  Österreich  durch  die  Gesetze  vom  27.  Juni  1878 
(R  G.  B.  Nr.  62),  21,  Mai  1887  (R.  G.  B.  Nr.  48)  und  27.  Februar  1897 
(R.  G.  B.  Nr.  72),  sowie  durch  die  kaiserlichen  Verordnungen  vom 
30.  Dezember  1898  (R.  G.  B.  Nr.  239*)  und  vom  21.  September  1899 
(R.  G.  B.  Nr.  176)  festgestellten  Fassung  lautet,  wie  folgt: 

Die  Hafen-  und  Seesanitätsverwaltung  wird  in  beiden  Staatsgebieten 
in  Beziehung  auf  die  Ausübung  der  Seeschiffahrt,  das  Seesanitätswesen 
und  die  Seefischerei  durch  die  Regierungen  beider  Staatsgebiete  nach 
gleichen  Normen  und  überhaupt  in  möglichst  übereinstimmender  Weise 
gehandhabt.  Die  Seehandelsschiffe  beider  Teile  führen  die  vorgeschriebene 
gemeinsame  Flagge.  In  Beziehung  auf  die  Ausübung  der  Seeschiffahrt 
und  der  Seefischerei  werden  die  Schiffe  und  Angehörigen,  sowie  die 
Staatsgebiete  selbst,  einander  gleichgestellt.  Lisbesondere  werden  die  See- 
handelsschiffe beider  Teile  in  den  Häfen  beider  Staatsgebiete  die  gleiche 
Behandlung  genießen.  Die  Qualifikationszeugnisse  der  Seeleute  sind  in 
beiden  Staatsgebieten  an  die  gleichen  Vorbedingungen  zu  knüpfen  und 
genießen  in  beiden  Staatsgebieten  die  gleiche  Gültigkeit.  Alle  Angelegen- 
heiten,  die  sieh  auf  den  Schutz   der  Seehandelsschiffe,  ihrer  Besatzung 


♦)  Mit  der  auf  Grund  des  §  14  des  Staatsgnmdgesetzes  Yom  21.  Dezember  1867 
(E.  G.  B.  Nr.  141)  erlassenen  kaiserlichen  Verordnung  vom  21.  September  1899  (R.  G.  B. 
Nr,  176),  wurde  die  Wirksamkeit  der  Bestimmungen  des  bisherigen  ZoU-  nnd  Handelsbünd- 
nisses  mit  den  Ländern  der  ungarischen  Krone,  sofern  bis  Ende  des  Jahres  1903  ein  neues 
Zoll-  und  Handelsbündnis  nicht  zustande  kommt,  bis  Ende  des  Jahres  1907  yerlängert. 
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oder  einzelner  Seeleute  und  die  Vertretung  von  deren  Interessen  im  Aus- 
lande beziehen,  gehören  in  die  Kompetenz  der  daselbst  aufgestellten 
k.  und  k.  Konsularämter  und  in  höherer  Linie  des  gemeinsamen  Ministers 
des  Äußern,  ohne  Rücksicht  auf  die  Zuständigkeit  der  Schiffe,  der  Be- 
satzung oder  der  Seeleute.  In  den  Angelegenheiten,  die  in  das  Gebiet 
der  Hafen-  und  Seeverwaltung  gehören,  werden  die  Konsularämter  wie 
bisher  mit  den  inländischen  Behörden  direkt  verkehren.  Die  Schiffahrts- 
gebüren  sind  in  den  Häfen  beider  Staatsgebiete  nach  gleicher  Norm  zu 
bemessen;  ausgenommen  hiervon  sind  die  Gebüren  von  rein  lokaler  Be- 
schaffenheit, als  wie  Gebüren  für  die  Benützung  bestimmter  Hafenteile 
und  die  Lotsen,  femer  die  Gebüren  für  die  Marineunterstützungsfonds. 

In  bezug  auf  die  Entrichtung  der  Hafengebür  sind  die  beiderseitigen 
Schiffe,   Häfen,  Eeeden  und  anderen  Punkte  der  Seeküste  gleichgestellt. 

Sämtliche  Schiffahrtsgebüren  kommen  grundsätzlich  dem  einheben- 
den Teile  zugute.  Die  Schiffe  beider  Teile,  welche  die  Begünstigung  der 
einmaligen  Entrichtung  der  Hafengebür  für  das  laufende  Kalenderjahr  in 
Anspruch  nehmen,  haben  die  betreffende  Gebür  in  jenem  Hafen  zu  ent- 
richten, in  welchem  sie  registriert  sind.  Den  Schiffen  der  beiden  Teile 
gleichgestellte  fremde  Schiffe,  welche  dieselbe  Begünstigung  in  An- 
spruch nehmen,  können  die  Hafengebür  in  jedem  Hafen  des  einen  oder 
des  anderen  Staatsgebietes  nach  ihrer  Wahl  entrichten.  Die  Hälfte  der 
in  den  Häfen  des  einen  Staatsgebietes  derart  eingehobenen  Gebür  wird 
im  Restitutionswege  an  die  Seeverwaltung  des  anderen  Teiles  abgeführt. 
Derselbe  Vorgang  findet  bezüglich  der  Gebüren  jener  Schiffe  statt,  welche 
nach  Entrichtung  der  Gebür  während  der  Dauer  der  für  20  beziehungs- 
weise 60  Tage  zugestandenen  Gebürenfreiheit  einen  Hafen,  eine  Reede 
oder  einen  anderen  Punkt  der  Seeküste  des  anderen  Staatsgebietes  an- 
laufen und  dort  Handelsoperationen  vollziehen.  Der  Bau  von  Leucht- 
türmen, welche  zufolge  ihrer  Lage  dem  Verkehre  nach  den  Häfen  beider 
Staatsgebiete  förderlich  sind,  hat  auf  gemeinschaftliche  Kosten  stattzu- 
finden und  wird  der  Aufwand  nach  einem  billigen  Schlüssel  zu  verteilen 
sein.  In  beiden  Staatsgebieten  und  in  der  Handelsmarine  beider  Teile 
soll  ein  gleiches  Privatseerecht  in  Anwendung  kommen  und  dessen  zeit- 
gemäße Reform  ehetunlichst  bewerkstelligt  werden. 

Außer  diesem  speziellen  Seeschiffahrtsartikel  enthalten  noch  folgende 
Artikel  des  Zoll-  und  Handelsbündnisses  Bestimmungen,  welche  auch  auf 
die  Seeschiffahrt  Anwendung  finden  können: 

Art.  II.  Die  mit  fremden  Staaten  abgeschlossenen  Verträge,  welche 

die    Regelung    wirtschaftlicher  Beziehungen    zum   Auslände    bezwecken, 

"'isbesondere  Handels-,  Zoll-,  Schiffahrts-,  Konsular-,  Post-  und  Telegraphen- 

äge  haben  sowohl  für  die  Länder  der  ungarischen  Krone,  als  für  die 

ichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  gleich  bindende  Kraft. 
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Art.  in.  Die  Negozierung  und  der  AbscUuß  neuer  derartiger  Ver- 
träge geschieht  vorbehaltlich  der  verfassungsmäßigen  Genehmigung  bei- 
der Legislativen  durch  den  Minister  des  Äußern  auf  Grundlage  der  Ver- 
einbarungen, welche  zwischen  den  betreffenden  Ressortministern  beider 
Teile  stattzufinden  haben.  Wenn  bei  Ablauf  eines  derartigen  Vertrages 
ein  Teil  von  dem  darin  vorbehaltenen  Eechte  der  Kündigung  Gebrauch 
gemacht  wissen  will,  so  ist  spätestens  sechs  Monate  vor  Ablauf  des  Ktin- 
digungstermines  dem  anderen  Teile  von  der  Absicht,  zu  kündigen,  Mit- 
teilung zu  machen,  um  über  den  weiteren  Vorgang  das  Einvernehmen  zu 
pflegen.  Kommt  innerhalb  dieser  Frist  ein  Einverständnis  nicht  zustande, 
so  hat  der  Minister  des  Äußern  die  Kündigung  vorzunehmen,  sobald  auch 
nur  ein  Teil  sie  begehrt. 

Art.  XXI.  Zum  Behufe  der  Vorbereitung  und  Vermittlung  gleich- 
artiger Grundlagen  für  die  im  Art.  11.  erwähnten  internationalen  Handels- 
und Schiffahrtsverträge,  für  die  Gesetzgebung  und  Verwaltung  der  Zölle, 
der  indirekten  Abgaben  und  der  sonstigen  Angelegenheiten,  auf  welche 
sich  das  gegenwärtige  Zoll-  und  Handelsbündnis  bezieht,  wird  eine  Zoll- 
und  Handelskonferenz  zusammentreten,  welche  die  beiderseitigen  Minister 
des  Handels  und  der  Finanzen  und,  insoweit  der  Gegenstand  der  Ver- 
handlung die  Verhältnisse  zum  Auslande  berührt,  der  gemeinsame  Minister 
des  Äußern  und  deren  Vertreter  bilden,  zu  welcher,  so  oft  es  der 
Gegenstand  erfordert,  Fachmänner  aus  beiden  Ländergebieten,  insbeson- 
dere Mitglieder  der  Handelskammern  zu  berufen  sind.  Die  Ministerien 
jedes  der  beiden  Teile,  sowie  der  gemeinsame  Minister  des  Äußern  haben 
das  Recht,  so  oft  sie  dies  für  nötig  halten,  die  Einberufung  der  Zoll-  und 
Handelskonferenz  in  Anspruch  zu  nehmen  und  kann  die  Beschickung  der 
Konferenz  nicht  abgelehnt  werden. 

Eine  weitere,  nach  gemeinsamen  Grundsätzen  geregelte  Seeschiffahrts- 
angelegenheit ist  die  der  Befreiung  der  großen  Seeschiffahrtsgesellschaften, 
österreichischer   Lloyd   und   ungarische  Adria,   von  den  Konsulargebüretf. 

(Siehe  Ernst  Mayrhofers  Handbuch  für  den  politischen  Verwaltungs- 
dienst in  den  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und  Ländern.  — 
Wien  1901.) 

35.  Der  Marineun  tersttttzungsfonds  (pio  fondo  di  marlna). 

Der  in  zahlreichen  Ministerialverordnungen  und  Circularien  der  beiden 
Seebehörden  erwähnte  Marineunterstützungsfonds  ist  zur  Unterstützung 
ehemaliger  dienstuntauglicher  Seeleute  und  ihrer  Hinterbliebenen  bestimmt. 

Bei  der  k.  k.  Seebehörde  in  Triest  bestehen  zwei  solche  Marine- 
unterstützungsfonds, der  eine  für  das  österreichisch-illyrische  Küsten- 
land, der  andere  für  Dalmatien. 

Malfatti,  Konsularwesen  I.  28 


—     434     — 

Die  Verwaltung  solcher  Fonds  wird  durch  eine  besondere,  bei  der 
gedachten  Seebehörde  gebildeten  Kommission  geführt,  in  welcher  sich  Ver- 
treter der  Handelskammern  des  österreichisch-illyrischen  Küstenlandes  und 
Dalmatiens  befinden.  Diese  Kommission  bildet  gleichzeitig  die  obere  Instanz 
für  die  die  Fonds  betreffenden  Angelegenheiten,  während  als  erste  Instanz 
für  die  Verhandlung  über  diese  Angelegenheiten  die  bei  den  Hafen-  und 
Seesanitätsämtem  dafür  eigens  aufgestellten  Kommissionen  fungieren. 

Bei  jedem  k.  k.  Hafen-  und  Seesanitätsamte  besteht  eine  Kom- 
mission aus  sechs  Mitgliedern,  von  denen  drei  aus  dem  ßeederstande 
und  drei  aus  dem  Stande  der  Schiffer  sind,  unter  dem  Vorsitze  des 
betreffenden  Hafenkapitäns. 

Diese  Kommissionen,  welche  gewöhnlich  monatlich  sich  versammeln, 
haben  sämtliche  Gesuche  um  Verleihung  einer  Unterstützung  aus  dem 
Marinefonds  gewissenhaft  zu  prüfen  und  auf  Grund  der  diesfalls  einge- 
zogenen Erkundigungen  dieselben  entweder,  falls  sie  nicht  berücksichtigungs- 
w^ürdig  erscheinen,  sofort  zurückzuweisen,  oder  die  betreffenden  Gesuche 
der  k.  k.  Seebehörde  in  Triest  zur  weiteren  Amtshandlung  vorzulegen. 
Die  bei  der  Seebehörde  in  Triest  bestehende  Zentralkommission  für  den 
Marineunterstützungsfonds  besteht  aus  dem  Präsidenten  und  den  Eäten 
dieser  Behörde  und  aus  je  einem  Delegierten  der  Handelskammern  (Sub- 
stitut), welcher  aus  den  in  Triest  ansässigen  Reedern  und  Schiffern  zu 
wählen  ist. 

Diese  Kommission  hat  in  allen  den  bezüglichen  Fonds  betreffenden 
Angelegenheiten  eine  entscheidende  Stimme,  jene  Fälle  ausgenommen, 
welche  dem  k.  k.  Handelsministerium  vorbehalten  sind. 

Der  Marineunterstützungsfonds  zur  Unterstützung  der  dienstuntauglich 
gewordenen  Seefahrer  und  deren  Familien,  welche  dem  ungarisch- 
kroatischen Küstenlande  (Litorale)  angehören,  wird  von  der  königlich 
ungarischen  Seebehörde  in  Fiume  vorwaltet.  Alle  jene  hilfsbedürftigen  See- 
iahi'er,  welche  zu  den  Seebezirken  Fiume,  Buccari,  Portore,  Cii-quenizze, 
Zengg  und  Carlobago  gehören,  beziehungsweise  ihi'e  Familien,  haben  An- 
spruch auf  eine  Unterstützung  aus  dem  fi-aglichen  Marinefonds. 

In  jedem  Seebezii'ke  besteht  eine  Lokalkommission,  während  bei  der 
königlich  ungarischen  Seebehörde  in  Fiume  eine  Zentralkommission  besteht^ 
welcher  die  Verwaltung  des  Marineunterstützungsfonds  obliegt. 

Jede  Lokalkommission  besteht  aus  vier  Mitgliedern,  von  denen  zwei 
aus  dem  Keederstande  und  zwei  aus  dem  Stande  der  Schiffer  weiter 
Fahrt  (a  lungo  corso),  aus  den  Merkantilleutnants  und  Schiffern  der  großen 
Küstenfahrt  (grande  cabotaggio)  des  betreffenden  Seebezirkes  gewählt 
werden.  Der  Vorstand  des  betreffenden  Hafenamtes  führt  den  Vorsitz. 
In  der  Zentralkommission  führt  der  Präsident  der  ungarischen  Seebehörde, 
beziehungsweise  sein  Stellvertreter  den  Vorsitz.    Mitglieder  der  Zentral- 
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kommission  sind:  Drei  ständige  Delegierte  der  Handels-  und  Gewerbe- 
kammer in  Fiume  (Zengg);  die  Delegierten  der  Lokalkommissionen, 
beziehungsweise  ihre  Substituten;  die  administrativen  Eelerenten,  der  See- 
inspektor und  der  Rechnungsrat  der  ungarischen  Seebehörde. 

Die  Durchführung  der  Beschlüsse  steht  der  ungarischen  Seebehörde 
zu,  welche  auch  die  Entscheidung  des  königlich  ungarischen  Handelsmini- 
steriums einzuholen  hat,  wenn  sie  den  gedachten  Beschlüssen  nicht  beistimmt. 

In  den  Marineunterstützungsfonds  fließen  folgende  Einnahmen: 

a)  Zinsen  der  eigenen  Kapitalien,  bestehend  aus  Werteffekten  und  inta- 
bulierten  Kapitalien; 

b)  von  der  Gesamteinnahme  der  Hafengebüren  in  den  im  Reichsrate 
vertretenen  Königreichen  und  Ländern  8"5  Prozent  (§  12  des  Gesetzes 
vom  27.  Februar  1897,  R.  G.  B.  Nr.  71),  in  den  Ländern  der  unga- 
rischen Ki'one  hingegen  20  Prozent  (ungarischer  Gesetzartikel  IX 
vom  Jahre  1897); 

c)  Lohnreste  desertiert  er  Matrosen; 

d)  die  wiegen  Übertretung  der  Hafen-,  Sanitäts-  und  Schiffahrtsvor- 
schriften verhängten  Geldstrafen;. 

e;  freiwillige  Spenden  und  Vermächtnisse. 

Betreffs  der  Entrichtung  der  Hafengebür  ist  folgendes  zu  bemerken: 
Einheimische  und  diesen  gleichgestellte  fremde  Dampfer  haben  im  Sinne 
des  Gesetzes  vom  27.  Februar  1897  (R.  G.  B.  Nr.  71),  (ungarischer  Gesetz- 
artikel IX  vom  Jahre  1897),  für  jede  Nettotonne  folgende  Gebür  zu  zahlen: 

a)  wenn  sie  aus  dem  Auslande  kommen  und  in  demselben  Kalender- 
jahre von  der  ersten  und  zweiten  Reise  einlaufen:  80  Heller;  von 
der  dritten  und  vierten  Reise  einlaufen:  60  Heller;  von  der  fünften 
und  jeder  ferneren  Reise  einlaufen:  40  Heller; 

b)  wenn  sie  aus  dem  Inlande  kommen,  ohne  Unterschied  der  Reihenfolge 
des  Einlaufens:  30  Heller. 

Dampfer,  welche  eine  der  obbezeichneten  Gebüren  bezahlt  haben, 
sind  20  Tage,  vom  Tage  des  ersten  Einlaufens  an  gerechnet,  für  welches 
die  Gebür  entrichtet  wurde,  in  allen  inländischen  Häfen,  Reeden  und  an 
allen  anderen  Punkten  der  Seeküste  gebürenfrei,  vorausgesetzt:  1.  daß  die- 
selben während  dieser  Zeit  keinen  ausländischen  Hafen  berühren  —  aus- 
genommen infolge  höherer  Gewalt  —  und  auch  im  letzteren  Falle  keine 
Handelsoperation  bewerksteUigen;  2.  daß  die  unter  a)  erwähnten  Dampfer 
zwischen  inländischen  Häfen,  Reeden  und  anderen  Punkten  der  Seeküste 
keinen  Verkehr  vermitteln,  wofern  es  sich  nicht  bloß  um  die  Überschiffung 
von  Waren  und  Reifenden  von  einer  auf  die  andere .  regelmäßige  Linie 
derselben  Gesellschaft  handelt  (§  6). 

Einheimische  und  diesen  gleichgestellte  fremde  Segelschiffe  zahlen 
für  jede  Nettotonne  folgende  Gebür: 

28* 
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a)  wenn  sie  aus  dem  Auslande  kommen,  bei  einem  ßaumgehalte  bis  zu 
100  Nettotonnen:  8  Heller;  bei  einem  solchen  über  100  Nettotonnen: 
20  Heller; 

b)  wenn  sie  aus  dem  Inlande  kommen,  bei  einem  Raumgehalte  bis  zu 
100  Nettotonnen:  4  Heller;  bei  einem  solchen  über  100  Nettotonnen: 
10  HeUer  (§  9). 

Für  fremde,  den  einheimischen  nicht  gleichgestellte  Schiffe  ist  bei 
jedesmaligem  Einlaufen  für  jede  Nettotonne  2  Kronen  an  Hafengebür  zu 
entrichten  (§  10). 

Gleichgestellt  den  einheimischen  Schiffen  betreffs  der  Entrichtung 
der  Tonnengebür  sind  die  Schiffe  folgender  Staaten:  Argentina,  Belgien, 
Chile,  Dänemark,  Deutsches  Reich,  Frankreich,  Griechenland,  Groß- 
britannien, Guatemala,  Italien,  Liberia,  Mexiko,  Montenegro,  die  Nieder- 
lande, Persien,  Rumänien,  Rußland,  San  Domingo,  Serbien,  Spanien, 
Schweden  und  Norwegen,  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  die  Türkei 
und  deren  Dependenzen;  Bulgarien,  Ägypten,  Tunis,  Tripolis  und  Samos. 

36.  Ehrenflagge  für  die  Handelsmarine  (bandiera  d'onore  per  la 

marina  mereantile). 

Mit  kaiserlichem  Patente  vom  16.  April  1850  (R.  G.  B.  Nr.  249), 
wurde  für  die  österreichische  Handelsmarine  eine  eigene  Ehrenflagge 
zur  Belohnung  ausgezeichneter  seemännischer  Leistungen  eingeführt. 

Die  Ehrenflagge  hat  zwei  Klassen,  und  zwar  die  weiße  und  die 
rote  Ehrenflagge. 

Die  weiße  Ehrenflagge  ist  dazu  bestimmt,  österreichische  oder 
ungarische  Schiffer  zu  belohnen,  welche  zuerst  einen  neuen  Handelsweg 
nach  entfernten  Weltgegenden  mit  Erfolg  eröffnen,  oder  sonst  durch  ihre 
Fahrten,  oder  durch  ihre  nautischen  Leistungen  überhaupt  um  die  Aus- 
breitung und  Förderung  der  österreichischen,  beziehungsweise  ungarischen 
Schiffahrt  und  des  eigenen  Seehandels  im  hohen  Grade  sich  verdient 
machen,  oder  durch  die  Rettung  von  Schiffbrüchigen  und  ähnliche  lobens- 
werte Taten  sich  auszeichnen. 

Die  rote  Ehrenflagge  gebürt  jedem  Schiffer,  welcher  sein  Schiff 
gegen  einen  feindlichen  oder  seeräuberischen  Angriff  erfolgreich  verteidigt, 
oder  während  eines  Seekrieges  angriffsweise  ein  ruhmvolles  Gefecht  be- 
steht, oder  den  k.  und  k.  Kriegsschiffen  wiiksamen  Beistand  leistet. 

Der  Schiffer  hat  das  Recht,  die  ihm  verliehene  Ehrenflagge  auf  dem 
Hauptmaste  (albero  di  maestra)  des  Schiffes  wehen  zu  lassen,  welches 
er  befehligt,  da  die  Verleihung  der  Ehrenflagge  an  seine  Person  und  nicht 
an  das  Schiff  geknüpft  ist. 

Wenn  einem  Schiffer  beide  Ehrenflaggen  verliehen  worden  sind,  so 
darf  er  beide   gleichzeitig  auf  den  Masten  seines  Schiffes  wehen  lassen. 
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Bei  besonderen  Veranlassungen  darf  der  Schiffer  auch  seine  Jolle 
(lancia,  o  barca  da  battellante)  mit  der  Ehrenflagge  schmücken.  Bei  den 
üblichen  Begrüßungen  genießt  die  Ehrenflagge  den  Vorzug,  daß  die 
k.  und  k.  Kriegsschiffe,  die  österreichisch-ungarischen  Forts-  und  Strand- 
batterien mit  der  gleichen  Anzahl  von  Schüssen  antworten  müssen.  Diese 
Begrüßungen  dürfen  jedoch  in  österreichischen  oder  ungarischen,  oder  in 
fremden  Häfen,  wo  sich  k.  und  k.  Kriegsschiffe  befinden,  nur  bei  der  Ein- 
und  Ausfahrt  gewechselt  werden. 

Die  aus  Seidenstoff  verfertigte  Ehrenflagge  führt  in  der  Mitte  den 
kaiserlichen  Doppelaar.  In  einem  schwarzen  Querstreifen  stehen 
in  Gold  auf  der  Vorderseite  bei  der  weißen  Ehrenflagge  die  Worte: 
„Merito  navali"  und  bei  der  roten:  „Fortitudini  navali",  auf  der 
Rückseite  aber  der  Wahlspruch:  „Viribus  unitis". 

Die  Verleihung  der  Ehrenflagge  wird  durch  ein  Allerhöchstes  Diplom 
Seiner  Majestät  des  Kaisers  und  Königs  beurkundet,  welches  der  Schiffer 
zur  Beglaubigung  aufbewahren  muß. 

Der  Besitz  der  gedachten  Ehrenflagge  berechtigt  den  Inhaber,  um 
die  Verleihung  des  Verdienstkreuzes  und  solcher  Staatsdienstposten  nach- 
zusuchen, für  welche  er  seine  Befähigung  darzutun  vermag. 

37.  Bodmereivertrag  (contratto  dl  camblo  marlttimo). 

Der  Titel  IX  des  zweiten  Buches  des  Codice  di  commercio  italiano 
(§§  311  bis  331;  siehe  11.  Band,  Konsular-Normalien  Nr.  XX)  enthält  die 
auf  die  Abschließung  eines  Bodmereivertrages  (contratto  di  cambio  marittimo) 
bezüglichen  gesetzlichen  Bestimmungen.  Der  Bodmereivertrag  besteht 
darin,  daß  das  Schiff  oder  die  Ladung  für  ein  Darlehen  mit  der  Bestimmung 
verpfändet  wird,  daß  der  Gläubiger  seiner  Forderung  verlustig 
sein  solle,  wenn  das  Pfand  während  der  Reise  durch  Seeunfälle  zu 
seiner  Befriedigung  unzulänglich  wird  oder  zugrunde  geht. 

Der  Bodmereivertrag  (contratto  di  cambio  marittimo),  welcher  ent- 
weder mittels  eines  notariellen  Aktes  oder  einer  Privaturkunde  abge- 
schlossen werden  kann,  muß  folgende  Daten  enthalten: 

1.  Das  dargeliehene  Kapital  und  die  für  den  Seenutzen  verabredete 
Summe; 

2.  die  Gegenstände,  auf  welche  das  Darlehen  aufgenommen  ist; 

3.  den  Namen  des  Schiffes  und  des  Schiffers; 

4.  den  Namen  des  Darleihers  und  des  Darlehensnehmers; 

5.  die  Angabe,  ob  das  Darlehen  für  eine  Reise  gegeben  wurde; 

6.  für  welche  Reise  und  auf  welche  Zeit; 

7.  die  Zeit  der  Rückzahlung. 

Der  Bodmereivertrag  kann,  wenn  er  an  Ordre  lautet,  mittels  Indossa- 
ment übertragen  werden.  In  diesem  Falle  hat  die  Begebung  dieser  Urkunde 


—    438    — 

dieselben  Wirkungen  und  erzeugt  dieselben  Garantieklagen,  wie  jene  der 
anderen  Handelseffekten. 

Bodmereidarlehen  können  aufgenommen  werden: 

1.  Auf  Köri)er  und  Kiel  (corpo  e  chiglia)  des  Schiffes; 

2.  auf  Takelwerk  und  Schiffsgeräte  (arredi  ed  attrezzij; 

3.  auf  Ausrüstung  und  Proviant  (aniiamento  e  vettovaglie); 

4.  auf  die  Ladung  (carico); 

5.  auf  alle  diese  Gegenstände  zusammen  oder  auf  einen  bestimmten 
Teil  eines  jeden  derselben. 

Ein  Bodmereidarlehen  auf  eine  zukünftige  Fracht  des  Schiffes  und 
den  aus  den  Waren  erhofften  Gewinn  ist  gesetzlich  verboten. 

Den  Matrosen  oder  Seeleuten  kann  auf  ihre  Heuer  (salario;  oder 
deren  Reisen  kein  Bodmereidarlehen  gegeben  werden. 

Schiff,  Takelwerk  und  Geräte,  Ausrüstung  und  Proviant,  sogar  die 
schon  verdiente  Fracht  haften  vorrechtlich  für  das  Bodmereidarlehen  nebst 
Zinsen,  welches  auf  Körper  und  Kiel  des  Schiffes  gegeben  wurde. 

Die  Ladung  haftet  gleichfalls  für  das  Kapital  und  die  Zinsen  des 
auf  die  Ladung  in  Bodmerei  gegebenen  Geldes.  Wenn  das  fragliche  Dar- 
lehen auf  einen  einzelnen  Gegenstand  des  Schiffes  oder  der  Ladung 
gegeben  wird,  so  bezieht  sich  das  Vorzugsrecht  nur  auf  diesen  Gegenstand 
und  im  Verhältnis  des  behafteten  Gegenstandes. 

Bodmereidarlehen  für  die  letzte  Reise  des  Schiffes  werden  vor  der 
für  eine  frühere  Reise  dargeliehenen  Summe  zurückgezahlt,  selbst  dann, 
wenn  erklärt  werden  sollte,  daß  diese  Darlehen  als  eine  Fortsetzung  oder 
Erneuerang  belassen  seien. 

Siml  die  verbodmeten  Gegenstände  gänzlich  verloren  gegangen,  und 
ist  dieser  Verlust  durch  einen  Zufall  in  der  Zeit  und  an  dem  Orte  des 
übernommenen  Risikos  eingetreten,  so  kann  das  Darlehen  nicht  zurück- 
gefordert worden  (il  sovventore  corre  i  rischi  del  mare). 

Im  Falle  eines  Schiffbruches  wiixl  die  Rückzahlung  des  Bodmerei- 
(larlehens  auf  den  Wert  der  geborgenen  und  verbodmeten  Gegenstände 
nach  vorhergehendem  Abzug  der  Bergungskosten  ^spese  di  ricupero) 
reduziert. 

Ist  die  Zeit  des  übernommenen  Risikos  im  Vertrage  nicht  genau 
bestimmt,  so  läuft  dieselbe  lünsichtlich  des  Schiffes,  des  Takelwerkes,  der 
Geräte,  der  Ausrüstung  und  des  Proviants  von  dem  Tage  der  Abseglung 
bis  zu  dem  Tage,  an  welchem  das  Schiff'  im  Bestimmungshafen  Anker 
geworfen  hat  oder  vertäut  ist.  Betreffs  der  Waren  läuft  die  Zeit  der 
übernommenen  Seegefahr  von  dem  Tage  der  Verladung  auf  das  Schiff, 
beziehungsweise  in  die  Lichterschiffe  (barche  di  trasporto),  welche  sie 
dahin  bringen  sollen,  bis  zu  dem  Tage,  an  welchem  sie  ans  Land  gebracht 
urden. 
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Wer  ein  Bodmereidarlehen  auf  Waren  aufnimmt,  wird  durch  den  Ver- 
lust des  Schiffes  und  Ladung  seiner  Verpflichtungen  nicht  enthoben,  es  sei 
denn,  daß  er  nachweist,  daß  sich  auf  dem  Schiffe  Effekten  für  seine 
Rechnung  in  Höhe  des  Darlehens  befunden  haben. 

Die  Bodmereigeber  tragen  für  die  Bodmereinehmer  zur  gemeinschaft- 
lichen Havarie  (avaria  commune)  bei. 

Die  einfache  Havarie  (avaria  semplice)  fällt  gleichfalls  den  Darleihern 
zur  Last,  es  sei  denn,  daß  das  Gegenteil  verabredet  wurde. 

Wenn  auf  dasselbe  Schiff  oder  auf  dieselbe  Ladung  Badmerei  (cambio 
marittimo)  und  Versicherung  (assicurazione  marittima)  genommen 
ist,  so  wird  der  Erlös  der  aus  dem  Schiffbruche  geborgenen  Gegenstände 
zwischen  dem  Bodmereigeber  (sovventore  a  cambio  marittimo),  jedoch 
nur  hinsichtlich  seines  Kapitals,  und  dem  Versicherer  (assicuratore 
marittimo)  hinsichtlich  des  versicherten  Betrages,  und  zwar  nach  Ver- 
hältnis ihres  gegenseitigen  Interesses  und  unbeschadet  der  gesetzlich  fest- 
gesetzten Vorzugsrechte  verteilt. 

Das  Konsularamt  hat,  so  oft  der  Führer  eines  in  seinem  Amtsbezirke  • 
befindlichen  nationalen  Handelsschiffes  die  Absicht  kundgibt,  einen  Bodmerei- 
vertrag abzuschließen,  darauf  zu  sehen,  daß  die  diesfälligen,  gesetzlichen 
Bestimmungen  zur  Anwendung  gelangen.  Vor  allem  hat  der  Schiffer  den 
Nachweis  zu  liefern,  daß  er  durch  die  Verhältnisse  gezwungen  ist,  Bodmerei 
einzugehen  und  hierüber  ein  Protokoll  unter  Beiziehung  seiner  Schiffsoffiziere 
aufzunehmen,  dessen  Beglaubigung  durch  das  Konsularamt  erfolgt. 

Wenn  das  Konsularamt  die  Notwendigkeit  der  Bodmerei  (cambio 
marittimo)  nicht  als  genügend  begründet  erkennt,  so  kann  es  die  Be- 
glaubigung des  bezüglichen  ProtokoUes  verweigern. 

In  allen  jenen  Fällen  hingegen,  wo  die  Notwendigkeit  der  Ab- 
schließung  eines  Bodmereivertrages  (contratto  di  cambio  marittimo)  gehörig 
dargetan  ist,  ist  das  Konsularamt  verpflichtet,  dem  "Schiffer  über  sein  dies- 
fälliges  Ansuchen,  genaue  Auskünfte  über  die  Platzverhältnisse  zu  geben, 
ihm  verläßliche  Firmen  namhaft  zu  machen  ^und  ihm  überhaupt  nach  Tun- 
lichkeit  an  die  Hand  zu  gehen,  um  den  Abschluß  des  Bodmereigeschäftes 
zu  erleichtern. 

In  keinem  Falle  aber  darf  das  Konsularamt  bei  der  Abschließung 
eines  Bodmereivertrages  irgend  eine  Verbindlichkeit  übernehmen. 

38.  Fraehtrerträge  oder  Befrachtung  eines  Handelsschiffes  (contratto 
dl  noleg^lo  o  loeazione  d'un  basthnento  mercantUe).  Konnossement 

(pollzza  di  carlco). 

Die  diesbezüglichen  gesetzlichen  Bestimmungen  sind  in  dem  Codice 
di  commercio  italiano,  Libro  secondo,  Titolo  VI,  Articolo  273 — 285,  ent- 
halten: 
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a)  Frachtverträge  (contratti  di  noleggio). 
Jeder  Vertrag  über  die  Miete  eines  Handelsschiffes  ist  ein  FracHt- 
vertrag  und  wird  schriftlich  abgefaßt.  Derselbe  hat  zu  enthalten: 

1.  den  Namen  und  die  Tonnenzahl  des  Schiffes; 

2.  den  Namen  des  Schiffers; 

3.  die  Namen  des  Verfrachters  (noleggiante)  und  des  Befrachters 
(noleggiatore); 

4.  den  Ort  und  die  Zeit  für  die  Ladung  und  Löschung  (carico  e  scarico); 

5.  den  Miet-  oder  Frachtpreis; 

6.  ob  die  Befrachtung  (noleggio)  im  ganzen  oder  partiell  erfolgt  ist; 

7.  die  für  einen  Verzug  vereinbarte  Entschädigung. 

Wenn  vor  dem  Auslaufen  des  Schiffes  ein  Handelsverbot  (interdizione 
di  commercio)  in  bezug  auf  das  Land  der  Bestimmung  eintritt,  so  sind  die 
Frachtverträge  ohne  gegenseitige  Entschädigung  aufgelöst.  Der  Verlader 
(caricatore)  trägt  die  Kosten  für  Ladung  und  Löschung  seiner  Waren.  Liegt 
höhere  Gewalt  (vis  major)  vor,  welche  die  Abfahrt  des  Schiffes  nur  zur 
Zeit  verhindert,  so  bestehen  die  Frachtverträge  fort  und  für  den  Ver- 
zug findet  keine  Entschädigung  statt. 

Dasselbe  gilt,  wenn  die  höhere  Gewalt  während  der  Reise  eintritt 
und  auch  in  diesem  Falle  findet  keine  Erhöhung  der  Fracht  statt. 

Wenn  der  Bestimmungshafen  des  Schiffes  blockiert  ist  (nel  caso  di 
blocco),  so  hat  der  Schiffer,  falls  nicht  Gegenbefehle  ergangen  sind,  das 
Schiff  nach  einem  benachbarten  Hafen  desselben  Landes,  wo  das  Landen 
gestattet  ist,  zu  führen. 

Das  Schiff,  das  Takelwerk  und  die  Geräte,  die  Fracht,  sowie  die 
verladenen  Waren  haften  gegenseitig  als  Sicherheit  für  die  Ausführung 
der  Frachtverträge. 

b)  Konnossement  (Polizza  di  carico). 

Das  Konnossement  muß  enthalten: 

1.  die  Natur  und  Quantität,  sowie  die  Art  und  Beschaffenheit  der 
zu  transportierenden  Gegenstände; 

2.  den  Namen  des  Verladers  (caricatore); 

3.  den  Namen  und  die  Adi-esse  desjenigen,  an  welchen  die  Sendung 
gerichtet  ist; 

4.  den  Namen  und  Wohnort  des  Schiffers; 

5.  den  Namen  und  die  Tonnenzahl  des  Schiffes; 

6.  den  Ort  der  Abfahrt  und  Bestimmung; 

7.  den  Frachtpreis. 

Das  Konnossement  kann  an  Ordre,  auf  den  Inhalt  (au  porteur)  oder 
auf  eine  bestimmte  Person  lauten. 
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Jedes  Konnossement  muß  in  quadruplo  (in  vier  Exemplaren)  ausgefertigt 
werden;  ein  Exemplar  für  den  Verlader,  eines  für  den  Adressaten,  eines 
für  den  Schiffer  und  eines  für  den  Reeder  des  Schiffes  (armatore). 

Das  nach  den  gesetzlichen  Vorschriften  abgefaßte  Konnossement  ist 
für  die  Rechtsverhältnisse  zwischen  allen  bei  der  Ladung  beteiligten 
Personen,  sowie  zwischen  diesen  und  den  Versicherern  (assicuratori) 
maßgebend. 

39.  Fracht  eines  Handelsschiffes  (nolo  d'un  bastlmento  mercantUe). 

Die  diesbezüglichen  gesetzlichen  Bestimmungen  sind  in  dem  Codice 
di  commercio  italiano,  Libro  secondo,  Titolo  VIII,  Articolo  286 — 310, 
enthalten. 

Der  Preis  für  die  Miete  eines  Schiffes  oder  eines  anderen  Seefahr- 
zeuges heißt  Fracht  (nolo),  wird  durch  Vereinbarung  zwischen  den  Parteien 
bestimmt  und  durch  den  Frachtvertrag,  sowie  durch  das  Konnossement 
beurkundet.  Die  Fracht  bezieht  sich  auf  das  ganze  Schiff  oder  einen  Teil 
desselben,  auf  eine  ganze  Reise  oder  auf  eine  bestimmte  Zeit  und  lautet 
auf  Tonnen  (tonellate),  Meterzentner  (quintale),  in  Bausch  und  Bogen 
(in  massa),  oder  einzelne  Waren  (in  colletta),  mit  Angabe  der  Tonnenzahl 
des  Schiffes. 

Der  Schiffer,  welcher  die  Tonnenzahl  größer  angibt,  als  diese  wirklich 
ist,   hat  eine  Entschädigung   an   den  Befrachter  (noleggiatore)  zu  leisten. 

Der  Verlader  (caricatore),  welcher  seine  Waren  während  der  Reise 
zurückzieht,  hat  die  ganze  Fracht,  sowie  die  aus  dem  Abladen  entstehen- 
den Verstauungskosten  zu  bezahlen  (spese  di  rimovimento). 

Der  Schiffer  haftet  für  die  diesfälligen  Kosten,  wenn  die  Waren 
durch  sein  Verschulden  zurückgezogen  werden.  Ebenso  hat  der  Schiffer 
den  Befrachter  (noleggiatore)  zu  entschädigen,  wenn  das  Schiff  durch 
seine  Schuld  bei  der  Abfahrt,  während  der  Reise  oder  an  dem  Löschungs- 
orte mit  Beschlag  belegt  oder  aufgehalten  wird.  Im  Falle  einer  notwendig 
gewordenen  Schiffsreparatur  hat  der  Befrachter  zu  warten  oder  die  ganze 
Fracht  zu  bezahlen.  Kann  das  Schiff  nicht  repariert  werden,  so  hat  der 
Schiffer  ein  anderes  zu  heuern  (prendere  a  nolo). 

Im  Falle  des  Verlustes  des  Schiffes  ist  der  Schiffer  verpflichtet,  die 
Waren  zum  Verkaufspreise  in  Anrechnung  zu  bringen,  und  zwar  nach  Ab- 
zug der  laut  Konnossement  (polizza  di  carico)  zu  entrichtenden  Fracht. 

Im  Falle  eines  Handelsverbotes  (interdizione  di  commercio)  im  Be- 
stimmungslande des  Schiffes,  falls  dieses  mit  seiner  Ladung  zurückfahren 
muß,  kann  der  Schiffer  nur  die  Hinfracht  beanspruchen,  auch  wenn  das 
Schiff  für  die  Hin-  und  Rückreise  gefrachtet  wurde. 

Im  Falle  der  Detenierung  (detenzione)  eines  Schiffes  auf  Befehl 
einer  fremden  Macht,   hat  der  Befrachter  (noleggiatore)   für  die  Zeit  der 
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Detenierung  keine  Fracht  zu  bezahlen,  wenn  das  Schiff  monatsweise,  oder 
keine  höhere  Fracht  zu  entrichten,  wenn  das  Schiff  fiir  eine  Reise  ge- 
mietet wurde. 

Verpflegung  (alimenti)  und  Heuer  fsalario)  der  Mannschaft  während 
der  Detenierung  (detenzione)  gelten  als  Havarien. 

Der  Schiffer  erhält  die  Fracht  für  die  Waren,  welche  zur  gemein- 
schaftlichen Rettung  über  Bord  geworfen  sind  (siehe  Seewurf  [getto  di 
mare]),  nach  Beitrag  (in  ragione  di  contributo).  Für  durch  Schiffbruch  oder 
Scheitern  (naufi^agio  o  arenamento)  verloren  gegangene,  von  Seeräubern 
geraubte  oder  von  Feinden  gekaperte  Waren  ist  keine  Fracht  zu  entrichten. 

Der  Beitrag  zum  Lösegeld  (contribuzione  pel  riscatto)  wird  nicht 
von  der  Heuer  (salario)  geleistet. 

Der  Schiffer  darf  mangels  Zahlung  der  Fracht  die  Waren  auf  seinem 
Schiffe  nicht  zurückbehalten.  Bei  der  Löschung  der  Ladung  kann  er  jedoch 
die  Deponierung  der  betreffenden  Waren  bei  einer  dritten  Person  bis  zur 
Zahlung  der  Fracht  fordern. 

Der  Schiffer  hat  bezüglich  der  Fracht  ein  Vorzugsrecht  auf  die 
Ladungswaren  bis  fünfzehn  Tage  nach  deren  Ablieferung,  es  sei  denn, 
daß  sie  in  dritte  Hände  gelangt  sind. 

Im  Falle  des  Fallimentes  der  Verlader  (caricatori)  oder  der  Rekla- 
manten vor  Ablauf  der  fünfzehn  Tage,  hat  der  Schiffer  hinsichtlich  der 
Fracht  und  der  zu  'vergütenden  Havarien  ein  Vorzugsrecht  vor  allen 
Gläubigern.  In  keinem  Falle  darf  der  Befrachter  (noleggiatore)  eine  Er- 
mäßigung der  Fracht  fordern  (riduzione  di  nolo). 

40.  Verslchierung  eines  Seehandelsschiiffes   (assicurazione  d'  un  bastl- 
mento  mercantile  marlttlmo). 

Die  darauf  bczug  habenden  gesetzlichen  Bestimmungen  sind  in  dem 
Codice  di  commercio  italiano,  Libro  secondo,  Titolo  X,  Articolo  332 — 368, 
enthalten. 

a)  Versicherungsvertrag  (contratto  di  assicurazione). 

b)  Rechte  und  Pflichten  des  Versicherers   und  des  Vorsicherten   (diritti 
ed  obblighi  dell' assicuratorc  e  delF  assicurato). 

a)  Versicherungsvertrag  (contratto  di  assicurazione). 

Der  Versicherungsvertrag,  welcher  schriftlich  abgefaßt  werden  muß, 
wird  von  dem  Tage  des  Abschlusses  datiert.  Derselbe  kann  vor  einem 
Notar  oder  auch  durch  Privaturkunde  abgeschlossen  worden. 

Derselbe  hat  folgende  Daten  zu  enthalten: 

1.  den  Namen  und  Wohnort  desjenigen,  wolchor  voisichern  läßt, 
dessen  Eigenschaft  als  Eigentümer  (proprietario),  Reeder  (armatore)  oder 
Kommissionär  (commissionato); 
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2.  den  Namen  und  die  Bezeichnung  des  Schiffes; 

3.  den  Namen  des  Schiffers; 

4.  den  Ort,  wo  die  \Varen  verladen  wurden  oder  verladen  werden 
sollen; 

5.  den  Hafen,  aus  welchem  das  Schiff  auslaufen  mußte  oder  soll; 

6.  Die  Häfen  (porti)  oder  Reeden  (rade),  wo  das  Schiff  ein-  oder 
ausladen  soll  (caricare  o  scaricare); 

7.  die  Häfen  oder  Reeden,  in  welche  das  Schiff  einlaufen  soll; 

8.  die  Beschaffenheit,  den  Wert  oder  den  Schätzungspreis  der  zu 
versichernden  Waren  oder  Gegenstände; 

9.  die  Zeit-, .  wann  die  Übernahme  der  Seegefahr  (rischi  di  mare) 
beginnen  und  enden  soll; 

10.  den  versicherten  Betrag; 

11.  die  Versicherungsprämie  oder  die  Kosten  der  Versicherung; 

12.  die  für  Streitigkeiten  etwa  vereinbarte  Unterwerfung  der  Parteien 
unter  ein  Schiedsgericht  (giudizio  d'  arbitri)  und  überhaupt  alle  Verab- 
redungen zwischen  den  Parteien. 

Die  Versicherung  kann  zum  Gegenstande  haben: 

1.  Körper  (corpo)  und  Kiel  (chiglia)  des  leeren  oder  beladenen,  aus- 
gerüsteten oder  nicht  ausgerüsteten,  allein  fahrenden  oder  begleiteten 
Schiffes; 

2.  das  Takelwerk   und  die  Geräte  (arredi  ed  attrezzi)   des  Schiffes; 

3.  die  Ausrüstung  (armamento)  des  Schiffes; 

4.  den  Proviant  (vettovaglie)  des  Schiffes; 

5.  die  Bodmereidarlehen  (prestiti  a  cambio  marittimo); 

6.  die  Ladungsgüter  (merci  di  carico); 

7.  überhaupt  jeden  im  Gelde  schätzbaren,  den  Gefahren  der  Schiff- 
fahrt unterworfenen  Gegenstand. 

Die  Versicherung  kann  sämtliche  besagten  Gegenstände,  oder  einen 
Teil  derselben  zusammen  oder  einzeln  betreffen,  und  kann  in  Friedens- 
und Kriegszeiten,  vor  oder  wähi-end  der  Reise  des  Schiffes,  für  Hin-  und 
Rückreise,  oder  nur  für  die  eine,  für  die  ganze  Reise  oder  eine  beschränkte 
Zeit,  für  alle  Reisen  und  Transporte  zur  See  und  auf  schiffbaren  Flüssen 
und  Kanälen  abgeschlossen  werden. 

Wenn  der  Versicherungsvei*trag  über  die  Zeit  der  übernommenen 
Gefahren  nichts  bestimmt,  so  beginnt  und  endet  die  Zeit  in  derselben 
Frist,  welche  für  Bodmereiverträge  festgesetzt  wurde.  Demnach  dauert 
die  fragliche  Frist  hinsichtlich  des  Schiffes,  des  Takelwerkes,  der  Geräte, 
der  Ausrüstung  und  des  Proviants,  von  dem  Tage  der  Absegelung  bis  zu 
dem  Tage,  an  welchem  das  Schiff  im  Bestimmungshafen  Anker  geworfen 
hat  oder  vertäut  (dato  fondo)  ist;  hinsichtlich  der  Waren  hingegen  läuft 
die  Zeit  der   übernommenen    Seegefahr   von   dem   Tage  der    Verladung 
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(carico)  auf  das  Schiff,  beziehungsweise  in  die  Lichterschiffe  (barche  di 
trasporto),  welche  sie  dahin  bringen  sollen,  bis  zu  dem  Tage,  an  wdchem 
sie  ans  Land  gebracht  wurden. 

Der  Versicherer  kann  die  versicherten  Gegenstände  wieder  ver- 
sichern lassen. 

Der  Versicherte  kann  den  Betrag  der  Versicherungsprämie  (premio 
d' assicurazione)  versichern  lassen;  die  Rückversicherungsprämie  (premio 
di  riassicurazione)  kann  höher  oder  niedriger  sein,  als  die  Versicherungs- 
prämie. 

Jedes  Individuum  aus  der  Schiffsmannschaft  und  jeder  Passagier, 
welcher  aus  dem  Auslande  in  die  österreichisch-ungarische  Monarchie  ver- 
sicherte Waren  einführt,  ist  verpflichtet,  zuhanden  des  betreffenden 
k.  und  k.  Konsularamts-Vorstandes,  und  in  Ermanglung  eines  solchen,  eines 
angesehenen  österreichischen  oder  ungarischen  Handelsmannes  oder  der 
Ortsbehörde  an  dem  Orte  der  Verladung  ein  diesfälliges,  in  gesetzlicher 
Form  abgefaßtes  Konnossement  (polizza  di  carico)  zu  hinterlegen. 

Der  Versicherungsvertrag  ist  nichtig,  wenn  er  zum  Gegenstande  hat: 

1.  die  Fracht  (nolo)  der  auf  dem  Schiffe  befindlichen  Waren; 

2.  den  aus  den  Waren  erhofften  Gewinn; 

3.  die  Heuer  (salario)  der  Schiffsleute; 

4.  die  Bodmereidarlehen  (prestiti  a  cambio  marittimo);  und 

5.  den  Seegewinn  aus  den  Bodmereidarlehen. 

b)  Rechte  und  Pflichten  des  Versicherers  und  des  Versicherten 
(diritti  ed  obblighi  delT  assicuratore  e  delT  assicurato). 
Wenn  die  Reise  vor  der  Abfahrt  des  Schiffes  durch  Verschulden 
des  Versicherten  aufgehoben  wird,  so  ist  die  Versicherung  nichtig  und  der 
Versicherer  erhält  ein  halbes  Prozent  der  Versicherungssumme  als  Ent- 
schädigung. 

Auf  Gefahr  des  Versicherers  gehen  alle  Beschädigungen  und  Ver- 
luste, welche  den  versicherten  Gegenständen  zustoßen,  durch  Sturm  (tempesta), 
Schiffbruch  (naufragio),  Strandung  (arenamento),  zufälliges  Zusammenstoßen 
(urto  fortuito),  erzwungene  Abänderungen  der  Fahrtroute  (cambiamenti 
forzati  di  cammino),  der  Reise  oder  des  Schiffes,  Seewurf  (getto),  Feuer 
(fuoco),  Kaperei  (corsa),  Plünderung  (saccheggio),  Aufbringung  (cattura) 
auf  Befehl  einer  Macht,  Kriegserklärung  (dichiarazione  di  guerra),  Re- 
pressalien (rappresaglie)  und  überhaupt  durch  alle  Seeunfälle  (accidenti 
di  mare).  Alle  Schäden  und  Verluste,  welche  durch  Verschulden  des  Ver- 
sicherten entstanden  sind,  sowie  jede  Abänderung  der  Fahrtroute,  der 
^'^ise  oder  des  Schiffes,  fallen  dem  Versicherer  nicht  zur  Last. 

Der  Versicherer   ist   nicht  haftbar   für   Pflichtwidrigkeiten  (prevari- 
^)  und  Fehler  (colpe)  des  Schiffers  und  der  Schiffsmannschaft,  welche 
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als  Baraterie  des  Schiffsherrri  (baratteria  del  padrone)  bezeichnet 
werden,  wenn  nicht  das  Gegenteil  vereinbart  ist. 

Der  Versicherer  haftet  nicht  für  die  Lotsen-  und  Schleppgelder 
(spese  di  pilotaggio  e  rimorchio),  noch  für  irgend  welche  Abgaben,  welche 
auf  Schiff  und  Ladung  gelegt  werden. 

Wenn  Waren  für  die  Hin-  und  Rückfracht  versichert  sind  und  das 
Schiff  nach  dem  Eintreffen  im  Bestimmungshafen  keine  Rückladung  erhält, 
so  gebürt  dem  Versicherer,  falls  nicht  das  Gegenteil  vereinbart  wurde, 
nur  nach  Verhältnis  zwei  Drittel  der  verabredeten  PräD(iie. 

Wenn  die  Versicherung  nur  auf  bestimmte  Zeit  geschlossen  ist,  so 
ist  der  Versicherer  nach  Ablauf  der  Zeit  befreit  und  der  Versicherte  kann 
gegen  die  neuen  Risikos  versichern  lassen. 

Der  Versicherer  ist  von  den  Risikos  entbunden  und  hat  auf  die 
Prämie  Anspruch,  wenn  der  Versicherte  das  Schiff  zu  einer  weiteren  Reise 
als  der  im  Vertrage  bezeichneten  absendet,  obgleich  sonst  derselbe  Weg 
eingeschlagen  wird. 

Die  Versicherung  hat  ihre  volle  Wirkung,  wenn  die  Reise  abge- 
kürzt wird. 

Jeder  nach  dem  Verluste  oder  der  Ankunft  der  versicherten  Gegen- 
stände abgeschlossene  Versicherungsvertrag  ist  nichtig,  wenn  die  Ver- 
mutung besteht,  daß  der  Versicherte  über  den  Verlust,  oder  der  Versicherer 
über  die  Ankunft  der  versicherten  Gegenstände  vor  dei:  Unterfertigung 
des  Vertrages  informiert  sein  konnte. 

41.  Abandon  eines  Seehandelssehlffes  (abbandono   d'un  bastimento 

mercantUe  marlttimo). 

Die  diesfälligen  gesetzlichen  Bestimmungen  sind  in  dem  Codice  di 
commercio  italiano,  Libro  secondo,  Titolo  X,  Sezione  in,  Articolo  369 — 396, 
enthalten. 

Die  versicherten  Gegenstände  auf  einem  Schiffe  können  in  folgenden 
Fällen  abandonniert  werden: 

1.  Im  Falle  der  Aufbringung  (catturra),  des  Schiff bl-uches  (naufragio), 
der  Strandung  (arenamento)  mit  Schiffbruch,  der  infolge  von  Seeunf allen 
(sinistri  di  mare)  eingetretenen  Seeuntüchtigkeit  (innavigabilitä); 

2.  im  Falle  des  Embargo  (sequestro)   durch   eine  fremde  Macht,  und 

3.  im  Falle  des  Verlustes  oder  der  Deterioration  (perdita  o  deteriora- 
mento)  der  versicherten  Gegenstände,  wenn  der  Verlust  oder  die  Deteriora- 
tion mindestens  drei  Viertel  beträgt. 

Der  Abandon  (abbandono)  kann  im  Falle  des  Embargo  (sequestro) 
seitens  der  Regierung  nach  Antritt  der  Reise  erfolgen.  Vor  Antritt  der 
Reise  darf  der  Abandon  nicht  erfolgen. 
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Der  Abandon  der  versicherten  Gegenstände  darf  weder  partiell,  noch 
bedingt  sein  und  erstreckt  sich  nur  auf  jene  Effekten,  welche  den  Gegen- 
stand der  Versicherung  und  des  Risikos  bilden. 

Der  Abandon  der  versicherten  Gegenstände  an  den  Versicherer 
(assicuratore)  muß  erfolgen:  binnen  sechs  Monaten  nach  dem  Empfange 
der  Nachricht  von  dem  Untergange  (perdita)  des  Schiffes,  welcher  sich  in  den 
Häfen  oder  an  den  Küsten  Europas,  Asiens,  Afrikas,  im  Mittelländischen  Meere 
ereignet  hat,  oder  im  Falle  der  Aufbringung  (cattura)  nach  Empfang  der  Nach- 
richt von  der  Überführung  des  Schiffes  nach  einem  der  an  den  oben  bezeichneten 
Kästen  gelegenen  Häfen  oder  Orte;  binnen  einem  Jahre  nach  dem  Ein- 
treffen der  Nachricht  des  Unterganges  oder  der  Aufbringung  des  Schiffes 
in  den  Kolonien  Westindiens,  bei  den  Azorischen  oder  Kanarischen  Inseln, 
in  Madeira  und  anderen  Inseln  und  Küsten  im  westlichen  Afrika  oder 
östlichen  Amerika;  binnen  zwei  Jahren  nach  dem  Eintreffen  der  Nach- 
richt von  dem  Untergange  oder  der  Aufbringung  des  Schiffes,  welche  in 
allen  anderen  Weltteilen  stattgefunden  haben. 

Nach  Ablauf  dieser  Fristen  sind  die  Versicherten  (assicurati)  zum 
Abandon  nicht  mehr  befugt. 

So  oft  der  Abandon  stattfinden  kann,  sowie  bei  allen  anderen  Un- 
fällen, für  welche  die  Versicherer  haften,  hat  der  Versicherte  dem  Ver- 
sicherer die  erhaltenen  Nachrichten  zugehen  zu  lassen.  Die  Mitteilung  hat 
binnen  drei  Tagen  nach  dem  Eintreffen  der  Nachricht  zu  erfolgen. 

Im  Falle  'einer  Versicherung  auf  bestimmte  Zeit  i assicurazione  a 
tempo  limitato)  wird  nach  Ablauf  der  obigen  Fristen  für  die  gewöhnlichen 
(viaggi  ordinari)  und  für  die  Seereisen  weiter  Fahrt  ( viaggi  di  lungo  corso) 
der  Verlust  des  Schiffes  als  innerhalb  der  Vei*sicherungszeit  erfolgt  vermutet. 

Als  Seereisen  weiter  Fahi't  werden  solche  angesehen,  welche  nach 
Ost-  und  Westindien,  nach  dem  Stillen  Ozean,  nach  Kanada,  Neufundland, 
Grönland  und  nach  den  anderen  Küsten  und  Inseln  von  Süd-  und  Nord- 
amerika, nach  den  Azorischen  und  Kanarischen  Insehi,  nach  Madeira,  sowie 
nach  «allen  Küsten  und  Ländern  vorgenommen  werden,  welche  am  Ozean 
außerhalb  der  Meerenge  von  Gibraltiu*  und  dem  Sunde  liegen. 

Der  Versicherte  j  assicui*ato)  kann  entweder  das  Schiff  abandonnieren 
(fare  Tabbandono»,  indem  er  den  Versicherer  «^assicuratore  i  zur  Zahlung 
der  Versicherungssumme  in  der  vertragsmäßig  festgestellten  Frist  auf- 
fordert, oder  sich  den  Abandon  innerhalb  der  gesetzlichen  Frist  vor- 
behalten. 

Im  Falle  des  Abandons  hat  der  Versicherte  assiciirato»  alle  Ver- 
sicherungen, welche  er  genommen  hat  oder  hat  nehmen  lassen  und  selbst 
ne,  welche  er  angeordnet  hat,  sowie  die  Bodmereidailehen  i^cambii 
ittimi)  auf  Schiff  oder  Waren  anzugeben;  sonst  wird  die  Zahlungsfrist, 
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welche  am  Tage  des  Abandons  zu  laufen  beginnt,  bis  zu  dem  Tage  sus- 
pendiert, an  welchem  er  besagte  Anzeige  zustellen  läßt,  ohne  daß  hieraus, 
irgend  eine  Verlängerung  für  die  zur  Einbringung  der  Abandonsklage 
(atto  di  abbandono)  bestimmte  Frist  folgt. 

Im  Falle  von  Schiffbruch  (naufragio)  oder  Strandung  (arenamento) 
mit  Bruch  (con  rottura)  hat  der  Versicherte  unbeschadet  des  rechtzeitig 
und  am  rechten  Orte  vorzunehmenden  Abandons  an  der  Bergung  (ricupero) 
der  gestrandeten  Waren  mitzuwirken.  Bis  zum  Betrage  des  Wertes  der 
geborgenen  Gegenstände  werden  ihm  die  Bergungskosten  (spese  di  ricu- 
pero) vergütet. 

Falls  der  Zahlungstermin  im  Vertrage  nicht  angegeben  ist,  hat  der 
Versicherer  die  Versicherungssumme  drei  Monate  nach  der  Anzeige  des 
Abandons  zu  bezahlen. 

Nachdem  der  Abandon  angezeigt  und  angenommen  oder  für  gültig 
erachtet  wurde,  gehören  die  versicherten  Gegenstände  von  dem  Momente 
des  Abandons  ab  dem  Versicherer.  Der  Versicherer  darf  sich  nicht,  unter 
dem  Vorwande  der  Rückkehr  des  Schiffes,  der  Zahlung  der  Versicherungs- 
summe entziehen. 

Die  Fracht  (nolo)  für  die  geborgenen  Waren  (merci  salvate)  gehört 
zum  Abandon  des  Schiffes  und  kommt  dem  Versicherer  zu,  unbeschadet 
der  Rechte  der  Bodmereigläubiger  (sowentori  a  cambio  marittimo),  der 
Heuer  fsalario)   der  Schiffsleute   und   der  Ausgaben   während  der  Reise. 

Der  Versicherte  (assicurato)  hat  ein  eventuelles  Embargo  (sequestro) 
seitens  einer  Macht  dem  Versicherer  (assicuratore)  binnen  drei  Tagen 
nach  Empfang  der  Nachricht  anzuzeigen.  Der  Abandon  (abbandono)  der 
mit  Embargo  (sequestro)  belegten  Gegenstände  kann  erst  sechs  Monate 
nach  der  Anzeige  erfolgen,  falls  das  Embargo  in  den  europäischen  Meeren, 
im  Mittelländischen  Meere  oder  in  der  Ostsee,  nach  einem  Jahre,  falls 
das  Embargo  in  einem  entfernteren  Lande  erfolgt  ist.  Beide  Fristen 
laufen  erst  von  dem  Tage  der  Anzeige  des  Embargo. 

Der  Abandon  wegen  Seeuntüchtigkeit  (innavigabilitä)  ist  unstatthaft, 
wenn  das  gestrandete  Schiff  (bastimento  arenato)  wieder  flottgemacht 
levato),  repariert  und  zur  Fortsetzung  der  Reise  nach  dem  Bestimmungs- 
orte tauglich  gemacht  werden  kann. 

In  diesem  Falle  hat  der  Versicherte  einen  Regreß  (regresso)  gegen 
die  Versicherer  betreffs  der  durch  die  Strandung  (arenamento)  verursachten 
Kosten  und  Havarien. 

Der  Versicherer  haftet  für  die  Havarien,  die  Löschungslager  und 
Wiederverladungskosten  (spese  di  scarico,  magazzinaggio  e  rimbarco),  den 
Frachtzuschlag  und  für  alle  sonstigen,  behufs  Bergung  der  Waren  auf- 
gewendeten Kosten  bis  zum  Betrage  der  Versicherungssumme. 
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42.  Seewurf  und  Beitrag  zu  demselben  (getto  dl  mare  e  eontribato). 

Die  darauf  bezüglichen  gesetzlichen  Bestimmungen  sind  in  dem  Codice 
di  commercio  italiano,  Libro  secondo,  Titolo  Xu,  Art.  410 — 429,  enthalten. 

Wenn  der  Schiffer  sich  infolge  eines  Sturmes  oder  feindlicher  Ver- 
folgung (tempesta  o  inseguimento  del  nemico)  gezwungen  sieht,  behufs 
Rettung  des  Schiffes  einen  Teil  der  Ladung  über  Bord  zu  werfen  (gettare 
in  mare),  die  Masten  zu  kappen  (tagliare  gli  alberi  del  bastimento)  und 
die  Anker  zurückzulassen  (abbandonare  le  ancore),  so  hat  er  die  an  Bord 
befindlichen  Ladungsinteressenten,  sowie  die  Ersten  der  Schiffsmannschaft 
zu  Rate  zu  ziehen. 

Im  Falle  von  Meinungsverschiedenheit  wird  die  Ansicht  des  Schiffers 
und  der  Ersten  der  Schiffsmannschaft  befolgt. 

Zuerst  werden  die  entbehrlichsten,  schwersten  und  billigsten 
Gegenstände  über  Bord  geworfen,  sodann  die  Waren  auf  dem  ersten 
Verdeck  (le  merci  del  primo  ponte)  nach  Wahl  des  Schiffers  und  nach 
der  Meinung  der  Ersten  der  Schiffsmannschaft.  Der  diesfällige  Beschluß 
wird  sobald  als  möglich  schriftlich  abgefaßt  und  hat  die  Grunde  zu  ent- 
halten, welche  den  Seewurf  (getto  di  mare)  veranlaßt  haben,  die  geworfenen 
oder  beschädigten  Gegenstände  (oggetti  gettati  o  danneggiati),  die  Unter- 
schriften der  Beschließenden  oder  die  Gründe  der  Weigerung  der  Unter- 
schrift, und  wird  sodann  in  das  Schiffstagebuch  (giornale  di  bordo)  ein- 
getragen. 

Das  Verzeichnis  der  Verluste  und  der  Schäden  wird  in  dem  Orte 
der  Löschung  (scarico)  auf  Veranlassung  des  Schiffers  durch  Sachverständige 
festgestellt. 

Ln  Auslande  werden  die  Sachverständigen  von  dem  betreffenden  öster- 
reichisch-ungarischen Konsularamte,  oder  in  Ermanglung  eines  solchen, 
von  der  Ortsbehörde  ernannt. 

Die  Beschaffenheit  der  geworfenen  Waren  wird  durch  die  Konnosse- 
mente (polizze  di  carico)  und  Fakturen  festgestellt,  und  dieselben  nach 
dem  laufenden  Lokalpreise  abgeschätzt. 

Die  Sachverständigen  bewirken  die  Verteilung  des  Verlustes  und  der 
Schäden  (ripartizione  delle  perdite  e  dei  danni\,  und  dieselbe  ist  nach 
gerichtlicher  oder  konsularamtlicher  Bestätigung  vollstreckbar. 

Die  Verteilung  betreffs  der  Bezahlung  der  Schäden  und  Verluste 
geschieht  auf  die  geworfenen  (gettati)  und  geborgenen  (salvati)  Gegen 
stände  und  auf  die  Hälfte  des  Schiffes  und  der  Fracht  (uolo),  im  Ver- 
hältnisse ihres  Wertes  am  Orte  der  Löschung  (scaricol 

Die  Ki*iegsnuinition  (uuinizioni  da guerra »und Mundvorräte ivettovaglie), 
sowie  die  Ivleidungsstücke  der  Schiffsmannschaft,  tragen  zu  dem  Seewurfe 
nicht  bei. 
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Die  Effekten,  über  welche  ein  Konossement  (polizza  di  carico)  oder 
eine  Deklaration  des  Schiffers  nicht  vorliegt,  werden,  wenn  sie  geworfen 
werden,  nicht  bezahlt;  sie  tragen  aber  bei  (contribuiscono),  wenn  sie 
geborgen  werden. 

Die  auf  das  Verdeck  (coperta)  verladenen  Effekten  tragen  bei,  wenn 
sie  geborgen  werden.  Sind  sie  geworfen,  oder  durch  den  Seewurf  (getto) 
beschädigt,  so  kann  der  Eigentümer  derselben  keinen  Anspruch  auf  Beitrag 
(contributo)  erheben;  er  kann  nur  gegen  den  Schiffer  Eegreß  nehmen. 

Ein  Beitrag  für  die  Beschädigung  des  Schiffes  wird  nur  dann  geleistet, 
wenn  die  Beschädigung  zur  Erleichterung  des  Seewurfes  erfolgt  ist.  Wenn 
das  Schiff  durch  den  Seewurf  nicht  gerettet  wird,  so  ist  kein  Beitrag  zu 
leisten.  Wird  das  Schiff  durch  den  Seewurf  gerettet,  und  geht  es  bei 
Fortsetzung  der  Reise  unter,  so  tragen  die  geborgenen  Gegenstände  zum 
Seewurfe  nach  Abzug  der  Bergungskosten  (spese  di  ricupero),  nach  Maß- 
gabe ihres  Wertes  in  dem  Zustande  bei,  in  welchem  sie  sich  befinden. 

Die  geworfenen  Effekten  tragen  in  keinem  Falle  zur  Bezahlung 
der  nach  dem  Seewurfe  (getto  di  mare)  den  geborgenen  Waren  zugefügten 
Beschädigungen  bei. 

Die  Waren  tragen  zur  Bezahlung  des  untergegangenen  (perduto)  oder 
seeuntüchtig  (innavigabile)  gewordenen  Schiffes  nicht  bei. 

Wenn  das  Schiff  zur  Rettung  der  Waren  geöffnet  wurde,  so  tragen 
die  Waren  zur  Ausbesserung  des  dem  Schiffe  zugefügten  Schadens  bei. 

Schiffer  und  Schiffsmannschaft  haben  für  die  Höhe  des  Beitrages 
ein  Vorrecht  auf  die  Waren  oder  auf  den  daraus  gelösten  Preis. 

Wenn  die  geworfenen  Gegenstände  nach  der  Verteilung  durch  die 
Eigentümer  wieder  erlangt  werden,  so  haben  sie  das,  was  sie  bei  der 
Verteilung  erhalten  haben,  dem  Schiffer  und  den  Beteiligten,  nach  Abzug 
der  durch  den  Seewurf  (getto)  verursachten  Schaden  und  der  auf  die 
Wiedererlangung  verwendeten  Kosten  zu  vergüten. 

43.   Beschlagnahme  nnd  Verkauf  eines  Seehandelsschiffes  (sequestro 
e  vendita  di  nn  hastimento  mercantile  marittimo). 

a)  Beschlagnahme  eines  Seehandelsschiffes  (sequestro  d'un  basti- 
mento  mercantile  marittimo). 
Jedes  Fahrzeug  kann  mit  Beschlag  belegt  und  gerichtlich  verkauft 
werden. 

Im  Falle  einer  Beschlagnahme  kann  erst  nach  vierundzwanzig 
Stunden  nach  dem  Zahlungsauf  trage  zu  derselben  geschritten  werden 
und  dieselbe  hat  in  der  gesetzlich  vorgeschriebenen  Form  zu  geschehen 
(siehe  Codice  di  commercio  italiano,  Libro  secondo,  Titolo  H,  Articolo 
197—245). 

Malfatti,  Konsularwesen.    I.  29 
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Die  Adjudikation  (aggiudicazione)  des  Schiffes  hebt  die  Funktionen 
des  Schiffers  auf;  es  steht  demselben  jedoch  die  Entschädigungsklage 
(ricorso  per  indennitä)  gegen  den  Betreffenden  zu. 

Die  Adjudikatare  der  Schiffe  jeder  Tonnenzahl  haben  den  Kaufpreis 
binnen  vierundzwanzig  Stunden  zu  bezahlen  oder  denselben  kosten- 
frei bei  der  betreffenden  Gerichts-  oder  Konsulats-Kanzlei  zu  deponieren. 

Wenn  weder  Zahlung  noch  Erlag  des  Kaufpreises  erfolgt,  so  wird 
das  Schiff  neuerdings  zum  Verkaufe  gestellt  und  drei  Tage  nach  einer 
neuen  Publikation  und  einem  einmaligen  Anschlage  auf  Gefahr  und  Kosten 
der  ersten  Adjudikatare  (aggiudicatari)  zugeschlagen,  welche  gleichfalls  für 
das  Defizit,  den  Schaden,  die  Zinsen  und  Kosten  persönlich  haften. 

Klagen  auf  Ausschluß  von  Gegenständen  von  der  Versteigerung 
müssen  vor  der  Zusprechung  (aggiudicazione)  erhoben  und  der  betreffenden 
Gerichts-  oder  Konsulats-Kanzlei  zugestellt  werden. 

Einsprüche  gegen  Aushändigung  des  Verkaufserlöses  werden  inner- 
halb drei  Tagen  nach  der  Zusprechung  entgegengenommen;  später  sind 
sie  nicht  mehr  zulässig. 

Die  Verteilung  des  Verkaufserlöses  erfolgt  unter  die  bevorrechtigten 
Gläubiger  (creditori  privilegiati)  nach  den  diesfälligen  gesetzlichen  Vor- 
schriften und  bei  den  anderen  Gläubigern  nach  dem  Verhältnisse  ihrer 
Forderungen  (a  proporzione  dei  loro  crediti). 

Ein  segelfertiges  Schiff  (bastimento  pronto  a  far  vela)  darf  nicht  mit 
Beschlag  belegt  werden,  es  sei  denn  wegen  Schulden,  welche  zum  Zwecke 
der  anzutretenden  Reise  gemacht  wurden;  und  selbst  in  diesem  Falle 
verhindert  die  Bürgschaft  (la  sicurtä)  für  diese  Schulden  die  Beschlag- 
nahme. Als  segelfertig  gilt  das  Schiff,  wenn  der  Schiffer  mit  den  für  die 
Reise  erforderlichen  Papieren  (spedizioni  di  viaggio)  versehen  ist. 

b)  Verkauf  eines  Seehandclsschiffes  im  Auslande  (vcndita  di  un 
bastimento  mercantile  marittimo  alTestero). 

Wenn  der  Führer  eines  österreichischen  oder  ungarischen  Handels- 
schiffes mit  der  Ermächtigung  des  Reeders  dasselbe  während  seines  Auf- 
enthaltes im  Auslande  an  einen  Ausländer  zu  verkaufen  beabsichtigt,  so 
hat  er  hievon  das  betreffende  Konsularamt,  in  dessen  Amtsbezirk  sich 
das  Schiff  befindet,  ohne  Verzug  zu  verständigen. 

Nach  stattgefundenem  Verkaufe  hat  das  Konsularamt  für  die  unver- 
weilte  Einziehung  sämtlicher  Borddokumente  (ricapiti  di  bordo)  Sorge 
zu  tragen  und  deren  Einsendung  an  die  kompetente  Seebehörde  zu  ver- 
anlassen. Ohne  Wissen  des  Reeders  darf  der  Schiffer  das  Schiff  nur  in 
dem  Falle  verkaufen,  wenn  die  Seeuntüchtigkeit  (innavigabilitä)  desselben 
gehörig  nachgewiesen  ist  und  die  Höhe  des  Schadens  fünfundsiebzig 
Prozent  des  Wertes  übersteigt.  Die  Veräußerung  erfolgt  im  Versteigerungs- 
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wege  und  der  Vorstand  des  betreffenden  Konsularamtes  hat,  wofern  die 
Landesgesetze  oder  der  Ortsgebrauch  nicht  etwas  anderes  bestimmen,  bei 
der  Versteigerung  des  nationalen  Schiffes  zu  intervenieren. 

44.  Teijähmng  der  auf  ein  Handelsschiflf  bezug  habenden  Rechtsan- 
sprüche (prescrizione  marlttima). 

Die  diesbezüglichen  gesetzlichen  Bestimmungen  sind  in  dem  Codice 
di  commercio  italiano,  Libro  secondo,  Titolo  Xm,  Articolo  430  —  434, 
enthalten. 

Der  Schiffer  kann  das  Schiff  im  Wege  der  Verjährung  (prescrizione) 
nicht  erwerben. 

Die  Klage  auf  Abandon  (azione  di  abbandono)  verjährt: 

a)  binnen  sechs  Monaten  nach  dem  Empfange  der  Nachricht  von 
dem  Untergange  (perdita)  des  Schiffes,  welcher  sich  in  den  Häfen 
oder  an  den  Küsten  Europas,  Asiens,  Afrikas,  im  Mittelländischen 
Meere  ereignet  hat,  oder  im  Falle  der  Aufbringung  (cattura),  nach 
Empfange  der  Nachricht  von  [der  Überführung  des  Schiffes  nach 
einem  der  an   den  bezeichneten  Küsten  gelegenen  Häfen  oder  Orte; 

b)  binnen  einem  Jahre  nach  dem  Eintreffen  der  Nachricht  des  Unter- 
ganges oder  der  Aufbringung  des  Schiffes  in  den  Kolonien  West- 
indiens, bei  den  Azorisch^n  oder  Kanarischen  Inseln,  in  Madeira 
und  anderen  Inseln  und  Küsten  im  westlichen  Afrika  oder  östlichen 
Amerika; 

c)  binnen  zwei  Jahren  nach  dem  Eintreffen  der  Nachricht  von  dem 
Untergange  oder  der  Aufbringung  des  Schiffes,  welche  in  allen 
anderen  Weltteilen  erfolgt  sind. 

Jede  Klage  aus  einem  Bodmerei-  oder  Versicherungvertrage  (azione 
per  contratto  di  cambio  marittimo,  o  per  contratto  di  assicurazione  marit- 
tima)  verjährt  nach  fünf  Jahren,  vom  Datum  des  Vertrages  an  gerechnet. 

Verjährt  sind  alle  Klagen: 

1.  Auf  Zahlung  der  Fracht  (nolo)  und  der  Heuer  (salario)  für 
Schiffsoffizicre,  Matrosen  und  andere  Schiffsleute,  ein  Jahr  nach  beendeter 
Reise. 

2.  Wegen  der  den  Matrosen  auf  Befehl  des  Schiffers  gelieferten 
Verköstigung,  ein  Jahr  nach  der  Lieferung  derselben. 

3.  Wegen  Lieferung  von  Holz  und  anderen  zum  Baue,  zur  Aus- 
rüstung und  Verproviantierung  des  Schiffes  notwendigen  Sachen,  ein  Jahr 
nach  deren  Lieferung. 

4.  Wegen  der  Arbeiterlöhne  und  geleisteten  Arbeiten,  ein  Jahr 
nach  deren  Entgegennahme. 

5.  Jede  Klage  auf  Ablieferung  von  Waren,  ein  Jahr  nach  Ankunft 
des  Schiffes. 

29* 
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Die  Verjähruiig  kann  nicht  stattfinden,  wenn  ein  Schein,  eine  Obli- 
gation, ein  Rechnungsabschluß  oder  eine  gerichtliche  Interpellation  (inter- 
peUazione  giudiziaria)  vorliegt. 

45.  ünznlSssigkeit  der  Klage  behufs  Gleltendmachung  ron  Handels- 
schiffe betreffenden    Rechtsansprüchen    (inanunissibilitä   di  azione). 

Die  darauf  bezug  habenden  gesetzlichen  Bestimmungen  sind  in  dem 
Codice  di  commercio  italiano,  Libro  secondo,  Titolo  XIV,  Articolo  435  bis 
436,  enthalten. 

Unzulässig  sind: 

1.  Alle  wie  immer  gearteten  Klagen  gegen  Schiffer  fcomandante)  und 
Versicherer  (assicuratore)  wegen  Beschädigung  der  Waren,  falls  sie  ohne 
Protest  (protesta)  angenommen  wurden. 

2.  Alle  wie  immer  gearteten  Klagen  gegen  den  Befrachter  (noleggia- 
tore)  wegen  Havarien,  wenn  der  Schiffer  die  Waren  abgeliefert  und 
die  Fracht  ohne  Protest  (nolo  senza  protesta)  empfangen  hat. 

3.  Alle  wie  immer  gearteten  Klagen  wegen  Entschädigung  (inden- 
niti)  und  Schäden,  welche  durch  einen  Zusammenstoß  von  Schiffen  (urto 
di  bastimenti)  an  einem  Orte,  wo  der  Schiffer  hätte  klagen  können,  ver- 
ursacht wurden,  wenn  er  deshalb  keine  Reklamation  (reclamo)  erhoben  hat. 

Diese  Proteste  und  Reklamationen*  sind  nichtig,  wenn  sie  nicht 
binnen  vierundzwanzig  Stunden  erhoben  und  zugestellt  sind,  und 
wenn  ihnen  nicht  binnen  Monatsfrist  nach  ihrem  Datum  eine  gericht- 
liche Klage  gefolgt  ist. 

B.  In  bezug  auf  die  k.  und  k.  Kriegsmarine. 

!•  Obliegenheiten  der  Österreichisch-ungarischen  Konsularämter  bei 
dem  Erscheinen  eines  k.  und  k.  Kriegsschiffes  im  Hafen  ilires  Amts- 
bezirkes (incombenze  degli  uffici  eonsolari  austro-ungarici  quando 
una  i.  e  r.  nare   da   guerra  arriva   in  un   porto  del  loro  distretto 

giurisdizionale). 

So  oft  ein  k.  und  k.  KiiegsschifE  in  einem  zum  Amtsbezirke  eines 
k.  und  k.  Konsularamtes  gehörigen  Hafen  erscheint,  hat  letzteres  hier- 
über  dem  k.  und  k.  Ministerium   des  Äußern  sofort  Bericht  zu  erstatten. 

Wenn  der  Kommandant  eines  k.  und  k.  Kriegsschiffes  die  Vermitt- 
lung eines  Konsularamtes  in  irgend  einer  Richtung  in  Anspruch  nimmt, 
oder  sobald  dieses  in  Erfahrung  bringt,  daß  ein  solches  Schiff  hilfsbe- 
dürftig ist,  so  hat  dasselbe  alles  aufzubieten  um  den  Wünschen  des 
Kommandanten  nach  Tunlichkeit  zu  entsprechen  und  ihm  die  nötige  Hilfe 
und  Unterstützung  sofort  zu  gewähren. 

Das  Konsularamt  hat  den  Verkehr  zwischen  dem  Kommandanten 
eines  k.  und  k.  Kriegsschiffes  und  den  Lokalbehörden   zu   vermitteln  und 
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nichts  zu  unterlassen,  um  ein  gutes  Einvernehmen  zwischen  denselben 
vorzubereiten  und  aufrecht  zu  erhalten.  Wenn  eine  ansteckende  Krankheit 
am  Lande  herrscht,  so  hat  das  betreffende  Konsularamt  den  Komman- 
danten des  Kriegsschiffes  hiervon  ohne  Verzug  zu  benachrichtigen,  da- 
mit letzterer  rechtzeitig  seine  Vorkehrungen  treffen  könne. 

Das  Konsularamt  unterrichtet  auf  Verlangen  den  Kommandanten  über 
die  Ehrenbezeigungen,   welche  am  Orte  nach  Bestimmung  und  Herkomm 
zu  erweisen  sind,  und  leistet  der  Schiffsadministration  bei  Beschaffung 
von  Geld,  Lebensmitteln,  Kohlen  und  sonstigem  Bordmateriale  auf  An- 
suchen des  Kommandanten  jede  mögliche  Hilfe. 

Die  Administration  eines  k.  und  k.  Kriegsschiffes  besteht  aus  dem 
Kommandanten,  dem  ersten  Leutnant  und  einem  Kommissariatsbeamten. 
Geldaufnahmen  und  Ankäufe  für  Rechnung  des  k.  und  k.  Marineärars 
können  nicht  ohne  Initiative  des  Kommandanten  und  ohne  Mitwirkung 
der  zwei  anderen  Administrationsmitglieder  stattfinden. 

Die  Ankaufsprotokolle,  auf  Grund  deren  die  Einkäufe  von  Lebens- 
mitteln und  sonstigem  Schiffsmateriale  zu  erfolgen  haben,  werden  von  dem 
betreffenden  Konsularamte  hinsichtlich  der  Übereinstimmung  der  kontra- 
hierten Preise  mit  den  wirklichen  Lokalverhältnissen,  hinsichtlich  der 
Reduzierung  der  ausländischen  Maße  Gewichte  und  Geldsorten  auf  ein- 
heimische und  hinsichtlich  der  richtigen  Auszahlung  an  die  Lieferanten 
unter  Beidrückung  des  Amtssiegels  bestätigt.  Die  an  ein  Konsularamt 
gerichteten,  für  ein  Kriegsschiff  bestimmten  Sendungen  von  Geld,  Proviant, 
Monturen  u.  dgl.  werden  nur  gegen  Bestätigung  aller  drei  Administrations- 
mitglieder ausgefolgt.  An  einzelne  Offiziere,  Beamten  oder  Matrosen  eines 
Kriegsschiffes  können  ausnahmsweise  nur  dann  Gelder  oder  Wertgegen- 
stände direkt  ausgefolgt  werden,  wenn  die  betreffende  Person  eine  schrift- 
liche, von  der  Schiffsadministration  für  den  speziellen  Fall  ausgestellte 
Vollmacht,  die  das  Konsularamt  zu  seiner  Deckung  zurückbehält,  vorzeigt. 

Werden  nach  dem  Abgange  eines  Kriegsschiffes  bei  dem  betreffenden 
Konsularamte  Forderungen  an  das  k.  und  k.  Marineärar  angemeldet,  so 
ist  die  bezügliche  Eingabe  unter  Darstellung  des  Sachverhaltes  dem  k.  und  k. 
Ministerium  des  Äußern  zur  weiteren  Veranlassung  vorzulegen. 

Im  Falle  der  Erkrankung  von  Offizieren,  Beamten  oder  Matrosen 
an  Bord  eines  im  Hafen  befindlichen  Kriegsschiffes,  wenn  deren  Aus- 
schiffung sich  als  notwendig  erweist,  veranlaßt  das  betreffende  Konsular- 
amt über  Einschreiten  des  Schiffskommandanten  deren  Aufnahme  in  das 
nächstgelegene  Militär-  oder  Civilspital,  oder  wo  dies  nicht  tunlich  erscheint, 
vermittelt  derselbe  die  Aufnahme  der  kranken  Offiziere,  Beamten  oder 
Matrosen  bei  Privaten  in  Pflege  und  ärztliche  Behandlung.  Das  Marine- 
ärar vergütet  in  diesen  Fällen  die  aufgelaufenen  Heil-  und  Verpflegskosten 
und  die  sonstigen  damit  verbundenen  Auslagen,  welche  während  der  An- 
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Wesenheit  des  Kriegsschiffes  im  Hafen  aus  der  Bordkasse,  nach  dessen 
Abgänge  aber  aus  der  Konsulatskasse  bezahlt  werden.  Behufs  Refundierung 
dieser  Auslagen  seitens  des  Marineärars  hat  das  Konsularamt  die  darauf 
bezug  habenden  Belege  dem  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  mit  einem 
speziellen  Bericht  vorzulegen.  Vor  dem  Abgange  des  Kriegsschiffes  erhält 
das  betreffende  Konsularamt  von  der  Schiffsadministration  einen  genauen 
Nachweis  der  den  zurückbleibenden  kranken  Indi\dduen  zukommenden 
Gebüren,  die  denselben  gegen  Quittung  ausgefolgt  werden  können.  Das 
Konsularamt  hat  sich  hierbei  streng  an  den  gedachten  Nachweis  zu  halten. 
Hinsichtlich  der  Nachsendung  der  zurückgebliebenen  Kranken,  beziehungs- 
weise deren  Heimsendung,  pflegt  das  Konsularamt  das  erforderliche  Ein- 
vernehmen mit  dem  Kommandanten  des  Kriegsschiffes. 

Die  im  Gagebezug  stehenden  Personen  erhalten  auf  Verlangen  vor 
ihrer  Abreise  aus  der  Konsulatskasse  einen  entsprechenden  Reisevorschuß, 
dessen  Refundierung  seitens  des  Marineärars  im  Wege  des  k.  und  k. 
Ministeriums  des  Äußern  veranlaßt  wird.  Sollten  endlich  Offiziere,  Beamte 
oder  Matrosen  eines  Kriegsschiffes  aus  zufälliger  oder  verschuldeter  Ursache 
nach  Abgang  des  Schiffes  am  Lande  zurückbleiben,  so  erfolgt  ihre  Heim- 
sendung so  wie  bei  den  Rekonvaleszenten,  und  wird  hierüber  dem  k.  und  k. 
Ministerium  des  Äußern  unter  Angabe  der  das  Zurückbleiben  veranlassenden 
Motive  die  Anzeige  erstattet.  In  diesem  Falle  ist  das  Konsularamt  nicht 
berechtigt,  angebliche  Gebürenansprüche  der  zurückgebliebenen  Offiziere, 
Beamten  und  Matrosen  zu  befriedigen. 

3.  Verfahren   der  österrelchlsch-imgarlscheu  Konsularämter  bei*  der 

Desertion  von   Matrosen  eines  k,  und  k.   Kriegsschiffes   (procedura 

degll  uffici  consolari  austro-uugaricl  In  casi  di  diserztone  d'  un  ma- 

riuajo  d'una  1.  e  r,  nave  da  guerra). 

Bei  der  Desertion  von  Matrosen  eines  im  Hafen  ankernden  k.  und  k. 
Kriegsschiffes  ersucht  der  Kommandant  das  Konsularamt,  in  dessen  Amts- 
bezirk jener  Hafen  liegt,  unter  Mitteilung  der  Personsbeschi-eibung  und 
der  Umstände,  unter  welchen  die  Desertion  stattgefunden  hat,  um  seinen 
Beistand  und  Mitwirkung  zui*  Habhaftwerdung  des  Deserteurs. 

Das  betreffende  Konsularamt  beantragt  sogleich  im  Einvernehmen 
mit  dem  Schiffskommandanten  bei  der  kompetenten  Lokalbehörde  die 
erforderlichen  Maßregeln.  Wenn  der  Deserteur  ergriffen  wird  und  dessen 
Auslieferung  seitens  der  kompetenten  Lokalbehörde  erfolgt,  so  hat  das 
Konsularamt  dafür  Sorge  zu  tragen,  daß  der  Deserteur  sofort  an  Bord  des 
Kriegsschiffes  zurückgeführt  werde,  und  sollte  das  Schiff  den  Hafen  bereits 
verlassen  haben  und  kein  anderes  Kiiegsschiff  in  demselben  vorhanden 
sein,    so    hat    das  Konsularamt    nach    den    vom  Kommandanten   diesfalls 

enen   Instruktionen   vorzugehen.    Im   Falle    der  Verweigerung    der 
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Auslieferung  eines  der  k.  und  k.  Kriegsmarine  angehörigen  Deserteurs 
seitens  der  Lokalbehörde,  erstattet  das  Konsularamt  darüber  dem  k.  und  k. 
Ministerium  des  Äußern  unverztiglich  einen  umständlichen  Bericht. 

3.  Ehrenbezeigungen  bei  dem  Erseheinen  eines  k.  und  k.  Erlegs- 
sehlfPes  In  einem  auswärtigen  Hafen,  wo  ein  Osterrelehlseh-nngarlsehes 
Konsularamt  besteht  (Ceremonlell)  (ceremonlale  alP  oceaslone  del 
r  arrlro  dl  una  1.  e  r.  nare  da  guerra  In  un  porto  dore  sl  trora  un 
ufflelo  eonsolare  austro-ungarleo). 

Mit  Allerhöchstem  Flottenbefehle  vom  2.  Juni  1879  haben  Seine 
Majestät  der  Kaiser  und  König  ein  neues  Dienstreglement  für  die  k.  und  k. 
Kriegsmarine  sanktioniert. 

Da  mit  dem  Inslebentreten  dieses  Reglements  der  von  dem  k.  und  k. 
Reichskriegs-Ministerium  (Marinesektion)  mit  Normalverordnung  vom  17.  März 
1877,  Z.  377/R.  K./M.  S.  hinausgegebene  „Auszug  aus  dem  Dienstreglement 
für  die  k.  und  k.  Kriegsmarine"  außer  Kraft  getreten  ist,  so  hat  das 
gedachte  Ministerium  für  den  Gebrauch  der  k.  k.  und  königlich  ungarischen 
Seebehörden,  sowie  der  k.  und  k.  diplomatischen  Missionen  und  Seekonsular- 
ämter  einen  neuen  Auszug  zusammenstellen  lassen  und  hinausgegeben. 
Mit  demselben  wurden  im  Wege  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern 
sämtliche  diplomatischen  Missionen  und  Seekonsularämter  beteilt. 

Im  Jahre  1901  ist  die  zweite  ergänzte  Auflage  des  gedachten  Regle- 
ments erschienen.  Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Aller- 
höchster Entschließung  vom  24.  Juni  1901  zu  genehmigen  geruht,  daß  die 
oberwähnte  zweite  Auflage  des  Dienstreglements  für  die  k.  und  k.  Kriegs- 
marine auf  die  Dauer  von  zwei  Jahren  als  provisorisches  Dienst- 
buch ausgegeben  werde.  Normalverordnung  des  k.  und  k.  Reichskriegs- 
Ministeriums  (Marinesektion),  vom  27.  August  1901,  Z.  1752,  R.  K./M.  S. 

Aus  dem  gedachten  Auszuge  werden  hier  bloß  einige  wichtigere,  die 
Seekonsularämter  direkt  betreffenden  Bestimmungen  angeführt: 

a)  Besuche  (visite). 

Wenn  ein  oder  mehrere  Schiffe  in  einem  ausländischen  Hafen  an- 
langen, wo  sich  eine  k.  und  k.  diplomatische  Mission  oder  ein  k.  und  k. 
Konsularamt  befindet,  hat  der  Schiffskommandant  (ranghöchste  Befehlshaber) 
dem  Chef,  beziehungsweise  Amtsvorstand  tunlichst  unmittelbar  nach  seiner 
Ankunft  dieselbe  schriftlich,  oder  mündlich  durch  eine  zu  diesem  Zwecke 
entsendete  Person  des  Stabes,  bekanntzugeben. 

Geschieht  das  Anlangen  zum  ersten  Male,  so  werden  aus  solchem  An- 
lasse zwischen  dem  ranghöchsten  Befehlshaber  und  dem  Chef  (Vorstand) 
des  Amtes  Besuche  ausgetauscht.  Dasselbe  hat  zu  geschehen,  wenn  während 
der  Anwesenheit  eines  oder  mehrerer  Kriegsschiffe  im  Hafen  ein  solcher 
Chef  (Vorstand)  sein  Amt  neu  antritt. 
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Der  in  der  Rangsklasse  Niedere  und  bei  gleicher  Klasse  der  Neu- 
angekommene hat  den  Besuch  zuerst  abzustatten. 

Diese  Besuche  sind  tunlichst  innerhalb  vierundzwanzig  Stunden, 
und  zwar  in  nachstehender  Weise  zu  erwidern: 

Flaggenoffiziere  und  Kommodore  erwidern  den  ihnen  von  Missions- 
chefs oder  Generalkonsuln  abgestatteten  Besuch  stets  persönlich,  können 
sich  aber  bei  Amtsvorständen  vom  Konsul  abwärts  durch  den  Stabschef, 
Flaggenkapitän  oder  Gesamtdetailoffizier  des  Flaggenschiffes  vertreten 
lassen.  Schiffskommandanten  erwidern  persönlich  den  Besuch  der  Konsular- 
amts- Vorstände  aller  Kategorien. 

Desgleichen  haben  Missionschefs  und  Generalkonsuln  die  ihnen  von 
Flaggenoffizieren,  Kommodoren  oder  Linienschiffskapitänen  gemachten 
Besuche  stets  persönlich  zu  erwidern.  Bei  Schiffskommandanten,  vom 
Fregattenkapitän  abwärts,  können  sich  die  ersteren  durch  den  ihnen  im 
Range  zunächst  folgenden  Beamten  der  Mission  vertreten  lassen,  während 
Generalkonsuln  auch  die  ihnen  von  solchen  Kommandanten  gemachten 
Besuche  persönlich  zu  erwidern  haben.  Das  gleiche  gilt  von  Konsular- 
amts- Vorständen  aller  anderen  Kategorien  bezüglich  der  Erwiderung  der 
ihnen  von  Schiffskommandanten  aller  Chargen  gemachten  Besuche. 

Wenn  Flaggenoffiziere  oder  Kommodore  solche  Besuche  abstatten 
oder  erwidern,  sind  dieselben  beim  Landungsplatze  durch  den  auf  den 
Chef  (Vorstand)  folgenden  rangnächsten  Beamten  zu  empfangen  und  in  das 
Amtsgebäude  zu  geleiten. 

Sollten  Missionschefs  oder  Konsularamtsvorstände  behufs  Abstattung 
von  Besuchen  an  Bord  um  ein  Boot  ansuchen,  so  ist  ihnen  zur  Hin-  und 
Rückfahrt  ein  solches  zur  Verfügung  zu  stellen. 

(Abschnitt  X,  §  83,  Absatz  914.) 

b)  Ehrenbezeigungen  (onori  militari). 

Im  Auslande  sind  die  in  Uniform  erscheinenden  k.  und  k.  Beamten 
des  auswärtigen  und  des  Konsulardienstes  sowohl  an  Bord,  als  auch  am 
Lande  von  allen  Personen  der  Mannschaft  und  von  den  in  einer  niederen 
Rangklasse  stehenden  Personen  des  Stabes   reglementmäßig   zu  begrilßen. 

(Abschnitt  XI,  §  86,  Absatz  933.) 

aa)  Ehrenbezeigungen    des    Postenquantums    (picchetto    armato) 
und  der  Posten  (sentinelle). 
Das    Postenquantum    (picchetto    armato)    tritt    zur    Ehrenbezeigung 
unter  Gewehr: 

vor  den  Chefs  der  k.  und  k.  diplomatischen  Missionen  (auch  der  aus- 
wärtigen) in  den  Gewässern  des  Staates,  bei  dem  sie  beglaubigt  sind, 
xm  sie  bei  feierlichen  Gelegenheiten  in  ihrer  Eigenschaft  erscheinen« 
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Die  Deckposten  (sentinelle  di  coperta)  leisten  die  Ehren- 
bezeigTing: 
b)  im  Auslande  vor  den  in  Uniform  (im  Amtskleide)  erscheinenden 
Beamten  des  auswärtigen  und  des  Konsulardienstes.  Die  Ehren- 
bezeigung wird  seitens  der  Deckposten  entsprechend  ihrer  Aufstellung 
sowohl  beim  Anlangen  und  Abgehen,  als  auch  anläßlich  des  Vorbei- 
fahrens  des  zu  Begrüßenden,  femer  auch  dann  geleistet,  wenn  sie 
von  einer  Person,  der  gegenüber  sie  außer  Reih  und  Glied  zum 
Gruße  verpflichtet  sind,  angesprochen  werden. 
(Abschnitt  XI,  §  87,  Absatz  938  und  947.) 

bb)  Die  Fallreeps-Ehrenbezeigungen  (onori  militari  al  barcarizzo). 

Die  Fallreeps-Ehrenbezeigungen  (onori  militari  al  barcarizzo) 
sind  sowohl  beim  Anbordkommen,  wie  beim  Abgehen  zu  leisten,  auch  vor 
den  k.  und  k.  Beamten  des  diplomatischen  und  des  Konsular-Dienstes  im 
Auslande,  wenn  sie  in  Uniform  (mit  Militärabzeichen  im  Amtskleide)  er- 
scheinen, oder,  falls  in  Civil  gekleidet,  wenn  sie  als  solche  erkannt  werden. 

(Abschnitt  XI,  §  89,  Absatz  959.) 

Diese  Ehrenbezeigungen  bestehen  in  der  Abgabe  des  Fallreeps- 
pfiffes, im  Antreten  einer  gewissen  Anzahl  von  Fallreepsgasten 
(uomini  destinati  al  barcarizzo)  und  in  dem  persönlichen  Empfange,  be- 
ziehungsweise Geleite  der  zu  begrüßenden  Person  seitens  der  bezeichneten 
Dienstorgane 

An  Fallreepsgasten  gebüren: 

a)  für  Botschafter,  außerordentliche  Gesandte,  bevollmächtigte 
Minister,  Ministerresidenten,  Geschäftsträger  und  General- 
konsuln I.  Klasse 6  Mann 

b)  für  Beamte   des  diplomatischen  und  Konsular-Dienstes   der 

VI.,  VII.  und  Vni.  Rangsklasse    . 4       „ 

c)  für  Beamte   des   diplomatischen  und  Konsular-Dienstes  von 

der  rX.  Rangsklasse  abwärts 2       „ 

Die  Fallreepsgasten  haben,  wo  dies  angeht,  in  einem,  sonst  in  zwei 

Gliedern  mit  der  Front  gegen  Achter  beim  Fallreep  Aufstellung  zu 

nehmen. 

Der  SchifEskommandant  empfängt  und  geleitet  die  als  Amtsvorstände 
fungierenden  Konsularbeamten. 

Der  Wachoffizier  ist  beim  Empfange  und  Geleite  der  untergeordneten 
Beamten  des  diplomatischen  und  Konsular-Dienstes  beim  Fallreep  an- 
wesend. 

(Abschnitt  XI,  §  89,  Absatz  961—963.) 
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c)  Geschtitzsalut  (saluto  colle  artiglierie). 
Aus  der  nachstehenden  Zusammenstellung  ist  die  Anzahl  der  Schusse 
zu  entnehmen,  welche  bei  Geschützsaluten  zu  lösen  sind,  und  zwar: 

für  Botschafter 19  Schüsse 

für    außerordentliche    Gesandte    und    bevollmächtigte 

Minister 15         ,. 

für  Ministerresidenten,   Geschäftsträger   und  General- 
konsuln L  Klasse 13         ^ 

für  Generalkonsuln  n.  Klasse  und  Honorar-Generalkonsuln   11         ,, 

für  Konsuln  als  Amtsvorstände 9         ^ 

für  Vizekonsuln  als  Amtsvorstände  und  für  sonstige 
Konsularbeamte,  welche  zeitweilig  als  Amtsvorstände 

fungieren 7         ^ 

für  Konsularagenten 5        „ 

(Aschnitt  XI,  §  91,  Absatz  977.) 

Die  Chefs  der  k.  und  k.  diplomatischen  Missionen  und  die  k.  und  k. 
Konsularamts- Vorstände  sind  innerhalb  des  Territoriums,  auf^welches  sich  ihre 
Amtswirksamkeit  erstreckt,  bei  dem  ersten  formellen  Besuche,  femer  wenn 
sie  sich  nach  einem  längeren,  an  Bord  genommenen  Aufenthalte  definitiv 
ausschiffen,  mit  dem  gebürenden  Geschützsalute  zu  begrüßen,  sofern  sich 
kein  höherer  Funktionär  des  diplomatischen  oder  des  Konsulardienstes  in 
dienstlicher  Eigenschaft  an  Ort  und  Stelle  befindet. 
(Abschnitt  XI,  §  94,  Absatz  1047.) 

4.  Standarten  und  Flaggen  bei  der  k.  und  k.  Kriegsmarine  (stendardi 
e  banalere  nell'  i.  e  r.  Marina  da  guerra). 

Zui-  Orientierung  der  Vorstände  der  k.  und  k.  Soekonsularämter,  welche 
oft  in  die  Lage  kommen,  mit  den  Schiffen  der  k.  und  k.  Kriegsmarine  in 
dienstlichen  Verkehr  zu  treten,  wurde  für  zweckmäßig  erachtet,  am  Schlüsse 
dieses,  den  Marineangelegenheiten  gewidmeten  Abschnittes,  über  die 
Bedeutung  und  Führung  der  National-,  Kommando-  und  Rangabzeichen  bei  den 
k.  und  k.  Kriegsschiffen  und  Kiiegsbooten,  sowie  bei  solchen  Fahrzeugen, 
die  der  k.  und  k.  Kriegsmarine  zeitweilig  einverleibt  werden,  einige 
Bemerkungen  beizufügen  und  die  bezüglichen  Abbildungen  in  dieses 
Handbuch  aufzunehmen.  Die  betreffenden  sechs  Tafeln  mit  18  Abbildungen 
sind  aus  dem  Dienstreglement  der  k.  und  k.  Kriegsmarine,  dritter  Teil, 
Dienst  zur  See,  entnommen. 

Für  k.  und  k.  Kriegsschiffe  und  Kriegsboote  und  für  solche  Fahrzeuge, 

die  der  k.  und  k.  Kriegsmarine  zeitweilig  einverleibt  werden,  bezeugt  die 

nd  k.  Flagge  deren  staatlichen  Charakter,  der  ihnen  alle  jene  Vorrechte 

ht,  welche  im  Inlande  gesetzlich,  im  Auslande  völkerrechtlich  vor- 
sind. 
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Außer  der  k.  und  k.  Flagge  werden  von  solchen  k.  und  k.  Kriegs- 
schiffen zur  Bezeichnung  des  von  Seeoffizieren  ausgeübten  Befehlshaberrechtes, 
beziehungsweise  des  Ranges  von  darauf  eingeschifften  oder  vorübergehend 
weilenden  Allerhöchsten,  höchsten  und  hohen  Personen,  besondere  Kom- 
mando- und  Eangabzeichen  geführt. 

Kommandoabzeichen  (distintivi  di  comando)  sind: 

a)  der  Wimpel  (fiammola), 

b)  der  Anciennitätsstander  (guidone  di  anzianitä), 

c)  der  Kommodorestander  (gagliardetto  o  cometta  di  commodore)   und 

d)  die  Kommandoflaggen  (bandiere  di  comando). 
Rangabzeichen  (distintivi  di  grado)  sind: 

e)  die  Dienstflaggen  (bandiere  di  servizio)  und 

f)  die  Standarten  (stendardi). 
(Abschnitt  I,  §  1,  Absatz  1—2.) 

Die  k.  und  k.  Standarte  dient  zum  Zeichen  der  Anwesenheit  Allerhöchst 
Ihrer  Majestäten  oder  Ihrer  k.  und  k.  Hoheiten  der  Herren  Erzherzoge 
und  Frauen  Erzherzoginnen  an  Bord  eines  Kriegs-  oder  Handelsschiffes 
und  wird  stets  am  Großtop  (colombiere  deir  albero  di  maestra)  geführt. 

Bezüglich  der  Führung  der  National-,  Kommando-  und  Rangabzeichen 
gelten  folgende  Bestimmungen: 

A.  Für  k.  und  k.  Kriegsschiffe. 

1.  Heckflagge  (bandlera  dl  poppa). 

Die  Heckflagge  wird  von  allen  in  Dienst  gestellten  k. und k. Kriegs- 
schiffen ausnahmslos,  von  den  in  einem  Bereitschaftszustande  stehenden 
nur  dann  geführt,  wenn  für  dieselben  ein  eigenes  Schiffskommando  besteht 
und  sie  sich  außerhalb  des  Arsenalrayons  befinden. 

Schiffe,  die  in  See  zusammentreffen  oder  sich  in  See  voneinander 
trennen,  müssen  stets  die  Heckflagge  gehißt  haben,  wenn  dieselbe  wahr- 
genommen werden  kann. 

Auf  die  Dauer  als  in  See  Gottesdienst  gehalten,  gerichtliche  Straf- 
urteile oder  andere  feierlich  kundzumachende  Befehle  verlautbart  werden, 
femer  bei  Todesfällen  an  Bord  bis  zum  Versenken  des  Leichnams,  ist 
ebenfalls  bei  Tag  die  Heckflagge  zu  führen. 

2.  Bugflagge  (bandlera  dl  prora). 

Die  Bugflagge  wird  nur  von  vertäuten  Schiffen  und  stets  gleich- 
zeitig mit  der  Heckflagge  geführt,  und  zwar: 

in  ausländischen  Kriegs-  und  großen  oder  befestigten  Handelshäfen 
täglich. 
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im  Inlande  und  in  unbedeutenden  Häfen  des  Auslandes  nur  an  Sonn- 
und  Feiertagen ;  dann  zugleich  mit  der  kleinen  und  großen  Flaggengala, 
femer  bei  angesagten  Inspizierungen,  Aus-  und  Abrüstungsmusterungen, 
Gottesdienst  und  Trauerfeierlichkeiten  auf  die  Dauer  des  Anlasses,  schließ- 
lich bei  sonstigen  feierlichen  Gelegenheiten  auf  Befehl  oder  nach  dem 
Beispiele  des  ranghöchsten  anwesenden  Befehlshabers. 

Wenn  die  Heckflagge  halb  top  geführt  wird,  hat  das  Gleiche  mit 
der  Bugflagge  zu  geschehen.  (Siehe  Tafel  XXIV.) 

3.  Kommando-  und  Rangabzeichen  (distintM  di  comando  e  dl  grado). 

Diese  Abzeichen  werden  entweder  ständig  oder  bloß  zeitweilig  ge- 
führt. Ständig,  wenn  sie  andeuten,  daß  die  zu  ihrer  Führung  berechtigten 
Personen  dauernd  an  Bord  eingeschifft  sind;  zeitweilig,  wenn  die  An- 
wesenheit bloß  vorübergehend  aus  irgendeinem  dienstlichen  oder  min- 
destens formellen  Grunde  stattfindet.  Wo  sie  bloß  zeitweilig  geführt 
werden  sollen,  sind  sie  immer  im  Augenblicke  zu  hissen,  wenn  die  Person, 
die  zur  Führung  eines  solchen  Abzeichens  berechtigt  ist,  das  Boot,  das 
sie  unter  Bord  gebracht,  verläßt  und  einzuholen,  wenn  beim  Abgehen  das 
Boot  mit  der  betreffenden  Person  von  Bord  abstößt.  Bei  ständigem  Auf- 
enthalte beziehen  sich  diese  Momente  auf  die  definitive  Einschiffung,  be- 
ziehungsweise auf  die  definitive  Ausschiffung. 

Alle  ständig  zu  führenden  Abzeichen  bleiben  sowohl  bei  Tag  als 
auch  bei  Nacht  gehißt. 

Das  Kommando-  oder  Rangabzeichen  für  eine  und  dieselbe  Person 
kann  nicht  gleichzeitig  auf  zwei  oder  mehreren  Schiffen  geführt  werden. 
Wird  somit  ein  solches  Abzeichen  auf  einem  anderen  als  dem  eigenen 
Schiffe,  wenn  auch  nur  zeitweilig  gehißt,  so  muß  unterdessen  auf  letzterem 
das  bisher  geführte  Abzeichen  eingeholt  werden. 

Ebensowenig  können  auf  einem  und  demselben  Schiffe  zwei  oder 
mehrere  Kommando-  oder  k.  und  k.  Rangabzeichen  gleichzeitig  geführt 
werden;  nur  bezüglich  der  Dienstflaggen  besteht  insoferne  eine  Ausnahme, 
als  eine  solche  gleichzeitig  mit  einem  auf  dem  Schiffe  wehenden  Kommando- 
abzeichen gleicher  oder  niederer  Charge  geführt  werden  kann. 

Tritt  ein  solcher  Fall  in  der  Art  ein,  daß  zwei  Abzeichen  am  gleichen 
Top  gehißt  werden  sollten,  so  hat  das  Kommandoabzeichen  am  nächst 
höheren  Top  (colombiere  piu  alto)  geführt  zu  werden.  Ist  eine  solche 
Steigerung  nicht  mehr  möglich  oder  ist  das  Schiff  überhaupt  nur  einmastig,  • 
so  haben  die  Dienstflagge  und  das  Kommandoabzeichen  nebeneinander  zu 
wehen. 

Schiffe,  welche  eine  Standarte  oder  ein  höheres  Kommandoabzeichen 
als  den  Wimpel  führen,  werden  bei  Nacht  durch  Laternen  kenntlich  ge- 
macht, und  zwar  bedeuten: 


XXrV.  TafeL 
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drei  übereinander  an  dem  Flaggenstocke  (der  Besahngaffel)  (picco 
della  randa  di  mezzana)  gehißte  Laternen  „eine  Standarte"; 

drei  am  Achterrande  der  Kreuzmars  (orli  poppieri  della  coffa  di 
mezzana),  (Mars  des  achteren  Mastes,  coffa  dell'albero  di  mezzana),  neben- 
einander ausgesetzte  Laternen  „eine  Kommandoflagge,  welche  am  Groß- 
top" (colombiere  dell'albero  di  maestra); 

zwei  an  derselben  Stelle  und  in  gleicher  Weise  angebrachte  Laternen 
„eine  Kommandoflagge,  welche  am  Vor  top"  (colombiere  dell'  albero  di 
trinchetta); 

eine  in  der  genannten  Mars  angebrachte  Laterne  „eine  Kommando- 
flagge, welche  am  Kreuztop  (colombiere  dell'albero  di  mezzana)  eines 
dreimastigen  Schiffes  geführt  wird",  beziehungsweise  „einen  Kommodore- 
stander". 

Diese  Laternen  sind  vor  Anker  stets,  in  See  jedoch  nur  dann  aus- 
zusetzen, wenn  die  Navigation  vereint  mit  anderen  Schiffen  geschieht. 

a)  Wimpel  (fiammola). 
Der  Wimpel  wird  am  Großtop  (colombiere  dell'albero  di  maestra) 
eines  jeden  k.  und  k.  Kriegsschiffes,  welches  von  einem  Seeoffizier  kom- 
mandiert wird  und  zur  Führung  der  Heckflagge  berechtigt  ist,  solange 
geführt,  als  er  nicht  durch  ein  höheres  Kommandoabzeichen  oder  eine  der 
k.  und  k.  Standarten  ersetzt  wird,  in  welchem  Falle  er  gleichzeitig  mit  dem 
Hissen  eines  der  erwähnten  Abzeichen  einzuholen  ist.  (Siehe  Tafel  XXIV.) 

b)  Anciennitätsstander  (guidone  di  anzianiti). 

Der  Anciennitätsstander  ist  das  Kommandoabzeichen  eines  Schiffs- 
kommandanten, dem  in  Abwesenheit  einer  Kommandoflagge  bei  mehreren 
vereinigten  Schiffen  zeitweilig  der  Dienst  als  ranghöchster  Befehlshaber 
zufäUt.    (Siehe  Tafel  XXVH.) 

c)   Kommodorestander   (gagliardetto   o    cornetta    di    commodore). 

Das  Kommandoabzeichen  der  von  Sr.  Majestät  zu  Kommodoren  er- 
nannten Linienschiffskapitäne  ist  der  Kommodorestander. 

Das  Recht  zur  Führung  desselben  erwächst  den  genannten  Stabs- 
offizieren nur  auf  die  Dauer  des  von  ihnen  ausgeübten  Kommandos  und 
erlischt  gleichzeitig  mit  diesem. 

Der  Kommodorestander  wird  in  der  Regel  am  Großtop  gehißt.  (Siehe 
Tafel  XXVn.) 

d)  Kommandoflaggen  (bandiere  di  comando). 

Aktive  Flaggenoffiziere  führen  als  Kommandoabzeichen  die  ihrer 
Charge  entsprechenden  Kommandoflaggen.    (Siehe  Tafel  XXVI.) 
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Im  allgemeinen  gilt  die  Regel,  daß  die  Kommandoflagge  eines  Contre- 
admirals  am  Kreuztop  (colombiere  deU'albero  di  mezzana),  jene  eines 
Vizeadmirals  am  Vortop  (colombiere  deU'albero  di  trinchetto)  und  jene 
eines  Admirals  am  Großtop  (colombiere  dell'albero  di  maestra)  gehißt  wird. 

Die  der  Charge  zukommende  Kommandoflagge  wird  jedoch  vom 
Marinekommandanten  stets  am  Großtop,  vom  Hafenadmiral  innerhalb  des 
Amtsbereiches,  dann  von  dem  Kommandierenden  einer  Flotte  (Eskadre), 
insolange  ihm  ein  oder  mehrere  Flaggenoffiziere  der  gleichen  Charge  unter- 
geordnet sind,  auf  dem  für  die  Kommandoflagge  der  nächsthöheren  Oiarge 
festgesetzten  Top  (colombiere)  geführt. 

Auf  zweimastigen  Schiffen  ist  auch  die  Kommandoflagge  des  Contre- 
admirals  am  Vortop,  auf  Schiffen  mit  nur  einem  Mäste  ist  jede  der  Kom- 
mandoflaggen auf  diesem  zu  hissen. 

e)  Dienstflaggen  (bandiere  di  servizio). 

Auf  einem  k.  und  k.  Kriegsschiffe,  welches  den  Befehlen  eines  Generals 
zum  Zwecke  dienstlicher  Reisen  unterstellt  wird,  ist  bei  dessen  Anwesen- 
heit an  Bord  die  seinem  Range  entsprechende  Dienstflagge  für  den  Fall 
zu  hissen,  als  kein  der  Charge  oder  dem  Range  nach  höherer  Befehls- 
haber eingeschifft  ist. 

Gesandte  und  Botschafter  können  auf  k.  und  k.  Kriegsschiffen,  welche 
ihnen  zum  Zwecke  dienstlicher  Reisen  unterstellt  sind,  jedoch  nur  im 
Küstenbereiche  der  Staaten  für  welche  sie  akkreditiert  sind,  als  Rang- 
abzeichen die  k.  und  k.  Flagge  führen,  und  zwar  Gesandte  am  Vor  top 
(colombiere  dell'albero  di  trinchetto),  Botschafter  am  Großtop  (colombiere 
dell'albero  di  maestra)  auf  Schiffen  mit  nur  einem  Mäste,  jede  derselben 
auf  diesem. 

Ist  der  Befehlshaber  der  Charge  oder  dem  Range  nach  niederer, 
dabei  aber  zur  Führung  eines  Kommandoabzeichens  berechtigt,  so  hat 
dieses  gleichzeitig  mit  der  Dienstflagge  geführt  zu  werden. 

Die  Dienstflagge  ist  eine  verschiedene  für  einen 

Generalmajor, 

Feldmarschalleutnant, 

Feldzeugmeister  oder  General  der  Kavallerie  und 

Feldmarschall  (siehe  Tafel  XXVIII) 

und  wird  für  einen  Generalmajor  am  Kreuztop  (colombiere  deU'albero 
di  mezzana),  für  einen  Feldmarschalleutnant  am  Vor  top  (colombiere 
dell'albero  di  trinchetto),  für  einen  Feldzeugmeister  oder  General  der 
^avallerie  und  für  einen  Feldmarschall  am  Groß  top  (colombiere  delPalbero 
maestra)  gehißt. 
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Auf  Schiffen  mit  nur  einem  Mäste  wird  jede  der  Dienstflaggen  auf 
diesem,  auf  zweimastigen  auch  die  Dienstflagge  eines  Generalmajors  am 
Vortop  gehißt. 

f)  Standarten  (stendardi). 

Die  Standarten  Sr.  Majestät  des  Kaisers  und  Königs,  Ihrer  Majestät 
der  Kaiserin  und  Königin,  sowie  der  sonstigen  Mitglieder  des  Allerhöchsten 
Kaiserhauses  sind  durch  verschieden  angebrachte  Embleme  besonders 
gekennzeichnet.    (Siehe  Tafel  XXV.) 

Die  Standarte  wird  bei  Anwesenheit  der  Allerhöchsten  Herrschaft 
oder  eines  Mitgliedes  des  Allerhöchsten  Kaiserhauses  auf  einem  k  und  k. 
Kriegsschiffe  stets  am  Großtop  (colombiere  dell'albero  dimaestra)  geführt. 

Bei  gleichzeitiger  Anwesenheit  Allerhöchster  und  höchster  Personen 
auf  demselben  Schiffe  wird  immer  nur  eine,  und  zwar  die  Standarte  Seiner 
Majestät  des  Kaisers  und  Königs,  beziehungsweise  jene  Ihrer  Majestät  der 
Kaiserin  und  Königin  gehißt. 

Das  Hissen  einer  k.  und  k.  Standarte  bedingt  das  Einholen  eines  jeden 
anderen  Eang-  oder  Kommandoabzeichens  auf  demselben  Schiffe;  eine  Aus- 
nahme findet  nur  insofern  statt,  als  die  Standarten  fremder  Regenten 
(Staatsoberhäupter)  neben  jener  der  k.  und  k.  Standarten,  die  Standarten 
der  Mitglieder  fremder  Regentenhäuser  jedoch  nur  neben  jener  für  Mit- 
glieder des  Allerhöchsten  Kaiserhauses  geführt  werden  können. 

Beim  Hissen  einer  fremden  Standarte  allein  bleibt  das  Kommando- 
abzeichen wehen. 

Für  Erzherzoge,  die  auf  Kriegsschiffen  Dienste  leisten,  sind  nur  die 
Abzeichen  zu  hissen,   welche  ihrer  Charge  und  Dienststellung  zukommen. 

B.  Für  Kriegsboote. 

1.  Bootsflagge  (bandlera  da  imbarcazione  o  pallschelmo). 

Wenn  im  Inlande  die  Bugflagge  gesetzt  ist,  haben  zur  selben  Zeit 
auch  alle  im  Wasser  befindlichen  Boote  die  Flagge  zu  führen;  im  übrigen 
geschieht  dies  im  Inlande  nur  dann,  wenn  sich  in  den  Booten  Stabspersonen 
oder  Civilpersonen  von  Distinktion  befinden.  (Siehe  Tafel  XXIV.) 

Im  Auslande  führen  Boote  ihre  Flaggen  an  Sonn-  und  Feiertagen 
und  überhaupt  bei  festlichen  Gelegenheiten,  außer  diesen  Fällen  aber  nur 
während  der  Zeit,  wo  sie  bemannt  und  in  Bewegung  sind. 

Jedes  Boot,  welches  in  Beziehung  zu  einem  fremden  Schiffe  oder 
zu  einer  fremden  Behörde  tritt  oder  welches  von  See  gegen  die  Küste 
oder  ein  Schiff  detachiert  wird,  hat  die  Flagge  zu  führen. 

Haben  aus  Anlaß  von  Festtagen  oder  festlichen  Gelegenheiten  die 
Bootsflaggen  den  ganzen  Tag  über  geführt  zu  werden,  so  sind  dieselben 
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zur  Zeit  des  feierlichen  Hissens  der  Heckflagge  (bandiera  di  poppa)  zu 
setzen  und  gleichzeitig  mit  dieser  Flagge  einzuholen. 

Wenn  die  Heckflagge  Halbtop  (a  mezz'asta)  geführt  wird,  so  hat 
das  gleiche  mit  den  Bootsflaggen  zu  geschehen. 

In  Sicht  der  eigenen  oder  anderer  k.  und  k.  Kriegsschiffe  kann  ein 
Boot  die  Flagge  nur  dann  führen,  wenn  auf  diesen  Schiffen  selbst  die 
Flagge  gehißt  ist.  Zu  längeren  Expeditionen  detachierte  Boote  jedoch  und 
solche,  welche,  von  See  kommend,  einen  Ankerplatz  anlaufen,  benehmen 
sich  rücksichtlich  der  Flaggenführung  gemäß  den  Bestimmungen,  die  dies- 
falls für  Schiffe  festgesetzt  sind. 

2.  Kommando-  und  Rangabzeichen. 

Die  Kommando-  und  Rangabzeichen  werden  von  den  hierzu  berech- 
tigten Personen  am  Bug  ihrer  Boote  geführt,  und  zwar: 

der  Wimpel  von  Schiffskommandanten,  wenn  sie  eine  Offiziers- 
charge bekleiden  (siehe  Tafel  XXIV); 

der  Anziennitätsstander  von  Schiffskommandanten,  welche  den- 
selben auf  dem  eigenen  Schiffe  führen  (siehe  Tafel  XXVII); 

der  Kommodorestander  von  Kommodoren  (siehe  Tafel  XXVII); 

die  Kommandoflaggen  von  aktiven  Flaggenoffizieren,  ebenso  die 
Dienstflaggen  von  aktiven  Generälen  (siehe  Tafeln  XXVI  und  XXVIII); 

die  Standarten  von  höchsten  und  Allerhöchsten  Personen  (siehe 
Tafel  XXV). 

Die  Führung  der  Kommando-  und  Rangabzeichen  in  Booten  ist  nur 
bei  feierlichen  Gelegenheiten,  formellen  Meldungen  oder  offiziellen  Be- 
suchen obligatorisch. 

C.  Für  Kauffahrer  und  andere  Fahrzeuge  (hastimenti  mercan- 
tili  ed  altri  bastimenti). 

Schiffe,  welche  zeitweilig  der  k.  und  k.  Kriegsmarine  einverleibt  und 
von  aktiven  oder  zum  aktiven  Dienste  herangezogenen  Seeoffizieren  be- 
fehligt werden,  führen  die  National-,  Rang-  und  Kommandoabzeichen 
wie  die  k.  und  k.  Kriegsschiffe. 

Die  Fahrzeuge  des  k.  und  k.  Jachtgeschwaders  führen,  sofern  sie 
Alleineigentum  eines  österreichischen  oder  ungarischen  Staatsangehörigen 
sind,  die  k.  und  k.  Flagge,  sind  jedoch  gehalten,  gleichzeitig  mit  der  Flagge 
das  Klubabzeichen  zu  führen. 

AUe  anderen  Schiffe  und  Fahrzeuge  der  österreichischen  oder  unga- 
«hen  Handelsmarine    dürfen    nur    die   für   sie   gesetzlich    festgestellte 

ielsflagge  führen.    (Siehe  Tafel  I.) 
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Gleichwohl  ist  auch  ein  Handelsschiff,  falls  sich  die  Allerhöchste 
Herrschaft  oder  ein  Mitglied  des  Allerhöchsten  Kaiserhauses  auf  demselben 
befindet,  zum  Hissen  einer  der  Standarten  ermächtigt,  wenn  die  Anord- 
nung hierzu  Allerhöchsten  oder  höchsten  Ortes  ergangen  ist. 

Auch  auf  Kauffahrern  und  sonstigen  Fahrzeugen  der  Handels- 
marine sind  die  Heck-  und  Bootsflaggen  das  Kennzeichen  der  nationalen 
Angehörigkeit.  Nie  und  aus  keinem  wie  immer  gearteten  Grunde  ist  es 
deshalb  den  Schiffen  der  österreichischen  und  ungarischen  Handelsmarine 
gestattet,  an  den  für  diese  Flaggen  bestimmten  Stellen  eine  andere  als 
die  vom  Gesetze  angeordnete  (Flagge  zu  führen.  Befehlshaber,  welche 
eine  Übertretung  dieser  Regel  seitens  eines  österreichischen  oder  unga- 
rischen Kauffahrers  oder  Privatfahrzeuges  wahrnehmen,  sind  gehalten, 
dieselbe  sofort  der  zuständigen  Behörde  zur  Anzeige  zu  bringen.  (Siehe 
Dienstreglement  für  die  k.  und  k.  Kriegsmarine,  dritter  Teil,  Dienst  zur 
See.    Zweite  Auflage  vom  Jahre  1901,  erster  Abschnitt.) 


Vierzehnter  Abschnitt 

Obliegenheiten  und  Befagnisse  der  österreichisch-unga- 
rischen Eonsularfiinktionäre  in  nichtcliristlichen  Ländern, 
betreffend  das  üntertanswesen,  beziehungsweise  dasBechts- 
yerhältnis  der  in  einem  Eonsularamtsbezirke  sich  auf- 
haltenden österreichischen  oder  ungarischen  Staatsange- 
hörigen sowie  der  Schutzgenossen. 

1.  Polizeiaufsicht. 

Die  k.  und  k.  Konsularfunktionäre  üben  überhaupt  für  die  in  ihrem 
Amtsbezirke  bleibend  oder  vorübergehend  sich  aufhaltenden  österreichischen 
oder  ungarischen  Staatsangehörigen  die  Aufsicht  aus,  sowohl  in  betreff 
des  Paßwesens  als  auch  hinsichtlich  der  Staatsbürgerschaft  und  des  Ver- 
bandes mit  den  Heimatsbehörden,  namentlich  auch  in  betreff  der  den  im 
Auslande  sich  aufhaltenden  österreichischen  oder  ungarischen  Staatsange- 
hörigen gegenüber  den  Heimatsbehörden  etwa  obliegenden  Pflichten,  also 
besonders  Erfüllung  der  Militärpflicht  in  der  aktiven  Armee,  Flotte  oder 
einer  der  beiden  Landwehren,  femer  Zustellung  amtlicher  Mitteilungen 
der  inländischen  Behörden  usw.  (Verordnung  des  k.  k.  Ministeriums 
des  Äußern  vom  2.  Dezember  1857,  [R.  G.  B.  XLVm,  Nr.  234 
ex  1857],  erlassen  im  Einverständnisse  mit  den  k.  k.  Ministerien  des 
Innern,  der  Justiz,  des  Handels  und  der  Finanzen,  dann  des  Armee- 

Malfatti,  Konsularwesen.    I.  ^ 
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Oberkommandos  und  der  obersten  Polizeibehörde.)    (Siehe  n.  Band,  Kon- 
sular-Normalien,  Nr.  XVI.)*) 

Was  die  Nachweisung  und  Evidenzhaltung  der  österreichischen 
oder  ungarischen  Staatsbürgerschaft,  sowie  die  österreichisch-ungarischen 
Schutzgenossen  betrifft,  haben  die  k.  und  k.  Konsularämter  nach  den  Be- 
stimmungen der  oberwähnten  Ministerialverordnungen,  soweit  dieselben 
heute  noch  in  Kraft  stehen,  vorzugehen. 

2,  Konsularmatrlkel  und  Aufenthaltskarte. 

Zur  Erlangung  einer  Konsularmatrikel  und  des  Konsularschutzes  ist 
die  Vorbedingung  der  Nachweis  der  österreichis€feeiL_odeiL_aingarischen 
Staatsbürgerschaft^eziehungsweise  der  Nachweis  der  Eigenschaft  eines 
^gehfitzgenossen;  dieser  Nachweis  wird  in  der  Regel  geliefert  durch  einen 
ordnungsmäßigen  ^aß  der  Heimatsbehörde  oder  durch  ein  denselben  ver- 
tretendes, anderes  glaubwürdiges  Dokument,  bei ^Schutzgenossen  durch 
einen  ordnungmäßigen  Paß  der  k.  und  k.  BotschaftJn^Constantinopel. 

Die  Hinausgabe  voBTEonsufaffmatrikelnlfindet  auch  an  solche  Per- 
sonen statt,  die  in  jenen  Ländern,  wo  den  Konsularfunktionären  besondere 
Jurisdiktionsrechte  zukommen,  im  Dienste  eines  k.  und  k.  Konsularamtes 
stehen  (Dolmetsche,  Schutz  wachen)  und  als  solche  temporär,  das  ist  für 
die  Dauer  dieses  dienstlichen  Verhältnisses,  na^h  altem  Herkommen  oder 
besonderen  Vertragsbestimmungen  auf  den  Konsularschutz  Anrecht  haben. 

Die  Matrikelscheine  werden  jedes  Jahr  erneuert.  Mit  Matrikelscheinen 
werden  nur  solche  österreichische  oder  ungarische  Staatsangehörige  beteilt, 
die  ihren  ständigen  Wohnsitz  in  dem  Konsulärbezirke  genommen  haben 
oder  doch  mindestens  über  ein  Jahr  dortselbst  verweilen. 


*)  Die  Beßtimmungen  dieser  Verordnung,  betreffend  das  Untertanschaftsverhältnis 
im  osmanischen  Reiche  sind  durch  das  österreichische  Staatsgrundgesetz  vom  21.  Dezem- 
ber 1867  (R.  G.  B.  Nr.  142),  betreffend  die  Freiheit  der  Auswanderung,  und  den  unga- 
rischen Gesetzartikel  L  vom  Jahre  1879,  betreffend  die  Erwerbung  und  den  Verlust  der  un- 
garischen Staatsbürgerschaft,  teils  abgeändert,  teils  derogiert  worden. 

Dies  gilt  auch  bezüglich  der  Vorschriften  über  den  Ehekonsens  und  die  Paßpolizei. 
Der  politische  Ehekonsens  wurde  aufgehoben;  derselbe  besteht  nur  noch  für  Tirol  und 
Vorarlberg. 

Der  in  der  Verordnung  in  üntertanssaciien  vorgezeichnete  Instanzenzug  gilt  dermalen 
nur  mehr  für  die  österreichisch-ungarischen  Schutzgenossen  (Untertanen  de  facto),  indem 
in üntertanssachen  derselben  die  erste  Instanz  das  betreffende  k.  undk.  Konsularamt,  die 
zweite  die  k.  und  k.  Botschaft  in  Ck)nstantinopel  und  die  dritte  Instanz  das  k.  und  k. 
Ministerium  des  Äußern  ist. 

Dagegen  steht  den  k.  und  k.  Vertretungsbehörden  im  Auslande  eine  Entscheidung  in 

Staatsbürgerschaftsangelegenheiten  der  de  jure  Angehörigen  der  im  Reichsrate  vertretenen 

Königreiche  und  Länder   und   der  Angehörigen  der  Länder  der  ungarischen  Krone  heute 

it  mehr  zu,   indem   dieselbe   in  den  Wirkungskreis  der  kompetenten  inländischen  Be- 

fiUlt 
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^yerjmlen^  werden  Auf enthaltskarten  ausgestellt,  deren  Dauer  auf  drei 
Monate  beschränkt  ist  und  die  nach  Ablauf  dieser  Frist  zu  erneuern  sind. 
Laut  Post  46,  47,  48  und  49,  Abteilung  II  des  allgemeinen  Konsular- 
gebüren-Tarifes  vom  Jahre  1902,  sind  für  die  Ausfertigung  von  Matrikel- 
scheinen und  Aufenthaltskarten  folgende  Gebüren  einzuheben: 

a)  für  die  Eintragung  in  die  Matrikel,  4  Kronen  50  Heller; 

b)  für  die  Vornahme  einer  Veränderung,  Richtigstellung  oder  Ergänzung 
in  der  Matrikel,  2  Kronen  25  HeUer; 

c)  für  die  Ausfertigung  des  jährlichen  Matrikelscheines  an  die  im  Be- 
zirke eines  mit  Gerichtsbarkeit  ausgestatteten  Konsulates  ansässigen 
österreichischen  oder  ungarischen  Staatsangehörigen: 

aa)  aus  der  Kategorie  der  Großhändler,  Bankiers,  Großgrundbesitzer, 

Rentiers  und  Großindustriellen,  48  Kronen; 
bb)  an  andere  Bemittelte,  14  Kronen  50  HeUer; 
cc)  an  Minderbemittelte,  4  Kronen  50  Heller; 

d)  jürjdie  Ausfertigiuig  und  Erneuerung  einer  Aufenthaltskarte  inL3e=^ 
zirke  eines  mit  Gerichtsbarkeit  ausgestatteten  Konsularamtes  aa.österr 
reichische  oder  ungarische  Staatsangehörige; 

aa)  aus  der  Kategorie  der  Großhändler,  Bankiers,  Großgrundbesitzer, 

Rentiers  und  Großindustriellen,  12  Kronen; 
bb)  aus  anderen  bemittelten  Klassen,  3  Kronen; 
cc)  aus  minderbemittelten  Klassen,  1  Krone  25  Heller. 

Die  Schutzgenossen  haben  die  Matrikel-  und  Auf  enthaltskarten-Gebüren 
im  doppelten  Ausmaße  des  Normalbetrages  zu  entrichten. 

An  den  Orten,  wo  eine  organisierte  Konsulargemeinde  besteht,  haben 
die  Konsulargemeinde-Mitglieder  außerdem  die  statutenmäßig  festgesetzten 
Gemeindebeträge  zu  entrichten. 

In  jenen  Ländern,  wo  keine  Ausfertigung  von  Matrikelscheinen  und 
Aufenthaltskarten  stattfindet,  ist  an  der  bisherigen  Gepflogenheit  nichts 
zu  ändern  und  hat  auch  die  Gebür  hierfür  nicht  zur  Anwendung  zu 
kommen. 

Durch  die  Lösung  der  Matrikel  und  Eintragung  in  das  Register  der 
Konsularmatriken  wird  die  Aufnahme  in  die  Konsulargemeinde  erworben, 
insofeme  eine  solche  an  dem  betreffenden  Konsularsitze  sich  konstituiert 
hat.  Die  Veränderungen  im  Familienstande  sind  von  Jahr  zu  Jahr  in 
die  Matrikel  einzutragen  und  in  dem  Matrikelregister  vorzumerken.  Eine 
Verpflichtung,  die  Matrikel  oder  die  Aufenthaltskarte  zu  lösen  und  die  dies- 
f ällige  Gebür  zu  entrichten,  besteht  nur  für  die  Länder,  wo  die  k.  und  k.  Kon- 
sularämter  mit  Jurisdiktionsbefugnissen  ausgerüstet  sind,   sovsde  für  jene 

30* 
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anderen  Konsularämter,  wo  nach  dem  bisherigen  Usus  die  Einhebung  von 
Taxen  für  die  Ausfertigung  von  Matrikelscheinen  und  Aufenthaltskarten 
üblich  ist. 

Bezüglich  der  Angehörigen  der  Länder  der  ungarischen  Krone  hat 
sich  die  königlich  ungarische  Regierung  anläßlich  eines  speziellen  Falles 
dahin  ausgesprochen,  daß  mit  Rücksicht  auf  den  §  31  des  ungarischen 
Gesetzartikels  L  vom  Jahre  1879,  welcher  die  Unterlassung  der  Paß- 
emeuerung  mit  dem  Verluste  der  ungarischen  Staatsbürgerschaft  bedroht, 
ungarische  Staatsangehörige  in  der  Levante  derzeit  zur  Eintragung  in  die 
Konsularmatriken  und  zur  Lösung  eines  Aufenthaltsscheines  nicht  mehr 
zwangsweise  verhalten  und  somit  auch  wegen  Außerachtlassung  dieser 
Vorschrift  nicht  zur  Bestrafung  herangezogen  werden  können.  (Erlaß  des 
k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  15.  Mai  1891,  Z.  13.689/7.) 

Li  jenen  Ländern,  wo  die  Einhebung  einer  Taxe  für  Matrikelscheine 
und  Aufenthaltskarten  nicht  stattfindet  —  das  sind  hauptsächlich  alle  jene 
Länder,  wo  die  k.  und  k.  Konsularämter  keine  Jurisdiktionsbefugnisse 
besitzen  —  hat  jeder  österreichische  oder  ungarische  Staatsangehörige, 
der  dort  für  längere  Zeit  sich  aufzuhalten  gedenkt,  bei  dem  betreffenden 
Konsularamte  sich  zu  melden  und  das  Ansuchen  zu  stellen,  ihn  in  das 
Verzeichnis  der  dort  sich  aufhaltenden  Staatsangehörigen  einzuschreiben. 
Hierdurch  erlangt  er  das  volle  Anrecht  auf  den  Konsularschutz. 

Dort  wo  die  Matrikellösung  für  die  österreichischen  Staatsangehörigen 
und  die  österreichisch-ungarischen  Schutzgenossen  obligatorisch  ist,  wie  in 
den  Ländern  der  ottomanischen  Pforte,  sowie  in  Rumänien,  Egypten, 
Persien,  Siam,  China,  Zanzibar  und  in  Marokko,  zieht  die  Unterlassung 
der  Matrikellösung  eine  Ordnungsstrafe  nach  sich,  welche  das  doppelte 
der  Matrikelgebür  beträgt  und  eventuell  im  Wege  der  Exekution  eingehoben 
werden  kann. 

Kein  Konsularamt  ist  berechtigt,  einem  österreichischen  oder  unga- 
rischen Staatsangehörigen,  über  dessen  Eigenschaft  als  solchen  kein  Zweifel 
obwaltet  und  gegen  dessen  Aufenthalt  im  Auslande  von  Seite  der  kom- 
petenten Behörden  keine  Einsprache  erhoben  wird,  den  Konsularschutz 
zu  entziehen. 

3.  Ausweisung  aus  dem  Konsularamtsbezirke. 

Hinsichtlich  der  Ausweisung  aus  dem  Konsularamtsbezirke  gelten 
für  die  Länder  des  ottomanischen  Reiches  die  Bestimmungen  der  Ver- 
ordnung des  k.  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  2.  Dezember  1857 
(R.  G.  B.  XL VIII,  Nr.  234  ex  1857),  wonach  laut  §  31  Personen  mit 
erloschenen  oder  sonst  ungültigen  Pässen,  oder  paßlose  Individuen  von  un- 
ifelhaft  österreichischer  oder  ungarischer  Nationalität  nach  der  Heimat 
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instradiert  werden  können.  Grenzschleicher,  Vagabunden  und  dergleichen 
von  unbezweifelt  österreichischer  oder  ungarischer  Nationalität  werden 
unnachsichtlich  nach  der  Heimat  abgeschoben. 

Das  Recht  zur  Abschiebung  in  die  Heimat  steht  nur  den  leitenden 
Konsularämtern  zu;  den  untergeordneten,  aber  mit  .Jurisdiktionsbefugnissen 
ausgestatteten  Konsularämtern  kommt  nur  das  Recht  zur  Ausweisung  aus 
dem  eigenen  Konsulärbezirke  zu,  während  allen  anderen  Konsularämtern, 
die  einer  der  eben  genannten  Klassen  nicht  angehören,  das  Recht  zur 
Ausweisung  überhaupt  nicht  zusteht. 

Außer  den  eben  angeführten  Fällen  der  Ausweisung  oder  zwangs- 
weisen Heimsendung  kann  letztere  auch  für  Unmündige  und  Waisen,  die 
zur  Unterbringung  oder  Versorgung  in  die  Heimat  zu  senden  sind,  Platz 
greifen;  auch  Verbrecher  werden  unter  gewissen  Voraussetzungen  an  die 
Heimatsbehörde  abgeliefert;  ebenso  werden  Militärpflichtige  und  Deserteure, 
wenn  die  Bedingungen  hierfür  gegeben  sind,  in  die  Heimat  abgeschoben; 
endlich  kann  auch  der  Fall  vorkommen,  daß  eine  fremde  Landesbehörde 
von  einem  k.  und  k.  Konsularamte  die  Ausweisung  eines  österreichischen 
oder  ungarischen  Staatsangehörigen  verlangt. 

In  diesem  Falle  entscheidet  das  Konsularamt  nach  Maßgabe  der 
geltend  gemachten  Umstände  und  der  erwiesenen  Dringlichkeit  des  Falles 
selbst,  oder  wenn  ein  Aufschub  zulässig  ist,  wendet  sich  dasselbe  an  die 
vorgesetzte  Behörde  um  Instruktionen. 

Diese  Bestimmungen,  welche  zunächst  nur  für  die  Länder  des 
osmanischen  Reiches  gelten,  dienen  im  Analogiewege  auch  in  anderen 
Ländern,  wo  die  Verhältnisse  es  gestatten,  als  Richtschnur  für  die 
k.  und  k.  Konsularämter. 

4.    RecIitsTerhäLtnls    der   österreichisch -ungarischen  Schntzgenossen 
(Untertanen  de  facto)  in  den  nichtchristlichen  Ländern. 

Schutzgenossen  sind  solche  fremde  Staatsangehörige,  welche  aus 
irgend  einem  Grunde  unter  dem  besonderen  Schutze  der  k.  und  k.  Bot- 
schaft in  Constantinopel  oder  der  k.  und  k.  Konsularämter  in  den  nicht- 
christlichen Ländern  stehen. 

Zur  Kategorie  der  Schutzgenossen  gehören: 
a)  Solche  Individuen,  deren  aus  dem  Deutschen  Reiche  in  die  Türkei 
vorlängst  eingewanderte  Voreltern  sich  unter  den  Schutz  des 
damaligen  kaiserlichen  Internuntius  in  Constantinopel  begaben  und 
ebenso,  wie  dann  später  ihre  Nachkommen,  mit  Intemuntiaturpässen 
versehen  wurden;  oder  solche  in  der  Türkei  ansässige  (nicht- 
mohammedanische) Individuen,  deren  ursprüngliche  Staatsbürgerschaft 
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sich  nicht  mehr  nachweisen  ließ  und  die  auf  ihre  Bitte  in  den 
kaiserlichen  Schutz  aufgenommen  wurden.  Die  Aufnahme  solcher 
Schutzgenossen  ist  nicht  mehr  gestattet.  Die  bereits  aufgenommenen 
Schutzgenossen  wurden  aufgefordert,  sich  als  Mitglieder  einer  im 
osmanischen  Reiche  bestehenden  österreichisch-ungarischen  Konsular- 
gemeinde  immatrikulieren  zu  lassen,  in  welchem  Falle  sie  dann  in 
bezug  auf  die  Gemeindeverhältnisse  den  anderen  Gemeindemitgliedem, 
welche  wirkliche  österreichische  oder  ungarische  Staatsbürger  sind, 
gleich  gehalten  werden.  Solche  Schutzgenossen  wurden  Untertanen 
de  facto  genannt.  Wenn  ein  solcher  Schutzgenosse  wirklicher  öster- 
reichischer oder  ungarischer  Staatsbürger  (Untertan  de  jure)  werden 
und  daher  auch  einer  Gemeinde  des  österreichischen  oder  ungarischen 
Inlandes  angehören  will,  so  muß  er  wie  ein  Ausländer  um  die  Ver- 
leihung der  österreichischen  oder  ungarischen  Staatsbürgerschaft 
nach  den  bestehenden  Gesetzen  ansuchen. 

b)  Angehörige  der  mit  Österreich-Ungarn  befreundeten  dritten  Staaten, 
welche  am  betreffenden  Orte  keine  eigene  Konsularvertretung  haben 
und  deren  Angehörige  entweder  kraft  besonderer  Staatsverträge 
unter  dem  österreichisch-ungarischen  Konsularschutze  stehen  oder 
diesen  aus  eigenem  Antriebe  zu  genießen  wünschen. 

c)  Femer  stehen  unter  dem  österreichisch-ungarischen  Schutze  jene  os- 
manischen Untertanen,  welche  sich  im  österreichisch -ungarischen 
Konsulats-  oder  Botschaftsdienste  befinden,  während  der  Dauer  dieses 
Dienstes.  (Kaiserliche  Verordnung  vom  19.  Jänner  1855,  R.  G.  B. 
Nr.  23,  Ministerialverordnung  vom  2.  Dezember  1857,  R.  G.  B. 
Nr.  234.) 

d)  Schließlich  genießen  den  österreichisch -ungarischen  Schutz  'die  Pro- 
kuratoren der  unter  dem  [Schutze  der  k.  und  k.  Regierung  stehenden 
katholischen  Kirchen  im  osmanischen  Reiche,  solange  ihi^e  Be- 
stellung als  Prokurator  dauert. 

Der  Konsularschutz  und  die  Jurisdiktion  wird  an  Schutzgenossen  der 
Kategorie  a),  ihren  Familien  und  ihrem  Eigentum,  gleich  den  wirklichen 
Staatsbürgern  geübt. 

Die  vertragsmäßig  den  österreichischen  oder  ungarischen  Staats- 
angehörigen in  der  Levante  zukommenden  Privilegien  stehen  auch 
den  oberwähnten,  in  die  dortigen  österreichisch -ungarischen  Konsular- 
gemeinden  eingereihten  Schutzgenossen  zu.  Die  gedachten  Privilegien 
sind:  das  Recht  auf  den  Schutz  der  österreichisch -ungarischen  Konsular- 
Ämter,  betreffs  ihrer  Person  und  ihrer  Familie,  ihres  Eigentums  und  des 
ungestörten  Betriebes  erlaubter  Geschäfte;  das  Recht  auf  die  österreichisch- 
f arische  Konsularjurisdiktion  in  Civil-  und  Strafsachen;  das  Recht,  sich 
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an  beliebigen  Orten  der  Türkei  niederzulassen  und  sich  von  einem  Orte 
zum  andern  frei  begeben  zu  dürfen;  endlich  das  Eecht  des  freien 
Kultus. 

Auch  die  Schutzgenossen,  welche  Angehörige  dritter  befreundeter 
Staaten  sind,  genießen  hinsichtlich  ihrer  Person,  ihrer  Familie  und  ihres 
Eigentums  den  Schutz  und  die  Jurisdiktion  der  österreichisch-ungarischen 
Konsularämter.  Nur  werden  sie  in  bezug  auf  Heimats-,  Paß-  und  Handels- 
verhältnisse nach  den  Gesetzen  und  Staatsverträgen  ihres  eigenen  Landes 
behandelt. 

Die  osmanischen  Untertanen,  welche  als  Diener  bei  einem  öster- 
reichisch-ungarischen Konsularamte  oder]  bei  der  österreichisch-ungarischen 
Botschaft  in  Constantinopel  zeitweilig  österreichisch-ungarische  Schutz- 
genossen geworden  sind,  genießen  den  Konsularschutz  oder  den  Schutz  der  Bot- 
schaft nur  hinsichtlich  ihrer  Person  und  ihrer  Dienstesverrichtungen,  und 
es  kann  derselbe  niemals  auf  ihre  Familie  und  Verwandten,  oder  auf  ihre 
Privatgeschäfte,  ihren  Handel  und  ihr  Gewerbe  ausgedehnt  werden. 
(Ministerialverordnung  vom  2.  Dezember  1857,  R.  G.  B.  Nr.  234.) 

Die  Traktate  (Kapitulationen)  und  sonstigen  Staatsakte,  auf  welche 
sich  die  Privilegien  der  österreichischen  oder  ungarischen  Staatsbürger, 
dann  der  österreichisch-ungarischen  Schutzgenossen  im  osmanischen  Reiche 
hauptsächlich  gründen,  sind  folgende: 

1.  Friedensschluß  von  Carlowitz,  vom  26.  Jänner  1699; 

2.  Friedensschluß  von  Passaro witz,  vom  21.  Juli  1718; 

3.  Handels-  und  Schiffahrtstraktat  von  Passarowitz,  vom  27.  Juli  1718 ; 

4.  Friedensschluß  von  Belgrad,  vom  18.  September  1739; 

5.  Konvention  über  die  fortwährende  Gültigkeit  des  Belgrader  Friedens, 
vom  25.  Mai  1747; 

6.  Sened  der  Pforte,  den  Handel  der  österreichischen  Untertanen 
betreffend,  vom  24.  Februar  1784; 

7.  Handels-  und  SchifEahrtsvertrag  mit  der  Türkei,  vom  22.  Mai  1862 
und  dergleichen  mehr. 

Die  österreichisch-ungarische  Regierung  hat  überhaupt  den  Anspruch, 
im  osmanischen  Reiche  in  allem  den  meist  begünstigten  fremden  Staaten 
gleichgestellt  zu  werden,  laut  des  Artikels  IV  des  Handelsvertrages  von 
Passarowitz  und  des  Artikels  XI  des  Belgrader  Friedens.  (Raccolta  dei 
trattati;  Neumann,  erster  Band.) 
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Fünftehnter  Abschnitt 

Obliegenheiten  und  Befugnisse  der  österreichisch -unga- 
rischen EonsularAinktlonäre,  betreffend  die  Ausübung  der 
Gerichtsbarkeit  In  den  nlchtchrlstUchen  Ländern.    Das 
Eonsularobergerlcht  In  Constantlnopel. 

1.    Staatsrerträge,  betreffend  die  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  durch 
die    Österreichisch -ungarischen  Konsularftmter   in    den    nlchtchrlst- 
Uchen Ländern. 

Die  Konsulargerichtsbarkeit  hat  sich  seit  der  Mitte  des  16.  Jahr- 
hunderts auf  Grund  der  von  den  europäischen  Mächten  mit  dem  osmanischen 
Eeiche  abgeschlossenen  Verträge  (Kapitulationen)  im  gedachten  Reiche 
entwickelt  und  ist  im  Laufe  der  Zeit  auf  mehrere  asiatische  Staaten  über- 
tragen worden. 

Die  Konsularjurisdiktion  ist  eine  Einrichtung  zum  Schutze  der  An- 
gehörigen der  europäischen  Kulturstaaten  gegen  die  Willktirlichkeiten  und 
Ausschreitungen  der  Justizbehörden  in  jenen  Ländern,  welche  den  aus- 
wärtigen Staatsangehörigen  nicht  die  gleichen  Rechte,  wie  den  eigenen 
einräumen  und  ihre  Rechtssprechung  nicht  mit  den  Garantien  der  Unab- 
hängigkeit und  Unparteilichkeit  umgeben. 

Im  Laufe  der  letzten  Jahrzehnte  wurde  die  Konsulargerichtsbarkeit 
auf  Grund  von  Handelsverträgen  auf  Persien,  China,  Slam  und  Zanzibar 
ausgedehnt.  Dagegen  wurde  später  die  Konsulargerichtsbarkeit  in  Bos- 
nien und  in  der  Herzegowina,  in  Serbien,  in  Japan  und  in  Tunis  aufgehoben. 

In  den  Ländern  des  osmanischen  Reiches  steht  traktatmäßig  den  öster- 
reichisch-ungarischen Konsularf  unktionären  die  Ausübung  der  Jurisdiktion  zu. 

Der  Artikel  V  des  Passarowitzer  Handels-  und  Schiffahrtsvertrages 
vom  27.  Juli  1718  enthält  hierüber  die  wesentlichen  Bestimmungen,  die 
durch  den  Belgrader  Friedensvertrag  vom  18.  September  1739,  ferner 
durch  das  Sened  der  Pforte  vom  24.  Februar  1784,  welches  sich  auf  die 
in  dem  Handelsvertrage  zwischen  Rußland  und  der  Türkei  vom  10.  Juni  1783 
enthaltenen  Bestimmungen  bezieht  und  durch  den  Sistower  Friedensvertrag 
vom  4.  August  1791  bestätigt  wurden.*) 


*)  Der  Artikel  V  des  Passarowitzer  Handels-  und  Schiff ahrts Vertrages  vom  27.  Juli  1718 
lautet  wie  folgt: 

A  maggior  sicurezza  e  tranquillitA  dei  mercanti  Iniperiali,  e  per  l'increinento  del 
commercio,  anche  Sua  Sacra  MaestÄ  Romana- Cesareo- Regia  e  Cattolica  poträ  per  mezzo 
del  Buo  ministro  residente  presso  la  Porta  Ottomana  nominare  e  stabilire  con  appositi 
decreti  dei  Consoli,  Vice-Consoli,  Agenti,  Fattori  ed  Interpreti  negli  emporj  e  nelle  isole 
del  Mare  Mediterraneo  e  delle  possessioni  Ottomane,  ed  ovunque  da  altre  estere  nazioni 
ßono  stAbiliti  dei  Consoli  ed  Interpreti;  se  perö  i  bisogni  del  commercio  richiedessero  tali 
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In  bezug  auf  Tripolis  sind  betreffs  der  Ausübung  der  Jurisdiktion 
der  Vertrag  vom  18.  April  1726  und  der  Friedensvertrag  vom  27.  Jänner  1749 
maßgebend. 

Handels-  und  Schiff ahrtsverträge,  welche  auf  die  Ausübung  der 
Jurisdiktion  durch  die  österreichisch-ungarischen  Konsularämter  bezügliche 
Bestimmungen  enthalten,  bestehen  mit  Marokko  vom  5.  Februar  1805  und 
vom   9.  März  1830,  mit  Persien  vom   17.   Mai   1857   (R.   G.  B.  Nr.   74 


Consoli,  Vice-Consoli,  Agenti  ecc.  in  altri  luoglii,  nei  quali  finora  non  ve  ne  Boggiornava 
alcuno,  ciö  sarä  esposto  dal  Ministro  deU*Altefata  Maestä  Cesareo-Kegia  alla  Porta  Otto- 
mana:  e  quando  al  detto  Ministro  sia  concessa  la  permissione,  si  estenderanno  1  diplomi 
confonni,  affinche  i  nominati  CJonsoli,  Vice-Consoli,  Agenti,  Interpret!  ecc.  vengano  ajutati 
e  protetti  dai  Ministri  delF  Impero  Ottomano,  e  sia  loro  prestata  assistenza  in  ogni  evento. 
In  qualunque  luogo  delP  Impero  Ottomano  morisse  un  negoziante  Cesareo,  i  di  lui  beni 
non  saranno  in  alcun  modo  incamerati  dal  Fisco,  ma  saranno  presi  in  consegna  intatti  dai 
Ministri  Cesarei,  o  da  chi  da  questi  fosse  a  ciö  deputato.  In  caso  che  al  Ministro  di  Sua 
Sacra  Maesta  Romana  Cesareo-Kegia  residente  presso  la  Porta  Ottomana  sembrasse  a  pro- 
posito  di  costituire  nei  predetti  luoghi  invece  di  Consoli  dei  semplici  Interpret! ,  questi 
Interpret!  non  solo  non  saranno  molestati  in  alcun  modo,  ma  godranno  ed  approfitteranno 
dei  medesimi  favpri,  privilegi  e  delle  esenzion!  concesse  a!  Consoli.  In  forza  di  questa 
alma  Capitolazione  i  Consoli,  Vice-Consoli,  Interpret!  e  mercanti  di  Sua  Sacra  Maesti 
Cesareo-Kegia  e  tutt!  !  servi  che  sono  attualmente  al  loro  servizio  saranno  liberi  e  sciolti 
da  ogni  tributo  ed  altre  imposte.  I  sudditi,  Consoli,  Interpret!,  e  mercanti  di  Sua  Sacra 
Maestä  Homana  Cesareo-Kegia,  e  le  persone  che  stanno  al  loro  servizio,  dovranno  in  tutt! 
i  loro  affari  di  commercio,  di  compera,  vendita,  cauzione,  od  in  altri  oggetti,  presentarsi 
dinanz!  al  Giudice,  far  registrare  le  loro  transazioni  nei  ProtocoUo  giudiziario,  e  ricevere 
dal  medesimo  degli  atti  autentici,  volgarmente  chiamati  Hogiet,  o  altri  document!  validi, 
e  qualora  nascesse  una  qualche  contestazione ,  s!  esamineranno  i  detti  atti  autentici  o 
documenti,  come  pure  il  ProtocoUo  suddetto,  e  si  procederä,  conformemente  alla  legge  ed 
alla  giustizia.  I  Govemator!  ed  altri  Official!  di  qualunque  rango  neUe  provincie  Ottomane 
non  si  permetteranno  d^ncarcerare  alcuno  dei  ^dett!  sudditi  Cesarei  dietro  un  accusazione 
0  sotto  qualsias!  pretesto,  ne  di  molestarlo  od  ingiuriarlo;  quando  perö  uno  di  essi 
avesse  a  C9mpar!re  innanzi  ad  un  Giudizio  Ottomano,  egli  dovrä  presentarsi  con 
saputa  dei  Consoli  ed  in  presenza  dell' Interprete ,  e  sarä  condotto  dai  predetti  Con- 
soli ed  Interpret!  al  carcere  Cesareo.  Se  ad  alcuno  fosse  dovuto  qualche  cosa  da  un  mer- 
cante  Cesareo-Kegio,  il  creditore  dovrä  esigere  il  suo  debito  per  mezzo  de!  Consoli,  Vice- 
Consoli,  ed  Interpret!  dal  suo  debitore,  e  da  nessun  altro;  a!  piu  menzionat!  Consoli, 
Vice-Consoli,  Interpret!,  mercanti,  ed  ai  loro  famigliari  e  servi  sarä  permesso  neUe  loro 
abitazioni  il  libero  esercizio  deUa  religione  Komana-Cattolica,  e  le  estere  nazioni,  che 
prendessero  parte  aUe  funzion!  di  queUa  religione,  non  dovjanno  esseme  impedite,  nö 
molestate  in  alcun  modo;  se  nascesse  una  lite  o  contestazione  verso  i  Consoli,  Vice-Consoli, 
Interpret! ,  mercanti  ecc.  Cesareo-Kegj ,  la  quäle  oltrepassasse  la  somma  di  tremila  Aspri, 
cioe  25  taUeri,  questa  non  potra  deciders!  da  alcun  Tribunale  deUe  Provincie,  ma  dovrä 
rimetters!  al  giudizio  della  Porta  Ottomana.  Ma  se  una  contestazione  nascesse  fra  dei 
mercanti  Cesareo-Kegj,  sara  questa  esaminata  e  giudicata  dietro  le  loro  leggi  e  sollte 
istituzion!  dai  Consoli  ed  Interpret!.  Nessun  bastimento  dei  predetti  mercanti,  che  avesse 
gia  ottenuto  le  spedizioni  per  la  partenza,  potra  essere  ritenuto  a  cagione  d'una  lite 
nascente,  ma  questa  lite  o  contestazione  dovrä  deciders!  prontamente  dai  ConsoU,  Agenti, 
ed  Interpret!.    E  se  alcun   suddito  Cesareo   per   qualunque   cagione   avesse   a  comparire 
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ex  1858),  mit  Siam  vom  17.  Mai  1869  (R.  G.  B.  Nr.  8  ex  1873)  und  mit 
China  vom  2.  September  1869  (R.  G.  B.  Nr.  68  ex  1872).*) 

2.  Gerichtsbarkeit  der  Ssterrelchlseh- ungarischen  Eonsnlarämter  In 
Clvllsachen.  —  Konsulargerichte  und  Ihre  Kompetenz. 

Die  Konsularcivilgerichtsbarkeit  über  die  österreichischen  und  über 
die  ungarischen  Staatsangehörigen,  sowie  über  die  österreichisch-ungarischen 
Schutzgenossen  im  Auslande  wird  durch  die  Konsulargerichte   ausgeübt. 

In  den  Ländern,  wo  Konsulargerichtsbarkeit  ausgeübt  wird,  steht 
die  Ausübung  derselben  in  erster  Instanz  den  k.  und  k.  Konsularämtern  zu. 

Die  Gerichtsbarkeit  wird  von  den  bereits  bestellten  Konsularämtern 
in  ihrem  bisherigen  Wirkungskreise  und  von  den  in  Zukunft  bestellten 
Konsularämtern  in  dem  ihnen  von  den  beiderseitigen  Regierungen  ein- 
verständlich und  nach  Einvernahme  des  gemeinsamen  k.  und  k.  Ministeriums 
des  Äußern  zugewiesenen  Wirkungskreise  insolange  ausgeübt,  als  ihre 
Gerichtsbarkeit  nicht  auf  dieselbe  Weise  ausgedehnt,  beschränkt  oder  ein- 
gestellt wird. 

Die  auf  die  Ausübung  der  Civilgerichtsbarkeit  seitens  der  k.  und  k. 
Konsularämter  bezüglichen  Bestimmungen  sind  in  der  kaiserlichen  Ver- 
ordnung vom  29.  Jänner  1855  (ß.  G.  B.  Nr.  23  ex  1855)  und  in  der 
Verordnung  der  k.  und  k.  Ministerien  des  Äußern  und  der  Justiz  und  des 
Armeeoberkommandos  vom  31.  März  1855  (R.  G.  B.  [Nr.  58  ex  1855) 
enthalten. 

Femer  wird  die  Konsularjurisdiktion  im  Oriente  durch  das  Gesetz 
vom  30.  August  1891  (R.  G.  B.  Nr.  136),  beziehungsweise  durch  den 
ungarischen  Gesetzartikel  XXXI  vom  Jahre  1891,  sowie  die  Verordnung 
des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  30.  Juli  1897,  betreffend  die 
organisatorischen  Bestimmungen  und  die  Geschäftsordnung  der  Konsular- 
gerichte, geregelt. 


dinanzi  un  Giudizio  Ottomano,  egli  non  sarä  tenuto  di  presentarsi  assente  l'Interprete  al 
predetto  Giudizio;  i  mercanti  Cesareo-Regj,  in  qualunque  luogo  deU'  Impero  Ottomano 
essi  vadano,  saranno  esenti  dalle  esazioni  di  regali  da  parte  dei  Governatori,  Giudici  ed 
altri  officiali  delle  provincie,  o  dei  comandanti  dello  stesso  Impero,  e  non  saranno  per 
questa  cagione  in  alcun  modo  raolestati.  (Raccolta  dei  trattati  e  delle  principali  con- 
venzioni  concernenti  il  commercio  e  la  navigazione  dei  Sudditi  Austriaci  negli  Stati  della 
Porta  Ottomana.    Vienna  1844.) 

*)  Die  in  China  und  Siam  bestehenden  k.  und  k.  Honorar-Konsularämter,  sowie  die 
mit  der  österreichisch -ungarischen  Konsularvertretung  provisorisch  betrauten  fremden 
Konsularämter  dortselbst  üben  die  Jurisdiktion  in  Rechtsangelegenheiten  der  öster- 
reichischen oder  ungarischen  Staatsangehörigen  aus,  jedoch  nur  auf  Grund  der  im  Dele- 
gationswege und  in  Vertretung  des  leitenden  effektiven  k.  und  k.  Generalkonsulates  in 
Shanghai  ihnen  übertragenen  VoUmachten. 
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Hier  folgt  ein  Verzeichnis  jener  lu  und  k.  Konsularämter,  welche 
die  volle  Civil  Jurisdiktion  ausüben: 

1.  In  der  Türkei:  die  Konsularämter  in  Aleppo,  Bagdad,  Beirut, 
Janina,  Saloigch,  Scutari,  Durazzo,  Smyma,  Trapezunt,  Adrianopel,  Canea, 
Constantinopel,  Jerusalem,  fiönastir,   Tripolis,   Üsküb,  Priesrend,  Valona. 

2rinTlg3rpten:  Me  Konsularämter  in  Alepiidrien,  Kairo,  Charlüm 
und  Pojct-Said.  ^^ 

3.  In  Bulgarien:  die  Konsularämter  in  Sofia,  Eustschuk,  Widdin  und 
Philippopel. 

4.  In  Eumänien:  die  Konsularämter  in  Bukarest,  Braila,  Galatz,  Jassy, 
Constantza  (Küstendsche),  Sulinii  und  Crajqya. 

6.  iji  Marokko:  die  diplomatische  Mission  in  Tanger  (früher  General- 
konsulat). 

6.  In  China:  das  Generalkonsulat  in  Shanghai  und  das  Konsulat  in 
Tientsin. 

7.  In  Slam:  das  Konsulat  in  Bangkok. 

8.  In  Persien:  das  Konsulat  in  Teheran  (die  Konsulargerichtsbarkeit 
wird  von  der  k.  und  k.  GesandtschaftTn  Teheran  ausgeübt). 

9.  In  Zanzibar:  das  Konsulat  in  Zanzibar. 

Das  Vizekonsulat  in  Damaskus  übt  eine  beschränkte  Jurisdiktion  in 
Streitsachen  bis  zu  Kronen  1000  (fl.  500). 

Der  Civilkommissär  und  politische  Referent  des  k.  und  k.  Truppen- 
besatzungskommandos in  Plevljö  (Sandschak  Novibazar)  ist  gleich  den 
k.  und  k.  Konsulargerichten  mit  der  vollen  Konsulargerichtsbarkeit  betraut. 

Derselbe  übt  die  Jurisdiktion  in  demselben  Umfange  aus,  wie  das 
vorbestandene  k.  und  k.  Generalkonsulat  in  Sarajevo. 

Der  §  1  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  29.  Jänner  1855  (R.  G.  B. 
Nr.  23),  betreffend  die  Ausübung  der  Civilgerichtsbarkeit  der  k.  und  k. 
Konsularämter  im  osmanischen  Reiche,  lautet  wie  folgt: 

Konsulargerichte  erster  Instanz  in  den  Ländern  des  osmanischen 
Reiches  sind  die  daselbst  aufgestellten  Generalkonsulate  (Agentien),  Kon- 
sulate und  jene  Vizekonsulate,  welche  zur  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit 
die  besondere  Ermächtigung  erhalten. 

Mit  dem  mit  Japan  abgeschlossenen  Handels-  und  Schiffahrtsvertrage 
vom  5.  Dezember  1897  wurde  die  früher  von  dem  k.  und  k..  Konsulate 
in  Yokohama  ausgeübte  volle  Jurisdiktion  aufgehoben,  so  daß  nunmehr  die 
österreichischen  oder  ungarischen  Staatsangehörigen  in  Japan  in  allen 
Rechtsangelegenheiten  den  japanischen  Gerichtsbehörden  unterstehen. 

Mit  Verordnung  des  k.  und  k.  gemeinsamen  Ministeriums  des  Äußern 
vom  10.  August  1900,  Z.  43.171,  wurde  infolge  Ermächtigung  Seiner  k. 
und  k.  apostolischen  Majestät  und  im  Einverständnisse  mit  den  Regierungen 
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der  beiden  Staatsgebiete  die  Gerichtsbarkeit  der  k.  und  k.  österreichisch- 
ungarischen  Konsularämter  in  Tunis,  insoweit  dieselbe  nach  Maßgabe  der 
kaiserlichen  Verordnung  vom  30.  Mai  1884  (E.  G.  B.  Nr.  83),  beziehungs- 
weise der  Verordnung  des  königlich  ungarischen  Justizministeriums  vom 
12.  Juni  1884,  Z.  24.044  (ßendeletek  Tara  Nr.  130),  bisher  noch  bestanden 
hat,  auf  Grund  des  §  17  des  Gesetzes  vom  30.  August  1891  (R.  G.  B. 
Nr.  136)  und  des  §17  des  ungarischen  Gesetzartikels  XXXI  vom  Jahre  1891 
vollständig  aufgehoben. 

Die  Konsularcivilgerichtsbarkeit  erstreckt  sich  auf  Streitigkeiten 
zwischen  den  österreichischen  oder  ungarischen  Staatsangehörigen  oder 
österreichisch-ungarischen  Schutzgenossen  unter  sich,  und  auf  solche  zwischen 
diesen  und  Angehörigen  dritter  Staaten.  Streitigkeiten  zwischen  den 
österreichischen  oder  ungarischen  Staatsangehörigen  oder  österreichisch- 
ungarischen  Schutzgenossen  und  den  osmanischen  Untertanen  werden  vor 
den  türkischen  Gerichten  in  Gegenwart  eines  Konsularvertreters  ausgetragen. 

In  den  Wirkungskreis  der  Konsulargerichte  gehören: 

1.  Die  Verhandlung  und  Entscheidung  aller  Civilstreitigkeiten  ndt 
Einschluß  der  Handels-  und  Wechselsachen,  sowohl  im  Erkenntnis-  als  im 
Vollstreckungsverfahren.  Die  in  Seestädten  befindlichen  Konsulargerichte 
entscheiden  überdies  auch  in  Streitsachen  aus  Geschäften,  welche  sich  auf 
die  Seeschiffe  und  auf  die  Seeschiffahrt  beziehen. 

2.  Die  Konkursangelegenheiten. 

3.  Die  Verwaltung  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit. 

Die  mit  beschränkter  Jurisdiktion  ausgerüsteten  Konsularämter  sind 
nur  berechtigt,  in  allen  Streitsachen  über  bestimmte  Geldsummen,  welche 
ohne  Zinsen  und  Nebengebüren  Kronen  1000  (fl.  500)  nicht  übersteigen, 
sowie  in  allen  jenen  Streitsachen  das  Richteramt  auszuüben,  wo  der  Kläger 
anstatt  des  Streitobjektes  eine  Geldsumihe  anzunehmen  sich  ausdrücklich 
erbietet,  welche  ohne  Zinsen  und  Nebengebüren  Kronen  1000  (fl.  500) 
nicht  übersteigt,  mit  Ausnahpie  von  AVechselstreitigkeiten. 

Jene  Konsularämter,  welchen  die  selbständige  Jurisdiktion  gar  nicht 
oder  nur  in  den  oben  bezeichneten  geringeren  Rechtsachen  zusteht,  haben 
für  die  Konsulargerichte  jene  Hilfsamtshandlungen  und  Verrichtungen  zu 
übernehmen,  welche  ihnen  durch  allgemeine  Anordnungen  für  die  Zwecke 
der  erwähnten  Gerichtsbarkeit  übertragen  sind,  oder  durch  die  Konsular- 
gerichte von  Fall  zu  Fall  zur  Vollziehung  zugewiesen  werden. 

Sie  haben  namentlich  über  alle  Klagen,  welche  bei  ihnen  angebracht 
werden  können,  das  Mittleramt  zu  üben  und  sind  die  von  ihnen  ver- 
mittelten Vergleiche  exekutionsfähig;  sie  haben  die  Zustellung  derkonsular- 
gerichtlichen  Erledigungen  zu  besorgen,  über  Klagen  und  Eingaben, 
welche  von  dem  vorgesetzten  Amte  als  Konsulargericht  ihnen  zur  Amts- 
handlung   zugewiesen    werden,    die    vorbereitenden   Schritte    einzuleiten, 
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Tagsatzungen  anzuordnen,  die  Inrotulierung  der  Prozeßakten  vorzunehmen 
und  die  derart  geschlossenen  Prozeßakten  dem  vorgesetzten  Konsular- 
gerichte zur  Entscheidung  vorzulegen;  sie  haben  Zeugen  zu  vernehmen, 
Eide  abzunehmen,  Sachbefunde  zu  veranlassen  und  die  konsulargerichtlichen 
Erkenntnisse  in  Vollzug  zu  setzen;  femer  haben  sie  die  amtHchen  Akte 
über  Seeunfälle  vorzunehmen  und  die  damit  in  Verbindung  stehenden  Er- 
hebungen durchzuführen;  endlich  haben  sie  in  dem  gerichtlichen  Verfahren 
außer  Streitsachen  durch  Erstattung  von  Todesfallsanzeigen,  Anlegung  der 
Amtssiegel,  Fürsorge  für  die  sichere  Aufbewahrung  der  NachlaßefEekten, 
dann  durch  Abnahme  der  Angelobung  der  Vormünder,  Kuratoren  usw. 
für  die  Wahrung  der  Rechte  der  Erben,  der  minderjährigen  und  der  ab- 
wesenden oder  unbekannten  Rechtshaber  zu  sorgen. 

Das  k.  k.  österreichische  Gesamtministerium  und  das  königlich 
ungarische  Ministerium  haben  mit  Verordnung  vom  20.  Dezember  1899 
(R.  G.  B.  Nr.  252),  beziehungsweise  mit  Verordnung  vom  20.  Dezember  1899, 
Z.  16.080,  nach  diesfalls  gepflogenem  Einvernehmen  mit  demk.  undk.  gemein- 
samen Ministerium  des  Äußern,  auf  Grund  der  §§  9  und  10  des  Gesetzes  vom 
30.  August  1891  (R.  G.  B.  Nr.  136),  über  die  Ausübung  der  Konsular- 
gerichtsbarkeit sich  bestimmt  gefunden,  die  österreichischen  und  die  un- 
garischen Markenschutzgesetze  bei  dem  k.  und  k.  Konsulargerichte  in 
Tanger  (Marokko)  einzuführen. 

Zu  diesem  Ende  ist  bestimmt  worden,  daß  das  Gesetz  vom  6.  Jänner  1890 
(R.  G.  B.  Nr.  19),  betreffend  den  Markenschutz  samt  der  Novelle  vom 
30.  Juli  1895  (R.  G.  B.  Nr.  108),  in  bezug  auf  die  österreichischen  Staats- 
angehörigen ausdrücklich  als  für  das  Konsulargericht  in  Tanger  geltend 
anzusehen  ist.  Gleichzeitig  wurde  auch  hinsichtlich  der  ungarischen 
Staatsangehörigen  die  gleiche  Verfügung  getroffen,  indem  bestimmt  wurde, 
daß  auch  die  ungarischen  auf  den  Markenschutz  bezug  habenden  Gesetze 
und  zwar  Gesetzartikel  n  ex  1890  und  Gesetzartikel  XLI  ex  1895  bei 
dem  k.  und  k.  Konsulargerichte  in  Tanger  (Marokko)  eingeführt  werden, 
und  zwar  auf  Grund  der  §§  10  und  12  des  Gesetzartikels  XXXI  ex  1891; 
betreffend  die  Ausübung  der  Konsulargerichtsbarkeit. 

Im  Sinne  des  §  2  des  Gesetzes  vom  30.  August  1891  (R.  G.  B. 
Nr.  136)  über  die  Ausübung  der  Konsulargerichtsbarkeit  wurde  demnach 
die  Gerichtsbarkeit  des  Konsulargerichtes  in  Tanger  in  der  Weise  aus- 
gedehnt, daß  es  ermächtigt  wurde,  in  betreff  der  straf  gerichtlichen  Ver-- 
folgung  und  Ahndung  von  Vergehen  gegen  die  Markenschutzgesetze  ganz 
so  vorzugehen,  wie  wenn  es  sich  dabei  um  Übertretungen  handeln  würde. 

Das  k.  k.  österreichische  und  königlich  ungarische  Konsularobergericht 
in  Constantinopel  hat  diesbezüglich  die  Gerichtsbarkeit  in  zweiter  Instanz 
auszuüben. 
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Die  oberwähnten  Verordnungen  sind  am  1.  Jänner  1900  in  Kraft 
getreten.  (Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  27.  De- 
zember 1899,  Z.  70.129/7.) 

3.  Instanzenzng  fttr  die  Konsulargerichte.  —  Eonsolarobergericht  In 
Constantinopel,  seine  Organisierung  und  Kompetenz.*) 

Sämtliche  Konsulargerichte  unterstehen  in  zweiter  und  letzter  In- 
stanz   dem  k.  k.  österreichischen    und  königlich    ungarischen  Konsular- 


*)  Bis  zu  der  mit  AUerhöchster  Entschließung  vom  29.  Jänner  1855,  Z.  1297/6, 
genehmigten  Regulierung  der  den  k.  und  k.  diplomatischen  Missionen  und  Eonsularämtem 
in  der  Levante,  nach  den  zwischen  Österreich  und  der  ottomanischen  Pforte  bestehenden 
Traktaten,  zukommenden  Jurisdiktion  in  Civilrechtssachen,  war  die  k.  k.  Internuntiatur  in 
Constantinopel  das  kompetente  Obergericht  für  Appellationen  gegen  die  Erkenntnisse  der 
Konsulargerichte. 

Mit  kaiserlicher  Verordnung  vom  29.  Jänner  1855  (R.  G.  B.  Nr.  23),  §  6,  wurde  der 
Instanzenzug  nach  dem  Inlande  eingeführt. 

Die  Verordnung  des  k.  k.  Justizministeriums  vom  30.  Juli  1897  (R.  G.  B.  Nr.  179), 
betreffend  den  Vollzug  des  am  1.  Jänner  1898  in  Wirksamkeit  getretenen  Gesetzes  vom 
30.  August  1891  (R.  G.  B.  Nr.  136)  über  die  Ausübung  der  Konsulargerichtsbarkeit,  be- 
ziehungsweise die  Aktivierung  des  Konsularobergerichts  in  Constantinopel,  bestimmt  im 
§  2,  daß  vom  1.  Jänner]  1898  angefangen,  der  bisherige  Wirkungskreis  des  Obersten 
Gerichtshofes  in  Wien  und  der  Oberlandesgerichte  in  Wien,  Triest,  Zara  und  Lemberg 
als  dritter,  beziehungsweise  zweiter  Instanz  der  Konsulargerichtsbarkeit  in  Civilrechts- 
sachen und  der  k.  und  k.  diplomatischen  Missionen,  welche  als  zweite  und  letzte  Instanz 
der  Konsulargerichtsbarkeit  in  betreff  der  Strafsachen  wegen  Übertretungen  bestellt  sind, 
eingeschränkt  [werde  auf  die  Entscheidung  über  Rechtsmittel  gegen  richterliche  Ver- 
fügungen, welche  vor  dem  1.  Jänner  1898  bei  Gericht  ordnungsmäßig  überreicht  wurden 
und  eine  richterliche  Erledigung  erfordern.  Daraus  folgt,  daß  in  Rechtssachen,  welche 
der  Konsulargerichtsbarkeit  unterliegen  und  nach  dem  1.  Jänner  1898  anhängig  gemacht 
wurden,  in  dritter,  beziehungsweise  zweiter  Instanz,  nicht  mehr  der  k.  k.  Oberste  Ge- 
richtshof in  Wien,  und  die  k.  k.  Oberlandesgerichte  in  Wien,  Triest,  Zara  und  Lemberg 
judizieren  werden,  sondern  als  zweite  und  letzte  Instanz  das  Konsularobergericht  in  Con- 
stantinopel, welches  am  1.  Jänner  1898  seine  Amtstätigkeit  begann.  Aus  diesem  Anlasse 
sei  erinnert,  daß  das  Oberlandesgericht  in  Wien  als  zweite  Instanz  für  Appellationen  und 
Rekurse  gegen  richterliche  Erkenntnisse  der  Konsulargerichte  in  Galatz,  Braila,  Bukarest, 
Rustschuk,  Widdin  und  Sofia  fungierte. 

Das  k.  k.  Oberlandesgericht  in  Lemberg  war  die  zweite  Instanz  für  Appellationen 
und  Rekurse  gegen  Erkenntnisse  des  Konsulargerichtes  in  Jassy. 

Das  k.  k.  Oberlandesgericht  in  Triest  war  die  zweite  Instanz  für  Appellationen 
und  Rekurse  gegen  Erkenntnisse  der  Konsulargerichte  in  Adrianopel,  Aleppo,  Alexandrien, 
Beirut,  Kairo,  Canea,  Constantinopel,  Damaskus,  Durazzo,  Janina,  Jerusalem,  Yokohama, 
Monastir,  PortrSaid,  Salonich,  Scutari,  Shanghai,  Smyrna,  Trapezunt  und  Tripolis.  Ebenso 
war  das  k.  k.  Oberlandesgericht  in  Triest  kompetent  für  alle  Berufungen  gegen  die  von 
einem  Konsulargerichte  als  Seegericht  geschöpften  Entscheidungen. 

Das  k.  k.  Oberlandesgericht  in  Zara  war  die  zweite  Instanz  für  Appellationen  und 
Urse  gegen  Erkenntnisse  des  Civilkommissärs  und  politischen  Referenten  des  k.  und  k. 
^penbesatzungskommandos  in  Plevlje  in  Ausübung  der  Konsulargerichtsbarkeit. ' 
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.Obergerichte  in  Constantinopel.  §  4,  erstes  Hauptstück,  zweiter  Teil  der 
Verordnung  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  30.  Juli  1897. 
(Siehe  Konsular-Normalien,  U.  Band,  Nr.  XVII.) 

Das  Konsularobergericht  besteht  aus  einem  Präsidenten,  einem  öster- 
reichischen und  einem  ungarischen  Oberrichter,  zwei  österreichischen  und 
zwei  ungarischen  Oberrichterstellvertretem,  einem  Sekretär,  zwei  Kanz- 
listen und  zwei  Dienern. 

Der  Präsident,. die  Konsularoberrichter  und  der  Sekretär,  sowie  das 
Kanzlei-  und  Dienerpersonal,  haben  für  die  Zeit  ihrer  Zuteilung  zum 
Konsularobergerichte  ihren  dauernden  Aufenthalt  in  Constantinopel  zu 
nehmen. 

Die  Oberrichterstellvertreter  verbleiben  in  der  dienstlichen  Ver- 
wendung, aus  welcher  sie  entnommen  werden,  und  haben  nur  zur  Supp- 
lierung  der  Konsularoberrichter  über  Einberufung  durch  den  Präsidenten 
auf  die  Dauer  ihrer  Verwendung  als  Ersatzrichter  Aufenthalt  in  Con- 
stantinopel zu  nehmen. 

Im  Verhinderungsfälle  des  österreichischen  Oberrichters  kann  nur 
ein  österreichischer  Oberrichterstellvertreter,  und  im  Verhinderungsfalle 
des  ungarischen  Oberrichters  nur  ein  ungarischer  Oberrichterstellvertreter 
einberufen  werden. 

Der  Präsident,  die  Konsularoberrichter,  sowie  die  Ersatzrichter  werden 
für  die  Zeit  ihrer  Amtsführung  der  k.  und  k.  Botschaft  in  Constantinopel 
attachiert,  ohne  dadurch  zu  der  letzteren  dienstlich  in  ein  Abhängigkeits- 
verhältnis zu  treten,  und  werden  als  der  k.  und  k.  Botschaft  zugehörig 
nach  außen  hin  geführt. 

Das  Konsularobergericht  entscheidet  in  zweiter  und  letzter  Instanz 
in  allen  Rechtsangelegenheiten,  in  welchen  die  Konsularämter  als  Konsular- 
gerichte in  erster  Instanz  erkannt  haben,  insofeme  nach  den  Gesetzen  ein 
Rechtszug  gegen  die  Erkenntnisse  der  Konsulargerichte  zulässig  ist. 

Das  Konsularobergericht  entscheidet  auch; 

1.  Streitigkeiten  zwischen  den  ihm  untergeordneten  Konsulargerichten 
über  die  Gerichtszuständigkeit  und 

2.  auf  Anzeige  eines  Konsulargerichtes,  das  seine  Gerichtsbarkeit 
auszuüben  gehindert  ist,  oder  auf  Ansuchen  der  einen  oder  der  anderen 
Partei  über  die  Delegierung  eines  Konsulargerichtes  anstatt  des  sonst 
zuständigen  Konsulargerichtes;  auch  außer  dem  Falle  einer  Anzeige  oder 
eines  Ansuchens  ist  es  dem  Konsularobergerichte  überlassen,  aus  Gründen 
der  Zweckmäßigkeit  anstatt  des  sonst  zuständigen  Konsulargerichtes  ein 
anderes  zu  delegieren. 

Dem  Konsularobergerichte  liegt  auch  ob: 

!•  Die  Geschäftsführung  der  Konsulargerichte  erster  Instanz  zu  über- 
wachen,   wahrgenommene   Gebrechen   in    der   Ausübung    der  Konsular- 
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gerichtsbarkeit  zu  rügen,  die  nötigen  Zurechtweisungen  darüber  zu  erlassen 
und,  wenn  es  sich  um  Beseitigung  wahrgenommener  Mängel  handelt,  deren 
Abstellung  außer  den  Grenzen  seines  eigenen  Wirkungskreises  liegt,  dem 
gemeinsamen  Minister  des  Äußern  davon  die  Anzeige  zu  erstatten; 

2.  in  Beziehung  auf  die  Einrichtung  der  Konsulargerichtsbarkeit  und 
auf  Erlassung  oder  Abänderung  von  einschlägigen  Gesetzen  oder  Verord- 
nungen auf  Verlangen  des  gemeinsamen  k.  und  k.  Ministers  des  Äußern  Gut- 
achten zu  erstatten  und  an  denselben  auch  selbständig  Anträge  zu  stellen; 

3.  die  Vorlage  der  von  den  Konsulargerichten  erster  Instanz  jährlich 
zu  erstattenden  Hauptgeschäftsausweise  und  besonderen  Ausweise  zu  über- 
wachen; diese  Ausweise  zu  prüfen,  nötigenfalls  Aufklärung  abzufordern 
und,  wo  Mängel  oder  Verzögerungen  in  der  Geschäftsführung  bemerkt 
werden,  die  entsprechenden  Verfügungen  zu  treffen;  aus  [den  Haupt- 
geschäftsausweisen der  einzelnen  Gerichte  einen  Gesamtausweis  über  die 
Geschäfte  aller  Konsulargerichte  erster  Instanz  nach  dem  vorgeschriebenen 
Formulare  zusammenzustellen  und  denselben  dem  k.  und  k.  gemeinsamen 
Minister  des  Äußern  vorzulegen,  wobei  die  darüber  bereits  getroffenen 
Verfügungen  anzuzeigen  und  diejenigen,  welche  den  eigenen  Wirkungs- 
kreis überschreiten,  in  Antrag  zu  bringen  sind; 

4.  über  die  bei  dem  Konsularobergerichte  innerhalb  eines  Kalender- 
jahres vorgekommenen  Geschäfte  einen  Hauptgeschäftsausweis  nach  dem 
vorgeschriebenen  Formulare  unter  einem  mit  dem  Gesamtgeschäftsausweis 
der  Konsulargerichte  erster  Instanz  dem  gemeinsamen  Minister  des  Äußern 
vorzulegen  und  ein  Gutachten  über  Stand  und  Gang  der  Konsularrechts- 
pflege  und  über  wahrgenommene  Gebrechen  in  der  Gesetzgebung  zu 
erstatten. 

Das  Konsularobergericht  faßt  seine  Beschlüsse,  fällt  seine  Entschei- 
dungen und  trifft  seine  Verfügungen  in  voller  Ratsversammlung. 

Die  Ratsversammlung  besteht  aus  dem  Präsidenten,  aus  dem  öster- 
reichischen und  dem  ungarischen  Oberrichter  und  dem  Schriftführer. 

Die  Urteile  des  Konsularobergerichtes  sind  mit  den  AVortcn  einzu- 
leiten: „Im  Namen  Seiner  Majestät  des  Kaisers  von  Österreich  und  Aposto- 
lischen Königs  von  Ungarn." 

Alle  Ausfertigungen  des  Konsularobergerichtes  sind  mit  dem  Amts- 
siegel (siehe  Formulare,  II.  Band,  Konsular-Normalien  Nr.  XVJI)  und  mit 
der  Unterschrift   des  Präsidenten   oder  seines  Stellvertreters  zu  versehen. 

Erkenntnisse  und  Verfügungen  werden  den  Konsulargerichten  erster 
Instanz  zugefertigt  und  durch  diese  den  Parteien  bekanntgegeben. 

Ein  unmittelbarer  schriftlicher  Verkehr  ist  für  das  Konsularober- 
gericht nur  mit  den  k.  und  k.  gemeinsamen  Behörden  und  den  Behörden 
der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder,  dann  der  Länder 
''er  ungarischen  Krone  und   auch  Bosniens  und  der  Herzegowina  eröffnet. 
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Die  Form  des  Verkehres  mit  dem  k.  und  k.  Ministerium  des 
Äußern  ist  der  Bericht,  mit  den  k.  und  k.  Konsularämtern  als  Konsular- 
gerichte, erster  Instanz  der  Erlaß  und  mit  den  übrigen  Behörden  die  Note. 

Mit  den  Behörden  des  osmanischen  Reiches  und  mit  den  Behörden 
fremder  Staaten  ist  jeder  unmittelbare  Verkehr  ausgeschlossen  und  es  ist 
sich  in  bezüglichen  Angelegenheiten  an  die  k.  und  k.  Botschaft  in  Con- 
stantinopel,  wenn  es  sich  um  Einleitungen  im  osmanischen  Reiche  handelt, 
sonst  aber  an  das  k.  und  k.  gemeinsame  Ministerium  des  Äußern  zu  wenden. 

Erledigungen,  die  für  Parteien  bestimmt  sind,  darf  das  Konsular- 
obergericht  nicht  unmittelbar  bestellen,  sondern  es  hat  wegen  der  Zustel- 
lung die  Rechtshilfe  auf  dem  aus  dem  vorstehenden  sich  ergebenden  Wege 
der  Korrespondenz  in  Anspruch  zu  nehmen. 

Die  Geschäftssprache  des  Konsularobergerichtes  ist  in  Übereinstimmung 
mit  der  Geschäftssprache  des  gemeinsamen  Ministeriums  des  Äußern  die 
deutsche. 

Bei  im  Instanzenzuge  an  das  Konsularobergericht  gelangenden  Ange- 
legenheiten ist  die  Erledigung  in  der  Sprache  auszufertigen,  in  welcher 
die  Angelegenheit  in  erster  Instanz  erledigt  wurde;  für  Angehörige  der 
Länder  der  ungarischen  Krone  ist  auf  deren  ausdrückliches  Verlangen  die 
Erledigung  auch  in  der  dortigen  Staats-,  beziehungsweise  Amtssprache 
hinauszugeben. 

Über  dem  Konsularobergerichte  unmittelbar  zukommende  Eingaben 
von  Angehörigen  der  Länder  der  ungarischen  Krone  hat  die  Ausfertigung 
der  für  die  Partei  bestimmten  Erledigung,  wenn  die  Eingabe  in  der  Staats-, 
beziehungsweise  Amtssprache  der  Länder  der  ungarischen  Krone  abgefaßt 
ist,  in  der  gleichen  Sprache  zu  erfolgen.  In  der  Korrespondenz  mit  den 
Behörden  der  Länder  der  ungarischen  Krone  hat  sich  das  Konsularober- 
gericht der  dortigen  Staats-,  beziehungsweise  Amtssprache  zu  bedienen. 

Der  k.  und  k.  gemeinsame  Minister  des  Äußern  überwacht  im  Ein- 
vernehmen mit  dem  österreichischen  und  dem  ungarischen  Justizminister 
die  Geschäftsführung  des  Konsularobergerichtes,  welches  seine  in  der 
Handhabung  des  Aufsichtsrechtes  erlassenen  Weisungen  zu  befolgen  und 
ihm  auf  Verlangen  über  alle  Amtsgeschäfte  Auskunft  und  Rechenschaft 
zu  geben  hat. 

Laut  Verordnung  des  k.  und  k.  gemeinsamen  Ministers  des  Äußern 
vom  1.  Juli  1899,  Z.  37.027/7,  wurde  im  Einvernehmen  mit  dem  k.  k.  und 
dem  königlich  ungarischen  Justizministerium  auf  Grund  des  §  6  des 
Gesetzes  vom  30.  August  1891  (R.  G.  B.  Nr.  136)  und  des  §  7  des  unga- 
rischen Gesetzartikels  XXXI  vom  Jahre  1891,  bestimmt,  daß  das  Konsular- 
obergericht alljährlich  vom  1.  Juli  bis  15.  Oktober  Gerichtsferien 
hält,  und  daß  während  dieser  Zeit  keine  Ratsversammlungen  stattfinden. 

Malfatti,  Konsalarwesen.    I.  81 
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4.  Terfahren  der  Konsulargerichte  In  bürgerlichen  Rechts- 
streitigkeiten. 

Rechtsgeschäfte,  welche  von  österreichischen  oder  ungarischen  Staats- 
angehörigen und  Schutzgenossen  untereinander,  oder  mit  Untertanen  dritter 
Staaten  im  osmanischen  Reiche  eingegangen  werden,  werden  nach  Maß- 
gabe der  kaiserlichen  Verordnung  vom  29.  Jänner  1855  (R.  G.  B. 
Nr.  23  ex  1856;  siehe  IL  Band,  Konsular- Normalien  Nr.  XVII)  nach 
den  Bestimmungen  des  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches  vom  Jahre 
1811  und  den  hierzu  erflossenen  nachträglichen  Verordnungen  beurteilt. 

Mit  Verordnung  des  k.  k.  österreichischen  Gesamtministeriums  vom 
15.  Mai  1902  (R.  G.  B.  Nr.  101)  und  der  königlich  ungarischen  Regierung 
vom  15.  Mai  1902,  Nr.  1816,'  nach  Einvernehmen  mit  dem  gemeinsamen  k.  und  k. 
Minister  des  Äußern,  wui'den  auf  Grund  der  §§  10  und  11  des  Gesetzes 
vom  30.  August  1891  (R.  G.  B.  Nr.  136),  beziehungsweise  des  §  12  des 
ungarischen  Gesetzartikels  XXXI  vom  Jahre  1891  über  die  Ausübung  der 
Konsulargerichtsbarkeit  neue  Vorschriften  erlassen,  womit  das  Verfahren 
in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  von  den  Konsulargerichten  geregelt 
wurde. 

Die  in  der  obgedachten  Verordnung,  welche  am  1.  Oktober  1902  in 
Wirksamkeit  getreten  ist,  enthaltenen,  für  aUe  Konsulargerichte  maß- 
gebenden Bestimmungen  sind  folgende: 

Den  Konsulargerichten  haben  bei  dem  Verfahren  in  bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten,  ohne  Rücksicht  auf  den  Wert  des  Streitgegenstandes, 
die  Bestimmungen  des  Justizhof dekretes  vom  24.  Oktober  1845  (J. G.S.Nr.  906), 
über  das  summarische  Verfahren  zur  Richtschnur  zu  dienen,  soweit  nicht 
im  folgenden  etwas  anderes  bestimmt  wird: 

Die  besonderen  Vorschriften  des  Hofdekretes  vom  23.  August  1819 
(J.  G.  S.  Nr:  1595),  über  das  Verfahren  in  Ehestreitigkeiten  —  insoweit  diese 
Streitigkeiten  der  Konsulargerichtsbarkeit  nicht  entzogen  sind  —  ferner 
die  besonderen  Vorschriften  der  kaiserlichen  A^erordnung  vom  27.  Okto- 
ber 1849  (R.  G.  B.  Ergänzungsband  Nr.  12)  über  das  Verfahren  in  Besitz- 
störungsstreitigkeiten, der  kaiserlichen  Verordnung  vom  16.  November  1858 
(R.  G.  B.  Nr.'213)  über  das  Verfahren  in  Bestandsachen,  der  Justizministerial- 
Verordnung  vom  25.  Jänner  1850  (R.  G.  B.  Nr.  52)  über  das  A^erfahreh  in 
Wechselsachen,  der  Justizministerialverordnung  vom  18.  Juli  1859  (E.G. B. 
Nr.  132)  über  das  Verfahren  bei  Durchführung  des  Rechtes  auf  Wechsel-^ 
sicherstellung,  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  21.  Mai  1855  (R.  G.  B. 
Nr.  95)  über  das  Mandatsverfahren  auf  Grund  von  Notariatsurkunden,  der 
tizministerialverordnung  vom  18.  Juli  1859  (R.  G.  B.  Nr.  130)  über  das 

latsverfahren   auf  Grund  von  öffentlichen  Urkunden  und  legalisierten 

grundbücherlich    eingetragenen  Privaturkunden    und    des    GcsetzeSv 
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vom  27.  April  1873  (R.  G.  B.  Nr.  67)  über  das  Mahnverfahren,  haben  die 
Konsulargerichte  nach  wie  vor  zu  beobachten. 

Als  allgemeine  Vorschriften,  die  auch  im  summarischen  Prozesse 
gemäß  §  7  des  Jusüzhofdekretes  vom  24.  Oktober  1845  (J.  G.  S.  Nr.  906), 
insofern  dieses  keine  näheren  Bestimmungen  enthält,  zu  befolgen  sind, 
haben  bei  allen  Konsulargerichten  die  Bestimmungen  der  westgalizischen 
Gerichtsordnung,  Patent  vom  19. Dezember  1796  (J.  G.  S.Nr.  329), und  deren 
Nachtragsverordnungen  zur  Anwendung  zu  gelangen. 

In  Rechtsstreitigkeiten,  bei  denen  der  Streitgegenstand  an  Geld  oder 
Geldeswert  den  Betrag  von  1000  Kronen  übersteigt,  müssen  sich  die  Par- 
teien durch  Rechtsanwälte  vertreten  lassen,  sofeme  am  Orte  des  Prozess- 
gerichtes wenigstens  zwei  zur  Vertretung  vor  Gericht  berechtigte  Rechts- 
freunde ihren  Sitz  haben. 

Anderenfalls  und  in  allen  Rechtsstreitigkeiten,  bei  denen  der  Wert 
des  Streitgegenstandes  den  Betrag  von  1000  Kronen  nicht  übersteigt, 
können  die  Parteien  im  Sinne  des  §  9  des  Justizhofdekretes  vom  24.  Ok- 
tober 1845  (J.  G.  S.  Nr.  906)  durch  Bevollmächtigte  verhandeln,  die  nicht 
Rechtsanwälte  sind. 

In  Anwaltsprozessen  steht  es  den  Parteien  frei,  ihre  Reden  und 
sonstigen  Äußerungen  in  Schriftform  dem  Verhandlungsprotokolle  beizulegen. 

Der  Richter  hat  die  überreichten  Schriftstücke  zu  prüfen  und  erfor- 
derlichenfalls die  Ergänzung  des  Inhaltes  derselben  oder  die  Beseitigung 
von  Formgebrechen,  im  Sinne  des  §  25  der  Vorschriften  über  das 
Summarverfahren,  von  Amts  wegen  anzuordnen. 

Die  jedem  Streitteile  obliegende  „bestimmte  und  klare  Äußerung  über 
die  von  seinem  Gegner  angeführten  Tatsachen"  erfordert  nicht  die  beson- 
dere und  ausdrückliche  Einräumung  oder  Widersprechung  jeder  einzelnen 
tatsächlichen  Angabe,  sondern  nur  eine  Erklärung,  aus  welcher  deutlich 
hervorgeht,  ob  und  inwieweit  die  vom  Gegner  angeführten  Tatsachen 
zugegeben  oder  in  Abrede  gestellt  werden  sollen. 

Der  Richter  ist  an  die  gesetzlichen  Regeln  über  die  Zulässigkeit 
und  die  Würdigung  der  Beweise  nicht  gebunden;  er  hat  nach  seiner 
freien,  auf  Grund  der  gewissenhaften  Prüfung  der  vorgebrachten  Beweis- 
mittel gewonnenen  Überzeugung  zu  entscheiden. 

In  Anwaltsprozeßen  sind  die  Appellationseinreden  zulässig. 

Die  Frist  zur  Einbringung  von  Rechtsmitteln  gegen  Entscheidungen 
der  Konsulargerichte  beträgt  im  allgemeinen  14  Tage;  die  besonderen 
Bestimmungen  des  Wechsel-,  Besitzstörungs-  und  Bestandverfahrens  über 
die  Rechtsmittelfristen  bleiben  jedoch  aufrecht. 

Die  Tage  des  Postenlaufes  werden  weder  in  die  gesetzlichen  noch 
in  die  richterlichen  Fristen  eingerechnet.  (Siehe  11  "^  i,  Konsular- 
Normalien  Nr.  XVII.) 
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Über  die  Konsulargerichtsbarkeit  in  Ehesachen  hat  das  königlich 
ungarische  Ministerium  nach  Einvernehmen  mit  dem  k.  und  k.  gemeinsamen 
Minister  des  Äußern  mit  Verordnung,  Zahl  4944,  M.  E.  vom  Jahre  1902,*) 
folgende  Bestimmungen  erlassen:**), 

1.  Jene  Konsularämter,  die  mit  voller  Gerichtsbarkeit  ausgestattet 
sind,  können  nach  den  für  sie  maßgebenden  Vorschriften  über  das  gericht- 
liche Verfahren,  und  insoweit  die  gedachte  Verordnung  keine  Ausnahmen  ent- 
hält, die  Gerichtsbarkeit  in  allen  Ehesachen,  also  namentlich  auch  in 
Rechtsstreitigkeiten  bezüglich  der  Ungültigkeit  (Nullität,  Anfechtung)  oder 
Trennung  einer  Ehe  oder  der  Scheidung  von  Tisch  und  Bett  ausüben, 
wenn  der  Ehemann  ungarischer  Staatsbürger  ist,  und  zwar  ohne  Rück- 
sicht darauf,  ob  er  in  Ungarn  oder  auf  dem  Gebiete  von  Kroatien-Slavo- 
nien  die  Gemeindezuständigkeit  besitzt. 

2.  Wenn  über  die  Gültigkeit  einer  Ehe  zu  entscheiden  ist,  welche  ein 
in  Ungarn  gemeindezuständiger  ungarischer  Staatsbürger  mit  einer  Nicht- 
ungarin  oder  einer  im  Gebiete  von  Kroatien-Slavonien  gemeindezuständigen 
ungarischen  Staatsangehörigen  geschlossen  hat,  obliegt  es  dem  Konsular- 
gerichte, von  Amts  wegen  vor  allem  festzustellen,  ob  die  Voraussetzungen 
für  die  Anwendung  des  §  109  des  ungarischen  Gesetzartikels  XXXI  vom 
Jahre  1894  vorliegen. 

Ist  dies  der  Fall,  so  ist  die  Rechtssache,  ohne  in  deren  meri torische 
Verhandlung  einzugehen,  an  das  zuständige  königliche  Gericht  abzutreten, 
und  sind  die  Akten  im  Wege  des  Konsularobergerichtes  in  Constantinopel 
dem  königlich  ungarischen  Justizminister  zur  weiteren  Verfügung  zu 
unterbreiten. 

3.  Wenn  der  Ehemann  ein  auf  dem  Gebiete  von  Kroatien-Slavonien 
gemeindezuständiger  ungarischer  Staatsbürger  ist  und  einer  der  Ehegatten 
oder  beide  römisch-katholischer  oder  griechisch-katholischer  (griechisch 
unicrter)  oder  griechisch-orientalischer  (griechisch  nichtunierter)  Religion 
sind,  können  die  Konsulargerichte  in  solchen  Arten  von  Ehesachen,  welche 
nach  den  auf  dem  Gebiete  von  Kroatien-Slavonien  gültigen  Rechtsnormen, 
nämlich  nach  dem  Artikel  III  des  Patentes  vom  29.  November  1852 
(R.  G.  B  Nr.  246),  betreffend  die  Kundmachung  des  österreichischen  bürger- 
lichen Gesetzbuches,  ferner  nach  dem  Artikel  II  des  Patentes  vom 
16.  Februar  1853  (R.  G.  B.  Nr.  30),  sowie  nach  dem  Patente  vom  8.  Okto- 
ber 1856  (R.  G.B.  Nr.  185)  und  nach  den  beiden  Anhängen  des  letzteren, 
dem  ausschließlichen  AVirkungskreise  der  geistlichen  Gerichte  zugewiesen 
sind,  die  Gerichtsbarkeit  nicht  ausüben,  sondern  haben   das  Verfahren  an 

*)  Verlautbart  am  11.  Jänner  1903  im  „Budapesti  Közlöny"  für  Ungarn  nnd  mit 
Erlaß  des  k.  und  k.  Minißteriums  des  Äußern  vom  10.  Jänner  1903,  Z.  85.154/7  ex  1901, 
für  die  Konsulargerichte. 

**)  Diese  Verordnung  ist  am  1.  März  1903  in  Kraft  getreten. 
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die  geistlichen  Gerichte  abzutreten.  In  solchen  Fällen  ist  die  Angelegen- 
heit im  Wege  des  Konsularobergerichtes  dem  Bischöfe  der  Diözese,  in 
der  der  Ehemann  gemeindezuständig  ist,  zur  Weiterleitung  an  das  zustän- 
dige geistliche  Gericht  zu  unterbreiten. 

4.  Wenn  eine  die  Ungültigkeit  (Nullität,  Anfechtung)  oder  Trennung 
einer  Ehe,  oder  die  Scheidung  von  Tisch  und  Bett  betreffende  Rechts- 
streitigkeit in  Gemäßheit  des  §  1  der  gegenwärtigen  Verordnung  zur 
sachlichen  Zuständigkeit  der  Konsulargerichte  gehört  und  im  Sinne  der 
für  dieselben  maßgebenden  Vorschriften  über  das  gerichtliche  Verfahren 
ein  Konsulargericht,  mit  Rücksicht  auf  den  letzten  gemeinschaftlichen 
Wohnsitz  der  Ehegatten,  die  örtliche  Zuständigkeit  besitzt,  aber  beide 
oder  einer  der  beiden  Ehegatten  den  tatsächlichen  Wohnsitz  nicht  mehr 
in  dem  ausländischen  Staate  haben,  wo  der  Sitz  des  Konsulargerichtes 
gelegen  ist,  so  kann  die  Rechtsstreitigkeit  auch  bei  einem  königlichen 
Gerichte  anhängig  gemacht  werden,  vorausgesetzt,  daß  nach  den  Vor- 
schriften des  inländischen  Verfahrens  die  Zuständigkeit  eines  königlichen 
Gerichtes  für  Fälle,  in  welchen  die  Ehegatten  ihren  letzten  gemeinschaft- 
lichen Wohnsitz  außerhalb  des  Geltungsgebietes  der  erwähnten  inlän- 
dischen Vorschriften  hatten,  begründet  ist. 

Unter,  den  im  Sinne  des  vorhergehenden  Absatzes  gleichmäßig 
zuständigen  königlichen  und  Konsular-Gerichten  hat  der  Kläger  freie  Wahl. 

5.  Wenn  der  Ehemann  ein  in  Ungarn  gemeindezuständiger  unga- 
rischer Staatsbürger  ist,  haben  die  Konsulargerichte  in  Ehestreitigkeiten 
folgende  Rechtsnormen  anzuwenden: 

a)  Den  ungarischen  Gesetzartikel  XXXI  vom  Jahre  1894  über  das 
Eherecht,  sowie  die  Instruktion  des  königlich  ungarischen  Justiz- 
ministers vom  29.  Juni  1895,  Zahl  27.243  I.  M.  (Igazsägügyi  Köz- 
löny,  Jahrgang  IV,  Beilage  1  der  Nummer  8),  über  das  bei  der 
Verkündung,  dem  Abschlüsse  und  der  Beurkundung  der  Ehe  zu 
beobachtende  Verfahren; 

b)  die  nachstehenden  Rechtsquellen  —  insoferne  dieselben  eherecht- 
liche Bestimmungen  enthalten  —  und  zwar: 

a)  Den  ungarischen  Gesetzartikel  XXXIII  vom  Jahre  1894  über 

die  staatlichen  Matrikeln  (Standesregister); 
ß)  die   Verordnung   des  königlich  ungarischen   Ministeriums  vom 
26.   September   1895,  Zahl  3163  M.  E.   (Igazsägügyi  Közlöny, 
Jahrgang  IV,  Seite  281),  über  die  Feststellung  der  Abweichungen, 
welche  zu  beobachten  sind,  wenn  die  diplomatischen  Vertreter 
und  Konsuln   der   österreichisch-ungarischen   Monarchie,  sowie 
deren  Vertreter  als  ungarische  Standesbeamte  vorgehen. 
Mit  bezug   auf  die  Stadt  und  den  Bezirk  von  Fiume   sind  die  unga- 
rischen  Gesetzartikel  XXXI  und  XXXTTT  vom   Jahre  1894  auch  seitens 
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der  Konsulargerichte  nach  Maßgabe  der  vom  königlich  ungarischen 
Ministerpräsidenten  erlassenen  Verordnung  des  königlich  ungarischen 
Ministeriums  vom  29.  Juni  1895,  Zahl  2022  M.  E.  (Igazsägügyi  Közlöny, 
Jahrgang  IV,  Seite  194),  anzuwenden. 

6.  Wenn  der  Ehemann  ein  auf  dem  Gebiete  von  Kroatien-Slavonien 
gemeindezuständiger  ungarischer  Staatsbürger  ist,  haben  die  Konsular- 
gerichte in  Ehestreitigkeiten  folgende  Rechtsnormen  anzuwenden: 

a)  Die  eherechtlichen  Bestimmungen  des  Patentes  vom  29.  Novem- 
ber 1852  (R.  G.  B.  Nr.  246),  betreffend  die  Kundmachung  des  öster- 
reichischen bürgerlichen  Gesetzbuches; 

b)  das  zweite  Hauptstück  (erster  Teil)  des  österreichischen  bürger- 
lichen Gesetzbuches; 

c)  die  eherechtlichen  Bestimmungen  des  Anhanges,  welcher  im 
Artikel  I  des  Patentes  vom  29.  November  1852  (R.  G.  B.  Nr.  246) 
über  die  Kundmachung  dieses  Gesetzbuches  erwähnt  ist. 

d)  die  am  26.  Juni  1853  (R.  G.  B.  Nr.  122)  erlassene  Justizministerial- 
verordnung  über  die  Behandlung  der  bei  Streitigkeiten  über 
die  Gültigkeit  oder  Trennung  der  Ehe  und  über  die  Scheidung 
von  Tisch  und  Bett,  worüber  in  der  Hauptsache  die  geistlichen 
Gerichte  zu  entscheiden  haben,  vorkommenden,  vor  die  bürgerlichen 
Gerichtsbehörden  gehörigen  Nebenpunkte; 

e)  die  am  8.  August  1853  (R.  G.  B.  Nr.  160)  erlassene  Justizministerial- 
verordnung  über  die  Behandlung  der  von  Personen  israelitischen 
Glaubens  geschlossenen  Ehen  nach  erfolgtem  Übertritte  beider 
Ehegatten  zur  christlichen  Religion; 

f)  die  am  14.  Juni  1854  (R.  G.  B.  Nr.  193)  erlassene  Justizministerial- 
verordnung  zur  Entscheidung  einiger  Zweifel  über  tlie  Behand- 
lung  der  Ehestreitigkeiten    evangelischer   Glaubensgenossen; 

g)  diejenigen  Bestimmungen  des  Patentes  vom  8.  Oktober  1856 
(R.  G.  B.  Nr.  185),  sowie  der  beiden  Anhänge  desselben,  welche 
auf  dem  Gebiete  von  &oatien-Slavonien  von  den  weltlichen 
Gerichten  anzuwenden  sind; 

h)  die  Allerhöchste  Verordnung  vom  29.  November  1859  (R.  G.  B. 
Nr.  217),  womit  der  §  124  des  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetz- 
buches aufgehoben  wird. 

7.  Die  Konsulargerichte  haben  eine  solche  Ehe,  welche  von  einem 
ungarischen  Staatsangehörigen,  der  nicht  auf  dem  Gebiete  von  Kroatien- 
Slavonien  die  Gemeindezuständigkeit  besitzt,  zwar  vor  dem  Inkrafttreten 
der  gegenwärtigen  Verordnung,  aber  nachdem  bereits  im  Inlando  der 
ungarische  Gesetzartikel  XXXI  vom  Jahre  1894  ins  Leben  getreten  war 
(1.  Oktober  1895),  geschlossen  worden  ist,  in  bezug  auf  deren  Gültigkeit 
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und  Auflösbarkeit  so  zu  beurteilen,  als  ob  sie  erst  nach  dem  Inkrafttreten 
der  gegenwärtigen  Verordnung  geschlossen  worden  wäre. 

8.  Wenn  in  Gemäßheit  des  §  5  der  gegenwärtigen  Verordnung  der 
ungarische  Gesetzartikel  XXXI  vom  Jahre  1894  auf  die  Ehe  anzuwenden 
ist  und  einer  der  Fälle  vorliegt,  in  welchen  im  Sinne  des  §  47  oder  des 
§  56  Punkt  a)  oder  b)  dieses  Gesetzartikels  im  Inlande  bestimmte  Organe 
der  Behörde  (der  königliche  Staatsanwalt  oder  für  die  Vormundschafts- 
behörde der  Waisenfiskal)  im  Eheungültigkeits-  (NuUitäts-,  Anfechtungs-) 
Verfahren  aufzutreten  berechtigt  sind,  kann  das  Konsulargericht  von  Amts 
wegen  selbst  vorgehen.  In  solchen  Fällen  haben  die  Konsulargerichte 
zwar  die  für  sie  maßgebenden  Vorschriften  über  das  gerichtliche  Ver- 
fahren in  Ehestreitigkeiten  zu  beobachten,  jedoch  mit  der  Einschränkung, 
daß  sie  vor  Einleitung  des  Verfahrens  die  Ermächtigung  der  königlich 
ungarischen  Regierung  im  Wege  des  Konsularobergerichtes  einzuholen 
haben. 

9.  Auf  im  Zuge  befindliche  Verfahren  in  Ehesachen,  die  noch  nicht 
bis  zu  einer  rechtskräftigen  Entscheidung  gediehen  sind,  haben  die  Kon- 
sulargerichte die  Vorschriften  der  gegenwärtigen  Verordnung  gleichfalls 
in  Anwendung  zu  bringen. 

Da  nach  den  Staatsverträgen  die  Verhandlung  und  Entscheidung 
jener  Streitsachen,  in  welchen  Untertanen  der  ottomanischen  Pforte  oder 
des  Kaisertums  Marokko  gegen  österreichische  oder  ungarische  Staats- 
angehörige oder  Schutzgenossen  als  Kläger  oder  Geklagte  beteiligt  sind, 
den  Gerichten  des  Landes  vorbehalten  ist,  hat  das  Konsulargericht  in 
solchen  Streitsachen  das  ßichteramt  nur  dann  auszuüben,  wenn  der  fremde 
Untertan  sich  der  Gerichtsbarkeit  des  Konsulargerichtes  ausdrücklich  unter- 
wirft und  wenn  er  als  Kläger  eine  angemessene  Sicherstellung  für  die 
Gerichtskosten  leistet. 

Wenn  eine  Gerichtsbehörde  des  Landes  wider  einen  österreichischen 
oder  ungarischen  Staatsangehörigen  oder  Schutzgenossen  ein  rechtskräftiges 
Erkenntnis  gefällt  hat,  oder  wenn  vor  derselben  ein  Vergleich  geschlossen 
wurde,  so  steht  die  Bewilligung  und  Vornahme  der  Exekution  auf  das 
daselbst  befindliche  Vermögen  des  österreichischen  oder  ungarischen  Staats- 
angehörigen oder  Schutzgenossen  nur  dem  k.  und  k.  Konsulargerichte  zu, 
in  dessen  Bezirk  die  Exekution  vollzogen  werden  soll. 

Über  jede  von  der  Partei  selbst  oder  ihrem  Bevollmächtigten  schriftlich 
oder  mündlich  angebrachte  Klage,  jedoch  mit  Ausnahme  der  Wechsel- 
klagen, hat  das  Konsulargericht  die  Streitteile  zu  einer  Tagsatzung  vor- 
zuladen und  einen  Vergleich  zu  versuchen.  Mißlingt  der  Versuch,  so  hat 
das  Konsulargericht  die  Streitteile  zur  Wahl  eines  Schiedsrichters  mit 
Verzichtleistung  auf  jede  weitere  Benifung  aufzufordern.  Kommt  kein 
Vergleich   und  auch  kein  Vertrag   auf   Schiedsrichter   zustande,   oder  ist 
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einer  der  Streitteile  bei  der  angeordneten  Tagsatzung  ausgeblieben,  so  ist 
die  Streitsache  im  gerichtlichen  Wege  auszutragen.  In  allen  Eechts- 
streitigkeiten,  zu  deren  Entscheidung  Beisitzer  beigezogen  werden,  werden 
die  Parteien  und  ihre  allfälligen  Rechtsfreunde  nach  geschlossenem  Ver- 
fahren erster  Instanz  in  die  Sitzung  des  Konsulargerichtes  vorgeladen. 
Nach  eröfEneter  Sitzung  verfügt  der  Vorsitzende  des  Gerichtes,  daß  die 
auf  Grund  der  Akten  verfaßte  übersichtliche  Darstellung  des  Standes  der 
Sache  durch  den  Schriftführer  vorgelesen  werde.  Nach  beendigter  Ver- 
lesung können  die  Parteien  und  ihre  Rechtsfreunde  die  rechtlichen  Gesichts- 
punkte des  Streites  erörtern.  Es  ist  ihnen  jedoch  nicht  gestattet,  neue 
Geschäftsumstände  oder  Beweismittel  anzuführen.  Nur  wenn  sie  gegen 
die  Vollständigkeit  oder  Richtigkeit  der  Darstellung  des  Standes  der  Sache 
Bemerkungen  machen  zu  können  glauben,  sind  diese  ohne  Gestattung  von 
Abschweifungen  oder  Neuerungen,  unter  Hinweis  auf  den  Inhalt  der  Akten, 
in  Kürze  zu  protokollieren.  Die  vorgetragenen  Rechtsausführungen 
werden  nicht  protokolliert.  Die  Beratung  und  Schöpfung  des  Urteiles  er- 
folgt in  Abwesenheit  der  Parteien  und  ihrer  Rechtsfreunde.  Leistet  die 
eine  oder  die  andere  Partei  der  Vorladung  keine  Folge,  so  wird  hierdurch 
die  Entscheidung  der  Rechtssache  nicht  aufgehalten. 

Jede  von  einem  Konsulargerichte  auf  Grund  eines  gerichtlichen  Er- 
kenntnisses, Vergleiches  oder  Schiedsspruches  rechtskräftig  bew^illigte 
Exekution  ist  in  dem  ganzen  Umfange  der  österreichisch -ungarischen 
Monarchie  vollziehbar. 

Alle  Streitigkeiten,  ausgenommen  jene,  welche  die  Ungültigkeit  oder 
Trennung  einer  Ehe  oder  Wechselforderungen  betreffen,  können  zum  vor- 
läufigen Versuche  eines  Vergleiches  auch  bei  den  keine  selbständige  Ge- 
richtsbarkeit ausübenden  Konsularämtern  (Vizekonsiilaten  und  Konsular- 
Agentien)  angebracht  werden.  Hierüber  werden  die  Parteien  zu  einer 
Tagsatzung  vorgeladen,  bei  welcher  ein  gütlicher  Ausgleich  oder  ein  Ver- 
gleich auf  Schiedsrichter  unter  Verzichtleistung  auf  jede  weitere  Berufung 
zu  versuchen  ist.  Kommt  weder  ein  Ausgleich  noch  ein  Kompromiß  auf 
Schiedsrichter  zustande,  so  wird  der  Gegenstand  dem  zuständigen  Kon- 
sulargerichte abgetreten. 

5.  Persönlicher  Gerichtsstand  der  eflfektiven  Konsularbeamten. 

In  dieser  Beziehung  muß  zunächst  unterschieden  werden,  ob  die 
k.  und  k.  Konsularfunktionäre  in  Ländern  residieren,  in  welchen  die  k.  und  k. 
Konsularämter  die  Jurisdiktion  ausüben,  oder  ob  sie  in  Ländern  ihren  Sitz 
haben,  wo  den  k.  und  k.  Konsularämtern  keine  Jurisdiktionsbofugnisse 
zustehen. 

In  den  letzteren  sind  die  Konsularbeamten,  ohne  Unterschied,  ob  sie 
effektive  Staatsbeamte  oder  Honorarbeamte  sind,  den  Landesgesetzen  unter- 
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worfen  und  es  unterliegt  daher  keinem  Zweifel,  daß  dieselben,  wenn  ihnen 
auch  vertragsmäßig  gewisse  Vorrechte,  Immunitäten  und  Befreiungen  zu- 
gestanden sein  mögen,  sowohl  hinsichtlich  der  Civil-  als  der  Strafgerichts- 
barkeit, mögen  sie  Kläger  oder  Geklagte  sein,  im  allgemeinen  der  Juris- 
diktion des  Landes,  in  welchem  sie  residieren,  unterstehen. 

Hieraus  ergibt  sich,  daß  der  persönliche  Gerichtsstand  für  in 
solchen  Ländern  residierende  Konsularfunktionäre  nach  den  betreffenden 
Landesgesetzen  zu  beurteilen  kommt. 

Es  entspricht  dies  übrigens  auch  den  Grundsätzen,  welche  bezüglich 
der  fremden  Konsularfunktionäre,  die  in  der  Monarchie  residieren,  hier- 
zulande in  Anwendung  kommen.  Anders  verhält  es  sich  mit  jenen  effek- 
tiven Konsularfunktionären,  welche  in  Ländern  residieren,  in  denen  die 
k.  und  k.  Konsularämter  die  Gerichtsbarkeit  über  die  Angehörigen  der 
Monarchie  ausüben  (osmanisches  Reich  samt  Bulgarien  und  Egypten,  Marokko, 
China,  Siam,  Persien  und  Zanzibar). 

In  diesen  Ländern  sind  die  k.  und  k.  Konsularfunktionäre  von  der 
Lokal  Jurisdiktion  ganz  eximiert;  es  behalten  also  diese  effektiven 
Konsularfunktionäre  den  allgemeinen  Gerichtsstand,  welchen  sie  in  der 
Monarchie  hatten.  Dies  ist,  was  jene  Konsularfunktionäre  anbelangt, 
welche  österreichische  Staatsangehörige  sind,  in  unzweideutiger  Weise 
durch  den  §  69  der  mit  dem  Gesetze  vom  1.  August  1895  für  die  im 
Eeichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  eingeführten  Jurisdiktions- 
norm (ß.  G.  B.  Nr.  111  ex  1895)  bestimmt.    Dieser  Paragraph  lautet: 

„Österreichische  Staatsangehörige,  welche  sich  in  ständiger  amtlicher 
Stellung  als  Beamte  oder  Diener  des  österreichischen  Staates  oder  der 
österreichisch-ungarischen  Monarchie  außerhalb  des  Geltungsgebietes  dieses 
Gesetzes  aufhalten,  behalten  den  allgemeinen  Gerichtsstand,  den  sie  im 
Geltungsgebiete  dieses  Gesetzes  hatten.  Ist  ein  solcher  nicht  begründet 
oder  doch  nicht  zu  ermitteln,  so  ist  für  sie  der  allgemeine  Gerichts- 
stand in  Wien,  und  zwar  im  Sprengel  desjenigen  Bezirksgerichtes  be- 
gründet, in  welchem  das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  seinen  Sitz  hat." 

Von  der  oben  aufgestellten  allgemeinen  Regel  bestehen  indes  zwei 
Ausnahmen,  indem  nach  §  9  der  Verordnung  der  k.  k.  Ministerien  des 
Äußern  und  der  Justiz  und  des  Armeeoberkommandos  vom  31.  März  1855 
(R.  G.  B.  Nr.  58),  Klagen  gegen  Vorsteher  der  mit  beschränkter  Juris- 
diktion ausgestellten  Vizekonsulate  und  Konsularagentien  in  Angelegen- 
heiten, worüber  diese  die  Gerichtsbarkeit  auszuüben  berufen  sind,  bei  dem 
Konsulargerichte  angebracht  werden  müssen,  welchem  das  Vizekonsulat 
oder  die  Konsularagentie  untergeordnet  ist. 

Nach  demselben  Paragraphen  ist,  wenn  der  Vorsteher  eines  Konsular- 
amtes  Parteien  belangen  will,  welche  bei  dem  Konsulargerichte,  dem  er 
vorgesetzt  ist,   oder  bei   einem   demselben  untergeordneten  Konsularamte 
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zu  belangen  wären,  die  Klage  bei  dem  nächsten  unbefangenen  Konsular- 
gerichte anzubringen. 

Dagegen  ist,  nachdem  im  Sinne  der  Verordnung  des  k.  und  k.  Ministeriums 
des  Äußern  vom  30.  Juli  1897  (§  4,  erstes  Hauptstück,  zweiter  Teil) 
gegenwärtig  sämtliche  Konsulargerichte  in  zweiter  und  letzter  Instanz 
ausschließlich  dem  k.  k.  österreichischen  und  königlich  ungarischen  Konsular- 
obergerichte  in  Constantinopel  unterstehen,  die  Bestimmung  des  §  9  der' 
vorerwähnten  Verordnung,  wonach  die  Vorsteher  der  österreichisch-unga- 
rischen Konsularämter  im  osmanischen  Reiche  als  Geklagte  in  Angelegen- 
heiten, welche  vor  das  Konsulargericht  gehören,  dem  sie  vorgesetzt  sind, 
dem  Landesgerichte  am  Standorte  des  Oberlandesgerichtes,  zu  dessen 
Sprengel  das  Konsulargericht  gehört,  unterstehen  sollen,  außer  Kraft  getreten. 

6.  Verfahren  der  Konsulargerichte  in  Rechtsgeschäften  außer  Streit- 
sachen und  in  Konkursen. 

In  Rechtsangelegenheiten  außer  Streitsachen  haben  die  Konsular- 
gerichte nach  den  Bestimmungen  des  kaiserlichen  Patentes  vom  9.  August 
1854  (R.  G.  B.  Nr.  208  ex  1854)  zu  verfahren. 

Die  Erledigung  von  Verlassenschafts-  und  Konkursabhandlungen  ist 
den  mit  vollen  Jurisdiktionsbefugnissen  ausgestatteten  Konsularämtern  vor- 
behalten. 

Zur  Abhandlung  der  Verlassenschaft  eines  in  den  Ländern  der  otto- 
manischen Pforte  verstorbenen  österreichischen  oder  ungarischen  Staats- 
angehörigen oder  Schutzgenossen,  der  im  ottomanischen  Reiche  seinen 
ordentlichen  Wohnsitz  hatte,  ist  jenes  Konsulargericht  berufen,  in  dessen 
Bezirk  der  Verstorbene  seinen  Wohnsitz  hatte. 

Die  von  dem  Konsulargerichte  vorzunehmende  Verlassenschafts- 
abhandlung erstreckt  sich  auf  das  wo  immer  befindliche  bewegliche  und  auf 
das  im  Umfange  der  Monarchie  gelegene  unbewegliche  Vermögen;*)  auf 
das  im  Umfange  des  ottomanischen  Reiches  gelegene  unbewegliche  Ver- 
mögen erstreckt  sich  die  Verlassenschaftsabhandlung  der  Konsulargerichte 
nur,  insofeme  in  letzterer  Beziehung  nicht  durch  dastürkischelnmiobiliengesetz 


*)  Das  Konsularoberjrericht  hat  sich  in  einem  spezieUen  Falle  dahin  ausgesprochen, 
daß  die  k.  und  k.  Konsuhirgerichte ,  welchen  die  Verlassenschaftsabhandlunü;  nach  einem 
in  den  Kapitulationsländern  verstorbenen,  dortselbst  ansässig  gewesenen  Angehörigen  der 
Monarchie  zukommt,  dieselbe  nicht  nur  bezüglich  des  wo  immer  befindlichen  beweglichen 
Vermögens  des  Verstorbenen,  sondern  auch  bezüglich  seiner  im  Inlande  gelegenen  unbe- 
weglichen Güter  zu  pflegen  haben. 

Das  Konsularobergericht  hat  sich  hierbei  auf  g  2  der  kaiserlichen  Verordnung  vom 
29.  Jänner  1855  (R.  (t.  B.  Nr.  23),  ferner  auf  §  2,  Punkt  3  der  Miuisterialverorduung 
vom  31.  März  1855  K.  G.  B.  Nr.  58),  auf  §  21  des  kaiserlichen  Patentes  vom  1).  August 
1854  (R.  G.  B.  Nr.  208)  und  auf  den  Circularerlaß  des  k.  k.  Justizministeriums  vom 
31.  Jänner  1865  (abgedruckt  bei  Starr,  Rechtshilfe  1878,  Seite  lOG)  berufen. 
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vom  18.  Juni  1867  (7.  Sepher  1284)  eine  Beschränkung  eingetreten  ist. 
Dieses  türkische  Gesetz,  womit  den  Fremden  das  Eecht  der  Erwerbung 
unbeweglichen  Eigentums  im  ottomanischen  Reiche  zugestanden  wird,  ist 
zugleich  mit  dem  Protokoll  vom  5.  November  1868,  betreffend  den  Beitritt 
der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  zu  den  im  gedachten  Gesetze 
enthaltenen  Bestimmungen,  im  Reichsgesetzblatt,  Stück  IV,  Nr.  5  des 
Jahres  1869  kundgemacht  worden  (siehe  11.  Band,  Konsular-Normalien 
Nr.  XVII). 

Wenn  der  Verstorbene  sich  in  den  Ländern  des  ottomanischen  Reiches 
nur  vorübergehend  aufgehalten  hat  und  sein  Ableben  daselbst  erfolgt 
ist,  so  hat  das  Konsulargericht,  in  dessen  Bezirk  sich  der  Todesfall 
ereignet  hat,  in  Beziehung  auf  das  daselbst  hinterlassene  Vermögen  nur 
insoweit  einzuschreiten,  als  es  erforderlich  ist,  um  die  Identität  der  Person 
festzustellen,  die  Papiere  und  Effekten  des  Verstorbenen  zu  sichern,  jene 
Gegenstände,  welche  sich  nicht  aufbewahren  lassen  oder  deren  Aufbe- 
wahrung Kosten  verursachen  würde,  zu  veräußern  und  die  Verpflegs- 
Krankheits-  und  Beerdigungskosten  zu  bestreiten. 

Die  Abhandlung  dieses  Nachlasses  aber  und  die  Entscheidung  aller 
über  das  Erbrecht  entstehenden  Streitigkeiten  kommt  der  zuständigen 
österreichischen  oder  königlich  ungarischen  Behörde  des  Inlandes,  in  deren 
Bezirk  der  Verstorbene  seinen  letzten  ordentlichen  Wohnsitz  hatte,  oder, 
sofeme  er  als  Schutzgenosse  einem  anderen  Staate  angehörte,  der  durch 
die  Gesetze  dieses  Staates  bestimmten  Behörde  zu. 

In  Konkursfällen  hat  da^  Konsulargericht  nach  den  Bestimmungen 
der  mit  dem  österreichischen  Gesetze  vom  25.  Dezember  1868  eingeführten 
Konkursordnung  (R.  G.  B.  Nr.  1  ex  1869)  zu  verfahren. 

Die  Konkursverhandlung  der  österreichisch  -  ungarischen  Konsular- 
gerichte erstreckt  sich  auf  das  wo  immer  befindliche  bewegliche  Vermögen 
des  in  Konkurs  verfallenen  österreichischen  oder  ungarischen  Staatsange- 
hörigen. 

Bezüglich  des  im  Umfange  des  ottomanischen  Reiches  befindlichen 
unbeweglichen  Vermögens  eines  in  Konkurs  verfallenen  österreichischen 
oder  ungarischen  Staatsangehörigen  ist  der  Artikel  III  des  oberwähnten 
türkischen  Immobiliengesetzes  vom  18.  Juni  1867  (7.  Sepher  1284)  maß- 
gebend. Der  besagte  Artikel  verordnet,  daß  im  Falle  der  Krida  eines 
fremden  Eigentümers  von  Immobilien  sich  die  Massakuratoren  an  die  otto- 
manischen Behörden  und  Civilgerichte  zu  wenden  haben,  um  den  Verkauf 
jener  vom  Falliten  besessenen  unbeweglichen  Güter  zu  verlangen,  welche 
ihrer  Beschaffenheit  und  dem  Gesetze  nach,  für  die  Schulden  des  Eigen- 
tümers haften. 

Wenn  der  Verschuldete,  über  dessen  Vermögen  der  Konkurs  eröffnet 
wird,  seinen  ordentlichen  Wohnsitz  vorher  in  Österreich-Ungarn  hatte,  so 


—    492    — 

ist  das  Konsulargericht  verpflichtet,  die  EröfEnimg  des  Konkurses  dem 
Gerichte  des  letzten  ordentlichen  Wohnsitzes  ungesäumt  anzuzeigen. 

Wenn  ein  ottomanischer  Staatsangehöriger  als  Gläubiger  des  Krida- 
tars bei  der  Konkursmasse  beteiligt  ist,  so  hat  er  seine  Forderung  inner- 
halb der  Ediktalfrist  bei  dem  kompetenten  Konsulargerichte  anzumelden. 
Es  steht  ihm  jedoch  frei,  dieselbe  bei  dem  Gerichte  seines  Landes  zu 
liquidieren.  Ein  solches  von  dem  Gerichte  seines  Landes  geschöpftes,  rechts- 
kräftiges Urteil  ist  dem  Konsulargerichte  mitzuteilen,  welches  dasselbe 
bei  der  Verteilung  der  Masse  zu  berücksichtigen  hat. 

Die  Verteilung  der  Masse  und  die  Verhandlung  und  Entscheidung 
aller  darüber  entstehenden  Streitigkeiten  steht  ausschließlich  dem  Konsular- 
gerichte zu,  daher  auch  die  Einwendungen  gegen  dieselbe  beim  Konsular- 
gerichte angebracht  werden  müssen. 

7.  Gerichtsauswelse. 

Die  Konsulargerichte  haben  mit  Anfang  eines  jeden  Jahres  und 
längstens  bis  31.  Jänner,  über  die  im  verflossenen  Jahre  vorgekommenen 
Geschäfte  im  Civilrechtsverfahren  einen  Hauptgeschäftsausweis  und  über 
die  einzelnen  am  Ende  des  Jahres  unbeendigt  gebliebenen  Verlassen- 
schaftsabhandlungen, Konkurse,  Rechnungsgeschäfte  und  Prozesse,  besondere 
Ausweise  dem  Konsularobergerichte  in  Constantinopel,  welchem  sie  unter- 
geordnet sind,  vorzulegen  (§  2  der  Verordnung  des  k.  und  k.  Ministeriums 
des  Äußern  vom  30.  Juli  1897);  (siehe  11.  Band,  Konsular-Normalien 
Nr.  XVn). 

8.  Gerichtsbarkelt  der  österrelchiseh-ungarisehen  Konsularämter  In 

Strafsachen. 

a)  Bei  Übertretungen. 

Die  k.  und  k.  Konsularämter  im  ottomaniscben  Reiche  üben  das 
Strafrichteramt  nur  hinsichtlich  der  Übertretungen,  und  zwar  nach  den 
Bestimmungen  des  mit  kaiserlichem  Patent  vom  27.  Mai  1852  (R.  G.  B. 
Nr.  117)  eingeführten  Strafgesetzbuches  und  der  mit  dem  österreichischen 
Gesetze  vom  23.  Mai  1873  (R.  G.  B.  Nr.  119)  kundgemachten  Straf- 
prozeßordnung aus. 

Gegen  Entscheidungen  der  Konsulargerichte  in  Übertretungsfällen 
geht  die  Berufung  an  das  k.  k.  österreichische  und  königlich  ungarische 
Konsularobergericht  in  Constantinopel.  Eine  Berufung  in  (bitter  Instanz 
findet  nicht  statt. 

b)  Bei  Verbrechen  und  Vergehen. 
Hinsichtlich   der   von   den   österreichischen  oder  ungarischen  Staats- 
angehörigen  im   ottomanischen   Reiche   begangenen  Verbrechen   und  Ver- 
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gehen  haben  die  k.  und  k.  Konsularämter  die  Voruntersuchung  zu  führen 
und  in  bezug  auf  die  Erhebung  des  Tatbestandes,  Vernehmung  der  Zeugen 
und  der  Angeschuldigten  nach  den  Bestimmungen  der  Strafprozeßordnung 
vorzugehen.  Nach  durchgeführter  Vorerhebung  wird  der  Inquisit  samt 
den  Untersuchungsakten  und  Beweismitteln  durch  ein  nach  einem  in- 
ländischen Hafen  segelndes  nationales  Schiff  und  an  den  Binnenplätzen 
mittels  sicherer  Eskorte  an  die  kompetente  inländische  Strafbehörde  in- 
stradiert. 

Die  beiden  Justizministerien  der  Monarchie  haben  sich  im  Jahre  1885 
(siehe  Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  14.  Jänner  1885, 
Z.  29.346/7)  dahin  geeinigt,  daß  die  k.  und  k.  Konsularämter  im  Oriente 
als  Strafgerichte  künftighin,  wenn  gegen  einen  ungarischen  Staatsange- 
hörigen, der  seinen  letzten  inländischen  Wohnsitz  nicht  in  Kroatien  und 
Slavonien  hatte,  eine  strafbare  Handlung  vorliegt,  welche  nach  dem  für 
die  k.  und  k.  Konsularämter  derzeit  geltenden  Strafrechte  nicht  bloß  eine 
Übertretung  begründet,  bei  der  straf  gerichtlichen  Untersuchung  das  ungari- 
sche Strafgesetz  vom  Jahre  1878  zur  Grundlage  zu  nehmen  haben. 

Die  strafrichterliche  Wirksamkeit  der  k.  und  k.  Konsulargerichte 
erstreckt  sich  auch  auf  jene  Verbrechen  und  Vergehen,  welche  seit  dem 
letzten  Auslaufen  eines  nationalen  Schiffes  aus  einem  Hafen  des  öster- 
reichischen oder  ungarischen  Litorale  bis  zum  Einlaufen  in  den  betreffen- 
den Hafen  an  seinem  Bord  begangen  und  noch  keiner  strafgerichtlichen 
Untersuchung  unterzogen  worden  sind.  Gleich  nach  der  diesfälligen  An- 
zeige des  Schiffsführers  oder  der  SchifEsoffiziere  wird  die  Voruntersuchung 
eingeleitet,  insoweit  diese  nach  den  Landesgesetzen  nicht  den  Lokal- 
behörden zusteht. 

Die  Konsularagenten  sind  verpflichtet,  sobald  ein  österreichischer 
oder  ungarischer  Staatsangehöriger  eines  Verbrechens,  Vergehens  oder 
einer  Übertretung  rechtlich  beschuldigt  erscheint,  hierüber  unverzüglich 
einen  umständlichen  Bericht  an  das  vorgesetzte  Konsularamt  zu  erstatten, 
worin  alle  Punkte  der  Anklage  und  die  rechtlichen  Inzichten  verzeichnet 
werden,  haben  sodann  dessen  Instruktionen  abzuwarten  und  nach  den- 
selben gewissenhaft  vorzugehen. 

Die  Konsularagenten  können  auch  unter  Umständen  die  Verhaftung 
und  einstweilige  Verwahrung  des  eines  Verbrechens  oder  eines  Vergehens  Be- 
schuldigten veranlassen,  und  zwar  in  folgenden  Fällen:  wenn  er  der  Flucht 
verdächtig  erscheint,  wenn  er  auf  frischer  Tat  betreten  wird,  wenn  zu 
besorgen  ist,  daß  die  Untersuchung  durch  Verabredung  mit  anderen  Be- 
teiligten oder  Zeugen,  oder  durch  Vernichtung  der  Spuren  des  Verbrechens 
oder  Vergehens  vereitelt  oder  erschwert  werde. 

Die  Konsularagenten  sind  verpflichtet,  dem  vorgesetzten  Konsular- 
amte   die   verfügte   vorläufige  Verwahrung  des  Beschuldigten  anzuzeigen. 
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c)  Führung  von  Strafkarten  bei  den  k.  und  k.  Konsulargerichten. 

Im  Sinne  der  Circularverordnung  des  k.  k.  österreichischen  und 
königlich  ungarischen  Konsularobergerichtes  in  Constantinopel  vom  5.  Februar 
1901,  Nr.  263  ex  1900  (siehe  II.  Band,  Konsular-Normalien  Nr.  XVII), 
sind  sämtliche  mit  Jurisdiktion  ausgestatteten  k.  und  k.  Konsularämter  ver- 
pflichtet, sogenannte  Strafkarten,  d.  h.  genaue  Urteilsauszüge  auf  losen 
Blättern,  wie  dies  bei  den  k.  k.  österreichischen  Gerichtsbehörden  der 
Fall  ist,  zu  führen« 

Femer  haben  die  k.  und  k.  Konsulargerichte  alle  strafgerichtlichen 
Verurteilungen,  die  ihrerseits  gegen  österreichische  Staatsangehörige  statt- 
finden, den  Strafregisterämtem  im  Inlande  mitzuteilen.  Die  k.  und  k. 
Konsulargerichte  im  osmanischen  Reiche  sind  auch  verpflichtet,  die  rechts- 
kräftigen Verurteilungen  österreichischer  Staatsangehöriger  durch  die 
türkischen  Lokalgerichte,  welche  sie  instruktionsmäßig  in  genauer  Evidenz 
zu  halten  haben,  ebenfalls  den  inländischen  Strafregisterämtem  bekannt 
zu  geben. 

Diesbezüglich  sind  folgende  Bestimmungen  zu  beobachten: 

1.  Für  sämtliche  rechtskräftigen  Verurteilungen  von  Angehörigen  der 
im  Eeichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  wegen  Übertretungen 
sind  bei  den  k.  und  k.  Konsulargerichten  Strafkarten  nach  dem  in  der 
Konsular-Normaliensammlung  (11.  Band,  XVII),  befindlichen  vorgeschrie- 
benen Formulare  zu  führen. 

2.  Die  Strafkarten  sind  anläßlich  der  Hauptverhandlung  von  dem 
Konsularrichter  auszufertigen,  wobei  Rubrik  18  leer  bleibt.  In  die  Rub- 
rik 12  ist  eine  allfällige  Besonderheit  der  Straftat,  z.  B.  Taschendiebstahl, 
Wilddiebstahl,  in  die  Rubriken  1  und  17,  bei  Frauen  Familienname  und 
Stand  des  Ehegatten  aufzunehmen.  Liegen  mehr  als  di-eißig  Vorstrafen 
vor,  so  ist  die  Rückseite  einer  zweiten  Strafkarte  zur  Fortsetzung  zu 
benützen. 

Unter  Vorstrafen  sind  natürlich  nicht  etwa  bloß  die  seitens  des 
urteilenden  Konsulargerichtes  erfolgten,  sondern  aUe  anläßlich  des  Straf- 
verfahrens etwa  zur  Kenntnis  des  Konsulargerichtes  gelangten  rechts- 
kräftigen Verurteilungen  in-  und  ausländischer  Civil-  und  Militärgerichte 
zu  verstehen. 

Es  sind,  um  eine  rasche  Abwicklung  der  statistischen  Berechnung  zu 
ermöglichen,  ausschließlich  Drucksorten  auf  gelbem  Papier,  in  jeder 
Einzelheit  mit  bezug  auf  Größe,  Papierstärke  und  Druckanordnung  dem 
bestimmten  Formulare  entsprechend,  zu  verwenden. 

3.  Nach  Eintritt  der  Rechtskraft  des  Urteilcs  ist  die  betreffende 
Strafkarte  unverzüglich  ohne  Zuschrift,  d.  h.  bloß  unter  Kuvert,  an  das 
zuständige  inländische  Strafregisteramt,   also   an  jene  Staatsanwaltschaft, 
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in  deren  Sprengel  der  Verurteilte  heimatszuständig  ist,  und  im  Zweifel 
an  jene,  in  deren  Sprengel  sein  Geburtsort  liegt,  einzusenden,  und  das 
Datum  der  Einsendung  auf  dem  betreffenden  Strafakte  anzumerken. 

4.  In  Fällen  rechtskräftiger  Verurteilungen  von  österreichischen 
Staatsangehörigen  durch  ein  türkisches  Lokalgericht  wegen  einer  straf- 
baren Handlung  ist  gleichfalls  dem  zuständigen  inländischen  Strafregister- 
amt davon  in  Form  einer  Strafkarte  Mitteilung  zu  machen,  wobei  in  der 
Rubrik  11  das  Urteil  des  türkischen  Gerichtes  zu  bezeichnen,  hingegen 
in  der  Rubrik  20  das  Konsulargericht  anzugeben  ist,  welches  die  Straf- 
karte ausfertigt  und  einsendet. 

5.  Bei  Verurteilungen  von  Angehörigen  der  Länder  der  ungarischen 
Krone  und  von  österreichisch-ungarischen  Schutzgenossen  kommen  die 
Bestimmungen  der  obangeführten  Verordnung  nicht  zur  Anwendung. 

9.  Gfemlschte  Tribunale  In  Egypten. 

Nach  achtjährigen  Verhandlungen  wurde  im  Jahre  1873  der  von  der 
in  Constantinopel  eingesetzten,  internationalen  Kommission  fertig  gestellte 
Entwurf  einer  Gerichtsreform  in  Egypten  von  den  Mächten  Europas  und 
von  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  angenommen. 

Durch  besondere  Übereinkommen  zwischen  der  egyptischen  Regierung 
mit  den  einzelnen  Mächten  wurde  die  bisherige  Konsulargerichtsbarkeit 
zugunsten  der  neuen  internationalen  Tribunale  eingeschränkt. 

Auf  Grund  des  Reglement  d'Organisation  judiciaire  pour  les  Proces 
mixtes  en  Egypte,  du  10  novembre  1874,  Titre  I,  art.  I,  III,  wurden  drei 
Tribunale  erster  Instanz  zu  Kairo,  Alexandrien  und  Zagazig,  sowie  ein 
Appellhof  zu  Alexandrien  errichtet.  Die  Tätigkeit  dieser  internationalen 
Gerichtshöfe  hat  am  1.  Februar  1876  begonnen.  Das  Tribunal  von  Zagazig 
wurde  später  nach  Ismailia,  dann  nach  Maasurah  verlegt,  wo  es  sich  noch 
jetzt  befindet. 

Nach  der  gegenwärtigen  Organisation  führt  bei  dem  Appellhof  sowie 
an  den  Gerichtshöfen  erster  Instanz  ein  eingebomer  Beamter  das  Ehren- 
präsidium; die  tatsächliche  Leitung  ist  jedoch  einem  fremden  Richter  mit 
dem  Titel  Vizepräsident  vorbehalten,  welcher  letztere  von  seinen  Kollegen 
mit  absoluter  Stimmenmehrheit  gewählt  wird.  Die  Tribunale  erster  Instanz 
sind  in  Civil-  und  Handelskammern  eingeteilt;  jede  Kammer  ist  mit  fünf 
Richtern  (drei  Fremden,  zwei  Eingebomen)  besetzt. 

In  Handelssachen  werden  zwei  Kaufleute  (ein  Fremder,  ein  Ein- 
gebomer) als  Beisitzer  mit  beratender  Stimme  zugezogen.  Ein  von  diesen 
Tribunalen  abgeordneter  Richter  präsidiert  als  Friedensrichter  bei  dem 
Gericht  für  Bagatellsachen  und  possessorische  Klagen;  ein  Richter  fungiert 
als   Strafrichter  in  Poli-^«^         »•«.ventionen;    ein  Richter    endlich   ist  (an 
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tribunal  des  referös)  mit  der  Erlassung  der  einstweiligen  Verfügungen 
betraut.  Der  Appellhof  ist  mit  14  Kichtern  (neun  Fremden,  fünf  Einge- 
bornen)  besetzt;  seine  Urteile  werden  von  acht  Kichtern  (fünf  Fremden, 
drei  Eingebornen)  erlassen. 

Die  Ernennung  sämtlicher  Kichter  erfolgt  durch  die  egyptische  Re- 
gierung; die  fremden  Mitglieder  der  Gerichte  werden  von  den  Justiz- 
ministerien der  betreffenden  Mächte  in  Vorschlag  gebracht.  Die  Eichter 
sind  unabsetzbar. 

Die  Sitzungen  sind  öffentlich;  die  Gerichtssprache  ist  arabisch,  fran- 
zösisch, italienisch.  Die  Gerichtsorganisation  wurde  ergänzt  durch  Er- 
richtung einer  Staatsanwaltschaft  mit  einem  Generalprokurator  an  der 
Spitze  und  einer  Anzahl  Substituten. 

Die  Exekution  der  Urteile  geschieht  durch  eigene,  bei  den  gemischten 
Tribunalen  angestellte  Gerichtsvollzieher,  welche  sich  eventuell  der  Hilfe  der 
Lokalbehörden  bedienen  können.  Richtet  sich  die  Exekution  gegen  einen 
Angehörigen  der  Vertragsmächte,  so  hat  der  Gerichtsvollzieher  dessen 
Konsul  hiervon  in  Kenntnis  zu  setzen.  Das  Nichterscheinen  des  Konsuls 
hemmt  die  Vollstreckung  nicht. 

Auf  Grund  der  Durchführung  der  Reform  hat  sich  nun  die  Gerichts- 
barkeit in  Egypten  folgendermaßen  gestaltet. 

1.  Durch  die  Reform  wurden  die  Bestimmungen  der  Kapitulationen 
nicht  aufgehoben,  sondern  nur  teilweise  eingeschränkt.  Dementsprechend 
blieb  die  Zuständigkeit  der  Konsuln  noch  bestehen: 

a)  In  allen  Civil-  und  Handelssachen  ihrer  Staatsangehörigen  unter- 
einander, mit  Ausnahme  der  dinglichen  Rechtsstreitigkeiten,  welche 
sich  auf  die  in  Egypten  gelegenen  Immobilien  beziehen.  Die  Ent- 
scheidung von  Statusfragen,  welche  Angehörige  der  fremden  Mächte 
betreffen,  bleibt  ausschließlich  dem  Konsul  des  Geklagten  gewahrt, 
selbst  dann,  wenn  diese  Angelegenheiten  im  Laufe  eines  Prozeß- 
verfahrens streitig  werden,  welches  sonst  der  Konsularjurisdiktion 
entzogen  ist.  Zu  den  Statusfragen  gehören  nach  Artikel  4  der 
Vorbestimmungen  des  egs^p tischen  bürgerlichen  Gesetzbuches:  die 
Rechtsverhältnisse  betreffend  den  Personenstand,  die  Rechts-  und 
Handlungsfähigkeit,   Ehe,   Erbfolge,  Vormundschaft  und  Pflegschaft. 

b)  In  allen  Strafsachen  ihi'cr  Landsleute  ohne  Rücksicht  auf  die  Natio- 
nalität des  Beschädigten,  mit  Ausnahme  sämtlicher  Übertretungen 
und  solcher  im  Titre  II,  art.  7 — 9  du  Reglement  d'organisation  judi- 
ciaire,  einzeln  aufgeführter  Verbrechen  und  Vergeben,  welche  sich 
unmittelbar  gegen  Richter,  Geschworne  oder  Beamte  der  gemischten 
Gerichte  während  der  Ausübung  ihres  Amtes  (Art.  7),  gegen  die 
Vollstreckung  der  Urteile  oder  Verfügungen  dieser  Tribunale  (Art.  8) 
wenden,   oder  welche  von  Richtern,    Geschwornen    oder   Beamten 
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der  gemischten  Gerichte  in  Ausübung,  beziehungsweise  infolge  Miß- 
brauches ihres  Berufes  begangen  sind  (Art.  9).  Das  Deutsche  Reich 
hat  jedoch  seine  Konsulargerichtsbarkeit  auch  in  dem  Falle  eines 
Deliktes  gegen  einen  Beamten  der  gemischten  Gerichte  fortbestehen 
lassen,  wenn  der  durch  die  strafbare  Handlung  Verletzte  die  Be- 
strafung des  Täters  vor  dem  Konsulargerichte  ausdrücklich  bean- 
tragt (§  3  der  Verordnung  vom  23.  Dezember  1875  in  Ausführung 
des  Reichsgesetzes  vom  30.  März  1874). 

c)  Die  vollständige  Konsulargerichtsbarkeit  haben  sich  das  Deutsche 
Reich,  Frankreich  und  Österreich-Ungarn  zugunsten  der  unter  ihrem 
Schutze  stehenden  religiösen  Niederlassungen  und  Institute  auf  ägyp- 
tischem Boden  vorbehalten.  Den  gleichen  Vorbehalt  machte  Ruß- 
land, hinsichtlich  seiner  in  Kairo  bestehenden  Schule.  Diese  Anstalten 
können  —  jedoch  nur  soweit  sie  als  Korporationen  in  Be- 
tracht kommen  —  weder  als  Kläger  noch  als  Geklagte  vor  den 
gemischten  Gerichten  auftreten;  sie  unterstehen,  wie  bisher,  ihren 
Konsulargerichten  und  haben  nach  dem  Prinzip:  „Actor  sequitur 
forum  rei"  Recht  zu  nehmen.  Die  einzelnen  Mitglieder  derselben 
sind  dagegen  vor  den  gemischten  Tribunalen  verfolgbar. 

d)  Endlich  sind  die  fremden  Konsuln,  ihre  Familien  und  alle  in  ihrem 
Dienste  befindlichen  Personen  (wie  z.B.  Konsularagenten,  Dragomane, 
Kawassen  und  sonstige  Funktionäre)  der  Jurisdiktion  der  gemischten 
Tribunale  entzogen.  Die  Konsuln  und  ihre  Angehörigen  haben  keinen 
Gerichtsstand  vor  den  gemischten  Tribunalen;  selbst  als  Streit- 
genossen anderer  Privatpersonen  dürfen  sie  vor  diesen  Gerichten  weder 
verklagt  werden,  noch  können  sie  —  auch  bei  freiwilligem  Verzicht 
auf  ihre  Immunitäten  —  klagen.  Eine  einzige,  übrigens  sehr  be- 
strittene Ausnahme  statuierte  das  gemischte  Tribunal  erster  Instanz 
von  Kairo  in  seinem  Urteil  vom  8.  Dezember  1886  für  die  dem 
Forum  rei  sitae  unterworfenen  dinglichen  ImmobiHaransprüche 
(siehe  Dr.  Karl  Lippmann,  Die  Konsularjurisdiktion  im  Oriente, 
Leipzig  1898). 

Die  Kompetenz  der  in  Rede  stehenden  Gerichtshöfe  erstreckt  sich  in 
bürgerlichen  Rechtsangelegenheiten  auf  alle  Rechtsstreitigkeiten  zwischen 
Ausländem  und  Eingebomen,  dann  zwischen  Ausländem  verschiedener 
Nationalität,  endlich  auch  zwischen  Ausländem  derselben  Nationalität,  in- 
sofeme  der  Rechtsstreit  eine  in  Egypten  gelegene  unbewegliche  Sache 
oder  ein  Recht  auf  eine  solche  Sache  zum  Gegenstande  hat. 

Die  Vollstreckung  der  von  den  gemischten  Gerichten  in  Egypten  in 
bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  geschöpften  Erkenntnisse  ist  denselben 
überlassen.  Der  betreffende  Konsularfunktionär  hat  jedoch  das  Recht,  bei 
dem  Vollzuge  gegen^" 

Malfatti,  Koni  32 
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In  Strafsachen  steht  den  besagten  Gerichtshöfen  nur  die  Gerichts- 
barkeit in  Übertretungsfällen  zu,  dann  hinsichtlich  solcher  Verbrechen  und 
Vergehen,  welche  gegen  die  Richter,  die  Geschwornen  oder  die  sonstigen 
Beamten  der  Gerichtshöfe  in  Ausübung  ihres  Berufes  oder  in  bezug  auf 
denselben  verübt  werden,  oder  welche  unmittelbar  gegen  die  Vollstreckung 
von  Urteilen  und  gerichtlichen  Anordnungen  gerichtet  sind,  oder  welche 
von  Richtern,  Geschwornen  oder  Angestellten  der  Gerichtshöfe  in  Aus- 
übung ihrer  Obliegenheiten  verübt  werden;  endlich  hinsichtlich  bestimmter 
Fälle  des  betrügerischen  Bankerottes. 

Der  Vollzug  von  Freiheitsstrafen  gegen  Fremde  wird  auf  Begehren 
des  betreffenden  Konsuls  diesem  überlassen.*) 


♦)  Der  §  2  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  18.  Dezember  1875  (R.  G.  B.Nr.  153) 
lautet  wie  folgt: 

Aus  der  den  österreichisch-ungarischen  Konsuln  in  Egypten  zukommenden  Wirk- 
samkeit in  Strafsachen  werden  ausgeschieden  die  Amtshandlungen,  welche  betreffen: 

1.  Übertretungen. 

2.  Jene  Verbrechen  und  Vergehen,  welche  unmittelbar  gegen  die  Richter,  die  Ge- 
schwornen oder  die  sonstigen  Beamten  der  von  der  egyptischen  Regierung  eingesetzten 
neuen  Gerichte,  in  Ausübung  oder  aus  Anlaß  der  Ausübung  ihres  Berufes  verübt  werden, 
und  zwar: 

a)  Beleidigungen  durch  Geberden,  Worte  oder  Drohungen; 

b)  Verleumdungen,  Schmähungen,  wenn  sie  in  Gegenwart  des  betreffenden  Richters, 
Geschwornen  oder  Justizbeamten  oder  innerhalb  der  Geschäftsräume  des  Gericlites 
vorgebracht  oder  mittels  öffentlicher  Anschläge,  Schriften,  Drucksachen,  Abbildungen 
oder  Darstellungen  verbreitet  werden; 

c)  Tätlichkeiten  gegen  ihre  Person,  insbesondere  Mißhandlungen,  Körperverletzungen 
und  vorsätzliche  Tötung  mit  oder  ohne  Überlegung; 

d)  Tätlichkeiten  oder  Drohungen  gegen  die  erwähnten  Personen,  um  sie  zur  Vornahjne 
einer  pflichtwidrigen  oder  ungesetzlichen  Handlung  zu  bestimmen; 

e)  Mißbrauch  der  Amtsgewalt  von  Seite  eines  öffentlichen  Funktionärs  gegen  die  er- 
wähnten Personen  zu  gleichem  Zwecke; 

f)  Versuch  unmittelbarer  Bestechung  der  erwähnten  Personen; 

g)  Beeinflußung  eines  Richters  zugunsten  einer  Partei  seitens  eines  öffentlichen 
Funktionärs. 

3.  Verbrechen  und  Vergehen,  welche  unmittelbar  gegen  die  Vollstreckung  von 
Urteilen  und  gerichtlichen  Anordnungen  gerichtet  sind,  nämlich: 

a)  tätlicher  Angriff  oder  gewaltsamer  Widerstand  gegen  Mitglieder  des  Gerichtes  in 
Ausübung  ihres  Amtes  oder  gegen  gerichtliche  Beamte  bei  der  gesetzlichen  Aus- 
übung von  Amtshandlungen  zur  Vollstreckung  von  Urteilen  oder  gerichtlichen  An- 
ordnungen oder  gegen  Beamte  oder  Mannschaften  der  öffentlichen  Gewalt,  welche 
berufen  sind,  bei  der  Vollstreckung  Hilfe  zu  leisten; 

b)  Mißbrauch  der  Amtsgewalt  seitens  eines  öffentlichen  Funktionärs  zur  Verhinderung- 
der  Vollstreckung; 

c)  Entwendung  gerichtlicher  Aktenstücke  zu  demselben  Zwecke; 

d)  Verletzung  gerichtlich  angelegter  Siegel,  vorsätzliches  Beiseiteschaffen  von  Gegen- 
ständen, welche  auf  Grund  einer  gerichtlichen  Anordnung  oder  eines  Urteiles  ia 
Beschlag  genommen  worden  sind; 
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Die  teilweise  Einschränkung  der  Gerichtsbarkeit  der  k.  und  k. 
Konsularämter  in  Egypten  und  deren  teilweise  Übertragung  an  die  ob- 
erwähnten gemischten  Tribunale  wurde  nach  Ablauf  des  ersten  Termins 
von  Zeit,  zu  Zeit  bis  heute  verlängert. 

Mit  Verordnung  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom 
31.  Jänner  1900,  Z.  5648/7,  ist  die  bisherige  Einschränkung  der  Gerichts- 
barkeit der  k.  und  k.  Konsularämter  in  Egypten  und  die  teilweise  Über- 
tragung dieser  Gerichtsbarkeit  an  die  dort  bestehenden  gemischten  Tribu- 
nale auf  weitere  fünf  Jahre,  das  ist  bis  I.Februar  1905,  verlängert  worden. 

Für  die  gleiche  Dauer  wurde  ferner,  vom  1.  Februar  1900  angefangen, 
den  in  Egypten  errichteten  gemischten  Tribunalen  die  Strafgerichts- 
barkeit über  die  österreichischen  und  über  die  ungarischen  Staatsangehörigen 
hinsichtlich  der  im  neu  festgestellten  Abschnitte  IX  (Artikel  293 — 301) 
des  Titels  III  des  egyptischen  Code  p6nal  mixte  bezeichneten  Vergehen 
(betrügerischer  und  einfacher  Bankerott  sowie  andere  mit  Konkursen  zu- 
sammenhängende Delikte)  übertragen  und  werden  somit  diese  strafbaren 


e)  Entweichung  von  Gefangenen,  welche  auf  Grund  einer  gerichtlichen  Anordnung 
oder  eines  Urteiles  in  Haft  genommen  sind,  und  Handlungen,  welche  eine  solche 
Entweichung  unmittelbar  herbeigeführt  haben; 

f)  Verheimlichung  der  in  solchen  Fällen  entwichenen  Gefangenen. 

4.  Jene  Verbrechen  und  Vergehen,  welche  den  Richtern,  Geschwomen  und  Justiz- 
beamten zur  Last  gelegt  werden,  wenn  die  Beschuldigung  dahin  geht,  daß  sie  dieselben 
in  Ausübung  ihres  Berufes  oder  infolge  eines  Mißbrauches  ihrer  Amtsgewalt  begangen  haben. 

Hierher  gehören  nebst  den  gemeinen  Verbrechen,  welche  den  erwähnten  Personen 
unter  solchen  Umständen  zur  Last  gelegt  werden  können,  auch  noch  nachstehende  besondere 
Verbrechen  und  Vergehen: 

a)  ungerechte  Entscheidung  aus  Gunst  oder  Feindschaft; 

b)  Bestechung; 

c)  unterlassene  Anzeige  einer  versuchten  Bestechung; 

d)  Justizverweigerung; 

e)  unerlaubte  Gewalt  gegen  Privatpersonen; 

f)  Eindringen  in  die  Wohnung  eines  Andern  ohne  Beobachtung  der  gesetzlichen 
Vorschriften; 

g)  Erpressungen; 

h)  Unterschlagung  öffentlicher  Gelder; 
i)  ungesetzliche  Verhaftung; 
k)  Fälschung  von  Urteilen  und  Aktenstücken. 

Unter  der  Bezeichnung  von  Justizbeamten  werden  auch  die  Schriftführer,  die  be^ 
eideten  Gehilfen  der  Schriftführer,  die  bei  dem  Gerichte  bestellten  Dolmetsche  und  die 
Gerichtsvollzieher  verstanden,  nicht  aber  solche  Personen,  welche  außerdem  von  FaU  zu 
Fall,  von  dem  Gerichte  mit  einer  Zustellung  oder  einem  Gerichtsvollzieherakte  betraut 
worden  sind. 

Unter  der  Bezeichnung  von  Richtern  werden  auch  die  Beisitzer  verstanden. 
Die  Konsulargerichtsbarkeit  bleibt  jedoch  für  alle  unter  Ziffer  2  und  3  aufgeführten 
Verbrechen  und  Vergehen  in  Wirksamkeit,  wenn  der  vorletzte  Richter  oder  Justizbeamte 
den  Strafantrag  bei  dem  Konsulargerichte  eingebracht  hat. 

32* 
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Handlungen  aus  der  Wirksamkeit  der  k.  und  k.  Konsularämter  in  Egypten 
in  Strafsachen  ausgeschieden.  Sofeme  jedoch  solche  Strafsachen  an  dem 
Tage,  an  welchem  die  oberwähnte  Verordnung  in  Wirksamkeit  getreten 
ist,  bereits  bei  den  k.  und  k.  Konsularämtern  in  Egypten  anhängig  waren, 
bleibt  die  Gerichtsbarkeit  derselben  im  bisherigen  Umfange  aufrecht 
(Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  1.  Februar  1900, 
Z.  5648/7). 

10.  Die  Konsulargerichtsbarkeit  In  Marokko. 

In  Marokko  steht  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  vertrags- 
mäßig die  Ausübung  der  Konsularjurisdiktion  zu. 

Die  diesfälligen  Bestimmungen  sind  in  den  Handels-  und  Schiffahrts- 
verträgen mit  Marokko  vom  5.  Februar  1805  und  vom  9.  März  1830 
enthalten. 

Die  Konsularjurisdiktion  ist  eine  civil-  und  strafrechtliche. 

In  Civilsachen  tritt  nur  in  dem  Falle,  als  beide  Streitteile  Angehörige 
des  betreffenden  auswärtigen  Staates  sind,  die  alleinige  und  unbedingte 
Kompetenz  des  Konsuls  ein.  Hingegen  kommt  bei  kontentiösen  Angelegen- 
heiten zwischen  Ausländern  und  marokkanischen  Untertanen  der  Grundsatz 
der  Zuständigkeit  des  Gerichtes  der  geklagten  Partei  in  der  Art  zur 
Geltung,  daß  über  die  Klage  eines  Marokkaners  gegen  einen  Fremden  der 
Konsul  des  letzteren  entscheidet  und  den  marokkanischen  Behörden  nur 
das  Recht  einer  passiven  Intervention  beim  Verfahren  zusteht,  während 
andrerseits  eine  von  einem  Ausländer  gegen  einen  Marokkaner  angestrengte 
Klage  vor  dem  marokkanischen  Eichter  verhandelt  wird  und  der  Konsul 
seinerseits  zur  unverbindlichen  Assistenz  an  der  Verhandlung  berechtigt  ist. 

Eine  Ausnahme  besteht  nur  bezüglich  der  Immobiliarjurisdiktion 
darin,  daß  für  dieselbe  ausschließlich  die  Zuständigkeit  der  marokkanischen 
Gerichte  Platz  greift. 

In  Verlassenschaf  tsangelegenheitcn  seiner  Konnationalen  ist  der  Konsul 
berechtigt,  die  zur  Sicherstellung  des  Nachlasses  nötigen  Schritte  zu 
machen,  die  Aufnahme  des  Inventars  zu  besorgen  und  die  Abhandlung 
durchzuführen.    Ihm  kommt  auch  die  Seegerichtsbarkeit  zu. 

In  der  Kriminaljurisdiktion  ist  ebenfalls  einem  Ausgleiche  der  beiden 
in  Betracht  kommenden  Faktoren  dergestalt  Rechnung  getragen,  daß  nur 
für  den  Fall  der  Ausländerschaft  des  Beschuldigten,  wie  des  Privat- 
beteiligten die  uneingeschränkte  Konsularjudikatur  Platz  greift,  andernfalls 
aber  die  Nationalität  des  Beschuldigten  den  Richter,  die  des  Beschädigten 
den  passiven  Beisitzer  bestimmt. 

Im  Jahre  1880  haben  Österreich-Ungarn,  das  Deutsche  Reich,  Belgien, 
Dänemark,  Spanien,  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  Frankreich,  Groß- 
britannien, Italien,  die  Niederlande,  Portugal  und  Schweden  und  Norwegen 
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mit  dem  Sultan  von  Marokko  eine  Konvention  abgeschlossen,  welche  die 
Ausübung  des  Schutzrechtes  in  Marokko  zum  Gegenstande  hat  (R.  G.  B. 
Nr.  98  ex  1882).  Die  gedachte  Konvention  vom  3.  Juli  1880  wurde 
von  Seiner  k.  und  k.  Apostolischen  Majestät  am  26.  Dezember  1880 
ratifiziert.  Die  Bedingungen,  unter  denen  der  Schutz  gewährt  werden 
kann,  sind  jene,  welche  im  englischen  und  spanischen  Vertrage  mit  der 
marokkanischen  Regierung  und  in  der  zwischen  dieser  Regierung,  Frank- 
reich und  anderen  Mächten  im  Jahre  1863  abgeschlossenen  Konvention 
vereinbart  worden  sind,  mit  Ausnahme  der  durch  die  oberwähnte  neue 
Konvention  eingeführten  Abänderungen. 

Die  fremden  Vertreter,  Chefs  der  Missionen  sind  berechtigt,  ihre 
Dolmetsche  und  Beamte  aus  den  marokkanischen  Untertanen  oder 
anderen  Staatsangehörigen  zu  wählen.  Die  Konsuln,  Vizekonsuln  und 
Konsularagenten,  welche  Amtsvorstände  sind  und  in  den  Staaten  des 
Sultans  von  Marokko  residieren,  können  aus  den  Untertanen  des  Sultans 
nicht  mehi*  als  einen  Dolmetsch,  einen  Soldaten  und  zwei  Diener  wählen, 
außer  in  dem  Falle,  wenn  sie  einen  eingebornen  Sekretär  benötigen 
(Artikel  1,  2,  3  der  Konvention  vom  3.  Juli  1880). 

Der  Inhalt  der  Schutzgenossenschaft  oder  Protektion  besteht  darin, 
daß  jene  marokkanischen  Untertanen,  welche  derselben  seitens  eines  aus- 
ländischen Staates  teilhaftig  werden,  der  einheimischen  Gerichtsbarkeit 
entzogen  und  der  Konsularjurisdiktion  unterstellt  werden.  Einen  weiteren 
Effekt  der  Protektion  bildet  die  Befreiung  von  der  Steuerleistung,  mit  Aus- 
nahme der  mit  dem  Besitze  von  Grund  und  Boden  verbundenen  Ackerbau- 
steuer und  der  Torabgabe. 

Des  Schutzes  sind  jene  Untertanen  des  Sultans  von  Marokko  teil- 
haftig, welche: 

1.  bei  den  fremden  diplomatischen  Vertretern  und  Konsularfunktionären 
in  dienstlicher  Verwendung  stehen; 

2.  sich  bei  fremden  Großhändlern  in  Kondition  befinden,  vorausgesetzt, 
daß  ihr  Dienstverhältnis  nur  zu  Handelszwecken  begründet  wurde; 

3.  für  die  einer  fremden  Regierung  geleisteten  Dienste  mit  deren 
Zustimmung  belohnt  werden  sollen. 

Den  Wirkungen  der  Protektion  sind  vorsichtige  Grenzen  gezogen; 
abgesehen  davon,  daß  sie  ihrem  Wesen  nach  nicht  erblich  sein  soll,  ist  sie 
auch  in  ihrer  Ausdehnung  auf  die  der  patria  potestas  des  Protegierten 
Unterstehenden  eingeschränkt,  während  alle  übrigen  Verwandten  von  ihr 
unberührt  bleiben.  Die  Erteilung  des  Schutzes  hat  keine  rückwirkende 
Kraft  auf  einen  bereits  im  Gange  befindlichen  Civilprozeß;  sie  ist  auch 
unzulässig  gegenüber  solchen  Marokkanern,  welche  die  wegen  eines  be- 
gangenen Deliktes  ihnen  ?  'cht  abgebüßt  haben. 
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Schließlich  ist  über  die  Konsulargerichtsbarkeit  in  Marokko  noch 
folgendes  zu  bemerken: 

Mit  Verordnung  vom  20.  Dezember  1899  (E.  G.  B.  Nr.  52)  und  vom 
20.  pezember  1899,  Z.  16.080/99,  M.  E.,  haben  das  k.  k.  österreichische 
Gesamtministerium  und  das  königlich  ungarische  Ministerium  sich  bestimmt 
gefunden,  die  österreichischen,  beziehungsweise  die  ungarischen  Marken- 
schutzgesetze bei  dem  k.  und  k.  Konsulargerichte  in  Tanger,  und  zwar  vom 
1.  Jänner  1900  an,  einzuführen. 

Auf  Grund  des  §  2  des  Gesetzes  über  die  Konsulargerichtsbarkeit 
vom  30.  August  1891  (R.  G.  B.  Nr.  136),  beziehungsweise  des  ungarischen 
Gesetzartikels  XXXI  vom  Jahre  1891,  wurde  die  bisherige  Gerichtsbarkeit 
des  k.  und  k.  Konsulargerichtes  in  Tanger  in  der  Weise  ausgedehnt,  daß 
dasselbe  nunmehr  ermächtigt  ist,  in  betreff  der  straf  gerichtlichen  Ver- 
folgung und  Ahndung  von  Vergehen  gegen  die  Markenschutzgesetze  in 
bezug  auf  die  österreichischen  oder  ungarischen  Staatsangehörigen  ganz 
so  vorzugehen,  wie  wenn  es  sich  dabei  um  Übertretungen  handeln  würde. 

Das  k.  k.  österreichische  und  königlich  ungarische  Konsularobergericht 
in  Constantinopel  übt  diesbezüglich  die  Gerichtsbarkeit  in  zweiter  Instanz 
aus  (Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  27.  De- 
zember 1899,  Z.  70.129/7). 

!!•    Die  Konsulargerichtsbarkeit  In  Persien, 

In  Persien  steht  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  vertrags- 
mäßig die  Ausübung  der  Konsularjurisdiktion  zu. 

Der  Freundschafts-,  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  zwischen  der 
österreichisch-ungarischen  Monarchie  und  Persien  vom  17.  Mai  1857 
(R.  G.  B.  Nr.  74  ex  1858)  enthält  die  einschlägigen  Bestimmungen  (Artikel 
8  bis  12). 

Alle  Verträge  und  andere  auf  die  Handelsgeschäfte  bezüglichen 
Verbindlichkeiten  der  Angehörigen  der  beiden  Staaten  werden  durch  die 
respektiven  Regierungen  getreulich  aufrecht  erhalten  und  mit  der  größten 
Genauigkeit  geschützt. 

Zur  größeren  Sichcrstellung  der  österreichischen  oder  ungarischen 
Staatsangehörigen  in  Porsien  müssen  die  Schuldscheine,  Wechsel  und 
Bürgschaftsurkunden,  sowie  alle  Handelsgeschäfte  betreffende,  von  Ange- 
hörigen der  beiden  Staaten  geschlossenen  Verträge  vom  Divan-Chane  und 
in  Ermanglung  eines  solchen  von  der  zuständigen  Lokalbehörde,  und  an 
Orten  wo  ein  österreichisch-ungarischer  Konsul  sich  befindet,  auch  von 
diesem  letzteren  unterzeichnet  werden,  um  im  Falle  einer  Differenz  die 
nötigen  Erhebungen  pflegen  und  diese  Streitsachen  der  Gerechtigkeit 
gemäß  entscheiden  zu  können. 
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Demgemäß  wird  derjenige,  welcher,  ohne  mit  auf  solche  Art  be- 
glaubigten Dokumenten  versehen  zu  sein,  gegen  einen  österreichischen  oder 
ungarischen  Staatsangehörigen  einen  Rechtsstreit  anhängig  machen  wollte  und 
hierbei  keine  anderen  Beweise  als  die  Erklärung  eines  Zeugen  beizubringen 
in  der  Lage  wäre,  mit  seinem  Begehren  keineswegs  gehört  werden,  es 
wäre  denn,  daß  letzteres  von  den  österreichischen  oder  ungarischen  Staats- 
angehörigen als  gültig  anerkannt  worden  wäre. 

Alle  Streitigkeiten  oder  Zwiste  und  alle  Rechtshändel,  welche  sich 
zwischen  österreichischen  oder  ungarischen  Staatsangehörigen  in  Persien 
entspinnen  sollten,  werden  durch  den  österreichisch-ungarischen  diploma- 
tischen Vertreter  bei  dem  persischen  Hofe  oder  durch  den  österreichisch- 
ungarischen  Konsul  ihres  Wohnortes  oder  des  diesem  zunächst  gelegenen 
Ortes  nach  den  inländischen  Gesetzen  untersucht  und  entschieden  werden, 
ohne  daß  die  Landesbehörde  hierbei  das  geringste  Hindernis  oder  die  ge- 
ringste Schwierigkeit  entgegensetzen  darf. 

Die  Rechtshändel,  Streitigkeiten  und  Zwiste,  welche  in  Persien 
zwischen  österreichischen  oder  ungarischen  Staatsangehörigen  und  Ange- 
hörigen anderer  fremden  Staaten  sich  entspinnen  sollten,  werden  ausschließ- 
lich durch  die  Vermittlung  ihrer  Agenten  oder  Konsuln  entschieden  werden. 

Alle  Streitigkeiten  oder  Zwiste  und  alle  Rechtshändel,  welche  in 
Persien  zwischen  den  österreichischen  oder  ungarischen  Staatsangehörigen 
einerseits  und  den  persischen  Staatsangehörigen  andrerseits  sich  ent- 
spinnen sollten,  werden  von  den  persischen  Gerichten  entschieden  werden, 
aber  diese  Streitigkeiten  und  Rechtshändel  werden  nicht  anders  erledigt 
oder  entschieden  werden  können;  als  in  Gegenwart  und  mit  Dazwischen- 
kunft  des  k.  und  k.  diplomatischen  Vertreters  oder  Konsuls,  oder  in  seinem 
Namen,  in  Gegenwart  des  österreichisch-ungarischen  Dolmetsches,  nach 
den  Gesetzen  und  Herkommen  des  Landes. 

Ein  durch  das  Urteil  des  zuständigen  Richters  einmal  beendigter 
Rechtsstreit  kann  nicht  ein  zweitesmal  wieder  aufgenommen  werden; 
sollte  aber  die  Notwendigkeit  die  nochmalige  Revision  des  geschöpften 
Erkenntnisses  fordern,  so  wird  diese  nicht  anders  stattfinden  können,  als 
mit  Vorwissen  des  österreichisch-ungarischen  diplomatischen  Vertreters 
oder  Konsuls  oder  in  seinem  Namen,  in  Gegenwart  des  österreichisch- 
ungarischen  Dolmetsches  und  nur  vor  einem  der  obersten  KontroUs-  und 
Kassationshöfe,  die  zu  Teheran,  Täbris  oder  Ispahan  ihren  Sitz  haben. 

Dagegen  genießen  die  in  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie 
sich  aufhaltenden  persischen  Staatsangehörigen,  was  ihre  Interessen  und 
ihre  erworbenen  Rechte  betrifft,  im  Falle  von  Streitigkeiten  den  vollen 
Schutz  der  österreichischen  oder  ungarischen  Gesetze  und  Gerichte. 

Erklärt  sich  ein  österreichischer  oder  ungarischer  Staatsangehöriger, 
welcher  sich  in  Persien  be^  ^'^Himents  oder  macht  er 
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Bankerott,  so  wird  über  alle  seine  Güter,  über  seine  Effekten  und  über 
seinen  Aktiv-  und  Passivstand  das  Inventar  errichtet,  um  danach  die 
erforderliche  Liquidierung  und  die  gerechte  Verteilung  nach  Verhältnis 
der  Forderungen  unter  seinen  Gläubigern  vorzunehmen,  welche  nach  Be- 
endignng  dieser  Prozedur  die  Belege  zu  ihren  Forderungen  zurückstellen 
müssen,  nachdem  sie  auf  diese  die  ihnen  zufallende,  verhältnismäßige 
Summe  erhalten  haben. 

Dieses  Verfahren  soll  rücksichtlich  eines  österreichischen  oder  unga- 
rischen Staatsangehörigen  in  Persien  nur  mit  Vorwissen  und  unter  Da- 
zwischenkunft  des  diplomatischen  Vertreters  oder  Konsuls  von  Österreich- 
Ungarn  stattfinden,  welcher  über  das  von  den  Gläubigem  gestellte  Begehren 
nicht  säumen  wird,  die  nötigen  Erhebungen  hervorzurufen,  um  festzustellen, 
ob  nicht  der  in  Konkurs  Verfallene  in  seinem  Vaterlande  Güter  belassen 
hat,  aus  welchen  ihre  Forderungen  befriedigt  werden  könnten. 

Wenn  ein  österreichischer  oder  ungarischer  Staatsangehöriger  in 
Persien  stirbt,  so  wird  sein  Nachlaß  dem  österreichisch-ungarischen  diplo- 
matischen Vertreter  oder  Konsul  vollständig  übergeben,  damit  dieser  nach 
den  im  Inlande  bestehenden  Gesetzen  und  Gepflogenheiten  entsprechend 
darüber  verfüge. 

Die  Angelegenheiten  der  Kriminalgerichtsbarkeit,  worin  österreichische 
oder  ungarische  Staatsangehörige  verwickelt  sind,  werden  nach  der 
rücksichtlich  der  am  meisten  begünstigten  Nation  angenommenen  Art  und 
Weise  behandelt. 

Die  persischen  Staatsangehörigen  in  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  werden  auf  dem  Fuße  der  am  meisten  begünstigten  Nationen 
behandelt. 

12.  Die  Konsulargerichtsbarkeit  in  China. 

In  China  steht  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  vertrags- 
mäßig die  Ausübung  der  Konsularjurisdiktion  zu. 

Die  diesbezüglichen  Bestimmungen  sind  in  dem  Froundschafts-,  Han- 
dels- und  Schiffahrtsvertrage  zwischen  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  und  dem  Kaisertume  China  vom  2.  September  1869  (K.  G.  B. 
Nr.  58  ex  1872,  ungarischer  Gesetzartikel  XXXV  vom  Jahre  1871)  ent- 
halten (Artikel  XXXVIII  bis  XLIII). 

Wenn  ein  Staatsangehöriger  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie 
Ursache  zu  Beschwerden  über  einen  Chinesen  hat,  so  hat  er  sich  zu- 
vorderst an  das  betreffende  k.  und  k.  Konsularamt  zu  wenden  und  den 
Gegenstand  seiner  Beschwerde  auseinanderzusetzen.  Das  Konsularamt, 
nachdem  es  die  Angelegenheit  untersucht  hat,  wird  sich  Mühe  geben,  die- 
selbe gütlich  auszugleichen. 
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Ebenso  wird  das  Konsularamt,  wenn  ein  Chinese  sich  über  einen 
Angehörigen  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  zu  beschweren  hat, 
ersterem  williges  Gehör  schenken  und  eine  gütliche  Einigung  herbei- 
zuführen suchen. 

Sollte  eine  solche  aber  in  dem  einen  oder  anderen  Falle  nicht  ge- 
lingen, so  wird  das  Konsularamt  die  Mitwirkung  des  betreffenden  chinesischen 
Beamten  in  Anspruch  nehmen,  und  beide  vereint  werden  die  Angelegenheit 
nach  den  Grundsätzen  der  Billigkeit  entscheiden. 

Chinesische  Untertanen,  welche  sich  einer  verbrecherischen  Handlung 
gegen  einen  Angehörigen  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  schul- 
dig machen,  werden  von  den  chinesischen  Behörden  verhaftet  und  nach 
chinesischen  Gesetzen  bestraft. 

Angehörige  der  österreichisch -ungarischen  Monarchie,  welche  sich 
einer  verbrecherischen  Handlung  gegen  einen  chinesischen  Untertan  schul- 
dig machen,  werden  von  dem  betreffenden  k.  und  k.  Konsularamte  ver- 
haftet und  nach  den  Gesetzen  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie 
bestraft. 

Streitsachen  zwischen  Angehörigen  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie,  bezüglich  der  Rechte  des  Eigentums  oder  der  Personen,  unter- 
stehen der  Gerichtsbarkeit  der  k.  und  k.  Konsularbehörden.  Streitsachen 
zwischen  Angehörigen  der  österreichisch  -  ungarischen  Monarchie  und 
Angehörigen  einer  fremden  Nation  werden  in  China  nach  den  zwischen 
der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  und  dieser  fremden  Nation  be- 
stehenden Verträgen  entschieden,  ohne  daß  der  chinesischen  Regierung 
eine  Ingerenz  zustünde.  Wenn  aber  chinesische  Untertanen  in  die  Sache 
verwickelt  sind,  werden  die  chinesischen  Behörden  in  jedem  Falle  an  dem 
Verfahren  sich  beteiligen. 

Die  chinesischen  Behörden  sind  verpflichtet,  der  Person  und  dem 
Eigentume  der  Angehörigen  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  zu 
jeder  Zeit  den  vollsten  Schutz  angedeihen  zu  lassen,  namentlich  wenn  den- 
selben eine  Beleidigung  oder  eine  Gewalttat  widerfahren  sollte. 

In  Fällen  von  Raub  oder  Brandschatzung  haben  die  Ortsbehörden 
die  geeigneten  Maßregeln  zu  ergreifen,  um  das  geraubte  Eigentum  zurück 
zu  erlangen,  der  Unordnung  zu  steuern  und  die  Schuldigen  zu  arretieren, 
welche  nach  dem  Gesetze  bestraft  werden  sollen.  Sollte  es  aber  der 
Lokalbehörde  nicht  gelingen,  der  Schuldigen  habhaft  zu  werden,  so  wird 
von  der  chinesischen  Regierung  keine  andere  Kompensation  verlangt 
werden  können,  als  die  Bestrafung  besagter  Behörde  nach  chinesischen 
Gesetzen. 

Wenn  ein  chinesischer  Untertan,  welcher  Schuldner  eines  Staats- 
angehörigen der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  ist,  es  unterläßt, 
seine  Schuld  zu  bezahlen,  aich  entfernt,  so 


—    506    — 

wird  die  chinesische  Behörde  jedes  ihr  zu  Gebote  stehende  Mittel  an- 
wenden, um  den  Flüchtigen  zu  verhaften  und  den  Schuldner  zur  Bezahlung 
seiner  Schuld  zu  zwingen. 

Ebenso  haben  die  k.  und  k.  Konsularbehörden  ihr  Möglichstes  zu 
tun,  um  Staatsangehörige  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie,  welche 
ihre  Schulden  an  chinesische  Untertanen  nicht  bezahlen,  dazu  zu  zwingen 
und,  wenn  sie  in  betrügerischer  Absicht  sich  entfernt  haben,  vor  Gericht 
zu  ziehen. 

In  keinem  Falle  aber  kann  weder  die  österreichisch-ungarische,  noch 
die  chinesische  Kegierung  für  die  Schulden  ihrer  Staatsangehörigen  ver- 
antwortlich gemacht  werden. 

Der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  und  ihren  Staatsangehörigen 
stehen  volle  und  gleiche  Teilnahme  an  allen  Privilegien,  Freiheiten  und 
Vorteilen  zu,  welche  von  China  der  Regierung  oder  den  Angehörigen 
irgend  einer  anderen  Nation  gewährt  sind  oder  in  Zukunft  gewährt 
werden  mögen. 

Die  chinesischen  Untertanen  in  dem  Gebiete  der  österreichisch-unga- 
rischen Monarchie  werden  gleich  den  Untertanen  der  meistbegünstigten 
Nation  behandelt. 

13.  Die  Konsulargerichtsbarkeit  In  Slam. 

Im  Königreiche  Slam  steht  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie 
vertragsmäßig  die  Ausübung  der  Konsularjuiisdiktion  zu. 

Die  darauf  bezüglichen  Bestimmungen  sind  in  dem  Freundschafts-, 
Handels-  und  Schiffahrtsvertrage  zwischen  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  und  dem  Königreiche  Slam  vom  8.  Mai  1871  (R.  G.  B.  Nr.  8 
ex  1873,  Art.  IX  bis  XV,  ungarischer  Gesetzartikel  XXVIII  vom  Jahre 
1871)  enthalten. 

Wenn  ein  im  Königreiche  Siam  dauernd  oder  vorübergehend  sich 
aufhaltender  Angehöriger  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  gegen 
einen  Siamesen  Grund  zu  klagen  oder  irgend  einen  Anspruch  zu  erheben 
hat,  so  soU  er  seine  Beschwerde  zunächst  dem  betreffenden  k.  und  k. 
Konsularamte  vorlegen,  und  dieses  nach  geschehener  Prüfung  der  Sache, 
dieselbe  gütlich  zu  begleichen  suchen.  Ebenso  soll  das  kompetente  Kon- 
sularamt,  wenn  ein  Siamese  eine  Klage  gegen  einen  Angehörigen  der 
gedachten  Monarchie  hat,  dieselbe  anhören  und  ein  gütliches  Abkommen 
zu  treffen  bemüht  sein;  wofern  aber  dies  in  solchen  Fällen  unmöglich  ist, 
soll  das  Konsularamt  sich  an  einen  kompetenten  siamesischen  Beamten 
wenden  und  beide  sollen  nach  gemeinschaftlicher  Prüfung  der  Sache 
darin  nach  Billigkeit  entscheiden. 

Wird  in  Siam  ein  Verbrechen  oder  Vergehen  verübt,  so  wird  der 
Täter,  wenn  er  ein  Angehöriger  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie 
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ist,  durch  das  betreffende  Konsularamt  den  Gesetzen  seines  Landes  gemäß 
bestraft  oder  zur  Bestrafung  in  sein  Vaterland  geschickt.  Ist  der  Täter 
ein  Siamese,  so  wird  er  von  den  siamesischen  Behörden  nach  den  Gesetzen 
des  Landes  bestraft. 

Wenn  gegen  Schiffe  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  an  der 
Küste  oder  in  der  Nähe  des  Königreiches  Siam  ein  Akt  der  Seeräuberei 
begangen  wird,  so  haben  auf  Nachricht  davon  die  Behörden  des  nächst- 
gelegenen Platzes  alles  zur  Gefangennahme  der  Seeräuber  und  Wieder- 
erlangung des  geraubten  Gutes  Erforderliche  aufzubieten  und  letzteres 
wird  an  das  betreffende  k.  und  k.  Konsularamt  behufs  Rückerstattung  an 
die  Eigentümer  abgeliefert.  Dasselbe  Verfahren  ist  von  den  siamesischen 
Behörden  in  allen  Fällen  von  Plünderung  und  Räuberei,  die  auf  dem 
Lande  gegen  das  Eigentum  von  Angehörigen  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  begangen  werden,  einzuhalten.  Die  siamesische  Regierung  ist 
nicht  verantwortlich  für  gestohlenes  Eigentum  von  Angehörigen  der  ge- 
dachten Monarchie,  sobald  bewiesen  ist,  daß  sie  alle  in  ihrer  Macht 
stehenden  Mittel  angewendet  hat,  es  wieder  zu  erlangen;  derselbe  Grund- 
satz gilt  auch  für  siamesische  Untertanen  und  deren  Eigentum,  die  sich 
unter  dem  Schutze  Seiner  kaiserlichen  und  königlich  Apostolischen  Majestät 
Regierung  befinden. 

Die  siamesischen  Behörden  sind  verpflichtet,  dem  k.  und  k.  Konsular- 
amte,  über  dessen  schriftliches  Ansuchen,  alle  Hilfe  und  Unterstützung 
zu  gewähren  zur  Auffindung  und  Verhaftung  von  Matrosen  oder  anderen 
Angehörigen  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  oder  sonstiger  Per- 
sonen, die  unter  dem  Schutze  der  k.  und  k.  Flagge  stehen.  Desgleichen 
hat  das  betreffende  österreichisch -ungarische  Konsularamt,  auf  seine  Re- 
quisition, von  den  siamesischen  Behörden  jeden  erforderlichen  Beistand 
und  genügende  Mannschaft  zu  erhalten,  um  seiner  Autorität  über  die 
Angehörigen  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  gebürende  Geltung 
zu  verschaffen  und  Disziplin  in  der  Handelsmarine  der  österreichisch- 
ungarischen Monarchie  in  Siam  zu  erzwingen.  In  gleicher  Weise  haben, 
sofern  ein  der  Desertion  oder  eines  anderen  Verbrechens  schuldiger  Siamese 
sich  in  das  Haus  eines  österreichischen  oder  ungarischen  Staatsangehörigen 
oder  an  Bord  eines  österreichischen  oder  ungarischen  Handelsschiffes 
geflüchtet  haben  sollte,  die  Lokalbehörden  sich  an  das  kompetente  k,  und  k. 
Konsularamt  zu  wenden  und  dieses  wird,  auf  erfolgten  Nachweis  der 
Strafbarkeit  des  Angeklagten,  sofort  dessen  Verhaftung  genehmigen.  Jede 
Hehlerei  oder  Konnivenz  ist  beiderseits  auf  das  sorgfältigste  zu  vermeiden. 

Sollte  ein  Angehöriger  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie,  der 
im  Königreiche  Siam  ein  Geschäft  treibt,  insolvent  werden,  so  hat  das 
betreffende  k.  und  k.  Konsularamt  sein  gesamtes  Vermögen  in  Besitz  zu 
nehmen,  um  dasselbe  '       "«^^  unter  die  Gläubiger  verteilen  zu  können. 
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und  kein  Mittel  unversucht  lassen,  auch  solches  Vermögen  zum  besten  der 
Gläubiger  einzuziehen,  welches  der  gedachte  Fallit  in  anderen  Ländern  be- 
sitzen sollte. 

Von  Seite  der  siamesischen  Behörden  soll  dem  österreichisch-unga- 
rischen Konsul  zu  dem  Ende  alle  Unterstützung  zuteil  werden.  In  gleicher 
Weise  haben  die  siamesischen  Behörden  das  Vermögen  derjenigen  siamesischen 
Untertanen  zu  adjudizieren  und  zu  verteilen,  welche  ihren  Geschäfts- 
verbindlichkeiten gegen  Angehörige  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie 
nicht  sollten  nachkommen  können. 

Sollte  ein  siamesischer  Untertan  einem  Angehörigen  der  österreichisch- 
ungarischen Monarchie  die  Zahlung  einer  Schuld  verweigern  oder  ihr  aus- 
zuweichen suchen,  so  haben  die  siamesischen  Behörden  dem  Gläubiger  jede 
Hilfe  und  Erleichterung  zu  gewähren,  damit  er  zu  dem  Seinigen  komme. 
In  gleicher  Weise  hat  das  k.  und  k.  Konsularamt  siamesischen  Untertanen 
allen  Beistand  zu  leisten,  um  in  den  Besitz  ihrer  etwaigen  Forderungen 
gegen  Angehörige  der  gedachten  Monarchie  zu  gelangen. 

Im  Falle  des  Ablebens  eines  österreichischen  oder  ungarischen  Staats- 
angehörigen im  Königreiche  Siam  ist  sein  Nachlaß  dem  Vollstrecker  seines 
letzten  Willens,  oder  in  dessen  Ermanglung  der  Familie,  oder  den  Geschäfts- 
teilhabem  des  Verstorbenen  zu  übergeben.  Hat  der  Verstorbene  weder 
Verwandte,  noch  Geschäftsteilhaber,  so  soll  sein  Nachlaß,  insoweit  die 
österreichischen  oder  ungarischen  Gesetze  es  gestatten,  dem  Gewahrsam 
des  kompetenten  österreichisch-ungarischen  Konsularamtes  übergeben  werden, 
damit  dieses  in  üblicher  Weise  nach  den  inländischen  Gesetzen  und  Ge- 
wohnheiten damit  verfahre. 

14,  Die  Konsulargerichtsbarkeit  auf  Zanzibar. 

Auf  Zanzibar  steht  der  österreichisch -ungarischen  Monarchie  vor- 
tragsmäßig die  Ausübung  der  Konsularjurisdiktion  zu. 

In  dem  Handels-  und  Schiffahrtsvertrage  mit  Zanzibar  vom  11.  August 
1887  (K.  G.  B.  Nr.  29  ex  1889,  ungarischer  Gesetzartikel  III  vom 
Jahre  1889),  Artikel  1,  ist  folgende  Bestimmung  enthalten: 

.  .  .  „Die  ÖsteiTeicher  und  Ungarn  werden  in  den  Staaten  des  Sultans 
die  Behandlung  auf  dem  Fuße  der  meistbegünstigten  Nation  hin- 
sichtlich des  Handels  und  der  Schiffahrt,  sowie  hinsichtlich  aller  anderen 
Beziehungen  genießen." 

Daraus  folgt,  daß  auch  hinsichtlich  der  Konsulargerichtsbarkeit  die 
Angehörigen  der  österreichisch -ungarischen  Monarchie  auf  Zanzibar  in 
derselben  Weise,  wie  jene  der  meistbegünstigten  Nation  behandelt  werden 
müssen. 
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Im  Sinne  der  zwischen  Frankreich  (17.  November  1844),  dem  Deut- 
schen Reiche  (20.  Dezember  1885),  Großbritannien  (30.  April  1886), 
Portugal  (25.  Oktober  1879),  Italien  (28.  Mai  1885)  und  Belgien  (30.  Mai  1885) 
und  Zanzibar  bestehenden  Staatsverträge  gelten  in  Angelegenheiten  der 
Konsularjurisdiktion  folgende  Bestimmungen,  welche  nach  Artikel  1  des 
oberwähnten  Handels-  und  Schiffahrtsvertrages  auch  auf  die  Angehörigen 
der  österreichisch -ungarischen  Monarchie  voUe  Anwendung  zu  finden 
haben. 

Die  Konsuln  sind  zur  Entscheidung  aller  Civil-  und  Strafprozesse 
zuständig,  die  unter  ihren  Landsleuten  entstehen.  Streitigkeiten  zwischen 
Angehörigen  verschiedener  christlicher  Nationen  sind  vor  das  Konsular- 
gericht des  Geklagten  zu  bringen.  Klagt  der  Angehörige  einer  der  Ver- 
tragsmächte gegen  einen  Untertanen  des  Sultans  von  Zanzibar  oder  einer 
durch  Konsuln  nicht  vertretenen,  nichtchristlichen  Nation,  so  wird  die 
Sache  von  der  höchsten  Behörde  des  Sultans  oder  einer  von  ihm  besonders 
dazu  ernannten  Person  verhandelt  und  entschieden.  Die  betreffenden 
Verhandlungen  und  Entscheidungen  werden  jedoch  nur  dann  für  rechts- 
gültig erachtet,  wenn  dem  Konsul  des  Klägers  oder  seinem  Stellvertreter 
hiervon  Anzeige  gemacht  und  Gelegenheit  geboten  worden  ist,  selbst  dem 
Verfahren  beizuwohnen  oder  hierzu  einen  Vertreter  abzuordnen. 

Im  umgekehrten  Falle,  wenn  der  Angehörige  einer  der  Vertrags- 
mächte Geklagter  ist,  so  ist  der  Prozeß  ausschließlich  vor  dem  Konsular- 
gerichte des  Geklagten  anhängig  zu  machen. 

Die  strafrechtliche  Verfolgung  von  Angehörigen  der  Vertragsmächte 
ist  ebenfalls  dem  betreffenden  Konsulargerichte  vorbehalten,  selbst  wenn 
die  strafbare  Handlung  auf  dem  Gebiete  von  Zanzibar  begangen  worden  ist. 

Zuwiderhandlungen  gegen  die  in  den  Verträgen  vereinbarten  Zoll- 
bestimmungen werden  von  dem  Konsul  des  Defraudanten  bestraft. 

Die  wegen  eines  solchen  Zolldeliktes  verhängten  Geldstrafen  und 
konfiszierten  Güter  hat  der  Konsul  dem  Sultan  zu  überweisen.  Zur  Vor- 
nahme von  Verhaftungen  oder  anderer  Amtshandlungen  stellt  die  Regierung 
von  Zanzibar  dem  Konsul  Polizeihilfe  zur  Verfügung;  ebenso  gewährt  sie 
den  Gläubigern  eingebomer  Schuldner  den  erforderlichen  Beistand  zur 
Betreibung  der  Schuld. 

Das  Vermögen  eines  in  Zanzibar  verstorbenen  Fremden  wird  seinem 
Konsul  zur  Auseinandersetzung  der  Verlassenschaft  überantwortet. 

Wird  ein  innerhalb  des  Gebietes  von  Zanzibar  domilizierter  An- 
gehöriger einer  der  Vertragsmächte  zahlungsunfähig,  so  hat  der  Konsul 
das  gesamte  Eigentum  desselben  in  Beschlag  zu  nehmen,  um  es  unter  die 
Gläubiger  des  Kridatars  nach  Maßgabe  der  Bestinmiungen  der  heimat- 
ländischen Konkursordnung  zur  Verteilung  zu  bringen. 
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Untertanen  des  Sultans  oder  Angehörige  durch  Konsuln  nicht  ver- 
tretener, nichtchristlicher  Nationen,  die  innerhalb  des  Gebietes  von  Zanzibar 
als  Bedienstete  bei  Angehörigen  einer  der  Vertragsmächte  angestellt  sind, 
genießen  den  gleichen  Schutz  wie  ihre  Dienstherren.  Werden  sie  jedoch 
eines  Vergehens  oder  Verbrechens  beschuldigt  und  sind  hinreichende  Ver- 
dachtsgrtinde  nachgewiesen,  so  haben  die  betreffenden  Dienstgeber  die 
Angeschuldigten  aus  ihren  Diensten  zu  entlassen  und  sie  eventuell  durch 
ihren  Konsul  (das  ist  den  Konsul  der  Dienstherren)  den  Behörden  des 
Sultans  zur  Bestrafung  zu  überantworten  (siehe  Die  Konsularjurisdiktion 
im  Oriente,  von  Dr.  Karl  Lippmann,  Leipzig  1898). 

15.  Bestellung  von  Konsularrechtsanwälten  bei  den  Österreichisch- 
ungarischen  KonsuIarSmtern. 

Bei  einigen  österreichisch -ungarischen  Konsularämtern  werden  nach 
Bedarf  Konsularrechtsanwälte  bestellt.  Nachdem  dieselben  berufen  sind, 
in  offizieller  Weise  zu  fungieren,  so  hat  das  k.  und  k.  Ministerium  des 
Äußern  angeordnet,  daß,  um  ein  gleichförmiges  Vorgehen  bei  allen  Konsular- 
ämtern zu  erzielen  und  zugleich  die  nötige  Evidenz  zu  führen,  soferne 
sich  bei  einem  Konsularamte  die  Notwendigkeit  der  Bestellung  eines 
Konsularrechtsanwaltes  ergeben  sollte,  für  die  diesfällige  Verfügung 
vorher  die  ministerielle  Ermächtigung  von  Fall  zu  Fall  einzuholen  sei. 
—  Die  erfolgte  ministerielle  Genehmigung  der  Bestellung  eines  Konsular- 
rechtsanwaltes bei  einem  österreichisch -ungarischen  Konsularamte  wird 
entsprechend  verlautbart  (Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern 
vom  8.  März  1884,  Z.  5060/10).*) 

Schon  im  Jahre  1884  wurde  von  dem  k.  und  k.  Konsulate  in  Belgrad 
der  erste  Versuch  der  Bestellung  eines  Konsularrechtsanwaltes  gemacHt, 
welchem  die  Aufgabe  zufiel,  zu  einem  im  vorhinein  fixierten,  mit  dem  Kon- 
sularamte vereinbarten  Tarife  die  Vertretung  österreichischer  oder  unga- 
rischer Staatsangehöriger  vor  den  Gerichten  in  Civil-  und  Strafsachen,  bei 
Wechselklagcn,  dann  im  Konkursverfahren  zu  übernehmen,  sowie  in  deren 
Namen  bei  jeder  anderen  Art  von  Rechtsangelcgenheiten,  endlich  auch  behufs 
Hereinbringung  von  ausständigen  Schuldforderungon  in  außergerichtlichem 
Wege  zu  intervenieren.  Nachdem  diese  in  kaufmännischen  Kreisen  mit 
Beifall  begrüßte  Einrichtung  sich  für  die  heimischen  Handels-  und  Ver- 
kehrsinteressen als  ersprießlich  bewährt  hat,  wurde  dieselbe  bisher  auf  die 
nachstehenden  k.  und  k.  Konsularämter  ausgedehnt:  St.  Petorsburo-,  Moskau, 
Sofia,  Varna,  Widdin,  Constantinopel,  Salonich,  Smyrna,  Niseh,  Hamburg 
nebst  dessen  Dependenzen  und  Bukarest. 


*)  Dieselben  Bestimmungen  gelten  auch  für  die  Bestellung  von  Konsularärzten  bei 
den  k.  und  k.  Konsularämtern. 
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16.  Konsulargebttren  für  Jurisdlktlonelle  Amtshandlungen. 

Die  Konsulargebüren,  welche  für  jurisdiktioneile  Amtshand- 
lungen einzuheben  sind,  sind  laut  II.  Abteilung,  A,  Post  1  bis  8,  und 
B,  Post  11  bis  17  des  allgemeinen  Konsulargebtiren-Tarifes  vom  Jahre  1902 
(siehe  IL  Band,  Konsular-Normalien  Nr.  XIH),  folgende: 

1.  Für  die  Registrierung  und  Erledigung  einer  jeden  Eingabe  in 
Rechtssachen,  für  welche  nicht  ein  besonderer  Tarifsatz  festgesetzt  wird, 
ist  bei  Überreichung  derselben  zu  entrichten: 

a)  für  den  ersten  Bogen       Kronen    7*50 

für  jeden  weiteren  Bogen „         3*75 

b)  für  jede  Beilage  im  Original  oder  Abschrift      ...         „         1' — 

2.  Für  die  Abhaltung  einer  jeden  gerichtlichen  Tagsatzung  samt 
Erledigung  (Verhandlung  in  Streitsachen,  Publikation  letztwilliger  An- 
ordnungen, Gläubiger-  und  Erbenversammlungen,  Zeugen,  Verhöre  etc.): 

für  den  ersten  Protokollsbogen Kronen    7'50 

für  jeden  weiteren  Protokollsbogen       „         3*75 

3.  Für  die  Vornahme  gerichtlicher  Akte  außerhalb  des  Amtes  (Vor- 
nahme gerichtlicher  Sperre,  Siegelabnahme,  Todesfallsaufnahme  etc.),  soweit 
nicht  besondere  Tarifsätze  in  Anwendung  kommen,  samt  Protokoll  und 
Erledigung  für  jeden  Tag  der  Amtshandlung Kronen  14*50 

4.  Für  die  Aufnahme  eines  Inventars  samt  Schätzung  oder  Wert- 
angabe, für  jede  durch  einen  oder  mehrere  Sachverständige  vorgenommene 
Schätzung,  oder  einen  auf  dieselbe  Weise  aufgenommenen  Sach-  oder 
Urteilsbefund,  dann  für  die  Erforschung  und  Feststellung  von  See-  und 
Flußschäden  (Protokoll  und  Erledigung  inbegriffen): 

a)  die  fixe  Gebür  für  jeden  Tag  der  Amtshandlung  mit     Kronen    9*50 

b)  von    dem    Gesamtwerte    der   inventierten    und   ge- 
schätzten Gegenstände V*  Prozent. 

Bei  Aufnahme   eines  Inventars  oder  Sachbefundes  ohne  Schätzung 

oder  Wertangabe  ist  nur  die  fixe  Gebür  zu  entrichten. 

5.  Für  die  Vornahme  öffentlicher  Feilbietungen  (samt  Protokoll  und 
Erledigung) : 

a)  die  fixe  Gebür  für  jeden  Tag  der  Amtshandlung  mit    Kronen    9*50 

b)  von  dem  durch  die  Feilbietung  eingegangenen  Betrage      1  Prozent. 

6.  Für  alle  von  Konsulargerichten  mit  oder  ohne  Beisitzer  (Kom- 
missionen) gefällten,  beziehungsweise  homologierten  Urteile  samt  allen 
Ausfertigungen: 

I.  Bei  schätzbaren  Streitobjekten:  wenn  der  zuerkannte  Streitgegen- 
stand ohne  Nebengebüren  den  Wert  von: 

a)  700  Kronen  nicht  übersteigt,  ^'50 
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b)  2400  Kronen  nicht  übersteigt,  die  fixe  Gebür  mit     .  „        14*50 

c)  2400  Kronen  übersteigrt,  die  fixe  Gebür  mit      ...  „        29* — 

d)  außerdem  in  allen  drei  Fällen  eine  Prozentualgebür 
vom  zugesprochenen  Betrage  oder  vom  Werte  des 
zugesprochenen  Gegenstandes ^/^  Prozent. 

n.  In  allen  Fällen,  wo  der  Streitgegenstand  nicht  schätzbar  ist,  die 
fixe  Gebür  mit Kronen  24* — 

7.  Für  die  protokollarische  Aufnahme  eines  gerichtlichen  Vergleiches 
oder  Kompromisses  samt  Erledigung: 

a)  wenn  der  Streitgegenstand  1200  Kronen  nicht  übersteigt  oder  nicht 
schätzbar  ist: 

für  den  ersten  Bogen       Kronen     7*50 

für  jeden  weiteren  Bogen „         3*75 

b)  wenn  der  Streitgegenstand  1200  Kronen  übersteigt: 

für  den  ersten  Bogen       Kronen  15* — 

für  jeden  weiteren  Bogen „         7*50 

8.  Für  die  Kegistrierung  und  Erledigung  von  Appellations-  und 
Revisionsanmeldungen  mit  oder  ohne  Beschwerden: 

a)  wenn  der  Gegenstand  des   Streites   2400  Kronen   nicht  übersteigt 
oder  nicht  schätzbar  ist: 

für  den  ersten  Bogen       Kronen  14*50 

für  jeden  weiteren  Bogen ,.        7*25 

b)  wenn  der  Gegenstand  des  Streites  2400  Kronen  übersteigt: 

für  den  ersten  Bogen       Kronen  29* — 

für  jeden  weiteren  Bogen „        14*50 

9.  Für  eine  Großjährigkeitserklärung „        24* — 

10.  Für  die  Verhängung  der  Kuratel „        12* — 

11.  Für  die  Prüfung  und  Erledigung  einer  Vormundschafts-  oder 
Kuratelsrechnung : 

für  den  ersten  Bogen       Kronen     7*50 

für  jeden  weiteren  Bogen „  375 

12.  Für  die  Protokollierung,  dann  für  die  Eintragung  jeder  Ver- 
änderung, Ergänzung  oder  Löschung  in  dem  Handelsregister  (Eingabe, 
Bescheide  und  Verlautbarungen  inbegriffen): 

I.  a)  einer  Aktiengesellschaft   oder  einer  Filiale  derselben    Kronen  120* — 
b)  der    Prokura    einer    Aktiengesellschaft    oder    einer 

Filiale  derselben ,.        60*— 

^iner  jeden  anderen  Handelsfirma ,.        24* — 

Für  Amortisierungsgesuche  samt  Erledigung   .    .         ,,        14*50 


—    513    — 

14.  Für  jede  amtliche  Verlautbarung  (Edikt)  auf  Ansuchen  der  Partei, 
soferne  nichts  anderes  in  demKonsulargebürentarif  e  bestimmt  ist,  Kronen  14-50 

15.  Für  die  Homologierung  eines  Havereireglements,  alle  Zustellungen 
inbegriffen: 

a)  die  fixe  Gebür  mit      Kronen    9*50 

b)  vom  Gesamtbetrage  der  Havereientschädigungs-Quoten      V«  Prozent. 


Sechzehnter  Abschnitt. 

Vorgehen  der  österreichisch -ungarischen  Eonsnlarflink- 
tionäre  bei  Requisitionen  inländischer  Administratiy-  und 

Justizbehörden. 

1.  Beq[iiisltIoneii  Inländischer  AdmlnlstratlTbehSrden. 

Wenn  inländische  Administrativbehörden  die  Vermittlung  der  öster- 
reichisch-ungarischen Konsularämter  in  der  Sichtung  unmittelbar  in  An- 
spruch nehmen,  daß  in  ihrem  Auftrage  und  Interesse  Amtshandlungen 
(Informationen,  Erhebungen,  Einsendung  von  Urkunden  usw.),^  welche  mit 
besonderen  Kosten  verbunden  sind,  vorgenommen,  werden,  so  haben  die 
österreichisch-ungarischen  Konsularämter,  sowie  bisher,  auch  in  der  Folge 
dem  Ansinnen  der  gedachten  inländischen  Behörden  zu  entsprechen,  und 
zugleich  die  Refundierung.  der  diesfalls  aufgelaufenen  Kosten  in  geeignetem . 
Wege  zu  veranlassen.  Eine  vorherige  Anfrage  betreffs  der  Ausführung 
solcher  Requisitionen  und  der  Bestreitung  der  damit  verbundenen  Auslagen 
bei  dem  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  ist  in  der  Regel  nicht  not- 
wendig. Sollte  jedoch  die  Ausführung  solcher  Requisitionen  ganz  besondere 
Kosten  verursachen,  welche  nicht  im  Verhältnisse  zum  Gegenstande,  um  den 
es  sich  handelt,  stehen,  so  haben  die  österreichisch-ungarischen  Konsular- 
ämter, den  Fall  besonderer  Wichtigkeit  und,  wo  Gefahr  am  Verzuge  ist, 
ausgenommen,  vorher  eine  diesf ällige  Anfrage  an  das  k.  und  k.*  Ministerium 
des  Äußern  zu  richten  und  die  nötigen  Weisungen  einzuholen  (Circulare 
des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  20.  Juni  1898,  Z.  28.659/7). 

Der  Umstand,  daß  die  k.  und  k.  Konsularämter  bei  Verrechnung  von 
Auslagen,  welche  sie  über  ministeriellen  Auftrag  oder  in  Ausführung  der 
an  sie  gerichteten  Ersuchschreiben  inländischer  Behörden  bestreiten,  nicht 
selten  die  Bezugnahme  auf  die  betreffende  Requisition  unterlassen,  hat 
schon  mehrfach  zu  Inkonvenienzen  für  die  ministerielle  Rechnungskontrolle 
geführt,  indem  dieselbe  bei  Prüfung  derartiger  Rechnungen  zu  lang- 
wierigen Recherchen  bemüßigt,  und  bei  deren  eventueller  Resultatslosigkeit 
gezwungen  ist,  die  Liquidierung  bis  zum  Eintreffen  der  Konsularerläu^ 
rungsberichte  zu  suspendieren.    Das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern 

Malfatti,  Konsularwesen.  I.  33 
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daher  im  Interesse  des  Dienstes  gefunden,  als  allgemeine  Norm  auf  zustellen^ 
daß  die  k.  und  k.  Konsularämter  bei  jeder  Post  ihrer  Dienstrechnung  stets 
jene  ministerielle  Verfügung  oder  jene  Requisition  der  inländischen  Be- 
hörden oder  Parteien  zu  zitieren  haben,  auf  Grund  welcher  die  betreffende 
Ausgabe  oder  Einnahme  erfolgt  ist  (Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums 
des  Äußern  vom  30.  November  1893,  Z.  46.492/3).  (Siehe  zweiter  TeU, 
Abschnitt  5.) 

2.  Requisitionen  inländischer  Justizbehörden. 

Hinsichtlich  der  Rechtshilfe  in  Civilrechtssachen  haben  jenen  Staaten 
gegenüber,  welche  dem  im  Haag  am  14.  November  1896  abgeschlossenen 
internationalen  Vertrage  (R.  G.  B.  Nr.  85  ex  1899,  beziehungsweise 
ungarischer  Gesetzartikel  XIII  vom  Jahre  1899,  siehe  II.  Band,  Kon- 
sular-Normalien  Nr.  XVII)  zur  Regelung  mehrerer  auf  den  Civilprozeß 
bezüglichen  Fragen  des  internationalen  Privatrechtes  beigetreten  sind, 
zunächst  die  einschlägigen  Bestimmungen  dieser  Konvention  zur  An- 
wendung zu  kommen. 

Die  gedachten  Staaten  sind: 

1.  Belgien,  7.  Italien, 

2.  Dänemark,  8.  Rußland, 

3.  Frankreich,  9.  Portugal, 

4.  Luxemburg,  10.  Rumänien, 

5.  die  Niederlande,  11.  Spanien, 

6.  das  Deutsche  Reich,  12.  die  Schweiz, 

13.  Schweden  und  Norwegen.*) 
Die   in   Betracht   kommenden   Bestimmungen   sind   in   den   Artikeln 
1  bis  10,  dann  12  bis  13  des  oberwähnten  Übereinkommens  vom  14.  No- 
vember 1896  (R.  G.  B.  Nr.  85  ex  1899,  ungarischer  Gesetzartikel  XIII  vom 
Jahre  1899)  enthalten,  welche  lauten  wie  folgt: 

a)  Mittetlung  gerichtlicher  oder  außergerichtlicher  Akten. 

Artikel  1.  In  Civil-  oder  Handelssachen  erfolgen  die  aus  einem  der 
Vertragsstaaten  nach  einem  anderen  Vertragsstaate  zu  bewirkenden  Zu- 
stellungen von  Schriftstücken  auf  Grund  eines  an  die  zuständige  Behörde 
des  anderen  Staates  zu  richtenden  Ersuchens  der  Beamten  der  Staats- 
anwaltschaft oder  der  Gerichte. 

Die  Übermittlung  erfolgt  auf  diplomatischem  Wege,  es  sei  denn,  daß 
der  unmittelbare  Geschäftsverkehr  zwischen  den  Behörden  der  beiden 
Staaten  zugelassen  ist. 


*)  Laut  derAnschlußprotokolle  vom  1.  Februar,  9.  November,  18.  und  Hl.  Dezember  1897 
Bind  dem  gedachten  tJbereinkommen  auch  Schweden  und  Norwegen,  Österreich- Ungarn,. 
das  Deutsche  Reich,  Dänemark,  Rumänien  und  Rußland  beigetreten. 


—    515    — 

Artikel  2.  Die  Zustellung  liegt  der  ersuchten  Behörde  ob.  Sie 
kann  nur  abgelehnt  werden,  wenn  sie  nach  der  Auffassung  des  Staates, 
auf  dessen  Gebiete  sie  erfolgen  soll,  geeignet  erscheint,  seine  Hoheits- 
rechte zu  verletzen  oder  seine  Sicherheit  zu  gefährden. 

Artikel  3.  Zum  Nachweise  der  Zustellung  genügt  ein  mit  Datum 
versehenes  und  beglaubigtes  Empfangsbekenntnis  oder  eine  Bescheinigung 
der  ersuchten  Behörde,  aus  der  sich  die  Tatsache  und  die  Zeit  der  Zu- 
stellung ergibt. 

Das  Empfangsbekenntnis  oder  die  Bescheinigung  ist  auf  die  zweite 
Ausfertigung  des  zuzustellenden  Schriftstückes  zu  setzen  oder  der  zweiten 
Ausfertigung  anzuheften,  sof erne  eine  solche  zu  diesem  Zwecke  mit  über- 
sandt  wurde. 

Artikel  4.  Die  Bestimmungen  der  vorausgehenden  Artikel  schließen 
nicht  aus: 

!•  daß  Z^stellungsakten  den  im  Auslande  befindlichen  Beteiligten 
unmittelbar  durch  die  Post  zugesandt  werden; 

2.  daß  die  Beteiligten  die  Zustellung  unmittelbar  durch  die  Gerichts- 
vollzieher oder  sonstigen  Beamten  vornehmen  lassen,  die  in  dem  Lande, 
wo  die  Zustellung  erfolgen  soll,  hierfür  zuständig  sind; 

3.  daß  jeder  Staat  die  in  einem  anderen  Staate  zu  bewirkenden 
Zustellungen  durch  seine  diplomatischen  oder  konsularischen  Vertreter 
vornehmen  läßt. 

Die  in  diesen  Fällen  vorgesehenen  Zustellungsarten  sind  jedoch  nur 
insoweit  statthaft,  als  es  den  Gesetzen  der  beteiligten  Staaten  oder  den 
zwischen  ihnen  bestehenden  Vereinbarungen  entspricht. 

b)  Ersuchschreiben. 

Artikel  5.  In  Civil-  oder  Handelssachen  können  die  Gerichtsbehörden 
eines  Vertragsstaates,  nach  Maßgabe  der  Vorschriften  seiner  Gesetzgebung, 
sich  durch  Ersuchschreiben  an  die  zuständige  Behörde  eines  anderen 
Vertragsstaates  wenden,  um  zu  erwirken,  daß  sie  innerhalb  ihres  Geschäfts- 
kreises eine  richterliche  Prozeßhandlung  oder  andere  gerichtliche  Hand- 
lungen vornehme. 

Artikel  6.  Die  Übermittlung  der  Ersuchschreiben  erfolgt  auf  dem 
diplomatischen  Wege,  es  sei  denn,  daß  der  unmittelbare  Geschäftsverkehr 
zwischen  den  Behörden  der  beiden  Staaten  zugelassen  ist. 

Ist  das  Ersuchschreiben  nicht  in  der  Sprache  der  ersuchten  Behörde 
abgefaßt,  so  muß  es,  vorbehaltlich  anderweitigen  Übereinkommens,  von 
einer  beglaubigten  Übersetzung  in  die  zwischen  den  beiden  beteiligten 
Staaten  vereinbarte  Sprache  begleitet  sein. 

33* 
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Artikel  7.  Die  Gerichtsbehörde,  an  die  das  Ersuchen  gerichtet  ist, 
ist  verpflichtet,  ihm  zu  entsprechen.  Sie  kann  jedoch  ablehnen,  dem  Er- 
suchen Folge  zu  geben: 

1.  wenn  die  Echtheit  der  Urkunde  nicht  feststeht; 

2.  wenn  im  ersuchten  Staate  die  Erledigung  des  Ersuchens  nicht  in 
den  Bereich  der  Gerichtsgewalt  fällt. 

Außerdem  kann  die  Erledigung  abgelehnt  werden,  wenn  sie  nach 
der  Auffassung  des  Staates,  auf  dessen  Gebiete  sie  erfolgen  soll,  ge- 
eignet erscheint,  seinen  Hoheitsrechten  oder  seiner  Sicherheit  Eintrag 
zu  tun. 

Artikel  8.  Im  Falle  der  Unzuständigkeit  der  ersuchten  Behörde  ist 
das  Ersuchschreiben  von  Amts  wegen  an  die  zuständige  Gerichtsbehörde 
desselben  Staates  unter  Beobachtung  der  dafür  in  diesem  Staate  geltenden 
gesetzlichen  Vorschriften  abzutreten. 

Artikel  9.  In  allen  Fällen,  in  denen  das  Ersuchen  von  der  an- 
gegangenen Behörde  nicht  erledigt  wird,  hat  diese  die  ersuchende  Be- 
hörde unverzüglich  hiervon  zu  benachrichtigen,  und  zwar  im  Falle  des 
Artikels  7  unter  Angabe  der  Gründe,  aus  denen  die  Erledigung  des  Er- 
suchens abgelehnt,  und  im  Falle  des  Artikels  8  unter  Bezeichnung  der 
Behörde,  an  die  das  Ersuchen  abgetreten  worden  ist. 

Artikel  10.  Die  Gerichtsbehörde  hat  bei  der  Erledigung  des  Ersuchens 
hinsichtlich  der  Formen  des  Verfahrens  die  Gesetze  des  eigenen  Landes 
in  Anwendung  zu  bringen. 

Wünscht  indessen  die  ersuchende  Behörde,  daß  nach  einer  besonderen 
Form  verfahren  werde,  so  kann,  auch  wenn  diese  in  der  Gesetzgebung 
des  ersuchten  Staates  nicht  vorgesehen  ist,  dem  Antrage  entsprochen 
werden,  soferne  die  Gesetzgebung  dieses  Staates  das  gewünschte  Ver- 
fahren nicht  verbietet. 

c)  Sicherheitsleistung  für  die  Prozeßkosten. 

Artikel  11.  Treten  Angehörige  eines  der  Vertragsstaaten  in  einem 
anderen  dieser  Staaten  als  Kläger  oder  Intervenienten  vor  Gericht  auf, 
so  darf  ihnen,  soferne  sie  in  irgend  einem  der  Vertragsstaaten  ihren 
Wohnsitz  haben,  wegen  ihrer  Eigenschaft  als  Ausländer  oder  deswegen, 
weil  sie  keinen  Wohnsitz  oder  Aufenthalt  im  Inlandc  haben,  eine  Sicher- 
heitsleistung oder  Hinterlegung,  unter  welcher  Benennung  es  auch  sei, 
nicht  auferlegt  werden. 

Artikel  12.  Entscheidungen,  wodurch  der  Kläger  oder  Intervenient, 
der  nach  Artikel  11  oder  nach  dem  in  dem  Staate  der  Klagerhebung 
geltenden  Rechte   von  der  Sicherheitsleistung   oder  Hinterlegung   befreit 
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war,  in  die  Prozeßkosten  verurteilt  wurde,  sind  in  jedem  der  anderen 
Vertragsstaaten  durch  die  zuständige  Behörde  nach  Maßgabe  der  dortigen 
Gesetze  vollstreckbar. 

Artikel  13.  Die  zuständige  Behörde  hat  ihre  Prüfung  darauf  zu 
beschränken: 

1.  ob  nach  den  Gesetzen  des  Landes,  wo  die  Verurteilung  erfolgt 
ist,  die  Ausfertigung  der  Entscheidung  die  für  ihre  Beweiskraft  erforder- 
lichen Voraussetzungen  erfüllt; 

2.  ob  nach  denselben  Gesetzen  die  Entscheidung  die  Rechtskraft 
erlangt  hat. 

Hierzu  hat  das  königlich  ungarische  Justizministerium  mit  Verordnung 
vom  20.  Mai  1899,  Z.  30.021/1899  J.  M.,  eine  Vollzugsvorschrift  erlassen, 
welcher  folgende  Bestimmungen  zu  entnehmen  sind. 

A)  Mitteilung  von  Akten  in  und  außer  Streitsachen  (Zustellungen). 

Im  Sinne  des  ersten  Absatzes  des  Artikels  1  der  oberwähnten  inter- 
nationalen Konvention  vom  14.  November  1896  erfolgt  in  Civil-  oder 
Handelssachen  die  Zustellung  der  für  das  Ausland  bestimmten  Akten  in  den 
vertragschließenden  Staaten  über  den  von  einem  staatsanwaltschaftlichen 
Funktionär  oder  von  den  Gerichten  des  einen  vertragschließenden  Staates 
an  die  kompetente  Behörde  des  anderen  vertragschließenden  Staates  ge- 
richteten Wunsch. 

Dieser  Wunsch  muß  jedoch  nicht  in  einem  formellen  Requisitions- 
schreiben zum  Ausdruck  gebracht  werden,  sondern  es  genügt,  wenn  das 
ungarische  Gericht  das  zuzustellende  Aktenstück  samt  Zustellungsschein 
an  das  königliche  Justizministerium  in  Vorlage  bringt,  welches  dann 
gelegentlich  dessen  Weiterbeförderung  den  auf  Zustellung  gerichteten 
Wunsch  des  die  Vorlage  bewirkenden  ungarischen  Gerichtes  gegenüber 
dem  ausländischen  Staate  zum  Ausdruck  bringen  wird. 

Das  ungarische  Gericht  muß  an  die  ausländische  Behörde  ein  for- 
melles Requisitionsschreiben  um  Effektuierung  der  Zustellung  nur  in  jenen 
Ausnahmsfällen  richten,  in  welchen  das  ungarische  Gericht  das  zuzu- 
stellende Aktenstück  samt  dem  bezüglichen  Zustellungsschein  ohne  In- 
anspruchnahme der  Vermittlung  des  königlichen  Justizministeriums  direkt 
an  die  zur  Effektuierung  der  Zustellung  kompetente  ausländische  Behörde 
absendet. 

Den  auf  dem  Territorium  der  oben  aufgezählten  Staaten  zuzustellenden 
Aktenstücken  und  den  auf  diese  bezug  habenden  ZusteUungscheinen  der 
ungarischen  Gerichte  muß  eine  Übersetzung  nicht  beigeschlossen  werden. 

Den  beteiligten  Parteien  steht,  wenn  sie  die  Übersetzungskosten 
vorstrecken  und  tragen,  das  Recht  zu,  zu  verlangen,  daß  das  ungarische 
Gericht  die  im  Auslande   zuzustellenden  Aktenstücke  und  die  auf  diese 
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bezug  habenden  Zustellungsscheine  mit  einer  in  der  Amtssprache  der  zur 
EfEektuierung  der  Zustellung  berufenen  ausländischen  Behörde  verfaßten 
Übersetzung  instruieren  lasse. 

Wenn  die  Zustellung  im  Gebiete  eines  solchen  Staates  effektuiert 
werden  muß,  mit  dessen  Gerichtsbehörden  der  direkte  Verkehr  gestattet 
ist,  so  können  die  beteiligten  Parteien,  insoweit  sie  die  Übersetzungskosten 
vorstrecken  und  tragen,  zum  Zwecke  der  Beseitigung  der  unten  bezeich- 
neten sprachlichen  Schwierigkeiten  verlangen,  daß  das  ungarische  Gericht 
das  oberwähnte  Requisitionsschreiben  mit  einer  in  der  Amtssprache  der 
zur  Effektuierung  der  Zustellung  berufenen  ausländischen  Behörde  verfaßten 
Übersetzung  instruieren  lasse. 

Im  Sinne  des  zweiten  Absatzes  des  Artikels  1  der  gedachten  Konvention 
erfolgt  die  Zusendung,  falls  etwa  nicht  der  direkte  Verkehr  zwischen 
den  Behörden  der  beiden  Staaten  gestattet  ist,  auf  diplomatischem  Wege. 

Die  ungarischen  Gerichte  bringen  daher  die  im  Gebiete  der  ob- 
angeführten  Staaten  zuzustellenden  Aktenstücke  samt  den  Zustellungs- 
scheinen in  der  Regel  an  das  königliche  Justizministerium  in  Vorlage, 
welches  für  die  Weiterbeförderung  derselben  auf  diplomatischem  Wege 
Sorge  trägt  und  das  die  Vorlage  bewirkende  ungarische  Gericht  vom 
Resultate  verständigt. 

Der  direkte  Verkehr  ist  —  insofeme  nicht  sprachliche  Schwierig- 
keiten obwalten  —  nur  mit  den  Behörden  von  Preußen  gestattet,  aber 
auch  diesen  gegenüber  ist  der  diplomatische  Weg  nicht  verlegt. 

Mit  den  Behörden  der  übrigen  Staaten  des  Deutschen  Reiches  ist  — 
abgesehen  von  allerdringlichsten  Fällen  —  der  direkte  Verkehr  nicht  ge- 
stattet und  darf  auch  in  diesen  allerdringlichsten  Fällen  nur  dann  Platz 
greifen,  wenn  keine  sprachlichen  Schwierigkeiten  obwalten. 

Die  von  den  Gerichten  und  staatsanwaltschaftlichen  Funktionären 
der  oben  aufgezählten  Staaten  herstammenden  Aktenstücke  können  die 
ungarischen  Gerichte  —  insofeme  nicht  der  direkte  Verkehr  mit  den 
Behörden  des  betreffenden  Staates  gestattet  ist  —  nur  dann  zustellen, 
wenn  dieselben  auf  diplomatischem  Wege,  also  durch  Vermittlung  des 
königlichen  Justizministeriums  an  sie  gelangen. 

Die  mit  Umgehung  des  diplomatischen  Weges  aus  solchen  Staaten 
einlangenden  Aktenstücke,  mit  deren  Behörden  der  direkte  Verkehr  ge- 
stattet ist,  sind  die  ungarischen  Gerichte  nur  dann  zuzustellen  verpflichtet, 
wenn  ein  Gericht  oder  ein  staatsanwaltschaftlicher  Funktionär  des  betreffen- 
den Staates  die  Zustellung  verlangt,  nicht  aber  auch  dann,  wenn  sich 
die  Partei  selbst  mit  einem  derartigen  Ansuchen  an  das  ungarische  Ge- 
richt wendet. 

Im  Sinne  des  Artikels  2  der  Konvention  läßt  die  requirierte  Behörde 
die  Zustellung   effektuieren.    Die  Zustellung  kann  nur  dann   verweigert 
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werden,   wenn  der  Staat,  in  dessen  Gebiet  dieselbe  zu  vollziehen  wäre, 
sie  in  Ansehung  seiner  Souveränität   oder  Sicherheit  für  nachteilig  hält. 

Dies  untersucht,  wenn  es  sich  um  die  Zustellung  von  derlei  Akten- 
stücken in  Ungarn  handelt,  welche  auf  diplomatischem  Wege  einlangen, 
in  erster  Linie  das  königliche  Justizministerium,  bevor  es  die  Aktenstücke 
an  das  ungarische  Gericht  herabsendet. 

Die  Zustellung  von  aus  den  oben  aufgezählten  Staaten  herstammenden 
Aktenstücken  kann  das  ungarische  Gericht  wegen  Mangel  einer  Über- 
setzung nicht  verweigern. 

Das  fremdsprachige  Aktenstück  ist  in  der  Regel  im  Originaltexte 
ohne  Übersetzung  zuzustellen. 

Stammt  jedoch  das  Aktenstück  aus  einem  solchen  Staate,  gegenüber 
welchem  bezüglich  der  Zwangszustellung  Reziprozität  besteht  und  weigert 
sich  die  Partei,  das  Aktenstück  ohne  Übersetzung  zu  akzeptieren,  so  läßt 
das  ungarische  Gericht  das  Aktenstück  vor  der  EfEektuierung  der  Zwangs- 
zustellung in  seine  eigene  Amtssprache  übersetzen. 

Die  Auslagen  der  Übersetzung  sind  aus  dem  Kanzleipauschale  zu 
bestreiten. 

Von  den  oben  aufgezählten  Staaten  besteht  mit  Italien,  Rumänien 
und  dem  Schweizer  Kanton  Waadt  bezüglich  der  Zwangszustellung  Rezi- 
prozität. Bei  der  Zustellung  der  von  dort  einlangenden  gerichtlichen 
oder  staatsanwaltschaftlichen  Aktenstücke  ist  im  Sinne  des  Gesetzartikels  LIV 
von  1868,  §§  259  und  folgende,  und  des  Gesetzartikels  X  von  1875,  be- 
ziehungsweise in  der  Stadt  Fiume  und  ihrem  Umkreise  im  Sinne  des 
vierten  Hauptstückes  der  provisorischen  Civilprozeßordnung  vom  16.  Sep- 
tember 1852,  vorzugehen  und  kann  nötigenfalls  auch  die  Anwendung 
von  Zwangsmitteln  Platz  greifen. 

Bei  der  Zustellung  der  aus  den  übrigen  obbezeichneten  Staaten  ein- 
langenden gerichtlichen  oder  staatsanwaltschaftlichen  Aktenstücke  kann 
ein  Zwangsmittel  nicht  zur  Anwendung  gelangen  und  es  sind  derlei  Akten- 
stücke nach  dem  in  dem  mit  Erlaß  vom  23.  Jänner  1893,  Z.  2951/J.  M., 
neuerdings  verlautbarten  Erlasse  vom  Jahre  1880,  Z.  21.668,  angegebenen 
Verfahren  zuzustellen. 

In  Gemäßheit  des  ersten  Absatzes  des  Artikels  3  der  Konvention 
genügt  zur  Bestätigung  der  erfolgten  Zustellung  eine  datierte  und  legali- 
sierte Empfangsbestätigung  oder  ein  die  EfEektuierung  und  das  Datum 
der  Zustellung  bescheinigendes  Zertifikat  der  requirierten  Behörde. 

Ist  die  Zustellung  im  obigen  Sinne  J  jedoch  ohne  Anwendung  von 
Zwangsmitteln  erfolgt,  so  setzen  der  Empfänger  und  der  Zustellende  unter 
Ersichtlichmachung  des  Tages  der  Zustellung  ihre   eigenhändige 
Schrift  (Handzeichen)   auf  dem  vorschriftsmäßigen  Zustellu 
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^rkennungs'scliein)  bei  und  der  ungarische  Gerichtsexpeditor  legalisiert'  dies 
mit  seiner  Unterschrift,  unter  Beidrückung  des  Gerichtsstempels. 

Ist  die  Zustellung  mit  Anwendung  von  Zwangsmitteln  erfolgt,  so 
fertigt  das  ungarische  Gericht  über  die  EfEektuierung  und  das  Datum  der 
Zustellung  ein  Zertifikat  aus,  welches  mit  der  Unterschrift  des  Richters 
und  mit  dem  Gerichtsstempel  zu  versehen  ist. 

Geht  das  Gericht  bei  der  Zustellung  nach  dem  oben  zitierten  Erlasse 
vor  und  erscheint  die  behufs  Übernahme  des  Aktenstückes  vorgeladene 
Partei  vor  Gericht,  so  muß  mit  derselben  ein  kurzes  Protokoll  aufgenommen 
werden,  in  welchem  die  Übernahme  des  Aktenstückes  oder  die  Ver- 
weigerung der  Übernahme  zu  konstatieren  ist.  Das  Protokoll  muß  mit 
dem  Gerichtsstempel  versehen  und  außer  vom  Richter  und  Protokollführer 
auch  von  der  Partei  unterschrieben  oder  mit  ihrem  Handzeichen  versehen 
werden.  Im  Falle  der  Weigerung  der  Partei  ist  dieser  Umstand  im  Proto- 
kolle gleichfalls  zu  erwähnen. 

Erscheint  die  behufs  Übernahme  des  Aktenstückes  vorschriftsmäßig 
vorgeladene  Partei  innerhalb  der  anberaumten  Frist  nicht,  so  fertigt  das 
Gericht  hierüber  ein  Zertifikat  aus,  welches  mit  der  Unterschrift  des 
Richters  und  mit  dem  Gerichtsstempel  versehen  werden  muß.     *' 

Die  in  Rede  stehenden  Zustellungsscheine  (Empfangsbestätigungen) 
oder  die  diese  vertretenden  Protokolle,  beziehungsweise  Zertifikate  müssen 
nicht  mit  Übersetzungen  versehen  werden. 

Im  Sinne  des  zweiten  Absatzes  des  Artikels  3  der  Konvention  muß  die 
Empfangsbestätigung  oder  das  Zertifikat  auf  das  Duplikat  des  zuzustellenden 
Aktenstückes  geschrieben  oder  demselben  beigeschlossen  werden,  wenn 
zu  diesem  Zweck  ein  Duplikat  übersendet  worden  ist. 

Das  ungarische  Gericht  entspricht  dieser  Verfügung  in  der  Weise, 
daß  es  den  oben  erwähnten  Zustellungss'chein  (Empfangsbestätigung)  oder 
das  diesen  vertretende  Protokoll,  beziehungsweise  Zertifikat  dem  vom  auslän- 
dischen Gerichte  oder  Staatsanwaltschaft  etwa  übersendeten  Duplikate  zuheftet. 

Das  ungarische  Gericht  bringt  nach  Beendigung  des  Zustellungs- 
verfahrens den  oberwähnten  Zustellungsschein  oder  das  Protokoll,  beziehungs- 
weise das  Zertifikat  und  die  von  den  ausländischen  Gerichten  etwa  dorthin 
übersendeten  Duplikate  an  das  königliche  Justizministerium  in  Vorlage 
oder  erstattet  über  die  etwa  obwaltenden  Hindernisse  unter  Rückvorlage 
sämtlicher  Akten  Bericht. 

Die  Punkte  1  und  2  des  Ai'tikels  4  der  Konvention  behalten  im 
Zusammenhange  mit  dem  letzten  Absätze  des  Artikels  4  die  Möglichkeit 
vor,  daß  die  einzelnen  Staaten  betreffs  der  Zustellung  im  Woge  der 
Post  und  betreffs  der  Erwirkung  der  Zustellung  durch  die  Parteien  be- 
sondere Vereinbarungen  treffen  können.  Derlei  Vereinbarungen  bestehen 
zur  Zeit  nicht. 
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Der  Punkt  3  des  Artikels  4  der  Konvention  regelt  die  Zustellung 
durch  die  diplomatischen  Organe  und  Konsuln. 

In  den  bezüglichen  Konventionen  ist  für  die  diplomatischen  Organe 
und  Konsuln  der  ausländischen  Staaten  auf  dem  Gebiete  Ungarns  eine 
Wirkungssphäre  für  die  Zustellung  nicht  festgesetzt  und  die  k.  und  k. 
Vertretungsbehörden  können  bisher  von  den  vertragschließenden  Staaten 
nur  in  Rumänien  als  Ausfluß  der  Konsulargerichtsbarkeit  Zustellungen 
bewirken. 

B)  Requisitionsschreiben. 

Im  Sinne  des  Artikels  5  der  mehrerwähnten  Konvention  kann  in  Civil- 
oder  Handelssachen  die  Gerichtsbehörde  des  einen  vertragschließenden 
Staates  in  Gemäßheit  der  Normen  der  eigenen  Gesetzgebung  an  die  kom- 
petente Behörde  eines  anderen  vertragschließenden  Staates  behufs  Vollzuges 
einer  in  den  Wirkungskreis  derselben  gehörigen  prozeßinstruierenden  oder 
sonstigen  richterlichen  Handlung  ein  Requisitionsschreiben  richten. 

Diese  Requisitionsschreiben  können  sich  nicht  auf  Exekutionen, 
sondern  nur  auf  Zeugeneinvernahmen,  Beschau  (Augenscheinaufnahmen), 
Eidesabnahmen   und  sonstige   ähnliche   richterlich^  Handlungen  beziehen. 

Die  ungarischen  Gerichte  haben  ihre  Requisitionsschreiben  derart  zu 
adressieren,  daß  dieselben  an  eine  bestimmte  Gerichtsbehörde  und  zugleich 
an  jede  sonstige  zur  Erfüllung  des  Ansuchens  kompetente  Behörde  des 
betreffenden  ausländischen  Staates  lauten. 

Im  Sinne  des  zweiten  Absatzes  des  Artikels  6  der  Konvention  muß 
das  Requisitionsschreiben,  wenn  es  nicht  in  der  Sprache  der  requirierten 
Behörde  verfaßt  ist,  in  Ermanglung  eines  gegenseitigen  Übereinkommens, 
mit  einer  in  der  von  den  beteiligten  Staaten  festgesetzten  Sprache  an- 
gefertigten und  legalisierten  Übersetzung  versehen  sein. 

In  der  Regel  sind  die  Requisitionsschreiben  der  ungarischen  Gerichte 
und  jene  Beilagen  derselben,  deren  Kenntnis  dazu  notwendig  ist,  daß  die 
ausländische  Gerichtsbehörde  das  Requisitionsverlangen  erfüllen  könne,  mit 
in  der  Sprache  jenes  Staates  verfaßten  Übersetzungen  zu  versehen,  an 
dessen  Gerichtsbehörde  das  Requisitionsschreiben  lautet,  falls  das  Requisitions- 
schreiben und  dessen  Beilagen  nicht  schon  in  dieser  Sprache  verfaßt  sind. 

Für  die  Modalitäten  der  Beschaffung  der  oberwähnten  Übersetzungen, 
femer  für  die  Vorstreckung  und  Tragung  der  diesfälligen  Kosten,  des- 
gleichen für  die  damit  zusammenhängenden  Fragen  sind  der  Dolmetsch- 
erlaß vom  22.  Oktober  1873,  Z.  32.942/J.  M.,  insbesondere  die  §§  23  und 
38  desselben,  sowie  die  mit  demselben  in  Verbindung  stehenden  Erlässe 
maßgebend. 

Betreffs  der  russischen  Übersetzungen  ist  der  Erlaß  vom  i.  Juli  1893, 
Z.  25.136/ J.  M.,  vor  Augen  zu  ha)ti>« 
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An  rumänische  Gerichtsbehörden  lautende  Requisitionsschreiben  der 
ungarischen  Gerichte  und  deren  Beilagen  können  auch  ohne  rumänische 
Übersetzung  an  das  königliche  Justizministerium  in  Vorlage  gebracht 
werden,  welches  dann  die  Beischließung  der  nötigen  Übersetzungen  im 
Wege  der  k.  und  k.  Gesandtschaft  in  Bukarest  veranlaßt  und  das  unga- 
rische Gericht,  sobald  die  erwachsenen  Übersetzungskosten  festgestellt 
worden  sind,  beauftragt,  den  Betrag  derselben  vorschriftsgemäß  zu  decken 
und  an  das  königliche  Justizministerium  behufs  Weiterbeförderung  ein- 
zusenden. 

Sollte  eine  solche  Übersetzung  benötigt  werden,  für  welche  weder 
bei  dem  betreffenden  noch  bei  einem  sonstigen  ungarischen  Gerichte  ein 
Dolmetsch  bestellt  ist  und  welche  auch  im  Wege  der  Übersetzungssektion 
des  königlichen  Ministerpräsidiums  nicht  beschafft  werden  kann,  so  hat 
sich  das  ungarische  Gericht  behufs  Bewerkstelligung  der  Übersetzung  an 
das  königliche  Justizministerium  zu  wenden,  welches  die  entsprechenden 
Maßnahmen  treffen  wird. 

Die  an  italienische  Gerichtsbehörden  gerichteten  Requisitionsschreiben 
der  ungarischen  Gerichte  und  deren  Beilagen  müssen  mit  einer  Übersetzung 
nicht  versehen  werden.  Die  in  dieser  Angelegenheit  am  11.  und 
27.  April  1875  in  Rom  und  Wien  unterzeichnete  Deklaration  und  der  am 
31.  Dezember  1875  unter  Z.  36.854  erflossene  Justizministerlalerlaß  bleiben 
unberührt. 

Im  Sinne  des  ersten  Absatzes  des  Artikels  6  der  Konvention  erfolgt 
die  Zusendung  der  Requisitonsschreiben,  wenn  nicht  etwa  zwischen  den 
Behörden  der  beiden  Staaten  der  direkte  Verkehr  gestattet  ist,  auf  diplo- 
matischem Wege. 

Die  ungarischen  Gerichte  bringen  demzufolge  ihre  an  die  Gerichts- 
behörden der  oben  aufgezählten  Staaten  gerichteten  Requisitionsschreiben 
und  deren  Beilagen  samt  den  oberwähnten  Übersetzungen  in  der  Regel 
an  das  königliche  Justizministerium  in  Vorlage,  welches  für  deren  Weiter- 
beförderung auf  diplomatischem  Wege  Sorge  trägt  und  das  die  Vorlage 
bewirkende  ungarische  Gericht  vom  Resultate  verständigt. 

Die  auf  den  direkten  Verkehr  bezug  habenden  Bestimmungen  sind 
auch  betreffs  der  obgedachten  Requisitionsschreiben  maßgebend« 

Die  ungarischen  Gerichte  dürfen  den  von  den  Gerichtsbehörden  der 
oben  aufgezählten  Staaten  herstammenden  Requisitionsschreiben  —  insof erne 
nicht  etwa  der  direkte  Verkehr  mit  den  Behörden  des  betreffenden  Staates 
gestattet  ist  —  nur  dann  Genüge  leisten,  wenn  dieselben  auf  diplomatischem 
Wege,  also  durch  Vermittlung  des  königlichen  Justizministeriums  an  sie 
gelangen. 

In  der  Regel  können  die  ungarischen  Gerichte  den  von  den  Gerichts- 
behörden   der    oben    aufgezählten   Staaten    herstammenden   Requisitions- 
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schreiben  nicht  Genüge  leisten,  wenn  die  Requisitionsschreiben  und  jene 
Beilagen  derselben,  deren  Kenntnis  dazu  notwendig  ist,  damit  das  Requisitions- 
verlangen effektuiert  werden  könne,  nicht  in  der  Amtssprache  des  requi- 
rierten ungarischen  Gerichtes  verfaßt  oder  nicht  mit  einer  in  dieser  Sprache 
verfaßten  Übersetzung  versehen  sind. 

Für  derlei  Übersetzungen  kann,  wenn  die  requirierende  ausländische 
Gerichtsbehörde  oder  deren  Regierung  die  nötigen  Übersetzungskosten 
refundiert,  das  königliche  Justizministerium  oder  das  requirierte  ungarische 
Gericht  Sorge  tragen. 

Die  italienischen  Gerichtsbehörden  sind  im  Sinne  der  am  11.  und 
27.  April  1875  in  Rom  und  Wien  unterzeichneten  Deklaration  und  des 
am  31.  Dezember  1875  unter  Z.  36.854  erflossenen  Justizministerialerlasses 
nicht  verpflichtet,  ihre  an  ungarische  Gerichtsbehörden  gerichteten  Requisi-' 
tionsschreiben  und  deren  Beilagen  mit  ungarischen  Übersetzungen  zu  versehen. 

Für  die  etwa  erforderlichen  ungarischen  Übersetzungen  hat  das 
ungarische  Gericht  Sorge  zu  tragen  und  kann  die  Kosten  für  derlei  Über- 
setzungen nicht  von  der  requirierenden  italienischen  Gerichtsbehörde 
beanspruchen,  sondern  dieselben  müssen,  insofeme  sie  von  den  beteiligten 
Parteien  im  Gebiete  Ungarns  nicht  hereingebracht  werden  können,  aus 
dem  Kanzleipauschale  des  ungarischen  Gerichtes  bestritten  werden. 

Im  Sinne  des  Artikels  7  der  Konvention  ist  die  Gerichtsbehörde,  an 
welche  das  Requisitionsschreiben  gerichtet  ist,  verpflichtet,  demselben 
Genüge  zu  leisten. 

Nichtsdestoweniger  kann  es  die  Vollstreckung  desselben  vei-weigem: 

1.  Wenn  die  Authentizität  der  Urkunde  zweifelhaft  ist; 

2.  wenn  in  dem  requirierten  Staate  die  Effektuierung  der  Requisition 
nicht  in  den  Wirkungskreis  der  Gerichtsgewalt  gehört. 

Überdies  kann  diese  Effektuierung  verweigert  werden,  wenn  der 
Staat,  in  dessen  Gebiet  dieselbe  zu  vollziehen  wäre^  sie  in  Ansehung 
seiner  Souveränität  oder  Sicherheit  für  nachteilig  hält. 

AUdies  untersucht,  wenn  das  an  das  ungarische  Gericht  gerichtete 
Requisitionsschreiben  auf  diplomatischem  .Wege  eingelangt  ist,  in  erster 
Linie  das  königliche  Justizministerium,  bevor  es  noch  das  Requisitions- 
schreiben und  dessen  Beilagen  an  das  ungarische  Gericht  übermittelt. 

Laut  Artikel  8  der  Konvention  muß  die  requirierte  Behörde  im  Falle 
ihrer  Inkompetenz  das  Requisitionsschreiben  von  Amts  wegen  an  jene 
Gerichtsbehörde  des  requirierten  Staates  übermitteln,  welche  nach  den 
durch  die  Legislation   des  letzteren  festgesetzten  Normen  kompetent  ist. 

Das  ungarische  Gericht  muß  diese  Bestimmung  auch  dann  einhalten, 
wenn  das  Requisitionsschi^eiben  ausschließlich  an  dasselbe  gerichtet  ist 
und  nicht  zugleich  auch  an  jede  sonstige  zur  Vollstreckung  der  Requisition 
kompetente  Behörde  lautet. 
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Im  Sinne  des  Artikels  9  der  Konvention  hat  in  allen  jenen  Fällen, 
in  welchen  die  requirierte  Behörde  die  Requisition  nicht  effektuiert  hat, 
diese  letztere  die  requirierende  Behörde  im  Falle  des  Artikels  7  unter 
Bekanntgabe  der  Gründe,  aus  welchen  sie  die  EfEektuierung  der  Requisition 
verweigert  hat,  und  im  Falle  des  Artikels  8  unter  Bezeichnung  der 
Behörde,  an  welche  sie  das  Requisitionschreiben  übermittelt  hat,  ohne 
Verzug  zu  verständigen. 

Laut  Artikel  10  der  Konvention  hat  die  Gerichtsbehörde,  welche  die 
Requisition  effektuiert,  rücksichtlich  der  Formalitäten  des  Verfahrens  die 
Gesetze  des  eigenen  Landes  in  Anwendung  zu  bringen. 

Nichtsdestoweniger  muß  sie  dem  dahin  gerichteten  Ersuchen  der 
requirierenden  Behörde,  daß  das  Verfahren  in  einer  besonderen  Form 
erfolgen  solle,  auch  dann  nachkommen,  wenn  dies  von  der  Legislation  des 
requirierten  Staates  nicht  normiert  wäre,  vorausgesetzt,  daß  diese  Legis- 
lation  die  in  Rede  stehende  Form  des  Verfahrens  nicht  verbietet. 

Das  ungarische  Gericht  darf  daher  die  Einhaltung  der  vom  aus- 
ländischen Gerichte  gewünschten  besonderen  Formalitäten  bei  der  Erfüllung 
der  Requisition  des  ausländischen  Gerichtes  nicht  verweigern,  wenn  dies 
das  ungarische  Recht  nicht  verbietet  und  wenn  die  gewünschten  Formali- 
täten in  dem  Requisitionsschreiben  angegeben  sind. 

Umgekehrt  kann  das  ungarische  Gericht,  wenn  es  dies  für  notwendig 
hält,  in  seinem  Requisitionsschreiben  verlangen,  daß  die  ausländische 
Gerichtsbehörde  bei  der  Erfüllung  der  Requisition  jene  im  ungarischen 
Rechte  vorgeschriebenen  Formalitäten  beobachte,  auf  welche  das  ungarische 
Gericht  vermöge  der  Umstände  des  Falles  Gewicht  legt. 

Derlei  Formalitäten  muß  das  ungarische  Gericht  im  Requisitions- 
schreiben eingehend  angeben. 

Die  im  Sinne  des  ungarischen  Rechtes  an  die  Zeugen  und  Sachver- 
ständigen zu  richtenden  allgemeinen  Fragepunkte  sind  in  die  an  aus- 
ländische Gerichtsbehörden  gerichteten  Requisitionsschreiben  der  ungarischen 
Gericht«  stets  in  ihrem  ganzen  Umfange  aufzunehmen. 

Hinsichtlich  der  Requisitionsauslagen  ist  die  bisherige  Praxis  zu  be- 
folgen, das  heißt  die  Diäten  der  Amtsorgane,  ferner  die  Zeugengebüren, 
die  Gebären  der  Sachverständigen  und  die  Fuhrlohnsauslagen  müssen  stets 
von  jener  ausländischen  Gerichtsbehörde  angefordert  werden,  zufolge 
deren  Requisition  dieselben  beim  ungarischen  Gerichte  erwachsen  sind, 
beziehungsweise  an  jene  ausländische  Gerichtsbehörde  refundiert  werden, 
welcher  dieselben  durch  die  Erfüllung  der  Requisition  des  ungarischen 
Gerichtes  verursacht  worden  sind. 

Das  ungarische  Gericht  muß,  bevor  es  sein  Requisitionsschreiben, 
sen  Effektuierung  bei  der  ausländischen  Gerichtsbehörde  mit  Auslagen 
)unden  sein  kann,   absendet,   dafür  Sorge  tragen,   daß  die  betreffende 
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Partei  —  insoferne  dieselbe  nicht  etwa  das  Armenrecht  in  Anspruch 
nehmen  kann  —  einen  annähernd  zu  fixierenden  Betrag  dieser  Auslagen 
vorstrecke. 

Der  aus  derlei  vorschußweisen  Erlägen,  welche  gemäß  des  §  54  der 
Normen  für  die  Geschäftsführung  bei  den  Gerichten  vom  Jahre  1891  und 
des  Justizministerialerlasses  vom  5.  Juli  1882,  Z.  20.763,  in  der  Verwahrung 
des  Präsidenten  zu  verwalten  sind,  nach  Begleichung  der  Auslagen  etwa 
resultierende  Überschuß  ist  der  Partei,  welche  diesen  vorschußweisen  Erlag 
geleistet  hat,  zurückzuerstatten. 

Die  Refundierung  der  sogenannten  Gerichtstaxen  muß  verweigert 
werden. 

Das  requirierte  ungarische  Gericht  ist  nicht  verpflichtet,  die  an  die 
Gerichtsbehörden  der  oben  aufgezählten  Staaten  gerichteten  Antwort- 
schreiben und  deren  Beilagen  mit  einer  Übersetzung  zu  versehen. 

Das  königliche  Justizministerium  oder  das  ungarische  Gericht  kann 
für  die  Übersetzung  der  Antwortschreiben  der  ungarischen  Gerichte  und 
deren  Beilagen  in  die  Sprache  der  requirierenden  ausländischen  Gerichts- 
behörde Sorge  tragen,  wenn  die  requirierende  ausländische  Gerichtsbehörde 
oder  deren  Regierung  die  nötigen  Übersetzungskosten  refundiert. 

Im  übrigen  sind  die  für  die  Requisitionsschreiben  geltenden  Be- 
stimmungen auch  auf  die  an  die  'Gerichtsbehörden  der  obbezeichneten 
Staaten  gerichteten  Antwortschreiben  und  deren  Beilagen  in  Anwendung 
zu  bringen. 

Die  Gerichtsbehörden  der  obangeführten  Staaten  sind  nicht  ver- 
pflichtet, ihre  an  die  ungarischen  Gerichtsbehörden  gerichteten  Antwort- 
schreiben und  deren  Beilagen  mit  in  der  Sprache  des  ungarischen  Gerichtes 
verfaßten  Übersetzungen  zu  versehen. 

Für  die  etwa  erforderlichen  Übersetzungen  hat  das  ungarische  Ge- 
richt Sorge  zu  tragen  und  die  Kosten  der  Übersetzung  dieser  Antwort- 
schreiben sind  —  insoferne  dieselben  im  Sinne  des  §  40  des  Dolmetsch- 
erlasses vom  Jahre  1873,  Z.  32.942/J.  M.,  nicht  gedeckt  werden  können  — 
aus  dem  Kanzleipauschale  des  ungarischen  Gerichtes  zu  bestreiten. 

C)  Die  auf  die  ungarischen  Gerichte  bezug  habenden  Bestimmungen 
der  oberwähnten  Verordnung  sind  auch  beim  Verfahren  der  königlichen 
öffentlichen  Notare,  als  Gerichtsbevollmächtigte,  in  Anwendung  zu  bringen. 

Gegenüber  jenen  Staaten,  welche  den  Haager  internationalen  Privat- 
rechtsvertrag vom  14.  November  1896  (R.  G.  B.  Nr.  85  ex  1899,  be- 
ziehungsweise ungarischer  Gjesetzartikel  XIII  vom  Jahre  1899)  nicht 
unterzeichnet  haben,  sind  rücksichtlich  der  Rechtshilfe  in  und  außer 
Streitsachen  die  Bestimmungen  der  etwaigen  Staatsverträge  und  die  sonstigen 
besonderen  Übereinkommen,  femer  die  auf  Reziprozität  beruhende  Pri 
i]iaßgebend. 
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Nachdem  die  Gerichte  der  in  diese  Kategorie  gehörigen  Staaten  für 
die  Zustellung  von  fremdländischen  Gerichtsakten  zumeist  überhaupt  keine 
Rechtshilfe  leisten  und  der  Zustellungsverkehr  sonach  durch  die  daselbst 
residierenden  k.  und  k.  Vertretungsbehörden  vermittelt  wird,  deren  Mit- 
wirkung oft  auch  zur  Erledigung  der  gerichtlichen  Rogatorien  unerläßlich 
ist,,  ist  dieser  Dienstzweig  der  k.  und  k.  Konsularämter  auf  eine  den 
Geschäftsverkehr  der  beteiligten  Behörden  erleichternde  Weise  durch  die 
an  die  k.  und  k.  Botschaften  in  London  und  Washington,  sowie  an  die 
k.  und  k.  Gesandtschaft  in  Rio  de  Janeiro  ergangene  Circularverordnung 
des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  19.  Juli  1901,  Z.  41.826/7, 
einer  Regelung  unterzogen  worden  (siehe  11.  Band,  Konsular-Normalien 
Nr.  XVH). 

Behufs  Vereinfachung  des  Verfahrens  bei  Zustellungen  österreichi- 
scher und  ungarischer  Gerichtsakten  in  jenen  Staaten,  dessen  Behörden 
bei  Zustellungen  zur  Rechtshilfeleistung  nicht  herangezogen  werden  können, 
wurde  zwischen  dem  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  und  den  beiden 
Justizressorts  in  Wien  und  Budapest  das  Einverständnis  dahin  getroffen, 
daß  künftighin  bei  derartigen  Zustellungen  die  Vermittlung  des  k.  und  k, 
Ministeriums  des  Äußern  und  jene  der  betreffenden  k.  und  k.  Missionen  zu 
entfallen  habe. 

Das  k.  k.  österreichische  sowie  das  königlich  ungarische  Justiz- 
ministerium werden  die  ihnen  von  den  inländischen  Gerichtsbehörden  vor- 
gelegten, in  den  vorbezeichneten  Staaten  zuzustellenden  Gerichtsakten  und 
deren  allfällige  Beilagen  unmittelbar  per  Post  an  die  in  jenen  Ländern 
bestehenden  k.  und  k.  Konsularbehörden,  und  zwar  an  jenes  Amt,  in 
dessen  Amtsbezirk  der  Adressat  wohnt  oder  an  das  diesem  Amte  vor- 
gesetzte leitende  Konsularamt  einsenden. 

Nur  wenn  im  einzelnen  Falle  die  zur  Zustellung  berufene  k.  und  k. 
Konsularbehörde  nicht  ermittelt  werden  kann,  erfolgt  die  Sendung  an  die 
k.  und  k.  Mission  im  betreffenden  Staate. 

Die  Grundsätze,  welche  bei  diesem  vereinfachten  Verfahren  zur  An- 
wendung zu  gelangen  haben,  sind  die  nachstehenden: 

a)  Verfahren  bei  Zustellung  österreichischer  Gerichtsakten. 

Das  k.  k.  Justizministerium  wird  die  zuzustellenden  österreichischen 
Gerichtsakten  mit  einem  Begleitscheine  in  doppelter  Ausfertigung  versehen. 
Die  eine  Ausfertigung  hat  die  Stelle  eines  Ersuchschreibens  zu  ersetzen 
und  verbleibt  bei  der  betreffenden  k.  und  k.  Konsularbehörde;  die  zweite 
Ausfertigung  kommt  mit  dem  Nachweise  der  erfolgten  Zustellung  (oder  mit 
dem  unzustellbaren  Akte)  von  der  k.  und  k.  Konsularbehörde  an  das 
k.  k.  Justizministerium  zurück  und  dient  auch  dazu,  daß  die  Konsular- 
behörde in  der  Rubrik  „Bemerkungen"  die  auf  gewendeten  Kosten  verzeichne, 
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bei  Nichtvornahme  der  Zustellung  die  Gründe  hierfiLr  angebe,  kurz  alles 
anführe,  was  in  der  Angelegenheit  besonders  zu  bemerken  ist.  Auf  diese 
Weise  kann  sich  die  k.  und  k.  Konsularbehörde  in  jedem  Falle  die  Aus- 
fertigung eines  Antwortschreibens  ersparen. 

Was  die  Modalitäten  betrifft,  unter  denen  die  Zustellung  österreichi- 
scher Gerichtsakten  im  einzelnen  Falle  durch  die  k.  und  k.  Konsular- 
behörden  besorgt,  werden,  so  stellt  das  k.  k.  Justizministerium  hierüber 
keine  bestimmten  Regeln  auf.  Nur  wenn  die  Zustellung  österreichischer 
Gerichtsakten  durch  die  k.  und  k.  Konsularbehörde  im  Wege  der  Post 
erfolgt,  wünscht  das  k.  k.  Justizministerium  in  jedem  Falle,  wo  dies 
möglich  ist,  die  Aufgabe  mit  Retourrezepisse. 

Die  Zustellbescheinigungen,  betreffend  österreichische  Gerichtsakte, 
sind  von  den  k.  und  k.  Konsularämtem  unmittelbar  an  das  k.  k.  Justiz- 
ministerium einzusenden. 

Dem  unterfertigten  Retourrezepisse  ist  nach  dem  zuliegenden  For- 
mulare eine  von  dem  betreffenden  zustellenden  Konsularamte  auszufertigende 
Bestätigung  anzuheften  und  darf  bei  der  Ausstellung  derselben  nicht 
übersehen  werden,  anzugeben,  ob  die  Zustellung  direkt  an  den  Adressaten 
erfolgt  ist,  oder  ob  sich  die  Post  mit  der  Ausfolgung  des  Aktes  an  einen 
Hausgenossen  des  Adressaten  begnügt  hat,  wie  dies  in  Amerika  häufig 
vorkommt  und  auf  den  amerikanischen  Retourrezepissen  deutlich  zum  Aus- 
drucke gelangt. 

Betreffend  die  von  den  k.  und  k.  Konsularbehörden  aus  Anlaß  von 
Zustellungen  österreichischer  Gerichtsakten  aufgewendeten  Kosten,  haben 
die  Konsularbehörden  neben  der  Aufzeichnung  der  jedesmaligen  Spesen 
auf  den  Duplikaten  der  Begleitscheine  über  diese  Kosten  fortlaufende 
Verzeichnisse  zu  führen,  worin  der  Name  des  Gerichtes,  die  Geschäftszahl 
und  die  Kostensumme  verzeichnet  sind,  und  sind  diese  Verzeichnisse  gleich- 
zeitig mit  den  halbjährigen  Dienstrechnungen  dem  k.  und  k.  Ministerium 
des  Äußern  vorzulegen,  damit  die  Refundierung  der  aufgelaufenen  Spesen 
seitens  des  k.  k.  Justizministeriums  veranlaßt  werden  könne. 

b)  Verfahren  bei  Zustellung  ungarischer  Gerichtsakten. 

Das  königlich  ungarische  Justizministerium  wird  die  zuzustellenden 
ungarischen  Gerichtsakten  mit  den  allfälligen  Beilagen  in  einem  Umschlag- 
bogen mit  einem  rubrizierten  Begleitscheine  versehen. 

Was  die  Art  und  Weise  anbelangt,  wie  die  k.  und  k.  Konsular- 
behörden bei  der  Zustellung  von  ungarischen  Gerichtsakten  vorzugehen 
haben,  hat  das  königlich  ungarische  Justizministerium  die  nachstehenden 
ganz  bestimmten  Regeln  aufgestellt: 

Die  um  die  Zustellung  ersuchten  k.  und  k.  Konsularämter  haben^ 
gleichviel  ob  es  sich  um  Zustellungen  an  Parteien  ungarischer  oder  frenu^ 
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Nationalität  handelt,  und  gleichviel  ob  dieselben  am  Sitze  des  betreffenden 
Konsularamtes  selbst  oder  außerhalb  wohnen,  den  zuzustellenden  ungarischen 
Gerichtsakt,  sowie  er  eingelangt  ist,  in  einem  Umschlagbogen  an  die  Partei 
adressiert  der  Post  als  eingeschriebene  Sendung  mit  Eetourrezepisse  zur 
Beförderung  zu  übergeben. 

Sollte  jedoch  die  Korrespondenz  mit  Retourrezepissen  in  dem  be- 
treffenden Lande  im  Inlandsverkehre  nicht  zulässig  sein,  so  hat  das  mit 
der  Zustellung  befaßte  k.  und  k.  Konsularamt  den  betreffenden  Gerichtsakt 
samt  dem  Zustellscheine  an  den  Adressaten  per  Post  mit  der  Aufforderung 
einzusenden,  den  entsprechend  gefertigten  und  datierten  Zustellschein 
innerhalb  einer  zu  bestimmenden  Präklusivfrist  an  das  k.  und  k.  Konsularamt 
zurückzuleiten,  widrigenfalls  seitens  des  requirierenden  königlich  ungari- 
schen Gerichtes  mit  der  Aufstellung  eines  Kurators  ad  actum  und  der  Ver- 
öffentlichung dieser  Maßnahme  im  Ediktswege  vorgegangen  werden  würde. 

Das  Zustellungsergebnis,  betreffend  die  ungarischen  Gerichtsakten, 
haben  die  k.  und  k.  Konsularämter  ausnahmslos  den  betreffenden  könig- 
lich ungarischen  Gerichten  direkt,  also  mit  Umgehung  des  königlich 
ungarischen  Justizministeriums,  mitzuteilen,  und  zwar  sowohl  im  Falle  des 
Gelingens  der  Zustellung  als  auch  in  jenem  der  Unbestellbarkeit. 

Im  ersteren  Falle  haben  die  betreffenden  Konsularämter  den  Zustell- 
schein, beziehungsweise  das  Eetourrezepisse  den  betreffenden  königlich 
ungarischen  Gerichten  einzusenden  und  dem  Eetourrezepisse  am  unteren 
Eande  jederzeit  eine  nach  dem  unten  folgenden  Formulare  abgefaßte  Be- 
stätigung anzuheften. 

Im  Fälle  der  Unbestellbarkeit  aber  oder  Nichtf ertigung  des  Zustellungs- 
scheines wäre  dies  samt  Angabe  der  Gründe  auf  dem  gerichtlichen  Zu- 
stellungsscheine oder  auf  dem  zuzustellenden  Akte  selbst  anzumerken  und 
die  Akten  wiederum  direkt  den  betreffenden  ungarischen  Gerichten  zu 
übermitteln. 

Nur  für  den  Fall,  daß  der  Adressat  weder  den  ihm  zugesendeten 
Akt  noch  den  gerichtlichen  Zustellungsschein  hätte  zurückgelangen  lassen, 
sind  diese  Umstände  dem  in  Frage  kommenden  ungarischen  Gerichte  in 
einem  bes-onderen  Schreiben  mitzuteilen.  In  allen  anderen  Fällen 
dagegen  wären  eigene  Noten  an  die  inländischen  Gerichte  seitens  der 
die  Zustellung  besorgenden  Konsularämter  nicht  auszufertigen. 

Über  die  von  den  k.  und  k.  Konsularbehörden  aus  Anlaß  von  Zu- 
stellungen ungarischer  Gerichtsakten  aufgewendeten  Kosten  ist  in  gleicher 
Weise  wie  bei  den  Zustellungen  österreichischer  Gerichtsakten  ein  fort- 
laufendes gesondertes  Verzeichnis  zu  führen  und  dasselbe  gleichzeitig 
mit  den  halbjährigen  Dienstrechnungen  dem  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern 
vorzulegen,  damit  die  Eefundierung  der  aufgelaufenen  diesbezüglichen 
Spesen  seitens  des  königlich  ungarischen  Justizministeriums  veranlaßt  werde. 
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In  der  Dienstrechnung  selbst  sind  die  k.  und  k.  Konsularbehörden, 
welche  den  angeführten  Circularerlaß  erhalten  haben,  ermächtigt,  die 
jeweiligen  Gesamtsummen  der  ihnen  innerhalb  eines  Semesters  anläßlich 
der  Zustellung  von  österreichischen  Gerichtsakten  einerseits  und  von  unga- 
rischen Gerichtsakten  andrerseits  erwachsenen  Kosten,  am  Schlüsse  eines 
jeden  Semesters  unter  Berufung  auf  den  in  Rede  stehenden  Erlaß  in 
Ausgabe  zu  stellen. 

Hier  folgt  das  oberwähnte 

Formulare  einer  Bestätigung  (siehe  Seite  528). 

Das  k.  und  k. in bestätigt  hiermit, 

,  Q   ,  »,,  V    *•      *    Bescheid  ,      k.  k. 

daß  d für bestimmte    tt  ^  »»     des 


Urteil  kön.  Bezirksgerichtes — 

Gerichtes  „  demselben         t»    ^  .      .  , 

jr- — .  -  ^  ,    ,     m Z. ^ rr —  per  Post  m  einem  rekom- 

Genchtshofes  derselben 

mandierten  Umschlage  nach tibersendet  worden  ist  und  daß 

jr- Obgenannte,  wie  aus  dem  obigen  von  ^7—  persönlich  (für  -r-  von ) 

unterzeichneten  Rezepisse  hervorgeht,  diesen  Umschlag  samt  dem  Aktenstücke  richtig  er- 
halten hat. 

Die  von  dem  löblichen  vorbereitete  Empfangsbestätigung 

dem  Adressaten  retourniert  und  ist  ebenfalls  beigeschlossen. 

wurde  von  -^ — 7^ -. ^^r- — r— — 

der  Adressatin  nicht  retourniert. 

Datum:  Der  k.  und  k 

Amtssiegel:  Unterschrift: 

Die  durch  die  in  Rede  stehende  Verordnung  normierte  Vorgangsweise 
wurde  mit  Circularerlaß  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom 
9.  September  1901,  Z.  53.316/7,  auch  auf  den  Rechtshilfeverkehr  nach 
Chile,  Peru,  Argentina,  Paraguay,  Uruguay,  Ecuador,  Kolumbia,  Venezuela, 
Costa  Rica,  Nicaragua,  Honduras,  Guatemala,  Haiti,  San  Domingo  und 
Salvador  ausgedehnt. 

Das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  hat  die  diplomatischen  Mis- 
sionen in  London,  Washington,  Rio  de  Janeiro  und  Buenos  Aires  auf 
Grund  einer  Eröffnung  der  königlich  kroatisch -slavonisch- dalmatinischen 
Landesregierung  mit  Circularerlaß  vom  19.  Dezember  1902,  Z.  81.729/7, 
in  Kenntnis  gesetzt,  daß  die  in  den  vorstehenden  Verordnungen  für  die 
Behandlung  der  ungarischen  Gerichtsakten  aufgestellten  Grundsätze  auch 
auf  die  Ausfertigungen  der  kroatisch -slavonischen  Gerichtsbehörden  zur 
Anwendung  zu  gelangen  haben. 

Das  gegenständliche  Circulare  der  kroatisch-slavonisch-dalmatinischen 
Landesregierung  an  die  unterstehenden  Justizbehörden  hat  folgenden 
Wortlaut: 

Malfatti,  Konsularwesen  I.  34 
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Wenn  ein  gerichtliches  Aktenstück  (Vorladungsschein,  Urteil,  Zah- 
lungsauflage,  irgendwelche  Erledigung,  Bescheid,  Anklageschrift  etc.)  einer 
nach  Kroatien  und  Slavonien  zuständigen,  oder  auch  einer  anderen  Partei^ 
in  Großbritannien,  Irland,  den  britischen  Kolonien,  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika,  Argentina,  Brasilien,  Chile,  Kolumbia,  Costa 
Rica,  Ecuador,  Guatemala,  Haiti,  Honduras,  Nicaragua,  Paraguay,  Peru, 
Salvador,  San  Domingo,  Uruguay  und  Venezuela,  zugestellt  werden  soll, 
ist  dem  neueren  Übereinkommen  zufolge,  wie  es  auch  bisher  der  Banal- 
verordnung vom  31.  Jänner  1890,  Zahl  1430  (Z.  341,  Band  3  der  Samm- 
lung der  Justizverordnungen)  gemäß,  der  Fall  gewesen  ist,  der  betreffende 
Gerichtsakt  nebst  dem  Zustellungsscheine,  der  königlich  kroatisch-slavonisch- 
dalmatinischen  Landesregierung,  Abteilung  für  Justiz,  vorzulegen,  welche 
im  Wege  des  nach  dem  Orte  der  zu  erfolgenden  Zustellung  kompetenten 
k.  und  k.  Konsularamtes  für  die  Zustellung  Sorge  tragen  wird.  Hierbei 
wird  weder  die  Vermittlung  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern, 
noch  regelmäßig  jene  einer  Vertretungsbehörde  in  Anspruch  genommen 
werden. 

Es  ist  nicht  erforderlich,  den  zuzustellenden  Gerichtsakten  Über- 
setzungen, noch  besondere  Ersuchschreiben  an  die  obgedachte  Landes- 
regierung, Justizabteilung,  beizuschließen,  \delmehr  ist  der  Akt  mit  ein- 
fachem Rubrum  vorzulegen. 

Die  k.  und  k.  Konsularämter  werden  über  das  Zustellungsergebnis 
direkt  die  betreffenden  kroatisch -slavonischen  Gerichtsbehörden  ver- 
ständigen, und  zwar  in  der  Weise,  daß  sie  denselben  im  Falle  des  Ge- 
lingens der  Zustellung  den  mit  der  Unterschrift  der  Partei  versehenen 
Zustellungsschein,  beziehungsweise  aus  den  Staaten  und  Ländern,  wo  die 
Zustellung  mittels  Post  besorgt  wird,  das  ßetourrezepisse  einsenden  und 
auf  demselben  am  unteren  Rande  eventuelle  Bemerkungen  über  die  erfolgte 
Zustellung  beifügen. 

Im  Falle  des  Nichtgelingens  der  Zustellung  werden  die  k.  und  k. 
Konsularämter  der  betreffenden  kroatisch-slavonischen  Gerichtsbehörde  das 
bezügliche  Aktenstück  zurückstellen,  und  auf  demselben,  oder  auf  dem  von 
der  Partei  gefertigten  Zustellungscheine  den  Grund  der  unterbliebenen^ 
Zustellung  angeben. 

Nur  für  den  Fall,  daß  die  Partei  weder  den  ihr  zugesendeten 
Gerichtsakt,  noch  den  Zustellungsschein  hätte  zurückgelangen  lassen,  werden 
die  k.  und  k.  Konsularämter  die  kompetenten  kroatisch-slavonischen 
Gerichtsbehörden  in  einem  besonderen  Schreiben  über  das  Nichtgelingen 
der  Zustellung  verständigen. 

Die  k.  und  k.  Konsularämter  werden  in  jenen  Staaten  und  Ländern, 
in  welchen  die  Zustellung  von   Gerichtsakten    mittels    Retouirezcpissea 
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nicht  zulässig  ist,  schon  gelegentlich  der  Zustellung  die  betreffenden  Par- 
teien darauf  aufmerksam  machen,  daß  nach  den  kroatisch -slavonischen 
Gesetzen  (§§  81,  85,  C.  P.  0.)  der  Kläger,  falls  binnen  einer  angemessenen 
Zeit  die  Bestätigung  der  Zustellung  nicht  einlangt,  berechtigt  ist,  auf 
eine  EdiktaJvorladung  anzutragen. 

Die  mit  der  vorstehend  bezeichneten  Zustellungsart  verbundenen 
Kosten  werden  von  der  königlich  kroatisch -slavonisch- dalmatinischen 
Landesregierung,  Abteilung  für  Justiz,  bestritten  werden. 

Für  den  Rechtshilfeverkehr  nach  Serbien,  welcher  Staat  gleichfalls 
nicht  unter  dem  Regime  des  Haager  Privatrechtsvertrages  vom  14.  No- 
vember 1896  steht,  wurde  mit  Erlaß  des  k.  und  k.  Ministeriums  des 
Äußern  vom  3.  Jänner  1903,  Z.  85.147/7  ex  1902,  nachstehende  Vorgangs- 
weise eingeführt: 

Behufs  Vereinfachung  des  Verfahrens  bei  Zustellungen  österreichischer 
und  ungarischer  Gerichtsakten  in  Serbien,  sowie  bei  Übermittlung  in- 
ländischer richterlicher  Ersuchschreiben  civilrechtlicher  und  strafrechtlicher 
Natur  an  die  königlich  serbischen  Gerichte  wurde  zwischen  dem  k.  und  k. 
Ministerium  des  Äußern  und  den  beiden  Justizressorts  in  Wien  und 
Budapest  das  Einverständnis  dahin  getroffen,  daß  künftighin  bei  derartigen 
Zustellungen,  beziehungsweise  bei  Übersendung  richterlicher  Ersuch- 
schreiben die  Vermittlung  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  zu  ent- 
fallen habe.  Die  Grundsätze,  welche  bei  diesem  vereinfachten  Verfahren 
zur  Anwendung  zu  gelangen  haben,  sind  die  nachstehenden: 

A)  Verfahren    bei    Zustellung    österreichischer    Gerichtsakten^ 

sowie  bei  Übermittlung  von  richterlichen  Ersuchschreiben  k.  k. 

österreichischer  Gerichte. 

Das  k.  k.  Justizministerium  wird  alle  Zustellungsakten  und  Requisitions- 
schreiben, die  für  Serbien  bestimmt  sind,  mit  den  üblichen  Begleitscheinen 
(letztere  in  duplo)  direkt  der||k.  und  k.  Gesandtschaft  in  Belgrad  einsenden. 

Die  Duplikate  der  Begleitscheine  werden  von  der  k.  und  k.  Gesandt- 
schaft in  Belgrad  jedesmal  mit  den  betreffenden  Zustellungsausweisen, 
beziehungsweise  Erledigungsakten  unmittelbar  dem  k.  k.  Justizministerium 
zurückzusenden  sein;  die  allenfalls  erforderlichen  Mitteilungen  können  auf 
den  Duplikaten  der  Begleitscheine  angemerkt  und  hierdurch  besonders 
ausgefertigte  Antwortschreiben  der  k.  und  k.  Gesandtschaft  in  Belgrad, 
Vorlageberichte  etc.  erspart  werden. 

Diese  Grundsätze  gelten  für  bürgerliche  Rechtssachen  ebensowohl 
wie  für  Strafsachen;  ausgenommen  davon  soll  nur  der  Schriften- 
wechsel in  Auslieferungssachen  sein,  welcher  nach  wie  vor  seinen 
Weg  über  das  k.  und  k.  Ministe'^*!       '  ~^  iiehmen  hat. 
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B)  Verfahren   bei  Zustellung  ungarischer  Geriehtsakten,   sowie 
bei  Übermittlung  richterlicher  Ersuchschreiben  königlich  unga- 
rischer Gerichte. 

Das  königlich  ungarische  Justizministerium  wird  alle  Akten,  welche 
in  einer  Civil-  oder  Strafsache  in  Serbien  zuzustellen  sind,  oder  in  denen 
eine  Zeugeneinvernahme  oder  ein  anderer  Rechtshilfeakt  von  einem  königlich 
serbischen  Gerichte  erbeten  wird,  nebst  einem  entsprechend  ausgefüllten 
Begleitscheine  der  k.  und  k.  Gesandtschaft  in  Belgrad  einsenden,  welche 
dann  weiter  für  deren  Übermittlung  an  die  kompetente  königlich  serbische 
Behörde  im  diplomatischen  Wege  Sorge  zu  tragen  haben  wird.  Die  von 
den  königlich  serbischen  Behörden  an  die  k.  und  k.  Gesandtschaft  in 
Belgrad  rücklangenden  Antworten  (Zustellungsausweise  oder  Antwort- 
schreiben) hat  sodann  die  gedachte  Gesandtschaft,  und  zwar 

a)  die  Antwortschreiben  in  Zustellungssachen  mit  Umgehung  des 
k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  und  des  königlich  ungarischen 
Justizministeriums  direkt  der  um  die  Zustellung  ersuchenden  könig- 
lich ungarischen  Gerichtsbehörde  zu  übermitteln,  und  zwar  ist  für 
den  Fall,  daß  die  Zustellung  erfolgte,  nur  der  betreffende  Zustellungs- 
ausweis ohne  jedes  Einbegleitungsschreiben,  für  den  Fall  aber,  daß 
die  Zustellung  nicht  bewirkt  werden  konnte,  der  betreffende  Akt  und 
der  ununterfertigte  Zustellungsschein,  versehen  mit  einem  Vermerke 
über  die  Gründe,  aus  denen  die  Zustellung  nicht  bewirkt  werden 
konnte,  zurückzusenden; 

b)  die  Antworten  auf  ein  einen  anderen  Rechtshilfeakt  betreffen- 
des Ersuchschreiben  sind  mit  Umgehung  des  k.  und  k.  Mini- 
steriums des  Äußern  unmittelbar  dem  königlich  ungarischen  Justiz- 
ministerium vorzulegen. 

Auf  diesen  Unterschied  bei  Übersendung  von  Antworten  auf  Zu- 
stellungsansuchen und  auf  richterliche  Ersuchschreiben  anderer  Art  legt 
das  königlich  ungarische  Justizministerium  aus  dem  Grunde  Gewicht,  weil 
einerseits  die  königlich  ungarischen  Justizbehörden  daran  gewöhnt  sind, 
von  den  k.  und  k.  Vertretungsbehörden  im  Auslande  in  der  Regel  nur  in 
Zustellungssachen  Verständigungen  zu  erhalten  und  weil  andrerseits  bei 
den  Antworten  auf  gerichtliche  Ersuchschreibon  um  Vornahme  anderer 
Rechtshilfeakte  auch  eventuell  sprachliche  Schwierigkeiten  hervortreten 
könnten,  deren  Beseitigung  das  königlich  ungarische  Justizministerium  auf 
sich  nimmt. 

Die  aus  dieser  Neuregelung  sich  etwa  ergebenden  Reklamationen, 
sowie  der  gesamte  Verkehr  in  x\uslieferungsaugelegenheiten  wird  ebenso, 
wie  in  Ansehung  der  k.  k.  Gerichte,  auch  fernerhin  über  das  k.  und  k. 
Ministerium  des  Äußern  zu  leiten  sein. 
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Das  königlich  ungarische  Justizministerium  hat  in  Aussicht  gestellt, 
im  Wege  des  königlich  ungarischen  Ministeriums  des  Innern,  sowie  des 
Banns  von  Kroatien,  Slavonien  und  Dalmatien  betreffs  der  von  den 
respektiven  unterstehenden  Behörden  ausgehenden  Requisitionen  ein  gleiches 
Verfahren  einzuführen. 

Das  königlich  ungarische  Justizministerium  hat  auch  den  Zustellungs- 
verkehr mit  Bulgarien  und  Ostrumelien  einer  entsprechenden  Regelung 
unterzogen. 

Die  diesf  äUige  Verordnung  des  königlich  ungarischen  Justizministeriums 
vom  31.  März  1902,  Nr.  9127,  welche  den  k.  und  k.  Vertretungsbehörden 
in  den  gedachten  Ländern  mit  Erlaß  des  k.  und  k.  Ministeriums  des 
Äußern  vom  30.  Dezember  1902,  Z.  84.639/7,  zur  Danachachtung  mit- 
geteilt wurde,  lautet  wie  folgt: 

Die  ungarischen  Justizbehörden  haben  die  im  Gebiete  von  Bulgarien 
und  Ostrumelien  in  was  immer  für  einer  Rechtssache  an  einen  ungarischen 
Staatsangehörigen  oder  anderen  zuzustellenden  amtlichen  Akten  auch 
künftighin  dem  königlich  ungarischen  Justizministerium  vorzulegen,  welches 
für  die  Bewerkstelligung  der  Zustellung  auf  entsprechendem  Wege  Sorge  trägt. 

Den  im  Gebiete  der  erwähnten  Länder  zuzustellenden  Akten  sind 
in  der  Regel  auch  in  Hinkunft  keine  Übersetzungen  beizuschließen;  es 
steht  aber  den  interessierten  Parteien,  wenn  sie  die  Übersetzungskosten 
vorstrecken  und  selbst  bestreiten,  das  Recht  zu,  zu  verlangen,  daß  die 
ungarische  Justizbehörde  die  zuzustellenden  Akten  und  die  «auf  dieselben 
bezüglichen  Zustellungsscheine  mit  einer  entsprechenden  Übersetzung 
instruieren  lasse. 

Wenn  die  der  ungarischen  Justizbehörde  zur  Verfügung  stehenden 
Daten  darauf  hindeuten,  daß  die  Person,  an  welche  das  Schriftstück  im 
Gebiete  der  erwähnten  Länder  zuzustellen  ist,  kein  ungarischer  oder 
österreichischer  Staatsangehöriger  ist,  dann  ist  das  Schriftstück  und  der 
auf  dasselbe  bezügliche  Zustellungsschein  stets,  mit  einer  bulgarischen  oder 
französischen  Übersetzung  instruiert,  an  das  königlich  ungarische  Justiz- 
ministerium in  Vorlage  zu  bringen. 

Von  dem  Ergebnisse  der  Zustellung  verständigen  die  k.  und  k 
Konsularämter  (oder  die  k.  und  k.  diplomatische  Agentie  und  General- 
konsulat in  Sofia)  die  um  die  Zustellung  ersuchende  ungarische  Justiz- 
behörde direkt,  und  zwar  in  der  Weise,  daß  sie,  falls  die  Zustellung 
gelang,  den  bezüglichen  Zustellungsausweis  einsenden,  falls  aber  die  Zu- 
stellung erfolglos  blieb,  das  zuzustellende  Schriftstück  und  den  nicht  unter- 
fertigten Zustelluugsschein  zurücksenden,  nachdem  sie  die  Ursachen  der 
Erfolglosigkeit  auf  einem  dieser  Dokumente  (das  ist  entweder  auf  dem 
ZUZUJ21  '  ^'  '   '^-~^'^n^r(,   Q^er    auf   dem  Zustellungsscheine)  vermerkt 
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Sollte  sich  im  Laufe  dieses  Zustellungsverfahrens  wegen  Verzug  oder 
aus  einer  anderen  Ursache  eine  Klage  ergeben  oder  irgend  eine  Auf- 
klärung notwendig  sein,  so  hat  die  ungarische  Justizbehörde  sich  behufs 
entsprechender  Veranlassung  an  das  königlich  ungarische  Justizministerium 
zu  wenden. 

Bezüglich  der  übrigen  Zweige  der  Rechtshilfe  (Zeugeneinvernahme, 
Eidesabnahme  etc.)  bleibt  das  bisherige  Verfahren  in  Kraft,  das  heißt,  die 
ungarischen  Justizbehörden  werden  die  Antworten  auf  ihre  diesbezüglichen 
Requisitionsschreiben  auch  künftighin  im  Wege  des  königlich  ungarischen 
Justizministeriums  erhalten. 

Die  auf  die  Leistung  dieser  Rechtshilfen  sich  beziehenden  ungarischen 
Gerichtsakten  sind  selbstverständlich  —  insoweit  die  erbetene  Rechtshilfe 
von  einem  k.  und  k.  Konsularamte  auf  Gfrund  der  Konsulargerichtsbarkeit 
im  eigenen  Wirkungskreise  nicht  bewerkstelligt  werden  könnte,  sondern 
hierzu  die  Mitwirkung  der  bulgarischen  Behörden  erforderlich  wäre  -— 
auch  in  Hinkunft,  mit  einer  bulgarischen  oder  französischen  Übersetzung 
instruiert,  dem  königlich  ungarischen  Justizministerium  vorzulegen. 

Diese  Vorgangsweise  gilt  auch  hinsichtlich  der  kroatisch-slavonischen 
Gerichtsakten. 

Betreffs  der  Zustellungen  ist  noch  folgendes  zu  bemerken: 

In  den  Fällen,  als  ein  Adressat  seinen  angegebenen  Aufenthaltsort 
verlassen  und  sich  nach  einem  anderen  Staate  begeben  hat,  ist  der  Zu- 
stellungsakt, sofern  dies  mit  Rücksicht  auf  den  etwaigen  Termin  oder  die 
Art  der  gerichtlichen  Verfügung  nicht  als  inopportun  erscheint,  von  der 
diesfalls  angegangenen  k.  und  k.  Vertretungsbehörde  gleich  direkt  an  die 
kompetente  k.  und  k.  Vertretungsbehörde  abzutreten. 

Für  die  Behandlung  von  civilgerichtlichen  Requisitionen  inländischer 
Behörden,  deren  Erledigung  voraussichtlich  ohne  Aufwendung  von  Kosten 
untunlich  erscheint,  ist  das  Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern 
vom  15.  Oktober  1898,  Z.  48.156/7,  maßgebend. 

Im  Einvernehmen  mit  dem  k.  k.  Justizministerium  wurden  folgende 
Bestimmungen  als  Richtschnur  für  die  österreichisch -ungarischen  diplo- 
matischen und  Konsular- Vertretungen  erlassen: 

Die  diplomatischen  und  Konsular- Vertretungen  haben  auf  Grund  ci\il- 
gerichtlicher  Requisitionen  Amtshandlungen,  die  mit  an  und  für  sich 
beträchtlichen  oder  mit  solchen  Auslagen  verbunden  sind,  die  im  Ver- 
hältnisse zum  Betrage  oder  Werte  des  Streitobjektes  sich  als  namhaft 
darstellen,  nur  dann  einzuleiten,  wenn  die  betreffende  Vertretungsbehörde 
sich  früher  des  Einverständnisses  des  Gerichtes,  beziehungsweise  der 
zahlungspflichtigen  Partei  vergewissert  hat.  In  diesem  Sinne  wurden  vom 
k.  k.  Justizministerium  die  unterstehenden  k.  k.  Gerichte  entsprechend 
belehrt  und  ihnen  nahegelegt,  daß  sie  bei  Ersuchen,  deren  Vollzug  voraus- 
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sichtlich  mit  einem  Kostenauf  wände  verbunden  ist,  sofort  in  dem  Ersuch- 
schreiben erklären,  ob,  respektive  bis  zu  welcher  Höhe  die  Verpflichtung 
zum  Kostenrückersatze  übernommen  wird. 

Für  die  Rechtshilfe  in  Strafsachen,  Einrichtung  und  Behandlung  der 
bezüglichen  Ansuchen,  sind  die  einschlägigen  Bestimmungen  der  Verbrecher- 
auslief erungs-Verträge  und  die  sonstigen  Abkommen,  beziehungsweise  die 
auf  Reziprozität  beruhende  Praxis  maßgebend. 

Das  Strafrecht  und  die  damit  im  Zusammenhange  stehenden  Belange, 
sowie  auch  die  hinsichtlich  der  Exekution  civilgerichtlicher  Urteile  mit 
einzelnen  Staaten  bestehenden  Übereinkommen  werden  von  der  Haager 
Konvention  vom  14.  November  1896,  mit  Ausnahme  des  im  Artikel  12 
vorgesehenen  Falles,  nicht  berührt. 


Siebzehnter  Abschnitt, 

^ormeD  über  den  schriftlichen  Verkehr  der  österreichi- 
schen oder  ungarischen  Behörden  mit  den  österreichisch- 
ungarischen diplomatischen  Vertretungen  und  Konsular- 
ämtern,  sowie  mit  den  ausländischen  Behörden. 

Der  schriftliche  Verkehr  der  österreichischen  Verwaltungsbehörden 
mit  den  österreichisch-ungarischen  Konsularämtern  ist  noch  nicht  definitiv 
geregelt.  Bis  jetzt  erfolgte  derselbe  in  der  Regel,  dringende  Fälle  aus- 
genommen, durch  die  Vermittlung  der  betreffenden  k.  k.  Landesstelle  in 
erster,  des  betreffenden  Ressortministeriums  in  zweiter  und  endlich  des 
k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  in  dritter  Linie. 

Um  eine  definitive  einheitliche  Regelung  der  in  Rede  stehenden 
Korrespondenzfrage  zu  erzielen,  hat  sich  das  k.  und  k.  Ministerium  des 
Äußern  im  Interesse  des  Dienstes  in  jüngster  Zeit  bestimmt  gefunden, 
mit  den  kompetenten  k.  k.  Ministerien  das  diesfalls  nötige  Einvernehmen 
zu  pflegen,  um  sodann  auf  Grund  des  Ergebnisses  der  diesbezüglichen 
Verhandlungen  eine  entsprechende  Instruktion  an  die  österreichisch-unga- 
rischen Konsularämter  hinausgeben  zu  können. 

Mit  Circulare  vom  8.  Mai  1889,  Z.  7866/7,  hat  das  k.  und  k.  Mini- 
sterium des  Äußern  die  österreichisch-ungarischen  Konsularämter  von  dem 
Inhalte  einer  vom  königlich  ungarischen  Ministerium  des  Innern  erlassenen, 
die  Korrespondenz  der  ungarischen  Behörden  mit  den  k.  und  k.  diploma- 
tischen und  Konsular- Vertretungen  im  Auslande  betreffenden  Circularverord- 
nung  vom  13.  Jänner  1889,  Nr.  78.599/11  ex  1888,  zu  ihrer  Richtschnur 
in  Kenntnis  gesetzt.  Diese  Verordnung  hat  den  Zweck,  die  Modalitäten 
^^s  schriftlichen  Verkehrs   der  ungarischen  Behörden  mit  den  k.  und  k. 
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diplomatischen  Missionen  und  Konsularbehörden,  sowie  mit  den  ausländi- 
schen und  den  österreichischen  Behörden  und  den  Behörden  in  Bosnien 
und  der  Herzegowina  auf  eine  jeden  Zweifel  ausschließende  Weise  fest- 
zustellen; hier  folgen  die  bezüglichen  Bestimmungen  zur  Danachachtung: 

1.  An  die  österreichisch-ungarischen  Missionen  oder  Konsularbehörden 
unmittelbar  ein  dienstliches  Ansuchen  zu  richten,  ist  nur  der  erste  Beamte 
des  Munizipiums,  also  der  Vizegespan,  beziehungsweise  der  Bürgermeister 
in  der  Hauptstadt  Budapest,  außerdem  der  „Oberstadthauptmann"  berechtigt. 

Sonstige  Behörden,  Gemeindevorsteher  oder  Vorsteher  von  Städten 
mit  geregelten  Magistraten,  Bezirksbehörden  (Oberstuhlrichter),  ferner 
polizeistadthauptmännische  Behörden  sind  zur  unmittelbaren  Korrespondenz 
nicht  berechtigt,  sondern  sie  sind  verpflichtet,  insofeme  die  Notwendigkeit 
einer  dienstlichen  Korrespondenz  eintritt,  unter  Darstellung  des  Sachver- 
haltes die  Vermittlung  des  Vizegespans,  beziehungsweise  des  Bürgermeisters 
in  Anspruch  zu  nehmen. 

Es  wird  hier  bemerkt,  daß  der  Vizegespan,  beziehungsweise  der 
Bürgermeister  in  der  Hauptstadt  Budapest,  außerdem  der  Oberstadthaupt- 
mann die  dienstlichen  Sendungen  behufs  Weiterbeförderung  an  die  k.  und  k. 
Missionen  oder  Konsularbehörden  an  das  gemeinsame  k.  und  k.  Mini- 
sterium des  Äußern  in  dem  Falle  einsenden  kann,  wenn  das  Ministerium 
des  Äußern  mit  dem  Orte,  wohin  das  Dienstschreiben  lautet,  eine  Kurier- 
verbindung hat. 

Kurierverbindungen  unterhält  das  Ministerium  des  Äußern  mit 
London,  Paris,  München,  Stuttgart,  Dresden,  Berlin,  Bukarest,  Sofia,  Con- 
stantinopel,  Rom  und  Venedig. 

Für  diese  Orte  ist  das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  bereit,  die 
Vermittlung  von  dienstlichen  Sendungen,  welche  demselben  ku vertiert, 
adressiert  und  gesiegelt  zukommen,  zu  besorgen. 

Die  an  die  k.  und  k.  diplomatischen  Missionen  oder  Konsuhirbohörden 
unmittelbar  und  nicht  im  Wege  des  gemeinsamen  k.  und  k.  Ministeriums  des 
Äußern  zu  sendenden  Korrespondenzen,  Fahrpost-  und  Geldsendungen  hin- 
gegen sind,  ob  selbe  im  Interesse  von  öffentlichen  Angelegenheiten  oder  von 
Privaten  erfolgen,  bei  der  Aufgabe  stets  zu  frankieren,  wobei  es  sich  von 
selbst  versteht,  daß  bei  Korrespondenzen,  welche  im  Interesse  von  Privat- 
parteien erfolgen,  die  betreffende  Partei  die  Postauslagen  zu  bestreiten  hat. 

Von  der  Verpflichtung  der  Entrichtung  der  soeben  erwähnten  Post- 
gebtir  sind  jene  Korrespondenzen  ausgenommen,  welche  an  k.  und  k.  öster- 
reichisch-ungarische Missionen  oder  Konsularbehörden  in  der  Tüikei  oder 
in  Egypten,  an  Orten,  wo  sich  k.  und  k.  Postämter  befinden,  gerichtet 
werden,  da  diese  Korrespondenzen  und  Postsendungen  am  Bestimnmngs- 
orte  portofrei  ausgehändigt  werden. 
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In    der   Türkei   sind   gegenwärtig    an   folgenden   Orten  k.  und  k. 
Postämter. 

Ort:  Provinz: 

1.  Adrianopel Rumelien 

2.  Antivari Albanien 

3.  Beirut Syrien 

4.  Burgas Rumelien 

5.  Caiffa Sjoien 

6.  Cavalla Rumelien 

7.  Constantinopel „ 

8.  Dardanellen „ 

9.  Dedeagatsch „ 

10.  Durazzo Albanien 

11.  Gallipoli Rumelien 

12.  Jaffa Syrien 

13.  Janina Albanien 

14.  Jerusalem SjTien 

15.  Jamboli Kleinasien 

16.  Kandia Insel  Kandia 

17.  Kanea Insel  Kandia 

18.  Kerasunt Trapezunt 

19.  Lagos Rumelien 

20.  Larnacca Insel  Cypem 

21.  Leros Insel  Leros 

22.  Metelin  oder  Mitylene     .    .  Insel  Metelin  oder  Mitylene 

23.  Philippopel Rumelien 

24.  Prevesa Albanien 

25.  Rettimo Insel  Kandia 

26.  Rhodus Insel  Rhodus 

27.  Salonich Rumelien 

28.  Samsun Kleinasien 

29.  San  Giovanni  di  Medua  .     .  Albanien 

30.  Santi  Quaranta „ 

31.  Seres Rumelien 

32.  Smyma Kleinasien 

33.  Tenedos Insel  Tenedos 

34.  Trapezunt Kleinasien 

35.  Tschesme  (Chio) „ 

36.  Valona Albanien 

37.  Vatlii „ 

38.  Volo Thessalien. 
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Damit  die  unmittelbar  an  die  k.  und  k.  Missionen  oder  Konsular- 
behörden  im  Postwege  beförderten  Sendungen  pünktlich  an  den  Ort  ihrer 
Bestimmung  gelangen,  muß  auf  der  bezüglichen  Sendung  auch  die  fran- 
zösische Adresse  der  k.  und  k.  Mission  oder  Konsularbehörde  beigefügt 
werden  (zum  Beispiel  bei  einer  Sendung  an  die  österreichisch-ungarische 
Gesandtschaft:  A  la  L^gation  d'Autriche-Hongrie,  oder  bei  einer  Sendung 
an  eine  Konsularbehörde:  Au  Consulat  d'Autriche-Hongrie).  Bei  Bezeich- 
nung des  Bestimmungsortes  ist,  wenn  eventuell  der  Ort  auch  eine  unga- 
rische Benennung  hat,  die  allgemein  übliche  Benennung  auch  beizusetzen 
(zum  Beispiel  Nändor-fejervär  gleich  Belgrad). 

2.  Bei  Korrespondenzen  zwischen  den  Munizipien  und  den  ausländi- 
schen Behörden  ist  folgendes  zu  beobachten: 

Mit  ausländischen  Behörden  dürfen  die  ungarischen  Munizipien  un- 
mittelbar nicht  verkehren.  Wenn  sich  die  Notwendigkeit  der  amtlichen 
Korrespondenz  mit  einer  ausländischen  Behörde  ergibt,  ist  mit  Ausnahme 
der  Korrespondenz  bezüglich  der  im  ungarischen  Gesetzartikel  III,  des 
Jahres  1875,  erwähnten  Krankenverpflegskosten,  hinsichtlich  welcher  im 
Sinne  der  Circularverordnung  des  königlich  ungarischen  Ministeriums  des 
Innern,  Z.  70.128  ex  1882,  auch  fernerhin  die  Vermittlung  des  könig- 
lich ungarischen  Ministeriums  des  Innern  in  Anspruch  zu  nehmen  ist,  stets 
die  Intervention  des  königlich  ungarischen  Ministeriums  am  Allerhöchsten 
Hoflager  anzusuchen.  In  betreff  der  Vermittlung  können  sich  die  sub  Post  1 
aufgezählten  Behörden  ebenfalls  nur  unter  ausführlicher  Bezeichnung  des 
Sachverhaltes  an  das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern,  beziehungsweise 
an  das  königlich  ungarische  Ministerium  am  Allerhöchsten  Hoflagcr 
wenden. 

3.  Was  die  Korrespondenzen  der  königlich  ungarischen  Behörden  mit 
den  k.  k.  österreichischen  Behörden  anbelangt,  ist  zu  bemerken,  daß  die 
ungarischen  Behörden  mit  den  österreichischen  Behörden  in  allen  Ange- 
legenheiten, ausgenommen  dringende  militärische  Angelegenheiten,  in 
welchen  in  der  oben  bezeichneten  Weise  die  Vermittlung  des  königlich 
ungarischen  Ministeriums  am  Allerhöchsten  Hoflager  ebenfalls  erbeten 
werden  kann,  unmittelbar  verkehren  können. 

Nachdem  jedoch  der  größte  Teil  der  k.  k.  österreichischen  Behörden 
über  ein  Organ,  welches  die  Übersetzung  der  ungarischen  Ersuchschreiben 
in  die  deutsche  Sprache  veranlassen  könnte,  nicht  verfügt,  und  dieselben 
daher  um  die  Veranlassung  einer  deutschen  Übersetzung  sieh  an  die  vor- 
gesetzten höheren  Behörden  zu  wenden  gezwungen  sind,  scheint  es  er- 
wünscht, daß  in  Fällen,  in  welchen  die  Interessen  des  öffentlichen  Dienstes 
oder  der  Parteien  eine  dringende  Erledigung  erheischen,  den  diesbezüg- 
lichen Ersuchschreiben  eine  deutsche  Übersetzung  beigegeben  werde. 
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Ferner  ist,  nachdem  auch  die  österreichischen  Postbehörden  zum  großen 
Teile  der  ungarischen  Sprache  nicht  mächtig  sind,  Verfügung  zu  treffen, 
daß  die  Adresse  derjenigen  Behörde,  an  welche  das  Ersuchschreiben  ge- 
richtet ist,  auch  in  deutscher  Sprache  angegeben  werde. 

Wenn  sich  auch  dann  noch  bezüglich  des  unmittelbaren  Verkehrs 
mit  den  k.  k.  österreichischen  Behörden  sich  Schwierigkeiten  ergeben 
sollten,  so  ist,  wie  dies  bereits  in  der  Circularverordnung  des  königlich 
ungarischen  Ministerium  des  Innern  vom  Jahre  1882,  Z.  70.128,  ange- 
ordnet worden  ist,  die  Vermittlung  des  betreffenden  Ressortministeriums  in 
Anspruch  zu  nehmen. 

In  betreff  der  Modalitäten  des  unmittelbaren  Verkehrs  wird  zur 
Orientierung  bemerkt,  daß  die  Städte  mit  geregelten  Magistraten  und 
die  Oberstuhlrichterämter  mit  den  entsprechenden  Gemeinde-  (städtischen) 
Bürgermeistern,  femer  mit  den  Bezirkshauptmannschaften,  sowie  mit  den 
selbständigen  Polizeibehörden  in  Wien,  Prag,  Brunn,  Lemberg,  Krakau 
und  Triest;  die  Vizegespans-,  beziehungsweise  die  Bürgermeisterämter  der 
mit  Jurisdiktionsrecht  bekleideten  Städte,  aber  außer  den  obigen  auch  mit 
den  Statthaltereien  in  Prag,  Zara,  Lemberg  (Großherzogtum  Krakau  und 
Galizien),  Wien,  Linz,  Graz,  Brunn,  Innsbruck  (Tirol  und  Vorarlberg)  und 
Triest  (Stadt  und  Distrikt  Triest,  Görz,  Gradiska  und  Istrien)  uiid  den 
Landesregierungen  in  Salzburg,  Klagenfurt,  Laibach,  Czernowitz  und 
Troppau  (Unter-  und  Oberschlesien)  unmittelbar  verkehren  können.  Was 
den  Verkehr  im  Postwege  anbelangt,  sind  die  Korrespondenzen  im  Interesse 
des  Staates,  beziehungsweise  des  öffentlichen  Dienstes  zwischen  den 
königlich  ungarischen  und  k.  k.  österreichischen  Behörden,  Ämtern  und 
Amtsorganen,  im  Sinne  des  §  25  der  mit  Erlaß  des  königlich  ungarischen 
Ministers  für  öffentliche  Arbeiten  und  Kommunikationen  vom  2.  März  1888, 
Z.  8711,  herausgegebenen  Normaliensammlung,  betreffend  die  „Posttarife 
und  das  Postgeschäftsreglement",  unbedingt  portofrei,  während  die  Fahi'- 
postsendungen  nur  in  den  im  §  67  der  obigen  Normaliensammlung  bezeich- 
neten Fällen  Portofreiheit  genießen. 

4.  Betreff  des  etwaigen  Verkehrs  mit  den  Behörden  in  Bosnien  und 
der  Herzegowina: 

Die  königlich  ungarischen  Behörden  können  mit  den  auf  den  Terri- 
torien der  okkupierten  Provinzen  befindlichen  k.  und  k.  Behörden  unmittelbar 
verkehren;  wobei  jedoch  bemerkt  wird,  daß  in  militärischen  Angelegen- 
heiten die   Instruktion   zum  Wehrgesetze   sich  vor  Augen  zu  halten  ist. 

In  bezug  auf  die  Modalitäten  des  Verkehres  wird  hier  bemerkt,  daß 
die  Städte  mit  geregelten  Magistraten  und  die  Oberstuhlrichterämter  mit 
den  dortigen  Gemeinde-  (städtischen)  und  Bürgermeisterämtern,  ferner  mit 
den   Bezirk?-   ""'^   i^T-Aisämtern;    die   Vizegespans-,   beziehungsweise    die 
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Bürgermeisterämter  der  mit  Jurisdiktionsrecht  bekleideten  Städte  außer 
mit  den  obigen  Behörden  auch  mit  der  dortigen  Landesregierung  unmittelbar 
verkehren  können.  Was  die  an  die  dortigen  Behörden  mit  der  Briefpost 
zu  richtenden  amtlichen  Ersuchschreiben  anbelangt,  so  sind  selbe  ebenfalls 
portofrei,  von  außen  aber  im  Sinne  der  Circularverordnung  des  königlich 
ungarischen  Ministeriums  des  Innern  vom  15.  April  1888,  Z.  21.516,  mit 
der  Bezeichnung  „Portofrei  in  öffentlichen  Dienstangelegenheiten"  zu  ver- 
sehen, während  in  bezug  auf  die  Portofreiheit  der  amtlichen  Fahrpost- 
sendungen  Punkt  XX,  §68  der  obzitierten  Normaliensammlung  maßgebend  ist. 
Mit  Circulare  vom  30.  September  1898,  Z.  43.997/2,  wurde  die  Be- 
richtigung eines  in  der  obzitierten  Verordnung  des  königlich  ungarischen 
Ministeriums  des  Innern  vom  13.  Jänner  1889,  Z.  78.599/11,  unterlaufenen 
sinnstörenden  Druckfehlers  veranlaßt.  Demnach  hat  der  richtige  Text 
ad  Punkt  1  zu  lauten: 

„An  die  österreichisch-ungarischen  Missionen  oder  Konsularbehörden 
unmittelbar  ein  dienstliches  Ansuchen  zu  richten,  ist  nur  der  erste 
Beamte  des  Munizipiums,  also  der  Vizegespan,  beziehungsweise  der  Bürger- 
meister in  der  Hauptstadt  Budapest,  außerdem  der  Oberstadthauptmann 
berechtigt"  und  ad  Punkt  1,  Alinea  3: 

„Es  wird  hier  bemerkt,  daß  der  Vizegespan,  beziehungsweise  der 
Bürgermeister  in  Budapest,  außerdem  der  •  Oberstadthauptmann  die  dienst- 
lichen Sendungen   an  die  k.  und   k.  Missionen   oder  Konsularämter   etc.** 

Daraus  geht  hervor,  daß  wohl  die  Vizegespäne  und  Bürgermeister, 
nicht  aber  alle  Oberstadthauptleute,  sondern  nui*  jene  von  Budapest  in 
direkten  Verkehr  mit  den  k.  und  k.  Vertretuugsbehörden  zu  treten  be- 
rechtigt sind. 

Mit  Circulare  vom  27.  Mai  1898,  Z.  46.826,  hat  ferner  das  königlich 
ungarische  Ministerium  des  Innern  den  unterstehenden  Behörden  bekannt 
gegeben,  daß  der  im  zweiten  Alinea  des  ersten  Absatzes  der  vorstehenden 
Verordnung,  Z.  78.599/1888,  ausgesprochene  Grundsatz,  wonach  die  unga- 
rischen Munizipien  mit  ausländischen  Behörden  unmittelbar  zu  vorkehren 
nicht  berechtigt  sind,  in  jenen  Fällen  keine  Anwendung  zu  finden  habe, 
in  welchen  der  Oberstadthauptmann  der  Budapester  Staatspolizei  und  die 
Polizeibehörden  der  Komitate,  sowie  der  Städte  mit  geregelten  Magistraten 
in  die  Lage  kommen  sollten,  sich  wegen  Vornahme  von  dringenden 
Erhebungen  oder  sonstigen  aus  polizeilichen  Rücksichten  gebotenen 
dringenden   Amtshandlungen   an    eine    ausländische   Behörde   zu   wenden. 

Daran  anknüpfend  hat  das  königlich  ungarische  Ministerium  des 
im  mit  Circulare  vom  7.  Dezember  1900,  Nr.  124.245,  die  Munizipien 

«^  entsprechender  Anweisung  der  betreffenden  Organe  darauf  auf- 
•  gemacht,  daß,  wenn  sich  die  Notwendigkeit  der  Inanspruchnahme 
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der  obigen  Bewilligung  ergeben  sollte,  dieselben  sich  in  ihren  Requisitionen 
entweder  der  Amtssprache  der  requirierten  Behörde  oder  aber,  wenn  sie 
derselben  nicht  mächtig  wären,  der  französischen  Sprache  zu  bedienen; 
wenn  sich  aber  auch  diesbezüglich  sprachliche  Schwierigkeiten  ergeben 
sollten,  an  die  Bestimmungen  der  Verordnung,  Z.  78.599/1888,  zu 
halten  haben. 

Der  im  Absatz  I  der  mehrzitierten  Verordnung  enthaltene  Grund- 
satz betreffs  des  direkten  Verkehres  mit  den  k.  und  k.  diplomatischen 
Missionen  und  Konsularämtern  hat,  angesichts  der  wiederholt  zu  Tage 
getretenen  Schwierigkeiten,  durch  Verordnung  des  königlich  ungarischen 
Ministeriums  des  Innern  vom  17.  August  1894  dahin  eine  Einschränkung  er- 
fahren, daß  die  unmittelbare  Korrespondenz  mit  Honorar-  und  Titularämtem, 
das  ist  mit  jenen  Konsularämtern,  an  deren  Spitze  kein  effektiver  Staats- 
beamter steht,  zu  vermeiden  und  vorkommenden  Falles  die  Intervention 
der  vorgesetzten  k.  und  k.  diplomatischen  Mission,  respektive  des  vor- 
gesetzten effektiven  k.  und  k.  Konsularamtes  in  Anspruch  zu  nehmen  ist. 

Nachdem  die  Bestimmungen  der  Verordnung  des  königlich  ungarischen 
Ministeriums  des  Innern  vom  23.  Jänner  1889,  Nr.  78.599/1888,  seitens 
der  königlich  ungarischen  Behörden  wiederholt  irrtümlich  dahin  aufgefaßt 
wurden,  als  ob  durch  dieselben  die  hinsichtlich  der  Korrespondenz  in  mili- 
tärischen und  überhaupt  in  Wehrpflichtsangelegenheiten  bestehenden  Vor- 
schriften eine  Modifizierung  erfahren  haben,  hat  das  königlich  ungarische 
Ministerium  des  Innern  mit  Circulare  vom  23.  März  1891,  Nr.  8835,  den 
unterstehenden  Behörden  zur  Danachachtung  folgendes  eröffnet: 

1.  Nachdem  in  allen  militärischen  und  überhaupt  in  den  auf  den 
Vollzug  der  Wehrgesetze  bezüglichen  Angelegenheiten  in  erster  Reihe 
die  zum  Vollzuge  der  Wehrgesetze  erlassenen  Instruktionen  und  Ver- 
ordnungen des  Honvedministeriums  maßgebend  sind,  können  die  in  dem 
fraglichen  Circulare  enthaltenen  Verfügungen  nur  in  dem  Falle  in  zweiter 
Reihe  zur  Anwendung  gelangen,  wenn  die  erwähnten  Instruktionen  und 
Verordnungen  in  solchen  Angelegenheiten  den  ungarischen  Administrativ- 
behörden den  unmittelbaren  Verkehr  mit  den  unter  den  Punkten  1  bis  4 
des  bezeichneten  Circulares  genannten  Behörden  gestatten  und  wenn  sie 
eine  abweichende  Bestimmung  nicht  enthalten. 

2.  Andrerseits  ist  in  allen  auf  die  Wehrpflicht  bezüglichen  und  über- 
haupt in  militärischen  Angelegenheiten,  in  welchen  der  unmittelbare  Ver- 
kehr nicht  gestattet  ist,  nicht  die  Intervention  des  Ministers  am  Aller- 
höchsten Hoflager,  sondern  jederzeit  die  des  Honvedministers  in  Anspruch 
zu  nehmen.  Aus  Anlaß  eines  besonderen  Falles,  in  welchem  eine  k.  und  k. 
Tertretungsbehörde  im  Auslande  eine  ihr  in  ungarischer  Sprache  zusre- 
kommene  Zuschrift  dem  Absender  mit  dem  Bedeuten  zurückstellte,  die 
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in  deutscher  Sprache  abzufassen,  weil  bei  ihr  kein  der  ungarischen  Sprache 
kundiger  Beamter  in  Verwendung  steht,  hat  das  k.  und  k.  Ministerium 
des  Äußern  mit  Circulare  vom  13.  Februar  1893,  Z.  2959/2,  folgendes 
anzuordnen  gefunden: 

Die  k.  und  k.  Vertretungsbehörden  im  Auslande  sind  verpflichtet, 
in  allen  Angelegenheiten,  mit  welchen  dieselben  seitens  königlich  unga- 
rischer Behörden  oder  ungarischer  Staatsangehöriger  befaßt  werden, 
Zuschriften  oder  Eingaben  in  ungarischer  Sprache  anzunehmen,  und  sie 
der  Erledigung  zuzuführen,  da  bekanntlich  in  den  Ländern  der  ungarischen 
Krone  die  ungarische  Sprache  die  Staatssprache  ist. 

Bei  jenen  k.  und  k.  Vertretungsbehörden,  bei  welchen  ein  der 
ungarischen  Sprache  kundiger  Beamter  in  Verwendung  steht,  hat  dieser 
die  Übersetzung  der  betreffenden  Schriftstücke  anzufertigen  und  für  deren 
Korrektheit  die  Verantwortung  zu  tragen. 

In  Ermanglung  eines  solchen  Beamten  wird  die  k.  und  k.  Vertretungs- 
behörde in  erster  Linie  darauf  bedacht  sein,  geeigneter  Weise  in  loco 
eine  Übersetzung  zu  beschaffen.  Ist  letzteres  jedoch  untunlich,  so  haben 
die  k.  und  k.  diplomatischen  Missionen  das  ungarische  Schriftstück  einem 
der  nächstgelegenen  unterstehenden  Konsularämter,  bei  welchem  ein  der 
ungarischen  Sprache  kundiger  Beamter  zugeteilt  ist,  behufs  Anfertigung  der 
Übersetzung  zu  übermitteln. 

Die  k.  und  k.  Konsularämter  haben  im  analogen  Falle  das  ungarische 
Schriftstück  entweder  der  nächstgelegenen  k.  und  k.  Konsularbehörde  oder 
der  vorgesetzten  k.  und  k.  diplomatischen  Mission  —  vorausgesetzt,  daß 
bei  derselben  ein  des  ungarischen  Idioms  mächtiger  Beamter  fungiert  —  mit 
dem  Ersuchen  um  Veranlassung  einer  Übersetzung  einzusenden. 

Wenn  jedoch  weder  auf  dem  einen  noch  auf  dem  anderen  der 
bezeichneten  Wege  eine  Übersetzung  der  betreffenden  Schriftstücke  in 
loco  oder  wenigstens  in  der  Nähe  beschafft  werden  könnte,  so  sind  die- 
selben dem  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  vorzulegen,  welches  für 
deren  Übersetzung  in  die  deutsche  Sprache  Vorsorge  treffen  wiii 

Unter  dem  20.  August  1895,  Z.  28.572/4,  hat  das  k.  und  k.  Ministerium 
des  Äußern  den  k.  und  k.  Konsularämtem  eine  Verordnung  des  königlich 
ungarischen  Finanzministeriums  vom  20.  Juli  1890,  Z.  3117,  auszugsweise 
zur  Kenntnis  mitgeteilt. 

Dieselbe  enthält  folgende  Bestimmungen: 

1.  Mit  den  k.  und  k.  diplomatischen  Missionen  und  Kousularbehörden 

^'m  Auslande  unmittelbar  eine  amtliche  Korrespondenz  zu  führen,  sind  nur 

listehende  königlich  ungarische  Finanzbehördeh,  respektive  Ämter,  be- 

igt:  Sämtliche  königlich  ungarischen  Finanzdiiektionen  auf  dem  Terri- 

Kroatiens  und  Slavoniens,  die  Finanzdirektion  in  Agram,  der  haupt- 
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städtische  königliche  Steuerinspektor,  die  Direktion  der  Rechtsangelegen- 
heiten des  Ärars,  die  königlich  ungarischen  Bergwerksdirektionen,  die 
Berg-  und  Forstakademie  in  Schemnitz,  die  Zentraldirektion  des  Tabak- 
gefälles und  die  Direktion  der  königlich  ungarischen  Staatsdruckerei. 

Andere  Behörden  oder  Ämter  sind  zu  einer  derartigen  Korrespondenz 
nicht  berechtigt,  sondern  dieselben  sind  verpflichtet,  sich,  insoferne  die 
Notwendigkeit  einer  dienstlichen  Korrespondenz  eintritt,  unter  Darstellung 
des  Sachverhaltes  an  ihre  vorgesetzte  Behörde,  und  wenn  auch  diese  nach 
dem  Obgesagten  zur  direkten  Korrespondenz  nicht  berechtigt  wäre,  im 
Wege  derselben  an  die  berechtigte  vorgesetzte  Behörde  zu  wenden. 

2.  Die  zu  direkter  amtlicher  Korrespondenz  mit  den  k.  und  k.  diplo- 
matischen Missionen  oder  Konsularbehörden  berechtigten  Behörden  oder 
Ämter  können  behufs  Weiterbeförderung  ihrer  Korrespondenz-  und  Ersuch- 
schreiben dieselben  auch  an  das  gemeinsame  k.  und  k.  Ministerium  des 
Äußern  in  dem  Falle  einsenden,  als  das  genannte  Ministerium  mit  dem 
Orte,  wohin  das  Dienstschreiben  lautet,  eine  Kurierverbindung  hat.  Diese 
Orte  sind  die  folgenden:  Dresden,  Berlin,  München,  Stuttgart,  Paris, 
London,  Rom,  Venedig,  Bukarest,  Sofia,  Constantinopel,  St.  Petersburg^ 
Warschau.  In  solchen  Fällen  sind  die  amtlichen  Korrespondenzen  und 
Sendungen  kuvertiert,  mit  richtiger  Adresse  und  Versiegelung  versehen, 
an  das  gemeinsame  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  zu  senden. 

Die  an  die  k.  und  k.  diplomatischen  Missionen  oder  Konsularbehörden 
unmittelbar  und  nicht  im  Wege  des  gemeinsamen  k.  und  k.  Ministeriums 
des  Äußern  zu  sendenden  Korrespondenzen,  Fahrpost-  oder  Geldsendungen 
hingegen  sind,  ob  selbe  im  Interesse  von  öffentlichen  Angelegenheiten 
oder  von  Privaten  erfolgen,  bei  der  Aufgabe  stets  zu  frankieren,  wobei 
es  sich  von  selbst  versteht,  daß  bei  Korrespondenzen,  welche  im  Interesse 
von  Privatparteien  erfolgen,  die  betreffende  Partei  die  Postauslagen  zu 
bestreiten  hat. 

Von  der  Verpflichtung  der  Entrichtung  der  soeben  erwähnten  Post- 
gebür  sind  jene  Korrespondenzen  ausgenommen,  welche  an  k.  und  k. 
österreichisch -ungarische  diplomatische  Missionen  oder  Konsularbehörden 
in  der  Türkei  oder  in  Egypten,  Bulgarien,  Rumänien  und  Serbien  gerichtet 
werden,  nachdem  die  zwischen  den  inländischen  Behörden  und  den  ge- 
nannten Vertretungsbehörden  gewechselten  Korrespondenzen  portofrei  sind. 

Bezüglich  der  amtlichen  Korrespondenzen  an  die  k.  und  k.  Gesandt- 
schaft oder  an  das  k.  und  k.  Konsulat  in  Belgrad  wird  insbesondere 
bemerkt,  daß  dieselben  nicht  nach  Belgrad,  sondern  an  das  „königliche 
Postamt  in  Semlin,  Bahnhof"  zu  adressieren  sind. 

Zu  unmittelbaren  Korrespondenzen  zwischen  den  königlich  ungarischen 
Finanzbehörden  und  -Ämtern  und  den  ausländischen  Behörden  sind  nur 
die  im  Punkt  1  angeführten  berechtigt. 


—    544    — 

Die  Korrespondenzen  und  Requisitionsschreiben  samt  korrekter  deut- 
scher Übersetzung  sind  an  die  k.  und  k.  diplomatischen  Missionen  oder 
Konsularbehörden  zu  richten  und  ist  die  Intervention  derselben  zu  erbitten. 

Anläßlich  vorgekommener  Fälle,  daß  kroatische  politische  Behörden 
mit  den  k.  und  k.  diplomatischen  Missionen  und  Konsularämtern,  und  zwar 
in  kroatischer  Sprache  ohne  deutsche  Übersetzung  korrespondierten  und 
für  die  betreffenden  Korrespondenzen  das  vorgeschriebene  Porto  nicht 
entrichteten,  hat  die  königlich  kroatisch -slavonisch- dalmatinische  Landes- 
regierung in  Agram  mit  Circulare  vom  3.  April  1888,  Z.  6998,  die  unter- 
stehenden Behörden  angewiesen,  sich  an  die  Bestimmungen  der  Verordnung 
des  Präsidiums  der  Landesregierung  vom  31.  Mai  1883,  Z.  2013,  zu  halten, 
wonach  die  politischen  Behörden  nur  in  außerordentlich  dringenden  Fällen, 
namentlich,  wenn  Gefahr  im  Verzuge  ist,  unmittelbar  mit  der  betreffenden 
k.  und  k.  diplomatischen  Mission  oder  dem  betreffenden  Konsularamte 
korrespondieren  können,  davon  aber  unter  einem  der  königlichen  Landes- 
regierung in  Agram  die  Anzeige  zu  erstatten  haben. 

Laut  Mitteilung  des  königlich  ungarischen  Finanzministeriums  (Z.  1415/ 7 
ex  1903)  sind  auch  die  königlich  ungarischen  Berghauptmannschaften  zur 
unmittelbaren  Korrespondenz  ermächtigt  worden. 

Dasselbe  gilt  von  dem  mit  einem  neuen  Wirkungskreise  ausgestatteten 
königlich  ungarischen  Zentral-,  Tax-  und  Gebürenbemessungsamte  in  Buda- 
pest (siehe  Circularverordnung  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom 
18.  JuH  1895,  Z.  28.050/7). 

Mit  Circulare  vom  20.  Jänner  1903,  Z.  3937/2,  hat  das  k.  und  k. 
Ministerium  des  Äußern  die  k.  und  k.  Vertretungsbehörden  im  Auslande 
von  den  in  dem  ungarischen  Gesetzartikel  IV  vom  Jahre  1898  enthaltenen 
Bestimmungen  in  Kenntnis  gesetzt,  wonach  in  Staats-,  Munizipal-  und 
Gemeinde-,  sowie  in  sonstigen  amtlichen  Akten,  auf  Gemeindesiegeln, 
Stampiglien  und  Bezeichnungstafeln  usw.  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die 
aufgezählten  Akten  etc.  in  der  Staatssprache  oder  in  einer  anderen  Sprache 
verfaßt  sind,  ausschließlich  der  amtliche  Name  der  Gemeinden  der 
Länder  der  königlich  ungarischen  Krone  nach  jener  Schreibart  zu  benützen 
ist,  sowie  dieselben  in  dem  Landesgemeindestammbuche  geführt  werden. 

In  dem  Texte  gerichtlicher  Firmaprotokollierungen,  in  den  eine 
regierungsbehördliche  Genehmigung,  oder  Vidimierung  erfordernden  Ur- 
kunden und  sonstigen  Schriften,  sowie  in  einer  jeden  öffentliche  Glaub- 
würdigkeit und  einen  amtlichen  Charakter  besitzenden  anderen  Relation 
ist  die  Benützung  des  amtlichen  Namens  der  Gemeinden  zwar  obligatorisch, 
doch  kann  neben  diesem  Namen  die  hiervon  abweichende  Benennung  in 
Klammern  ersichtlich  gemacht  werden. 

Im  Sinne  dieser  gesetzlichen  Bestimnmngen  wird  demnach  in  Hin- 
kunft seitens   des  k.   und  k.   Ministeriums    des   Äußern    und   der    ihnen 
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unterstehenden  Behörden  bei  allen  amtlichen  Ausfertigungen  nur  der 
amtliche  Name  der  Gemeinden  der  Länder  der  königlich  ungarischen 
Krone  zu  gebrauchen  sein  (siehe  II.  Band,  Konsular-Normalien  Nr.  VII). 

Schließlich  ist  noch  zu  bemerken,  daß  die  hinsichtlich  der  Korre- 
spondenz der  Gerichtsbehörden  bestehenden  Normen,  welche  zum  Teile 
auf  internationalen  Verträgen,  zum  Teile  auf  Ministerial Verordnungen 
fußen,  im  Abschnitt  16,  vierter  Teil,  erster  Band,  behandelt  sind. 


Achtzehnter  Abschnitt. 

Obliegenlieiten  der  österreichisch-ungarischen  Konsular- 

ämter  in  Angelegenheiten  der  Sanitätspolizei,  sowie  der 

Veterinärpolizei  (Tierseuchen,  Epizootien). 

a)  Sanltätspollzei. 

In  den  internationalen  Sanitätskonventionen  von  Venedig  (1892  und 
1897),  Dresden  (1893)  und  Paris  (1894)  sind  die  FäUe  angeführt,  in 
welchen  eine  Intervention  seitens  der  betreffenden  Konsularfunktionäre 
vorgesehen  ist.  Im  Sinne  der  oberwähnten  Sanitätskonventionen  sind  die 
Regierungen  der  Signatarstaaten  verpflichtet,  das  Vorhandensein  von 
Choleraherden,  sowie  jeden  einzelnen  Pestfall  den  in  der  Hauptstadt  be- 
findlichen diplomatischen  oder  Konsularvertretern  zu  notifizieren  und  die- 
selben über  den  Gang  der  Epidemie  auf  dem  laufenden  zu  halten. 

Jede  Regierung  ist  femer  verpfiichtet,  die  von  ihr  gegen  ein  von 
der  Cholera  oder  Pest  verseuchtes  Land  getroffenen  Maßnahmen  den 
obgenannten  Funktionären  des  von  der  Krankheit  betroffenen  Landes 
mitzuteilen. 

Die  Konsularvertretungen  sind,  soweit  die  nationale  Schiffahrt  in 
Betracht  kommt,  ermächtigt,  sowohl  der  in  den  pestverseuchten  Häfen  vor 
Abgang  eines  jeden  Schiffes  stattfindenden  ärztlichen  Visite,  als  auch  der 
Inspektion  der  Pilgerschiffe  beizuwohnen,  welche  von  der  kompetenten 
Behörde  im  Abgangshafen  vorzunehmen  ist. 

Die  Konsularvertretungen  im  Orient  werden  in  die  Lage  kommen, 
in  den  in  der  Pariser  und  Venediger  (1897)  Konvention  vorgesehenen 
Fällen  der  Verhängung  von  Strafen  über  die  Kapitäne  von  Pilgerschiffen, 
welche  den  ihnen  obliegenden  in  den  obigen  Konventionen  aufgezählten 
Verpflichtungen  nicht  nachgekommen  sind,  zu  intervenieren. 

Femer  wird  den  betreffenden  Konsularvertretungen  des  Zwischen- 
oder Ankunftshafens  das  von  der  Hafenbehörde  bei  Konstatierung  einer 
durch  die  Kapitäne  erfolgten  Verl^t'  ^  der  Bestimmungen  der  erwähnten 
Konventionen  aufzunebi 

Malfatti,  Kontnla« 
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Endlich  sind  im  Sinne  der  Venediger  Konvention  (1897)  die  fremden 
Konsularämter  in  Djeddah  und  Yambo  mit  Mustern  der  den  ägyptischen 
Pilgern  von  den  ägyptischen  Behörden  auszustellenden  Aufenthaltszertifi- 
kate zu  beteilen. 

Im  Hinblicke  auf  die  ständige,  insbesondere  Triest  bedi-ohende  Ge- 
fahr einer  Einschleppung  von  Blattern epidemien  zur  See,  wurden  die 
k.  und  k.  Konsularämter  mit  Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des 
Äußern  vom  21.  Oktober  1896,  Z.  46.417/11,  aufgefordert,  über  das  Vor- 
kommen von  Blattern  in  ihrem  Amtsbezirke  genaueste  Evidenz  zu  führen, 
und  von  dem  Auftreten  dieser  Kränkelt  in  Seestädten,  mit  denen  die 
österreichisch-ungarische  Monarchie  einen  Schiffsverkehr  unterhält,  unver- 
züglich den  beiden  Seebehörden  in  Triest  und  Fiume  Meldung  zu  erstatten. 

Mit  Rücksicht  auf  die  Gefahr  der  Einschleppung  ansteckender  Krank- 
heiten aus  überseeischen  Ländern  erscheint  es  im  allgemeinen  dringendst 
geboten,  daß  dem  Gesundheitszustande  solcher  Individuen,  welche  von 
Amts  wegen  behufs  ihrer  Repatriierung  einem  in  die  Heimat  zurück- 
kehrenden Schiffe  übergeben  werden,  vollste  Aufmerksamkeit  zugewendet 
und  die  Heimbeförderung  solcher  Personen  erst  dann  veranlaßt  werde, 
wenn  durch  vorausgegangene  verläßliche  ärztliche  Untersuchung,  eventuell 
durch  zureichende  Beobachtung  des  Gesundheitszustandes  derselben  und 
nach  durchgeführter  Desinfektion  ihrer  Effekten  der  Gesundheitszustand 
als  sanitär  unbedenklich  erachtet  werden  kann. 

Die  österreichisch-ungarischen  Konsularämter  sind  mit  Circulare  des 
k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  22.  Dezember  1899,  Z.  66.009/11, 
aufgefordert  worden,  die  oberwähnten  Vorsichtsmaßregeln  sorgfältigst  zu 
beobachten. 

Bezüglich  der  Erstattung  von  Sanitätsberichten  wurden  die  Konsular- 
ämter aufgefordert,  auf  die  sanitären  Vorfallenheiten  in  dem  lietreffcnden 
Amtssprengel,  insbesondere  mit  Rücksicht  auf  das  Auftauchen  und  den 
Verlauf  epidemischer  Krankheiten  ein  wachsames  Auge  zu  üben  und  ohne 
Verzug  hierüber  an  das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  und  auch 
direkt  an  die  beiden  k.  k.  und  königlich  ungarische  Ministerien  des  Innern 
in  Wien  und  Budapest  nötigenfalls  telegraphisch  zu  berichten  (Circulare 
des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  10.  Februar  1886,  Z.  748/9). 

Anläßlich  eines  speziellen  Falles  der  verspäteten  Berichterstattung^ 
betreffend  die  Verhinderung  der  Einschleppung  der  Cholera  durch  die  aus 
Brasilien  zurückgekehrten  Auswanderer,  hat  sich  das  k.  und  k.  Mini- 
sterium des  Äußern  bestimmt  gefunden,  die  k.  und  k.  Konsularämter  auf- 
zufordern, die  k.  k.  Polizei,  beziehungsweise  politischen  Behörden  der 
Grenzstation,  über  welche  derartige  Transporte  von  Auswanderern  oder 
anderen  Massenzügen  aus  choleraverdächtigen  Gegenden  erfolgen  sollten, 
oder  doch  die  betreffenden  politischen  Landesbehörden  von  dem  Eintreffen 
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derselben  direkt  und  rechtzeitig,  wenn  nötig  telegraphisch,  zu  verständigen 
(Circulare  des  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  vom  3.  Dezember  1893, 
Z.  49.342/11).    (Siehe  n.  Band,  Konsular-NormaUen  Nr.  VII.) 

b)  Yeterinärpollzel  (Tierseuchen,  Eplzootlen). 

Um  rechtzeitig  jene  Maßregeln  treffen  zu  können,  Welche  geeignet 
sind,  die  Einschleppung  von  Epizootien  durch  den  Import  von  Tieren 
und  tierischen  Produkten  aus  der  europäischen  Türkei  hintanzuhalten,  er- 
scheint es  notwendig,  daß  die  mit  der  obersten  Leitung  der  Veterinär- 
polizei betrauten  k.  k.  und  königlich  ungarischen  Ministerien  verläßliche 
Nachrichten  über  die  Sanitätsverhältnisse  der  verschiedenen  Tiergattungen, 
sowie  auch  über  die  Handhabung  der  Veterinärpolizei  in  den  türkischen 
Provinzen  erhalten.  Dasselbe  gilt  auch  von  Serbien  und  Rumänien  und 
allen  übrigen  Nachbarstaaten. 

Die  k.  und  k.  Konsularämter  in  den  gedachten  Ländern  sind  dem- 
nach verpflichtet  —  abgesehen  von  der  nach  den  bestehenden  Vor- 
schriften ohnehin  stattfindenden  einschlägigen  Berichterstattung  —  in 
regelmäßig  wiederkehrenden  Zwischenräumen  von  etwa  einem  Monate 
über  die  Krankheiten,  welche  unter  den  Rindern,  Schafen,  Ziegen, 
Schweinen  und  Pferden  vorkommen,  dem  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern 
zu  berichten. 

Im  Falle  aber,  als  eine  der  folgenden  Tierseuchen  auftreten  sollte, 
Rinderpest,  Lungenseuche,  Maul-  und  Klauenseuche,  Rotz,  dann  Pocken 
der  Schafe  und  Milzbrand  (die  beiden  letzteren  nur  bei  größerer  Ver- 
breitung) sind  die  betreffenden  k.  und  k.  Konsularämter  verpflichtet,  sofort 
die  Anzeige  hierüber  dem  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  zu  erstatten. 

Diese  Berichte  sollen  auch  —  sofeme  die  einschlägigen  Daten  über- 
haupt erhältlich  sind  —  Auskunft  darüber  geben,  woher  die  Seuche  ein- 
geschleppt worden  ist,  ferner  alle  jene  Momente  berücksichtigen,  welche 
zur  Beurteilung  der  Verbreitung  und  Intensität  der  Krankheiten  erforder- 
lich sind.  Schließlich  ist  es  auch  wünschenswert,  daß  in  den  fraglichen 
Berichten  auch  jene  Verfügungen  erwähnt  werden,  welche  die  betreffenden 
Lokalbehörden  zur  Bekämpfung  der  Epizootien  im  gegebenen  Falle  ge- 
troffen haben  (Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom 
23.  Jänner  1890,  Z.  6713/9).    (Siehe  11.  Band,  Konsular-Normalien  Nr.  VII.) 

Nach  §  6  der  Durchführungsverordnung  vom  15.  Oktober  1888^ 
Z.  40.000,  zu  dem  ungarischen  Gesetzartikel  VII  vom  Jahre  1888,  be- 
treffend die  Regelung  des  Veterinärwesens,  sind  die  Ursprungszertifikate 
für  die  dort  aufgezählten  Rohprodukte,  welche  aus  rinderpestgefährlichen 
Ländern  stammen  und  auf  ungarisches  Gebiet  gela^«-^"     ~'"  ""  fti?ali- 

sierung  des  k.  und  k.  Konsularamtes  zt 
sie  herkommen. 
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In  einer  weiteren  Verordnung  des  königlich  ungarischen  Handels- 
ministeriums vom  18.  Dezember  1888,  Nr.  59.203,  wurden  als  solche 
seuchengefährliche  Länder  Eußland,  Rumänien  und  die  Ttlrkei,  gleichwie 
Bulgarien  und  Ostrumelien  bezeichnet. 

Was  die  erwähnte  Legalisierung  anbelangt,  so  wäre  es  natürlich  in 
erster  Linie  wünschenswert,  daß  sich  dieselbe,  so  weit  als  möglich,  auch 
auf  den  Inhalt  der  Ursprungszertifikate  beziehe.  Da  dies  aber  oft  nicht 
durchführbar  sein  dilrfte,  so  wird  auch  die  bloße  Legalisierung  der  Unter- 
schrift der  zur  Ausstellung  der  Zertifikate  kompetenten  Landesbehörde 
für  genügend  erachtet  werden;  doch  hat  diese  Legalisierung  jedenfalls 
dann  verweigert  zu  werden,  wenn  das  Zertifikat  nicht  von  der  hierzu 
berufenen  Landesbehörde  ausgestellt  oder  dessen  Inhalt  für  verdächtig 
erachtet,  beziehungsweise  der  Wahrheit  nicht  entsprechen  würde. 

Der  Legalisierungszwang  erstreckt  sich  auf  alle  Sendungen  der  vor- 
erwähnten Rohprodukte,  welche  die  ungarische  Grenze  passieren  oder  — 
wenn  sie  auch  österreichisches  Gebiet  transitieren  —  doch  nach  Ungarn 
bestimmt  sind. 

Die  Legalisierung  der  fraglichen  Zertifikate  hat  auf  Grund  des  be- 
stehenden Konsulargebüren-Tarifes  zu  erfolgen  (Circulare  des  k.  und  k. 
Ministeriums  des  Äußern  vom  14.  Februar  1889,  Z.  660/9  B).*) 

Besondere  Bestimmungen  über  die  gegenseitige  Ausübung  der  Vete- 
rinärpolizei enthält  das  Viehseuchen-Übereinkommen  mit  Italien  vom  7.  De- 
zember 1887  (R.  G.  B.  Nr.  65  ex  1888),  mit  dem  Deutschen  Reiche  vom 
6.  Dezember  1891  (R.  G.  B.  Nr.  16  ex  1892)  und  mit  Serbien  vom 
9.  August  1892  (R.  G.  B.  Nr.  106  ex  1893). 


Neunzehnter  Abschnitt. 

Verfahren  der  österreichisch-ungarischen  Konsiilar- 
funktionäre  in  Kriegsfällen. 

A.  Verhalten    der    Ssterrelehiscli- ungarischen    Konsularfunktionäre 
während  eines  Krieges,  bei  welchem  die   österreichisch -ungarische 

Monarchie  neutral  bleibt. 

Beim  Ausbruche  eines  Krieges  sind  die  österreichisch -ungarischen 
Konsularfunktionäre  verpflichtet,  die  österreichischen  oder  ungarischen 
Schiffe  von  jeder  auch  nur  entfernten  Teilnahme  an  der  Kaperei  zu 
warnen,   da   jede   Teilnahme   an    der    Führung,    Bemannung    oder    Aus- 

*)  Was  Serbien  anbelanget ,  so  hat,  laut  Ministerialerlaß  vom  Dezember  1894 
Z.  39.624/9,  die  Erteihing  des  konsiilaramtlichen  Visums  auf  den  serbischen  Viehpässen 
gebtirenfrei  zu  erfolgen. 
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rüstung  von  Kaperschiffen,  unter  was  immer  für  einer  Flagge,  verboten 
ist,  und  der  diesem  Verbote  entgegen  Handelnde  den  Bestimmungen  der 
inländischen  den  Raub  betreffenden  Strafgesetze  unterliegt.  Wenn  solche 
Fälle  sich  ereignen,  so  hat  der  österreichisch-ungarische  Konsularfunktionär, 
in  dessem  Amtsbezirke  die  strafbare  Handlung  vorgekommen  ist,  sofort 
zu  intervenieren  und  hierüber  ohne  Verzug  der  vorgesetzten  k.  und  k. 
diplomatischen  Mission,  der  kompetenten  k.  k.  Seebehörde  in  Triest  oder 
königlich  ungarischen  Seebehörde  in  Fiume,  sowie  auch  dem  k.  und  k. 
Ministerium  deö  Äußern  die  Anzeige  zu  erstatten.  Dasselbe  gilt  auch 
für  den  Fall  der  Verhängung  eines  Embargo  (Beschlagnahme). 

Wenn  die  Beschlagnahme  eines  Schiffes  ungerechtfertigt  ist,  oder 
wenn  dieselbe  dem  anerkannten  völkerrechtlichen  Herkommen  nicht  ent- 
spricht, so  hat  der  betreffende  österreichisch-ungarische  Konsularfunktionär 
ohne  Verzug  alles  aufzubieten,  um  die  sofortige  Aufhebung  derselben  und 
eine  entsprechende  Schadloshaltung  zu  erzielen.  Um  allen  möglichen 
Eventualitäten  hinsichtlich  der  Verletzung  der  Neutralität  zu  begegnen, 
haben  die  österreichisch-ungarischen  Funktionäre  im  Interesse  der  in  ihrem 
Amtsbezirke  befindlichen  österreichischen  oder  ungarischen  Staatsangehörigen, 
um  dieselben  vor  Schaden  zu  bewahren,  die  Schiffeführer  entsprechend 
zu  belehren,  welche  Gegenstände  im  allgemeinen  und  insbesondere  unter 
den  kriegführenden  Mächten  in  jedem  einzelnen  Falle  als  Kriegskontre- 
bande  betrachtet  werden. 

B.  Verhalten  der  Österreichisch-ungarischen  Eonsnlarfanktionäre  vor 

und  nach  dem  Ausbruche  eines  Krieges,  an  welchem  die  Osterrelchisch- 

nngarische  Monarchie  teilnimmt. 

Wenn  der  Ausbruch  eines  Krieges  mit  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  nahe  bevorstehend  erscheint,  so  haben  die  österreichisch- 
ungarischen Konsularfunktionäre  folgendes  sich  gegenwärtig  zu  halten  und 
danach  ihr  Verhalten  zu  regeln: 

Wenn  der  Konsularfunktionär  in  einem  neutralen  Staate  residiert, 
so  wird  seine  Stellung  im  allgemeinen  nicht  berührt.  Der  gedachte 
Konsularfunktionär  hat  jedoch  die  nationalen  Handelsschiffe  entsprechend 
zu  warnen,  sich  nach  Häfen  des  Feindeslandes  oder  nach  Gegenden,  wo 
sie  der  Aufbringung  durch  feindliche  Kriegsschiffe  ausgesetzt  sein  würden, 
zu  begeben.  Den  Schiffern  ist  nahezulegen,  beim  Ausbruche  eines  Krieges 
ihre  Handelsschiffe,  und  zwar  in  der  Weise  in  Sicherheit  zu  bringen,  daß 
dieselben  sich  bestreben,  die  Häfen  starker  oder  alliierter  Mächte  zu  erreichen. 

Eine  Veränderung  der  Flagge  durch  Veräußerung  des  Schiffes  an 
den  Staatsangehörigen  eines  neutralen  Staates  ist  nicht  rätlich,  weil 
dies  sehr  leicht  als  Scheinverk*  n  könnte.     Im  Sinne 

der  Pariser  Deklaration  v  >ckt  die 
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feindliche  Ware)  können  die  österreichischen  oder  ungarischen  Handels- 
schiffe, die  im  Auslande  vom  Kriege  überrascht  werden,  ihre  Ware 
retten,  wenn  sie  dieselbe  auf  neutrale  Schiffe  umladen.  Dadurch  können 
die  Handelsoperationen  unter  dem  Schutze  neutraler  Flaggen  fortgesetzt 
werden,  vorausgesetzt  selbstverständlich,  daß  die  Ware  eine  solche  ist, 
daß  sie  nicht  durch  eine  Auslegung  für  Kriegskontrebande  erklärt  werden 
könnte.  Nach  erfolgtem  Ausbruche  eines  Krieges  wird  der  Konsular- 
funktionär,  welcher  im  Feindeslande  residiert,  für  den  Fall  einer  bestimmt 
festgesetzten  Abzugsfrist  hiervon  die  in  seinem  Amtsbezirke  befindlichen 
österreichischen  oder  ungarischen  Staatsangehörigen  entsprechend  verstän- 
digen. Nach  der  allgemein  geltenden  Praxis  wird  jedoch  den  im  feind- 
lichen Staate  befindlichen  Angehörigen  des  anderen  kriegführenden  Teiles 
gestattet,  sich  dort  auch  während  des  Krieges  ungestört  aufzuhalten, 
insofeme  sie  sich  bei  ruhigem  Betriebe  ihrer  Geschäftsangelegenheiten, 
den  bestehenden  Landesgesetzen  gemäß,  benehmen. 

Die  im  feindlichen  Gebiete  residierenden  österreichisch -ungarischen 
Konsularfunktionäre  haben  in  der  Regel  ihre  Amtsfunktionen  bis  zum 
Einlangen  höherer  Weisungen  fortzusetzen,  und  dieselben  nur  im  Drange 
der  Verhältnisse  oder  bei  Entziehung  des  Exequatur  sofort  einzustellen, 
in  diesem  Falle  den  offiziösen  Schutz  der  österreichisch-ungarischen  Inter- 
essen dem  Konsularvertreter  einer  befreundeten  oder  alliierten  Macht  durch 
Übergabe  des  Amtsarchives  und  Amtsinventars  anzuvertrauen. 

Nach  erfolgter  Einstellung  der  Konsularfunktionen  haben  die  be- 
treffenden Konsularfunktionäre,  welche  wirkliche  Staatsbeamte  sind,  der 
diesfalls  bestehenden  Übung  gemäß,  den  Ort  ihrer  bisherigen  Amtstätigkeit 
zu  verlassen.  Dagegen  können  die  Honorar-Konsularfunktionäre  in  ihrem 
bisherigen  Aufenthaltsorte  unbehindert  bleiben. 

C.  Besondere   Bestimmungen    hiiisiehtlieh    des    Verfahrens    bei    der 
Kaperung:  von  Sechandelssclilffen  und  der  Prisengeriehte. 

Für  die  österreichisch -ungarische  Monarchie  gelten  besondere  Be- 
stimmungen hinsichtlich  des  Verfahrens  bei  der  Kapenmg  von  Seehandels- 
schiffen und  der  Prisengerichte. 

Dieselben  sind  in  den  kaiserlichen  Verordnungen  vom  21.  März  1864 
(R.  G.  B.  Nr.  3),  vom  13.  Mai  1866  (R.  G.  B.  Nr.  60)  und  vom  9.  Juli  1866 
(R.  G.  B.  Nr.  90),  ferner  in  der  Verordnung  der  k.  k.  Ministerien  der 
auswärtigen  Angelegenheiten,  der  Justiz,  des  Handels,  des  Krieges  und 
der  Marine  vom  3.  März  1864  (R.  G.  B.  Nr.  23),  sowie  in  den  Circularien 
der  vorbestandenen  k.  k.  Zentralseebehörde  in  Triest  vom  8.  November  1859, 
Z.  11.825,  vom  8.  Jänner  1860,  Z.  321,  und  vom  13.  Juni  1860,  Z.  6108, 
enthalten  (siehe  ,,Diritto  marittimo"  von  Dr.  A.  Feichtingor  de  B.  Nädasd, 
Fiume  1894). 
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Die  wesentlichen  in  der  obangeführten  Ministerialverordnung  vom 
3.  März  1864  enthaltenen,  die  Aufbringung  feindlicher  und  verdächtiger 
Schiffe  durch  die  k.  und  k.  Kriegsschiffe  betreffenden  Bestimmungen  lauten 
wie  folgt: 

Die  Aufbringung  von  feindlichen  und  verdächtigen  Schiffen  darf  in 
Gemäßheit  des  ersten  Absatzes  der  Deklaration  des  Pariser  Friedens- 
kongresses, datiert  Paris,  16.  April  1856,  welcher  die  Kaperei  untersagt, 
ausschließlich  nur  durch  Schiffe  der  k.  und  k.  Kriegsmarine  geschehen, 
und  sind  deren  Schiffskommandanten  verpflichtet,  nachstehend  bezeichnete 
Fahrzeuge  aufzubringen: 

a)  Schiffe,  welche  dem  feindlichen  Staate  oder  dessen  Untertanen 
angehören; 

b)  Schiffe,  deren  Neutralität  nicht  gehörig  legitimiert  ist,  oder  welche 
nach  den  Bestimmungen  der  obgedachten  Ministerialverordnung  als 
verdächtig  erscheinen. 

Schiffe  neutraler  Mächte  oder  ihrer  Staatsangehörigen,  wem  immer 
die  Ladung  gehöre,  dürfen  nicht  aufgebracht  werden,  vorausgesetzt,  daß 

a)  die   auf   Schiff  und  Ladung   bezüglichen  Papiere   in  Ordnung   sind; 

b)  das  Schiff  nicht  mit  Kriegskontrebande,  die  für  den  Feind  bestimmt 
ist,  beladen,  oder 

c)  auch  sonst  nicht  nach  den  obangeführten  Bestimmungen  der  Auf- 
bringung unterworfen  ist. 

Auf  neutralem  Seeterritorium  darf  kein  Schiff  angehalten  oder  auf- 
gehalten werden.  Die  Neutralität  eines  Schiffes  wird  durch  die  Papiere 
dargetan,  welche  nach  den  Gesetzen  der  Heimat  des  betreffenden  Schiffes 
zur  Legitimierung  der  Nationalität  desselben  erforderlich  sind. 

Als  verdächtig  anzuhalten  und  zur  Untersuchung  aufzubringen  sind: 

a)  Schiffe,  welche  doppelte  oder  wahrscheinlich  falsche  Papiere  haben; 

b)  Schiffe,  welche  keine  Papiere  haben,  oder  von  denen  in  Erfahrung 
gebracht  wurde,  daß  sie  ihre  Papiere  über  Bord  geworfen  oder  sonst 
vernichtet  haben,  insbesondere,  wenn  solches  erst  geschehen,  da  der 
Kreuzer  in  Sicht  war; 

c)  Schiffe,  welche  nach  geschehener  Aufforderung  des  Kreuzers  nicht 
beilegen,  oder  sich  der  Visitation  von  Schiffsräumen  oder  Behält- 
nissen, in  denen  mutmaßlich  Kriegskontrebande  oder  Papiere  ver- 
verborgen sind,  widersetzen. 

Als  gute  Prisen  werden  angesehen: 
a)  Schiffe,    welche    dem    feindlichen   Staate    oder    feindlichen    Staats- 
angehörigen gehören,   sowie  das   feindliche  Gut  an  Bord  solcher 
Schiffe. 
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Neutrales  Gut  an  Bord  feindlicher  Schiffe,  das  keine  Kriegs- 
kontrebande  ist,  kann  nach  Absatz  3  der  oberwähnten  Deklara- 
tion, datiert  Paris,  16.  April  1856,  nicht  als  gute  Prise  angesehen 
werden. 

b)  Neutrale  Schiffe,  deren  ganze  Ladung  aus  Kriegskontrebande 
besteht.  Ist  nur  ein  Teil  der  Ladung  Kontrebande,  so  kann  der 
Schiffer  selbst  der  Aufbringung  entgehen,  wenn  er  die  Kontre- 
bande freiwillig  auf  der  Stelle  oder  im  nächsten  Hafen  löscht.  Nach 
geschehener  Entlöschung  kann  das  Schiff  mit  der  übrigen  Ladung 
weitersegeln.  Die  Kriegskontrebande  ist  als  gute  Prise  anzu- 
sehen. 

c)  Schiffe,  welche  sich  der  Anhaltung  gewaltsam  widersetzen. 

d)  Vom  Feinde  genommene  und  demselben  wieder  abgenommene  öster- 
reichische oder  ungarische  Seehandelsschiffe,  wenn  diese  nicht  als 
Reprise  betrachtet  werden  können. 

e)  Als  verdächtig  aufgebrachte  Schiffe,  woferne  der  gegen  sie  vor- 
liegende Verdacht  nicht  behoben  wird. 

Als  Kriegskontrebande  werden  folgende  Gegenstände  erklärt,  jedoch 
nur  dann,  wenn  sie  nach  feindlichen  Häfen  bestimmt  sind:  Kanonen, 
Mörser,  Drehbassen,  alle  Arten  von  Waffen,  Bomben,  Granaten,  Kugeln, 
Zündhütchen,  Lunten,  Pulver,  Salpeter,  Schwefel,  Kürasse,  Armaturs- 
gegenstände, Sättel  und  Zäume,  sowie  überhaupt  alle  Gegenstände,  welche 
unmittelbar  zum  Kriegsgebrauche  angewendet  werden  können,  mit  Aus- 
nahme eines  zur  Verteidigung  der  Mannschaft  und  des  Schiffes  erforder- 
lichen, diesem  Zwecke  angemessenen  Vorrates. 

Bei  Begegnung  eines  Handelsschiffes,  das  nicht  unter  Convoi 
segelt,  hat  der  Kommandant  des  Kreuzers  dasselbe  anzurufen  und  den 
Schiffer  mit  den  Schiffspapieren  zu  sich  an  Bord  kommen  zu  lassen. 

Ergibt  sich  hierbei  kein  begründeter  Anstand,  so  soll  er  das  Schiff 
in  seiner  Weiterreise  nicht  behindern.  Findet  jedoch  der  Kommandant 
des  Kreuzers  Anlaß  zu  gegründetem  Verdacht  eines  ungesetzlichen  Sach- 
verhaltes oder  betrügerischen  Vorganges,  so  hat  er  einen  Offizier  abzu- 
senden, um  die  Umstände  genauer  zu  untersuchen.  Bei  dieser  Untersuchung 
dürfen  die  Anhaltenden  keine  geschlossenen  Räumlichkeiten,  Tonnen, 
Kisten,  Schränke,  Verschlage,  Fustagen  oder  sonstige  Behältnisse  öffnen 
oder  erbrechen,  ebensowenig  eigenmächtig  durchsuchen,  was  von  der 
Ladung  lose  im  Schiffe  liegt.  Besteht  aber  ein  Verdacht  wegen  irgendwo 
verborgener  Kriegskontrebande  oder  kompromittierender  Papiere,  so  soll 
der  untersuchende  Offizier  die  verdächtigen  Räume  oder  Verstecke  durch 
den  Schiffer  öffnen  lassen. 
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Jener  Offizier,  welcher  gegen  diese  Bestimmungen  verstößt,  wird 
deshalb  zur  Verantwortung  gezogen. 

Neutrale  Handelsschiffe,  welche  unter  Convoi  von  Kriegsschiffen 
einer  neutralen  Macht  gehen,  unterliegen  nicht  der  Untersuchung 
(Visitation).  Es  genügt  in  diesem  Falle  die  Erklärung  des  Convoichefs, 
daß  die  Papiere  der  convoyierten  Schiffe  in  Ordnung  sind  und  die- 
selben keine  Contrebande  an  Bord  haben. 

Der  Aufbringende  darf  unter  eigener  Verantwortung  von  der 
Ladung  eines  aufgebrachten  Schiffes  nichts  löschen,  verkaufen,  vertauschen 
oder  auf  irgend  eine  Weise  entfernen  oder  verloren  gehen  lassen.  Er 
muß  vielmehr  im  Vereine  mit  dem  Schiffer  oder  Steuermann  auf  dem 
aufgebrachten  Schiffe,  soweit  als  möglich,  die  ganze  Ladung  unter  Siegel 
und  Verschluß  bringen. 

Die  Papiere  des  Schiffes  sind  von  dem  Aufbringenden  in  ein  Kon- 
volut  zu  legen,  welches  mit  seinem  Amtssiegel  und  dem  Siegel  des  an- 
gehaltenen Schiffers  versehen  wird. 

Das  Schiff  wird  hierauf  mit  ungeöffneter  Ladung  (sofern  nicht 
der  Schiffer  mit  Rücksicht  auf  die  Konservierung  derselben  in  die  Öffnung 
willigt)  in  einen  österreichischen  oder  ungarischen  Hafen,  oder  bis  zur 
tunlichen  Abstellung  in  einen  solchen,  nach  dem  nächsten  Platze  gebracht, 
wo  das  aufgebrachte  Schiff  in  militärischen  Gewahrsam  genommen  werden 
kann.  Nach  anderen  Plätzen  darf  das  Schiff  nur  dann  gebracht  werden, 
wenn  Sturm,  Wetter,  Mangel  an  Proviant,  feindliche  Verfolgung  oder 
sonstige  Seenot  es  notwendig  machen.  Auch  in  diesem  Falle  muß  der 
Aufbringende,  sobald  es  die  Umstände  erlauben,  das  Schiff  mit  unge- 
brochener Ladung  nach  dem  nächsten  Hafen,  wo  sich  ein  kompetentes 
Prisengericht  befindet,  bringen  oder  senden.  Es  soll  jedoch,  wenn  die 
Ladung  aus  leicht  verderblichen  Waren  besteht  oder  das  Schiff  Havarie 
halber  die  Reise  nicht  fortsetzen  kann,  dem  Aufbringenden  gestattet 
sein,  auf  eigene  Verantwortung  oder  mit  Einwilligung  des  Schiffers  die 
zweckmäßigen  Verfügungen  zum  Besten  des  Schiffes  und  der  Ladung 
zu  treffen. 

Sobald  der  Aufbringende  mit  dem  aufgebrachten  Schiffe  einen 
inländischen  Hafen  erreicht,  hat  er  hiervon  unverweilt  die  Meldung  an 
das  zur  Untersuchung  und  Aburteilung  berufene  Prisengericht  zur  ent- 
sprechenden Amtshandlung  zu  machen.  In  gleicher  Weise  ist  diese  Anzeige 
zu  erstatten,  wenn  das  aufgebrachte  Schiff  in  einen  anderen  Hafen  gebracht 
wird,  wo  sich  ein  kompetentes  Prisengericht  befindet. 

Der  Kommandant,  welcher  die  obigen  zur  Sicherheit  der  neu- 
tralen Schiffahrt  gegebenen  Bestimmungen  übertreten  oder  zu  deren 
Schaden  seine  "  wird  zur  Verantwortung  gezogen 


—    554    — 

und  kann  außerdem  zur  Vergütung  des  widerrechtlich  zugefügten  Schadens 
verhalten  werden. 

Die  Mannschaft  eines  aufgebrachten  Schiffes  wird  auf  Kosten  des 
k.  und  k.  Ärars  unterhalten  und  verpflegt,  bis  das  schließliche  Urteil  in 
der  Sache  gefällt  ist.  Ergreift  jedoch  der  Schiffer  die  Berufung  gegen 
das  in  erster  Instanz  erflossene  Urteil,  so  hat  er  zur  Deckung  der  Kost, 
deren  Ersatz  ihm  im  Falle  der  Sachfälligkeit  im  höheren  Rechtszuge  auf- 
erlegt werden  könnte,  eine  angemessene  Kaution  zu  erlegen. 

Die  Mannschaft  eines  aufgebrachten  und  verurteilten  Schiffes  ist  der 
Lokalbehörde  zu  übergeben,  und  sind  die  darunter  befindlichen  feindlichen 
Staatsangehörigen  als  Kriegsgefangene  zu  behandeln.  Die  Staatsange- 
hörigen befreundeter  und  neutraler  Mächte  werden  an  ihre  betreffen- 
den Konsuln  zur  weiteren  Veranlassung  abgegeben. 


Fünfter  Teil, 


Erster  Abschnitt. 

österreichisch -ungarische  Konsulargemeinden  im  osma- 
nischeu  Reiche.  —  Österreichisch -ungarische  Handels- 
liammem  und  österreichisch-ungarische  Hilfsvereine  im 
Auslande.  —  Verzeichnis  der  in  beiden  Staatsgebieten  der 
österreicliisch-ungarisclien  Monarchie  bestehenden  Handels- 
und Gewerbekammern  und  deren  Wirkungskreis. 

1.  Im  osmanischen  Reiche  wird  jeder  österreichische  oder  ungarische 
Staatsangehörige  als  dort  seßhaft  betrachtet,  welcher  an  einem  Orte  da- 
selbst seinen  ordentlichen  Wohnsitz  genommen  hat,  oder,  ohne  die  Dauer 
seines  Aufenthaltes  durch  eine  bestimmte  Zeit  festzusetzen,  sich  dortlands 
auf  eine  mehr  als  einjährige  Frist  niederläßt.  Die  hierzu  erforderliche  Be- 
willigung seitens  der  österreichisch-ungarischen  Konsularämter  wird  in  der 
Eegel  erteilt,  wenn  nicht  entscheidende  Gründe  dagegen  obwalten. 

Die  im  osmanischen  Reiche  ansäßigen  Angehörigen  der  österreichisch- 
ungarischen Monarchie,  ohne  Unterschied  ob  sie  zu  einer  inländischen 
österreichischen  oder  ungarischen  Gemeinde  zuständig  sind  oder  nicht, 
bilden  österreichisch-ungarische  Konsulargemeinden,  deren  Umfang 
sich  in  der  Regel  nach  jenem  des  Amtsbezirkes  des  betreffenden  öster- 
reichisch-ungarischen Konsularamtes  richtet. 

Hingegen  werden  jene  österreichischen  oder  ungarischen  Staats- 
angehörigen, welche  nur  mit  einer  auf  die  Dauer  von  höchstens  einem 
Jahre  laufenden  Reiseiu'kunde  versehen  sind,  als  zeitlich  an  einem  be- 
stimmten Orte  des  osmanischen  Reiches  anwesend  angesehen. 

Ebenso  werden  Personen,  welche  der  k.  und  k.  Armee  angehören,  oder 
als  zur  österreichischen  oder  ungarischen  Handelsmarine  gehörig,  mit  einer 
Schiffsmatrikel  oder  Seedienstbuch  versehen  sind,  jederzeit  nur  als  dort- 
lands zeitlich  anwesend  betrachtet  werden.  (Siehe  Ministerialverordnung 
vom  2.  September  1857  [R.  G.  B.  Nr.  234],  und  Handbuch  des  in  Öster- 
reich-Ungarn geltenden,  internationalen  Privatrechtes  von  Johann  Freiherm 
Vesque  von  Püt" 
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2.  In  einigen  Konsularamtsbezirken  bestehen  österreichisch-ungarische 
Handelskammern,  so  in  Paris,  London,  Alexandrien  undConstantinopel, 
und  österreichisch-ungarische  Hilfsvereine. 

Erstere  sind  zur  besonderen  Förderung  der  Handelsinteressen  der 
österreichisch-ungarischen  Monarchie  berufen,  letztere  haben  die  Aufgabe, 
die  in  dem  betreffenden  Konsularamtsbezirke  sich  aufhaltenden,  hilfsbedürf- 
tigen österreichischen  oder  ungarischen  Staatsangehörigen  in  jeder  Richtung 
zu  unterstützen,  eventuell  deren  Heimsendung  zu  erleichtern.  Sowohl  die 
österreichisch -ungarischen  Handelskammern  als  auch  die  österreichisch- 
ungarischen Hilfsvereine  im  Auslande  genießen  den  besonderen  Schutz 
des  betreffenden  k.  und  k.  Konsularamtes,  welches  verpflichtet  ist,  dem 
k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  über  den  Bestand  solcher  Vereine  die 
Anzeige  zu  erstatten,  und  nach  erfolgter  Genehmigung  der  bezüglichen 
Statuten  die  Zwecke  derselben  nach  Tunlichkeit  zu  fördern. 

Die  österreichisch -ungarischen  Handelskammern  in  Constantinopel, 
London,  Paris  und  Alexandrien  erhalten  von  dem  k.  und  k.  Ministerium 
des  Äußern  eine  jährliche  Subvention. 

3.  In  Anbetracht  des  Urastandes,  daß  die  k.  und  k.  Konsularämter 
oft  in  die  Lage  kommen,  mit  den  Handels-  und  Gewerbekammem  der 
österreichisch -ungarischen  Monarchie  in  schriftlichen  Verkehr  zu  treten 
und  denselben  über  alle  österreichisch-ungarischen  Handelsinteressen  im 
Auslande  betreffenden  Angelegenheiten  Auskünfte  zu  erteilen,  erscheint  es 
angezeigt,  besonders  zur  Information  der  Honorar -Konsularämter,  den 
Wirkungskreis  der  gedachten  Handels-  und  Gewerbekammern  kurz  zu 
erwähnen,  sowie  gleichzeitig  hier  ein  genaues  Verzeichnis  der  in  beiden 
Staatsgebieten  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  bestehenden  Han- 
dels- und  Gewerbekammern  beizufügen. 

Die  Handels-  und  Gewerbekammem  sind  zur  Vertretung  der  Inter- 
essen des  Handels  und  der  Gewerbe,  mit  Einschluß  des  Bergbaues,  berufen. 
Dieselben  haben  als  beratende  Körper   im   allgemeinen   die  Bestimmung: 

a)  Wünsche  und  Vorschläge  über  alle  Handels-  und  Gewerbeangelegen- 
heiten in  Beratung  zu  nehmen; 

b)  ihre  Wahrnehmungen  und  Vorschläge  über  die  Bedüi-fnisse  des  Handels 
und  der  Gewerbe,  sowie  über  den  Zustand  der  Verkehrsmittel  sowohl 
über  erhaltene  Aufforderung  seitens  der  Ministerien  oder  Landes- 
behörden, als  auch  aus  eigener  Initiative  zur  Kenntnis  der  Behörden 
zu  bringen; 

c)  über  Gesetzentwürfe,  welche  die  kommerziellen  oder  gewerblichen 
Interessen  berühren,  bevor  dieselben  von  der  Regierung  den  gesetz- 
gebenden Vertretungskörpern  zur  verfassungsmäßigen  Behandlung  vor- 
gelegt werden;  dann 
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d)  bei  Errichtung  von  öffentlichen  Anstalten,  welche  die  Förderung  des 
Handels  und  der  Gewerbe  zum  Zwecke  haben,  sowie  bei  wesentlichen 
Abänderungen  der  Organisation  derselben,  ihr  Gutachten  abzugeben; 

e)  über  Aufforderung  der  Regierung  und  über  die  von  derselben  bestimmt 
bezeichneten  Gegenstände  mit  einer  oder  mehreren  Kammern  in, 
gemeinsame  Beratung  zu  treten. 

Gegenwärtig  bestehen  in  den  im  Eeichsrate  vertretenen  Königreichen 
und  Ländern  folgende  Handels-  und  Gewerbekammem  und  zwar  in: 

1.  Wien  für  Niederösterreich. 

2.  Linz  für  Oberösterreich. 

3.  Salzburg  für  Salzburg. 

«'        ,       [für  Steiermark. 

5.  Leoben  J 

6.  Klagenfurt  für  Kärnten. 

7.  Laibach  für  Krain. 

8.  Görz  für  Görz  und  Gradiska. 

9.  Rovigno  für  Istrien. 

10.  Triest  für  die  Stadt  und  deren  Gebiet. 

11.  Innsbruck 

12.  Bozen         [  für  Tirol. 

13.  Roveredo 

14.  Feldkirch  für  Vorarlberg. 

15.  Prag 

16.  Reichenberg 

17.  Eger  {  für  Böhmen. 

18.  Püsen 

19.  Budweis 

20.  Brunn    |  ...    ^.^. 
^^    ^,    ..^        für  Mähren. 

21.  Olmutz  j 

22.  Troppau  für  Schlesien 

23.  Krakau 

24.  Lemberg 

25.  Brody 

26.  Czernowitz  für  die  Bukowina. 

27.  Zara       ] 

28.  Spalato     für  Dalmatien. 

29.  Ragusa 

In  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  bestehen  gegenwärtig  folgende 
Handels-  und  Gewerbekammem  und  zwar  in: 

1.  Budapest. 

2.  Arad. 

3.  Debreczin  (I 


für  Galizien  und  Lodomerien  mit  Krakau. 


—    558    — 

4.  Fiume. 

5.  Fünfkirchen  (Pecs). 

6.  Großwardein  (Nagyvärad). 

7.  Kaschau  (Kassa). 

8.  Klausenburg  (Kolozsvär). 

9.  Kronstadt  (Brassö). 

10.  Maros-Väsärhely. 

11.  Miskolcz. 

12.  Neusohl  (Beszterczebänya). 

13.  Ödenburg  (Sopron). 

14.  Preßburg  (Pozsony). 

15.  Raab  (Györ). 

16.  Szegedin  (Szeged). 

17.  Temesvär. 

In  Kroatien  und  Slavonien  bestehen  gegenwärtig  folgende  Handels- 
und Gewerbekammern  und  zwar  in: 

1.  Agram. 

2.  Esseg. 

3.  Zengg. 

Zweiter  Absehnitt. 

Gesetzliche  Bestimmungen  betreffend  dieErwerbung  und  den 
Verlust  der  österreichisclien  sowie  der  ungarisclien  Staats- 
bürgerscliaft.  Vorgelien  der  österreicliiscli-ungariselien  Kon- 
sularämter  in  Angelegenlieiten  der  Erwerbung  und  des  Ver- 
lustes der  österreicliiselien  oder  ungarisclien  Staatsbiirger- 
schaft,  sowie  in  Auswanderungsrallen.  Ausw  anderungslisten. 

Im  Hinblicke  auf  den  Umstand,  daß  die  österreichisch -ungarisclien 
Konsularämter  häufig  in  die  Lage  kommen,  Auskünfte  und  Belehrungen 
über  die  Erwerbung  und  den  Verlust  der  österreichischen  oder  ungarischen 
Staatsbürgerschaft  zu  erteilen,  so  erscheint  es  unbedingt  zweckmäßig,  in 
diesem  Handbuche  die  einschlägigen,  in  beiden  Staatsgebieten  der  öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie  geltenden  gesetzlichen  Bestimmungen  in 
gedrängter  Kürze  zu  erwähnen. 

Die  hier  folgende,  kurz  gefaßte  übersichtliche  Zusanmicnstellung  der 
in  Kraft  stehenden,  auf  die  Erwerbung  und  den  Verlust  der  österreichischen 
sowie  der  ungarischen  Staatsbürgerschaft  bezug  habenden  Gesetze  und 
Verordnungen  (siehe  II.  Band,  Konsular-Normalien  Xr.  XV)  dürfte  die  ob- 
erwähnte Aufgabe  der  österreichisch-ungarischen  Konsularämter  bedeutend 
erleichtern.  (Siehe  die  einschlägigen  Paragraphen  des  allgemeinen  bürger- 
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liehen  Gesetzbuches,  erster  Teil,  erstes  Hauptstück,  §§  28 — 32,  das  Aus- 
wanderungspatent vom  24.  März  1832,  das  Staatsgrundgesetz  vom  21.  De- 
zember 1867  (R.  G.  B.  Nr.  142),  und  das  Hofdekret  vom  23.  Februar  1833, 
Nr.  2595,  J.  G.  S.) 

Für  alle  Angehörigen  der  im  Eeichsrate  vertretenen  Königreiche  und 
Länder  besteht  ein  allgemeines  österreichisches  Staatsbürgerrecht,  und  das 
Gesetz  bestimmt,  unter  welchen  Bedingungen  dieses  österreichische  Staats- 
bürgerrecht erworben,  ausgeübt  und  verloren  wird.  (Artikel  I  des  Staats- 
grundgesetzes vom  21.  Dezember  1867  (R.  G.  B.  Nr.  142.) 

Im  Gegensatze  zum  österreichischen  Staatsbürger  steht  der  Ange- 
hörige eines  auswärtigen  Staates.  Er  ist  rücksichtlich  seiner  Persönlichkeit 
der  obersten  Gewalt  jenes  fremden  Staates,  dem  er  angehört,  staats- 
rechtlich unterworfen,  wenngleich  er  durch  seinen  Wohnsitz  oder  Aufent- 
halt im  österreichischen  Ländergebiete,  durch  Erwerbung  von  Grundeigentum 
daselbst  oder  durch  Abschließung  von  Rechtsgeschäften,  welche  in  einem  der 
im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  Gültigkeit  haben  sollen, 
privatrechtlich  der  österreichischen  Staatsgewalt,  den  österreichischen 
Civilgesetzen,  sowie  auch  den  österreichischen  Polizei-  und  Strafgesetzen 
unterstellt  ist. 

Dasselbe  gilt  mutatis  mutandis  von  dem  ungarischen  Staatsbürger- 
rechte und  dem  ungarischen  Staatsbürger,  sowie  von  dem  zu  ihm  im  Gegen- 
satze stehenden  Ausländer  oder  Angehörigen  eines  auswärtigen  Staates. 

Da  die  staatsrechtliche  Persönlichkeit  ihrer  Natur  nach  unteilbar  ist, 
so  kann  man  nicht  zugleich  Staatsbürger  mehrerer  Staaten  sein  und  es 
gibt  also  in  dieser  Beziehung  keine  sogenannten  gemischten  Untertanen 
oder  Staatsbürger  (sujets  mixtes). 

A.  Erwerbung  und  Verlust  der  österreichischen  Staats- 
bürgerschaft. 

1.  Erwerbung  der  österreichischen  Staatsbürgerschaft. 

a)  Durch  Abstammung. 
Die  österreichische  Staatsbürgerschaft  ist  den  ehelichen  Kindern  eine» 
österreichischen  Staatsbürgers  durch  die  Geburt  eigen  (a.  b.  G.  B.  §  28). 
Bei  der  Erwerbung  der  Staatsbürgerschaft  durch  die  Geburt  kommt  es  auf 
den  Ort  derselben  nicht  an;  daher  ist  bei  Geburten  im  Auslande  oder 
auf  offener  See  immer  die  Staatsbürgerschaft  der  Eltern,  bei  unehelichen 
Kindern  die  Staatsbüi'gerschaft  der  Mutter  maßgebend.  Für  uneheliche 
Kinder,  welche  der  Zustänr*'^^  ^  H^r  Mutter  folgen,  ist  die  Staatsbürger-^ 
Schaft  dieser  letztere 
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Adoptivkinder,  welche  den  Stand  der  Wahleltern  nicht  erhalten, 
(a.  b.  G.  B.  §§  182—183)  erwerben  durch  die  Adoption  nicht  die  öster- 
reichische Staatsbürgerschaft. 

b)  Durch  Legitimierung. 

Legitimierte  Kinder,  welche  in  allem  den  ehelichen  gesetzlich  gleich- 
gestellt sind,  erwerben  durch  die  Legitimation  die  österreichische  Staats- 
bürgerschaft, wenn  ihr  Vater  österreichischer  Staatsbürger  ist. 

Findlinge,  welche  auf  österreichischem  Gebiete  gefunden  wurden, 
werden  als  österreichische  Staatsbürger  behandelt,  so  lange  ihre  Ab- 
stammung nicht  erwiesen  ist. 

c)  Durch  die  Ehe. 

Durch  die  Verehelichung  kann  die  österreichische  Staatsbürgerschaft 
erworben  werden.  Wenn  eine  Ausländerin  sich  mit  einem  österreichischen 
Staatsbürger  verehelicht,  so  erwirbt  sie  eo  ipso  die  Staatsbürgerschaft  ihres 
Gatten.  In  einem  solchen  Falle  ist  eine  besondere  Einwanderungsbewilligung 
nicht  erforderlich,  weil  durch  die  Verehelichung  ipso  facto  die  österreichische 
Staatsbürgerschaft  erworben  wird. 

Die  Ehetrennung  zieht  den  Verlust  der  Staatsbürgerschaft  nicht  nach 
sich.  Ebensowenig  ist  dies  der  Fall  bezüglich  der  Scheidung  von  Tisch 
und  Bett.  Allerdings  wird  sowohl  durch  die  Ehetrennung  als  auch  durch 
die  Scheidung  von  Tisch  und  Bett  die  Stellung  der  Ehegattin  insoferne 
verändert,  als  sie  ihr  eigenes  Domizil  nehmen  und  folgerichtig  Zuständigkeit 
und  Staatsbürgerschaft  unabhängig  von  dem  bisherigen  ehelichen  Verhält- 
nisse verändern  kann.  (Ministerialerlaß  vom  Jahre  1858,  Z.  3239.) 

d)  Durch  den  vollendeten,  ununterbrochenen  zehnjährigen  Wohn- 
sitz (Domizil)  bei  nachgewiesener  früher  erlangter  Zuständig- 
keit in  einer  inländischen  Gemeinde. 
Die  Bestimmung  des  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches,  §  29, 
wonach  ein  Fremder  die  österreichische  Staatsbürgerschaft  durch  einen 
in  den  österreichischen  Staaten  vollendeten  zehnjährigen  Wohnsitz  ipso 
facto  erwarb,  wurde  mit  Allerhöchster  Entschließung  vom  5.  Februar  1833 
(Hofdekret  vom  1.  März  1833,  J.  G.  S.  Nr.  2597)  dahin  geändert,  daß 
durch  einen  in  den  Ländern,  für  welche  das  allgemeine  bürgerliche  Gesetz- 
buch verbindlich  ist,  vollendeten,  zehnjähiigen  ununterbrochenen  Wohn- 
sitz die  österreichische  Staatsbürgerschaft  von  einem  Fremden  erst 
dann  erworben  sein  soll,  wenn  er  sich  hierüber  bei  der  Landesstelle  seines 
letzten  Wohnortes  gehörig  ausgewiesen,  auf  deren  Anordnung  bei  ihr  selbst 
oder  bei  dem  zuständigen  Kreisamte  (gegenwärtig  Bezirksbehörde)  den 
vorgeschriebenen  Eid  als  österreichischer  Staatsbürger  geleistet  und  darüber 
eine  Beglaubigungsurkunde  erhalten  hat.   Die  Staatsbürgerschaft  ist  zwar 
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bei  den  unteren  politischen  Behörden  anzusuchen,  welche  die  diesfalls 
nötigen  Erhebungen  zu  pflegen  haben,  jedoch  wird  die  Bewilligung  zur 
wirklichen  Aufnahme  als  österreichischer  Staatsbürger  in  der  Kegel  von 
der  Landesstelle  erteilt. 

Dieselbe  erfolgt  nur  dann,  wenn  der  Bewerber  den  Nachweis  der 
früheren  erlangten  Zuständigkeit  in  einer  inländischen  Gemeinde  geliefert  hat. 

Ebenso  ist  die  andere  Bestimmung  des  allgemeinen  bürgerlichen 
Gesetzbuches  §  29,  wonach  durch  die  Antretung  eines  Gewerbes,  dessen 
Betreibung  die  ordentliche  Ansässigkeit  im  Lande  notwendig  macht,  die 
österreichische  Staatsbürgerschaft  erworben  wird,  durch  die  kaiserliche 
Verordnung  vom  27.  April  1860  (R.  G.  B.  Nr.  108)  vollständig  außer  Kraft 
gesetzt  worden. 

e)  Durch  Einbürgerung  (Naturalisierung). 

Eine  weitere  Art  der  Erwerbung  der  österreichischen  Staatsbürger- 
schaft ist  die  Einbürgerung  durch  besondere  Verleihung  (Naturalisierung). 

Die  Verleihung  der  österreichischen  Staatsbürgerschaft  findet  nur 
über  ein  ausdrückliches  mit  den  gehörigen  Belegen  instruiertes  Ansuchen 
statt,  auf  Grund  des  Nachweises  des  vollendeten  zehnjährigen  Wohnsitzes 
in  Österreich  (Hofdekret  vom  1.  März  1833);  aber  auch  vor  dem  abge- 
laufenen zehnjährigen  Wohnsitze  kann  ein  Ausländer  bei  der  kompetenten 
Bezirksbehörde,  oder  bei  einer  mit  eigenen  Statuten  versehenen  Gemeinde 
um  Aufnahme  in  den  österreichischen  Staatsverband  bittlich  einschreiten. 

In  beiden  Fällen  hat  der  Bittsteller  einen  Ausweis  über  sein  gutes 
sittliches  Betragen  und  seine  hinreichende  Erwerbsfähigkeit  beizubringen. 
Der  Ausweis  eines  besonderen  Vermögens  ist  nicht  erforderlich.  Im  Sinne 
des  Erlasses  des  k.  k.  Ministeriums  des  Innern  vom  31.  Juli  1851,  Z.  3876, 
soll  die  österreichische  Staatsbürgerschaft  einem  Ausländer  niemals  ver- 
liehen werden,  oder  auf  deren  Verleihung  eingeraten  werden,  solange  er 
nicht  in  der  Lage  ist,  über  sein  Vorleben  auch  in  politischer  Beziehung 
vollkommen  verläßliche  und  befriedigende  Nachweise  zu  liefern.  Nach  den 
Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  5.  März  1862  (R.  G.  B.  Nr.  18)  ist  die 
Zusicherung  einer  österreichischen  Gemeinde  über  die  Aufnahme  in  dieselbe 
eine  notwendige  Bedingung  der  Erlangung  der  österreichischen  Staats- 
bürgerschaft, weil  nach  den  Gemeindegesetzen  jeder  Österreicher  nach  einer 
Gemeinde  zuständig  sein  muß.  Der  erste  Absatz  des  Artikels  n  des  ob- 
bezogenen  Gesetzes  lautet:  „Jeder  Staatsbürger  soll  in  einer  Gemeinde 
heimatsberechtigt  sein". 

Jeder  um  die  österreichische  StaatsbiLrir'*«»^>»a'^  =''*>»  hAWßrbende  Aus- 
länder hat  daher  auch  die  Zusicheru^  ind 
einer  österreichischen  Gemeinde  b 

Malfatti,  Konsularwesen.    I. 
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Aufnahme  als  österreichischer  Staatsbürger  wird  von  der  politischen  Landes- 
behörde (Statthaltereien,  Landesregierungen)  erteilt. 

Die  Kompetenz  zur  Verleihung  der  österreichischen  Staatsbürgerschaft 
steht  jeder  politischen  Landesstelle  zu,  in  deren  Verwaltungsgebiet  die 
Gemeinde  liegt,  welche  die  Aufnahmezusicherung  erteilt  hat.  (Ministerial- 
erlaß vom  27.  Oktober  1859,  R.  G.  B.  Nr.  196.) 

Die  Beibringung  der  staatsrechtlichen  Entlassung  aus  dem  fremden 
Staatsverbande  ist  nicht  eine  notwendige  Bedingung  der  Einbürgerung,  wo 
nicht  durch  besondere  Vertragsbestimmungen  das  Gegenteil  festgesetzt  ist. 

Die  Erwerbung  der  österreichischen  Staatsbürgerschaft  durch  Ver- 
leihung (Naturalisierung)  erstreckt  sich  auch  auf  die  Gattin  und  auf  die 
minderjährigen  ehelichen  Kinder  des  Erwerbers,  da  diese  dem  Stande  des 
Gatten,  beziehungsweise  des  Vaters  folgen.  Die  Verleihung  des  Staatsbürger- 
rechtes an  einen  Ausländer  erstreckt  sich  nicht  auf  dessen  gerichtlich 
geschiedene  Ehegattin  (Ministerialerlaß  vom  19.  Februar  1876,  Z.  531). 

Die  großjährigen  Kinder  eines  Ausländers  erwerben  nicht  mit  dem 
Vater  zugleich  die  österreichische  Staatsbürgerschaft.  Früher  konnte  im 
Sinne  des  §  29  des  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches  die  österreichische 
Staatsbürgerschaft  auch  durch  den  Eintritt  in  einen  öffentlichen  Dienst, 
worunter  jedoch  nur  ein  landesfürstlicher  und  ständiger  (daher  kein  provi- 
sorischer) gemeint  war,  erworben  werden.  Durch  Artikel  III  des  Staats- 
grundgesetzes vom  21.  Dezember  1867  (R.  G.  B.  Nr.  142),  welcher  lautet: 
—  „Die  öffentlichen  Ämter  sind  für  alle  Staatsbürger  gleich  zugänglich. 
Für  Ausländer  wird  der  Eintritt  in  die  öffentlichen  Ämter  von  der  Erwerbung 
des  österreichischen  Staatsbürgerrechtes  abhängig  gemacht"  —  wurde  die: 
obige  gesetzliche  Bestimmung  aufgehoben. 

Durch  den  Eintritt  in  den  k.  und  k,  Militärdienst  konnten  die  Aus- 
länder die  österreichische  Staatsbürgerschaft  nie  erwerben.  Auch  gegen- 
wärtig erlangen  Ausländer,  welche  nur  mit  besonderer  Bewilligung  des. 
Kaisers  und  Königs  ausnahmsweise  in  das  stehende  Heer  zugelassen  werden^^ 
dadurch  nicht  die  österreichische  Staatsbürgerschaft. 

2.  Verlust  der  österreichischen  Staatsbürgerschaft. 

a)  Durch  die  Auswanderung.  Normen  und  gesetzliche  Bestim- 
mungen,  betreffend  die  Auswanderung. 
Die  österreichische  Staatsbürgerschaft  verliert  man  durch  die  Aus~ 
Wanderung.  Die  meisten  Bestimmungen  des  Auswanderungspatentes  vom 
24.  März  1832  (J.  G.  S.  Nr.  2557)  wui'den  durch  das  österreichische 
Staatsgrundgesetz  vom  21.  Dezember  1867  (R.  G.  B.  Nr.  142),  Artikel  4„ 
außer  Kraft  gesetzt.   Der  dritte  Absatz  des  gedachten  Artikels  lautet:  — 
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„Die  Freiheit  der  Auswanderung  ist  von  Staats  wegen  nur  durch  die  Wehr- 
pflicht beschränkt".  (Siehe  vierter  Teil,  Abschnitt  7,  Nr.  13.) 

Österreichische  Staatsbürger,  welche  nicht  wehrpflichtig  sind,  bedürfen, 
wenn  sie  auswandern  wollen,  hierzu  keiner  Bewilligung. 

Die  Erteilung  der  Auswanderungsbewilligung  an  wehrpflichtige  Per- 
sonen gehört  zum  Wirkungskreise  des  Ministeriums  für  Landesverteidigung. 
Die  Kompetenz  des  k.  k.  Ministeriums  des  Innern  hat  nur  in  dem  Falle 
einzutreten,  wenn  eine  nicht  wehrpflichtige  Person,  obwohl  an  einen  Aus- 
wanderungskonsens nicht  gebunden,  einen  derartigen  Konsens  doch  begehrte, 
ihr  derselbe  von  den  Unterbehörden  in  der  allein  zulässigen  Form  einer 
Bestätigung,  daß  der  betreffende  Auswanderer  aus  dem  österreichischen 
Staatsverbande  ausgeschieden  sei,  verweigert  werden  würde  und  sie  den 
Weg  der  Berufung  an  das  k.  k.  Ministerium  des  Innern  beträte  (Mini- 
sterialerlaß vom  7.  Juli  1868,  Nr.  1723). 

Die  minderjährigen  ehelichen  Kinder  eines  Auswanderers  folgen  der 
Staatsangehörigkeit  des  Vaters;  sie  werden  also  mit  ihm  Ausländer.  Für 
wehrpflichtige  minderjährige  Söhne  eines  Auswanderers  jedoch  muß  behufs 
ihrer  Entlassung  aus  dem  österreichischen  Staatsverbande  die  Aus- 
wanderungsbewilligung eingeholt  werden. 

Die  Ehegattin  des  Auswanderers  folgt  selbstverständlich  der  ver- 
änderten Staatsbürgerschaft  ihres  Gatten. 

b)  Durch  Verehelichung  mit  einem  Ausländer. 
Durch  die  Verehelichung  mit   einem  Ausländer  verliert  eine  öster- 
reichische Staatsbürgerin  ipso  facto  die  österreichische  Staatsbürgerschaft, 
weil  sie  dem  Stande  ihres  Gatten  folgt  und  diese  Eigenschaft  wird  durch 
den  eintretenden  Witwenstand  nicht  aufgehoben. 

Die  österreichische  Gesetzgebung  kennt  nicht  den  Verlust  der  Staats- 
bürgerschaft als  Strafe. 

3.  Wiedererlangung  der  österreichischen  Staatsbfirgersehaft. 

Ausgewanderte  österreichische  Staatsbürger,  welche  durch  die  erfolgte 
Auswanderung  die  Staatsbürgerschaft  verloren  haben,  können  wie  andere 
Ausländer  nach  den  hierfür  bestehenden  Vorschriften  die  österreichische 
Staatsbürgerschaft  wieder  erlangen.  Dasselbe  gilt  von  österreichischen 
Frauenspersonen,  welche  durch  die  Auswanderung  ihres  Gatten  oder  durch 
ihre  Verehelichung  mit  einem  Ausländer,  die  österreichische  Staatsbürger- 
schaft verloren  haben.  In  dieser  Richtung  werden  die  ungarischen  Staats- 
bürger ebenfalls  als  Ausländer  angesehen. 

Witwen    von    ausgew^^'i'  '^♦«oti^bürgem   können   ihre   frühere 

Staatsbürgerschaft  au  wieder  erwerben. 
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Im  übrigen  gelten  die  in  den  bezüglichen  Staatsverträgen  enthaltenen 
Bestimmungen.  Naturalisierungs-  und  Niederlassungsverträge  bestehen  gegen- 
wärtig mit  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  (Staatsvertrag  vom 
20.  September  1870)  und  mit  der  Schweiz  (Staatsvertrag  vom  7.  De- 
zember 1875);  auch  die  mit  Serbien  am  9.  August  1892  ausgetauschte 
Erklärung,  wonach  die  im  letzten  Alinea  des  Artikels  n  des  Handels- 
vertrages vom  6.  Mai  1881  enthaltenen  Bestimmungen  über  die  Erwerbung 
der  Staatsangehörigkeit  aufrecht  erhalten  bleiben  sollen,  gehört  hierher. 

B.  Erwerbung  und  Verlust  der  ungarischen  Staatsbürgerschaft. 

1.  Erwerbung  der  ungarischen  Staatsbürgerschaft. 

»  a)  Durch  Abstammung. 

Im  Sinne  des  Gesetzartikels  L  vom  Jahre  1879  ei'werben  die  ungarische 

StaatsbtLrgerschaft  durch  Abstammung,  die  legitimen  Kinder  eines  ungarischen 

Staatsbürgers  und  die  illegitimen  Kinder  einer  ungarischen  Staatsbürgerin, 

in  beiden  Fällen  auch  dann,  wenn  dieselben  im  Auslande  geboren  wurden. 

b)  Durch  Legitimierung. 
Durch  Legitimierung  erwerben  die  ungarische  Staatsbürgerschaft  die 
von   einer  Ausländerin   geborenen  illegitimen   Kinder    eines    ungarischen 
Staatsbürgers. 

c)  Durch  die  Ehe. 

Durch  die  Ehe  erwirbt  die  ungarische  Staatsbürgerschaft  jene  Aus- 
länderin, die  einen  ungarischen  Staatsbüi'ger  heiratet. 

d)  Durch  Einbürgerung  (Inkolat). 

Durch  die  Einbürgerung  erwirbt  die  ungarische  Staatsbürgerschaft  der- 
jenige Ausländer,  welcher  von  der  hierzu  berufenen  Behörde  ein  Inkolats- 
dokument,  oder  von  Seiner  k.  und  k.  Apostolischen  Majestät  ein  Inkolats- 
diplom  erhält  und  den  ungarischen  Staatsbürgereid  oder  das  entsprechende 
Gelöbnis  leistet.  Die  hierfür  kompetenten  Behörden  sind  hinsichtlich  jener, 
die  auf  dem  Gebiete  Ungarns  und  Fiumes  wohnen,  der  königlich  ungarische 
Minister  des  Innern,  hinsichtlich  jener,  die  auf  kroatisch  -  slavonischem 
Landesgebiete  wohnen,  der  Banus  von  Kroatien,  Slavonien  und  Dalmatien. 

Das  königlich  ungarische  Ministerium  kann  bei  Seiner  k.  und  k. 
Apostolischen  Majestät  die  Naturalisierung  solcher  Ausländer  in  Vorschlag 
bringen,  welche  sich  um  die  Länder  der  ungarischen  Krone  außerordent- 
liche und  hervorragende  Verdienste  erworben  haben,  und  entweder  im  Aus- 
lande wohnen,  oder  erklären,  daß  sie  sich  in  Ungarn  niederlassen  werden, 
wenn  sie  auch  den  gesetzlichen  Erfordernissen  nicht  entsprechen.   Wenn 
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der  in  solcher  Weise  Naturalisierte  noch  nicht  um  die  Aufnahme  in  den 
Verband  irgend  einer  inländischen  Gemeinde  angesucht  hat,  so  wird  seine 
Zuständigkeitsgemeinde  vorläufig  Budapest  sein. 

Durch  dasinkolat  erlangt  der  eingebürgerte  Ausländer  den  ungarischen 
Adel  nicht. 

Solange  nicht  ihre  fremde  Nationalität  bewiesen  wird,  sind  als 
ungarische  Staatsbürger  zu  betrachten: 

1.  Diejenigen,  die  auf  dem  Ländergebiete  der  ungarischen  Krone 
geboren  wurden. 

2.  Diejenigen,  die  auf  dem  Ländergebiete  der  ungarischen  Krone 
als  Findlinge  aufgefunden  und  erzogen  werden  oder  erzogen  worden  sind. 

2.  Verlust  der  ungarischen  Staatsbfirgersehaft. 

a)  Durch  Entlassung. 

Über  die  Entlassung  aus  dem  ungarischen  Staatsverbande,  hinsichtlich 
der  auf  dem  Gebiete  Ungarns  und  Piumes  heimatszuständigen  Staats- 
bürger, hat  in  Friedenszeiten  der  königlich  ungarische  Minister  des  Innern, 
hinsichtlich  solcher  aber,  welche  auf  dem  Gebiete  von  Kroatien-Slavonien 
wohnen,  der  Banus  von  Kroatien,  Slavonien  und  Dalmatien  einen  endgültigen 
Beschluß  zu  fassen.  In  diesem  Beschlüsse  wird,  wenn  dem  bezüglichen 
Ansuchen  Folge  geleistet  wird,  ausgesprochen,  daß  der  betreffende  Staats- 
bürger aus  dem  Verbände  des  ungarischen  Staates  entlassen  wird. 

Die  der  Reserve  oder  Ersatzreserve  des  Heeres  (Kriegsmarine)  ange- 
hörenden Individuen  können  aus  dem  ungarischen  Staatsverbande  nur  dann 
entlassen  werden,  wenn  sie  vom  gemeinsamen  Kriegsminister,  die  Honveds 
aber  nur  dann,  wenn  sie  vom  Landesverteidigungsminister  eine  Entlassung 
aus  dem  Verbände  der  Wehrkraft  erhalten  haben. 

Individuen,  welche  zwar  nicht  unter  der  obenerwähnten  Wehrpflicht 
stehen,  derselben  aber  nicht  definitiv  enthoben  sind,  können,  wenn  sie  ihr 
17.  Lebensjahr  vollendet  haben,  aus  dem  Verbände  des  ungarischen  Staates 
nur  dann  entlassen  werden,  wenn  sie  mit  einem  Zeugnisse  der  betreffenden 
Jurisdiktion  nachweisen,  daß  sie  hierdurch  nicht  eine  Entziehung  von  der 
W^ehi-pflicht  beabsichtigen. 

Die  Entlassung  aus  dem  ungarischen  Staatsverbande  kann  zur  Friedens- 
zeit aus  anderen  als  den  oben  erwähnten  Gründen  demjenigen  nicht  ver- 
weigert werden,  der  nachweist: 

1.  Daß  er  eigenberechtigt  ist  oder  daß  seinem  Ansuchen  der  Vater, 
respektive  Vormund  oder  Kurator  in  vormundschaftsbehördlich  approbierter 
W^eise  seine  Zustimmung  erteil^ 
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2.  Daß  er  mit  keiner  staatlichen  oder  kommunalen  Steuer  im  Rück- 
stande ist. 

3.  Daß  auf  dem  Ländergebiet  der  ungarischen  Krone  keine  straf- 
gerichtlichen Untersuchung  gegen  ihn  verhängt,  noch  ein  strafgerichtliches 
Urteil  gefällt  worden,  das  noch  nicht  vollzogen  ist. 

In  Kriegszeiten  entscheidet  hinsichtlich  der  Entlassung  aus  dem 
ungarischen  Staatsverbande  in  jedem  einzelnen  Falle  über  Vortrag  des 
königlich  ungarischen  Ministeriums  Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät. 

Die  Entlassung  erstreckt  sich  auch  auf  die  Gattin  des  entlassenen 
Mannes,  und  im  Falle,  daß  keine  Ausnahme  stattfindet,  auch  auf  dessen 
unter  väterlicher  Gewalt  stehende  minderjährige  Kinder,  wenn  diese  mit 
dem  Vater,  respektive  Gatten  aus  dem  Lande  ziehen. 

b)  Durch  Behördebeschluß. 

Die  kompetenten  Behörden  können  den  Verlust  der  Staatsbürgerschaft 
bezüglich  solcher  auf  ihrem  Verwaltungsgebiete  Gemeinde -Zuständigkeit 
besitzenden  Staatsbürger  beschließen,  die  ohne  ihre  Bewilligung  in  den 
Dienst  eines  anderen  Staates  getreten  sind,  wenn  selbe  auf  die  Auf- 
forderung, innerhalb  der  gesetzlichen  Frist  diesen  Dienst  nicht  verlassen 
haben. 

c)  Durch  Abwesenheit. 

Wenn  ein  ungarischer  Staatsbürger  ohne  Auftrag  der  ungarischen 
Regierung  oder  der  österreichisch-ungarischen  gemeinsamen  Minister,  zehn 
Jahre  hindurch  ununterbrochen  außerhalb  der  Grenzen  des  Ländergebictes 
der  ungarischen  Krone  sich  aufhält,  verliert  er  hiedurch  seine  ungarische 
Staatsbürgerschaft. 

Die  Zeit  der  Abwesenheit  wird  von  jenem  Tage  an  gerechnet,  an 
welchem  der  BetrefEende  die  Grenzen  des  Gebietes  der  ungarischen  Krone 
verlassen  hat,  ohne  die  Aufrechterhaltung  seines  ungarischen  Staatsbürger- 
rechtes der  oberwähnten  kompetenten  Behörde  anzumelden;  oder,  wenn  er 
einen  Paß  besitzt,  von  dem  Tage  an,  an  welchem  dieser  abgelaufen  ist. 
Die  Kontinuität  der  Abwesenheit  wird  unterbrochen,  wenn  der  Betreffende 
die  Aufrechterhaltung  seiner  ungarischen  Staatsbürgerschaft  der  obgenannten 
kompetenten  Behörde  anmeldet,  oder  sich  einen  neuen  Paß,  oder  von  einem 
österreichisch-ungarischen  Konsularamte  einen  Aufenthaltsschein  erwirbt, 
oder  aber  sich  in  die  Matrikel  einer  österreichisch-ungarischen  Konsular- 
gemeinde  eintragen  läßt.  Der  auf  solche  Weise  erfolgte  Verlust  der 
ungarischen  Staatsbürgerschaft  erstreckt  sich  auf  die  mit  dem  Betreffenden 
zusammenlebende  Gattin  und  seine  bei  ihm  befindlichen,  unter  väterlicher 
Gewalt  stehenden  minderjährigen  Kinder. 


—    567    — 

d)  Durch  Legitimierung. 
Die  ungarische  Staatsbürgerschaft  verlieren  jene  Kinder,  welche  im 
Sinne  des  Gesetzes  des  Vaterlandes  ihres  natürlichen  Vaters  ausländischer 
Nationalität  legitimiert  werden,  ausgenommen,  wenn  sie  durch  diese  Legi- 
timierung die  Staatsbürgerschaft  ihres  Vaters  nicht  erlangt  haben  und  auch 
nachher  auf  dem  Ländergebiete  der  ungarischen  Krone  wohnen. 

e)  Durch  die  Ehe. 

Eine  ungarische  Staatsbürgerin  verliert  ihre  Staatsbürgerschaft,  wenn 
sie  sich  mit  einem  nicht  ungarischen  StaatsbiLrger  verehelicht.  Jene  Aus- 
länderin, welche,  nachdem  sie  einen  ungarischen  Staatsbürger  geheiratet  hat, 
Witwe  wird,  oder  sich  von  ihrem  Gatten  gerichtlich  scheiden  läßt,  oder 
deren  Ehe  aufgelöst  wurde,  verliert  nicht  ihre  ungarische  Staatsbürgerschaft. 

Jener  ungarische  Staatsbürger,  welcher  zugleich  Bürger  eines  anderen 
Staates  ist,  wird  solange  als  ungarischer  Staatsbürger  betrachtet,  bis  er 
nicht  seine  ungarische  Staatsbürgerschaft  im  Sinne  des  in  Rede  stehenden 
Gesetzartikels  verloren  hat. 

3.  Wiedererlangung  der  ungarischen  Staatsbürgerschaft.  Wiederauf- 
nahme In  den  Staatsverband. 

Wenn  ein  ehemaliger  ungarischer  Staatsbürger  um  Wiederaufnahme 
in  den  ungarischen  Staatsverband  bittet,  so  sind  in  der  Regel  in  diesem 
Falle  die  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Einbürgerung  maßgebend. 

Wer  durch  Entlassung  oder  Abwesenheit  seine  ungarische  Staats- 
bürgerschaft verloren  und  eine  andere  Staatsbürgerschaft  nicht  erworben 
hat,  kann  in  den  ungarischen  Staatsverband  auch  dann  wieder  aufgenommen 
werden,  wenn  er  auf  das  Ländergebiet  der  ungarischen  Krone  nicht  zurück- 
gekehrt ist;  im  letzteren  Falle  erlangt  der  Betreffende  seine  frühere 
Gemeindezuständigkeit  zurück. 

Wenn  jemand  durch  Entlassung  oder  Abwesenheit  seine  ungarische 
Staatsbürgerschaft  verloren  hat,  und  auf  das  Ländergebiet  der  ungarischen 
Krone  zurückgekehrt,  in  den  Verband  einer  ungarischen  Gemeinde  auf- 
genommen, beziehungsweise  ihm  eine  solche  Aufnahme  in  Aussicht  gestellt 
wurde,  so  wird  derselbe  auf  sein  Ansuchen  in  den  ungarischen  Verband 
wieder  aufgenommen. 

Jene  Frau,  welche  zufolge  Entlassung  oder  Abwesenheit  ihres  Gatten, 
oder  zufolge  ihrer  mit  einem  Ausländer  eingegangenen  Ehe  ihre  ungarische 
Staatsbürgerschaft  verloren  hat,  ist,  wenn  sie  von  ihrem  Gatten  gerichtlich 
geschieden,  oder  ihre  Ehe  aufgelöst,  oder  wenn  sie  Witwe  wird  und  in 
den  Verband  irgend  einer  Gemeinde  auf  dem  Ländergebiete  der  ungarischen 
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Krone  aufgenommen  wurde,  respektive  ihr  eine  solche  Aufnahme  in  Aus- 
sicht gestellt  worden  ist,  auf  ihr  Ansuchen  in  den  ungarischen  Stuats- 
verband  wieder  aufzunehmen. 

Wer  durch  die  Entlassung  oder  Abwesenheit  seines  legitimen  Vaters, 
als  minderjährig  seine  ungarische  Staatsbürgerschaft  verloren  hat,  ist  nach 
dem  Tode  seines  Vaters,  oder  nachdem  er  im  Sinne  der  Gesetze  seines 
neuen  Vaterlandes  die  Großjährigkeit  erreicht  hat,  und  nachdem  er  in 
beiden  Fällen  in  den  Verband  irgend  einer  Gemeinde  auf  dem  Länder- 
gebiete der  ungarischen  Krone  aufgenommen  wurde,  beziehungsweise  ihm 
eine  solche  Aufnahme  in  Aussicht  gestellt  worden  ist,  auf  sein  Ansuchen 
—  zu  welchem,  wenn  er  minderjährig  wäre,  die  Zustimmung  des  Vor- 
mundes erforderlich  ist  —  unter  die  ungarischen  Staatsbürger  wieder  auf- 
zunehmen. 

Einem  diesfälligen  Ansinnen  des  königlich  ungarischen  Ministeriums 
des  Innern  gemäß,  hat  das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  mit  Circulare 
vom  19.  März  1880,  Z.  4285/7,  über  den  obangeführten  ungarischen  Gesetz- 
artikel L  vom  Jahre  1879,  betreffend  die  Erwerbung  und  den  Verlust  der  unga- 
rischen Staatsbürgerschaft  folgende  Erläuterungen  an  die  k.  und  k.  diplo- 
matischen und  Konsular- Vertretungen  mit  dem  Auftrage  hinausgegeben,  im 
Sinne  des  zitierten  Gesetzartikels  sowie  der  fraglichen  Erläuterungen 
vorzugehen  und  die  betreffenden  Bittsteller  entsprechend  zu  belehren. 

Sowohl  um  die  Naturalisation,  als  auch  um  die  Entlassung  aus  dem 
ungarischen  Staatsverbande  muß  der  Bittsteller  in  eigener  Person  in  einem 
schriftlich  verfaßten  und  gehörig  instruierten  Gesuche  einkommen,  welches 
nach  §  10,  beziehungsweise  §  27,  des  bezogenen  Gesetzes  beim  ersten 
Beamten  (Vizegespan,  Bürgermeister)  jener  Jurisdiktion  einzui'eichen  ist, 
auf  deren  Verwaltungsgebiet  der  Bittsteller  die  Gemeindezuständigkeit 
besitzt. 

Zur  Entscheidung  über  die  Verleihung  der  ungarischen  Staatsbürger- 
schaft durch  die  im  §  8  des  obangeführten  Gesetzartikels  vom  Jahre  1879 
erwähnte  Naturalisation  und  in  Friedenszeiten  über  die  Entlassung  aus 
dem  ungarischen  Staatsverbaude,  sowie  zur  Ausstellung  der  diesbezüglichen 
Urkunden  ist  laut  der  §§11  und  21  desselben  Gesetzartikels  für  Ungarn 
und  das  Gebiet  Fiumes  der  königlich  ungarische  Minister  des  Innern,  für 
Kroatien  und  Slavonien  der  Banus  berufen. 

Was  die  Erwerbung  der  ungarischen  Staatsbürgerschaft  durch  die 
im  §  8  des  gedachten  Gesetzartikels  bezeichnete  Naturalisation  betrifft, 
so  kann  in  Gemäßheit  dieses  Paragraphen  eine  Naturalisationsurkunde 
nur  derjenige  Ausländer  erlangen,  der: 

1.  Dispositionsfähigkeit  besitzt  oder  den  Mangel  dersell)en  durch  die 
Einwilligung  seines  gesetzlichen  Vertreters  ersetzt; 
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2.  in  den  Verband  einer  inländischen  Gemeinde  aufgenommen  worden 
ist,  beziehungsweise,  dem  die  Aufnahme  von  der  Gemeinde  in  Aussicht 
gestellt  wurde; 

3.  seit  fünf  Jahren  ohne  Unterbrechung  im  Inlande  wohnt; 

4.  einen  unbeanstandeten  Lebenswandel  führt; 

5.  so  viel  Vermögen  oder  einen  solchen  Erwerbszweig  hat,  daß 
er  den  Verhältnissen  seines  Wohnortes  gemäß,  sich  und  seine  Familie 
erhalten  kann; 

6.  seit  fünf  Jahren  in  die  Liste  der  Steuerzahler  eingetragen  ist. 
Bei  der  Naturalisation  eines  solchen  Ausländers,  den  ein  ungarischer 

Staatsbürger  nach  den  ungarischen  Gesetzen  adoptiert  hat,  können  die 
unter  Punkt  3,  5  und  6  angeführten  Bedingungen  erlassen  werden,  wenn 
der  Adoptierende  den  in  den  Punkten  5  und  6  enthaltenen  Bedingungen 
entsprochen  hat. 

Um  diese  Erfordernisse  gehörig  nachzuweisen,  muß  das  Xaturalisations- 
gesuch  folgendermaßen  instruiert  sein: 

ad  1.  Zum  Ausweise  der  Dispositionsfähigkeit  genügt  der  Tauf-, 
beziehungsweise  Geburtsschein;  unter  dem  gesetzlichen  Vertreter,  dessen 
Einwilligung  die  mangelnde  Dispositionsfähigkeit  ersetzt,  ist  der  Vater 
oder  Vormund,  beziehungsweise  Kurator  des  Bittstellers  zu  verstehen;  die 
eventuell  erforderliche  schriftliche  Einwilligung  des  Vaters  muß  legalisiert 
sein;  bei  der  Einwilligung  des  Vormundes  oder  Kurators  ist  es  notwendig, 
daß  dieselbe  mit  der  Genehmigungsklausel  der  Vormundschaftsbehörde 
versehen  sei,  ausgenommen  den  Fall,  wenn  nach  den  Gesetzen  des  Staates, 
welchem  der  Naturalisationswerber  angehört,  die  vormundschaftsbehördliche 
Genehmigung  nicht  gefordert  wird. 

ad  2.  Über  die  Aufnahme  in  den  Gemeindeverband  hat  der  Vertretungs- 
körper der  Gemeinde  zu  entscheiden,  und  ist  das  von  demselben  über  das 
Vorhandensein  dos  im  Punkt  2  enthaltenen  Erfordernisses  ausgestellte 
Zeugnis  in  Klein-  und  Großgemeinden  vom  Stuhlrichter  zu  beglaubigen, 
in  Städten  mit  geregeltem  Magistrate  aber  vom  Bürgermeister  zu  unter- 
schreiben. 

ad  3  und  4.  Ebenso  ist  das  von  der  Vorstehung  jener  Gemeinde, 
beziehungsweise  Gemeinden,  wo  der  Naturalisationswerber  seit  fünf  Jahren 
ohne  Unterbrechung  gewohnt  hat,  auszustellende  Zeugnis  und  das  Zeugnis 
der  Gemeindevorstehung  über  den  im  Punkte  4  erwähnten  unbeanstandeten 
Lebenswandel,  in  Klein-  und  Großgemeinden  mit  der  stuhlrichterlichen 
Beglaubigung  zu  versehen,  wobei  es  sich  von  selbst  versteht,  daß  über 
die  in  den  Punkten  2,  3  und  4  aufgezählten  Erfordernisse  zusammen,  in- 
soweit dies  die  Umstände  gestatten,  auch  nur  ein  7  fertigt 
werden  kann. 
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ad  5.  Das  unbewegliche  Vermögen  ist,  wenn  darüber  ein  Grundbuch 
geführt  wird,  mit  dem  Grundbuchsauszug,  das  bewegliche  Vermögen  mit 
einem  Zeugnis  der  hierzu  kompetenten  Behörde  oder  des  öffentlichen  Notars, 
der  Erwerbszweig  bei  solchen  Personen,  welche  nicht  unter  väterlicher 
oder  vormundschaftlicher  Gewalt  stehen,  mit  einem  Zeugnis  der  Behörde, 
bei  jenen  Personen,  die  in  Privatdiensten  stehen,  mit  einem  von  dem  Dienst- 
geber ausgestellten  und  von  der  betreffenden  Lokalbehörde  beglaubigten 
Zeugnis  auszuweisen. 

ad  6.  Über  den  Umstand,  daß  Bittsteller  seit  fünf  Jahren  in  die  Liste 
der  Steuerzahler  eingetragen  ist,  muß  ein  vom  betreffenden  königlichen 
Steueramte  beglaubigtes  Zeugnis  der  Gemeindevorstehung  dem  Gesuche 
beigelegt  werden. 

Die  im  letzten  Absätze  des  §  8  des  ungarischen  Gesetzartikels  L, 
vom  Jahre  1879,  erwähnte  Adoption  ist  durch  den  vom  königlich  ungarischen 
Justizminister  bestätigten  Vertrag  über  die  Adoption  auszuweisen. 

Um  das  Naturalisationsgesuch  vom  Gesichtspunkte  der  verschiedenen 
internationalen  Verhältnisse  aus  beurteilen  zu  können,  ist  es  notwendig, 
zu  wissen,  ob  der  Bittsteller  aus  dem  bisherigen  Staatsverbande  entlassen 
oder  ihm  die  Entlassung  füi-  den  Fall  seiner  Naturalisation  zugesichert 
worden  ist. 

Der  Naturalisationsw^erber  hat  sich  daher  diesbezüglich  bestimmt  zu 
äußern  und  die  etwa  erfolgte  oder  in  Aussicht  gestellte  Entlassung  doku- 
mentarisch nachzuweisen. 

Nachdem  laut  §  7  des  ungarischen  Gesetzartikels  L,  vom  Jahre  1879, 
die  durch  Naturalisation  erworbene,  ungarische  Staatsbürgerschaft  des 
Mannes  sich  auch  auf  dessen  Gattin  und  auf  die  unter  väterlicher  Gewalt 
stehenden,  minderjährigen  Kinder  erstreckt  und  laut  §  12  des  gedachten 
Gesetzartikels  in  der  Naturalisationsurkunde  auch  die  Namen  der  naturali- 
sierten Gattin  und  Kinder  zu  erwähnen  sind,  so  hat  der  Naturalisations- 
werber, wenn  er  verheiratet  ist  und  Kinder  besitzt,  seinen  Trauungsschein 
und  die  Tauf-,  beziehungsweise  Geburtszeugnisse  der  Kinder  dem  Gesuche 
beizulegen. 

Die  Entlassung  aus  dem  ungarischen  Staatsverbande  anbelangend, 
hat  der  Entlassungswerber  laut  §  24  des  oberwähnten  Gesetzartikels 
nachzuweisen: 

1.  daß  er  dispositionsfähig  ist,  oder  bei  mangelnder  Dispositionsfähig- 
keit, daß  sein  Vater  zu  dem  Entlassungsgesuche  seine  Zustimmung,  beziehungs- 
weise der  Vormund  oder  Kurator  seine  von  der  Vonnundschaftsbehörde 
genehmigte  Einwilligung  gegeben  hat; 

2.  daß  er  mit  der  Staats-  und  Gemeindesteuer  nicht  im  Rück- 
stande ist; 
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3.  daß  er  sich  auf  dem  Gebiete  der  zur  ungarischen  Krone  gehörigen 
Länder  nicht  in  strafgerichtlicher  Untersuchung  befindet  oder  kein 
solches  straf  gerichtliches  Urteil  gegen  ihn  gefällt  wurde,  welches  noch 
nicht  vollzogen  worden  ist. 

Behufs  Ausweis  dieser  Erfordernisse  ist  das  Entlassungsgesuch  auf 
nachstehende  Weise  zu  belegen: 

ad  1.  Die  Dispositionsfähigkeit  ist  auch  hier  durch  den  Tauf-,  bezie- 
hungsweise Geburtsschein,  nachzuweisen,  die  eventuell  erforderliche  schrift- 
liche Einwilligung  des  Vaters  muß  legalisiert  sein,  jene  des  Vormundes 
oder  Kurators  ist  schon  durch  die  Genehmigungsklausel  der  Vormundschafts- 
behörde amtlich  beglaubigt. 

ad  2.  Den  Umstand,  daß  der  Bittsteller  mit  der  Staats-  und  Gemeinde- 
steuer nicht  im  Rückstande  ist,  hat  derselbe  durch  ein  von  der  Gemeinde- 
vorstehung  ausgestelltes  und  von  dem  betreffenden  königlichen  Steueramt 
beglaubigtes  Zeugnis  darzutun. 

ad  3.  Sollten  Zweifel  obwalten,  ob  der  Entlassung  nicht  die  im 
Punkte  3  angeführten  Umstände  entgegenstehen,  so  ist  diesbezüglich  ein 
amtliches  Zeugnis  vom  Präsidenten  des  nach  dem  Wohnungsorte  des  Bitt- 
stellers kompetenten  Gerichtes  dem  Gesuche  beizulegen. 

Außerdem  haben  im  Sinne  des  §  22  des  ungarischen  Gesetzartikels  L 
vom  Jahre  1879,  solche  Individuen,  die  bei  der  Linie  (Kriegsmarine),  in 
der  Reserve  oder  Ersatzreserve  noch  dienstpflichtig  sind,  den  vom  gemein- 
samen Kriegsminister,  und  Landwehrmänner  den  vom  Landesverteidigungs- 
minister aus  dem  Verbände  der  Wehrkraft  erhaltenen  Entlassungsschein 
dem  Gesuche  anzuschließen. 

Nach  dem  zweiten  Absatz  des  §  22  des  gedachten  Gesetzartikels 
müssen  jene  Individuen,  die  noch  nicht  im  Wehrverbande  stehen,  von  der 
Wehrpflicht  aber  nicht  gänzlich  befreit  sind  und  ihr  17.  Lebensjahr  bereits 
vollendet  haben,  durch  ein  Zeugnis  der  betreffenden  Jurisdiktion  sich 
darüber  ausweisen,  daß  sie  um  ihre  Entlassung  nicht  in  der  Absicht 
ansuchen,  um  der  Wehrpflicht  zu  entgehen;  in  diesem  Zeugnisse  ist  zugleich 
der  Zweck,  wegen  dessen  Erreichung  die  Entlassung  angestrebt  wird, 
anzugeben  und  besonders  auch  zu  erwähnen,  ob  der  Bittsteller  mit 
seinen  Eltern  oder  nur  allein  auszuwandern  beabsichtigt. 

Laut  §  26  des  in  Rede  stehenden  Gesetzartikels  erstreckt  sich  die 
Entlassung  des  Mannes  auch  auf  dessen  Ehegattin  und  insoweit  nach  §  22 
desselben  Gesetzartikels  keine  Ausnahme  stattfindet,  auch  auf  seine  unter 
väterlicher  Gewalt  stehenden  minderjährigen  Kinder. 

Der  Entlassungswerber  hat  daher,  wenn  er  verheiratet  ist  und 
Familie  besitzt,  den  Namen  seiner  Gattin  und  derjenigen  Kinder,  auf 
welche   sich  die  Entlassung  erstreck  i  den 
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Trauungsschein,    sowie   die   Tauf-  beziehungsweise   Geburtszeugnisse   der 
Kinder  beizulegen. 

Um  die  Parteien  vorkommenden  Falles  auch  hinsichtlich  der  Gebüren- 
pflichtigkeit  der  Naturalisations-  und  Entlassungsgesuche,  sowie  deren 
Beilagen  belehren  zu  können,  wird  bemerkt: 

1.  Naturalisationsgesuche  sind  mit  einer  ungarischen  Stempelmarke 
ä  4  Kronen  für  den  ersten  Bogen  und  für  jeden  weiteren  Bogen  ä  1  Ejrone, 

2.  Entlassungsgcsuche  per  Bogen  mit  einer  Stempelmarke  ä  1  Krone  und 

3.  Gemeindezeugnisse  ebenfalls  per  Bogen  mit  einem  Kronenstempel 
zu  versehen;  wird  hingegen  das  Zeugnis  von  einer  Staatsbehörde  oder 
Jurisdiktion  ausgestellt,  so  ist  auf  dem  ersten  Bogen  eine  Stempelmarke 
zu  2  Kronen,  auf  jedem  weiteren  Bogen  zu  je  1  Krone  erforderlich. 

Die  Legalisierungsklauseln  unterliegen  keiner  besonderen  Stempel- 
gebür,  die  ausgefertigten  Naturalisations-  und  Entlassungsurkunden  sind 
stempelfrei. 

Von  den  übrigen  Anordnungen  des  mehrerwähnten  ungarischen  Gesetz- 
artikels, w^elche  keiner  besonderen  Erläuterung  bedürfen,  ist  schließlich 
noch  der  §  31  seiner  Wichtigkeit  wegen  hervorzuheben,  wonach  ein  unga- 
rischer Staatsbürger,  der  ohne  Auftrag  der  ungarischen  Regierung  oder  der 
österreichisch-ungarischen  gemeinsamen  Minister  sich  zehn  Jahre  hindurch 
ohne  Unterbrechung  außerhalb  der  Grenzen  der  zur  ungarischen  Krone 
gehörigen  Länder  aufhält,  der  ungarischen  Staatsbürgerschaft  ver- 
lustig wird. 

Der  zweite  Absatz  dieses  Paragraphen  und  der  letzte  Absatz  des 
§  48  desselben  Gesetzartikels  enthalten  die  Bestimmungen,  nach  welchen 
die  zehnjährige  Abwesenheit  zu  berechnen  ist;  nach  dem  letzten  Absatz 
des  §  31  des  gedachten  Gesetzartikels  wird  die  Dauer  der  Abwesenheit 
unter  andern  auch  dann  unterbrochen,  wenn  der  Abwesende  von  einem 
k.  und  k.  österreichisch-ungarischen  Konsularamte  eine  Aufonthaltskarte 
erhält  oder  in  die  Matrikel  einer  österreichisch -ungarischen  Konsular- 
gemeinde  eingetragen  wird. 

Die  k.  und  k.  diplomatischen  Missionen  und  Konsularäniter  haben 
auf  Wunsch  des  königlich  ungarischen  Ministers  des  Innern,  die  im  Aus- 
lande sich  autlialtenden  ungarischen  Staatsbürger  bei  sich  darbietenden 
Gelegenheiten  auf  die  Bestimmungen  des  §  31  des  gedachten  Gesetz- 
artikels aufmerksam  zu  machen. 

C.  Auswanderimgslisten. 

Betreffs  der  Obliegenheiten  der  k.  und  k.  Konsularämter  in  Angelegen- 
heiten der  Auswanderungsstatistik  ist  noch  folgendes  zu  bemerken: 
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Auf  Wunsch  der  k.  k.  statistischen  Zentralkommission  hat  das  k.  und  k. 
Ministerium  des  Äußern  mit  Circulare  vom  26.  März  1885,  Z.  4191/9  A, 
die  österreichisch-ungarischen  Konsularämter  aufgefordert,  die  von  den 
auswärtigen  Seebehörden,  Hafenämtern  etc.  ausgehenden  Veröffentlichungen 
über  die  jährlich  beförderten  Auswanderer  aus  Österreich -Ungarn  zum 
Zwecke  der  Verfassung  einer  möglichst  vollständigen  Statistik  der  Aus- 
wanderungen einzusenden  und  in  ihren  Jahresberichten  der  Auswanderung 
aus  Österreich-Ungarn  ihre  besondere  Aufmerksamkeit  zuzuwenden. 

Im  Sinne  des  nachträglichen  Circulares  des  k.  und  k.  Ministeriums 
des  Äußern  vom  31.  März  1887,  Z.  7498/9,  haben  die  betreffenden  See- 
konsularämter  über  die  Auswanderung  der  österreichischen  oder  ungarischen 
Staatsangehörigen  halbjährig,  oder  wenn  genügende  Behelfe  vorliegen, 
mehrmals  des  Jahres  zu  jenen  Epochen  zu  berichten,  wo  die  Auswanderung 
aus  dem  betreffenden  Hafen  geschlossen  ist.  Dabei  ist,  wenn  irgend  tunlich, 
die  Zahl  der  österreichischen  oder  ungarischen  Auswanderer  nach  Nationalität 
und  Geschlecht  zu  trennen  und  anzugeben,  mit  welcher  Transportkompagnie 
sie  verschifft  und  wessen  Werbung  (Agentie)  sie  etwa  gefolgt  sind. 

Es  ist  daher  Aufgabe  der  k.  und  k.  Konsularämter,  über  Auswanderungs- 
angelegenheiten so  rasch  als  möglich  zu  berichten,  damit  die  betreffenden 
Fachministerien  die  einschlägigen  Daten  ohne  Verzug  erhalten. 

Im  Jahre  1889  hat  das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  nach  Ein- 
vernahme der  betreffenden  Pachministerien  mit  Circulare  vom  26.  März, 
Z.  409/9,  neuerdings  besondere  Weisungen  an  die  Konsularämter  in  Amster- 
dam, Rotterdam,  Antwerpen,  Bordeaux,  Marseille,  Genua,  Hamburg,  Bremen, 
New- York  und  Rio  de  Janeiro  hinausgegeben,  um  nach  dem  Muster 
anderer  Staaten  eine  vollkommen  verläßliche  Auswanderungsstatistik  zu 
erzielen,  nachdem  die  bisherige  einschlägige  Berichterstattung  in  mancher 
Richtung  mangelhaft  und  daher  nicht  zweckentsprechend  war. 

Es  wurden  die  betreffenden  Konsularämter  angewiesen,  bei  den  aus- 
wärtigen Regierungen  dahin  zu  wirken,  daß  in  allen  für  die  österreichisch- 
ungarische Auswanderung,  beziehungsweise  Einwanderung  belangreichen 
Hafenorten  genaue  Verzeichnisse  über  die  ein-,  respektive  ausgeschifften 
Österreicher  oder  Ungarn,  und  zwar  getrennt  nach  der  Staatsangehörig- 
keit geführt  und  den  k.  und  k.  Konsularämtern  zugänglich  gemacht 
werden.  Im  Sinne  des  letztzitierten  Circulares  sind  die  k.  und  k.  Konsular- 
ämter verpflichtet,  bei  ihren  Auswanderungsberichten  das  umstehende 
Schema  zu  benützen. 
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Bericht 

über  die  Auswanderung  —  Einwanderung*)  von  österreichischen  oder  ungarischen 

Staatsangehörigen 

in  dem  Hafen  von 

in  den  Häfen 

In  dem  Kalenderjahre  19  . .  sind  aus  —  eingewandert  österreichische  oder  ungarische 

Staatsangehörige. 


Davon  sind: 


Im  Alter  von  weniger  als 
16  Jahren 

von  15 — 40  Jahren     .    . 

über  40  Jahren  .... 

Zusammen    .    . 


Österreicher. 


Ungarn. 


M&nnliche 

WeibUche 

Zasammen 

Männliche 

WeibUche 

Zusammen 

2. 

Dem  Berufe  nach: 
Land-  und  Forstwirte  und 
deren  Angehörige    .    . 

Gewerbetreibende,  Indu- 
strielle und  deren  An- 
gehörige      

im  Handel,  beim  Verkehrs- 
wesen beschäftigte  Per- 
sonen und  deren  Ange- 
hörige      

liberalen  Bemfsarten  zu- 
gehörige Personen  und 
deren  Angehörige    .    . 

anderen  Berufsarten  zu- 
gehörige Personen  und 
deren  Angehörige    .    . 

Personen  unbekannten  Er- 
werbes und  deren  An- 
gehörige  

Zusammen     .     . 


*)  Bezüglich  der  Einwanderung  kommen  nur  die  außereoropäischcn  Hafenorte  in  Betracht. 
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Da  für  die  Beurteilung  und  Kritik  statistischer  Daten  die  Kenntnis 
der  Art  und  Weise  ihrer  BeschaflEung  von  großer  Wichtigkeit  ist,  so  ist 
es  sehr  wünschenswert  für  die  Zwecke  der  Fachstellen  in  Erfahrung  zu 
bringen,  in  welcher  Weise  in  den  in  Betracht  kommenden  Häfen  das  Ein-, 
beziehungsweise  Auswanderungswesen  geregelt  ist  und  speziell  wie  und 
nach  welchen  Prinzipien  von  jenen  Hafenämtern  die  Ein-  und  Auswanderung 
aufgenommen  und  Staatsangehörigkeit,  Beruf  und  Alter  der  Ein-,  respektive 
Auswanderer  konstatiert  wird. 

Wenn  aus  cholera-  oder  pestverdächtigen  Gegenden  Transporte  von 
zurückkehrenden  Auswanderern  oder  andere  Massenzüge  erfolgen,  so  hat 
das  betreffende  k.  und  k.  Konsularamt  zur  Verhinderung  einer  Einschleppung 
der  Cholera  (Pest)  die  Polizei-,  beziehungsweise  die  politischen  Behörden 
der  betreffenden  Grenzstationen,  über  welche  derartige  Transporte  statt- 
finden, sofort  direkt  und  wenn  nötig  auch  telegraphisch  zu  verständigen. 
(Circulare  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern  vom  3.  Dezember  1893, 
Z.  49.342/11.) 

Schließlich  muß  hier  noch  erwähnt  werden,  daß  mit  dem  ungarischen 
Gesetzartikel  IV  vom  Jahre  1903  neue,  auf  die  Regelung  der  Auswanderung 
in  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  bezug  habende  Bestimmungen 
erlassen  worden  sind,  wodurch  der  Gesetzartikel  XXXVIII  vom  Jahre  1881 
und  sämtliche  auf  das  Auswanderungswesen  bezüglichen  Verordnungen 
außer  Kraft  gesetzt  wurden. 

Vom  Standpunkte  der  Anwendung  des  obangeführten  Gesetzartikels 
wird  derjenige  als  Auswanderer  betrachtet,  der  behufs  ständigen  Erwerbes 
für  unbestimmte  Zeit  sich  in  das  Ausland  begibt. 

Die  §§  2  und  3  des  in  Rede  stehenden  Gesetzartikels  enthalten 
folgende  hinsichtlich  der  Auswanderung  bestehende  Einschränkungen: 

a)  Diejenigen,  welche  der  auf  dem  Wehrgesetz  beruhenden  Stellungs- 
oder Dienstpflicht  unterstehen,  können  nur  mit  einer  von  der  hierzu 
kompetenten  Behörde  erhaltenen  Bewilligung  auswandern; 

b)  nicht  auswandern  können  diejenigen,  gegen  welche  infolge  einer 
mit  Freiheitsverlust  zu  bestrafenden  Handlung  ein  Kriminalver- 
fahren im  Zuge  ist,  desgleichen  die  Verurteilten  vor  dem  Vollzuge 
der  Strafe; 

c)  Minderjährige  können  nur  mit  einer  von  ihrem  Vater  oder  Vormunde 
schriftlich  gegebenen  und  behördlich  legalisierten  Einwilligung,  männ- 
liche Personen  unter  15  Jahren  und  minderjährige  weibliche  Personen 
jedoch  auch  in  diesem  Falle  nur  dann  auswandern,  wenn  sie  in 
Begleitung  einer  verläßlichen,  erwachsenen  Person  reisen  und  wenn 
an  dem  Bestimmungsort  ^i  "»rirt  ist;  femer  können 
nicht  auswandern: 
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d)  diejenigen  Eltern,  welche  Kinder  unter  15  Jahren  zu  Hause  zurück- 
zulassen beabsichtigen,  ohne  deren  entsprechende  Pflege  sicher- 
gestellt zu  haben; 

e)  diejenigen,  welche  über  den  zur  Reise  an  den  Bestimmungsort  er- 
forderlichen Geldbetrag  nicht  verfügen,  oder  den  Bedingungen  nicht 
entsprechen,  welche  in  jenem  Staate,  wohin  sie  auswandern  wollen, 
bezüglich  der  Einwanderung  vorgeschrieben  sind; 

f)  schließlich  diejenigen,  denen  behufs  Kolonisation,  die  von  der  Regierung 
eines  auswärtigen  Staates  oder  einer  Kolonisations-  oder  ähnlichen 
Gesellschaft  oder  von  einer  Privatperson  geplant  ist,  ein  ganz  oder 
teilweise  unentgeltlicher  Transport,  oder  die  Vorstreckung  der  Trans- 
portkosten in  Aussicht  gestellt  wurde. 

Jeder  Auswanderer  muß  mit  einem  für  jenen  Staat  lautenden  Passe 
versehen  sein,  nach  welchem  er  auszuwandern  beabsichtigt. 

Dritter  Abschnitt 

Rechtsverhältnis  der  beiden  Staatsgebiete  der  österrelchlsch- 
nngarlschen  Monarchie  zu  einander.   Der  österreichisch- 
ungarische  Ausgleich.*) 

Zur  besseren  Orientierung  der  Honorarkonsular-Funktionäre,  welche 
nicht  immer  mit  dem  Rechtsverhältnisse  der  beiden  Staatsgebiete  der  öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie  zu  einander  vollkommen  vertraut  sind, 
dürfte  es  wohl  angezeigt  sein,  eine  kurze  Zusammenstellung  der  auf  die 
dualistische  Gestaltung  der  Monarchie  bezug  habenden  wesentlichen 
Staatsrechtsbestimmungen  hier  beizufügen.  Die  staatsrechtliche  Grundlage 
des  zwischen  Österreich  und  Ungarn  bestehenden  Verbandes  bilden  die 
Pragmatische  Sanktion  Kaiser  Karl  VI.  vom  19.  April  1713  und  die  dies- 
bezüglichen ungarischen  Gesetzartikel  I  und  II  vom  Jahre  1722  und  1723. 
Bekanntlich  teilt  sich  die  österreichisch-ungarische  Monarchie  seit  dem 
im  Jahre  1867   mit   den  Ländern   der  ungarischen  Krone  abgeschlossenen 


*)  Nachdem  die  Pragmatische  Sanktion  in  diesem  Handbuche  wieder- 
holt zitiert  wird,  so  wurde  für  zweckmäßig  erachtet,  den  bezüglichen  ungarischen 
Gesetzartikel  II,  vom  Jahre  1722/1723,  wortgetreu  anzuführen: 

„Über  das   ununterbrochene  Erbfolgerecht   der  weiblichen  Linie 
Seiner    geheiligten    k.    und    k.    Majestät    aus    dem    Durchlauchtigsten 
Hause   Österreich    in  bezug   auf  die    heilige    Krone   von   Ungarn   und 
die    Länder,    welche    von    altersher    damit  verbunden  sind." 
„Obwohl  die  getreuen  Stände  des  Königreiches  Ungarn   und    der  damit  ver- 
bundenen Nebenländer    in  Anbetracht   des   blühenden  Alters,   der  Kräfte    und  des 
Gesundheitszustandes   Seiner   geheiligten   k.   und   k.   Majestät   und   voll   Vertrauen 
auf  die  göttliche  Gnade  die  größte  Zuversicht  hegen,  daß  Allerhöchstdieselbe   mit 
großen  und  ruhmvollen  Nachfolgern  männlichen  Geschlechtes  gemäß  den  Gebeten 
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Ausgleiche  in  zwei  Ländergruppen  (Ländergebiete),  deren  jede  von  jeher 
in  bezug  auf  Verfassung  und  Gesetzgebung  von  der  anderen  vollständig 
geschieden  war.  Die  gedachten  von  einander  getrennten  Staatsgebiete  sind 
jedoch  durch  das  Band  der  gemeinsamen  Angelegenheiten  zu  einer  Monarchie 
vereint,  welche  Österreich- Ungarn  genannt  wird. 

Das  eine  Staatsgebiet  führt  die  Bezeichnung:  ,,Die  im  Reichsrate 
vertretenen  Königreiche  und  Länder",  das  andere:  „Die  Länder  der  unga- 
rischen Krone". 

Was  die  öfEentliche  Verwaltung,  das  Civil-  und  Strafrecht  betrifft, 
so  sind  beide  Staatsgebiete  als  fremde  Staaten  zu  einander  und  deren 
Angehörige  gegenseitig  als  Ausländer  nach  den  Grundsätzen  des  inter- 
nationalen Privatrechtes  zu  behandeln. 


der  getreuen  Stände,  welche  zu  diesem  Zwecke  zu  Gott  emporgeschickt  worden 
sind  und  noch  emporgeschickt  werden,  reichlich  gesegnet  werden  wird  und  daß 
die  getreuen  Stände  des  Königreiches  mit  einer  ununterbrochenen  Reihe  von 
Allerhöchstderen  männlichen  Erben  beglückt  sein  werden, 

§  1.  —  so  übertragen  sie  doch,  wohl  wissend,  daß  auch  Könige  und  Fürsten 
dem  Lose  der  Sterblichkeit  gleich  anderen  Menschen  unterworfen  sind,  in  der 
reiflichen  und  wohlbedachten  Erwägung,  wie  viele  und  wie  große  ruhmvolle  Taten, 
sowohl  von  den  Vorfahren  Seiner  geheiligten  k.  und  k.  Majestät,  von  Allerhöchst- 
deren hochseligen  Vater  Leopold  und  Bruder  Josef,  den  ruhmgekrönten  Königen 
von  Ungarn,  als  auch  zumal  von  Seiner  huldreichst  jetzt  regierenden  k.  und  k. 
Majestät  zur  Erhöhung  der  Staatswohlfahrt  und  zu  immerwährendem  Heile  Aller- 
höchstderen getreuen  Untertanen  im  Krieg  und  Frieden  vollbracht  worden  sind, 
zumal  Allerhöchstdieselbe  dieses  Ihr  erbliches  Königreich  Ungarn  und  alle  damit 
verbundenen  Nebenländer  in  dem  Länderbestande,  auf  welchen  sie  durch  Aller- 
höchstderen Vorfahren  gebracht  worden,  nicht  nur  erhalten,  sondern  bei  Gelegen- 
heit des  letzten  Türkenkrieges  nach  mutvollem  Kampfe  gegen  den  wütenden 
Andrang  der  Feinde  durch  die  Kraft  Ihrer  siegreichen,  vom  Glücke  gekrönten 
Waffen  zu  unsterblichem  Ruhme  Allerhöchstderen  Namens,  sowie  zur  ewigen 
Sicherung  der  Stände  und  jeden  einzelnen  Bürgers  auch  auf  die  damit  verbundenen 
Königreiche  und  Länder  ausgedehnt  hat,  damit  das  Königreich  auch  in  allen 
folgenden  Zeiten  von  auswärtigen  und  inneren  Unruhen  und  Gefahren  gesichert 
werde  und  in  segensvoller  und  beständiger  Ruhe  und  aufrichtiger  Einigung  der 
Geister  gegenüber  jeder  äußeren  Gefahr  glücklich  bestehen  könne; 

§  2.  —  und  um  außerdem  auch  allen  inneren  Aufregungen  und  den  Übeln 
eines  Interregnums,  die  leicht  zu  entstehen  pflegen  und  den  Ständen  des  König- 
reiches selbst  von  altersher  wohl  bekannt  sind,  sorgsam  vorzubeugen, 

§  3.  —  aufgemuntert  durch  löbliche  Beschlüsse  ihrer  Vorfahren 

§  4.  —  und  beseelt  von  dem  Wunsche,  sich  gegenüber  der  geheiligten  k.  und  k. 
Majestät,  ihrem  huldvollsten  Herrn,  dankbar  und  getreu  in  aller  Ehrfurcht  zu 
beweisen, 

§  5.  —  im  Falle  des  Aussterbens  der  männlichen  Linie  Seiner  geheiligten 
k.  und  k.  Majestät  (was  Gott  gnädigst  verhüten  wolle)  das  erbliche  Recht  der 
Nachfolge  in  dem  Reiche  und  der  Krone  von  Ungarn  und  den  dazu  gehörigen 
Ländern  und  Reichen,    die  bereits  ml*  1   wieder  gewonnen  worden 

Malfatti,  Konsolarwesen.    1. 
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Durch  die  doppelte  Stellung  Seiner  k.  und  k.  Apostolischen  Majestät, 
welche  seit  dem  Ausgleiche  den  offiziellen  Titel  „Kaiser  von  Österreich 
und  Apostolischer  König  von  Ungain"  führt,  sowie  durch  die  in  vielen 
Richtungen  sich  entwickelnde  Verbindung  beider  Staatsgebiete  ergeben 
sich,  sowohl  für  die  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder, 
als  auch  für  die  Länder  der  ungarischen  Krone  staatsrechtliche  Angelegen- 
heiten, welche  das  gemeinsame  Interesse  der  beiden  Staatsgebiete  betreffen 
und  sich  auf  die  Erhaltung  und  Verteidigung  der  beiden,  eine  Monarchie 
bildenden  Länderkomplexe,  sowie  auf  den  diplomatischen  und  Konsular- 
dienst  im  Auslande  und  schließlich  auf  die  Verwaltung  der  gemeinsamen 
Einnahmen  und  Bestreitung  der  die  gemeinsamen  Zentralstellen  betreffenden 
Auslagen  beziehen.    Die  gemeinsamen  Zentralstellen  sind  das  k.  und  k. 


sind  und  in  Zukunft  wieder  gewonnen  werden,  auch  auf  das  weibliche  Geschlecht 
des  Durchlauchtigsten  Hauses  Österreich  und  zwar  zunächst  auf  die  Nachkommen 
Seiner  erhabenen  jetzt  regierenden  geheiligten  k.  und  k.  Majestät, 

§  6.  —  dann  in  Ermangelung  solcher,  auf  jene  des  Höchstseligen  Kaisers  und 
Königs  Josef;     , 

§  7.  —  und  w^enn  es  auch  an  solchen  fehlen  sollte,  auf  die  Nachkommen  des 
Höchstseligen  Leopold,  sofern  alle  diese  Nachkommen  aus  den  Lenden  dieser 
Kaiser  und  Könige  von  Ungarn  abstammen,  derselben  Nachfolger  legitimer  Geburt, 
römisch-katholischen  Glaubens  und  Erzherzoge,  beziehungsweise  Erzherzoginnen  von 
Österreich  sind  in  Gemäßheit  der  von  Seiner  geheiligten  k.  und  k.  jetzt  regierenden 
Majestät  dauernd  festgestellten  Erstgeburtsordnung  für  Seine  anderen  innerhalb 
und  außerhalb  Deutschlands  gelegeneu  Königreiche  und  Länder,  die  nach  dem 
oberwähnten  Eechte  und  Ordnung  unteilbar  und  untrennbar  mit  einander  und 
zugleich  mit  dem  Königreiche  Ungarn  und  den  mit  diesem  verbundeneu  Teilen  > 
Reichen  und  Provinzen  erblich  zu  besitzen,  zu  beherrschen  und  zu  regieren  sind; 

§  8.  —  und  sie  genehmigen  die  erwähnte  Erbfolgeordnung, 

§  9.  -^  und  setzen  auf  solche  Weise  genannte  weibliehe  Erbfolge,  wie  sie  im 
Durchlauchtigsten  Hause  Österreich  eingeführt  und  anerkannt  worden  ist  (indem 
sie  jetzt  statt  damals  die  Gesetzartikel  II  und  III  des  Jahres  1687  und  gleicher 
Weise  den  II.  und  III.  Gesetzartikel  vom  Jahre  1715  auf  sie  ausdehnen)  nach 
oben  erwähnter  Ordnung  fest; 

§  10.  —  und  bestimmen,  daß  dieselbe  durch  die  erwähnte  weibliche  Linie  des 
Durchlauchtigsten  Hauses  Österreich,  auf  vorausgeschickte  Art  zu  Erben  und 
Nachfolgern  erklärten  Erzherzoge  von  Österreich  beiderlei  Geschlechtes  angenommen 
und  genehmigt  und  zugleich  mit  den  vorbenannten  ebenfalls  auf  die  voraus- 
geschickte Art  von  Seiner  geheiligten  k.  und  k.  Majestät  huldreichst  bestätigten, 
verbrieften  und  anderen  vorhin  besprochenen  Freiheiten  und  Prärogativen  der 
Stände  des  Königreiches  Ungarn  und  der  damit  verbundenen  Länder,  Keiche  und 
Provinzen  in  Gemäßheit  der  vorhin  erwähnten  Artikel  in  aller  Zukunft  bei 
Gelegenheit  der  Krönung  eingehalten  werden  soll; 

§  11.  —  und  sie  behalten  sich  erst  für  den  Fall  des  gänzlichen  Aussterbens, 
gedachter  Linie  das  ererbte,  uralte,  genehmigte  und  anerkannte  Vorrecht  der 
Stände,  in  bezug  auf  die  Wahl  und  die  Krönung  ihrer  Könige  vor." 
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Ministerium  des  kaiserlichen  und  königlichen  Hauses  und  des  Äußern,  das 
t  und  k.  gemeinsame  Finanzministerium,  das  k.  und  k.  Reichskriegs- 
ministerium und  der  k.  und  k.  gemeinsame  oberste  Rechnungshof. 

Durch  das  österreichische  Gesetz  vom  21.  Dezember  1867  (R.  G.  B. 
Nr.  146)  und  den  ungarischen  Gesetzartikel  XH,  vom  21.  Dezember  1867, 
wurde  in  beiden  Staatsgebieten  der  Monarchie  das  konstitutionelle  System 
der  Neuzeit  mit  der  Gleichberechtigung  aller  Staatsbürger  eingeführt. 

Die  in  diesen  Gesetzen,  welche  den  sogenannten  Ausgleich*)  bilden, 
als  gemeinsame  angeführten  Angelegenheiten  der  österreichisch-unga- 
rischen Monarchie  sind  folgende: 

1.  Die  auswärtigen  Angelegenheiten  mit  Einschluß  der  diplomatischen 
und  Konsularvertretung  dem  Auslande  gegenüber,  sowie  die  in  betreff 
der  internationalen  Verträge  notwendigen  Verfügungen;  es  muß  jedoch 
gleich  bemerkt  werden,  daß  die  Genehmigung  der  internationalen  Verträge, 
insoweit  eine  solche  verfassungsmäßig  notwendig  ist,  den  Vertretungs- 
körpem  der  beiden  Staatsgebiete  (dem  österreichischen  Reichsrate 
und  dem  ungarischen  Reichstage)  vorbehalten  bleibt. 

2.  Das  Kriegswesen  mit  Inbegriff  der  Kriegsmarine,  jedoch  mit 
Ausschluß  der  Rekrutenbewilligung  und  der  Gesetzgebung  über  die  Art 
und  Weise  der  Erfüllung   der  Wehrpflicht,    der  Verfügungen  hinsichtlich 


*)  Gesetzartikel  XII  des  ungarischen  Landtages  vom  Jahre  1867:  „Über  die  zwischen 
den  Ländern  der  ungarischen  Krone  und  den  übrigen  unter  der  Regierung  Seiner  Majestät 
stehenden  Ländern  obsciiwebenden  gemeinsamen  Angelegenheiten  und  über  den  Modus 
ihrer  Behandlung  von  den  ungarischen  Ständen  Seiner  Majestät  dem  Kaiser  und  Apostolischen 
König  Franz  Josef  I.  unterbreitet  und  von  Seiner  Majestät  in  ihrer  Hauptstadt  Wien,  am 
28.  Juli  1867  sanktioniert  und  am  selben  Tage  von  beiden  Häusern  des  ungarischen  Reichstages 
kundgemacht".  (Offizielle  deutsche  Übersetzung  des  ungarischen  Textes  in  der  ungarischen 
Landesgesetzsammlung  für  1865/68,  G.  A.XII,  1867,  S.  12.)  Siehe  auch  die  Manz'sche  Ausgabe 
der  ungarischen  Verfassungsgesetze.    Wien,  1900. 

Diesem  Gesetzartikel  entsprechend,  ist  das  von  Seiner  kaiserlichen  und  königlichen 
Apostolischen  Majestät  mit  Zustimmung  der  beiden  Häuser  des  Reichsrates  erlassene  öster- 
reichische Gesetz,  vom  21.  Dezember  1867  (R.  G.  B.  Nr.  146),  betreffend  die  allen  Ländern 
der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  gemeinsamen  Angelegenheiten  und  die  Art  ihrer 
Behandlung. 

Zu  dem  ungarischen  Ausgleiche  mit  den  österreichischen  Ländern  gehört  auch 
Kroatien  und  Slavonien  bezüglich  aller  gemeinschaftlichen  Angelegenheiten  (§  3  des 
über  die  Inartikulierung  der  wegen  Schlichtung  der  zwischen  Ungarn  und  Kroatien  und 
Slavonien  bestandenen  staatsrechtlichen  Fragen,  zustande  gekommenen  Gesetzartikela 
XXX,  vom  Jahre  1868);  dagegen  gebürt  den  Ländern  Kroatien  und  Slavonien  hin- 
sichtlich aller  Gegenstände,  welche  in  dem  Ausgleiche  dem  gemeinschaftlichen  Reichstage 
und  der  Zentralregierung  nicht  vorbehalten  sind,  sowohl  im  Gebiete  der  Gesetzgebung^ 
als  auch  der  Exekution  vollständige  Autonomie.  Diese  erstreckt  sich  daher  sowohl  in  legis- 
latorischer als  auch  administrativer  Hinsicht  auf  die  innere  Verwaltung,  somit  auch  auf 
die  Kultus-  und  Unterrichtsangelegenheiten.  (§  47  und  48  des  oben  zitierten  ungarischen 
Gesetzartikels.) 
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der  Dislozierung  und  Verpflegung  des  Heeres,  ferner  der  Regelung  der 
bürgerlichen  Verhältnisse  und  der  sich  nicht  auf  den  Militärdienst  beziehenden 
Rechte  und  Verpflichtungen  der  Mitglieder  des  Heeres;  die  Anordnung  in 
betreff  der  Leitung,  Führung  und  inneren  Organisation  der  gesamten 
Armee   stehen   ausschließlich  Seiner  Majestät  dem  Kaiser  und  Könige   zu. 

3.  Das  Finanzwesen  rücksichtlich  der  gemeinschaftlich  zu  bestreitenden 
Auslagen,  insbesondere  der  Festsetzung  des  diesfälligen  Budgets  und  die 
Prtifung  der  darauf  bezüglichen  Rechnungen.  Mit  der  Durchführung  dieser 
Geschäfte  sind,  wie  oben  bereits  erwähnt  wurde,  der  gemeinsame  Minister 
des  Äußern,  der  Reichskriegsminister  und  der  gemeinsame  Finanzminister 
betraut,  während  für  die  bezügliche  Finanzkontrolle  ein  gemeinsamer 
oberster  Rechnungshof  bestellt  ist. 

Die  Kosten  der  gemeinsamen  Angelegenheiten  sind  von  beiden  Staats- 
gebieten nach  einem  Verhältnisse  zu  tragen,  welches  durch  ein  von  Seiner 
Majestät  zu  sanktionierendes  Übereinkommen  der  beiderseitigen  Vertretungs- 
körper (Reichsrat  und  Reichstag)  von  Zeit  zu  Zeit  festgesetzt  wird. 

Quote  ist  der  alljährliche  Beitrag  der  beiden  Staatsgebiete  'der 
österreichisch -ungarischen  Monarchie  zur  Bestreitung  des  Aufwandes  für 
die  gemeinsamen  Angelegenheiten. 

Das  Quotenverhältnis  wird  von  den  beiderseitigen  Vertretungs- 
körpern (dem  österreichischen  Reichsrate  und  dem  ungarischen  Reichstage) 
gewöhnlich  von  zehn  zu  zehn  Jahren  normiert.  Das  mit  kaiserlichem 
Handschreiben  vom  1.  Juli  1903  (R.  G.  B.  Nr.  140)  für  die  Zeit  vom 
1.  Juli  1903  bis  30.  Juni  1904  festgesetzte  Quotenverhältnis  ist  —  nach 
Abzug  von  zwei  Prozent  zu  Lasten  des  ungarischen  Staatsschatzes  (Ge- 
setz vom  8.  Juni  1871,  R.  G.  B.  Nr.  49)  —  für  die  im  Reichsrate  ver- 
tretenen Königreiche  und  Länder 

66^  Prozent 
und  für  die  Länder  der  ungarischen  Krone 

33|  Prozent. 

In  diesem  Falle  mußte  das  Quotenverhältnis  mit  Allerhöchster  Ent- 
schließung geregelt  werden,  weil  zwischen  den  gesetzlichen  Vertretungen 
der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  und  der  Länder 
der  ungarischen  Krone  hinsichtlich  des  Verhältnisses,  in  welchem  dieselben 
zu  den  Kosten  der  gemeinsamen  Angelegenheiten  beizutragen  haben,  ein 
Übereinkommen  im  Sinne  des  §  3  des  Gesetzes  vom  21.  Dezember  1867 
(R.  G.  B.  Nr.  146),  beziehungsweise  der  §§  19,  20  und  21  des  ungarischen 
Gesetzartikels  XII  vom  Jahre  1867  nicht  erzielt  wurde. 

Wenn  zwischen  beiden  Vcrtrotungskörpern  kein  diesfälligos  Über- 
einkommen erzielt  wird,  so  bestimmt  Seine  Majestät  der  Kaiser  und  König 
dieses  Quotenverhältnis,  jedoch  nur  für  die  Dauer  eines  Jalu'es. 
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Die  sogenannten  Quotendeputationen  der  beiderseitigen  Vertretungs- 
körper treten  zusammen,  um  das  Quotenverhältnis  zu  bestimmen,  welches 
dann  der  verfassungsmäßigen  Genehmigung  der  gesetzgebenden  Faktoren 
unterbreitet  wird.  (Gesetz  vom  21.  Dezember  1867,  §  3  R.  G.  B.  Nr.  146, 
und  der  ungarische  Gesetzartikel  XU  vom  21.  Dezember  1867.) 

Außerdem  gibt  es  noch  andere  Angelegenheiten,  welche  zwar  nicht 
gemeinsam  verwaltet,  jedoch  nach  gleichen,  von  Zeit  zu  Zeit  zu  verein- 
barenden Grundsätzen  behandelt  werden,  nämlich: 

1.  Kreditangelegenheiten.  (Beitragsleistung  zu  den  Lasten  der 
allgemeinen  Staatsschuld.  Vereinbarung  der  beiderseitigen  Ministerien 
vom  19.  November  1867.)  (Gesetz  vom  24.  Oktober  1867  (R.  G.  B.  Nr.  3 
ex  1868).    Ungarischer  Gesetzartikel  XV  vom  Jahre  1867). 

2.  Zoll-  und  Handelssachen.  (Zoll-  und  Handelsbündnis  zwischen 
den  beiden  Staatsgebieten  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie,  welches 
jedoch  nur  auf  zehn  Jahre  geschlossen  wird). 

3.  Die  Gesetzgebung  über  die  mit  industrieller  Produktion  in  enger 
Verbindung  stehenden  indirekten  Abgaben. 

4.  Die  Feststellung  des  Münzwesens  und  Geldfußes  (Valuta- 
regulierung). 

5.  Verfügungen  bezüglich  jener  Eisenbahnlinien,  welche  das  Inter- 
esse der  beiden  Staatsgbiete  der  Monarchie  berühren. 

6.  Die  Kosten  des  Wehrsystems.  Die  Vertretungskörper  beider 
Staatsgebiete,  insoweit  es  sich  um  die  gemeinsamen  Angelegenheiten  handelt, 
üben  das  ihnen  zukommende  Gesetzgebungsrecht  durch  die  sogenannten 
alljährlich  abwechselnd  in  Wien  oder  Budapest  zusammentretenden  Dele- 
gationen des  österreichischen  Reichsrates  und  des  ungarischen 
Reichstages  aus. 

Der  staatsrechtliche  österreichisch-ungarische  Ausgleich  des  Jahres  1867 
schuf  zum  Zwecke  der  konstitutionellen  Mitwirkung  bei  der  Verwaltung 
der  gemeinsamen  Angelegenheiten  Vertretungskörper  unter  dem 
Namen  Delegationen,  und  zwar  eine  Delegation  des  öster- 
reichischen Reichsrates  (Staatsgrundgesetz  vom  21.  Dezember  1867, 
(R.  G.  B.  Nr.  146),  erlassen  in  Ergänzung  des  Staatsgrundgesetzes  vom 
21.  Dezember  1867  (R.  G.  B.  Nr.  141),  über  die  Reichsvertretung)  und 
eine  Delegation  des  ungarischen  Reichstages.  (Ungarischer  Gesetz- 
artikel XII  des  Jahres  1867.) 

Der  Wirkungskreis  der  Delegationen  umfaßt  alle  Gegenstände, 
welche  die  gemeinsamen  Angelegenheiten  betreffen,  und  zwar 
jenen  Teil  derselben,  welcher  ,,nicht  rein  Sache  der  Regierung  ist", 
also  vor  allem  das  Recht  ,.Be Schlüsse"  zu  fassen,  insoweit  es  sich  um 
die  gemeinsamen  Angelegenheiten  handelt. 

Die  Beschlüsse  de^  ^icht  Gesetze  und  werden 
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weder  im  österreichischen  noch  im  ungarischen  Gesetzblatte  verlautbart. 
Dieselben  werden  bloß  in  der  „Wiener  Zeitung**  und  dem  „Budapesti 
Közlöny"  veröfifentlicht.  Die  Kompetenz  der  Delegationen  ist  beschränkt  auf: 

a)  die  Mitwirkung  bei  der  Feststellung  des  Budgets  der  gemeinsamen 
Angelegenheiten ; 

b)  die  Prüfung  der  Rechnungsabschlüsse  für  abgelaufene  Finanzjahre 
mit  dem  Rechte  der  Erteilung  oder  Verweigerung  des  Absolutoriums ; 

c)  die  Kontrolle  der  gemeinsamen  Verwaltung,  welche  mittels  des  Inter- 
pellationsrechtes, der  Entgegennahme  der  Antwort,  sowie  der  die 
einzelnen  Ausgabsposten  begründeten  Eröffnungen  der  gemeinsamen 
Regierung  und  sonstiger  parlamentarischer  Mittel  geübt  wird; 

d)  die  Erledigung  der  eingebrachten  Petitionen; 

e)  Beschlußfassung  über  die  Art  und  Weise  der  Aufnahme,  Verwen- 
dung und  Rückzahlung  eines  gemeinsamen  Anlehens;  falls  die  Auf- 
nahmen desselben  durch  übereinstimmende  Gesetze  beider  Staaten 
beschlossen  worden  ist; 

f)  Geltendmachung  der  Verantwortlichkeit  des  gemeinsamen  Ministeriums, 
wozu  aber  noch  die  erforderlichen  Ausführungsgesetze  mangeln. 

Die  Kompetenz  der  Delegationen  erfuhr  eine  Schmälerung,  welche 
die  Behandlung  von  dauernden  Auslagen  (Investitionen)  in  Bosnien  und 
der  Herzegowina,  insoferne  dieselben  auf  Kosten  Österreichs  und  Ungarns 
zustande  kommen  sollen,  betrifft.  Dieselben  werden  nämlich  nicht  durch  die 
Delegationen  votiert,  sondern  müssen  in  der  Form  übereinstimmender 
Gesetze  beider  Staaten  beschlossen  werden.  Jede  Delegation  beschließt  mit 
Stimmenmehrheit.  Zur  Gültigkeit  der  Beschlüsse  ad  a),  b),  e),  f)  ist  die 
volle  Übereinstimmung  der  Voten  beider  Delegationen,  ad  a)  außer- 
dem noch  die  Sanktion  des  gemeinsamen  Monarchen  notwendig.  —  Die  nach 
dem  Quotenschlüssel  zu  repartierenden  Beiträge  zu  den  Kosten  der 
gemeinsamen  Angelegenheiten  sind  für  die  beiderseitigen  Budgets  bindend. 

Die  übereinstimmenden  Beschlüsse  der  Delegationen  produzieren  den  über- 
einstimmenden Willen  beider  Staaten  in  betreff  der  gemeinsamen  Angelegen- 
heiten und  sind   daher   der   einseitigen  Disposition    eines  Staates  entrückt. 

Jede  Delegation  besteht  aus  sechzig  Mitgliedern.  Die  österreichische 
Delegation  wird  vom  Reichsrate  gewählt,  und  zwar  in  der  Art,  daß  das 
Herrenhaus  zwanzig  Mitglieder  und  zehn  Ersatzmänner  aus  seiner 
Mitte,  das  Abgeordnetenhaus  vierzig  Mitglieder  und  zwanzig 
Ersatzmänner  aus  seiner  Mitte  entsendet.  Die  letzteren  werden  aber 
nicht  durch  das  Plenum  des  Abgeordnetenhauses,  sondei*n  durch  Gruppen 
der  Abgeordneten  einzelner  Kronländer  gewählt.  Die  Abgeordneten  aus 
Böhmen  wählen  10,  aus  Galizien  7,  aus  Niederösterreich  3,  aus  Ober- 
österreich 2,  aus  der  Bukowina  1,  aus  Dalmatien  1,  aus  Istrien  1,  aus  Görz 
und  Gradiska  1,  aus  Triest  1,  aus  Krain  1,  aus  Kärnten  1,  aus  Mähren  4, 
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aus  Salzburg  1,  aus  Schlesien  1,  aus  Steiermark  2,  aus  Tirol  2,  aus  Vor- 
arlberg 1  Delegierte,  wobei  es  ihnen  freisteht,  aus  eigener  Mitte  oder 
aus  dem  Plenum  zu  wählen.  Auf  dieselbe  Art  werden  Ersatzmänner  bestellt; 
auf  vier  und  mehr  Delegierte  entfallen  je  zwei  Ersatzmänner,  auf  einen 
bis  drei  Delegierte  ein  Ersatzmann. 

In  die  ungarische  Delegation  werden  zwanzig  Mitglieder  vom 
Oberhause  (Magnatenhause)  aus  seiner  Mitte  entsendet,  wobei  ein  Mit- 
glied den  dem  Oberhause  angehörigen  Abgeordneten  des  kroatisch-slavo- 
nischen  Landtages  entnommen  werden  muß.  Das  Unterhaus  (Abgeordneten- 
haus) wählt  vierzig  Mitglieder,  darunter  vier  kroatische  Mitglieder 
des  Hauses.  Der  Verlust  des  Abgeordnetenmandates  hat  auch  den  der 
Delegationsmitgliedschaft  zur  notwendigen  Folge.  Die  Wahlperiode  dauert 
ein  Jahr,  daher  werden  Neuwahlen  alljährlich  vorgenommen. 

Die  Delegationen  werden  alljährlich,  im  Notfalle  auch  öfters,  vom 
Kaiser  und  König  in  der  Regel  abwechselnd  nach  Wien  oder  Budapest 
einberufen.  Jede  Delegation  besitzt  das  kollegiale  Recht  der  Wahl  ihres 
Präsidiums,  und  beratet  und  beschließt  abgesondert  in  öffentlichen  Sitzungen. 
Das  Recht  der  Initiative  steht  nicht  nur  der  Regierung,  welche  ihre  Vor- 
lagen jeder  Delegation  abgesondert  vorzulegen  hat,  sondern  auch  den  Dele- 
gierten zu.  Beide  Delegationen  teilen  sich  gegenseitig  ihre  Beschlüsse  in 
der  Form  eines  deutsch,  beziehungsweise  ungarisch  abgefaßten  Nuntiums, 
nebst  entsprechender  ungarischer,  beziehungsweise  deutscher  Übersetzung 
mit.  Kommt  nach  dreimaligem  Nuntienwechsel  eine  absolute  Überein- 
stimmung der  Beschlüsse  nicht  zustande,  so  findet  eine  gemeinsame 
Sitzung  beider  Delegationen  unter  dem  alternierenden  Vorsitze  ihrer 
Präsidenten  statt.  In  einer  solchen  Sitzung  wird  das  Wort  gar  nicht 
ergriffen,  sondern  ganz  einfach  abgestimmt.  Dem  Prinzipe  der  Parität 
beider  Delegationen  gemäß,  können  die  Mitglieder  beider  Delegationen  in 
einer  solchen  gemeinsamen  Sitzung  nur  in  gleicher  Zahl  erscheinen,  um 
eine  Majorisierung  der  einen  durch  die  anderen  zu  vermeiden,  da  die 
Beschlüsse  mit  einfacher  Stimmenmehrheit  gefaßt  werden.  Kommt  nun  in 
der  gemeinsamen  Sitzung  ein  Majoritätsbeschluß  zustande,  so  wird  der- 
selbe als  gleichförmiger  Wille  beider  Staaten  angesehen.  (Siehe  Dr.  E. 
Mischlers  und  Dr.  J.  Ulbrichs  Österreichisches  Staatswörterbuch,  Wien  1895.) 

Die  Delegationen  haben  keine  legislatorischen  Befugnisse  und  ihre 
Tätigkeit  ist  auf  die  in  den  oberwähnten  Ausgleichsgesetzen  über  die 
Behandlung  der  gemeinsamen  Angelegenheiten  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  enthaltenen  Bestimmungen  und  Modalitäten  beschränkt. 

In  allen  übrigen  Angelegenheiten,  welche  nicht  in  die  Kompetenzsphäre 
der  Delegationen  gehören,  sind  die  beiden  Staatsgebiete  der  Monarchie,  sowie 
es  bezüglich  der  Justizpflege  und  der  sonstigen  inneren  Administration 
der  Fall  ist,  als  zwei  i  ^emde  Staaten  zu  betrachten  und  die 
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Vereinbarungen,  welche  sie  durch  ihre  beiderseitigren  Ministerien  und  Ver- 
tretungskörper darüber  abschließen,  sind  internationale  Verträge  zweier 
unabhängiger  Staaten.  (Gesetz  vom  21.  Dezember  1867,  K.  G.  B.  Nr.  164.) 


Vierter  Abschnitt. 

Rechtsgebiet  der  österreichisch  -  ungarischen   3Ionarchle 
nach  Außen  und  geographisches  Gebiet  derselben. 

Nach  den  allgemeinen  Bestimmungen  des  Völkerrechts,  sowie  im 
Sinne  besonderer  mit  auswärtigen  Staaten  abgeschlossener  Staatsverträge 
geht  die  österreichische  und  ungarische  Jurisdiktion  auch  noch  über  das 
geographische  Gebiet  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  hinaus. 
Die  k.  und  k.  Regierung  hat  auf  Grund  bestehender  Verträge,  Kartelle, 
Konventionen  die  Berechtigung,  Amtshandlungen  polizeilicher  und  admi- 
nistrativer Natur  auf  fremden  Staatsgebieten  vorzunehmen. 

In  derselben  Weise  räumt  auch  die  k.  und  k.  Regierung  unter 
Wahrung  ihrer  landesherrlichen  Oberhoheit  auswärtigen  Regierungen  das 
Recht  ein,  ähnliche  Amtshandlungen  auf  dem  Gebiete  der  österreichisch- 
ungarischen  Monarchie  vorzunehmen  (Paßkontrolle,  Verfolgung  'der 
Schleichhändler,  Verfolgung  flüchtiger  Verbrecher  usw.). 

Viel  umfassender  sind  die  Jurisdiktionsbefugnisse,  welche  die  diplo- 
matischen und  Konsular-Vertreter  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie, 
im  Sinne  der  bestehenden  Staatsverträge  in  den  Ländern  der  ottomanischen 
Pforte,  sowie  in  anderen  orientalischen  Ländern  und  zwar  ohne  Rezipro- 
zitätsverpflichtung auszuüben  berechtigt  sind. 

Das  geographische  Gebiet  der  österreichisch-ungarischen  Mo- 
narchie wird  von  allen  unter  dem  Szepter  Seiner  Majestät  des  Kaisers 
von  Österreich  und  Apostolischen  Königs  von  Ungarn  vereinigten  König- 
reichen und  Ländern  gebildet.  Dieses  ganze  Ländergebiet  führt  verfassungs- 
mäßig die  Bezeichnung  „Österreichisch-ungarische  Monarchie''  —  oder 
„Österreich-Ungarn '' . 

Von  dem  verfassungsmäßig  in  zwei  Hälften  geteilten  Länderkom- 
plex der  Monarchie  wird  die  westliche  Gruppe  (bestehend  aus  den 
Königreichen  Böhmen,  Dalmatien,  Galizien  und  Lodomerien  mit  dem  Groß- 
herzogtume  Krakau,  aus  den  Erzherzogtümern  Österreich  unter  und  ob  der 
Enns;  den  Herzogtümern  Salzburg,  Steiermark,  Kärnten,  Ki'ain  und  der  Buko- 
wina, der  Markgrafschaft  Mähren,  dem  Herzogtuiue  Ober-  und  Nieder- 
Schlesien,  der  gefürsteten  Grafschaft  Tirol  und  dem  Lande  Vorarlberg, 
der  Markgrafschaft  Istrien,  der  gefürsteten  Grafschaft  Görz  und  Gradiska 
und  der  Stadt  Triest  mit  ihrem  Gebiete)  offiziell  mit  dem  Auscb'ucke: 
Die  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  bezeichnet. 
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Die  andere  östliche  Gruppe  der  Monarchie  bildet  Ungarn  mit 
seinen  Nebenländern. 

Das  Staatsgebiet  Ungarns  besteht  vom  staatsrechtlichen  Standpunkte 
aus  drei  zu  unterscheidenden  Teilen: 

1.  Das  im  engeren  Sinne  genommene  ungarische  Gebiet,  mit  dem 
vollständig  inkorporierten  Siebenbürgen  und  Militärgrenze  —  auch  als 
Mutterland  bezeichnet. 

2.  Kroatien,  Slavonien  und  Dalmatien  mit  der  gleichfalls  inkorporierten 
Militärgrenze  als  Kronländer;  Dalmatien  gehört  zwar  nur  rechtlich  zu 
Ungarn,  tatsächlich  ist  es  an  Österreich  angeschlossen,  darauf  bezieht  sich 
der  Satz  des  ungarischen  Gesetzartikels  XXX  vom  Jahre  1868,  „Ungarn 
wird,  sowie  es  bisher  bei  zahlreichen  Anlässen  in  dieser  Angelegenheit 
reklamiert  hat,  auch  künftig  kraft  des  Rechtes  der  heiligen  ungarischen 
Krone  die  Reinkorporierung  Dalmatiens  fordern'*. 

3.  Fiume  und  das  ungarische  Litorale  als  mit  der  ungarischen  Krone 
verbundener  abgesonderter  Körper.  Diese  Gebiete  bilden  insgesamt  den 
souveränen  ungarischen  Staat  oder  wie  der  ungarische  Gesetzartikel  XXX 
vom  Jahre  1868  erklärt:  „Kroatien  und  Slavonien  gehören  sowohl  rechtlich 
als  tatsächlich  seit  Jahrhunderten  (seit  1102)  zur  Krone  des  heiligen 
Stephan  und  es  ist  auch  in  der  Pragmatischen  Sanktion  ausgesprochen, 
daß  die  Länder   der   ungarischen  Krone   von   einander   untrennbar   sind". 

§  1  des  gedachten  Gesetzartikels:  „Ungarn  und  Kroatien,  Slavonien 
und  Dalmatien  bilden  eine  und  dieselbe  Staatsgemeinschaft  sowohl  gegen- 
über den  übrigen  unter  der  Herrschaft  Seiner  Majestät  stehenden  Ländern, 
wie  gegenüber  anderen  Ländern". 

Außerdem  wird  aber  die  Integrität  des  Gebietes  durch  die  anläßlich 
der  Krönung  herausgegebenen  Inauguraldiplome  und  Krönungseide 
garantiert. 

Die  Einheitlichkeit  und  Zusammengehörigkeit  der  Territorien  des 
ungarischen  Staates  versinnbildlicht  die  ungarische  Krone,  daher  der  ge- 
setzlich in  artikulierte  Titel  des  Staates:  „Länder  der  ungarischen 
heiligen  Krone",  oder  „der  Krone  des  heiligen  Stephan".  Xebst- 
dem  wird  auch  die  Bezeichnung  gebraucht:  „Ungarn  und  seine  Neben- 
länder"; im  internationalen  Verkehre  einfach  „Ungarn",  „ungarisches 
Reich".  (Siehe  Handbuch  des  in  Österreich-Ungarn  geltenden  inter- 
nationalen Privatrechtes  von  Johann  Freiherm  Vesque  von  Püttlingen, 
Wien  1878,  und  Österreichisches  Staatswörterbuch  von  Dr.  E.  Mischler 
und  Dr.  J.  Ulbrich,  Wien  1897.) 

Schließlich  ist  noch  zu  bemerken,  daß  die  auf  Grund  des  Berliner 
Vertrages  vom  13.  Juli  1878  von  Österreich-Ungarn  okkupierten  und  ver- 
walteten Länder  „Bosnien  und  die  Herzegowina"  nicht  irgend  ein  selbst- 
ständiges  Reichsland  bilden   und  n  ireographischen 
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Gebiete  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  gehören.  Der  gemein- 
same Finanzminister  leitet  neben  seinem  Ressort  auch  noch  die  Verwal- 
tung Bosniens  und  der  Herzegowina.  (Siehe  fünfter  Teil,  Abschnitt  7.) 

Fünfter  Abschnitt 

Exekution  (Vollstreckung)  ausländlseher  Erkenntnisse  in 

Österreich  und  in  Ungarn  und  Exekution  österreichischer 

oder  ungarischer  Erkenntnisse  im  Auslande. 

Da  die  richterliche  Gewalt  ein  Ausfluß  der  Souveränität  ist,  so  folgt 
daraus,  daß  ein  von  einem  fremden  Richter  gefälltes  Urteil  im  Auslande 
nicht  unbedingt  vollstreckbar  ist.  Die  freundschaftlichen  Beziehungen  der 
Staaten  zu  einander,  sowie  die  Rücksichten  der  Zweckmäßigkeit  und 
gegenseitiger  Konvenienz  haben  jedoch  mehrere  Regierungen  bestimmt, 
auf  ihrem  Hoheitsgebiete  auch  die  Exekution  (Vollstreckung)  fremder 
civilgerichtlicher  Urteile  zu  gestatten.  Doch  befinden  sich  in  den  bezüg- 
lichen Gesetzgebungen  zwei  verschiedene  Hauptgrundsätze:  entweder  wird 
nämlich  die  Exekution  des  fremden  Urteiles  über  ein  bloßes  Ersuchen, 
ohne  weitere  Verhandlung  über  das  Innere  der  Streitsache  gewährt, 
oder  es  ist  noch  vorläufig  eine  richterliche  Prüfung  des  Prozesses 
selbst  vorgeschrieben.  Die  österreichische  Gesetzgebung  hat  sich  ihrer- 
seits für  den  ersten  Grundsatz  entschieden  und  wendet  den  zweiten  nur 
in  Beobachtung  der  Reziprozität  an. 

In  ähnlicher  Weise  wird  in  Ungarn  praktisch  vorgegangen. 

Im  Sinne  der  österreichischen  Exekutionsordnung  vom  27.  Mai  1896 
(R.  G.  B.  Nr.  79),  §  69,  sind  bei  Ersuchen  um  Exekution,  welche  von 
österreichischen  Gerichten  an  außerhalb  des  Geltungsgebietes  dieses  Ge- 
setzes befindliche  Behörden  gerichtet  werden,  die  besonderen  Vorschriften 
zu  beobachten,  wie  sie  für  den  geschäftlichen  Verkehr  mit  denselben  be- 
stehen (§  201  der  Verordnung  des  k.  k.  Justizministeriums  vom  5.  Mai 
1897  (R.  G.  B.  Nr.  112),  womit  eine  neue  Geschäftsordnung  für  die  Ge- 
richte erster  und  zweiter  Instanz  erlassen  wurde). 

Für  die  Exekution  ausländischer  Erkenntnisse  in  Österreich  und  in 
Ungarn  sind  in  erster  Linie  die  in  den  bezüglichen  Staatsveiirägen 
enthaltenen  diesfälligen  Bestimmungen  und  in  zweiter  Linie  die  Grund- 
sätze der  Reziprozität  maßgebend. 

Die  neue  Exekutionsordnung  (Gesetz  vom  27.  Mai  1896,  R.  G.  B. 
Nr.  79),  welche  nach  Artikel  I  des  Gesetzes  vom  27.  Mai  1896  (R.  G.  B. 
Nr.  78),  Einführungsgesetz  zur  Exekutionsordnung  und  Artikel  I  des 
Gesetzes  vom  1.  August  1895  (R.  G.  B.  Nr.  112),  Einführungsgesetz  zur 
Civilprozeßordnung)  in  den  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und 
Ländern   am    1.  Jänner  1898   in   Kraft   getreten   ist   und    tatsächlich    an 
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diesem  Tage  Geltung  erlangt  hat,  enthält  in  den  §§  79  bis  86  hinsichtlich 
der  Exekution  auf  Grund  im  Auslande  errichteter  Akte  und  Urkunden 
neue,  von  den  bisherigen  Vorschriften  wesentlich  abweichende  Bestim- 
mungen. 

Die  fraglichen  nunmehr  maßgebenden  gesetzlichen  Bestimmungen 
sind  folgende: 

„Auf  Grund  von  Akten  und  Urkunden,  welche  nicht  zu  den  im  §  2 
der  obzitierten  Exekutionsordnung  bezeichneten  Exekutionstiteln*)  ge- 
hören,   aber    außerhalb    des    Geltungsgebietes     der     Exekutionsordnung 


*)  Die  §§  1  und  2  der  Exekutionsordnung  vom  27.  Mai  1896  (R.  G.  B.  Nr.  79), 
lauten  wie  folgt: 

§1- 

Exekutionstitel  im  Sinne  des  gegenwärtigen  Gesetzes  sind  die  nachfolgenden  im 
Geltungsgebiete  dieses  Gesetzes  errichteten  Akte  und  Urkunden: 

1.  Endurteile  und  andere  in  Streitsachen  ergangene  Urteile,  Beschlüsse  und  Be- 
scheide der  Civilgerichte,  wenn  ein  weiterer  Rechtszug  dawider  ausgeschlossen  oder  doch 
ein  die  Exekution  hemmendes  Rechtsmittel  nicht  gewährt  ist. 

2.  Zahlungsaufträge  (Zahlungsbefehle),  welche  im  Mandats-  und  Wechselverfahren 
oder  in  Gemäßheit  des  §  19  des  Gesetzes  vom  12.  Juli  1872  (R.  G.  B.  Nr.  112),  erlassen 
wurden,  wenn  wider  dieselben  nicht  rechtzeitig  Einwendungen  erhoben  worden  sind. 

3.  Die  im  Mahnverfahren,  Gesetz  vom  27.  April  1873  (R.  G.  B.  Nr.  67),  erlassenen 
bedingten  Zahlungsbefehle,  welche  einem  Widerspruche  nicht  mehr  unterliegen  und  auch 
nicht  durch  Ablauf  der  Zeit  außer  Kraft  getreten  sind. 

4.  Gerichtliche  Aufkündigungen  eines  Bestandvertrages  über  Grundstücke,  Gebäude 
und  andere  unbewegliche  oder  gesetzlich  für  unbeweglich  erklärte  Sachen,  über  Schiff- 
mühlen und  auf  Schiffen  errichtete  Bauwerke,  wenn  gegen  die  Aufkündigung  nicht  recht- 
zeitig Einwendungen  erhoben  worden  sind,  sowie  unter  der  gleichen  Voraussetzung  die 
gerichtlichen  Aufträge  zur  Übergabe  oder  t)bemahme  des  Bestandgegenstandes. 

5.  Vergleiche,  welche  über  privatrechtliche  Ansprüche  vor  Civil-  oder  Strafgerichten 
abgeschlossen  wurden. 

6.  In  nichtstreitigen  Rechtsangelegenheiten  ergangene  Verfügungen  der  Civil- 
gerichte, soweit  sie  nach  den  dafür  geltenden  Vorschriften  in  Vollzug  gesetzt  werden 
können,  §  12  des  kaiserlichen  Patentes  vom  9.  August  1854  (R.  G.  B.  Nr.  208). 

7.  Im  Konkursverfahren  abgeschlossene,  gerichtlich  bestätigte  Vergleiche,  die 
während  eines  solchen  Verfahrens  ergangenen  rechtskräftigen  gerichtlichen  Beschlüsse  und 
die  mit  der  Wirkung  der  Vollstreckbarkeit  ausgestatteten  amtlichen  Auszüge  aus  dem 
während  des  Konkursverfahrens  aufgenommenen  Liquidierungsprotokolle. 

8.  Rechtskräftige  Erkenntnisse  der  Strafgerichte,  welche  über  die  Kosten  des  Straf- 
verfahrens oder  über  die  privatrechtlichen  Ansprüche  ergehen  oder  eine  bestellte  Sicherheit 
für  verfallen  erklären. 

9.  Rechtskräftige  Beschlüsse  und  Entscheidungen  der  Civil-  und  Strafgerichte,  wo- 
durch gegen  Parteien  oder  deren  Vertreter  Geldstrafen  oder  Geldbußen  verhängt  werden. 

10.  Entscheidungen  über  privatrechtliche  Ansprüche,  welche  von  den  Verwaltungs- 
behörden oder  anderen  hierzu  berufenen  öffentlichen  Organen  gefällt  wurden  und  einem 
die  Exekution  hemmenden  Rechtszuge  nicht  mehr  unterworfen  sind,  sofern  die  Exekution 
durch  gesetzliche  Bestimmungen  den  Gerichten  überwiesen  ist. 
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i^rrichiei  und  narh  tUfU  claKclbHt  geltenden  gesetzlichen  Bestimmungen 
exekutionnfähig  «ind,  darf  die  Exekution  oder  die  Vornahme  einzelner 
Fixekulionnhandlungen  im  OeltungHgebiete  des  gedachten  Gesetzes  nur 
dann  und  in  dem  Maße  stattfinden,  als  die  Gegenseitigkeit  (Reziprozität) 
durch  StaatHvertrüge  oder  durch  darüber  erlassene,  im  Reichsgesetz- 
blattf;  kundg(jniacht(f  K<?gierungserkiärungen  verbürgt  ist. 

Fiineni  Kxekutionsantrage,  der  sich  auf  ein  Erkenntnis  einer  aus- 
wllrtigen  (i (trieb ts-  oder  sonstigen  Behörde  oder  auf  einen  vor  diesen 
gescbloMsenen    Vergleich   gründet,    ist    überdies    nur   dann   stattzugeben: 

I.  Wenn  die  Rcnthtssache  nach  Maßgabe  der  im  Inlande  über  die 
Zuständigkeit  g(dtenden  Bestinmiungen  im  auswärtigen  Staate  anhängig 
gemacht  werden  konnte. 

II.  Nicht  oiicr  nicht  nnihr  iinfcjchtbare  Urteile  der  Gewerbe^erichte  und  die  vor  den- 
selben nb((cH('hl()iiHcnen  Verf^leiche. 

12.  In  Ant(ele|(enhciten  dcK  iiffentlichen  RcrhteH  ergangene,  reohtekräftige  Erkennt- 
niHH«  (Um  I(4;ichH((ericht(!H,  der  Verwaltun^behOrden  oder  anderer  hierzu  berufener  öffent- 
licher Ori^ane,  Hofern  die  Kxekution  durch  geHetzliche  Be»tininiunj|^en  den  Gerichten  über- 
wiesen  iNt. 

18.  Di«  Über  direkte  Steuern  und  GebUrcn,  »owie  Über  Landes-,  Bezirks-  und  Ge- 
fnelndezuHchllljc«  auKj^efertitften,  nadi  den  darüber  bestehenden  Vorschriften  vollstreck- 
baren ZahlunM:HauftrUK:e  und  KückstandHauHweiHe. 

14.  HechtHkrllfti«:«  KntHcheidunjfen  der  in  Z.  10  und  12  genannten  Behörden  und 
öffentlichen  ()rKan(^  durdi  wclchi^  (Jcjldstrafen  oder  (Geldbußen  verhängt  werden  oder  der 
Krnatz  d(?r  Konten  einen  Verfahrenn  auferlegt  wird,  sofernc  die  Exekution  durch  gesetzliche 
Mentininiungen  den  (}ericl)t(ai  Überwiesen  ist. 

16.  Vergleiche,  welche  vor  einem  (lemeindevermittlungsnnite,  vor  Polizeibehörden 
oder  vor  anderen  zur  Aufnalime  von  Vc^rgleichen  berufenen  öffentlichen  Organen  abgeschlossen 
wurden,  falln  di^nselln^n  durch  die  bestehenden  Vorschriften  die  Wirkung  eines  gerichtlichen 
Vergleiches  beigi'l<«gt  ist. 

1(J.  Die  einer  Anfechtung  vor  einer  höheren  schiedsgerichtlichen  Instanz  nicht  mehr 
unterliegenden  SprUche  von  Schiedsrichtern  und  Schiedsgerichten  und  die  vor  diesen  ab- 
geschlossenen Vergleiche. 

17.  Die  int  S  «^  d<»s  Gesetzes  vom  25.  .luli  1871  (H.  (i.  H.  Nr.  75),  bezeichneten 
Notiu'iutsakte. 

18.  .VuÜergerichtlich  erfoly^te  .\ufki\ndigunc:en  eines  Bestandvertrages  i\ber  die  in 
/.  l  bezeichneten  (iegcnstilnde,  wenn  Über  die  Aufkündigung  eine  notarielle  Beurkundung 
v\\\  unH liebes  Protokoll  o»ler  sonst  eine  beweiskräftige  Urkunde  beigebracht  wird  und 
UemMJ  »lie  Aufküntligung  niclit  rechtzeitig  Einwendungen  erhoben  worden  sind. 

Den  in  §  1.  /.  1  bis  10  und  12  bis  16  bezeichneten,  im  (leltungstrebiete  dieses 
(JesetÄCS  errichteten  Akt<M\  und  rrkunden  stehen  in  Ansihunir  der  Exekution  die  gleich- 
artigen .\kte  und  Urkunden  jener  Hehörden  oder  öffentlichen  (>rirane  gleich,  welche  sich 
/.war  aulit>rhalb  iWn  Geltungsvrebietes  dieses  (lesetzes  betinden.  aber  einer  Behörde  unter- 
stehen, welche  in  diesem  ticltungsgebiete  ihren  Sitz  hat.  Die  von  diesen  Hehörden  oder 
öffentlichen  (hganeu  herrührenden  Heurkundungen  sind  in  betretl  der  im  §  1.  Z.  18.  an- 
gt^führten  Kxekutionstittd  den  Heurkundungen  inlUndischer  Hehörden  oder  öffentlicher 
i>rgaue  »rleiehÄuachten. 
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2.  Wenn  die  Ladung  oder  Verfügung,  durch  die  das  Verfahren  vor 
dem  auswärtigen  Gerichte  oder  der  auswärtigen  Behörde  eingeleitet  wurde, 
der  Person,  wider  welche  Exekution  geführt  werden  soll,  entweder  in 
dem  betreffenden  auswärtigen  Gebiete  oder  mittels  Gewährung  der  Rechts- 
hilfe in  einem  anderen  Staatsgebiete  oder  im  Inlande  zu  eigenen  Händen 
zugestellt  wurde. 

3.  Wenn  das  Erkenntnis  gemäß  dem  darüber  vorliegenden  Zeugnisse 
der  ausländischen  Gerichts-  oder  sonstigen  Behörde  nach  dem  für  letztere 
geltenden  Rechte  einem  die  Vollstreckbarkeit  hemmenden  Rechtszuge 
nicht  mehr  unterliegt.  Die  Bewilligung  der  Exekution  oder  der  begehrten 
Exekutionshandlung  ist  ungeachtet  des  Vorhandenseins  der  oben  ange- 
führten Bedingungen  zu  versagen: 

1.  Wenn  der  Person,  wider  welche  die  Exekution  geführt  werden 
soll,  die  Möglichkeit  sich  an  dem  vor  dem  auswärtigen  Gerichte  oder  der 
auswärtigen  Behörde  stattfindenden  Verfahren  zu  beteiligen,  infolge  einer 
Unregelmäßigkeit  dieses  Verfahrens  entzogen  war. 

2.  Wenn  durch  die  Exekution  eine  Handlung  erzwungen  werden  soll, 
welche  nach  dem  Rechte  des  Inlandes  überhaupt  unerlaubt  oder  doch 
nicht  erzwingbar  ist. 

3.  Wenn  der  Exekutionstitel  den  Personenstand  eines  österreichischen 
Staatsangehörigen  betrifft  und  gegen  letzteren  vollzogen  werden  soll. 

4.  Wenn  vennittels  der  Exekution  oder  der  begehrten  Exekutions- 
handlung ein  Rechtsverhältnis  zur  Anerkennung  oder  ein  Anspruch  zur 
Verwirklichung  gelangen  soll,  welchem  durch  das  inländische  Gesetz  im 
Inlande  aus  Rücksichten  der  öffentlichen  Ordnung  oder  der  Sittlichkeit 
die  Gültigkeit  oder  Klagbarkeit  versagt  ist. 

Zur  Bewilligung  der  beantragten  |Exekution  oder  Exekutionshand- 
lung ist  der  Gerichtshof  erster  Instanz  zuständig,  in  dessen  Sprengel  das 
im  §  4,  Z.  6,  der  in  Rede  stehenden  Exekutionsordnung  bezeichnete 
Bezirksgericht  gelegen  ist.*) 


♦)  §  4,  Z.  6,  der  Exekutionsordnung  vom  27.  Mai  1896  (R.  G.  B.  Nr.  79),  lautet 
wie  folgt: 

Zur  Bewilligung  der  Exekution  ist  in  aUen  tlbrigen  Fällen  das  Bezirksgericht  zu- 
ständig, bei  welchem  derjenige,  wider  den  die  Exekution  geführt  werden  soll  (Verpflich- 
teter), seinen  allgemeinen  Gerichtsstand  in  Streitsachen  hat.  Ist  ein  solcher  für  den  Ver- 
pflichteten im  Geltungsgebiete  dieses  Gesetzes  nicht  begründet,  so  ist  die  Exekutions- 
bewilligung bei  dem  inländischen  Bezirksgerichte  anzusuchen,  in  dessen  Sprengel  sich 
das  Vermögen  befindet,  auf  welches  die  Exekution  geführt  werden  soU,  oder  faUs  auf 
bücherlich  eingetragene  Liegenschaften  und  Rechte  daran  Exekution  geführt  werden  soll, 
bei  welchem  sich  die  Einlage  über  die  betreffende  Liegenschaft  befindet. 

FaUs  keine  dieser  Voraussetzungen  zutrifft,  ist  für  die  Exekutionsbewilligung  das 
inländische  Bezirksgericht  zuständig,  in  dessen  Sprengel  die  erste  Exekutionshandlung 
tatsächlich  vorzunehmen  ist.    Insoferne  auf  Forderungen  Exekution   geführt   werden   soll, 
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Der  Antrag  kann  vom  betreibenden  Gläubiger,  von  dem  ausländischen 
Gerichte  oder  von  einem  anderen  hierzu  berufenen  ausländischen  öffent- 
lichen Organe  gestellt  werden. 

Das  Gericht  kann  im  Bedarfsfalle  vor  der  Entscheidung  über  den 
Antrag  die  auswärtige  Behörde,  von  welcher  der  Exekutionstitel  her- 
rührt oder  welche  die  Bewilligung  der  Exekution  beantragt  hat,  um  Auf- 
klärung ersuchen. 

Wenn  dem  Antrage  stattgegeben  wird,  ohne  daß  die  angeführten  ge- 
setzlichen Bedingungen  der  Exekutionsbewilligung  vorhanden  sind,  kann 
derjenige,  wider  den  die  Exekution  bewilligt  wurde,  unbeschadet  eines 
allfälligen  Rekurses,  gegen  die  Exekutionsbewilligung  Widerspruch  erheben. 

Der  Widerspruch  ist  bei  dem  in  erster  Instanz  zur  Bewilligung  der 
Exekution  berufenen  Gerichte,  und  zwar,  sofern  er  sich  nicht  auf  den 
Mangel  der  Gegenseitigkeit  oder  auf  einen  der  obangeführten  Gründe 
stützt,  bei  sonstigem  Ausschlüsse  binnen  14  Tagen  nach  Zustellung  der 
Exekutionsbewilligung  zu  erheben.  Über  den  Widerspruch  ist  nach  münd- 
licher Verhandlung  durch  Urteil  (§  461  ff.  der  Civilprozeßordnung)  zu  ent- 
scheiden. Nach  Erhebung  des  Widerspruches  kann  das  Gericht  auf 
Antrag  die  Aufschiebung  der  Exekution  anordnen. 

Die  Frist  zum  Rekurse  gegen  die  Entscheidung  über  den  Ex:ekutions- 
antrag  beträgt  14  Tage.  Gegen  die  Entscheidung  über  einen  wegen 
Bewilligung  oder  Verweigerung  der  Exekution  erhobenen  Rekurs  ist  ein 
weiterer  Rekurs  auch  dann  zulässig,  wenn  das  Gericht  zweiter  Instanz 
den  angefochtenen  erstrichterlichen  Beschluß  bestätigt  hat. 

Die  vorstehenden  Bestimmungen  kommen  nicht  zur  Anwendung, 
sofern  in  Staatsverträgen  oder  in  Regierungserklärungen,  die  im  Reichs- 
gesetzblatte kundgemacht  sind,  über  die  Gewährung  der  Exekution  und 
die  Voraussetzungen  der  Vollstreckbarkeit  ausländischer  exekutionsfähiger 
Akten  und  Urkunden  abweichende  Anordnungen  enthalten  sind. 

Für  die  Vornahme  und  Durchführung  einer  auf  Grund  ausländischer  exe- 


hat  als  Ort,  an  welchem  sich  das  Vermögen  befindet,  der  Wohnsitz,  Sitz  oder  Aufenthalt  des 
Drittschuldners  (Drittschuldner  sind  dritte  Personen,  welchen  Leistungen  an  den 
Verpflichteten  obliegen),  oder  wenn  dessen  Wohnsitz,  Sitz  oder  Aufenthalt  unbekannt 
oder  nicht  im  Geltungsgebiete  dieses  Gesetzes  gelegen  wäre,  der  Ort  an  welchem  sich 
das  für  die  Forderung  eingeräumte  Pfand  befindet  und  bei  bücherlich  sichergestellten 
Forderungen  der  Sitz  des  Gerichtes  zu  gelten,  bei  welchem  sich  die  Einlage  über  die 
verpfändete  Liegenschaft  befindet. 

Sofern  die  Zuständigkeit  im  Sinne  des  vorstehenden  Absatzes,  Z.  6,  durch  die 
bücherliche  Einlage  bestimmt  wird,  letztere  sich  aber  bei  einem  Gerichtshofe  erster  In- 
stanz befindet,  ist  die  Bewilligung  der  Exekution  beim  Bezirksgerichte  am  Sitze  dieses 
Gerichtshofes  anzusuchen. 

Zwischen  mehreren  daselbst  befindlichen  Bezirksgerichten  hat  der  betreibende 
Gläubiger  die  Wahl. 


—    591    — 

kutionsf  ähiger  Akte  und  Urkunden  bewilligten  Exekutionshandlung  oder  Exe- 
kution haben  die  Bestimmungen  der  oberwähnten  Exekutionsordnung  zu  gelten. 

Diese  Vorschriften  haben  auch  fiir  die  Exekution  auf  Grund  von 
exekutionsfähigen  Akten  und  Urkunden  zu  gelten,  die  in  den  Ländern 
der  ungarischen  Krone  errichtet  wurden. 

Im  Bestände  der  verbürgten  Gegenseitigkeit  muß  auf  Grund  ge- 
richtlicher Erkenntnisse,  die  in  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  ge- 
fällt wurden,  und  auf  Grund  von  gerichtlichen  Vergleichen,  die  daselbst 
abgeschlossen  wurden,  die  Exekution  angeordnet  werden,  sofern  nur: 

1.  ein  gerichtliches  Zeugnis  darüber  beigebracht  wird,  daß  das  Er- 
kenntnis einem  die  Vollstreckbarkeit  hemmenden  Rechtszuge  nicht  mehr 
unterliegt,  und 

2.  keiner  der  zuletzt  sub  2  bis  4  angeführten  Versagungsgründe 
vorliegt. 

In  Ungarn  ist  die  Frage  der  Zwangsvollstreckung  gegenüber  dem 
Auslande  durch  die  Exekutionsordnung  (Gcsetzartikel  LX  vom  Jahre  1881) 
geregelt  (§  3).  In  erster  Linie  gelten  die  in  den  Staatsverträgen  ent- 
haltenen, darauf  bezüglichen  Bestimmungen.  Wenn  kein  Vertrag  besteht, 
hat  die  Exekutionsanordnung  nur  im  Falle  der  vom  Exekutionsführer  zu 
erweisenden  Reziprozität  und  auch  dann  nur  unter  den  folgenden  Be- 
dingungen stattzufinden: 

a)  auf  Grund  eines  in  Rechtskraft  erwachsenen  gerichtlichen  Er- 
kenntnisses oder  eines  gerichtlichen  Vergleiches; 

b)  wenn  die  einleitenden  Prozeßschriften  dem  ungarischen  Staats- 
angehörigen, welcher  in  contumaciam  verurteilt  wurde,  in  dem 
Staate  des  Prozeßgerichtes  zu  eigenen  Händen  oder  über  Re- 
quisition durch  ein  ungarisches  Gericht  vorschriftsmäßig  zugestellt 
wurden; 

c)  wenn  nach  den  Kompetenzvorschriften  der  ungarischen  Gerichte 
irgend  ein  Gericht  des  Staates,  auf  dessen  Gebiet  das  Erkenntnis 
gefällt  oder  der  Vergleich  geschlossen  wurde,  kompetent  war; 

d)  wenn  die  Leistung  nicht  mit  einem  einheimischen  Verbote 
kollidiert. 

In  Fragen  des  persönlichen  Status  eines  ungarischen  Staatsange- 
hörigen können  Erkenntnisse  ausländischer  Gerichte  in  Ungarn  niemals 
vollzogen  werden. 

Vor  der  meritorischen  Erledigung  des  Exekutionsbegehrens  findet 
bei  den  Bezirksgerichten  eine  summarische,  bei  den  Gerichtshöfen  eine 
protokollarische  Verhandlung  statt.  Wenn  der  Exekutionsführer  nicht 
für  seine  Vertretung  gesorgt  hat,  bestellt  das  Gericht  auf  dessen  Kosten 
einen  Kurator  ad  actum. 
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Das  sogenannte  Delibationsverfahren  besteht  in  einer  münd- 
lichen kontradiktorischen  Verhandlung",  welche  den  Zweck  hat, 
festzustellen,  ob  die  Voraussetzungen  für  die  Vollstreckbarkeit  eines  aus- 
ländischen Erkenntnisses  gegeben  sind.  Die  richterliche  Prüfung  hat 
sich  demnach  auf  die  in  Betracht  kommenden  formellen  Fragen  zu 
beschränken,  auf  materiell-rechtliche  Einwendungen  hat  der  Richter 
nicht  einzugehen. 

In  der  Regel  wird  die  angesuchte  Vollstreckung  (Exekution)  eines 
ausländischen  Erkenntnisses  nach  vorhergegangenem  Delibations- 
verfahren bei  verbürgter  Einhaltung  der  Gegenseitigkeit  (Reziprozität) 
bewilligt.  Das  ist  bei  den  meisten  auswärtigen  Staaten  der  Fall.  Aus- 
wärtige Erkenntnisse  sind  überhaupt  nicht  vollstreckbar  in  Dänemark, 
Montenegro,  Schweden  und  Norwegern 

Durch  das  Übereinkommen,  welches  im  Haag  am  14.  November  1896 
zwischen  einer  Reihe  von  Staaten  geschlossen  wurde  und  welchem  laut 
der  Anschlußprotokolle  vom  1.  Februar,  9.  November,  18.  und  31.  De- 
zember 1897  auch  Schweden,  Norwegen,  Österreich-Ungarn,  das  Deutsche 
Reich,  Dänemark,  Rumänien  und  Rußland  beigetreten  sind  (R.  G.  B.  Nr.  85 
ex  1899,  beziehungsweise  ungarischer  Gesetzartikel  XIII  vom  Jahre  1899), 
sind  mehrere  auf  den  Civilprozeß  bezügliche  Fragen  des  internationalen 
Privatrechtes  geregelt  worden. 

Nach  Artikel  12  dieses  Übereinkommens  sind  Entscheidungen,  wo- 
durch der  Kläger  oder  Intervenient,  der  nach  Artikel  11  des  Über- 
einkommens oder  nach  dem  in  dem  Staate  der  Klageerhebung  geltenden 
Rechte  von  der  Sicherheitsleistung  oder  Hinterlegung  befreit  war,  in  die 
Prozeßkosten  verurteilt  wurde,  in  jedem  der  anderen  Vertragsstaaten  durch 
die  zuständige  Behörde  nach  Maßgabe  der  dortigen  Gesetze  vollstreckbar. 

Nach  Artikel  13  hat  die  zuständige  Behörde  ihre  Prüfung  darauf 
zu  beschränken: 

1.  ob  nach  den  Gesetzen  des  Landes,  wo  die  Verurteilung  erfolgt 
ist,  die  Ausfertigung  der  Entscheidung  die  für  ihre  Beweiskraft  erforder- 
lichen Voraussetzungen  erfüllt; 

2.  ob  nach  denselben  Gesetzen  die  Entscheidung  die  Rechtski-aft 
erlangt  hat. 

Nach  Artikel  17  kann  die  Personalhaft,  als  Büttel  zur  Zwangs- 
vollstreckung oder  bloßes  Sicherungsmittel,  in  Civil-  oder  Handelssachen 
gegen  Ausländer,  die  Angehörige  eines  der  Vertragsstaaten  sind,  in  jenen 
Fällen  nicht  verhängt  werden,  in  denen  sie  gegen  Inländer  unanwendbar 
sein  würde.  (Siehe  Handbuch  des  internationalen  Privat-  und  Strafrechtes 
von  Dr.  Emil  von  Jettel,  Wien  und  Leipzig  1893.) 

Schließlich   werden  hier  die   von   dem  k.   k.   Justizministerium   er- 
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flossenen  Verordnungen  angeführt,   welche   die  Vollstreckung  von  Exeku- 
tionstiteln im  Verkehr  mit  auswärtigen  Staaten  betrefEen. 

1.  Verordnung  des  k.  k.  Justizministeriums  vom  10.  Dezember  1897, 
womit  die  Vorschriften  der  deutschen  Civilprozeßordnung  über  die 
Zwangsvollstreckung  aus  ausländischen  Urteilen,  und  das  Maß  der  durch 
diese  Bestimmungen  verbürgten  Gegenseitigkeit  bekannt  gemacht  werden. 

2.  Verordnung  des  k.  k.  Justizministeriums  vom  10.  Dezember  1897, 
betreffend  die  Exekution  auf  Grund  von  Akten  und  Urkunden,  die  im 
Königreiche  Italien  errichtet  wurden. 

3.  Verordnung  des  k.  k.  Justizministeriums-  vom  10.  Dezember  1897, 
betreffend  die  Exekution  auf  Grund  von  Akten  und  Urkunden,  die  im 
Fürstentume  Liechtenstein  errichtet  wurden. 

4.  Verordnung  des  k.  k.  Justizministeriums  vom  10.  Dezember  1897, 
betreffend  die  Exekution  von  Entscheidungen  der  Gerichte  des  Kanton 
Waadt. 

5.  Verordnung  des  k.  k.  Justizministeriums  vom  30.  Dezember  1897, 
betreffend  der  Exekution  von  Entscheidungen  der  kompetenten  Gerichte 
in  Rumänien. 

In  dem  mit  Serbien  abgeschlossenen  ßechtshilf evertrag  vom  6.  Mai  1881 
(R.G.B.  Nr.  88  ex  1882)  (ungarischer  Gesetzartikel  XXXH  vom  Jahre  1882, 
•  Artikel  VII  bis  inklusive  XV),  sind  die  Bestimmungen  über  die  Modalitäten 
der  Zwangsvollstreckung  österreichischer  oder  ungarischer  Erkenntnisse 
in  Serbien  und  serbischer  Erkenntnisse  in  Österreich  und  in  Ungarn 
(siehe  11.  Band,  Anhang)  enthalten. 

Die  Verordnungen  des  königlich  ungarischen  Justizministeriums  vom 
23.  Jänner  1884,  Nr.  2003  (Rendeletek  Tara  vom  Jahre  1884,  Nr.  14) 
und  vom  1.  März  1887,  Nr.  2262  (Rendeletek  Tara  vom  Jahre  1887, 
Nr.  30),  beziehen  sich  auf  die  Exekution  von  Entscheidungen  der  kompe- 
tenten Gerichte  in  Rumänien.  Die  Verordnungen  des  königlich  ungarischen 
Justizministeriums  vom  31.  Oktober  1883,  Nr.  41.232  (Rendeletek  Tara 
vom  Jahre  1883,  Nr.  170)  und  vom  8.  August  1885,  Nr.  35.488  (Rende- 
letek Tara  vom  Jahre  1885,  Nr.  180),  enthalten  die  auf  die  Modalitäten 
der  Zwangsvollstreckung  ungarischer  Erkenntnisse  in  Serbien  und  serbischer 
Erkenntnisse  in  Ungarn  bezug  habenden  Weisungen.  Die  Verordnung 
des  königlich  ungarischen  Justizministeriums  vom  20.  April  1885,  Nr.  17.881 
(Rendeletek  Tara  vom  Jahre  1885,  Nr.  85),  bezieht  sich  auf  die  Exekution 
von  Entscheidungen  der  Gerichte  im  schweizerischen  Kanton  Waadt.  Die 
Verordnung  des  königlich  ungarischen  Justizministeriums  vom  3.  Sep- 
temker  1892,  Nr.  31.568  (Rendeletek  Tara  vom  Jahre  1892,  Nr.  155), 
bezieht  sich  auf  die  Exekution  auf  Grund  von  Akten  und  Urkunden,  die 
im  Königreiche  Italien  errichtet  wurden. 

Malfatti,  Konsularwesen,    t.  38 


—     594    — 

Betreffs  der  Exekution  auswärtiger  (auch  von  den  k.  und  t  Kon- 
sulargerichten im  Auslande  gefällter)  Urteile  und  Erkenntnisse  in  Bos- 
nien und  der  Herzegowina  siehe  I.  Band,  fünfter  Teil,  Abschnitt  8. 


Sechster  Abschnitt. 

KonkarHverfahren  vom  Standpunkte  des  internationalen 

Privatrechtes. 

Ebenso  wie  die  Vollstreckung  eines  ausländischen  Erkenntnisses  ist 
auch  die  extraterritoriale  Wirksamkeit  des  Konkurses  an  die  Voraussetzung 
geknüpft,  daß  das  Gericht,  von  welchem  derselbe  eröffnet  wurde,  dazu 
kompetent  war.  Die  Gesetze  fast  aller  Staaten  räumen  dieses  Recht  dem 
forum  domicilii  ein.  Hiemit  steht  auch  die  österreichische  und  ungarische 
Gesetzgebung  im  Einklänge. 

Bezüglich  der  Heranziehung  des  im  Auslande  gelegenen  beweglichen 
Vermögens  des  Gemeinschuldners  sind  zunächst  die  bestehenden  Staats- 
verträge oder  Verordnungen  maßgebend;  in  Ermanglung  solcher  hat  sich 
das  Konkursgericht  mit  einem  entsprechenden  Ansuchen  an  die  zuständige 
ausländische  Behörde  zu  wenden. 

Wird  die  Ausfolgung  verweigert,  so  ist  nach  dem  Grundsatze  der 
Gegenseitigkeit  (Reziprozität)  vorzugehen  und  die  Anzeige  an  die  vor- 
gesetzte Behörde  zu  erstatten  (§  61  der  österreichischen  Konkursordnung, 
§  76  der  ungarischen  Konkursordnung,  §  6  der  kroatischen  Konkurs- 
ordnung und  §  14  der  bosnischen  Konkursordnung). 

Um  einti-etenden  Falles  die  Herausga])e  "eines  im  Auslande  gelegenen 
KonkurHverm()gons  zu  erlangen,  ist  es  notwendig,  auch  den  ausländischen 
(Jerichten  in  gleicher  Weise  Rechtshilfe  zu  gewähren. 

Die  erwähnten  Konkursordnungen  enthalten  demnach  übereinstimmend 
die  Anordnung,  daß  das  im  Inlande  gelegene,  bewegliche  Vermögen  eines 
ausländischen  Gemeinschulchiers  nach  dem  Grundsätze  der  Gegenseitigkeit 
der  ausländischen  Kon kursins tanz  auf  Verlangen  auszufolgen  sei. 

Das  im  Inlande  gelegene  bewegliche  Vermögen  eines  ausländischen 
Gemeinschuldners  wird  jedoch  nicht  auszufolgen  sein,  wenn  —  beispiels- 
weise infolge  des  Bestandes  einer  Zweigniederlassung  eines  auSändischen 
Handelsmannes  im  Inlande  —  der  Fall  einer  Konkurseröffnung  durch  die 
inländischen  Gericlite  gegeben  wäre. 

Ebenso  ))leiben  die  Rechte  solcher  Personen,  welche  Vindikations- 
ansprüche,  Ansprüche  auf  abgesonderte  Befi-iedigung,  Pfand-  oder  Retentions- 
•^echte  besitzen,   durch  die  Eröffnung  des  Konkurses  über   das  Vermögen 
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des  Schuldners  von  seite  eines  ausländischen  Gerichtes  unberührt  und  es 
erfährt  insoweit  selbst  die  vertragsmäßig  festgestellte  Pflicht  zur  Aus- 
antwortung  von  Konkursvermögensstücken  eine  Einschränkung. 

Über  das  im  Inlande  gelegene  unbewegliche  Vermögen  eines  aus- 
ländischen Kridatars  ist  nach  den  diesfälligen  gesetzlichen  Bestimmungen 
stets  ein  Spezialkonkurs  an  dem  Orte,  wo  sie  gelegen  sind,  zu  eröffnen. 
Die  Konkurseröffnung  im  Auslande  hat  jedoch  nicht  notwendig  die  Er- 
öffnung des  Konkurses  über  das  im  Inlande  gelegene  Immobiliarvermögen 
des  Gemeinschuldners  zur  Folge.  (Entscheidung  des  Obersten  Gerichtshofes 
vom  13.  Mai  1884,  Sammlung  XXIV,  11.329.) 

Die  Gleichstellung  der  ausländischen  Konkursgläubiger  mit  den  in- 
ländischen ist  eine  Konsequenz  der  allgemeinen  gleichen  Rechtsfähigkeit 
der  Fremden  und  der  Einheimischen. 

Demgemäß  heißt  es  im  §  51  der  österreichischen  Konkursordnung, 
daß  für  die  Behandlung  der  Ansprüche  von  Ausländern  an  eine  inländische 
Konkursmasse  zunächst  die  hierüber  bestehenden  Staatsverträge  maßgebend 
sind,  in  Ermanglung  solcher  aber  der  Grundsatz  zu  gelten  habe,  daß  die 
Ausländer  gleiche  Rechte  mit  den  Inländern  genießen,  wenn  diesen  in 
dem  betreffenden  anderen  Staate  gleiche  Rechte  mit  den  Einheimischen 
gesetzlich  eingeräumt  sind,  wofür  die  Vermutung  streitet.  Hat  der  Richter 
einen  besonderen  Grund,  das  Gegenteil  anzunehmen,  so  hat  er  den  Aus- 
länder zum  Nachweise  der  Gegenseitigkeit  aufzufordern  und  eventuell 
nach  gleichen  Grundsätzen  vorzugehen,  wie  in  dem  anderen  Lande  vor- 
gegangen wird.  Analoge  Bestimmungen  enthalten  §  71  der  ungarischen, 
§  7  der  kroatischen  und  §  89  der  bosnischen  Konkursordnung. 

Um  den  ausländischen  Gläubigem  von  der  erfolgten  Konkurseröffnung 
Kenntnis  zu  verschaffen,  ist  vielfach  durch  das  Gesetz  oder  im  Wege  der 
Vereinbarung  mit  einzelnen  Staaten  die  Kundmachung  des  Konkurs- 
ediktes auch  im  Auslande  vorgeschrieben,  sobald  zu  vermuten  ist,  daß 
sich  dort  Gläubiger  oder  Vermögen  des  Gemeinschuldners  befindet  (§  69 
der  österreichischen,  §  90  der  ungarischen  und  §  32  der  kroatischen 
Konkursordnung). 

Das  Konkursverfahren  und  alle  damit  zusammenhängenden  Fragen 
richten  sich  im  Sinne  des  allgemeinen  prozessualen  Grundsatzes  nach  dem 
Rechte  des  Konkursgerichtes;  dasselbe  ist  also  insbesondere  maßgebend 
für  die  Rangordnung  der  Gläubiger,  den  Umfang  der  Einschränkung  der 
Handlungsfähigkeit  des  Kridatars  u.  s.  w.  (Siehe  Handbuch  des  inter- 
nationalen Privat-  und  Strafrechtes  mit  Rücksicht  auf  die  Gesetzgebungen 
Österreichs,  Ungarns,  Kroatiens  und  Bosniens,  von  Dr.  Emil  von  Jettel, 
k.  und  k.  Hof-  und  Ministeriahrat,  Wien  und  Leipzig  1893.) 

38* 
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Siebenter  Abschnitt 

StaatBrechtliches  Verhältnis  Bosniens  und  der  Herzegowina 
zur  österreichisch-angarischen  Monarchie.  Verwaltung  und 
politische  Bezirkseinteilnng  der  gedachten  Länder  und 
Jnstizwesen  daselbst  Amtliche  Korrespondenz  der  bos- 
nischen Behörden. 

Das  staatsrechtliche  Verhältnis  Bosniens  und  der  Herzegowina  zur 
österreichisch-ungarischen  Monarchie  beruht  auf  dem  Artikel  XXV  des 
Staatsvertrages  zwischen  Österreich-Ungarn,  Deutschland,  Frankreich,  Groß- 
britannien, Italien,  Rußland  und  der  Türkei  de  dato  Berlin,  13.  Juli  1878 
(R.  G.  B.  Nr.  43  ex  1879). 

Der  erste  Absatz  des  gedachten  Artikels  lautet: 

„Die  Provinzen  Bosnien  und  Herzegowina  werden  von  Österreich- 
Ungarn  besetzt  und  verwaltet  werden." 

Die  Verwaltung  Bosniens  und  der  Herzegowina  wird  im  Namen  des 
k.  und  k.  gemeinsamen  Ministeriums  vom  k.  und  k.  gemeinsamen  Finanz- 
minister geleitet. 

Nach  dem  Gesetze  vom  22.  Februar  1880  (R.  G.  B.  Nr.  18)  (Ungarischer 
Gesetzartikel  VI,  vom  Jahre  1880),  ist  sowohl  die  österreichische  als  die 
ungarische  Regierung  berufen,  auf  die  bosnische  Verwaltung  unter  ver- 
fassungsmäßiger Verantwortung  Einfluß  zu  nehmen.  Insbesondere  sind  die 
Richtung  und  die  Prinzipien  dieser  Verwaltung  und  die  Anlage  von  Eisen- 
bahnen im  Einvernehmen  mit  jenen  beiden  Regierungen  festzustellen.  Eine 
Inanspruchnahme  finanzieller  Leistungen  der  Monarchie  für  bosnische 
Investitionen  kann  nur  im  Wege  der  gleichartigen  Gesetzgebungen  in 
beiden  Teilen  der  Monarchie  erfolgen.  Die  Feststellung  der  Grundsätze, 
nach  welchen  die  Zolleinrichtungen,  das  Münzwesen  und  jene  indirekten 
Abgaben,  welche  in  beiden  Teilen  der  Monarchie  nach  vereinbarten  gleich- 
artigen Gesetzen  bestehen,  findet  auf  Grund  von  in  beiden  Teilen  der 
Monarchie  übereinstimmend  zustande  gekommenen  Gesetzen  statt. 

Das  bosnisch-herzegowinische  Landesbudget  wird  jährlich  von  der 
Landesregierung  zusammengestellt,  den  beiden  Regierungen  der  Monarchie 
mitgeteilt  und  nach  Einlangen  ihrer  Zustimmung  von  Seiner  k.  und  k. 
Apostolischen  Majestät  sanktioniert,  sodann  den  Delegationen  zur  Kenntnis- 
nahme vorgelegt.  Die  Schlußrechnungen  über  die  Gebarung  der  bosnisch- 
herzegowinischen  Verwaltung  werden  nach  Mitteilung  an  beide  Regierungen 
von  Seiner  Majestät  genehmigt,  jedoch  den  Delegationen,  welche  das 
Budgetbewilligungsrecht  nicht  haben,  nicht  weiter  zur  Kenntnis  gebracht. 
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Sarajevo  ist  der  Sitz  der  bosnisch-herzegowinisehen  Landesregierung, 
an  deren  Spitze  der  Kommandant  des  XV.  Armeekorps  mit  einem  Civil- 
adlatus  gestellt  ist. 

Die  Landesregierung  besteht  aus  vier  von  Sektionschefs  geleiteten 
Abteilungen:  für  die  innere  Administration,  das  Finanz-,  das  Justiz- 
und  das  Bauwesen,  nebst  dem  gemeinschaftlichen  Hilfsamte,  dem  Rech- 
nungsdepartement und  einem  statistischen  Departement. 

Der  Landesregierung  unmittelbar  attachiert  sind  die  Berghauptmann- 
schaft, die  Tabakregiedirektion,  die  Direktion  der  bosnisch-herzegowinischen 
Staatsbahnen  und  das  Gendarmeriekorpskommando,  dann  die  Landeskasse. 

Der  Landesregierung  unterstehen  zunächst  als  politische  Behörden 
die  sechs  Kreisbehörden  in  Sarajevo,  Banjaluka,  Bihac,  Travnik,  Tnzia 
und  Mostar  (Herzegowina);  dieselben  fungieren  teils  als  I.,  teils  als 
II.  Instanz  und  haben  durch  die  ihnen  beigegebenen  Steuerinspektorate 
auch  gewisse  finanzielle  Agenden  zu  besorgen.  Unmittelbar  ist  der  Landes- 
regierung auch  das  Regierungskommissariat  für  die  Landeshaupt- 
stadt Sarajevo  untergeordnet,  welches  dem  dortigen  Stadtmagistrate  zur 
Seite  steht.  Die  Landeshauptstadt  ist  somit  in  politischer  Beziehung  keiner 
Kreisbehörde,  sondern  der  Landesregierung  direkt  unterstellt. 

Unter  den  Kreisbehörden  stehen,  ebenfalls  zunächst  als  politische 
Behörden  die  Bezirksämter  und  zwar: 

1.  Im  Kreise  Sarajevo:  Die  Bezirksämter  von  Sarajevo  (Landbezirk 
mit  einer  Expositur  in  Trnovo),  Cajnica  (mit  der  Expositur  Gorazda),  Poca 
(mit  der  Expositur  Kalinovik),  Fojnica  (mit  der  Expositur  Kreäovo),  Rogatica, 
Viäegrad  (mit  der  Expositur  Rudo)  und  Visoko  (mit  der  Expositur  VareS). 

2.  Im  Kreise  Banjaluka:  Das  Stadtbezirksamt  und  das  Landbezirks- 
amt Banjaluka,  die  Bezirksämter  Dervent  (mit  den  Exposituren  Bosnisch- 
Brod  und  Odzak),  Bosnisch-Dubica,  Bosnisch-Gradiäka,  Bosnisch-Novi  (mit 
der  Expositur  Kostajnica),  Kotor  varo§  (mit  der  Expositur  Skender-Vakuf), 
Priedor  (mit  der  Expositur  Kozarac),  Prnjavor,  Te§anj  (mit  der  Expositur 
Doboj). 

3.  Im  Kreise  von  Bihac:  Die  Bezirksämter  von  Bihac,  Cazin  (mit  der 
Expositur  Velika  Kladusa),  Klujic,  Krupa,  Petrovac  (mit  den  Exposituren 
Knien- Vakuf  und  Unac  oderDrvar),  Sanskimost(mit  derExpositurStariMajdan). 

4.  Im  Kreise  Travnik:  Die  Bezirksämter  in  Travnik,  Bugojno  (mit 
den  Exposituren  Kupres,  Donji-Vakuf  und  Gomji-Vakuf),  Glamoc,  Jajce, 
Livno  (mit  der  Expositur  Grahovo  oder  Arezinbrig),  Varcer- Vakuf,  Zenica, 
Zepce  und  Zupanjac. 

5.  Im  Kieise  von  Tuzla:  Das  Stadtbezirksamt  von  Dolnja-Tuzla,  das 
Landbeziiksamt  Tuzla,  die  Bezirksämter  in  Bjelina,  Brcka  (mit  der  Ex- 
positur Orasje),  Gracanica,  Gradacac  (mit  der  Expositur  Bosnisch-Öamac), 
Kladanj,  Maglaj,  Srebrenica,  Vlasenica  und  Zvomik. 
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6.  Im  Kreise  von  Mostar:  Das  Stadt-  und  das  Landbezirksamt  von 
Mostar,  die  Bezirksämter  in  Bilek,  Gacko,  Konjica  (mit  der  Expositur 
Bjelemid),  Ljubinje,  Ljubuski  (mit  der  Expositur  Posuöje),  Nevesinje  (mit 
der  Expositur  Ulog),  Stolac  (mit  den  Exposituren  Pocitelj  und  D.-Hrasno), 
Trebinje  (mit  den  Exposituren  Sutorina  und  Korjenic-Lastva). 

Der  Landesregierung  untergeordnete  Finanzbehörden  für  das  Zoll- 
wesen, die  Monopole  und  die  übrigen  direkten  Steuern  sind  die  Finanz- 
inspektorate  in  Sarajevo,  Banjaluka,  Travnik,  D.-Tuzla  und  Mostar,  welchen 
die  Zoll-  und  Finanzwachkontrolls-Bezirke,  Abteilungen  und  Kom- 
missariate und  die  Zollämter  unterstehen.  Letztere  sind  das  Haupt- 
zollamt in  Sarajevo,  die  Zollämter  in  Bosnisch-Raca,  §epak,  Zvornik, 
Skelani,  Mihaljevic,  Vardiste  und  Uvac  und  die  Zollansageposten  in  Metaljka, 
Celebic,  Vikoc  und  Rudo. 

.  Gerichtsbehörden  sind:  das  Obergericht  in  Sarajevo,  dann  die 
sechs  Kreisgerichte  in  Sarajevo,  Banjaluka,  Bihac,  Travnik,  D.-Tuzla 
und  Mostar  und  neunundvierzig  Bezirksämter  als  Gerichte. 

Die  Bezii-ksämter  sind  —  nämlich  mit  Ausnahme  der  drei  Stadtbezirks- 
ämter —  nicht  nur  politische  Behörden,  sondern  haben  auch  Steuerämter 
und  Gerichtsabteilungen  und  fungieren  in  allen  nicht  ausdrücklich  anderen 
Behörden  zugewiesenen  Justizgeschäften  als  Gerichte  I.  Instanz  und  speziell  in 
mohameddnischen  Ehe-,  Familien-  und  Erbrechtsangelegenheiten  als  Scheriats- 
gerichte  I.  Instanz,  zu  welchem  Zwecke  denselben  wenigstens  je  ein  moha- 
medanischer  Scheriatsrichter  (Naib  oder  Kadi)  beigegeben  ist. 

In  Bagatellsachen  fungieren  sie  mit  Beisitzern,  ebenso  in  Strafsachen 
als  Schöffengerichte.  In  Agrarstreitigkeiten  zwischen  Grundherren  und 
Kmeten  fungieren  die  Bezirksämter  ebenfalls  mit  Beisitzern,  jedoch  nicht 
als  Gerichte,  sondern  als  politische  Behörden;  daher  geht  die  Berufung 
in  solchen  Streitigkeiten  an  die  Landesregierung. 

In  gerichtlich  behandelten  Angelegenheiten  geht  die  Berufung  vom 
„Bezirksamt  als  Gericht*'  an  das  vorgesetzte  Kreisgericht,  nur  in  Scheriats- 
angelegenheiten  au  das  Obergericht  in  Sarajevo  als  Scheriatsobergericht. 

Die  Kreisgerichte  sind  Kollegialgerichte  und  entscheiden  als  I.  Instanz 
in  allen  nach  den  Civil-  und  Strafprozeßgesetzen  ihrer  Kompetenz  zuge- 
wiesenen Civil-  und  Strafsachen  und  als  II.  Instanz  über  Rechtsmittel 
gegen  die  Entscheidungen  der  Bezirksämter  als  Gerichte  in  Civil-  und 
Strafsachen. 

Bei  den  Kreisgerichten  bestehen  Staatsanwaltschaften. 

Das  Obergericht  in  Sarajevo  entscheidet  in  IT.  und  letzter  Instanz 
in  allen  der  Kompetenz  der  Ki*eisgerichte  zugewiesenen  Justizangelegen- 
heiten und  in  einzelnen  Zweigen  der  Civüjustiz,  welche  dem  Wirkungs- 
kreise der  Bezirksämter  angehören,  dann  als  Scheriatsobergericht  in  Ehe-, 
Familien-  und  Erbrechtsangelegenheiten  der  Mohamedaner. 
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Beim  Obergerichte  besteht  die  Oberstaatsanwaltschäft.  Die  Urteile 
werden  von  den  bosnisch-herzegowinischen  Gerichten  kraft  der  ihnen  von 
Seiner  Majestät  verliehenen  Amtsbefugnis  gefällt. 

Advokaten  gibt  es  mehrere  in  Sarajevo  und  in  den  fiLnf  Kreis- 
hauptstädten; auch  in  den  Bezirkshauptorten  Brcka  und  Bjelina  ist  je  ein 
Advokat. 

Ein  Advokatenzwang  besteht  nach  den  bosnischen  Justizgesetzen  nicht. 

Die  Notariatsgeschäfte  werden  von  den  behördlichen  Bezirksämtern 
als  Gerichte  (beziehungsweise  als  Scheriatsgerichte)  besorgt. 

In  Eherechtsangelegenheiten  der  christlichen  Konfessionen  sind  die 
betreffenden  kirchlichen  Behörden  kompetent. 

Es  ist  noch  zu  erwähnen,  daß  von  auswärtigen  Staaten  Deutsch- 
land, Frankreich,  Großbritannien,  Italien  und  Rußland  eine  Konsularver- 
tretung  in  Sarajevo  haben. 

Bezüglich  der  amtlichen  Korrespondenz  ist  folgendes  zu  bemerken: 

Die  Amtssprache  der  bosnischen  Behörden  im  Parteienverkehre  ist 
zunächst  die  bosnische  (serbo-kroatische)  Sprache,  mit  lateinischer  oder  auch 
mit  cyrillischer  Schrift,  eventuell  die  deutsche  und  nach  Möglichkeit  die  unga- 
rische Sprache;  die  Sprache  der  Scheriatsgerichte  ist  die  bosnische  mit 
lateinischen  oder  die  türkische  Sprache,  mit  arabischen  Lettern;  die 
innere  Amtssprache  aber  im  Verkehr  zwischen  den  bosnischen  Behörden 
und  im.  Verkehre  dieser  mit  auswärtigen  Behörden  ist  in  der  Regel  die 
deutsche  Sprache  (nach  Bedarf  und  Möglichkeit  auch  andere  Sprachen). 

Der  Verkehr  mit  außer  Landes  befindlichen  Behörden  ist,  dringende 
FäUe  ausgenommen,  der  Landesregierung  vorbehalten. 

Bosnisch  -  herzegowinische  Gemeindeämter  führen  nach  auswärts 
keinerlei  direkte  Korrespondenz. 

Achter  Abschnitt 

Amtliche  Rechtshilfe  Im  Verkehre  mit  Bosnien  und  der 

Herzegowina.  Exekution  auswärtiger  (auch  von  den  k.  undk. 

Konsulargerichten  gefällter)  UrteUe  und  Erkenntnisse.  • 

Die  Rechtshilfe  haben  die  Konsulargerichte  den  bosnisch-herzego- 
winischen Gerichten  in  dem  Maße  zu  gewähren,  wie  den  Gerichten  in 
Österreich-Ungarn. 

Die  in  Bosnien  und  der  Herzegowina  geltende  Civilprozeßordnung 
vom  14.  April  1883  enthält  über  die  Exekution  auswärtiger  (also  auch 
von  den  k.  und  k.  Konsulargerichten  gefällter)  Urteile  und  diesen  gleich- 
stehender Erkenntnisse  folgende  Bestimmungen: 

„§  464.  Die  Exekution  zur  Befriedigung  wird  erteilt  auf  Grund  von 
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vielmehr  bedürfen  sie  zum  zeitlichen  oder  bleibenden  Aufenthalte  daselbst, 
einer  besonderen  Bewilligung  der  Landesregierung  in  Sarajevo. 

Im  Auslande,  speziell  im  Oriente  sich  aufhaltende  Personen  bosnisch- 
herzegowinischer  Provenienz,  welche  nicht  in  der  Lage  sind,  sich  mit 
einem  vorschriftsmäßigen  Reisepasse  legitimieren  zu  können,  erhalten 
bei  den  k.  und  k.  österreichisch-ungarischen  Vertretungsbehörden  und 
Konsularämtem  keine  Passierscheine  und  auch  keine  Paßvisa  zur  Reise 
nach  Bosnien-Herzegowina,  wenn  ihnen  die  hierzu  erforderliche  Bewil- 
ligung der  Landesregierung  zur  zeitlichen  Rückkehr  oder  Repatriierung 
nicht  erteilt  wird.  Mit  Cirkularerlaß  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern 
vom  8.  Juli  1886,  Z.  741/7,  wurden  sämtliche  k.  und  k.  diplomatischen 
Missionen  und  Konsularämter  darauf  aufmerksam  gemacht,  daß  hinsichtlich 
der  Rückkehr  der  mit  legalen,  von  der  bosnisch-herzegowinischen  Landes- 
regierung ausgestellten  Reisepässen  für  das  Ausland  versehenen  bosnisch- 
herzegowinischen  Landesangehörigen  in  ihre  Heimat  kein  Anstand  obwaltet 
und  daß  bezüglich  der  Vidierung  solcher  Pässe  zur  Heimreise  ein  Ein- 
vernehmen mit  der  bosnisch-herzegowinischen  Landesregierung  nicht  er- 
forderlich ist,  daß  dagegen  solchen  Individuen,  welche  nur  mit  fremd- 
ländischen, zum  Beispiel  mit  türkischen  Pässen  reisen,  dabei  aber,  sei  es 
durch  den  Besitz  eines  bosnischen  Auswanderungszertifikates  oder  durch 
die  Angabe  Bosniens  und  der  Herzegowina  als  ihres  Geburtslandes,  als 
bosnisch -herzegowinische  Emigranten  zu  erkennen  sind,  das  zur  Reise 
nach  dem  Okkupationsgebiete  erforderliche  Paßvisum  nur  nach  gepflogenem 
Einvernehmen  mit  der  bosnisch-herzegowinischen  Landesregierung  erteilt 
werden  soll. 

Das  k.  und  k.  gemeinsame  Ministerium  hat  mit  dem  k.  undk.  Ministerium 
des  Äußern  vereinbart,  daß  alle  k.  und  k.  Konsularämter  im  Oriente  im 
Wege  der  k.  und  k.  Botschaft  in  Constantinopel  ermächtigt  werden,  für 
die  Heimbeförderung  der  bosnisch-herzegowinischen  Landesangehörigen, 
welche  darum  ansuchen,  in  ähnlicher  Weise,  also  eventuell  auch  mit  Geld- 
unterstützung zu  sorgen,  wie  es  bezüglich  der  österreichischen  und  unga- 
rischen Staatsangehörigen  Gepflogenheit  ist.  Das  betreffende  Konsularamt 
hat  jedoch  in  einem  jeden  Falle  den  Namen  des  Heimzusendenden,  seinen 
Beruf  und  seinen  Geburts-  oder  letzten  Wohnort  in  Bosnien-Herzegowina 
der  Landesregierung  vorher  mitzuteilen,  und  ihre  Entscheidung  darüber 
einzuholen,  ob  die  Rückkehr  der  betreffenden  Person  ins  Land  zu- 
lässig sei. 

Eine  direkte  Korrespondenz  der  Unterbehörden  mit  den  auswärtigen 
Ämtern  in  betreff  der  Rückkehr  der  bosnisch-herzegowinischen  Landes- 
angehörigen und  Auswanderer  ist  nicht  gestattet,  auch  sind  allfällige  an 
Ämter  oder  Amtspersonen  (Scheriatsrichter  und  deren  Hilfspersonale)  von 
der  in  Constantinopel   tagenden    Muhadjir-(Auswandenings-)Kominission 
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in  den  fraglichen  Angelegenheiten  gerichteten  Anfragen  der  Landes- 
regierung zur  weiteren  Behandlung  vorzulegen. 

Die  von  einem  Konsularamte  vorschußweise  bestrittenen  Repa- 
triierungskosten werden  fallweise  -von  der  Landesregierung  aus  Landes- 
mitteln refundiert,  vorausgesetzt,  daß  es  untunlich  wäre,  dieselben  von 
den  Heimbeförderten  oder  von  ihren  Familien  hereinzubringen. 

Die  Bewilligung  zur  zeitlichen  Rückkehr  ins  Land  wird  unbedenk- 
lichen Auswanderern  nur  in  Ausnahmsfällen  mit  Bedachtnahme  auf  den 
Zweck  ihres  Aufenthaltes  im  Lande  erteilt,  weshalb  die  angegebene  Not- 
wendigkeit der  Rückkehr  behördlich  erhoben  und  konstatiert  werden  muß. 

Die  Gesuche  der  bosnisch-herzegowinischen  Auswanderer  um  Rück- 
kehrsbewilligung  sind  stempelpflichtig.  Werden  derlei  Gesuche  bei  k.  und  k. 
diplomatischen  Missionen  und  Konsularämtern  eingebracht,  so  sind  dieselben 
(nach  Tarifpost  33:17  des  St.  T.)  gebürenfrei. 

Die  obbesprochenen  Normen,  betreffend  die  Rückkehr  der  bosnisch- 
herzegowinischen  Auswanderer  sind  in  bezug  auf  die  Rückkehr  der 
Flüchtlinge  nicht  anwendbar. 

Politische  Flüchtlinge  aus  dem  Jahre  1882  müssen  bei  ihrer  Rück- 
kehr einem  Purifikationsverfahren  unterzogen  werden.  SteUungsflüchtige 
Personen  werden  bei  kundgegebener  Absicht  der  Rückkehr  in  die  Heimat 
von  den  Grenzüberwachungsorganen  der  nächsten  politischen  Behörde  und 
von  dieser  an  das  zuständige  Bezirksamt  unter  Eskorte  instradiert,  es  wäre 
denn,  daß  ihnen  von  der  Landesregierung  die  freie  Rückkehr  bis  zum 
Heimatsorte  bewilligt  worden  ist  und  gegen  ihre  Weiterreise  im  Lande 
keine  Bedenken  sich  ergeben.  Auch  in  diesem  Falle  ist  die  Rückkehr  des 
Flüchtigen  dem  zuständigen  Beziiksamte  unverzüglich,  wenn  nötig,  tele- 
graphisch mitzuteilen. 

In  betreff  der  strafgerichtlich  verfolgten  Flüchtlinge  gelten  die  Be- 
stimmungen der  §§  375  und  376  der  Strafprozeßordnung,  denen  zufolge 
einem  flüchtigen  Beschuldigten,  welcher  sich  gegen  sicheres  Geleite  vor 
dem  Gerichte  stellen  zu  wollen,  erklärt,  dieses  Geleite  \:om  Chef  der 
Landesregierung  mit  der  Wirkung  erteilt  werden  kann,  daß  der  Beschuldigte 
bis  zur  Urteilsfällnng  in  erster  Instanz  von  der  Haft  befreit  bleiben  soll. 
Ein  mit  einem  solchen  Geleitschein  versehener  Flüchtling  wird  beim  Ein- 
tritt ins  Land  auf  freiem  Fuße  belassen,  doch  ist  sein  Eintreffen  allenfalls 
den  zuständigen  Gerichten  bekannt  zu  geben. 

Ein  Flüchtling,  dem  über  sein  Anmestiegesuch  die  straffi-eic  Rück- 
kehr Allerhöchsten  Ortes  bewilligt  wurde,  wii'd  dem  Purifikationsverfahren 
nicht  unterzogen. 


Sechster  Teil. 

Sammlung  der  wichtigeren  bei  den  österreichisch-ungarischen 
Konsularämtern  im  Gebrauche  stehenden  Formularien. 


Formularlen. 

Die  in  dieser  Sammlung  nicht  vorkommenden  bei  den  k.  und  k. 
Konsularämtern  im  Gebrauche  stehenden  Formularien,  und  zwar  jene  be- 
treffend die  jährlichen  Geschäftsausweise,  die  Gerichtsausweise, 
die  Schiffahrtsausweise,  die  Evidenthaltung  wehrpflichtiger 
österreichischer  oder  ungarischer  im  Auslande  befindlicher 
S*taatsangeh()riger,  die  Depositengebarung,  die  Einhebung  und 
Verrechnung  der  Konsulargebttren,  femer  die  Ausstellung  eines 
Schiffstagebuches,  eines  Registerbriefes  für  Seehandelsschiffe, 
einer  Musterrolle,  eines  Seedienstbuches,  einer  provisorischen 
Seereisebewilligung,  eines  Interimspasses  (passavanti),  eines 
Ausweises  über  die  eingeschifften,  uneingereihten  Rekruten 
und  Ersatzreservisten,  einer  Auswanderungsliste,  eines  Leichen- 
passes und  einer  Strafkarte,  befinden  sich  zum  Teile  im  ersten  Bande 
bei  den  bezüglichen  Abschnitten,  zum  Teile  im  zweiten  Bande  dieses 
Handbuches,  bei  den  einzelnen  einschlägigen  Normalien. 

Es  sind  im  ganzen  sechsunddreißig  Formularien,  welche  in  dem 
Inhaltsverzeichnisse  zu  dem  ersten  Bande  dieses  Handbuches  von  Zahl  18 
bis  inklusive  53  genau  bezeichnet  sind. 

Im  ganzen  enthält  dieses  Handbuch  dreiundfünfzig  Formu- 
larien. 

1.  Formulare  einer  Eidesurkunde. 

(Eidesformel.) 

Sie  werden  einen  Eid  zu  Gott  dem  Allmächtigen  schwören,  und  bei  Ihrer 
Ehre  und  Treue  geloben,  Seiner  Majestät  dem  allerdurchlauchtigsten  und  groß- 
mächtigsten Fürsten  und  Herrn,    Franz  Josef  dem  Ersten,    von  Gottes  Gnaden 
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Kaiser  von  Österreich  und  Apostolischem  Köuig^e  vou  Ungarn,  als  Ihrem  rechten 
Landesftirsten  und  Herrn,  nach  Allerhöchstdemselben  aber  den  aus  AUerhöchst- 
dessen  Stamme  und  Geblüte  nachfolgenden  Erben  unverbrüchlich  treu  und  ge- 
horsam zu  sein. 

Und  nachdem  Sie  zum  k.  und  k.  österr.  ung.  (General-,  Vize-)  Konsul  in 
N.  ernannt  wurden,  so  werden  Sie  schwören  in  bezug  auf  die  Behandlung  der 
gemeinsamen  Angelegenheiten  der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und 
Länder  und  der  Königreiche  und  Länder  der  ungarischen  Krone  die  Verfassung 
und  die  Grundgesetze  beider  Teile  unverbrüchlich  zu  halten,  die  Ihnen  in  Ihrem 
Amte  obliegenden  besonders  vorgezeichneten  Pflichten  gewissenhaft  zu  erfüllen, 
dabei  Stets  nur  das  Beste  des  Dienstes  Seiner  Majestät  und  des  Staates  vor 
Augen  zu  haben,  den  Gesetzen  sowie  den  Ihnen  zukommenden  Aufträgen  Ihrer 
Vorgesetzten  willigen  Gehorsam  zu  leisten  und  das  Dienstgeheimnis  treu  zu 
bewahren.  Auch  werden  Sie  schwören,  daß  Sie  einer  ausländischen,  politische 
Zwecke  verfolgenden  Gesellschaft  weder  gegenwärtig  angehören,  noch  einer 
solchen  Gesellschaft  in  Zukunft  angehören  werden;  —  Alles  getreulich  und  ohne 
Gefährde. 

Was  mir  eben  vorgehalten  wurde,  und  ich  wohl  und  deutlich  verstanden 
habe,  dem  soll  und  will  ich  getreu  nachkommen 

So  wahr  mir  Gott  helfe! 


2.  Formulare  einer  Angelobungsurkuiide. 

Ich  gelobe  feierlich  an  Eidesstatt,  das  mir  von  Seiner  Majestät  dem  alier- 
durchlauchtigsten  und  großmächtigsten  Fürsten  und  Herrn,  Franz  Josef  dem 
Ersten,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von  Österreich  und  Apostolischem  Könige  von 
Ungarn,  allergnädigst  anvertraute  k.  und  k.  österreichisch-ungarische  (General-^ 
Vize-)  Konsulat  in  N.  nach  meinem  besten  Wissen  und  Gewissen  zu  verwalten, 
die  Interessen  des  Hiindels  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  im  allge- 
meinen, sowie  der  einzelnen  Staatsangehörigen  derselben  nach  Kräften  zu  wahren 
und  zu  fördern,  die  darauf  Bezug  nehmenden  Weisungen  des  k.  und  k.  Mini- 
steriums des  Äußern,  sowie  überhaupt  sämtlicher  dem  Konsidate  vorgesetzten 
kais.  und  königl.  Behörden  und  Autoritäten  genaue  Folge  zu  leisten,  das  Amts- 
geheimnis zu  bewahren,  die  mir  übertragenen  Funktionen  mit  Fleiß  und  Redlich- 
keit ohne  irgend  eine  Nebenabsicht  auszuüben,  und  mir  in  bezug  auf  die  Behand- 
lung der  gemeinsamen  Angelegenheiten  der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche 
und  Länder  und  der  Kr>nigreiche  und  Länder  der  ungarischen  Krone  die  Ver- 
fassung und  die  Grundgesetze  beider  Teile  zur  Richtschnur  zu  nehmen.  — 

N.  den  19 
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3.  Formulare  eines  Bestallungsdiplomes. 
Nos  Franciscus  Josephus  I 

(mittlerer  Titel). 
Universis  et  singulis  hasce  literas  lecturis  salutem! 

In  Regno  N et  quidem  in  urbe  atque  portu  N 

N.  N.  Consulem  Nostrum  nominavimus  et  stabilivimus  ita,  ut  munere  suo  pro 
more  consueto  solerter  fungatur,  ut  mandata  quaevis  auctoritate  superiori  eidem 
rite  significata  fideliter  exequatur,  nee  non  omnia,  quae  negotiis  expediendis  pro- 
movendoque    commercio    inserviunt,    scituque    digna  sunt,  literis  referre  teneatur. 

Itaque  universis,  seu  ministris,  seu  civibus  Nostris  cujuscumque  Status, 
gradus  vel  conditionis,  praecipue  autem  mercatoribus,  navium  magistris  et  nautis, 
qui  mercaturae  causa  in  praedictam  urbem  aut  ejus  portum  perveniunt,  manda- 
mus  et  praecipimus,  ut  praenominatum  N.  N.  Consulem  Nostrum  ibi  constitutum 
habeant,  honorent  atque  respiciant,  omnes  vero  publicas  Regni  N.  auctoritates 
nee  non  urbis  atque  portus  N.  magistratus  peramice  requirimus,  ut  praedictus 
Noster  Consul  solitis  beneticiis  ac  immunitatibus  perfruatur  et  gaudeat. 

In  cujus  rei  testimonium  patentes  hasce  literas  Nostras  propria  manu    sig- 

natas  et  sigilli  Nostri  appressione  munitas   dedimus.     Dabantur 

die mensis anno  Domijii  millesimo  nongentesimo 

Regnorum  Nostrorum  vero 


4.  Formulare  eines  Amtsttbergabsprotokolles. 

Die  Übergabe  der  Amtsgeschäfte  an  den  neuernannten  Titulär  (oder  an  den 
bestellten  Geren ten)  N.  N.  ist  heute  ordnungsmäßig  vollzogen  worden.  Zu  diesem 
Zwecke  erschienen  in  der  Konsulatskanzlei: 
Herr  N.  N.,  k.  und  k.  Konsul. 
Herr  N.  N.,  k.  und  k.  Konsul. 
Herr  N.  N.  übergab  dem  Herrn  N.  N.: 

1.  Die  sämtlichen  Akten  des  Amtsarchives  laut  zuliegenden  Verzeichnisses. 

2.  Die  Geschäftsprotokolle  des  Konsulates  vom  Jahre  19 angefangen 

bis  jetzt,  ferner  zwei  Paßregister  usw. 

3.  Die  in  dem  beiliegenden  von  den  Obgenannten  unterfertigten  spezifizierten 
Amtsinventar  angeführten  Gegenstände:  Amtsutensilien,  Bücher  usw. 

4.  Die  Kassagelder  laut  angeschlossenen  Kassaabschlusses. 

5.  Die  vorhandenen,  in  dem  angeschlossenen  Verzeichnisse  detailliert  ange- 
gebenen Depositen. 

Der  Übernehmer  bestätigt  die  angeführten  Effekten,  Gelder  und  Depositen  richtig 
erhalten  zu  haben,  worauf  das  Protokoll  gelesen  und  beiderseits  gefertigt  wurde. 

N am 19 

N.  X.  N.  N. 

als  Übergeber.  (L.  S.)  als  Übernehmer. 
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5.  Fornmlare  eines  LegaUslemiigsprotokoIles. 

Nr. 

Aufgenommen    bei    dem    k.  und  k.    österreichisch-ungarisclien  Konsulate    in 

am  19 

Der  dem  unterzeichneten  Konsul  persönlich  bekannte  Herr  N.  N.,  Handels- 
mann, allhier  wohnhaft 

oder 

deHsen  Personsidentität  mir  von  den  mir  persönlicii  bekannten  Zeugen  N.  X.  und 
N.  N.  bestätigt  wird, 

unterfertigt  eine  Vollmacht  an  N.  N.  in  Wien 

oder 

erkennt  seine  Unterschrift  auf   einer  an  Herrn    N.  N.  in ausgestellten 

Vollmacht  als  echt  an. 

Coram  me  N.  X. 

N.  N.  X.  X.,  als  Zeuge. 

k.  und  k.  österr.-ung.  Konsul.  X.  X.,   als  Zeuge. 


6.  LegalinierangsklaaseL 

Die  Formel  für  die  Legalisierung  einer  Unterschrift  hat  zu  lauten: 
Gesehen  zur  Beglaubigung    der    vorstehenden  Fertigung  des  X.  X  in. 

K.  und  k.  Konsulat  in am 19 

(Amt8Hiee:el.) 

Der  k.  und  k.  österreichisch-ungarische  Konsul 

X.  X. 

oder 

Vu  pour  hl  l^giilisation  de  la  Signatare  ci-dessus  appos^e. 
(Datum,  Unterschrift  und  Siegel.) 


7.  Vidluiieruiigsklausel. 

Mit  dem  vom  Herrn  X.  X.  vorgewiesenen  mit  einer  Stempelmarke  per 
K h  versehenen    (oder    ungestempelten)   Originale    gleich- 

lautend befunden. 

K.  und  k.  Konsuhlt  in  am 19 

(Amtssiegel.) 

Der  k.  und  k.  österreichisch-ungarische  Konsul 

X.  X. 


—     607     — 

8. 
I.  Formulare  eines  Lebenszeugnisses 

(wenn    die    betreffende    Person    dem    Konsularfunktionär   persönlich  bekannt  ist). 

Z 

Ich  endesgefertigter  (General-,  Vize-)  Konsul  bestätige  hiermit,  daß  der 
mir  persönlich  bekannte  Herr  N.  N.,  hier  wohnhaft,  heute  in  der  Amtskanzlei 
erschienen  ist. 

Urkund  dessen  meine  amtliche  Fertigung. 

N am 19 

(Amtssiegel.)  Der  k.  und  k.  österreichisch-ungarische  Konsul 

N.  N. 

n.  Formulare  eines  Lebenszeugnisses 

(wenn  die  Personsidentität  durch  Zeugen  bestätigt  wird). 
Z 

Ich  endesgefertigter  (General-,  Vize-)  Konsul  bestätige  hiermit,  daß  der 
Herr  N.  N.,  hier  wohnhaft,  dessen  Personsidentität  mir  von  den  mir  persönlich 
bekannten  miterschienenen  Zeugen  N.  N.  und  N.  N.  bestätigt  wurde,  heute  in 
der  Amtskanzlei  erschienen  ist. 

Urkund  dessen  meine  amtliche  Fertigung. 

N am 19 

(Amtssiegel.)  Der  k.  und  k.  österreichisch-ungarische  Konsul 

N.  N. 

m.  Formulare  eines  Protokolles  zur  Aufnahme  eines  Lebens- 
zeugnisses. 

z _ 

PROTOKOLL 

aufgenommen     bei    dem    k.    und   k.     österreichisch-ungarischen    Konsulate    in    N. 

am 19 

Es  erscheint  der  mir  persönlich  bekannte  Herr  N.  N.  von  hier, 

(oder) 
Es    erscheint    Herr    N.  N.    in    Begleitung    der   mir    persönlich    bekannten 
Zeugen,    Herren    N.  N.  und  N.  N.,    welche   mir    die  PersonsidentitÄt   des    Herrn 
N.    N.  bestätigen,    und    ersucht    um  Ausstellung    eines  Lebenszeugnisses.    Seinem 
Ansuchen  wird  Folge  gegeben. 

Vor  mir  N.  N. 

(Amtssiegel.)  N.  N.  N.  N.,   als  Zeuge, 

k.  und  k.  österr.-ung.  Konsul.  N.  N.,  als  Zeuge. 
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10.  Paß-Visum. 

Nr 

Gesehen  bei  dem  k.  und  k.  österreichisch-ungarischen  Konsulate  in  N.  zur 
Reise  nach 

oder 
Gut  zur  Reise  nach 
N.,  am  19 

(Amtssiegel.) 

Der  k.  und  k.  österreichisch-ungarische  Konsul 
N.  N. 

No 

Vu  pour  se  rendre  ä, 

N.,  le  19 

(Amtssiegel.) 

Le  Consul  d'Autriche-Hongrie 

N.  N. 


Malfatti,  Konsularwesen.    I. 


39 
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U.  Formulare  eines  Verzeiclmlsses 

der  im  Konsularamtsbezlrke  sieh  aufhaltenden  Osterreichischen  oder  ungarischen  Staats- 
angehörigen. 


5 


Familien-  und 

Tauf- 
oder Vorname 
samt 
Bezeichnung  des 

Adelsgrades 
und  Prädikates 


i^*^ 

S  fl 
-f*.  p 


« 


Würde, 
Amt,  Enverb 
oder 
sonstige  Unter- 
haltsquelle 


-3  ^j 


pq 


^2 


-2  s 


Anmerkung 


—    611     — 
12.  Formulare  eines  Seekonstitutes. 

Costituto. 

II     Capitano     del     bastimento     N.    arrivato    a e    presentatosi    a 

ore  al  Costituto    viene    previamente  ammonito  di  dare  le  risposte  alle 

domande  che  gli  verranno  fatte,  colla  piü  scrupolosa  sinceritä  ed  esattezza,  non 
occultando  n6  paliando  alcuna  cosa,  che  possa  aver  rapporto  di^-etto,  od  indiretto 
agli  oggetti  di  sanitä,  ne  alterame  in  minima  parte  le  circos tanze  relative  al 
suo  bastimento,  viaggio  o  carico,  sotto  giuramento  ed  a  scanso  delle  pene  comminate 
dalle  leggi  vigenti  contro  simili  trasgressioni. 

1.  Siete    pronto  a  dire  la  veritä  e  confermare  la       1.  Risp. 
vostra  deposizione,  in  caso  di  bisogno  con  solenne 
giuramento  ? 

2.  Quäle  e  il  vostro  nome,    cognome,  patria,  domi-       2.  Risp. 
cilio,  religione  e  grado  che  avete  sul  bastimento? 

3.  Quäle    denominazione   ha    il   vostro    bastimento?       3.  Risp. 
Quäle  bandiera?     E   di    quante    tonnellate    6   il 
medesimo? 

4.  Quando  siete  arrivato  in  questo  porto?    In  quanti       4.  Risp. 
giomi  di  viaggio? 

5.  Da  quäl  luogo  originariamente  provenite?  Quando       5.  Risp. 
siete  partito  di  lä?    Siete    partito    in   pratica  o 
riserva? 

6.  Quali    recapiti  di  navigazione  avete?    Tenete  il       6.  Risp. 
giornale  di  bordo? 

7.  Avete    dopo  la  partenza    da viaggio       7.  Risp. 

facendo    sin    all'aiTivo    in    questo  porto  visitato 

altri  porti?  Quali?  Quando?  E  per  quäl  motivo? 
Avete  preso  pratica  i^  un  porto  facendo 
un'operazione  di  carico  o  di  scarico  con  andare 
stesso  0  mandare  gente  da  bordo  a  terra?  In 
quäl  porto?  Quali  porti  poi  avete  toccato  senza 
avere  avuta  comunicazione?  Narrate  circostan- 
ziatamente  il  vostro  viaggio  da  che  siete  partito 
da  fino  all'arrivo  in 

8.  Avete    avuto    comunicazioni  o  parlamento  strada       8.  Risp. 
facendo  con  altre  barche  o  bastimenti  mercantili 

0  da  guerra,  con  corsari  o  pirati?  Dove?  E 
quando?  Vi  h  noto,  che  un  altro  individuo 
di  bordo  abbia  comunicato  con  qualcuno,  o  che 
siasi  staccato  con  batello  dal  bastimento? 

39* 
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9.  Avete  durante  il  viaggio,  dato  o  ricevuto  ajuto,       9.  Risp. 
provvigioni  od  attrezzi,    merci,    lettere  o  carn- 
pioni?     Avete    ricuperato    qualche    oggetto    in 
mare,  o  sulle  spiaggie? 

10.  Quante  persone  in  tutto  si  trovano  a  bordo  del     10.  Risp. 
bastimento?  quanti  marinai?  quanti  passeggieri  ? 

Non  avete  qualche  passeggiere  sotto  mentito 
nome?  o  descritto  come  persona  deH'equipaggio? 
0  esiste  a  bordo  qualche  persona  non  contem- 
plata  nella  Fede  di  Sanitä?  Sono  le  medesime 
persone  che  partirono  dal  porto  d'origine,  o 
ebbe  luogo  qualche  cambiamento  ?  Dove?  Quando 
e  per  quäl  motivo? 

11.  Quäle  era  lo  stato  di  salute  pubblica  nel  luogo     11.  Risp. 
della  vostra  partenza  e  nei  luoghi  circonvicini? 

Quäle  fu  lo  stato  di  salute  sul  vostro  bastimento 
tanto  durante  il  soggiorno  nel  luogo  di  partenza, 
quanto  durante  il  viaggio?  Quäle  e  presente- 
mente?  Cadde  ammalato  qualche  individuo  di  bordo 
sia  nel  porto  di  o  sia  in   mare,    in 

quäl  giorno?  Di  quäl  male?  Con  quali  sintomi? 

12.  Quäle  carico  avete?  Dove  avete  caricato?  A  chi     12.  Risp. 
siete  raccomandato  ? 

13.  Esistono  a  bordo  del  vostro   bastimento  straccie,     13.  Risp. 
vesti  smesse  o  lana  sucida? 

14.  Esiste  qualche  porzione  di  carico  oltre  a  quello     14.  Risp. 
descritto  nel  Manifesto  e  nelle  Polizze  di  carico 

p.  e.  Paccottiglie? 

15.  Avete  dei  gruppi  di  monete?     Quanto   tabacco,     15.  Risp. 
polvere  da  tiro,  salnitro.    vino,  sale  si  trova  a 

bordo?  Havvi  dell' acciajo,  ferro,  argento  vivo, 
specchi,  libri,  stampe,  pitture  e  gazzette?  Avote 
lettere,  plichi  da  consegnare?  Vi  e  noto  che 
alcuno  del  bastimento  nc  abbia? 

16.  Ha  soff crto  il  vostro  bastimento  burrasche?  Avete     n]    Risp. 
fatto  getto?  E  avareato  il  carico?  E  necessario 

di  appuntare  o  rettificare  la  prova  di  fortuna, 
altrove  eventualmente  appuntata? 

17.  Avete    da   raccoutare    qualche    novitä   politica?     17.  Risp. 
Avete  veduto  qualche  bastimento  in  pericolo,  o 

vi  e  stato  notificato  qualche  sinistro  avvenimento 
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marittimo?  Vi  h  noto  che  in  altri  porti, 
cittä  0  provincie  siasi  manifestata  qualche  malattia 
contagiosa? 

18.  Aveteveduto,  parlamentatoodavntacomunicazione     18.  Risp. 
con  navi  da  guerra  nazionali  o  di  altre  Potenze? 
Quando?  Dove?  Di  che  specie,  nazione  e  quanti 

erano  le  dette  navi?  Per  quäle  destinazione  vi  sem- 
bravano  dirette?  Avete  sentito  durante  il  viaggio, 
se  nei  porti  da  voi  toccati  si  trovino  di  giä,  o 
si  attendano  in  breve  altre  navi  da  guerra,  quali 
e  con  quäle  destinazione?  Avete  a  fomire  qualche 
informazione  riguardo  a  pirati  o  corsari?  Avete 
da  fare  altre  deposizioni  od  osservazioni  di 
speciale  Interesse  marittimo? 

19.  Avete  nulla  d'  aggiungere  o  rettificare  alle  cose     19.  Risp. 
giä  deposte?    0  da  fare  qualche   domanda?    E 

quanti  recapiti  e  carte  relative  al  bastimento  e 
carico  avete,  da  consegnare  a  questo  ufficio? 

20.  Siete  munito  del  regolamento  di  questo  porto?     20.  Risp. 

Fatta  quindi  lettura  di  ogni  singolo  articolo  del  presente  Costituto  viene 
invitato  il  deponente  a  confermare  sotto  giuramento  la  veritä  del  deposto  colla 
sua  sottoscrizione. 

II  presente  Costituto  venne  chiuso  e  contrafirmato  dall'  I.  e  R.  Consolato 
austro-ungarico  in 


13.  Formulare  eines  G^esundheltspasses  fllr  Schiffe. 

Fede  di  sanita. 

Da  parte  dell'I.  e  R.   Consolato  d' Austria-Ungheria  in si   cer- 

tifica,  che  in  questa  cittä  e  contorni  si  gode  perfetta  salute  senza  verun  sospetto 
di  peste  o  d'  altra  malattia  contagiosa.  In  fede  di  che  si  rilascia  la  presente 
al  Signor  N.  N.  comandante  del  batello  a  vapore  nominato  N.  N.,  che  parte  da 
qui  con  merci  e  gruppi  per  Trieste  toccando  Corfu  con  persone  d'  equipaggio 
quaranta  otto  (48)  compreso  il  capitano,  trenta  due  (32)  passeggieri  ed  un 
medico,  in  tutto  persone  ottanta  uno  (81). 

N.  N.,  li 19 

(Sigillo  d'  ufficio.) 

N.  N. 
I.  e  R.  Console  austro-ungarico. 
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über  die  Stellung  der  auswärtigen  Eonsularftinktlonäre 
In  Österreich-Ungarn. 

1.  Anerkennung  der  auswärtigen  Eonsularfnnktlonäre  und  deren  Zu- 
lassung zur  Ausübung  ihrer  Funktionen  —  Exequatur. 

Kein  auswärtiger  Konsularfunktionär  in  Österreich-Ungarn  kann  sein 
Amt  ausüben,  bevor  er  nicht  die  erforderliche  Anerkennung  erhalten  hat. 
Das  Ansuchen  um  Anerkennung  und  Zulassung  zur  Ausübung  der  bezüg- 
lichen Funktionen  erfolgt  entweder  im  diplomatischen  Wege  an  das  k.  und  k. 
Ministerium  des  Äußern  durch  die  betreffende  Gesandtschaft,  oder  wird 
von  dem  fremden  Konsularfunktionär  selbst  unmittelbar  gestellt. 

Die  Bestellung  auswärtiger  Konsularfunktionäre  in  irgend  einem  Orte 
der  österreichisch-ungarischen  Monarchie,  wo  bisher  keine  fremde  Konsular- 
vertretung  besteht,  pflegt  Gegenstand  spezieller  Verhandlungen  zu  sein. 
Die  Anerkennung,  beziehungsweise  Zulassung,  ist  eine  definitive  oder 
provisorische.  [Die  definitive  Anerkennung  der  auswärtigen  Konsular- 
funktionäre in  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  erfolgt  entweder 
durch  Erteilung  des  Allerhöchsten  Exequatur  oder  durch  eine  [bloße  An- 
erkennung seitens  der  kompetenten  Behörde,  d.  i.  des  k.  und  k.  Ministeriums 
des  Äußern,  welches  die  weiteren  Anordnungen  an  die  Lokalbehörden 
vermittelt.  Das  Allerhöchste  Exequatur  wird  für  jene  Konsularfunktionäre 
erteilt,  welche  mit  einem  von  dem  betreffenden  Staatsoberhaupte  eigenhändig 
unterschriebenen  Diplome  versehen  sind;  dies  ist  durchaus  bei  den  General- 
konsuln und  Konsuln,  und  bei  manchen  Staaten  auch  bei  Vizekonsuln  üblich. 

Wenn  bei  einem  auswärtigen  Konsularamte  mehrere  Funktionäre 
verwendet  sind,  so  wird  das  Exequatur  nur  dem  Amtsvorstande  erteilt, 
während  die  übrigen  subalternen  Beamten  bloß  von  den  Lokalbehörden 
nach  diesfalls  eingeholter  Ermächtigung  des  k.  und  k.  Ministeriums  des 
Äußern  in  ihrer  amtlichen  Eigenschaft  anerkannt  und  zur  Ausübung  ihrer 
bezüglichen  Funktionen  zugelassen  werden. 

Die  Erteilung  des  Exequatur  erfolgt  in  der  Eegel  ohne  Taxenent- 
richtung; nur  als  ßeziprozitätsmaßregel  wird  von  den  Konsuln  jener  fremden 
Staaten,   welche   eine   Taxe  für  die   Anerkennung  der  dort  angestellten 
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österreichisch-ungarischen  Konsularfunktionäre  einheben,  eine  Taxe  im 
gleichen  Betrage  gefordert.    Die  Exequatiirklausel  lautet  wie  folgt: 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Ent- 
schließung vom  dem  gegenwärtigen  Bestallungs- 
diplome das  Allerhöchste  Exequatur  zu  erteilen  geruht. 

Die  Erteilung  des  Exequatur  auf  das  Bestallungsdiplom  eines  aus- 
wärtigen Konsularfunktionärs  wird  verweigert,  wenn  das  gedachte  Diplom, 
wie  dies  zuweilen  vorkommt,  für  die  ganze  Monarchie,  oder  für  Teile 
des  einen  und  Teile  des  anderen  Staatsgebietes  ausgestellt  ist. 

Ein  auswärtiger  Konsularvertreter  kann  nur  für  den  Bereich  der 
im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  (beziehungsweise 
einzelner  derselben),  oder  für  den  Bereich  der  Länder  der  ungarischen 
Krone  (beziehungsweise  einzelner  derselben)  l)estellt  werden. 

Die  Anerkennung  seitens  des  k.  und  k.  Ministeriums  des  Äußern 
allein  erfolgt  in  den  Fällen,  wo  die  auswärtigen  Konsularfunktionäre  nur 
ein  Diplom  oder  Dekret  ihres  Ministeriums  oder  eines  vorstehenden,  zu 
ihrer  Bestellung  berechtigten  Konsularbeamten  (Generalkonsul,  Konsul) 
besitzen.  Die  provisorische  Anerkennung,  beziehungsweise  Zulassung,  wird 
bis  zur  Entscheidung  über  die  definitive  Anerkennung,  falls  keine  Bedenken 
dagegen  obwalten,  und  natürlich  nur  immer  in  der  Weise  verfügt,  daß 
dadurch  keineswegs  der  späteren  Entscheidung  vorgegriffen  werde. 

Es  wird  in  der  Regel  an  dem  Grundsatze  festgehalten,  daß  die  Zulassung 
eines  auswärtigen  Konsularvertreters  zur  Ausübung  seiner  Konsularfunktionen 
an  einem  Orte,  wo  er  nicht  seinen  ständigen  Wohnsitz  hat,  unstatthaft  ist- 

Die  königlich  ungarische  Regierung  hat  den  Wunsch  geäußert,  daß 
hinsichtlich  der  Konsularvertreter,  welche  berufen  sind,  auf  dem  Gebiete 
der  ungarischen  Krone,  also  insbesondere  auch  in  Fiume,  ihre  Konsular- 
funktionen auszuüben,  insoferae  deren  Ernennung  in  die  Kompetenz  des 
vorgesetzten  Amtes  fällt,  stets  von  dem  in  Budapest  residierenden  Konsular- 
vertreter —  also  bezüglich  Fiumes  nicht  von  Triest  aus  —  bestellt  werden. 

Diesem  Wunsche  entsprechend,  hat  sich  das  k.  und  k.  Ministerium 
des  Äußern  bereit  erklärt,  von  Fall  zu  Fall  dahin  zu  wii^ken,  daß  das 
Dependenz Verhältnis  der  in  Fiume  bestellten  auswärtigen  Konsular- 
vertretungen  zu  den  betreffenden  Konsularämtern  in  Triest  zugunsten 
jener  in  Budapest  abgeändert  werde. 

Auf  Wunsch  des  königlich  ungarischen  Handelsministeriums  sind  die 
auswärtigen  diplomatischen  Missionen  in  Wien  ersucht  worden,  die  in  den 
Ländern  der  ungarischen  Krone  bestehenden  Konsularämter  anzuweisen,  die 
bei  ihrem  Subalternpersonale  jeweilig  eintretenden  Veränderungen,  von 
welchen  das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  keine  Kenntnis  erhält,  von  Fall 
zu  Fall  dem  königlich  ungarischen  Handelsministerium  mitzuteilen.  Ebenso 
wurden  die  gedachten  diplomatischen  Missionen  ersucht,  die  geeignete  Ver- 
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anlassung:  zu  treffen,  daß  dem  königlich  ungarischen  Handelsministerium  von 
jedem  im  Bereiche  der  Länder  der  ungarischen  Krone  neu  ernannten 
Konsularfunktionär  der  Tag  seines  Dienstantrittes  bekanntgegeben  werde. 

Wenn  der  auswärtige  Konsularfunktionär  österreichischer  oder  unga- 
rischer Staatsangehöriger  ist,  so  hat  derselbe  vor  Erteilung  des  Exequatur 
mit  einem  mit  einer  Zehnkronenstempelmarke  versehenen  Gesuche  um  die 
Allerhöchste  Bewilligung  zur  Annahme  und  zur  Bekleidung  des  ihm  ver- 
liehenen auswärtigen  Postens  einzuschreiten.  Die  Bew^illigung  zur  An- 
nahme eines  auswärtigen  Konsularpostens  wird  nur  unter  der  Bedingung 
erteilt,  daß  dadurch  in  den  staatsbürgerlichen  und  Jurisdiktionsverhältnissen 
des  betreffenden  österreichischen  oder  ungarischen  Staatsangehörigen 
keinerlei  Änderung  eintrete.  Wenn  es  sich  jedoch  lediglich  um  eine 
Konsularagentie  handelt,  so  entfällt  die  Notwendigkeit  der  Erwirkung  der 
Allerhöchsten  Bewilligung  (Erlässe  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom 
10.  April  und  8.  Mai  1854,  Z.  3038/129  und  9866/357). 

Den  im  aktiven  Staatsdienst  stehenden  Beamten,  sowie  den  im 
Militärstande  stehenden  österreichischen  oder  ungarischen  Staatsangehörigen 
ist  die  Annahme  auswärtiger  Konsularstellen  in  der  Regel  nicht  gestattet. 

Im  Gebiete  der  Länder  der  ungarischen  Krone  ist  die  Stelle  eines 
öffentlichen  Notars  mit  den  Funktionen  eines  auswärtigen  Konsular- 
vertreters unvereinbar. 

Laut  Allerhöchster  Entschließung  vom  23.  Jänner  1832  kann  nur 
dann  auf  Erteilung  des  Exequatur  Allerhöchsten  Ortes  angetragen  werden, 
wenn  der  betreffende  Konsularfunktionär  in  jeder  Hinsicht,  das  ist  in 
moralischer,  politischer  und  staatsbilrgerllcher  Beziehung,  zur  Bekleidung 
eines  Konsularamtes  vollkommen  geeignet  erscheint  (Hofkammerdekret 
vom  4.  Februar  1832,  Z.  4814/136).  Die  Erwirkung  des  Allerhöchsten 
Exequatur,  beziehungsweise  die  bloße  Anerkennung  eines  auswärtigen 
Konsularfunktionärs  durch  das  k.  und  k.  Ministerium  des  Äußern  erfolgt 
nur  in  dem  Falle,  wenn  die  über  die  persönlichen  und  sonstigen  Ver- 
hältnisse des  besagten  Funktionärs  eingezogenen  Erkundigungen  in  jeder 
Richtung  günstig  lauten.  Wenn  jedoch  der  auswärtige  Konsularfunktionär 
wirklicher  Staatsbeamter  ist,  so  wird  in  der  Regel  von  der  Einziehung 
der  sonst  üblichen  Erkundigungen  Umgang  genonmien.  Bei  der  Bestellung 
eines  auswärtigen  Konsularfunktionärs  ist  es  daher  sehr  angezeigt,  her- 
vorzuheben, ob  der  betreffende  Konsularfunktionär  wirklicher  Staats- 
beamter oder  Honorarfunktionär  ist. 

Auch  die  definitive  Anerkennung  eines  auswärtigen  Konsular- 
funktionärs kann  zurückgenommen  werden,  sobald  persönliche  oder  sonstige 
Gründe  dies  notwendig  erscheinen  lassen.  Dies  erfolgt  im  Einvernehmen 
mit  der  betreffenden  Regierung,  welche  den  zu  enthebenden  auswärtigen 
Konsularfunktionär  bestellt  hat. 
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2.  Rechte  und  Immunitäten  der  auswärtigen  EonsularfunktionSre. 

Das  wesentliche  Recht  der  auswärtigen  Konsularfunktionäre  in  Öster- 
reich-Ungarn ist  das  der  Anerkennung  ihrer  amtlichen  Konsulareigenschaft 
und  femer  das  Recht  der  Zulassung  zur  Ausübung  der  bezüglichen  Funktionen. 

In  betreff  des  Umfanges,  auf  welchen  sich  ihre  Amtsverrichtungen 
erstrecken  dürfen,  wird  vorzüglich  der  Grundsatz  beobachtet,  die  aus- 
wärtigen Konsularfunktionäre  in  Ausübung  der  ihnen  von  ihrer  Regierung 
übertragenen  Funktionen  insoferne  [nicht  zu  beirren,  als  die  Ausübung 
dieser  Funktionen  nicht  gegen  die  in  Österreich-Ungarn  bestehenden 
Gesetze  verstößt.  Der  Grundsatz  der  Reziprozität  in  der  Behandlung  der 
auswärtigen  Konsularfunktionäre  kommt  insoferne  in  Anwendung,  als  dies 
mit  den  Landesgesetzen  und  Anordnungen  vereinbar  ist  (Hofkammerdekret 
vom  19.  März  1838,  Z.  471/p.  p.). 

Die  auswärtigen  Konsularfunktionäre  werden  in  Österreich -Ungarn 
nicht  als  diplomatische  Personen  behandelt  und  genießen  nicht  die  den 
letzteren  zukommenden  Immunitäten  und  Vorrechte. 

Wenn  nicht  in  den  von  der  österreichisch -ungarischen  Monarchie 
mit  einzelnen  auswärtigen  Staaten  abgeschlossenen  Handels-  und  Schiff- 
fahrtsverträgen oder  Konsularkonventionen,  beziehungsweise  Meistbegün- 
stigungsverträgen den  betreffenden  Konsularfunktionären  auf  Grund  der 
gegenseitigen  Reziprozität  besondere  Immunitäten  [eingeräumt  sind  (siehe 
Nr.  n  des  Anhanges  S.  626),  so]  steht  den  in  Österreich-Ungarn  residierenden 
auswärtigen  Konsularfunktionären  keine  Personal-  oder  Realimmunität  zu. 
Sie  unterstehen  dann  gleich  anderen  Privaten  in  ihren  außeramtlichen 
Handlungen  den  österreichischen  oder  den  ungarischen  Gerichten  und 
Landesgesetzen,  so  daß  sie  auch  zur  Tragung  aller  jener  persönlichen 
und  Reallasten  oder  Abgaben  verpflichtet  sind,  welche  auf  sie,  abgesehen 
von  ihi-er  Konsulareigenschaft,  Anwendung  haben. 

Den  auswärtigen  Konsularfunktionären  steht  nicht  eine  Jurisdiktion 
über  ihre  in  den  österreichischen  oder  ungarischen  Staaten  befindlichen 
Nationalen  zu  (Hofkamnierdekret  vom  30.  September  1837,  Z.  4959/p.  p.). 

Die  auswärtigen  Konsularfunktionäre  sind  berechtigt,  auf  ihrem 
Wohnhause  das  Wappen  aufzustellen  und  nach  Landesbrauch  die  National- 
flagge, jedoch  nur  bei  außerordentlichen  Anlässen,  zu  hissen. 

3.  Verkehr  der  auswärtigen  Konsularfunktionäre  mit  (lenLokalbehiJrden. 

Bezüglich  des  Verkehrs  der  auswärtigen  Konsularfunktionäre  mit 
den  Lokalbehörden  ist  folgendes  zu  bemerken: 

Den  auswärtigen  Konsularfunktionären  ist  gestattet,  sich  in  kommerziellen 
Angelegenheiten  unmittelbar  an  die  betreffenden  Landesbehördeu  zu  wenden. 

In  anderen  Angelegenheiten  dürfen  sie  in  der  Regel  nicht  offiziell 
und  schriftlich   mit    den   k.  k.  oder   königlich  ungarischen  Behörden  ver- 
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kehren;  doch  soll  ihnen  auf  ihr  mündliches  offizielles  Einschreiten  Gehör 
gegeben  und  nötigenfalls  Auskunft  erteilt  werden  (Hofkammerdekret  vom 
19.  März  1838,  Z.  471/p.  p.). 

Zu  den  Amtsverrichtungen  der  auswärtigen  Konsularfunktionäre 
gehört  aber  selbstverständlich  nicht  die  völkerrechtliche  Vertretung  ihrer 
Nationalen  im  eigentlichen  Sinne,  welche  den  betreffenden  am  kaiserlichen 
und  königlichen  Hoflager  beglaubigten  Botschaften  und  Gesandtschaften 
zusteht.  Ergibt  sich  die  Notwendigkeit  einer  solchen  Vertretung  in  dem 
Amtsbezirke  eines  auswärtigen  Konsularfunktionärs,  so  hat  derselbe  hierzu 
die  Vermittlung  seiner  vorgesetzten  Gesandtschaft  anzurufen. 

Im  Interesse  des  zunehmenden  internationalen  Verkehres  ist  man  in 
neuererZeit  hinsichtlich  der  Attributionen  derauswärtigenKonsularfunktionäre 
zu  der  Anschauung  gelangt,  daß  es  nur  nützlich  sein  kann,  denselben  einen  etwas 
ausgedehnteren  Wirkungskreis  und  die  Vertretung  administrativer  Angelegen- 
heiten im  unmittelbaren  Einvernehmen  mit  den  Lokalbehörden  einzuräumen. 

Es  wurde  denselben  von  der  österreichisch -ungarischen  Regierung 
in  den  mit  mehreren  Staaten  abgeschlossenen  Handelsverträgen  nicht  nur 
das  Einschreiten  in  Angelegenheiten  des  Handels-  und  Schiffahrtsverkehres, 
sondern  auch  eine  Ingerenz  in  Verlassenschaftssachen  und  bei  Beglaubigungen 
von  Urkunden  oder  Entgegennahme  von  Erklärungen  ihrer  Staatsangehörigen 
die  Stellung  eines  öffentlichen  Funktionärs  zugestanden.  Außerdem  kommt 
ihnen  aber  jedenfalls  die  Befugnis  zu,  in  Angelegenheiten  ihrer  Nationalen 
oder  auf  Ersuchen  der  Behörden  ihres  Landes  in  allen  Fällen,  wo  nicht 
der  diplomatische  Weg  einzuhalten  ist,  sich  unmittelbar  an  die  Behörden 
des  Ortes  und  des  Landes,  wo  sie  ihren  Sitz  haben,  zu  wenden  und  mit 
denselben  amtlich  zu  verkehren. 

Den  auswärtigen  Konsularfunktionären  kommt  die  Befugnis  zu,  durch 
geeignete  Mitteilung  an  die  Lokalbehörde  die  Verfolgung  eines  flüchtigen 
Verbrechers  zu  veranlassen. 

Ein  Unterschied  der  in  den  österreichischen  oder  ungarischen  Staaten 
zur  Ausübung  ihrer  Funktionen  zugelassenen  auswärtigen  Konsularvertreter 
nach  Verschiedenheit  des  Eanges  und  der  Diensteigenschaft  ist  in  den 
inländischen  Gesetzen  nicht  gegründet,  wohl  aber  ist  es  herkömmlich,  daß 
die  im  Eange  höher  gestelltenKonsularfunktionäre,  nämlich  die  Generalkonsuln 
und  Konsuln,  bei  öffentlichen  Feierlichkeiten  und  Festen,  an  den  Orten,  wo 
sie  ihren  Sitz  haben,  manche  persönliche  Auszeichnung  genießen,  die  den  in 
geringerer  Eigenschaft  angestellten  Konsularfunktionären  nicht  zuteil  wird. 

Der  Umstand,  ob  der  auswärtige  Konsularfunktionär  ein  öster- 
reichischer oder  ungarischer  Staatsangehöriger  ist  oder  nicht,  zieht  inso- 
ferne  einen  Unterschied  in  den  Rechten  und  Pflichten  nach  sich,  als  ein 
solcher,  abgeleitet  aus  der  Eigenschaft  der  österreichischen  oder  ungarischen 
Staatsangehörigkeit,  in  den  Landesgesetzen  und  Anordnungen  beobachtet  ist. 
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4.  Befugnisse    der    aaswärtigen  Konsularfuuktlonäre    bezfigllch   der 

Vomalime  ron  Akten  des  Clrllstandes. 

Die  österreichischen  beziehungsweise  ungarischen  Behörden  sind  durch 
kein  positives  Gesetz  gehalten,  sich  der  Vornahme  von  Civilstandsakten 
seitens  auswärtiger  Konsularfunktionäre  innerhalb  deren  Amtslokale  zu  wider- 
setzen, sofern  diese  Akte  ausschließlich  die  eigenen  Nationalen  betreffen 
und  dabei  in  keiner  Weise  das  Hoheitsrecht  der  Monarchie  berührt  wird. 

Die  österreichische  Regierung  hat  es  für  angemessen  erachtet,  der  Vor- 
nahme von  Civiltrauungen  durch  Konsularfunktionäre  auswärtiger  Staaten 
kein  Hindernis  in  den  Weg  zu  legen,  unter  der  Voraussetzung: 

1.  daß  die  betreffenden  auswärtigen  Konsularfunktionäre  nach  der 
Gesetzgebung  ihres  Landes  überhaupt  berufen  sind,  als  Civilstandsbeamte 
für  ihre  im  Auslande  befindlichen  Nationialen  zu  fungieren; 

2.  daß  sie  solche  Akte  nur  vornehmen,  wenn  beide  Ehewerber 
zweifellos  der  Nationalität  ihres  Landes  angehören,  und  endlich 

3.  daß  dabei  jede  Verfügung  unterbleibe,  welche  als  ein  Akt  der 
Jurisdiktion  angesehen  wäre  —  daher  auch  die  Kundmachung  des  Ehe- 
aufgebotes mittels  Anschlages  an  der  Außenseite  des  Konsulates  nicht 
stattfinden  darf. 

In  allen  Fällen  handelt  es  sich  hier  um  eine  stillschweigende  Zu- 
lassung, da  keinem  auswärtigen  Staate  ein  vertragsmäßiges  Recht  in  dieser 
Richtung  eingeräumt  wurde. 

Diese  Duldung  involviert  keinesfalls  eine  ausdrückliche  Anerkennung- 
der  Rechtsgültigkeit  der  vor  auswärtigen  Konsularfunktionären  geschlossenen 
Ehe.  Die  Beurteilung  der  Gültigkeit  derselben  im  Falle  der  Anfechtung 
ist  selbstverständlich  der  Judikatur  der  östen-eichischen  Gerichte  vor- 
behalten, für  welche  nach  dem  Grundsatze  ,, Locus  regit  actum"  die  öster- 
reichischen Gesetze  allein  maßgebend  sind,  da  den  auswärtigen  Konsular- 
funktionären das  Recht  der  Exterritorialität  nicht  zukommt. 

5.  Befugnisse  der  auswUrtlgcn  Konsularfunktionäre  in  Verlassenschafts- 

angelegenheiten. 

In  bezug  auf  die  Befugnisse  der  auswärtigen  Konsularfunktionäre 
in  Österreich-Ungarn  rücksichtlich  des  Nachlasses  von  Verstorbenen  ihrer 
Nation  sind  vor  allem  die  diesfalls  bestehenden  vertragsmäßigen  Be- 
stimmungen maßgebend.  Diese  Bestimmungen  sind  zum  Teil  in  speziellen 
Nachlaßkonventionen,  zum  Teil  in  den  Konsularkonventionen  und  zum 
Teil  endlich  in  den  Handels-  und  Schiffahrtsverträgen  mit  den  auswärtigen 
Staaten  enthalten. 

In  allen  jenen  Fällen,  wo  ein  darauf  bezügliches  vertragsmäßiges 
Übereinkommen  nicht   besteht,   werden   folgende  Grundsätze   beobachtet: 
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Die  österreichischen  beziehungsweise  ungarischen  Gerichte  haben,  außer 
dem  Falle  der  Reziprozität,  in  die  Abhandlung  des  beweglichen  Nachlasses 
eines  hierlands  verstorbenen  Ausländers,  wenn  er  hier  keinen  ordentlichen 
Wohnsitz  hatte,  sich  nicht  einzulassen,  sondern  die  Verlassenschaftsmasse 
nach  vorläufig  zur  Sicherheit  der  Erben,  Vermächtnisnehmer  und  Gläubiger 
getroffenen  nötigen  Vorkehrungen  dem  zuständigen  Gerichte  zu  übe» 
mittein  (Erlaß  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  17.  Juni  1852,  Z.  2499/H.). 
Die  Beiziehung  des  betreffenden  auswärtigen  Konsularfunktionärs  ist  nicht 
vorgeschrieben.  Wenn  jedoch  der  auswärtige  Konsularfunktionär  sich  mit 
einer  besonderen  oder  allgemeinen  Ermächtigung  seiner  Eegierung  zur 
Übernahme  der  Verlassenschaft  ausweist,  oder  wenn  er  nebst  der  Vollmacht 
der  Erben  auch  die  Erklärung  des  zuständigen  Gerichtes,  wodurch  ihr  Erbrecht 
anerkannt  wurde,   produziert,  so  wird  ihm  die  Verlassenschaft  ausgefolgt. 

In  der  Praxis  geschieht  es,  daß  die  Gerichtsbehörden  in  den  öster- 
reichischen oder  ungarischen  Seeplätzen  den  Konsul  bei  dem  Todesfalle 
von  Angehörigen  seiner  Nation  verständigen  (Erlaß  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums vom  Jahre  1851,  Z.  9020/H.).  Die  Befugnis  der  auswärtigen 
Konsularfunktionäre,  von  den  Angehörigen  ihrer  Nation  Akte  und  Urkunden 
aufzunehmen,  denselben  Lebenszertifikate  und  andere  Zeugnisse  auszustellen, 
unterliegt  keinem  Anstände,  doch  wird  die  Gültigkeit  und  Wirkung  der- 
selben von  den  inländischen  Behörden  nach  den  bestehenden  Landes- 
gesetzen beurteilt. 

6.  Befugnisse    der  aaswärtigen  Konsularfunktionäre   In  Schlffahrts- 

angelegenhelten. 

Die  in  Österreich-Ungarn  fungierenden  auswärtigen  Konsularvertreter 
werden,  der  bisherigen  Gepflogenheit  gemäß,  in  der  Vornahme  civilgericht- 
licher  Amtshandlungen,  die  sich  auf  an  Bord  von  Schiffen  der  eigenen 
Nation  befindliche  Kapitäne  und  Schiffsmannschaften  beziehen,  in  allen 
jenen  Fällen  nicht  behindert,  wo  weder  österreichische  oder  ungarische, 
noch  andere  fremde  Staatsangehörige  interessiert  sind. 

Es  ist  somit  den  auswärtigen  Konsularfunktionären  das  Recht  der 
Disziplinar-  und  Polizeiinspektion  über  die  auf  Schiffen  ihrer  Nation 
befindlichen  Seeleute  eingeräumt,  unbeschadet  jedoch  der  Amtshandlungen, 
welche  durch  die  bestehenden  Gesetze  und  Vorschriften  den  Landes- 
behörden vorbehalten  sind;  endlich  ist  es  den  auswärtigen  Konsular- 
funktionären auch  unbenommen,  Frachtkontrakte  und  Deklarationen  der 
E^apitäne  ihrer  Nation  aufzunehmen,  sowie  in  Havariefällen  von  nationalen 
Schiffen  alle  für  nötig  erachteten  Erhebungen  zu  pflegen:  die  besagten 
Urkunden  werden  jedoch  in  bezug  auf  ihre  Gültigkeit  und  Wirkung  von 
den  inländischen  Behörden  nur  nach  den  österreichischen  oder  ungarischen 
Gesetzen  beurteilt,  und  die  durch  letztere  den  österreichischen  oder  unga- 

Malfatti,  Konsularwesen.    I.  40 
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rischen  Behörden  in  Havariefällen  vorbehaltenen  Amtshandlungen  sind 
selbstverständlich  von  denselben  vorzunehmen.  Die  Praxis  in  Havariefällen 
besteht  darin,  daß  die  auswärtigen  Konsularfunktionäre  in  den  öster- 
reichischen oder  ungarischen  Häfen  im  Falle  des  Schiffbruches  von  Fahr- 
zeugen ihrer  Nation  die  Seeverklarungen  aufnehmen,  sofern  dabei  öster- 
reichische oder  ungarische  Staatsangehörige  nicht  beteiligt  sind,  die  aus 
solchen  Anlässen  entstehenden  Streitigkeiten  über  Einschreiten  der  Par- 
teien im  Kompromißwege  austragen  und  als  gesetzliche  Bevollmächtigte 
der  abwesenden  Schiffseigentümer  und  Interessenten  alle  Schritte  vor- 
nehmen, die  diesen,  wenn  selbe  gegenwärtig  wären,  zustehen  würden. 

Auch  in  dieser  Eichtung  sind  vor  allem  die  in  den  Handels-  und 
Schiffahrtsverträgen  mit  den  auswärtigen  Staaten  enthaltenen  Bestimmungen 
maßgebend. 

n. 

Besondere  vertragsmäßige  Begünstigungen  der  auswärtigen 
Konsularfunktionäre.  —  Konsular-  und  Verlassenscliafts- 

konventionen. 

Besondere  Begünstigungen  betreffs  der  Stellung  der  auswärtigen 
Konsularfunktionäre  und  ihrer  Befugnisse  sind  in  den  einzelnen  Verträgen 
und  Konventionen  mit  einigen  Staaten  von  beiden  vertragschließenden 
Teilen  zugestanden  worden. 

Die  österreichisch -ungarische  Monarchie  hat  nachfolgende  Konsular- 
und  Verlassenschaftskonventionen:  mit  Frankreich  (1866),  mit  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Nordamerika  (1870),  mit  Portugal  (1873),  mit  Italien 
(1874)  und  mit  Serbien  (1881)  abgeschlossen. 

1.  Staatsvertrag  zwischen  Österreich  und  Frankreich  vom  11.  De- 
zember 1866,  über  die  Vorrechte  und  den  Wirkungskreis  der 
gegenseitigen    Konsuln    in    den    beiden    Staaten    (R.  G.  B.  LXIII 

Nr.  167  ex  1866). 

(Geschlossen  zu  Wien  am  11.  Dezember  186(j;  die  Katifizieningen   daselbst  ausgewechselt 

am  18.  Dezember  1866.) 

Urtext.  I  Übersetzung. 


Sa  Majeste  l'Empereur  d'Autriche 

et  Sa  Majeste  rEmpereur  des  Fran- 

^ais,  desirant  detcrminer,  avec  toute 

Textension  et  la  clai-te  possibles,  les 

oits,  Privileges  et  immunites  reci- 

)ques  des  Consuls  generaux,  Con- 


Seine  Majestät  der  Kaiser  von 
Österreich  und  8eine  Majestät  der 
Kaiser  der  Franzosen,  von  dem 
Wunsclie  durchdrungen,  die  gegen- 
seitigen Rechte,  Vorrechte  und  Frei- 
heiten der  Generalkonsuln,  Konsuln 
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suis,  Vice-consuls  et  Agents  consu- 
laires,  Chanceliers  ou  Secretaires, 
ainsi  que  leui's  fonctions  et  les  obliga- 
tions  auxquelles  ils  seront  respective- 
ment  soumls  en  Autriche  et  en 
France,  ont  resolu  de  conclure  une 
Convention  consulaire,  et  ont  nomme, 
k  cet  effet,  pour  Leurs  Plenipoten- 
tiaires,  savoir: 


Sa  Majeste  TEmpereur  cV Autriche: 

M.  le  Baron  de  Beust  (Frederic- 
Ferdinand),  Son  Conseiller  intime, 
Ministre  de  Sa  Maison  et  des  affaires 
^trangeres,  Grand-croix  des  Ordres 
de  St-Etienne  et  de  Leopold,  Grand- 
croix  de  rOrdre  Imperial  de  la  Le- 
gion d'honneur,  etc.,  et 

M.  le  Baron  de  Wüllerstorf- 
Urbair  (Bemard),  Contre-amiral, 
Son  Conseiller  intime,  Ministre  du 
commerce  et  de  l'industrie,  Chevalier 
de  rOrdre  de  la  couronne  de  fer  de 
deuxieme  classe,  etc.; 

Sa  Majeste  TEmpereur  des  Fran- 
gais: 

M.  le  Duc  de  Gramont  (Antoine- 
Alfred-Agenor),  Son  Ambassadeur 
pres  Sa  Majeste  Imperiale  et  ßoyale 
Apostolique,  Grand-croix  de  Son 
Ordre  Imperial  de  la  Legion  d'hon- 
neur,  etc.,  et 

M.  Herbet  (Charles -Frangois- 
l&douard),  Ministre  plenipotentiaire 
de  premiere  classe,  conseiller  d'etat, 
directeur  des  consulats  et  des  affaires 
commerciales    au    departement    des 


Vizekonsuln  und  Konsularagenten, 
der  Kanzler  oder  Sekretäre,  sowie 
die  Funktionen  derselben  und  die 
Obliegenheiten,  welchen  sie  be- 
ziehungsweise in  Österreich  und  in 
Frankreich  unterworfen  sein  sollen, 
in  der  möglichsten  Ausdehnung  und 
Klarheit  festzustellen,  haben  den 
Abschluß  einer  Konsularkonvention 
beschlossen,  und  zu  diesem  Ende 
zu  Ihren  Bevollmächtigten  ernannt, 
nämlich: 

Seine  Majestät  der  Kaiser  von 
Österreich: 

den  Herrn  Friedrich  Ferdinand 
Freiherrn  von  Beust,  Allerhöchst 
Ihren  geheimen  Eat,  Minister  des 
Hauses  und  der  auswärtigen  An- 
gelegenheiten, Großkreuz  des  St. 
Stephans-  und  des  Leopoldordens, 
Großkreuz  des  kaiserlich  französischen 
Ordens  der  Ehrenlegion  etc.,  und 

den  Herrn  Bernhard  Freiherm 
von  Wüllerstorf-Urbair,  Aller- 
höchst Ihren  Kontreadmiral  und  ge- 
heimen Rat,  Minister  für  Handel  und 
Volkswirtschaft,  Ritter  des  Ordens 
der  eisernenKrone  zweiter  Klasse  etc.; 

Seine  Majestät  der  Kaiser  der 
Franzosen: 

den  Herrn  Anton  Alfred  Agenor 
Herzog  von  Gramont,  Allerhöchst 
Ihren  Botschafter  bei  Seiner  k.  k. 
Apostolischen  Majestät,  Großkreuz 
Ihres  kaiserlichen  Ordens  der  Ehren- 
legion etc.,  und 

den  Herrn  Karl  Franz  Eduard 
Herbet,  bevollmächtigten  Minister 
erster  Klasse,  Staatsrat,  Direktor  der 
Konsulate  und  Handelsangelegen- 
heiten im  Ministerium  des  Äußern, 
40* 
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affaires  ötrangöres,  Grand-officier  de 
rOrdre  Imperial  de  la  Legion  d'hon- 
neur,  etc.; 

lesquels,  apres  avoir  echange  leurs 
pleins  pouvoirs  respectifs,  trouves  en 
bonne  et  due  forme,  sont  convenus 
des  articles  suivants: 

Ärticle  1®^. 

Chacune  des  Hautes  Parties  con- 
tractantes  aura  la  faculte  d'etablir 
des  Consuls  generaux,  Consuls  et 
Vice-consuls  ou  Agents  consulaires 
dans  les  ports  ou  places  de  commerce 
de  Tautre  Partie,  y  compris  les  pos- 
sessions  d'outre-mer  et  les  Colonies. 
Elles  se  reservent,  toutefois,  le  droit 
de  designer  les  localites  qu'elles  juge- 
raient  convenable  d'excepter,  pour- 
vu  que  cette  reserve  soit  ögalement 
appliquee    k  toutes   les    pulssances. 

Les  Consuls  generaux  et  Consuls 
etablis  dans  Tun  ou  Tautre  des  deux 
pays,  conformement  aux  dispositions 
de  cet  article,  pourront  exercer  les 
attributions  qui  leur  sont  reconnues 
par  la  präsente  Convention,  dans 
tonte  Tetendue  du  gouvernement  ou 
du  district  dont  leur  residence  est 
le  chef-lieu. 

Lesdits  fonctionnaires  ou  agents 
seront  reciproquement  admis  et  re- 
connus  en  presentant  leurs  provisions 
selon  les  regles  etformalites  etablies 
dans  les  pays  respectifs. 


L'exequatur  necessaire  j^oiu'  le 
libre  exercice  de  leurs  fonctions  leur 
sera  deli^Te  sans  frais,  et,  sur  la 
production  du  dit  exequatur,  Tauto- 
rite  superieure  du  lieu  de  leui-  resi- 


Großofflzier  des  kaiserlichen  Ordens 
der  Ehrenlegion  etc.; 

welche,   nach  Austausch  ihrer  in 
guter  und  gehöriger  Form  befundenen 
Vollmachten,  über  nachstehende  Ar- 
tikel übereingekommen  sind: 
Artikel  1. 

Jedem  der  Hohen  vertragenden 
Teile  wird  es  freistehen,  General- 
konsuln, Konsuln,  Vizekonsuln  oder 
Konsularagenten  in  den  Häfen 
und  Handelsplätzen  des  anderen 
Teiles,  die  überseeischen  Besitzungen 
und  Kolonien  inbegriffen,  zu  bestellen, 
unter  Vorbehalt  jedoch  des  Eechtes, 
jene  Orte  hiervon  auszunehmen,  wo 
ihnen  solches  angemessen  erscheinen 
wird,  vorausgesetzt,  daß  dieser  Vor- 
behalt allen  Mächten  gegenüber  gleich- 
mäßig Anwendung  findet. 

Die  den  Bestimmungen  dieses  Ar- 
tikels gemäß  in  einem  oder  dem 
anderen  der  beiden  Länder  ange- 
stellten Generalkonsuln  und  Konsuln 
dürfen  die  ihnen  durch  gegenwärtige 
Konvention  zuerkannten  Befugnisse 
im  ganzen  Umkreise  des  Gouverne- 
ments oder  Bezirkes  ausüben,  in 
dessen  Hauptorte  sie  residieren. 

Die  besagten  Beamten  oder  Agenten 
werden  auf  die,  in  Gemäßheit  der 
in  den  gegenseitigen  Ländern  be- 
stehenden Vorschriften  und  Förailich- 
keiteu  geschehene  Vorweisung  ihrer 
Bestallungen,  gegenseitig  zugelassen 
und  anerkannt. 

Das    zur    freien   xlusübung    ihrer 

Funktionen  erforderliche  Exequatur 

wird    ihnen    kostenfrei    ausgefolgt, 

und   auf   Vorweisung   des   besagten 

I  Exequaturs    wird    die    Oberbehörde 
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dence  prendra  immediatement  les  me- 
sures  necessalres,  pour  qu'ils  puissent 
s'acquitter  des  devoirs  de  leur 
Charge  et  qu'ils  soient  admis  ä  la 
jouissance  des  droits,  Privileges  et 
immuiiites,  qui  y  sont  attaches. 

Article  2. 
Les  Consuls  g6neraux,  Consuls, 
Vice-consuls  et  leurs  Chanceliers, 
sujets  de  l'Etat  qui  les  nomme,  seront 
exemptes  des  logements  et  contri- 
butions  militaires,  des  contributions 
directes,  personnelles,  mobili^res  ou 
somptuaires,  imposees  par  l'Etat  ou 
par  les  communes,  ä  moins  qu'ils  ne 
poss6dent  de  biens  immeubles,  qu'ils 
ne  fassent  le  commerce,  ou  qu'ils 
n'exercent  quelque  Industrie;  dans 
lesquels  cas  ils  seront  soumis  aux 
memes  taxes,  charges  et  impositions 
que  les  autres  particuliers. 

Hs  joulront,  en  outre,  de  Tinmiunite 
personnelle,  excepte  pour  les  faits 
et  actes  que  la  legislation  penale 
du  pays  qualifie  de  crimes.  S'ils  sont 
negociants,  la  contrainte  par  corps 
ne  pourra  leur  etre  appliquee  que 
pour  les  seuls  faits  de  commerce  et 
non  pour  causes  civiles. 

Article  3. 

Les  Consuls  generaux,  Consuls  et 
leurs  Chanceliers,  ainsi  que  les  Vice- 
consuls  et  Agents  consulaires,  sujets 
de  l'Etat  qui  les  nomme,  ne  pourront 
etre  sommes  de  comparaitre  comme 
temoins  devant  les  tribunaux. 

Quand  la  justice  locale  aura  besoin 
de  recueillir  aupres  d'eux  quelque 
declaration  juridique,   eile  devra  se 


des  Ortes  ihres  Amtssitzes  unver- 
züglich die  nötigen  Vorkehrungen 
treffen,  um  ihnen  die  Ausübung  der 
Obliegenheiten  ihres  Amtes  und  den 
Genuß  der  mit  demselben  verbundenen 
Rechte,  Vorrechte  und  Freiheiten 
zu  ermöglichen. 

Artikel  2. 

Die  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vize- 
konsuln und  ihre  Kanzler  genießen, 
wenn  sie  Untertanen  des  sie  er- 
nennenden Staates  sind,  die  Befreiung 
von  den  vom  Staate  oder  den  Ge- 
meinden auferlegten  Militäreinquar- 
tierungen und  Kontributionen,  sowie 
direkten,  Personal-,  Mobiliar-  und 
Luxussteuem,  vorausgesetzt,  daß  sie 
kein  unbewegliches  Eigentum  be- 
sitzen und  weder  Handel  treiben, 
noch  ein  industrielles  Geschäft  aus- 
üben, in  welchen  Fällen  sie  denselben 
Abgaben,  Lasten  und  Auflagen  unter- 
worfen sind,  wie  andere  Private. 

Sie  genießen  überdies  die  persön- 
liche Immunität,  ausgenommen  be- 
züglich der  durch  die  Gesetzgebung 
des  Landes  als  Verbrechen  bezeich- 
neten Handlungen.  Wenn  sie  Kauf- 
leute sind,  kann  die  persönliche  Haft 
gegen  sie  nur  wegen  Handels-,  nicht 
aber  wegen  civilrechtlicher  Ange- 
legenheiten in  Anwendung  kommen. 
Artikel  3. 

Die  Generalkonsuln,  Konsuln  und 
ihre  Kanzler,  sowie  die  Vizekonsuln 
und  Konsularagenten  können,  wenn 
sie  Untertanen  des  sie  ernennenden 
Staates  sind,  nicht  als  Zeugen  vor 
Gericht  vorgeladen  werden. 

Wenn    die    Lokalgerichtsbehörde 
die  Abgabe  einer  ge^ 
sage  von  ihne« 
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transporter  ä  leur  doiiiicile  pour  la 
recevoir  de  vive  voix,  ou  deleguer, 
ä  cet  effet,  im  fonctionnaire  coin- 
petent,  ou  bien  la  leur  demander  par 
ecrit. 

Article  4. 

Les  Consuls  generaux,  Consuls, 
Yice-oonsuls  et  Agents  consulaires 
pourront  placer,  au  dessus  de  la  porte 
exterieure  du  Consulat,  Tecusson  des 
armes  de  leur  nation,  avec  cette 
inscription:  „Consulat,  Vice-con- 
sulatouAgence  consulairede...." 

Ils  pourront  egalenient  arborer  le 
pa\illon  de  leur  pays  sur  la  maison 
consulalre,  aux  jours  de  solennites 
publiques  ou  dans  les  autres  circon- 
stances  d'usage,  ä  moins  qu'ils  ne 
resident  dans  la  ville  oü  se  trouverait 
TAnibassade  de  leur  Souverain. 

Ils   pourront,    de    meme,   arborer 
le   pavillon  national   sur  le   bäteau 
qu'ils  nionteraient  dans  le  port,  pour 
rexercice  de  leurs  fonctions. 
Article  5. 

Les  archives  consulaires  seront 
inviolables  en  tout  temps,  et  les 
autorites  locales  ne  i)ourront,  sous 
aucun  pretexte,  visiter  ni  saisir  les 
papiers  qui  en  fönt  i)ai'tie. 

Article  6. 
p]n  cas  d'empechement,  d'absencc 
ou  de  dec^s  des  Consuls  generaux, 
Consuls  ou  Vice-consuls,  les  Eleves- 
consuls,  les  Chanceliers  et  Secre- 
taires,  (lui  aurout  ete  presentes  an- 
terieureinent  en  leurdite  (jualite  aux 
autorites  respectivos,  seront  adinis 
de  plein  droit  ä  exercer  par  Interim 


so  wird  sie  sich  in  ihre  Wohnung 
begeben,  um  dieselbe  mündlich  zu 
vernehmen,  oder  zu  diesem  Zwecke 
einen  kompetenten  Beamten  dahin 
abordnen,  oder  eine  schriftliche  Er- 
klärung von  ihnen  abverlangen. 
Artikel  4. 

Die  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vize- 
konsuln und  Konsularagenten  dürfen 
über  dem  äußeren  Eingange  des 
Konsulats  das  Wappenschild  ihrer 
Nation  mit  der  Aufschrift:  „Kon- 
sulat, Vizekonsulat  oder  Kon- 
sularagentie*'  anbringen. 

Es  ist  ihnen  ferner  gestattet,  an 
Tagen  öffentlicher  Feierlichkeiten 
oder  bei  anderen  Gelegenheiten,  wo 
es  üblich  ist,  die  Flagge  ihres  Landes 
auf  dem  Konsulatsgebäude  aufzu- 
ziehen, wofern  sie  nicht  in  der 
Stadt  residieren,  wo  die  Botschaft 
ilires  Souveräns  sich  befindet. 

Sie  können  desgleichen  ihre  Flagge 
auf   dem    Schiffe    aufhissen,    dessen 
sie    sich   in  Ausübung  ihrer   Funk- 
tionen zu  Fahrten  im  Hafen  bedienen. 
Artikel  5. 

Die  Konsulatsarchive  sind  jeder- 
zeit unverletzlich,  und  es  ist  den 
Lokalbehörden  unter  keinem  Vor- 
wande  die  Durchsuchung  oder  Be- 
schlagnahme der  dazu  gehörigen 
Pai)iere  gestattet. 

Artikel  0. 

Im  Falle  der  Verhinderung,  der 
Abwesenheit  oder  des  Ablel)ens  der 
Generalkonsuln,  Konsuln  oder  Vize- 
konsulu,  werden  jene  Konsulareleven, 
Kanzler  und  Sekretäre,  welche  schon 
früher  in  der  genannten  Eigenschaft 
den  betreffenden  Behörden  vorgestellt 
worden  sind,  ohne  weiteres  zur  Aus- 
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les  fonctions  consulaires,  et  ils  joui- 
ront,  pendant  ce  temps,  des  immuni- 
tes  et  Privileges  qui  y  sont  attaches. 
par  la  presente  Convention. 

Article  7. 

Les  Consuls  generaux  et  Consuls 
pourront  nommer  des  Vice -consuls 
et  des  Ägents  consulaires  dans  les 
villes,  ports  etlocalites  deleur  arron- 
dissement  consulaire,  sauf  Fappro- 
bation   du  gouvemement  territorial. 

Ces  agents  pourront  etre  indistinc- 
tement  choisis  parmi  les  sujets  des 
deux  pays,  coimne  parmi  les  etran- 
gers,  et  seront  munis  d'un  brevet 
delivre  par  le  Consul  qui  les  aura 
nommes,  et  sous  les  ordres  duquel 
ils  devront  etre  places.  Hs  jouiront 
des  Privileges  et  immunites  stipulees 
par  la  presente  Convention.  Toute- 
fois,  les  Vice -consuls,  qui  ne  sont 
pas  sujets  de  TEtat  qui  les  nomme, 
et  les  Ägents  consulaires,  ne  seront 
pas  admis  au  benefice  des  exemptions 
et  immunites  consacrees  par  Tarticle  2. 


Article  8. 
Les  Consuls  generaux,  Consuls  et 
Vice -consuls  ou  Agents  consulaires 
des  deux  pays,  pourront  dans  Texer- 
cice  des  pouvoirs  qui  leur  sont 
attribues,  s'adresser  aux  autorites 
de  leur  arrondissement,  pour  reclamer 
contre  toute  infraction  aux  traites 
ou  Conventions  existant  entre  les  deux 
pays,  et  contre  tout  abus  dont  leurs 
nationaux  auraieut  k  se  plaindre. 
Si  leurs  reclamations  n'etaient  pas 
accueillies  par  ces  autorites,  ils  pour- 


übung  der  Konsularfunktionen  zu- 
gelassen und  genießen  während  dieser 
Zeit  die  laut  gegenwärtiger  Kon- 
vention mit  denselben  verbundenen 
Freiheiten  und  Vorrechte. 
Artikel  7. 

Die  Generalkonsuln  und  Konsuln 
können,  vorbehaltlich  der  Geneh- 
migung der  Territorialregierung,  Vize- 
konsuln und  Konsularagenten  in  den 
Städten,  Häfen  und  Ortschaften  ihres 
Konsulatsbezirkes  ernennen. 

Diese  Vizekonsuln  und  Konsular- 
agenten können  ohne  Unterschied  aus 
Untertanen  beider  Länder,  wie  aus 
Ausländern  gewählt  werden,  und 
sind  mit  einem  vom  ernennenden 
Konsul,  unter  dessen  Befehlen  sie 
zu  stehen  haben,  ausgestellten  Er- 
nennungsdekret zu  versehen.  Sie 
genießen  die  durch  gegenwärtige 
Konvention  festgestellten  Vorrechte 
und  Freiheiten.  Jenen  Vizekonsuln 
jedoch,  welche  nicht  Untertanen  des 
sie  ernennenden  Staates  sind,  und 
den  Konsularagenten  werden  die 
durch  den  Artikel  2  bestimmten  Frei- 
heiten und  Immunitäten  nicht  zu- 
gestanden. 

Artikel  8. 

Die  Generalkonsuln,  Konsuln  und 
Vizekonsuln  oder  Konsularagenten 
der  beiden  Staaten  können  in  Aus- 
übung der  ihnen  zustehenden  Amts- 
befugnisse sich  an  die  Behörden 
ihres  Amtsbezirkes  wenden,  um  gegen 
jede  Verletzung  der  zwischen  den 
beiden  Ländern  bestehenden  Trak- 
tate oder  Konventionen  und  gegen 
jede  Beeinträchtigung,  über  welche 
ihre  Staatsangehörigen  Klage  zu  er- 
heben hätten,   zu  reklamieren.    Im 
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raient  avoir  recours,  k  d6faut  d'un 
agent  diplomatique  de  leur  pays,  au 
gouvernement  de  l'Etat  dans  lequel 
ils  r^sideraient. 


Article  9. 

Les  Consuls  g^neraux,  Consuls, 
Vice-consuls  ou  Agents  consulaires 
des  deux  pays,  ainsi  que  leurs  Chan- 
eeliers,  auront  le  droit  de  recevoir 
dans  leurs  Chancelleries,  au  domicile 
des  parties  et  k  bord  des  navires 
de  leur  nation,  les  declarations  que 
pourront  avoir  k  faire  les  capitaines, 
les  gens  de  r^quipage  et  les  passa- 
gers, les  negociants  et  tous  les  autres 
sujets  de  leur  pays. 

Ils  seront  egalement  autorises  k 
recevoir: 

1.  Les  dispositions  testamentaires 
de  leurs  nationaux,  et  tous  les  autres 
actes  de  droit  civil  qui  les  concenient 
et  auxquels  on  voudrait  donner  forme 
authentique. 

2.  Les  simples  actes  convention- 
nels,  passes  entre  un  ou  plusieurs  de 
leurs  nationaux  et  d'autres  personnes 
du  pays  dans  lequel  ils  resident. 
Ces  actes  auront,  en  justice,  dans  les 
deux  pays  la  meme  force  et  valeur, 
que  s'ils  avaient  ete  passes  devant 
les  officiers  publics  ou  ministeriels 
competents  dans  Tun  ou  lautre  des 
deux  Etats. 

Les  Consuls  generaux,  Consuls  et 
Vice-consuls  ou  Agents  consulaires 
respectifs  pourront  traduire  et  lega- 
liser  toute  espece  dedocuments  emanes 
des  autorites  ou  f onctionnaires  de  leur 


Falle,  daß  auf  ihre  Eeklamationen 
von  den  genannten  Behörden  nicht 
eingegangen  würde,  steht  es  ihnen 
frei,  im  Abgange  eines  diplomatischen 
Vertreters  ihres  Landes,  sich  an 
die  Regierung  des  Landes,  wo  sie 
residieren,  zu  wenden. 
Artikel  9. 

Die  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vize- 
konsuln oder  Konsularagenten  beider 
Staaten,  sowie  auch  ihre  Kanzler, 
haben  das  Recht,  in  ihren  Kanzleien, 
in  der  Wohnung  der  Parteien  und 
an  Bord  der  Schiffe  ihrer  Staats- 
angehörigen, die  von  Kapitänen,  den 
Leuten  der  Mannschaft,  den  Passa- 
gieren, Handelsleuten  und  allen  Untei^ 
tanen  ihres  Landes  etwa  abzugeben- 
den Deklarationen  entgegenzunehmen. 

Ebenso  sind  sie  ermächtigt,  ent- 
gegenzunehmen: 

1.  Die  letztwilligen  Verfügungen 
ihrer  Staatsangehörigen  und  alle 
sonstigen  dieselben  betreffenden  civil- 
rechtlichen  Akte,  denen  authentische 
Form  gegeben  werden  will. 

2.  Die  einfachen,  zwischen  einem 
oder  mehreren  ihrer  Staatsange- 
hörigen und  anderen  Personen  des 
Landes,  wo  sie  residieren,  errichteten 
Vertragsurkunden.  Diese  Urkunden 
werden  vor  den  Gerichten  beider 
Länder  dieselbe  Kraft  und  Gültigkeit 
haben,  als  wenn  sie  vor  den  kom- 
petenten öffentlichen  Funktionären 
in  einem  oder  dem  anderen  der 
beiden  Länder  errichtet  worden  wären. 

Die  beiderseitigen  Generalkonsuln, 
Konsuln,  Vizekonsuln  oder  Konsular- 
agenten können  die  Übersetzung  und 
Legalisierung  der  von  den  Behörden 
oder  Funktionären  ihres  Landes  aus- 
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pays;  et  ces  traductions  aiiront  dans 
le  pays  de  leur  residence,  la  meme 
force  et  yaleur,  que  si  elles  eussent 
ete  faites  par  les  interpretes  jures 
du  pays. 


Article  10. 
Les  Consuls  gen^raux,  Consuls  et 
Vice-consuls  ou  Agents  consulalres 
pourront  aller  personnellement  ou  en- 
voyer  des  delegues  ä  bord  des  na  vires 
de  leur  nation,  apres  qu'ils  auront 
6te  admis  en  libre  pratique ;  interroger 
le  capitaine  et  Tequipage;  examiner 
les  papiers  de  bord;  recevoir  les  de- 
clarations  sur  leur  voyage,  leur  desti- 
nation  et  les  incidents  de  la  traver- 
see;  dresser  les  manifestes  et  faciliter 
Fexpedition  de  leurs  na  vires;  enfln, 
les  accompagner  devant  les  tribunaux 
et  dans  les  bureaux  de  l'administration 
du  pays,  pour  leur  servir  d'inter- 
pretes  et  d'agents  dans  les  affaires 
qu'ils  auront  k  suivre,  ou  les  de- 
mandes  qu'ils  auront  ä  fonrier,  sauf 
dans  les  cas  prevus  par  les  lois  com- 
merciales  des  deux  pays,  aux  dispo- 
sitions  desquelles  la  presente  clause 
n'oppose  aucune  derogation. 


Les  fonctionnaires  de  1  ordre  jndi- 
ciaire  et  les  officiers  et  agents  de 
la  douane  du  pays  ne  pourront,  en 
aucun  cas,  operer  ni  visites,  ni  re- 
cherches  ä  bord  des  navires  de  com- 
merce, Sans  en  avoir  donne  prealable- 
ment  avis  ä  Tantorite  consulaire 
de  la  nation  ä  laqueD'' 


I  gehenden  Urkunden  jeder  Art  vor- 
I  nehmen,  und  es  sollen  solche  Über- 
I  Setzungen  im  Lande,  wo  sie  residieren, 
dieselbe  Kraft  und  Gültigkeit  haben, 
als  wenn  sie  von  den  beeidpten  Dol- 
metschen des  Landes  angefertigt 
worden  wären. 

Artikel  10. 
Die  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vize- 
konsuln  oder  Konsularagenten  dttrfen 
sich  an  Bord  der  Schiffe  ihrer  Staats- 
angehörigen, nachdem  selbe  zur 
freien  Pratica  zugelassen  sind,  ent- 
weder in  eigener  Person  begeben 
oder  Delegierte  dahin  senden,  den 
Kapitän  und  die  Mannschaft  ver- 
nehmen, die  Schiffspapiere  prüfen, 
die  Aussagen  über  ihre  Reise,  He- 
stimmung  und  die  Zwischenfälle 
der  J'ahrt  entgegennehmen;  die  Mani- 
feste (Ladungsverzeichnisse)  aus- 
fertigen und  die  Expedition  ihrer 
Schiffe  fördern,  endlich  sie  vor  die 
Gerichte  und  zu  den  Administrativ- 
behörden de»  Landes  begleiten,  um 
ihnen  bei  den  Geschäften,  welche 
sie  betreiben,  oder  bei  den  Ansuchen, 
welche  sie  zu  stellen  haben,  als 
Dolmetsche  und  Sachwalter  zu  dienen, 
mit  Ausnahme  jener  Fälle,  welche  in 
den  Handelsgesetzen  beider  Länder 
vorgesehen  sind,  deren  Vorschriften 
durch  die  vorstehende  Bestimmung 
nicht  beeinträchtigt  werden  »ollen. 
Die  Oerichtsbeamten  und  die  Be- 
amten und  Organe  des  Zollamtes 
des  J>ande»  dürfen  in  keinem  Falle 
Visitationen  oder  Durclwnchnngen  an 
Bord  der  Handelsschiffe  romebmen, 
ohne  hiervon  der  KoiisTilarbeh^)rde 
der  Nation,  welcher  die»e  Schiffe 
^Mi,    Kenntnis    gegeben    zu 
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appartiennent,  afin  qu'elle  puisse 
assister  ä  la  visite.  Ils  devront  egale- 
ment  prevenir  en  temps  opportun 
les  Consuls,  Vice-consuls  ou  Ägents 
consulaires,  pour  qu'ils  assistent  aux 
declarations  que  les  capitaines  et  les 
equipages  auront  ä  faire  devant  les 
tribunaux  et  dans  les  administrations 
locales,  afin  d'eviter  ainsi  toute  erreur 
ou  fausse  interpretation,  qui  pourrait 
nuire  ä  Texacte  adniinistration  de  la 
justice. 

L'invitation  qui  sera  adressee,  ä 
cet  effet,  aux  Consuls  et  Vice-consuls 
ou  Agents  consulaires  indiquera  une 
heure  precise;  et  s'ils  negligeaient 
de  s'y  rendre  en  personne  ou  de  s'y 
faire  representer  par  un  delegue,  il 
sera  procedÄ  en  leur  absence. 


Article  11. 
Les  Consuls,  Vice-consuls  ou  Agents 
consulaires  seront  charges  exclusive- 
ment  du  maintien  de  Tordre  Interieur 
ä  bord  des  navires  de  leur  nation. 
En  consequence,  ils  regleront  eux- 
memes  les  contestations  de  toute  na- 
ture  qui  soraient  survenues  entre  le 
capitaine,  les  officiers  du  navire  et 
les  matelots,  et  specialement  Celles 
relatives  k  la  solde  et  ä  raccomplisse- 
ment  des  engagements,  reciproque- 
ment  contractes. 

Les  autorites  locales  ne  pourront 
intervenir  que  lorsque  les  desordres, 
survenus  ä  bord  des  navires,  seraient 
de  nature  ä  troubler  la  tranquillite 
et  Tordre  public  k  terre  ou  dans  le 

%  ou  quand  une  personne  du  pays 


haben,  damit  dieselbe  der  Visitation 
beiwohnen  könne.  Sie  werden  des- 
gleichen die  Konsuln,  Vizekonsuln 
oder  Konsularagenten  rechtzeitig  ver- 
ständigen, damit  dieselben  den  von 
den  Kapitänen  und  den  Mannschaften 
vor  den  Gerichten  und  den  lokalen 
Verwaltungsbehörden  abzugebenden 
Erklänmgen  beiwohnen,  um  auf 
diese  Weise  jeden  Irrtum  oder  jede 
falsche  Auslegung,  welche  die  richtige 
Handhabung  der  Justiz  beeinträch- 
tigen könnte,  zu  vermeiden. 

Die  zu  diesem  Zwecke  an  die  Kon- 
suln, Vizekonsuln  oder  Konsular- 
agenten zu  richtende  Einladung  soll 
eine  genaue  Angabe  der  Stunde  ent- 
halten, und  falls  sie  versäumen  per- 
sönlich zu  erscheinen,  oder  sich  durch 
einen  Delegierten  vertreten  zu  lassen, 
wird  in  ihrer  Abwesenheit  vorge- 
gangen werden. 

Artikel  11. 

Die  Konsuln,  Vizekonsuln  oder 
Konsularagenten  sind  ausschließlich 
mit  der  Aufrechthaltung  der  inneren 
Ordnung  an  Bord  der  Schiffe  ihrer 
Nation  beauftragt.  Sie  werden  dem- 
zufolge die  zwischen  den  Kapitänen, 
den  Schift'sof  fizieren  und  den  Matrosen 
entstandenen  Streitigkeiten  jeder  Art, 
insbesondere  aber  diejenigen,  welche 
sich  auf  die  Löhnung  und  Erfüllung 
gegenseitig  eingegangener  Verbind- 
lichkeiten beziehen,  zu  schlichten 
haben. 

Ein  Einschreiten  der  Lokalbehörden 
darf  nur  dann  stattfinden,  wenn  die 
an  Bord  der  Schiffe  vorgefallenen 
Unordnungen  derart  sind,  die  Euhe 
und  öffentliche  Ordnung  am  Lande 
oder  im  Hafen  zu  stören,  oder  wenn 
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ou  ne  faisant  pas   i)artie  de  reqiii- 
page,  s'y  trouvera  melee. 

Dans  tous  les  autres  cas,  les  auto- 
rites  precitees  se  borneront  k  preter 
tout  appui  aux  Consuls,  Vice-consuls 
ou  Agents  consulaires,  si  elles  en 
sont  requises  par  eux,  pour  faire 
arreter  et  renvoyer  ä  bord  ou  con- 
duire  provisoirement  en  prison  tout 
individu  inscrit  sur  le  röle  de  Tequi- 
page,  chaque  fois  que,  pour  un  motif 
quelcouque,  lesdits  agents  le  juge- 
ront  couvenable. 


Article  12. 

Les  Consuls  generaux,  Consuls  et 
Yice-consuls  ou  Ageuts  consulaires 
pourront  faire  arreter  et  renvoyer 
soit  ä  bord,  soit  dans  leur  pays,  les 
marins  et  toute  autre  personne  fai- 
sant, k  quelque  titre  que  ce  soit, 
partie  des  equipages  des  navires  de 
leur  nation,  dont  la  desertion  aurait 
eu  lieu  sur  le  territoire  meme  de  Tune 
des  Hautes  Parties  contractantes. 

A  cet  effet,  ils  devront  s'adresser 
par  ecrit  aux  autorites  locales  com- 
petentes,  et  justifier,  au  moyen  de 
la  presentatiou  des  registres  du  bä- 
timent  ou  du  röle  de  Pequipage,  ou, 
si  le  navii'e  etait  parti,  en  produisant 
une  copie  authentique  de  ces  docu- 
ments,  que  les  personnes  reclamees 
faisaient  reellement  partie  de  Uequi- 
page. 

Sur  cette  demande  ainsi  justifiee, 
la  remise  des  deserteurs  ne  pourra 
etre  refusee. 

On  donnera,  en  outre,  auxdites 
autorites  consulaires  tout  secours  et 


ein  Landesangehöriger  oder  ein  nicht 
zur  Schiffsmannschaft  gehöriges  In- 
dividuum dabei  beteiligt  ist. 

In  allen  anderen  Fällen  werden 
die  obgedachten  Behörden  sich  darauf 
beschränken,  den  Konsuln,  Vizekon- 
suln oder  Konsularagenten  auf  deren 
Verlangen  allen  Beistand  zu  leisten, 
um  die  Verhaftung  jedes  in  die 
Musten-oUe  eingetragenen  Indivi- 
duums und  dessen  Rücksendung  an 
Bord  oder  provisorische  Abführung 
in  das  Gefängnis  zu  veranlassen,  so 
oft  dieses  aus  was  immer  für  einem 
Grunde  den  besagten  Funktionären 
angemessen  erscheint. 

Artikel  12. 

Die  Generalkonsuln,  Konsuln  und 
Vizekonsuln  oder  Konsularagenten 
können  diejenigen  Seeleute,  sowie 
jede  andere  aus  was  immer  für  einem 
Titel  zur  Mannschaft  der  Schiffe 
ihrer  Nation  gehörende  Person,  welche 
auf  dem  Gebiete  des  einen  der  Hohen 
vertragenden  Teile  desertiert  sind, 
verhaften  und  entweder  an  Bord  oder 
in  ihre  Heimat  zurücksenden  lassen. 

Zu  diesem  Ende  werden  sie  sich 
schriftlich  au  die  kompetenten  Lokal- 
behörden zu  wenden  und  durch  Vor- 
legung der  Schiffsregister  oder  der 
Musterrolle,  oder,  falls  das  Schiff 
abgegangen,  einer  authentischen  Ab- 
schrift dieser  Urkunden,  den  Nach- 
weis zu  führen  haben,  daß  die  re- 
klamierten Individuen  wirklich  zur 
Schiffsmannschaft  gehörten. 

Auf  das  dergestalt  begründete  Er- 
suchen darf  die  Übergabe  der  Deser- 
teurs nicht  verweigert  werden. 

Es  soll  überdies  den  genannten 
Konsularbehörden  jede  Hilfeleistung 
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toute  assistance 
rarrestation  de 
seront  conduits 
pays  et  y  seront 
et  aux  frais  de 
jusqu'ä  ce  que 
occasion  de  les 


pour  la  recherche  et 
ces  deserteurs,  qui 
dans  les  prisons  du 
detenus  ä  la  demande 
l'autorite  consulaire, 
celle-ci  trouve  une 
faire  partir. 


Cet  emprisonnement  nepourra  durer 
plus  de  deux  mois,  apr^s  lesquels,  et 
moyennant  un  avis  donne  au  Consul 
trois  jours  ä  Tavance,  la  liberte  sera 
rendue  au  prisonnier,  qui  ne  pourra 
etre  incarcere  de  nouveau  pour  la 
meme  cause. 

Toutefois,  si  le  deserteur  avait 
commis  quelque  delit  ä  terre,  l'au- 
torite locale  pourrait  surseoir  ä  l'ex- 
tradition,  jusqu'ä  ce  que  le  tribunal 
eilt  rendu  la  sentence,  et  que  celle-ci 
eüt  re^u  pleine  et  entiere  execution. 

Les  Hautes  Parties  contractantes 
conviennent  que  les  marins  ou  autres 
individus  de  Tequipage,  sujets  du 
pays  dans  lequel  s'effectuera  la  de- 
sertion,  sont  exceptes  des  stipulations 
du  present  article. 


Article  13. 
Toiites  les  fois  qu'il  n'y  aura  pas 
de  stipulation  contraires  entre  les 
armateurs,  chargeurs  et  assureurs, 
les  avaries  que  les  navires  des  deux 
pays  auront  souffertes  en  mer,  soit 
qu'ils  entrent  dans  les  poi-ts  respec- 
tifs  volontairement,  ou  par  reläche 
fore6e,  seront  reglees  par  les  Consuls 
leraux,  Consuls,  Vice -consuls  ou 


und  jeder  Beistand  zur  Erforschung 
und  Anhaltung  der  Deserteurs  ge- 
wälirt  werden,  und  sind  diese  in  die 
Gefängnisse  des  Landes  abzuführen 
und  auf  Verlangen  und  Kosten  der 
Konsularbehörde  so  lange  in  Ge- 
wahrsam zu  halten,  bis  dieselbe 
Gelegenheit  zu  ihrer  Absendung  ge- 
funden hat. 

Die  Dauer  dieser  Gefangenhaltung 
darf  zwei  Monate  nicht  überschreiten, 
nach  deren  Ablauf  und  über  eine 
drei  Tage  vorher  erfolgte  Ver- 
ständigung des  Konsuls,  der  Ver- 
haftete in  Freiheit  gesetzt  wird, 
welcher  aus  demselben  Grunde  nicht 
abermals  verhaftet  werden  darf. 

Hat  jedoch  der  Deserteur  am 
Lande  eine  strafbare  Handlung  ver- 
übt, so  steht  es  der  Lokalbehörde 
frei,  die  Auslieferung  aufzuschieben, 
bis  das  gerichtliche  Urteil  gefällt 
und  vollständig  vollzogen  worden  ist. 

Die  Hohen  vertragenden  Teile 
haben  sich  dahin  geeinigt,  daß  See- 
leute oder  andere  Individuen  der 
Schiffsmannschaft,  welche  Untertanen 
des  Landes  sind,  wo  die  Desertion 
stattfindet,  von  den  Bestimmungen 
des  gegenwärtigen  Artikels  aus- 
genommen sein  sollen. 

Artikel  13. 
In  allen  Fällen,  wo  nicht  ein 
zwischen  den  Eeedern,  Befrachtern 
und  Assekuranten  getroffenes  Über- 
einkommen entgegensteht,  werden 
die  Havarien,  welche  Schiffe  beider 
I  Länder  auf  der  See  erlitten  haben  — 
dieselben  mögen  in  die  beiderseitigen 
Häfen  freiwillig  einlaufen  oder  da- 
selbst gezwungen  beilegen  —  durch 
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Agents  eonsulaires  de  leur  nation, 
ä  moins  que  des  sujets  du  pays  dans 
lequel  resideront  lesdits  agents,  ou 
ceux  d'une  tierce  puissance,  ne  soient 
Interesses  dans  ces  avaries;  dans  ce 
cas,  et  ä  defaut  de  compromis  amiable 
entre  toutes  les  parties  interessees, 
elles  devront  etre  röglees  par  l'au- 
torite  locale. 


Article  14. 
Lorsqu'un  navire  appartenant  au 
gouvernement  ou  ä  des  sujets  de 
l'une  des  Hautes  Parties  contrac- 
tantes,  fera  naufrage  ou  echouera 
sur  le  littoral  de  Tautre,  les  autorites 
locales  devront  porter  le  fait  k  la 
connaissance  du  Consul  general,  Con- 
sul,  Vice-consul  ou  Agent  consulaire 
de  la  circonscription,  et,  ä  son  de- 
faut, ä  Celle  du  Consul  general,  Con- 
sul, Vice-consul  ou  Agent  consulaire 
le  plus  voisin  du  lieu  de  l'accident. 

Toutes  les  Operations  relatives  au 
sauvetage  des  navires  fran^ais  qui 
naufrageraient  ou  echoueraient  dans 
les  eaux  territoriales  de  rAutriche, 
seront  dirigöes  par  les  Consuls  ge- 
neraux,  Consuls,  Vice -consuls  ou 
Agents  eonsulaires  de  France;  r^ci- 
proquement,  toutes  les  Operations  de 
sauvetage  des  navires  autrichiens 
qui  naufrageraient  ou  echoueraient 
dans  les  eaux  territoriales  de  la 
France,  seront  dirigees  par  les  Con- 
suls generaux,  Consuls,  Vice-consuls 
ou  Agents  eonsulaires  de  rAutriche. 


die  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vize- 
konsuln oder  Konsularagenten  ihrer 
Nation  geregelt,  wofern  nicht  Unter- 
tanen des  Landes,  wo  die  genannten 
Funktionäre  residieren,  oder  Unter- 
tanen einer  dritten  Macht  bei  den 
Havarien  beteiligt  sind.  In  diesem 
Falle  und  in  Ermanglung  eines  güt- 
lichen Vergleiches  zwischen  allen 
Beteiligten  hat  die  Regelung  der 
Havarien  durch  die  Lokalbehörde 
stattzufinden. 

Artikel  14. 

Wenn  ein  der  Regierung,  oder 
Untertanen  des  einen  der  Hohen 
vertragenden  Teile  gehörendes  Schiff 
im  Küstengebiete  des  anderen  scheitert 
oder  strandet,  werden  die  Lokal- 
behörden den  Vorfall  zur  Kenntnis 
des  Generalkonsuls,  Konsuls,  Vize- 
konsuls oder  Konsularagenten  des 
Amtsbezirkes,  oder  in  dessen  Abgange 
zur  Kenntnis  des  dem  Orte  des  Un- 
falles zunächst  befindlichen  General- 
konsuls, Konsuls,  Vizekonsuls  oder 
Konsularagenten  bringen. 

Alle  auf  die  Bergung  französischer, 
in  Gewässern  des  österreichischen 
Gebietes  gescheiterter  oder  gestran- 
deter Schiffe  bezüglichen  Operationen 
sollen  unter  der  Leitung  der  fran- 
zösichen  Generalkonsuln,  Konsuln, 
Vizekonsuln  oder  Konsularagenten 
stattfinden;  hingegen  werden  alle 
Operationen  zur  Bergung  öster- 
reichischer, in  Gewässern  des  fran- 
zösischen Gebietes  gescheiterter  oder 
gestrandeter  Schiffe  von  den  öster- 
reichischen Generalkonsuln,  Konsuln 
Vizekonsuln  oder  Konsularagenten 
geleitet. 
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L'intervention  des  autorites  locales 
n'aura  lieu,  dans  les  deux  pays,  que 
pour  assister  Tautorite  eonsulaire, 
maintenir  Tordre,  garantir  les  inte- 
rets  des  sauveteurs  etrangers  äl'equi- 
page,  et  assurer  Texecution  des  dis- 
positions  ä  observer  pour  Tentree  et 
la  sortie   des  marchandises  sauvees. 


En  Tabsence,  et  jusqu'ä  Tarrivee 
des  Consuls  generaux,  Consuls,  Vice- 
consuls  ou  Agents  consulaires,  ou 
de  la  personne  qu'ils  delegueront  ä 
cet  effet,  les  autorites  locales  de- 
vront  prendre  toutes  les  mesures  ne- 
cessaires  pour  la  protection  des  in- 
dividus  et  la  eonservation  des  objets, 
qui  auront  et6   sauves  du  naufrage. 


L'intervention  des  autorites  locales 
dans  ces  differents  cas  ne  donnera 
lieu  ä  la  perception  de  frais  d'aucune 
espece,  hors  ceux  que  necessiteront 
les  Operations  de  sauvetage  et  la 
eonservation  des  objets  sauves,  ainsi 
que  ceux  auxquels  seraient  soumis, 
en  pareil  cas,  les  navires  nationaux. 


En  cas  de  doute  sur  la  nationalite 
des  navires  naufrages,  les  dispositions 
mentionnees  dans  le  present  article 
seront  de  la  competence  exclusive 
de  Tautorite  locale. 

Les  Hautes  Parties  contractantes 
nennent,  en  outre,  que  les  mar- 


Das  Einschreiten  der  Lokalbe- 
hörden  findet  in  beiden  Ländern  nur 
statt,  um  die  Konsularbehörde  zu 
unterstützen,  die  Ordnung  aufrecht- 
zuerhalten, die  Interessen  der  nicht 
zur  Schiffsmannschaft  gehörenden 
Berger  zu  wahren,  und  die  Voll- 
ziehung der  hinsichtlich  der  Ein-  und 
Ausfuhr  der  geborgenen  Güter  zu 
befolgenden  Vorschriften  sicherzu- 
stellen. 

In  Abwesenheit  und  bis  zur  An- 
kunft der  Generalkonsuln,  Konsuln, 
Vizekonsuln  oder  Konsularagenten, 
oder  des  zu  diesem  Ende  von  ihnen 
bestellten  Abgeordneten,  haben  die 
Lokalbehörden  alle  erforderlichen 
Vorkehrungen  zum  Schutze  der  Per- 
sonen und  zur  Erhaltung  der  Ge- 
genstände zu  treffen,  welche  aus 
dem  Schiffbruche  gerettet  worden 
sind. 

Aus  dem  Einschreiten  der  Lokal- 
behörden in  diesen  verschiedenen 
Fällen  soll  kein  Anlaß  zur  Einhebung 
von  irgend  welchen  Kostenbeträgen 
genommen  werden,  mit  Ausnahme 
jener  Kosten,  welche  die  Operationen 
des  Bergens  und  die  Bewahrung  der 
geborgenen  Gegenstände  erfordert 
haben,  sowie  derjenigen,  welche  im 
gleichen  Falle  die  einheimischen 
Schiffe  zu  tragen  hätten. 

Im  Falle  eines  Zweifels  über  die 
Nationalität  der  gescheiterten  Schiffe 
gehören  die  im  gegenwärtigen  Ar- 
tikel erwähnten  Anordnungen  zur 
ausschließlichen  Kompetenz  der  Lokal- 
behörde. 

Die  Hohen  vertragenden  Teile 
haben  sich  außerdem  dahin  geeinigt, 


639 


chaudises  et  effets  sauv6s  ne  seront 
Sujets  au  paiement  d'aucun  droit  de 
douane,  ä  moins  qu'on  ne  les  destine 
ä  la  consommation  Interieure. 

Article  15. 
Les  Consuls  generaux,  Consuls, 
Vice-censuls  et  Agents  consulaires, 
ainsi  que  lesjfelfeves-consuls  ou  Chance- 
liers,  jouiront  dans  les  deux  pays 
de  toutes  les  exemptions,  prerogatives, 
immunites  et  Privileges,  qui  seront 
accordes  aux  agents  de  la  meme 
classe  de  la  nation  la  plus  favorisee. 

Article  16. 
La  presente  Convention  entrera 
en  vigueur  en  meme  temps  que  le 
traite  de  commerce  conclu  par  les 
deux  Hautes  Parties  contractantes 
sous  la  date  de  ce  jour,  et  aura  la 
meme  duree. 

Article  17. 
Les   ratifications    de    la  presente 
Convention  seront  echangees  ä  Vienne 
en  meme  temps  que  Celles  du  trait6 
de  commerce  precite. 

En  f oi  de  quoi  les  Plenipotentiaires 
respectifs  ont  signe  la  presente  Con- 
vention et  Tont  revetue  du  cachet 
de  leurs  armes. 

Fait  ä  Vienne  en  double  expedition 
le  11  decembre  de  Tan  de  gräce  1866. 


Beust  m.  p. 
Wüllerstorf  m.  p. 
Gramont  m.  p. 
Ed.  Herbet  m.  p. 


daß  die  geborgenen  Güter  und 
Effekten,  wofern  sie  nicht  zur  Kon- 
sumtion im  Lande  bestimmt  sind, 
keinerlei  Zollgebüren  unterliegen. 

Artikel  15. 

Die  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vize- 
konsuln und  Konsularagenten,  sowie 
die  Konsulareleven,  oder  Kanzler, 
genießen  in  beiden  Ländern  alle  jene 
Befreiungen,  Prärogativen,  Immuni- 
täten und  Privilegien,  welche  den 
Funktionären  gleicher  Kategorie  der 
meistbegünstigten  Nation  zugestanden 
werden. 

Artikel  16. 

Gegenwärtige  Konvention  soll 
gleichzeitig  mit  dem  zwischen  den 
Hohen  vertragenden  Teilen  am 
heutigen  Tage  abgeschlossenen  Han- 
delsvertrage in  Kraft  treten  und  mit 
demselben  gleiche  Dauer  haben. 

Artikel  17. 

Die  Ratifikationsurkunden  der 
gegenwärtigen  Konvention  sollen  in 
Wien  zugleich  mit  jenem  des  ^ror- 
besagten  Handelsvertrages  ausge- 
wechselt werden. 

Urkund  dessen  haben  die  beider- 
seitigen Bevollmächtigten  gegen- 
wärtige Konvention  unterzeichnet  und 
ihre  Siegel  beigedruckt. 

So  geschehen  zu  Wien  in  doppelter 
Ausfertigung,  den  11.  Dezember  im 
Jahre  des  Heils  1866. 

Beust  m.  p. 
Wüllerstorf  m.  p. 
Gramont  m.  p. 
Ed.  Herbet  m.  p. 
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2.  Staatsvertrag  zwischen  Österreich  und  Frankreich  vom 

11.   Dezember  1866,   über   die   Behandlung  der  Verlassenschaften 

der  gegenseitigen  Staatsangehörigen. 

(Geschlossen  zu  Wien  am  11.  Dezember  1866;    die  Ratifizierungen  daselbst  ausgewechselt 

am  18.  Dezember  1866.) 


Urtext 

Sa  ilajeste  TEmpereur  d'Autriche 
et  Sa  Majest6  TEmpereur  des  Fran- 
?ais,  desirant  determiner  avec  la  plus 
grande  pr6cision  les  droits  de  leurs 
Sujets  respectifs  et  les  attributions 
des  autorites  judiciaires  et  consulaires 
de  Tun  et  de  l'autre  pays,  en  ce  qui 
concerne  le  rfeglement  des  successions, 
laissees  dans  Tun  des  deux  etats  par 
des  Sujets  de  l'autre  etat,  ont  resolu, 
d'un  commun  accord,  de  conclure 
dans  ce  but  une  Convention  speciale 
et  ont  nomine  ä  cet  effet  pour  leurs 
Plenipotentiaires: 


Sa  Majeste  l'Empereur  d'Autriche: 

M.  le  Baron  de  Beust  (Frederic- 
Ferdinand),  Son  Conseiller  intime, 
Ministre  de  Sa  Maison  et  des  affaires 
etrangeres,  Grand -croix  des  Ordres 
de  St-Etienne  et  de  Leopold,  Grand- 
croix  de  l'Ordre  Imperial  de  la  Le- 
gion d'honneur,  etc.  etc.,  et 


M.  le  Baron  de  Wüllerstorf- 
Urbair  (Bernard),  Contre-aniiral, 
Son  Conseiller  intime,  Ministre  du 
commerce  et  de  Tindustrie,  Chevalier 
de  l'ordre  de  la  couronne  de  fer  de 
deuxiöme  classe,  etc.  etc.; 


Übersetzung. 

Seine  Majestät  der  Kaiser  von 
Österreich  und  Seine  Majestät  der 
Kaiser  der  Franzosen,  von  dem 
Wunsche  durchdrungen,  die  Rechte 
ihrer  beiderseitigen  Untertanen  und 
die  Amtsbefugnisse  der  Gerichts- 
und Konsularbehörden  beider  Länder, 
hinsichtlich  der  Behandlung  der  in 
einem  der  beiden  Staaten  hinter- 
bliebenen  Verlassenschaften  der  Un- 
tertanen des  anderen  Staates,  mit 
der  größten  Bestimmtheit  festzu- 
stellen, haben  zu  diesem  Zwecke  den 
Abschluß  eines  besonderen  Überein- 
kommens einverständlich  beschlossen, 
und  zu  diesem  Ende  zu  ihren  Be- 
vollmächtigten ernannt,  nämlich: 

Seine  Majestät  der  Kaiser  von 
Österreich: 

den  Herrn  Friedrich  Ferdinand 
Freiherrn  von  Beust,  Allerhöchst 
Ihren  geheimen  Rat,  Minister  des 
Hauses  und  der  auswärtigen  An- 
gelegenheiten, Großkreuz  des  St. 
Stephans-  und  des  Leopoldordens, 
Großkreuz  des  kaiserlich  fran- 
zösischen Ordens  der  Ehrenlegion 
etc.  etc.,  und 

den  Herrn  Bernhard  Freiherrn 
von  Wüllerstorf-Urbair,  Aller- 
höchst Ihren  Kontreadmiral  und  ge- 
heimen Rat,  Minister  für  Handel 
und  Volkswirtschaft,  Ritter  des  Or- 
dens der  eisernen  Krone  zweiter 
Klasse  etc.  etc.: 
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SaMajeste  TEmpereur  desFran^ais: 

M.  le  Duc  de  Gramont  (Äntoine- 
Alfred- Agenor),  Son  Ambassadeur  pres 
SaMajeste  Imperiale  et  Royale  Aposto- 
lique,  Grand-croix  de  Son  Ordre  Impe- 
rial de  la  Legion  d'honneur,  etc.  et 

M.  H  e  r  b  e  t  (Charles  -  Frangois- 
l&douard),  Ministre  pl^nipotentiaire  de 
premi^re  classe,  Conseiller  d'6tat,  direc- 
teur  des  consulats  et  affaires  commer- 
ciales  au  d^partement  des  affaires 
6trangeres,  Grand-officier  de  Tordre 
Imperial  de  la  Legion  d'honneur,  etc., 

lesquels,  apr^s  avoir  6chang6  leurs 
pleins-pouvoirs  respectifs,  trouv6s  en 
bonne  et  due  forme,  sont  convenus 
des  articles  suivants: 

Article  1^^ 
Les  Sujets  des  deux  Hautes  Parties 
contraetantes  pourront  disposer  par 
testament,  legs,  donationou  autrement, 
de  tous  les  biens  qu'ils  possöderaient 
dans  les  territoires  des  6tats  respectifs. 


Ils  seront  habiles  ä  recevoir,  de  la 
meme  maniöre  que  les  nationaux,  les 
biens  situ^s  dans  l'autre  pays,  qui 
leur  seraient  d^volus  k  titre  de  do- 
nation,  legs,  testament,  ou  meme  par 
succession  ab  intestat,  et  lesdits 
h^ritiers,  l^gataires  ou  donataires  ne 
seront  pas  tenus  ä  acquitter  des  droits 
de  succession  ou  mutation  autres,  ni 
plus  61ev6s,  que  ceux,  qui  seraient 
impos6s,  dans  les  cas  semblables,  aux 
nationaux  eux-memes. 


Malfatti,  Konfialarwesen  I. 


Seine  Majestät  der  Kaiser  der 
Franzosen: 

den  Herrn  Anton  Alfred  Agenor 
Herzog  von  Gramont,  Allerhöchst 
Diren  Botschafter  bei  Seiner  k.  k. 
Apostolischen  Majestät,  Großkreuz 
Ihres  kaiserlichen  Ordens  der  Ehren- 
legion etc.  etc.;  und 

den  Herrn  Karl  Franz  Eduard 
Herb  et,  bevollmächtigten  Minister 
erster  Klasse,  Staatsrat,  Direktor  der 
Konsulate  und  der  Handelsangelegen- 
heiten im  Ministerium  des  Äußern, 
Großoffizier  des  kaiserlichen  Ordens 
der  Ehrenlegion  etc.  etc., 

welche  nach  Austausch  ihrer,  in 
guter  und  gehöriger  Form  befundenen 
Vollmachten  über  nachstehende  Ar- 
tikel übereingekommen  sind: 

Artikel  1. 

Die  Untertanen  der  beiden  Hohen 
vertragenden  Teile  dürfen  durch 
Erbeinsetzung,  Legat,  Schenkung 
oder  auf  andere  Weise  über  das 
gesamte  Vermögen  verfügen,  das 
sie  im  Gebiete  der  bezüglichen  Staaten 
besitzen. 

Sie  sind  in  gleicher  Weise,  wie 
die  Eingebornen,  zur  Übernahme 
des  im  anderen  Lande  befindlichen 
Vermögens,  welches  ihnen  unter  dem 
Titel  der  Schenkung,  des  Legats,  der 
Erbeinsetzung  oder  selbst  durch 
Intestat-Erbfolge  zufallen  sollte,  be- 
fähigt, und  können  besagte  Erben, 
Legatare  oder  Donatare  nicht  zur 
Entrichtung  einer  änderen  oder 
höheren  Erbsteuer  oder  Übertragungs- 
gebür  verhalten  werden,  als  in  sol- 
chen Fällen  die  Eingebornen  zu 
tragen  haben. 

41 
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Ils  auront  la  f a€ult6  de  faire  dresser 
leurs  dispositions  de  derniere  volonte 
par  des  Consuls  ou  Chanceliers  de 
leur  nation. 

Article  2. 
Lasuccession  auxbiens  immobiliers 
sera  r6gl6e  par  les  lois  du  pays  dans 
lequel  les  immeubles  seront  situ6s, 
et  la  connaissance  de  tonte  demande 
ou  contestation  concemant  les  succes- 
sions  immobiliferes  appartiendra  ex- 
clusivement  aux  tribunaux  de  ce  pays. 


Les  r6clamations  relatives  aux 
successions  mobilieres,  ainsi  qu'aux 
droits  de  succession  sur  les  effets 
mobiliers,  laiss6s  dans  Tun  des  deux 
pays  par  des  sujets  de  l'autre  pays, 
soit  qu'ä  r^poqne  de  leur  d^cös  ils  y 
fussent  6tablis,  soit  qn'ils  y  fussent 
simplement  de  passage,  seront  jug^es 
par  les  tribunaux  ou  autorit^s  com- 
p^tentes  de  Tötat  auquel  appartenait 
le  d6funt,  et  conform6ment  aux  lois 
de  cet  6tat. 


Article  3. 
En  cas  de  d^ces  d'un  sujet  de 
Tune  des  Hautes  Parties  contractantes 
sur  le  territoire  de  Tautre,  les  autorit^s 
locales  devront  en  donner  avis  imm6- 
diatement  au  Consul  g^n^ral,  Consul, 
Vice-consul  ou  Agent  cousulaire  le 
plus  rapproch6  du  lieu  du  d6ces. 
Ceux-ci  devront  donner  le  meme  avis 
aux  autorit^s  locales,  lorsqu'ils  auront 
6t6  infomi^s  les  premiers. 


Sie  sind  berechtigt,  die  Errichtung 
ihrer  letzt  willigen  Anordnungen  durch 
die  Konsuln  oder  Kanzler  ihrer  Nation 
vornehmen  zu  lassen. 

Artikel  2. 

Die  Erbfolge  in  Beziehung  auf 
unbewegliches  Vermögen  wird  durch 
die  Gesetze  des  Landes,  in  welchem 
die  unbeweglichen  Güter  liegen,  ge- 
regelt, und  das  Erkenntnis  über  alle, 
den  unbeweglichen  Nachlaß  betref- 
fenden Forderungen  und  Streitig- 
keiten steht  ausschließlich  den  Ge- 
richten des  Landes  zu. 

Forderungen  in  betreff  des  be- 
weglichen Nachlasses,  sowie  An- 
sprüche des  Erbrechtes  auf  beweg- 
liches, in  einem  der  beiden  Länder, 
von  Untertanen  des  anderen  hinter- 
lassenes  Vermögen  — dieselben  mögen 
zur  Zeit  ihres  Ablebens  daselbst 
ansässig  oder  nur  auf  der  Durchreise 
begriffen  gewesen  sein  —  werden 
durch  die  Gerichte  oder  sonst  kom- 
petenten Behörden  des  Staates,  wel- 
chem der  Verstorbene  angehörte, 
und  nach  den  Gesetzen  dieses  Staates 
beurteilt. 

Artikel  3. 

Im  Falle  des  Ablebens  eines  Unter- 
tans des  einen  der  Hohen  ver- 
tragenden Teile  im  Gebiete  des 
anderen,  sollen  die  Lokalbehörden 
sofort  dem,  dem  Orte  des  Todesfalles 
zunächst  befindlichen  Generalkonsul, 
Konsul,  Vizekonsul  oder  Konsular- 
agenten Anzeige  machen;  diese  sollen 
ihrerseits  die  gleiche  Anzeige  an  die 
Lokalbehörden  erstatten,  wenn  sie 
zuerst  von  dem  Todesfalle  Kenntnis 
erlangt  haben. 
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Les  Consuls  g6n6raux,  Consuls  ou 
Vice-consuls  de  la  nation  du  d6funt 
auront  le  droit  de  proc6der  succes- 
sivement   aux  Operations    suivantes: 

1°  Apposer  les  scell6s,  soit  d'office, 
soit  ä  la  demande  des  parties  int6- 
ress6es,  sur  tous  les  effets,  meubles 
et  papiers  du  d^funt,  en  pr6venant 
de  cette  Operation  Tautoritö  locale 
comp6tente,  qui,  dans  le  cas  ou  les 
lois  du  pays  le  lui  prescrivent,  pourra 
y  assister  et  apposer  6galement  ses 
scell^s.  Lorsqu'elle  aura  6t6  inform^e 
la  premiere  du  d6c6s,  et  en  tant  que, 
suivant  les  lois  du  pays,  eile  est  tenue  ä 
apposer  les  scell6s  sur  la  succession, 
l'autoritö  locale  invitera  l'autorite 
consulaire  ä  proc^der  en  commun  k 
cet  acte. 


Dans  le  casoü  rappositionimm^diate 
desscell6sparaitrait  absolument  n6c6s- 
saire,  mais  oü  cette  Operation,  par 
suite  de  la  distance  des  lieux,  ou  par 
d'autres  motifs,  ne  pourrait  avoir 
lieu  en  commun,  l'autorite  locale  aura 
la  faculte  de  mettre  les  scell6s  pr6a- 
lablement  sans  le  concours  de  l'au- 
torite  consulaire,  et  vice-versa,  sauf 
k  informer  rautorit6,  qui  ne  sera 
pas  iutervenue,  et  qui  sera  libre  de 
croiser  ensuite  son  sceau  avec  celui 
d6jä  appos6. 

Les  scell6s  de  rautorit6  locale,  et 
röciproquement  ceux  de  Tautorit^  con- 
sulaire, ne  devront  pas  etre  lev6s, 
Sans  que  ladite  autorit6  assiste  ä 
cette  Operation. 


Die  Generalkonsuln,  Konsuln  und 
Vizekonsuln  der  Nation  des  Ver- 
storbenen haben  das  Eecht,  die  nach- 
stehenden Amtshandlungen  sukzes- 
sive vorzunehmen: 

1.  Anlegung  des  Siegels,  entweder 
von  Amts  wegen,  oder  auf  Ansuchen 
der  beteiligten  Parteien,  auf  alle 
Effekten,  Mobilien  und  Papiere  des 
Verstorbenen,  unter  Verständigung 
der  kompetenten  Lokalbehörde  von 
diesem  Vorgehen,  welche  diesem 
Akte,  falls  die  Landesgesetze  es 
vorschreiben,  beiwohnen  und  gleich- 
falls ihr  Siegel  anlegen  wird.  Ist 
die  Lokalbehörde  von  dem  Todes- 
falle zuerst  in  Kenntnis  gesetzt 
worden,  so  wird  sie,  insoweit  sie 
durch  die  Landesgesetze  zur  An- 
legung des  Siegels  an  den  Nachlaß 
verhalten  ist,  die  Konsularbehörde 
zur  gemeinschaftlichen  Vornahme 
dieses  Aktes  einladen. 

Falls  die  sofortige  Anlegung  des 
Siegels  unumgänglich  nötig  erschiene, 
allein  wegen  der  Entfernung  der 
Orte  oder  aus  anderen  Gründen  diese 
Amtshandlung  nicht  gemeinschaftlich 
stattfinden  könnte,  ist  die  Lokal- 
behörde berechtigt,  das  Siegel  vor- 
läufig ohne  Mitwirkung  der  Konsular- 
behörde anzulegen,  und  vice  versa, 
vorbehaltlich  der  Verständigung  der- 
jenigen Behörde,  welche  nicht  ein- 
geschritten ist,  und  welcher  es  frei- 
stehen wird,  ihr  Siegel  mit  dem 
vorgängig  angelegten  zu  kreuzen. 

DieSiegel  der  Lokalbehördesowohl, 
als  jene  der  Konsularbehörde,  dürfen 
nicht  anders  als  im  Beisein  der 
genannten  Behörde  abgenommen 
werden. 
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Toutefois,  si  apres  un  avertissement 
adress6  par  l'autorit^  consulaire  ä 
Tautoritö  locale,  ou  vice- versa  par 
Tautoritö  locale  k  Tautorit^  consulaire, 
pour  l'inviter  ä  assister  ä  la  lev6e 
des  doubles  scell6s,  l'autorit^,  ä  qui 
rinvitation  a  6t6  adress^e,  ne  s'6tait 
pas  pr6sent6e  dans  un  d^lai  de  qua- 
rante-huit  heures,  ä  compter  de  la 
r6ception  de  Tavis,  Tautre  autorit6 
pourrait  proc6der  seule  ä  ladite 
Operation. 

2^  Former  Tinveutaire  de  tous  les 
biens  mobiliers  et  effets  du  d^funt, 
en  pr6sence  de  Tautoritö  locale,  si 
apres  en  avoir  6t6  pr^venue,  celle-ci 
croyait  devoir  assister  ä,  cet  acte. 

3°  Ordonner  la  vente  aux  encheres 
publiques  de  tous  les  objets  mobiliers 
de  la  succession,  ab  intestat  ou 
testamentaire ,  qui  pourraient  se  d6- 
t6riorer,  et  de  ceux  d'une  conservation 
difflcile,  en  pr^venant  Tautorit^  locale, 
afin  que  la  vente  soit  faite  dans  les 
formes  prescrites  et  par  Tautorit^ 
comp^tente  d'apres  les  lois  du  pays. 
Dans  le  cas  oü  ce  serait  Tautorit^ 
locale  qui  aurait  k  effectuer  cette 
vente,  eile  devra  inviter  rautoritö 
consulaire  k  v  assister. 


40  D^poser  en  lieu  sür  les  effets 
et  valeurs  inventari(^s,  le  niontant  des 
cr^ances  que  Ton  r^alisera,  ainsi  que  le 
produit  des  rentes  que  Ton  percevra. 


Sollte  jedoch  auf  eine  von  der 
Konsular-  an  die  Lokalbehörde,  oder 
vice  versa  von  der  Lokal-  an  die 
Konsularbehörde  ergangene  Ein- 
ladung, dem  Abnehmen  der  beider- 
seitigen Siegel  beizuwohnen,  die  ein- 
geladene Behörde  innerhalb  einer 
Frist  von  achtundvierzig  Stunden, 
vom  Empfange  der  Verständigung 
an  gerechnet,  sich  nicht  eingefunden 
haben,  so  darf  die  andere  Behörde 
die  besagte  Verrichtung  allein  vor- 
nehmen. 

2.  Aufnahme  des  Inventars  aller 
beweglichen  Güter  und  Effekten  des 
Verstorbenen  in  Gegenwart  der 
Lokalbehörde,  wenn  dieselbe,  auf  die 
ihr  zugegangene  Verständigung,  die- 
sem Akte  beizuwohnen  befunden  hat. 

3.  Anordnung  der  öffentlichen  Ver- 
steigerung aller  jener  zur  Verlassen- 
schaft, ab  intestato  oder  mit  letzt- 
williger Anordnung,  gehörigen  be- 
weglichen Gegenstände,  welche  dem 
Verderben  unterliegen,  sowie  jener, 
deren  Aufbewahrung  Schwierigkeiten 
bietet,  unter  Verständigung  der 
Lokalbehörde,  auf  daß  die  Verstei- 
gerung in  den  vorgeschriebenen 
Formen  und  durch  die  nach  den 
Landesgesetzen  kompetente  Behörde 
stattfinde.  In  Fällen,  wo  die  Vor- 
nahme der  Versteigerung  der  Lokal- 
behörde zusteht,  soll  sie  die  Kon- 
sularbehörde einladen ,  derselben 
beizuwohnen. 

4.  De])onierung  an  sicherer  Stelle 
der  inventierten  Effekten  und  Wert- 
gegenstände, des  Betrages  der  For- 
derungen, welche  realisiert,  sowie 
des  Erträgnisses  der  Zinsen,  welche 
eingehoben  wurden. 
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Ces  d^pots  devront  avoir  lieu,  dans 
Tun  ou  Tautre  cas,  d'accord  avec 
Tautorit^  locale  appel6e  ä  assister  aux 
Operations  ant^rieures,  s'il  se  präsente 
des  sujets  du  pays  ou  d'une  puissance 
tierce  comme  int6ress6s  dans  la  suc- 
cession,  et  en  tant  qu'il  s'agirait  de 
garantir  les  droits  de  succession  ou 
de  mutation  ä  payer  suivant  les  lois 
du  pays. 


En  cas  d'insuffisance  de  valeurs 
de  la  succession  pour  satisfaire  au 
paiement  integral  des  cr6ances^  tous 
les  documents,  effets  ou  valeurs  appar- 
tenant  ä,  cette  succession  devront,  sur 
la  demande  des  cr6anciers,  etre  remis 
k  Tautorite  judiciaire  ou  aux  syndics 
de  la  faillite,  selon  la  lois  du  pays, 
Tautorite  consulaire  restant  chargöe 
de  repr^senter  ses  nationaux,  h^ritiers 
ou  16gataires,  absents,  mineurs  et  in- 
capables. 


5^  Administrer  eux-memes,  ou  par 
une  personne  qu'ils  nommeront  sous 
leur  responsabilite,  la  partie  mobili^re 
de  la  succession,  et  meme  liquider 
les  successions  purement  mobilieres; 
ä  moins  que  le  d^lai,  flx6  par  l'auto- 
rite  locale  selon  les  lois  du  pays,  pour 
präsenter  les  r^clamations  au  nom  de 
leurs  nationaux  ou  de  sujets  d'une 
tierce  puissance,  demeurant  dans  le 
pays,  ne  soit  pas  encore  expir6,  ou 
qu'il  ne  s'^l^ve  quelque  contestation 
k  r^gard  de  pareilles  r^clamations; 
car,  dans  ces  deux  cas,  le  Consulat 
devra  surseoir  ä  la  liquidation,  et  se 
bornera  ä  des  mesures  administratives, 


Die  Hinterlegung  dieser  Depositen 
soll  in  einem  wie  in  dem  anderen 
Falle  im  Einvernehmen  mit  der,  den 
vorhergehenden  Amtshandlungen  bei- 
zuwohnen berufenen  Lokalbehörde 
stattfinden,  wenn  Untertanen  des 
Landes  oder  einer  dritten  Macht  als 
Interessenten  an  der  Verlassenschaft 
auftreten,  und  insofern  es  sich  um 
Sicherstellung  der  nach  den  Landes- 
gesetzen zu  entrichtenden  Erbsteuer 
oderÜbertragungsgebtir  handehi  wird. 

Sollten  die  Wertobjekte  der  Ver- 
lassenschaft zur  vollständigen  Be- 
gleichung der  Forderungen  nicht 
hinreichen,  so  sind  alle  zur  Ver- 
lassenschaft gehörigen  Dokumente, 
Effekten  und  Wertgegenstände  auf 
Verlangen  der  Gläubiger  der  Ge- 
richtsbehörde oder  den  Vertretern 
der  Masse  nach  Vorschrift  der  Ge- 
setze des  Landes  einzuhändigen, 
wobei  der  Konsularbehörde  die  Ver- 
tretung der  abwesenden,  minder- 
jährigen und  rechtsunfähigen  Erben 
und  Legatare   ihrer  Nation  obliegt. 

5.  Administration  des  beweglichen 
Teiles  der  Verlassenschaft  und  selbst 
Liquidierung  des  rein  beweglichen 
Nachlasses,  entweder  in  eigener, 
oder  durch  eine  unter  ihrer  Verant- 
wortlichkeit von  ihnen  ernannte  Per- 
son, wofern  der  von  der  Lokalbehörde 
nach  den  Landesgesetzen  ausgeschrie- 
bene Termin  zur  Anmeldung  der 
Forderungen  im  Namen  ihrer  Staats- 
angehörigen oder  der  im  Lande  wohn- 
haften Untertanen  dritter  Mächte, 
noch  nicht  abgelaufen  ist,  oder  wofern 
diese  Forderungen  nicht  bestritten 
werden;  denn  in  diesen  beiden  Fällen 
hat    das   Konsulat    mit   der   Liqui- 
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qui  ne  pourraient  entraver  l'acquitte- 
ment  des  r6clamations  pr6cit6es. 


La  döeision  ä  l'^gard  de  ces  r^cla- 
mations,  en  tant  qu'elles  ne  reposent 
pas  8ur  le  titre  d'h6r6dit6  ou  de 
legs,  appartiendra  exclusivement  aux 
tribunaux  du  pays. 

Apr6s  le  prononc6  du  jugement 
coneernant  toutes  les  r^clamations  sus- 
mentionnöes,  r6serv6es  k  la  d6cision 
des  tribunaux  du  pays,  ou  apres  que 
la  somme  requise  pour  leur  acquitte- 
ment  aura  6t^  d6termin6e,  rentiere 
succession  mobili^re,  en  tant  qu'elle 
ne  serait  pas  engag^e  k  titre  de  cau- 
tion,  devra,  apres  la  lev6e  des  scell6s 
appos6s  par  Tautoritö  locale,  etre  re- 
mise,  pour  en  disposer  ult^rieurement, 
k  Tautorit^  consulaire. 

Article  4. 
Lorsqu'un  sujet  d'une  des  Hautes 
Parties  contractantes  se  trouvera 
int6ress6  dans  la  succession,  ouverte 
sur  le  territoire  de  Tautre  partie, 
soit  d'un  sujet  du  menie  pays,  soit 
d'un  regnicole,  soit  meme  d'uu  6tranger, 
les  autorites  locales  devront  informer 
de  l'ouverture  de  la  succession  le 
Consul  g6n6ral,  Consul,  Vice-consul 
ou  Agent  consulaire  le  plus  rapprocliö 
du  lieu  de  d6ces. 

Article  5. 
Lorsqu'unsujetautricliienenFrance, 
AU  un  sujet  frangais  dans  les   6tats 
Jhiens,  sera  d6c6d6  dans  un  lieu 


dierung  innezuhalten  und  sich  auf 
solche  Maßregeln  der  Verwaltung  zu 
beschränken,  welche  der  Begleichung 
der  besagten  Ansprüche  nicht  hinder- 
lich sein  können. 

Die  Entscheidung  hinsichtlich  dieser 
Ansprüche,  insoweit  dieselben  nicht 
auf  dem  Titel  des  Erbrechtes  oder 
Vermächtnisses  beruhen,  steht  aus- 
schließlich den  Gerichten  des  Lan- 
des zu. 

Nach  Fällung  des  Urteiles  hinsicht- 
lich aller  obgedachten,  der  Ent- 
scheidung der  Gerichte  des  Landes 
vorbehaltenen  Ansprüche,  oder  nach 
Feststellung  der  zur  Berichtigung 
derselben  erforderlichen  Summe  soll 
der  gesamte  bewegliche  Nachlaß, 
soweit  derselbe  nicht  aus  dem  Titel 
der  Sicherstellung  als  gebunden  er- 
scheint, nach  Abnahme  der  von  der 
Lokalbehörde  angelegten  Siegel  an 
die  Konsularbehörde  zur  weiteren 
Verfügung  ausgefolgt  werden. 

Artikel  4. 
Wenn  ein  Untertan  des  einen  der 
Hohen  vertragenden  Teile  bei  einer 
im  Gebiete  des  anderen  Teiles  er- 
öffneten Verlassenschaft,  sei  es  eines 
Untertans  desselben  Landes,  eines 
Eingebornen  oder  selbst  eines  Aus- 
länders beteiligt  erscheint,  soll  die 
Lokalbehörde  den,  dem  Orte  des 
Todesfalles  zunächst  befindlichen  Ge- 
neralkonsul, Konsul,  Vizekonsul  oder 
Konsularagenten  von  der  Eröffnung 
der  Verlassenschaft  in  Kenntnis  setzen. 

Artikel  5. 
Wenn  ein  österreichischer  Unter- 
tan in  Franki^eich  oder  ein  französi- 
scher Untertan  in  Österreich  an  einem 
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oü  il  ne  se  trouve  pas  d'autoritö  con- 
sulaire  de  sa  nation,  rautorit6  locale 
comp6tente  proc6dera,  conform^ment 
ä  la  l^gislation  du  pays,  k  rinventaire 
des  effets  et  ä  la  liquldation  des  biens, 
qu'il  aura  laiss6s,  et  devra  donner 
avis,  dans  le  plus  bref  d61ai  possible, 
du  r^sultat  de  ces  Operations  ä  TAm- 
bassade  de  la  nation  du  d6funt  ou  ä, 
rautorit6  consulaire  la  plus  voisine 
du  lieu,  oü  se  sera  ouverte  la  suc- 
cession. 

Mais  des  l'instant  que  le  Consul 
g6n6ral,  Consul,  Yice-consul  ou  Agent 
consulaire  le  plus  rapproch6  se  pr6- 
sentera  personnellement  ou  aura  en- 
voy6  un  d616gu6  sur  les  lieux,  l'auto- 
rite  locale  qui  serait  intervenue,  devra 
se  conformer  aux  prescriptions  de 
Tarticle  3  de  cette  Convention. 


Article  6. 
Les  gages  et  effets  ayant  appar- 
tenu  aux  matelots  ou  passagers  de 
Tun  des  deux  pays,  morts  ä  bord 
d'un  navire  de  l'autre  pays,  seront 
remis,  dans  le  port  d'arriv^e,  ä  l'auto- 
rit6  comp6tente  du  pays  du  d6funt 
ou  entre  les  mains  du  Consul  de  la 
nation. 


Article  7. 
La  präsente  Convention  entrera  en 
vigueur  en  meme  temps  que  le  trait6 
de  commerce,  conclu  par  les  Hautes 
Parties  contractantes  sous  la  date  de 
ce  jour,  et  aura  la  meme  dur6e. 


Orte  mit  Tod  abgegangen  ist,  wo 
sich  keine  Konsularbehörde  seines 
Staates  befindet,  soll  die  kompetente 
Lokalbehörde,  der  Gesetzgebung  des 
Landes  gemäß,  zur  Errichtung  des 
Inventars  der  Effekten  und  zur 
Liquidierung  des  hinterlassenen  Ver- 
mögens schreiten,  und  in  möglichst 
kurzer  Frist  der  Botschaft  der  Nation 
des  Verstorbenen  oder  der  dem  Orte, 
wo  die  Verlassenschaft  eröffnet 
worden  ist,  zunächst  befindlichen 
Konsularbehörde  Anzeige   erstatten. 

Von  dem  Augenblicke  jedoch,  wo 
der  nächste  Generalkonsul,  Konsul, 
Vizekonsul  oder  Konsularagent  sich 
persönlich  eingefunden  oder  einen 
Delegierten  an  Ort  und  Stelle  ent- 
sendet haben  wird,  hat  die  einschrei- 
tende Lokalbehörde  sich  nach  den 
im  Artikel  3  der  gegenwärtigen 
Konvention  enthaltenen  Vorschriften 
zu  richten. 

Artikel  6. 

Die  Löhnung  und  Effekten,  welche 
Matrosen  oder  Passagieren  des  einen 
der  beiden  Länder  gehört  haben, 
dte  an  Bord  eines  Schiffes  des 
anderen  Landes  mit  Tod  abgegangen 
sind,  sollen  nach  Ankunft  in  der 
Hafenstation  der  kompetenten  Be- 
hörde des  Verstorbenen  oder  der 
Konsularbehörde  seiner  Nation  ein- 
gehändigt werden. 

Artikel  7. 
Gegenwärtige  Konvention  soll 
gleichzeitig  mit  dem  zwischen  den 
Hohen  vertragenden  Teilen  am 
heutigen  Tage  abgeschlossenen  Han- 
delsvertrage in  Kraft  treten  und  mit 
demselben  gleiche  Dauer  haben.     . 
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Article  8. 
Les   ratiflcations    de   la   präsente 
Convention  seront  6chang6es  ä  Vienne, 
en  meme  temps  que  Celles  du  trait6 
de  commerce  pr6cit6. 

En  foi  de  quoi  les  Pl^nipotentiaires 
respectifs  ont  sign^  la  präsente  Con- 
vention et  Tont  revetue  du  cachet  de 
leurs  armes. 

Fait  ä  Vienne  en  double  exp6- 
dition  le  11  d^cembre  de  l'an  de 
gräce  1866. 

Beust  m.  p. 
Wüllerstorf  m.  p. 
Gramont  m.  p. 
Ed.  Herbet  m.  p. 


Artikel  8. 

Die  Ratifikationsurkunden  der  ge- 
genwärtigen Konvention  sollen  in 
Wien  gleichzeitig  mit  jenen  des  vor- 
gedachten  Handelsvertrages  ausge- 
wechselt werden. 

Urkund  dessen  haben  die  beider- 
seitigen Bevollmächtigten  gegen- 
wärtige Konvention  unterzeichnet  und 
ihre  Siegel  beigedruckt. 

So  geschehen  in  doppelter  Aus- 
fertigung zu  Wien,  den  11.  Dezem- 
ber im  Jahre  des  Heils  1866. 

Beust  m.  p. 
Wüllerstorf  m.  p. 
Gramont  m.  p. 
Ed.  Herbet  m.  p. 


3.  Konsularkonvention   vom  11.  Juli  1870,   zwischen   der   öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie  und  den  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika  (R.  G.  B.  XLIV,  Nr.  116  ex  1871). 

(Abgeschlossen  zu  Washington    am    11.  Juli  1870;    von    Seiner   k.    und   k.    Apostolischen 

Majestät  ratifiziert  zu  Wien  am  2.  Mai  1871  und  in  den  beiderseitigen  Ratifizierungen  zu 

Washington  ausgewechselt  am  27.  Juni  1871.) 


Seine  Majestät  der  Kaiser  von 
Österreich,  König  von  Böhmen  etc. 
und  Apostolischer  König  von  Ungarn, 
und  der  Präsident  der  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika,  von  dem 
Wunsche  durchdrungen,  die  gegen- 
seitigen Rechte,  Vorrechte  und  Frei- 
heiten der  Generalkonsuln,  Konsuln, 
Vizekonsuln  und  Konsularagenten, 
der  Kanzler  oder  Sekretäre,  sowie 
die  Funktionen  derselben  und  die  Ob- 
liegenheiten, welchen  sie  beziehungs- 
weise in  der  österreichisch -unga- 
rischen Monarchie  und  in  den  Ver- 
einigten Staaten  Nordamerikas  unter- 
worfen sein  sollen,  in  der  möglichsten 


The  President  of  the  United  States 
of  America,  and  His  Majesty  the 
Emperor  of  Austria,  King  of  Bo- 
hemia  etc.  and  Apostolic  King  of 
Hungary  animated  by  the  desire  to 
define  in  a  comprehensive  and  pre- 
cise  nianner  the  reciprocal  rights, 
Privileges  and  immunities  of  the 
General-Consuls,  Consuls,  Vice-Con- 
suls  and  Consular  Agents  (theirChan- 
cellors  and  Secretaries)  of  the  United 
States  of  America  and  of  the  Austro- 
Hungarian  Monarchy,  and  to  deter- 
mine  their  duties  and  their  respec- 
tive  sphere  of  action  have  agreed 
upon  the   conclusion    of   a  Consular 
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Ausdehnung  und  Klarheit  festzu- 
stellen, haben  den  Abschluß  einer 
Konsularkonvention  beschlossen,  und 
zu  diesem  Ende  zu  ihren  Bevoll- 
mächtigten ernannt,  nämlich: 

Seine  kaiserliche  und  königliche 
Apostolische  Majestät: 

den  Herrn  Karl  Freiherrn  von 
Leder  er,  Ritter  des  k.  und  k. 
Leopoldordens  und  Allerhöchst  Ihren 
außerordentlichen  Gesandten  und  be- 
vollmächtigten Minister  bei  den  Ver- 
einigten Staaten  Nordamerikas; 

der  Präsident  der  Vereinigten 
Staaten: 

den  Staatssekretär  der  Vereinigten 
Staaten,  Hamilton  Fish, 

welche  nach  Austausch  ihrer  in 
guter  und  gehöriger  Form  befundenen 
Vollmachten  über  nachstehende  Ar- 
tikel übereingekommen  sind: 

Artikel  L 

Jedem  der  Hohen  vertragenden 
Teile  wird  es  freistehen,  General- 
konsuln, Konsuln  und  Vizekonsuln 
oder  Konsularagenten  in  den  Häfen 
und  Handelsplätzen  des  anderen  Teiles 
zu  bestellen,  mit  Ausnahme  jener 
Orte,  wo  es  ihnen  nicht  angemessen 
erscheinen  sollte,  solche  Funktionäre 
anzuerkennen;  diese  Ausnahme  soll 
jedoch  nicht  auf  einen  der  ver- 
tragenden Teile  angewendet  werden 
können,  ohne  allen  anderen  Mächten 
gegenüber  gleichmäßig  Anwendung 
zu  finden. 

Die  den  Bestimmungen  dieses  Ar- 
tikels gemäß  in  einem  oder  dem 
anderen  der  beiden  Länder  ange- 
stellten und  in  Amtsfunktion  ge- 
tretenen   Generalkonsuln,    Konsuln 


Convention  and  for  that  purpose 
have  appointed  their  respective  Pleni- 
potentiaries  namely: 

The  President  of  the  United  States 
of  America: 

Hamilton  Fish,  Secretary  of  State 
of  the  United  States; 

and  His  Majesty  the  Emperor  of 
Austria,  Apostolic  King  of  Hungary: 

Charles  Baron  von  L  e  d  e  r  e  r,  Knight 
of  the  Imperial  and  Royal  Order  of 
Leopold,  and  His  Majesty's  Envoy 
Extraordinary  and  Minister  Pleni- 
potentiary  in  the  United  States  of 
America, 

who  after  communicating  to  each 
other  their  füll  powers,  found  in 
good  and  due  form,  have  agreed 
upon  the  following  articles: 

Article  I. 
Each  of  the  High  contracting 
Parties  shall  be  at  liberty  to  establish 
Consuls-General,  Consuls,  Vice-Con- 
suls  or  Consular  Agents  in  the  ports 
and  places  of  trade  of  the  other 
party,  except  those  where  it  may 
not  be  convenient  to  recognize  such 
officers,  but  this  exception  shall  not 
apply  to  one  of  the  High  contracting 
Parties,  without  also  applying  to 
every  other  Power. 


Consuls-General,  Consuls,  and  other 
Consular  Officers  appointed  and  tak- 
ing  Office  according  to  the  provi- 
sions  of  this  article  in  one  or  the 
other  of  the  two  countries  shall  be 
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und  Konsularbeamten  dürfen  die  ihnen 
durch  gegen\i  artige  Konvention  zu- 
erkannten Befugnisse  im  ganzen  Um- 
kreise des  Bezirkes  ausüben,  für  wel- 
chen sie  namentlich  ernannt  wurden. 

Die  besagten  Beamten  werden  auf 
die,  in  Gemäßheit  der  in  den  gegen- 
seitigen Ländern  bestehenden  Vor- 
schriften und  Förmlichkeiten  ge- 
schehene Vorweisung  ihrer  Bestal- 
lungen gegenseitig  zugelassen  und 
anerkannt. 

Das  zur  freien  Ausübung  ihrer 
Funktionen  erforderliche  Exequatur 
wird  ihnen  kostenfrei  ausgefertigt, 
und  gegen  die  Vorweisung  dieses 
Exequaturs  sollen  dieselben  sofort 
und  unbeanstandet  von  den  am  Amts- 
sitze der  Konsularfunktionäre  oder 
in  ihrem  Amtsbezirke  befindlichen 
Hafen-,  Stadt-  oder  Ortsbehörden, 
dieselben  mögen  Behörden  des  Bundes 
oder  des  Staates,  Gerichts-  oder  Voll- 
zugsbehörden sein,  zum  Genüsse  der 
gegenseitig  zugesicherten  Vorrechte 
zugelassen  werden. 

Artikel  IL 
Die  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vize- 
konsuln und  Konsularagenten,  deren 
Kanzler  und  Konsularbeamten  ge- 
nießen, wenn  sie  Bürger  des  sie 
ernennenden  Staates  sind,  die  Be- 
freiung von  den  vom  Bunde  einem 
Staate  oder  den  Gemeinden  auf- 
erlegten Militäreinquartierungen  und 
Kontributionen,  vom  Dienste  in  der 
Miliz  oder  der  Xationalgarde,  und 
von  anderen  Pflichten  ähnlicher  Art, 
dann  von  allen  direkten  persönlichen 
Bundes-,  Staats-  oder  Gemeinde- 
steuern, vorausgesetzt,  daß  sie  kein 


free  to  exercise  the  right  accorded 
them  by  the  present  Convention 
throughout  the  whole  of  the  distriet 
for  which  they  may  be  respectively 
appointed. 

The  Said  functionaries  shall  be 
admitted  and  recognized  respectively 
upon  presenting  their  credentials  in 
accordance  with  the  rules  and  for- 
malities  established  in  their  respec- 
tive  countries. 

The  exequatur  required  for  the 
free  exercise  of  their  official  duties 
shall  be  delivered  to  them  free  of 
Charge  and  upon  exhibiting  such 
exequatur  they  shall  be  admitted  at 
once  and  without  interference  by  the 
authorities,  federal  or  State,  judicial 
or  executive,  of  the  ports,  cities  and 
places  of  their  residence  and  dis- 
triet, to  the  enjoyment  of  the  prero- 
gatives  reciprocally  granted. 


Article  IL 
The  Consiils-General,  Consuls,  Vice- 
Consuls  and  Consular  Agents,  their 
Chancellors,  and  other  Consular  Offi- 
cers,  if  they  are  Citizens  of  the 
State  which  appoints  them,  shall  be 
exempt  from  military  billetings,  from 
Service  in  the  military  or  the  na- 
tional guard  and  other  duties  of  the 
same  nature  and  from  all  direct  and 
personal  taxation,  whether  federal, 
State  or  municipal,  provided  they  be 
not  owners  of  real  estate  and  neither 
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unbewegliches  Eigentum  besitzen  und 
weder  Handel  treiben,  noch  ein 
industrielles  Geschäft  ausüben. 

Wenn  sie  aber  nicht  Staatsbürger 
des  sie  anstellenden  Staates  sind, 
oder  wenn  sie  Bürger  des  Staates 
sind,  in  welchem  sie  residieren,  oder 
wenn  sie  daselbst  unbewegliches 
Eigentum  besitzen  oder  irgend  ein 
Geschäft  betreiben,  welches  nach 
den  Landesgesetzen  einer  Besteue- 
rung unterliegt,  sollen  sie  denselben 
Abgaben,  Lasten  und  Auflagen,  wie 
andere  Private  unterworfen  sein. 

Sie  genießen  überdies  die  per- 
sönliche Immunität,  ausgenommen 
bezüglich  der  durch  die  Gesetze  des 
Landes,  in  welchem  sie  residieren, 
als  Verbrechen  bezeichneten  Hand- 
lungen. 

Wenn  sie  Kaufleute  sind,  kann  die 
persönliche  Haft  gegen  sie  nur  wegen 
Handelsverbindlichkeiten,  und  dann 
nur  im  Einklänge  mit  den  für  jeder- 
mann geltenden  allgemeinen  Gesetzen 
in  Anwendung  kommen. 

Artikel  IIL 

Die  Generalkonsuln,  Konsuln  und 
ihre  Kanzler,  Vizekonsuln  und  Kon- 
sularbeamten  dürfen,  wenn  sie  Bürger 
des  Staates  sind,  der  sie  ernennt, 
zum  Erscheinen  vor  Gericht  nicht 
vorgeladen  werden,  ausgenommen, 
wenn  in  Gemäßheit  der  Gesetzgebung 
das  Zeugnis  eines  Konsuls  zur  Ver- 
teidigung einer  Person  erforderlich 
ist,  Avelche  eines  Verbrechens  an- 
geklagt ist. 

Außer  diesen  Fällen  wird  die 
Lokalgerichtsbehörde,  wenn  sie  die 
Abgabe  einer  gerichtlichen  Aussage 


carry  on   trade  nor  any  industrial 
business. 

If  however,  they  are  not  Citizens 
of  the  State  which  appoints  them 
or  if  they  are  Citizens  of  the  State 
in  which  they  reside,  or  if  they  own 
property,  or  engage  in  any  business 
there  that  is  taxed  under  any  laws 
of  the  country,  then  they  shall  be 
subject  to  the  same  taxes,  charges 
and  assessments  as  other  private 
individuals. 

They  shall  moreover  enjoy  per- 
sonal immunities  except  for  acts 
regarded  as  crimes  by  the  laws  of 
the  country  in  which  they  reside. 


If  they  are  engaged  in  commerce 
personal  detention  can  be  resorted 
to  in  their  case,  only  for  commercial 
liabilities  and  then  in  accordance 
only  with  general  laws  applicable 
to  all  persons  alike. 

Article  m. 
Consuls-General,  Consuls,  and  their 
Chancellors,  Vice-Consuls  and  Con- 
sular  Officers,  if  Citizens  of  the 
country  which  appoints  them  shall 
not  be  summoned  to  appear  as  wit- 
nesses  before  a  Court  of  justice, 
except  when  pursuant  to  law,  the 
testimony  of  a  Consul  may  be  ne- 
cessary  for  the  defence  of  a  person 
charged  with  crime. 

In  other  cases  the  local  Court 
when  it  deems  the  testimony  of  a 
Consul  necessary  shall  either  go  to 
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für  nötig  hält,  sich  in  ihre  Wohnnng  \  his  dwelling  to  have  the  testimony 


begeben,  um  dieselben  mündlich  zu 
vernehmen  oder  zu  diesem  Zwecke 
einen  kompetenten  Beamten  dahin 
abordnen,  oder  eine  schriftliche  Er- 
klärung von  ihnen  abverlangen. 

Artikel  IV. 

Die  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vize- 
konsuln und  Konsularagenten  dürfen 
über  dem  äußeren  bezüglichen  Ein- 
gange desKonsularamtes  das  Wappen- 
schild ihrer  Nation  je  nachdem  mit 
der  Aufschrift:  ,, Generalkonsulat •", 
„Konsulat",  „Vizekonsulat"  oder 
„Konsularagentie"  anbringen. 

Es  ist  ihnen  ferner  gestattet,  die 
Flagge  ihres  Landes  auf  dem  Kon- 
sulatsgebäude aufzuziehen,  wofern 
sie  nicht  in  der  Stadt  residieren, 
wo  die  Gesandtschaft  ihrer  Regierung 
sich  befindet. 

Sie  können  desgleichen  ihre  Flagge 
auf  dem  Schiffe  aufhissen,  dessen 
sie  sich  in  Ausübung  ihrer  Funk- 
tionen zu  Fahrten  im  Hafen  bedienen. 

Artikel  V. 

Die  Konsulararchive  sind  jederzeit 
unverletzlich  und  es  ist  den  Lokal- 
behörden unter  keinem  Vorwande 
die  Durchsuchung  oder  Beschlag- 
nahme der  dazu  gehörigen  Papiere 
gestattet. 

[Artikel  VL 

Im  Falle  der  Verhinderung,  der 
Abwesenheit  oder  des  Ablebens  der 
Generalkonsuln,  Konsuln  oder  Vize- 
konsuln, werden  jene  Konsulareleven, 
Kanzler  und  Sekretäre,  welche  schon 
*rtther  in  der  genannten  Eigenschaft 
reffenden  Behörden  in  Öster- 


taken  orally,  or  shall  send  there  a 
competent  officer  to  reduce  it  to 
writing,  or  shall  ask  of  him  a  written 
declaration. 


Article  IV. 

Consuls-General,  Consuls,  Vice-Con- 

suls   and  Consular  Agents   shall   be 

at  liberty  to  place  over  the   chief 

I  entrance   of  their  respective  Offices^ 

'  the    arms     of    their    nation    with 

the  inscription:  „Consulate-Generar% 

j  „Consulate",     „Vice-Consulate"     or 

„Consular-Agency"  as  may  be. 

They  shall  also  be  at  liberty  to 
holst  the  flag  of  their  country  on 
the  Consular  edifice,  except  when 
they  reside  in  a  city  where  the 
Legation  of  their  Government  may 
be  established. 

They  shall  also  be  at  liberty  to 
hoist  their  flag  on  board  of  the  vessel 
employed  by  them  in  port  for  the 
discharge  of  their  duty. 

Article  V. 

The  Consular  Archives  shall  be 
at  all  times  inviolable  and  under  no 
pretence  whate\^r,  shall  the  local 
authorities  be  allowed  to  examine 
or  seize  the  papers  foiming  part 
of  them. 

Article  VL 

In  the  event  of  incapacity,  absence 
or  death  of  Consuls-General,  Consuls, 
Vice-Consuls  their  Consular  Pupils, 
Chancellors  or  Secretaries,  whose 
official  character  may  have  been 
previously  made  known  to  the  re- 
spective  authorities    in  the   United 
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reich-Ungaxn  oder  in  den  Vereinigten 
Staaten  vorgestellt  worden  sind,  ohne 
weiteres  zur  Ausübung  der  Konsulats- 
funktionen zugelassen  und  genießen 
während  dieser  Zeit  die,  laut  gegen- 
wärtiger Konvention  ihnen  über- 
tragenen Freiheiten  und  Vorrechte. 

Artikel  \TI. 

Die  Generalkonsuln  und  Konsuln 
können,  vorbehaltlich  der  Geneh- 
migung der  Regierung  des  Landes, 
wo  sie  residieren,  Vizekonsuln  und 
Konsularagenten  in  den  Städten,  Häfen 
und  Ortschaften  ihres  Konsular- 
bezirkes ernennen. 

Diese  Vizekonsuln  und  Konsular- 
agenten können  ohne  Unterschied 
aus  Staatsbürgern  beider  Länder, 
wie  aus  Ausländern  gewählt  werden 
und  sind  mit  einem  vom  ernennenden 
Konsul,  unter  dessen  Befehlen  sie 
zu  stehen  haben,  ausgestellten  Er- 
nennuugsdekret  zu  versehen. 

Sie  sollen  die  durch  gegenwärtige 
Konvention  festgestellten  Vorrechte 
und  Freiheiten  genießen. 

Jenen  Vizekonsuln  und  Konsular- 
agenten jedoch,  welche  nicht  Unter- 
tanen des  sie  ernennenden  Staates 
sind,  werden  die  durch  den  Artikel  11 
bestimmten  Freiheiten  und  Immuni- 
täten nicht  zugestanden. 

Artikel  VHL 
Die  Generalkonsuln,  Konsuln  und 
Vizekonsuln  oder  Konsularagenten 
der  beiden  Staaten  können  in  Aus- 
übung der  ihnen  zustehenden  Amts- 
befugnisse an  die  Behörden  ihres 
Amtsbezirkes,  dieselben  mögen  Bun- 
des-   oder    Staats-,    Gerichts-    oder 


States  or  in  the  Austro-Hungarian 
Empire,  shall  be  admitted  at  once  to 
the  temporary  exercise  of  the  Con- 
sular  functions,  and  they  shall  for 
the  duration  of  it,  enjoy  all  the 
immunities,  rights,  and  Privileges 
conferred  upon  them  by  this  Con- 
vention. 

Article  YII, 

Consuls-General  and  Consuls,  shall 
have  the  power  to  appoint  Vice- 
Consuls  and  Consular  Agents,  in  the 
cities,  ports  and  towns  within  their 
Consular  districts,  subject  however 
to  the  approbation  of  the  Govern- 
ment of  the  country  where  they  reside. 

These  Vice-Consuls  and  Consular 
Agents  may  be  selected  indiscrimina- 
tely  from  among  Citizens  of  the  two 
countries  or  from  foreigners  and  they 
shall  be  furnished  with  a  Commission 
issued  by  the  appointing  Consul, 
under  whose  Orders  they  are  to  be 
placed. 

They  shall  enjoy  the  Privileges 
and  liberties  stipulated  in  this  Con- 
vention, 

To  Vice-Consuls  and  to  Consular 
Agents  who  are  not  Citizens  of  the 
State  which  appoints  them,  the  Pri- 
vileges and  immunities  specified  in 
article  II  shall  not  extend. 


Article  Vm. 
Consuls-General,  Consuls,  Vice-Con- 
suls or  Consular  Agents  of  the  two 
countries  may,  in  the  exercise  of 
their  duties  apply  to  the  authorities 
within  their  district,  whether  federal 
or  local,  judicial  or  executive,  in  the 
event  of  any  infraction  of  the  trea- 
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Vollzugsbehörden  sein,  im  Falle  einer 
jeden  Verletzung  der  zwischen  beiden 
Ländern  bestehenden  Traktate  oder 
Konventionen,  oder  zum  Schutze  der 
Rechte  ihrer  Staatsangehörigen  sich 
wenden. 

Im  Falle,  daß  auf  ihre  Rekla- 
mationen von  den  genannten  Be- 
hörden nicht  eingegangen  würde, 
steht  es  ihnen  frei,  im  Abgange 
eines  diplomatischen  Vertreters  ihres 
Landes,  sich  an  die  Staats-  oder 
Bundesregierung  des  Landes,  wo  sie 
residieren,  zu  wenden. 

Artikel  IX. 

Die  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vize- 
konsuln oder  Konsularagenten  beider 
Staaten,  sowie  auch  ihre  Kanzler, 
haben  das  Recht,  in  ihren  Kanzleien, 
in  der  Wohnung  der  Parteien  oder 
an  Bord  der  Schiffe,  die  von  den 
Kapitänen  der  Mannschaft  der  Schiffe 
ihrer  Nation,  den  Passagieren,  Han- 
delsleuten und  allen  Staatsange- 
hörigen ihres  Landes  etwa  abzu- 
gebenden Deklarationen  entgegenzu- 
nehmen. 

Ebenso  sind  sie  in  Gemäßheit  der 
Gesetze  und  der  Vorschriften  ihres 
Landes  ermächtigt,  entgegenzu- 
nehmen und  zu  beglaubigen: 

1.  Die  letz  willigen  Verfügungen 
ihrer  Staatsangehörigen  und  alle 
sonstigen,  dieselben  betreffenden  civil- 
rechtlichen  Akte  und  Übereinkommen, 
denen  eine  authentische  Form  gegeben 
und  welche  beglaubigt  werden  sollen. 

2.  Die  zwischen  ihren  Staats- 
angehörigen   und    Bewohnern    des 

.des,  wo  sie  residieren,  errichteten 
Urkunden. 


ties  and  Conventions  between  the 
two  countries  also  for  the  purpose 
of  protecting  the  rights  of  their 
countrymen. 


Should  the  said  authorities  fall  to 
take  due  notice  of  their  application, 
they  shall  be  at  liberty  in  the  ab- 
sence  of  any  diplomatic  represen- 
tative  of  their  country  to  apply  to 
the  Government  of  the  country  where 
they  reside. 


Article  IX. 
Consuls-General,  Consuls,  Vice-Con- 
suls  or  Consular  Agents  of  the  two 
countries,  also  their  Chancellors,  shall 
have  the  right  to  take  at  their  office, 
at  the  residence  of  the  parties,  or 
on  shipboard  the  depositions  of  the 
captains  and  crews  of  vessels  of 
their  own  nation,  of  passengers  on 
board  of  them,  of  merchants,  or  any 
other  Citizens  of  their  own  country. 


They  shall  have  the  power  also 
to  receive  and  verify  conformably 
to  the  laws  and  regulations  of  their 
country: 

ist  wiUs  and  bequests  of  their 
countrymen  and  all  such  acts  and 
contracts  between  their  countrymen 
as  are  intended  to  be  drawn  up  in 
an  authentic  form  and  verified. 

2nd  j^i^y  and  all  acts  of  agreement 
entered  upon  between  Citizens  of 
their  own  country  and  inhabitants 
of  the  country   where   they   reside. 
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Alle  diese  Verträge  und  Urkunden, 
sowie  deren  Abschriften,  sollen,  wenn 
sie  von  solchen  Generalkonsuln,  Kon- 
suln, Vizekonsuln  oder  Konsular- 
agenten gehörig  beglaubigt  und  mit 
ihren  Amtssiegeln  versehen  sind,  von 
den  Gerichten  je  nach  Beschaffenheit 
des  Falles  als  gesetzliche  Urkunden, 
oder  als  beglaubigte  Abschriften  ent- 
gegengenommen werden  und  die- 
selbe Kraft  und  Gültigkeit  haben, 
als  wenn  sie  von  den  kompetenten 
öffentlichen  Funktionären  des  einen 
oder  des  anderen  der  beiden  Länder 
errichtet  worden  wären. 

Die  beiderseitigen  Generalkonsuln, 
Konsuln,  Vizekonsuln  oder  Konsular- 
agenten können  die  Übersetzung  und 
Legalisierung  der  von  den  Behörden 
oder  Funktionären  ihres  Landes  aus- 
gehenden Urkunden  jeder  Art  vor- 
nehmen und  es  sollen  solche  Über- 
setzungen im  Lande,  wo  sie  residieren, 
dieselbe  Kraft  und  Gültigkeit  haben, 
als  wenn  sie  von  den  beeideten  Dol- 
metschern des  Landes  ausgefertigt 
worden  wären. 

Artikel  X. 
Die  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vize- 
konsuln oder  Konsularagenten  dürfen 
sich  an  Bord  der  Schiffe  ihrer  Staats- 
angehörigen, nachdem  dieselben  zur 
freien  Gemeinschaft  (Pratica)  zu- 
gelassen sind,  entweder  in  eigener 
Person  begeben,  oder  Delegierte 
dahin  senden,  den  Kapitän  und  die 
Mannschaft  vernehmen,  die  Schiffs- 
papiere prüfen,  die  Aussagen  über 
ihre  Reise,  Bestimmung  und  die 
Zwischenfälle  der  Fahrt  entgegen- 
nehmen,   die    Manifeste    (Ladungs- 


All  such  acts  of  agreement  and 
other  Instruments,  and  also  copies 
thereof  when  duly  authenticated  by 
such  Consuls-General,  Consuls,  Vice- 
Consuls,  or  Consular  Agents  under 
his  official  seals,  shall  be  received 
in  Courts  of  justice  as  legal  docu- 
ments  or  as  authenticated  copies,  as 
the  case  may  be  and  shall  have  the 
same  force  and  effect  as  if  drawn 
up  by  competent  public  officers  of 
one  or  the  other  of  the  two  countries. 


Consuls-General,  Consuls,  Vice-Con- 
suls  or  Consular  Agents  of  the  re- 
spective  countries  shall  have  the 
power  to  translate  and  legalize  all 
documents  issued  by  the  authorities 
or  functionaries  of  their  own  coun- 
try,  and  such  papers  shall  have  the 
same  force  and  effect  in  the  country 
where  the  aforesaid  officers  reside, 
as  if  drawn  up  by  swom  Interpreters. 


Article  X. 
Consuls-General,  Consuls,  Vice-Con- 
suls  or  Consular  Agents  shall  be  at 
liberty  to  go  on  board  of  the  vessels 
of  their  nation  admitted  to  entry 
either  in  person,  or  by  proxy  and 
to  examine  the  captain  and  crew, 
to  look  into  the  register  of  the  ship, 
to  receive  declarations  with  ref erence 
to  their  voyage,  their  destination, 
and  the  incidents  of  the  voyage, 
also  to  draw  up  manifests,  lists  of 
freight,  to  assist  in  dispatching  their 
vessels  and  finally  to  aecompany  the 


656    — 


Terzeichnisse)  ausfertigen  und  die 
Expedition  ihrer  Schiffe  fördern, 
endlich  die  fraglichen  Kapitäne  und 
Mannschaften  vor  die  Gerichte  und 
zu  den  Administrativbehörden  des 
Landes  begleiten,  um  ihlien  bei  den 
Geschäften,  welche  sie  betreiben, 
oder  bei  den  Ansuchen,  welche  sie 
zu  stellen  haben,  als  Dolmetscher 
und  Sachwalter  zu  dienen. 

Die  Gerichtsbeamten  und  die  Be- 
amten und  Organe  des  Zollamtes 
dürfen  in  keinem  Falle  Visitationen 
oder  Durchsuchungen  an  Bord  der 
Handelsschiffe  vornehmen,  ohne  hier- 
von vorläufig  der  Konsularbehörde 
der  Nation,  welcher  diese  Schiffe 
angehören,  Kenntnis  gegeben  zu 
haben,  damit  dieselben  der  Visitation 
beiwohnen  können. 

Sie  werden  desgleichen  die  Kon- 
suln, Vizekonsuln  oder  Konsular- 
agenten rechtzeitig  verständigen, 
damit  dieselben  den  von  den  Kapi- 
tänen und  Mannschaften  vor  den 
Gerichten  und  den  lokalen  Ver- 
waltungsbehörden abzugebenden  Er- 
klärungen beiwohnen,  um  auf  diese 
Weise  jeden  Irrtum  oder  jede  falsche 
Auslegung,  welche  die  richtige  Hand- 
habung der  Justiz  beeinträchtigen 
könnte,  zu  vermeiden. 

Die  zu  diesem  Zwecke  an  die 
Konsuln,  Vizekonsuln  oder  Konsular- 
agenten zu  richtende  Einladung  soll 
eine  genaue  Angabe  der  Stunde  ent- 
halten, und  falls  sie  versäumen,  per- 
sönlich zu  erscheinen  oder  sich  durch 
einen  Delegierten  vertreten  zu  lassen, 
wird  in  ihrer  Abwesenheit  vorge- 
gangen werden. 


Said  captains  or  crews  before  the 
Courts  and  before  the  administrative 
authorities,  in  order  to  act  as  their 
Interpreters  or  Agents  in  their  busi- 
ness  transactions  or  applications  of 
any  kind. 


The  judicial  authorities  and  custom- 
house  officials  shall  in  no  case  pro- 
ceed  to  the  examination  or  search 
of  merchant  vessels,  without  previous 
notice  to  the  Consular  authority  of 
the  nation  to  which  the  said  vessels 
belong,  in  order  to  enable  them  to 
be  present. 


They   shall   also   give  due  notice 

to  Consuls,  Vice-Consuls  or  Consular 

Agents  in  order  to  enable  them  to 

be   present    at    any    depositions    or 

Statements  to  be  made  in  Courts  of 

law,  or  before  local  magistrates  by 

'  captains    or   persons  composing   the 

'  crew,  thus  to  prevent  errors  or  false 

j  interpretations  which  might  impede 

I  the  correct  administration  of  justice. 


The  notice  to  Consuls,  Vice-Con- 
suls or  Consular  Agents  shall  name 
xethe  hour  fid  for  such  proceedings, 
and  upon  the  nou-appearance  of  the 
Said  officers  or  their  representatives, 
the  case  shall  be  proceeded  with  in 
their  absence. 
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Artikel  XL 

Die  Konsuln,  Vizekonsuln  oder 
Konsularagenten  sind  ausschließlich 
mit  der  Aufrechterhaltung  der  inneren 
Ordnung  an  Bord  der  Handelsschiffe 
ihrer  Nation  beauftragt.  Sie  werden 
demzufolge  die  ausschließliche  Be- 
fugnis haben,  die  zwischen  den 
Kapitänen,  den  SchifEsoffizieren  und 
den  Mannschaften  auf  der  See  oder  im 
Hafen  entstandenen  Streitigkeiten 
jeder  Art,  welche  sich  auf  die  Löh- 
nung und  die  Erfüllung  gegenseitig 
eingegangener  Verbindlichkeiten  be- 
ziehen, zur  Kenntnis  zu  nehmen  und 
zu  schlichten  haben,  und  in  jedem 
einzelnen  Falle  nach  den  Gesetzen 
ihres  eigenen  Landes  vorgehen. 

Ein  Einschreiten  der  Lokalbe- 
hörden darf  nur  dann  stattfinden, 
wenn  die  an  Bord  der  Schiffe  vor- 
gefallenen Unordnungen  derart  sind, 
die  Ruhe  und  öffentliche  Ordnung 
am  Lande  oder  im  H^fen  zu  stören, 
oder  wenn  andere  Personen  als  die 
Schiffsoffiziere  und  Mannschaft  bei 
den  Unordnungen  beteiligt  sind. 

Mit  Ausnahme  obgedachter  Fälle 
werden  die  Lokalbehörden  sich  darauf 
beschränken,  den  Konsuln,  Vizekon- 
suln oder  Konsularagenten  auf  deren 
Verlangen  tatkräftigen  Beistand  zu 
leisten,  um  die  Verhaftung  jedes  in 
die  Musterrolle  eingetragenen  Indi- 
viduums und  dessen  Rücksendung  an 
Bord  oder  provisorische  Abführung 
in  das  Gefängnis  zu  veranlassen. 

Artikel  XIL 

Die  Generalkonsuln,  Konsuln  und 
Vizekonsuln  oder  Konsularagenten 
können   diejenigen  Seeleute,   sot 

Malfatti,  Konsularwesen.    L 


Article  XI. 
Consuls,  Vice-Consuls  or  Consular 
Agents  shall  have  exclusive  Charge 
of  the  internal  order  of  the  mer- 
chant  vessels  of  their  nation.  They 
shall  have  therefore  the  exclusive 
power  to  take  cognisance  of  and  to 
settle  all  differences  which  may  arise 
at  sea  or  in  port  between  captains, 
officers  and  crews  in  reference  to 
wages  and  the  execution  of  mutual 
contracts,  subject  in  each  case  to 
the  laws  of  their  own  nation. 


The  local  authorities  shall  in  no 
way  interfere  except  in  cases,  where 
the  differences  on  shipboard  are 
of  a  nature  to  disturb  the  peace  and 
public  Order  in  port  or  on  shore,  or 
when  persons  other  than  the  officers 
and  crew  of  the  vessel  are  parties 
to  the  disturbance. 

Except  as  aforesaid  the  local 
authorities  shall  confine  themselves  to 
the  rendering  of  forcible  assistance 
if  required  by  the  Consuls,  Vice- 
Consuls  or  Consular  Agents  and  shall 
cause  the  arrest,  temporary  im- 
prisonment  and  removal  on  board  of 
his  own  vessel  of  every  person  whose 
name  is  found  on  the  muster-rolls 
or  register  of  the  ship  or  list  of 
the  crew. 

Article  XH. 

Consnia-^  '  ^       Is.Vice-Con- 

ave 
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jede  andere  aus  was  immer  für  einem 
Titel  zur  Mannschaft  der  SchifEe 
ihrer  Nation  gehörende  Person, 
welche  auf  dem  Gebiete  des  einen 
der  Hohen  vertragenden  Teile  deser- 
tiert sind,  verhaften  und  entweder 
an  Bord  oder  in  ihre  Heimat  zu- 
rücksenden lassen. 

Zu  diesem  Ende  werden  sie  sich 
schriftlich  an  die  kompetenten  Lokal- 
behörden zu  wenden  und  durch  Vor- 
legung der  Schiffsregister  oder  der 
Musterrolle,  oder  falls  das  Schiff  ab- 
gegangen, einer  authentischen  Ab- 
schrift dieser  Urkunden  den  Nach- 
weis zu  führen  haben,  daß  die  rekla- 
mierten Individuen  wirklich  zur 
Schiffsmannschaft  gehörten. 

Auf  das  dergestalt  begründete  Er- 
suchen darf  die  Übergabe  des  De- 
serteurs nicht  verweigert  werden. 

Es  soll  überdies  den  genannten 
Konsularbehörden  jede  Hilfsleistung 
und  jeder  Beistand  zur  Erforschung 
und  Anhaltung  des  Deserteurs  ge- 
währt werden,  und  sind  diese  in 
die  Gefängnisse  des  Landes  abzu- 
führen und  auf  Verlangen  und  Kosten 
der  Konsularbehörde  so  lange  in  Ge- 
wahrsam zu  halten,  bis  dieselbe  Ge- 
legenheit zu  ihrer  Absendung  ge- 
funden hat. 

Die  Dauer  dieser  Gefangenhaltung 
darf  drei  Monate  nicht  überschreiten, 
nach  deren  Ablauf  und  über  eine, 
drei  Tage  vorher  erfolgte  Verstän- 
digung des  Konsuls,  der  Verhaftete 
in  Freiheit  gesetzt  wird,  Avelcher 
aus  demselben  Grunde  nicht  aber- 
mals verhaftet  werden  darf. 

Hat  jedoch  der  Deserteur  am 
Lande  eine  strafbare  Handlung  ver- 


sailors  or  all  other  persons  belonging 
to  the  crews  of  vessels  of  their 
nation  who  may  be  guilty  of  having 
deserted  on  the  respective  territories 
of  the  High  contracting  Parties,  and 
to  have  sent  them  on  board  or  back 
to  their  native  country. 

To  that  end  they  shall  make  a 
written  application  to  the  competent 
local  authority,  supporting  it  by  the 
exhibition  of  the  ship's  register  and 
list  of  the  crew,  or  eise,  should  the 
vessel  have  sailed  previously,  by 
producing  an  authenticated  copy  of 
these  documents  showing  that  the 
persons  claimed  really  do  belong  to 
the  ship's  crew. 

lipon  such  request  the  surrender 
of  the  deserter  shall  not  be  refused. 

Every  aid  and  assistance  shall 
moreover  be  granted  to  the  said 
Consular  authorities  for  the  detection 
and  arrest  of  deserters,  and  the  lat- 
ter shall  be  taken  to  the  prisons  of 
the  country  and  there  detained  at 
the  request  and  expense  of  the  Con- 
sular authority  until  there  may  be 
in  opportunity  for  sending  them  away. 


The  duration  of  this  imprisonment 
shall  not  exceed  the  term  of  three 
months,  at  the  expiration  of  which 
time,  and  upon  three  days  notice  to 
the  Consul,  the  prisoner  shall  be  set 
free  and  he  shall  not  be  liable  to 
rearrest  for  the  same  cause. 

Should,  however,  the  deserter  have 
committed    on    shore    an    indictable 
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tibt,  so  steht  es  der  Lokalbehörde 
frei,  die  Auslieferung  aufzuschieben, 
bis  das  gerichtliche  Urteil  gefällt 
und  vollständig  vollzogen  worden  ist. 
Die  Hohen  vertragenden  Teile 
haben  sich  dahin  geeinigt,  daß  See- 
leute oder  andere  Individuen  der 
Schiffsmannschaft,  welche  Bürger  des 
Landes  sind,  wo  die  Desertion  statt- 
findet, von  den  Bestimmungen  des 
gegenwärtigen  Artikels  ausgenommen 
sein  sollen. 

Artikel  XIH. 

In  Fällen,  wo  nicht  ein  zwischen 
den  Reedern,  Befrachtern  und  Asse- 
kuranten  getroffenes  Übereinkommen 
entgegensteht,  werden  die  Havarien, 
welche  Schiffe  beider  Länder  auf  der 
See  erlitten  haben,  dieselben  mögen 
in  die  beiderseitigen  Häfen  freiwillig 
einlaufen  oder  daselbst  gezwungen 
beilegen,  durch  die  Generalkonsuln, 
Konsuln,  Vizekonsuln  oder  Konsular- 
agenten ihrer  Nation  geregelt,  wofern 
nicht  Bürger  des  Landes,  wo  die 
genannten  Funktionäre  residieren, 
oder  Bürger  einer  dritten  Macht  bei 
den  Havarien  beteiligt  sind. 

In  diesem  Falle  und  in  Ermanglung 
eines  gütlichen  Vergleiches  zwischen 
allen  Beteiligten  hat  die  Regelung 
der  Havarien  durch  die  Lokalbehörde 
stattzufinden. 

Artikel  XIV. 
Wenn  ein  der  Regierung  oder  dem 
Angehörigen  des  einen  der  Hohen 
vertragenden  Staaten  gehörendes 
Schiff  im  Küstengebiete  des  anderen 
scheitert  oder  strandet,  werden  die 
Lokalbehörden  den  Vorfall  zur  Kennt- 
nis des  Generalkonsuls,  Konsuls,  Vize- 


off ence,  the  local  authorities  shall 
be  free  to  postpone  his  extradition 
until  due  sentence  shall  have  been 
passed  and  executed. 

The  High  contracting  Parties 
agree  that  seamen,  or  other  indi- 
viduals  forming  part  of  the  ship's 
crew,  who  are  Citizens  of  the  coun- 
try  in  which  the  desertion  took 
place,  shall  not  be  affected  by  the 
provisions  of  this  article. 

Article  XHI 
In  all  cases  where  no  other  agree- 
ment  to  the  contrary  exists  between 
owners,  freighters  and  insurers,  all 
damages  suffered  at  sea  by  the 
vessels  of  the  two  countries,  whether 
they  enter  the  respective  ports  volun- 
tarily  or  by  stress  of  weather,  shall 
be  settled  by  the  Consuls-General^ 
Consuls,  Vice-Consuls  or  Consular 
Agents  of  their  respective  nation, 
provided  that  no  interests  of  Citizens  of 
the  country  where  the  said  functio- 
naries  reside,  nor  of  Citizens  of  a 
third  power  are  concerned. 

In  that  case,  and  in  the  absence 
of  a  friendly  compromise  between 
all  parties  interested,  the  adjudication 
shall  take  place  under  supervision 
of  the  local  authorities. 

Article  XTV. 
In  the  event  of  a  vessel  belonging 
to  the  Government  or  owned  by  a 
Citizen  of  one  of  the  two  contracting 
States,  being  wrecked  or  cast  on 
shore  upon  the  coast  of  the  other, 
the  local  authorities  shall  inform  the 
Consuls-General,  Consuls,  Vice-Consuls 
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konsuls  oder  Konsularagenten  des 
Amtsbezirkes,  oder  in  dessen  Ab- 
gange zur  Kenntnis  des  dem  Orte 
des  Unfalles  zunächst  befindlichen 
Generalkonsuls,  Konsuls,  Vizekonsuls 
oder  Konsularagenten  bringen. 

Alle  auf  die  Bergung  amerika- 
nischer, in  Gewässern  des  öster- 
reichisch-ungarischen Gebietes  ge- 
scheiterten oder  gestrandeten  Schiffe 
bezüglichen  Operationen  sollen  unter 
der  Leitung  der  amerikanischen  Ge- 
neralkonsuln, Konsuln,  Vizekonsuln 
oder  Konsularagenten  stattfinden;  hin- 
gegen werden  alle  Operationen  zur 
Bergung  österreichisch  -  ungarischer, 
in  Gewässern  des  amerikanischen 
Gebietes  gescheiterter  oder  gestran- 
deter Schiffe  von  den  österreichisch- 
ungarischen  Generalkonsuln,  Konsuln, 
Vizekonsuln  oder  Konsularagenten 
geleitet. 

Das  Einschreiten  der  Lokalbehörden 
findet  in  beiden  Ländern  nur  statt, 
um  die  Konsularbehörde  zu  unter- 
stützen, die  Ordnung  aufrechtzu- 
erhalten, die  Interessen  der  nicht 
zur  Schiffsmannschaft  gehörigen  Ber- 
ger zu  wahren,  und  die  Vollziehung 
der  hinsichtlich  der  Ein-  und  Aus- 
fuhr der  geborgenen  Güter  zu  befol- 
genden Vorschriften  sicherzustellen. 
In  Abwesenheit  und  bis  zur  An- 
kunft der  Generalkonsuln,  Konsuln, 
Vizekonsuln  oder  Konsularagenten 
oder  des  zu  diesem  Ende  von  ihnen 
bestellten  Abgeordneten,  haben  die 
Lokalbehörden  alle  erforderlichen 
Vorkehrungen  zum  Schutze  der  Per- 
sonen und  zur  Erhaltung  der  Gegen- 
stände zu  treffen,  welche  aus  dem 
.Schiffbruche   gerettet    worden   sind. 


or  Consular  Agents  of  the  district 
of  the  occurrence,  or  if  such  Con- 
sular Agency  does  not  exist,  they 
shall  communicate  with  the  Consul- 
General,  Consul,  Vice-Consul  or  Con- 
sular Agent  of  the  nearest  district. 
All  proceedings  relative  to  the 
salvage  of  American  vessels  wrecked 
or  cast  on  shore  in  Austro-Hungarian 
waters,  shall  be  directed  by  the 
United  States  Consuls  General,  Con- 
suls,  Vice-Consuls  or  Consular  Agents 
also  all  proceedings  relative  to  the 
salvage  of  Austro-Hungarian  vessels, 
wrecked  or  cast  on  shore  in  American 
waters,  shall  be  directed  by  Austro- 
Hungarian  Consuls-General,  Consuls, 
Vice-Consuls  or  Consular  Agents. 


An  interference  of  the  local  autho- 
rities  in  the  two  countries  shall  take 
place  for  the  purpose  only  of 
assisting  the  Consular  authorities,  in 
maintaining  order  and  protecting  the 
rights  of  salvors  not  belonging  to 
the  crew,  also  for  enforcing  the 
regulations  relative  to  the  import  or 
export  of  the  merchandise  saved. 

In  the  absenceand  until  the  arrival 
of  the  Consuls-General,  Consuls,  Vice- 
Consuls  or  Consular  Agents  or  their 
duly  appointed  delegates,  the  local 
authorities  shall  take  all  the  neces- 
sary  measures  for  the  protection  of 
persons  and  preservation  of  the  pro- 
perty  saved  from  the  wreck. 
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Aus  dem  Einschreiten  der  Lokal- 
behörden in  diesen  Fällen  soll  kein 
Anlaß  zur  Einhebung  von  irgend 
welchen  Kostenbeträgen  genommen 
werden,  mit  Ausnahme  jener  Kosten, 
welche  die  Operationen  des  Bergens 
und  die  Bewahrung  der  geborgenen 
Gegenstände  erfordert  haben,  sowie 
derjenigen,  welche  im  gleichen  Falle 
die  Schiffe,  welche  dem  Lande  an- 
gehören, an  dessen  Küste  der  Schiff- 
bruch  stattfand,   zu   tragen   hätten. 

Im  Falle  eines  Zweifels  über  die 
Nationalität  der  gescheiterten  Schiffe 
gehören  die  im  gegenwärtigen  Artikel 
erwähnten  Anordnungen  zur  aus- 
schließlichen Kompetenz  der  Lokal- 
behörde. 

Die  Hohen  vertragenden  Teile 
einigen  sich  außerdem  dahin,  daß  die 
geborgenen  Güter  und  Effekten,  wo- 
fern sie  nicht  zum  Gebrauche  im 
Lande,  an  dessen  Küste  der  Schiff- 
bruch stattfindet,  bestimmt  werden, 
keinerlei  Zollgebür  unterliegen. 

Artikel  XV. 
Die  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vize- 
konsuln und  Konsularagenten,  wie 
auch  Konsulatseleven,  Kanzler  und 
Konsularbeamte,  genießen  in  beiden 
Ländern  alle  jene  Befreiungen,  Präro- 
gativen, Immunitäten  und  Privilegien, 
welche  den  Funktionären  gleicher 
Kategorie  der  meistbegünstigten 
Nation  zugestanden  werden. 

Artikel  XVL 
Im  Falle  des  Ablebens  eines  An- 
gehörigen der  österreichisch  -  unga- 
rischen Monarchie  in  den  Vereinigten 
Staaten,  oder  eines  Angehörigen  der 
Vereinigten   Staaten    in    der   öster. 


No  charges  shall  be  made  for  the 
interference  of  the  local  authorities 
in  such  cases  except  for  expenses 
incurred  through  salvage  and  the 
preservation  of  property  saved,  also 
for  those  expenses  which  under  similar 
circumstances,  vessels  belonging  to 
the  country  where  the  wreck  hap- 
pens  would  have  to  incur. 


In  case  of  a  doubt  concerning  the 
nationality  of  the  wrecks,  the  local 
authorities  shall  have  exclusively  the 
management  and  execution  of  the 
provisions  laid  down  in  the  present 
article. 

The  High  contracting  Parties  also 
agree  that  all  merchandise  and  goods 
not  destined  for  consumption  in  the 
country  in  which  the  wreck  takes 
place,  shall  be  free  of  all  duties. 


Article  XV. 
Consuls-General,  Consuls,  Vice- 
Consuls  and  Consular  Agents  also 
Consular  Pupils,  Chancellors  and 
Consular  Officers  shall  enjoy  in  the 
two  countries  all  the  liberties,  pre- 
rogatives,  immunities  and  Privileges 
granted  to  functionaries  of  the  sänie 
class  of  the  most  favored  nation. 

Article  XVL 

In  case  of  the  death  of  a  Citizen 

of  the  United  States  in  the  Austrian- 

Hungarian  Monarchy,  or  of  a  Citizen 

of  the  Austrian-Hungarian  Monarchy 

nt  having 


—    662 


reichisch-ungarischen  Monarchie,  ohne 
daß  die  von  ihm  bestimmten  Erben 
oder  Testamentsexekutoren  bekannt 
sind,  sollen  die  kompetenten  Lokal- 
behörden die  Konsuln  oder  Konsular- 
agenten des  Staates,  zu  welchem 
der  Verstorbene  gehörte,  von  diesem 
Umstände  benachrichtigen,  damit  hier- 
von die  nötige  Mitteilung  unverzüglich 
an  die  beteiligten  Parteien  über- 
mittelt werde. 

Artikel  XVII. 

Gegenwärtige  Konvention  soll  zehn 
(10)  Jahre  in  Kraft  bleiben,  an- 
gefangen vom  Tage  des  Austausches 
der  Ratifikationen,  welcher  in  Ge- 
mäßheit der  betreffenden  Ver- 
fassungen in  beiden  Ländern  zu 
Washington  und  binnen  zehn  (10) 
Monaten  oder  früher,  wenn  möglich, 
stattfinden  soll. 

ImFalleals  keiner  der  vertragenden 
Teile  vor  dem  Ablaufe  des  erwähnten 
Zeitraumes  die  Absicht  kundgeben 
sollte,  die  Konvention  nicht  zu  ver- 
längern, so  soll  dieselbe  ein  (1)  Jahr 
länger  in  Kraft  bleiben,  und  so  weiter 
von  Jahr  zu  Jahr,  bis  zum  Ablaufe 
eines  Jahres  von  dem  Tage  an,  an 
welchem  einer  der  vertragenden  Teile 
sie  gekündigt  haben  wird. 

Urkund  dessen  haben  die  beider- 
seitigen Bevollmächtigten  diese  Kon- 
vention unterzeichnet  und  derselben 
ihre  Siegel  beigedrückt. 

In  zweifacher  Ausfertigung  ge- 
schehen zu  Washington  den  elften 
Juli  Eintausend  Achthundert  und 
Siebzig. 

(L.  S.)  Lederer  m.  p. 

(L.  S.)  Hamilton  Fish  m.  p. 


any  known  heirs  or  testamentary 
executors  by  him  appointed,  the  com- 
petent  local  authorities  shall  inform 
the  Consuls  or  Consular  Agents  of 
the  State  to  which  the  deceased 
belongs,  of  the  circumstance,  in  order 
that  the  necessary  Information  may 
be  immediately  forwarded  to  the 
parties  interested. 


Article  XVIL 

The  present  Convention  shall  remain 
in  force  for  the  space  of  ten  (10)  years 
from  the  date  of  the  exchange  of  the 
ratifications,  which  shall  be  made  in 
confonnity  with  the  respective  Con- 
stitutions  of  the  two  countries,  and 
exchanged  at  Washington,  within  the 
period  of  ten  (10)  months  or  sooner 
if  possible. 

In  case  neither  of  the  contracting 
Parties  gives  notice  before  the  ex- 
piration  of  the  said  term  of  its  inten- 
tion  not  to  renew  this  Convention, 
it  shall  remain  in  force  a  year 
longer,  and  so  on  from  year  to  year, 
until  the  expiration  of  a  year  from 
the  day,  on  which  one  of  the  parties 
shall  have  given  such  notice. 

In  testimony  whereof  the  respective 
Plenipotentiaries  have  signed  this 
Convention  and  hereunto  affixed  their 
respective  seals. 

Done,  in  duplicate,  at  Washington 
the  eleventh  day  of  July  in  the  year 
of  our  Lord  one  thousand  eiglit 
hundred  and  seventy. 

(L.  S.)  Hamilton  Fish  m.  p. 
(L.  S.)  Lederer  m.  p. 
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4.  Konsular-  und  Verlassensehaftskonvention  zwischen  der  öster- 

reiehiseh-ungarisehen  Monarchie  und  dem  Königreiche  Portugal 

vom  9.  Jänner  1873  (R.  G.  B.  XLVII  Nr.  135  ex  1874). 

(Abgeschlossen  zu  Lissabon  am  9.  Jänner  1873,   von  Seiner   kaiserlichen   und  königlichen 

Apostolischen  Majestät  ratifiziert  zu  Wien  am  30.  April  1874,   und   in    den  beiderseitigen 

Ratifizierungen  zu  Lissabon  ausgewechselt  am  10.  August  1874.) 


Urtext. 

Sa  Majest6  rEmpereur  cVAutriche 
et  Roi   Apostolique   de  Hongrie   et 

Sa  Majest6  le  Eoi  de  Portugal  et 
des  Algarves, 

d6sirant  d^tenniner,  avec  toute 
Textension  et  la  clart6  possibles,  les 
droits,  Privileges  et  immunitös  r6ci- 
proques  des  Consuls  gön^raux,  Con- 
suls,  Vice -consuls  et  Agents  con- 
sulaires,  Chanceliers,  ou  Secr6taires, 
ainsi  que  leurs  fonctions  et  les  obli- 
gations  auxquelles  ils  seront  respec- 
tivement  soumis  dans  la  Monarchie 
austro-hongroise  et  en  Portugal,  y 
compris  Ses  possessions  d'outre-mer, 
ont  r^solu  de  conclure  une  Con- 
vention consulaire  et  ont  nomm6,  ä 
cet  effet,  pour  Leurs  Pl^nipotentiaires, 
savoir: 


Sa  Majest6  TEmpereur  et  Eoi: 
le  sieur  Aloyse  Baron  de  Dum- 
reicher-Österreicher,  Son  En- 
voy6  extraordinaire  et  Ministre  pl6ni- 
potentiaire  pres  SaMajest6  Tr6s-fidele, 
Chevalier  de  l'Ordre  de  la  Couronne 
de  fer  de  deuxieme  classe  et  de 
rOrdre  Imperial  de  Leopold  d'Autriche, 
Grand-croix  de  l'Ordre  du  Christ, 
etc.  etc.; 

Sa  Majest6  le  Roi  de  Portugal  et 
des  Algarves: 


Übersetzung. 

Seine  Majestät  der  Kaiser  von 
Österreich  und  Apostolischer  König 
von  Ungarn,  und 

Seine  Majestät  der  König  von 
Portugal  und  Algarbien, 

von  dem  Wunsche  durchdrungen, 
die  gegenseitigen  Rechte,  Vorrechte 
und  Freiheiten  der  Generalkonsuln, 
Vizekonsuln  und  Konsularagenten,  der 
Kanzler  oder  Sekretäre,  sowie  die 
Funktionen  derselben  und  die  Ob- 
liegenheiten, welchen  sie  beziehungs- 
weise in  der  österreichisch -unga- 
rischen Monarchie  und  in  Portugal, 
mit  Inbegriff  der  überseeischen  Be- 
sitzungen, unterworfen  sein  sollen, 
in  der  möglichsten  Ausdehnung  und 
Klarheit  festzustellen,  haben  den 
Abschluß  einer  Konsular-  und  Ver- 
lassenschaftskonvention beschlossen 
und  zu  diesem  Ende  zu  Ihren  Be- 
vollmächtigten ernannt,  nämlich: 

Seine  Maj  estät  der  Kaiser  und  König: 

den  Herrn  Alois  Freiherrn  von 
Dumreicher-Österreicher,  Aller- 
höchst Ihren  außerordentlichen  Ge- 
sandten und  bevollmächtigten  Minister 
bei  Seiner  Allergetreuesten  Majestät, 
Ritter  des  Ordens  der  eisernen  Krone 
zweiter  Klasse  und  des  kaiserlich 
österreichischenLeopoldordens,  Groß- 
kreuz des  Christusordens  etc.; 

Seine  Majestät  der  König  von 
Portugal  und  Algarbien: 
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le  sieur  Jean  de  Andrade-Corvo, 
Son  Conseiller,  Pair  du  Royaume, 
Ministre  et  Secr^taire  d'Etat  au 
Departement  des  affaires  6trang6res, 
Professeur  de  Tißcole  polytechnique 
deliisbonne,  Commandeur  de  TOrdre 
ancien,  tres  noble  et  illustre  de  San 
Jago  pour  le  m^rite  scientifique, 
litt6raire,  artistique  et  de  TOrdre  du 
Christ,  Grand-croix  de  l'Ordre  Im- 
perial de  Leopold  d'Autriche  et  de 
rOrdreRoyalde  Charles  III  d'Espagne, 
etc.  etc., 

lesquels,  apres  avoir  6change  leurs 
pleins-pouvoirs  respectifs  trouvös  en 
bonne  et  due  forme,  sont  convenus 
des  articles  suivants: 

Article  I". 
Chacune  des  Hautes  Parties  con- 
tractantes  aura  la  facult6  d'6tablir 
des  Consuls  g6n6raux,  Consuls  et  Vice- 
consuls  ou  Agents  consulaires  dans 
les  ports  ou  places  de  commerce  de 
Tautre  Partie,  y  compris  les  pos- 
sessions  d'outre-mer  et  les  Colonies. 
EUes  se  reservent  toutefois  le  droit 
de  d^signer  les  localit^s  qu'elles 
jugeraient  convenables  d'excepter, 
pourvu  que  cette  r^seri^e  soit  6gale- 
ment  appliquee  ä  toutes  les  ])uissances. 


Les  Consuls  g^n^raux,  Consuls  et 
Yice-consuls  ou  Agents  consulaires, 
^tablis  dans  les  territoires  d'6tat  de 
Tune  ou  de  l'autre  des  Hautes  Par- 
ties contractantes,  conformement  aux 
dispositions  de  cet  article,  pourront 
exercer  les  attributions  qui  leur  sont 
reconnues  par  la  präsente  Convention, 


den  Herrn  Johann  de  Andrade- 
Corvo,  Allerhöchst  Ihren  Rat,  Pair 
des  Königreichs,  Minister  und  Staats- 
sekretär für  auswärtige  Angelegen- 
heiten, Professor  der  polytechnischen 
Schule  in  Lissabon,  Kommandeur  des 
alten,  erhabenen  und  erlauchten  Or- 
dens des  heiligen  Jakob  für  Ver- 
dienste auf  dem  Gebiete  der  Wissen- 
schaft, Literatur  und  Kunst,  sowie 
des  Christusordens,  Großkreuz  des 
kaiserlich  österreichischen  LeoiX)ld- 
ordens  und  des  königlich  spanischen 
Ordens  Karl  III.  etc., 

welche  nach  Austausch  ihrer  in 
guter  und  gehöriger  Form  befundenen 
Vollmachten  über  nachstehende  Ar- 
tikel übereingekommen  sind. 

Artikel  L 

Jedem  der  Hohen  vertragschließen- 
den Teile  wird  es  freistehen,  General- 
konsuln, Konsuln  und  Vizekonsuln 
oder  Konsularagenten  in  den  Häfen 
und  Handelsplätzen  des  anderen 
Teiles,  die  überseeischen  Besitzungen 
und  die  Kolonien  inbegriffen,  zu  be- 
stellen, unter  Vorbehalt  jedoch  des 
Rechtes,  jene  Orte  hiervon  aus- 
zunehmen, wo  ihnen  solches  an- 
gemessen erscheinen  wird,  voraus- 
gesetzt, daß  dieser  Vorbehalt  allen 
Mächten  gegenüber  gleichmäßig  An- 
wendung findet. 

Die  den  Bestimmungen  dieses  Ar- 
tikels gemäß  in  den  Staatsgebieten 
des  einen  oder  des  anderen  der 
Hohenvertragenden  Teile  angestellten 
Generalkonsuln,  Konsuln  und  Vize- 
konsuln oder  Konsularagenten  dürfen 
die  ihnen  durch  gegenwärtige  Kon- 
vention  zuerkannten  Befugnisse   im 
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dans  tonte  T^tendue  du  gouverne- 
ment  ou  du  district  dont  leur  r^sidence 
est  le  chef-lieu. 

Lesdits  fonctionnaires  ou  agents 
seront  r^ciproquement  admis  et  re- 
connus  en  Präsentant  leurs  provisions 
Selon  les  regles  et  fonnalit^s  stabiles 
dans  les  pays  respectifs. 


L'exequatur  n^cessaire  pour  le  libre 
exercice  de  leurs  fonctions  leur  sera 
d^livrö  sans  frais,  et,  sur  la  pro- 
duction  dudit  exequatur,  Tautorit^ 
sup^rieure  du  lieu  de  leur  r^sidence 
prendra  imm^diatement  les  mesures 
n^cessaires,  pour  qu'ils  puissent 
s'acquitter  des  devoirs  de  leur  Charge 
et  qu'ils  soient  admis  ä  la  jouissance 
des  exemptions,  Prärogatives,  hon- 
neurs,  immunit^s  et  Privileges,  qui 
y  sont  attach^s. 

Article  IL 
Les  Consuls  g^n^raux,  Consuls, 
Vice-consuls  ou  Agents  consulaires, 
ainsi  que  leurs  Chancelliers,  jouiront 
dans  les  pays  respectifs  des  Privileges 
g6n6ralenient  attribu^s  ä  leur*charge, 
tels  que  Texemption  des  logements 
et  contributions  militaires  et  celle 
de  toutes  les  contributions  directes, 
tant  personnelles  que  niobili^res  ou 
somptueuses,  ordinaires  ou  extra- 
ordinaires,  ä  moins  toutefois  qu'ils 
ne  soient  citoyens  du  pays  dans  le- 
quel  ils  resident,  qu'ils  ne  fassent  le 
commerce  ou  qu'ils  n'exercent  quelque 
Industrie,  pour  lesquels  cas  ils  seront 
soumis  aux  memes  taxes,  charges  et 
impositions  que  les  autres  particuliers. 


ganzen  Umkreise  des  Gouvernements 
oder  Bezirkes  ausüben,  in  dessen 
Hauptorte  sie  residieren. 

Die  besagten  Beamten  oder  Agenten 
werden  auf  die,  in  Gemäßheit  der 
in  den  gegenseitigen  Ländern  be- 
stehenden Vorschriften  und  Förmlich- 
keiten geschehene  Vorweisung  ihrer 
Bestallungen,  gegenseitig  zugelassen 
und  anerkannt. 

Das  zur  freien  Ausübung  ihrer 
Funktionen  erforderliche  Exequatur 
wird  ihnen  kostenfrei  ausgefolgt  und 
auf  Vorweisung  des  besagten  Exe- 
quaturs wird  die  Oberbehörde  des 
Ortes  ihres  Amtssitzes  unverzüglich 
die  nötigen  Vorkehrungen  treffen, 
um  ihnen  die  Ausübung  der  Obliegen- 
heiten ihres  Amtes  und  den  Genuß 
der  mit  demselben  verbundenen  Be- 
freiungen, Prärogativen,  Ehren,  Frei- 
heiten und  Vorrechte  zu  ermöglichen. 

Artikel  n. 
Die  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vize- 
konsuln und  Konsularagenten,  wie 
auch  ihre  Kanzler,  genießen  in  den 
betreffenden  Ländern  die  ihrem  Amte 
im  allgemeinen  zustehenden  Vor- 
rechte, als:  die  Befreiung  von  Militär- 
einquartierungen und  Kontributionen, 
sowie  von  allen  direkten,  sowohl 
Personal-  als  Mobiliar-  oder  Luxus- 
steuern, ordentlichen  und  außer- 
ordentlichen ,  vorausgesetzt  jedoch, 
daß  sie  nicht  Bürger  des  Landes 
sind,  in  welchem  sie  ihren  Wohnsitz 
haben,  daß  sie  nicht  Handel  treiben 
oder  ein  industrielles  Geschäft  aus- 
üben, in  welchen  Fällen  sie  den- 
selben Abgaben,  Lasten  und  Auflagen 
unterworfen  sind,  wie  andere  Private. 


H  est  bien  entendu  que  les  con- 
tributions  auxquelles  Tun  deces  agents 
pourrait  etre  sujet  ä  raison  des  pro- 
pri6t6s  foncieres  qu'il  possederait  dans 
la  Monarchie  austro-hongroise  ou  en 
Portugal,  ne  sont  point  comprises 
dans  l'exemption  ci-dessus  mentionn^e. 

Les  Consuls  g^n^raux,  Consuls, 
Vice-consuls  ou  Agents  consulaires 
jouiront,  en  outre,  de  rimmunitö  per- 
sonnelle  except6  pour  les  faits  et 
actes  que  la  l^gislation  pönale  du 
pays  dans  lequel  ils  resident  qualifie 
de  crimes. 

S'ils  sont  n^gociants,  la  contrainte 
par  Corps  ne  pourra  leur  etre  appli- 
qu6e  que  pour  les  seuls  faits  de 
commerce  et  non  pour  causes  civiles. 

Article  IIL 

Les  Consuls  g6n6raux,  Consuls, 
Vice-consuls  ou  Agents  consulaires, 
et  leurs  Chanceliers,  sujets  de  TEtat 
qui  les  nomme,  ne  pourront  etre 
somm6s  ä  comparaitre  comme  t6moins 
devant  les  tribunaux. 

Quand  la  justice  locale  aura  besoin 
de  recueillir  aupres  d'eux  quelque 
d^claration  juridique,  eile  devra  se 
transporter  ä  leur  domicile  pour  la 
recevoir  de  vive  voix,  ou  d^l^guer, 
ä  cet  efEet,  un  fonctionnaire  comp6- 
tent,  ou  bien  laleur  demander  par  ^crit. 


Article  IV. 

Les    Consuls    g^n^raux,   Consuls, 

ice-consuls   ou  Agents   consulaires, 

Tont  placer  au-dessus  de  la  porte 

re  de  leur  maison  leur  6cusson 


Es  wird  ausdrücklich  bemerkt, 
daß  die  Steuern,  denen  einer  von 
diesen  Agenten  auf  Grundlage  von 
unbeweglichen  Gütern,  die  er  in  der 
österreichisch-ungarischen  Monarchie 
oder  in  Portugal  besitzt,  unterworfen 
wäre,  in  der  oberwähnten  Befreiung 
nicht  einbegriffen  sind. 

Die  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vize- 
konsuln oder  Konsularagenten  ge- 
nießen überdies  persönliche  Immunität, 
ausgenommen  bezüglich  der  durch 
die  Strafgesetzgebung  des  Landes, 
in  dem  sie  wohnen,  als  Verbrechen 
bezeichneten  Handlungen. 

Wenn  sie  Kaufleute  sind,  kann  die 
persönliche  Haft  gegen  sie  nur  wegen 
Handels-,  nicht  aber  wegen  civil- 
rechtlicher  Angelegenheiten  in  An- 
wendung kommen. 

Artikel  m. 

Die  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vize- 
konsuln oder  Konsularagenten  und 
ihre  Kanzler  können,  wenn  sie  Unter- 
tanen des  sie  ernennenden  Staates 
sind,  nicht  als  Zeugen  vor  Gericht 
vorgeladen  werden. 

AVenn  die  Lokalgerichtsbehörde  die 
Abgabe  einer  gerichtlichen  Aussage 
von  ihnen  für  nötig  erachtet,  so  wird 
sie  sich  in  ihre  AVohnung  begeben, 
um  dieselben  mündlich  zu  vernehmen, 
oder  zu  diesem  Zwecke  einen  kom- 
petenten Beamten  dahin  abordnen, 
oder  eine  schriftliche  Erklärung  von 
ihnen  abverlangen. 

Artikel  IV. 
Die  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vize- 
konsuln oder  Konsularagenten  dürfen 
über   dem   äußeren   Eingange   ihres 
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d'office  avec  une  inscription  portant 

les  mots: 

„Consulat  de " 

Hs  pourront  6galement  arborer  leur 
pavillon  officiel  sur  la  maison  consu- 
laire  aux  jours  de  solennit^s  publiques 
ou  dans  les  autres  circonstances 
d'usage,  ä  moins  qu'ils  ne  resident 
dans  la  ville  oü  se  trouverait  la  L6ga- 
tion  de  leur  Souverain. 

Hs  pourront,  de  meme,  arborer  le 
pavillon  sur  le  bateau  qu'ils  mon- 
teraient  dans  le  port  pour  Texercice 
de  leurs  fonctions. 

H  est  bien  entendu  que  ces  marques 
ext^rieurs  ne  pourront  Jamals  etre 
interpret^es  comme  constituant  un 
droit  d'asyle. 

Article  V. 

Les  archives  consulaires  seront 
inviolables  en  tout  temps,  et  les 
autorit^s  locales  ne  pourront  sous 
aucun  pr^texte  visiter  ni  saisir  les 
papiers  qui  en  fönt  partie. 

Ces  papiers  devront  toujours  etre 
completement  s6par6s  des  livres  ou 
papiers  relatifs  au  commerce  ou  k 
l'industrie  que  pourraient  exercer  les 
fonctionnaires  consulaires  respectifs. 


Article  VI. 
En  cas  d'empechement,  d'absence 
ou  de  d^ces  des  Consuls  g6n6raux, 
Consuls,  Vice-consuls  ou  Agents  con- 
sulaires, les  Eleves-consuls,  les  Chan- 
celiers  et  Secr6taires  qui  auront  6t6 
präsentes  ant^rieurement  en  ladite 
qualit6    aux    autorit^s    respectives, 


Hauses  ihr  Amtswappen  mit   einer 
die  Worte: 

„Konsulat  von '' 

enthaltenden    Aufschrift    anbringen. 

Es  ist  ihnen  ferner  gestattet,  an 
Tagen  öffentlicher  Feierlichkeiten 
oder  bei  anderen  Gelegenheiten,  wo 
es  üblich  ist,  die  offizielle  Flagge 
auf  dem  Konsulatsgebäude  aufzu- 
ziehen, wofern  sie  nicht  in  der 
Stadt  residieren,  wo  die  Gesandt- 
schaft ihres  Souveräns  sich  befindet. 

Ebenso  dürfen  sie  die  Flagge  auf 
dem  Boote  aufhissen,  dessen  sie  sich 
in  Ausübung  ihrer  Funktionen  zu 
Fahrten  im  Hafen  bedienen. 

Es  versteht  sich  von  selbst,  daß 
diese  äußeren  Merkmale  niemals  so 
ausgelegt  werden  dürfen,  als  ob  sie 
ein  Asylrecht  begründen  würden. 

Artikel  Y. 

Die  Konsulararchive  sind  jederzeit 
unverletzlich,  und  es  ist  den  Lokal- 
behörden unter  keinem  Vorwande  die 
Durchsuchung  oder  Beschlagnahme 
der  dazu  gehörigen  Papiere  gestattet. 

Diese  Papiere  müssen  immer  von 
den,  auf  den  Handel  oder  auf  einen 
Industriezweig,  welchen  die  be- 
treffenden Konsularbeamten  ausüben 
könnten,  bezug  habenden  Büchern 
oder  Papieren  vollkommen  getrennt 
sein. 

Artikel  VL 

Im  Falle  der  Verhinderung,  der 
Abwesenheit  oder  des  Ablebens  der 
Generalkonsuln,  Konsuln,  Vizekonsuln 
oder  Konsularagenten,  werden  jene 
Konsulareleven,  Kanzler  und  Sekre- 
täre, welche  schon  früher  in  der 
genannten  Eigenschaft  den  betreffen- 
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seront  de  plein  droit  admis  ä  exercer 
par  intöriin  les  fonctions  consulaires, 
Sans  empechement  ni  obstacle  de  la 
part  des  autorit^s  locales  qui  leur 
donneront  au  contraire  dans  ce  cas 
toute  aide  et  assistance,  et  qui  les 
feront  jouir  pendant  la  dur^e  de  leur 
gestion  int^rimaire  de  tous  les  droits, 
immunit^s  et  Privileges  stipul6s  dans 
la  präsente  Convention  en  faveur  des 
Consuls  g^n^raux,  Consuls,  Vice- 
consuls  ou  Agents  consulaires. 


Article  VH. 
Les  Consuls  g^n^raux  et  Consuls, 
düment  autoris6s  par  leurs  Gouverne- 
ments, seront  libres  d'^tablir  des 
Vice-consuls  ou  Agents  consulaires 
dans  les  diff^rents  ports,  villes  ou 
lieux  de  leur  arrondissement  consulaire, 
oü  le  bien  du  Service  qui  leur  est 
confi6,  l'exigera,  sauf,  bien  entendu, 
Tapprobation  et  Texequatur  des  Gou- 
vernements respectifs.  Ces  Vice- 
consuls  ou  Agents  consulaires  pour- 
ront  etre  indistinctement  choisis  panui 
les  sujets  des  Hautes  Parties  con- 
tractantes,  comme  parmi  les  ^trangers, 
et  seront  munis  d'un  brevet  delivr^, 
par  le  Consul  qui  les  aura  nomm^s 
et  sous  les  ordres  duquel  ils  devront 
etre  plac^s.  Ils  jouiront,  d'ailleurs, 
des  memes  Privileges  et  immunites 
stipul^s  par  la  präsente  Convention 
en  faveur  des  Consuls,  sauf  les  excep- 
tions  consacr^es  par  l'article  ü. 


den  Behörden  vorgestellt  worden 
sind,  ohne  weiteres  zur  interi- 
mistischen Ausübung  der  Konsular- 
funktionen  ohne  Anstand  oder  Hinder- 
nis von  Seite  der  Lokalbehörden 
zugelassen,  welche  in  diesem  Falle 
ihnen  im  Gegenteil  jede  Hilfe  und 
Assistenz  angedeihen  lassen  und  ihnen 
während  der  Dauer  ihrer  interi- 
mistischen Gestion  den  Genuß  aller 
Rechte,  Freiheiten  und  Vorrechte 
einräumen  werden,  wie  sie  in  der 
vorliegenden  Konvention  zugunsten 
der  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vize- 
konsuln oder  Konsularagenten  stipu- 
liert  erscheinen. 

Artikel  VIL 
Den  von  ihren  Regierungen  gehörig 
autorisierten  Generalkonsuln  und  Kon- 
suln bleibt  es  freigestellt,  in  den 
verschiedenen  Häfen,  Städten  oder 
Ortschaften  ihres  Konsularbezirkes, 
wo  das  beste  des  ihnen  anvertrauten 
Dienstes  es  erfordert,  Vizekonsuln 
oder  Konsularagenten  unter  aus- 
drücklichem Vorbehalte  der  Ge- 
nehmigung und  des  Exequatur  der 
betreffenden  Regierungen  zu  er- 
nennen. 

Diese  Vizekonsuln  und  Konsular- 
agenten   können    ohne   Unterschied 
j  aus    Staatsangehörigen    der    Hohen 
I  vertragenden   Teile,    wie   aus   Aus- 
'  ländem   gewählt   werden    und   sind 
mit  einem  vom  ernennenden  Konsul, 
!  unter  dessen  Befehlen  sie  zu  stehen 
.  haben,     ausgestellten     Ernennungs- 
!  dekrete  zu  versehen.     Sie  genießen 
j  übrigens    dieselben    Vorrechte    und 
Freiheiten,  welche  durch  die  gegen- 
wärtige  Konvention   zugunsten   der 
Konsuln  stipuliei-t  sind,  mit  Ausschluß 
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Article  Vin. 
Les  Consuls  g^n^raux,  Consuls  et 
Vice-consuls  ou  Agents  consulaires 
pourrout  s'adresser  aux  autoritös  de 
leur  arrondissement  et  au  besoin,  ä 
d^faut  d' Agent  diplomatique  de  leur 
nation,  recourir  au  Gouvernement 
supreme  de  l'^tat  aupr^s  duquel  ils 
exercent  leurs  fonctions,  pourr^clamer 
contre  toute  infraction  aux  trait^s 
ou  Conventions  existant  entre  les 
Hautes  Parties  contractantes  ou  contre 
tout  abusdontleurs  nationaux  auraient 
k  se  plaindre;  et  ils  auront  le  droit 
de  faire  toutes  les  d^marches  qu'ils 
jugeraient  n^cessaires  pour  obtenir 
prompte  et  bonne  justice. 


Artikel  IX. 
Les  Consuls  g6n6raux,  Consuls, 
Vice-consuls  ou  Agents  consulaires, 
ainsi  que  leurs  Chanceliers,  auront 
le  droit  de  recevoir  dans  leurs 
Chancelleries,  au  domicile  des  parties 
ou  ä  bord  des  navires  de  leur  nation, 
les  d^clarations  et  autres  actes  que 
les  capitaines,  ^quipages,  passagers, 
n6gociants,  ou  citoyens  de  leur  nation 
voudront  y  passer,  meme  leurs  testa- 
ments  ou  dispositions  de  derni^re 
volonte,  et  tous  les  autres  actes  nota- 
ri^s,  y  compris  les  contracts  de  toute 
espece. 

Hs  pourront  en  outre  recevoir  les 
simples  actes  conventionnels  pass6s 
entre  un  ou  plusieurs  de  leurs  natio- 


der  im  Artikel  11  festgestellten  Aus- 
nahmen. 

Artikel  Vm. 
Die  Generalkonsuln,  Konsuln  und 
Vizekonsuln  oder  Konsularagenten 
können  sich  an  die  Behörden  ihres 
Amtsbezirkes  wenden  und  im  Not- 
falle, in  Ermanglung  eines  diplo- 
matischen Vertreters  ihrer  Nation, 
an  die  oberste  ßegierungsgewalt  des 
Staates,  in  welchem  sie  ihre  Funk- 
tionen ausüben,  rekurrieren,  um 
gegen  jede  Verletzung  der  zwischen 
den  Hohen  vertragenden  Teilen  be- 
stehenden Traktate  oder  Konventionen 
oder  gegen  jede  Beeinträchtigung, 
über  welche  ihre  Staatsangehörigen 
Klage  zu  erheben  hätten,  zu  re- 
klamieren, und  sie  haben  das  Recht, 
alle  Schritte  zu  tun,  die  sie  für' 
nötig  erachten,  um  rasch  und  sicher 
zu  ihrem  Rechte  zu  gelangen. 

Artikel  IX. 

Die  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vize- 
konsuln oder  Konsularagenten,  sowie 
auch  ihre  Kanzler,  haben  das  Recht, 
in  ihren  Kanzleien,  in  der  Wohnung 
der  Parteien  oder  an  Bord  der 
Schiffe  ihrer  Staatsangehörigen  die 
Deklarationen  und  andere  Akten, 
welche  die  Kapitäne,  die  Leute  der 
Mannschaft,  die  Passagiere,  Handels- 
leute oder  Untertanen  ihres  Landes 
daselbst  abgeben  wollen,  ja  selbst 
deren  Testamente  oder  letztwillige 
Verfügungen  und  alle  sonstige  nota- 
riellen Akten,  mit  Inbegriff  der  Kon- 
trakte aller  Art,  entgegenzunehmen. 

Sie  können  überdies  auch  die  ein- 
fachen, zwischen  einem  oder  mehreren 
ihrer  Staatsangehörigen  und  anderen 
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naui  et  dantres  personnes  du  pays 
dans  leqoel  ils  r^ident. 

Ces  actes  seront  r^dig^s  dans  les 
forme«  requises  par  les  lois  de  TEtat 
anqoel  appartient  le  Consul,  sanf 
raccomplissement  de  toutes  les  for- 
malit6s  exig^es  par  les  lois  du  pays 
oü  l'acte  devTa  recevoir  son  ex^cution, 
et  üs  auront,  tant  en  justice  que 
hors  de  justice,  devant  les  autorit^s 
des  Hautes  Parties  contractantes  la 
m^me  force  et  valeur,  que  s'ils  avaient 
6t6  passes  devant  les  officiers  publics 
ou  minist^riels  comp^tents  dans  Tun 
ou  l'autre  territoire  d'^tat  des  sus- 
dits  Contractants. 


Si  l'acte  a  pour  objet  une  Con- 
stitution d'hypotheque,  ou  tonte  autre 
transaction,  sur  des  immenbles  situ^s 
dans  le  pays  oü  le  Consul  r^side,  il 
devra  etre  dress6  dans  les  formes 
requises  et  selon  les  dispositions  spe- 
ciales des  lois  de  ce  meme  pays. 


Les  Consuls  g^n^raux,  Consuls  et 
Vice-consuls  ou  Agents  consulaires 
respectifs,  pourront  traduire  et  l^ga- 
liser  touteesp^ce  de  documents  6man6s 
des  autorit^s  ou  fonctionnaires  de 
leur  pays,  et  ces  traductions  auront 
dans  le  pays  de  leur  r^sidence  la 
meme  force  et  valeur,  que  si  elles 
eussent  6t6  faites  par  les  interprötes 
jur6s  du  pays. 


Personen  des  Landes,  wo  sie  resi- 
dieren, errichteten  Vertragsnrkmiden 
entgegennehmen. 

Diese  Urkunden  werden  in  den 
durch  die  Gesetze  des  Staates,  welchem 
der  Konsul  angehört,  voreeschriebenen 
Formen,  mit  Vorbehalt  der  Erfüllung 
aller  jener  Formalitäten,  welche  durch 
die  Gesetze  des  Landes,  wo  der  Akt 
zum  Vollzuge  gelangen  soll,  gefordert 
werden,  abgefaßt,  und  sie  werden 
sowohl  im  gerichtlichen,  als  auch 
im  außergerichtlichen  Wege  vor  den 
Behörden  der  Hohen  vertragenden 
Teile  dieselbe  Kraft  und  Gültigkeit 
haben,  als  wenn  sie  von  den  kom- 
petenten öffentlichen  Funktionären 
in  einem  oder  dem  anderen  Staats- 
gebiete der  genannten  vertragenden 
Teile  errichtet  worden  wären. 

Wenn  die  Urkunde  die  Bestellung 
einer  Hj-pothek  oder  was  immer  für 
eine  andere  Vertragsbestimmung  über 
unbewegliche,  in  dem  Lande,  wo  der 
Konsul  residiert,  befindliche  Güter 
zum  Gegenstande  hat,  so  muß  sie  in 
den  gehörigen  Formen  und  nach  den 
besonderen  Vorschriften  der  Gesetze 
dieses  Landes  verfaßt  sein. 

Die  beiderseitigen  Generalkonsuln, 
Konsuln  und  Vizekonsuln  oder  Kon- 
sularagenten können  die  Übersetzung 
und  Legalisiening  der  von  den  Be- 
hörden oder  Funktionären  ihres 
Landes  ausgehenden  Urkunden  jeder 
Art  vornehmen,  und  es  sollen  solche 
Übersetzungen  in  dem  Lande,  wo  sie 
residieren,  dieselbe  Kraft  und  Gültig- 
keit haben,  als  wenn  sie  von  den 
beeideten  Dolmetschern  des  Landes 
angefertigt  worden  wären. 
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Article  X 

Les  Sujets  des  deux  Hautes  Parties 
contractantes  pourront  disposer  par 
testament,  legs,  donation  ou  autre- 
ment,  de  tous  les  biens  qu'ils  poss6- 
deraient  dans  les  territoires  des  J&tats 
respectifs. 

Ils  seront  habiles  ä  recevoir  de 
la  meme  manifere  que  les  nationaux, 
les  biens  situ6s  dans  un  territoire  de 
l'antre  Partie  contractante,  lesquels 
leur  seraient  d^volus  ä  titre  de 
donation,  legs,  testament,  ou  meme 
par  succession  ab  intestato,  et  les- 
dits  h^ritiers,  16gataires  ou  donataires 
ne  seront  pas  tenus  ä  acquitter  ni 
d'autres  droits  de  succession  ou  mu- 
tation  ni  plus  ^lev6s  que  ceux  qui 
seraient  impos^s,  dans  les  cas  sem- 
blables,    aux   nationaux   eux-memes. 


La  succession  aux  biens  immobiliers 
sera  r6gl6e  par  les  lois  du  pays  dans 
lequel  les  immeubles  seront  situ^s, 
et  la  connaissance  de  toute  demande 
ou  contestation  concemant  les  suc- 
cessions  immobiliöres  appartiendra 
exclusivement  aux  tribunaux  du  pays. 


Les  r^clamations  relatives  aux 
successions  mobilieres,  ainsi  qu'aux 
droits  de  succession  sur  les  effets 
mobiliers,  laiss6s  sur  un  territoire 
de  Tune  des  Parties  contractantes  par 
des  Sujets  de  Tautre  Partie,  soit  qu'ä 
r^poque  de  leur  d^c^s  ils  y  fussent 
^tablis,  soit  qu'ils  fussent  simplement 
de  passage,  seront  jug6es  par  les 
tribunaux  ou  autoritös  comp6tentes 
de  TEtat  auquel   appartenait  le  d6- 


Artikel  X. 

Die  Untertanen  der  beiden  Hohen 
vertragenden  Teile  dürfen  durch  Erb- 
einsetzung, Legat,  Schenkung  oder 
auf  andere  Weise  über  das  gesamte 
Vermögen  verfügen,  das  sie  im  Ge- 
biete der  bezüglichen  Staaten  besitzen. 

Sie  sind  in  gleicher  Weise,  wie 
die  Eingebornen  zur  Übernahme  des 
in  einem  Staatsgebiete  des  anderen 
der  vertragenden  Teile  befindlichen 
Vermögens,  welches  ihnen  unter  dem 
Titel  der  Schenkung,  des  Legats,  der 
Erbeinsetzung  oder  selbst  durch 
Intestaterbfolge  zufallen  sollte,  be- 
fähigt, und  können  besagte  Erben, 
Legatare  oder  Geschenknehmer  nicht 
zur  Entrichtung  einer  anderen  oder 
höheren  Erbsteuer  oder  Übertragungs- 
gebür  verhalten  werden,  als  in 
solchen  Fällen  die  Eingebornen  zu 
tragen  haben. 

Die  Erbfolge  in  bezug  auf  un- 
bewegliches ^Vermögen  wird  durch 
die  Gesetze  des  Landes,  in  welchem 
die  unbeweglichen  Güter  liegen,  ge- 
regelt und  das  Erkenntnis  über  alle, 
den  unbeweglichen  Nachlaß  be- 
treffenden Forderungen  und  Streitig- 
keiten, steht  ausschließlich  den  Ge- 
richten des  Landes  zu. 

Forderungen  in  betreff  des  be- 
weglichen Nachlasses,  sowie  An- 
sprüche des  Erbrechtes  auf  beweg- 
liches, in  einem  der  Staatsgebiete 
des  einen  der  vertragenden  Teile 
von  Staatsangehörigen  des  anderen 
hinterlassenes  Vermögen  —  dieselben 
mögen  zur  Zeit  ihres  Ablebens  da- 
selbst ansässig  oder  nur  auf  der 
Durchreise  begriffen  gewesen  sein 
—  werden  durch  die  Gerichte  oder 
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funt,   et  conform^ment  aux  lois  de 
cet  Etat. 


Article  XI. 
En  cas  de  d^ces  d'un  sujet  de 
Tune  des  Hautes  Parties  contractantes 
sur  un  des  territoires  de  Tautre,  les 
autorit^s  locales  devront  en  donner 
avis  imm^diatement  au  Consul  g6n6ral, 
Consul,  Vice-consul  ou  Agent  con- 
sulaire  le  plus  rapproch6  du  lieu  du 
d6ces.  Ceux-ci  de  leur  cöU  devront 
donner  le  meme  avis  aux  autorit6s 
locales,  lorsqu'ils  auront  6t6  inform^s 
les  Premiers. 


Les  Consuls  g^n^raux,  Consuls, 
Vice-consuls  ou  Agents  consulaires 
de  la  nation  du  d^funt,  auront  le 
droit  de  proc^der  successivement  aux 
Operations  suivantes: 

1^  Apposer  les  scell^s,  soit  d'office, 
soit  k  la  demande  des  parties  int6- 
ress^es,  sur  tous  les  efEets,  meubles 
et  papiers  du  d6funt,  en  pr^venant 
de  cette  Operation  rautorit6  locale 
comp^tente  qui,  dans  le  cas  oü  les 
lois  du  pays  le  prescrivent,  pourra 
y  assister  et  apposer  6galement  les 
scell^s.  Lorsqu'elle  aura  6t6  inform6e 
la  premiere  du  d6ces  et  en  tant  que, 
suivant  les  lois  du  pays,  eile  est  tenue 
k  apposer  les  scell^s  sur  la  suc- 
cession,  rautorit^  locale  invitera 
l'autorite  consulaire  ä  proc6der  en 
commun  ä  cet  acte. 


sonst  kompetenten  Behörden  des 
Staates,  welchem  der  Verstorbene 
angehörte,  und  nach  den  Gesetzen 
dieses  Staates  beurteilt. 

Artikel  XI. 

Im  Falle  des  Ablebens  eines  Staats- 
angehörigen des  einen  der  Hohen 
vertragschließenden  Teile  in  einem 
der  Staatsgebiete  des  anderen,  sollen 
die  Lokalbehörden  sofort  dem,  dem 
Orte  des  Todesfalles  zunächst  be- 
findlichen Generalkonsul,  Konsul,  Vize- 
konsul oder  Konsularagenten  davon 
Anzeige  machen.  Diese  sollen  ihrer- 
seits die  gleiche  Anzeige  an  die 
Lokalbehörden  erstatten,  wenn  sie 
zuerst  von  dem  Todesfalle  Kenntnis 
erlangt  haben. 

Die  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vize- 
konsuln oder  Konsularagenten  der 
Nation  des  Verstorbenen  haben  das 
Recht,  die  nachstehenden  Amtshand- 
lungen successive  vorzunehmen: 

1.  Anlegung  des  Siegels,  ent- 
weder von  Amts  wegen  oder  auf 
Ansuchen  der  beteiligten  Parteien, 
auf  alle  Effekten,  Mobilien  und  Papiere 
des  Verstorbenen,  unter  Verstän- 
digung der  kompetenten  Lokalbehörde 
von  diesem  Vorgehen,  welche  diesem 
Akte,  falls  die  Landesgesetze  es 
vorschreiben,  beiwohnen  und  gleich- 
falls ihr  Siegel  anlegen  kann.  Ist 
diese  Lokalbehörde  von  dem  Todes- 
falle zuerst  in  Kenntnis  gesetzt 
worden,  so  wird  sie,  insoweit  sie 
durch  die  Lokalgesetze  zur  Anlegung 
des  Siegels  an  den  Nachlaß  verhalten 
ist,  die  Konsularbehörde  zur  gemein- 
schaftlichen Vornahme  dieses  Aktes 
einladen. 
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Dans  le  cas  ou  Tapposition  imm6- 
diate  des  scell6s  paraitrait  absolument 
necessaire,  mais  oü  cette  Operation, 
par  suite  de  la  distance  des  lieux 
ou  par  d'autres  motifs,  ne  pourrait 
avoirlieu  encommun,  rautorit6  locale 
aura  la  facult6  de  mettre  les  scell6s 
pr^alablement  sans  le  concours  de 
Tautoritö  consulaire,  et  vice-versa, 
sauf  ä  informer  Tautorit^  qui  ne  sera 
pas  intervenue,  et  qui  sera  libre  de 
croiser  en  suite  son  sceau  avec  celui 
d6jä  appos6. 


Les  scell6s  de  Tautoritö  locale,  et 
r^ciproquement  ceux  de  Tautoritö 
consulaire,  ne  devront  pas  etre  lev6s, 
sans  que  ladite  autorit6  assiste  k  cette 
Operation. 

Toutefois,  si  apres  un  avertisse- 
ment  adress6  par  Tautorit^  consulaire 
k  Tautorit^  locale  ou  vice-versa,  pour 
rinviter  ä  assister  ä  la  lev6e  des 
doubles  scell6s,  Tautorit^  k  qui  Tin- 
vitation  a  6t6  adress^e,  ne  s'6tait  pas 
pr6sent6e  dans  un  d61ai  de  quarante- 
huit  heures,  k  compter  de  la  r^ception 
de  Tavis,  l'autre  autoritö  pourrait 
proc6der  seule  k  ladite  Operation. 


2^  Former  Tinventaire  de  tous 
les  biens  mobiliers  et  efEets  du  d^funt, 
apres  en  avoir  pr6venu  dans  la  forme 
susindiqu6e  Tautoritö  locale. 

Celle-ci,  si  eile  croyait  devoir 
assister  k  cet  acte,  apposera  sa  signa- 

Malfatti,  Konsularwesen.    I. 


Falls  die  sofortige  Anlegung  der 
Siegel  unumgänglich  nötig  erschiene, 
jedoch  wegen  der  Entfernung  der 
Orte,  oder  aus  anderen  Gründen 
diese  Amtshandlung  nicht  gemein- 
schaftlich stattfinden  könnte,  ist  die 
Lokalbehörde  berechtigt,  die  Siegel 
vorläufig  ohne  Mitwirkung  der  Kon- 
sularbehörde  anzulegen,  und  umge- 
kehrt ist  die  Konsularbehörde  ohne 
Mitwirkung  der  Lokalbehörde  dazu 
berechtigt,  in  beiden  Fällen  vorbe- 
haltlich der  Verständigung  derjenigen 
Behörde,  welche  nicht  eingeschritten 
ist,  und  welcher  es  freistehen  wird, 
sodann  ihr  Siegel  mit  dem  bereits 
angelegten  zu  kreuzen. 

Die  Siegel  der  Lokalbehörde  und 
umgekehrt  jene  der  Konsularbehörde 
dürfen  nur  im  Beisein  der  genannten 
Behörde  abgenommen  werden. 

Falls  jedoch  auf  eine  von  der 
Konsular-  an  die  Lokalbehörde,  oder 
umgekehrt  von  der  Lokal-  an  die 
Konsularbehörde,  ergangene  Ein- 
ladung zur  Abnahme  der  beider- 
seitigen Siegel  die  eingeladene  Be- 
hörde innerhalb  einer  Frist  von  acht- 
undvierzig Stunden,  vom  Empfange 
der  Verständigung  an  gerechnet, 
sich  nicht  eingefunden  haben 
sollte,  so  darf  die  andere  Behörde 
allein  zur  gedachten  Amtshandlung 
schreiten. 

2.  Aufnahme  des  Inventars  aller 
beweglichen  Güter  und  Effekten  des 
Verstorbenen  nach  in  oben  ange- 
zeigter Form  erfolgter  Verständigung 
der  Lokalbehörde. 

Falls  letztere  diesem  Akte  beizu- 
wohnen befunden  hat,  wird  sie  den 
43 
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ture  sur  les  proc^s-verbaux  dress^s 
en  sa  pr6sence. 

3°  Ordonner  la  vente  aux  encheres 
publiques  de  tous  les  objets  mobiliers 
de  la  succession  ab  intestato  ou  testia- 
mentaire,  qui  pourraient  se  d6t6riorer 
et  de  ceux  d'une  conservation  difficile, 
comme  aussi  des  r^coltes  et  effets 
pour  la  vente  desquels  il  se  pr^sen- 
tera  des  circonstances  favorables. 


L'autorit6  consulaire  en  pröviendra 
rautoritö  locale,  afln  que  la  vente 
soit  faite  dans  les  formes  prescrites 
et  par  Tautorit^  comp^tente  d'aprös 
les  lois  du  pays.  Dans  le  cas  oü  ce 
serait  l'autorit^  locale  qui  aurait 
ä  effectuer  cette  vente,  eile  devra 
inviterrautorit6  consulaire  äy  assister. 


4<^  D6poser  en  lieu  sür  les  effets 
et  valeurs  inventari^s,  conserver  le 
montantdes  cr^ances  que  Tonr^alisera, 
ainsi  que  le  produit  des  rentes  que 
Ton  percevra,  dans  la  maison  con- 
sulaire, ou  les  confier  ä  quelque  autre 
personne  Präsentant  toutes  garanties. 


Ces  d6p6ts  devront  avoir  lieu,  dans 
Tun  ou  Tautre  cas,  d'accord  avec 
l'autorit^  locale,  appel6e  ä  assister 
aux  Operations  ant^rieures,  s'ils  se 
pr6sentent  des  sujets  du  pays  ou  d'une 
puissance  tierce  comme  int^ress^s  dans 
la  succession,  et  en  tant  qu'il  s'agirait 
de  garantir  les  droits  de  succession 
m  de  mutation  ä  payer   suivant  les 

is  du  pays. 


in  ihrer  Gegenwart  aufgenommenen 
Protokollen  ihre  Unterschrift  bei- 
setzen. 

3.  Anordnung  der  öffentlichen  Ver- 
steigerung aller  jener  zur  Intestat- 
oder  testamentarischen  Verlassen- 
schaft gehörigen  beweglichen  Gegen- 
stände, welche  dem  Verderben  unter- 
liegen oder  deren  Aufbewahrung 
Schwierigkeiten  unterliegt,  sowie 
auch  der  Früchte  und  Effekten,  zu 
deren  Veräußerung  sich  günstige 
Umstände  ergeben. 

Die  Konsularbehörde  wird  hiervon 
die  Lokalbehörde  vorläufig  verstän- 
digen, damit  die  Versteigerung  in 
den  vorgeschriebenen  Formen  und 
durch  die  nach  den  Landesgesetzen 
kompetente  Behörde  stattfinde.  In 
jenen  Fällen,  wo  die  Vornahme  dieser 
Versteigerung  der  Lokalbehörde  zu- 
steht, soll  sie  die  Konsularbehörde 
einladen,  derselben  beizuwohnen. 

4.  Deponierung  an  sicherer  Stelle 
der  inventierten  Effekten  und  Wert- 
gegenstände, Aufbewahrung  des  Be- 
trages der  Forderungen,  welche 
realisiert,  sowie  des  Erträgnisses  der 
Renten,  welche  eingehoben  wurden, 
im  Konsulatsgebäude,  oder  Anver- 
trauung derselben  an  eine  andere, 
volle  Garantie  bietende  Person. 

Diese  Hinterlegung  soll  in  einem 
wie  im  anderen  Falle  im  Einver- 
nehmen mit  der  den  vorhergehenden 
Amtshandlungen  beizuwohnen  be- 
rufenen Lokalbehörde  stattfinden, 
wenn  Staatsangehörige  des  Landes 
oder  einer  dritten  Macht  als  Inter- 
essenten der  Verlassenschaft  auf- 
treten und  insofern  es  sich  um 
Sicherstellung  der  nach  den  Landes- 
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5°  En  cas  d'insuffisance  des  valeurs 
de  la  succession  pour  satisfaire  au 
paiement  integral  des  cr^ances,  tous 
les  documents,  effets  ou  valeurs 
appartenant  ä  cette  succession  de- 
vront,  sur  la  demande  des  cr^anciers, 
faite  dans  les  voies  legales  stabiles 
dans  chacun  des  deux  pays,  etre 
remis  k  l'autorit^  judiciaire  ou  aux 
syndics  de  la  faillite,  selon  qu'il  appar- 
tiendra,rautorit6  consulaire  demeurant 
charg^e,  en  cas  d'urgence,  de  re- 
pr^senter  ses  nationaux,  h^ritiers  ou 
16gataires,  absents,  mineurs  et  in- 
capables. 


En  tout  cas,  Tautoritö  consulaire 
ne  pourra  faire  la  d^livränce  de  la 
succession  ou  de  son  produit  aux 
h6ritiers  legitimes  ou  k  leurs  manda- 
taires,  qu'apr^s  avoir  fait  acquitter 
toutes  les  dettes  que  le  d^funt  pour- 
rait  avoir  contract6es  dans  le  pays. 

6°  Administrer  eux-memes  ou  par 
une  personne  qu'ils  nommeront  sous 
leur  responsabilit^,  la  partie  mobiliöre 
de  la  succession  et  meme  liquider  les 
successions  purement  mobilieres;  k 
moins  que  le  d^lai,  fix6  par  Tautorit^ 
locale  Selon  les  lois  du  pays,  pour 
präsenter  les  r^clamations  au  noni 
de  leurs  nationaux  ou  de  sujets  d'une 
tierce  puissance  r^sidants  dans  le 
pays,  ne  soit  pas  encore  expir6  ou 
qu'il  ne  s'616ve  quelque  contestation 
k  r^gard   de  pareilles  r6clamations; 


gesetzen  zu  entrichtenden  Erbsteuer 
oder  Übertragungsgebür  handeln  wird. 

5.  Falls  die  Wertgegenstände  der 
Verlassenschaft  zur  vollständigen  Be- 
gleichung der  Forderungen  nicht  hin- 
reichen, so  sind  alle  zu  dieser  Ver- 
lassenschaft gehörigen  Dokumente, 
Effekten  und  Wertgegenstände  auf 
Verlangen  der  Gläubiger,  welches 
auf  dem  in  jedem  der  beiden  Länder 
bestehenden  gesetzlichen  Wege  zu 
stellen  ist,  der  Gerichtsbehörde  oder 
den  Masseverwaltern,  je  nachdem 
dies  der  einen  oder  der  anderen  zu- 
steht, einzuhändigen,  wobei  die  Kon- 
sularbehörde  mit  der  einen  Aufschub 
nicht  gestattenden  Vertretung  der 
abwesenden,  minderjährigen  und  zur 
eigenen  Vertretung  unfähigen  Erben 
und  Legatare  ihrer  Nation  betraut 
bleibt. 

Jedenfalls  aber  kann  die  Konsular- 
behörde  die  Ausfolgung  der  Ver- 
lassenschaft oder  ihres  Erlöses  an 
die  gesetzlichen  Erben  oder  an  deren 
Bevollmächtigten  erst  nach  Berichti- 
gung aller  Schulden,  welche  der 
Verstorbene  allenfalls  im  Lande  kon- 
trahiert hat,  verfügen. 

6.  Administration  des  beweglichen 
Teiles  der  Verlassenschaft  und  selbst 
Liquidierung  des  rein  beweglichen 
Nachlasses,  entweder  in  eigener  oder 
durch  eine  unter  ihrer  Verantwort- 
lichkeit von  ihnen  ernannte  Person, 
ausgenommen,  wenn  der  von  der 
Lokalbehörde  nach  den  Landesge- 
setzen ausgeschriebene  Termin  zur 
Anmeldung  der  Forderungen  namens 
ihrer  Staatsangehörigen  oder  der  im 
Lande  wohnhaften  Untertanen  dritter 
Mächte  9  noch  nicht  abgelaufen  ist, 
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c^r  dans  ces  deux  cas,  Tautorit^ 
consulaire  devra  surseoir  ä  la  liqui- 
dation  et  se  bornera  ä  des  mesures 
administratives  qui  ne  pourraient 
entraver  racquittement  des  r6cla- 
mations  pr6cit6es. 


La  d^cision  k  l'^gard  de  ces  r6cla- 
mations,  en  tant  qu'elles  ne  reposent 
pas  sur  le  titre  d'h6r6dit6  ou  de  legs, 
appartiendra  exclusivement  aux  tribu- 
naux  du  pays. 

Aprös  que  le  jugement,  concernant 
les  reclamations  susmentionn^es,  r6ser- 
v6es  ä  la  d6cision  des  tribunaux  du 
pays,  aura  6t6  prononcö,  ou  apr^s 
que  la  somme  requise  pour  leur 
acquittement  aura  6t6  d^termin^e, 
rentiere  succession  mobiliere,  en  tant 
qu'elle  ne  serait  pas  engag^e  ä  titre 
de  caution,  devra,  apres  la  lev^e 
des  scell6s  apposes  par  Tautoritö 
locale,  etre  remise,  pour  en  disposer 
ult^rieurement,  ä  Tautorite  consulaire. 


Article  XIl. 
Lorsqu'un  sujet  d'une  des  Hautes 
Parties  contractantes  se  trouvera 
int^resse  dans  la  succession,  ouverte 
sur  un  des  territoires  de  Tautre  Par- 
tie, soit  d'un  sujet  du  meme  pays, 
soit  d'un  rögnicole,  soit  meme  d'un 
6tranger,  les  autorit6s  locales  devront 
informerde  Touverture  delasuccession 
le  Consul  g6n6ral,  Consul,  Vice-consul 
ou  Agent  consulaire  le  plus  rapprocli6 
du  lieu  du  d^ces. 


oder  wenn  solche  Forderungen  be- 
stritten werden;  denn  in  diesen  beiden 
Fällen  hat  die  Konsularbehörde  mit 
der  Liquidierung  innezuhalten  und 
sich  auf  solche  Verwaltungsmaßregeln 
zu  beschränken,  welche  der  Be- 
gleichung der  gedachten  Ansprüche 
nicht  hinderlich  sein  können. 

Die  Entscheidung  hinsichtlich  dieser 
Ansprüche,  insoweit  dieselben  nicht 
auf  dem  Titel  des  Erbrechtes  oder 
Vermächtnisses  beruhen,  steht  aus- 
schließlich den  Gerichten  des  Lan- 
des zu. 

Nach  Fällung  des  Urteils  hinsicht- 
lich aller  obgedachten,  der  Ent- 
scheidung der  Gerichte  des  Landes 
vorbehaltenen  Ansprüche,  oder  nach 
Feststellung  der  zur  Berichtigung 
derselben  erforderlichen  Summe,  soll 
der  gesamte  bewegliche  Nachlaß, 
soweit  derselbe  nicht  aus  dem  Titel 
der  Haftung  als  gebunden  erscheint, 
nach  Abnahme  der  von  der  Lokal- 
behörde angelegten  Siegel  an  die 
Konsularbehörde  zur  weiteren  Ver- 
fügung ausgefolgt  werden. 

Artikel  XIL 
Wenn  ein  Untertan  des  einen  der 
Hohen  vertragschließenden  Teile  bei 
einer  in  einem  der  Staatsgebiete  des 
anderen  Teiles  eröffneten  Verlassen- 
schaft, sei  es  eines  Untertans  des- 
selben Landes,  eines  Eingebornen 
oder  selbst  eines  Ausländers,  be- 
teiligt erscheint,  soll  die  Lokalbe- 
hörde den,  dem  Orte  des  Todesfalles 
zunächst  befindlichen  Generalkonsul, 
Konsul,  Vizekonsul  oder  Konsular- 
agenten von  der  Eröffnung  der  Ver- 
lassenschaft in  Kenntnis  setzen. 
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Article  XIH. 
Lorsqu'un  sujet  autrichien  ou  hon- 
grois  en  Portugal,  y  compris  les 
possessions  d'outre-mer,  ou  un  sujet 
Portugals  dans  la  Monarchie  austro- 
hongrolse,  sera  d6c6d6  dans  un  lleu 
oü  11  ne  se  trouve  pas  d'autorlt6 
consulalre  de  sa  natlon,  Tautorit^ 
locale  comp6tente  proc^dera,  con- 
form^ment  ä  la  l^gislation  du  pays, 
ä  rinventaire  des  efEets  et  ä  la  liqui- 
dation  des  biens  qu'il  aura  laiss^s, 
et  devra  donner  avis,  dans  le  plus 
bref  d61ai  possible,  du  r^sultat  de  ces 
Operations  k  la  16gation  de  la  nation 
du  d6funt  ou  k  Tautorit^  consulaire 
la  plus  voisine  du  lieu  oü  se  sera 
ouverte  la  succession  ab  intestato  ou 
testamentaire. 


Mais  d^s  l'instant  que  le  Consul 
g^n^ral,  Consul,  Vice-consul  ou  Agent 
consulaire  le  plus  rapproch^  *  du  lieu 
oü  se  serait  ouverte  ladite  succession 
se  pr^senterait  personnellement  ou 
aurait  envoy6  un  d616gu6  sur  les  lieux, 
rautorit6  locale  qui  sera  intervenue 
devra  se  conformer  aux  prescriptions 
de  l'article  XI  de  cette  Convention. 


Article  XIV. 
Les  Consuls  g6n6raux,  Consuls, 
Vice-consuls  ou  Agents  consulaires 
des  Hautes  Parties  contractantes, 
connaitront  exclusivement  des  actes 
d'inventaires  et  des  autres  Operations 
pratiqu^es  pour  la  « 


Artikel  XIH. 

Wenn  ein  österreichischer  oder 
ungarischer  Staatsangehöriger  in 
Portugal,  mit  Inbegriff  der  über- 
seeischen Besitzungen,  oder  ein  portu- 
giesischer Staatsangehöriger  in  der 
österreichisch-ungarischen  Monarchie 
an  einem  Orte  verstorben  ist,  wo 
sich  keine  Konsularbehörde  seines 
Staates  befindet,  soll  die  kompetente 
Lokalbehörde,  der  Gesetzgebung  des 
Landes  gemäß,  zur  Errichtung  des 
Inventars  der  Effekten  und  zur  Li- 
quidierung des  hinterlassenen  Ver- 
mögens schreiten  und  in  möglichst 
kurzer  Frist  der  Gesandtschaft  der 
Nation  des  Verstorbenen  oder  der 
dem  Orte,  wo  die  Intestat-  oder 
testamentarische  Verlassenschaft  er- 
öffnet worden  ist,  zunächst  befind- 
lichen Konsularbehörde  von  dem 
Resultate  dieser  Amtshandlungen 
Anzeige  erstatten. 

Aber  von  dem  Augenblicke  an, 
wo  der  dem  Orte,  wo  die  gedachte 
Verlassenschaft  eröffnet  wurde,  nächst 
befindliche  Generalkonsul,  Konsul, 
Vizekonsul  oder  Konsularagent  sich 
persönlich  eingefunden  oder  einen 
Delegierten  an  Ort  und  Stelle  ent- 
sendet haben  sollte,  hat  die  ein- 
schreitende Lokalbehörde  sich  nach 
den  im  Artikel  XI  dieser  Konven- 
tion enthaltenen  Vorschriften  zu  be- 
nehmen. 

Artikel  XIV. 

Die  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vize- 
konsuln oder  Konsularagenten  der 
Hohen  vertragenden  Staaten  werden 
ausschließlich  zu  erkennen  haben 
über  die  Inventursakte  und  andere 
^»^tshandlungen,  die  zur  Erhaltung 
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biens  et  objets  de  tonte  nature  laiss6s 
par  les  gens  de  mer  et  les  passagers 
de  leur  nation  qui  d^c^deraient  ä 
terre  ou  k  bord  des  navires  de  leur 
pays,  soit  pendant  la  travers6e,  soit 
dans  le  port  de  leur  arriv^e. 


Les  gages  et  efEets  ayant  appar- 
tenu  aux  susdites  personnes,  mortes 
k  bord  d'un  navire  de  Tautre  pays, 
seront  remis,  dans  le  port  d'arrivöe, 
ä  rautorit6  comp6tente  du  pays  du 
döfunt  on  entre  les  mains  de  l'anto- 
rit6  consulaire  de  sa  nation. 


Article  XV. 
Les  Consuls  g6n6raux,  Consuls  et 
Vice-consuls  ou  Agents  consulaires, 
pourront  aller  personnellement  ou 
envoyer  des  d616gu6s  ä  bord  des 
navires  de  leur  nation,  apres  qu'ils 
auront  6t6  admis  en  libre  pratique; 
interroger  le  capitaine  et  l'^quipage; 
examinerles  papiersdebord;  recevoir 
les  d^clarations  sur  leur  voyage,  leur 
destination  et  les  incidents  de  la 
traversöe;  dresser  les  manifestes  et 
faciliter  Texp^dition  de  leurs  navires, 
enfin  les  accompagner  devant  les 
tribunaux  et  dans  les  bureaux  de 
l'administration  du  pays,  pour  les 
assister  et  leur  servir  d'interprete  et 
d'agent  dans  les  affaires  qu'ils  auraient 
a  suivre,  ou  les  demandes  qu'ils  auraient 
ä  former,  sauf  les  cas  pr^vus  par  les 
lois  eommerciales  en  vigueur  dans 
les  territoires  d'^tat  des  Hautes  Parties 
contractantes,  aux  dispositions  des- 
quelles  la  präsente  clause  n'oppose 
aucune  d6rogation. 


der  Güter  und  Gegenstände  jeder 
Art  vorgenommen  werden,  welche 
von  Seeleuten  und  Reisenden  ihrer 
Nation  hinterlassen  werden,  die  zu 
Lande  oder  an  Bord  von  Schiffen 
ihres  Landes  entweder  während  der 
Überfahrt  oder  in  dem  Hafen,  wo 
sie  landen,  sterben. 

Die  Löhnung  und  Effekten,  welche 
den  genannten  Personen  gehört 
haben,  die  an  Bord  eines  Schiffes  des 
anderen  Landes  gestorben  sind,  sollen 
im  Landungshafen  der  kompetenten 
Behörde  des  Landes  des  Verstorbenen 
oder  der  Konsularbehörde  seiner 
Nation  eingehändigt  werden. 

Artikel  XV. 
Die  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vize- 
konsuln oderKonsularagenten  können, 
sobald  Schiffe  ihrer  Nation  zum  freien 
Verkehre  zugelassen  wurden,  sich 
persönlich  an  Bord  derselben  begeben 
oder  Abgeordnete  dahin  entsenden; 
den  Kapitän  und  die  Mannschaft  ver- 
nehmen'; die  Schiffspapiere  prüfen; 
die  Erklärungen  über  ihre  Reise, 
ihre  Bestimmung  und  die  Zwischen- 
fälle der  Überfahrt  entgegennehmen; 
die  Schiffsmanifeste  aufnehmen  und 
die  Expedition  ihrer  Schiffe  beför- 
dern; sie  endlich  zu  den  Gerichten 
und  Verwaltungsbehörden  des  Lan- 
des begleiten,  um  ihnen  Beistand  zu 
leisten  und  ihnen  als  Dolmetscher 
und  Agenten  in  den  Geschäften,  die 
sie  abzumachen  und  den  Ansuchen, 
die  sie  anzubringen  haben,  zu  dienen, 
vorbehaltlich  der  Fälle,  welche  durch 
die  in  den  Staatsgebieten  der  Hohen 
vertragenden  Teile  geltenden  Handels- 
gesetze vorgesehen  sind,  deren  An- 
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H  est  convenu  que  les  fonctioimaires 
de  Tordre  judiciaire  et  les  officiers 
et  agents  de  la  douane  ne  pourront, 
en  aucun  cas,  op6rer  ni  visites  ni 
recherches  ä,  bord  des  navires  de 
commerce,  sans  en  avoir  domi6  pr6a- 
lablement  avis  ä  Tautorit^  consulaire 
de  la  nation  ä  laquelle  ces  navires 
appartiennent  afin  qu'elle  puisse 
assister  ä  la  visite. 

Hs  devront  6galement  pr^venir  en 
temps  utile  les  Consuls  g6n6raux, 
Consuls,  Vice-consuls  ou  Agents  consu- 
laires,  pour  qu'ils  assistent  aux  d6- 
clarations  que  les  capitaines  et  les 
6quipages  auront  ä  faire  devant  les 
tribunaux  et  dans  les  administrations 
locales,  afin  d'6viter  ainsi  toute  erreur 
ou  fausse  Interpretation  qui  pourrait 
nuire  ä  Texacte  administration  de  la 
justice. 

L'invitation  qui  sera  adress^e,  k 
cet  efEet,  aux  Consuls  g6n6raux, 
Consuls,  Vice-consuls  ou  Agents  consu- 
laires,  indiquera  une  heure  pr^cise, 
et  si  ces  fonctionnaires  ne  s'y  ren- 
daient  pas  en  personne  ou  ne  se 
faisaient  pas  reprösenter  par  un 
d616gu6,  il  sera  procöde  en  leur  ab- 
sence. 

H  est  bien  entendu  que  le  präsent 
article  ne  s'applique  pas  aux  mesures 
prises  par  les  autorit^s  locales,  con- 
form^ment  aux  röglementsde  la  police, 
de  la  douane  et  de  la  sant6,  lesquels 
continueront  d'etre  appliqut^s  en 
dehors  du  concours  des  autorit^s 
consulaires. 


Ordnungen    die    gegenwärtige    Be- 
stimmung keinen  Abbruch  tut. 

Man  kommt  überein,  daß  die  ge- 
richtlichen Funktionäre  und  die  Be- 
amten und  Agenten  des  Zollamtes  in 
keinem  Falle  an  Bord  der  Handels- 
schifEe  Durchsuchungen  oder  Nach- 
forschungen vornehmen  dürfen,  ohne 
vorläufig  der  Konsularbehörde  der 
Nation,  welcher  die  Schiffe  ange- 
hören, Kenntnis  gegeben  zu  haben, 
damit  sie  der  Durchsuchung  bei- 
wohnen könne. 

Sie  sollen  desgleichen  zur  rechten 
Zeit  die  Generalkonsuln,  Konsuln 
Vizekonsuln  oder  Konsularagenten 
verständigen,  damit  dieselben  den 
Deklarationen,  welche  die  Kapitäne 
und  die  Schiffsbediensteten  vor  den 
Gerichten  und  Lokalbehörden  zu 
machen  haben  sollten,  anwohnen 
können,  um  Irrtümer  und  falsche 
Auslegungen  zu  verhüten,  welche 
der  vollen  Ausübung  des  Rechtes 
schaden  könnten. 

Die  Einladung,  welche  diesfalls 
an  die  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vize- 
konsuln oder  Konsularagenten  ge- 
richtet wird,  soll  eine  genaue  Stunde 
angeben;  wenn  diese  Funktionäre 
sich  nicht  entweder  selbst  einfinden, 
oder  durch  einen  Delegierten  ver- 
treten lassen,  .wird  in  ihrer  Ab- 
wesenheit vorgegangen  werden. 

Es  ist  selbstverständlich,  daß  der 
gegenwärtige  Artikel  auf  jene  Maß- 
nahmen keinen  Bezug  hat,  welche 
von  den  Lokalbehörden  in  Gemäßheit 
der  Polizei-,  Zoll-  und  Sanitätsvor- 
schriften getroffen  werden,  und  die 
wie  bisher  ohne  Zuziehung  der  Kon- 
sularbehörden  ausgeübt  werden  sollen. 
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Article  XVI. 

En  tout  ce  qui  concerne  la  police 
des  ports,  le  chargement  et  d^charge- 
ment  des  navires  et  la  süret6  des 
marchandises,  biens  et  effets,  on  ob- 
servera  les  lois,  ordonnances  et  r^gle- 
ments  du  pays. 

Les  Consuls  g^n^raux,  Consuls, 
Vice-consuls  ou  Agents  consulaires,  se- 
ront  charg^s  exclusivement  dumaintien 
de  l'ordre  Interieur  ä  bord  des  navires 
de  leur  nation.  En  cons6quence,  ils 
r6gleront  eux-meraes  les  contestations 
de  tonte  natnre  qui  seraient  survenues 
entre  les  capitaines,  les  officiers  de 
vaissean  et  les  matelots,  et  sp6ciale- 
ment  Celles  relatives  ä  la  solde  et  k 
Taccomplissement  des  engagements 
r^ciproquement  contract^s. 

Les  autorit^s  locales  ne  pourront 
intervenir  que  lorsque  les  d^sordres 
survenus  k  bord  des  navires  seraient 
de  nature  k  troubler  la  tranquillit6 
et  Tordre  public  ä  terre  ou  dans  le 
port,  ou  quand  une  personne  du  pays 
ou  ne  faisant  pas  partie  de  l'^quipage 
s'y  trouvera  melöe. 

Dans  tous  les  autres  cas,  les 
autorit^s  pr^cit^es  se  borneront  ä 
preter  tout  appuiaux  Consuls  g^n^raux, 
Consuls,  Vice-consuls  ou  Agents  con- 
sulaires, si  elles  en  sont  requises 
par  eux,  pour  faire  arreter  et  ren- 
voyer  k  bord  ou  conduire  provisoire- 
ment  en  prison  tout  individu  inscrit 
sur  le  role  de  requipage,  chaque  fois 
que,  pour  un  motif  quelconque,  les- 
dits  Agents  le  jugeront  convenable. 


Artikel  XVI. 

Was  die  Hafenpolizei,  das  Ein- 
und  Ausladen  der  Schiffe,  die  Sicher- 
heit der  Waren,  Güter  und  sonstigen 
Effekten  betrifft,  so  sollen  stets  die 
Gesetze,  Vorschriften  und  Anord- 
nungen des  Landes  maßgebend  sein. 

Die  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vize- 
konsuln oder  Konsularagenten  sollen 
ausschließlich  mit  der  Auf  rechthaltung 
der  inneren  Ordnung  an  Bord  der 
Schiffe  ihrer  Nation  betraut  sein. 
Demzufolge  werden  sie  Streitigkeiten 
jedweder  Art,  welche  zwischen  den 
Kapitänen,  den  Schiffsoffizieren  und 
den  Matrosen,  insbesondere  hinsicht- 
lich des  Soldes  und  der  Erfüllung 
der  gegenseitig  eingegangenen  Ver- 
pflichtungenvorkommen sollten,  selbst 
schlichten. 

Die  Lokalbehörden  können  nur 
dann  einschreiten,  wenn  die  an  Bord 
der  Schiffe  vorgefallenen  Unordnungen 
eine  Störung  der  Ruhe  und  öffent- 
lichen Ordnung  am  Lande  oder  im 
Hafen  befürchten  ließen,  oder  wenn 
ein  Landesangehöriger  oder  eine 
nicht  zur  Schiffsmannschaft  gehörige 
Person  darin  verwickelt  wäre. 

In  allen  anderen  Fällen  werden 
sich  die  oberwähnten  Behörden  darauf 
beschränken,  den  Generalkonsuln, 
Konsuln,  Vizekonsuln  oder  Konsular- 
agenten jeden  Beistand,  wenn  er 
von  ihnen  verlangt  wird,  zu  leisten, 
um  in  den  Musterrollen  verzeichnete 
Individuen  anzuhalten,  an  Bord 
zurückzusenden,  oder  vorläufig  in  das 
Gefängnis  abzuführen,  so  oft  die 
gedachten  Agenten  aus  irgend  einem 
Grunde  dieses  für  angezeigt  er- 
achten. 


—    681     — 


Article  XVH. 
Les  Consuls  g6n6raux,  Consuls, 
Vice-consuls  ou  Agents  consulaires 
pourront  faire  arreter  et  renvoyer, 
soit  ä  bord,  soit  dans  leur  pays,  les 
marins  et  toute  autre  persoiine  faisant, 
i  quelque  titre  que  ce  soit,  partie  des 
6quipages  des  navires  de  leur  nation, 
dont  la  d^sertion  aurait  eu  lieu  sur 
un  des  territoires  meme  de  Tune  des 
Hautes  Parties  contractantes. 

A  cet  effet,  ils  devront  s'adresser 
par  6crit  aux  autorit^s  locales  com- 
p^tentes  et  justifier,  au  moyen  de 
la  Präsentation  des  registres  du  bäti- 
ment  ou  du  role  de  T^quipage,  ou, 
si  le  navire  6tait  parti,  en  produisant 
une  copie  authentique  de  ces  docu- 
ments,  que  les  personnes  r6clam6es 
faisaient  r^ellemeut  partie  de  Föqui- 
page. 

Sur  cette  demande  ainsi  justifi^e, 
la  remise  des  d^serteurs  ne  pourra 
etre  refus^e. 

On  donnera,  en  outre,  aux  Consuls 
g^n^raux,  Consuls,  Vice-consuls  ou 
Agents  consulaires  tout  secours  et 
toute  assistance  pour  la  recherche 
et  l'arrestation  de  ces  döserteurs, 
qui  seront  conduits  dans  les  prisons 
du  pays  et  y  seront  d6tenus  ä  la 
demande  et  aux  frais  de  Tautorite 
consulaire,  jusqu'ä  ce  que  celle-ci 
trouve  une  occasion  de  les  faire  partir. 


Cet  emprisonnement  ne  pourra 
durer  plus  de  trois  mois,  apres  les- 
quels,  et  moyennant  un  avis  donn6 
au  fonctionnaire  consulaire  trois  jours 


Artikel  XVn. 

Generalkonsuln,  Konsuln,  Vize- 
konsuln oder  Konsularagenten  können 
Seeleute  oder  andere  Personen,  welche 
unter  was  immer  für  einem  Titel  zu 
einem  Schiffe  ihrer  Nation  gehören, 
und  deren  Desertion  in  eines  der 
Staatsgebiete  des  einen  der  Hohen 
kontrahierenden  Teile  erfolgt  ist, 
anhalten  lassen,  und  entweder  an 
Bord  oder  in  die  Heimat  zurück- 
schicken. 

Zu  diesem  Zwecke  müssen  sie  sich 
schriftlich  an  die  kompetente  Lokal- 
behörde w^enden,  und  mittels  Vor- 
weisung der  Schiffsregister  oder 
Musterrollen  oder,  wenn  das  Schiff 
schon  abgegangen  sein  sollte,  durch 
Beibringung  einer  authentischen  Ab- 
schrift dieser  Dokumente  dartun,  daß 
die  reklamierten  Personen  wirklich 
zu  der  Schiffsmannschaft  gehört  haben. 

Auf  ein  solches  begründetes  Ver- 
langen hin  kann  die  Auslieferung 
der  Desertierten  nicht  verweigert 
werden. 

Man  wird  übrigens  den  General- 
konsuln, Konsuln,  Vizekonsuln  oder 
Konsularagenten  jede  Hilfe  und  Unter- 
stutzung  zur  Auffindung  und  Fest- 
nehmung dieser  Desertierten  zu- 
kommen lassen,  welche  dann  in  die 
Gefängnisse  des  Landes  abgeführt, 
daselbst  auf  Verlangen  und  auf 
Kosten  der  Konsularbehörde  in  Haft 
behalten  werden,  bis  dieselbe  Ge- 
legenheit findet,  sie  weiter  zu  be- 
fördern. 

Diese  Gefangenhaltung  kann  jedoch 
nicht  länger  als  drei  Monate  dauern, 
nach  de'        '        "       '   drei  Tage 
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ä  Favance,  la  libert^  sera  rendue 
au  prisonnier,  qui  ne  pomra  etre 
incarc^r^  de  nouveau  pour  la  meme 
cause. 

Toutefois,  si  le  d^serteur  avait 
commis  quelque  d^lit  k  terre,  Tau- 
torit6  locale  pourrait  surseoir  k 
Fextradition,  jusqu'ä  ce  que  le  tribunal 
eät  rendu  sentence  et  que  celle-ci 
eüt  re^u  pleine  et  entiere  ex^cution. 

Les  Hautes  Parties  contractantes 
conviennent  que  les  marins  ou  autres 
individus  de  Fi^quipage,  sujets  du 
pays  dans  lequel  s'effectuera  la  d6ser- 
tion  sont  except^s  des  stipulations 
du  präsent  article. 


Artikel  XWII. 
Toutes  les  fois  qu'il  n'y  aura  pas 
de  stipulations  contraires  entre  les 
armateurs,  chargeurs  et  assureurs, 
les  avaries  que  les  navires  des  deux 
pays  auront  souffertes  en  mer,  soit 
qu'ils  entrent  dans  les  ])orts  respectifs 
volontairement  ou  par  reläche  forc6e, 
seront  r^gl^es  par  les  Consuls  g6n6- 
raux,  Consuls,  Vice-consuls  ou  Agents 
consulaires  de  leur  nation,  ä  moins 
que  des  sujets  du  pays  dans  lequel 
r6sideront  lesdits  Agents,  ou  ceux 
d'une  tierce  puissance,  ne  soient 
int6ress6s  dans  ces  avaries;  dans  ce 
cas  et  ä  d6faut  de  compromis  amiable 
entre  toutes  les  parties  int6ress6es, 
alles  devront  etre  regl6es  par  Fau- 
torit6  locale. 


Konsularfunktionärs  dem  Verhafteten 
seine  Freiheit  zurückgegeben  werden 
soll;  auch  darf  derselbe  nicht  neuer- 
dings aus  derselben  Ursache  in  Haft 
genommen  werden. 

Sollte  jedoch  der  Desertierte  am 
Lande  irgend  eine  strafbare  Hand- 
lung begangen  haben,  so  kann  die 
Lokalbehörde  dessen  Auslieferung  so 
lange  verschieben,  bis  das  Gericht 
sein  Urteil  gefällt  hat,  und  dasselbe 
gänzlich  vollzogen  worden  ist. 

Die  Hohen  vertragenden  Teile  sind 
übereingekommen,  daß  Seeleute  oder 
andere  zum  Schiffsstande  gehörige 
Individuen,  welche  Untertanen  des 
Staates  sind,  in  welchem  die  Desertion 
erfolgt  ist,  von  den  Vereinbarungen 
des  gegenwärtigen  Artikels  aus- 
genommen sein  sollen. 

Artikel  XVIH. 
In  allen  Fällen,  in  welchen  zwischen 
den  Reedern,  Befrachtern  und  Ver- 
sicherern nicht  schon  anderweitige 
Bestimmungen  vereinbart  sein  sollten, 
sollen  Havarien,  welche  die  beider- 
seitigen Schiffe  zur  See  erlitten  haben, 
und  deshalb  entweder  freiwillig  oder 
gezwungen  in  die  respektiven  Häfen 
einlaufen,  jederzeit  von  den  General- 
konsuln, Konsuln,  Vizekonsuln  oder 
Konsularagenten  ihres  Landes  ge- 
regelt werden,  es  sei  denn,  daß 
Untertanen  des  Landes,  in  welchem 
die  besagten  Agenten  residieren  oder 
solche  einer  dritten  Macht  bei  diesen 
Havarien  mitinteressiei*t  wären,  in 
welchem  Falle,  und  wenn  kein  freund- 
schaftlicher Ausgleich  zustande  käme, 
dieselben  von  den  Lokalbehörden 
geordnet  werden  sollen. 
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Article  XIX. 

Lorsqu'un  navire  appartenant  au 
Gouvernement  ou  k  des  sujets  de 
l'une  des  Hautes  Parties  contractantes 
fera  naufrage  ou  6chouera  sur  le 
littoral  de  l'autre,  les  autorit^s  locales 
devront  porter  le  fait  k  la  connais- 
sance  du  Consul  g6n6ral,  Consul, 
Vice-consul  ou  Agent  consulaire  de 
la  circonscription,  et,  ä  son  d6faut,  k 
Celle  du  Consul  g6n6ral,  Consul,  Vice- 
consul  ou  Agent  consulaire  le  plus 
voisin  du  lieu  de  l'accident. 


Toutes  les  Operations  relatives  au 
sauvetage  des  navires  autrichiens  ou 
hongrois  quinaufrageraient  ou6choue- 
raient  dans  les  eaux  territoriales  du 
Portugal  ou  des  possessions  portu- 
gaises,  seront  dirig6es  par  les  Con- 
3uls  g6n6raux,  Consuls,  Vice-consuls 
ou  Agents  consulaires  de  la  Monarchie 
austro-hongroise. 


R^ciproquement,  toutes  les  Ope- 
rations relatives  au  sauvetage  des 
navires  portugais  qui  naufrageraient 
ou  echoueraient  dans  les  eaux  terri- 
toriales de  la  Monarchie  austro- 
hongroise,  seront  dirig^es  par  les 
Consuls  gen^raux,  Consuls,  Vice- 
consuls  ou  Agents  consulaires  de 
Portugal. 

L'intervention  des  a.utorit6s  locales 
respectives  n'aura  lieu  que  pour 
assister  l'autorite  consulaire,  maintenir 
Tordre,  garantir  les  int^rets  des 
sauveteurs    6trangers    k   l'^quipage, 


Artikel  XIX. 

Wenn  ein  der  Regierung  oder 
Staatsangehörigen  des  einen  der 
beiden  Hohen  kontrahierenden  Teile 
gehöriges  Schiff  an  dem  Küsten- 
gebiete des  anderen  scheitern  oder 
stranden  sollte,  so  soll  die  Lokal- 
behörde dies  zur  Kenntnis  der 
Generalkonsuln,  Konsuln,  Vizekonsuln 
oder  Konsularagenten  des  Amts- 
bezirkes, und  wenn  daselbst  keine 
solchen  bestellt  sein  sollten,  zur 
Kenntnis  der  Generalkonsuln,  Kon- 
suln, Vizekonsuln  oder  Konsular- 
agenten bringen,  welche  dem  Orte 
des  Unfalles  am  nächsten  sind. 

Alle  Operationen,  welche  sich  auf 
die  Bergung  der  österreichischen 
oder  ungarischen  Schiffe,  welche  in 
den  Gewässern  des  portugiesischen 
Territoriums  oder  der  portugiesischen 
Besitzungen  scheitern  oder  stranden 
sollten,  beziehen,  werden  von  den 
Generalkonsuln,  Konsuln,  Vizekonsuln 
oder  Konsularagenten  der  öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie  ge- 
leitet werden. 

Andrerseits  sind  alle  Operationen, 
welche  sich  auf  die  Bergung  der 
portugiesischen  Schiffe,  welche  in 
den  Gewässern  der  österreichisch- 
ungarischen Monarchie  scheitern  oder 
stranden  sollten,  beziehen,  von  den 
Generalkonsuln,  Konsuln,  Vizekonsuln 
oder  Konsularagenten  Portugals  zu 
leiten. 

Die  Intervention  der  betreffenden 
Lokalbehörden  wird  nur  stattfinden, 
um  die  Konsularbehörde  zu  unter- 
stützen, die  Ordnung  aufrechtzu- 
erhalten,   die    Interessen   der,    der 
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et  assurer  Tex^cution  des  dispositions 
ä  observer  pour  Tentr^e  et  la  sortie 
des  marchandises  sauv6es. 


En  Tabsence  et  jusqu'ä  Tamv^e 
des  Consuls  g6n6raux,  Consuls,  Vice- 
consuls  ou  Agents  consulaires  ou  de 
la  personne  qu'ils  d616gueront  ä  cet 
efEet,  les  autorit^s  locales  devront 
prendre  toutes  les  mesures  n^cessaires 
pour  la  protection  des  individus  et 
la  conservation  des  objets  qui  auront 
i5t6  sauv6s  du  naufrage. 

L'mtervention  des  autorit^s  locales 
dans  ces  diff^rents  cas  ne  donnera 
lieu  ä  la  perception  de  frais  d'aucune 
espfece,  hors  ceux  que  n^cessiteront 
les  Operations  de  sauvetage  et  la 
conservation  des  objets  sauv6s,  ainsi 
que  ceux  auxquels  seraient  soumis, 
en  pareil  cas,  les  navires  nationaux. 

En  cas  de  doute  sur  la  nationalit^ 
des  navires  naufrages,  les  dispositions 
mentionnöes  dans  le  präsent  article 
seront  de  la  comp^tence  exclusive 
de  Tautorit^  locale. 

Les  Hautes  Parties  contractantes 
conviennent,  en  outre,  que  les  mar- 
chandises et  efEets  sauv6s  ne  seront 
Sujets  au  paiement  d'aucun  droit  de 
douane,  ä  moins  qu'on  ne  les  destine 
ä  la  consommation  intt^rieure. 

Article  XX. 
Les    Consuls    g^.n6rauxj    Consuls, 
Vice-consuls   ou  Agents  consulaires, 
ainsi  que  les  Elöves-consuls  ou  Chan- 


Schiffsmannschaft  nicht  angehörigen 
Berger  zu  wahren,  und  um  die  Aus- 
führung jener  Verfügungen  zusichern, 
welche  bezüglich  der  Ein-  und  Aus- 
fuhr der  geborgenen  Waren  zu 
beobachten  sind. 

In  Abwesenheit  und  bis  zum  Ein- 
treffen des  Generalkonsuls,  Konsuls, 
Vizekonsuls  oder  Konsularagenten, 
oder  der  von  denselben  hierzu  dele- 
gierten Person,  sollen  die  Lokalbe- 
hörden die  nötigen  Anordnungen  zum 
Schutze  der  Individuen  undBewahrung 
der  vom  Schiffbruche  geretteten  Ge- 
genstände treffen. 

Die  Intervention  der  Lokalbehörden 
in  diesen  verschiedenen  Fällen  soll 
keinerlei  Einhebung  von  Gebüren 
zur  Folge  haben,  außer  jenen,  welche 
die  Anstalten  zur  Bergung  und  Be- 
wahrung der  geretteten  Gegenstände 
verursachen,  sowie  jene,  welchen  in 
gleichem  Falle  die  einheimischen 
Schiffe  unterworfen  wären. 

Sollte  ein  Zweifel  über  die  Natio- 
nalität des  gescheiterten  Schiffes 
bestehen,  so  fallen  die  im  gegen- 
wärtigen Artikel  erwähnten  Anstalten 
in  die  ausschließliche  Kompetenz  der 
Lokalbehörde. 

Die  Hohen  vertragschließenden 
Teile  kommen  außerdem  überein,  daß 
die  geretteten  Waren  und  Effekten 
keinerlei  Zoll  unterworfen  sein  sollen, 
wenn  sie  nicht  zur  Konsumierung  im 
Innern   des   Landes    bestimmt   sind. 

Artikel  XX. 
Die  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vize- 
konsuln oder  Konsularagenten,  sowie 
die    Konsulareleven    oder    Kanzler, 
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celiers  jouiront  dans  les  territoires 
d'6tat  des  Hautes  Parties  contrac- 
tantes  de  toutes  les  exemptions, 
Prärogatives,  immimiti^s  et  Privileges 
qui  sont  accord^s  ou  seraient  accordes 
aux  fonctionnaires  de  la  meme  classe 
de  la  nation  la  plus  favoris^e. 


Article  XXI. 
La  präsente   Convention   aura  la 
dur^e  de  dix  ans  et  entrera  en  vigueur 
un   mois    aprös   l'^change   des   rati- 
fications. 

Si  eile  n'est  pas  d6nonc6e  un  an 
avant  la  fin  de  la  Periode  susindiqui^e, 
eile  continuera  d'etre  en  vigueur, 
jusqu'ä  ce  que  Tune  des  Hautes 
Parties  contractantes  ait  annonc6 
ä  l'autre  son  Intention  d'en  faire 
cesser  les  effets,  et  pendant  une  ann6e 
encore,  k  partir  du  jour  oü  cette 
notification  aura  6t6  faite. 

Article  XXH. 
Les    ratifications    de   la    präsente 
Convention  seront  6chang6es  k  Lis- 
bonne   aussitot   que  faire  se  pourra. 

En  foi  de  quoi  les  P16nipotentiaires 
respectifs  Tont  sign^e  et  y  ont  appos6 
le  cachet  de  leurs  armes. 

Fait  k  Lisbonne,  en  double  exp6- 
dition  le  9  janvier  1873. 

(L.  S.)  Baron  Aloyse  de  Dumreicher  m.  p. 
(L.  S.)  Jean  de  Andrade-Corvo  m.  p. 


werden  in  den  Staatsgebieten  der 
Hohen  vertragenden  Teile  alle  Be- 
freiungen, Prärogativen,  Immunitäten 
und  Privilegien  genießen,  welche  den 
Funktionären  derselben  Klasse  der 
meist  begünstigten  Nation  zuge- 
standen worden  sind,  oder  künftig 
zugestanden  werden. 

Artikel  XXI. 

Die  gegenwärtige  Konvention  soll 
die  Dauer  von  zehn  Jahren  haben 
und  einen  Monat  nach  Auswechs- 
lung der  Ratifikationen  in  Kraft 
treten. 

Wenn  dieselbe  nicht  ein  Jahr  vor 
Ablauf  des  angegebenen  Zeitraumes 
gekündigt  worden  ist,  so  soll  sie 
so  lange  in  Wirksamkeit  bleiben,  bis 
einer  der  Hohen  vertragenden  Teile 
dem  anderen  die  Absicht  angekündigt 
haben  wird,  dieselbe  außer  Kraft  zu 
setzen,  und  dann  noch  für  ein  weiteres 
Jahr  vom  Tage  dieser  Kündigung  an. 

Artikel  XXH. 
Die    Ratifikationen     der     gegen- 
wärtigen Konvention    sollen    sobald 
als  möglich  in  Lissabon  ausgewechselt 
werden. 

Urkund  dessen  haben  die  be- 
treffenden Bevollmächtigten  dieselbe 
unterzeichnet  und  ihr  ihre  Siegel 
beigedrückt. 

Gegeben  zu  Lissabon  in  doppelter 
Ausfertigung  am  9.  Jänner  1873. 

(L.  S.)  Alois  Freiherr  v.  Dumreicher  m.p. 
(L.  S.)  Johann  de  Andrade-Corvo  m.  p. 
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5.    Konsularkonvention   zwischen  der  österreichisch-ungarischen 

Monarchie    und    dem    Königreiche    Italien    vom    15.    Mai    1874 

(R.  G.  B.  XXXIV  Nr.  96  ex  1875). 

(Abgeschlossen  zu  Rom    am  15.  Mai  1874,   von  Seiner   k.    und  k.  Apostolischen  Majestät 
ratifiziert  zu   Wien  am  19.  März  1875,    und   in   den  beiderseitigen  Ratifizierungen   aus- 
gewechselt zu  Rom  am  21.  April  1875.) 


Urtext. 

Sa  Majest6  TEmpereur  d'Autriche, 
Roi  de  Boheme,  etc.  etc.  et  Roi 
Apostolique  de  Hongrie,  et 

Sa  Majest^  le  Roi  d'Italie, 
dösirant  d6terminer,  d'un  commun 
accord,  les  droits,  Privileges  et  immu- 
nit6s  r^eiproques  des  Consuls  g6n6raux, 
Consuls,  Vice-consuls  et  Agents  con- 
sulaires,  ainsi  que  leurs  fonctions  et 
les  Obligations  auxquelles  ils  seront 
respectivement  soumis  en  Autriche- 
Hongrie  et  en  Italie,  ont  r6solu  de 
conclure  une  Convention  consulaire 
et  ont  nomm6,  k  cet  eff et,  pour  Leurs 
P16nipotentiaires,  savoir: 


Sa  Majeste  TEmpereur  d'Autriche, 
Roi  de  Boheme,  etc.  et  Roi  Aposto- 
lique de  Hongrie: 

M.  le  Comte  F61ix  de  Wimpffen, 
Chevalier  de  la  Couronne  de  Fer  de 
premiere  classe,  Grand-croix  de  TOrdre 
de  St-Maurice  et  de  St-Lazare,  Cham- 
bellan  et  Conseiller  intime  de  Sa 
Majeste  Imperiale  et  Royale  Aposto- 
lique, Son  Envoy6  extraordinaire  et 
"inistre  P16nipotentiaire  pr^s  Sa 
it6  le  Roi  d'Italie,  etc.  etc.; 


Übersetzung. 

Seine  Majestät  der  Kaiser  von 
Österreich,  König  von  Böhmen  etc. 
etc.  und  Apostolischer  König  von 
Ungarn,  und 
Seine  Majestät  der  König  von  Italien, 
von  dem  Wunsche  durchdrungen, 
die  gegenseitigen  Rechte,  Vorrechte 
und  Freiheiten  der  Generalkonsuln, 
Konsuln,  Vizekonsuln  und  Konsular- 
agenten, ebenso  wie  die  Funktionen 
derselben  und  die  Obliegenheiten, 
welchen  sie  beziehungsweise  in  Öster- 
reich-Ungarn und  in  Italien  unter- 
worfen sein  sollen,  im  beiderseitigen 
Einverständnisse  festzustellen,  haben 
beschlossen,  eine  Konsularkonvention 
zu  vereinbaren  und  zu  diesem  Ende 
zu  Ihren  Bevollmächtigten  ernannt, 
und  zwar: 

Seine  Majestät  der  Kaiser  von 
Österreich,  König  von  Böhmen  etc. 
etc.  und  Apostolischer  König  von 
Ungarn: 

denHerrn  Felix  Grafen  Wimpffen, 
Ritter  des  Ordens  der  eisernen  Krone 
erster  Klasse,  Großkreuz  des  St. 
Mauritius-  und  St.  Lazarusordens, 
Allerhöchst  Ihren  Kämmerer,  wirk- 
lichen geheimen  Rat,  außerordent- 
HchenGesandtenundbevollmächtigten 
Minister  bei  Seiner  Majestät  dem 
Könige  von  Italien  etc.  etc.; 
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Sa  Majest6  le  Roi  d'Italie: 
M.  le  Chevalier  Emile  Visconti- 
Venosta,  Grand-croix  des  Ordres 
de  St-Maurice  et  de  St-Lazare  et 
de  la  Couronne  d'Italie,  Grand-croix 
des  Ordres  de  St-Etienne  et  de  St-L6o- 
pold,  etc.  etc.,  Son  Ministre  Secr6taire 
d'Etat  pour  les  affaires  6trangeres, 
D6put6  au  Parlement  national,   etc.; 

lesquels,  aprfes  s'etre  conimuniqu6 
leurs  pleins  pouvoirs  respectifs,  trou- 
v6s  en  bonne  et  due  forme,  sont 
convenus  des  articles  suivants: 

Article  1«»'. 
Chacune  des  Hautes  Parties  con- 
tractantes  aura  la  facult^  d'6tablir 
des  Consuls  g6n6raux,  Consuls,  Vice- 
consuls  et  Agents  consulaires  dans 
les  ports  et  places  de  commerce  de 
Tautre  Partie.  EUes  se  r^servent 
toutefois  le  droit  de  d^signer  les 
localit^s  qu'elles  jugeraient  convenable 
d'excepter,  mais  cette  r^serve  ne 
pourra  etre  appliqu^e  ä  Tune  des 
Hautes  Parties  contractantes,  sans 
Tetre  6galement  k  toutes  les  autres 
puissances. 


Article  2. 
Les  Consuls  g6n6raux,  Consuls, 
Vice-consuls  et  Agents  consulaires 
seront  röciproquement  admis  et  re- 
connus  apres  avoir  pr6sent6  leurs 
patentes  selon  les  regles  et  formalit6s 
6tablies  dans  les  pays  respectifs. 


L'exequatur  n^cessaire  pour  le  übre 
exercice  de  leurs  fonctions  leur  sera 


SeineMajestät  der  König  vonitalien: 
den  Herrn  Emil  Cavaliere  Vis- 
conti-Venosta,  Großkreuz  des  St. 
Mauritius-  und  St.  Lazarus-,  sowie 
des  italienischen  Bjonenordens,  Groß- 
kreuz des  St.  Stephan-  und  des  St.  Leo- 
poldordens etc.  etc.,  Allerhöchst  Ihren 
Ministerstaatssekretär  für  die  aus- 
wärtigen Angelegenheiten,  Parla- 
mentsmitglied etc.; 

welche  nach  Mitteilung  ihrer  in 
guter  und  gehöriger  Form  befundenen 
bezüglichen  Vollmachten  über  nach- 
stehende Artikel  übereingekommen 
sind: 

Artikel  1. 

Jedem  der  Hohen  vertragschließen- 
den Teile  wird  es  freistehen,  General- 
konsuln, Konsuln,  Vizekonsuln  und 
Konsularagenten  in  den  Häfen  und 
Handelsplätzen  des  anderen  Teiles 
zu  bestellen.  Sie  behalten  sich  jedoch 
das  Recht  vor,  jene  Orte  zu  be- 
zeichnen, welche  sie  hiervon  aus- 
zunehmen für  angemessen  finden; 
dieser  Vorbehalt  soll  jedoch  nicht 
auf  einen  der  vertragschließenden 
Teile  angewendet  werden  können, 
ohne  allep  anderen  Mächten  gegen- 
über gleichmäßig  Anwendung  zu 
finden. 

Artikel  2. 

Die  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vize- 
konsuln und  Konsularagenten  werden, 
nachdem  sie  in  Gemäßheit  der  in 
den  beiderseitigen  Ländergebieten 
bestehenden  Vorschriften  und  Förm- 
lichkeiten ihre  Bestallungen  vor- 
gewiesen haben,  gegenseitig  zuge- 
lassen und  anerkannt  werden. 

Das  zur  freien  Ausübung  ihrer 
Funktionen  erforderliche  Exeqnator 
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d61ivr6  sans  frais  et,  sur  la  production 
dudit  exequatur,  Tautorit^  sup6rieure 
du  lieu  de  leur  r^sidence  prendra 
imm6diatement  les  mesures  n6ces- 
saires  pour  qu'ils  puissent  s'acquitter 
des  devoirs  de  leurs  charges  et  qu'ils 
soient  admis  k  la  jouissance  des 
exemptions,  Prärogatives,  immunit^s, 
honneurs  et  Privileges  qui  leur  re- 
viennent. 

Article  3. 
Les  Consuls  gi5n6raux,  Consuls, 
Vice-consuls  et  Agents  consulaires, 
sujets  de  la  Partie  contractante  qui 
les  a  nomm^s,  jouiront  de  l'exemption 
des  logements  militaires  et  de  toutes 
charges  ou  Services  publics  de  carac- 
tfere  municipal  ou  autre. 

US  seront  6galement  exempt^s  des 
contributions  militaires  et  des  con- 
tributions  directes,  tant  personnelles 
que  mobilieres  et  somptuaires,  impo- 
s6es  par  TEtat,  par  les  autorit6s 
provinciales  ou  par  les  communes, 
ä  moins  qu'ils  ne  possedent  des  biens 
inimeubles,  qu'ils  ne  fasseiit  le  com- 
merce, ou  qu'ils  n'exercenl  quelque 
industrie,  dans  lesquels  cas  ils  seront 
soumis  aux  memes  charges,  Services 
et  contributions  que  les  autres  parti- 
culiers. 

Article  4. 
Tous  les  fonctionnaires  consulaires 
ci-dessus  mentionn^s,  sujets  de  la 
Partie  contractante  qui  les  a  nomm^s, 
et  pour\Ti  qu'ils  ne  fassent  pas  le 
commerce  et  qu'ils  n'exercent  quelque 
'ndustrie,    ne   seront  point  tenus  ä 


wird  ihnen  kostenfrei  ausgefertigt 
und  gegen  Vorweisung  dieses  Exe- 
quatur soll  die  an  ihrem  Amtssitze 
befindliche  Oberbehörde  unverzüglich 
die  nötigen  Verfügungen  treffen,  um 
ihnen  die  Ausübung  ihrer  Amts- 
pflichten zu  ermöglichen  und  den 
Genuß  der  ihnen  zukommenden  Aus- 
nahmsbehandlungen, Vorrechte,  Im- 
munitäten, Ehren  und  Privilegien 
einzuräumen. 

Artikel  3. 

Die  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vize- 
konsuln und  Konsularagenten  werden, 
wenn  sie  Angehörige  des  sie  er- 
nennenden Staates  sind,  die  Befreiung 
von  den  Militäreinquartierungen, 
sowie  von  allen  städtischen  oder 
anderen  öffentlichen  Abgaben  und 
Leistungen  genießen. 

Desgleichen  werden  dieselben  von 
den  Militärkontributionen,  sowie  von 
allen  direkten  Personal-,  Mobiliar- 
und  Luxussteuern,  sei  es,  daß  die- 
selben vom  Staate,  von  den  Provinzial- 
behörden  oder  von  den  Gemeinden 
auferlegt  werden,  befreit  sein,  voraus- 
gesetzt, daß  sie  kein  unbewegliches 
Eigentum  besitzen  und  weder  Handel 
treiben,  noch  ein  Gewerbe  ausüben, 
in  welchen  Fällen  sie  denselben 
Abgaben,  Leistungen  und  Auflagen 
unterworfen  sein  sollen,  wie  andere 
Private. 

Artikel  4. 
Alle  oberwähnten  Konsularfunk- 
tionäre  sollen,  wenn  sie  Angehörige 
des  sie  ernennenden  Staates  sind, 
und  vorausgesetzt,  daß  sie  nicht 
Handel  treiben  oder  ein  Gewerbe 
ausüben,  nicht  verpflichtet  sein,  vor 
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comparaitre   comme  t^moins   devant 
les  tribunaux  du  pays  oü  ils  resident. 

Quand  la  justice  locale  aura  besoin 
de  recueillir  auprös  d'eux  quelque 
d^claration,  eile  devra  se  transporter 
ä  leur  domicile  pour  la  recevoir  de 
vive  voix,  ou  d616guer,  k  cet  effet, 
un  fonctionnaire  comp6tent,  ou  bien 
la  leur  demander  par  6crit. 


En  tous  ces  cas,  les  fonctionnaires 
consulaires  ci-dessus  mentionn^s,  de- 
vront  acquiescer  aux  d^sirs  de[l'autorit6 
dans  le  terme,  le  jour  et  Theure, 
qu'elle  aura  indiqu6s,  sans  y  apporter 
des  d61ais  qui  ne  seraient  pas  justi- 
fiables. 

Article  5. 
Les  Consuls  g6n6raux,  Consuls, 
Vice-consuls  et  Agents  consulaires, 
Sujets  de  la  Haute  Partie  contractante 
qui  les  a  nomm6s,  jouiront  de  Timmu- 
nit6  personnelle  et  ne  pourront  etre 
ni  arret6s,  ni  emprisonn6s,  si  ce  n'est 
pour  une  infraction  qui  soit,  si  eile 
a  6t6  commise  en  Autriche-Hongrie, 
consid6r6e  comme  crime  en  vertu  des 
lois  autrichiennes,  ou  frapp6e  de 
peines  graves  par  la  loi  hongroise, 
ou  bien  ä  laquelle,  dans  le  cas  oü 
rinfraction  a  6t6  commise  en  Italie, 
la  loi  italienne  applique  une  peine 
criminelle. 


Article  6. 
Les    Consuls    g6n6raux,    Consuls, 
Vice-consuls    et  Agents    consulaires 

Malfatti,  KonsnlarwesexL    I. 


den  Gerichten  des  Landes,  in  welchem 
sie  ihren  Amtssitz  haben,  als  Zeugen 
zu  erscheinen. 

Wenn  die  Lokalgerichtsbehörde  es 
für  notwendig  hält,  von  denselben 
eine  Aussage  einzuholen,  soll  sie 
sich  in  ihre  Wohnung  begeben,  um  die- 
selben mündlich  entgegenzunehmen, 
oder  zu  diesem  Zwecke  einen  kom- 
petenten Beamten  abordnen,  oder 
endlich  von  ihnen  eine  schriftliche 
Erklärung  abverlangen. 

In  allen  diesen  Fällen  sollen  die 
erwähnten  Konsularfunktionäre  dem 
Wunsche  der  Behörde  binnen  der 
Frist,  an  dem  Tage  und  zu  der 
Stunde,  welche  dieselbe  festgesetzt 
hat,  nachkommen  und  jede  Ver- 
zögerung, welche  nicht  zu  recht- 
fertigen wäre,  vermeiden. 

Artikel  5. 
Die  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vize- 
konsuln und  Konsularagenten,  welche 
Angehörige  des  sie  ernennenden 
Staates  sind,  werden  die  persönliche 
Immunität  genießen  und  weder  an- 
gehalten, noch  verhaftet  werden 
können,  außer  wegen  einer  straf- 
baren Handlung,  welche,  wenn  sie 
in  Österreich-Ungarn  begangen  wurde, 
nach  den  österreichischen  Gesetzen 
den  Tatbestand  eines  Verbrechens 
bildet  oder  nach  den  ungarischen 
Gesetzen  mit  schweren  Strafen  be- 
droht ist,  oder  welche,  wenn  sie  in 
Italien  begangen  wurde,  nach  dem 
italienischen  Gesetze  eine  Kriminal- 
strafe  nach  sich  zieht. 

Artikel  6. 
Die  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vize- 
konsuln und  Konsularagenten  dürfen 
44 
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pourront  placer,  au-dessus  de  la  porte 
ext^rieure  du  Consulat,  leur  6cussoii 
d'office,  avec  cette  inscription  :  „Con- 
sulat", ,,Vice-consulat"  ou  „Agence 
consulaire  de...." 

US  pourront  6galement  arborer  leur 
pavillon  officiel  sur  la  maison  con- 
sulaire les  jours  de  solennit6  publique 
et  dans  les  autres  circonstances  d'usage ; 
mais  l'exercice  de  ce  dernier  privilege 
n'aura  pas  lieu  si  lesdits  fonction- 
naires  resident  dans  la  capitale  oü 
se  trouve  TAmbassade  ou  la  L6gation 
de  leur  Souverain. 


II  est  bien  entendu  que  ces  marques 
ext^rieures  serviront  uniquement  k 
indiquer  la  maison  d'habitation  ou 
la  pr^sence  des  Consuls  gön^raux, 
Consuls,  Vice-consuls  ou  Agents  con- 
sulaires,  et  qu'elles  ne  pourront  Jamals 
etre  interpr6t6es  comme  constituant 
un  droit  d'asile. 

Hs  pourront,  de  meme,  arborer 
leur  pavillon  sur  le  bateau  qu'ils 
monteraient  dans  le  port,  pour  Texer- 
cice  des  fonctions  de  leur  Charge. 

Article  7. 
Les  archives  consulaires  seront 
inviolables  en  tont  temps,  et  les 
autorit^s  locales  ne  pourront,  sous 
aucun  pr^texte,  visiter  ou  saisir  les 
papiers  qui  en  fönt  partie. 

Ces  papiers  devront  toujours  etre 
complfetement  s6par6s  des  livres  et 
papiers  relatifs  au  commerce  ou  ä 
rindustrie  que  pourraient  exercer 
les  fonctionnaires  consulaires  re- 
spectifs. 


über  dem  äußeren  Eingange  des 
Konsulates  ihr  Amtswappen  mit  der 
Aufschrift:  „Konsulat" ,  „Vizekon- 
sulat" oder  „Konsularagentie  von...." 
anbringen. 

Es  ist  ihnen  ferner  gestattet,  an 
öffentlichen  Festtagen  und  bei  anderen 
Gelegenheiten,  an  welchen  es  üblich 
ist,  auf  dem  Konsulatsgebäude  ihre 
offizielle  Flagge  aufzuziehen;  die 
Ausübung  dieses  letzteren  Privi- 
legiums ist  jedoch  unzulässig,  wenn 
jene  Funktionäre  in  der  Hauptstadt 
ihren  Amtssitz  haben,  wo  sich  auch 
die  Botschaft  oder  Gesandtschaft 
ihres  Souveräns  sich  befindet. 

Es  versteht  sich  von  selbst,  daß 
diese  äußeren  Kennzeichen  nur  dazu 
dienen  werden,  um  die  Wohnung 
oder  die  Anwesenheit  der  General- 
konsuln, Konsuln,  Vizekonsuln  und 
Konsularagenten  anzuzeigen,  und  nie- 
mals so  ausgelegt  werden  dürfen,  als  ob 
sie  ein  Asylrecht  begründen  würden. 

Sie  können  desgleichen  ihre  Flagge 
auf  dem  Boote  aufhissen,  dessen  sie 
sich  in  Ausübung  ihrer  Funktionen 
zu  Fahrten  im  Hafen  bedienen. 

Artikel  7. 

Die  Konsulararchive  sind  jederzeit 
unverletzlich,  und  es  ist  den  Lokal- 
behörden unter  keinem  Vorwande 
die  Durchsuchung  oder  Beschlag- 
nahme der  dazu  gehörigen  Papiere 
gestattet. 

Diese  Papiere  sollen  stets  von  den 
Büchern  und  Papieren,  welche  sich 
auf  die  von  den  betreffenden  Konsular- 
funktionären  etwa  betriebenen  Han- 
dels-oder  Industriegeschäfte  beziehen, 
vollkommen  getrennt  sein. 
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Article  8. 
En  cas  d'empecheraent,  d'absence 
ou  de  d^ces  des  Consuls  g6n6raux, 
Consuls,  Vice-consuls,  les  Chancellers 
et  Secrötaires,  qui  auront  6t6  pr6- 
sent6s  ant6rieurement  en  leurdite 
qualit6  aux  autorit6s  respectives, 
seront  admis  de  plein  droit,  d'apres 
leur  rang  hi^rachique,  ä  exercer  par 
Interim  les  fonctions  consulaires,  sans 
que  les  autorit6s  locales  puissent  y 
mettre  obstacle. 


Ces  autorit^s  leur  donneront  au 
contraire  dans  ce  cas  toute  aide  et 
assistance  et  les  feront  jouir  pendant 
la  dur6e  de  leur  gestion  int^rimaire  de 
tous  les  droits,  immunit^s  et  Privi- 
leges stipul^s  dans  la  präsente  Conven- 
tion en  faveur  des  fonctionnaires 
consulaires  respectifs. 


Article  9. 
Les  Consuls  g6n6raux  et  Consuls 
pourront  nommer  des  Vice-consuls  et 
des  Agents  consulaires  dans  les  viUes, 
ports  et  localites  de  leur  arrondisse- 
ment  consulaire,  sauf  l'approbation  du 
gouvernement  territorial. 

Ces  Agents  pourront  etre  indis- 
tinctement  choisis  parmi  les  sujets 
des  Hautes  Parties  contractantes, 
corame  parmi  les  6trangers,  et  seront 
munis  d'un  brevet  d61ivr6  par  le 
Consul  qui  les  aura  nommös  et  sous 
les  ordres  duquel  ils  devront  exercer 
leurs  fonctions. 


Artikel  8. 
Im  Falle  der  Verhinderung,  der 
Abwesenheit  oder  des  Ablebens  der 
Generalkonsuln,  Konsuln  oder  Vize- 
konsuln werden  die  Kanzler  und 
Sekretäre,  welche  schon  früher  in 
der  genannten  Eigenschaft  den 
betreffenden  Behörden  vorgestellt 
worden  sind,  ohne  weiteres,  nach 
ihrem  hierarchischem  Range,  zur 
interimistischen  Ausübung  der  Kon- 
sularfunktionen  zugelassen  werden, 
ohne  daß  die  Lokalbehörden  dagegen 
einen  Anstand  erheben  könnten. 

Diese  Behörden  werden  ihnen  viel- 
mehr in  einem  solchen  Falle  jeden 
Beistand  und  jede  Unterstützung 
gewähren  und  denselben  während 
der  Dauer  ihrer  interimistischen 
Amtsführung  den  Genuß  aller  in  der 
gegenwärtigenKonventiondenbeider- 
seitigen  Konsularfunktionären  zuge- 
standenen Rechte,  Immunitäten  und 
Privilegien  einräumen. 

Artikel  9. 
Die  Generalkonsuln  und  Konsuln 
können,  vorbehaltlich  der  Geneh- 
migung der  Landesregierung,  Vize- 
konsuln und  Konsularagenten  in  den 
Städten,  Häfen  und  Ortschaften  ihres 
Konsularbezirkes  ernennen. 

Diese  Agenten  können  ohne  Unter- 
schied aus  den  Staatsbürgern  der 
Hohen  vertragschließenden  Teile,  wie 
aus  Ausländern  gewählt  w^erden  und 
sind  mit  einem  von  dem  Konsul, 
welcher  sie  ernannt  hat  und  unter 
dessen  Befehlen  sie  ihre  Funktionen 
zu  versehen  haben,  ausgestellten 
Ernennungsdekrete  zu  versehen. 
44* 
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Hs  jouiront  des  Privileges  et  im- 
munit^s  stipul^s  par  la  präsente 
Convention,  sauf  les  exceptions  con- 
tenues  dans  les  articles  3  et  5. 


Article  10. 
Les  Consuls  g6n6raux,  Consuls, 
Vice-consuls  ou  Agents  consulaires 
ponrront,  dans  Texercice  des  fonctions 
qui  leur  sont  attribu6es,  s'adresser 
aux  autorit^s  de  leurs  arrondissements 
consulaires  pour  r^clamer  contre  tonte 
infraction  aux  traitös  ou  Conventions 
existant  entre  les  Hautes  Parties 
contractantes,  ou  contre  tout  abus 
dont  leurs  nationaux  auraient  ä  se 
plaindre. 

Si  leurs  r6clamations  n'^taient  pas 
accueillies  par  les  autorit^s  de  Tarron- 
dissement,  ou  si  la  r^solution  prise 
par  ces  demi^res  ne  leur  paraissait 
pas  satisfaisante,  ils  ponrront  avoir 
recours,  ä  d6faut  d'un  Agent  diplo- 
matique de  leur  pays,  au  gouverne- 
ment  de  TEtat  dans  lequel  ils  r^si- 
deraient. 

Article  11. 
Les  Consuls  g^n^raux,  Consuls,  Vice- 
consuls  ou  Agents  consulaires  des 
deux  Parties,  ainsi  que  leurs  Chan- 
celiers,  auront  le  droit  de  recevoir 
dans  leurs  chancelleries,  au  domicile 
des  parties  et  ä  bord  des  navires 
de  leur  nation,  les  d^clarations  que 
ponrront  avoir  k  faire  les  capitaines, 
les  gens  de  T^quipage  et  les  passagers, 
les  n^gociants  et  tous  les  autres 
Sujets  de  leur  pays. 


Sie  sollen  die  durch  gegenwärtige 
Konvention  festgestellten  Vorrechte 
und  Freiheiten  mit  den  in  den 
Artikeln  3  und  5  aufgeführten  Aus- 
nahmen genießen. 

Artikel  10. 

Die  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vize- 
konsuln und  Konsularagenten  können 
sich  in  Ausübung  der  ihnen  zustehen- 
den Amtsbefugnisse  an  die  Behörden 
ihres  Amtsbezirkes  wenden,  um  gegen 
jede  Verletzung  der  zwischen  den 
Hohen  vertragschließenden  Teilen 
bestehenden  Verträge  und  Konven- 
tionen oder  gegen  irgend  einen  Miß- 
brauch, über  welchen  sich  ihre  Staats- 
angehörigen zu  beklagen  hätten,  Be- 
schwerde zu  führen. 

Wenn  auf  ihre  Reklamationen  von 
den  Behörden  ihres  Amtsbezirkes 
nicht  eingegangen  werden  sollte, 
oder  die  von  diesen  getroffene  Ent- 
scheidung ihnen  nicht  entsprechend 
erschiene,  steht  es  ihnen  frei,  in 
Ermanglung  eines  diplomatischen  Ver- 
treters ihres  Landes  sich  an  die 
Regierung  des  Staates,  in  welchem 
sie  residieren,  zu  wenden. 

Artikel  11. 
Die  beiderseitigen  Generalkon- 
suln, Konsuln,  Vizekonsuln  und 
Konsularagenten,  sowie  auch  ihre 
Kanzler,  haben  das  Recht,  in  ihren 
Kanzleien,  in  der  Wohnung  der  Par- 
teien oder  an  Bord  der  Schiffe  ihrer 
Nation  die  Erklärungen  entgegen- 
zunehmen, welche  die  Kapitäne,  die 
Leute  der  Mannschaft,  die  Passa- 
giere, Handelsleute  und  alle  anderen 
Angehörigen  ihres  Landes  abgeben 
wollen. 
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Tis  seront  6galemeiit  autoris6s  k 
recevoir  les  dispositions  testamentaires 
de  leurs  nationaux  et  tout  autre  acte 
de  droit  civil  qui  les  concement  et 
auxquels  on  voudrait  donner  forme 
authentique. 

Lesdits  fonctionnaires  consulaires 
auront  en  outre  le  droit  de  recevoir 
dans  leurs  chancelleries  tous  les 
contrats  impliquant  des  obligations 
personnelles  et  qui  auront  6t6  pass6s 
entre  un  ou  plusieurs  de  leurs  na- 
tionaux et  d'autres  personnes  du  pays 
dans  lequel  ils  resident. 

Les  d^clarations  et  les  attestations 
contenues  dans  les  actes  ci-dessus 
mentionn^s,  qui  auront  6t6  reconnus 
authentiques  par  lesdits  agents  et 
revetus  du  sceau  du  Consulat,  Vice- 
consulat  ou  de  TAgence  consulaire, 
auront  en  justice,  dans  les  territoires 
de  la  Monarchie  austro-hongroise, 
corame  en  Italic,  la  raeme  force  et 
valeur  que  si  ces  actes  avaient  6t6 
pass6s  par  devant  d'autres  employ^s 
publics  de  Tune  ou  de  l'autre  des 
Hautes  Parties  contractantes,  pourvu 
qu'ils  aient  6t6  r6dig6s  dans  les  formes 
requises  par  les  lois  de  TEtat  auquel 
appartiennent  les  Consuls,  Vice-consuls 
ou  Agents  consulaires  et  qu'ils  aient 
ensuite  6t6  sourais  au  tirabre  et  k 
Tenregistrement  ainsi  qu'ä  toutes  les 
autres  formalitös  qui  r6gissent  la 
matiere  dans  le  pays  ou  Tacte  doit 
recevoir  son  ex6cution. 


Ebenso  sind  sie  berechtigt,  die 
letztvs^illigen  Verfügungen  ihrer  na- 
tionalen und  alle  anderen  civilrecht- 
lichen  Akte,  welche  die  letzteren 
betreffen  und  denen  eine  authentische 
Form  gegeben  v^erden  will,  entgegen- 
zunehmen. 

Die  genannten  Konsularfunktionäre 
haben  überdies  das  Recht,  in  ihren 
Kanzleien  alle  Verträge  aufzunehmen, 
welche  persönliche  Verpflichtungen 
begründen,  und  zwischen  einem  oder 
mehreren  ihrer  Nationalen  und  Staats- 
angehörigen des  Landes,  in  welchem 
sie  residieren,  abgeschlossen  werden. 

Die  Erklärungen  und  Bestätigun- 
gen, welche  in  den  obenerwähnten 
Urkunden  enthalten  sind,  sollen,  wenn 
sie  von  den  genannten  Agenten  be- 
glaubigt und  mit  dem  Siegel  des  Kon- 
sulats, Vizekonsulats  oder  der  Kon- 
sularagentie  versehen  sind,  in  den 
Ländergebieten  der  österreichisch- 
ungarischen Monarchie,  wie  in  Italien, 
vor  Gericht  dieselbe  Kraft  und  Geltung 
haben,  als  wenn  diese  Akte  vor 
anderen  öffentlichen  Beamten  des 
einen  oder  des  anderen  der  Hohen 
vertragschließenden  Teile  vorge- 
nommen worden  wären,  vorausgesetzt, 
daß  sie  in  den  von  den  Gesetzen 
des  Staates,  welchem  die  Konsuln, 
Vizekonsuln  oder  Konsularagenten 
angehören,  festgesetzten  Formen  ab- 
gefaßt sind,  und  in  der  Folge  der 
Stempelung  und  Einregistrierung, 
sowie  allen  anderen  Formalitäten 
unterzogen  worden  sind,  welche  in 
dem  Lande,  in  welchem  der  betreffende 
Akt  zum  Vollzuge  gelangen  soll,  für 
solche  Rechtsgeschäfte  in  Wirksam- 
flt^hen. 
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Dans  le  cas  oü  rautlieuticitc^  d'un 
document  public  enregistr6  k  la 
chancellerie  de  Tune  des  autorit^s 
consulaires  respectives  serait  mise 
en  doute,  celle-ci  ne  pourra  refuser 
ä  la  personne  y  int6ress6e,  qui  en 
ferait  la  demande,  la  confrontation 
du  document  en  question  avec  Tacte 
original,  et  ladite  personne  pourra, 
si  eile  le  juge  n^cessaire,  assister  k 
cette  confrontation. 

Les  Consuls  g6n6raux,  Consuls  et 
Vice-consuls  ou  Agents  consulaires 
respectifs  pourront  l^galiser  tonte 
espece  de  documents  6nianant  des 
autorit6s  ou  fonctionnaires  de  leurs 
pays,  et  en  faire  des  traductions, 
qui  auront,  dans  le  pays  de  leur 
r^sidence,  la  meme  force  et  valeur 
que  si  elles  avaient  6t6  faites  par 
les  interprfetes  jur6s  du  pays. 


Article  12. 
En  cas  de  d^ces  d'un  sujet  de 
l'une  des  Parties  contractantes  sur 
un  des  territoires  de  Tautre,  les  auto- 
rit^s  locales  devront  en  donner  avis 
imm^diatement  au  Consul  g^n^ral, 
Consul,  Vice-consul  ou  Agent  consu- 
laire  le  plus  rapproch^  du  lieu  du 
d6ces.  Ceux-ci,  de  leur  c6t6,  devront 
donner  le  meme  avis  aux  autorit^s 
locales,  lorsqu'ils  auront  ^U  iuform^s 
les  Premiers. 


Les  Consuls  g^n^raux,  Consuls,  Vice- 
consuls  ou  Agents  consulaires,  ces 
derniers  appartenant   toutefois   ä  la 


Im  Falle  die  Authentizität  eines 
solchen  in  der  Kanzlei  einer  der  be- 
treffenden Konsularbehörden  einregi- 
strierten öffentlichen  Dokumentes  in 
Zweifel  gezogen  werden  sollte,  darf 
diese  Behörde  der  beteiligten  Person 
auf  ihr  Verlangen  die  Vergleichung 
des  betreffenden  Dokumentes  mit 
dem  Original  nicht  verweigern,  und 
die  gedachte  Person  kann,  wenn  sie 
es  für  notwendig  hält,  der  Ver- 
gleichung beiwohnen. 

Die  beiderseitigen  Generalkonsuln, 
Konsuln,  Vizekonsuln  und  Konsular- 
agenten können  die  von  den  Be- 
hörden oder  Funktionären  ihres 
Landes  herrührenden  Schriftstücke 
jeder  Art  legalisieren  und  davon 
Übersetzungen  anfertigen,  welche 
in  dem  Lande,  wo  sie  residieren, 
dieselbe  Kraft  und  Gültigkeit  haben, 
als  wenn  sie  von  den  beeideten  Dol- 
metschern dieses  Landes  angefertigt 
worden  wären. 

Artikel  12. 

Im  Falle  des  Ablebens  eines  Staats- 
angehörigen des  einen  der  Hohen 
vertragschließenden  Teile  in  einem 
der  Staatsgebiete  des  anderen  sollen 
die  Lokalbehörden  sofort  dem,  dem 
Orte  des  Todesfalles  zunächst  be- 
findlichen Generalkonsul ,  Konsul, 
Vizekonsul  oder  Konsularagenten 
davon  Anzeige  machen.  Diese  sollen 
ihrerseits  die  gleiche  Anzeige  an  die 
Lokalbehörden  erstatten,  wenn  sie 
zuerst  von  dem  Todesfalle  Kenntnis 
erlangt  haben. 

Die  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vize- 
konsuln oder  Konsularagenten,  diese 
letzteren  jedoch  nui-,   wenn   sie  der 
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nation  du  d^funt,  auront  le  droit  de 
proc^der  successivement  aux  Opera- 
tions suivantes: 

1^  Apposer  les  scell^s,  soit  d'office, 
soit  ä  la  demande  des  parties  int6- 
ress6es,  sur  tous  les  effets,  meubles 
et  papiers  du  d^funt,  en  pr6venant 
de  cette  Operation  l'autorit6  locale 
comp6tente  qui  dans  le  cas  oü  les 
lois  du  pays  le  lui  prescrivent,  pourra 
y  assister  et  apposer  6galement  les 
scell6s. 

Toutefois,  lorsqu'elle  aura  6t6  in- 
form^e  la  preraiere  du  d^ces,  et  si, 
suivant  les  lois  du  pays,  eile  est 
tenue  ä  apposer  les  scell6s  sur  la 
succession,  Tautoritö  locale  invitera 
Tautorit^  consulaire  ä  proc^der  en 
commun  ä  cet  acte. 

Dans  le  cas  oü  Tapposition  imm6- 
diate  des  scell^s  paraitrait  n^cessaire, 
mais  par  suite  de  la  distance  des 
lieux  ou  par  d'autres  motifs  eile  ne 
pourrait  avoir  lieu  en  commun,  l'auto- 
rit6  locale  aura  la  facultö  de  mettre 
les  scell6s  pr6alablement  sans  le 
concours  de  Tautorit^  consulaire,  et 
vice-versa,  sauf  ä  informer  Tautorit^ 
qui  ne  sera  pas  intervenue,  et  qui 
sera  libre  de  croiser  ensuite  son 
sceau  avec  celui  d^jä  appos6. 


Les  scell^s  de  rautoritö  locale  et 
r^ciproquement  ceux  de  Tautoritö 
consulaire  ne  pourront  etre  lev^s  sans 
le  concours  de   Fautorit^   consulaire. 


Nation  des  Verstorbenen  angehören, 
haben  das  Kecht,  die  nachstehenden 
Amtshandlungen  sukzessive  vorzu- 
nehmen: 

1.  Anlegung  des  Siegels,  entweder 
von  Amts  wegen  oder  auf  Ersuchen 
der  beteiligten  Parteien,  an  alle 
Effekten,  Mobilien  und  Papiere  des 
Verstorbenen,  unter  Verständigung 
der  kompetenten  Lokalbehörde  von 
diesem  Vorgehen,  welche  diesem 
Akte,  falls  die  Landesgesetze  es 
vorschreiben,  beiwohnen  und  gleich- 
falls ihr  Siegel  anlegen  kann. 

Ist  aber  die  Lokalbehörde  von  dem 
Todesfalle  zuerst  in  Kenntnis  ge- 
setzt worden,  so  wird  sie,  insoweit 
sie  durch  die  Landesgesetze  zur 
Anlegung  des  Siegels  an  den  Nach- 
laß verhalten  ist,  die  Konsularbehörde 
zur  gemeinschaftlichen  Vornahme 
dieses  Aktes  einladen. 

Falls  die  sofortige  Anlegung  der 
Siegel  nötig  erschiene,  jedoch  wegen 
der  Entfernung  der  Orte  oder  aus 
anderen  Gründen  nicht  gemeinschaft- 
lich stattfinden  könnte,  ist  die  Lokal- 
behörde berechtigt,  die  Siegel  vor- 
läufig ohne  die  Mitwirkung  der 
Konsularbehörde  anzulegen,  und  um- 
gekehrt, in  beiden  Fällen  jedoch 
vorbehaltlich  der  Verständigung  der- 
jenigen Behörde,  welche  nicht  ein- 
geschritten ist,  und  welcher  es  frei 
steht,  später  ihr  Siegel  mit  dem  be- 
reits angelegten  zu  kreuzen. 

Die  Siegel  der  Lokalbehörde  und 
umgekehrt  jene  der  Konsularbe- 
hörde dürfen  nur  unter  Mitwirkung 
der  Lokalbehörde,  beziehungsweise 
der  Konsularbehörde,  abgenommen 
werden. 
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Toutefois,  si  apres  un  avertissement 
adress6  par  l'autorit^  consulaire  ä 
l'autorit^  locale,  ou  vice-versa,  pour 
rinviter  ä  assister  ä  la  lev6e  des 
doubles  scell6s,  Tautoritö,  ä  qui  Tin- 
vitation  ä  6t6  adress6e,  ne  s'6tait  pas 
prösentöe  dans  un  d61ai  de  quarante- 
huit  heures  k  corapter  de  la  röception 
de  Tavis,  Tautre  autoritö  pourra  pro- 
c6der  seule  k  ladite  Operation. 

2^  Eormer  rinventaire  de  tous  les 
biens  mobiliers  et  effets  du  d6funt 
en  pr^sence  de  Tautoritö  locale,  si 
celle-ci,  par  suite  de  Tavis  susindiqu6, 
croyait  devoir  y  assister. 


L'autorit^  locale  apposera  sa  signa- 
ture  sur  les  proc6s-verbaux  dress6s 
en  sa  pr6sence,  sans  pouvoir,  en 
raison  de  son  Intervention  officielle, 
exiger  une  taxe  quelconque. 

3°  Ordonner  la  vente  k  Tenchere 
publique  de  tous  les  objets  mobiliers 
de  la  succession  qui  pourraient  se 
d6t6riorer  et  de  ceux  d'une  conser- 
vation  difficile. 

L'autorit^  consulaire  en  pröviendra 
Tautorit^  locale,  afin  que  la  vente 
soit  faite  dans  les  forraes  prescrites 
et  par  Tautoritö  competente,  d'apres 
les  lois  du  pays. 

Dans  le]  cas  oü  ce  serait  Tauto- 
rit6  locale  qui  aurait  k  effectuer  cette 
vente,  eile  devra  inviter  Fautorit^ 
consulaire  k  y  assister. 

4<*  D6poser  en  lieu  sur  les  efEets 
et  valeurs  inventariös,   conserver  le 


Sollte  jedoch  auf  eine  von  der 
Konsular-  an  die  Lokalbehörde  oder . 
umgekehrt  ergangene  Einladung  zur 
Abnahme  der  beiderseitigen  Siegel 
die  eingeladene  Behörde  innerhalb 
einer  Frist  von  achtundvierzig  Stun- 
den, vom  Empfange  der  Verständigung 
an  gerechnet,  sich  nicht  eingefunden 
haben,  so  darf  die  andere  Behörde 
allein  zur  Vornahme  der  gedachten 
Amtshandlung  schreiten. 

2.  Aufnahme  des  Inventars  aller 
beweglichen  Güter  und  Effekten  des 
Verstorbenen  in  Gegenwart  der  Lokal- 
behörde, wenn  dieselbe  infolge  der 
an  sie  ergangenen  Verständigung 
es  für  notwendig  hält,  diesem  Akte 
beizuwohnen. 

Die  Lokalbehörde  wird  den  in 
ihrer  Gegenwart  aufgenommenen 
Protokollen  ihre  Unterschrift  bei- 
setzen, ohne  für  ihre  amtliche  Inter- 
vention irgend  eine  Gebür  bean- 
spruchen zu  können. 

3.  Anordnung  der  öffentlichen 
Versteigerung  jener  beweglichen  Ver- 
lassenschaftsobjekte, welche  dem 
Verderben  unterliegen,  oder  deren 
Aufbewahrung  schwierig  ist. 

Die  Konsularbehörde  wird  hiervon 
die  Lokalbehörde  verständigen,  damit 
die  Versteigerung  in  den  vorge- 
schriebenen Formen  und  durch  die 
nach  den  Landesgesetzen  kompetente 
Behörde  vorgenommen  werde. 

Im  Falle  zur  Vornahme  dieser 
Versteigerung  die  Lokalbehörde  be- 
rufen wäre,  soll  sie  die  Konsular- 
behörde einladen,  derselben  beizu- 
wohnen. 

4.  Deponierung  an  einem  sicheren 
Orte  der  inventierten  Effekten  und 
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montant  descröances  queron  r6alisera, 
ainsi  que  le  produit  des  rentes  que 
Ton  percevra.  Ces  döpots  devront 
avoir  lieu  d'accord  avec  Tautoritö 
locale  appel6e  k  assister  aux  Ope- 
rations antörieures,  si,  par  suite  de 
la  convocation  susmentionnöe,  des 
Sujets  du  pays  ou  d'une  puissance 
tierce  se  prösentent  comme  iat6ress6s 
dans  Ja  succession  ab  intestato  ou 
testamentaire,  et  en  taut  qu'il  s'agirait 
de  garantir^les  droits  de  succession 
ou  de  mutation  ä  payer  suivant  les 
lois  du  pays. 


5^  Si  les  autorit6s  locales,  d'apres 
les  lois  du  pays,  ont  fix6  un  terme 
pendant  lequel  leurs  nationaux  et  les 
Sujets  d'ujie  puissance  tierce,  r^sidant 
dans  le  pays  oü  le  d6ces  a  eu  lieu, 
pourront  faire  valoir  leurs  pr^tentions 
ä  l'ögard  de  la  succession,  Tautoritö 
consulaire,  taut  que  ce  terme  ne  sera 
pas  expir^,  et  meme  apres  Texpiration 
dudit  jterme,  aussi  longtemps  que 
la  contestation  sur  laquelle  les  tribu- 
naux  du  pays  sont  appel6s  ä  d6cider, 
est  encore  pendante,  se  bornera  ä 
prendre  les  mesures  de  pr^caution  et 
d'administration  qui  nepourrontporter 
prejudice  ä  la  Validation  des  droits  des 
personnes  susmentionn6es  par  devant 
le  tribunal  coinpötent. 


En  cas  dlnsuffisance   des  valeurs 
de  la  succe  '   ^  au 


Wertgegenstände,  Aufbewahrung  der 
Eingänge  von  realisierten  Forde- 
rungen und  erhobenen  Renten.  Diese 
Hinterlegung  soll  im  Einvernehmen 
mit  der  zur  Mitwirkung  bei  den 
früheren  Amtshandlungen  berufenen 
Lokalbehörden  stattfinden,  wenn  in- 
folge der  vorhergegangenen  Kon- 
vokation  Staatsangehörige  des  be- 
treffenden Landes  oder  einer  dritten 
Macht  als  Interessenten  an  der  Ver- 
lassenschaft ab  intestato  oder  auf 
Grund  eines  Testamentes  auftreten 
sollten,  und  insoweit  es  sich  darum 
handeln  würde,  die  nach  den  Landes- 
gesetzen zu  entrichtende  Erbsteuer 
und  Übertragungsgebür  sicherzu- 
stellen. 

5.  Wenn  die  Lokalbehörden  nach 
den  Landesgesetzen  eine  Frist  fest- 
gestellt haben,  innerhalb  welcher  ihre 
Nationalen  und  die  Angehörigen  einer 
dritten  Macht,  welche  in  dem  Lande 
wohnen,  wo  der  Todesfall  eingetreten 
ist,  ihre  Anspräche  auf  die  Verlassen- 
schaft geltend  zu  machen  haben,  so 
wird  die  Konsularbehörde,  insolange 
diese  Frist  nicht  abgelaufen  ist,  und 
selbst  nach  Ablauf  derselben,  so  lange 
der  über  diese  Anspräche  etwa  durch- 
zuführende Rechtsstreit,  zu  dessen 
Entscheidung  die  Gerichte  des  Landes 
berufen  sind,  sich  noch  in  der  Schwebe 
befindet,  sich  darauf  beschränken, 
jene  Sicherstellungs-  und  Verwal- 
tungsmaßregeln zu  treffen,  welche 
der  Geltendmachung  der  von  jenen 
Personen  erhobenen  Ansprüche  vor 
dem  kompetenten  Gerichte  keinen 
Eintrag  tun  können. 

Falls  die  Wertgegenstände  des 
Nachlasses    zur    vollständigen    Be- 
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paiement  integral  de  toutes  les 
cröances,  les  autorit^s  consulaires 
devront,  conform^ment  aux  lois  du 
pays,  remettre  imm^diatement  ä  Tau- 
torit6  judiciaire  ou  aux  syndics  de 
la  faillite,  selon  qu'il  appartiendra, 
tous  les  documents,  effets  et  valeurs 
appartenant  k  la  succession,  les  sus- 
dites  autorit^s  consulaires  demeurant 
chargöes  de  repr^senter  les  h^ritlers 
absents,  mineurs  ou  incapables. 


6^  Administrer  ou  liquider,  eux- 
memes  ou  par  une  personne  qu'ils 
nommeront  sous  leur  responsabilitö, 
la  partie  mobiliere  de  la  succession, 
Sans  que  l'autorit^  locale  puisse  in- 
tervenir  dans  ces  Operations,  sauf 
toujours  les  restrictions  mentionn^es 
au  N®  5  de  cet  article  pour  les  cas 
y  6num6r6s,  et  en  maintenant  la 
maxime  que  les  fonctionnaires  con- 
sulaires devront  s'abstenir  de  d^cider 
sur  une  r^clamation  quelconque  qui 
serait  61ev6e  par  les  parties  int6- 
ress^es,  et  qu'ils  devront  r6server 
la  döcision  au  tribuual  comp^tent  qui 
sera  celui  du  pays  dans  tous  les  cas 
oü  la  r^clamation  ne  reposerait  pas 
sur   le   titre   d'lier^dite   ou  du  legs. 


Apres  que  le  jugement  concernant 
les  r^clamations  susmentionn6es  r6ser- 
v6es  ä  la  d6cision  des  tribunaux  du 
pays,  aura  ete  prononc6,  ou  apres 
que  la  somuie  requise,  pour  leur 
acquittement  aura  et6  d^terniin^e  et 
qu'une    caution    proportionn^e    aura 


gleichung  allerForderungen  nicht  hin- 
reichen würden,  sollen  die  Konsular- 
behörden  in  Gemäßheit  der  Landes- 
gesetze unverzüglich  alle  Dokumente, 
Effekten  und  Wertgegenstände,  wel- 
che zur  Verlassenschaft  gehören,  je 
nach  Gebür  entweder  der  Gerichts- 
behörde oder  den  Konkursmasse- 
verwaltern ausfolgen,  wobei  die 
Konsularbehörde  jedoch  mit  der 
Vertretung  der  abwesenden,  minder- 
jährigen oder  sonst  zur  eigenen 
Vertretung  unfähigen  Erben  betraut 
bleibt. 

6.  Administration  und  Liquidierung 
des  beweglichen  Teiles  des  Nach- 
lasses, entweder  unmittelbar  oder 
durch  eine  unter  ihrer  Verantwortung 
hierzu  bestellte  Person,  ohne  daß  die 
Lokalbehörde  in  diese  Verfügungen 
einzugreifen  berechtigt  wäre,  vor- 
behaltlich jedoch  der  in  Nr.  5  dieses 
Artikels  für  die  dort  aufgezählten 
Fälle  festgesetzten  Beschränkungen, 
und  unter  Festhaltung  des  Grund- 
satzes, daß  die  Konsularfunktionäre 
sich  der  Entscheidung  über  alle  von 
den  beteiligten  Parteien  erhobenen 
Ansprüche  zu  enthalten  und  dieselbe 
dem  kompetenten  Gerichte  zu  über- 
lassen haben,  das  ist  dem  Gerichte 
des  Landes  in  allen  jenen  Fällen, 
wo  der  Anspruch  sich  nicht  auf  den 
Titel  des  Erbrechtes  oder  des  Ver- 
mächtnisses stützt. 

Nach  Fällung  des  Urteiles  über 
die  obgedachten,  der  Entscheidung 
der  G  erichte  des  Landes  vorbehaltenen 
Ansprüche,  oder  nacli  Feststellung 
des  zur  Befriedigung  derselben  er- 
forderlichen Betrages  und  Leistung 
einer  entsprechenden  Sicherstellung, 
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6t6  d^pos^e,  rentiere  succession  mobi- 
lifere,  ön  tant  qu'elle  ne  sera  pas 
engag6e  ä  titre  de  caution  devra, 
apr^s  la  lev6e  des  scell^s  appos6s 
par  Tautorit^  locale,  etre  remise, 
pour  en  disposer  ult6rieurement,  ä 
l'autorit^  consulaire. 

Article  13. 
Lorsqu'un  sujet  autrichien  ou  hon- 
grois,  en  Italie,  ou  un  sujet  italien, 
dans  un  des  territoires  de  laMonarchie 
austro-hongroise,  sera  d6c6d6  dans 
un  lieu  oü  il  ne  se  trouve  pas  d'autoritö 
consulaire  de  sa  nation,  rautorit^ 
locale  comp^tente  proc6dera  conform^- 
ment  ä  la  l^gislation  du  pays,  ä 
rinventaire  des  effets  et  ä  la  liqui- 
dation  des  biens  que  le  d^funt  aura 
laiss6s,  et  sera  oblig^e  de  donner 
avis,  dans  le  plus  bref  d61ai  possible, 
du  r^sultat  de  ces  Operations  ä 
l'Amba^sade  ou  L6gation  respective 
ou  au  Consulat,  Vice-consulat  le  plus 
rapproche  du  lieu  oü  se  sera  ouverte 
la  succession  ab  intestato  ou  testa- 
mentaire. 


Mais,  des  Tinstant  que  le  fonc- 
tionnaire  consulaire  le  plus  rapproch^ 
du  lieu  oü  se  serait  ouverte  ladite  suc- 
cession se  pr6senterait  personnellement 
ou  par  rint^nn^diaire  d'un  dei6gu6, 
l'intervention  de  Tautorit^  locale  devra 
se  confornier  aux  prescriptions  de 
Tarticle  12  de  la  presente  Convention. 


soll  der  gesamte  bewegliche  Nach- 
laß, insoweit  derselbe  nicht  zur 
Sicherstellung  dient,  nach  Abnahme 
der  von  der  Lokalbehörde  angelegten 
Siegel,  der  Konsularbehörde  zur  wei- 
teren Verfügung  ausgefolgt  werden. 


Artikel  13. 

Wenn  ein  österreichischer  oder 
ungarischer  Staatsangehöriger  in 
Italien,  oder  ein  italienischer  Staats- 
angehöriger in  einem  der  Staats- 
gebiete der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  an  einem  Orte  mit  Tod 
abgegangen  ist,  wo  sich  keine  Kon- 
sularbehörde seiner  Nation  befindet, 
hat  die  kompetente  Lokalbehörde, 
der  Gesetzgebung  des  Landes  gemäß, 
zur  Inventierung  der  Effekten  und 
zur  Liquidierung  des  hinterlassenen 
Vermögens  zu  schreiten  und  ist  ver- 
bunden, in  möglichst  kurzer  Frist 
von  dem  Ergebnisse  der  getroffenen 
Maßnahmen  der  betreffenden  Bot- 
schaft oder  Gesandtschaft,  oder  dem 
Konsulate  oder  Vizekonsulate  Anzeige 
zu  erstatten,  welche  sich  dem  Orte 
zunächst  befindet,  wo  die  Verlassen- 
schaft auf  Grund  testamentarischer 
oder  der  Intestaterbfolge  eröffnet 
worden  ist. 

Von  dem  Augenblicke  an  jedoch, 
als  der  dem  Orte,  wo  die  gedachte 
Verlassenschaft  eröffnet  wurde,  zu- 
nächst befindliche  Konsularfunktionär 
persönlich  oder  durch  Vermittlung 
eines  Stellvertreters  eintritt,  hat  die 
Lokalbehörde  ihr  Vorgehen  den  Be- 
stimmungen des  Artikel  12  der  gegen- 
wärtigen Konvention  entsprechend 
einzurichten. 
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Article  14. 
Lorsqu'un  sujet  d'une  des  Hautes 
Parties  contractantes  se  trouvera 
int6ress6  daas  la  succession,  ouverte 
sur  uu  des  territoires  de  Tautre  Partie, 
soit  d'un  de  ces  nationaux,  soit  d'un 
indigfene,  soit  d'un  sujet  d'une  tierce 
puissance,  les  autoritös  locales  devront 
informer  de  Touverture  de  la  suc- 
cession Tautoritö  consulaire  la  plus 
rapprochöe. 


Article  15. 
Les  valeurs  et  effets  appartenant 
aux  marins  ou  passagers,  sujets  de 
Tune  des  Hautes  Parties  contractantes, 
morts  k  bord  d'un  navire  de  Tautre 
Partie,  seront  envoy6s,  dans  le  port 
d'aniv^e,  au  Consul  de  la  nation 
respective  pour  etre  remis  4  Tautoritö 
du  pays  du  döfunt. 


Article  16. 
Les  Consuls  g6n6raux,  Consuls, 
Vice-consuls  et  Agents  consulaires 
pourront  se  rendre  en  personne  ou 
envoyer  un  d616gu6  a  bord  des  navires 
de  leur  nation,  d6jä  admis  en  libre 
pratique,  interroger  le  capitaine  et 
r^quipage,  examiner  les  papiers  de 
bord,  recevoir  les  d^clarations  sur 
leur  voyage  et  les  incidents  de  la 
travers6e,  dresser  les  manifestes  et 
faciliter  Texpödition  deleurs  navires; 
enfin  les  accompagner  devant  les 
tribunaux  et  dans  les  bureaux  de 
Tadininistration  du  pays  pour  leur 
servir  d'interpretes  ou  d'agents  dans 
les  affaires  qu'ils  auraient   k  suivre. 


Artikel  14. 
Wenn  ein  Staatsangehöriger  eines 
der  Hohen  vertragschließenden  Teile 
an  der  in  einem  der  Staatsgebiete 
des  anderen  Teiles  eröffneten  Ver- 
lassenschaft, sei  es  eines  seiner  Na- 
tionalen, sei  es  eines  Eingebornen, 
sei  es  eines  Staatsangehörigen  einer 
dritten  Macht,  beteiligt  erscheint, 
so  sollen  die  Lokalbehörden  von  der 
Eröffnung  der  Verlassenschaft  die 
nächstbefindliche  Konsularbehörde  in 
Kenntnis  setzen. 

Artikel  15. 
Die  Wertgegenstände  und  Effekten 
der  einem  derbeiden vertragschließen- 
den Teile  angehörigen  Seeleute  oder 
Passagiere,  welche  an  Bord  eines 
Schiffes  des  anderen  Teiles  gestorben 
sind,  sollen  in  dem  Ankunftshafen  dem 
Konsul  der  betreffenden  Nation  be- 
hufs Übergabe  an  die  heimatliche 
Behörde  des  Verstorbenen  zuge- 
mittelt  werden. 

Artikel  16. 
Die  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vize- 
konsuln und  Konsularagenten  können 
sich  an  Bord  der  Schiffe  ihrer  Nation, 
nachdem  selbe  zur  freien  Pratica  zu- 
gelassen sind,  entweder  in  eigener 
Person  begeben  oder  einen  Abge- 
ordneten dahin  senden,  den  Kapitän 
und  die  Mannschaft  vernehmen,  die 
Schiffspapiere  prüfen,  die  Aussagen 
über  ihre  Reise  und  die  Zwischenfälle 
der  Fahrt  entgegenzunehmen,  die 
Manifeste  (Ladungsverzeichnisse  jaus- 
fertigen und  die  Expedition  ihrer 
Schiffe  fördern;  endlich  sie  vor  die 
Gerichte  und  die  Administrativbehör- 
den des  Landes  begleiten,  um  ihnen 
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ou  dans  les  demandes  qu'ils  auraient 
a  fonner. 


Les  fonctionnaires  de  Tordre  judi- 
ciaire  et  les  gardes  et  employös  des 
douanes  nepourronten  aucunemani^re 
op^rer  ni  visites,  ni  recherches  ä 
bord  des  navires,  sans  en  avoir  donn6 
pr^alablement  avis  ä  Tautoritö  con- 
sulaire  de  la  nation  ä  laquelle  les 
navires  appartiennent,  afin  qu'elle 
puisse  assister  ä  la  visite. 

Sont  except^s  cependant  les  cas 
oü  les  Hautes  Parties  contractantes 
sont  convenues  ou  conviendraient  par 
la  suite  d'un  proc6d6  diff^rent. 


Les  susdits  fonctionnaires  de  Vordre 
judiciaire  ou  des  douanes  devront 
^galement  pr6venir  en  temps  opportun 
lesdites  autorit^s  consulaires  pour 
qu'elles  assistent  aux  d^clarations  que 
les  capitaines  et  les  ^quipages  auraient 
ä  faire  devant  les  tribunaux  et  dans 
les  administrationslocales,  afind'öviter 
ainsi  toute  6quivoque  et  tout  malen- 
tendu  qui  pourrait  porter  pr^judice 
ä  la  bonne  administration  de  la  justice. 


L'avis  qui  sera  adress^,  ä  cet  effet, 
aux  fonctionnaires  consulaires,  in- 
diquera  une  heure  pr^cise,  et  s'ils 
n^gligeaient  de  s'y  rendre  personnelle- 
nient  ou  de  s'y  faire  repr^senter  par 
un  d616gu6,  il  sera  proc6d6  en  lern* 
absence. 


bei  den  Geschäften,  welche  sie  ab- 
zumachen, oder  bei  dem  Ansuchen 
welches  sie  zu  stellen  haben,  als 
Dolmetscher  und  Sachwalter  zu  dienen. 

Die  Gerichtsbeamten,  sowie  die 
Beamten  und  Wachen  der  Zollämter, 
dürfen  in  keiner  Weise  Visitationen 
oder  Durchsuchungen  an  Bord  der 
Schiffe  vornehmen,  ohne  hiervon  vor- 
läufig der  Konsularbehörde  der  Na- 
tion, welcher  die  Schiffe  angehören, 
Kenntnis  gegeben  zu  haben,  damit 
dieselbe  der  Visitation  beiwohnen 
könne. 

Ausgenommen  sind  jedoch  die  Fälle, 
bezüglich  welcher  zwischen  denHohen 
vertragschließenden  Teilen  ein  da- 
von abweichender  Vorgang  verein- 
bart worden  ist,  oder  in  der  Folge 
vereinbart  würde. 

Die  erwähnten  Funktionäre  der 
Gerichte  oder  der  Zollämter  sollen 
desgleichen  die  gedachten  Konsular- 
behörden  rechtzeitig  verständigen, 
damit  dieselben  den  von  den  Ka- 
pitänen und  den  Mannschaften  vor 
den  Gerichten  und  den  lokalen  Ad- 
ministrativbehörden abzugebenden 
Erklärungen  beiwohnen,  um  auf  diese 
Art  jeder  Irrung  und  jedem  Miß- 
verständnisse vorzubeugen,  welche 
die  gute  Handhabung  der  Gerechtig- 
keitspflege beeinträchtigen  könnten. 

Die  zu  diesem  Zwecke  an  die 
Konsularfunktionäre  zu  richtende 
Mitteilung  soll  eine  genaue  Angabe 
der  Stunde  enthalten,  und  falls  die 
letzteren  versäumen  würden,  persön- 
lich zu  erscheinen  oder  sich  durch 
einen  Abgeordneten  vertreten  zu 
lassen,  soll  in  ihrer  Abwesenheit 
vorgegangen  werden. 
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Article  17. 

En  tout  ce  qui  concerne  la  police 
des  ports,  le  chargemeiit  et  d6charge- 
ment  des  navires  et  la  süret6  des 
marchandises,  biens  et  effets,  on 
observera  les  lois,  Statuts  et  regle- 
ments  du  pays. 

Les  Consuls  g6n6raux,  Consuls, 
Vice-consuls  ou  Agents  consulaires 
seront  charg6s  exclusivement  du  main- 
tien  de  Tordre  intörieur  ä  bord  des 
navires  marchands  de  leur  nation  et 
ils  connaitront  seuls  des  questions 
de  tout  genre  qui  s'61everaient  entre 
le  capitaine,  les  officiers  et  les  mate- 
lots et  sp^cialement  de  Celles  relatives 
k  la  solde  et  ä  Taccomplissement 
des  engagements  r^ciproquement  con- 
tract^s. 

Les  autorit^s  locales  ne  pourront 
intervenir  que  lorsque  les  d^sordres 
survenus  ä  bord  de  navires,  seront 
de  nature  ä  troubler  la  tranquillit6 
ou  Tordre  public  a  terre  ou  dans  le 
port,  ou  quand  uue  personne  du  pays 
ou  ne  faisant  pas  partie  de  l'^quipage 
s'y  trouvera  mel6e. 

Dans  tous  les  autres  cas,  les  auto- 
rit6s  pr6cit6es  se  borneront  ä  preter 
leur  appui  aux  Consuls,  Yice-consuls 
ou  Agents  consulaires,  lorsque  ceux-ci 
le  demanderont  pour  faire  arreter 
et  renvoyer  ä  bord  ou  pour  faire 
emprisonner  provisoirement  tout  indi- 
vidu  inscrit  sur  le  röle  de  T^quipage, 
chaquefois  que,  pour  un  motif  quel- 
conque,   ils  le  jugeront    convenable. 


Artikel  17. 

In  allem,  was  die  Hafenpolizei,  die 
Ein-  und  Ausladung  der  Schiffe  und 
die  Sicherung  der  Waren,  Güter  und 
Effekten  betrifft,  sind  die  Gesetze, 
Vorschriften  und  Verordnungen  des 
Landes  zu  beobachten. 

Die  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vize- 
konsuln oder  Konsularagenten  sind 
ausschließlich  mit  der  Aufrecht- 
erhaltung der  inneren  Ordnung  an 
Bord  der  Handelsschiffe  ihrer  Nation 
betraut,  und  sie  haben  ausschließlich 
die  zwischen  dem  Kapitän,  den  Offi- 
zieren und  den  Matrosen  entstehenden 
Streitigkeiten  aller  Art  und  ins- 
besondere jene,  welche  sich  auf  die 
Löhnung  und  Erfüllung  gegenseitig 
eingegangener  Verpflichtungen  be- 
ziehen, zu  schlichten. 

Die  Lokalbehörden  können  nur 
dann  einschreiten,  wenn  die  an  Bord 
der  Schiffe  vorgefallenen  Unordnungen 
geeignet  sind,  die  Ruhe  oder  die 
öffentliche  Ordnung  am  Lande  oder 
im  Hafen  zu  stören,  oder  wenn  ein 
Landesangehöriger  oder  eine  nicht 
zur  Bemannung  gehörige  Person  daran 
beteiligt  wäre. 

In  allen  anderen  Fällen  werden 
die  obgedachten  Behörden  sich  darauf 
beschränken,  den  Konsuln,  Vize- 
konsuln oder  Konsularagenten,  sobald 
diese  es  aus  irgend  einem  Grunde 
für  angemessen  erachten,  auf  deren 
Verlangen  Beistand  zu  leisten,  um 
die  Anhaltung  und  Rücksendung  an 
Bord  oder  die  provisorische  Haftung 
jedes  in  die  Musterrolle  eingetragenen 
Individuums  zu  veranlassen. 
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Article  18. 

Les  Consuls  g6n6raiix,  Consuls, 
Vice-consuls  ou  Agents  consulaires 
pourront  faire  arreter  et  renvoyer, 
soit  ä  bord,  soit  dans  leur  patrie, 
les  marins  et  toute  autre  personne 
faisant  partie  des  6quipages  des 
navires  marchands  et  de  guerre  de 
leur  nation,  qui  auraient  d6sert6s 
sur  un  des  territoires  de  Tune  des 
Hautes  Parties  contractantes. 

A  cet  effet,  ils  devront  s'adresser 
par  ^crit  aux  autoritös  locales  comp6- 
tentes  et  justifier,  au  moyen  de  la 
Präsentation  des  r^gistres  du  bätiment 
ou  du  röle  de  T^quipage,  ou,  si  le 
navire  6tait  parti,  en  produisant  une 
copie  authentique  ou  un  extrait  de 
ces  documents,  que  les  personnes 
r6clam6es  faisaient  r^ellement  partie 
de  r^quipage. 

Sur  cette  demande,  ainsi  justiflöe, 
la  remise  des  d6serteurs  ne  pourra 
etre  refus6e, 

On  donnera,  en  outre,  auxdits 
fonctionnaires  consulaires  tout  appui 
et  toute  assistance  pour  la  recherche 
et  Tarrestation  de  ces  d^serteurs, 
qui  seront  conduits  dans  les  prisons 
du  pays  et  y  seront  dötenus  ä  la 
demande  et  aux  frais  du  Consul  ou 
Vice-consul  jusqu'ä  ce  que  celui-ci 
trouve  une  occasion  de  les  renvoyer 
dans  leur  patrie. 

Cet  emprisonnement  ne  pourra 
cependant  durer  plus  de  trois  mois, 
apres  lesquels  et  moyennant  un  avis 
donn6  ou  Consul  trois  jours  ä  Tavance, 
le  d^tenu  sera  mis  en  libertö  et  ne 
pourra  etre  emprisonnö  de  nouveau 
pour  la  meme  cause. 


Artikel  18. 

Die  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vize- 
konsuln und  Konsularagenten  können 
diejenigen  Seeleute,  sowie  alle  anderen 
zur  Mannschaft  der  Kriegs-  und 
Handelsschiffe  ihrer  Nation  gehörigen 
Personen,  welche  auf  eines  der  Staats- 
gebiete der  Hohen  vertragschließenden 
Teile  desertiert  sind,  verhaften  und 
entweder  an  Bord  oder  in  ihre  Heimat 
zurücksenden  lassen. 

Zu  diesem  Ende  haben  sie  sich 
schriftlich  an  die  kompetenten  Lokal- 
behörden zu  wenden,  um  durch  Vor- 
lage der  Schiffsregister  oder  der 
Musterrolle,  oder  falls  das  Schiff 
abgegangen  wäre,  einer  authentischen 
Abschrift  oder  eines  Auszuges  dieser 
Urkunden,  den  Nachweis  zu  führen, 
daß  die  reklamierten  Individuen  wirk- 
lich zur  Schiffsmannschaft  gehörten. 

Auf  das  dergestalt  begründete 
Ersuchen  darf  die  Übergabe  des 
Deserteurs  nicht  verweigert  werden. 

Es  soll  überdies  den  genannten 
Konsularfunktionären  jede  Unter- 
stützung und  jeder  Beistand  zur 
Ausforschung  und  Anhaltung  dieser 
Deserteure  gewährt  werden,  und  sind 
diese  in  die  Gefängnisse  des  Landes 
zu  bringen  und  dort  auf  Verlangen 
und  Kosten  des  Konsuls  oder  Vize- 
konsuls so  lange  in  Gewahrsam  zu 
halten,  bis  derselbe  Gelegenheit  findet, 
sie  in  ihre  Heimat   zurückzusenden. 

Diese  Haft  darf  jedoch  nicht  länger 
als  drei  Monate  dauern,  nach  deren 
Ablauf  und  nachdem  der  Konsul  drei 
Tage  vorher  davon  verständigt  worden 
ist,  der  Verhaftete  in  Freiheit  gesetzt 
wird,  und  aus  derselben  Ursache  nicht 
wieder  verhaftet  werden  darf. 
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Toutefois,  si  le  deserteur  avait 
commis  quelque  d61it  äterre,rautorit6 
locale  pourra  surseoir  ä  Textradition, 
jusqu'ä  ce  que  le  tribunal  ait  rendu 
la  sentence  et  que  celle-ci  ait  re^u 
pleine  et  entiere  ex^cution. 

Les  Hautes  Parties  contractantes 
conviennent  que  les  marins  et  autres 
individus  de  Tequipage,  sujets  de 
l'Etat  oü  la  d6sertion  aura  lieu, 
restent  exceptes  des  stipulations  de 
la  presente  Convention. 


Article  19. 
Toutes  les  fois  qu'il  n'y  aura  pas 
de  stipulations  contraires  entre  les 
armateurs,  chargeurs  et  assureurs, 
les  avaries  que  les  navires  des  pays 
respectifs  auront  souffertes  en  mer, 
soit  qu'ils  entrent  dans  les  ports 
respectifs  volontairement  ou  par  re- 
läche  forcee,  seront  reglees  par  les 
Consuls  generaux,  Consuls,  Vice-con- 
suls  ou  Agents  consulaires  de  la 
nation  respective,  ä  moins  que  des 
sujets  du  pays  dans  lequel  resident 
lesdits  fonctionnaires,  ou  des  sujets 
d'une  tierce  puissance,  ne  soient 
Interesses  dans  ces  avaries;  dans  ce 
cas,  et  ä  defaut  de  compromis  passe 
ä  Tamiable  entre  toutes  les  parties 
interessees,  les  avaries  devront  etre 
reglees  par  Tautorite  locale. 


Article  20. 

Lorsqu'un  navire,   appartenant  au 

Gouvernement    ou   ä  des   sujets   de 

l'une  des  Hautes  Parties  contractantes, 

fera  naufrage    ou   6cliouera    sur  le 


Hat  jedoch  der  Deserteur  am 
Lande  eine  strafbare  Handlung  ver- 
übt, so  steht  es  der  Lokalbehörde 
frei,  die  Auslieferung  aufzuschieben, 
bis  das  gerichtliche  Urteil  gefällt 
und  vollständig  vollzogen  worden  ist. 

Die  Hohen  vertragschließenden 
Teile  kommen  überein,  daß  Seeleute 
oder  andere  Individuen  der  Schiffs- 
mannschaft, welche  Angehörige  des 
Staates  sind,  wo  die  Desertion  statt- 
findet, von  den  Bestimmungen  der 
gegenwärtigen  Konvention  ausge- 
nommen bleiben  sollen. 

Artikel  19. 
In  allen  Fällen,  wo  nicht  ein 
zwischen  den  Reedern,  Verfrachtern 
oder  Assekuranten  getroffenes  Über- 
einkommen entgegensteht,  werden 
die  Havarien,  w^elche  die  Schiffe  der 
betreffenden  Länder  auf  der  See 
erlitten  haben,  dieselben  mögen  in 
die  beiderseitigen  Häfen  freiwillig 
oder  gezwungen  einlaufen,  durch  die 
Generalkonsuln,  Konsuln,  Vizekonsuln 
oder  Konsularagenten  derbetreft'enden 
Nation  geregelt,  wofern  nicht  An- 
gehörige des  Landes,  wo  die  ge- 
dachten Funktionäre  residieren,  oder 
Angehörige  einer  dritten  Macht  bei 
den  Havarien  beteiligt  sind.  In 
diesem  Falle  und  in  Ermanglung 
eines  gütlichen  Vergleiches  zwischen 
allen  beteiligten  Parteien  soll  die 
Regelung  der  Havarien  durch  die 
Lokalbehörde  stattfinden. 

Artikel.  20. 

Wenn  ein  der  Regierung  oder  den 

vStaatsangehörigendes  einender  Hohen 

vertragschließenden  Teile  gehöriges 

Schiff  im  Küstengebiete  des  anderen 
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littoral  de  Tautre  Partie,  Tautorite 
devra  en  informer  le  Consul  general 
Consul,  Vice-consul  ou  Agent  con- 
sulaire  de  la  circonscription,  et,  ä, 
son  d6faut,  le  Consul  general,  Consul, 
Vice-consul  ou  Agent  consulaire  le 
plus  voisin  du  lieu  de  Taccident. 


Toutes  les  Operations  relatives  au 
sauvetage  des  navires  autrichiens  ou 
hongrois,  qui  naufrageraient  ou  echoue- 
raient  dans  les  eaux  territoriales  de 
ritalie,  seront  dirigees  par  les  Con- 
suls  generaux,  Consuls,  Vice-consuls 
ou  Agents  consulaires  de  la  MonarcMe 
austro-hongroise,  et  reciproquement, 
toutes  les  Operations  relatives  au 
sauvetage  des  navires  , Italiens,  qui 
naufrageraient  dans  les  eaux  territori- 
ales d^  la  Monarchie  austro-hongroise, 
seront  dirigees  par  les  Consuls  gene- 
raux, Consuls,  Vice-consuls  ou  Agents 
consulaires  d'Italie. 


L'intervention  des  autorites  locales 
n'aura  lieu,  dans  le  pays  des  Parties 
contractantes,  que  pour  assister  les 
fonctionnaires  consulaires,  maintenir 
Tordre,  garantir  les  interets  des  sauve- 
teurs  etrangers  ä  l'equipage  et  assurer 
Texecution  des  dispositions  ä  observer 
pour  Tentree  et  la  sortie  des  mar- 
chandises  sauv6es. 


En  Tabsence  et  jusqu'ä  Tarrivee 
des  Consuls  generaux,  Consuls,  Vice- 
consuls  ou  Agents  consulaires  ou  des 

Malfatti,  EoDsalarweBen.    I. 


Teiles  Schiffbruch  leidet  oder  auf- 
fährt, soll  die  Obrigkeit  den  General- 
konsul, Konsul,  Vizekonsul  oder  Kon- 
sulargenten des  Amtsbezirkes,  oder 
in  dessen  Ermanglung  den  dem  Orte 
des  Unfalles  zunächst  befindlichen 
Generalkonsul,  Konsul,  Vizekonsul 
oder  Konsularagenten  davon  ver- 
ständigen. 

Alle  Maßnahmen,  welche  sich  auf  die 
Bergung  österreichischer  o(fer  unga- 
rischer Schiffe  beziehen,  die  ifl. 
italienischen  Territorialgewässem 
Schiffbruch  gelitten  haben  oder  auf- 
gefahren sind,  sollen  von  den  General- 
konsuln, Konsuln,  Vizekonsuln  oder 
Konsularagenten  der  österreichisch- 
ungarischen Monarchie  geleitet  wer- 
den; und  andrerseits  sollen  alle 
Maßnahmen,  welche  sich  auf  die 
Bergung  italienischer  Schiffe  beziehen, 
die  in  den  Territorialgewässem  der 
österreichisch-ungarischen  Monarchie 
Schiffbruch  gelitten  haben  oder  auf- 
gefahren sind,  von  den  General- 
konsuln, Konsuln,  Vizekonsuln  oder 
Konsularagenten  Italiens  geleitet 
werden. 

Das  Einschreiten  der  Lokalbehörden 
findet  in  den  Staatsgebieten  der  ver- 
tragschließenden Teile  nur  statt,  um 
den  Konsularfunktionären  Beistand 
zu  leisten,  die  Ordnung  aufrecht- 
zuerhalten, die  Interessen  der 
nicht  zur  Schiffsmannschaft  gehörigen 
Berger  zu  wahren,  und  den  Vollzug 
der  hinsichtlich  der  Ein-  und  Aus- 
fuhr der  geborgenen  Waren  zu 
befolgenden  Vorschriften  zu  sichern. 

In  Abwesenheit  und  bis  zur  An- 
kunft der  Generalkonsuln,   Konsuln, 
Vizekonsuln    oder    Konsularagenten 
45 
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personnes  qu'ils  delegueront  ä  cet 
effet,  les  autorit6s  locales  devront 
prendre  toutes  les  mesures  nöcessaires 
pour  la  protection  des  individus  et 
la  conservation  des  objets  qui  auront 
6t6  sauv6s  du  naufrage. 

L'intervention  des  autoritös  locales 
dans  ces  difförents  cas  ne  donnera  lieu 
äla  perception  de  frais  d'aucune  espöce, 
liors  ceux  auxquels  seraient  soumis, 
en  pareil  cas,  les  navires  nationaux, 
et  hors  le  reraboursement  des  depenses 
n6cessites  par  les  Operations  de  sauve- 
tage  et  par  la  conservation  des  objets 
sauv6s. 


En  cas  de  doute  sur  la  nationalite 
des  navires  naufrag^s,  les  dispositions 
mentionn6es  dans  le  präsent  article 
seront  de  la  comp^tence  exclusive 
de  Tantorite  locale. 

Les  Hautes  Parties  contractantes 
conviennent  en  outre,  que  les  mar- 
chandises  et  effets  sauves  ne  seront 
Sujets  au  paiement  d'aucun  droit  de 
douane,  ä  moins  qu'on  ne  les  destine 
ä  la  consommation  Interieure. 

Article  21. 
Les  Hautes  Parties  contractantes 
s'obligent  ä  se  transmettre  reciproque- 
ment  les  actes  d'etat  civil,  rediges 
dans  leurs  territoires  d'etat  et  qui 
regardent  les  sujets  de  Tautre  Partie, 
en  taut  que  ces  actes  sont  juges 
necessaires  pour  Fusage  officiel  et 
qu'ils  seront  reclames  par  Tautorite 
competente. 


oder  der  zu  diesem  Ende  von  ihnen 
bestellten  Abgeordneten  haben  die 
Lokalbehörden  alle  erforderlichen 
Vorkehrungen  zum  Schutze  der  Per- 
sonen und  zur  Erhaltung  der  Gegen- 
stände zu  treffen,  welche  aus  dem 
Schiffbruche    gerettet  worden  sind. 

Aus  dem  Einschreiten  der  Lokal- 
behörden in  diesen  verschiedenen 
Fällen  soll  kein  Anlaß  zur  Einhebung 
von  irgend  welchen  Kostenbeträgen 
genommen  werden,  mit  Ausnahme 
jener  Kosten,  welche  im  gleichen 
Falle  die  einheimischen  Schiffe  zu 
tragen  hätten,  sowie  des  Ersatzes 
der  durch  die  Operationen  desBergens 
und  die  Bewahrung  der  geborgenen 
Gegenstände  verursachten  Auslagen. 

Im  Falle  eines  Zweifels  über  die 
Nationalität  der  gescheiterten  Schiffe 
gehören  die  im  gegenwärtigen  Artikel 
erwähnten  Anordnungen  zur  aus- 
schließlichen Kompetenz  der  Lokal- 
behörde. 

Die  Hohen  vertragschließenden 
Teile  vereinbaren  überdies,  daß  die 
geborgenen  Güter  und  Effekten, 
wofern  sie  nicht  zur  Konsumtion  im 
Lande  bestimmt  werden,  keinerlei 
Zollgebüren  unterliegen. 

Artikel  21. 
Die  Hohen  vertragschließenden 
Teile  verpflichten  sich,  die  in  ihren 
Staatsgebieten  errichteten  und  Staats- 
angehörige des  anderen  Teiles  be- 
treffenden Civilstandesakte  sich  ge- 
genseitig zu  übermitteln,  sofern 
diese  Akte  zum  offiziellen  Gebrauche 
nötig  erachtet  und  von  der  kompe- 
tenten Behörde  verlangt  werden. 
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Si  un  sujet  de  l'une  des  Hautes 
Parties  contractantes  venait  ä  mourir 
dans  un  des  temtoires  de  l'autre 
Partie,  Tacte  du  d6cfes  sera  dresse 
d'office  et  remis,  aprös  avoir  et6 
revetu  des  legalisations  requises,  au 
gouvernement  duquel  relevait  le 
decede. 

La  redaction,  ainsi  que  la  communi- 
cation  des  actes  de  decfes,  comme  de 
tous  les  actes  d'etat  civil,  qui  auront 
ete  reclames  pour  l'usage  officiel  par 
Tautorite  competente,  se  fera  sans 
etre  soumise  ä  des  frais  quelconques. 

Cependant  si  les  actes  en  question 
etaient  reclames  en  faveur  de  parti- 
culiers,  la  redaction  et  la  communi- 
cation  n'aura  lieu  gratuitement  que 
lorsqu'il  s'agira  d'une  personne  indi- 
gente  et  que  son  indigence  aura  et6 
certifiee  par  Tautorite  locale  compe- 
tente. 

Article  22. 
II  est  egalement  convenu  que  les 
Consuls  generaux,  Consuls,  Vice-con- 
suls  et  Agents  consulaires  respectifs, 
ainsi  que  les  Chanceliers,  Secretaires, 
Eleves-consuls  ou  autres  employes 
consulaires,  jouiront,  dans  les  terri- 
toires  d'etat  des  Hautes  Puissances 
contractantes,  de  toutes  les  exemptions, 
Prärogatives,  immunites  et  privilöges 
qui  sont  accord^s  ou  seraient  accord^s 
aux  fonctionnaires  de  la  meme  classe 
de  la  nation  la  plus  favoris6e. 

Article  23. 
La  präsente   Convention  aura  la 


Wenn  ein  Staatsangehöriger  eines 
der  Hohen  vertragschließenden  Teile 
innerhalb  eines  der  Staatsgebiete  des 
anderen  Teiles  sterben  sollte,  wird 
der  Totenschein  von  Amts  wegen 
ausgefertigt,  und  nachdem  er  mit  den 
erforderlichen  Beglaubigungen  ver- 
sehen worden,  der  Kegierung  des 
Verstorbenen  übermittelt  werden. 

Die  Ausfertigung  sowohl  als  die 
Übermittlung  der  Totenscheine,  sowie 
aller  zu  offiziellem  Gebrauche  durch 
die  kompetente  Behörde  verlangten 
Civilstandsakte  wird  ohne  Einhebung 
irgend  welcher  Kostenbeträge  statt- 
finden. 

Sollten  jedoch  die  fraglichen  Akte 
zugunsten  einer  Privatperson  ver- 
langt werden,  so  wird  deren  Aus- 
fertigung und  Übermittlung  nur  dann 
unentgeltlich  erfolgen,  wenn  es  sich 
um  eine  mittellose  Person  handelt,  und 
deren  Mittellosigkeit  durch  die  kom- 
petente Lokalbehörde    bestätigt  ist. 

Artikel  22. 
Femer  ist  vereinbart,  daß  die 
beiderseitigen  Generalkonsuln,  Kon- 
suln, Vizekonsuln  und  Konsular- 
agenten, sowie  die  Kanzler,  Sekretäre, 
Konsulareleven  und  andere  Konsular- 
beamte in  den  Staatsgebieten  der 
Hohen  vertragschließenden  Teile  alle 
jene  Befreiungen,  Prärogativen,  Im- 
munitäten und  Privilegien  genießen 
werden,  die  denFunktionären  gleicher 
Klasse  der  meistbegünstigten  Nation 
zustehen  oder  zugestanden  würden. 

Artikel  23. 
Die  gegenwärtige  Konvention  soll 
während  eines  Zeitraumes  von  fünf 
45* 


708     — 


dur6e   de  cinq   annees,   ä  partir  du 
jour  de  l'^change   des   ratifications. 

Dans  le  cas  oü  aucune  des  Hautes 
Parties  contractantes  n'aurait  notifi^ 
officiellement,  douze  mois  avant 
Texpiration  de  ce  terme,  son  intention 
d'en  faire  cesser  les  effets,  eile  con- 
tinuera  d'etre  en  vigueur,  jusqu'ä 
Texpiration  d'une  anii6e,  ä  partir  du 
jour  oü  Tune  ou  Tautre  des  Hautes 
Parties  contractantes  l'aura  d6nonc6e. 


Article  24. 

La  präsente  Convention  sera  publice 
dans  les  territoires  des  Hautes  Parties 
contractantes,  immödiatement  apr^s 
r^change  des  ratifications,  lequel  aura 
lieu  ä  Korne  aussitot  que  faire  se 
pourra. 

En  foi  de  quoi  les  P16nipotentiaires 
respectifs  ont  signe  la  präsente  Con- 
vention et  Tont  revetue  du  cachet 
de  leurs  armes. 

Fait  ä  Rpme  le  quinze  mai  de 
Tan  mil  huit-cent  soixante-quartorze. 

(L.  S.)  Wimpffen  m.  p. 

(L.  S.)  Visconti-Venosta  m.  p. 

Di^elaratlon. 

Au  moment  de  proc^der  ä  la  signa- 
ture  de  la  Convention  consulaire 
conclue,  ä  la  date  de  ce  jour,  entre 
TAutriche-Hongrie  et  Pltalie,  les 
Pl^nipotentiaires  soussign^s,  voulant 
fixer,  d'un  commun  accord,  le  sens 
de    l'article    11,    deuxi^me    alin6a, 


Jahren,  vom  Tage  des  Austausches 
der  Ratifikationen  an  gerechnet,  in 
Kraft  bleiben. 

Im  Falle,  daß  keiner  der  beiden 
Hohen  vertragschließendenTeile  zwölf 
Monate  vor  dem  Ablaufe  dieses  Ter- 
mines  seine  Absicht,  die  Wirkungen 
dieser  Übereinkunft  aufhören  zu 
lassen,  in  offizieller  Form  kundgeben 
sollte,  bleibt  dieselbe  in  Geltung  bis 
zum  Ablaufe  eines  Jahres  von  dem 
Tage  ab,  an  welchem  der  eine  oder 
der  andere  der  Hohen  vertrag- 
schließenden Teile  dieselbe  gekündigt 
haben  wird. 

Artikel  24. 

Die  gegenwärtige  Konvention  wird 
sofort  nach  dem  so  bald  als  möglich 
in  Rom  erfolgenden  Austausche  der 
Ratifikationen  in  den  Staatsgebieten 
der  Hohen  vertragschließenden  Teile 
veröffentlicht  werden, 

Urkund  dessen  haben  die  beider- 
seitigen Bevollmächtigten  die  gegen- 
wärtige Konvention  unterzeichnet  und 
derselben    ihre    Siegel   beigedrückt. 

So  geschelien  zu  Rom  am  fünf- 
zehnten Mai  des  Jahres  Tausend 
Achthundert  Vierundsiebzig. 

(L.  S.)  Wimpffen  m.  p. 

(L.  S.)  Visconti-Venosta  m.  p. 

Erklärung. 

Bei  Unterfertigung  der  am  heutigen 
Tage  zwischen  Österreich-Ungarn  und 
Italien  abgeschlossenen  Konsularkon- 
vention erklären  die  unterzeichneten 
Bevollmächtigten,  um  im  gemein- 
samenEinverständnisse  die  Bedeutung 
des  zweiten  Absatzes  des  Artikels  11 
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d6clarent  que  cette  clause,  concernant 
les  actes  du  droit  civil,  ne  s'applique 
point  aux  actes  de  Tötat  civil,  ä 
r^gard  desquels  les  Hautes  Parties 
contractantes  entendent  maintenir  la 
Situation  cr6ee  par  les  lois  en  vigueur 
dans  les  pays  respectifs. 


Fait  ä  ßome,  en  double  exp6dition, 
le  15  mai  1874. 

(L.  S.)  Wimpffen  m.  p. 

(L.  S.)  Visconti-Venosta  m.  p. 


festzustellen,  daß  dieser  Vertrags- 
punkt nur  Akte  des  Privatrechtes 
und  nicht  Civilstandsakte  betreffe, 
hinsichtlich  deren  die  Hohen  vertrag- 
schließenden Teile  an  dem  Stande, 
welcher  nach  den  in  den  bezüg- 
lichen Ländern  geltenden  Gesetzen 
besteht,  nichts  zu  ändern  beab- 
sichtigen. 

So  geschehen  zu  Rom  in  doppelter 
Ausfertigung  den  15.  Mai  1874. 

(L.  S.)  Wimpffen  m.  p. 

(L.  S.)  Visconti-Venosta  m.  p. 


6.  Staatsvertrag  vom  6.  Mai  1881,  zwischen  der  österreichisch- 
ungarischen  Monarchie  und  dem  Königreiche  Serbien,  wegen 
Abschluß  einer  Konsularkonvention  (R.  G.  B.  XXIX  Nr.  87  ex  1882). 

(Abgeschlossen  in  Wien  am  6.  Mai  1881,  von  Seiner  k.  und  k.  Apostolischen  Majestät 
ratifiziert    am   27.   Mai   1882,    in  '  den    beiderseitigen   Ratifikationen    ausgewechselt    am 

16.  Juni  1882.) 


Urtext. 

•  Sa  Majest6  TEmpereur  d'Autriche, 
Koi  de  Boheme,  etc.  etc.,  et  Roi 
Apostolique  de  Hongrie  et 

Son  Altesse  le  Prince  de  Serbie, 
dösirant  d^terminer,  d'un  commun 
accord,  les  droits,  privilfeges,  et 
immunit^s  r^ciproques  des  Consuls 
g6n6raux,  Consuls,  Vice-consuls  et 
Agents  consulaires  ainsi  que  leurs 
fonctions  et  les  obligations  auxquelles 
ils  seront  respectivement  soumis  en 
Autriche-Hongrie  et  en  Serbie,  ont 
resolu  de  conclure  une  Convention 
consulaire  et  ont  nomme  ä  cet  effet 
pour  Leurs  Pl^nipotentiaires,  savoir: 


Übersetzung. 

Seine  Majestät  der  Kaiser  von 
Österreich,  König  von  Böhmen  etc. 
etc.  und  Apostolischer  König  von 
Ungarn  und 

Seine  Hoheit  der  Fürst  von  Serbien, 
von  dem  Wunsche  durchdrungen, 
die  gegenseitigen  Rechte,  Vorrechte 
und  Freiheiten  der  Generalkonsuln, 
Konsuln,  Vizekonsuln  und  Konsular- 
agenten, ebenso  wie  die  Funktionen 
derselben  und  die  Obliegenheiten, 
welche  ihnen  beziehungsweise  in 
Österreich-Ungarn  und  in  Serbien  zu- 
stehen, im  beiderseitigen  Einver- 
ständnisse festzustellen,  haben  be- 
schlossen, eine  Konsularkonvention 
zu  vereinbaren  und  zu  diesem  Ende 
zu  ^^  "nächtigten  ernannt, 


—    710    — 


Sa  Majestö  rEmpereur  d'Autriche, 
Roi  de  Boheme,  etc.  etc.,  et  Roi 
Apostolique  de  Hongrie: 

le  sieurBenjaminKällay  de  Nagy- 
Käll6,  Son  Chambellan  et  Conseiller 
intime,  Chef  de  section  au  Ministere 
Imperial  et  Royal  des  affaires  6tran- 
göres,  Chevalier  de  l'Ordre  de  St- 
Etienne,  Grand-croix  de  TOrdre  de 
Takovo,  etc.  etc.; 

Son  Altesse  le  Prince   de  Serbie: 

le  sieur  Georges  Pavlovitch, 
Conseiller  ä  la  cour  de  Cassation  de 
Serbie,  Chevalier  de  TOrdre  de 
Takovo,  etc.  et 

le  sieur  Pierre  Ste'itch,  Chef  de 
section  au  Ministere  des  affaires 
6trangferes  de  Serbie,  Commandeur 
de  rOrdre  de  Takovo,  Chevalier  de 
rOrdre  autrichien  de  la  Couronne 
de  fer  de  troisi^me  classe,  etc.; 

lesquels,  apr^s  s'etre  communique 
leurs  pleins  pouvoirs  trouv^s  en  bonne 
et  due  forme,  sont  convenus  des 
articles  suivants: 

Article  l^^. 
Chacune  des  Hautes  Parties  con- 
tractantes  aura  la  facult^  d'^tablir  des 
Consuls  g^n^raux,  Consuls,  Vice-con- 
suls  ou  Agents  consulaires  dans  les 
villes  etplaces  de  commerce  deTautre 
Partie.  Elles  se  r^servent  toutefois 
le  droit  de  d^signer  les  localit^s  oü 
il  ne  leur  conviendra  pas  d'admettre 
des  fonctionnaires  consulaires;  bien 
entendu  que  cette  r^serve  ne  pourra 
etre  appliqu6e  ä  Tune  des  Parties 
contractantes  sans  Tetre  ^galement 
k  toutes  les  autres  puissances. 


Seine  Majestät  der  Kaiser  von 
Österreich,  König  von  Böhmen  etc. 
etc.  und  Apostolischer  König  von 
Ungarn: 

den  Herrn  Benjamin  Källay  von 
Nagy-K&116,  Allerhöchst  Ihren  Käm- 
merer und  Geheimen  Rat,  Sektions- 
chef im  k.  und  k.  Ministerium  des 
Äußern,  Ritter  des  St.  Stephanordens, 
Großkreuz   des   Takovootdens  usw.; 

Seine  Hoheit  der  Fürst  von  Serbien: 

den    Herrn    Georg   Pavlovitch, 

Rat  des  serbischen  Kassationshofes, 

Ritter   des  Takovoordens,  usw.  und 

den  Herrn  Peter  Ste'itch,  Sektions- 
chef im  serbischen  Ministerium  des 
Äußern,  Kommandeur  des  Takovo- 
ordens, Ritter  des  österreichischen 
Ordens  der  eisernen  Krone,  dritter 
Klasse  usw.; 

welche  nach  Austausch  ihrer  in 
guter  und  gehöriger  Form  befun- 
denen Vollmachten  die  folgenden 
Artikel  vereinbart  und  unterzeichnet 
haben: 

Artikel  I. 

Jedem  der  Hohen  vertragenden 
Teile  wird  es  freistehen,  General- 
konsuln, Konsuln,  Vizekonsuln  und 
Konsularagenten  in  den  Städten  und 
Handelsplätzen  des  anderen  Teiles 
zu  bestellen.  Sie  behalten  sich  je- 
doch das  Recht  vor,  jene  Orte  zu 
bezeichnen,  welche  sie  hiervon  aus- 
zunehmen für  angemessen  finden; 
dieser  Vorbehalt  soll  jedoch  nicht 
auf  einen  der  vertragenden  Teile  an- 
gewendet werden  können,  ohne  allen 
anderen  Mächten  gegenüber  gleich- 
mäßig Anwendung  zu  finden. 
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Article  n. 
Lesdits  fonctionnaires  consulaires 
seront  röciproquement  admis  et  re- 
connus  aprös  avoir  pr6sent6  leurs 
provisions  selonlesregles  et  fonnalitös 
stabiles  dans  les  pays  respectifs. 
L'exequatur  n6cessaire  pour  le  libre 
exercice  de  leurs  fonctions  leur  sera 
d61ivr6  sans  frais  et,  sur  la  production 
dudit  exequatur,  l'antorit^  superieure 
du  lieu  de  leur  r6sidence  prendra 
iiimi6diatement  les  mesures  n^cessaires 
pour  qu'ils  puissent  s'acquitter  des 
devoirs  de  leur  Charge  et  qu'ils  soient 
admis  ä  la  jouissance  des  exemptions, 
prerogatives,  immunit6s,  honneurs  et 
Privileges  qui  leur  reviennent. 


Article  IH. 
Les  fonctionnaires  consulaires  joui- 
ront  des  prerogatives  attach^es  en 
g6n6ral  äleur  Charge,  savoir :  l'exemp- 
tion  des  logements  et  contributions 
militaires  ainsi  que  de  toutes  con- 
tributions directes,  personnelles,  mobi- 
lieres  ou  somptuaires  impos6es  soit 
par  l'Etat  soit  par  les  autorit^s 
provinciales  ou  par  les  communes, 
ä  moins  qu'ils  ne  soient  pas  sujets 
du  pays  oü  ils  resident,  qu'ils  ne 
f  assentle  commerce  ou  qu'ils  n'exercent 
quelque  Industrie,  dans  lesquels  cas 
ils  seront  soumis  aux  memes  taxes, 
charges  et  impositions  que  les  autres 
particuliers. 

II  est  entendu  que  lesdits  fonc- 
tionnaires ne  seront  point  exempts 
des  impöts  sur  les  im  "la 


Artikel  H. 
Die  genannten  Konsularfunktionäre 
werden,  nachdem  sie  in  Gemäßheit 
der  in  den  beiderseitigen  Länder- 
gebieten bestehenden  Vorschriften 
und  Förmlichkeiten  ihre  Bestallungen 
vorgewiesen  haben,  gegenseitig  zu- 
gelassen und  anerkannt  werden.  Das 
zur  freien  Ausübung  ihrer  Funk- 
tionen erforderliche  Exequatur  wird 
ihnen  kostenfrei  ausgefertigt  und 
gegen  Vorweisung  dieses  Exequatur 
soll  die  an  ihrem  Amtssitze  befindliche 
Oberbehörde  unverzüglich  die  nöti- 
gen Verfügungen  treffen,  um  ihnen 
die  Ausübung  ihrer  Amtspflichten 
zu  ermöglichen  und  den  Genuß  der 
ihnen  zukommenden  Befreiungen, 
Vorrechte,  Immunitäten,  Ehren  und 
Privilegien  einzuräumen. 

Artikel  HL 

Die  Konsularfunktionäre  genießen 
die  ihrem  Amte  im  allgemeinen  zu- 
stehenden Vorrechte,  als:  die  Befrei- 
ung von  Militäreinquartierungen  und 
Kontributionen,  sowie  von  allen  di- 
rekten, sowohl  Personal-  als  Mobiliar- 
und  Luxussteuem,  sei  es,  daß  die- 
selben vom  Staate,  der  Provinz  (dem 
Lande)  oder  von  den  Gemeinden 
auferlegt  werden,  vorausgesetzt  je- 
doch, daß  sie  nicht  Angehörige  des 
Landes  sind,  in  welchem  sie  ihren 
Amtssitz  haben,  daß  sie  nicht  Handel 
treiben  oder  ein  industrielles  Geschäft 
ausüben,  in  welchen  Fällen  sie  den- 
selben Gebüren,  Lasten  und  Auflagen 
unterworfen  sind,  wie  andere  Private. 

Es  ist  aber  selbstverständlich,  daß 
die  Steuern,  denen  einer  dieser 
Funktionäre  auf  Grundlage  von  un- 
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possöderaient   dans  le   pays   oü  ils 
resident. 


Article  IV. 
Les  susdits  fonctionnaires  consu- 
laires,  sujets  de  la  Partie  contractante 
qui  les  a  nomm^s  et  pourvu  qu'ils  ne 
f assent  pas  le  commerce  et  n'exercent 
quelque  Industrie,  ne  seront  point 
tenus  k  comparaitre  comme  t6moins 
devant  les  tribunaux  du  pays  oü  ils 
resident. 

Quand  la  justice  locale  aura  ä 
recevoir  d'eux  quelque  d6position, 
eile  devra  se  transporter  ä  leur 
domicile  —  ou  d616guer  ä  cet  effet 
un  fonctionnaire  comp^tent  —  pour 
y  dresser,  apr^s  avoir  recueilli  leurs 
döclarations  orales,  les  proc^s-verbaux 
respectif  s,  oü  bien  eile  leur  demandera 
une  d6claration  par  6crit. 

En  tous  ces  cas,  lesdits  fonc- 
tionnaires consulaires  devront  ac- 
quiescer  aux  d^sirs  de  Tautoritö  dans 
le  terme,  le  jour  et  Theure  qu'cUe 
aura  indiqu6s  sans  y  apporter  des 
d61ais  qui  ne  seraient  pas  justifiables. 


Article  V. 
Les  Consuls  gen^raux,  Consuls, 
Vice-consuls  et  Agents  consulaires, 
sujets  de  TEtat  qui  les  a  nommes, 
jouiront  de  Timmunit^  personnelle  et 
ne  pourront  etre  ni  arret6s  ni  em- 
prisonn^s,  sicen'estpour  uneinfraction 
qui  d'apres  les  lois  du  pays  oü  eile 


beweglichen  Gütern,  die  er  in  dem 
Lande  besitzt,  wo  er  bestellt  ist, 
unterworfen  wäre,  in  der  oberwähn- 
ten  Befreiung  nicht  einbegriffen  sind. 

Artikel  IV. 

Alle  oberwähnten  Konsularfunk- 
tionäre  sollen,  wenn  sie  Angehörige 
des  Staates  sind,  der  sie  ernannt 
hat,  und  vorausgesetzt,  daß  sie  nicht 
Handel  treiben  oder  ein  industrielles 
Geschäft  ausüben,  nicht  verpflichtet 
sein,  vor  den  Gerichten  des  Landes, 
in  welchem  sie  ihren  Amtssitz  haben, 
als  Zeugen  zu  erscheinen. 

Wenn  die  Lokalgerichtsbehörde 
von  denselben  eine  Aussage  einzu- 
holen hat,  soll  sie  sich  in  ihre  Woh- 
nung begeben  oder  hierzu  einen 
kompetenten  Beamten  abordnen,  um 
dort  die  mündlich  abgegebenen  Er- 
klärungen zu  Protokoll  zu  nehmen, 
oder  endlich  von  ihnen  eine  schrift- 
liche Erklärung  abverlangen. 

In  allen  diesen  Fällen  sollen  die 
oberwähnten  Konsularfunktionäro 
dem  Wunsche  der  Behörde  binnen 
der  Frist,  an  dem  Tage  und  zu  der 
Stunde,  welche  dieselbe  festgesetzt 
hat,  nachkommen  und  jede  Verzöge- 
rung, welche  nicht  gerechtfertigt 
werden  kann,  vermeiden. 

Artikel  V. 
Die  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vize- 
konsuln und  Konsularagenten,  welche 
x4ngehörige  des  Staates  sind,  der  sie 
ernannt  hat,  werden  die  persönliche 
Immunität  genießen  und  weder  an- 
gehalten noch  verhaftet  werden 
können,  außer  wegen  einer  strafbaren 
Handlung,  welche  nach  den  Gesetzen 
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a  6te  commise  canstitue  un  crime  ou 
est  frapp6e  de  peines  graves. 


Aussitot  qu'une  instruction  crimi- 
nelle aurait  6t6  ouverte  ou  qu'un 
arret  de  mise  en  accusation  aurait 
6t6  lanc6  contre  un  fonctionnaire  con- 
sulaire,  il  en  sera  donn6  avis  imm6- 
diatement  au  Repräsentant  diplo- 
matique de  son  pays. 

Article  VI. 

Les  Consuls  g6n6raux,  Consuls, 
Vice-consuls  et  Agents  consulaires 
pourront  placer  au-dessus  de  la  porte 
ext^rieure  du  Consulat  leur  6cusson 
d'office  avec  une  inscription  indiquant 
leur  caractöre  officiel. 

Hs  pourront  6galement  arborer  le 
pavillon  de  leur  pays  sur  la  maison 
consulaire  les  jours  de  solennit6s 
publiques,  ainsi  que  dans  d'autres 
circonstances  d'usage,  ä  moins  qu'ils 
ne  resident  dans  une  ville  oü  se 
trouverait  la  L^gation  de  leur  Sou- 
verain. 

n  est  bien  entendu  que  ces  marques 
ext^rieures  serviront  avant  tont  k 
indiquer  la  maison  d'habitation  ou 
la  pr^sence  des  Consuls  g6n6raux, 
Consuls,  Vice-consuls  ou  Agents  con- 
sulaires et  qu'elles  ne  pourront  jamais 
etre  interpr6t6es  comme  constituant 
un  droit  d'asile. 

Article  VII. 

Les   archives    consulaires    seront 

inviolables    en    tout    temps    et    les 

autorit^s  locales   ne  pourront,   sous 

aucun  pr^texte,   ni  dans   aucun  cas, 


des  Landes,  wo  sie  verübt  wurde, 
einVerbrechenbegründet,beziehungs- 
weise  mit  einer  Kriminalstrafe  be- 
droht ist. 

Wenn  gegen  einen  Konsularfunk- 
tionär  eine  strafgerichtliche  Unter- 
suchung eingeleitet  oder  eine  An- 
klageschrift eingebracht  wird,  wird 
der  diplomatische  Vertreter  seines 
Landes  hiervon  unverzüglich  in  Kennt- 
nis gesetzt. 

Artikel  VI. 

Die  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vize- 
konsuln und  Konsularagenten  dürfen 
über  dem  äußeren  Eingang  des 
Konsulates  ihr  Amtswappen  mit  einer 
ihre  amtliche  Stellung  bezeichnenden 
Aufschrift  anbringen. 

Es  ist  ihnen  femer  gestattet,  an 
öffentlichen  Festtagen  und  bei  anderen 
Gelegenheiten,  in  welchen  es  üblich 
ist,  auf  dem  Konsulatsgebäude  ihre 
offizielle  Flagge  aufzuziehen,  es  wäre 
denn,  daß  sie  in  einer  Stadt  ihren 
Amtssitz  haben,  wo  sich  auch  die 
Gesandtschaft  ihres  Souveräns  be- 
findet. 

Es  versteht  sich  von  selbst,  daß 
diese  äußeren  Kennzeichen  nur  dazu 
dienen  werden,  um  die  Wohnung 
oder  die  Anwesenheit  der  General- 
konsuln, Konsuln,  Vizekonsuln  oder 
Konsularagenten  anzuzeigen,  und 
niemals  so  aufgefaßt  werden  dürfen, 
als  ob  sie  ein  Asylrecht  begründen 
würden. 

Artikel  VII. 

Die  Konsulararchive  sind  jederzeit 
unverletzlich,  und  es  ist  den  Lokal- 
behörden in  keinem  Falle  und  unter 
keinem  Vorwande  die  Durchsuchung 
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visiter  ou  saisir  les  papiers  qii;  en 
fönt  partie. 

Ces  papiers  devront  toujours  etre 
complfetement  separ^s  des  livres  ou 
papiers  relatifs  au  commerce  ou  ä 
rindustrie  que  pourraient  exercer 
les  fonctionnaires  consulaires  respec- 
tifs. 

Article  vm. 
En  cas  d'empechement,  d'absence 
ou  de  d6ces  des  Consuls  g6n6raux, 
Consuls  ou  Vice-consuls,  les  Chan- 
celiers  et  Secr6taires,  qui  auront  6t6 
pr6sent6s  ant6rieurement  en  leurdite 
qualitö  aux  autorit^s  respectives, 
seront  admis  de  plein  droit  ä  exercer 
par  Interim  les  fonctions  consulaires, 
Sans  que  les  autorit^s  locales  puissent 
y  mettre  obstacle.  Ces  autorit^s  leur 
donneront  au  contraire  dans  ce  cas 
toute  aide  et  assistance  et  les  feront 
jouir  pendant  la  dur6e  de  leur  gestion 
int^rimaire  des  tous  les  droits,  immu- 
nit6s  et  Privileges  stipul^s  dans  la 
präsente  Convention  en  faveur  des 
fonctionnaires  consulaires  respectifs. 


Article  IX. 

Les  Consuls  g6n4raux  et  Consuls 
pourront  nommer  des  Vice-consuls 
et  des  Agents  consulaires  dans  les 
villes  et  localit^s  de  leur  arrondisse- 
ment  consulaire  sauf  Tapprobation 
du  gouvemement  territorial. 

Ces  Agents  pourront  etre  in- 
distinctement  choisis  panni  les  sujets 
des  Parties  contractantes,  comme 
parmi  les  6trangers. 


oder  Beschlagnahme    der  dazu  ge- 
hörigen Papiere  gestattet. 

Diese  Papiere  sollen  stets  von  den 
Büchern  und  Papieren,  welche  sich 
auf  die  von  den  betreffenden  Kon- 
sularfunktionären  etwa  betriebenen 
Handels-  oder  Industriegeschäfte  be- 
ziehen, vollkommen  getrennt  sein. 

Artikel  VIIL 
Im  Falle  der  Verhinderung,  der 
Abwesenheit  oder  des  Ablebens  der 
Generalkonsuln,  Konsuln  oder  Vize- 
konsuln werden  die  Kanzler,  und 
Sekretäre,  welche  schon  früher  in 
dieser  Eigenschaft  den  betreffenden 
Behörden  vorgestellt  worden  sind, 
ohne  weiteres  zur  interimistischen 
Ausübung  der  Konsularfunktionen  zu- 
gelassen werden,  ohne  daß  die  Lokal- 
behörden dagegen  einen  Anstand  er- 
heben könnten.  Diese  Behörden 
werden  ihnen  vielmehr  in  einem 
solchen  Falle  jeden  Beistand  und 
jede  Unterstützung  gewähren  und 
denselben  während  der  Dauer  ihrer 
interimistischen  Amtsführung  den 
Genuß  aller  in  der  gegenwärtigen 
Konvention  den  beiderseitigen  Funk- 
tionären zugestandenen  Rechte,  Immu- 
nitäten  und   Privilegien   einräumen. 

Artikel  IX. 

Die  Generalkonsuln  und  Konsuln 
können,  vorbehaltlich  der  Genehmi- 
gung der  Landesregierung,  Vize- 
konsuln und  Konsularagenten  in  den 
Städten  und  Ortschaften  ihres  Kon- 
sularbezirkes ernennen. 

Diese  Agenten  können  ohne  Unter- 
schied aus  den  Staatsangehörigen 
der  vertragenden  Teile,  wie  aus 
Ausländern  gewählt  werden. 
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Ils  seront  munis  d'un  brevet  d6livr6 
par  le  Consul  qui  les  aura  nornmös, 
et  ils  exerceront  leurs  fonctions  sous 
les  ordres  et  sous  la  responsabilit6 
de  ce  dernier. 

Ls  jouiront  des  Privileges  et 
immunites  stipul^s  par  la  präsente 
Convention,  sauf  les  exceptions  con- 
tenues  dans  les  articles  III  et  V. 


Article  X. 
Les  Consuls  g6n6raux,  Consuls, 
Vice-consuls  ou  Agents  consulaires 
pourront,  dans  l'exercice  des  fonctions 
qui  leur  sont  attribu^es,  s'adresser 
aux  autorit^s  de  leur  airondissement 
consulaire  pour  röclamer  contre  toute 
infraction  aux  trait^s  ou  Conventions 
existant  entre  les  Parties  contrac- 
tantes,  ou  contre  tout  abus  dont 
leurs  nationaux  auraient  ä  se  plaindre. 


Si  leurs  r^clamations  n'etaient  pas 
accueillies  par  les  autorit6s  de  leur 
arrondissement,  ou  si  la  d^cision  prise 
par  ces  demiferes  ne  leur  paraissait 
pas  satisfaisante,  ils  pourront  avoir 
recours,  ä  d^faut  d'un  Agent  diplo- 
matique de  leur  pays,  au  gouveme- 
ment  del'Etat  dans  lequel  ils  r^side- 
raient. 


Article  XL 

Les    Consuls   g^n^raux,    Consuls, 

Vice-consuls   ou   Agents   consulaires 

des   deux    Parties    ainsi    que   leurs 

Chanceliers  et  Secr^tAires  auront  le 


Sie  sind  mit  einem  von  dem  Konsul, 
welcher  sie  ernannt  hat,  ausgestellten 
Emennungsdekrete  zu  versehen  und 
werden  nach  dessen  Weisungen  und 
unter  dessen  Verantwortung  ihre 
Funktionen  auszuüben  haben. 

Sie  sollen  die  durch  die  gegen- 
wärtige Konvention  festgestellten  Vor- 
rechte und  Immunitäten  genießen, 
jedoch  mit  Aufrechthaltung  der  in 
den  Artikeln  HI  und  V  enthaltenen 
Ausnahmen. 

Artikel  X. 

Die  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vize- 
konsuln und  Konsularagenten  können 
sich  in  Ausübung  der  ihnen  zu- 
stehenden Amtsbefugnisse  an  die 
Behörden  ihres  Amtsbezirkes  wenden, 
um  gegen  jede  Verletzung  der 
zwischen  den  vertragenden  Teilen 
bestehenden  Verträge  und  Kon- 
ventionen oder  gegen  irgend  einen 
Mißbrauch,  über  welche  sich  ihre 
Staatsangehörigen  zu  beklagenhätten, 
Beschwerde  zu  führen. 

Wenn  auf  ihre  Eeklamationen  von 
den  Behörden  ihres  Amtsbezirkes 
nicht  eingegangen  werden  sollte,  oder 
die  von  diesen  getroffene  Entscheidung 
ihnen  nicht  entsprechend  erschiene, 
steht  es  ihnen  frei,  in  Ermanglung 
eines  diplomatischen  Vertreters  ihres 
Landes,  sich  an  die  Regierung  des 
Staates,  in  welchem  sie  residieren, 
zu  wenden. 

Artikel  XI. 
Die  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vize- 
konsuln oder  Konsularagenten  beider 
Staaten,    sowie    auch   ihre  Kanzler 
und  Sekretäre  haben  das  Eecht,  in 
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droit  de  recevoir  dans  leur  chan- 
cellerie,  au  domicile  des  parties  et 
k  bord  des  navires  de  leur  nation 
les  d^clarations  que  pourront  avoir 
k  faire  les  capitaiues,  les  gens  de 
r^quipage  et  les  passagers,  les  n6go- 
ciants  et  tous  les  autres  sujets  de 
leur  pays. 

Hs  seront  6galement  autoris6s  k 
recevoir: 

1^  Les  dispositions  testamentaires 
de  leurs  natiouaux  et  tous  les  actes  de 
droit  civil  qui  les  concement  et  aux- 
quels  on  voudrait  donner  forme 
authentique. 

2^  Tous  les  contracts  par  ecrit  et 
actes  conventionnelspass6sentre  leurs 
nationaux  ou  entre  ces  derniers  et 
d'autres  personues  du  pays  dans 
lequel  ils  resident,  et  de  meme  tout 
acte  conventionnel  concernant  des 
sujets  de  ce  demier  pays  seulement, 
pourvu,  bien  entendu,  que  les  actes 
susmentionn^s  aient  rapport  k  des 
biens  situ6s  ou  k  des  affaires  k  traiter 
sur  les  territoires  de  la  Partie  con- 
tractante,  qui  a  nomm^  lesdits  fonc- 
tionnaires. 

Les  d6clarations  et  les  attestations 
contenues  dans  les  actes  ci-dessus 
mentionn^s,  qui  auront  6te  reconnus 
authentiques  par  lesdits  fonctionnaires 
et  revetus  du  sceau  du  Consulat 
g^n^Tal,  Consulat,  Vice-consulat  ou 
de  TAgence  consulaire,  auront  en 
justice,  dans  les  territoires  de  la 
Monarchie  austro-liongroisc ,  comme 
en  Serbie,  la  meme  force  et  valeur 
que  si  ces  actes  avaient  6t6  passes 
par  dcvant  d'autres  employes  publics 
de  l'une   ou   de  Pautre   des  Parties 


ihren  Kanzleien,  in  der  Wohnung 
der  Parteien  und  an  Bord  der  Schiffe 
ihrer  Staatsangehörigen,  die  von  den 
Kapitänen,  den  Leuten  der  Mann- 
schaft, den  Passagieren,  Handelsleuten 
und  allen  Untertanen  ihres  Landes 
etwa  abzugebenden  Deklarationen 
entgegenzunehmen. 

Ebenso  sind  sie  ermächtigt,  ent- 
gegenzunehmen: 

1.  Die  letztwilligen  Verfügungen 
ihrer  Staatsangehörigen  und  alle 
sonstigen  dieselben  betreffenden  civil- 
rechtlichen  Akte,  denen  authentische 
Form  gegeben  werden  will. 

2.  Alle  schriftlichen  Verträge  und 
Vereinbarungen  zwischen  ihren  Staats- 
angehörigen, sowie  zwischen  diesen 
und  anderen  Personen  des  Landes, 
in  welchem  sie  ihren  Amtssitz  haben, 
ebenso  auch  jede  Vertragsurkunde, 
welche  nur  Untertanen  des  letzt- 
genannten Landes  betrifft,  jedoch 
selbstverständlich  nur  insofern  diese 
Akte  Güter  betreffen,  die  auf  dem  Ge- 
biete des  Teiles  liegen,  welcher  die 
gedachten  Funktionäre  bestellt  hat, 
oder  Geschäfte  zum  Gegenstande 
haben,  welche  dort  zu  vollziehen  sind. 

Die  Erklärungen  und  Bestätigungen, 
welche  in  den  oberwähnten  Urkunden 
enthalten  sind,  sollen,  wenn  sie  von 
den  genannten  Funktionären  als  echt 
beglaubigt  und  mit  dem  Siegel  des 
Generalkonsulates,  Konsulates,  Vize- 
konsulates oder  der  Kousularagentie 
versehen  sind,  in  den  Ländergebieten 
der  österreichisch -ungarischen  Mo- 
narchie wie  in  Serbien,  vor  Gericht 
dieselbe  lü'aft  und  Geltung  haben, 
als  wenn  diese  Akte  vor  anderen 
öffentlichen  Beamten  des  einen  oder 
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contractantes,  pourvu  qu'ils  aient  6t6 
r^dig^s  dans  les  formes  requises  par 
les  lois  de  l'Etat  qui  a  nomine  les 
fonctioDnaires  consulaires,  et  qu'ils 
aient  ensuite  6t6  soumis  au  timbre 
et  k  renregistrement  ainsi  qu'ä  toutes 
les  autres  fornialit^s  qui  r6gissent 
la  matiere  dans  les  pays  oü  Tacte 
doit  recevoir  son  ex^cution. 


Dans  le  cas  ou  rauthenticit^  d'un 
document  public  enregistr6  k  la 
chancellerie  de  Tune  des  autorit^s 
consulaires  respectives  serait  mise 
en  doute,  la  confrontation  du  docu- 
ment en  question  avec  Tacte  original 
ne  sera  pas  refus^e  ä  la  personne 
y  int^ress^e  qui  en  f erait  la  demande 
et  qui  pouiTa  si  eile  le  juge  utile, 
assister  ä  cette  confrontation. 

Les  Consuls  g6n6raux,  Consuls, 
Vice-consuls  et  Agents  consulaires 
pourront  l^galiser  toute  espece  de 
documents  ^manant  des  autorit6s  ou 
fonctionnaires  de  leur  pays,  et  en 
faire  des  traductions  qui  auront  dans 
le  pays  oü  ils  resident  la  meme 
force  et  valeur  qui  si  elles  avaient 
6t6  faites  par  les  interpretes  jur6s 
du  pays. 


Article  XII. 
II  est  convenu  que  les  Consuls 
g^n^raux,  Consuls,  Yice-consuls  et 
Agents  consulaires  respectifs  ainsi 
que  les  Chanceliers,  Secr^taires, 
Eleves-consuls   ou   autres    employös 


des  anderen  der  vertragenden  Teil6 
vorgenommen  worden  wären,  voraus- 
gesetzt, daß  sie  in  den  von  den 
Gesetzen  des  Staates,  welcher  die 
Konsularfunktionäre  bestellt  hat,  fest- 
gesetzten Formen  abgefaßt  sind,  und 
in  der  Folge  der  Stempelung  und 
Einregistrierung,  sowie  allen  anderen 
Formalitäten  unterzogen  worden  sind, 
welche  in  dem  Lande,  in  welchem 
der  betreffende  Akt  zum  Vollzuge 
gelangen  soll,  für  solche  Rechts- 
geschäfte in  Wirksamkeit  stehen. 

Im  Falle  des  Zweifels  über  die 
Echtheit  eines  derartigen  öffentlichen 
Aktes,  welcher  bei  der  Kanzlei  eines 
von  den  betreffenden  Konsulaten  ein- 
getragen ist,  kann  dessen  Vergleichung 
mit  dem  Originale  einem  Beteiligten, 
der  darum  anlangt,  nicht  verweigert 
werden,  und  kann  dieser  einer  solchen 
Vergleichung,  wenn  er  es  für  nützlich 
erachtet,  beiwohnen. 

Die  beiderseitigen  Generalkonsuln 
Konsuln,  Vizekonsuln  und  Konsular- 
agenten können  die  Legalisierung 
und  Übersetzung  der  von  den  Be- 
hörden oder  Funktionären  ihres 
Landes  ausgehenden  Urkunden  jeder 
Art  vornehmen,  und  es  sollen  solche 
Übersetzungen  im  Lande,  wo  sie 
residieren,  dieselbe  Kraft  und  Gültig- 
keit haben,  als  wenn  sie  von  den 
beeideten  Dolmetschern  des  Landes 
angefertigt  worden  wären. 

Artikel  XH. 
Es  ist  vereinbart,  daß  die  beider- 
seitigen Generalkonsuln,  Konsuln, 
Vizekonsuln  und  Konsularagenten, 
sowie  die  Kanzler,  Sekretäre,  Kon- 
sulareleven    und    andere    Konsular- 
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consulaires  jouiront  dans  les  terri- 
toires  d'etat  des  Parties  contractantes 
süus  r^serve  de  parfaite  r6ciprocit6 
de  toutes  les  exemptions,  Prärogatives, 
immmiitös  et  privilfeges  qui  sont 
accordös  ou  seront  accordös  aux  fonc- 
tionnaires  consulaires  du  meme  grade 
de  la  nation  la  plus  favoris6e. 

Article  XIII. 
Sa  Majest6  Imperiale  et  Royale 
Apostolique  renonce  aux  Privileges 
et  immunit6s  dont  jouissaient  jusqu'ä 
präsent  Ses  sujets  en  Serbie  en  vertu 
des  capitulations  conclues  entre  l'Au- 
triche  et  TEmpire  Ottoman  et  con- 
f  ormöment  aux  dispositions  de  l'article 
XXXVII  du  Trait6  de  BerUn  du 
13  juiUet  1878. 


II  est  cependant  express^ment 
stipul6  que  lesdites  capitulations 
restent  en  vigueur  dans  toutes  les 
affaires  judiciaires  qui  touchent  aux 
rapports  entre  les  sujets  autrichiens 
et  hongrois  et  ceux  des  autres 
puissances  qui  n'auraient  pas  renonc6 
aux  Privileges  et  immun it6s  qui  leur 
sont  reconnues  par  les  capitulations, 
sauf  le  cas  oü  ces  affaires  judiciaires 
concerneraient  des  biens  immeubles 
situ6s  en  Serbie. 


Article  XIV. 

La  präsente  Convention  sera  ex6- 

cutoire    trois   mois    aprös   r^cliange 

des  ratifications  et  restera  en  vigueur 

pendant  dix  ans  ä  partir  de  ce  jour. 


beamte  in  den  Staatsgebieten  der 
vertragenden  Teile  alle  jene  Be- 
freiungen, Prärogative,  Immunitäten 
und  Privilegien  genießen  werden, 
die  den  Funktionären  gleicher  Klasse 
der  meistbegünstigten  Nation  zustehen 
oder  werden  zugestanden  werden. 

Artikel  Xm. 

Seine  kaiserliche  und  königliche 
Apostolische  Majestät  verzichtet  auf 
die  Privilegien  und  Immunitäten, 
welche  bis  nun  seinen  Staats- 
angehörigen in  Serbien  auf  Grund 
der  zwischen  Österreich  und  dem 
ottomanischen  Reiche  abgeschlossenen 
Kapitulationen,  und  in  Gemäßheit  der 
Bestimmungen  des  Artikels  XXXVII 
des  Berliner  Vertrages  vom  13.  Juli 
1878  zustanden. 

Es  ist  übrigens  ausdrücklich  fest- 
gestellt, daß  die  erwähnten  Kapitu- 
lationen hinsichtlich  aller  gericht- 
lichen Angelegenheiten  aufrechter- 
halten bleiben,  welche  sich  auf 
die  Verhältnisse  zwischen  öster- 
reichischen und  ungarischen  Staats- 
angehörigen und  auf  jene  zu  anderen 
Mächten  beziehen,  die  auf  die  ihnen 
nach  denKapitulationen  zukommenden 
Privilegien  und  Immunitäten  nicht 
verzichtet  haben,  mit  Ausnahme  des 
Falles,  daß  diese  gerichtlichen  An- 
gelegenheiten in  Serbien  gelegene 
unbewegliche  Güter  betreffen. 

Artikel  XIV. 
Die  gegenwärtige  Konvention  wird 
drei  Monate  nach  x\ustausch  der 
Ratifikationen  in  Wirksamkeit  treten 
und  soll  während  zehn  Jahre  von 
diesem  Tage  an  in  Kraft  bleiben. 
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Dans  le  cas  oü  aucune  des  Parties 
contractantes  n'aurait  notifi6,  douze 
mois  avant  la  fin  de  ladite  p6riode, 
son  Intention  d'en  faire  cesser  les 
effets,  eile  demeurera  obligatoire 
jusqu'ä  l'expiration  d'une  annee  ä 
partir  du  jour  oü  Tune  ou  l'autre 
des  Parties  contractantes  Taura 
d6nonc6e. 

Article  XV. 

La  präsente  Convention  sera  rati- 
fi6e  et  les  ratifications  en  seront 
6chang6es  k  Vienne  aussitot  que  faire 
se  pourra. 

En  f oi  de  quoi  les  P16nipotentiaires 
respectifs  Tont  sign6e  et  y  ont  appos6 
le  sceau  de  leurs  armes. 


le 


Fait  k  Vienne  en  double  exp6dition 
6  mal 


24  avril 


1881. 


(L.  8.)  Benjamin  de  Källay  m.  p. 
(L.  S.)  G.  Paviovitch  m.  p. 
(L.  S.)  P.  Steftch  m.  p. 


Im  Falle,  daß  keiner  der  beiden 
vertragenden  Teile  zwölf  Monate  vor 
dem  Ablaufe  dieses  Termines  seine 
Absicht,  die  Wirkungen  dieser  Über- 
einkunft aufhören  zu  lassen,  notifiziert 
haben  sollte,  bleibt  dieselbe  in  Gel- 
tung bis  zum  Ablaufe  eines  Jahres 
von  dem  Tage  ab,  an  welchem  der 
eine  oder  der  andere  der  vertragenden 
Teile  dieselbe  gekündigt  haben  wird. 

Artikel  XV. 

Die  gegenwärtige  Konvention  wird 
ratifiziert  und  werden  die  Eati- 
fikationen,  sobald  als  möglich,  in 
Wien  ausgetauscht  werden. 

Urkund  dessen  haben  die  beider- 
seitigen Bevollmächtigten  die  gegen- 
wärtige Konvention  unterzeichnet  und 
derselben  ihre  Siegel  beigedrückt. 

So  geschehen  in  doppelter  Aus- 
fertigung zu  Wien,  am     '  ^  ^  1881. 

(L.  S.)  Benjamin  v.  Källay  m.  p. 
(L.  S.)  G.  Paviovitch  m.  p. 
(L.  S.)  P.  Steitch  m.  p. 


7.    Staatsvertrag  vom  6.  Mai  1881,   zwischen  der  österreichisch- 
ungarischen   Monarchie   und   dem   Königreiche   Serbien,   wegen 
eines  Rechtshilfevertrages  (R.  G,  B.  XXIX  Nr.  88  ex  1882). 

(Abgeschlossen  in   Wien  am  6.  Mai  1881,    von  Seiner  k.  und  k.  Apostolischen  Majestät 
ratifiziert   am    27.    Mai    1882,    in    den    beiderseitigen   Ratifikationen    ausgewechselt   am 

16.  Juni  1882.) 


Urtext. 

Sa  Majestö  rEmpereur  d'Autriche, 
Roi  de  Boheme,  etc.  etc.,  et  Roi 
Apostolique  de  Hongrie  et 

Son  Altesse  le  Prince   de   Serbie, 

animös    du    d6sir    d'6tablir    d'une 

maniöre  d^cisive  un  meme  traitement 


Übersetzung. 

Seine  Majestät  der  Kaiser  von 
Österreich,  König  von  Böhmen  etc.  etc. 
und  Apostolischer  König  von  Ungarn 
und 
Seine  Hoheit  der  Fürst  von  Serbien, 
von  dem  Wunsche  beseelt,  in  be- 
stimmter Weise  eine  gleiche  Behand- 
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pour  Leurs  sujets  devant  les  tribunaux 
de  l'autre  Partie,  ainsi  que  le  secours 
en  matiöre  judiciaire  que  les  tribunaux 
des  deux  Parties  doivent  se  preter 
dans  les  affaires  de  droit  civil,  ont 
r^solu  d'un  eommun  accord  de  conclure 
une  Convention  speciale  k  cet  effet, 
et  ont  nomm6  pour  Leurs  P16nipoten- 
tiaires: 

Sa  Majest6  l'Empereur  d'Autriche, 
Eoi  de  Boheme,  etc.  etc.,  et  Roi 
Apostolique  de  Hongrie: 

le  sieur  Benjamin  Källay  de  Nagy- 
Källö,  Son  Chambellan  et  Conseiller 
intime,  Chef  de  section  au  Ministere 
Imperial  et  Royal  des  affaires  etran- 
geres,  Chevalier  de  l'Ordre  de  Saint- 
ifetienne,  Grand-croix  de  TOrdre  de 
Takovo,  etc.  etc.; 

Son  Altesse  le  Prince   de  Serbie: 

le  sieur  Georges  Pavlovitch, 
Conseiller  k  la  cour  de  Cassation  de 
Serbie,  Chevalier  de  TOrdre  de  Ta- 
kovo, etc.  etc.,  et 

le  sieur  Pierre  Stei'tch,  Chef  de 
section  au  Ministere  des  affaires  6tran- 
göres  de  Serbie,  Commandeur  de 
rOrdre  de  Takovo,  Chevalier  de 
rOrdre  autrichien  de  la  Couronne  de 
fer  de  troisieme  classe,  etc.; 

lesquels,  apres  s'etre  communique 
leurs  pleins  pouvoirs  trouv^s  en  bonne 
et  due  forme,  sont  tomb^s  d'accord 
sur  les  articles  suivants: 

Article  P^ 
Los  sujets  de  chacune  des  Hautes 
Parties  contractantes  sont  autoris6s 
a  poursuivre  et  ä  d^fendre  leurs  droits 
devant  les  tribunaux  de  Tautre  Partie 
contractante  aussi   contre  les  sujets 


lung  Ihrer  Untertanen  vor  den  Ge- 
richten des  anderen  Teiles  sowie  die 
von  den  Gerichten  beider  Teile  in 
bürgerlichen  Rechtsangelegenheiten 
einander  zu  leistende  Rechtshilfe 
festzustellen,  haben  zu  diesem  Zwecke 
den  Abschluß  eines  besonderen 
Übereinkommens  einverständlich  be- 
schlossen und  zu  diesem  Ende  zu  Ihren 
Bevollmächtigten  ernannt,  nämlich: 
Seine  Majestät  der  Kaiser  von 
Österreich,  König  von  Böhmen  etc.  etc. 
und  Apostolischer  König  von  Ungarn: 
•  den  Herrn  Benjamin  Källay  von 
Nagy-Källö,  Allerhöchst  Ihren 
Kämmerer  und  Geheimen  Rat,  Sek- 
tionschef im  k.  und  k.  Ministerium 
des  Äußern,  Ritter  des  St.  Stephan- 
ordens, Großkreuz  des  Takovo- 
ordens  usw.; 

Seine  Hoheit  der  Fürst  von  Serbien : 

den    Herrn    Georg    Pavlovitch, 

Rat  des   serbischen  Kassationshofes, 

Ritter  des  Takovoordens   usw.,  und 

den  Herrn  Peter  Steitch,  Sektions- 
chef im  serbischen  Ministerium  des 
Äußern,  Kommandeur  des  Takovo- 
ordens, Ritter  des  österreichischen 
Ordens  der  eisernen  Krone  dritter 
Klasse  usw.; 

welche  nach  Austausch  ihrer  in 
guter  und  gehöriger  Form  befundenen 
Vollmachten  J[die  folgenden  Artikel 
vereinbart  haben: 

Artikel  I. 
Die  Staatsangehörigen  eines  jeden 
der  Hohen  vertragenden  Teile  sind 
berechtigt,  vor  den  Gerichten  des 
anderen  vertragenden  Teiles  auch 
gegen  Staatsangehörige   dieses  letz- 


721 


de  cette  derniere  Partie.  Les  tribu- 
naux  de  chacune  des  Parties  con- 
tractantes  doivent  en  cette  matiere 
leur  appliquer  un  traitement  6gal  k 
celui  des  nationaux. 

En  tant  que  les  lois  sur  la  proce- 
dure  eivile  de  Tune  ou  de  Tautre  des 
Parties  contractantes  contiennent  des 
dispositions  au  sujet  de  la  juridiction, 
du  cautionnement  pour  les  frais  de  la 
procedure  et  au  sujet  de  la  contrainte 
par  Corps,  qui  seraient  exclusivement 
applicables  aux  6trangers,  ces  dis- 
positions ne  seront  point  appliqu^s  aux 
sujets  des  deux  Parties  contractantes. 

Sp^cialement  est  accord^e  aux 
extraits  düment  16galis6s  des  livres 
de  commerce  tenus  dans  le  ressort 
de  Tune  des  Parties  contractantes  la 
meme  force  probante  devant  les  tri- 
bunaux  de  l'autre  Partie  qu'aux  ex- 
traits des  livres  de  commerce  tenus 
dans  le  pays  meme. 

Les  sujets  de  chacune  des  Parties 
contractantes  jouirontaussiabsolument 
des  memes  droits  que  les  nationaux, 
lorsqu'ils  auront  ä  faire  valoir  des 
röclamations  contrc  une  faillite. 


Article  IL 
Les   tribunaux   des   deux   Parties 
contractantes    se    preteront    secours 
dans  les  affaires   civiles   suivant  les 
dispositions  6num(^r6es  ci-dessous. 

Le  secours  ne  peut  avoir  lieu  dans 
aucun  cas: 

1«  Si  Tacte  propos6  n'est  pas  de 
la  competence  du  tribunal  requis. 
Lorsque  cependant  l'oljstacle  peut 
citre  6cart6  par  la  transmission  de  la 

Malfatti.  Konsularwesen  T. 


teren  ihre  Rechte  zu  verfolgen  und 
zu  verteidigen.  Sie  sind  hierbei  von 
den  Gerichten  eines  jeden  der  ver- 
tragenden Teile  gleich  den  Inländern 
zu  behandeln. 

Insofern  die  Civilprozeßgesetze 
eines  oder  des  anderen  der  vertragen- 
den Teile  in  betreff  des  Gerichts- 
standes, der  Sicherheitsleistung  für 
die  Prozeßkosten  und  der  Personal- 
haft Vorschriften  enthalten,  welche 
nur  auf  Ausländer  anwendbar  sind, 
finden  dieselben  auf  die  Staatsange- 
hörigen der  beiden  vertragenden 
Teile  keine  Anwendung. 

Insbesondere  kommt  den  gehörig 
beglaubigten  Auszügen  aus  Handels- 
büchern, welche  in  dem  Gebiete 
eines  der  vertragenden  Teile  geführt 
werden,  vor  den  Gerichten  desanderen 
vertragenden  Teiles  dieselbe  Beweis- 
kraft zu,  wie  den  Auszügen  aus  den 
im  Inlande  geführten  Handelsbüchern. 

Auch  bei  der  Geltendmachung  von 
Ansprüchen  gegenüber  einer  Kon- 
kursmasse werden  die  Staatsange- 
hörigen eines  jeden  der  vertragenden 
Teile  voUkonmien  gleiche  Rechte  mit 
den  Inländern  genießen. 

Artikel  IL 

Die  Gerichte  der  beiden  vertragen- 
den Teile  haben  einander  in  bürger- 
lichen Rechtsangelegenheiten  nach 
Maßgabe  der  folgenden  Bestimmungen 
gegenseitig  Rechtshilfe  zu  leisten. 

Die  Rechtshilfe  findet  in  keinem 
Falle  statt: 

L  Wenn  die  Vornahme  der  bean- 
tragten Handlung  nicht  zu  dem  Ge- 
schäftskreise des  ersuchten  Gerichtes 
gehört.  Kann  jedoch  das  Hindernis 
46 
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requete  au  tribunal  compi^tent,  le 
tribunal  requis  est  tenu  d'effectuer 
cette  transmission  sans  entrer  en 
d61ib6ration. 

2«  S'il  s'agit  d'un  acte  k  effectuer 
par  un  tribunal,  une  partie  ou  un 
tiers,  et  si  cet  acte  est  inadmissible 
d'apres  la  loi  valable  pour  ce  tribunal. 

Article  III. 
Les  tribunaux  requis  ou  s'il  y  a 
lieu,  les  tribunaux  sup6rieurs  de  la 
Partie  contractante  h  laquelle  appar- 
tiennent  ces  tribunaux,  statuent  exclu- 
sivement  sur  l'admissibilit^  du  secom^s 
judiciaire  k  preter,  aux  termes  de  la 
Convention  präsente,  et  sur  la  l^ga- 
lit6  d'un  refus  de  ce  secours. 


Article  IV. 
L'envoi  des  lettres  rogatoires   de 
meme  que   celui  des   r^ponses   aura 
lieu  par  voie  diplomatique. 

Les  lettres  rogatoires  seront  accom- 
pagn6es   d'une  traduction  alleniandc 
ou  frangaise,   lorsqu'elles   ne   seront 
point  ecrites  dans  la  langue   du  tri- 
bunal requis.  II  en  est  de  meme  pour 
les  annexes   d'une    lettre    rogatoire  i 
dont  le  contenu  doit  etre  connu  par  le  ' 
tribunal  requis   afin   que   ce  dernier  ' 
puisse  donner   cours   k  la   demande 
faite.    Une  traduction   allemande  ou  | 
fran^aise  doit  etre  jointe  ä  la  reponse, 
lorsque   celle-ci   n'est  point   redigee 
dans  la  langue  du  tribunal  requerant. 


durch  Abgabe  des  Gesuches  an  das 
zuständige  Gericht  beseitigt  werden, 
so  hat  das  ersuchte  Gericht,  ohne 
ein  weiteres  Verfahren  einzuleiten, 
diese  Abgabe  zu  bewerkstelligen. 

2.  Wenn  eine  Handlung  des  Ge- 
richtes, einer  Partei  oder  eines  Dritten 
beantragt  wird,  deren  Vornahme 
nach  dem  für  dieses  Gericht  gelten- 
den Rechte  gesetzlich  unzulässig  ist. 

Artikel  III. 
Über  die  Zulässigkeit  der  nach 
diesem  Vertrage  zu  leistenden  Rechts- 
hilfe und  über  die  Rechtmäßigkeit 
der  Verweigerung  derselben  wird 
ausschließlich  von  dem  ersuchten  Ge- 
richte oder  nach  Maßgabe  der  Zu- 
lässigkeit von  den  höheren  Gerichten 
desjenigen  der  vertragenden  Teile 
entschieden,  welchem  das  ersuchte 
Gericht  angehört. 

Artikel  IV. 

Die  Übermittlung  der  gerichtlichen 
Ersuchschreiben,  sowie  die  Beant- 
wortung derselben  erfolgt  auf  diplo- 
matischem Wege. 

Dem  Ersuchschreiben  ist,  wenn  es 
nicht  in  der  Sprache  des  ersuchten 
Gerichtes  abgefaßt  ist,  eine  deutsche 
oder  französische  Übersetzung  bei- 
zulegen. Dasselbe  gilt  von  jenen  Bei- 
lagen eines  Ersuclischreibens,  deren 
Inhalt  dem  ersuchten  Gerichte  be- 
kannt sein  muß,  um  dem  gestellten 
Ersuchen  entsprechen  zu  können. 
Der  Beantwortung  eines  Ersuch- 
schreibens ist  eine  Übersetzung  der 
bezeichneten  Art  in  dem  Falle  bei- 
zulegen, wenn  die  Antwort  nicht  in 
der  Sprache  des  ersuchenden  Ge- 
richtes abgefaßt  ist. 
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Article  V. 
Les  frais  du  secours  judiciaii-e  seront 
Supportes  par  le  tribunal  requerant. 
Quant  aux  depenses  au  comptant  ne- 
cessaires,  elles  devront  etre  avancees 
par  le  tribunal  requis.  Ces  principes 
seront  aussi  appliqu^s  dans  le  cas 
d'une  execution. 

Article  VI. 
Les  tribunaux  de  chacune  des 
Parties  contractantes,  6tant  donnees 
les  conditions  de  Tarticle  II,  auront 
ä  faire  suivre  les  demandes  qu'un 
tribunal  de  l'autre  Partie  contractante 
leur  adresse  en  vue  de  significations, 
d'auditions  et  de  preuves  ä  recueUlir, 
avec  toute  la  promptitude  possible. 
Le  r^sultat  de  Tacte  doit  etre  port6 
ä  la  connaissance  du  tribunal  requ6rant 
en  joignant  les  r6c6piss6s,  proc6s-ver- 
baux  et  autres  pieces. 


Cette  disposition  s'appliquera  aussi 
ä  des  demandes  de  significations, 
d'auditions  et  de  preuves  ä  recueillir, 
qui  seront  faites  par  l'une  des  Parties 
contractantes  dans  des  affaires  non 
contentieuses. 


Article  VIL 

Une  execution  n'a  lieu,  en  vertu 
des  dispositions  de  la  Convention 
presente,  que  lorsqu'il  s'agit  d'une 
demande  portant  sur  une  somme 
d'argent  ou  sur  d'autres  Mens. 

L'ex^cution  est  effectu6e  d'aprös 
les  regles  en  vigueur  dans  le  pays 
oü  eile  doit  avoir  lieu. 


Artikel  V. 
Die  Kosten  der  Rechtsliilfe  sind 
von  den  ersuchenden  Gerichten  zu 
bezahlen.  Die  erforderlichen  baren 
Auslagen  hat  das  ersuchte  Gericht 
vorzuschießen.  Diese  Grundsätze  ge- 
langen auch  im  Falle  einer  Zwangs- 
vollstreckung zur  Anwendung. 

Artikel  VI 

Die  Gerichte  eines  jeden  der  ver- 
tragenden Teile  haben  den  von  einem 
Gerichte  des  anderen  vertragenden 
Teiles  an  sie  gestellten  Ersuchen 
um  Veranlassung  von  Zustellungen, 
Einvernehmungen  von  Parteien  und 
Aufnahme  von  Beweisen  unter  den 
Voraussetzungen  des  Artikels  II  mit 
tunlichster  Beschleunigung  zu  ent- 
sprechen und  das  Ergebnis  der 
gepflogenen  Amtshandlung  unter  Bei- 
fügung der  betreffenden  Rezepisse, 
Protokolle  und  sonstigen  Aktenstücke 
dem  ersuchenden  Gerichte  mitzuteilen. 

Diese  Bestimmung  findet  auch  auf 
solche  Ersuchen  um  Veranlassung  von 
Zustellungen,  Einvernehmungen  von 
Parteien  und  Aufnahme  von  Beweisen 
Anwendung,  welche  von  den  Ge- 
richten eines  der  vertragenden  Teile 
in  Angelegenheiten  des  Verfahrens 
außer  Streitsachen  gestellt  werden. 

Artikel  Vn. 
Eine  Zwangsvollstreckung    findet 
auf  Grund  der  Bestimmungen  dieses 
Vertrages    nur    wegen    vermögens- 
rechtlicher Ansprüche  statt. 

Die  Zwangsvollstreckung    erfolgt 
nach  den  am  Orte  der  Vollstreckung 
geltenden  Vorschriften. 
46* 
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Articie  Vm. 
Sous  les    conditions    stabiles  par 
Tarticle  11,  Texöcution  est  admise: 

1^  Sur  la  base  de  sentences,  d'ordres 
de  paiement  et  autres  jugements  des 
tribunaux  civils  de  chacune  des  Parties 
contractantes  autant  et  aussi  long- 
temps  que  ces  actes  judiciaires  con- 
stituent,  d'apres  la  loi  valable  pour 
le  tribunal  qui  a  prononcö,  un  titre 
ex6cutoire. 

2^  Sur  la  base  de  transactions  faites, 
en  matiere  contentieuse,  devant  les 
tribunaux  civils  de  chacune  des  Parties 
contractantes,  en  taut  que  ces  trans- 
actions constituent  un  titre  ex^cutoire 
d'apres  la  loi  valable  pour  le  tribunal 
devant  lequel  la  transaction  ä  ete 
faite. 

3^  Sur  la  base  de  jugements  rendus 
par  des  arbitres,  en  tant  que  ces 
derniers  seraient  appel^s  ä  prononcer 
sur  la  cause  soit  en  suite  d'un  com- 
proinis  dress6  par  6crit  soit  en  vertu 
d'une  disposition  legale,  6tablissant 
la  comp^tence  d'un  tribunal  arbitral 
pour  certaines  affaires. 

Articie  IX. 
L'execution  ne  sera  effectuee  sur 
la  base  d'un  jugement  que: 

1"  Lorsque  dans  le  cours  du  proces 
la  signification  au  defendeur  contre 
lequel  le  jugement  executoire  a  ete 
rendu,  a  eu  lieu  suivant  les  regles 
et  que,  par  suite  de  quelque  autre 
irregularite  de  la  procedure,  le  de- 
fendeur n'a  |)as  ete  prive  de  sauve- 


Artikel  VIII. 
Unter   den   Voraussetzungen    des 
Artikels  II  ist  die  Zwangsvollstreckung 
zulässig: 

1.  Auf  Grund  von  Urteilen,  Man- 
daten und  anderen  Erkenntnissen 
der  Civilgerichte  eines  jeden  der 
vertragenden  Teile,  insoweit  und  in- 
solange  dieselben  nach  dem  für  das 
erkennende  Gericht  geltenden  Rechte 
die  Zwangsvollstreckung  begründen. 

2.  Auf  Grund  der  in  Streitsachen 
vor  den  Civilgerichten  eines  jeden 
der  vertragenden  Teile  geschlossenen 
Vergleiche,  insofern  dieselben  nach 
dem  für  das  Gericht,  vor  welchem 
der  Vergleich  abgeschlossen  wurde, 
geltenden  Rechte  die  Zwangsvoll- 
streckung begründen. 

3.  Auf  Grund  von  Erkenntnissen 
eines  Schiedsgerichtes,  sofern  dieses 
letztere  in  Gemäßheit  eines  schrift- 
lichen  Schiedsvertrages    oder    einer 

I  gesetzlichen  Bestimmung,  wodurch 
bestinmite  Rechtssachen  der  schieds- 
gerichtlichen Kompetenz  überwiesen 
werden,  zur  Entscheidung  der  Streit- 
sache l)erufen  war. 

Artikel  IX. 

Die  Zwangsvollstreckung  auf  Grund 
eines  gerichtlichen  Erkenntnisses 
findet  nur  statt: 

1.  Wenn  die  Zustellung  im  Er- 
kenntnisverfalu'en  an  den  Beklagten, 
gegen  welchen  das  zu  vollstreckende 
Erkenntnis  gefallt  wurde,  ordnungs- 
mäßig erfolgt  ist,  und  demselben 
nicht  infolge  einer  anderen  Unregel- 
mäßigkeit des  Verfahrens  die  Müg- 
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garder  ses  droits  pendant  le  cours 
du  proces. 

La  signification  ne  sera  consideree 
reguliere  que  si  l'acte  judiciaire  en 
vertu  duquel  le  proces  a  ete  introduit, 
a  ete  signifie  au  defendeur  en  sa 
personne  dans  le  territoire  sur  lequel 
le  jugement  a  ete  rendu,  ou  bien 
lorsque  la  signification  a  ete  faite, 
sur  le  territoire  de  Tautre  Partie  con- 
tractante,  par  Tautorite  competente 
requise  k  cet  effet. 

2'*  Lorsque  le  tribunal  qui  a  rendu 
le  jugement  etait  competent  d'apres 
les  regles  valables  pour  le  tribunal 
requis. 

3**  Lorsque  le  tribunal  qui  a  rendu 
le  jugement  y  aura  appose  la  formule 
constatant  qu'il  a  passe  en  force  de 
chose  jugee. 

Article  X. 
n  n'y  aura  pas  d'execution  de  juge- 
ments  prononces  par  des  tribunaux 
criminels  sur  des  demandes  portant 
sur  une  somme  d'argent  ou  sur 
d'autres  biens. 

Article  XI. 
L'execution  n'aura  lieu  sur  la  base 
d'une  transaction  judiciaire  que  lors- 
que le  tribunal  devant  lequel  eile  a 
et6  faite  y  aura  appos6  la  formule 
executoire. 


Article  XIL 
L'execution  d'un  jugement  arbitral 
n'aura  lieu   que    lorsque    la   clause 
executoire  y  aura  et6  apposee  par 


lichkeit  entzogen  war,  im  Erkenntnis- 
verfahren  seine  Eechte  zu  wahren. 
Die  Zustellung  ist  nur  dann  als 
ordnungsmäßig  anzusehen,  wenn  die 
den  Prozess  einleitende  gerichtliche 
Verfügung  dem  Beklagten  in  dem 
Gebiete,  wo  das  Erkenntnis  gefällt 
wurde,  persönlich,  oder  in  dem  Ge- 
biete des  anderen  vertragenden  Teiles 
durch  die  darum  ersuchte  zuständige 
Behörde  zugestellt  worden  ist. 

2.  Wenn    die   Zuständigkeit   des 
Gerichtes,  welches   das  Erkenntnis  ' 
gefällt  hat,  nach  den  für  das  ersuchte 
Gericht  geltenden   Vorschriften  be- 
gründet ist. 

3.  Wenn  das  Erkenntnisgericht 
dem  Erkenntnisse  die  Bestätigung 
beigefügt  hat,  daß  dasselbe  in  Rechts- 
kraft erwachsen  ist. 

Artikel  X. 
Auf  Grund  von  Erkenntnissen, 
welche  von  Strafgerichten  über  ver- 
mögensrechtliche Ansprüche  gefällt 
werden,  findet  eine  Zwangsvoll- 
streckung nicht  statt. 

Artikel  XL 
Auf  Grund  eines  gerichtlichen 
Vergleiches  findet  eine  Zwangsvoll- 
streckung nur  dann  statt,  wenn  die 
Vollstreckbarkeit  desselben  durch 
das  Gericht,  vor  welchem  derselbe 
geschlossen   wurde,   bestätigt  wird. 

Artikel  XIL 
Auf  Grund   eines   schiedsgericht- 
lichen    Erkenntnisses     findet    eine 
Zwangsvollstreckung  nur  dann  statt, 
wenn  die  Vollstreckbarkeit  desselben 
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un  tribunal  du  paj^s  oü  le  jugement 
arbitral  a  eU  rendu. 


Article  XIII. 
En  meme  temps  que  la  lettre  ro- 
gatoire  demandant  Texecution,  on 
transmettra  au  tri])unal  requis  une 
exp6dition  authentique  du  document 
servant  de  titre  k  Tex^cution.  Ce  do- 
cument sera  accompagne  de  la  tra- 
duction  exig^e  par  Tarticle  IV. 

'  Le  tribunal  dans  le  rayon  duquel 
Texecution  doit  etre  effectuee  sta- 
tuera  sur  Tadmissibilite  de  celle-ci 
apr^s  debats  sommaires.  Ces  d^bats 
se  bomeront  ä  constater  Texistence 
des  conditions  sous  lesquelles,  en 
vertu  de  la  presente  Convention, 
Texöcution  est  admise. 


L'audlence  devra  etre  fixee  au 
plus  court  delai  possi])le  qui  ne  de- 
passera  point  de  15  jours  la  date  a 
laquelle  la  lettre  rogatoire  deman- 
dant rexecution  est  parvenue  au 
tribunal  requis. 


Article  XIV. 
Lorsque  le  jugement  ou  la  trans- 
action  sur  la  base  duquel  Tex^cution 
doit  avoir  lieu  se  fondent  sur  une 
lettre  de  change  ou  sur  un  acte 
notari^  ou  bien  sur  un  autre  titre 
(lui  d'apres  les  lois  du  pays  a  le 
caractere  d'un  acte  authentique  et 
que  les  conditions  etablies  par  la 
präsente  Convention  pour  Tex^cution 


durch  ein  Gericht  des  Gebietes,  in 
welchem  das  schiedsgerichtliche  Er- 
kenntnis gefällt  wurde,  bestätigt  wird. 

Artikel  XIII. 

Mit  dem  Ersuchschreiben  um  Ge- 
währung der  Zwangsvollstreckung 
ist  eine  amtliche  Ausfertigung  der 
Urkunde,  auf  deren  Grund  die  Zwangs- 
vollstreckung erfolgen  soll,  samt  der 
nach  Artikel  IV  erforderlichen  Über- 
setzung dem  ersuchten  Gerichte  vor- 
zulegen. 

Über  die  Zulässigkeit  der  Zwangs- 
vollstreckung entscheidet  das  Gericht, 
in  dessen  Sprengel  die  VoUstrecks- 
handlung  stattfinden  soll,  nach  vor- 
hergegangener summarischer  Ver- 
handlung, welche  sich  auf  die  Er- 
örterung über  das  Vorhandensein 
der  in  diesem  Vertrage  festgesetzten 
Voraussetzungen  für  die  Bewilligung 
der  Zwangsvollstreckung  zu  be- 
schränken hat. 

Diese  Verhandlung  soll  auf  mög- 
lichst kurze  Frist  und  keinesfalls 
auf  mehr  als  vierzehn  Tage  nach 
dem  Tage  anberaumt  werden,  an 
welchem  das  Ersuchschi*eiben  um 
Zwangsvollstreckung  an  das  ersuchte 
Gericht  gelangt  ist. 

Artikel  XIV. 
Wenn  das  Erkenntnis  oder  der 
Vergleich,  auf  Grund  dessen  die 
Zwangsvollstreckung  stattfinden  soll, 
sich  auf  einen  Wechsel,  einen  Xo- 
tariatsakt  oder  auf  eine  andere 
Urkunde  gründet,  Avelche  nach  den 
Landcsgesetzeu  als  eine  öffentliche 
Urkunde  anzusehen  ist  und  die  in 
diesem  Vertrag-e  festgesetzten  Vor- 
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auront  ete  suffisamuient  prouv6es 
par  les  documents  produits,  le  tri- 
bunal  requis  doit  proc6der  ä  la  fixation 
du  d^liberö  mentionne  dans  Tarticle 
precedent  et  accorder  en  meme  temps 
rexöcution  provisoire  jusqu'ä  caution. 
Cette  ex(5cution  sera  effectu^e  sans 
d61ai.  Dans  ces  cas  la  lettre  rogatoire 
sera  accompagn^e  d'une  copie  lega- 
lisee  de  la  lettre  de  change,'  de  l'acte 
notariee  ou  de  Tacte  äquivalent,  de 
meme  que  d'une  traduction  de  cette 
copie,  en  conformite  aux  stipulations 
de  l'article  IV.  L'extinction  de  la 
caution  dont  il  s'agit  ne  peut  avoir 
lieu  —  avant  qu'il  soit  rendu  un 
arret  d^cisif  sur  Tadmissibilite  de 
Texecution  —  que  dans  le  cas  oü  il 
sera  fourni  une  garantie  süffisante 
pour  la  creance  totale  de  la  partie 
poursuivante. 


Article  XV. 
Lorsque  dans  la  lettre  rogatoire 
demandant  Texöcution  un  fonde  de 
pouvoirs  de  la  partie  poursuivante 
n'est  point  d^signe,  le  tribunal  qui 
procede  ä  Texöcution  devra  lui  con- 
stituer  un  repr6sentant  et  en  avertir 
le  tribunal  requerant  (article  V). 


Article  XVL 
Lorsque  sur  le  territoire  de  l'une 
des  Parties  contractantes  une  faillite 
est  ouverte,  et  que  le  failli  est  stabil 
dans  ce  pays,  les  tribunaux  de  l'autre 
Partie  contractante  ont  sur  la  de- 
mande  du  tribunal  saisi  de  la  faillite, 
ä  pourvoir,  d'aprfes  les  l< '        '    "ps 


aussetzungen  für  die  Bewilligung  der 
Zwangsvollstreckung  durch  die  vor- 
gelegten Urkunden  hinreichend  dar- 
getan sind,  so  hat  das  ersuchte  Ge- 
richt zugleich  mit  der  Anberaumung 
der  im  vorigen  Artikel  bezeichneten 
Verhandlung  die  Zwangsvollstreckung 
bis  zur  Sicherstellung  zu  bewilligen, 
und  die  ungesäumte  Vornahme  der- 
selben zu  verfügen.  In  solchen  Fällen 
ist  eine  beglaubigte  Abschrift  des 
Wechsels,  des  Notariatsaktes  oder  der 
denselben  gleichgestellten  Urkunde 
samtdernach  ArtikellV  erforderlichen 
Übersetzung  dem  Ersuchschreiben 
beizuschließen.  Die  auf  diesem  Wege 
bewirkte  Sicherstellung  darf,  bevor 
über  die  Zulässigkeit  der  Zwangs- 
vollstreckung endgültig  entschieden 
ist,  nur  in  dem  Falle  aufgehoben 
werden,  wenn  für  den  gesamten 
Anspruch  des  Exekutionsführers  aus- 
reichende Sicherheit  geleistet  wird. 

Artikel  XV. 
Wird  in  dem  Ersuchschreiben  um 
Zwangsvollstreckung  ein  Vertreter 
des  Exekutionsführers  nicht  namhaft 
gemacht,  so  ist  demselben  von  dem 
Vollstreckungsgerichte  ein  geeign)eter 
Vertreter  zu  bestellen  und  hiervon 
das  ersuchende  Gericht  in  Kenntnis 
zu  setzen  (Artikel  V). 

Artikel  XVI. 
Wird  in  dem  Gebiete  eines  der 
vertragenden  Teile  der  Konkurs  über 
einen  Gemeinschuldner  erölBfnet,  wel- 
cher daselbst  seinen  ordentlichen 
Wohnsitz  hat,  so  haben  auf  Ansuchen 
des  Konkursgerichtes  die  Gerichte 
des  anderen  vertragenden  Teiles,  in 
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pour  eux,  ä  la  s6ciirit6,  a  rinventaire 
et  ä  la  remise  au  tribunal  saisi,  de 
toute  propriete  mobiliere  appartenant 
au  failli  et  qui  pourrait  se  trouver 
dans  leur  rayon. 


Mais  la  remise  au  tribunal  saisi 
de  la  fallite  n'aura  point  lieu  lors- 
que,  d'aprfes  les  lois  de  Tendroit  oü 
se  trouvent  les  Mens  qu'il  s'agirait 
de  remettre,  des  droits  de  revendi- 
cation  ou  de  restitution,  des  droits 
de  retention  ou  des  Privileges,  des 
gages  ou  des  droits  r6els  sont  r6- 
clam^s;  ou  bien  lorsqu'une  Separation 
de  tels  biens,  notamment  d'une  hoirie, 
est  demandee.  Dans  ce  cas  il  ne  peut 
etre  remis  au  tribunal  saisi  de  la 
faillite  que  ce  qui  reste  des  biens 
apres  que  satisfaction  entiere  aura 
6t6  donn6e  aux  ayants-droit  du  genre 
susindiqu6. 

En  ce  qui  concerne  les  disposi- 
tions  k  regard  des  biens  immeubles 
d'un  failli,  elles  seront  en  tont  cas 
de  la  comp6tence  des  tribunaux  de 
l'Etat  dans  lequel  ces  biens  sont  situ^s. 

Un  excedant  du  prix  obtenu  par 
la  vente  des  immeubles  sur  la  somme 
distribu^e  entre  les  cröanciers  qui 
y  ont  droit  sera  remis  au  tribunal 
saisi  de  la  faillite. 


deren  Sprengel  sich  ein  dem  Gemein- 
schuldner  gehöriges  bewegliches 
Vermögen  befindet,  nach  Maßgabe 
der  für  sie  geltenden  Gesetze  dafür 
Sorge  zu  tragen,  daß  dieses  Vermögen 
sichergestellt,  inventarisiert  und  an 
das  Konkursgericht  a])geliefert  werde. 

Insoweit  jedoch  nach  den  Gesetzen 
des  Orte^,  wo  sich  abzulieferndes 
Vermögen  befindet,  auf  dasselbe 
Vindikations-  oder  Rückforderungs- 
ansprüche, Retentions-  oder  Vorzugs- 
rechte, Pfand-  oder  andere  dingliche 
Rechte  geltend  gemacht  werden  oder 
die  Absonderung  eines  solchen  Ver- 
mögens, namentlich  einer  Erbschaft 
begehrt  wird,  findet  eine  Aus- 
folgung derselben  an  das  Konkurs- 
gericht nicht  statt.  Gegenstand  der 
Ablieferung  an  das  Konkursgericht 
ist  in  einem  solchen  Fallö  nur  der 
nach  vollständiger  Befriedigung  der 
bezeichneten  Ansprüche  allfällig  er- 
i  übrigendc  Vermögensrest. 

Alle  Verfügungen  in  betreff  des 
unbeweglichen  Vermögens  eines  Ge- 
meinschuldners bleiben  in  jedem  Falle 
den  Gerichten  des  Staates  vorbe- 
halten, in  welchem  dasselbe  ge- 
legen ist. 

Wird  nach  der  Befriedigung  aller 
Gläubiger,  welchen  ein  Anspruch 
auf  den  durch  den  Verkauf  eines 
unbeweglichen  Gutes  erzielten  Kauf- 
schilling zusteht,  noch  ein  Rest  er- 
übrigt, so  ist  derselbe  dem  Konkurs- 


Lorsqu'ä  Touverture  de  la  faillite 
on  presume  que  des  cr^anciers  se 
trouvent  sur  le  territoire  de  Tautre 
Partie  contractante,  Touverture  de  la 


gerichtc  auszufolgen. 

Wenn  bei  der  Konkurseröffnung 
zu  vermuten  ist,  daß  sich  in  dem 
Gebiete  des  anderen  vertragenden 
Teiles  Gläubiger  aufhalten,  so  ist  die 
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faillite  devra  etre  publice  aussi  dans 
les  journaiix  de  Tautre  pays,  design^s 
ä  cet  effet,  et  d'aprfes  les  dispositions 
qui  y  sont  en  vigueur. 


Article  XVII. 

La  präsente  Convention  sera  ex6- 

cutoire  trois  mois  apres  T^change  des 

ratifications   et   restera    en    vigueur 

pendant  dix  ans  ä  partir  de  ce  jour. 

Dans  le  cas  oü  aucune  des  Parties 
contractantes  n'aurait  notifi^,  douze 
mois  avant  la  fin  de  ladite  periode, 
son  Intention  d'en  faire  cesser  les 
effets,  eile  demeurera  obligatoire  jus- 
qu'ä  l'expiration  d'une  ann6e  k  partir 
du  jour  oü  l'une  ou  l'autre  des  Parties 
contractantes  l'aura  d^noncee. 


Article  XVm. 

La  präsente  Convention  sera  ratifi6 
et  les  ratifications  en  seront  6clian- 
g^es  ä  Vienne  aussitot  que  faire 
se  pourra. 

En  foi  de  quoi  les  P16nipoten- 
tiaires  respectifs  Tont  sign^e  et  y 
ont  appose  le  sceau  de  leurs  armes. 


le 


Fait  k  Vienne  en  double  exp^dition 

G  mai 


24  avril 


1881. 


(L.  S.)  Benjamin  de  Källay  m.  p. 

(L.  S.)  G.  Pavlovitch  m.  ]). 

(L.  S.)  P.  Steitch  m.  p. 


Konkurseröffnung  auch  dort  durch 
die  zu  diesem  Zwecke  bestimmten 
öffentlichen  Blätter  nach  den  da- 
selbst geltenden  Vorschriften  be- 
kanntzumachen. 

Artikel  XVH. 

Die  gegenwärtige  Konvention  wird 
drei  Monate  nach  Austausch  der 
Ratifikationen  in  Wirksamkeit  treten 
und  soll  während  zehn  Jahre,  von 
diesem  Tage   an,   in  Kraft  bleiben. 

Im  Falle,  daß  keiner  der  beiden 
vertragenden  Teile  zwölf  Monate 
vor  dem  Ablaufe  dieses  Termines 
seine  Absicht,  die  Wirkungen  dieser 
Übereinkunft  aufhören  zu  lassen, 
notifiziert  haben  sollte,  bleibt  dieselbe 
in  Geltung  bis  zum  Ablaufe  eines 
Jahres  von  dem  Tage  ab,  an  welchem 
der  eine  oder  der  andere  der  ver- 
tragenden Teile  dieselbe  gekündigt 
haben  wird. 

Artikel  XVm. 

Die  gegenwärtige  Konvention  wird 
ratifiziert  und  werden  die  Eatifi- 
kationen,  sobald  als  möglich,  in  Wien 
ausgetauscht  werden. 

Urkund  dessen  haben  die  beider- 
seitigen Bevollmächtigten  die  gegen- 
wärtige Konvention  unterzeichnet 
und  derselben  ihr  Siegel  beigedrückt. 

So  geschehen  in  doppelter  Aus- 
fertigung zu  Wien,  am  24  A^rü  -'^^^l- 

(L.  S.)  Benjamin  v.  Källay  m.  p. 

(L.  S.)  G.  Pavlovitch  m.  p. 

(L.  S.)  P.  Steitch  m.  p. 
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8.   Staatsvertrag  vom  6.  Mai  1881,  zwischen  der 
österreichisch-ungarischen  Monarchie  und  dem  Königreiche  Serbien, 
wegen  Behandlung  derVerlassenschaften,  Bestellung  von  Vormund- 
schaften und  Kuratelen  und  wegen  Mitteilung  von  Civilstandsakten 
(R.  G.  B.  XXIX  Nr.  89  ex  1882). 

(AbgeschloBsen   in  Wien   am   6.    3Iai    1881,    von  Seiner  k.  und  k.  Apostolischen  Majestät 
ratifiziert   am    27.    Mai    1882,    in    den    beiderseitigen   Ratifikationen   ausgewechselt    am 

16.  Juni  1882.) 


Urtext. 

Sa  Majeste  TEmpereur  d'Autriche, 
Roi  de  Boheme,  etc.  etc.,  et  Roi 
Apostolique  de  Hongrie  et 

Son  Altesse  le  Prince  de  Serbie, 
desirant  deteniiiner  les  droits  de 
leurs  Sujets  respectifs  et  les  attri- 
butions  des  autorites  judiciaires  et 
consulaires  de  Tun  et  de  Tautre  pays 
en  ce  qui  conceme  le  reglement  des 
successions  laissees  dans  les  territoires 
d'etat  de  l'une  des  Parties  contrac- 
tantes  par  des  sujets  de  l'autre 
Partie,  ainsi  que  regier  rorganisation 
provisoire  de  la  tuteile  ou  curatelle 
et  la  communication  reciproque  des 
actes  de  Tetat  civil,  ont  resolu,  d'un 
commun  accord,  de  conclure  dans  ce 
but  une  Convention  speciale  et  ont 
nomme  pour  Leurs  Plenipotentiaires, 
savoir: 

Sa  Majeste  TEmpereiir  d'Autriche, 
Roi  de  Boheme,  etc.  etc.,  et  Roi 
Apostolique  de  Hongrie: 

le  sieurBenjamin  Källay  de  Xagy- 
Källo,  Son  Chambellan  et  Conseiller 
intime,  Chef  de  section  au  Ministere 
Imperial  et  Royal  des  affaires  etran- 
geres,  Chevalier  de  TOrdre  de  Saint- 


Übersetzung. 

Seine  Majestät  der  Kaiser  von 
Österreich,  König  von  Böhmen  etc.  und 
Apostolischer  König  von  Ungarn  und 

Seine  Hoheit  der  Fürst  von  Serbien, 
von  dem  Wunsche  durchdrungen, 
die  Rechte  Ihrer  beiderseitigen  Unter- 
tanen und  die  Amtsbefugnisse  der 
Gerichts-  und  Konsularbehörden  ihrer 
Staaten  hinsichtlich  der  Behandlung 
der  in  einem  Staate  hinterbliebenen 
Verlassenschaften  der  Untertanen  des 
anderen  Staates  festzustellen,  die 
provisorische  Bestellung  von  Vormund- 
schaften und  Kuratelen  und  die 
wechselseitige  Mitteilung  von  Civil- 
standsakten  zu  regeln,  haben  zu 
diesem  Zwecke  den  Abschluß  eines 
besonderen  Übereinkommens  cinver- 
ständlich  beschlossen  und  zu  diesem 
Ende  zu  Ihren  Bevollmächtigten  er- 
nannt, nämlich: 

Seine  Majestät  der  Kaiser  von 
Österreich,  König  von  Böhmen  etc. 
etc.  und  Apostolischer  König  von 
Ungarn: 

den  Herrn  Benjamin  Källay  von 
N  agy-Källo,  Allerhöchst  Ihren  Käm- 
merer und  Geheimen  Rat,  Sektions- 
chef  im  k.    und  k.  Ministerium   des 
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Etienne,  Grand-croix  de  TOrdre  de 
Takovo,  etc.  etc.; 

Son  Altesse  le  Prince   de  Serbie: 

le  sieur  Georges  Pavlovitch, 
Conseiller  ä  la  cour  de  Cassation  de 
Serbie,  Chevalier  de  TOrdre  de 
Takovo  etc.,  et 

le  sieur  Pierre  Steitch,  Chef  de 
section  au  Ministöre  des  affaires 
etrangeres  de  Serbie,  Commandeur 
de  rOrdre  de  Takovo,  Chevalier  de 
rOrdre  autrichien  de  la  Couronne 
de  fer  de  troisiöme  classe,  etc.; 

lesquels,  aprös  s'etre  communique 
leurs  pleins  pouvoirs  trouves  en 
bonne  et  due  forme,  sont  convenus 
des  articles  suivants: 

Article  P^ 

Les  Sujets  des  Hautes  Parties 
contractantes  pourront  disposer  par 
testament,  legs,  donation  ou  autre- 
ment,  de  tous  les  biens  qu'ils  posse- 
deraient  dans  les  territoires  des  Etats 
respectifs. 

Ils  seront  habiles  ä  recevoir,  de 
la  meme  maniere  que  les  nationaux, 
les  biens  situ6s  dans  l'autre  pays, 
qui  leur  seraient  devolus  k  titre  de 
donation,  legs,  testament,  ou  meme 
par  succession  ab  intestat,  et  les- 
dits  heritiers,  legataires  ou  donataires 
ne  seront  pas  tenus  ä  acquitter  ni 
d'autres  droits  de  succession  ou  mu- 
tation  ni  plus  elev6s  que  ceux  qui 
seraient  imposes,  dans  les  cas  sem- 
blables,  aux  nationaux  eux-memes. 


Ils  auront  la  faculte  de  faire  dresser 
leurs  disT  "      «ere  volonte 


Äußern,  Eitter  des  St.  Stephanordens, 
Großkreuz  des  Takovoordens  usw.; 
Seine  Hoheit  der  Fürst  von  Serbien: 
den  Herrn  Georg  Pavlovitch, 
Eat  des  serbischen  Kassationshofes, 
Ritter   des  Takovoordens   usw.  und 

den  Herrn  Peter  Steitch,  Sektions- 
chef im  serbischen  Ministerium  des 
Äußern,  Kommandeur  des  Takovo- 
ordens, Ritter  des  österreichischen 
Ordens  der  eisernen  Krone  dritter 
Klasse,  usw., 

welche  nach  Austausch  ihrer  in 
guter  und  gehöriger  Form  befundenen 
Vollmachten  die  folgenden  Artikel 
vereinbart  und  unterzeichnet  haben: 

Artikel  I. 

Die  Angehörigen  der  Hohen  ver- 
tragenden Teile  können  durch  Erb- 
einsetzung, Legat,  Schenkung  oder 
auf  andere  Weise  über  das  gesamte 
Vermögen  verfügen,  das  sie  im  Gebiete 
der  beiderseitigen  Staaten  besitzen. 

Sie  sind  in  gleicher  Weise,  wie 
die  Staatsangehörigen,  zur  Übernahme 
des  im  anderen  Lande  befindlichen 
Vermögens,  welches  ihnen  aus  dem 
Titel  der  Schenkung,  des  Legats, 
der  Erbeinsetzung  oder  selbst  durch 
Intestaterbfolge  zufallen  sollte,  be- 
fähigt und  können  besagte  Erben, 
Legatare  oder  Donatare  nicht  zur 
Entrichtung  einer  anderen  oder 
höheren  Erbsteuer  oder  Übertragungs- 
gebür  verhalten  werden,  als  in  solchen 
Fällen  die  Staatsangehörigen  zu 
tragen  haben. 

Sie  sind  berechtigt,  die  Errichtung 
ihrer  letztwilligen  Anordnungen  durch 
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par  des  fonctionnaires  consiilaires  de 
leur  nation. 

Dans  le  cas  oii  la  succession 
serait  composee,  en  partie  ou  en 
totalite,  de  biens  immeubles  et  que, 
d'apres  les  traites  en  vigueur,  la 
personne  ä  laquelle  cos  biens  sont 
devolus  ne  serait  pas  habile  k  les 
acquörir,  il  sera  accorde,  de  part  et 
d'autre,  aux  Interesses  un  delai,  ä 
fixer  Selon  les  circonstances  du  cas 
special,  afin  de  pouvoir  effectuer  la 
vente  de  ces  immeubles  de  la  maniere 
la  plus  avantageuse. 

Lorsque  ce  delai  est  expire  et 
qu'aucun  r^sultat  n'a  6t6  obtenu,  les 
tribunaux  proc6deront  k  la  vente 
aux  enchferes  publiques  des  biens 
immeubles  en  faveur  des  ayants-droit 
susmentionn^s. 

Article  IL 
La  succession  aux  biens  immobiliers 
sera  r6gl6e  par  les  lois  du  pays 
dans  lequel  les  immeubles  seront 
situ^s  et  la  connaissancc  de  toute 
demande  ou  contcstation  concernant 
les  successions  immobili^res  appar- 
tiendra  exclusivement  aux  tribunaux 
de  ce  pays. 

En  ce  qui  concerne  les  successions 
mobilieres  laissees  par  de  sujets  de 
Tune  des  Parties  contractantcs  dans 
le  territoire  de  Fautre  Partie,  soit 
qu'a  r^poque  du  deces  ils  y  fussent 
6tablis  ou  simplement  de  ])assage, 
soit  qu'ils  fussent  d6c6d6s  ailleurs, 
les  reclamations  reposant  sur  le  titre 
d'h^redite  ou  de  legs  seront  jugees 
par  les  tribunaux  ou  autorit^s  comp6- 
tentcs   du   pays   auqucl   appaitenait 


die  Konsuln  oder  Kanzler  ihrer  Nation 
vornehmen  zu  lassen. 

Wenn  die  Verlassenschaft  im  ganzen 
oder  zum  Teile  aus  unbeweglichen 
Gütern  besteht,  welche  derjenige, 
dem  sie  zugefallen  sind,  in  Gemäß- 
heit der  bestehenden  Verträge  nicht 
erwerben  kann,  so  wird  den  Inter- 
essenten ein  den  Umständen  des 
Falles  angemessener  Termin  fest- 
gestellt werden,  damit  sie  den  Ver- 
kauf der  unbeweglichen  Güter  auf 
die  möglichst  vorteilhafte  Weise  vor- 
nehmen können. 

Nach  fruchtlosem  Verlauf  dieses 
Termines  wird  vom  Gerichte  der 
Verkauf  der  unbeweglichen  Güter 
zugunsten  der  Interessenten  im 
Wege  der  öffentlichen  Feilbietung 
vorgenommen  werden. 

Artikel  IL 

Die  Erbfolge  in  Beziehung  auf 
unbewegliches  Vermögen  wird  durch 
die  Gesetze  des  Landes,  in  welchem 
die  unbeweglichen  Güter  liegen,  ge- 
regelt, und  das  Erkenntnis  über 
alle  den  unbeweglichen  Nachlaß  be- 
treffenden Forderungen  und  Streitig- 
keiten steht  ausschließlich  den  Ge- 
richten dieses  Landes  zu. 

In  botreff  des  beweglichen  Ver- 
mögens, welches  von  den  Angehörigen 
des  einen  Staates  im  Gebiete  des 
anderen  Staates  hinterlassen  wurde, 
ohne  Unterscliied,  ob  der  fremde 
Untertan  in  dem  Staate,  wo  sicli  der 
bewegliche  Nachlaß  befindet,  seinen 
bleibenden  Wohnsitz  oder  nur  einen 
vorübergehenden  Aufenthalt  hatte 
oder  sich  zui*  Zeit  seines  Ablebens 
gar  nicht   daselbst   befand ,   werden 
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le  d^funt  et  conformement  aux  lois 
de  ce  pays. 


Article  IIL 
Eu  cas  de  d6c6s  d'un  sujet  de 
l'une  des  Parties  contractantes  sur 
l'un  des  teiritoires  de  Tautre,  les 
autoritös  locales  devront  imm^diate- 
ment  et  au  plus  tard  dans  Ics  vingt- 
quatre  heures  apres  que  le  d^c^s 
sera  parvenu  ä  leur  connaissance, 
en  faire  communication  au  Consul 
göneral,  Consul,  Vice-consul  ou  Agent 
consulaire  le  plus  rapprochö  du  lieu 
du  deces.  Ceux-ci  devront  suivre  le 
meme  proc6d6  ä  Tegard  des  autoritös 
locales,  lorsqu'ils  auront  6t6  inform^s 
les  Premiers. 

Les  Consuls  gen^raux,  Consuls, 
Vice-eonsuls  ou  Agents  consulaires 
de  la  nation  du  d^funt  auront  le 
droit  de  proc6der  successivement  aux 
Operations  suivantes: 

1®  Apposer  les  scell^s,  soit  d'office, 
soit  ä  la  demande  des  Parties  int6- 
ress^es,  sur  tous  les  effets,  meubles 
et  papiers  du  d6funt  en  pr^venant 
de  cette  Operation  Tautorite  locale 
conipetente  qui,  dans  le  cas  oü  les 
lois  du  pays  le  lui  prescrivent,  pourra 
y  assister  et  apposer  ögalement  ses 
scelles.  Lorsqu'elle  aura  6t6  inform6e 
la  premierc  du  d^ces,  et  en  tant 
quo,  suivant  les  lois  du  pays,  eile 
est  tenue  ä  apposer  les  scelles  sur 
la  succession,  Tautorite  locale  invitera 


alle  Ansprüche  aus  dem  Titel  des 
Erbrechtes  oder  des  Legates  durch 
die  Gerichte  oder  sonst  zuständigen 
Behörden  des  Staates,  welchem  der 
Verstorbene  angehörte  und  nach  den 
Gesetzen  dieses  Staates  beurteilt  und 
entschieden. 

Artikel  IIL 

Im  Falle  des  Ablebens  eines  An- 
gehörigen des  einen  der  vertragenden 
Teile  im  Gebiete  des  anderen,  sollen 
die  Lokalbehörden  sofort  oder  spä- 
testens innerhalb  vierundzwanzig 
Stunden,  nachdem  sie  von  dem  Todes- 
falle Kenntnis  erhalten  haben,  dem 
dem  Orte  des  Todesfalles  zunächst 
befindlichen  Generalkonsul,  Konsul, 
Vizekonsul  oder  Konsularagenten  An- 
zeige machen.  Diese  sollen  ihrer- 
seits in  gleicher  Weise  die  Anzeige 
an  die  Lokalbehörde  erstatten,  wenn 
sie  zuerst  von  dem  Todesfalle  Kennt- 
nis erlangt  haben. 

Die  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vize- 
konsuln oder  Konsularagenten  der 
Nation  des  Verstorbenen  haben  das 
Recht,  die  nachstehenden  Amtshand- 
lungen sukzessive  vorzunehmen. 

1.  Anlegung  der  Amtssiegel,  ent- 
weder von  Amts  wegen  oder  auf 
Ansuchen  der  beteiligten  Parteien, 
an  alle  Effekten,  Mobilien  und  Papiere 
des  Verstorbenen,  unter  Verständi- 
gung der  kompetenten  Lokalbehörde 
von  diesem  Vorgehen,  welche  diesem 
Akte,  falls  die  Landesgesetze  es  vor- 
schreiben, beiwohnen  und  gleichfalls 
ihre  Siegel  anlegen  kann.  Ist  aber 
die  Lokalbehörde  früher  von  dem 
Todesfalle  in  Kenntnis  gelangt,  so 
wird   sie,    insoweit    sie    durch    die 
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Tautorite   consulaire   ä   proc^der   en 
commun  ä  cet  acte. 


Dans  le  cas  oü  Tapposition  immö- 
(liate  des  scell^s  paraitrait  absolument 
n^cessaire,  mais  oü  cette  Operation, 
par  suite  de  la  distance  des  lieux, 
ou  par  d'autres  motifs,  ne  pourrait 
avoir  lieu  en  commun,  Tautoritö  locale 
aura  la  facult^  de  mettre  les  scell^s 
pr6alablement  sans  le  concurs  de 
Tautorit^  consulaire  et  vice-versa. 

Dans  ces  deux  cas  une  communi- 
cation  sera  adress^e,  dans  les  vingt- 
quatrc  heures,  k  Tautorit^  qui  n'est 
pas  intervenue  et  qui  sera  libre  de 
croiser  ensuite  son  sceau  avec  celui 
d^jä  appos6. 

Les  scell6s  de  Tautoritö  locale  et 
reciproquement  ceux  de  Tautoritö 
consulaire  ne  devront  pas  etre  lev^s, 
Sans  que  Tautorit^  locale,  respective- 
ment  l'autorite  consulaire,  assiste 
ä  cette  Operation. 

Toutefois,  si  apres  un  avertissement 
adress6  par  l'autorite  consulaire,  ä 
l'autorite  locale,  ou  vice-versa  par 
l'autorite  locale  a  Tautorite  consulaire, 
pour  l'inviter  ä  assister  ä  la  lev6e 
des  doubles  scell^s,  l'autorite,  ä  qui 
l'invitation  a  ete  adress^e,  ne  s'etait 
pas  presentee  dans  un  deiai  de  vingt- 
(luatre  heures  —  ou  si  eile  avait  sa 
residence  hors  du  rayon  de  l'autorite 
qui  a  donne  l'avertissement  dans  un 
deiai  de  trois  jours  —  ä  compter  de  la 
reception  de  l'avis,  l'autre  autorite 
pourra  proceder  seule  k  ladite 
oi)eration. 


Landesgesetze  zur  Anlegung  des 
Siegels  an  den  Nachlaß  verhalten 
ist,  die  Konsularbehörde  zur  gemein- 
samen Vornahme  dieses  Aktes  ein- 
laden. 

Falls  die  sofortige  Anlegung  der 
Siegel  nötig  erschiene,  jedoch  wegen 
der  Entfernung  der  Orte  oder  aus 
anderen  Gründen  nicht  gemeinschaft- 
lich stattfinden  könnte,  ist  die  Lokal- 
behörde berechtigt,  die  Siegel  vor- 
läufig ohne  die  Mitwirkung  der 
Konsularbehörde  anzulegen,  und  um- 
gekehrt. 

In  beiden  Fällen  wird  die  Behörde, 
w^elche  nicht  eingeschritten  ist,  inner- 
halb vierundzwanzig  Stunden  ver- 
ständigt w^erden  und  steht  es  der- 
selben frei,  später  ihre  Siegel  mit 
den  bereits  angelegten   zu  kreuzen. 

Die  Siegel  der  Lokalbehörde  und 
beziehungsweise  jene  der  Konsular- 
behörde dürfen  nur  unter  Mitwirkung 
der  Lokalbehörde,  beziehungsweise 
der  Konsularbehörde  abgenommen 
werden. 

Sollte  jedoch  auf  eine  von  der 
Konsular-  an  die  Lokalbehörde,  oder 
umgekehrt  ergangene  Einladung  zur 
Abnahme  der  beiderseitigen  Siegel 
die  eingeladene  Behörde  innerhalb 
einer  Frist  von  vierundzwanzig 
Stunden  und  wenn  sie  den  Amtssitz 
außerhalb  des  Amtssprengeis  der 
einladenden  Behörde  hat,  innerhalb 
einer  Frist  von  acht  Tagen,  vom 
Empfange  der  Verständigung  an  ge- 
rechnet, sich  nicht  eingefunden  haben, 
so  darf  die  andere  Behörde  allein 
zur  Vornahme  der  gedachten  Amts- 
handlung schreiten. 
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2^  Former  Tinveiitaire  de  tous  les 
biens  mobiliers  et  effets  du  d6funt, 
en  pr^sence  de  Tautoritö  locale,  si, 
apres  en  avoir  6t6  pr6venue,  celle-ci 
croyait  devoir  assister  ä  cet  acte. 
L'autorit^  locale  apposera  sa  signature 
sur  les  proces-verbaux  dress^s  en  sa 
pr^sence,  sans  que,  pour  son  Inter- 
vention d'office  dans  ces  actes,  eile 
puisse  exiger  des  droits  d'aucune 
espece. 

3®  Ordonner  la  vente  aux  encheres 
publiques  des  objets  mobiliers  de  la 
suecession  qui  pourraient  se  d^teriorer 
et  de  ceux  d'une  conservation  difficile. 
L'autorit6  consulaire  en  previendra 
Tautoritö  locale,  afin  que  la  vente 
soit  faite  dans  les  formes  prescrites 
et  par  Tautorit^  comp^tente,  d'apres 
les  lois  du  pays.  Dans  le  cas  oü 
l'autorite  consulaire  n'interviendrait 
pas  ä  cet  effet  et  oü  ce  serait  l'autorite 
locale  qui  aurait  ä  effectuer  la  vente, 
eile  devra  inviter  Tautoritö  consulaire 
ä  y  assister. 


4<>  D6poser  en  lieu  sür  les  effets 
et  valeurs  inventari^s,  conserver  le 
montantdes  cr6ances  que  Ton  r6alisera, 
ainsi  que  le  produit  des  rentes  que 
Ton  percevra.  Ces  d6p6ts  devront  avoir 
lieu  d'accord  avec  l'autorite  locale 
appel^e  ä  assister  aux  Operations  ant6- 
rieures  si,  par  suite  de  la  convocation 
])r6alable,  il  se  präsente  des  sujets  du 
pays  ou  d'une  puissance  tierce  comme 


2.  Aufnahme  des  Inventars  aller 
beweglichen  Güter  und  Effekten  des 
Verstorbenen  in  Gegenwart  der 
Lokalbehörde,  wenn  dieselbe,  auf 
Grund  der  an  sie  ergangenen  Ver- 
ständigung es  für  notwendig  hält, 
diesem  Akte  beizuwohnen.  Die  Lokal- 
behörde wird  den  in  ihrer  Gegenwart 
aufgenommenen  Protokollen  ihre 
Unterschrift  beisetzen,  ohne  für  ihre 
amtliche  Intervention  irgend  eine 
Gebür  beanspruchen  zu  können. 

3.  Anordnung  der  öffentlichen  Ver- 
steigerung jener  beweglichen  Ver- 
lassenschaftsobjekte, welche  dem 
Verderben  unterliegen  oder  deren 
Aufbewahrung  schwierig  ist.  Die 
Konsularbehörde  wird  hiervon  die 
Lokalbehörde  verständigen,  damit 
die  Versteigerung  in  den  vorge- 
schriebenen Formen  und  durch  die  nach 
den  Landesgesetzen  zuständige  Be- 
hörde vorgenommen  werde.  Im  Falle 
als  die  Konsularbehörde  zu  diesem 
Ende  nicht  einschreitet  und  zur  Vor- 
nahme dieser  Feilbietung  die  Lokal- 
behörde berufen  wäre,  soll  sie  die 
Konsularbehörde  einladen,  derselben 
beizuwohnen. 

4.  Deponierung  an  einem  sicheren 
Orte  der  inventierten  Effekten  und 
Wertgegenstände,  Aufbewahrung  der 
Eingänge  von  realisierten  Forde- 
rungen und  Renten.  Die  Hinterlegung 
soll  im  Einvernehmen  mit  der  zur 
Mitwirkung  bei  den  früheren  Amts- 
handlungen berufenen  Lokalbehörde 
stattfinden,  wenn  infolge  der  vorher- 
gegangenen Konvokation  Staatsange- 
hörige des  betreffenden  Landes  oder 
einer  dritten  Macht  als  Interessenten 
an  der  Verlassenschaft,   sei  es  auf 
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int6ress6s  dans  la  succession,  soit  ab 
intestat,  soit  ä  titre  de  testament. 

5°  L'autorit6  locale  statuera  au  plus 
tard  dans  une  semaine,  ä  partir  du 
jour  de  la  fomiation  de  rinventaire, 
sur  la  question  de  savoir  si,  d'apres 
les  lois  du  pays,  il  y  a  lieu  de  fixer 
un  terme,  pendant  lequel  ses  nationaux 
et  les  Sujets  d'une  puissance  tlerce, 
r^sidant  dans  le  pays  oü  le  dec6s  est 
survenu,  pourraient  faire  valoir  leurs 
pr6tentions  ä  T^gard  de  la  succession. 
Ce  terme  ne  d6passera  pas  trois  mois. 


Dans  le  cas  oü  Tautorite  locale 
aurait  fixe  ledit  terme,  l'autorite  con- 
sulaire,  tant  que  ce  terme  ne  sera 
pas  expirö,  se  bornera  ä  prendre  les 
mesures  de  pr^caution  et  d'admini- 
stration  qui  ne  pourront  porter  pre- 
judice  ä  la  Validation  des  droits  des 
personnes  susmentionn^es  devant  le 
tribunal  competent.  Elle  se  bornera 
egalement  k  ce  proc^de,  meme  apr6s 
Texpiration  dudit  terme,  dans  le  cas 
oü  une  contestation  se  serait  61evee 
qui  serait  de  la  competence  des  tri- 
bunaux  du  i)ays  —  et  cela  aussi 
longtemps  que  cette  contestation  sera 
pendante. 

En  cas  d'insuffisance  des  valeurs 
de  la  succession  pour  satisfaire  au 
paiement  integral  de  toutes  les  cr6- 
ances,  les  autorites  consulaires  de  vront, 
conforniement  aux  lois  du  pays,  re- 
iiiettre  immediateuieut  a  Tautorite 
judicialre  ou  bien  s'il  y  a  lieu  aux 
syndics  ou  au  curateur  de  la  faillite, 


Grund  der  gesetzlichen  Erbfolge,  sei 
es  auf  Grund  einer  letztwilligen  An- 
ordnung, auftreten  sollten. 

5.  Die  Lokalbehörde  wird  spätestens 
innerhalb  einer  Woche  von  der  Er- 
richtung des  Inventars  an,  falls  die 
Gesetze  des  Landes  die  Anberaumung 
einer  Frist  vorschreiben,  die  Frist 
ansetzen,  innerhalb  welcher  ihre 
eigenen  Staatsangehörigen  und  die 
Angehörigen  einer  dritten  Macht, 
welche  in  dem  Lande  wohnen,  wo 
der  Todesfall  eingetreten  ist,  ihre 
Ansprüche  auf  die  Verlassenschaft 
geltend  machen  können.  Diese  Frist 
wird  den  Zeitraum  von  drei  Monaten 
nicht  übersteigen. 

Hat  die  Lokalbehörde  eine  solche 
Frist  angesetzt,  so  wird  die  Kon- 
sularbehörde,  insolange  dieselbe  nicht 
abgelaufen  ist,  sich  darauf  be- 
schränken, jene  Sicherungs-  und  Ver- 
waltungsmaßregeln zu  treffen,  welche 
der  Geltendmachung  der  Ansprüche 
der  erwähnten  Personen  vor  dem 
kompetenten  Gerichte  keinen  Eintrag 
tun  können.  Auf  diesen  Vorgang 
Avird  sie  sich,  selbst  nach  Ablauf  der 
Frist  beschränken,  insolange  ein  über 
diese  Ansprüche  etwa  durchzuführen- 
der Rechtsstreit,  zu  dessen  Ent- 
scheidung die  Gerichte  des  I^andes 
berufen  sind,  sich  noch  in  der  Schwebe 
befindet. 

Falls  die  Wertobjekte  des  Nach- 
lasses zur  vollständigen  Begleichung 
aller  Forderungen  nicht  hinreichen, 
sollen  die  Konsular])ehörden  nach 
Maßgabe  der  Landesgesetze  unver- 
züglich alle  Dokumente,  Effekten 
und  Weiigegenstünde,  Avelche  zur 
Verlassenschaft    gehören,    je    nach 


737     — 


Selon  leur  comp6tence,  tous  les  docu- 
ments,  effets  et  valeurs  appartenant 
k  la  succession,  les  susdites  autorit6s 
consulaires  denieurant  charg6es  de 
repr^senter  les  lieritiers  et  16gataires, 
absents,  inineurs  ou  incapables. 


6^  Administrer  ou  liquider,  eux- 
inemes  ou  par  une  personne  qu'ils 
nommeront  sous  leur  responsabilite, 
la  partie  mobiliere  de  la  succession, 
Sans  que  Tautorit^  locale  puisse  in- 
tervenir  dans  ces  Operations,  sauf 
toujours  les  restrictions  mentionn6es 
au  N<^  5  de  cet  article  pour  les  cas 
y  6num6r6s,  et  conformöment  ä  la 
rögle  que  lesfonctionnaires  consulaires 
devront  s'abstenir  de  d^cider  sur  une 
r6clamation  quelconque  61ev6e  par  les 
parties  int6ress6es,  et  qu'ils  devront 
r6server  ä  la  d^cision  du  tribunal  com- 
p^tent,  qui  sera  celui  du  pays,  dans 
tous  les  cas  oü  la  reclamation  ne 
reposerait  pas  sur  le  titre  d'h6r6dit6 
ou  de  legs. 


Apres  que  le  jugement  concernant 
les  r^clamations  susmentionnees,  r6- 
serv^es  ä  la  d^cision  des  tribunaux 
du  pays,  aura  et6  prononc^,  ou  apres 
que  la  somme  requise  pour  leur  ac- 
quittement  aura  ete  d6terniin6e  et 
qu'une  caution  proportionn^e  aura  6te 
fournie,  rentiere  succession  mobiliere, 
en  taut  qu'elle  ne  sera  pas  engag6e 
ä  titre  de  caution  en  faveur  des 
lieritiers  et  l^gataires,  sujets  de  l'Etat 
oü  se  trouve  la  succession  ou  6trangers 
y  residant,  devra,  apres  la  levee  des 


der  Zuständigkeit  entweder  der 
Gerichtsbehörde  oder  den  Konkurs- 
masseverwaltern ausfolgen;  die  Kon- 
sularbehörde  bleibt  jedoch  mit  der 
Vertretung  der  abwesenden,  minder- 
jährigen oder  sonst  zur  eigenen 
Vertretung  unfähigen  Erben  und 
Legatare  betraut. 

6.  Verwaltung  oder  Liquidierung 
des  beweglichen  Teiles  des  Nach- 
lasses, entweder  unmittelbar  oder 
durch  eine  unter  ihrer  Verantwortung 
hierzu  bestellte  Person,  ohne  daß 
die  Lokalbehörde  in  diese  Verfügungen 
einzugreifen  berechtigt  wäre,  vorbe- 
haltlich jedoch  der  in  Nr.  5  dieses 
Artikels  für  die  dort  aufgezählten 
Fälle  festgesetzten  Beschränkungen 
und  unter  Festhaltung  des  Grund- 
satzes, daß  die  Konsularfunktionäre 
sich  der  Entscheidung  über  alle  von 
den  beteiligten  Parteien  erhobenen 
Ansprüche  zu  enthalten  und  dieselbe 
dem  kompetenten  Gerichte  zu  tiber- 
lassen haben,  das  ist  dem  Gerichte 
des  Landes  in  allen  jenen  Fällen, 
wo  der  Anspruch  sich  nicht  auf 
den  Titel  des  Erbrechtes  oder  des 
Vermächtnisses  stützt. 

Nach  Fällung  des  Urteiles  über 
die  obgedachten,  der  Entscheidung 
der  Gerichte  des  Landes  vorbehaltenen 
Ansprüche,  oder  nach  Feststellung 
des  zur  Befriedigung  derselben  er- 
forderlichen Betrages  und  Leistung 
einer  entsprechenden  Sicherstellung 
soll  der  gesamte  bewegliche  Nach- 
laß, insoweit  derselbe  nicht  zur 
Sicherstellung  derjenigen  Erben  und 
Vermächtnisnehmer  zu  dienen  hat, 
welche  Angehörige  des  Staates,  in 
welchem   sich  der  Nachlaß  befindet, 
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scell6s  apposes  par  Tautoritö  locale, 
etre  remise,  pour  en  disposer  ulte- 
rieurement,  k  Tautorit^  consulaire. 


Article  IV. 
Lorsqu'un  sujet  autrichien  ou  hon- 
grois,  en  Serbie,  ou  un  sujet  serbe, 
dansl'un  desterritoiresde  laMonarchie 
austro-hongroise,  sera  dec6d6  dans  un 
endroit  oü  il  ne  se  trouve  pas  d'au- 
torit6  consulaire  de  sa  nation,  Tautorit^ 
locale  comp6tente  procedera,  confor- 
m6ment  k  la  legislation  du  pays,  k 
rinventaire  des  effets  et  k  la  liqui- 
dation  des  biens  que  le  d6funt  aura 
laiss6s  (article  m,  §  3)  et  sera 
oblig6e  d'en  donner  avis,  dans  le 
plus  bref  d61ai  possible,  k  la  L^gation 
ou  k  Tautorite  consulaire  la  plus 
rapprochöe  de  Tendroit  oü  se  sera 
ouverte  la  succession. 


Cependant,  dös  Tinstant  que  le 
fonctionnaire  consulaire  le  plus  rap- 
procli6  de  Tendroit  oü  se  serait  ouverte 
ladite  succession  se  presenterait  per- 
sonnellement  ou  par  Tinterm^diaire 
d'un  d61egu6,  Tintervention  de  Tauto- 
rit6  locale  devra  se  conformer  aux 
prescriptions  de  l'article  m  de  la 
presente  Convention. 

Article  V. 
Les  biens  meubles  laissös  par  un 
sujet  serbe  en  Autriche  ou  en  Hon- 
grie  ne  seront  soumis  en  Autriche- 
Hongrie,  et  vice-versa  les  biens 
meubles  laisses  par  un  sujet  autrichien 


oder  dort  sich  aufhaltende  Fremde 
sind,  nach  Abnahme  der  von  der 
Lokalbehörde  angelegten  Siegel  der 
Konsularbehörde  zur  weiteren  Ver- 
fügung ausgefolgt  werden. 

Artikel  IV. 

Wenn  ein  österreichischer  oder 
ungarischer  Staatsangehöriger  in  Ser- 
bien oder  ein  serbischer  Staatsange- 
höriger in  einem  der  Staatsgebiete 
der  österreichisch-ungarischen  Mo- 
narchie, an  einem  Orte  mit  Tod  ab- 
gegangen ist,  wo  sich  keine  Konsu- 
larbehörde seiner  Nation  befindet, 
hat  die  kompetente  Lokalbehörde, 
der  Gesetzgebung  des  Landes  gemäß, 
zur  Inventierung  der  Effekten  und 
zur  Liquidierung  des  hinterlassenen 
Vermögens  (Artikel  III,  §  3)  zu 
schreiten  und  ist  verbunden,  in  mög- 
lichst kurzer  Frist  der  Gesandtschaft 
oder  der  dem  Orte,  wo  die  Ver- 
lassenschaft eröffnet  worden  ist,  zu- 
nächst befindlichen  Konsularbehörde 
Anzeige  zu  erstatten. 

Von  dem  Augenblicke  jedoch,  als 
der  dem  Orte,  wo  die  gedachte  Ver- 
lassenschaft eröffnet  wurde,  zunächst 
befindliche  Konsularfunktionär  per- 
sönlich oder  durch  Vermittlung  eines 
Stellvertreters  eintritt,  hat  die  Lokal- 
behörde ihr  Vorgehen  den  Bestim- 
mungen des  Artikels  HI  der  gegen- 
wärtigen Konvention  entsprechend 
einzurichten. 

Artikel  V. 
Das  in  Österreich  oder  Ungarn 
hinterlassene  bewegliche  Vermögen 
serbischer  Staatsangehöriger  wird  in 
Österreich-Ungarn  und  umgekehrt 
das  in  Serbien  hinterlassene  beweg- 
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ou  hongrois  en  Serbie  ne  seront 
soumis  en  Serbie  ä  aucune  taxe  qui 
pourrait  etre  imposee  ä  titre  du  d6c6s, 
du  droit  de  succession  ou  de  la  remise 
de  rheritage. 

Article  ^a. 
Lorsqu'un  sujet  des  Parties  con- 
tractantes  se  trouvera  interess6  dans 
la  succession,  ouverte  sur  un  des 
territoires  de  Tautre  Partie,  soit  d'un 
de  ses  nationaux,  soit  d'un  indigöne, 
soit  d'un  sujet  d'une  tierce  puissance, 
les  autorit^s  locales  infomieront  sans 
d6lai  de  Touverture  de  la  succession 
Tautoritö  consulaire  la  plusrapprochee. 

Article  VH. 
Les  valeurs  et  effets  appartenant 
aux  marins  ou  passagers,  sujets  de 
l'une  des  Parties  contractantes,  morts 
ä  bord  d'un  navire  de  l'autre  Partie, 
seront  envoyes  au  Consul  de  la  nation 
respective  pour  etre  remis  4  Tautoritö 
du  pays  du  defunt. 


Article  Vm. 
Lorsqu'un  sujet  autrichien  ou  hon- 
grois  dec6d6  en  Serbie  ou  un  sujet  serbe 
d6cede  en  Autriche-Hongrie  y  a  laiss6 
un  enfant  mineur,  ou  bien  s'il  y  avait 
lieu  de  constituer  un  curateur  k  un 
sujet  autrichien  ou  hongrois  r6sidant 
en  Serbie  ou  k  un  sujet  serbe  r6sidant 
dans  la  Monarchie  austro-hongroise, 
l'autoritelocale  comp6tente  organisera, 
d'accord  avec  le  Consul  gen^ral,  Con- 
sul, Vice-consul  ou  Agent  consulaire 


liehe  Vermögen  eines  österreichischen 
oder  ungarischen  Staatsangehörigen 
wird  in  Serbien,  aus  Anlaß  des  Todes- 
falles, der  Erbfolge  und  der  Aus- 
folgung keiner  wie  immer  gearteten 
Gebür  unterworfen. 

Artikel  VI 
Wenn  ein  Staatsangehöriger  eines 
der  vertragenden  Teile  an  einer  im 
Gebiete  des  anderen  Teiles  eröffneten 
Verlassenschaft,  sei  es  eines  seiner 
Nationalen,  sei  es  eines  Eingebomen, 
sei  es  eines  Staatsangehörigen  einer 
dritten  Macht,  beteiligt  erscheint, 
so  sollen  die  Lokalbehörden  von  der 
Eröffnung  der  Verlassenschaft  die 
nächstbefindliche  Konsularbehörde 
ohne  Verzug  in  Kenntnis  setzen. 

Artikel  VIL 
Die  Wertgegenstände  und  Effekten 
der  einem  der  vertragenden  Teile 
angehörigen  Schiffleute  oder  Passa- 
giere, welche  an  Bord  eines  Schiffes 
des  anderen  Teiles  gestorben  sind, 
sollen  dem  Konsul  der  betreffenden 
Nation,  behufs  Übergabe  an  die  hei- 
matliche Behörde  des  Verstorbenen 
zugemittelt  werden. 

Artikel  Vm. 
Hinterläßt  ein  Angehöriger  der 
österreichisch-ungarischen  Monarchie 
in  Serbien  oder  ein  Angehöriger  des 
Fürstentums  Serbien  in  Österreich 
oder  Ungarn  ein  minderjähriges  Kind 
oder  tritt  bei  einem  in  Serbien  sich 
aufhaltenden  Angehörigen  der  öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie  oder 
bei  einem  in  Österreich  oder  Ungarn 
sich  aufhaltenden  Angehörigen  Ser- 
biens die  Notwendigkeit  einer  Kura- 
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du  rayon  ou,  ä  defaut  de  ces  derniers, 
avec  le  Consul  general,  Consul,  Vice- 
consul  ou  Agent  consulaire  le  plus 
rapproch^,  la  tuteile  ou  la  curatelle 
autant  que  l'autorite  comp^tente  du 
lieu  de  domicile  n'aura  pas  pris 
d'autres  mesures  k  ce  sujet. 


Article  IX. 

II  ne  sera  pas  requis  de  I6gali- 
sation  pour  les  documents  exp6di6s 
par  les  autorites  judiciaires  des  terri- 
toires  d'Etat  des  Parties  contractantes 
en  matifere  civile  ou  penale.  Ces 
documents  seront  revetus  du  sceau 
de  l'autorite  judiciaire  qui  les  exp6die. 

Les  documents  exp6di6s  par  les 
notaires  publics,  huissiers  et  autres 
f onctionnaires  judiciaires  devront  etre 
16galis6s. 

La  legalisation  sera  considöree  re- 
guliere si  le  document  aura  ete  revetu 
de  la  signature  et  du  sceau  d'office 
d'une  autorite  judiciaire  de  l'Etat  oü 
reside  le  fonctionnaire  qui  a  dresse 
le  document. 

Los  actes  sous  seing  prive  qui 
auront  ete  legalis^s  par  une  autorite 
judiciaire,  ne  seront  pas  soumis  ä 
une  legalisation  ulterieure. 

Article  X. 
Les  Parties  contractantes  s'engagent 
a  se  transmottre  reciproquemcnt  les 
actes  de  Tetat  civil  (actes  denaissance, 
de  mariage  ou  de  deces)  redigös  dans 
Icurs  territoii-es  d'Etat  et  qui  con- 
cernent  les  sujets  de   Fautre  Partie, 


telsbestellung  ein,  so  hat  die  kompe- 
tente Lokalbehörde  im  Einvernehmen 
mit  dem  Generalkonsul,  Konsul,  Vize- 
konsul oder  Konsularagenten  des 
Amtsbezirkes  oder  in  dessen  Ermang- 
lung mit  dem  zunächst  befindlichen 
Generalkonsul,  Konsul,  Vizekonsul 
oder  Konsularagenten  einen  Vormund 
oder  Kurator  für  so  lange  zu  be- 
stellen, bis  von  der  zuständigen 
Heimatsbehörde  eine  andere  Ver- 
fügung getroffen  v^ird. 

Artikel  IX. 

Die  von  den  Gerichten  der  ver- 
tragenden Teile  im  Civilverfahren 
oder  in  Strafsachen  ausgestellten 
Urkunden  bedürfen  keiner  Legali- 
sierung. Diese  Urkunden  werden  mit 
dem  Siegel  des  Gerichtes,  welches 
sie  ausstellt,  versehen  sein. 

Die  von  den  öffentlichen  Notaren, 
Gerichtsvollziehern  und  anderen  ge- 
richtlichen Funktionären  ausgestellten 
Urkunden  müssen  legalisiert  sein. 

Die  Legalisierung  ist  als  erfolgt 
anzusehen,  wenn  die  Urkunde  die 
Unterschrift  und  das  Amtssiegel  eines 
Gerichtes  des  Staates  trägt,  wo  der 
Funktionär,  der  die  Urkunde  ausge- 
stellt hat,  seinen  Amtssitz  hat. 

Die  von  einem  Gerichte  legalisierten 
Privaturkunden  l)edürfcn  keiner  wei- 
teren liegalisierung. 

Artikel  X. 
Die  vertragenden  Teile  verpflichten 
sich,  die  in  ihren  Staatsgebieten  er- 
richteten und  Staatsangehörige  des 
anderen  Teiles  l)etreffenden  Civil- 
standsakte(Geburtsscheine/rrauungs- 
scheine,   Totenscheine)    sich   gegen- 
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si  ces  actes  sont  juges  necessaires 
pour  l'usage  offlciel  et  qu'ils  seront 
r^clam^s  par  Tautorit^  comp^tente. 

L'expedition  ainsi  que  la  com- 
munication  des  actes  de  T^tat  civil 
(fui  auront  6t6  r6clam6s  pour  Tusage 
officiel  par  l'autorit^  comp6tente  sc 
fera  sans  etre  soumise  ä  des  frais 
quelconques. 

Cependant  si  ces  actes  6taient 
r6clam6s  en  faveur  des  particuliers, 
la  r^daction  et  la  communication 
n'aiira  lieu  gratuitement  que  lorsqu'il 
s'agira  d'une  personne  indigente  et 
que  son  indigence  aura  6t6  certifi^e 
par  Tautorit^  locale  comp^tente. 

Article  XI. 
Les  Parties  contractantes  s'en- 
gagent  k  astreindre  les  fonctionnaires 
civiles  et  eccl^siastiques  charg6s  de 
tenir  les  registres  de  l'^tat  civil  k 
transmettre  tous  les  six  mois,  en 
Serbie  k  la  L6gation  de  Sa  Majest6 
Imperiale  et  Royale  Apostolique,  et 
r^ciproquement  en  Autriche-Hongrie 
ä  la  L^gation  de  Son  Altesse  le 
Prince  de  Serbie,  des  extraits  ou  des 
certiflcats,  düment  16galis6s,  des  actes 
de  naissance,  de  mariage  et  de  d6c6s, 
concernant  les  sujets  de  l'autre  Partie 
contractante.  La  remise  aura  lieu 
d'officc,  Sans  d^lai,  ni  frais,  en  la 
forme  usit^e  dans  le  pays.  Lesdits 
extraits  ou  certificats  devront  contenir 
toutes  les  indications  essentielles 
port^es  par  les  registres,  et  faire, 
autant  que  possible,  mention  du  lieu 
d'origine  ou  du  domicile  des  personnes 
auxquelles  ils  se  r6ferent. 


seitig  zu  übeimitteln,  sofern  diese 
Akte  zum  offiziellen  Gebrauche  nötig 
erachtet  und  von  der  kompetenten 
Behörde  verlangt  werden. 

Die  Ausfertigung  sowohl,  als  die 
Übermittlung  der  zum  amtlichen  Ge- 
brauche durch  die  kompetente  Be- 
hörde verlangten  Civilstandsakte  wird 
ohne  Einhebung  irgend  welcher 
Kostenbeträge  stattfinden. 

Sollten  jedoch  die  fraglichen  Akte 
zugunsten  einer  Privatperson  verlangt 
werden,  so  wird  ihre  Ausfertigung 
und  Übermittlung  nur  dann  unent- 
geltlich erfolgen,  wenn  es  sich  um 
eine  mittellose  Person  handelt  und 
deren  Mittellosigkeit  durch  die  kom- 
petente Lokalbehörde   bestätigt  ist. 

Artikel  XI. 
Die  vertragenden  Teile  werden 
die  staatlichen  und  geistlichen  Funk- 
tionäre, welche  die  Civilstandsregister 
zu  führen  haben,  verhalten,  in  Serbien 
der  Gesandtschaft  Seiner  k.  und  k. 
Apostolischen  Majestät  und  in  Öster- 
reich-Ungarn der  Gesandtschaft  Seiner 
Hoheit  des  Fürsten  von  Serbien  alle 
sechs  "Monate  gehörig  legalisierte 
Auszüge  oder  Zertifikate  über  die 
Geburten,  Heiraten  und  Todesfälle, 
welche  die  Staatsangehörigen  des 
anderen  vertragenden  Teiles  betreffen, 
mitzuteilen.  Die  Mitteilung  wird  ohne 
Aufschub  kostenfrei  in  der  im  Lande 
üblichen  Form  geschehen.  Diese 
Auszüge  und  Zertifikate  werden  alle 
wichtigen  im  Register  auf  genommenen 
Daten  und  nach  Möglichkeit  auch 
den  Geburtsort  und  Wohnsitz  der 
betreffenden  Person  enthalten. 
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Les  extraits  ou  certificats  qui 
seraient  di-ess^s  dans  une  autre 
langue  que  la  langiie  latine  ou  alle- 
mande,  seront  accompagn^s  d'une 
traduction  dans  une  de  ces  deux 
langues  ou  d'une  traduction  fran- 
?aise,  düment  certiflöe  par  Tautorit^ 
comp6tente. 

Article  XII. 

La  präsente  Convention  sera  ex6- 

cutoire  trois  mois  apr^s  T^change  des 

ratifications    et  restera   en   vigueur 

pendant  dix  ans  k  partir  de  ce  jour. 

Dans  le  cas  oü  aucune  des  Parties 
contractantes  n'aurait  notifi^,  douze 
mois  avant  la  fin  de  ladite  p6riode, 
son  intention  d'en  faire  cesser  les 
effets,  eile  demeurera  obligatoire  jus- 
qu'ä  l'expiration  d'une  ann^e  ä  partir 
du  jour  oü  l'une  ou  l'autre  des  Parties 
contractantes  l'aura  d6nonc6e. 


Article  XlII. 

La  präsente  Convention  sera 
ratifi^e  et  ses  ratifications  en  seront 
6cliang6es  k  Vienne  aussitot  que 
faii-e  se  pourra. 

En  foi  de  quoi  les  P16nipoten- 
tiaires  respectifs  Font  sign6e  et  y 
ont  appos6  le  sceau  de  leurs  armes. 


Ic 


Fait  ä  Vienne  en  double  exp6dition 

6  mai 


24  avril 


188L 


(L.  S.)  Benjamin  de  Källay  m.  p. 

(L.  S.)  G.  Paviovitch  m.  p. 

(L.  8.)  P.  Steftch  m.  p. 


Den  Auszügen  und  Zertifikaten, 
welche  in  einer  anderen  Sprache  als 
in  der  lateinischen  oder  deutschen 
abgefaßt  sind,  werden  durch  die 
kompetente  Behörde  bestätigte  Über- 
setzungen in  einer  dieser  beiden 
Sprachen  oder  in  der  französischen 
Sprache  beigegeben  werden. 

Artikel  Xn. 

Die  gegenwärtige  Konvention  wird 
drei  Monate  nach  Austausch  der 
Ratifikationen  in  Wirksamkeit  treten 
und  soll  während  zehn  Jahre  von 
diesem  Tage  an  in  Kraft  bleiben. 

Im  Falle,  daß  keiner  der  beiden 
vertragenden  Teile  zwölf  Monate 
vor  dem  Ablauf  dieses  Termins  seine 
Absicht,  die  Wirkungen  dieser  Über- 
einkunft aufhören  zu  lassen,  notifiziert 
haben  sollte,  bleibt  dieselbe  in  Geltung 
bis  zum  Ablaufe  eines  Jahres  von 
dem  Tage  ab,  an  welchem  der  eine 
oder  der  andere  der  vertragenden 
Teile  dieselbe  gekündigt  haben  vrird. 

Artikel  XIIL 

Die  gegenwärtige  Konvention  wird 
ratifiziert  und  werden  die  Ratifi- 
kationen, sobald  als  möglich,  in  Wien 
ausgetauscht  werden. 

Urkund  dessen  haben  die  beider- 
seitigen Bevollmächtigten  die  gegen- 
wärtige Konvention  unterzeichnet 
und  derselben  ihr  Siegel  beigedrückt. 

So   geschehen   in   doppelter  Aus- 

6.  Mai 


fertigung  zu  Wien,  am 


24.  April 


1881. 


(L.  S.)  Benjamin  v.  Källay  m.  p. 

(L.  S.)  G.  Paviovitch  m.  p. 

(L.  S.)  P.  Stertch  m.  p. 
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9.  Konvention  vom  3.  Juli  1880,   abgeschlossen  mit  dem  Sultan 
von  Marokko  wegen  Ausübung  des  Sehutzrechtes  (R.  G.  B.  XXXIV 

ex  1882,  Nr.  98). 

(Abgeschlossen  in  Madrid  am  3.  Juli  1880,    von  Seiner  k.   und  k.  Apostolischen  Majestät 
ratifiziert  am  26.  Dezember  1880,    in  den  Ratifikationen  ausgewechselt  am  1.  Mai  1881.) 


Urtext. 

Sa  Majeste  TEmpereur  d'Autriche, 
Roi  de  Boheme,  etc.  etc.  et  Roi 
Apostolique  de  Hongrie;  Sa  Majeste 
TEmpereur  d'Allemagne,  Roi  de 
Prusse;  SaMajest6  le  Roi  des  Beiges; 
Sa  Majeste  le  Roi  de  Dänemark; 
Sa  Majeste  le  Roi  d'Espagne;  San 
Excellence  le  President  des6tats-Unis 
d'Am^rique;  Son  Excellence  le  Pre- 
sident de  la  Republique  Fran^aise; 
Sa  Majeste  la  Reine  du  Royaume 
Uni  de  la  Grande -Bretagne  et  d'Ir- 
lande;  Sa  Majeste  le  Roi  d'Italie; 
Sa  Majeste  le  Sultan  du  Maroc;  Sa 
Majeste  le  Roi  des  Pays-Bas;  Sa 
Majeste  le  Roi  de  Portugal  et  des 
Algarves;  Sa  Majeste  le  Roi  de 
SuMe  et  Norvege; 


ayant  reconnu  la  necessite  d'etablir 
sur  des  bases  fixes  et  uniformes 
l'excercice  du  droit  de  protection  au 
Maroc,  et  de  regier  certaines  questions 
qui  s'y  rattachent,  ont  nomm6  pour 
leurs  Pienipotentiaires  ä  la  Con- 
ference qui  s'est  reunie  k  cet  effet  ä 
Madrid,  savoir: 

Sa  Majeste  TEmpereur  d'Autriche, 
et  Roi  Apostolique  de  Hongrie,  Mon- 
sieur   le   Comte    F.manuel    Ludolf, 


Übersetzung. 

Seine  Majestät  der  Kaiser  von 
Österreich,  König  von  Böhmen  etc. 
etc.  und  Apostolischer  König  von 
Ungarn,  Seine  Majestät  der  deutsche 
Kaiser,  König  von  Preußen,  Seine 
Majestät  der  König  der  Belgier, 
Seine  Majestät  der  König  von  Däne- 
mark, Seine  Majestät  der  König  von 
Spanien,  Seine  Exzellenz  der  Präsi- 
dent der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika,  Seine  Exzellenz  der  Präsi- 
dent der  französischen  Republik, 
Ihre  Majestät  die  Königin  des  ver- 
einigten Königreiches  von  Groß- 
britannien und  Irland,  Seine  Majestät 
der  König  von  Italien,  Seine  Majestät 
der  Sultan  von  Marokko,  Seine  Ma- 
jestät der  König  der  Niederlande, 
Seine  Majestät  der  König  von  Por- 
tugal und  Algarbien,  Seine  Majestät 
der  König  von  Schweden  und  Nor- 
wegen; 

haben  in  Erwägung  der  Notwen- 
digkeit, die  Ausübung  des  Schutz- 
rechtes in  Marokko  auf  feste  und 
gleichartige  Grundlagen  zu  stellen, 
und  gewisse,  damit  in  Verbindung 
stehende  Fragen  zu  regeln,  zu  ihren 
Bevollmächtigten  bei  der  zu  diesem 
Ende  in  Madrid  versammelten  Kon- 
ferenz ernannt,  und  zwar: 

Seine  Majestät  der  Kaiser  von 
Österreich,  und  Apostolischer  König 
von    Ungarn,    den    Herrn    Grafen 
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Son  Conseiller  intime  et  actuel,  Grand- 
croix  de  VOrdre  Imperial  de  Leopold, 
Chevalier  de  premiere  classe  de 
rOrdre  de  la  Couronne  de  fer,  etc. 
etc.,  Son  Envoy6  extraordinaire  et 
Ministre  pl6nipotentiaire  pres  Sa 
Majest6  catholique; 

SaMajest6  TEmpereur  d'Allemagne, 
Roi  de  Prasse,  Monsieur  le  Comte 
Eberhardt  de  Solms-Sonnenwalde, 
Commandeur  de  premi6re  classe  de 
Son  Ordre  de  l'Aigle  Rouge  avec 
feuilles  de  chene,  Chevalier  de  la 
Croix  de  fer,  etc.  etc.,  Son  Envoy6 
extraordinaire  et  pl6nipotentiaire 
pres  Sa  Majest6  catholique; 

Sa  Majeste  le  Roi  des  Beiges, 
Monsieur  Edouard  Anspach,  Officier 
de  Son  Ordre  de  Leopold,  etc.  etc., 
Son  Envoye  extraordinaire  et  Ministre 
plenipotentiaire  pres  Sa  Majeste 
catholique; 

Sa  Majeste  le  Roi  d'Espagne,  Don 
Antonio  Cänovas  del  Castillo, 
Chevalier  de  I'Ordre  insigne  de  la 
Toison  d'or,  etc.  etc.,  President  de 
Son  Conseil  des  Ministres; 

Son  Excellence  le  President  des 
Etats-Unis  d'Am^rique,  Monsieur  le 
General  Lucius  Fairchild,  Envoye 
extraordinaire  et  Ministre  plenipo- 
tentiaire des  Etats-Unis  pr^s  Sa 
Majeste  catholique; 

Son  Excellence  le  President  de  la 
Republique  Franc^aise,  Monsieur  le 
Vice-amiral  J  au  res,  Senateur,  Com- 
mandeur de  la  Legion  d'honneur,  etc. 
etc.,  Ambassadeur  de  la  Republique 
Fran^aise  pres  Sa  Majeste  catholique; 
Sa  Majeste  la  Reine  du  Royaume 
Uni  de  la  Grande-Bretagne  et  d'Ir- 


Emanuel  Ludolf,  Seinen  wirklichen 
geheimen  Rat,  Großkreuz  des  Leo- 
poldordens, Ritter  des  Ordens  der 
eisernen  Krone  erster  Klasse  etc.  etc., 
Seinen  außerordentlichen  Gesandten 
und  bevollmächtigten  Minister  bei 
Seiner  katholischen  Majestät; 

Seine  Majestät  der  deutsche  Kaiser, 
König  von  Preußen,  den  Herrn  Grafen 
Eberhard  von  Solms-Sonnenwalde, 
Komtur  Seines  Roten  Adlerordens 
erster  Klasse  mit  Eichenlaub,  Ritter 
des  eisernen  Kreuzes  etc.  etc..  Seinen 
außerordentlichen  Gesandten  und  be- 
vollmächtigten Minister  bei  Seiner 
katholischen  Majestät; 

Seine  Majestät  der  König  der 
Belgier,  Herrn  Eduard  Anspach, 
Offizier  Seines  Leopoldordens  etc. 
etc..  Seinen  außerordentlichen  Ge- 
sandten und  bevollmächtigten  Minister 
bei  Seiner  katholischen  Majestät; 

Seine  Majestät  der  König  von 
Spanien,  Don  Anton  Cänovas  del 
Castillo,  Ritter  des  Ordens  vom 
goldenen  Vließe  etc.  etc.,  Präsident 
Seines  Ministerrates; 

Seine  Exzellenz  der  Präsident  der 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  den 
Herrn  General  Lucius  Fairchild, 
außerordentlichen  Gesandten  und  be- 
vollmächtigten Minister  der  Ver- 
einigten Staaten  bei  Seiner  katho- 
lischen Majestät; 

Seine  Exzellenz  der  Präsident  der 
französischen  Republik,  den  Herrn 
Vizeadmiral  Jaures,  Senator,  Kom- 
mandeur der  Ehrenlegion  etc.  etc.,  Bot- 
schafter der  französischen  Rei)ublik 
bei  Seiner  katholischen  Majestät; 

Ihre  Majestät  die  Königin  des 
vereinigten  Königreiches  Großbritan- 
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lande,  THonorable  Lionel  Sackville 
Sack ville  West,  SonEnvoy^  extra- 
ordinaire  et  Ministre  plenipotentiaire 
pres  Sa  Majest6  catholique;  lequel 
est  egalement  autoris6  k  re  präsenter 
Sa  Majeste  le  Roi  de  Danemark; 


Sa  Majeste  le  Roi  d'Italie,  Mon- 
sieur le  Comte  Joseph  Greppi, 
Grand-officierdel'Ordre  de  St-Maurice 
et  St-Lazare,  de  celui  de  laCouronne 
d'Italie,  etc.  etc.,  Son  Envoy6  extra- 
ordinaire  et  Ministre  plenipotentiaire 
pres   Sa   Majeste  catholique; 

Sa  Majeste  le  Sultan  du  Maroc, 
le  Taleb  Sid  Mohammed  Vargas, 
Son  Ministre  des  affaires  6trang6res 
et  Ambassadeur  extraordinaire; 

Sa  Majeste  le  Roi  des  Pays-Bas, 
Monsieur  le  Jonkheer  Maurice  de 
Heldewier,  Commandeur  de  l'Ordre 
Royal  du  Lion  N6erlandais,  Chevalier 
de  rOrdre  de  la  Couronne  de  chene 
de  Luxembourg,  etc.  etc.,  Son  Mi- 
nistre Resident  pr6s  Sa  Majest6 
catholique; 

Sa  Majeste  le  Roi  de  Portugal  et 
des  Algarves,  Monsieur  le  Comte 
de  Casal  Ribeiro,  Pair  du  Royaume, 
Grand-croix  de  l'Ordre  du  Christ, 
etc.  etc.,  Son  Envoy6  extraordinaire 
et  Ministre  plenipotentiaire  pres  Sa 
Majest6  catholique; 

Sa  Majest6  le  Roi  de  Suede  et  de 
Norv6ge,  Monsieur  Henri  Akerman, 
Commandeur  de  premiere  classe  de 
l'Ordre  de  Wasa,  etc.  etc.,  Son  Mi- 


nien und  Irland,  den  ehrenwerten 
Lionel  Sackville  Sackville  West, 
Ihren  außerordentlichen  Gesandten 
und  bevollmächtigten  Minister  bei 
Seiner  katholischen  Majestät,  der 
gleichfalls  bevollmächtigt  ist.  Seine 
Majestät  den  König  von  Dänemark 
zu  vertreten; 

Seine <  Majestät  der  König  von 
Italien,  den  Herrn  Grafen  Josef 
Greppi,  Großoffizier  des  St.  Mauri- 
tius- und  St.  Lazarusordens  und  des 
Ordens  der  italienischen  Krone  etc.. 
Seinen  außerordentlichen  Gesandten 
und  bevollmächtigten  Minister  bei 
Seiner  katholischen  Majestät; 

Seine  Majestät  der  Sultan  von 
Marokko,  den  Taleb  Sid  Mohammed 
Vargas,  Seinen  Minister  der  aus- 
wärtigen Angelegenheiten  und  außer- 
ordentlichen Botschafter; 

Seine  Majestät  der  König  der 
Niederlande,  den  Herrn  Jonkheer 
Moritz  von  Heide wier,Kommandeur 
des  königlich  niederländischen  Löwen- 
ordens, Ritter  des  luxemburgischen 
Ordens  der  Eichenkrone  etc.  etc.. 
Seinen  Ministerresidenten  bei  Seiner 
katholischen  Majestät; 

Seine  Majestät  der  König  von 
Portugal  und  Algarbien,  den  Herrn 
Grafen  von  Casal  Ribeiro,  Pair 
des  Königreiches,  Großkreuz  des 
Christusordens  etc.  etc.,  Seinen  außer- 
ordentlichen Gesandten  und  bevoll- 
mächtigten Minister  bei  Seiner  ka- 
tholischen Majestät; 

Seine  Majestät  der  König  von 
Schweden  und  Norwegen,  Herrn 
Heinrich  Akerman,  Kommandeur 
des  schwedischen  Wasaordens  erster 
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nistre    Resident    pr^s    Sa    Majest6 
catholique; 

lesquels,  en  vertu  de  leurs  pleins 
pouvoirs,  reconnus  en  bonne  et  due 
forme,  ont  arret6  les  dispositions 
suivantes: 

Article  1^^- 
Les  conditions  dans  lesquelles  la 
protection  peut  etre  accordee  sont 
Celles  qui  sont  stipulees  dans  les 
Trait6s  britannique  et  espagnol  avec 
le  Gouvernement  marocain  et  dans 
la  Convention  survenue  entre  ce  Gou- 
vernement, la  France  et  d'autres 
puissances  en  1863,  sauf  les  modi- 
fications  qui  y  sont  apportees  par  la 
präsente  Convention. 


Article  2. 

Les  Repr6sentants  ^trangers,  Chefs 
de  mission,  pourront  choisir  leurs 
interpretes  et  employ6s  parmi  les 
Sujets  marocains  ou  autres. 

Ces  proteg6s  ne  seront  soumis  ä 
aucun  droit,  impot  ou  taxe  quel- 
conque,  en  dehors  de  ce  qui  est 
stipule  aux  articles  12  et  13. 


Article  3. 
Les  Consuls,  Vice-consuls  ou  Agents 
consulaires,  Chefs  de  poste  qui  re- 
sident dans  les  Etats  du  Sultan  du 
Maroc,  ne  pourront  choisir  qu'un  inter- 
prete,  un  soldat  et  deux  domestiques 
parmi  les  sujets  du  Sultan,  a  moins 
qu'ils  n'aient  besoin  d'un  secretaire 
indigene. 


Klasse,  Seinen  Ministerresidenten  bei 
Seiner  katholischen  Majestät; 

welche  auf  Grund  ihrer  in  guter 
und  gehöriger  Form  befundenen  Voll- 
machten die  folgenden  Bestimmungen 
festgesetzt  haben: 

Artikel  1. 
Die  Bedingungen,  unter  denen  der 
Schutz  gewährt  werden  kann,  sind 
jene,  welche  im  englischen  und  im 
spanischen  Vertrage  mit  der  marok- 
kanischen Regierung  und  in  der 
zwischen  dieser  Regierung,  Frank- 
reich und  anderen  Mächten  im  Jahre 
1863  abgeschlossenen  Konvention 
vereinbart  worden  sind,  mit  Ausnahme 
der  durch  die  gegenwärtige  Kon- 
vention eingeführten  Abänderungen. 

Artikel  2. 

Die  fremden  Vertreter,  Chefs  der 
Missionen  können  ihre  Dolmetscher 
und  Beamten  unter  den  marokkani- 
schen Untertanen  oder  anderen  Staats- 
angehörigen wählen. 

Diese  Schutzbefohlenen  werden 
keinen  anderen  Auflagen,  Steuern 
oder  Taxen  unterworfen  sein  mit 
Ausnahme  dessen,  was  in  den  Artikeln 
12  und  13  festgestellt  wird. 

Artikel  3. 
Die  Konsuln,  Vizekonsuln  und  Kon- 
sularagenten, welche  Amsvorstände 
sind  und  in  den  Staaten  des  Sultans 
von  Marokko  residieren,  werden  aus 
den  Untertanen  des  Sultans  nicht 
mehr  als  einen  Dolmetsch,  einen  Sol- 
daten und  zwei  Diener  wählen  können, 
außer  in  dem  Falle,  wenn  sie  einen 
eingebomen  Sekretär  benötigen. 
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Ces  proteges  ne  seront  soumis  non 
plus  ä  aucun  droit,  impot  ou  taxe 
quelconque,  en  dehors  de  ce  qui  est 
stipule  aux  articles  12  et  13. 


Article  4. 
Si  im  Repräsentant  nomme  un 
sujet  du  Sultan  ä  un  poste  d' Agent 
consulaire  dans  une  ville  de  la  cote, 
cet  Agent  sera  respect6  et  honor^, 
ainsi  que  sa  famille  habitant  sous  le 
meme  toit,  laquelle,  comme  lui-meme, 
ne  sera  soumise  ä  aucun  droit,  impot 
ou  taxe  quelconque  en  dehors  de  ce 
qui  est  stipule  aux  articles  12  et  13; 
mais  il  n'aura  pas  le  droit  de  pro- 
t^ger  d'autres  sujets  du  Sultan  en 
dehors  de  sa  famille. 


II  pourra,  toutefois,  pour  l'exer- 
cice  de  ses  fonctions,  avoir  un  soldat 
prot6g6. 

Les  G6rants  des  Vice-consulats, 
sujets  du  Sultan,  jouiront,  pendant 
l'exercice  de  leurs  fonctions,  des 
memes  droits  que  les  Agents  con- 
sulaires  sujets  du  Sultan. 


Article  5. 
Le  Gouvernement  marocain  recon- 
nait  aiix  Ministres,  Charges  d'affaires 
et  autres  Representants  le  droit,  qui 
leur  est  accorde  par  les  Traites,  de 
choisir  les  personnes  qu'ils  emploient, 
soit  k  leur  Service  personnel,  seit  ä 
celui  de  leurs  Gouvernements,  ä  moins 
toutefois  que  ce  ne  soient  des  Cheiks 
ou  autres  employes  du  gouvernement 


Diese  Schutzbefohlenen  werden 
gleichfalls  keiner  anderen  Auflage, 
Steuer  oder  Taxe  unterworfen  sein, 
mit  Ausnahme  dessen,  was  in  den 
Artikeln  12  und  13  festgestellt  wird. 

Artikel  4. 

Wenn  ein  fremder  Vertreter  einen 
Untertan  des  Sultans  zum  Konsular- 
agenten in  einer  Küstenstadt  ernennt, 
so  wird  dieser  Agent  respektiert 
und  geehrt  werden,  sowie  auch  seine, 
mit  ihm  unter  demselben  Dache 
wohnende  Familie,  welche,  sowie  er 
selbst,  keinerlei  Auflage,  Steuer  oder 
Taxe  mit  Ausnahme  der  in  den  Ar- 
tikeln 12  und  13  festgesetzten,  unter- 
worfen sein  wird,  aber  er  wird  nicht 
das  Recht  haben,  außer  seiner  Fa- 
milie andere  Untertanen  des  Sultans 
in  seinen  Schutz  zu  nehmen. 

Er  wird  jedoch  behufs  Ausübung 
seiner  Funktionen  einen  Soldaten 
haben  können,  welcher  sein  Schutz- 
befohlener ist. 

Die  Gereuten  der  Vizekonsulate, 
welche  Untertanen  des  Sultans  sind, 
werden  während  der  Ausübung  ihrer 
Funktionen  dieselben  Rechte  ge- 
nießen wie  die  Konsularagenten,  die 
Untertanen  des  Sultans  sind. 

Artikel  5. 
Die  marokkanische  Regierung  er- 
kennt den  Ministern,  Geschäfts- 
trägem und  anderen  Vertretern  das 
ihnen  durch  die  Verträge  gewähr- 
leistete Recht  zu,  die  Personen, 
welche  sie  zu  ihrem  persönlichen 
Dienste,  oder  zu  dem  ihrer  Regierung 
verwenden,  zu  wählen,  jedoch  nicht 
aus  den  Chejks  oder  anderen  Ange- 
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marocain,  tels  que  les  soldats  de 
ligne  ou  de  cavalerie,  en  dehors  des 
Maghaznias  preposes  ä  leur  garde. 
De  meme  ils  ne  pourront  employer 
aucun  sujet  marocain  sous  le  coup 
de  poursuites. 


II  reste  entendu  que  les  proces 
clvils  engages  avant  la  protection 
se  termineront  devant  les  tribunaux 
qui  en  auront  entame  la  procedure. 
L'execution  de  la  sentence  ne  ren- 
contrera  pas  d'empechement. 


Toutefois  Tautorite  locale  maro- 
caine  aura  soin  de  communiquer  im- 
mediatement  la  sentence  rendue  ä  la 
Legation,  Consulat  ou  Agence  con- 
sulaire  dont  releve  le  protege. 

Quant  aux  ex-proteges  qui  'auraient 
un  proces  commence  avant  que  la 
protection  eüt  cesse,  leur  affaire 
sera  jugee  par  le  tribunal  qui  en 
etait  saisi. 


Le  droit  de  protection  ne  pourra 
etre  exerc6  k  Tegard  des  personnes 
poursuiyies  pour  un  delit  ou  un  crime 
avant  qu'elles  n'aient  ete  jugees  par 
les  autorites  du  pays,  et  qu'elles 
n'aient,  s'il  y  a  lieu,  accompli  leur 
peine. 

Article  6. 
La   protection   s'etend   sur  la  fa- 
mille    du   protege.    Sa   demeure   est 
respectee. 


stellten  der  marokkanischen  Regie- 
rung, wie  auch  abgesehen  von  den  die 
Schutzwachen  bildenden  Maghaznias, 
nicht  aus  den  Soldaten  der  Linie 
und  Kavallerie.  Ebenso  werden  sie 
keinen  unter  gerichtlicher  Verfolgung 
stehenden  marokkanischen  Untertan 
anstellen  können. 

Es  ist  selbstverständlich,  daß  die 
Rechtsstreitigkeiten,  welche  vor  der 
Aufnahme  in  das  Schutzverhältnis 
bereits  anhängig  waren,  bei  den 
Gerichten,  vor  welchen  das  Ver- 
fahren begonnen  hat,  ausgetragen  wer- 
den. Der  Urteilsexekution  wird  kein 
Hindernis  in  den  Weg  gelegt  werden. 

Die  marokkanische  Lokalbehörde 
wird  jedoch  Sorge  dafür  tragen,  daß 
das  gefällte  Urteil  sogleich  der  Ge- 
sandtschaft, dem  Konsulate  oder  der 
Agentie,  unter  welcher  der  Schutz- 
befohlene steht,  mitgeteilt  wird. 

Rechtsstreitigkeiten,  welche  Per- 
sonen, die  nicht  mehr  in  dem  Schutz- 
verhältnisse stehen,  betreffen  und 
bereits  vordem  Aufhören  des  letzteren 
begonnen  haben,  werden  von  dem  Ge- 
richte, bei  dem  sie  zuerst  anhängig 
waren,  zu  Ende  geführt  werden. 

Das  Recht  des  Schutzes  findet 
keine  Anwendung  auf  Personen, 
welche  wegen  eines  Vergehens  oder 
Verbrechens  verfolgt  sind,  bevor 
nicht  von  der  Lokalbehörde  das  Ur- 
teil gefällt  wurde,  und  sie  eventuell 
ihre  Strafe  abgebüßt  haben. 

Artikel  6. 
Das  Schutzrecht  erstreckt  sich  auf 
die   Familie    des    Schutzbefohlenen ; 
seine    Behausung    wird    respektiert 
werden. 
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II  est  entendu  que  la  famille  ne 
se  compose  que  de  la  femme,  des 
enfants  et  des  parents  mineurs  qui 
habitent  sous  le  meme  toit. 

La  protection  n'est  pas  hereditaire. 
üne  seule  exception,  dejä  etablie 
par  la  Convention  de  1863  et  qui 
ne  saurait  creer  un  prec6dent,  est 
maintenue  en  faveur  de  la  famille 
Benchimol. 

Cependant,  si  le  Sultan  du  Maroc 
accorderait  une  autre  exception, 
chacune  des  puissances  contractantes 
aurait  le  droit  de  reclamer  une  con- 
cession  semblable. 


Article  7. 
Les   Representants   etrangers    in- 
formeront  par  ecrit  le  Ministre  des 
affaires  etrangöres  du  Sultan  du  choix 
qu'ils  auront  fait  d*un  employe. 

Ils  communiqueront  chaque  annee 
audit  Ministre  une  liste  nominative 
des  personnes  qu'ils  protfegent  ou 
qui  sont  protegees  par  leurs  Agents 
dans  les  Etats  du  Sultan  du  Maroc. 

Cette  liste  sera  transmise  aux 
autorites  locales,  qui  ne  considereront 
comme  proteges  que  ceux  qui  y  sont 
inscrits. 


Article  8. 

Les  Agents  consulaires  remettront 

cha(iue   annee  ä   Tautorite   du    pays 

qu'ils  habitent  une  liste,  revetue  de 

leur  sceau,  des  personnes  qu'ils  pro- 


Als  zur  Familie  gehörig  werden 
nur  die  Gattin,  die  Kinder  und  die 
unter  demselben  Dache  wohnenden 
minderjährigen  Verwandten  be- 
trachtet. 

Der  Schutz  ist  nicht  erblich.  Eine 
einzige  Ausnahme,  welche  bereits 
durch  die  Konvention  von  1863  auf- 
gestellt wurde,  und  welche  kein 
Präzedens  schaffen  soll,  wird  zu- 
gunsten der  Familie  Benchimol  auf- 
rechterhalten. 

Wenn  übrigens  der  Sultan  von 
Marokko  eine  andere  Ausnahme  ge- 
währen würde,  so  hätte  jeder  der  ver- 
tragschließenden Mächte  das  Recht, 
solches  Zugeständnis  auch  für  sich 
zu  beanspruchen. 

Artikel  7. 

Die  fremden  Vertreter  werden  den 
Minister  des  Äußern  des  Sultans 
schriftlich  von  der  durch  sie  ge- 
troffenen Wahl  eines  Angestellten 
verständigen. 

Sie  werden  jährlich  dem  genannten 
Minister  ein  Namensverzeichnis  der 
Personen  übermitteln,  welche  sie 
oder  ihre  Agenten  in  den  Staaten 
des  Sultans  von  Marokko  unter 
Schutz  genommen  haben. 

Diese  Liste  wird  den  Lokalbehörden 
übermittelt  werden,  welche  nur  die- 
jenigen Personen,  die  in  denselben 
eingetragen  sind,  als  Schutzbefohlene 
betrachten  werden. 

Artikel  8. 
Die  Konsularagenten  werden  jähr- 
lich  der    Behörde   des   Landes,    in 
welchem    sie    residieren,   eine    mit 
ihrem  Siegel  versehene  Liste  der  von 
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tegent.  Cette  autorite  la  transmettra 
au  Ministre  des  affaires  etrangeres, 
afin  que,  si  eile  n'est  pas  confornie 
aux  reglements,  les  Representants  ä 
Tanger  en  soient  informes. 


L'Officier  consulaire  sera  tenu 
d'annoncer  immödiatement  les  change- 
ments  survenus  dans  le  personnel 
protöge  de  son  Consulat. 

Article  9. 
Les  domestiques,  fermiers  et  autres 
employ^s  indigenes  des  secr^taires 
et  interprfetes  indigenes  ne  jouissent 
pas  de  la  protection.  II  en  est  de  meme 
pour  les  employ^s  ou  domestiques 
marocains  des  sujets  etrangers. 

Toutefois,  les  autoritös  locales  ne 
pourront  arreter  un  employe  ou 
domestique  d'un  fonctionnaire  in- 
digfene  au  Service  d'une  Legation  ou 
d'un  Consulat,  ou  d'un  sujet  ou  pro- 
tege  etranger,  sans  en  avoir  prevenu 
rautorit6  dont  il  depond. 


Si  un  sujet  marocain  au  Service 
d'un  sujet  etranger  venait  ä  tuer 
quelqu'un,  ä  le  blesser  ou  k  violer 
son  domicil,  il  serait  immediatement 
arrete,  mais  l'autorit^  diplomatique 
ou  consulaire  sous  laquelle  il  est 
plac6  serait  avertie  sans  retard. 


Article  10. 
II  n'est  rien  cliange  ä  la  Situation 
des  censaux  teile  qu'elle  a  6te  etablie 


ihnen  beschützten  Personen  über- 
mitteln. Diese  Behörde  wird  die  Liste 
dem  Minister  des  Äußern  einsenden, 
damit,  wenn  dieselbe  nicht  den  be- 
stehenden Vorschriften  entspräche, 
die  Vertreter  in  Tanger  davon  in 
Kenntnis  gesetzt  werden  würden. 
Der  Konsularbeamte  ist  gehalten, 
die  Veränderungen  sogleich  anzu- 
zeigen, welche  unter  den  Schutz- 
genossen seines  Konsulates  eintreten. 

Artikel  9. 

Die  einheimischen  Diener,  Päch- 
ter und  andere  Angestellten  der  ein- 
heimischen Sekretäre  und  Dolmetsche 
sind  des  Schutzes  nicht  teilhaftig; 
dasselbe  gilt  von  den  marokkanischen 
Angestellten  und  Dienern  der  frem- 
den Untertanen. 

Die  Lokalbehörde  wird  jedoch 
einen  Angestellten  oder  Diener,  sei 
es  eines  eingebomen  Funktionärs, 
welcher  im  Dienste  einer  Gesandt- 
schaft oder  eines  Konsulates  steht, 
sei  es  eines  fremden  Untertans  oder 
Schutzbefohlenen  nicht  verhaften 
können,  ohne  zuvor  die  ihm  vor- 
gesetzte Behörde  benachrichtigt  zu 
haben. 

Wenn  ein  im  Dienste  eines  fremden 
Untertans  stehender  marokkanischer 
Untertan  jemanden  tötet,  verwundet, 
oder  dessen  Hausrecht  verletzt,  wird 
er  sofort  verhaftet  werden;  jedoch 
ist  die  diplomatische  oder  Konsular- 
behörde,  unter  welcher  er  steht,  ohne 
Verzug  hiervon  zu  benachrichtigen. 

Artikel  10. 
An  den  Verhältnissen  der  Sensale, 
wie   dieselben    durch    die   Verträge 


—     751     — 


par  les  Traites  et  par  la  Convention 
de  1863,  sauf  ce  qni  est  stipule, 
relativement  aux  impots,  dans  les 
articles  suivants. 

Article  11. 
Le   droit  de   propriete  au  Maroc 
est  reconnu  pour  tous  les  etrangers. 

L'achat  de  propri6tes  devra  etre 
effectue  avec  le  consentement  pr6a- 
lable  du  gouvernement,  et  les  titres 
de  ses  propri6t6s  seront  soumis  aux 
formes  prescrites  par  les  lois  du  pays. 

Toute  question  qui  pourrait  surgir 
sur  ce  droit  sera  decidee  d'aprös  ces 
memes  lois,  avec  l'appel  au  Ministre 
des  affaires  etrangeres  stipule  dans 
les  Trait6s. 


Article  12. 
Les  6trangers  et  les  proteges, 
propri^taires  ou  locataires  de  terrains 
cultiv6s,  ainsi  que  les  censaux  adon- 
n6s  ä  l'agriculture,  paieront  Timpot 
agricole.  Ils  remettront  chaque  ann6e 
ä  leur  Consul  la  note  exacte  de  ce 
qu'ils  possedent,  en  acquittant  entre 
ses  mains  le  montant  de  Timpot. 

Celui  qui  fera  une  fausse  d6- 
claration  paiera,  ä  titre  d'amende, 
le  double  de  l'impot  qu'il  aurait  du 
reguliörement  verser  pour  les  biens 
non  declares.  En  cas  de  r6cidive 
cette  amende  sera  doublte. 


La  nature,  le  mode,  la  date  et  la 
quotit6   de   cet  impot  seront  Tobjet 


und  durch  die  Konvention  von  1863 
festgestellt  wurden,  wird  nichts  ge- 
ändert, mit  Ausnahme  dessen,  was 
bezüglich  der  Steuern  in  den  folgen- 
den Artikeln  bestimmt  ist. 

Artikel  IL 

Allen  Fremden  in  Marokko  wird 
das  Recht  des  Grunderwerbes  zu- 
erkannt. 

Der  Ankauf  von  Grundeigentum 
soll  mit  vorgängiger  Einwilligung  der 
Regierung  erfolgen  und  die  Besitz- 
titel werden  den  durch  die  Landes- 
gesetze vorgeschriebenen  Förmlich- 
keiten unterliegen. 

Alle  Fragen,  welche  über  dieses 
Recht  entstehen  könnten,  werden  nach 
eben  diesen  Gesetzen  entschieden,  mit 
Vorbehalt  der  in  den  Verträgen  fest- 
gesetzten Berufung  an  den  Minister 
des  Äußern. 

Artikel  12. 

Die  Fremden  und  die  Schutz- 
befohlenen, welche  Eigentümer  oder 
Pächter  bebauter  Ländereien  sind, 
sowie  die  ackerbautreibenden  Sensale 
werden  die  Grundsteuer  entrichten. 
Sie  werden  jährlich  dem  Konsul  ein 
genaues  Verzeichnis  ihres  Besitzes 
und  in  dessen  Hände  den  Betrag 
der  Steuer  erlegen. 

Wer  eine  falsche  Angabe  macht, 
wird  als  Strafe  den  doppelten  Betrag 
der  Steuer  zahlen,  welche  er  vor- 
schriftsmäßig für  die  nicht  ange- 
gebenen Güter  sonst  hätte  berichti- 
gen müssen.  Im  Wiederholungsfalle 
wird  diese  Geldstrafe  verdoppelt 
werden. 

Die  Beschaffenheit,  dieEinhebungs- 
art,  die  Termine  und  die  Höhe  dieser 
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d'uu  reglement  special  entre  les 
Repr^sentants  des  puissances  et  le 
Ministre  des  affaires  etrangeres  de 
Sa  Majeste  Sh^riffienne. 

Article  13. 
Les  etrangers,  les  prot6g6s  et  les 
censaux  propri6taires  de  betes  de 
somine  paieront  la  taxe  dites  de  portes. 
La  quotit6  et  le  mode  de  perception 
de  cette  taxe,  commune  aux  6trangers 
et  aux  indigenes,  seront  egalement 
Tobjet  d'un  röglement  special  entre 
les  Repr6sentants  des  puissances  et 
le  Ministre  des  affaires  6trangeres 
de  Sa  Majest6  Sh^riffienne. 


Ladite  taxe  ne  pourra  etre 
augment6e  sans  un  nouvel  accord 
avec  les  Kepr6sentants  des  puissances. 

Article  14. 
La  m^diation  des  interpretes, 
secr6täires  indigenes  ou  soldats  des 
diff^rentes  L6gations  ou  Consulats, 
lorsqu'il  s'agira  de  personncs  non 
plac^es  sous  la  protection  de  la 
L6gation  ou  du  Consulat,  ne  sera 
admise  qu'autant  qu'ils  seront  por- 
teurs  d'un  document  sign6  par  le 
Chef  de  mission  ou  par  Tautorite 
consulaire. 


Article  15. 
Tout  sujct  marocain  naturalise  a 
l'^tranger,  qui  reviendra  au  Maroc, 
dovra,  apres  un  tomps  de  sejour  egal 
a  celui  qui  lui  aura  ete  regulieremont 
n^cessaire   pour   obtenir    la   natura- 


Steuer  werden  den  Gegenstand  eines 
besonderen  Übereinkommens  zwischen 
den  Vertretern  der  Mächte  und  dem 
Minister  des  Äußern  Seiner  Scherifi- 
schen  Majestät  bilden. 

Artikel  13. 

Die  Fremden,  die  Schutzgenossen 
und  die  Sensale,  welche  Eigentümer 
von  Tragtieren  sind,  werden  die  so- 
genannte Tortaxe  entrichten.  Die 
Höhe  und  die  Einhebungsart  dieser 
Taxe,  die  von  Fremden  und  Ein- 
heimischen gleichmäßig  zu  tragen 
ist,  werden  ebenfalls  Gegenstand 
eines  besonderen  Übereinkommens 
zwischen  den  Vertretern  der  Mächte 
und  dem  Minister  des  Äußern  Seiner 
Scheriflschen  Majestät  bilden. 

Die  erwähnte  Taxe  wird  ohne 
ein  neuerliches  Einvernehmen  mit 
den  Vertretern  der  Mächte  nicht  er- 
höht werden  können. 

Artikel  14. 
Die  Vermittlung  der  Dolmetsche, 
einheimischen  Sekretäre  und  Soldaten 
der  verschiedenen  Gesandtschaften 
und  Konsulate  wird,  wenn  es  sich 
um  Personen  handelt,  die  nicht  unter 
dem  Schutze  der  Gesandtschaft  oder 
des  Konsulates  stehen,  nur  dann  zu- 
gelassen werden,  wenn  sie  Inhaber 
einer  vom  Missionschef  oder  von 
der  Konsularbehörde  ausgefertigten 
Legitimation  sind. 

Artikel  15. 
Jeder  im  Auslande  naturalisierte 
marokkanische  Ihitertan ,  welcher 
nacli  Marokko  zurückkehrt,  wird, 
nach  einem  Aufenthalte  von  gleicher 
Dauer,  wie  derjenige,  welclier  not- 
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lisation,  opter  entre  sa  soumission 
entiere  aux  lois  de  TEmpire  ou 
Tobligation  de  quitter  le  Maroc,  ä 
moins  qu'il  ne  soit  eonstat6  que  la 
naturalisation  6trangere  a  ^t6  ob- 
temie  avec  rassentiment  du  Gou- 
vernement marocain. 


La  naturalisation  6trangere  ae- 
quise  jusqu'a  ce  jour  par  des  sujets 
marocains  suivant  les  regles  stabiles 
par  les  lois  de  chaque  pays,  leur  est 
maintenue,  pour  tous  ses  effets,  sans 
restriction  aucune. 


Article  16. 
Aucune  protection  irr^guliere  ni 
officieuse  ne  pourra  etre  accord^e  ä 
Tavenii'.  Les  autorit^s  marocaines 
ne  reconnaitront  jamais  d'autres  Pro- 
tections, quelle  que  soit  leur  nature, 
que  Celles  qui  sont  express6ment 
arret^es  dans  cette  Convention. 


Cependant  Texercice  du  droit 
coutumier  de  protection  sera  r6- 
serve  aux  seuls  cas  oü  il  s'agirait  de 
r^compenser  des  Services  signal6s 
rendus  par  un  Marocain  a  une  puis- 
sance  etrangere  ou  pour  d'autres 
motifs  tout  ä  fait  exceptionnels. 


La  nature  des  Services  et  I'in- 
tention  de  les  r^compenser  par 
la  protection  seront  pr6alablement 
notifi^es  au  Ministre  des  affaires 
etrangeres  a  Tanger,  afin  qu'il  puisse 
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wendig  war,  um  die  Naturalisation 
zu  erlangen,  zwischen  seiner  voll- 
ständigen Unterwerfung  unter  die 
Gesetze  des  Reiches  oder  der  Ver- 
pflichtung Marokko  zu  verlassen, 
optieren  müssen,  es  sei  denn,  daß 
nachweislich  die  Naturalisation  im 
Auslande  mit  Zustimmung  der  marok- 
kanischen Regierung  erlangt  wor- 
den ist. 

Die  fremde  Staatsangehörigkeit, 
welche  bis  zum  heutigen  Tage  von 
marokkanischen  Untertanen  gemäß 
den  Gesetzen  jedes  Landes  erworben 
wurde,  wird  für  dieselben  mit  allen 
ihren  Wirkungen,  ohne  irgend  eine 
Beschränkung,  aufrechterhalten. 

Artikel  16. 

In  Hinkunft  wird  kein  regel- 
widriger, noch  officiöser  Schutz  aus- 
geübt werden  können.  Die  marok- 
kanischen Behörden  werden  unter 
keinen  Umständen  ein  anderes  Schutz- 
verhältnis anerkennen,  welcher  Art  es 
auch  immer  sein  mag,  als  ein  solches, 
das  in  der  gegenwärtigen  Konvention 
ausdrücklich  vorgesehen  ist. 

Die  Ausübung  des  auf  dem  Her- 
kommen beruhenden  Schutzerteilungs- 
rechtes wird  für  die  alleinigen  Fälle 
vorbehalten,  in  denen  es  sich  darum 
handelt,  einen  Marokkaner  für  her- 
vorragende, einer  fremden  Macht 
geleistete  Dienste  oder  aus  anderen 
ganz  ausnahmsweisen  Gründen  zu 
belohnen. 

Die  Art  dieser  Dienste  und  die 
Absicht,  dieselben  durch  die  Ver- 
leihung des  Schutzes  zu  belohnen, 
werden  vorher  dem  Minister  des 
Äußern  in  Tanger  bekanntgegeben 
48 
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au  besoin  präsenter  ses  observations; 
la  r^solution  definitive  restera  nean- 
moins  r6serv6e  au  Gouvernement  au- 
quel  le  Service  aura  6t6  rendu.  Le 
nombre  de  ces  proteg^s  ne  pourra 
d6passer  celui  de  douze  par  puis- 
sance,  qui  reste  fix6  comme  maximum, 
ä  nioins  d'obtenir  Tassentiment  du 
Sultan. 


La  Situation  des  prot6g6s  qui  ont 
obtenu  la  protection  en  vertu  de  la 
coutume  d^somiais  r6gl6e  par  la 
präsente  disposition  sera,  sans  linii- 
tation  du  nombre  pour  les  proteg^s 
actuels  de  cette  cat6gorie,  identique 
pour  eux  et  pour  leurs  familles,  ä 
Celle  qui  est  6tablie  pour  les  autres 
prot^g^s. 


werden,  damit  er  nötigen  Falles  seine 
Bemerkungen  vorbringen  könne;  die 
endgültige  Schlußfassung  bleibt  je- 
doch der  Regierung  vorbehalten, 
welcher  der  Dienst  geleistet  worden 
ist.  Die  Anzahl  solcher  Schutz- 
befohlenen darf  zwölf  für  jede  Macht, 
welche  Zahl  als  die  höchste  zulässige 
festgesetzt  wird,  nicht  überschreiten, 
es  sei  denn,  daß  die  Zustimmung  des 
Sultans  hierzu  erlangt  wird. 

Die  Rechtslage  der  Schutzbefoh- 
lenen, welche  den  Schutz  auf  Grund 
des  für  die  Zukunft  durch  die  gegen- 
wärtigen Bestimmungen  geregelten 
Gewohnheitsrechtes  erlangt  haben, 
wird  ohne  Beschränkung  der  Anzahl 
hinsichtlich  der  gegenwärtig  im  Be- 
sitze des  Schutzrechtes  Befindlichen 
dieser  Kategorie  für  ihre  Person, 
sowie  für  ihre  Familie  ganz  die 
gleiche  sein,  wie  die  der  übrigen 
Schutzbefohlenen. 


Article  17. 

Le  droit  au  traitement  de  la  nation 

]a  plus  favorisee  est  reconnu  par  le 

Maroc   a   toutes    les   puissances   re- 

present^es  a  la  Conference  de  Madrid. 


Artikel  17. 
Marokko    erkennt   sämtlichen    bei 
der  Madrider  Konferenz  vertretenen 
Mächten    das    Recht    der    meistbe- 
irünstisrten  Nation  zu. 


Article  18. 
LapresenteConvention  sera  ratifiee. 
Les    ratitications    seront    ecliangees 
ä   Tanger   dans   le   plus    bref    delai 
possible. 

rar  consenteiiiont  exceptionnel  des 
Hautes  Parties  contractantes,  les 
dispositious  de  la  presente  Convention 
entreront  en  vigueur  ä  piwtiv  du  jour 
de  la  signature  ä  Madrid. 


Artikel  18. 
Die  vorliegende  Konvention  wird 
ratifiziert  und   die   Ratifikationen  in 
Tanger     ehetunlichst     ausgetauscht 
werden. 

Infolge  ausnahmsweiser  Zustim- 
mung der  Hohen  vertragschlielkniden 
Teile  werden  die  Bestimmungen  der 
gegenwärtigen  Konvention  bereits 
mit  dem  Tage  der  in  ]\[adrid  erfolgten 
Unterzeichnuna"  in  Iviaft  treten. 
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En  foi  de  quoi  les  P16nipoten- 
tiaires  respectifs  ont  sign6  la  prä- 
sente Convention,  et  y  ont  appos6 
le  sceau  de  leurs  armes. 

Fait  ä  Madrid,  en  treize  exem- 
plaires,  le  trois  juillet  niil  huit  cent 
quatre-vingt. 

(L.  S.)  E.  Ludolf  m.  p. 

(L.  8.)  Gr.  E.  Solms  m.  p. 

(L.  S.)  Anspach  m.  p. 

(L.  8.)  A.  Cänovas  del  Castillo  m.  p. 

(L.  S.)  Lucius  Fairchild  m.  p. 

(L.  8.)  Jauräs  m.  p. 

(L.  8.j  L  S.  Sackville  West  m.  p. 

(L.  8.)  G.  Greppi  m.  p. 

(L.  8.)  Mohammed  Vargas  m.  p. 

(L.  S.)  Heldewier  m.  p. 

iL.  8.)  Casal  Ribeiro  m.  p. 

(L.  8.)  Akerman  m.  j). 


Urkund  dessen  haben  die  Bevoll- 
mächtigten die  gegenwärtige  Kon- 
vention unterzeichnet  und  ihre  Siegel 
beigedrückt. 

Ausgefertigt  zu  Madrid  in  13 
Exemplaren  den  3.  Juli  1880. 

(L.  8.)  E.  Ludolf  m.  p. 

(L.  8.)  Gf.  E.  Solms  m.  p. 

(L.  S.)  Anspach  m.  p. 

(L.  8.)  A.  Cänovas  del  Castillo  m.  p. 

(L.  8.)  Lucius  Fairchild  m.  p. 

(L.  8.)  Jaurts  m.  p. 

(L.  8.)  L  S.  Sackville  West  m.  p. 

(L.  8.)  J.  Greppi  m.  p. 

(L.  8.)  Mohammed  Vargas  m.  p. 

(L.  8.)  Heldewier  m.  p. 

(L.  8.)  Casal  Ribeiro  m.  p. 

(L.  8.)  Akerman  m.  p. 


m. 

Auszüge  aus  Handels-  und  Schiffahrtsverträgen,  betreffend 

die    Stellung,    Vorreclite    und    den    Wirliungsltreis    der 

gegenseitigen  Konsuln.*) 

1.  Auszug  aus  dem  Handels-  und  Schiffahrtsvertrage 

vom  6.  Dezember  1891  zwischen  Österreich-Ungarn  und  Italien 

(R.  G.  B.  Nr.  17  ex  1892). 

Artikel  26. 
Die  vertrag-enden  Teile  bewillig-en  sich  g-egenseitig  das  Recht,  Konsuln 
in    allen    denjenigen   Häfen    und   Handelsplätzen   des   anderen   Teiles   zu 
ernennen,  in  denen  Konsuln  irgend  eines  diitten  Staates  zugelassen  werden 


"1  Der  zu  rkrlin  am  13.  Juli  1878  zwischen  Osterreich-üngarn,  Deutschland, 
Frankreich,  ü  roßbritannien,  Italien,  Rußland  und  der  Türkei  abgeschlossene 
Staat.- v»rtriij:  enthält  einige  auf  die  Stellung,  die  Rechte  und  Immunitäten  der  in 
B  u  1  IT a  r  i  e  n .  < )  s  t  r  u  m  e  1  i  e  n .  31  o  n  t  e  n  e  if  r  o.  Serbien  und  Rumänien  bestellten  Konsular- 
funktion'.irf  «l^r  vertrag.scliließenden  Teile  bezug  habenden  Bestimmungen.  Der  Voll- 
.stiindiL'k*  it  we-j-en  werden  an  die^ier  Stelle  die  betreffenden  Vertragsartikel  wortgetreu 
angetiihrt. 

48* 
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Diese  Konsuln  des  einen  der  vertragenden  Teile  sollen  unter  der 
Bedingung  der  Gegenseitigkeit  im  Gebiete  des  anderen  Teiles  dieselben 
Vorrechte,  Befugnisse  und  Befreiungen  genießen,  deren  sich  diejenigen 
irgend  eines  Staates  erfreuen  oder  erfreuen  werden. 


2.   Auszug   aus   dem   zu   Berlin    am   13.   Juli   1878   zwischen 

Österreich-Ungarn,    Deutschland,   Frankreich,  *  Großbritannien, 

Italien,  Rußland  und  der  Türkei  abgeschlossenen  Staatsvertrage 

(R.  G.  B.  Nr.  43  ex  1879). 

Der  gedachte  Staatsvertrag  enthält  nachstehende  auf  die  Stellung, 
die  Rechte  und  Immunitäten  der  in  Bulgarien,  Ostrumelien,  Monte- 
negro, Serbien  und  Rumänien  bestellten  Konsularfunktionäre  der  ver- 
tragschließenden Teile  sowie  auf  die  Okkupation  und  Verwaltung  Bosniens 
und  der  Herzegowina  bezug  habenden  Bestimmungen. 

(Bosnien  und  Herzegowina.)  —  Der  Artikel  XXV  des  Staats  Ver- 
trages zwischen  Österreich -Ungarn,  Deutschland,  Frankreich, 
Großbritannien,  Italien,  Rußland  und  der  Türkei,  de  dato  Berlin, 
13.  Juli  1878  (R.  G.  B.  Nr.  43  ex  1879),  lautet  wie  folgt: 

Die  Provinzen  Bosniens  und  Herzegowina  werden  von  Österreich- 
Ungarn  besetzt  und  verwaltet  werden.  Da  die  österreichisch-ungarische 
Regierung  nicht  wünscht,  die  Verwaltung  des  Sandschaks  von  Novibazar, 
welches  sich  zwischen  Serbien  und  Montenegro  in  südöstlicher  Richtung 
bis  über  Mitrovitza  hinaus  erstreckt,  auf  sich  zu  nehmen,  wird  die  otto- 
manische Verwaltung  dort  weiter  in  Wirksamkeit  verbleiben. 

Nichtsdestoweniger  behält  sich  Österreich-Ungarn  um  die  Aufrecht- 
haltung des  neuen  politischen  Zustandes  ebenso  wie  die  Freiheit  und 
Sicherheit  der  Komnmuikationswege  zu  sichern,  das  Recht  vor,  ini  ganzen 
Umfange  dieses  Teiles  des  ehemaligen  Vihijets  von  Bosnien  Garnisonen 
zu  halten  und  militärische  sowie  Handelsstraßen  zu  besitzen. 

Zu  diesem  Zwecke  behalten  sich  die  Regierungen  von  Österreich- 
Ungarn  und  der  Türkei  eine  weitere  Verständigung  über  die  Details  vor. 

(Bulgarien)  Artikel  VIII,  Absatz  4.  —  Die  Immunitäten  und  Privi- 
legien der  fi'cmden  Untertanen,  sowie  die  Rechte  der  Jurisdiktion  und  des 
Schutzes  der  Konsuln,  so  wie  sie  durch  Kapitulationen  und  die  Gebräuche 
festgestellt  sind,  l)leiben  in  voller  Kraft,  so  lange  sie  nicht  durch  das 
Einverständnis   der   dabei  interessierten  Parteien  modifiziert  worden  sind. 

(Ostrumelien)  Artikel XX.  —  Die  Verträge,  Konventionen  und  inter- 
nationalen Übereinkoumien  jeglicher  Art,  welche  zwischen  der  Pforte  und 
den   fremden  Mächten   geschlossen   sind   oder  geschlossen  werden,   finden 
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ihre  Anwendung  auf  Ostrumelien,  wie  auf  das  ganze  ottomanische  Reich. 
Die  von  Fremden  erworbenen  Immunitäten  und  Privilegien  was  immer 
für  einer  Art  werden  in  dieser  Provinz  respektiert  werden. 

(Montenegro)  Artikel  XXIX,  Absatz  8  und  9.  —  Die  Hafen-  und 
Gesundheitspolizei  sowohl  in  Antivari  als  längs  der  Küste  von  Montenegro 
wird  durch  Österreich-Ungarn  vermittels  leichter  Küstenwachtschiffe  aus- 
geübt. Montenegro  nimmt  die  für  Dalmatien  geltenden  Seegesetze  an. 
Seinerseits  verpflichtet  sich  Österreich- Ungarn  der  montenegrinischen 
Handelsflagge  seinen  Konsularschutz  zuteil  werden  zu  lassen. 

(Serbien)  Artikel  XXXVII,  Absatz  3.  —  Die  Immunitäten  und 
Privilegien  fremder  Untertanen,  sowie  die  Jurisdiktion  und  die  Konsular- 
schutzrechte,  wie  sie  heute  bestehen,  bleiben  in  voller  Kraft  so  lange  sie 
nicht  durch  ein  gemeinsames  Einverständnis  zwischen  dem  Fürstentume 
und  den  dabei  interessierten  Mächten  modifiziert  worden  sind. 

(Rumänien)  Ai'tikel  XLIX.  —  Konventionen  können  von  Rumänien 
abgeschlossen  werden,  um  die  Privilegien  und  Befugnisse  der  Konsuln  in 
bezug  auf  den  Konsularschutz  im  Fürstentume  zu  regeln.  Die  erworbenen 
Rechte  bleiben  in  Kraft,  so  lange  sie  nicht  durch  ein  gemeinsames  Ein- 
verständnis zwischen  dem  Fürstentume  und  den  dabei  interessierten  Parteien 
modifiziert  werden. 

Artikel  L.  Bis  zum  Abschlüsse  eines  Vertrages,  welcher  die  Pri- 
vilegien und  Befugnisse  der  Konsuln  zwischen  der  Türkei  und  Rumänien 
regelt,  sollen  rumänische  Untertanen,  welche  im  ottomanischen  Reiche 
reisen  oder  verweilen  und  die  Ottomanen,  welche  in  Rumänien  reisen 
oder  verweilen,  die  Rechte  genießen,  welche  den  Untertanen  der  übrigen 
europäischen  Mächte  garantiert  sind. 

3.  Auszug  aus  dem  Handels-  und  Schiffahrtsvertrage  vom 
3.  Juni  1880  zwischen  Österreich-Ungam  und  Spanien  (R.  G.  B. 

Nr.  29  ex  1881). 

(Mit  dem   Modus   vivendi  vom  30.  Juni  1892,  R.  G.  B.  Nr.  32,  bis  zum  Abschlüsse  eines 

definitiven  Vertrages  verlängert.) 

Artikel  XXIII. 

Die  östeiTeichisch-ungarischen  Konsuln  und  sonstigen  Konsularagenten 
in  Spanien  sollen  alle  Privilegien,  Befreiungen  und  Immunitäten  genießen, 
wie  die  Konsuln  und  anderen  Agenten  gleicher  Eigenschaft  der  meist- 
begünstigten Nation. 

Das  gleiche  soll  in  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  bezüglich 
der  Konsuln  oder  anderen  Konsularagenten  Spaniens  der  Fall  sein. 
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4a.  Auszug  aus  dem  Handelsvertrage  vom  6. Dezember  1891  zwischen 
Österreich-Ungarn  und  dem  Deutschen  Reiche  (R.G.B.  Nr.  15  ex  1892). 

Artikel  20. 

Die  vertrag'schließenden  Teile  bewilligen  sich  gegenseitig  das  Recht, 
Konsuln  in  allen  denjenigen  Häfen  und  Handelsplätzen  des  anderen  Teiles 
zu  ernennen,  in  denen  Konsuln  irgend  eines  dritten  Staates  zugelassen 
werden. 

Diese  Konsuln  des  einen  der  vertragschließenden  Teile  sollen,  unter 
der  Bedingung  der  Gegenseitigkeit  in  dem  Gebiete  des  anderen  Teiles 
dieselben  Vorrechte,  Befugnisse  und  Befreiungen  genießen,  deren  sich 
diejenigen  irgend  eines  diitten  Staates  erfreuen  oder  erfreuen  werden. 

Artikel  21. 
Jeder  der  vertragschließenden  Teile  wird  seine  Konsuln  im  Auslande 
verpflichten,  den  Angehörigen  des  anderen  Teiles,  sofern  letzterer  an  dem 
betrefl:'enden  Platze  durch  einen  Konsul  nicht  vertreten  ist,  Schutz  und 
Beistand  in  derselben  Art  und  gegen  nicht  höhere  Gebüren  wie  den 
eigenen  Angehörigen  zu  gewähi*en. 

4b.  Auszug  aus  dem  Schlußprotokoll  zu  dem  oberwähnten  Handels- 
vertrage mit  dem  Deutschen  Reiche. 

Zu  den  Artikeln  20  und  21  des  fraglichen  Handelsvertrages. 

Unter  Konsuln  sind  alle  mit  Konsulargeschäften  Beauftragten  ver- 
standen. 

Jeder  der  vertragschließenden  Teile,  dessen  Angehörigen  der  Konsul 
des  anderen  Teiles  nach  Maßgabe  des  Artikels  21  Schutz  und  Beistand 
gewährt  hat,  ist  verpflichtet,  die  dadurch  erwachsenen  Auslagen  und  Kosten 
nach  denselben  Grundsätzen  zu  erstatten,  wie  dies  von  dem  Teile,  welcher 
den  Konsul  bestellt  hat,  rücksichtlich  seiner  eigenen  Angehörigen  ge- 
schehen würde. 

5  a.  Auszug   aus   dem  Handels-  und  Schiffahrtsvertrage 

vom  5.  Dezember  1897  zwischen  der  österreichisch-ungarischen 

Monarchie  und  Japan  (R.  G.  B.  Nr.  218  ex  1898). 

(Gehchlosscn  zu  Wien  am  5.  Dezember  1897,  von  Seiner  k.  und  k.  Apostolischen  ^[ajestiit 

ratifiziert  zu  Wien  am  30.  NovemV)er  1898,   worüber  die  Auswechslunj^f  der  beider>eitio:en 

Katifikationen  am  30.  November  1898  zu  Wien  statt^ifefunden  hat.) 

Artikel  I. 
Die  Angehörig-en    eines   jeden  der  Hohen   vertrag-scliließenden  Teile 
sollen   volle  Freiheit   genießen,   überall  die  Gebiete  des  anderen  vertrag-- 
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schließenden  Teiles  zu  betreten,  zu  bereisen  oder  sich  daselbst  nieder- 
zulassen und  sollen  vollen  und  uneingeschränkten  Schutz  für  ihre  Person 
und  ihr  Eigentum  genießen. 

Sie  sollen  freien  und  ungehinderten  Zutritt  zu  den  Gerichten  haben 
zur  Verfolgung  und  Verteidigung  ihrer  Rechte;  sie  sollen  in  gleicher 
Weise  wie  die  Inländer  das  Recht  haben,  Anwälte,  Advokaten  und  Ver- 
treter zur  Verfolgung  und  Verteidigung  ihrer  Rechte  vor  diesen  Gerichten 
frei  zu  wählen  und  zu  verwenden,  und  in  allen  anderen  auf  die  Rechts- 
pflege bezüglichen  Angelegenheiten  alle  Rechte  und  Begünstigungen  der 
Inländer  genießen. 

Die  Angehörigen  eines  jeden  der  Hohen  vertragschließenden  Teile 
sollen  in  den  Gebieten  des  anderen  in  bezug  auf  die  Niederlassung  und 
das  Reisen,  auf  den  Besitz  von  Waren  und  beweglichen  Sachen  aller  Art, 
auf  Verfügungen  jeder  Art  hinsichtlich  aller  Güter,  welche  sie  gesetzlich 
erwerben  können  und  in  bezug  auf  die,  sei  es  kraft  letzten  Willens 
oder  in  anderer  Weise  erfolgende  Übertragung  von  Todes  wegen,  die 
nämlichen  Begünstigungen,  Freiheiten  und  Rechte  genießen  und  in  diesen 
Beziehungen  keinen  höheren  Abgaben  und  Lasten  unterworfen  sein,  als 
die  Inländer  oder  die  Angehörigen  der  meistbegünstigten  Nation.  Die 
Angehörigen  eines  jeden  der  Hohen  vertragschließenden  Teile  sollen  in 
den  Gebieten  des  anderen  vollkommene  Gewissensfreiheit,  sowie  in 
Gemäßheit  der  Gesetze,  Verordnungen  und  Reglements  das  Recht  privater 
oder  öffentlicher  Abhaltung  ihres  Gottesdienstes  und  auch  das  Recht 
genießen,  ihre  betreffenden  Landsleute  nach  ihren  religiösen  Gebräuchen 
auf  den  geeigneten  und  passend  befundenen,  zu  diesem  Zwecke  angelegten 
und  unterhaltenen  Plätzen  zu  bestatten. 

Sie  sollen  unter  keinem  Vorwande  gezwungen  werden,  andere  oder 
höhere  Abgaben  oder  Steuern  zu  entrichten  als  diejenigen,  welche  jetzt 
oder  künftig  von  Inländern  oder  Angehörigen  der  meistbegünstigten  Nation 
gezahlt  werden. 

Artikel  XIV. 

Alle  Kriegs-  oder  Kauffahrteischiffe  des  einen  oder  des  anderen  der 
Hohen  vertragschließenden  Teile,  welche  durch  stürmisches  Wetter  oder 
aus  irgend  einem  anderen  Grunde  genötigt  werden,  in  einem  Hafen  des 
anderen  Teiles  Zuflucht  zu  suchen,  sollen  die  Befugnis  haben,  daselbst 
Ausbesserungen  vorzunehmen,  sich  alle  nötigen  Vorräte  zu  verschaffen 
und  wieder  in  See  zu  gehen,  ohne  irgend  andere  Gebären  zu  bezahlen, 
als  diejenigen,  welche  in  solchen  Fällen  von  inländischen  Schiffen  zu  ent- 
richten sind.  Falls  jedoch  der  Führer  eines  Kauffahrteischiffes  sich 
genötigt  sehen  sollte,  einen  Teil  seiner  Ladung  zu  veräußern,  um 
Ausgaben  zu  bestreiten,  so  soll  er  verpflichtet  sein,  sich  nach  den  Ver- 
ordnungen und  Tarifen  des  Ortes,  wohin  er  gekommen  ist,  zu  richten. 
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Wenn  ein  Kriegs-  oder  Kauffahrteischiff  des  einen  der  Hohen  vertrag- 
schließenden Teile  an  den  Küsten  des  anderen  strandet  oder  Schiffbruch 
leidet,  so  sollen  die  Ortsbehörden  hiervon  ohne  Verzug  den  nächst  residierenden 
Generalkonsul,  Konsul,  Vizekonsul  oder  Konsularagenten  benachrichtigen. 

Alle  Rettungsmaßregeln  bezüglich  japanischer,  in  den  Küsten- 
gewässern Österreichs  oder  Ungarns  verunglückter  oder  gestrandeter 
Schiffe  sollen  nach  Maßgabe  der  österreichischen  und  ungarischen  Gesetze, 
Verordnungen  und  Reglements  Platz  greifen  und  umgekehrt  sollen  alle 
Rettungsmaßregeln  hinsichtlich  österreichischer  oder  ungarischer,  in  den 
Küstengewässern  Seiner  Majestät  des  Kaisers  von  Japan  verunglückter 
oder  gestrandeter  Schiffe  in  Gemäßheit  der  japanischen  Gesetze,  Ver- 
ordnungen und  Reglements  erfolgen. 

Alle  derart  gestrandeten  oder  verunglückten  Schiffe  oder  Fahrzeuge, 
alle  Schiffstrümmer  und  alles  Schiffszugehör,  sowie  alle  ihre  Ausrüstungs- 
gegenstände, ferner  alle  Güter  und  Waren,  welche  von  diesen  Schiffen 
und  Fahrzeugen  gerettet  worden  sind,  einschließlich  derer,  welche  in  die 
See  geworfen  wurden,  oder  der  Erlös  dieser  Gegenstände,  falls  sie  verkauft 
worden  sind,  ebenso  alle  an  Bord  dieser  gestrandeten  oder  verunglückten 
Schiffe  oder  Fahrzeuge  vorgefundenen  Papiere  sind  den  Eigentümern  oder 
deren  Stellvertretern  auszuhändigen,  sobald  sie  von  denselben  beansprucht 
werden.  Wenn  diese  Eigentümer  oder  Stellvertreter  sich  nicht  an  Ort 
und  Stelle  befinden,  so  sind  der  bezeichnete  Erlös,  sowie  die  gedachten 
Gegenstände  den  betreffenden  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vizekonsuln  oder 
Konsularagenten,  sofern  die  Herausgabe  von  denselben  innerhalb  der  durch 
die  Landesgesetze  festgesetzten  Frist  verlangt  wird,  auszuhändigen  und 
diese  Konsularl)eaniten,  Eigentümer  oder  Stellvertreter  sollen  nur  die  durch 
die  Erhaltung  der  ])ezeichncten  Güter  erwachsenen  Kosten,  sowie  den 
Bergelohn  und  andere  Auslageii  bezahlen,  wie  sie  im  Falle  des  Scheiterns 
eines  inländischen  Schiffes  zu  entrichten  gewesen  wären. 

Die  aus  dem  Schiffbruche  geretteten  Güter  und  AVaren  sollen  von 
allen  Zöllen  befreit  sein,  sofern  sie  nicht  in  den  inneren  Verbrauch  über- 
gehen, in  welchem  Falle  sie  die  gewöhnlichen  Abgaben  zu  entrichten  haben. 

AVenn  ein  Schiff,  welches  im  Eigentume  von  Angehörigen  des  einen 
der  Hohen  vertragschließenden  TeUe  steht,  in  den  Gebieten  des  anderen 
strandet  oder  verunglückt,  so  sollen  die  betreffenden  Generalkonsuln, 
Konsuln,  Vizekonsuln  und  Konsularagenten,  falls  der  Eigentümer  oder  der 
Schift'sführer  oder  ein  anderer  Stellvertreter  des  Eigentümers  nicht 
anwesend  ist,  ermächtigt  sein,  amtlichen  Beistand  zu  leisten,  damit  den 
Augehörigen  des  ])etreftenden  Landes  die  erforderliche  Unterstützung 
gewährt  wird.  Derselbe  Grundsatz  soll  in  dem  Falle  Anwendung  finden, 
wenn  der  Eigentümer,  Schiff'sfühi-er  oder  sonstige  Stellvertreter  zugegen 
ist  und  solchen  Beistand  nachsucht. 


Ariikol  XIX. 

Ein  jeder  der  Hohen  vertniij^ohlieBeuden  Teile  k«uu  iieuerulKv^usulu, 
Konsnln.  Vizekonsnln.  l^Tkonsuln  und  Konsuhux^vnten  in  allen  Hilfen, 
Städten  und  Plätzen  des  anderen  Teiles,  abijeselien  von  jenen  ihtUoh- 
keiten  ernennen,  in  welchen  es  moht  ani»*iini»iir  i^rseheinen  sv^llte»  ^levurtiRi^ 
Konsularbeamte  zuzulassen. 

Diese  Ausnahme  soll  jedooh  hezüirlieh  tli>s  einen  der  verlraK^ 
schließenden  Teile  nicht  sremacht  wenliMi»  wenn  sie  nicht  in  ^leicIuM 
Weise  hinsichtlich  aller  anderen  Mächte  Platz  ,i»ri>ift, 

Die  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vizekonsuln»  Prokousulu  uuil  Konsular- 
agenten sollen  alle  ihre  Hefuiiuisse  ausüben  uiul  alh^  jt^ut^  Souib^rnu^htt^ 
Begünstigung-en  und  Befreiungen  geuielleu»  \vi»lche  ib^n  KousulaiiumuittMi 
der  meistbegünstigten  Nation  gegenwärtig  zust(»hiM\  oder  iu  lliukuul't 
zustehen  werden. 

Artikel  XXII. 

Der  gegenwärtige  Vertrag  tritt  voui  Tagt»  st^iuos  vollou  hiknift- 
tretens  an  die  Stelle  des  Vertrages  voui  IH.  Oktober  IHiUI,  dan  IhI  vom 
vierzehnten  Tage  des  lUMinten  Monates  im  /weitou  Jalno  von  Mi<jl,  howIi» 
an  die  Stelle  aller,  zwischen  den  Hohen  vortragNcliliolleudc^n  Tc^llon  vorher 
geschlossenen  Verträge  und  Abkommen.  Domgemilll  h/lit  Hodann  <llo  von 
den  österreichisch-ungarischen  KonsulargcM'ichton  in  Ja|mn  hlnhor  auHgoühlo 
Gerichtsbarkeit  auf  und  erreichen  alle  ausnahniHWcdHon  Prlvlleglon,  lin- 
freiungen  und  Immunitäten,  wolche  die  österroiciiiHclMMi  und  nngarlHchon 
Staatsangehörigen  hinsiclitlicli  dor  Jurisdiktion  hlshor  genoNmui,  ohno- 
weiters  und  ohne  dal)  es  oim^r  Notifikation  d<*H  Tago«  don  lnkrafltnd.onH 
des  gegenwärtigon  N'ejtnigos  la.Mlürl'üt,  ihr  Kndc*;  von  du  ah  werden  die 
Österreicher  und  l'ngarn  dor  japaniselKfU  (i<'ri''htslmrkejt;  unti*rworfen  Hojn. 

5b.  Auszug  aus  dem  Schlußprotokoll  zu  dem  oberwäbnten 
Handels-  und  Schiflahrtsvertrage  mit  Japan, 

Vax  Artik<'l  i  de«  Vertrage«. 
Die  japaniM'h<,'  \U'vWr\\\w  iJ^t  damit  eiijv<fnstaijden,  noch  vor  voll- 
8tändig(-r  Eröflnnng  de^  Land^js  für  öst^>rr<'j<'hiK<:h<.'  und  unf/ari»<'Jie  Htaat*i- 
angehöritre,  da*^  fx^st^dj^^nde  j^jiljsyh:t4'm  d<'iail  zu  <'rw<'iti;rn,  djdIJ  di<> 
bezeichne  ten  Sta;ithan{<reljörj/<'n ,  welche  ein  J'>mj;feh)uiJgfezeugiiJ«  d<*r 
öst-f'rn-j^'}jjsrh'ijjjj/aris^'h<^n  (^e^andiMrUall  in  'J'okio  od<'r  irgend  <*jn4'»  d<^r 
österr<^i''}jJM'h'ijn/arJh<'h<'n  Konsulate  jn  d<'n  '/t^ij^ut^Un  jaj>anis<.'Jieij  Jjüten 
vorzeJ;r'jj.  uf><'i  j)ji  Kiiisc)ji('jt.('jj  von  d<'m  kai.s<'i*Jich  jaj>anjw*hejii  Aufc- 
wäni:r'ij  Aiitir  j;j  'J />kJo  odcj-  von  d<'n  Olx.-rU'hörden  d<*Ji  J^e/irkei^,  in 
weJcJj' ]/]   'jjj  '/)t(ij«i   Jjaji^n  l'u^'^n.  iür  da*  /atiz«^  J>aJiid*:?«g<.d>iet  uxAd  W  dii- 
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Einverständnis  darüber,  daß,  unter  dem  bezeichneten  Vorbehalte,  die 
bestehenden  Gesetze  und  Verordnungen,  welche  für  die  das  japanische 
Reich  bereisenden  österreichischen  oder  ungarischen  Staatsangehörigen 
maßgebend  sind,  aufrechterhalten  bleiben  sollen. 

2.  Zu  Artikel  I  und  III. 
Es  wird  vereinbart,  daß  die  Angehörigen  des  einen  der  Hohen  ver- 
tragschließenden Teile  in  den  Gebieten  des  anderen  Teiles  zu  dem  Erwerbe 
und  Besitze  von  H3^pothekarrechten  an  unbeweglichen  Gütern  in  gleicher 
Weise  wie  die  Inländer  zugelassen  werden. 

3.  Zu  Artikel  I  und  XIX. 
In  betreff  der  Kompetenz  der  Konsularfunktionäre ,  der  gerichtlichen 
Assistenz  in  Civil-  und  Strafrechtsangelegenheiten,  sowie  in  betreff  der 
Auslieferung  von  Verbrechern,  gestehen  sich  die  Hohen  vertragschließenden 
Teile  unter  der  Voraussetzung  voller  Reziprozität  die  meistbegünstigte 
Behandlung  insolange  zu,  als  sie  dieses  Gebiet  nicht  durch  ein  si)ezielles 
Übereinkommen  geregelt  haben  werden. 

5.  Zu  Artikel  XVIII. 

Die  Hohen  vertragschließenden  Teile  behalten  sich  den  Abschluß 
eines  besonderen  Vertrages  über  den  Patent-,  Muster-  und  Markenschutz 
vor  und  werden  seinerzeit  in  entsprechende  Verhandlungen  eintreten. 

Ferner  verpflichtet  sich  die  japanische  Regierung,  daß  sie,  bevor  die 
österreichisch-ungarische  Konsulargerichtsbarkeit  in  Japan  in  Wegfall 
kommt,  der  internationalen  Pariser  Union,  betreffend  den  Schutz  des 
industriellen  Eigentums,  beitreten  werde. 

6.  Zu  Artikel  XXII. 

Es  besteht  Einverständnis  darüber,  daß  trotz  des  mit  dem  vollen 
Inkrafttreten  des  heute  unterzeichneten  Handels-  und  Schiffahrtsvertrages 
au  sich  eintretenden  ^Vegfalles  der  in  Japan  ausgeübten  österreichisch- 
ungarischen  Konsulargerichtsbarkeit  dennoch  diese  Gerichtsbarkeit  bezüglich 
aller  Angelegenheiten,  welche  zur  Zeit  des  vollen  Inkrafttretens  des  Ver- 
trages bereits  anhängig  sind,  l)is  zur  endgültigen  Entscheidung  derselben 
fortdauern  soll. 

Das  gegenwärtige  Protokoll  wird  ohne  besondere  Ratifikation,  diu*ch 
die  bloße  Tatsache  der  Auswechslung  der  Ratiükationen  des  Vertrages, 
auf  welchen  es  sich  bezieht,  als  von  den  Hohen  vertragschließenden  Teilen 
gebilligt  und  bestätigt  angesehen. 

Auch  wird  vereinbart,  daß  die  Bestimmungen  dieses  Protokolles  zu 
gleicher  Zeit  mit  dem  Aufhören  der  ^\'irksamkeit  des  genannten  Vertrages 
außer  Kraft  treten. 
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IV. 


Verzeichnis  der  ^vichtigsten  von  der  österreichisch- 
ungarisclien  Monarchie  mit  auswärtigen  Staaten  in  admi- 
nistrativen   Angelegenheiten    abgesclilossenen    Verträge , 
Konventionen,  Kartelle,  Deklarationen  und  sonstigen 

Übereinkommen. 


Konventionen  und  Erklärungen  vom  29.  Juli  1899, 

vereinbart    zwischen    den    auf    der    internationalen    Friedens- 
konferenz in  Haag  vertretenen  Mächten: 

a)  Konvention  behufs  friedlicher  Beilegung  der  internationalen  Konflikte. 

b)  Konvention  betreffs  Anpassung  der  Grundsätze  der  Genfer  Konvention 
vom  22.  August  1864  an  den  Seekrieg. 

c)  Konvention,  betreffend  die  Gesetze  und  Gebräuche  des  Krieges  zu  Lande. 

d)  Erklärung,  betreffend  den  Verzicht  auf  die  Verwendung  von  Kugeln, 
welche  sich  im  menschlichen  Körper  leicht  ausdehnen  oder  abplatten. 

e)  Erklärung,  betreffend  das  Verbot,  Geschosse  oder  Explosivstoffe  aus 
Luftballons  oder  auf  etwaige  ähnliche  Arten  zu  schleudern. 

f)  Erklärung,  betreffend  den  Verzicht  auf  die  Verwendung  von  Ge- 
schossen, welche  zum  alleinigen  Zwecke  haben,  erstickende  oder 
giftige  Gase  zu  verbreiten. 

B. 

Verzeichnis  der  wichtigsten  von  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  mit   auswärtigen  Staaten  abgeschlossenen  admini- 
strativen Verträge. 

1.  Auslieferungsverträge. 

1.  Mit  Belgien  vom  12.  Jänner  1881; 

2.  mit  Brasilien  vom  21.  Mai  1883; 

3.  mit  dem  Deutschen  Reiche,  Bundesbeschluß  vom  26.  Jänner  1854; 

4.  mit  Frankreich: 

a)  Staatsvertrag  vom  13.  November  1855, 

b)  Additionalkonvention  vom  12.  Februar  1869; 

5.  mit   Großbritannien   vom  3.  Dezember  1873,  Additionalerklärung 
vom  26.  Juni  1901; 
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6.  mit  Italien: 

a)  Staatsvertrag  vom  27.  Februar  1869, 

b)  Additionalkonvention  vom  21.  Dezember  1882; 

7.  mit  Luxembui-g  vom  11.  Februar  1882; 

8.  mit  Monaco  vom  22.  Februar  1886; 

9.  mit  Montenegro  vom  23.  September  1872; 

10.  mit  den  Niederlanden  vom  24.  November  1880; 

11.  mit  Nordamerika  vom  3.  Juli  1856; 

12.  mit  Kußland  vom  15./3.  Oktober  1874; 

13.  mit  Schweden  und  Norwegen  vom  2.  Juni  1868; 

14.  mit  der  Schweiz  vom  10.  März  1896; 

15.  mit  Serbien  vom  6.  Mai  1881; 

16.  mit  Spanien  vom  17.  April  1861; 

17.  mit  Uruguay  vom  25.  Juni  1887; 

18.  mit  Rumänien  vom  14./27.  Juni  1901. 

2.  Deserteiirkartelle. 

Kartellkonvention     zwischen     den     deutschen     Bundesstaaten     vom 
10.  Februar  1831  über  die  Auslieferung  von  Deserteuren  und  Militärpflichtigen. 
Additionalkonvention  vom  17.  Mai  1832. 
Bundesbeschluß  vom  2.  Juli  1863. 

3,  Übereinkommen  wegen  Auslieferung  desertierter  Matrosen. 

Konvention  mit  Griechenland  vom  28.  März  1874. 

Diesbezügliche  Stipulationen  enthalten  ferner: 

die  Konsularkonventionen  mit  Frankreich  (1866),  den  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika  (1870),  Portugal  (1873)  und  Italien  (1874); 

des  weiteren  die  Handelsverträge  mit  den  Xiederlanden  (1867),  Groß- 
britannien (1868),  Schweden-Norwegen  (1873),  Rußland  (1860),  Spaiüen(1880), 
Italien  (1891)  und  Belgien  (1891). 

4.  Naturallsierungs-  und  NlederlassungsvertrSge. 

1.  Staatsvertrag  mit  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  vom 
20.  September  1870. 

2.  Staatsvertrag  mit  der  Schweiz  vom  7.  Dezember  1875. 

5.  Übereinkommen 

zur  Regelung  einiger  Fragen  des  internationalen  Rrivatrechtes,  abgeschlossen 
am  14.  November  1896  zwischen  Belgien,  Spanien,  Frankreich,  Italien, 
Luxemburg,  den  Niederlanden,  Portugal  und  der  Schweiz,  ausgedehnt  laut 
der  Anschlußprotokolle  vom  1.  Februar,  9.  November,  18.  und  31.  Dezem- 
ber 1897,  auf  Schweden  und  Norwegen,  Ost  erreich- Ungarn,  das  Deutsche 
Reich,  Dänemark,  Rumänien  und  Rußland. 
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Verträge  zur  Regelung  des  RechtshllfeTerkehres. 

1.  Staatsvertrag  mit  Rußland  vom  2.  April  1884. 
"2.  Staatsvertrag  mit  Serbien  vom  6   Mai  1881. 

6.  Verordnungen  wegen  Vollstreckung  von  Exekutionstiteln  im 
Verkehre  mit  auswärtigen  Staaten. 

1.  Mit  dem  Deutschen  Reiche  (Verordnung  des  k,  k.  Justizministeriums 
vom  10.  Dezember  1897); 

2.  mit    Italien     (Verordnung     des    k.    k.    Justizministeriums    vom 
10.  Dezember  1897); 

3.  mit  Liechtenstein  (Verordnung  des  k.  k.  Justizministeriums  vom 
10.  Dezember  1897); 

4.  mit  dem  Kanton  Waadt  (Verordnung  des  k.  k.  Justizministeriums 
vom  10.  Dezember  1897); 

5.  mit    Rumänien    (Verordnung    des    k.   k.    Justizministeriums    vom 
30.  Dezember  1897). 

7.  Übereinkommen  wegen  gegenseitiger  Befreiung  von  der  Sicherlieits- 
leistung  für  die  Prozeßkosten 

zwischen  der  k.  k.  österreichischen  und  der  kaiserlichen  deutschen  Regierung 
(Ministerialerklärungen   ddo.   Wien,    20.   Dezember  1897   und  ddo.  Berlin, 

22.  Dezember  1897). 

8.  Armenrechtsverträge. 

1.  Mit  Frankreich  vom  15.  Mai  1879; 

2.  mit  Belgien  vom  19.  Juli  1880; 

3.  mit  Italien  vom  9.  Februar  1883; 

4.  mit  der  Schweiz  vom  8.  Jänner  1884; 

5.  mit  dem  Deutschen  Reiche  vom  9.  Mai  1886; 

6.  mit  Luxemburg  vom  12.  November  1888. 

9.  Übereinkommen  wegen  gegenseitiger  Unterstützung  hilfsbedürftiger 

Matrosen. 

1.  Mit  Großbritannien  vom  20.  November  1880; 

2.  mit  dem  Deutschen  Reiche  vom  10.  November  1889; 

3.  mit  Italien  vom  13.  Februar  1889; 

4.  mit  Spanien  vom  11.  März  1889. 

10.  Legalisiemngsvertrag. 

Legalisierungsvertrag  mit  dem  Deutschen  Reiche  vom  25.  Februar  1880. 
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11.  UrheberrechtsTerträge. 

1.  Staats  vertrag  mit  Frankreich  vom  11.  Dezember  1866; 

2.  Staats  vertrag-  mit  Italien  vom  8.  Juli  1890; 

3.  Staatsvertrag-  mit  Großbritannien  vom  24.  April  1893; 

4.  Staats  vertrag  mit  dem  Deutschen  Reiche  vom  30.  Dezember  1899. 

13.  Konsularkonventlouen,  Koiisiilar-  und  Yerlassenschaft^koiiTeiitioneii 
und  Verlassenschaftskoiiventioiieii. 

1.  Konsularkonvention  mit  Frankreich  vom  11.  Dezember  1866. 

2.  Konsularkonvention  mit  Serbien  vom  6.  Mai  1881. 

3.  Konsularkonvention  mit  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika 
vom  11.  Juli  1870. 

4.  Konsular-  und  Verlassenschaftskonvention  mit  Portugal  vom 
9.  Jänner  1873. 

5.  Konsular-  und  Verlassenschaftskonvention  mit  Italien  vom 
15.  Mai  1874. 

6.  Verlassenschaftskonvention  mit  Frankreich  vom  11.  Dezember  1866. 

7.  Additionalartikel  vom  12.  Mai  1856  zu  dem  mit  Griechenland  in 
Kraft  gewesenen  Handels-  und  Schiffahrtsvertrage  vom  4.  Mai  1835. 

8.  Additionalkonvention  vom  8.  Mai  1848  zu  dem  mit  den  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika  unterm  27.  August  1829  abgeschlossenen  Handels- 
und Schiffahrtstraktate. 

9.  Verlasseuschaftskonventiou  mit  Serbien  vom  6.  Mai  1881. 

13.  Wirtsehaftliche  Übereinkommen. 

1.  Schiffahrts-  und  Handelsvertrag  mit  den  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika  vom  27.  August  1829,  gültig  bis  nach  Ablauf  eines  Jahres 
nach  der  Kündigung. 

2.  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  mit  Belgien  vom  6.  Dezember  1891, 
gültig  bis  31.  Dezember  1903  und  stillschweigend  noch  ein  Jahr  nach 
erfolgter  Kündigung. 

3.  Handelskonvention  mit  Bulgarien  vom  21.  9.  Dezember  1896,  gültig 
bis  31.  18.  Dezember  1903  (wurde  seitens  Bulgariens  auf  diesen  Termin 
gekündigt). 

4.  Freundschafts-,  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  mit  China  vom 
2.  September  1869;  ohne  bestimmte  Dauer;  kann  jedoch  nach  einer  vor- 
ausgegangenen seclismonatlichen  Kündigung  alle  zehn  Jahre  einer  Kevision 
unterzogen  werden.        , 

5.  Handels-  und  Schittahrtsvertrag  mit  Dänemark  vom  14.  März  1887, 
tig  bis  nach  Ablauf  eines  Jahres  nach  der  Kündigimg. 
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6.  Handels-  und  Zollvertrag,  sowie  Viehseuchenübereinkonunen  mit 
Deutschland  vom  6.  Dezember  1891,  gültig  bis  31.  Dezember  1903  und 
stillschweigend  noch  ein  Jahr  nach  erfolgter  Kündigung. 

7.  Handels- und  Schiffahrtskonvention  mitEgypten  vom  16.  August  1890, 
gültig  bis  31.  Dezember  1901  und  noch  ein  Jahr  nach  erfolgter  Kündigung. 

8.  Handelskonvention  mit  Frankreich  vom  18.  Februar  1884,  Schiff- 
fahi-tsvertrag  vom  9.  April  1884. 

NB.  Die  Handelskonvention  ist  gültig  bis  nach  Ablauf  von  sechs 
Monaten  nach  der  Kündigung. 

Der  Schiffahrtsvertrag  ist  gültig  bis  nach  Ablauf  eines  Jahres 
nach  der  Kündigung. 

9.  Provisorische  Handelskonvention  mit  Griechenland  vom  .^q'  ^^J^^  1887, 
gültig  bis  nach  Ablauf  eines  Jahres  nach  der  Kündigung. 

10.  Handelsvertrag  mit  Großbritannien  vom  5.  Dezember  1876  und 
Deklaration  vom  26.  November  1877,  gültig  bis  nach  Ablauf  eines  Jahres 
nach  der  Kündigung. 

11.  Handelsvertrag  mit  Hawai  vom  18.  Juni  1875,  gültig  bis  nach 
Ablauf  eines  Jahres  nach  der  Kündigung. 

12.  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  mif  Italien  vom  6.  Dezember  1891, 
gültig  bis  31.  Dezember  1903  (wui'de  auf  diesen  Termin  gekündigt).  Das 
Viehseuchenübereinkommen  mit  Italien  vom  7.  Dezember  1887  bleibt  laut 
Schlußprotokoll  zu  Artikel  6  vorstehenden  Handelsvertrages  bis  sechs 
Monate  nach  Kündigung  in  Kraft. 

13.  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  mit  Japan  vom  5.  Dezember  1897, 
gültig  zwölf  Jahre  vom  Tage  des  Inkrafttretens  (17.  Juli  1899)  und 
Zusatzkonvention  vom  5.  Dezember  1897  mit  Wirksamkeit  zum  31.  De- 
zember 1903. 

14.  Freundschafts-,  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  mit  Korea  vom 
23.  Juni  1892;  ohne  bestimmte  Dauer.  Die  kommerziellen  Bestimmungen, 
sowie  die  Tarife  können  jedoch  nach  Ablauf  von  zehn  Jahren  und  einem 
Jahr  nach  der  Kündigung  revidiert  werden. 

15.  Freundschafts-,  Handels-  und  Schiff ahrts vertrag  mit  Liberien  vom 
1.  September  1866,  gültig  bis  nach  Ablauf  eines  Jahres  nach  der 
Kündigung. 

16.  Friedens-  und  Handelsvertrag  mit  Marokko  vom  19.  März  1830, 
ohne  bestimmte  Dauer. 

17.  Mit  Mexiko  wurden  die  Handelsbeziehungen  bis  31.  Dezember  1903 
auf  Grund  des  Ermächtigungsgesetzes  vom  26.  Mai  1901  auf  dem  Fuße 
der  Meistbegünstigung  geregelt. 
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18.  Handels-  und  Schiffahrt s vertrag  mit  den  Niederlanden  vom 
26.  März  1867;  Arrangement  additionel  vom  12.  Dezember  1888,  bezüglich 
Behandlung  der  Muster  der  Handlungsreisenden,  gültig  bis  nach  Ablauf 
eines  Jahres  nach  der  Kündigung. 

19.  Freundschafts-,  Handels-  und  Schiff ahrts vertrag  mit  Persien  vom 
17.  Mai  1857,   gültig   bis   nach  Ablauf  eines  Jahres  nach  der  Kündigung. 

20.  Handelskonvention  mit  Rumänien  vom  21./9.  Dezember  1893, 
gültig  bis  nach  Ablauf  eines  Jahres  nach  der  Kündigung. 

21.  Handelskonvention  mit  Rußland  vom  18.  6.  Mai  1894,  gültig  bis 
31./18.  Dezember  1903  und  stillschweigend  noch  ein  Jahr  nach  erfolgter 
Kündigung. 

22.  Handels-  und  Schiff  ahrts  vertrag  mit  Schweden  und  Norwegen 
vom  3.  November  1873  und  Deklaration  vom  25.  April  1892  bezüglich 
Behandlung  der  Handlungsreisenden,  gültig  bis  nach  Ablauf  eines  Jahres 
nach  der  Kündigung. 

23.  Handelsvertrag  mit  der  Schweiz  vom  10.  Dezember  1891,  gültig 
bis  31.  Dezember  1903  und  stillschweigend  noch  ein  Jahr  nach  erfolgter 
Kündigung. 

24.  Handelsvertrag  und  Viehseuchenübereinkommen  mit  Serbien  vom 
9.  August  1892,  gültig  bis  31./19.  Dezember  1903  und  stillschweigend 
noch  ein  Jahr  nach  erfolgter  Kündigung. 

25.  Freundschafts-,  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  mit  Siam  vom 
17.  Mai  1869,  kann  auf  Ansuchen  nach  Ablauf  eines  Jahres  revidiert 
werden. 

26.  Modus  vivendi  mit  Spanien  vom  28.  30.  Juni  1892,  gültig  bis 
zum  Abschluß  eines  definitiven  Vertrages. 

27.  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  mit  der  Tüi'kei  vom  22.  Mai  1862. 
Dieser  Vertrag  ist^am^o.  Juli  1890  abgehiufen:  die  aus  demselben  für 
Österreich-Ungarn  resultierende  Behandlung  ist  jedoch  von  der  Pforte  l>is 
auf  weiteres  durch  Notenaustausch  zugesichert  worden. 

28.  Handelsvertrag  mit  Tunis  vom  17.  Jänner  1856. 

29.  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  mit  Zanzibar  vom  11.  August  1887, 
gültig  bis  29.  Dezember  1898  und  stillschweigend  noch  ein  Jahr  nach 
erfolgter  Kündigung. 

14.  Internationale  Sanitätskonventionen. 

Von  Venedig,  30.  Jänner  1892;        Von  Paris,  3.  April  1894; 
Von  Dresden,  15.  April  1893:  Von  Venedig,  19.  März  1897. 
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V. 

Entwurf  einer  Seemannsordnung  für  die  österreicliisclie 

Handelsmarine. 

Entwurf. 

Von  dem  Herrenhanse  des  österreicliisolien  Reichsrates  am  26.  Mai  1901  angenommen. 

Gesetz  vom , 

womit  eine  Seemannsordnung  für  die  österreichische  Handelsmarine  erlassen  wird. 

I.  Abschnitt. 

Einleitende  Bestimmungen. 

§  1.    Die  Vorschriften  dieses  Gesetzes  finden  auf  alle  österreichischen 
Seehandelsschiffe  Anwendung. 

§  2.    Schiffer  im  Sinne  dieses  Gesetzes  ist  der  Führer  des  Schiffes, 
in  Ermanglung  oder  Verhinderung  desselben  sein  Stellvertreter. 

§  3.    Seemannsämter  im  Sinne  dieses  Gesetzes  sind  im  Inlande  die 
Hafenämter,  im  Auslande  die  Seekonsularämter. 

§  4.  Im  Sinne  dieses  Gesetzes  gehören  zur  Schiffsmannschaft  mit 
Ausschluß  des  Schiffers  die  Schiffsoffiziere,  die  Schiffsunteroffiziere  und 
alle  übrigen  Personen,  welche  nach  §  26  des  Gesetzes  vom  7.  Mai  1879 
über  die  Registrierung  der  Seehandelsschiffe,  R.  G.  B.  Nr.  65,  in  der 
Musterrolle  zu  verzeichnen  sind. 
Schiffsoffiziere  sind: 

die  Steuermänner, 
die  Schiffsärzte, 
die  Schiffsmaschinisten. 
Schiffsunteroffiziere  sind: 

die  Bootsmänner, 
die  Maschinenwärter. 

IL  Abschnitt. 

Befähigung  der  Seeleute. 

§  5.    Eine  Befähigung  ist  nachzuweisen  zur  Erlangung  der  Rangs- 
eigenschaft als 

a)  Kadett, 

b)  Schiffer  der  kleinen  Küstenfahrt, 

Malfatti,  Konsularwesen.    I.  49 


—     770    — 

c)  Schiffer  der  großen  Küstenfahrt, 

d)  Steuermann  (Leutnant), 

e)  Schiffer  der  weiten  Fahrt  (Kapitän), 

f)  Schiffsarzt, 

g)  Schiffsmaschinist, 
h)  Bootsmann. 

i)  Maschinenwärter. 

§  6.  Zur  Erlangung  der  Eigenschaft  als  Kadett  ist  die  mit  Erfolg 
abgelegte  Schlußprüfung  an  einer  zur  Ausstellung  staatsgültiger  Zeugnisse 
berechtigten  nautischen  Schule  erforderlich. 

§.  7.  Für  die  Erlangung  der  Eigenschaft  als  Schiffer  der  kleinen 
Küstenfahrt  wird  erfordert: 

a)  Ein  Lebensalter  von  mindestens  20  Jahren; 

b)  ein  wenigstens  dreijähiiger  Dienst  auf  Seeschiffen; 

c)  die  mit  Erfolg  abgelegte  Prüfung  für  Schiffer  der  kleinen  Küstenfahrt. 
Dem  Schiffer  der  kleinen  Küstenfahi't  steht  die  Führung  von  Segel- 
schiffen dieser  Kategorie  zu. 

§  8.  Für  die  Erlangung  der  Eigenschaft  als  Schiffer  der  großen 
Küstenfahrt  wird  erfordert: 

a)  Ein  Lebensalter  von  mindestens  20  Jahren; 

b)  ein  wenigstens  36  monatlicher  Dienst  in  Seefahrt.  Jene  Seeleute, 
welche  an  einer  zur  Ausstellung  staatsgültiger  Zeugnisse  berechtigten 
nautischen  Schule  die  Schlußprüfung  mit  Erfolg  abgelegt  haben, 
brauchen  nur  einen  24 monatlichen  Dienst  in  Seefahrt  nachzuweisen; 

c)  die  mit  Erfolg  abgelegte  Prüfung  für  Schiffer  der  großen  Küstcnfahrt. 
Dem  Schiffer  der  großen  Küstcnfahrt  steht  die  Führung  von  Segel- 
schiffen  der   großen   und  der  kleinen  Küstenfahrt,  von  Dampfern  dieser 
Kategorie  jedoch  nur  dann  zu,  wenn  er  auch  die  Prüfung  aus  der  Schiffs- 
maschinenkunde  mit  Erfolg  abgelegt  hat. 

§  9.  Für  die  Erlangung  der  Eigenschaft  als  Steuermann  wird  erfordert: 

a)  ICin  Lebensalter  von  mindestens  19  Jahren. 

b)  der  Nachweis  über  die  au  einer  zur  Ausstellung  staatsgültiger  Zeug- 
nisse berechtigten  nautischen  Schule  mit  Erfolg  abgelegte  Scliluß- 
prüfung; 

c)  ein  wenigstens  18 monatlicher  Dienst  in  Seefalirf  nach  Ablegung  der 
unter  b)  erwähnten  Prüfung; 

d)  die  mit  Erfolg  abgelegte  Steuernmnnsprüt'ung. 

Dem  Steuermanne  steht  die  zeitweilige  Vertretung  des  Schiffers  der 
weiten  Fahrt  und  sobald  er  das  20.  Lebensjahr  zurückgelegt  hat,  auch 
die   Führung   von    Schiffen   der   großen  und  der  kleinen  Küstenfahrt  zu. 

§  10.  Für  die  Erlangung  der  Eigenschaft  als  Schiffer  der  weiten 
Fahrt  wird  erfordert: 
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a)  Ein  Lebensalter  von  mindestens  22  Jahren; 

b)  ein  wenigstens  16  monatlicher  Dienst  in  Seefahrt  als  Steuermann 
oder  als  Schiffer  der  großen  Küstenfahrt; 

c)  die  den  diesfalls  geltenden  Vorschriften  entsprechende  Führung  eines 
Partikularjoumals  durch  wenigstens  ein  Jahr  der  Dienstzeit  als  Steuer- 
mann, oder  bei  Schiffern  der  großen  Küstenfahrt  der  Nachweis,  durch 
wenigstens  ein  Jahr  das  Schiffstagebuch  persönlich  und  regelrecht 
geführt  zu  haben,  und  die  Beibringung  der  für  das  Partikularjournal 
der  Steuermänner  vorgeschriebenen  Eechnungen; 

d)  die   mit  Erfolg   abgelegte   Prüfung  für   Schiffer   der  weiten  Fahrt. 
Schiffer  der  großen  Küstenfahrt  müssen,  um  zu  dieser  Prüfung  zu- 
gelassen zu  werden,  dem  Erfordernisse  des  §  9  lit.  b)  entsprochen  haben. 

Dem  Schiffer  der  weiten  Fahrt  steht  die  Führung  von  Seeschiffen 
jeder  Kategorie  zu. 

§  11.  Als  Schiffsarzt  kann  nur  derjenige  bedienstet  werden,  welcher 
im  Inlande  zur  Ausübung  der  ärztlichen  Praxis  berechtigt  ist.  Im  Falle 
dringenden  Bedarfes  kann  jedoch  im  Auslande  ein  anderer  zur  Ausübung 
der  Praxis  befugter  Arzt,  zeitweilig,  gegen  nachträgliche  Rechtfertigung 
beim  nächsten  Seemannsamte,  in  Verwendung  genommen  werden. 

§  12.  Für  die  Erlangung  der  Eigenschaft  als  Schiffsmaschinist  wird 
erfordert: 

a)  Ein  Lebensalter  von  mindestens  20  Jahren; 

b)  eine  wenigstens  einjährige  Verwendung  bei  der  Wartung  von  im 
Betriebe  befindlichen  Schiffsdampfmaschinen,  und 

c)  die  mit  Erfolg  abgelegte  Prüfung  für  Schiffsmaschinisten. 

Wer  als  erster  Maschinist  auf  Dampfern  angemustert  werden  will, 
muß  wenigstens  zwei  Jahre  Dienste  als  Maschinist  auf  entsprechenden 
Dampfern  geleistet  haben. 

§  13.  Für  die  Erlangung  der  Eigenschaft  als  Bootsmann  wird 
erfordert: 

a)  Ein  wenigstens  dreijähriger  Dienst  auf  Seeschiffen; 

b)  die  mit  Erfolg  abgelegte  Prüfung  für  Bootsmänner. 

§  14.  Für  die  Erlangung  der  Eigenschaft  als  Maschinenwärter  wird 
erfordert: 

a)  Eine  wenigstens  zweijährige  Dienstleistung  in  einer  Maschinen- 
werkstätte; 

b)  eine  wenigstens  sechsmonatliche  Praxis  bei  im  Betriebe  befindlichen 
Schiffsmaschinen; 

c)  die  mif  Erfolg  abgelegte  Prüfung  für  Maschinenwärter. 

§  15.  Unter  welchen  Bedingungen,  die  in  der  k.  und  k.  Kriegs- 
marine   oder   im   Auslande    erlai       "    v^^conderen   Eigenschaften   in   der 

österreichischen  Handeln  1  von  der  in  den 

1* 
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§§  7  bis  10  vorgeschriebenen  Dienstzeit  auf  Segel-  oder  Dampffschiffen 
der  österreichischen  Handelsmarine,  und  zwar  auch  mit  Rücksicht  auf  deren 
SchifEskategorie  zugebracht  werden  muß,  und  inwiefern  die  auf  k.  und  k. 
Kriegsschiffen,  anderen  Regierungsfahrzeugen  und  Jachten,  endlich  auf 
Schiffen  fremder  Flaggen  verbrachte  Dienstzeit  angerechnet  werden  kann, 
ist  im  Verordnungswege  zu  regeln. 

§  16.  Österreichische  Seeleute  dürfen  auf  österreichischen  See- 
handelsschiffen in  keiner  höheren  Eigenschaft  angemustert  werden,  als 
diejenige  ist,  über  deren  Erlangung  sie  sich  nach  Vorschrift  dieses  Gesetzes 
auszuweisen  vermögen. 

Die  Eigenschaft  als  Schiffer  der  kleinen  oder  der  großen  Küsten- 
fahrt, als  Steuermann  oder  als  Schiffer  der  weiten  Fahrt  kann  nur  Öster- 
reichern zuerkannt  werden, 

§  17.  Die  Zuerkennung  einer  der  im  §  5  bezeichneten  Rangseigen- 
schaften kann  einem  Seemanne  verweigert  werden,  wenn  derselbe  wegen 
eines  Verbrechens,  eines  Vergehens  oder  einer  Übertretung  rechtskräftig 
verurteilt  wurde  und  sich  aus  dem  Tatbestande  der  strafbaren  Handlung 
begründete  Zweifel  rücksichtlich  der  Fachkenntnisse  oder  der  Vertrauens- 
würdigkeit desselben  ergeben. 

Die  Zulässigkeit  dieser  Verweigerung  ist  jedoch  bei  Übertretungen 
auf  die  Dauer  von  sechs  Monaten,  vom  Zeitpunkte  der  überstandenen 
Strafe  an  gerechnet,  beschränkt.  Wenn  gegen  einen  Seemann  eine  straf- 
gerichtliche Untersuchung  wegen  Verbrechens  oder  Vergehens  anhängig 
oder  eine  strafgerichtliche  Verhandlung  wegen  einer  Übertretung  angeordnet 
ist,  so  kann  demselben  die  Zuerkennung  der  im  §  5  angeführten  Rangs- 
eigenschaften bis  zum  rechtskräftigen  strafgerichtlichen  Erkenntnisse  ver- 
weigert und  die  weitere  Entscheidung  von  dem  letzteren  abhängig 
gemacht  werden. 

III.  Abschnitt. 

Seedienstbücher  und  Musterung. 

§  18.  Kein  österreichischer  Staatsangehöriger  darf  als  Schiffsmann 
in  Dienst  treten,  bevor  er  nicht  von  dem  zuständigen  Hafenamte  (§  22) 
ein  Seedienstbuch  ausgefertigt  erhalten  hat. 

Kein  österreichischer  Staatsangehöriger  darf  vor  vollendetem  zwölften 
Lebensjahre,  ein  Minderjähriger  nicht  ohne  väterliche  oder  vormund- 
schaftliche Genebinigung  zur  Übernahme  von  Schiffsdiensten  zugelassen 
werden. 

Das  Seedienstbuch,  welches  zugleich  als  Reisepaß  dient,  ist  bezüglich 
seiner  Gültigkeitsdauer,  dann  der  Kategorie  und  Nationalität  der  Schiffe, 
für  welche  die  Verheuerung  gestattet  ist,  genau  innerhalb  der  Grenzen 
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auszustellen,  welche  die  zuständige  politische  Behörde  mit  Rücksicht  auf 
die  Schulpflicht,  die  Militärverhältnisse  und  etwaige  andere  Umstände  für 
den  betreffenden  Schiffsmann  vorzeichnet. 

Im  Falle  ein  Schiffsmann  von  dem  zuständigen  Hafenamte  das  See- 
dienstbuch nicht  rechtzeitig  ausgestellt  erhalten  kann,  ist  jedes  Seemanns- 
amt zur  Ausfertigung  einer  provisorischen  Seereisebewilligung  innerhalb 
der  im  Yerordnungswege  festgesetzten  Grenzen  ermächtigt. 

§  19.  Die  väterliche  oder  vormundschaftliche  Genehmigung  (§  18) 
gilt,  sofern  ihr  eine  Einschränkung  nicht  beigefügt  ist,  als  ein-  für 
allemal  erteilt. 

Kraft  derselben  wird  der  Minderjährige  einem  Großjährigen  gleich- 
geachtet, insoweit  es  sich  um  den  Abschluß  von  Heuerverträgen,  die  aus 
ihnen  hervorgehenden  Rechte  und  Pflichten  und  das  gerichtliche  sowie 
administrative  Verfahren  darüber  handelt. 

§  20.  Wer  bereits  ein  Seedienstbuch  ausgefertigt  erhalten  hat,  muß 
behufs  Erlangung  eines  neuen  Seedienstbuches  das  ältere  vorlegen  oder 
den  Verlust  desselben  glaubhaft  machen.  Daß  dies  geschehen,  wird  von 
dem  Seemannsamte  in  dem  neuen  Seedienstbuche  bemerkt. 

Wird  der  Verlust  glaubhaft  gemacht,  so  ist  in  dieser  Anmerkung 
zugleich  eine  Bescheinigung  des  Seemannsamtes  über  die  früheren  Rang- 
und  Dienstverhältnisse,  sowie  über  die  Dauer  (Jer  Dienstzeit,  insoweit  der 
Schiffsmann  sich  hierüber  genügend  ausweist,  beizufügen. 

§  21.  Wer  nach  Inhalt  seines  Seedienstbuches  angemustert  ist,  darf 
nicht  von  neuem  angemustert  werden,  bevor  er  sich  über  die  Beendigung 
des  früheren  Dienstverhältnisses  durch  die  in  das  Seedienstbuch  einzu- 
tragende Anmerkung  (§§  33,  35)  ausgewiesen  hat.  In  Ermanglung  eines 
solchen  Nachweises  genügt,  sobald  die  Beendigung  des  Dienstverhältnisses 
auf  andere  Art  glaubhaft  gemacht  ist,  eine  vom  Seemannsamte  hierüber 
einzutragende  Anmerkung  im  Seedienstbuche. 

§  22.  Die  Zuständigkeit  der  Hafenämter  zur  Ausfertigung  der  See- 
dienstbücher, sowie  die  Einrichtung  und  der  Preis  der  letzteren  werden 
im  Verordnungswege  bestimmt. 

§  23.  Der  Schiffer  hat  die  Musterung  (Anmusterung,  Abmusterung) 
der  Schiffsmannschaft  nach  Maßgabe  der  folgenden  Bestimmungen  (§§  24 
bis  35)  zu  veranlassen. 

Der  Schiffsmann  hat  sich,  wenn  nicht  ein  unabwendbares  Hindernis 
entgegensteht,  zur  Musterung  zu  stellen. 

§  24.  Die  Anmusterung  besteht  in  der  Verlautbarung  des  mit  dem 
Schiffsnianne  geschlossenen  Heuervertrages  vor  einem  Seemannsamte.  Sie 
muß  unter  Vorlegung  der  Seedienstbücher  für  die  in  inländischen  Häfen 
liegenden  Schiffe  vor  Antritt  oder  Fortsetzung  der  Reise,  für  andere 
Schiffe,  sobald  ein  Seemannsamt  angegangen  werden  kann,  erfolgen. 
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§  25.  Über  die  geschehene  Amnusterungsverhandlimg  wird  vom 
Seemannsamte  die  Musterrolle  ausgefertigt. 

Die  Musterrolle  muß  enthalten:  Namen  und  Nationalität  des  Schiffes, 
Namen  und  Heimatsort  des  Schiffers,  Namen,  Heimatsort  und  dienstliche 
Stellung  jedes  Schiffsmannes  (§  4)  sowie  die  von  beiden  Teilen  unter- 
zeichneten Bestimmungen  des  Heuervertrages,  einschließlich  etwaiger 
besonderer  Verabredungen.  Insbesondere  muß  aus  der  Musterrolle  erhellen, 
was  dem  Schiffsmanne  an  Heuer,  sowie  für  den  Tag  an  Speise  und  Trank 
gebürt.  Im  übrigen  wird  die  Einrichtung  der  Musterrolle  im  Verordnungs- 
wege bestinmit. 

§  26.  Wird  ein  Schiffsmann  erst  nach  Ausfertigung  der  Musterrolle 
angemustert,  so  hat  das  Seemannsamt  eine  solche  Musterung  in  die  Muster- 
rolle fortlaufend  einzutragen. 

§  27.  Bei  jeder  Anmusterung  wird  vom  Seemannsamte  hierüber  und 
über  die  Zeit  des  Dienstantrittes  eine  Anmerkung  in  das  Seedienstbuch 
jedes  Schiffsmannes  eingetragen. 

Das  Seedienstbuch  ist  hierauf  vom  Schiffer  für  die  Dauer  des  Dienst- 
verhältnisses in  Verwahrung  zu  nehmen. 

Im  Falle  der  Entweichung  oder  eines  sonstigen  Abganges  des  Schiffs- 
mannes hat  der  Schiffer  bei  Erstattung  der  diesfälligen  Anzeige  an  das 
nächstgelegene  Seemannsamt  auch  das  Seedienstbuch,  mit  einer  dem  Tat- 
bestande entsprechenden  Anmerkung  versehen,  zu  übergeben. 

§  28.  Wenn  ein  angemusterter  Schiffsmann  durch  ein  unabwendbares 
Hindernis  außer  Stand  gesetzt  wird  den  Dienst  anzutreten,  so  hat  er  sich 
hierüber  sobald  wie  möglich  gegen  den  Schiffer  und  das  Seemannsamt, 
vor  welchem  die  Musterung  erfolgt  ist,  auszuweisen. 

§  29.  Die  Abmusterung  besteht  in  der  Verlautbarung  der  Beendigung 
des  Dienstverhältnisses  von  Seite  des  Schiffers  und  der  aus  diesem  Ver- 
hältnisse ausscheidenden  Mannschaft.  Sie  muß,  sobald  das  Dienstverhältnis 
beendigt  ist,  erfolgen,  und  zwar  vor  dem  Seemannsamte  desjenigen  Hafens, 
wo  das  Schiff  liegt.  Nach  Verlust  des  Schiffes  hat  die  Abmusterung  vor 
demjenigen  Seemannsamte  zu  erfolgen,  welches  zunächst  angegangen 
werden  kann. 

§  30.  Vor  der  Abmusterung  hat  der  Schiffer  dem  abzumusternden 
Schiffsmanne  im  Seedienstbuche  und  wenn  derselbe  ein  Ausländer  ist  und 
als  solcher  mit  einem  Scedienstbuche  nicht  versehen  sein  sollte,  in  einem 
abgesonderten  Zeugnisse  (Dienstzeugnis)  die  bisherigen  Rang-  und  Dienst- 
verhältnisse und  die  Dauer  der  Dienstzeit  zu  bescheinigen.  Auf  Verlangen 
des  Schiffsmannes  hat  der  Schifter  demselben  auch  ein  besonderes  Führungs- 
zeugnis kostenfrei  zu  erteilen.  Das  letztere  darf  in  das  Seedienstbuch 
nicht  eingetragen  werden. 
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§  31.  Die  Unterschrift  des  Schiffers  unter  dem  Führungszeugnisse 
(§  80)  wird  von  dem  Seemannsamte,  vor  welchem  die  Abmusterung  statt- 
findet, kosten-  und  stempelfrei  beglaubigt. 

§  32.  Verweigert  der  Schiffer  die  Ausstellung  des  Führungszeug- 
nisses (§  30)  oder  enthält  dasselbe  Beschuldigungen,  deren  Eichtigkeit 
der  Schiffsmann  bestreitet,  so  hat  auf  Antrag  des  letzteren  das  Seemanns- 
amt den  Sachverhalt  zu  untersuchen  und  das  Ergebnis  der  Untersuchung 
dem  Schiffsmanne  kosten-  und  stempelfrei  zu  bescheinigen. 

§  33.  Die  erfolgte  Abmusterung  wird  vom  Seemannsamte  in  dem 
Seedienstbuche  des  abgemusterten  Schiffsmannes,  beziehungsweise  auf  dem 
Dienstzeugnisse  (§  30)  und  in  der  Musterrolle  angemerkt. 

§  34.  Wenn  eine  neue  Musterrolle  ausgefertigt  wird,  so  ist  die 
bisherige  Musterrolle  von  dem  Seemannsamte,  welches  die  neue  Muster- 
rolle ausfertigt,  zu  übernehmen  und  an  das  Seemannsamt  des  Heimats- 
hafens des  Schiffes  zu  übersenden. 

§  35.  Wenn  der  Bestand  der  Mannschaft  Änderungen  erfährt,  bei 
welchen  eine  Musterung  (§  23)  nach  Maßgabe  vorstehender  Bestimmungen 
ohne  Verzögerung  der  Reise  unausführbar  ist,  so  hat  der  Schiffer  diese 
Veränderung  des  Mannschaftsstandes  samt  Gründen  in  sein  Schiffstagebuch 
einzutragen,  sich  über  dieselben  wo  möglich  von  der  Lokalbehörde  ein 
Zeugnis  zu  verschaffen  und,  sobald  ein  Seemannsamt  angegangen  werden 
kann,  bei  demselben  unter  Darlegung  der  Hinderungsgrtinde  die  Musterung 
nachzuholen,  oder  sofern  auch  diese  nachträgliche  Musterung  nicht  mehr 
möglich  ist,  den  Sachverhalt  anzuzeigen.  Eine  Anmerkung  über  die 
Anzeige  ist  vom  Seemannsamte  in  die  Musterrolle  und  in  die  Seedienst- 
bücher der  beteiligten  Schiffsleute  einzutragen. 

IV.  Abschnitt. 

VertragsTerhaitnls. 

§  36.  In  Beziehung  auf  die  privatrechtlichen  Verhältnisse  zwischen 
der  Schiffsmannschaft,  dem  Schiffer  und  Reeder  haben,  insoweit  dieser 
Abschnitt  keine  besonderen  Bestimmungen  enthält,  das  Privatseerecht, 
dann  die  Seegewohnheiten,  endlich  das  allgemeine  bürgerliche  Recht  zur 
Anwendung  zu  kommen. 

§  37.  Die  Gültigkeit  des  Heuervertrages  ist  durch  schriftliche  Ab- 
fassung nicht  bedingt. 

§  38.  Unter  Verheuerung  auf  die  Gesamtreise  ist  die  Verheuenmg 
auf  unbestimmte  Dauer  für  alle  Fahrten  des  Schiffes  vom  Anmnstenmgs- 
hafen  bis  zurück  in  den  Ausreisehafen  oder  in  den  Heimatshafen  zu 
verst4f.4ien. 


—    776    — 

• 

Bei  Verheuerung  auf  Zeit  wird,  wofern  nicht  ein  anderes  bedungen 
ist,  keine  Rücksicht  auf  die  Richtung  der  während  derselben  vorzunehmenden 
Fahrten  genommen. 

Geschieht  die  Verheuerung  weder  auf  eine  Gesamtreise  noch  auf 
bestimmte  Zeit,  so  hat  aus  dem  Heuervertrage  der  Umstand  ersichtlich  zu 
sein,  bei  dessen  Eintritt  das  Dienstverhältnis  gelöst  wird. 

§  39.  Wenn  ein  Schiffsmann  sich  für  eine  Zeit  verheuert,  für  die 
er  durch  einen  früher  geschlossenen  Heuervertrag  gebunden  ist,  so  hat 
der  Anspruch  auf  Erfüllung  des  zuerst  geschlossenen  Vertrages  den 
Vorzug. 

Hat  jedoch  eine  Anmusterung  auf  Grund  des  späteren  Vertrages 
stattgefunden,  ohne  daß  auch  auf  Grund  des  ersten  Vertrages  angemustert 
ist,  so  geht  jener  vor. 

§  40.  Wird  ein  Schiffsmann  erst  nach  Anfertigung  der  Musterrolle 
geheuert,  so  gelten  für  ihn  in  Ermanglung  anderer  Vertragsbestimmungen 
die  nach  Inhalt  der  Musterrolle  mit  der  übrigen  Schiffsmannschaft  getroffenen 
Abreden;  insbesondere  kann  er  nur  dieselbe  Heuer  fordern,  welche  nach 
der  Musterrolle  den  übrigen  Schiffsleuten  seines  Ranges  gebürt. 

§  41.  Die  Verpflichtung  des  Schiffsmannes,  mit  seinen  Effekten  sich 
an  Bord  einzufinden  und  Schiffsdienste  zu  leisten,  beginnt,  wenn  nicht  ein 
anderes  bedungen  ist,  mit  der  Anmusterung. 

Wenn  der  Schiffsmann  den  Dienstantritt  irgendwie  verzögert,  ist  der 
Schiffer  zum  Rücktritt  von  dem  Heuervertrage  befugt.  Die  Ansprüche 
wegen  etwaiger  Mehrausgaben  für  einen  Ersatzmann  und  wegen  sonstiger 
aus  der  Verzögerung  erwachsener  Schäden  werden  hierdurch  nicht  berührt. 

§  42.  Den  Schiffsmann,  welcher  nach  der  Anmusterung  dem  Antritte 
oder  der  Fortsetzung  des  Dienstes  sich  entzieht,  kann  der  Schiffer,  sofern 
er  nicht  von  der  Befugnis  des  im  §  41  demselben  vorbehaltenen 
Rechtes  des  Rücktrittes  vom  Heuervertrago  Gebrauch  machen  wiU,  zur 
Erfüllung  seiner  Pflicht  durch  das  Seemannsamt  zwangsweise  anhalten  lassen. 

Die   daraus   erwachsenden  Kosten   hat  der  Schiffsmann  zu  ersetzen. 

§  43.  Der  Schiffsmann  ist  verpflichtet,  in  Ansehung  des  Schiffsdienstes 
den  Anordnungen  des  Schiffers  oder  seiner  sonstigen  Vorgesetzten 
unweigerlich  Gehorsam  zu  leisten  und  zu  jederzeit  alle  für  Schiff  und 
Ladung  ihm  übertragenen  Ai'beiten  zu  verrichten. 

Er  hat  diese  Verpflichtung  zu  erfüllen  sowohl  an  Bord  des  Schiffes 
und  in  dessen  Booten  als  auch  in  den  Lichterfahrzeugen  und  auf  dem 
Lande,  sowohl   unter   gewöhnlichen   Umständen,   als  auch  unter  Havarie. 

Ohne  Erlaubnis  des  Schiffers  darf  er  das  Schiff  bis  zur  Abmusterung 
nicht  verlassen.  Ist  ihm  eine  solche  Erlaubnis  erteilt,  so  muß  er  zur  fest- 
gesetzten Zeit  zurückkehren. 
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§  44.  Wenn  das  Schiff  in  einem  Hafen  liegt,  so  ist  der  ScMffsmann 
nicht  verpflichtet,  länger  als  zehn  Stunden  einschließlich  des  Wachdienstes 
täglich  zu  arbeiten,  wobei  jedoch  die  Zeit  für  Rast  und  Mahlzeiten  in  die 
Arbeitszeit  nicht  eingerechnet  wird. 

An  Sonntagen  ist  der  ScMffsmann  im  Hafen  nur  zu  unaufschiebbaren 
Arbeiten  verpflichtet. 

§  45.  Bei  Seegefahr,  besonders  bei  drohendem  Schiffbruch,  sowie 
bei  Gewalt  und  Angriff  gegen  Schiff  oder  Ladung  hat  der  Schiffsmann 
alle  befohlene  Hilfe  zur  Erhaltung  von  Schiff  und  Ladung  unweigerlich 
zu  leisten  und  darf  ohne  Einwilligung  des  Schiffers,  solange  dieser  selbst 
an  Bord  bleibt,  das  Schiff  nicht  verlassen. 

Er  bleibt  verbunden,  bei  Schiffbruch  für  Rettung  der  Personen  und 
ihrer  Effekten,  sowie  für  Sicherstellung  der  Schiffsteile,  der  Gerätschaften 
und  der  Ladung,  den  Anordnungen  des  Schiffers  gemäß  nach  besten 
Kräften  zu  sorgen  und  bei  der  Bergung  gegen  Fortbezug  der  Heuer  und 
der  Verpflegung  Hilfe  zu  leisten. 

§  46.  Der  Schiff smann  ist  verpflichtet,  auf  Verlangen  bei  der  Ver- 
klarung mitzuwirken  und  seine  Aussage  eidlich  zu  bestärken. 

Dieser  Verpflichtung  hat  er  gegen  Zahlung  der  etwa  erwachsenden 
Reisekosten  und  gegen  Bezug  der  zuletzt  genossenen  Heuer  und  Ver- 
pflegung während  der  Zeit  seiner  Verwendung  nachzukommen,  auch  wenn 
der  Heuervertrag  infolge  eines  Verlustes  des  Schiffes  beendigt  ist  (§  69). 

§  47.  Wird  nach  Antritt  der  Reise  entdeckt,  daß  der  Schiffsmann 
zu  dem  Dienste,  zu  welchem  er  sich  verheuert  hat,  untauglich  ist,  so  ist 
der  Schiffer  befugt,   die  bedungene  Heuer  verhältnismäßig  zu  verringern. 

Diese  Bestimmung  findet  auf   die  Schiffsoffiziere  keine  Anwendung. 

Gegen  diese  Maßregel  steht  dem  Schiffsmanne  die  Berufung  an  das 
nächste  Seemannsamt  zu. 

Macht  der  Schiffer  von  dieser  Befugnis  Gebrauch,  so  hat  er  die 
getroffene  Anordnung  dem  Beteiligten  zu  eröffnen,  auch  in  das  Schiffs- 
tagebuch einzutragen,  daß  und  wann  dies  gesfehehen.  Vor  der  Eröffnung 
und  Eintragung  tritt   die  Verringerung  der  Heuer  nicht  in  Wirksamkeit. 

§  48.  Das  Recht  des  Schiffsmannes  auf  den  Bezug  der  Heuer 
beginnt,  in  Ermanglung  einer  anderweitigen  Abrede,  vom  Zeitpunkte  des 
Dienstantrittes. 

§  49.  Die  Heuer  ist  dem  Schiffsmanne,  sofern*  keine  andere  Ver- 
einbarung getroffen  ist,  erst  nach  Beendigung  der  Reise  oder  bei  der 
sonstigen  Beendigung  des  Dienstverhältnisses  zu  zahlen. 

Der  Schiffsmann  kann  jedoch  bei  Zwischenreisen  schon  in  dem  ersten 
Hafen,  in  welchem  die  Ladung  ganz  oder  zum  größeren  Teil  gelöscht 
wird,  die  Auszahlung  der  Hälfte  der  bis  dahin  verdienten  Heuer  (§  78) 
verlangen,  sofern  bereits  sechs  Monate   seit  der  Anmusterung  verflossen 
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sind.  In  gleicher  Weise  ist  der  Schiffsmann  bei  Ablauf  je  weiterer  sechs 
Monate  nach  der  früheren  Auszahlung  neuerlich  berechtigt,  die  Auszahlung 
der  Hälfte  der  seit  der  letzten  Auszahlung  verdienten  Heuer  zu  fordern. 

§  50.  Vor  dem  Antritte  der  Reise  ist  dem  Schiffsmanne,  wenn  nichts 
anderes  vereinbart  worden  ist,  auf  Verlangen  eine  Vorschußzahlung  zu  gewähren. 
Über  die  Höhe  derselben  entscheidet  die  darüber  getrofitene  Vereinbarung. 

Die  Vorschußzahlung  darf  jedoch  nie  in  einem  höheren  als  dem  fol- 
genden Ausmaße  geleistet  werden: 

1.  Bei  Verheuerung  auf  Zeit  im  Betrage  des  fünften  Teiles  der  auf 
die  gesamte  Heuerzeit  entfallenden  Heuer. 

2.  In  allen  anderen  Fällen  im  Betrage  der  zweimonatlichen  Heuer, 
doch  darf  die  Vorschußzahlung  nie  mehr  als  die  Hälfte  des  mit  Hinblick 
auf  die  voraussichtliche  Dauer  der  Heuerzeit  entfallenden  Gesamtheuer- 
betrages ausmachen. 

Ist  die  Vorschußzahlung  durch  Vereinbarung  nicht  ausgeschlossen 
und  über  die  Höhe  derselben  eine  besondere  Vereinbarung  nicht  getroffen 
worden,  so  hat  der  Schiffsmann  das  Recht,  den  hier  angegebenen  gesetz- 
lichen Maximalbetrag  des  Vorschusses  zu  verlangen. 

Auf  die  Schiffsoffiziere   findet  diese  Bestimmung  keine  Anwendung. 

§  51,  Alle  Zahlungen  an  Schiffsleute  müssen,  wenn  nicht  ein  anderes 
vereinbart  ist,  bar  und  wenn  sie  in  einer  bestimmten  Münzsorte  oder 
Währung  bedungen  wurden,  in  dieser  geleistet  werden. 

§  52.  Vor  Antritt  der  Reise  hat  der  Schiffer  ein  Abrechnungsbuch 
anzulegen,  in  welches  alle  auf  die  Heuer  geleisteten  Vorschuß-  und 
Abschlagszahlungen,  sowie  die  etwa  gegebenen  Handgelder  einzutragen 
sind.  In  dem  Abrechnungsbuche  ist  von  dem  Schiffsmanne  über  den 
Empfang  jeder  Zahlung  zu  quittieren. 

Jeder  Schiffsmann  hat  mit  einem  Zahlungsbuche  versehen  zu  sein,  in 
welchem  der  Schiffer  jede  auf  die  Heuer  des  Inhabers  geleistete  Zahlung 
bescheinigt. 

Die  Einrichtung  des  Abrechnungs-  und  des  Zahlungsbuches  wird  im 
Verordnungswege  bestimmt. 

Auf  Segelschiffe  der  kleinen  Küstenfahrt  finden  diese  Bestimmungen 
keine  Anwendung. 

§  53.  Wenn  die  Zahl  der  Mannschaft,  welche  zur  Bedienung  des 
Schiffes  und  der  Maschine  bestimmt  ist,  sich  während  der  Reise  vermindert 
und  nicht  wieder  ergänzt  wird,  so  kommen  die  dadurch  ersparten  Heuer- 
beträge den  dienstfähig  verbleibenden  Schiffslcuten  derselben  Kategorien 
nach  Verhältnis  ihrer  Heuer  zugute.  Ein  Anspruch  auf  die  Verteilung 
findet  jedoch  nicht  statt,  wenn  die  Verminderung  der  Mannschaft  durch 
Entweichung  herbeigeführt  ist  und  die  Effekten  des  entwichenen  Schiffs- 
mannes nicht  an  Bord  zurückgeblieben  sind. 
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Wenn  die  Zahl  der  Mannschaft  sich  während  der  Reise  um  mehr  als 
ein  Sechstel  verringert,  so  muß  der  Schiffer  dieselbe  auf  Verlangen  der 
verbleibenden  Schiffslcute  ergänzen,  sofern  die  Umstände  eine  Ergänzung 
gestatten. 

Hierdurch  wird  die  Bestimmung  des  Gesetzes  vom  7,  Mai  1879, 
R.  G.  B.  Nr.  65,  §  12,  Zahl  8,  bezüglich  der  Normalzahl  der  Mannschaft, 
mit  welcher  das  Schiff  auf  Reisen  mindestens  besetzt  sein  soll,  nicht  berührt. 

§  54.  In  allen  Fällen,  in  w^elchen  ein  Schiff  länger  als  zwei  Jahre 
auswärts  verweilt,  tritt  in  Ermanglung  einer  anderweitigen  Abrede  für 
den  seit  zwei  Jahren  in  Dienst  befindlichen  Schiffsmann  eine  Erhöhung 
der  Heuer  ein,  wenn  diese  nach  Zeit  bedungen  ist. 

Diese  Erhöhung  beträgt  in  Ermanglung  einer  anderweitigen  Abrede 
25  Prozent  der  im  Heuervertrage  bestimmten  Heuer. 

§  55.  Dem  Schiffsmanne  gebürt  Beköstigung  für  Rechnung  des 
Schiffes  von  dem  Zeitpunkte  des  Dienstantrittes  an.  Er  darf  die  verab- 
reichten Speisen  und  Getränke  nur  zu  seinem  eigenen  Bedarfe  verwenden 
und  nichts  davon  veräußern,  vergeuden  oder  sonst  beiseite  bringen. 

§  56.  Die  Schiffsmannschaft  hat  an  Bord  des  Schiffes  Anspruch  auf 
einen  ihrer  Zahl  und  der  Größe  des  Schiffes  entsprechenden,  nur  für  sie 
und  ihre  Effekten  bestimmten  wohlverwahrten  und  genügend  zu  lüftenden 
Unterkunftsraum. 

Kann  dem  Schiffsmanne  infolge  eines  Unfalles  oder  aus  anderen 
Gründen  zeitweilig  ein  Unterkommen  auf  dem  Schiffe  nicht  gewährt  werden, 
so  ist  ihm  ein  anderweitiges  angemessenes  Unterkommen  zu  verschaffen. 

§  57.  Die  dem  Schiffsmanne  filr  den  Tag  mindestens  zu  verab- 
reichenden Speisen  und  Getränke  (§  55),  die  Größe  und  die  Einrichtung 
des  Unterkunftsraumes  (§  56)  und  die  mindestens  mitzunehmenden  Heil- 
mittel werden  im  Verordnungswege  bestimmt. 

§  58.  Der  Schiffer  ist  berechtigt,  bei  ungewöhnlich  langer  Dauer  der 
Reise  oder  wiegen  eingetretener  Unfälle  eine  Kürzung  der  Rationen  oder 
eine  Änderung  hinsichtlich  der  Wahl  der  Speisen  und  Getränke  eintreten 
zu  lassen.  Das  hierdurch  eventuell  erzielte  Ersparnis  ist  unter  die  Schiffs- 
mannschaft gleichmäßig  zu  verteilen. 

Der  Schiffer  hat  im  Schiffstagebuche  zu  bemerken,  wann,  aus  welchem 
Grunde  und  in  welcher  Weise  eine  Kürzung  oder  Änderung  eingetreten  ist. 

Wenn  dies  versäumt  ist,  oder  wenn  die  vom  Schiffer  getroffenen 
Anordnungen  sich  als  ungerechtfertigt  oder  durch  sein  Verschulden  herbei- 
geführt erweisen,  so  gebürt  dem  Schiffsmanne  eine  den  erlittenen  Ent- 
behrungen entsprechende  Vergütung.  Über  diesen  Anspruch  entscheidet 
unter  Vorbehalt  des  Rechtsweges  '  ^AAmannsamt,  vor  welchem  abge- 
mustert wird. 
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§  59.  Wenn  die  Mehrheit  der  Schiffsbemannung  bei  einem  Seemanns- 
amte Beschwerde  darüber  erhebt,  daß  das  Schiff,  für  welches  sie  ange- 
mustert ist,  nicht  seetüchtig  sei,  oder  wenn  ein  Dritteil  der  Mannschaft 
in  derselben  Weise  Beschwerde  führt,  daß  die  Vorräte,  welche  das  Schiff 
für  den  Bedarf  der  Mannschaft  an  Speisen  und  Getränken  mit  sich  führt, 
ungenügend  oder  verdorben  seien,  so  hat  das  Seemannsamt  eine  Unter- 
suchung des  Schiffes,  beziehungsweise  der  Vorräte  zu  veranlassen  und 
deren  Ergebnis  in  das  Schiffstagebuch  einzutragen.  Auch  hat  dasselbe, 
falls  die  Beschwerde  sich  als  begründet  erweist,  für  die  geeignete  Abhilfe 
Sorge  zu  tragen. 

§  60.  Falls  der  Schiffsmann  nach  Antritt  des  Dienstes  erkrankt  ist 
oder  eine  Verletzung  erlitten  hat,  so  trägt  der  Reeder  die  Kosten  der 
Verpflegung  und  Heilung: 

1.  Wenn  der  Schiffsmann  wegen  Krankheit  oder  Verletzung  die 
Reise  nicht  antritt,  bis  zum  Ablauf  eines  Monates  seit  der  Erkrankung 
oder  Verletzung. 

2.  Wenn  er  die  Reise  antritt  und  mit  dem  Schiffe  nach  einem 
inländischen  Hafen  zurückkehrt,  bis  zum  Ablauf  von  drei  Monaten  seit 
zum  Ablauf  der  Rückkehr  des  Schiffes. 

3.  Wenn  er  die  Reise  antritt  und  mit  dem  Schiffe  zurückkehrt,  die 
Rückreise  des  Schiffes  jedoch  nicht  in  einem  inländischen  Hafen  endet,  bis 
von  sechs  Monaten  seit  der  Rückkehr  des  Schiffes. 

4.  Wenn  er  während  der  Reise  auf  dem  Lande  zurückgelassen 
werden  mußte,  bis  zum  Ablauf  von  sechs  Monaten  seit  der  Weiterreise 
des  Schiffes. 

Auch  gebürt  dem  Schiffsmanne,  falls  er  nicht  mit  dem  Schiffe  nach 
dem  Hafen,  in  welchem  er  angemustert  wurde  oder  nach  dem  Heimats- 
hafen des  Schiffes  zurückkehrt,  nach  Wahl  des  Schiffers  freie  Zimick- 
beförderung  nach  einem  dieser  Häfen  unter  sinngemäßer  Anwendung  der 
§§  76,  77. 

Der  Schiffer  hat  den  für  die  Kosten  der  Verpflegung,  Heilung  und 
etwaigen  Zurückbefürderung  entfallenden  Betrag  beim  Seemannsamte,  oder, 
wenn  ein  solches  in  dem  betreffenden  Hafen  sich  nicht  befindet,  in  anderer 
sicherer  Weise  zu  hinterlegen. 

§  61.    Die  Heuer  bezieht  der  erkrankte  oder  verletzte  Schiffsmann: 
Wenn  er  die  Reise  nicht   antritt,    bis   zur  Einstellung  des  Dienstes; 

wenn  er  die  Reise  antritt  und  mit  dem  Schiffe  zurückkehrt,  bis  zur 
Beendigung  der  Rückreise; 

wenn  er  während  der  Reise   auf  dem  Lande  zurückgelassen  werden 
bis  zu  dem  Tage,  an  welchem  er  das  Schiff  verläßt. 
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Ist  der  Schiffsmann  bei  der  Verteidigung  des  Schiffes  in  Kriegsgefahr 
oder  gegen  Seeräuber  beschädigt,  so  hat  er  überdies  auf  eine  angemessene 
Belohnung  Anspruch,  über  welche  unter  Vorbehalt  des  Rechtsweges  das 
Seemannsamt  entscheidet, 

§  62.  Falls  ein  Schiffsmann  wegen  Erkrankung  auf  dem  Lande 
zurückgelassen  werden  mußte,  hat  der  Schiffer  dafür  Sorge  zu  tragen, 
daß  die  Effekten  des  Erkrankten  dem  zuständigen  Seemannsamte  über- 
geben werden.  Der  Schiffer  hat  ein  Verzeichnis  derselben  aufstellen  zu 
lassen  und  dieses,  mit  seiner  Unterschrift  versehen,  beizufügen. 

§  63.  Auf  den  Schiffsmann,  welcher  sich  die  Krankheit  oder  Ver- 
letzung durch  eine  gesetzlich  untersagte  Handlung  oder  absichtlich  zuge- 
zogen hat,  finden  die  §  60  und  61  keine  Anwendung. 

Hierdurch  wird  aber  der  Anspruch  auf  die  verdiente  Heuer  nicht 
berührt  (§  78). 

§  64.  Stirbt  der  Schiffsmann  nach  Antritt  des  Dienstes,  so  gebürt 
seinen  Erben  die  verdiente  Heuer  (§  78),  wofern  er  das  Schiff  nicht  ver- 
lassen hat,  bis  zum  Todestage,  wenn  er  aber  auf  dem  Lande  zurückgelassen 
werden  mußte,  bis  zu  dem  Tage,  an  welchem  er  das  Schiff  verlassen  hat. 

Die  Bestattungskosten  sind  vom  Reeder  zu  tragen. 

Wird  der  Schiffsmann  bei  Verteidigung  des  Schiffes  in  Kriegsgefahr 
oder  gegen  Seeräuber  getötet,  so  hat  der  Reeder  überdies  seinen  Erben 
eine  angemessene  Entschädigung  zu  entrichten,  welche  unter  Vorbehalt 
des  Rechtsweges  das  Seemannsamt  bestimmt. 

§  65.  Über  jeden  nach  Antritt  des  Dienstes  eintretenden  Todesfall 
eines  Schiffsmannes  muß  vom  Schiffer  unter  Zuziehung  von  zwei  Schiffs- 
offlzieren  oder  anderen  glaubwürdigen  Personen  ein  urkundlicher  Nachweis 
beschafft  werden.  Die  Urkunde,  w^elche  auch  vollinhaltlich  in  das  Schiffs- 
tagebuch einzutragen  ist,  muß  Tag  und  Stunde  des  Todes,  Vor-  und 
Familiennamen,  Geburts-  oder  Wohnort  und  Alter  des  Verstorbenen,  sowie 
die  mutmaßliche  Ursache  des  Todes  enthalten.  Sie  ist  von  dem  Schiffer 
und  den  zugezogenen  Zeugen  zu  unterzeichnen. 

Soweit  der  Nachlaß  des  verstorbenen  Schiffsmannes  sich  an  Bord 
befindet,  hat  der  Schiffer  bei  sonstiger  Haftung  gegenüber  den  Beteiligten 
filr  die  Aufzeichnung  und  Aufbewahrung,  sowie  erforderlichenfalls  für  den 
Verkauf  des  Nachlasses  Sorge  zu  tragen.  Die  Aufzeichnung  ist  unter 
Zuziehung  von  zwei  Schiffsoffizieren  oder  anderen  glaubwürdigen  Personen 
vorzunehmen. 

Die  Nachlaßgegenstände  selbst,  der  etwaige  Erlös  aus  denselben,  der 
etwaige  Heuenückstand,  dann  die  erwähnte  Aufzeichnung  und  der  Nach- 
weis über  den  Todesfall  sind  demjenigen  Seemannsamte,  bei  dem  es  ohne 
Verzögerung  der  Reise  zuerst  geschehen  kann,  zu  übergeben.  Nachlaß- 
gegenstände von  Schiffsleuten  jedoch,  welche  auf  Dampfern,  die  in  regel- 
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mäßiger  Fahrt  mit  dem  Inlande  verkehren,  verst<)rbeii  sind,  sind  nach 
Rückkehr  des  betreffenden  Dampfers  dem  Seemannsamte  des  Heimats- 
hafens zu  übergeben. 

Durch  diese  Vorschriften  werden  die  auf  die  Führung  der  Civil- 
standsregister  bezüglichen  Bestimmungen  nicht  berührt. 

§  66.  Wenn  der  Schiffer  während  der  Reise  stirbt,  ist  dessen  Stell- 
vertreter verpflichtet,  für  die  Beschaffung  eines  Nachweises  über  den 
Todesfall  und  für  den  Nachlaß  nach  Maßgabe  der  vorstehenden  Bestim- 
mungen (§  65)  zu  sorgen. 

§  67.  Endet  bei  einer  Verheuerung  auf  die  Gesamtreise  die  Rück- 
reise nicht  in  dem  Hafen,  von  welchem  das  Schiff  seine  Ausreise  angetreten 
hat,  oder  in  dem  Heimatshafen,  so  hat  der  Schiffsmann,  wenn  nicht  eine 
andere  Vereinbarung  vorliegt,  Anspruch  auf  freie  Zurückbefördenmg  je 
nach  Wahl  des  Schiffers  nach  einem  dieser  Häfen  (§§  76,  77)  und  auf 
Fortbezug  der  Heuer  während  der  Reise. 

§  68.  Nach  beendigter  Reise  kann  der  Schiffsmann,  möge  er  auf 
Gesamtreise  oder  auf  Zeit  verheuert  sein,  seine  Entlassung  nicht  früher 
verlangen,  als  bis  das  Schiff  vertäut,  die  Ladung  gelöscht,  das  Schiff 
gereinigt  und  auch  die  etwa  erforderliche  Verklarung  abgelegt  ist. 

Ist  der  auf  Zeit  abgeschlossene  Heuervertrag  während  der  Reise 
abgelaufen,  so  kann  der  Schiffsmann  in  dem  nächsten  Hafen  seine  Ent- 
lassung fordern,  sofern  derselbe  nicht  lediglich  wegen  höherer  Gewalt 
oder  um  Ordre  einzuholen  angelaufen  wurde,  und  sobald  die  im  voran- 
stehenden Absätze  festgesetzten  Bedingungen  erfüllt  worden  sind. 

Falls  der  Heuervertrag  zu  einer  Zeit  endigt,  wo  das  Schiff  in  einem 
Hafen  liegt,  in  welchem  laut  Bescheinigung  des  Seemannsamtes  oder,  in 
Ermanglung  eines  solchen  der  Lokalbehörde,  es  dem  Schiffer  unmöglich 
ist,  neue  Mannschaft  anzuheuern,  ist  der  Schiffsmann  verpflichtet,  gegen 
eine  25prozentige  oder,  falls  die  ortsüblichen  Heuersätze  höher  sind,  eine 
denselben  gleichkommende  Erhöhung  seiner  bisherigen  Heuer  den  Dienst 
weiter  bis  zu  jenem  Hafen  zu  verseben,  in  welchem  die  erwähnte  Un- 
möglichkeit aufhört.  Eine  solche  Erstreckung  der  Dienstzeit  darf  jedoch 
drei  Monate  keinesfalls  übersteigen. 

§  69.  Der  Heuervertrag  endet,  wenn  das  Schiff  durch  einen  Zufall 
dem  Reeder  verloren  geht;  insbesondere 

wenn  es  verunglückt: 

wenn  es  als  reparaturunfähig  oder  reparaturunwüixlig  kondemniert  wird; 

wenn  es  geraubt  wii'd; 

wenn  es  autgebracht  oder  angehalten  und  für  gute  Prise  erklärt  wird. 

Dem  Schift'smanue  gebürt  alsdann  nicht  allein  die  verdiente  Heuer 
(§  78 j,  sondern  auch  nach  "Wahl  des  Schiffers  freie  Zurückbeförderung 
(§§  76,  77)  nach  dem  Ausreise-  oder  Heimatshafen. 
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§  70.  Der  Schiffer  kann  den  Schiffsmann,  abgesehen  von  den  in  dem 
Heuervertrage  bestimmten  Fällen,  vor  Ablauf  ber  Dienstzeit  entlassen: 

1.  Solange  die  Eeise  noch  nicht  angetreten  ist,  wenn  der  Schiffs- 
mann zu  dem  Dienste,  zu  welchem  er  sich  verheuert  hat,  untauglich  ist; 

2.  wenn  der  Schiffsmann  eines  groben  Dienstvergehens,  insbesondere 
des  wiederholten  Ungehorsams,  der  fortgesetzten  Widerspenstigkeit  oder 
der  Schmuggelei  sich  schuldig  macht; 

3.  wenn  der  Schiffsmann  sich  eines  Verbrechens  oder  einer  aus 
Gewinnsucht  begangenen  strafbaren  Handlung  schuldig  macht; 

4.  Wenn  sich  der  Schiffsmann  durch  eine  gesetzlich  untersagte 
Handlung  oder  absichtlich  eine  Krankheit  oder  Verletzung  zuzieht,  welche 
ihn  arbeitsunfähig  macht; 

5.  Wenn  die  Reise,  für  welche  der  Schiffsmann  geheuert  war,  wegen 
Krieg,  Embargo  oder  Blockade,  oder  wegen  eines  Ausfuhr-  oder  Einfuhr- 
verbots oder  wegen  eines  anderen,  Schiff  oder  Ladung  betreffenden  Zufalls 
nicht  angetreten  oder  fortgesetzt  werden  kann. 

Die  Entlassung,  sowie  der  Grund  derselben,  muß  dem  Schiff smanne 
angezeigt  und  in  den  Fällen  der  Ziffeni  2  bis  5  in  das  Schiffstagebuch 
eingetragen  werden. 

§  71.  Dem  Schiffsmanne  gebürt  in  den  Fällen  der  Ziffern  1  bis  4 
des  §  70  nicht  mehr  als  die  verdiente  Heuer  (§  78),  in  den  Fällen  der 
Ziffer  5  hat  er,  wenn  er  nach  Antritt  der  Reise  entlassen  wird,  Anspruch 
nicht  allein  auf  die  verdiente  Heuer,  sondern  auch  auf  freie  Zurück- 
beförderung  (§§  76,  77),  je  nach  Wahl  des  Schiffers,  nach  dem  Ausreise- 
oder Heimatshafen. 

§  72.  Der  Schiffsmann,  welcher  aus  anderen  als  den  im  §  70  er- 
wähnten Gründen  vor  Ablauf  des  Heuervertrages  entlassen  wird,  behält, 
wenn  die  Entlassung  vor  Antritt  der  Reise  erfolgt,  als  Entschädigung  die 
etwa  empfangenen  Hand-  und  Vorschußgelder,  soweit  dieselben  den  ver- 
tragsmäßigen oder  gesetzlich  zulässigen  Betrag  nicht  übersteigen. 

Sind  Hand-  und  Vorschußgelder  nicht  gezahlt,  so  erhält  er  als 
Entschädigung  jenen  Betrag,  welcher  der  im  §  50  festgesetzten  Maximal- 
höhe der  Vorschüsse  gleichkommt. 

Ist  die  Entlassung  erst  nach  Antritt  der  Reise  erfolgt,  so  hat  er 
Anspruch  auf  freie  Zurückbeförderung  (§§  76,  77)  nach  dem  Ausreise-  oder 
Heimatshafen  nach  seiner  Wahl. 

Auch  erhält  der  Schiffsmann  außer  der  verdienten  Heuer  (§  78)  noch 
die  Heuer  für  zwei  oder  vier  Monate,  je  nachdem  er  in  einem  europäischen 
oder  in  einem  nicht  europäischen  Hafen  entlassen  ist,  jedoch  nicht  mehr 
als  er  erhalten  haben  würde,  wenn  er  erst  nach  Beendigung  der  Reise 
entlassen  worden  wäre. 
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Den  europäischen  Häfen  sind  die  nichteuropäisclien  Häfen  des  Mittel- 
ländischen und  des  Schwarzen  Meeres,  dann  die  Häfen  des  Suezkanales 
und  des  Roten  Meeres  gleichzustellen. 

§  73.    Der  Schiffsmann  kann  seine  Entlassung  fordern: 

1.  Wenn  sich  der  Schiffer  ihm  gegenüber  einer  schweren  Verletzung 
seiner  Pflichten,  insbesondere  durch  Mißhandlung  oder  durch  grundlose 
Vorenthaltung  von  Speise  und  Trank  schuldig  macht; 

2.  wenn  das  Schiff  die  Flagge  wechselt; 

3.  wenn  bei  einer  Verheuerung  auf  die  Gesamtreise  nach  Beendigung 
der  Ausreise  eine  Zwischenreise  beschlossen,  oder  wenn  eine  Zwischenreise 
beendigt  ist,  sofern  seit  dem  Dienstantritte  zwei  Jahre  verflossen  sind, 
jedoch  nur  in  dem  Falle,  als  die  Rückreise  noch  nicht  angeordnet  wäre. 

Der  Wechsel  des  Reeders  oder  Schiffers  gibt  dem  Schiffsmanne  kein 
Recht,  die  Entlassung  zu  fordern. 

§  74.  Der  Schiffsmann  hat  in  den  Fällen  der  Ziffern  1  und  2  des 
§  73  dieselben  Ansprüche,. welche  für  den  Fall  des  §  72  bestimmt  sind; 
in  dem  Falle  der  Ziffer  3  gebürt  ihm  nicht  mehr,  als  die  verdiente  Heuer. 

§  75.  Im  Auslande  darf  der  Schiffsmann,  welcher  auf  Grund  der 
Bestimmungen  des  §  73  seine  Entlassung  fordert,  außer  in  dem  Falle 
eines  Flaggenwechsels  nicht  ohne  Genehmigung  des  Seemannsamtes  (§  81) 
den  Dienst  verlassen. 

Ist  der  Schiffsmann  mit  der  Zurücklassung  einverstanden  und  läßt 
sich  eine  Genehmigung  hierzu  seitens  des  Seeinannsamtes  ohne  Verzögerung 
der  Reise  nicht  einholen,  so  ist  der  Schiffer  befugt,  den  Schiffsmann  ohne 
diese  Genehmigung  zu  entlassen. 

§  76.  Wenn  nach  den  Bestimumngen  dieses  Gesetzes  ein  Anspruch 
auf  freie  Zurückbeförderung  l)egründet  ist,  so  umfaßt  derselbe  auch  den 
Unterhalt  während  der  Reise. 

§  77.  Dem  Ansprüche  auf  freie  Zurückbeförderung  wird  genügt, 
wenn  dem  Schiffsmanne,  welcher  arbeitsfähig  ist,  mit  Genehmigung  des 
Seemannsamtes  ein  seiner  früheren  Stellung  entsprechender  und  durch 
angemessene  Heuer  zu  vergütender  Dienst  auf  einem  inländischen  Handels- 
schiffe verschafft  wird,  welches  nach  dem  Heimatshafen,  nach  dem  Hafen, 
von  welchem  das  Schiff  seine  Ausreise  angetreten  hat,  oder  nach  einem 
diesen  Häfen  nahe  gelegenen  Hafen  geht. 

Wird  der  Schiffsmann  in  einem  anderen  Hafen,  als  jenem  ausgeschifft, 
in  den  er  zurückbefördert  werden  soll,  so  gebürt  ihm  für  den  Rest  der 
Reise  eine  entsprechende  Vergütung. 

Ist  der  Schiffsmann  kein  Österreicher,  so  wird  ein  Schiff  seiner 
Nationalität  einem  inländischen  Schift'e  gleichgeachtet  und  der  Schiffsmann 
fKtj  wofern  keine  andere  Vereinbarung  erzielt  wird,  den  Anspruch  auf 
Rückbeförderung  in  den  Ausreisehafen. 
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§  78.  In  den  FäUen  der  §§  49,  63,  64,  69,  71,  72  und  74  wird  die 
verdiente  Heuer,  sofern  die  Heuer  nicht  zeitweise,  sondern  in  Bausch  und 
Bogen  für  die  ganze  Reise  bedungen  ist,  mit  Rücksicht  auf  den  vollen 
Heuerbetrag  nach  Verhältnis  der  geleisteten  Dienste,  sowie  des  etwa 
zurückgelegten  Teiles  der  Reise  bestimmt.  Zur  Ermittlung  der  im  §  72 
erwähnten  Heuer  für  einzelne  Monate  wird  die  durchschnittliche  Dauer 
der  Reise  einschließlich  der  Ladungs-  und  Löschungszeit  unter  Berück- 
sichtigung der  Beschaffenheit  des  Schiffes  in  Ansatz  gebracht  und  danach 
die  Heuer  für  die  einzelnen  Monate  berechnet. 

§  79.  Insoweit  über  den  Anspruch,  welcher  dem  Schiffsmanne 
gegen  den  Schiffer  nach  diesem  Gesetze  zusteht,  zwischen  denselben  eine 
Vereinbarung  nicht  zustande  kommt,  hat  der  Schiffer  den  streitigen  Betrag 
bei  dem  nächsten  Seemannsamte  in  der  von  demselben  bestimmten  Höhe 
zum  Zwecke  des  weiteren  gesetzlichen  Verfahrens  zu  erlegen. 

§  80.  Der  dem  Schiffsmanne  als  Lohn  zugestandene  Teil  an  der 
Fracht  oder  am  Gewinn  wird  als  Heuer  im  Sinne  dieses  Gesetzes  nicht 
angesehen. 

§  81.  Der  Schiffer  darf  einen  Schiffsmann  im  Auslande  während  des 
Bestandes  des  Heuervertrages  nicht  ohne  Genehmigung  des  Seemanns- 
amtes zurücklassen.  Wenn  für  den  Fall  der  Zurücklassung  eine  Hilfs- 
bedürftigkeit des  Schiffsmannes  zu  besorgen  ist,  so  kann  die  Erteilung  der 
Genehmigung  davon  abhängig  gemacht  werden,  daß  der  Schiffer  gegen 
den  Eintritt  der  Hilfsbedürftigkeit  für  einen  Zeitraum  bis  zu  drei  Monaten 
Sicherstellung  leistet. 

Die  Bestimmungen  des  §  131  werden  hierdurch  nicht  berührt. 

V.  Abschnitt. 

Verpflichtung  zur  Mitnahme  hilfsbedürftiger  Seeleute. 

§  82.  Jedes  österreichische  Seehandelsschiff,  welches  aus  einem 
ausländischen  Hafen  nach  einem  inländischen  bestimmt  ist,  ist  verpflichtet, 
inländische  Seeleute,  welche  im  Auslande  in  hilfsbedürftigem  Zustande 
sich  befinden,  behufs  ihrer  Zurückbeförderung  in  das  Inland  auf  schriftliche 
Anweisung  des  Seemannsamtes  gegen  eine  im  Verordnungswege  festzu- 
stellende   Entschädigung    nach    seinem    Bestimmungshafen  mitzunehmen. 

Dieselbe  Verpflichtung  gilt  für  österreichische  Seehandelsschiffe, 
welche  zwar  nach  einem  ausländischen  Hafen  bestimmt  sind,  von 
dem  jedoch  die  weitere  Rückkehr  des  hilfsbedürftigen  Seemannes  er- 
leichtert wird. 

Zur  Erfüllung  dieser  Verpflichtungen  kann  der  Schiffer  vom  See- 
mannsamte zwangsweise  angehalten  werden. 

Malfatti,  Konsularwesen.    I.  50 
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§  83.  Bieten  mehrere  Schiffe  Gelegenheit  zur  Mitnahme,  so  sind 
die  zu  befördernden  Seeleute  durch  das  Seemannsamt  nach  Verhältnis  der 
Größe  der  Schiffe  und  der  Zahl  ihrer  Mannschaften  auf  die  einzelnen 
Schiffe  zu  verteilen. 

§  84.    Die  Mitnahme  kann  verweigert  werden: 

1.  Wenn  und  soweit  an  Bord  kein  angemessener  Platz  für  die  Mit- 
zunehmenden vorhanden  oder  die  Beschaffung  des  erforderlichen  Proviantes 
unmöglich  ist; 

2.  wenn  der  Mitzunehmende  bettlägerig  oder  mit  einer  die  Gesundheit 
oder  Sicherheit  der  Mannschaft  gefährdenden  Krankheit  behaftet  ist; 

3.  wenn  und  soweit  die  Zahl  der  Mitzunehmenden  ein  Viertteil  der 
Schiffsmannschaft  tibersteigt; 

4.  wenn  die  Anweisung  des  Seemannsamtes  zur  Mitnahme  bei  Segel- 
schiffen nicht  mindestens  zwei  Tage,  bei  Dampfern  nicht  mindestens  zwei 
Stunden  vor  dem  Zeitpunkte  erfolgt,  an  welchem  das  Schiff  zum  Abgehen 
fertig  ist. 

Die  Entscheidung  über  den  Grund  der  Weigerung  steht  dem  Seemanns- 
amte zu. 

§  85.  Während  der  Reise  erhält  der  Mitgenommene  Kost  und  Unter- 
kunft von  Seite  des  Schiffes.  Er  ist  der  Disziplinargewalt  des  Schiffers 
unterworfen. 

§  86.  Die  Auszahlung  der  Entschädigung  erfolgt  im  Bestimmungs- 
hafen durch  das  Seemannsamt  gegen  Auslieferung  der  wegen  der  Mitnahme 
erteilten  Anweisung  (§  82). 

§  87.  Der  Mitgenommene  haftet  für  die  durch  die  Zurückbeförderung 
verursachten  Auslagen. 

Die  Vorschriften,  welche  den  Reeder  oder  andere  Personen  zur 
Erstattung  solcher  Auslagen  verpflichten,  werden  durch  dieses  Gesetz 
nicht  berührt. 

VI.  Abschnitt. 

Schiffsdiszlplln. 

§  88.  Der  Schiffsmann  ist  der  Disziplinargewalt  des  Schiffers  unter- 
worfen. Dieselbe  beginnt  mit  dem  Antritte  des  Dienstes  und  erlischt  mit 
dessen  Beendigung. 

§  89.  Der  Schiffsmann  ist  verpflichtet,  sich  stets  nüchtern  zu  halten  und 
gegen  jedermann  ein  angemessenes  und  friedfertiges  Betragen  zu  beobachten. 
Dem  Schifter  und  seinen  sonstigen  Vorgesetzten  hat  er  mit  Achtung  zu 
begegnen   und   ihren  dienstlichen  Befehlen  unweigerlich  Folge  zu  leisten. 

§  90.  Der  Schiffsmann  hat  dem  Schiffer  auf  Verlangen  wahrheits- 
gemäß und  vollständig  mitzuteilen,  was  ihm  über  die  den  Schiffsdienst 
betreffenden  Angelegenheiten  bekannt  ist. 
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§  91.  Der  Schiffsmann  darf  ohne  Erlaubnis  des  Schiffers  keine 
Güter  an  Bord  bringen  oder  bringen  lassen.  Für  die  gegen  dieses  Verbot 
beförderten  eigenen  oder  fremden  Güter  muß  er  die  höchste  am  Abladungs- 
orte zur  Abladungszeit  für  solche  Reisen  und  Güter  bedungene  Fracht 
erstatten,  unbeschadet  der  Verpflichtung  zum  Ersätze  eines  erweislich 
höheren  Schadens. 

Der  Schiffer  ist  auch  befugt,  die  Güter  über  Bord  zu  werfen,  wenn 
dieselben  Schiff  oder  Ladung  gefährdeh  oder  Schmuggelwaren  sind. 

§  92.  Die  Bestimmungen  des  §  91  finden  ebenfalls  Anwendung, 
wenn  der  Schiffsmann  ohne  Erlaubnis  des  Schiffers  mehr  an  geistigen 
Getränken  oder  an  Tabak,  als  er  zu  seinem  Gebrauche  auf  der  beab- 
sichtigten Reise  bedarf,  an  Bord  bringt  oder  bringen  läßt. 

Waffen  und  Munition  dürfen  ohne  Erlaubnis  des  Schiffers  nicht  an 
Bord  gebracht  werden. 

Die  gegen  dieses  Verbot  mitgenommenen  geistigen  Getränke,  Tabak^ 
Waffen  und  Munition  verfallen  dem  Schiffe. 

§  93.  Wenn  das  Schiff  in  einem  Hafen  liegt,  so  ist  der  Schiffer 
befugt,  die  Effekten  der  Schiffsleute  zur  Verhütung  einer  Entweichung 
bis  zur  Abreise  des  Schiffes  in  Verwahrung  zu  nehmen. 

§  94.  Als  Disziplinarvergehen  der  Schiffsmannschaft  werden  ins- 
besondere angesehen: 

Nachlässigkeit  im  Dienste; 

Ungehorsam  gegen  den  Dienstbefehl  eines  Vorgesetzten; 

ungebürliches  Betragen  gegen  Vorgesetzte,  gegen  andere  Mitglieder 
der  Schiffsmannschaft  oder  gegen  Reisende; 

Verlassen  des  Schiffes  ohne  Erlaubnis  oder  Ausbleiben  über  die  fest- 
gesetzte Zeit; 

Wegbringen,  Wegbringenlassen  eigener  oder  fremder  Sachen  von 
Bord  oder  an  Bord  bringen  oder  an  Bord  bringen  lassen  von  Gütern  oder 
sonstigen  Gegenständen  ohne  Erlaubnis; 

eigenmächtige  Zulassung  fremder  Personen  an  Bord  und  Gestattung 
des  Anlegens  von  Fahrzeugen  an  das  Schiff; 

Trunkenheit  im  Schiffsdienste; 

Unvorsichtigkeit  mit  Feuer  und  Licht; 

Vergeudung,  unbefugte  Veräußerung  oder  Beiseitebringen  von  Proviant 

§  95.  Der  Schiffer  kann  als  Disziplinarstrafe  über  die  Schiffsmann- 
schaft mit  Ausschluß  der  Schiftsoffiziere  und  Schiffsunteroffiziere  verhängen: 

1.  Mäßige  Erschwerung  des  Dienstes; 

2.  Geldbuße  bis  zum  Betrage  von  einer  Monatsheuer  und  im  Falle 
der  Wiederholung  bis  zu  zwei  Monatsheuem  (§*78). 

§  96.  Über  die  Schiffsoffiziere  und  Schiffsunteroffiziere  kann  der 
Schiffer  als  Disziplinarstrafe  verhängen: 

50* 
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1.  Bordarrest  bis  zu  acht  Tagen; 

2.  Kabinenarrest  bis  zu  vier  Tagen; 

3.  Geldbuße  bis  zum  Betrage  von  einer  Monatsheuer  und  im  Falle 
der  Wiederholung  bis  zu  zwei  Monatsheuern  (§  78). 

§  97.  Die  in  den  Paragraphen  95  und  96  angeführten  Strafen 
dürfen  niemals  nebeneinander  verhängt  werden. 

§  98.  Der  Schiffer  ist  befugt,  alle  zur  Aufrechthaltung  der  Ordnung 
an  Bord  und  in  den  Booten,  sowie  zur  Sicherung  der  Regelmäßigkeit  des 
Dienstes  erforderlichen  Maßregeln  zu  treffen. 

Bei  einer  Widersetzlichkeit  oder  bei  beharrlichem  Ungehorsam 
seitens  der  an  Bord  befindlichen  Personen  kann  der  Schiffer  alle  Mittel 
anwenden,  welche  erforderlich  sind,  um  seinen  Befehlen  Gehorsam  zu 
Terschaffen. 

Jeder  Schiffsmann  muß  dem  Schiffer  über  dessen  Aufforderung 
Beistand  zur  Aufrechthaltung  der  Ordnung,  sowie  zur  Abwendung  oder 
Unterdrückung  einer  Widersetzlichkeit  leisten. 

§  99.  Jede  vom  Schiffer  in  Gemäßheit  dieses  Abschnittes  getroffene 
Verfügung  und  verhängte  Strafe  ist  mit  genauer  Angabe  der  Veranlassung 
ins  Schiffstagebuch  einzutragen. 

Der  Schiffer  ist  verpflichtet,  hiervon  dem  Seemannsamte  des  vom 
Schiffe  nächst  berührten  Hafens  Anzeige  zu  erstatten. 

Durch  die  Disziplinarbehandlung  wird,  wenn  die  Tat  eine  strafbare 
Handlung  bildet,  die  strafgerichtliche  Verfolgung  nicht  ausgeschlossen. 

§  100.  Die  in  diesem  Abschnitte  angeführten  Disziplinarvergehen 
verjähren  nach  zwei  Monaten,  vom  Tage  der  Begehung  derselben  an 
gerechnet. 

VII.  Abschnitt. 

Strafgewalt  der  Seemannsämter. 

§  101.  Die  in  diesem  Abschnitte  angeführten  strafbaren  Handlungen 
und  Unterlassungen  unterliegen,  insofern  dieselben  nicht  straf  gerichtlich 
7A\  ahnden  sind,  als  seepolizeiliche  Übertretungen  den  nachfolgenden 
Straf  bestimmungen. 

§  102.  Ein  Schiffsmann,  welcher  nach  Abschluß  des  Heuervertrages 
sich  verborgen  hält,  um  sich  dem  Antritte  des  Dienstes  zu  entziehen, 
wird  mit  Geldstrafe  bis  zum  Betrage  einer  Monatsheuer  bestraft. 

Wenn  ein  Schiffsmann,  um  sich  der  Fortsetzung  des  Dienstes  zu 
entziehen,  entläuft  oder  sich  verborgen  hält,  so  macht  er  sich  der  Ent- 
weichung schuldig  und  es  tritt  Geldstrafe  bis  zu  zwei  Monatsheuern  ein, 
wenn  die  Entweichung  in  einem  inländischen  Hafen,  und  Geldstrafe  im 
Betrage  bis  zu  vier  Monatsheuern,  wenn  die  Entweichung  in  einem  aus- 
Jändischen  Hafen  stattfand. 
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Der  Entwichene  ist  auch  für  die  durch  seine  Aufsuchung,  Verhaftung, 
Gefangenhaltung  und  etwaige  Stellung  an  Bord  verursachten  Kosten,  sowie 
für  den  Schaden  ersatzpflichtig,  welcher  dem  Schiffe  durch  seine  Ent- 
weichung entstanden  ist. 

Hierfür  haften  zunächst  die  bis  zum  Augenblicke  der  Entweichung 
verdiente  Heuer  und  die  zurückgelassenen  Effekten  des  Schiffsmannes. 

Insoweit  die  Heuer  und  der  Erlös  der  Effekten  nicht  zur  Deckung 
der  durch  die  Entweichung  verursachten  Kosten  und  Schäden  notwendig 
sind,  verfallen  dieselben  zugunsten  des  Marineunterstützungsfonds. 

§  103.  Der  Schiffer  ist  verpflichtet,  die  unbefugte  Abwesenheit  des 
Schiffsmannes  unverzüglich  dem  nächsten  Seemannsamte  anzuzeigen.  Ein 
Aufschub  dieser  Anzeige  bis  zum  nächsten  Hafen  ist  nur  gestattet,  wenn 
dieselbe  den  Abgang  des  bereits  seeklaren  Schiffes  verzögern  würde. 

§  104.  Jeder  Schiffsmann,  welcher  in  Erfahrung  bringt,  daß  ein 
Angehöriger  der  Schiffsmannschaft  entwichen  ist  (§  102,  Alinea  2),  hat 
hiervon  sogleich  dem  Schiffer  Anzeige  zu  erstatten,  bei  Strafe  bis  zum 
Betrage  einer  Monatsheuer. 

§  105.  Hat  der  Schiffsmann  sich  dem  Dienste  in  einem  der  Fälle 
des  §  73,  1  und  3,  ohne  Genehmigung  des  Seemannsamtes  (§  75)  entzogen, 
so  tritt  Geldstrafe  bis  zum  Betrage  einer  Monatsheuer  ein. 

§  106.  Mit  Geldstrafe  bis  zum  Betrage  einer  Monatsheuer  wird 
bestraft  ein  Schiffsmann,  welcher 

1.  bei  Verhandlungen,  die  sich  auf  die  Erteilung  eines  Seedienst- 
buches, auf  eine  Eintragung  in  dasselbe  oder  auf  eine  Musterung  beziehen, 
wahre  Tatsachen  entstellt  oder  unterdrückt  oder  falsche  vorspiegelt,  um 
ein  Seemannsamt  zu  täuschen; 

2.  es  unterläßt,  sich  gemäß  §  23  zur  Musterung  zu  stellen; 

3.  im  Falle  eines  dem  Dienstantritte  entgegenstehenden  Hindernisses 
unterläßt,  sich  hierüber  gemäß  §  28  gegen  das  Seemannsamt  auszuweisen; 

4.  sich  für  eine  Zeit  verheuert,  für  die  er  durch  einen  früher 
geschlossenen  Heuervertrag  gebunden  ist  (§  39); 

5.  sich  weigert,  bei  der  Verklarung  mitzuwirken  (§  46). 

§  107.  Ein  Schiffsmann,  der  eine  auf  eine  unwahre  Behauptung 
gestützte  Beschwerde  über  Seeuntüchtigkeit  des  Schiffes  bei  einem  See- 
mannsamte vorbringt  und  auf  Grund  dieser  Behauptung  eine  erfolglose 
Untersuchung  (§  59)  veranlaßt,  wird,  wenn  er  nicht  einen  entschuldbaren 
Irrtum  nachweist,  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  200  Kronen  bestraft. 

Wer  unter  denselben  Umständen  eine  Beschwerde  über  Mangel- 
haftigkeit des  Proviants  vorbringt,  wird  mit  dem  Betrage  einer  halben 
Monatsheuer  bestraft. 

In  beiden  Fällen  sind  die  iten,  die  durch  die 

Untersuchung  verursachten  n. 
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§  108.  Wenn  die  Heuer  nicht  zeitweise  bedungen  ist,  oder  wenn 
sich  der  Schiffsmann  nicht  gegen  Entlohnung  in  Geld  verdungen  hat,  so 
wird  die  nach  Monatsheuer  bemessene  Strafe  auf  einen  derselben  nach 
dem  Erachten  des  Seemannsamtes  entsprechenden  Geldbetrag  bestimmt. 

§  109.  Der  Schiffer  oder  sonstige  Vorgesetzte,  welcher  einem  Schiffs- 
manne  gegenüber  seine  Disziplinargewalt  mißbraucht,  oder  dem  Eeisenden 
gegenüber  seine  Befugnisse  überschreitet,  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu 
600  Kronen  bestraft. 

§  110.  Der  Schiffer,  welcher  seine  Verpflichtung,  für  die  genügende 
Verproviantierung  des  Schiffes  zu  sorgen,  fahrlässigerweise  zu  erfüllen 
unterläßt,  wird,  wenn  infolgedessen  der  Schiffsmannschaft  die  gebürende 
Kost  nicht  gewährt  werden  kann,  mit  Geldstrafe  bis  zu  600  Kronen  bestraft. 

§  111.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  400  Kronen  wird  ein  Schiffer  bestraft^ 
welcher  einen  Schiffsmann  im  Auslande  zurückläßt  und  hierbei  nicht  die 
Bestimmungen  der  §§  75  und  81  beobachtet. 

§  112.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  200  Kronen  wird  bestraft  ein  Schiffer, 
welcher 

1.  den  ihm  in  Ansehung  der  Musterung  obliegenden  Pflichten  nicht 
genügt  (§  23); 

2.  bei  Verhandlungen,  welche  sich  auf  eine  Musterung  oder  eine 
Eintragung  in  ein  Seedienstbuch  beziehen,  wahre  Tatsachen  entstellt  oder 
unterdrückt,   oder  falsche  vorspiegelt,   um  ein  Seemannsamt  zu  täuschen; 

3.  Vorschußzahlungen  über  das  erlaubte  Maß  hinaus  dem  Schiffsmanne 
gewährt  (§§  49  und  50); 

4.  bei  Todesfällen  die  Beschaffung  und  Übergabe  des  vorgeschriebenen 
Nachweises  unterläßt  oder  die  ihm  obliegende  Fürsorge  für  den  Nachlaß 
verabsäumt  (§§  65  und  66); 

5.  eine  der  in  dem  §  99  vorgeschriebenen  Eintragungen  in  das 
Schiffstagebuch  unterläßt; 

6.  den  ihm  bei  strafbaren  Handlungen  nach  den  §§  130  und  131 
obliegenden  Verpflichtungen  nicht  genügt; 

7.  dem  Schiffsmanne  ohne  dringenden  Grund  die  Gelegenheit  versagt, 
die  Entscheidung  des  Seemannsamtes  nachzusuchen; 

8.  einem  Schiffsmanne  grundlos  Speise  und  Trank  vorenthält; 

9.  es  unterläßt,  dafür  Sorge  zu  tragen,  daß  ein  Exemplar  dieses 
Gesetzes,  sowie  der  maßgebenden  Vorschriften  über  Kost  und  Unterkunft, 
der  Schiffsmannschaft  und  den  Reisenden  jederzeit  zugänglich  sei  (§  140); 

10.  sich  der  Erfülhing  der  ihm  nach  §  82  obliegenden  Verpflichtungen 
entzieht. 

§  113.  Die  Bestimmungen  der  §§  102  bis  112  finden  auch  dann 
Anwendung,  wenn  die  strafbaren  Handlungen  im  Auslande  begangen  sind. 
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§  114.  Die  in  diesem  Abschnitte  enthaltenen  strafbaren  Handlungen 
verjähren  nach  sechs  Monaten. 

Die  Verjährungsfrist  beginnt  mit  dem  Tage,  an  welchem  das  Schiff, 
dem  der  Täter  zur  Zeit  der  Begehung  angehörte,  ein  Seemannsamt  erreicht. 

VIIL  Abschnitt. 

Seereate. 

§  115.  Wer  als  Schiffsmann  auf  Grund  vorausgegangener  Verab- 
redung gemeinsam  mit  einem  oder  mehreren  anderen  Schiffsleuten  dem 
Schiffer  oder  einem  anderen  Vorgesetzten  den  Gehorsam  verweigert,  ist 
wegen  Verbrechens  mit  Kerker  von  sechs  Monaten  bis  zu  einem  Jahre, 
und  wenn  er  der  Anstifter  oder  Eädelsführer  war,  mit  Kerker  von  sechs 
Monaten  bis  zu  zwei  Jahren  zu  bestrafen. 

§  116,  Wer  als  Schiffsmann  gegen  den  Schiffer  oder  gegen  einen 
anderen  Vorgesetzten  Gewalt  anwendet  oder  ihn  mit  Gewalt  bedroht,  um 
ihn  zur  Vornahme  oder  Unterlassung  einer  dienstlichen  Verrichtung  zu 
zwingen,  ist  wegen  Verbrechens  mit  Kerker  von  sechs  Monaten  bis  zu 
zwei  Jahren  zu  bestrafen. 

§  117.  Wer  als  Schiffsmann  dem  Schiffer  oder  einem  anderen  Vor- 
gesetzten unter  Anwendung  von  Gewalt  oder  Bedrohung  mit  Gewalt  den 
Gehorsam  verweigert  oder  gegen  den  Schiffer  oder  einen  anderen  Vor- 
gesetzten eine  Tätlichkeit  verübt,  wird  wegen  Verbrechens  mit  Kerker  von 
sechs  Monaten  bis  zu  zwei  Jahren  bestraft. 

§  118.  Wer  als  Schiffsmann  eine  der  unter  den  §§  116  und  117 
bezeichneten  Handlungen  auf  Grund  vorausgegangener  Verabredung  gemein- 
sam mit  einem  oder  mehreren  anderen  SchifEsleuten  verübt,  ist  wegen 
Verbrechens  mit  Kerker  von  sechs  Monaten  bis  zu  drei  Jahren,  und  wenn 
er  der  Anstifter  oder  Rädelsführer  war  oder  Gewalt  gegen  den  Schiffer 
oder  einen  Vorgesetzten  angewendet  hat,  von  einem  bis  zu  fünf  Jahren 
zu  bestrafen. 

§  119.  Wer  als  Schiffsmann  eine  andere  zur  Schiffsmannschaft 
gehörige  Person  zu  verleiten,  mit  ihm  oder  einem  anderen  eine  der  in 
den  §§  115  und  118  aufgeführten  Handlungen  auszuführen  sucht,  begeht, 
wenn  seine  Einwirkung  ohne  Erfolg  geblieben  ist,  ein  Vergehen. 

Derselbe  ist  in  dem  Falle  des  §  115  mit  strengem  Arrest  von  einem 
bis  zu  drei  Monaten  und  in  jenem  des  §  118  mit  strengem  Arrest  von 
drei  bis  zu  sechs  Monaten  zu  bestrafen. 

Auf  die  von  Ausländern  im  Auslande  begangenen  Vergehen  dieser 
Art  findet  der  zweite  Absatz  des  §  234  St.  G.  keine  Anwendung  und  ist 
wegen  solcher  Vergehen  im  Sinne  der  §§  39  bis  41  St.  G.  und  §  59  St.  P.  0. 
vorzugehen. 
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§  120.  Wer  als  Schiffsmann  einem  Befehle  des  Schiffers  oder  eines 
anderen  Vorgesetzten,  der  die  Abwehr  oder  die  Unterdrückung  einer  der 
in  den  §§  116  bis  118  bezeichneten  Handlungen  zum  Gegenstande  hat, 
den  Gehorsam  verweigert,  ist  wegen  Verbrechens  mit  Kerker  von  sechs 
Monaten  bis  zu  einem  Jahre  zu  bestrafen. 

§  121.  Wer  als  Schiffer  oder  sonstiger  Vorgesetzter  die  ihm  über 
die  Personen  der  Schiffsmannschaft  zustehende  Disziplinargewalt  böswillig 
mißbraucht,  ist  wegen  Verbrechens  mit  Kerker  von  sechs  Monaten  bis  zu 
einem  Jahre  zu  bestrafen. 

§  122.  Der  Schiffer  oder  der  Schiffsmann,  welcher  aus  seinem  Dienste 
entweicht,  obgleich  seine  Entweichung  allein  oder  in  Verbindung  mit 
anderen  Umständen  geeignet  ist,  eine  Gefahr  für  das  Schiff  oder  das  auf 
demselben  befindliche  Gut  herbeizuführen  oder  zu  vergrößern,  ist  wegen 
Übertretung  mit  Arrest  von  drei  Tagen  bis  zu  drei  Monaten  und  wenn 
ein  Schaden  an  Schiff  oder  Gut  eingetreten  ist,  wegen  Vergehens  mit 
Arrest  von  einem  Monate  bis  zu  zwei  Jahren  zu  bestrafen. 

Die  Bestimmungen  des  §  102,  Absätze  3,  4  und  5,  kommen  auch 
hier  zur  Anwendung. 

§  123.  Der  Schiffer,  welcher  unterläßt,  für  die  ihm  obliegende 
gehörige  Verproviantierung  des  Schiffes  zu  sorgen,  obgleich  diese  Unter- 
lassung geeignet  ist,  eine  Gefahr  für  das  Leben  oder  die  Gesundheit  der 
auf  dem  Schiffe  befindlichen  Personen  herbeizuführen,  ist  wegen  Über- 
tretung mit  strengem  Arrest  von  drei  Tagen  bis  zu  di*ei  Monaten,  und 
wenn  aus  der  Unterlassung  die  schwere  körperliche  Beschädigung  oder  der 
Tod  eines  Menschen  erfolgte,  wegen  Vergehens,  im  ersten  Falle  mit 
strengem  Arreste  von  sechs  Monaten  bis  zu  zwei  Jahren,  im  zweiten  Falle 
mit  strengem  Arreste  von  sechs  Monaten  bis  zu  drei  Jahren  zu  bestrafen. 

§  124.  Der  Keisendc  oder  Schiffsmann,  welcher  ohne  Wissen  des 
Schiffers,  sowie  der  Schiffer,  welcher  ohne  Wissen  des  Reeders  Sachen  an 
Bord  eines  Schiffes  nimmt,  welche  geeignet  sind,  eine  Gefahr  für  das  Schiff 
oder  das  auf  demselben  befindliche  Gut  herbeizuführen  oder  die  behörd- 
liche Beschlagnahme  oder  Einziehung  an  Schiff  oder  Gut  zu  veranlassen, 
ist  wegen  Übertretung  mit  Arrest  von  drei  Tagen  bis  zu  drei  Monaten, 
und  wenn  ein  Schade  an  Schiff  oder  Gut  eingetreten  ist,  wegen  Vergehens 
mit  Arrest  von  einem  Monate  bis  zu  zwei  Jahren  zu  bestrafen. 

§  125.  Der  Schiffer  oder  Schiffsmann,  welcher  einer  Vorschrift 
zuwiderhandelt,  die  zur  Verhütung  von  Zusamuienstößen  von  Schiffen  auf 
See,  über  die  Pflicht  der  Schiffer  zur  Hilfeleistung  in  Seenot,  oder  in 
bezug  auf  Not-  und  Lotsensignale  erlassen  wurde,  ist,  wenn  hierdurch  ein 
Schaden  an  Schiff  oder  Gut  eingetreten  ist,  wegen  Vergehens  mit  Arrest 
von  einem  Monate  bis  zu  zwei  Jahren  zu  bestrafen. 
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§  126.  Als  Schiffsmann  im  Sinne  der  vorstehenden  Strafbestimmungen 
ist  jeder  anzusehen,  der  zur  Zeit  der  Tat  gemäß  §  4  zur  Schiffsmannschaft 
gehört  oder  gemäß  §§  77  und  85  der  Disziplinargewalt  des  Schiffers 
untersteht. 

§  127.  Wurde  eine  der  unter  §§  122  bis  125  angeführten  Hand- 
lungen oder  Unterlassungen  aus  Bosheit  unternommen  und  hierdurch  eine 
der  im  §  85  b)  St.  G.  bezeichneten  Gefahren  herbeigeführt,  so  tritt  die 
Bestrafung  nach  88  St.  G.  ein. 

War  eine  der  in  den  §§  122,  124  und  125  aufgeführten  Handlungen 
oder  Unterlassungen  geeignet,  eine  Gefahr  für  das  Leben,  die  Gesundheit 
oder  körperliche  Sicherheit  von  Menschen  herbeizuführen  oder  zu  ver- 
größern, so  sind  die  Strafbestimmungen  der  §§  432  und  337  St.  G.  an- 
zuwenden. 

Die  Anwendung  der  Bestinmiung  des  §  124  ist  ausgeschlossen,  wenn 
die  Handlung  unter  die  Bestimmung  des  Sprengmittelgesetzes  vom 
27.  Mai  1885,  R.  G.  B.  Nr.  134,  fällt. 

§  128.  Auf  die  in  diesem  Abschnitte  angeführten  strafbaren  Hand- 
lungen sind  die  allgemeinen  Bestimmungen  des  Strafgesetzes  mit  nach- 
stehenden Abweichungen  anzuwenden: 

1.  die  versuchte  Verleitung  (§  9  St.  G.)  ist  nur  in  den  Fällen  des 
§  119  strafbar; 

2.  die  Verjährung  beginnt  mit  dem  Ablaufe  des  Tages,  an  welchem 
das  Schiff,  dem  der  Täter  zur  Zeit  der  Verübung  der  Tat  angehörte,  ein 
Seemannsamt  erreicht. 

IX.  Abschnitt. 

Verfahren. 

§  129.  Die  Untersuchung  und  Bestrafung  der  im  Vm.  Abschnitte 
bezeichneten  strafbaren  Handlungen  kommt  den  Gerichten  nach  den 
geltenden  strafgesetzlichen  und  strafprozessualen  Normen  zu. 

§  130.  Begeht  ein  Schiffsmann  oder  Reisender,  während  das  Schiff 
sich  auf  der  See  oder  im  Auslande  befindet,  eine  durch  den  Strafrichter 
zu  ahndende  strafbare  Handlung,  so  hat  der  Schiffer  unter  Zuziehung  von 
Schiffsoffizieren  oder  anderen  glaubwürdigen  Personen  alles  dasjenige 
genau  aufzuzeichnen,  was  auf  den  Beweis  der  Tat  und  auf  deren  Bestrafung 
Einfluß  haben  kann.  Insbesondere  ist  in  den  Fällen  der  Tötung  oder 
Körperverletzung  die  Beschaffenheit  der  Wunden  genau  zu  beschreiben, 
auch  zu  vermerken,  wie  lange  der  Verletzte  etwa  noch  gelebt  hat,  ob 
nnd  welche  Heilmittel  angewendet  worden  sind,  und  welche  Nahrung  der 
Verletzte  zu  sich  f 
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§  131.  Der  Schiffer  ist  ermächtigt,  jederzeit  die  Effekten  der  Schiffs- 
leute und  Reisenden,  welche  der  Beteiligung  an  einer  strafbaren  Handlung 
verdächtig  sind,  zu  durchsuchen. 

Der  Schiffer  ist  ferner  ermächtigt,  denjenigen  Schiffsmann  oder 
Reisenden,  der  sich  einer  mit  Kerker  oder  mit  einer  schweren  Strafe 
bedrohten  Handlung  schuldig  macht,  festzunehmen.  Er  ist  hierzu  ver- 
pflichtet, wenn  das  Entweichen  des  Täters  zu  besorgen  steht. 

Der  Täter  ist  unter  Mitteilung  der  aufgenommenen  Verhandlungen 
an  dasjenige  Seemannsamt,  bei  welchem  es  zuerst  geschehen  kann,  ab- 
zuliefern. 

In  dringenden  Fällen  ist  der  Schiffer,  wenn  im  Auslande  ein  See- 
mannsamt  nicht  rechtzeitig  angegangen  werden  kann,  ermächtigt,  den 
Täter  der  fremden  Behörde  behufs  dessen  Übermittlung  an  die  zuständige 
Behörde  des  Heimatshafens  zu  übergeben.  Hiervon  hat  er  bei  dem- 
jenigen Seemannsamte,  bei  welchem  es  zuerst  geschehen  kann,  Anzeige 
zu  machen. 

§  132.  Insoweit  das  gegenwärtige  Gesetz  abweichende  Bestimmungen 
nicht  enthält,  bilden  in  den  in  diesem  Gesetze  behandelten  Angelegen- 
heiten die  Seemannsämter  (§  3)  die  erste  Instanz. 

Die  Seebehörde  ist  die  zweite,  das  Handelsministerium  die  oberste 
Instanz. 

§  133.  Beschwerden  gegen  die  vom  Schiffer  im  Sinne  des  §  47, 
dann  in  Ausübung  seiner  Disziplinargew^alt  getroffenen  Verfügungen  und 
verhängten  Strafen  (VI.  Abschnitt)  sind  bei  dem  Seemannsamte,  welches 
zunächst  angegangen  werden  kann,  vorzubringen  und  ist  von  demselben 
darüber  zu  entscheiden. 

Die  Beschwerde  hemmt  die  Ausführung  der  Verfügung  und  den 
Vollzug  der  Strafe  nicht. 

§  134.  Bei  Streitigkeiten  zwischen  Schiffer  und  Schiffsniann  hat  das 
Seemannsamt  vorerst  einen  gütlichen  Ausgleich  zwischen  den  Parteien 
zu  versuchen;  bleibt  dieser  Versuch  erfolglos,  so  hat  dasselbe  die  Ent- 
scheidung zu  fällen,  welche  vorläufig  vollstreckbar  ist. 

Auch  können  sich  die  Parteien  übereinstimmend  dem  endgültigen 
Schiedssprüche  des  Seemannsamtes  unterwerfen. 

§  135.  Die  Berufung  gegen  eine  Entscheidung  des  Seemannsamtes 
ist  bei  demselben  anzumelden. 

Die  Frist  für  die  Anmeldung,  beziehungsweise  Einbringung  der 
Berufung  gegen  Entscheidungen  der  Seemansämter  und  der  Seebehörde 
wird  mit  15  Tagen  festgesetzt. 
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§  136.  Die  Betretung  des  ordentlichen  Rechtsweges  wird  durch 
die  Entscheidungen  (§  134)  der  im  §  132  bezeichneten  Behörden  nicht 
ausgeschlossen.  y 

§  137.  Der  Schiffsmann  darf  den  Schiffer  vor  einem  ausländischen 
Gerichte  nicht  belangen.  Handelt  er  dieser  Bestimmung  zuwider,  so  ist  er 
nicht  allein  für  den  daraus  entstehenden  Schaden  verantwortlich,  sondern 
er  wird  außerdem  der  bis  dahin  verdienten  Heuer  verlustig. 

Im  Falle  eines  Zwangsverkaufes  des  Schiffes  finden  die  Bestimmungen 
des  vorstehenden  Absatzes  auf  die  Geltendmachung  der  Forderungen  des 
Schiffsmannes  aus  dem  Heuervertrage  keine  Anwendung. 

§  138.  Alle  nach  dem  VL  und  VII.  Abschnitte  dieses  Gesetzes 
verhängten  Geldstrafen  werden  im  Falle  der  Zahlungsunfähigkeit  des 
Bestraften  in  Arrest  umgewandelt  und  ist  die  Arreststrafe,  welche  eventuell 
an  Stelle  der  Geldstrafe  zu  treten  hat,  in  dem  Straf erkenntnisse  aus- 
zusprechen. 

Hierbei  soll  für  eine  Geldstrafe  bis  vier  Kronen  zwölf  stündiger  Arrest 
und  für  vier  bis  zwanzig  Kronen  und  für  je  weitere  zwanzig  Kronen  ein 
eintägiger  Arrest  verhängt  werden;  doch  darf  im  ganzen  höchstens  auf 
einmonatlichen  Arrest  erkannt  werden. 

Die  Umwandlung  einer  vom  Schiffer  in  Ausübung  seiner  Disziplinar- 
gewalt verhängten  Geldbuße  in  Arrest  kann  nur  durch  ein  Seemannsamt 
ausgesprochen  werden. 

§  139.  Die  nach  den  Bestimmungen  des  VI.  und  VII.  Abschnittes 
verhängten    Geldstrafen    werden   im  administrativen  Wege   eingetrieben. 

Alle  auf  Grundlagen  dieses  Gesetzes  verhängten  Geldstrafen  fließen 
dem  Marineunterstützungsfonds  zu. 

X.  Abschnitt. 

Schlnßbestlmmungen. 

§  140.  Ein  Exemplar  dieses  Gesetzes,  sowie  der  über  Kost  und 
Unterkunft  im  Mannschaftsraume  geltenden  Vorschriften  (§  57)  muß  der 
Schiffsmannschaft  und  den  Reisenden  jederzeit  zugänglich  sein. 

§  141.  Dieses  Gesetz  tritt  sechs  Monate  nach  seiner  Kundmachung 
in  Wirksamkeit. 

Mit  dem  Tage  der  Gültigkeit  dieses  Gesetzes  werden  alle  bisher 
über  denselben  Gegenstand  bestehenden  Gesetze,  Verordnungen  und  andere 
Vorschriften  außer  Kraft  gesetzt. 

Der  Handelsminister  ist  während  der  Dauer  von  zwei  Jahren  vom 
Tage  der  Kundi  H^esetzes  ermächtigt,  in  be- 
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rucksichtigimgswürdigen  Fällen  zu  gestatten,  daß  die  Eigenschaft  als 
Schiffer  der  großen  Küstenfahrt  (§  8),  als  Steuermann  (§  9)  und  als  Schiffer 
der  weiten  Fahrt  (§  10)  auf  ^^rund  der  bisher  bestehenden  Bestimmungen 
erlangt  werden  könne. 

§  142.  Die  Bestimmungen  des  VIII.  Abschnittes  über  die  Seereate 
gelten  auch  für  Jachten  und  Fischerboote. 

Inwieweit  andere  Bestimmungen  dieser  Seemannsordnung  auf  die 
genannten  Fahrzeuge  Anwendung  finden,  wird  im  Verordnungswege 
geregelt. 

§  143.  Meine  Minister  des  Handels,  der  Justiz  und  der  Finanzen 
sind  mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes  beauftragt. 

Vom  Herrenhause  in  der  Sitzung  vom  25.  d.  M.  in  dritter  Lesung  angenommen. 
Wien,  25.  Mai  1901. 


Nachtrag. 


Unterbringung  der  k.  and  k.  Konsnlarakademie  in  einem  eigenen 

Anstaltsgebände. 

Die  k.  und  k.  Konsularakademie  war  seit  mehr  als  zwei  Dezennien 
im  Gebäudekomplex  der  k.  k.  Theresianischen  Akademie  untergebracht, 
welch  letzterer  auch  auf  Grund  eines  Übereinkommens  mit  dem  k.  und  k. 
Ministerium  des  Äußern  die  gesamte  ökonomische  Gebarung  der  Konsular- 
akademie —  bei  voller  Wahrung  der  Selbständigkeit  und  des  spezifischen 
Charakters  beider  Anstalten  —  tibertragen  war. 

Mit  Allerhöchstem  Handschreiben  vom  23.  Dezember  1901  an  den 
Minister  des  kaiserlichen  und  königlichen  Hauses  und  des  Äußern  haben 
sich  Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  bestimmt  gefunden,  die  Erträg- 
nisse der  deutschen  Ausgabe  des  Werkes  „Die  österreichisch-ungarische 
Monarchie  in  Wort  und  Bild"  als  Beitrag  zur  Schaffung  eines  Gebäudes 
für  die  Unterbringung  der  k.  und  k.  Konsularakademie  zu  widmen. 

Dank  dieser  huldreichen  Spende  war  es  dem  k.  und  k.  Ministerium 
des  Äußern  möglich,  dem  schon  lange  als  Bedürfnis  erkannten  Projekte 
der  Erbauung  eines  eigenen  Heims  für  die  Konsularakademie  näher  zu 
treten  und  nach  Erwerbung  eines  vorteilhaftest  situierten  Areales  in  einem 
sanitär  bevorzugten  Stadtteile  der  Residenz  im  Laufe  des  Jahres  1903  mit 
dem  Baue  des  neuen  Akademiegebäudes  zu  beginnen. 

Der  seither  vollendete  Monumentalbau,  welcher  sich  sowohl  in  archi- 
tektonischer Hinsicht  als  auch  durch  seine  mustergültigen  inneren  Ein- 
richtungen als  ein  Kollegium  vornehmsten  Stils  präsentiert  und  in  räum- 
licher Beziehung  dem  progressiven  numerischen  Wachstume  des  in  demselben 
auszubildenden  konsularischen  Beamtennachwuchses  für  geraume  Zeit 
Rechnung  trägt,  wird  mit  Beginn  des  Studienjahres  1904/05  seiner  Be- 
stinmiung  zugeführt  werden. 


VERZEICHNIS 

der 

neneren  Verlagswerke 

der 

MÄNZ  scben  i  q.  i  Hof-Yerla$-  und  üniTersitäts-BQClihandlimg 

Wien,  I.,  Kohlmarkt  20. 

Die  hier  verzf ichneten  Bücher  sind  niuh  Wiiusch  eutwodrr  vou  obif^eni  Verlage  oder  dan.'h 
alle  ÜuehhaudluD^eu  zu  bezieheu.  —  Tfilzahluugea  hewilli^en  wir  g:em  uach  Über- 
einkoiuini'D.     D:iuorh:ifte,  clef;:iute  und  doch  billige  Kiabuude  lietVni  wir  zu  allen  Werken. 

Kronenwährung. 

a)  Hanzsche  Taschenausgaben  der  österr.  Gesetze. 

Erster  Band.  I.Abt.:  Die  Gewerbeordnung  saint  den  dieselbe  ergilDzcnden 
und  erläutern  den  (ffsetzcn,  Verordnuuf^en  und  Erlässen  und  einer  Über- 
sicht über  die  einschläy-ifj^e  Spruchpraxis  des  VerwaltuujLCsj^eriehtiihofeB, 
des  Obersten  Gerichtshof  es,  des  Keichsjifcriclites,  der  (iewerbej,^erichte  und 
der  Ministerien  mit  einem  alphabetischen  und  chronolü)ö:ischen  Register. 
Von  Dr.  Otto  von  Komorzynski,  Konsulenten  der  Uandel^-  und  Gewerbe- 
kamnier  in  Wien.  8.,  vollständig  umgearbeitete  Auflage,  kl.  8.  IJKM. 
(XXril,  llüi)  «.)  7  K  oü  h,  gebunden  8  K  50  h 

Erster  Band.  IL  Abt.:  Die  Vorschriften,  betreffend  den  Schutz  der  Erfindungen, 
Marken  und  Muster,  herausgegeben  von  Dr.  Paul  Schulz,  Ministerialsekretär 
und  Referent  im  k.  k.  Handelsministerium,  kl.  8.  1898.  (XVI,  599  S.) 
Mit  Nachtrag.  ö  E  40  h,  gebunden  6  K  40  h 

Zweiter  Band:  Das  allgemeine  bürgerliche  Gesetzbuch  für  das  Kaisertum 
Österreich,  samt  den  einschlägigen  Gesetzen  und  Verordnungen,  nebst 
einer  Übersicht  über  die  zivilrechtliche  Spruchpraxis  des  k.  k.  Obersten 
Gerichtshofes  von  Dr.  Josef  von  Schey.  17.  Auflage,  kl.  8.  1902.  (XII, 
905  S.)  6  K,  gebunden  7  K 

Dritter  Band:  Die  Vorschriften  Ober  Rechtsangelegenheiten  auBer  Streitsachen, 
verfaßt  von  Dr.  Josef  Friedlaender.  1.  Verfahren  außer  Streitsachen  nach 
dem  kaiserlichen  Pateute  vom  9.  August  1854,  dann  die  Bestimmungen  über 
Todeserklärung  und  Amortisierung  von  Urkunden,  die  Feilbietungsord- 
nung,  die  Ijestimiiiungru  über  d'w  Mitwirkung  der  Gemeinden  und  ihrer 
Vorsteher  bei  Rechtsaugelegeuhciten  außer  Streitsachen  und  Mitwirkung 
der  Gerichte  bei  Beuie^i.sung  und  Einhebung  der  Verlassenschaftsgebühren. 
13.,  vermehrte  und  ergänzte  Auflage  11)04.  kl.  8.  (VIII,r)81  S.)  IL  Notariats- 
ordnung samt  den  ergänzenden  und  erläuternden  Gesetzen  und  Ver- 
ordnungen unter  Anfi'ihrung  einschlägiger  Entscheidungen  des  Obersten 
(Jerichtfehofes.  V2.,  vermehrte  und  ergänzte  Auflage  1903.  kl.  8.  (IV,  162  S.) 
ni.  Gesetze  mnl  Verordnungen  llber  das  zivilgerichtliche  Depositenwesen 
und  die  gemeinscliaftliihen  VV'aiseukassen.  13.,  vermehrte  und  ergänzte 
Auflage  l'JOl.  kl.  S.   ^V,  SUIS.)  7  K  40  h,  gebunden  8  K  40  h 

Vierter  Hand.  I.  und  II.  .\bi.:  Das  Strafgesetz  über  Verbrechen,  Vergehen 
und  Übertretungen  vo]n  27.  Mai  1852,  und  das  PreBgesetz  vom 
17.  Dezeiiibtr  lH(i*J,  samt  den  ergänzenden  und  erläuternden  Gesetzen 
und  Verordnungen,  unter  AntTihrung  einschlägiger  Beschlüsse  und  Ent- 
scheidungen «les  olMM-^ien  Gerichts- und  Kassationshofea.  19.  Auflage  kl.  8. 
1902.  L  Abt.,  iWMl.  im  S.)  3X  90h,  gebunden  4K  90h.  U.  Abt., 
(XII,  :)f)S  S.i    ^  3  K  50  h,  gebunden  4  K  50  h 

Beide  Abteilungen  in  einem  Band  gebunden  8  K  40  h 
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Fünfter  Band:  Die  StrafprozeBordnung  vom  23.  Hai  1873,  und  die  In- 
struktionen für  die  Strafjgrericht«  und  Staatsanwaltschaften,  samt  den  er- 
gänzenden nnd  erläuternden  Gesetzen  und  Verordnungen,  unter  Anftthnuiff 
einschlägiger  Beschlüsse  und  Entscheidungen  des  Obersten  Gerichts-  und 
Kassationshofes.  11.  Auflage  kl  8.  1904.  In  2  Abteilungen.  Erste 
Abt.  4  K  40  h,  gebunden  6  K  40.    Zweite  Abt.  (unter  der  Presse). 

Sechster  Band.  I.  Abt.:  Die  Gesetze  und  Verordnungen  Ober  die  Zlviigerichts- 
vtrfastung,  insbesondere  das  Gerichtsorganisationsgesetz,  die  Jurisdiktions- 
norm samt  Einführungsgesetz  und  die  Advokatenordnung.  kL  8.  1903. 
(XVI,  682  S.)  6  K,  gebunden  6  K 

Sechster  Band.  IL  Abt.:  Die  ZiviiprozeBordnung  Tom  1.  August  1895 
samt  dem  EinführungBgesetze  und  den  Durchführungsverordnungen,  kl.  8. 
1903.    (XII,  G66  8.)  5  £,  gebunden  6  K 

^^ochrttor  Band.  III.  Abt.:  Die  Exekutionsordnung  vom  27.  Mai  1896  samt 
dem    Einführungsgesetze   und  den  Durchführungsverordnungen,     kl.  8. 

1903.  (XU,  792  S.)  6  K,  gebunden  7  K 

Siebenter  Band:  Du  ailgemeine  Borggesetz  vom  23.  Mai  1864,  samt  der 
Vollzugsvorschrift  und  allen  darauf  Bezug  nehmenden  Nachträgen,  Ver- 
ordnungen nnd  Erläuterungen,  dann  den  einschlägigen  Erkenntnissen  des 
Verwaltnngsgerichtshofes.  10.,  verbesserte  und  vermehrte  Auflage.  kL  8. 

1904.  (IX,  720  S.)  6  £,  gebunden  7  £ 

Achter  Band:  Gesetze,  betreffend  du  Forstwesen  und  den  Foldschutz  nebst 
allen  ergänzenden  und  erläuternden  Verordnungen  mit  Hinwei8un|:  anf 
die  einschlägigen,  aus  den  Entscheidungen  des  Verwaltungsgenchts- 
hofes  ersichtlichen  Rechtsgrundsätze.  10.  Auflage,  kl.  8.  1897. 
(XXni,  1024  S.)  7  £,  gebunden  8  £ 

Neunter  Band:  Das  Qemeindegesetz  vom  6.  März  1862,  samt  den  Gemeinde- 
Ordnungen  für  alle  £ronländer  mit  allen  Nachtragsgesetzen,  sowie  den 
einschl^igen  Verordnungen,  den  Erkenntnissen  des  Reichgerichtes  und 
dos  Verwaltuugsgerichtshofes.  Das  Heimatgesetz.  9.,  ergänzte  und  ver- 
mehrte Auflage.    1895.    kL  8.   (XXIV,  578  8.)        5  £,  gebunden  6  £ 

Neunter  Band.  IL  Abt.:  österreicliisclie  Städteordnungen.  Die  Ge- 
meindeordnungen und  Gemeiudewahlordnungeu  der  mit  eigenen  Statuten 
versehenen  Städte  der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder 
mit  den  Nachtragsgesetzen,  sowie  den  einschlägigen  Judikaten  des  Reichs- 
gerichts- und  Verwaltungsgerichtshofes.  Von  Dr.  £.  Brockhausen  und 
Or.  R.  Weiskirohncr.    1895.    kl.  8.   (VHI,  970  S.)   5  K,  gebunden  6  £ 

Zehnter  Band.  Die  Vorschriften  über  die  Erfüllung  der  Wehrpflicbt  nebst 
den  übrigen  damit  im  Zusammenhango  stehenden  Gesetzen  und  Ver- 
ordnungen. Mit  den  einschlägigen  Erkenntnissen  des  Verwaltungs- 
geriohtehofcs.   7.  Auflage,    kl.  8.   1897.  (X,  905  8.)  6  £,  gebunden  7  £ 

Elfter  Band.  L  Abt.:  Das  allgemeine  Handelsgesetzbuch  vom  17.  Dez.  1862, 
samt  dem  Einfühnrngsgeisetze,  allen  darauf  bezüglichen  ergänzenden  und 
erläuternden  Verordnungen.  Die  Vorschriften  über  Erwerbs-  und  Wirt- 
si*hat>«genossenschaften.  Versicherungsanstalten,  Wäg-  und  Meßanstalten, 
Lagerhäuser  und  den  Eisenbahnbetrieb.  17.  Auflage.  Mit  einer  Übersicht 
über  die  haudolsreohtlicho  Spruohpraxis  des  k.  k.  Obersten  Gerichtshofes, 
vcTfaßt  von  Dr.  Victor  Hasonöhrl.  kL  8.  1899.  (XL  740  S.)  Anhang: 
Akticnreculativ.  Verordnunc:  vom  20.  Sept.  1899.    (48  S.) 

6  £.  gebunden   7  £ 


lauEile  L  I.  L  hMferiap*  ui  ViiTenitltB-Bielkttdui. 


Elfter  Band.  IL  Abt.:  Wechseiordnung.  Stempel  und  QebDbren  in  Wechsel- 
Sachen.  Gesetze  über  die  Börsen  und  die  Handelsm'äkler.  Statuten  der 
Börsen  inWien,  Prag,  Triest,  Graz,  Linz  und  Czemowitz.  Usancen  derWiener 
Börse  (Effekten-  und  Warensektion)  und  der  Börse  ffir  landwirtschaftlicbe 
Produkte  in  Wien.  Gesetze  ttber  das  Promessen-  und  Ratengeschäft 
mit  Losen.  13.,  vermehrte  und  ergänzte  Auflage.  Kit  einer  Über- 
sicht über  die  wechselrechtliche  Spruchpraxis  des  k.  k.  Obersten 
Gerichtshofes,  sowie  über  die  einschlägigen  Entscheidungen  des  k.  k. 
Verwaltungsgerichtshofes,  verfaßt  von  Dr.  Josef  Friedlaender.  kl.  8. 
1897.  (X,  578  S.)  4  K,  gebunden  6  K 

Zwölfter  Band:  L  Abt.:  Das  QebUhrengesetz  samt  allen  zu  diesem 
Gesetze  erflossenen  Nachtragsvorschriften  und  der  einschlägigen  Judikatur. 
17.  Auflage.  Bearbeitet  von  Dr.  St.  Koczyüski.  kl.  8.  1902.  (LXXXH, 
918  S.)  6  E  60  h,  gebunden  7  K  60  h 

Zwölfter  Band.  II.  Abt.:  Die  Effektenumsatzsteuer,  das  Taxwesen  und 
der  Spielkartenstempel  samt  den  dazu  erflossenen  Nachtrags-Vorschriften 
und  der  einschlägigen  Judikatur.  17.  Auflage,  bearbeitet  von  Dr.  St. 
Koczyüski.   kl.  8.  1902.  (Vni,  404  S.)   3  K  50  h,  gebunden  4  E  50  h 

Dreizehnter  Band:  Das  Mal-  und  Qewichtswesen  und  der  Alchdlenst 
in  Österreich.  Sammlung  der  auf  diesen  Gegenstand  beztlglichen  Gesetze, 
Verordnungen,  Normal-Erlässe  und  oberstgerichtlichen  Entscheidungen. 
Kit  einer  Mstorischen  Einleitung,  einem  chronologischen  und  einem  Sach- 
register. Von  Dr.  Ritter  von  Thaa.  2.  Auflage.  1901.  kl.  8.  (XXX, 
426  S.)  4  E  40  h,  gebunden  5  E  40  h 

Supplementheft  1896     2  E,  gebunden  2  E  60  h,  Supplementheft  U, 
1899  4  E  40  h,  gebunden  5  E 

Vierzehnter  Band:  Die  Bauordnungen,  samt  allen  darauf  bezOgllchen 
Gesetzen  und  Vorschriften,  insbesondere  tlber  die  Bautaxen,  welche  seit 
dem  2.  Dezember  1848  bis  Ende  Juni  1875  für  die  im  Reichsrate  ver- 
tretenen Eönigreiche  und  Länder  erflossen  sind.  Mit  alphabetischem 
Register.    (Neue  Auflage  in  Vorbereitung.) 

Fünfzehnter  Band:  Strafgesetz  Ober  QeflUisObertretungen  vom  11.  Juni 
1835,  samt  Amtsunterricht  und  den  Vorschriften  ttber  die  Anwendung 
dieses  Gesetzes,  erläutert  und  durch  Aufnahme  sämtlicher  einschlägiger 
Nachtragsbestimmungen  ergänzt  von  Dr.  Justin  Bloüski.  4.,  vollständig 
umgearbeitete  und  ergänzte  Auflage.  kL  8.  1899.  (Vni,  714  S.) 

6  E,  gebunden  7  E 

Sechzehnter  Band:  Die  neuen  Valuta-  und  Bankgesetze  nebst  den  damit 
zusammenhängenden  Gesetzen  und  Verordnungen  mit  Berücksichtigung 
der  ungarischen  Gesetzgebung,  Bestimmungen  für  den  Geschäftsverkehr 
mit  der  Üsterr.-ungar.  Bank,  Saldierungsvereine,  die  Gesetze  über  die 
Abstempelung  von  Prämienschuldverschreibungen  und  ausländischen 
Wertpapieren  und  die  k.  k.  Postsparkassen.  Textausgabe  mit  An- 
merkungen  von  Dr.  Ludwig  Calligaris,  k.  k.  Regierungsrat.  kL  8. 
1901.  (XVm,  544  S.)  5  E,  gebunden  6  E 

(Die  gtllzlsche Gerichtsordnung,  frflh.  Bd. XVI, siehe „C.  Verlags- Werke  in  alphab.  Ordnung".) 

Siebenzehnter  Band:  Die  Ssferr.  Eisenbahngesetze  und  die  sonstigen  auf 
das  Eisenbahnwesen  Bezug  habenden  Vorschriften.  Mit  Berttcksichtignng 
der  Spruchpraxis  des  k.  k.  Obersten  Gerichtshofes  und  des  Verwaltungs- 

ferichtshofes.    5.,    vollständig    umgearbeitete    und    ergänzte    Auflage. 
L  8.    1904.    (Tnter  der  PresBe.)  zirka  7  E,  gebunden  8  E 

Achtzehnter  Band:  Das  altgemeine  Gmiulbuchsgesetz,  samt  der  In- 
struktion zu  demselben,  die  Vorschriften  ttber  Eisenbahnbttcher,  Berg- 
bücher und  Naphthabücher,  die  Gesetze  ttber  die  Anlegung  neuer  Gmna- 
bttcher  nebst  allen  ttbrigen  einschlägigen  Gesetzen  und  Verordnungen 
und  den  Entscheidungen  des  Obersten  Gerichtshofes.  7.  Auflage,  be- 
arbeitet von  Dr.  A.  Pitreich.    kl.  8.    1902.    (XVI,  785  S.) 

6  E  50  h,  gebunden  6  E  50  h 


luiseke  L  i.  k.  l§f-TerlifB-  iil  DiireniUUg-Biekiiudiif. 

NennsehnterBand:  Die  Staatsgrundflesetze.  Die  Verfassniigsgesetze  fUr 
die  Gesamtheit,  dann  die  Landesordnongen  und  Landtagswahiordnungen 
für  die  einzelnen  der  im  Beichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder, 
samt  allen  ergänzenden  Gesetzen  und  Verordnungen.  Die  Gesetze  tther 
die  Beziehungen  zu  den  Ländern  der  ungar.  Krone  und  über  das  Verhältnis 
zu  Bosnien  und  der  Herzegowina.  Mit  den  einschlägigen  Erkenntnissen 
des  Reichsgerichtes.  Nebst  einem  Supplement:  Die  ungarischen  Verfattungs- 
gesetze.    7.  Auflage.  1900.    kl.  8.    (XVI,  867,  131  S.) 

6  K  60  h,  gebunden  7  K  60  h 

Zwanzigster  Band:  Die  Gesetze  zur  Abwehr  und  Tilgung  ansteckender 
Tierkrankheiten  samt  allen  einschlägigen  Gesetzen,  Verordnungen  und 
Staatsverträgen  und  den  Entscheidungen  des  k.  k.  Obersten  Gerichts-  und 
Kassationshofes.    8.  Auflage,   kl.  8.   1897.   (XTTT,  484  S.) 

4  K,  gebunden  5  K 

Einundzwanzigster  Band,  österrelchiscbe  Steuergesetze.  L  Abt.: 
Grund-,  Gebäudesteuer,  allgemeine  Steuervorschriften.  Sammlung  der 
auf  direkte  Steuern  Bezug  habenden  Gesetze,  Verordnungen  und 
Judikate.  Herausgegeben  von  Dr.  Viktor  Roll.  5.,  vermehrte  Auf- 
lage.  kL  8.   1901.    (X,  897  S.)  8  K,  gebunden  9  K 

Einundzwanzigster  Band.  Otterreicliisclie  Steuergetetze.  n.  Abt.: 
1.  und  2.  Hälfte.  Das  Gesetz  vom  25.  Oktober  1896,  R.  G.  B.  Nr.  220, 
betreffend  die  direkten  Personalsteuem  samt  Vollzugsvorschriften 
und  Nachtragsverordnungen.  Unter  Mitwirkung  von  Dr.  Paul  von 
Möraus,  herausgegeben  von  Dr.  Bichard  Beisch.  Zweite,  durch  Berück- 
sichtigung der  Nachtragsverordnungen  und  Verwaltungfsgerichtshof-Ex- 
kenntnisse  ergänzte  und  auf  die  Kronen  Währung  umgearbeitete  Auflage, 
kl.  8.    1900.    (XXXn,  L,  1248  S.) 

Beide  Hälften  10  K,  in  zwei  Bände  gebunden  12  K 

Zweiundzwanzigster  Band.  L  Abt.:  Gesetze  und  Verordnungen 
über  die  Besteuerung  des  Branntweines,  zusammengestellt  von  Edmund 
Bernatzky,  unter  Mitwirkung  von  Dr.  Adolf  Carmine  und  Dr.  Leopold 
Joas.    Zweite,   umgearbeitete  Auflage,    kl.   8.    1900.     (XVI,   990  S.) 

8  K  80  h,  gebunden  9  K  80  h 

Zweiundzwanzigster  Band.  U.  Abt.:  Gesetze  und  Verordnungen 
über  die  Zuckerbesteuerung,  zusammengestellt  von  Edmund  Bernatzky, 
unter  Mitwirkung  von  Dr.  Adolf  Carmine  und  Dr.  Leopold  Joas.  2.,  um- 
gearbeitete Auüage.    kl.  8.    1899.   (XX,  617  S.)    6  K,  gebunden  7  K 

Zweiundzwanzigster  Band.  III.  Abt.:  Gesetze  und  Verordnungen 
über  die  Bierbesteuerung,  zusammengestellt  von  Edmund  Bernatzky,  unter 
Mitwirkung  von  Dr.  Adolf  Carmine  und  Dr.  Leopold  Joas.  kl.  8.  1903. 
3.,  umgearbeitete  Auflage.  (XXI,  38G  S.,  11  Tabellen.)  6  K,  gebunden  7  K 

Zweiundzwauzigster  Band.  lY.  Abt.:  Gesetze  und  Verordnungen  über 
die  Wein-,  Fleisch-  und  Linienverzehrungssteuer  etc.  etc.  Zusammengestellt 
von  Robert  Wolf,  k.  k.  Ministerialrat,  Dr.  Alois  Jahn,  k.  k.  Ministerial- 
Sekretär,  und  Dr.  Adalbert  Haala,  k.  k.  Almistcrialvizesekretär.  kl.  8. 
1904.     (XXX,  825  S.)  8  K,  gebunden  9  K 

Zweiundzwanziffster  Band.  V.  Abt.:  Gesetze  und  Verordnungen  Über 
die  Zoiibehandlung  und  Besteuerung  des  Mineralöles.  Herausgegeben  von 
Edmund  Bernatzky  Edlen  von  Treuwart,  k.  k.  Sektionschef,  Dr.  Adolf 
(Januine,  k.  k.  Sektionsrat,  und  Dr.  Leopold  .loas,  k.  k.  Sektionsrat  im 
Finanzniinisteriuni.     kl.  8.     1904.     (XXVIII,  mi  S.,  8  Tabellen.) 

4  K,  gebunden  5  K 

Dreiundzwanzigster  Band:  Gesetze  und  Verordnungen  über  dasWauer- 
recht.  Mit  den  einschlägigen  Entscheidungen  des  Reichsgerichtes,  des 
Obersten  Crerichtshofes,  des  Vcrwaltungsgerichtshofes  und  der  Ministerien. 
2.,  vermehrte  Auflage,  kl.  8.  1894.    (XIX,  478  S.)  4  K,  gebunden  ö  K 


laiueke  L  i.  L  l§I-TerlifB-  iil  üiiTeniüUi-Biekkulliif. 


Vierundzwanzigster  Band.  I.  Abt.:  Das  Milltirstrafgetetz  vom 
15.  Jänner  1855  über  Verbrechen  und  Vergehen,  die  f&r  das  k.  k.  Heer 
(Xriegsmarine)  und  die  k.  k.  Landwehr  geltenden  Preßgesetze,  die  Militär- 
Jurisdiktions- Vorschriften  und  die  Vorschriften  über  den  Vollzug  der 
von  Militär-Gerichten  zuerkannten  Freiheitsstrafen  samt  den  ergänzenden 
und  erläuternden  Gesetzen  und  Verordnungen.  Herausgegeben  von  Dr.  Ale- 
xander Koller,  k.  k.  Hauptmann-Auditor,    kl.  8.    1901.    (XVII,  712  S.) 

6  E,  gebunden  6  K 

Vierundzwanzigster  Band.  11.  Abt.:  Die  MiiltftrstrafprozeBordnung, 
die  Vorschriften  über  die  Organisation  der  Militärgerichte,  deren 
Visitierung  und  sonstige  einschlägige  Bestimmungen,  samt  den  er- 
^äuzenden  und  erläuternden  Gesetzen,  Entscheidungen,  Verordnungen  etc. 
Herausgegeben  von  Dr.  Georg  Lelewer,  k.  und  k.  Hauptmann- Auditor, 
kl.  8.    1901.    (XIV,  448  S.)  ö  K,  gebunden  6  K 

Fünfundzwanzigster  Band:  Gesetze,  betreffend  Jagd,  Vogelschutz  und 
Fischerei,  nebst  allen  ergänzenden  und  erläuternden  Verordnungen  mit 
Hinweisung  auf  die  einschlägigen  aus  den  Entscheidungen  des  Verwal- 
tungsgerichtshofes ersichtlichen  Bechtsgmndsätze.  3.,  vermehrte  Auflage, 
kl.  8.    1898.    (XX,  890  S.)  7  K,  gebunden  8  K 

Sechsundzwanzigster  Band.  I.  und  II.  Abt.:  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen in  Kultussachen,  erläutert  durch  Motiven-  und  Ausschußberichte 
der  wichtigeren  Reichsgesetze,  die  Entscheidungen  des  k.  k.  Verwaltungs- 
gerichtshofes, des  k.  k.  Reichsgerichtes  und  des  k.  k.  Obersten  Gerichts- 
hofes. Mit  Benützung  von  teilweise  ungedruckten  Materialien  zusammen- 
gestellt von  Dr.  Burckhard.  Dritte,  ergänzte  Auflage,  kl.  8.  1895. 
I.    Abt.:    (XXIV,  530    S.),    IL    Abt.:    (XVI,   611   S.)     Beide   Bände 

10  K,  in  zwei  Bände  gebunden  12  K 

Siebenundzwanzigster  Band.  I.,  IL  und  III.  Abt.:  Volksschulgesetze. 
Die  Reichs-  und  Landesgesetze  mit  den  einschlägigen  Ministerial- 
verordnungen  und  Erlässen,  erläutert  durch  die  Entscheidungen  des 
k.  k.  Verwaltungsgerichtshofes  und  des  k.  k.  Reichsgerichtes.  Zu- 
sammengestellt von  Dr.  Burckhard.  3.  vermehrte  Auflage.  Bearbeitet 
von  Dr.  Burckhard  und  Dr.  Heidlmair.    kl.  8.    1904.    In  drei  Bänden 

13  K  20  h,  gebunden  15  K  80  h 

Achtundzwanzigster  Band.  I.  und  IL  Abt.:  Gesetze  und  Verordnungen 
über  StraBen  und  Wege,  erläutert  durch  die  in  Wegerechtssachen  er- 
liossencn  Entscheidungen  des  Verwaltungsgerichtshofes  und  Reichs- 
gerichtes, zusammengestellt  von  Anton  Kirchner  von  Neukirchen, 
kl.  8.    1892.    (XII,  1039  S.)  8  E,  in  zwei  Bände  gebunden  10  K 

Neunundzwanzigster  Band:  Gesetze  und  Verordnungen  &ber  die  Arbeiter- 
versicherung, samt  den  einschlägigen  Entscheidungen  und  Erlässen  der 
k.  k.  Ministerien  und  den  Erkenntnissen  des  k.  k.  Verwaltungsgerichts- 
hofes. Gesetze  und  Verordnungen  über  die  Arbeiterversicherung  etc., 
zusammengestellt  von  Dr.  Otto  Stöger.  kL  8.  1896.  (XV,  630  S.  und 
Nachtrag.)  4  K  40  h,  gebunden  5  K  40  h 

Dreißigster  Band:  Sanitätsgesetze.  Gesetze  und  Verordnungen  samt  den 
einschlägigen  Staatsverträgen  und  Erkenntnissen  der  Obersten  Gerichts- 
höfe. Herausgegeben  von  Dr.  v.  Mahl-Schedl.  kl.  8. 1898.  (XXXIT,  775  S.) 

6  K,  gebunden  7  K 

Einunddreißi erster  Band:  Gesetze,  Staatsverträge  und  Verordnungen,  be- 
treffend das  Binnenschiffahrtswesen  in  Österreich.  Nebst  einem  ^han^: 
(■berfuhranstalten  und  Bau  der  neuen  Wasserstraßen.  Bearbeitet  von 
Dr.  Hans  Patzaucr.     kl.  8.     1902.    (XXII,  818  S.) 

8  K  60  h,  gebunden  9  K  60  h 


luuete  L  I.  L  I§f-TerlifB-  ui  DiiTeniiilg-liekkiiduf. 


b)  Separatausgaben  der  österreichischen  Gesetze. 

1.  Konkursordnung,  Die,  vom  25.  Dezember  1868.  Mit  allen  eiiiBchlftgigen 
Gesetzen  und  Verordnungen.  5.,  vermehrte  Auflage,  kl.  8.  1899.  (IX, 
180  S.)  1  K  60  h,  gebunden  2  K  20  h 

3.  Notariatsordnung   und    Gesetz    über    die  notarielle  Errichtung  einiger 

Rechtsgeschäfte  vom  25.  Juli  1871,  samt  den  ergänzenden  Gesetzen 
und  allen  darauf  bezüglichen  Verordnungen.  12.,  vermehrte  und  ergänzte 
Auflage.  Mit  einer  Übersicht  über  die  Spruchpraxis  des  k.  k.  Obersten 
Gerichtshofes,  verfaßt  von  Dr.  Josef  Friedlaender.  kl.  8.  1903.  (TV, 
162  S.)  1>  K  40  h,  gebunden  2  K 

4.  PreBgetetz,  Das,  vom  17.  Dezember  1862,  samt  der  Instruktion  zum 
Volhuge  desselben.  (Separatabdruck  ans  der  17.  Auflage  des  IV. 
Bandes  der  Gesetzausgabe.)    kl.  8.    1893.    (59  S.)  1  K  20  h 

5a.  Die  Ministerialverordnungvom  15.  September  1898,  R-G.B.No.  156—164, 
betrefiEend  die  DurchfQhning  des  Patentgetetzet  vom  11.  Jänner  1897, 
B.  G.  B.  No.  30.  (Nachtrag  zum  Band  I,  2.  Abt.  der  Manzschen  Taschen- 
ausgabe der  Gesetze.)    8.    1899.    (77  S.)  80  h 

7.  VoreintrBCht,   Die  Gesetze  über  das,   vom  26.  November  1852  und  vom 

15.  November  1867.  Das  Gesetz  über  das  Versammlungsrecht  vom 
15.  November  1867.  Nebst  den  zu  diesen  GFesetzen  ergangenen  Verord- 
nungen, Erlässen  und  Entscheidungen  von  Dr.  Frie&ich  Tezner. 
3.,  vermehrte  Auflage,  kl.  8.    1901.  (300  S.)  2  E  40  h,  gebunden  3  K 

8.  Verfahren  auBer  Strottsachen,  Das,  nach  dem  kaiserliehen  Patente  vom 

9.  August  1854,  dann  die  Bestimmungen  über  Todeterklirung  und 
Amortisierung  von  Urkunden,  nebst  einem  Anhange,  enthaltend  die  Feil- 
bietungsordnong,  die  Bestimmungen  über  die  Mitwirkung  der  Gemeinden 
und  ihrer  Vorsteher  bei  Rechtsangelegenheiten  außer  Streitsachen 
und  über  die  Mitwirkung  der  Gerichte  bei  Bemessung  und  Einhebung 
der  Verlassenschaftsgebühren.  13.,  vermehrte  und  ergänzte  Auflage. 
Mit  einer  Übersicht  über  die  Spruchpraxis  des  k.  k  Obersten  Gerichts- 
hofes, sowie  über  die  einschlägigen  Entscheidungen  des  k.  k.  Ver- 
waltungsgerichtshofes, verfaßt  von  Dr.  Josef  Friedlaender.  kl.  8. 
1904.    (Vin,  581  S.)  3  K  70  h,  gebunden  4  K  70  h 

9.  Gesetze  und  Verordnungen  über  das  zlviigericiitllclie  Depositenwesen  und  die 

gemeinscliaftliciien  Walsenicassen.  Mit  alphabetischem  und  chronologischem 
Register.  13.,  vermehrte  und  ergänzte  Auflage.  Mit  einer  Übersicht 
über  die  Entscheidungen  des  Obersten  Gerichtshofes  und  des  Ver- 
waltungsgerichtshofes,   kl.  8.    1904.    fV,  346  S.) 

2  E  30  h,  gebunden  2  E  90  h 

10  A.  Allgemeine  Wecliselordnung.  Stempel  und  Gebühren  in  Wechselsachen, 
^t  allen  einschlägigen  Verordnungen  und  den  grundsätzlichen  Ent- 
scheidungen des  Obersten  Gerichtshofes.   4.  Aufl.   kl.  8.    1897.   (44  S.) 

40  h 

10  B.  Das  allgemeine  Handelsgesetzbuch  vom  17.  Dezember  1862  samt  dem 
Einfühningsgesetze  und  allen  darauf  bezüglichen  ergänzenden  und 
erläuternden  Gesetzen  und  Verordnungen.  (Säiulausgabe.)  5.  Auflage, 
kl.  8.     1900.    (VII,  207  S.)    kart.  1  K  60  h 

IOC.  Allgemeine  Wecliselordnung.  Stempel  und  Gebühren  in  Wechsel- 
sachen. Mit  einer  Übersicht  über  die  wechselrechtliche  Spruchpraxis 
des  k.  k.  Obersten  Gerichtshofes,  sowie  über  die  einschlägigen  Ent- 
scheidungen des  k.  k.  Verwaltungsgerichtshofes,  verfaßt  von  Dr.  Josef 
Friedlaender.   kl.  8.  1897.  (VI,  117  S.)    1  K  80  h,  gebunden  2  K  40  h 


luiseke  k.  v.  L  l§I-TerlifB-  iil  DiiTenilite-Bnekkulluf. 


13.  Gesetz  ttber  die  Evidenzliattung  des  Grundtteuerkatasters  vom  38.  Mai 
1883.  Mit  erlänteraden  Notizen  ans  dem  Motivenberichte  etc.  etc. 
kl.  8.    1883.    (48  S.)  60  h 

14.  Vollzugsvorsebriften  der  k.  k.  Ministerien  der  Justiz  und  der  Finanzen 
zum  Gesetz  vom  23.  Mai  1883  ttber  die  Evidenzhaitung  des  Qrund- 
steuerkatasters.    kl.  8.    1883.    (74  8.)  60  h 

15.  Gesetze,  Die,  vom  7.  Juni  1883,  betreffend  die  Zusammenlegung  (Kom- 
massatlon)  landwirtschaftlicher  Grundstücke,  die  Bereinigung  des  Wald- 
landes von  fremden  Enklaven  und  die  Arrondienmg  der  Waldgrenzen, 
die  Teilung  gemeinschaftlicher  Grandstücke  und  die  Regulierung  der 
hierauf  bezüglichen  Benützungs-  und  Verwaltungsrechte.  Mit  alpha- 
betischem Nachschlageregister,    kl.  8.    1883.    (36  S.)  40  h 

18.  Bauordnung,  Die,  vom  17.  Jänner  1883  für  das  Land  NiederSsterrelch 
(außer  Wien).  Hilfsbuch  zu  deren  Handhabung  und  zur  Anwendung  der 
darauf  Bezug  habenden  Gesetze  und  Vorschriften  von  Erich  Graf 
Kielmansegg.  3.,  ergänzte  und  verbesserte  Auflage.  kL  8.  1894. 
(XI,  422  S.)  3  K  60  h,  gebunden  4  E  20  h 

19.  Niederdsterreichische  Landesgesetze.  Herausgegeben  von  Freiherm  von 
Hock.    2.  Auflage,    kl.  8.    1897. 

1.  Bändchen:  Landesverfassungsgesetze,  Gemeindegesetze.  (X,  271 S.) 

2  K,  gebunden  2  K  60  h 

2.  Band  eben:    Gemeindestatut  für  Wien.    (140  S.) 

2  E,  gebunden  2  E  60  h 

3.  Bändchen:   Wasserrecht,  Fiußregnliemngs-    und    Flußpolizeivor- 

schriften.   (IV,  320  S.)  3  E,  gebunden  3  E  60  h 

4.  Bändchen:  Straßen-  und  Eisenbahn  Vorschriften,  Verkehrsanlagen 

in  Wien.    (IV,  196  S.)  2  E,  gebunden  2  E  60  h 

5.  Bändchen:    Bau-  und  Feuerpolizei.    (VUI,  328  a) 

3  E,  gebunden  3  E  60  h 
7.  Bäudchen:  Schulgesetze.    (TV,  380  S.)    2  E  40  h,  gebunden  3  E 

20.  Bauordnung  f  Qr  NlederSsterrelch  auBer  Wien.  Gesetz  vom  17.  Jänner  1883, 
L.  G.  B.  Nr.  36.  Mit  einem  alphabetischen  Nachschlageregister,  kl.  8. 1897. 

gebunden  1  E  60  h 

21  b.  Die  niederSsterrelchlschen  Landesgesetze  vom  1.  August  1896, 
No.  57  und  ö8  L.  G.  B.,  betreffend  die  Abänderung  des  §  3  der 
Landesordnung  und  die  neue  Landtagswahlordnung,  kl.  8.  1897. 
(23  S.)  40  h 

22.  Die  in  Österreich  geltenden  (24)  Dienstbotenordnungen  samt  dem  Ent- 
würfe der  neuen  Wiener  Dienstbotenordnung  und  einigen  allgemeinen, 
das  Gesinde  betreffenden  Gesetzen  und  Verordnungen.  Redigiert  nach 
dem  gegenwärtigen  Stande  der  Gesetzgebung  von  Dr.  Hugo  Morgen- 
stern,  kl.  8.   1901.   (Xn,  212  S.)  2  E  40  h,  gebunden  3  E 

23.  Gesetze,  Die,  vom  16.  März  1884  tlber  die  Anfechtung  von  Rechts- 
handlungen, welche  das  Vermögen  eines  zahlungsunfähigen  Schuldners 
betreffen,  und  über  die  Abänderung  einiger  Bestimmungen  der  Eonkurs- 
ordnung und  des  Exekutionsveriiahrens.  Mit  alphabetischem  Nach- 
schlageregister,    kl.  8.   1884.   (IV,  23S.)  40  h 

26.  Landesgesetz,  Das  niederösterreichische,  vom  20.  Jänner  1883,  betrifft 
MaBregeln  zur  Hebung  der  Fischerei  in  den  Binnengewässern  und  die 
hierzu  erflossene  Durchführungsvorschrift  vom  5.  März  1884.  Mit  alpha- 
betischem Register  und  einer  Tabelle  tlber  die  Schonzeiten  und  Masse 
der  Fische  und  Erebse.    kl.  8.     1885.    (23  S.)  40  h 


iMiseie  1. 1,  l  l>l-Teriip-  mü  DiiTenilits-BeeUullui. 

27.  Weg-,  Brücken-  und  Fahrtenmauivorschrlften,  Die,  mit  Einschluß 
der  Bestimmungen  ttbcr  die  Einrichtung  des  Fuhrwerkes,  die  Ver- 
pachtungen, Behandlung  der  Kautionen,  Einhebung  der  Mantgebühren 
in  Ärarial-Regie  und  in  Sequestration.  Von  F.  J.  SchafiFer.  3.,  ver- 
mehrte und  verbesserte  Auflage,   kl.  8.   1885.   (IV,  111  S.)      1  K  60  h 

28.  StaatsvertrSge,  Die,  wegen  gegenseitiger  Autllefening  von  Verbrechern,  samt 
den  darauf  Bezug  habenden  Verordnungen,  kl.  8.  1885.  (IV,  121 S.)    80  h 

29.  Rechtsnormen,  Die,  aber  den  Verkehr  der  k.  k.  Stterreichischen  Gerichte 
mit  auswärtigen  Behörden  in  Zivilrechtsangeiegenheiten.  Zusammen- 
gestellt im  Auftrage  des  k.  k.  österreichischen  Oberlandesgerichts- 
präsidiums,   kl.  8.    1885.    (TV,  144  S.)  1  K 

30.  Advokatenordnung,  Die,  vom  6.  Juli  1868,  samt  dem  Disziplinarstatute, 
der  Geschäftsordnung  der  niederösterreichischen  Advokatenkammer,  den 
Statuten  des  juridischen  Doktorenkollegiums  und  der  damit  verbundenen 
Witwen-  und  Waisensozietät  und  den  den  Advokatenstand  betreffenden 
Stiftungen.  Herausgegeben  auf  Veranlassung  des  Ausschusses  der  nieder- 
österreichischen Advokatenkammer  unter  Benatzung  der  von  demselben 
beigestellten  amtlichen  Quellen,    kl.  8.  1885.  (169  S.)  1  E  50  h 

31.  Die  Vorschriften  über  Reichsvertretung  und  Reichsratswahl.  Nach  dem 
neuesten  Stande  der  Gesetzgebung  zusammengestellt  und  mit  alpha- 
betischem und  chronologischem  Register  versehen  von  Julius  Giegl. 
kl.  8.    1900.    (108  S.)  1  K  20  h,  gebunden  1  K  80  h 

32.  Gesetze  und  Verordnungen  aber  das  Wasserrecht  für  BOhmen.  Mit  den 
einschlägigen  Entscheidungen  des  Reichsgerichtes,  des  Obersten 
Gerichtshofes,  des  Verwaltungsgerichtshofes  und  der  Ministerien.  Mit 
einer  lith.  Tafel,    kl.  8.    1885.    (VI,  150  S.)  1  K  60  h 

35  a.  Entscheidungen  von  Behörden  und  gutSchtllche  ÄuBerungen  aber  den 
Umfang  von  Gewerberechten.  Enthaltend  die  Entscheidungen  Nr.  1—235. 
Supplement  zu  allen  Ausgaben  der  Gewerbeordnung,  kl.  8.  1886. 
(107  S.)  1  K 

35  b.  Dasselbe.    2.  Heft.      Enthaltend  die  Entscheidungen  Nr.  236—524. 

1888.  (IV,  182  S.)  2  K 

35  c.  Dasselbe.     3.  Heft.  Enthaltend  die  Entscheidungen  Nr.  525 — 656. 

1889.  (86  S.)  1  K 

35d.  Dasselbe.  4.  Heft.  Enthaltend  die  Entscheidungen  Nr.  657—820. 
kl.  8.     1890.     (125  S.)  1  K,  die  4  Hefte  in  einem  Bande,  4  K 

86.  Gesetze  und  Verordnungen  über  das  Wasserrecht  fUr  Österreich  unter 
der  Enns.  Mit  den  einschlägigen  Entscheidungen  des  Reichsgerichtes, 
des  Obersten  Gerichtahofes,  des  Verwaltungsgerichtshofes  und  der 
Ministerien,    kl.  8.     1886.     (IV,  187  S.)  1  K  60  h 

37.  Gesetzgebung,  Die  österreichische,  über  Münze,  Papiergeld  und  Geld- 
zahlungen. Mit  Berücksichtigung  der  bezüglichen  ungarißcben  Gesetz- 
artikel. (Abgeschlossen  Ende  Dezember  1885.)  Von  Iguaz  Gruber. 
kl.  8.     1886.    (VIII,  149  S.)  2  K  40  h 

39.  Landsturmgesetz,  Das,  samt  allen  hierzu  erflossenen  Vollzugsvorschriften. 
Mit  ausführlichem  aiphabet ifichen  Nachschlageregister  und  einer  Zu- 
sammenstellung der  dicDicnatuntauglichkeit  beeinflussenden  Gebrechen. 
2.,  verbesserte  Auflage,  kl.  8.  1887.     (IV,  164  S.)  1  K 

41.  Gesetze  und  Verordnungen,  betreffend  die  Unfallversicherung  und  Kranken- 
versicherung der  Arbeiter.  Mit  alphabetischem  und  chronologischem 
Register,    kl.  8.    1903.    (VIII,  2(M  S.)  8.,  vermehrte  Auflage. 

2  K,  gebunden  2  K  60  h 


luiseke  L  n.  k.  I§l-Terlip-  iil  DiiTenitltg-Bvekkuliiii. 


42.  Die  Militfrversorfiung  der  Unteroffiziere,  Soldaten  und  Matrosen  des 
Heeres,  der  Kriegdmarine,  der  Landwehr  und  des  Landsturmes  und 
deren  Witwen  und  Waisen,  nebst  einem  Anhange,  betreffend  die  Unter- 
stützung der  hilfsbedürftigen  Familien  von  Mobilisierten  des  Heeres, 
der  Kriegsmarine,  der  k.  k.  Landwehr  und  des  Landsturmes,  kl.  8. 
1888.   (32  8.)  ÖO  h 

44b.  Musterstatut  für  Betriebskrankenkasten.  Nach  Kundmachung  des  hohen 
k.  k.  Ministeriums  des  Innern  auf  Grundlage  des  Gesetzes  vom  30.  März 

1888,  R.  G.  B.  No.  33.   kl.  8.   1888.   (24  S.)  40  h 

44  c.  Das  Statut  der  Bezirkskrankenkaste  In  Wien.  Autorisierte  Ausgabe.  kL  8 

1889.  (23  S.)  40  h 

45.  Matrikenvorscbriften.  Sammlung  der  auf  die  Führung  der  Geburts-,  Trau- 
ungs-  und  Sterberegister  bezüglichen  Normen,  kl.  8.  1891.  (VI,  152  S.) 

1  K  20  b,  gebunden  1  K  80  h 

46  a.  Die  neuen  Gesetze  und  Verordnungen  für  Wien.  l.  Heft.  kl.  8.  1890. 
(VI,  91  S.)  80  h 

46  b.  —  2.  Heft  Bauordnung  für  die  k.  k.  Haupt-  und  Retidenzttadt  Wien. 
3.  Auflage.    1897.  gebunden  1  K  60  h 

46e.  —  3.  Heft.    Das  Schulaufsichtsgesetz.    1891.    (19  S.)  20  h 

47.  Ehevortchriften.  Eine  Sammlung  der  staatlichen  Gesetze,  Verordnungen 
und  Normalerlässe  auf  dem  Gebiete  des  österreichischen  Eherechtes, 
kl.  8.    1891.    (VI,  143  S.)  1  K  20  h,  gebunden  1  K  80  h 

48.  Das  Dampfkesselwesen  In  ötterreich.  Sammlung  der  auf  diesen  Gegen- 
stand bezüglichen  GesetjEe,  Verordnungen  und  Normalerlässe.  Mit  einer 
Einleitung,  einem  chronologischen  und  Sachregister.  Mit  Genehmigung 
des  k.  k.  Handelsministeriums  und  mit  Benutzung  der  amtlichen  Quellen 
herausgegeben  von  Dr.  Geora;  Bitter  von  Thaa.  Zweite  —  den  bis 
Mai  1897  vorgelegenen  Stoff  umfassende  —  Auflage,  kl.  8.  1897. 
(IV,  286  S.)  3  K  60  h,  gebunden  4  K  20  b 

49.  Das  Pfandleihgewerbe.  Praktische,  mit  Formularien  versehene  Darstellung 
der  dieses  Gewerbe  berührenden  Vorschriften.  Von  Dr.  Ferdinand 
Seltsam,    kl.  8.    1892.    (IX,  92  S.)  1  K  80  h 

51.  Die  Landesgesetze  des  Herzogtums  Steiermark.  Nach  Materien  zusammen- 
gestellt und  mit  alphabetischem  Nachschlageregister.  2  Bände,  kl.  8. 
1894.  ErsterBand,  enthaltend  die  Abschnitte  I  bis  einschliesslich  XI. 
(XrV,  818  S.)  Zweiter  Band,  enthaltend  die  Abschnitte XII— XVII, 
einen  Nachtrag  und  das  alphabetische  Nachschlageregister.  (XII, 
711  S.)  In  zwei  Bänden,  8  K,  gebunden  10  K 

62  a.  Gesetz  vom  16.  Jänner  1895,  betreffend  die  Regelung  der  Sonn-  und 
Feiertagsruhe  im  Gewerbebetriebe,    kl.  8.    1895.    (39  S.)  40  h 

52b.  Die  Regelung  der  Sonn-  und  Feiertagsruhe  im  Gewerbebetriebe  im  Erz- 
herzogtum Osterreich  unter  der  Enns.   kl.  8.    1895.   (20  S.)  20  h 

53.  Der  Verwaltungsgerichtshof.  Die  diesbezüglichen  Gesetze  und  Verord- 
nungen, erläutert  durch  den  Motivenbericht,  beziehungsweise  die  er- 
läuternden Bemerkungen  der  k.  k.  Regierung  und  durch  die  Kom- 
missionsberichte des  Herren-  und  Abgeordnetenhauses,  sowie  durch 
die  einschlägigen  Erkenntnisse  und  Beschlüsse  des  Verwaltuns:s- 
gerichtshüfes.  Zusammengestellt  von  Dr.  Mahl-Schedl.  kl.  8.  1895. 
(152  8.)  2  K,  gebunden  2  K  60  h 

55  Die  neuen  ZivilprozeBgesetze.  I.  Teil.  Jurisdiktionanorm  und  Zivil- 
prozeßordnung nebst  EiuführuDgsgesetzen.  Text-Ausgabe.  kL  8.  1895. 
(VI,  325  S.^  2  K  40  h,  gebunden  3  K 


Iiuseke  k.  v.  k.  Hri-Teriifs-  iil  EiifenitUi-lleekkiDlIiif. 


55  b.  Dasselbe.  U.  Teil.  Gesetz  vom  27.  Mai  1896,  R.  G.  B.  No.  78, 
betreffend  die  ElnfQbruug  des  Gesetzes  über  das  Exekutions-  und 
Sicheningsverfahreii.  Gesetz  vom  27.  Mai  1896,  E.  G.  B.  No.  79,  ttber 
das  Exekutions-  und  Sicherungsverfahren  (Exekutionsordnung'). 
2.  Auflage,  kl.  8.  1897.  (Vm,  184  S.)     1  K  90  b,  gebunden  2  K  50  h 

55  c.  Dasselbe.  UI.  TeiL  Gesetz  vom  27.  November  1896,  R.  G.  B. 
No.  217,  womit  Vorscbrifcen  über  die  Besetzung,  innere  Einrichtung 
und  Geschäftsordnung  der  Gerichte  erlassen  werden  (Gerichts- 
organisationsgesetz). Gesetz  vom  27.  November  1896,  R.  G.  B. 
No.  218,  betreffend  die  Einführung  von  Gewerbegerichten  und 
die  Gerichtsbarkeit  in  Streitigkeiten  aus  dem  gewerblichen  Arbeits-, 
Lehr-  und  Lohnverhältnisse,    kl.  8.    1897.    (IV,  ö6  8.)  80  h 

55  d.  Die  VoNzugsvorschrIften  zu  den  ZIvllprozeBgetetzen,  die  bis  31.  Dezem- 
ber 1897  publizierten.    Mit  Register,    kl.  8.    (X,  322  S.) 

2  K  20  h,  gebunden  2  K  80  h 
Die  4  Teile  in  einem  Bande,  gebunden  8  £  30  h 

56.  Das  Gesetz  vom  26.  Dezember  1895,  R.  G.  B.  No.  197,  betreffend  das  Ur- 
heberrecht an  Werken  der  Literatur,  Kunst-  und  Photographie,  samt  den 
das  Verhältnis  zu  den  Ländern  der  ungarischen  Krone,  zum  Deutschen 
Reiche  und  zu  anderen  Staaten  regelnden  Vorschriften  mit  Materialien 
und  Anmerkungen,  herausgegeben  von  Dr.  Alfred  Ritter  von  Wretschko. 
kl.  8.    1896.    (VI,  210  S.)  1  K  80  h,  gebunden  2  K  40  h 

57.  Das  Gesetz  vom  25.  Oktober  1896,  R.  G.  B.  Nr.  220,  betreffend  die  Personal- 
steuern, sowie  die  neben  demselben  in  Geltung  verbliebenen  bezüglichen 
Gesetze  und  Verordnungen.  Mit  einem  alphabetischen  Register,  kl.  8. 
(196  S.)  1  K  40  h,  gebunden  2  K 

57  a.  Vollzugsvorschrift  zum  Gesetze  vom  25.  Oktober  1896,  R.G.B.No.220, 
betreffend  die  direkten  Personalsteuern.  L  Hauptstück,  betreffend  die  all- 
gemeine Erwerbsteuer.  (Finanzministerialcrlaß  vom  28.  Jänner  1897, 
R.G.B.  No.  35.)  1.  Heft,  enthaltend  den  Text  und  sämtliche  Beilagen 
mit  Ausnahme  der  Beilage  J.    kl.  8.     1897.    (IX,  223  S.)    1  K  4Ö  h 

57  b.  Dasselbe.  2.  Heft,  enthaltend  die  Klassifikation  der  Unternehmungen 
und  Beschäftigungen  behufs  Herstellung  der  im  §  34  vorgesehenen 
Ordnung  nach  Erwerbsgruppen  nebst  einem  alphabetischen  Verzeich- 
nisse. (Beilage  J  der  Vollzugsvorschrift  zum  I.  Hauptstück.)  kl.  8. 
1897.    (159  S.)  1  K 

57  c.  Dasselbe.  IV.  Hanptstück,  betreffend  die  Personaleinkommensteucr 
von  höheren  Dienstbezügen.  V.  Hauptstück,  betreffend  Straf- 
bestimmungen. VI.  Hauptstück,  betreffend  allgemeine  Bestimmungen. 
(Finaiizministerialeriässe  vom  24.  April  1897,  R.  G.  B.  No.  108,  109  und 
110.)  3.  Heft,  enthaltend  den  Text  und  sämtliche  Beilagen  der  oben 
zitierten  Finanzministerialerlässe.   kl.  8.    1897.    (XI,  232  S.)  1  K  60  h 

57  d.  Dasselbe.  IL  Hauptstück,  betreffend  die  Erwerbstcuer  von  den  der 
öffentlichen  Rechnungslegung  unterworfenen  Unternehmungen.  (Kund- 
gemacht mit  Erlaß  des  Finanzministers  vom  18.  Mai  1897,  R.  G.  B. 
No.  124.)  4.  Heft,  enthaltend  den  Text  und  sämtliche  Beil^en 
doj<  oben  zitierten  Finanzministerialerlasses.  kl.  8.  1897.  (VÜI, 
180  S.)  80  h 

67  e.  Dasselbe.  III.  Hauptstück,  betreffend  die  Rentensteuer.  (Finanz- 
ministerialerlaß vom  23.  Juli  1897,  R.  G.  B.  No.  171.)  ö.  Heft,  ent- 
haltend den  Text  und  sämtliche  Beilagen  des  oben  zitierten  Finanz- 
ministerialerlasses.   kl.  8.     1897.    (V,  72  S.)  60  h 

57  f.  t'bcraicht  über  die  inländischen  Wertpapiere  in  Bezug  auf  die 
Rcutensteuer.  kL  S.  1897.     60  h,  die  6  Hefte  in  1  Band  gebunden  7  K 


Iiuseke  k.  i.  L  Hot-Terlap-  ul  GiireniUUgBieUiiJlDH. 


58.  Textausgabe  desGerichtsorganiMtionsgesetzes,  der  neuen  Geschäftsordnung, 
derübergangsbestimmungen,  derBesümmungen  fürdicGeschäftsbeband- 
lung  bei  den  Staatsanwaltschaften  und  des  Gewerbegericbtsgesetzes.  Mit 
einem  Register.  8.  1897.  (VII,  546  S.)  3  K  40  h,  gebunden  4  K 

58  b.  Gewerbegerichtsgesetz,  Gesetz  Tom  27.  November  1896,R.G.B.No.  2 18, 
betreffend  die  Einführung  von  Gewerbegerichten  etc.  Samt  den  ein- 
schlägigen Materialien  und  Verordnungen.  Mit  einem  Register,  Anhang 
und  Nachtrag.  1898.  8.  (102  S.,  20  S.,  16  S.)  1 K  60  h,  gebunden  2  K  20  h 
Anhang  apart  20  h 

Nachtrag.  Verordnungen,  betreffend  die  Errichtung  von  Gewerbe- 
gerichten in  Prag,  Pilsen  etc.  etc.,  apart  30  h 
(Die  Abnehmer  von  58 b  erhalten  den  Nachtrag  gratis.) 

69.  Das  Gesetz  vom  16.  Jänner  1896,  R.G.B.No.89  ex  1897,  betreffend  den 
Verkehr  mit  Lebensmittein  und  einigen  Gebrauchsgegenständen,  mit  Er- 
läuterungen aus  den  Motiven  und  Materialien  zusammengestellt  von 
Eugen  Lorenz.  2.  Auflage,  kl.  8. 1901.  (IV,308S.)  3  K  40  h,  gebunden  4  K 

60.  Das  Register  nach  dem  Gesetze  vom  9.  März  1897,  R.  G.  B.  No.  195,  be- 
treffend die  Besteuerung  des  Umsatzes  von  Effeicten  nebst  einem  Anhang, 
betreffend  die  Geschäftsbedingungen  der  Wiener  Börse  über  den  ein- 
fachen Schluss  und  die  perSchluss  entfallende  Steuer.  1897.  Von  Dr.  Robert 
Göbel,  k.  k.  Finanzkonzipist.   (42  S.)  80  h 

61.  Die  GerichtsgebUbren  im  Verfahren  nach  den  neuen  ZivilprozeBgesetzen. 
1903.    (86  S.)  kartoniert  1  K 

62.  AIctienregulativ.  Verordnung  der  Ministerien  des  Innern,  der  Finanzen, 
des  Handels,  der  Justiz  und  des  Ackerbaues  vom  20.  September  1899, 
R.  G.  B.  No.  175.    1899.  (48  S.)  60  h 

63.  Vorschriften  fUr  die  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Studien  und  Staats- 
prOfungen  an  den  österreichischen  Universitäten,  kl.  8.  1900.  (89  S.)  50  h 

64.  Gesetz  vom  24.  März  1900,  L.  G.  und  V.  Bl.  No.  17,  Gemeindestatut 
und  Gemeindewahlordnung  für  die  k.  k.  Reichshaupt-  und  Residenzstadt 
Wien.    8.    1900.    (60  S.)  60  h 

65.  Das  Gesetz  (Kongruagesetz)  vom  19.  September  1898  (R.G.B.No.  I76j 
betreffend  die  Dotation  der  Icatholischen  Seelsorgegeistlichkeit  samt  ein- 
schlägigen Materialien  und  Verordnungen.  Mit  Erläuterungen,  Erlässen 
und  Entscheidungen  für  den  praktischen  Gebrauch.  Herausgegeben  von 
Dr.  Benno  Fritsch,  k.  k.  Ministerialkonzipist  im  Ministerium  för  Kultus 
und  Unterricht,  kl.  8.  1901.  (155  S.)     1  E  80  h,  gebunden  2  £  40  h 

66.  österreichisches  Heimatrecht.  Die  Vorschriften  über  das  Heimat-  und 
das  Staatsbürgerrecht  nebst  erläuternden  Bemerkungen.  Zusammen- 
gestellt von  Jiüins  Giegl,  k.  k.  Oberlandesgerichtsrat.  2.  Auflage,  kl.  8. 
1903.   (98  S.)  1  K  30  h,  kartoniert  1  K  50  h 

67.  Zur  RichteramtsprOfung.  Die  Verordnung  des  Justizministers  vom 
1.  November  1900,  R.  G.  B.  No.  182,  betreffend  die  Richteramts- 
prüfungen und  der  Prüfungsstoff  im  Gebiete  des  Staats-,  Finanz-  und 
Verwaltungsrechtes  nebst  einem,  die  jüngsten  zivil-  und  strafrechtlichen 
Normen  des  Reichsgesetzblattes  enthaltenden  Anhange.  Für  Prüfungs- 
Kommissäre  und  PrüfuDgskandidaten  zusammengestellt  von  Dr.  Leo 
Eisner,  Oberlandesgerichtsrat   in  Wien.    kl.   8.     1901.    flV,  231  S.) 

2K  40  h,  gebunden  3  K 

68.  Die  Gemeinde -Wahlordnung  für  das  Königreich  Böhmen.  Gemeinver- 
ständlich erläutert  von  Dr.  Karl  Kriegelstein  von  Stemfeld.  kl.  8. 
l'J02.      V,  90  S.]  1  K  40  h 

69.  Das  österreichische  Zoiistraf recht.  An  der  Hand  des  Strafgesetzes  über 
G^rfällsübertretungen  und  der  einschlägigen  Vorschriften  zusammen- 
p^CBtollt.  Nebst  Einleitung  und  Anhang.  Von  Dr.  Franz  Wolf,  k.  k. 
Finanzkonziirist.    kl.  8.    .'128  S.)  1  K  60  h,  kartoniert  2  K 

70.  Vergleichende  Darsteilung  der  Gemeindewahiordnung  etc.  etc.  Von  Hans 
Pirch.    kl.  8.      IV.  2m  S. .  2  K  40  h,  gebunden  3  K 


luueke  L  i.  k.  M-Terlifs-  iil  ViiTenitltB-BieUailliii. 


c)  Yerlagswerke  in  alphabetischer  Ordnung. 

Adler,  Dr.  Leop.,  Die  Pflichten  und  Rechte  der  Geschwornen  Otterreicht,  nach 
der  neuen  Straqirozeßordnang  vom  23.  Mai  1873  populär  dargestellt.  3., 
veimehrte  und  yerbewerte  Auflage.  kL  8.  1884.  (VI,  100  S.)  1  K 

Adler,  Dr.  Leop.,  und  Dr.  Robert  Clemens,  Sammlung  von  Entscheidungen 
zum  Handeisgesetzbuche. 

Band  I— lU.  No.  1—621.   2.  Auflage.   8.  1891.  (628  S.)  8  K 

Band  IV.  V.   No.  522—887.   2.  Auflage.   8.  1891.  (712  S.)  8  K 

Band  VI.    1890.    (IV,  631  S.)  8  K 

Band  VH.  8.   1891.   (IV,  672  S.)  8  K 

Band  VIH.    8.    1892.    (IV,  487  S.)  8  K 

Band  IX.    8.    1894.    (IV,  681  S.)  8  K 

Band  X.   8.   1898.   (629  S.)  8  K 

Band  XI.  8.  1901.  Von  Dr.  Leopold  Adler  und  Dr.  Jos.  FriedlSnder. 
(723  8.)  8  K  80  h 

(Jeder  Band  elegant  in  Leinen  gebunden  1  E  60  h  mehr.) 

Adler,  Dr.  Emanael,  Das  Publizitätsprinzip  im  österreichischen  Tabularrechte. 
Mit  Unterstützung  der  Gesellschaft  zur  Förderang  deutscher  Wissenschaft, 
Kunst  und  Literatur  in  Böhmen,   gr.  8.    1899.   (IV,  161  S.)  3  £ 

Algner,  Aogust,  Realindex  Ober  die  wichtigsten  bergminnischen  pyro- 
technischen Werke  und  Artiicel.    gr.  8.    1895.    (239  S.)  8  £ 

Alberti  de  Poja,  Graf  Alfred,  Die  Überschwemmungen,  die  Assanierung  der 
Wasserläufe  und  das  Wasserrechtsgesetz.  Eine  Studie  zu  der  vom  niederöster- 
reichischen  Landtage  beantragten  Ocsetzesrevision.  gr.  8.   1897.  (62  8.) 

80:h 

—  FOr  die  Reform  des  dsterreichlschen  WasserrechU.  Ein  Vortrag.  1898.  (45  SO 

Alter,  Dr.  Rudolf,  Judikatenbuch  des  Verwaltungsgerichtshofes,  umfassend 
die  Erkenntnisse  aus  den  Jahren  1884  bis  1888.  (Fortsetzung  von  Wolski.) 
gr.  8.   1890.    (XXX,  612  S.)  8  K  80  h,  gebunden  in  Leinen  10  £ 

Die  Judikate  der  Jahre  1889—1890.  8.  1891.  (XXV,  239  S.) 

4  £,  gebunden  in  Leinen  5  £  20  h 

Die  Judikate  der  Jahre  1891—1893.  gr.  8.  1896.  (XXXIV,  296  S.) 

5  £  60  h,  gebunden  in  Leinen   6  £  80  h 

Die  Judikate  der  Jahre  1894-1899.    Finanzrechtlicher  Teil.     Von 

Dr.  Heinrich  Reißig,  Rat  des  k.  k.  Verwaltungsgerichtshofes,    gr.  8. 
1901.    (Xn,  272  S.)  5  £  40  h,  gebunden  6  £  60  h 

Die  Judikate  der  Jahre  1894—1901.  Administrative  Rechts- 
sachen. Von  Dr.  Rudolf  Alter,  Senatspräsident  am  k.  k.  Verwaltungs- 
gerichtshofe,  gr.  8.  1903.    (XXX,  784  S.)     15  £,  gebunden  16  £  60  h 

Altschul,  Dr.  Jakob,  und  Oottlieb  Ferdinand,  Erläuterungen  zum  öster- 
reichischen Urheberrechtsgesetz  vom  26.  Dtzember  1895.  Mit  einer 
Theorie  df^s  Urheberrechts,     gr.  8.     1904.    (239  S.)  5  £ 

Amsehl,  Alfred,  Beiträge  zur  Anwendung  des  Strafverfahrens,  gr.  8. 1899. 
(VUI,  166  S.)  3  £ 

Andrässy,  Graf  Julias,  Die  Einheit  der  Österreichisch-ungarischen  Armee. 
Rede,  gehalten  im  ungarischen  Magnatenhause  5.  April  1889.  Autori- 
sierte Ausgabe.   8.  1889.    (47  S.)  80  h 

Ansprüche  auf  Begünstigungen  in  der  Erfüllung  der  Wehrpflicht  und  ihre  Geltend- 
machung.  8.    1890.    (IV,  309  S.)  2  £ 

Arailza,  Adolf  v.,  Das  österreichische  Heimatrecht.  8.  1889.  (146  S.)    2  £  40  h 

Bache,  N.  H.,  Ober  die  Anzeigepfiiciit  der  Versicherten  beim  Abschlüsse  der 
Versicherung,     gr.  8.     1908.     (88  S.)  1  £  40  h 

Baernreither,  Dr.,  StammgUtersystem  und  Anerbenrecht  in  Deutschland, 
gr.  8.     1882.    (V,  112  S.)  2  £  40  h 


luiMle  L  I.  k.  l§f-ferii(B*  ui  IiiTeniiilg-Biekkttiliiii. 


Baraiuki,  Dr.  Anton,  HaiHtbuch  simtlicher  Veterinärgesetze  und  Verordnungen, 

die  in  Österreich-Ungarn  und  Bosnien  gültiiir  sind.   ^.  8.    1884.   (446  S.) 

6  E,  in  Leinwand  gebunden  7  K  20  h 

Bartsch,  Dr.  Heinrieh,  Das  österreichische  allgemeine  Qrundbuchsgesetz  in 

seiner  praktischen  Anwendung.   Dritte,  Tollständig  umgearbeitete  Auflage. 

gr.  8.     1902.    (X,  949  S.)  20  K,  gebunden  22  K  60  h 

—  Das  gerichtliche  Verfahren  in  Ehesachen,  für  den  praktischen  Gebrauch 
dargestellt.    1894.    gr.  8.    (XVI.  479  S.)  7  K,  gebunden  8  K 

—  Die  grundbDcherlichen  Eintragungen,  dargestellt  für  den  praktischen  Ge- 
brauch.   1893.    gr.  8.    (XVI,  304  S.)  6  K,  gebunden  7  K 

—  Die  Landtafel  In  ihrer  gegenwärtigen  Gestalt.  Eine  kurze  Darstellung  der 
betreffenden  gesetzlichen  Bestimmungen,  mit  erläuternden  Beispielen  fttr 
die  Praxis.   1890.   gr.  8.   (XII,  209  S.)         4  £  40  h,  gebunden  5  K  40  h 

—  Dr.  Robert,  Die  Stellung  der  Frau  innerhalb  der  Familie.  Vortrag,  gr.  8. 
1903.    (31  S.)  60  h 

Bazant,  Dr.  Otto  B.  ▼.,  Das  Ablaufen  der  Handelsverträge  der  ästerreichlsch- 
ungarischen  INonarchie.    gr.  8.    1902.    (28  S.)  80  h 

Beeearia,  Caesar,  Ober  Verbrechen  und  Strafen.  Übersetzt  von  Dr.  Jul. 
Glaser.    2.,  neu  durchgesehene  Auflage,  gr.  8.    1876.   (IV,  128  S.)    2  K 

Beer,  Adolf^  Die  österreichische  Handelspolitik  im  19.  Jahrhundert,  gr.  8. 
1891.   (rV,  618  S.)  14  K 

Beispiele  von  Schriftsätzen  Im  ZivilprozeB-  und  Exekutlonsverfabren.  Ein 
Hiifsbuch  für  Advokaten.  Erster  Teil.  Schriftsätze  im  Zivilprozesse. 
Von  Dr.  Robert  R.  y«  Neumann-Ettenreieh,  k.  \u  Oberlandesgerichts- 
rat, und  Dr.  Alfred  Bloch,  k.  k.  Landesgerichtsrat.  gr.  8.  1900. 
(Vm,  168  S.)  4  K  40  h,  gebunden  6  K  40  h 

—  Zweiter  Teil.  Schriftsätze  im  Exekntions-  und  Sicherungs -Verfahren. 
Von  Dr.  Panl  TonTittorelll,  k.  k.  Oberlandesgerichtsrat,  Dr.  Alfred 
Bloch,  k.  k,  Landesgerichtsrat,  und  Dr.  Hans  FisehbSck,  k.  k.  Gerichts- 
sekretär,   gr.  8.    1900.    (XIV,  455  S.)  9  K,  gebunden  10  K  40  h 

Wm^  Beide  Teile  in  einem  Bande,  n^ebunden  14  K  80  li 
Beißer,    Dr.,    Die    Nova    im    Berufungsverfahren     der    Zivilprozeftordnung. 

Nebst  einem  Anhange:  Beispiele  von  Beruf ungsschrIftsAtzen  mit  Anmerkungen. 

gr.  8.  1899.  (58  S.)  1  K  20  h 

Benedikt,  Dr. £dm..  Zur  Reform  der  Konkursordnung.  1887.  gr.8.  (38  S.)    60  h 

—  Der  EinfluB  des  Schwurgerichtes  auf  das  materielle  Strafrecht  1888.  gr.  8. 
(28  S.)  60  h 

—  Bemerkungen  Ober  das  Urheberrecht  und  den  Gesetzentwurf  der 
Osterreichischen  Regierung.    1893.    gr.  8.    (54  S.)  1  K  20  h 

—  Die  Advokatur  unserer  Zeit.  2.  Aufl.  gr.8.  1903.  (IV,  116  S.)  2  K  50  h 
Beneseh,   Carl   A.,   Handbuch   zur  Vorbereitung   fDr   die  Qrundbuchsfl>hrer- 

prlMung  in  Fragen  und  Antworten  (auch  praktisches  Nachschlagebnch). 
Nach  den  neuesten  Gesetzen  und  Verordnungen  zusammengestellt,  er- 
läutert und  mit  zahlreichen  Formularien  und  praktischen  Beispielen  ver- 
sehen.   8.    1899.    (X,  408  S.)  kartoniert  5  K 

Bernatzik,  Dr.Edm.,  Rechtsprechung  und  materielle  Rechtskraft.  Verwaltnngs- 
rechtliche  Studien,    gr.  8.     1886.     (X,  326  S.)  6  K 

Bernatzky,  Edmund,  Verfassungs-  und  Dienstvorschriften  für  die  k.k.  Finanz- 
wache.  Systematisch  dargestellt.  8. 1887.  (IV,  443  S.)  gebunden  4  K  60  h 

Bettelheim,  Dr.  Ernst,  Das  Recht  des  Erfinders  in  Österreich  nach  dem 
Gesetze  vom  11.  Jänner  1897.  SyHtematisch  dargestellt  mit  vergleichender 
Berücksichtifi^ung  des  deutschen  und  anderer  Patentrechte  des  Aus- 
landes,   gr.  8.    1901.   (VI,  360  S.)  7  K,  gebunden  8  K  20  h 

18 
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Benrle,  Dr.  C«,  Leitfaden  des  Merreicbitchen  Handele-  und  Gewerberechtes 

für  den  (Gebrauch  an  Handelsmittelechnlen  und  mm  Selbstunterrichte, 
gr.  8.     1900.    (Vm,  162  S.)  kartoniert  2  K  40  h 

Blasehke,  Dr.  Johann,  KurzgefaBte  Darstellung  des  Ssterreichischen  Wechsel- 
recbts  mit  34  Wechselformnlarien,  nebst  einem  Abdrucke  der  Wechsel- 
ordnung vom  25.  J&mer  1850.  Mit  Angabe  der  Verschiedenheiten  der 
ungarischen  Wechselgesetze,  für  Handels-  und  (Gewerbeschulen,  für  den 
Gewerbestand  und  zum  Selbstunterrichte.  11.,  verbesserte  Auflage, 
gr.  8.    1902.    (XIV,  100  S.)  kartoniert  2  K 

—  Eriluterung  des  Handelsgesetzbuches.  Neu  bearbeitet  von  Dr.  A.  Pitreieh, 

k.  k.  Hofrat  im  Justizministerium,    gr.  8.    1896.  (480  S.) 

7  K  20  h,  gebunden  8  K  40  h 

—  Der  österreichische  WecbselprozeB  mit  teilweiser  Berücksichtigung  der 
in  Deutschland  bestehenden  Wechselprozeßvorschriften.  2.  AiSlage. 
gr.  8.    1872.    (VIU,  124  S.)  2  K  60  h 

'  —  Das  dsterreichlsche  Wechselrecht  in  vergleichender  Darstellung  mit  den 
ausländischen  und  früheren  Wechselgesetzen.  Zum  Gebrauche  bei  Vor- 
lesungen an  Universitäten  und  Handelsschulen,  sowie  auch  für  lÜchter, 
Rechtsfreunde  und  Geschäftsleute.  7.,  vermehrte  und  verbesserte  Auflage, 
gr.  8.    1877.    rxn,  392  S.)  7  K  20  h,  gebunden  8  K  40  h 

Bloch,  Dr.  Alfred,  Zur  Anwendung  des  Ratengesetzes.  1899.  gr.  8.  (40  S.)  80  h 

—  Der  richterliche  Vormund.  Ein  Beitrag  zum  Kapitel  „Rinderschutz*', 
gr.  8.    1900.    (28  S.)  80  h 

(Siehe  aaoh  ^Beiiplele  Ton  Schriftsätzen".) 

—  Das  Recht  der  Handelsangestellten  nach  den  jUngsten  ReglerungsentwUrfen. 

Ein  Vortrag,    gr.  8.    1901.    (48  S.)  1  K 

Blonski,  Dr.  Justin,  Die  Finanzgesetzkunde  des  österreichischen  Kaiser- 
staates. Zweite,  nach  dem  gegenwärtigen  Stande  der  österreichischen 
Finanzgesetzgebung  gänzlich  umgearbeitete  Auflage.  I.  Teil,  gr,  8. 
1880.    (XVI,  484  S.)  6  K 

(Der  erst«  Toll  bildet  ein  ftlr  sich  &bgeeohloMenea  Oanzes.) 

U.  Teil  (Schluß),  enthaltend  die  Österreichischen  Verzehrungssteuern 

und   Gebtthrenvorschriften,    dann  das  österreichische  Staatskreditweeeu 
etc.  etc.    gr.  8.    1880.    (XVI,  424  S.)  6  K 

—  Der  Österreichische  Ziviistaatsdienst.  Ein  systematisches  Handbuch,  ent- 
haltend sämtliche,  die  Anstellung  im  österreichischen  Zivilstaatsdienste, 
sowie  die  dadurch  begründeten  Rechte  und  Pflichten  betreffend  Be- 
stimmungen, mit  Inbegriff  der  Pensions-  und  Disziplinarvorschriften, 
samt  den  einschlägip:en  Erkenntnissen  des  Reichsgerichtes  und  des 
Verwaltungsgerichtshofes,    gr.  8.     1882.    (IV,  430  S.) 

7  K  20  h,  gebunden  8  K  40  h 

Bousek,   Dr.  Edm.,  Verfahren  der  Bezirksgerichte  zur  grundbücherlichen 

Durchführung    der    durch    öffentliche    Weg-    und    VVasserbauanlagcn 

herbeigeführten  Besitzveränderungen.    In  Beispielen  dargestellt,    kl.  8. 

1902.   (55  S.  und  ein  Plan.)  ^  1  K 

Braun,  Dr.  J.  B.,  Prof.  der  Rechte  an  der  Universität  Gießen,  Die  Lehre 
vom  Domizilwechsel,  nach  dem  Stande  der  heutigen  Theorie  und  Praxis  des 
deutschen  Wechselrechtes  kurz  dargestellt,  gr.  8.  1880.  (IV,  128  S.)  2  K 

Brecher,  Dr.  €.,  Die  lnteressenkonflil(te  bezüglich  der  Lebensversicherungs- 
summe,   gr.  8.    (55  S.)  1  K 

Broekhausen»  Dr.  Karl,  Vereinigung  und  Trennung  von  Gemeinden.  8.  1893. 
(144  S.)  3  K 

Brnnner,  Dr.  Aug.,  Der  Schutz  der  Bauhandwerker,  gr.  8.  1899.  (46  S.)  1  K 


laustke  k.  n.  k.  lolferlais-  mi  SiiTemUUgBiekkanllDiiE. 


Brnnstein,   Dr.   Jos.  Ladw.,   Zur  Reform  des  Erfinderrechtes.     Vortrag. 
8.    1886.    (34  S.)  1  K 

—  Der  Schutz  des  Fabrtks-  und  Geschäftsgeheimnisses.  Vortrag.  8. 1887.  (44  8.) 

1  K  20  h 

—  GewerfostSrung  durch  PatentanmaBung.  Ihre  Abwehr  nach  österreichischem 
Kecht.    gr.  8.    1892.    (ö7  S.)  1  K  80  h 

—  Die  Patentreform  in  Österreich  nach  den  Vorentwürfen  des  k.  k.  Handels- 
ministerinms.    I.  Teil.    gr.  8.    1894.    (131  S.)  3  K 

—  Studien  im  Osterreichischen  Maricenrecht   gr.  8.   1895.   (123  S.)  4  E  80  h 

—  Zur  Regeiung  des  Administratiyverfahrens  in  Österreich.  8. 1897.  (31 S.)  80  h 

—  Das  Administrativverfahren    und   seine   Reform.     Nach   einem   Vortrage, 
gr.  8.    1900.    (32  8.) 

—  Der  Österreichische   Musterschutz   und   seine  Reform. 

1901.    (43  8.) 


60  h 

Vortrag,     gr.   8. 
1  K 


Badwiikski,    Dr.   A.   Freiherr  t.,     Erkenntnisse    des   k.   k.   Verwaltungs- 
gerichtshofes.    Zusammengestellt  auf  Veranlassung  der  hohen  Behörde. 


I. 

n. 
m. 

IV. 

V. 

VI. 

vn. 

VIU. 

IX. 

X. 

XI. 
XII. 

xm. 

XIV. 

XV. 

XVI. 

XVII. 

XVIII. 

XIX. 

XX. 

XXI. 

XXII. 

XXII. 

XXTIL 

XXIIT. 

XXIV. 

XXIV. 

XXV. 

XXV. 

xxvr. 

XXVi. 
XXVII 

xxvir 


Band. 


gr.  8. 
gr.  8. 
gr.  8. 
gr.  8. 
gr.  8. 


gr. 
gr. 

«T- 
gr. 
gr. 
gr. 
gr. 
gr. 
gr. 
gr. 
gr. 


8. 
8. 
8. 
8. 
8. 
8. 
8. 
8. 
8. 
8. 
8. 


1876/77.  2.  Auflage.    (VI,  480  S.) 

1878.  2.  Auflage.    (IV,  658  S.) 

1879.  (IV,  512  S.) 
2.  Auflage.    (678  S.) 
(523  S.) 


1880. 

1881. 

1882. 

1883. 

1884. 

1885. 

1886. 

1887. 

1888. 

1889. 

1890. 

1891. 

1892. 

1893. 
i.  und  2.  Hälfte, 
l.  und  2.  Hälfte. 


K  — 

K  — 
K  — 
K  20 
K  - 


gr.  8. 


(684  S.) 
(772  S.) 
(704  S.) 
(843  S.) 
(834  S.) 
(944  8.) 
(960  S.) 
(999  S.) 
(868  S.) 
(1038  S.) 
(1135  8.) 
(1249  S.) 

gr.  8. 

gr.  8. 


8 

8 

8 

7 

8 

8  K 

8  K 


1.  und  2.  Hälfte,    gr.  8. 
1.  und  2.  Hälfte,    gr.  8 
Administrativrechtl.  Teil.  gr.  8. 
Finanzrechtlicher  Teil.    gr.  8. 
Administrativrechtl.  Teil.  gr.  8. 
Finanzrechtlicher  Teil.    gr.  8. 
Administrativrechtl.  Teil.  gr.  8. 
Finanzrechtl.  Teil.    gr.  8.     1900.    (1019  S.) 
Administrativrechtl.  Teil.  gr.  8.  1901.  (1465  8.) 
Finanzrechtl.  Teil.    gr.  8.    1901.    (1144  S.) 
Administrativrechtl.  Teil  gr.  8.  1902.  (1459  S) 
Finanzrechtl.  Teil.    gr.  H.     1902.     (1199  8.^ 
Adiuinistrativrochtl.  Teil.    gr.  8.  1903.  (1632  S.) 
Finanzrechtl.  Teil.    gr.  8.    1903.    (1410  S.) 


1894.  (1299  8.) 

1895.  (1552  8.) 

1896.  (2043  S.) 

1897.  (1832  S.) 

1898.  (1498  S.) 

1898.  (599  8.) 

1899.  (1438  8.) 

1899.  (764  8.) 

1900.  (1295  S.) 


8 
10 
10 


13 

14 
16 


K 

K 

K 
11  K  20 
11  K  20 
11  K  60 
11  K  20  h 

11  K  60  h 
K 
K 
K 

19  K  60 
24  K 
23  K 
18  K 

8  E 
18  K 

9  K  60 

16  K  20 

12  K  80 
18  K  40 

14  K  40 
18  K  40 

15  K  - 

20  K  40  h 

17  K  60  h 


h 
h 
h 
h 
h 
h 
h 
b 
h 
h 
h 
h 
h 
h 
h 
h 


Jeder  Band  ist  einzeln   zu   diesem  Preise  zu  haben.     Die  Bände  sind 
dauerhaft  und  elegant  gebunden  stets  am  Lager. 

Preis  des  Leinenbandes  1  K  60  h,  des  Halbfranzbandes  2  E  40  h 

(Fortsetzung  unter  der  Presse.) 
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luueke  L  i.  L  I§f-Terli|s*  ni  DiiTerdtltB-Biekkuilui. 


Budwitski,  Dr.  A.  Freiherr  t.,  VerwaKiuigsgericMsbofserkenntnitse,  nach 

§  6  des  Gesetzes  vom  22.  Oktober  1875,  R.G.B.  ex  1876  No.  36,  geschöpft 

ohne  vorausgegangene  mündliche  Verhandlung. 

I.  Heft.    Jahrg.  1876—1878.    gr.  8.    1881.    (IV,  löO  8.)  2  K 

n.  Heft.    Jahrg.  1879—1880.    gr.  8.     1882.    (IV,  136  S.)  2  K 

m.  Heft.    Jahrg.  1881—1882.    gr.  8.    1884.    (IV,  124  8.)  2  K 

IV.  Heft.    Jahrg.  1883-1884.    gr.  S.    1886.    (IV,  119  S.)  2  K 

V.  Heft.    Jahrg.  1885—1886.    gr.  8.    1887.    (H,    128  S.)  2  K 

VI.  Heft.    Jahrg.  1887—1888.    gr.  8.    1890.    (129  S.)  2  K 

Vn.  Heft.    Jahrg.  1889—1890.    gr.  8.    1891.    (97  S.)  2  K 

—  Generaltndex  zur  amtlichen  Ausgabe  der  Erkenntnisse  des  k.  k.  Ver- 
waltongsgerichtshofes.    1876—1881.   gr.  8.   1883.   (203  S.)     3  K  20  h 

Bttdinger,  Max,  Vorlesungen  Dber  englische  Verfusungsgetchlchte.  1880. 
gr.  8.    (X,  341  8.)  9  K 

Bakovskj,  Wilhelm,  k.  k.  Ingenieur,  Aaskunftsbuch  fOr  Bauwesen.  Alpha- 
betischer Index  zu  den  wichtigsten  Vorschriften,  Normen  und  Institutionen 
auf  dem  Gebiete  des  Bauwesens,  mit  besonderer  Berücksichtigung  der 
Verhältnisse  im  Königreiche  Böhmen.  Zum  Gebrauche  der  ausübenden 
Techniker,  der  politischen  und  autonomen  Baubehörden,  der  Eisenbahnen, 
der  Industriellen,  der  Studierenden  an  technischen  Lehranstalten  etc. 
8.    1901.    (Vn,  315  S.)  In  biegsamen  Leinenband  gebunden  4  K 

BnnzI,  Dr.  Carl,  Direktor  der  niederösterreichischen  Eskomptegesellschaft. 

Material   zu  einem  Scheckgesetzentwurf.    Ein  Fragebogen,  beantwortet. 

gr.  8.    1880.    (44  S.)  1  K 

Bnrekhard,  Dr.,  System  des  Österreichischen  Privatrechtes.    Erster  Teil. 

Das  Becht.  Zugleich  eine  ESinleitung  in  ein  System  des  österreichischen 

Rechtes.    8.    1883.    (XVI,  172  S.)  2  K  40  h 

—  Zweiter  Teil.  Elemente  des  Privatrechtes.  8.  1884.  (XXVIIL 
633  S.)  7  K  20  h 

—  Dritter  Teil.  1.  Abteilung.  Besitz  und  Grundbuchsrecht,  gr.  8.  1889 
(XVI,  540  8.)  9K60h 

—  Zur  Reform  der  juristischen  Studien.  Eine  pädagogische  Studie.  8. 
1887.    (H,  88  S.)  1  K  20  h 

—  Leitfaden  der  Verfassüngsicunde  der  österreichisch -ungarischen  Monarchie. 
2.  Auflage.    8.    1895.    (VI,  139  S.)  3  K  20  h 

—  Der  Entwurf  eines  neuen  PreBgesetzes.    gr.  8.    1902.    (39  S.)  80  h 

—  Ein  österreichisches  Theaterrecht.  Erläuternde  Bemerkungen  zu  dem 
revidierten  Entwurf  eines  österreichischen  Theatergesetzes,  gr.  8.  1903. 
(19  S.)  50  h 

Buschmann,  M.,  Dr.  Freiherr  Ton,  Das  neue  Eisenbahnbetriebsreglement  etc. 
1892.    Mit  Nachtrag.  1894.    gr.  8.    (XV'I,  340  und  58  S.)     6  K  80  h 

Canstein,   Raban   Freiherr  t.,    Die  österreichische   ZivilprozeBnovelle   vom 

16.  Mai  1874,  erläutert  für  die  allgemeine  und  westgalizische  Gerichts- 
ordnung.   8.     1875.    (88  S.)  2  K 

—  Die  rationeiien  Grundlagen  des  Zivilprozesses  und  deren  Durchführung 
in  den  neuesten  Zivilprozeßgesetzentwürfen  Österreichs  und  Deutsch- 
lands. I.  Abteilunfr.  gr.  8.  1877.  (IV,  168  S.)  3  K 
U.  Abteilung.    (Schluß.)    gr.  8.    1877.    (IV,  172  S.)                        3  K 

Carej's,  H.  €.,  Lehrbuch  der  Voil(Swirtschaft  und  Sozialwissenschaft.  Auto- 
risierte deutsche  Ausgabe  von  Dr.  Karl  Adler  in  München.  Zweite,  ver- 
besserte und  vom  Verfasser  mit  einem  Vorwort  versehene  Auflage, 
gr.  8.     1870.    (LXXn,  670  S.)  11  K 

Chleborad,  Dr.  F.  L.,  Der  Kampf  um  den  Besitz,  gr.  8.1885.  (Vin,205  S.)  4  K 


luistke  L  I.  L  ld-¥erlip-  ui  EiiTenitlti-Kitkkiiiliif. 


Coaion,  Dr.  Carl,  Ober  das  g«sttzliclM  Pfandrecht  des  Bestandgebers.  Eine 
zivilistische  Studie,    kl.  8.    1894.    (72  S.)  1  K 

CsAkj,  Graf  Georg:  Napoleon,  Die  ungarische  Zivilebe.  Praktische  An- 
leitung in  Ehesachen.    8.    1895.    (118  S.)  2  K 

CsoemliTf  C  Freiherr  Ton,  Darstellung  der  Einrichtungen  Bber  Budget, 
StaatsreM^ung  und  Kontrolle  in  Osterreich,  Preußen,  Sachsen,  Bayern. 
Württemberg,  Baden,  Frankreich,  Belgien,  gr.  8. 1866.  (Vm,  187  S.)  4  K 

Cxoemig,  Ferdinand,  Freiherr  Ton,  Voriesungen  Ober  die  Exekutionsordnnng. 
gr.  8.    1898.  (371  S.)  6  K  40  h,  gebunden  7  K  60  h 

Diunianitseh,  M.,  Das  MiiitSrstrafgesetzbuch  über  Verbrechen  und  Ver- 
sehen,  yom  lö.  Jänner  1855,  für  das  Ejusertum  östenreich.  2.,  mit 
den  gesetzlichen  Bestimmungen  bis  zum  Jahre  1860  yermehrte  Ausgabe, 
gr.  8.    1861.    (IV,  Xn,  716  S.,  Anhang  VI,  64  S.)  13  K 

--  Das  MUitirstrafgesetzbuch  etc.  Taschenformat.  1863.  (Vn,  349  &)  2  K  60  h 

—  Handbuch  des  Verfahrens  auler  Streitsachen,  enthaltend  die  Ver- 
lassenschaftsabhandlung, die  Führung  der  Vormundschaft  und  Kura- 
telen, Adoptionen,  Legitimationen,  I^alisiemng,  Vidimierung,  Todes- 
erklärung, Amortisiemng  von  Urkunden,  das  Depositenwesen,  die  Ver- 
wiüirungsgebühren  und  endlich  in  alphabetischer  Ordnung  die  Stempel 
und  Gebühren  nach  dem  Gesetze  vom  9.  Februar  1850  und  dessen  Nach- 
trägen,   gr.  8.     1861.    (IX,  394  S.)  7  K 

Bantseher,  Dr.  Theodor,  Bitter  Ton  Kollersberg,  Die  politischen  Rechte 
der  Untertanen,    gr.  8.    1894.    (239  S.)  9  K  60  h 

DaTid,  Dr.  Hugo  t..  Zur  Lehre  vom  sogenannten  Ersitzungstitel  nach 
riimischem  Rechte,    gr.  8.    1869.    (38  S.)  80  h 

Dienst,  Der  staatsanwaltschaftliche,  bei  den  Bezirksgerichten.  Eine  An- 
leitung für  die  staatsanwaltschaftlichen  Organe,  herausgegeben  Yom 
k.  k.  Justizministerium.    8.     1900.    (107  S.)  kartoniert  1  K  20  h 

Bniestrsanski,  Dr.  St.,  Das  Wesen  des  WerUiefemngsvertrages  im  0ster- 
reichischen  Rechte,    gr.  8.     1898.    (194  S.)  3  K  60  h 

DUrrigl,  Dr.  Bruno,  Elemente  des  Österreichischen  Privat-  und  Öffentlichen 
Rechtes  mit  Berücksichtigung  der  Gesetzgebung  in  Kroatien-Slayonien 
für  Laien  und  Studierende  systematisch  und  populär  dargestellt.  8.  1899. 
(XII,  768  S.)  6  K 

Dworzak,  Dr.  J.  Fr.,  System  des  rOmischen  Privatrechtet  im  Grundrisse. 
8.    1856.    (XV,  456  S.)  7  K 

Eggendorfer,  Jos.,  Repertorium  der  Osterreichischen  Verwaltungsgesetz- 
kunde, zum  Gebrauche  der  politischen,  Schul-  und  Kultusbehörden. 
kL  8.    1891.   2  Teüe.    (348  und  330  8.)  6  K,  gebunden  in  1  Band  6  K 

Ehrenzwefg,  Dr.  Armin,  Die  sogenannten  zweigliedrigen  Vertrigt,  ins- 
besondere die  Verträge  zu  Gunsten  Dritter  nach  gemeinem  und  öster- 
reichischem Recht,    gr.  8.    1895.    (204  S.)  4  K  80  h 

Ehrlich,  Dr.  Sigmund,  Arbeiterpensionen  mit  Staatshilfe.  Lez.-8.  1901. 
(IV,  327  8.)  6  K 

Eissert,  Josef,  Handbuch  fOr  den  Steueramtsdienst  Erster  Band.  Zweite, 
umgearbeitete  Auflage,  gr.  8.  1898.  (X.  836  S.)  11 K,  gebunden  12  K  60  h 

—  Dasselbe.    Zweiter  Band.    gr.  8?    1901.    (XIII,  1321  S.) 

16  K  50  h,  gebunden  18  K  40  h 
Elbogen,  Dr.  Fr.,  Die  neue  Schule.  Eine  Gerichtssaalstudie.  12. 1898.  40  h 
Eilinger,  Dr.  Jos.  Kitter  von,  Handbuch  des  österreicfaischtn  allgemeinen 
Zivilrechtes.    7.,  neu  bearbeitete  Auflaice.    gr.8.  1877.  (VI,  699  8.)    12  K 
Engel,  .Morifx  von.  Österreich-Ungarn  im  Welthandel.    Auf  Grund  Sta- 
tist i.-^h'jr  Mal*riali<'n,  offizieller  Mitt<filuDgen  und  Berichte  bearbeitet, 
gr.  8.     V.)ii-^.      VifJ.  2ir^  S.,  :^  TaU-lIen.t  4  K  60  h 

Der  Verediungsverkehr  (l*;.-,«;iii«rrei':liiftch-un^ariiichenZollgebietes.  Auf 

Grund  .-.utlrXir/'Aihr  Materialien,  ollizieller  3Iitteilungen  und  Berichte  be- 
arMt/fi.    irr.  H.     Vj()i.    \VL\,  101  .S.,  2  Tabellen.;  2  K  20  h 


luiseke  k.  i.  k.  M-Terlfl{8-  ui  EniTmilUs-Biekkuiliif. 

Entscheidungen  des  k.  k.  Obersten  Gerichtshofes  In  Zivilsachen,  yeröffentlicht 
anf  dessen  Veranlassong  yon  der  Bedaktion  der  Allgem.  österr.  Gerichts- 
zeitung.  Mit  Register.  I.  Band.  Zweite  Auflage,  kl.  8.  1887. 
(340  S.)  4  K,  elegant  in  englische  Leinwand  gebunden  5  K 

—  n.  Band.    kl.  8.    1887.    (304  S.)  3  K,  gebunden  4  K 

—  m.  Band.    kL  8.    1889.    (IV,  521  S.)  ö  K,  gebunden  6  K 

—  rV.  Band.    kl.  8.    1890.    (IV,  629  S.)  5  K,  gebunden  6  K 

—  V.  Band.    kl.  8.     1891.     (509  S.)  5  K,  gebunden  6  K 

—  VI.  Band.    kl.  8.     1892.    (522  8.)  ö  K,  gebunden  6  K 

—  Va  Band.    kl.  8.    1894.    (462  S.)  5  K,  gebunden  6  K 

—  Vni.  Band.    kL  8.    1896.    (412  S.)  4  K,  gebunden  5  K 

—  IX.  Band.    kl.  8.    1897.    (525  8.)      4  K  60  h,  gebunden  5  K  60  h 

—  X.  Band.    kl.  8.    1900.    (IV,  519  S.)  4  K  60  h,  gebunden  5  K  60  h 

—  XI.  Band.    kl.  8.    1902.    (IV,  472  S.)  5  K,  gebunden  6  K 

Neue  Folge.    I.  Band.    kl.  8.   1901.   (521  S.)  4  K,  gebunden  5  K 

Neue  Folge.   II.  Band.    kl.  8.   1902.   (347  S.)   8  K,  gebunden  4  K 

Neue  Folge.   HL  Band.  kl.  8.   1903.   (360  S.)   3  K,  gebunden  4  K 

Neue  Folge.   IV.  Band.  kl.  8.    1904.   (358  S.)  3  K,  gebunden  4  K 

Entscheidungen  des  k.  k.  Obersten  Gerichts-  als  Kassationshofes,  yeröffentlicht 

von  der  k.  k.  Oeneralproknratur.  Fortsetzung  der  yon  Dr.  Budolf 
Nowak  begründeten  Sammlung  der  Plenarbeschlüsse  und  Entscheidungen 
des  k.  k.  Obersten  Qerichts-  als  Kassationshofes.  Neue  Folge,  I.  Band. 
(Entscheidungen  No.  2269—2393.)    8.    1900.    (VIÜ,  412  8.) 

3  K,  gebunden  4  K 

Neue  Folge.    IL  Band.    (Entscheidungen  2394—2518).     8.    1901. 

(XXVni,  416  S.)  3  K,  gebunden  4  K 

Neue  Folge.    III.  Band.    (Entscheidungen  2519—2653).    8     1902. 

(XXVIII,  416  S.)  3  K,  gebunden  4  K 

Neue  Folge.    IV.  Band.    (Entscheidungen  2654—2767).    8.    1903. 

(XXVI,  364  S.)  3  K,  sfebunden  4  K 

Neue  Folge.     V.  Band.     (Entscheidungen  2768—2883).     8.     1904. 

(XXVI,  410  S.)  3  K,  gebunden  4  K 

Entwurf  eines  österreichischen  Theatergesetzes,    gr.  8.  1897.   (l8  S.)      60  h 

ErtI,  Dr.  M.,  u.  Dr.  H.  Lieht,  Das  landwirtschaftliche  Genossenschaftswesen 
in  Deutschland.  In  seinen  gesamten  Einrichtungen  und  Organisations- 
formen auf  Grundlage  persönlicher  Wahrnehmungen  systematisch  dar- 
gestellt und  als  Handbuch  für  die  genossenschaftliche  I^axis  bestimmt. 
Lex.-Form.     1899.     (XXXVI,  657  S.)  18  K 

Esmareh,  Dr.  C,  Grundsätze  des  Pandektenrechtes  zum  akademischen  Ge- 
brauche,   gr.  8.    1860.   (XXXI,  XIV,  312  S.)  6  K 

Ettinger,  Dr.  M.,  Die  Advol(atur  im  modernen  Vericehre.  Eine  Studie  über 
Standesrechte,  Standespflichten,  Palmar-  und  internationales  Rechts- 
schutzwesen.   8.    1900.     (VIII,  200  S.)  3  K 

Exely  Theodor,  Das  Verfahren  vor  dem  k.  k.  Verwaltungsgerichtshofe.  Samm- 
lung der  auf  das  Verfahren  und  die  Zuständigkeit  nach  dem  Gesetze 
vom  22.  Oktober  1875,  R.  G.  B.  No.  36  ex  1876,  bezüglichen  Ent- 
Hcheidungen  des  k.  k.  Verwaltungsgerichtshofes,  gr.  8.  1885.  (IV, 
:^44  S.)  5  K  60  h 

—  II.  Band.  Erkenntnisse  aus  den  Jaliren  1885—1890.  gr.  8.  1892. 
(IV,  745  S.)  .9  K  60  h 

Exner,  Dr.  Adolf  Das  Institut  der  Pfandrechtspränotation  in  Österreich. 
Ein  Beitrag  zu  dessen  Kritik  und  Reform,  gr.  8.  1868.  (58  S.)       1  K 

—  Die  Lehre  vom  Rechtserwerb  durch  Tradition  nach  österreichischem  und 
gemeinem  Rechte,     gr.  8.     1867.     (VI,  370  S.)  6  K 

—  Das  Publizitätsprinzip.  Studie  zum  österreichischen  Hypothekenrecht, 
gr.  8.     1870.     (VUI,  144  S.)  3  K 

—  Grundriß  zu  Vorlesungen  über  Geschichte  und  Institutionen  des  römischen 
Rechts.    3.  Auflage,     gr.  8.     1891.     (Vin,  172  S.)  4  K 


IttiMke  k.  I.  k.  M-Terlip-  nd  Diifeniltts-Biekkudliif. 

Peiirlf  Dr.  Hans,  Das  MarkenschntzgMetz  Tom  6.  Jänner  1890,  No.  1 B.  G.  B., 
fOr  die  Bedür&isse  der  Praxis  bearbeitet.  kL8.  1894.  (117  S.)  1  £  80  h 

Pelatmantel^  Dr.  H*  Bitter  von,  Das  EInlOsungsrecht  des  Staates  und 
die  Österreichischen  Eisenbahnkonzessionen.  1895.  gr.  8.  (65  S.)  1  K  20  h 

—  Der  Prozel  der  Bau-  und  Betriebsgeseflschaft  fDr  stidtfsche  StraBsnbahnen 
ia  Wien  wegen  Gewährung  der  finanziellen  Begünstigungen  gemäß  dem 
Gesetze  über  Bahnen  niederer  Ordnung  yom  31.  Dezember  1894, 
B.  G.  BL  No.  2  ex  1895  vor  dem  k.  k.  österreichischen  Verwaltungs- 
gerichtshofe. Herausgegeben  im  Auftrage  der  Bau-  und  Betriebsgesell- 
schaft für  städtische  Straßenbahnen  in  Wien.  gr.  8.  1900.  (VI, 
114  S.)  1  K  40  h 

FeUner  Ton  Feldegg.  Freiherr  Peter  u.  Edler  Ton  Ohmejer,  Dr.  Camillo, 
Die  Osterreichische  Exelcutionsordnung  vom  27.  Mai  1896  in  der  Spmch- 
praxis  des  Wiener  Landes-  als  Berufungs-  und  Bekursgerichtes  mit  Ver- 
weisung auf  die  Bechtsprechung  des  Obersten  Gerichtshofes,  gr.  8.  1902. 
(VI,  446  S.)  11  K  20  h,  gebunden  12  K  40  h 

Fiedler,  Lehr-  und  Lesebuch  der  NationaiOiconomle  mit  Berücksichtigung  der 
Volkswirtschaftspolitik  und  Finanzwissenschaft,  gr.  8.  1903.  O^UI, 
aOl  S.)  5  E,  gebunden  6  K  20  h 

Fiseher-Colbrie,  Dr.  Edaard,  Die  Anfechtung  von  Hypotheken  durch  Nach- 
hypotheken nach  0sterreichlschem  Rechte,  gr.  8.  1901.  (V,  118  S.)    2  K  40  h 

Fiaehhof,  Dr.  Adolf,  Die  Spracbenrechte  in  den  Staaten  gonischter  Na- 
tionalität Nach  gesammelten  Daten  und  gemachten  Andeutungen  dar- 
gestellt,   gr.  8.    1885.    (88  S.)  2  K 

—  Der  dsterrelchische  Sprachenzwist.  Ein  Wort  aus  Anlaß  der  die^ährigen 
historischen  Gedenktage  an  seine  Mitbürger  gerichtet,  gr.  8.  1^. 
(52  S.)  1  K  20  h 

Formuiarlen  für  Verträge  und  für  Eingaben  im  nicht  streitigen  Verfahren.  Ein 
Handbuch  für  Advokaten  und  Notare.  Auf  Grundlage  des  Handbuches 
von  Dr.  Julius  Schimkowsky.    gr.  8.    1902.    (XVI,  622  S.) 

9  K  60  h,  gebunden  11  K  60  h 
FominiarienbUGh    zur    Zivilprozelordnnng    und     Exekutionsordnung.      Heraus- 
gegeben   vom   k.    k.   Justizministerium.     2.   Auflage,      gr.    8.     1902. 
(XXXV,  356  S.)  4  K  20  h,  gebunden  in  Leinen  5  K  20  h 

Anhang,  für  die  Verfachbuchländer.  1  E  32  h 

Fragen  und  Antworten  über  die  Valutaregulierung.   8.   1892.   (32  S.)   20  h 

Franckel,  Dr.  Otto,  Die  Bestimmungen  des  österreichischen  Rochtot  gegen 

unehrbaren  Wettbewerb  (Concurrence  deloyale).   8.    1884.    (64  8.)       1  E 

Frank,  Ferd.,  Praktische  Erziehungsiehre.   8.  1900.   (VI,  211  S.)     2  E  40  h 

Frankl,  Dr.  Otto,  Zur  Revision  des  ästerreichischen  Konkursrecbts.     gr.  8. 

1896.  3  E 

Freiberger,    Gustav,   Handbuch   der   üsterreichischen  direkten    Steuern  in 

systematischer  Darstellung  Gunter  vergleichender   Rücksichtnahme    auf 

die  ausländische  Gesetzgebung).     2.  Auflage.    8.    1899.    (XVII,  664  S.) 

8  K  40  h.  gebunden  iu  Leinen  9  K  60  h.  crebunden  in  Halbfranz  10  E  40  h 

Frind^  Dr.  Wenzel,  Das  sprachliche  und  sprachlich-nationale  Recht  in  poly- 
glotten Staaten  und  Ländern  mit  besonderer  Rücksichtnahme  auf  Öster- 
reich und  B'jhnien  vom  sittlichen  Standpunkte  aus  beleuchtet,  gr.  8. 
is9y.    (XV,  39i>  S.j  4  E 

FrUbwaldy  Dr.  Earl,  und  Dr.  W.  Moyziseh,  Die  Amortisierung  von  Urkunden 
und  die  Todeserklärung  nach  dem  gegenwärtigen  Stande  der  österreichi- 
schen Ge.-ietzg^bung.  Zum  Gebrauche  für  Richter,  Rechtsfreunde  und 
Parteien.  2.  Autlaire.  Mit  Berücksichtigung  der  Rechtsprechung  des 
k.  k.  Obersten  Gericht.-^hofes  bearbeitet.    8.  1885.  (VIII,  86  S.)         2  E 


luisehe  k.  i.  L  UMip-  lü  üilTerritttg'BBelifcuiliiat. 

Frfthwald^  Dr.  Karl^  Neuestes  O'rtslexikon  fttr  die  im  Beichsrate  vertrete- 
nen Königreiche  und  Länder.  Ein  alphabetisch  geordnetes  Verzeichnis 
sämtlicher  Orts^emeinden  mit  Angabe  der  Bezirksgerichte,  Gerichtshöfe 
I.  Instanz,  Gerichtshöfe  II.  Instant  nnd  Bezirkshanptmannschaften,  in 
deren  Sprengel  dieselben  gelegen  sind  etc.  etc.  Lex-8.   1877.   (IV,  614  S.) 

8  K,  gebunden  in  Halbleinenband  9  K 

—  Sammlung  von  Formularien  zu  Bescheiden,  Protokollen  und  Urteilen  fDr  das 
Verfahren  In  Streitsachen  nach  der  allgemeinen  und  westgaUzischen 
Gerichtsordnong,  sowie  nach  den  besonderen  Yerfahrensarten.  Mit  einem 
Anliange,  die  im  Verfahren  in  Streitsachen  beim  Parteienverkehre  am 
häufigsten  zur  Anwendung  kommenden  Gebührenvorschriften  enthaltend. 
3.,  vielfach  vermehrte  Auflage,   gr.  8.   1888.    (Vm,  184  S.)     2  K  40  h 

—  Sammlunf  von  Formularion  zum  Vorfahron  auler  Streitsachen  nach  dem 
kaiserlichen  Patente  vom  9.  August  1854,  No.  208  B.G.  B.,  nnd  nach 
dem  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuche,  sowie  zu  den  Verfahren 
bei  Todeserklärungen  und  bei  Amortisierung  von  Staatspapieren  und 
anderen  Urkunden.  2.,  vermehrte  Auflage,  gr.  8. 1885.  (VI,  184  S.)  2  K  40  h 

—  Die  Real-  und  Moblllarmeistbotsverteilung.  Unter  Zugrundelegung  der 
gesamten  einschlägigen  Rechtsprechung  des  k.  k.  Obersten  Genohts- 
hofes  systematisch  dargestellt  2.  Auflage,  gr.  8.  1886.  (Vm,  69  S.)   2  K 

—  Handlexikon  zum  Osterreichischen  Reichsgesetzbiatt.  Ein  alphabetisches 
Nachschlageregister  über  die  Jahrgänge  1848  bis  1887  des  Reichs- 
geseUblattes.  8.    1888.    (Vin,  600  S.)  5  E,  gebunden  6  K 

—  Handlexikon  zum  Österreichischen  Reichsgesetzblatt.  Ergftnzungsheft.  Die 
Jahrgänge  1888—1894  enthaltend.  1894.  (62  a)  2  E  40  h,  gebunden  3  E 

—  Dasselbe  samt  Ergänzungsheft  in  einen  Band  gebunden  8  E  40  h 

—  Handbuch  fDr  die  zivilgerichtliche  Tätioicelt  der  k.  k.  Bezirksgerichte  nach 
den  neuen  Prozeßgesetzen.   1897.   8.  (42  Bogen.)    9  E,  gebunden  10  E 

Frtthwald,  W«,  Praktisches  Handbuch  fttr  die  stra^erichtliche  Wirksamkeit 
der  k.  k.  Bezirksgerichte  in  Übertretungsfällen.  Zum  (Gebrauche  für 
Einzelricbter  und  staatsanwaltschaftliche  Funktionäre.  Mit  Formularien 
und  Sachregister,    gr.  8.     1874.    (XX,  692  S.) 

8  E,  elegant  in  Leinenband  gebunden  9  E  20  h 

FuehSy  Dr.  Wilh.,  Privatdozent  der  Rechte,  Die  Karten  und  Marken  des 
täglichen  Verkehres,    gr.  8.    1880.    (48  S.)  80  h 

—  Die  sogenannten  SiebenbQrgischen  Ehen  und  andere  Arten  der  Wieder- 
yerehelichung  geschiedener  österreichischer  Eatholiken.  gr.  8.  1889. 
(IV,  188  S.)  4  E  80  h 

—  Der  Hausmeister  und  sein  Recht.  Eine  juristische  Studie  aus  dem  Wiener 
Leben,  kl.  8.    1891.   48  S.  60  h 

Fttger-Wessely,  Gerichtliches  Verfaliren  in  Streitsachen,  nach  der  österreichi- 
schen allgemeinen  Gerichtsordnung  vom  1.  Mai  1781  unter  Vergleichung 
mit  der  westgaUzischen  Gerichtsoi^ung  vom  19.  Dezember  1796.  8.  Auf- 
lage. Mit  Rücksicht  auf  die  neuesten  Gesetze  bearbeitet  von  Dr.  Josef 
Aigner.    gr.  8.    1886.   (VI,  623  S.)  9  E  60  h 

Funk,  Dr.  Ignatz,  Direktor-Stellvertreter  des  Wiener  Giro-  und  Eassen- 
Vereines,  Das  Questionnaire  über  ein  Österreichisches  Sciieckgesetz ,  beant- 
wortet,  gr.  8.  1880.    (40  S.)  1  E  60  h 

Fürth,  Dr.  J.,  Das  österreichische  Mietrecht  und  Miet  verfall  reo.  Handbuch 
für  Juristen,  Hausbesitzer  und  Mieter,  gr.  8.   1899.  (VIII,  441  S.)      6  E 

Fnx,  Dr.  Hngo,  über  die  Behandlung  der  Steuern  und  Gebühren  im  Konlcurs- 
und  Exei(utionsverfahren.    8.    19u0.    (VI,  78  S.)  1  E  50  h 

—  Das  österreichlsciie  EntmUndigungsrecht  und  seine  Reform,  gr.  8.  1903. 
(SOS.)  1  E  50  h 


luueb  L  I.  k.  M-Terlip-  nni  DiiTenittteBieUuJIiu. 


C^ams,  J^ohann^  Handbuch  der  GebDhren  yon  Rechtsgeschäften,  Urkunden, 
Schraten  und  Amtshandlungen  im  gerichtlichen  Verfahren  in  und 
außer  Streitsachen,    gr.  8.    1890.    (VIH  260  S.)  4  K  80  h 

ChnigKflieh,  Dr.  Ladidg,  Der  Irrtum  alt  Ehehindemit.  Eine  kanonistische 
Studie,    gr.  8.    1899.    (77  S.)  1  K  60  h 

—  Das  Ehehfndemls  der  hOheren  Weihe.  Eine  kanonistische  Studie,  gr.  8. 
1902.    (Vn,  68  S.)  1  K  60  h 

Gatttoeh  von  Frankenthurn,  Paal,  Die  Iconfetsioneilen  Gesetze  vom  7.  und 
20.  Mai  1874,  B.  G.  B.  No.  50,  51,  68,  mit  Materialien  und  Anmer- 
kungen.   8.    1874.     (IV,  240  S.)  5  K, 

—  Die  Gesetze  vom  22.  OIctober  1875,  B.  Q.  B.  No.36  und  37,  Jahrgang  1876 
Aber  den  Verwaltungsgerichtshof,  mit  Materialien.  8.  1876.  (XVI,  228  S.) 

3  K 
Gerichtsordnung,  Die  galizische,  samt  allen  zu  derselben  erschienenen 
Gesetzen  und  Verorchiungen  und  den  grundsätzlichen  Entscheidungen  des 
k.  k.  Obersten  Gerichtshofes,  dann  mit  Bezeichnung  der  Abweichungen 
der  tirolischen  und  italienischen  Gerichtsordnung.  3.,  umgearbeitete 
und  ergänzte  Auflage,  kl.  8.  1886.  (329  S.) 

3  E,  in  englischer  Leinwand  gebunden  4  E 
(Warde  frflher  als  Band  XVI  der  .»Tischehausgabe  der  Gssetze*'  gefCUurt.) 

Oerstmann  und  Stern,  Dr.,  Die  gebUhrenrechtliche  Behandlung  des  Kauf- 
vertragei  und  verwandte  Rechtsgeschäfte.  Ein  Beitrag  zu  einem  System 
des  Osterreichischen  Gebührenrechtes,    gr.  8.    1896.    (X,  618  S.)    6  K 

Ctortseher,    Dr.  Adalbert,  Das  englische  Konicursrecht  nach  dem  Gesetze 

vom  25.  August  1883.    gr.  8.    1885.    (IV,  71  S.)  2  E 

Glaser,  Dr.  Julius,  Caesar  Beccaria,  Über  Verbrechen  und  Strafen,  s.  Beccaria. 

—  Bemericungen  über  den  vom  Herrn  Begierungsrat  Benz  bearbeiteten 
Entwurf  eines  Strafgesetzes  für  den  Eanton  Zürich,  gr.8.  1867.  (112  S.) 

2  E  40  h 

—  Der  Entwurf  der  StrafprozeBordnung.  gr.  8.   1867.  (28  S.)  Vergriffen.    60  h 

—  Schwurgerichtilehe  Erörterungen.  (Die  Fragenstellung  im  Schwur- 
gerichtsverfahren. Zur  Juryfirage.)  2.  Auflage,  gr.  a  1875.  (IV,  154  8.)  2  E 

—  Strafprozessuale  Studien.  (Separatahdruck  aus  der  Allgemeinen  öster- 
reichischen Gerichtszeitung.)     gr.  8.     1885.    (36  S.)  1  E  20  h 

—  Studien  zum  Entwurf  des  österreichischen  Strafgesetzes,  gr.  8. 1871.  (Vm, 
148  S.)  2  E 

—  Zur  Sprachenfrage  in  Österreich,    gr.  8.    1880.    (24  S.)  1  E 

—  Gesammelte  ideinere  Juristische  Schriften.  Strafirecht,  Strafprozeß  und 
Beiträge  zur  Reform  des  österreichischen  Zivilprozesses  etc.  2  Bände. 
2.,  umgestaltete  Auflage,    gr.  8.    1883.    (XVm,  1220  S.)  14  E 

Olaser-Unger-Walther-Pfaff-Sehej-Krupskj,  Sammlung  von  zivilrecht- 
lichen Entscheidungen  des  Obersten  Gerichtshofes.  Siehe  vorletzte  Seite 
des  Verzeichnisses. 

Glauser,  Charles,  Cours  ilimentaire  de  correspendance  et  d'op^rations  com- 
merciales  avec  formales,  modales,  devoirs  et  plans  de  lettres  d^taiU^s 
suivis  d'un  vocabulaire  fran^is-allemand,  k  Tusage  des  ^coles  de  Com- 
merce et  des  cours  inf^rieurs  et  moyens  des  A^6mies  de  Commerce, 
gr.  8.    1900.    (VII,  343  S.)    gebunden  5  E 

Goehnat,  Karl,  Sammlung  der  Gesetze  und  Verordnungen  über  die  Dienst- 
verhäitniHse  und  Bezüge  der  k.  k,  Staatsbeamten.  Taschenformat  1875. 
(VI.  84  S.)  80  h 

Gofrand,  Leopold,  Die  deutschen,  österreichischen  und  ungaritchen  Alctien- 
gesellschaften  im  französischen  Recht,  gr.8.  1902.  (VI,  115 S.)      1  E  80  h 
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laiHehe  k.  1. 1  Id-Terlip-  iii  DoiTenittte-Biekiuuiiliiif. 

Görskl,  Dr.  Anton  Ton,  Die  GeschäftsfOhrunf  md  Vertretunf  der  offenen 
Handelsgesellschaft    8.    1888.    (H,  155  S.)  2  K  40  h 

C^rnniehstttdton,  Dr.  Otto,  Der  internationale  Straf rechtsverkehr.  Samm- 
lung von  Fällen,  Erlässen  und  Entscheidungen  über  das  AusUefemng»- 
verfahren.    1892.    gr.  8.    (VIII,  273  S.)  5  K,  gebunden  6  K 

—  Das  Urheberrecht,  Prelgesetz  und  objektive  Verfahren,  erläutert  durch 
gerichtliche  Entscheidungen.    1892.    gr.  8.    (VIII,  224  S.) 

8  K  60  h,  gebunden  4  E  60  h 
GraniehstSdten,   Das  Beruf ungsverfahren   In  Obertretungsf allen,  dargestellt 

durch  appeil-  und  oberstgerichtliche  Entscheidungen    stra^rozessualen 

und  strafrechtlichen  Inhalts,    gr.  8.    1895.    (368  S.)  6  K 

Groag,  Dr.  Oskar,  Das  gesetzliche  Pfandrecht  des  Vermieters.    8.    1899. 

(33  S).  60  h 

Gross,  Professor  Dr.  Karl,  Die  ethische  Ausgestaltung  der  Ehe  im  Koltur- 

leben  der  Völker.    1892.    gr.  8.    (17  S.)  60  h 

—  Lehrbuch  des  katholischen  Kirchenrechts  mit  besonderer  Berücksichtigung 
der  partikulären  Gestaltung  desselben  in  Osterreich.  4.,  yerbesserte 
Auflage,   gr.  8.   1903.   (XTV,  434  S.)  12  K,  gebunden  in  Halbfranz.  14  E 

Grttnberg,  Dr.  Karl,  Der  sozialpolitische  Gehalt  der  österreichischen  Zivil- 
prozelgesetzgebung.    8.    1900.    (53  S.)  1  K 

GrIInwald,  Dr.  Alex.«  Die  Eheschllelung  nach  den  Bestimmungen  des  öster- 
reichischen aUgememen  btkrgerlichen  G^etzbuches,  des  C^e  Napoleon, 
des  österreichischen  Konkordats,  des  mosaisch-ti^ud.,  des  orientalisch- 
kirchlichen Rechts  etc.  etc.  Nach  dem  am  27.  November  1880  im 
Kasino  des  Wiener  Kottagevereines  gehaltenen  Vortrage  bearbeitet, 
gr.  8.    1881.    (TV,  128  S.)  2  K 

Grnnzel,  Ph.  et  J.  U.  Dr.  Josef,  Handbuch  der  internationalen  Handels- 
politik,   gr.  8.    1898.    (Vlir,  215  S.)  6  K,  gebunden   7  K  20  h 

(Siehe  „Pablikationen  der  Exportakademie  des  k.  k.  BtterreicIüscbeD  HandeltmuseamB*'.) 

Gomplowiez,  Dr.  Ludwig,  Professor  des  Staatsrechtes  an  der  k.k.üniTersität, 
in  Graz.    Grundril  der  Soziologie,  gr.8.  1885.  (VI,  246  S.)        4  K  80  h 

—  Das  österreichische  Staatsrecht  (Verfassungs-  und  Vcrwaltungsrecht). 
Ein  Lehr-  und  Handbuch.    8.  1902.     2.  Auflage,    (XIV,  671  S.) 

10  K  80  h,  gebunden  in  Halbfranz  12  K  60  h 
Haberer,  Dr.  L»,  und  Friedrich  Zechner,  Handbuch  des  österreichischen 
Bergrechts  auf  Gruud  des  allgemeinen  Berggesetzes,  yom  23.  Mai  1854 
mit  Berücksichtigung  der  einschlägigen  Gesetze,  Verordnungen  und  Ent- 
scheidungen. 1884.  gr.  8.  (XIV,  457  S.)  8  K,  gebunden  in  Leinen  9  K  20  h 
Haemmerle,  Heinrich,  k.  k.  Statthaltereirat  (Verfasser  der  „autonomen 
Gemeinde''),  Handbuch  für  die  Gemeinden  über  den  selbständigen  und 
übertragenen  Wirkungskreis  der  Gemeinden  und  die  Organe  zur  Aus- 
übung desselben.  Durch  208  Formularien  erläutert.  6.,  verbesserte, 
vielfach  vermehrte  Auflage,     gr.  8.     1890.     (XVI,  897  S.) 

10  K,  in  Halbfranz,  gebunden  11  K  60  h 

(Nene  Auflage  in  Vorbereitunp.) 

Haerdtl,  Dr.  H.  Freiherr  von,  Grundbegriffe  des  Jagdrechtes  und  deren  An- 
wendung im  niedcröstcrreichischen  Jagdgesetze,     gr.  8.     1903.  (59  S.) 

1  K  40  h 

Haidinger,  Andreas,  Selbstadvol(at,  oder:  Gemeinverständliche  Anleitung, 
wie  man  sich  in  Rechtsgeschäften  aller  Art  selbst  vertreten  und  die 
nötigen  schriftlichen  Aufsätze,  wie  Eingaben,  Gesuche,  Rekurse,  Kon- 
trakte etc.  ohne  Hilfe  eines  Advokaten  vollkommen  rechtsgültig  abfassen 
kann.  Auf  Grundlage  der  neuesten  Gesetze  bearbeitet  und  durch  mehr 
als  500  Beispiele  und  Formularien  erläutert.  17.,  vielfach  verbesserte  und 
vermehrte  Auflarre.     gr.  8.     1900.    (1221  S.) 

gebunden  in  eleganten  Leinenband  13  K  30  h 


Iiusthe  k.  I.  L  Id-Terlip-  u<  eniTmiltts-Kiehhuiliif. 


flalmerl,  Dr.  Fr.,  k.  k.  Prof.  der  Rechte  an  der  üniTcrsität  iu  Wien,  Dar- 
stelhinfi  der  neuesten  § esebllchen  Bestimmungen  über  die  innere  Einriohtu^ 
und  Geschäftsordnung  der  Ziyilgerichte  in  Österreich,  gr.  8.  1866.  (X, 
230  S.)  4  K  20  h 

—  Darstelinnf  der  neuesten  Kompetenzvorschrlften  (Jurisdiktionsnonnen)  für 
die  Ziyilgerichte  in  Osterreich.  3.,  vermehrte  und  verbesserte  Auflage, 
gr.  8.    1856.    (Xn,  248  S.)  5  K 

—  österreichische  Vlerteljahresschrift  für  Rechts-  und  Staatswissenschaft. 
18  Bände.    Jahrgang  1858—1866. 

Preis  sämtlicher  18  Bände  18  K,  einzeln  &  2  K 

flammersehlag,  Dr.  Paul,    Das  Gesetz  vom  9.  März  1897  Ober  die  EfVekten« 

Umsatzsteuer.  Für  die  praktische  Anwendung  dargestellt.  8.  (VI,  179S.)  4  K 

—  Der  Sciieckgesetzentwurf.    1896.    kL  8.    (40  S.)  1  K  20  h 

—  Ober  die  ROcIcforderbarIceit  der  Decicung  bei  Differenzgescliftften.  Mit  einer 
Zusammenstellung  der  einschlägigen  Entscheidungen  des  Obersten 
Gerichtshofes,    gr.  8.    1901.    (79  S.)  1  K  60  h 

Hanaosek,  Dr.  Gastav,  Fakturen  und  Fakturaklauseln  nach  öster- 
reichischem Rechte.   8.    1891.   (151  S.)  3  K 

Handbuch  der  Vereine  für  die  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und 
Länder,    gr.  8.    1892.    (VI,  620  S.)  4  K 

Harrasowskj,  Dr.  Philipp  Harras  Ritter  von,  Die  Partelenvernehmung 
und  der  Parteieneid  nach  dem  gegenwärtigen  Stande  der  Zivilprozeß- 
Gesetzgebung.     8.     1876.     (XVI,  364  S.)  5  K 

Hamm,  Dr.  P.,  Professor  der  Rechte  in  Innsbruck,  Der  Entwurf  eines 
Ziviiehegesetzes.    8.    1868.    (40  S.)  1  K 

—  Die  gegenwärtige  (fsterreicliisclie  Prelgesetzgebung.  Systematische  Dar- 
stellung und  Erläuterung  der  gesetzlichen  Bestimmungen  Ober  das  Autor- 
recht und  die  Preßpolizeigesetzgebung  mit  einer  einleitenden  Abhandlung 
über  das  Autorrecht  im  Allgemeinen,  gr.  8.  1857.  (X,350S.)  6  K  30  h 

—  Die  Prelordnung  vom  27.  3Iai  1852,  nebst  jenen  Bestimmungen  des 
neuen  allgemeinen  Strafgesetzes,  welche  auf  Druckschriften  Anwendung 
finden,  und  den  sonstigen  noch  in  Kraft  bestehenden  darauf  bezüg- 
lichen Verordnungen,  iuMbesondere  dem  a.  h.  Patente  zum  Schutze  des 
geistigen  Eigentums  vom  19.  Oktober  1846.    gr.  8.    1852.  (77  S.)   1  K 

flasenlHirl,  Dr.  Tiot.,  Das  Osterreichisclie  Obiigationenrecht,  in  systema- 
tischer Darstellung  mit  Einschluß  der  Handels-  und  wechselrechtlichen 
Lehren.    2  Bände.    I.  Band,    2.  Auflage,    gr.  8.    1892.   (VIU,  700  8.) 

12  K,  in  Halbfranz,  gebunden  14  K 
n.  Band.    2.  Auflage,    gr.  8.     1899.    riV,  678  S.) 

12  K,  in  Halbfranz,  gebunden  14  K 

Hanshofer,  Dr.  M.,  L^lir-  und  Handbueli  der  Statistik  in  ihrer  neuesten 
wissenschaftlichen  Entwicklung,    gr.  8.     1872.    (VIII,  526  8.)         8  K 

Hansner,  J.,  k.  k.  Major  der  Monturverwaltuugsbranche,  Darstellung 
der  Textii-,  Kautsctiuk-  und  Lederindustrie  mit  KUcksicbt  auf  Militärzwecke. 
2.,  bedeutend  venuf^hrt«^  Auflage.  N<;ue  billige  Ausgaiie  in  6  Lieferungen. 
Mit  527  Holz»^:hnittftn  und  4Taf«iIn.  Lex.-8.  1879.  f XVI,  570  8.) 7  K  20  h 

Heilinger,  Dr.  Alois,  Kritisclie  Studien  aus  dem  Prlvatredite.  I.  Teil. 
Vermögensnichfe.     8.     1887.     ^VIJI,  93  S.;  1  K  80  h 

—  Beitrag  zur  Tiieorie  des  deutsclien  Privatrechtes.  Fortsetzung  der 
Kriti.s^:ben  .Studium  au«  dttm  l'rivaUHchU:.    8.     1892.     (26  8.;  80  h 

—  Reciit  und  Maciit.   8.    IH'M).  m  8.;  1  K  80  h 

—  Österreicliisciies  Gewerbereclit.  Kommentar  d«;r  Gewerbeordnung.  I.  bis 
III.  Band.  2..  tuii  f:\iit:m  .Nachtrag  vHTun'MrUi  Ausgabe.  1897.  gr.  8. 
Till,  10Ö7  S.;  lü  K.  gebunden  in  Leinen  13  K  20  h 

Na^rhtra^'  zuu.  ^;»;wi;rkTedit.    J897.   012  S.;    Separat.  1  K 
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Heilinger,  Dr.  Alois,  Das  Recht  der  Zahntechniker.  Rechtsgutachten,  gr,  8. 
1898.  (19  S.)  80  h 

—  Die  Pensionsversorgung  des  Qewerbestandes.  Eine  Forderang  der  Ge- 
werbepolitik.   1899.    8.    (15  S.)  40  h 

Heiler,  Dr.  M.  und  Dr.  F.  Trenkwalder,  Die  dsterrelchische  Exekntione- 
ordnung  in  ihrer  praktischen  Anwendung.  Dargestellt  an  Beispielen  yon 
Protokollen  und  Beschlüssen,    gr.  8.     1902.    (XUV,  878  S.) 

19  E  50  h,  in  Halbfranz  gebunden  22  K 

Herbst,  Dr.  Eduard,  Einleitung  In  das  (fsterreichischt  Straf prozelrecht. 
2.,  unveränderte  Auflage  mit  Einschaltung  der  seit  1860  erflossenen 
Gesetze,    gr.  8.    1871.    (VI,  202  S.)  3  JBL  60  h 

—  Die  grundsätzlichen  Entscheidungen  des  k.  k.  Obersten  Gerichtshofes 
über  zweifelhafte  Fragen  des  allgemeinen  österreichischen  Strafrechtes. 
Nach  der  Paragraphenfolge  des  Stra^esetzbuches  zusammengestellt. 
3.,  verbesserte  und  bis  zum  Schlüsse  des  Jahres  1857  ergänzte  Auflage. 
8.    1858.    (IV,  352  S.)  5  K  60  h 

Nachtragsheft.  Die  in  den  Jahren  1858  und  1859  bekanntgewordenen 

Entscheidungen  enthaltend,    er.  8.    1860.    (64  8.)  1  K  40  h 

—  Handbuch  des  allgemeinen  österreichischen  Strafrechtes.  Mit  Rücksicht  auf 
die  BedUrfriisse  des  Studiums  und  der  Anwendung  bearbeitet. 

I.  Band.  Von  den  Verbrechen.  7.,  nach  dem  gegenwärtigen  Stande  der 
Gesetzgebung  und  der  Rechtsprechung  des  Kassationshofes  berichtigte 
Auflage,    gr.  8.    1882.    (VHI,  501  S.)    (Vergriffen.)  8  K 

n.  Band.  Von  den  Vergehen  und  Übertretungen.  7.,  nach  dem  gegen- 
wärtigen Stande  der  Gesetzgebung  und  der  Rechtsprechung  des  Kassa- 
tionshofes berichtigte  und  vermehrte  Auflage,  gr.  8.  1883.  (FV,  432  S.) 
(Vergriffen.)  7  K  20  h 

—  Sammlung  von  Entscheidungen  des  k.  k.  Obersten  Gerichtshofes  ttber 
zweifelhafte  Fragen  des  österreichischen  Stra^rozesses.  gr.  8.  1857 
bis  1860.    (rV,  78  S.)    2  Hefte  ä  1  K  40  h 

Hergel,  Dr.  fingen,  Einrichtung  und  Geschäftsgang  der  Gerichte  nach  der 
Justizministeriacl Verordnung  vom  5.  April  1897  anschaulich  dargestellt. 
8.     1897.     (84  S.)  60  h 

Herrmann,  Dr.  Emanuel,  Die  Theorie  der  Versicherung  vom  wirtschaft- 
lichen Standpunkte.  Dritte,  vermehrte  Auflage.  1897.  gr.  8.  (Vni, 
156  8.)  3  K  60  h,  gebunden  4  K  60  h 

Herrmann  von  Hermritt,  Dr.  Rudolf,  Das  österreichische  Stiftungsrecht, 
gr.  8.  1896.  5  K  60  h 

—  Nationalität  und  Recht,  dargestellt  nach  der  österreichischen  und  aus- 
ländischen Gesetzgebung.     1899.    gr.  8.    (X,  148  S.)  3  K  60  h 

Hertzka,  Theodor,  Wechseil<urs  und  Agio.  Eine  währungspolitische  Studie, 
gr.  8.     1894.     (162  8.)  3  K  60  h 

Hoegel,  Dr.  Hugo,  Das  Gesetz,  betreffend  die  Entschädigung  für  ungerecht- 
fertigt erfolgte  Verurteliung.  gr.  8.  1901.  (164  S.)        3  K  20  h,  gebunden  4  K 
Hofer,  Dr.  Christian,  Das  Reaigewerbe.    gr.  8.    1896.  1  K  20  h 

Reaiapotheicen.    gr.  8.     1903.     (93  S.)  2  K  40  h 

Hoffmeister,  Dr.  Karl,  Die  wirtschaftliche  Entwicidung  Roms.   Eine  sozial- 
politische Studie,    gr.  8.    1899.     (96  S.)  2  K 
Hofmann,  Dr.  Franz,  a.  ö.  Professor  an   der  Wiener  Hochschule,   Bei- 
träge zur    Geschichte  des  griechischen  und  römischen  Rechts,   gr.  8.  1870. 
(VIII,  136  S.)                                                                                 2  K  40  h 

—  Die  Compilation  der  Digesten  Justinians.  Kritische  Studien.  Nach  des 
Verfassers  Tode  hcrausgei?ebcn  von  Dr.  Ivo  Pfaff,  o.  ö.  Prof.  der  Rechte 
an  der  deutschen  Universität  in  Prag.    gr.  8.   1900.   (V,  233  S.)       6  K 

—  Die  Entstehungsgrunde  der  Obligationen,  insbesondere  der  Vertrag,  mit 
Rücksicht  auf  Siegels  „Das  Versprechen  als  Verpflichtungsgrund",  gr.  8. 
1874.    (116  S.)  1  K  60  h 
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HotaaBB,  Dr.  Frmnz«  Dto  Lehrt  vom  tHiiliit  und  modus  atfquIroiHll,  luut  vou 
der  iosu  eansa  craditionis.    gr.  8.    1878.    (142  S.)  ä  K  40  h 

—  Obor  das  Ptrical»  beim  Kauft,  ffr.  8.    1870.   (VIII,  188  8.)     H  K  (U)h 

—  Kritiseht  Stadltn  im  rfmischtt  Rtchtt.  Kino  FoHtNohrirt.  «f.  8.  1886. 
(X,  228  S.)  b  K  m  U 

Httaokl,  Dr.  &,  Idttflskiizt  zur  Btgriffsbtstimmung  tftr  öktntmik  alt  Stndtr- 
disziplin.    Eine  theoretische  Studie.    Rf.  8.     \\m,    (lf20  8.)  ft  K 

HoroTiti,  Dt.  Alexander,  SekrotUr  der  Kammer  dor  HUmn  ftlr  iandwirt^ 
Bchaftliche  Produkte  in  Wien,  Das  Verfahren  vor  den  Bttriensohledsgerlohfen 
in  Österreich.  Nach  Gesetz  und  Praxi»  mit  voneüfflichor  HorUi'kitinhtiMfuiiir 
der  einschlägigen  (ysterreichischen,  doutschtm  untl  llllffarlril*)u^ll  .Itidikutur 
und  Literatur,  des  Motivenberichts  zur  KogiorungHvorliiff«^  iititl  tli^r  Hi^ 
richte  der  beiden  PcrmanenzausschUsMo.    8.     18941.    (XVI.  HUM  8.) 

i\  K,  gohniulnii  7  K  20  h 

Horten,  Dr.  Helnr«,  Die  Personalexekution  In  Geschichte  und  Dogma.  1.  Hand, 
gr.  8.    1893.    (248  S.)  fl  K 

n.  Band.  1.  Abt.  ItalieuiMcho  HechtMtrruudlage.  18{)r>.  ( MMI 8.)   6  K  1(0  h 

~  Die  Personaiexecution  In  Geschichte  und  Dogma.  Kxkurs.  IHo  LonKuImnl- 
Schuldverpflichtung.  Zugleich  ein  Hoitrag  xur  Orundlrgung  di^s  gtir 
manischen  Verwaltungsrcchts.    1897.   (S.  191-  210.)  l  K  20  h 

—  Die  Jurisdiktionsnorm  und  ihr  KinfUhrungMgisHetx.  Kiu  KomiiKintnr.  189H, 
(339  S.)  8  K,  grbundtm  9  K  (U)  h 

Hngelmann,  Dr.  Karl ,  Studien  zum  Osterrelchlschsn  Verfissungsrtehtt.  I. 
gr.  8.    1886.    (IV,  93  8.)  I   K  HO  h 

—  DIt  Zentralisation  der  Amtsbibliotheken  In  Wien.  gr.  8.  1HH7.  (19  N.)     40  b 
Hye«61anek,  Dr.  Anton  Ritter  v.,  k.  k.  wirkli<'.h()r8<?kiionN(!hnf  im  JunUk- 

ministerium,  Die  leitenden  Grundsitze  der  österreichischen  ttrifprozeH- 
ordnung  vom  29.  Jnli  1853.  f(r,  H.  WA,  (XVI.  394  H.j  7  K  20  h 
•—  Sammlung  dtr  nach  gtpfitgtntr  dfftntllchtr  Vtrhindlunt  gtschdpfttn 
Erkenntnisse  des  k.  k.  Österreichischen  Reichsgerichtes.  (Heil  dtfr  am 
1.  Juni  1869  erfolgten  Aktivi(*rung  dcti  K<)irhifg<!richf<^M  bis  tum  HiihluiMt 
des  Jahres    1880.)    vpr,  H. 

Erster  Teil.       1874.    rXXXII,  2;W  H.)  ft  K        h 

Zweiter  Teil.    187«.    (XVI.  224  H.)  4  K        h 

Dritter  Teil.     1878.    fXXXVi,  248  H.)  4  K        h 

Vierter  Teil.     1879.    (XXil.  143  H.)  2  K  40  h 

Fünfter  Teil.     1881.    rXi.  214  8.^  4Kb 

KortiTf.Mrtyt  vm  Ifr.  <!«»!  Huyvlwuuu,  li.  Ii.  Ilofrul. 

Elfter  Teil.  KfHt.'H  U«;ff.     Jahrgunpr  IHifH.    gr.8.    VMi\.   C/TAH.)    4K 

ZwtiiUtH  lU'fu   .Ittbryang  JH'.W,   gr  H,    V.H)l.   (\'J\H.)    ii  K 

DrittijK  lIHt.   .Iiibrifiing  JiMi    gr.  8.    r.M>2.   (317  «.j    OK 

Vi«rrN:»*  if'-it-    \'t',ry.*ii'Uhit:  *U'r  jn  tU-r  Judikatur  d*'»-  lUifUi- 

gf-rif!!]!«*-    V'/Jj    ]Wj     l'Ji^f    /Ulli    Au.-diu'k    ^fiUinfU'ii   lU't.UiAi^Al/A-    uni 

«-iii'-iij    Aniurny:*:    uUn    <Ih-  i{i  <iii>Kity.<-   mir.   »Ut    \Uj'hi.-\/it'huiHf  d«*f  /jir 

Kut-f-hndiiu;^  von  Koi«ij*i  t*  fj/k*/iil1il'.t<ii  y.wfif,«h<ij  l^i' li^/i-ii'bl  und  V«-i 

waJTijij;^^;5i-rj'hi..ij'J   f/«njl«  n«  u     tuaU-r      :•  v^tj'iiiJi*  l^' !■•  ••  J<i'{/irt<-».  uJ|ihji 

b*rti-'rh''    -a'-h    'iM'l    ^  iji/j' lii<  j/Ji-l-ii   /iJ   'tu  Jm'IiI- jl  »ii  «1«.-  J^-j- 1j.-/«  u^bt^-r 

voij   }r*'/.i      r.t>y.      U''y'i.'tit     •  Jjf'.ii'Ji;;/!.-' h«:-.     »»v.-f.»i/i;iljr«  bi*.    Ua  ul     tjud 

P»-f- 'fji><  j.';^-»,^'.'      y.i     il«  1     jf.«  •  ljt.|/M' Jiui»|/    «I«.-     /uf     KiJ«.-vb«  idijii/     V;«« 

K«^I'.J'*''«'./A"y.';*i;kt-4  f,    /V*J."  li«  fj    J'.«  !•  jj.'^/lll«  II»    tJII'l     \' *!  Y,  il\*  tmye-yt-n*  )|t.»>.li<;f 
if«-|1      J         1     /;,:iUlM,n,     »if';.-MHII«      J<7    i'i       J/W;Mlidl'll     JV     K     <>;    »J 

Zw  j^M  ..  •: .      K'.-!/.  ji.}«    ».:..f;/jji,x  r.iß)i   V'  ^    !•*'/'''  ''>'>^''      **  K 

—  Dat  Ott^r«:;«;r  tcU  %^•n%^%%%^^t  \Hitw  V«rtfM;hi'H .  V4»ig«h4»«  ufid  Ober- 
tretiing4;n.  •;.•  'J>/«j  /«  f.or  /«  ti  V<  »vrjyf.^«  »-  ».''im  'ü*  t-vwi/^rU«/  dirr 
Tt.'fe';'»  r.<  •  ';«     tf-'i    ';•    i'f«  V/fOiu»  /    v '/V     Mü-,    l>/;X     Klhf^T  J/Vtid   «^1<;« 
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Hye-Olimek,  Dr.  Anton  Bitter  t.,  Des  (fsterreichischen  Strafgesetzts  (ttber 
Verbrechen,  Vergehen  und  Übertretungen)  allgemeiner  Teil,  umfassend 
das  Kundmachungspatent  (Art.  I— IX)  und  die  ersten  sechs  Hauptstücke  des 
ersten  Teiles  (§§.  1 — 57)  oder  die  Lehre  yon  den  Verbrechen  und  deren 
Bestrafung  überhaupt,  von  den  Erschwerungs-  und  Milderungsumständen, 
sowie  yon  deren  Anwendungen  bei  Bemessung  der  Strafe  und  von  der 
Einteüung  der  Verbrechen,   gr.  8.   1855.   (XII,  668  S.)         11  K  80  h 

Janka,  Dr.  K.,  Die  Grundlagen  der  Strafschuld.  Vortrag,  gehalten  in  der 
Plenarversammlung  der  juristischen  Gesellschaft  in  Wien  am  30.  Jänner 

1885.  gr.  8.    1886.    (59  S.)  1  K  20  h 
Jaques,  Dr.  Heinrich,  Ober  die  Aufgabe   der  Verteidigung   in  Strafsaciien. 

Ein  Vortrag,    gr.  8.    1873.    (28  8.)  1  K 

—  Die  WahlprOfung  in  den  modernen  Staaten  und  ein  Wahlprüf  angsgerichtshof 
für  Österreich.  Eine  staatsrechtliche  Abhandlung,  gr.  8.  1885.  (IV, 
120  a)  3  K 

Iheriiig,  Dr.  B.  t.,  kgl.  prenß.  Geh.  Justizrat  und  Professor  an  der 
Universität  Göttingen,  Le  combat  pour  le  droit.  Traduit  de  TAllemand 
par  Alexandre  F.  Meydieu,  Employe  de  Tötat  4  Tambassade  de  France 
k  Vienne.    gr.  8.    1875.    (XVI,  56  S.)  1  K  20  h 

—  Der  Kampf  ums  Recht.    15.  Auflage,  kl.  8.  1903.  (XIX,  98  S.)  1  K  80  h 
Ingwer,  Dr.  J.,  Die  Rechtsstreitigkelten  vor  dem  Gewerbegerichte.     1899. 

kl.  8.  (IV,  360  S.)  3  K  60  h,  in  Leinwand  gebunden  4  K  40  h 

Judikatenbuch  des  Vcrwaltungsgerichtshofes. 

(Vido  „Alter".  Jadikatonbncb.) 

Jnrasehek,  Dr.  Franz  von,  Abhandlungen  Ober  Fragen  des  Österreichischen 
Wahlrechts.  I.  Die  Ortsgemeinde  und  Ortschaft  in  der  Wählerklasse. 
8.    1895.    (46  Seiten.)  l  K  20  h 

n.  Die  österreichischen  Städte    in   der  Reichsratswahlordnung.  8. 

1896.  (68  S.)  1  K  80  h 

Kaan,  Biehard,  Erkenntnisse  und  Bescheide  betreffend  die  für  die  Unfallver- 
sicherung der  Arbeiter  errichteten  Schiedsgerichte,  gr.  8.  1895.  (1034  S.) 

8  K,  in  Leinen  gebunden  9  K  20  h 

Kaizl,  Dr.  Josef,  Finanzwissenschaft.  Aus  dem  Böhmischen  übersetzt  von 
Dr.  AI.  Körner.  I.Teü.  8.  1900.  (XVI,  213  S.)   3  K  20  h,  gebunden  4  K  40  h 

n.  Teil.   8.    1901.    (274  S.)  4  K„  gebunden  5K20h 

Kann,  Dr.  Alex,  und  Dr.  Br.  Wellek,  Anleitung  zur  Bemessung  der  Er- 
werbsteuer nach  dem  11.  HauptstUclce  des  Personalsteuergesetzes.  Mit 
12  Bemessungsbeispielen.    8.     1900.      2  K  40  h,  kartoniert  2  K  80  h 

Kann,  Dr.  JuL,  Neu-Organisation  oder  Reform  der  Advol(atur?  Vortrag, 
gr.  8.     1903.     (32  S.)  60  h 

Kaserer,  Dr.  Joseph,  Kommentar  zur  österreichischen  Konlcursordnung ,  mit 
sämtlichen  Materialien,  dem  Gesetze  vom  9.  Jänner  1869,  nebst  Motiven 
und  mit  Formularien.     8.     1869.     (VI,  348  S.)  7  K 

—  über  die  Personennamen  und  deren  Änderung  nach  Österreichischen 
Gesetzen.  Vortrag  in  der  juristischen  G^esellschaft  zu  Wien,  am 
6.  März  1878.     kl.  8.  1879.    (72  S.)  80  h 

Katechismus  der  österreichischen  Staatsverfassung.  7.  Auflage.  12.  1900. 
(VI,  133  S.)  kartoniert  1  K  50  h 

—  des  österreichischen  Eherechtes,  dann  Familien-,  Vormnndschafts-  und 
Kuratelrechtes.     12.     1884.     (VI,  101  S.)  kartoniert  1  K  20  h 

—  des  österreichischen  Erbrechtes ,  dann  Verlassenschaftsabhandiunsrsrechtes. 
kl.  8.     1884.    (XX,  158  S.  nebst  Stammtafel.)  kartoniert  1  K  50  h 

—  des  österreichischen  Sachenrechtes  (Besitz,  Eigentum,  Dienstbarkeit, 
Pfandrecht)  und  des  Grundbuchsrechtes,     kl.  8.     1885.    (XXIV,  165  S.) 

kartoniert  1  K  50  h 

—  des    österreichischen   Vertragsrechtes    und    Schadenersatzrechtes,     kl.    8. 

1886.  (XXXVIII,  330  S.)  kartoniert  1  K  80  h 

—  der  Exel(utionsnovelle     8.     1887.     (X,  35  S.)  60  h 
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Kttechismas  der  Arbeiterunfallverticherung  in  Österreich.  Von  Karl  Kögler. 
(128  S.)    8.   1889.  1  K  20  h 

—  der  Kruikenverticherung  in  Österreich.    8.  1889.    (117  S.)      1  K  20  h 
KftvtMh,  Dr.  Im  Bitter  von,  Das  Gesetz  vom  18.  Febmar  1878,  betreffend 

die  Enteignung  zum  Zwecke  der  Herstellnng  und  des  Betriebes  yon 
Bsenbahnen.    «r.  8.    1895.    (128  S.)  2  K  40  h 

Kendler,  Badolf  Ton,  k.  k.  Landesgerichtsrat,  Die  gerichtliche  Geidbuch- 
fOhrung.  gr.  8.  1900.  (IV,  101  S.)    1  K  80  b,  dauerhaft  kartoniert  2  K 

Klelmansegn^,  Erich  Graf,  Die  Bauordnungen  fUr  das  Land  Niederösterreich 
und  fOr  Wien.  Hilfsbuch  zu  deren  Handbabung  und  zur  Anwendung  der 
darauf  Bezug  habenden  Gesetze  und  Vorschriften.  4.,  ergänzte  und  ver- 
besserte Auflage.    8.    1898.  (X.  676  S.)  4  K,  gebunden  5  K 

Klein,  Dr.  Franz,  MUndiichkeitstypen.  Materialien  zur  Beurteilung  des  öster- 
reichischen Zivilprozeßordnungsentwurfes  vom  Jahre  1893.  gr.  8.  1894. 
(81  S.)  1  K  80  h 

—  Verlesungen  über  die  Praxis  des  Zivilprozesses,  gr.  8.  1899. 

ö  K  40  h,  in  eiegantem  Leinenband  gebunden  6  K  60  h 

—  Die  neueren  Entwicklungen  in  Verfassung  und  Recht  der  Aktiengesell- 
schaft,   gr.  8.    1904.    (64  S.)  1  K  20  h 

—  und  Lammasch,  Dr.  Heinrich,  Die  Verbesserung  des  Ehrenschutzes.  Be- 
richte, erstattet  der  konstituierenden  Oeneralversammlunfi:  der  Allge- 
meinen Anti-Duell-Liga  für  Österreich.  Mit  einem  Anhange:  Bericht 
über  die  konstituierende  Generalversammlung  und  Statut  für  den  Ehren- 
rat,   gr.  8.    1903.    (110  S.)  1  K  60  h 

KleinwSehter,  Dr.  jnr.   Fr.,  Soziale   Gruppe    und   Strafrecht.     Vortrag. 

gr.  8.  1900.   (47  S.)  1  K 

Kumont,   JaL,    R0misch-rechtiiche   Bilderbogen.      Obligationenrecht   der 

Institutionen.    8.    1895.    (32  S.)  1  K 

Knapp,  Radolf,  Das  Bruderladegesetz  vom  28.  Juli  1889  und  das  Huster- 

Btotnt  hierzu.    8.    1892.    (VIU,  165  S.)  2  K  40  h 

—  Gesetz  Ober  die  Errichtung  von  Genossenschaf ten  beim  Bergbaue  nebstEntwurf 
eines  Statutes  für  eine  Bergbauffenossenschaft.  gr.8.  1897.  (878.)  1  K  60  h 

Knies,  Karl,  Die  Punzierung  in  Osterreich.    Eine  geschichtliche  Studie  mit 

mehreren  Textabbildungen  und  10  Lichtdrucktafeln.  4.  1896.  4  K 
Komorzynski,  Dr.  Joh.  von.   Der  Wert  in  der  isolierten  Wirtschaft    gr.  8. 

1889.    (105  S.)  3  K 

Korbelins,  Dr.  T.,  Die  erste  Hilfe  bei  UngIDcksfftlien.   Belehrung  für  Berg- 

und  Hüttenarbeiter.    8.    1890.  kartoniert  36  h,  gebunden  44  h 

Korn,  Dr.  Victor,   Das  Propinationsrecht  in  Gailzien  und  in  der  Bul(Owina 

und  dessen  Ablösung.     1889.     (74  S.)  1  K  80  h 

Orner,    Dr.  Alois,   Staatsschuldentilgung  und  Staatsbankerott.     8.    1893. 

(104  S.)  2  K  40  h 

—  Unternehmen  und  Unternehmergewinn.    8.     1893.    (88  S.)  1  K  80  h 

—  GrundriB  der  Voiliswirtschaftslehre.  2.,  vermehrte  Auflage.  8.  1898. 
(156  S.)  2  K  40  h 

—  GrundriB  des  österr.  Staatsschuldenwesens.   8.  1899.  (152  S.)      2  K  60  h 
Korwin-DzbuAski,  Dr.  Kitter  von.  Zur  Keform  de«  MllltSrstraf-  und  ehren- 

rfttiichen  Verfahrens  in  Österreich-Ungarn,  gr.  8.  1895.  (63  S.)  1  K  60  h 
Krainz,  Dr.  Josef,  System  des  österreichischen  allgemeinen  Privatrechtes. 
Nach  dessen  Nachlaß  herausgegeben  und  redigiert  von  Prof.  Dr.  L.  Pfaff. 
Dritte  Auflage  besorgt  von  Dr.  Armin  Ehrenzweig,  Privatdozent  in 
Wien.  I.  Band :  Der  allgemeine  Teil  und  Sachenrecht,  gr.  8.  3.  Anfinge. 
1899.  (XX,  870  S.)  Tl.  Band:  Das  Obligationen-,  Familien-  und  Erbrecht, 
gr.  8.  3.  Auflage.  1900.  (VIII.  779  S.)  Beide  Bände  28  K,  gebunden  32  K 
Krall,  Dr.  Karl,  Sammlung  von  wechselrechtlichen  Entscheidungen  des  öster- 
reichischen Obersten  Gerichtshofes.  (Vom  Jahre  1867—1872.)  gr.  8.  1873. 
(192  S.)  3  K  20  h 

(Fortsetzung  der  Peitlerechen  Sammlnng.) 


luiseke  L  i.  k.  Iil-Terlap-  iii  DiiTenltlts-BiikiuuiJInf. 

Krasnjy  Dr.  A.,  Zur  Frage  des  Enteignungsrechtes  für  Wasserstraßenbanteii 
und  Flußregulieruugeo.    gr.  8.    1901.    (26  S )  80  h 

Krenn,  Dr.  Adolf,  Das  Personalefnkommensteuergesotz  yom  26.  Oktober  1896 
in  seiner  Anwendung  auf  die  Mitglieder  regulärer  geistlicher  Kommuni- 
täten.   1898.    (68  S.)  1  K  60  h 

Kaefstein,  Graf  Franz,  Eine  neue  Entwicklungsstufe  der  Volkswirtschafft 
gr.  8.    1903.    (41  S.)  1  K 

Laekner,  Dr.  M.,  Ober  die  Abfassung  von  Testamenton ,  sowie  über  das 
Erbrecht  und  die  Erbschaftsangelegenheiten.  Ein  praktischer  Leitfaden 
zur  Selbstyertretung  in  Erbflülen.  Nebst  einer  fi^emeinyorständlicben  Aus- 
einandersetzung des  gerichtlichen  Ver&hrens  bei  der  Verlassenschafts- 
Abhandlung.  4.,  gänzlich  umgearbeitete  und  mit  zahlreichen  Beispielen 
vermehrte  Auflage.    8.    1874.    (lY,  210  S.)  3  K 

Lammasch,  Dr.  H.,  Das  Recht  der  Auslieferung  wegen  politischer  Verbrechen, 
gr.  8.    1884.    (IV,  109  S.)  2  K  40  h 

—  Diebstahl  und  Beleidigung,  Rechtsyergleichende  und  kriminidpolitische 
Studie  etc.    1893.    gr.  8.    (IV,  80  S.)  1  K  20  h 

Landaner,  Dr.,  WiUther,  Das  (fsterreichischo  Aktienrecht  Systematisch  dar- 
gestellt.   8.    1900.    (IX,  166  S.)  3  K 

Landesberger.  Dr.  Jnlins,  Wfthrungssystem  und  Relation.  Beiträge  zur 
Währung8re^rm  in  Österreich-Ungarn.    8.  1891.    (191  S.)      3  E  60  h 

—  Ober  die  Goldprämlenpolltlk  der  Zettelbanken,  gr.8.  1892.  (70  S.)   1  K  80  h 
Laurln,  Dr.  Franeisens,  Introductio  In  Jus  matrimoniale  eccieslasticum.  gr.  8. 

1895.    (IV   und  144  S.)  3  K  20  h 

Leitfaden  für  Zwangsverwalter.  Herausgegeben  yom  k.  k.  Justizministerium. 

8.    1899.    (82  S.)  kartoniert  1  K  20  h 

Leitmaier,  I>t,  Vietor,  Der  serbische  Straffprozel  in  Vergleichung  mit  der 

österreichischen   Straiprozeßordnnng    und   der    Strafprozeßordnung    des 

Deutschen  Beiches.     gr.  8.     1884.    (VUI,  172  S.)  3  K 

—  Der  serbische  Zlvilprozel  nebst  Konkursordnung  und  einem  Anhange 
ttber  den  Bechtshilfeyertrag  zwischen  Österreich-Ungarn  und  dem  König- 
reiche Serbien  yom  6.  Mai  1881.    gr.  8.    1885.    (XX,  292  S.)        5  K 

Lentner,  Dr.  Ferd.,  Die  Grundlagen  des  Preistraf  rechts.  Ein  Beitrag  zur 
Reform  der  Preßgesetzgebung  in  Österreich  und  Deutschland.  (Mit 
Materialien.)    gr.  8.     1873.    (106  S.)  2  K 

—  Das  Internationale  Kolonialrecht  im  19.  Jahrhundert.  Einschließlich 
der  Kongo-  und  Earolinenakte  dargestellt,   gr.  8.    1886.    (144  S.)    3  K 

—  Das  Recht  der  Photographie  nach  dem  Gewerbe-,  Preß-  und  Nachdmcks- 
gesetze.    gr.  8.    1886.    (95  S.)  1  K  80  h 

Leonhardt,  Gustav,  Generalsekretär  der  österreichisch-ungarischen  Bank, 
Die  gesetzliche  Begründung  des  Schecksystems  in  Österreich.  Ein  ttber  Auf- 
forderung erstattetes  Gutachten,    gr.  8.     1881.    (30  S.)  1  K 

Lichtenfeä,  Dr.  Wolfgang  Freiherr  yon.  Ober  einige  Fragen  des  Binnen- 
vers icheningsrechtes  mit  besonderer  Rücksicht  auf  Österreich,  gr.  8. 
1870.    (70  S.)  1  K  20  h 

Lienbacher,  Georg,  k.  k.  Oberlandesgerichtsrat,  Das  (fsterreichischo  Polizei- 
strafrecht. 4.,  vermehrte  und  verbesserte  Auf  läge.  gr.  8.  1880.  (29ö  S.)    6  K 

—  Die  österreichische  PreBgesetzgebung.    2  Bände.    1.  Band:     Historisch- 

genetische  Erläuterungen  des   österreichischen    Preßgesetzes    und    des 
esetzes   über    das   Strafverfahren    in   Preßsachen,    sowie    der    Amt^- 
instruktion  zu  beiden  Gesetzen,    gr.  8.    1863.    (V,  262  S.)  5  K 

—  Die  dsterreichische  PreBgesetzgebung.  2.  Band:  Praktische  Erläuterungen 
des  österreichischen  Prcßgesctzea  nebst  einem  Anhange  der  ungarischen 
Preßgesetzgebung,    gr.  8.    1868.    (VIII,  286  S.)  6  K 

Lindhefm,   Alfred   von,    Das   Schiedsgericht    im    modernen   Zivilprozesse. 

3.  Auflage.     8.     1894.    (192  S.)  3  K 

Lingg,  Dr.  Emil,  Aligemeines  Wahlrecht?   Staatsrechtliche  Betrachtungen 

zur  österreichischen  Wahlreform.    8.     1895.    (35  S.)  1  K 


Iiusdhe  L  B.  L  loI-Terlap-  iib<  EfliTenitlti-BiekhaiiiliiHf. 

Linhart,  Karl^  Anleitung  zur  Vornahme  von  Skontrierungen  der  Steuerämter, 
der  Finanz-  und  gerichtlichen  Depositenkassen  in  Wien,  der  Verzehrungs- 
Steuerlinienämter,  der  Taxamtskasse  und  der  Patentamtskasse  in  Wien. 
gr.  8.    1899.    (IV,  519  S.) 

7  K  20  h,  gebunden  in  dauerhaften  Leinenband  8  E  80  h 

Lippert,  Dr.  GustaT,  Das  Aikoholmonopol.  Eine  Darstellung  und  Be- 
sprechung des  Alglayeschen  Projektes,  des  Osterreichischen  und  deutschen 
Entwurfes,  sowie  der  Schweizer  und  russischen  Gesetzgebung,  gr.  8. 
1904.    (75  S.)  1  K  80  h 

Liszt,  Dr.  Franz  Eduard  t.,  Privatdozent  an  der  Karl-Franzensuniyer- 
sität  in  Graz,  Meineid  und  falsches  Zeugnis.  Eine  strafrechtsgeschicht- 
liche  Studie.    Lex.- 8.    1876.    (X,  146  S.)  2  E 

LSffler,  Leopold  9  Instruktion  Ober  die  Zollbehandlung  von  Maschinen  und 
Apparaten.  Verordnung  der  Ministerien  der  Finanzen  und  des  Handels 
vom  21.  Mai  1887.  Z.  2447  F.  M.  (V.  BL 18  ex  1887).  8.  1899   (71 S.)  1 K 

LoTisoni,  Dr.  Hermanii,  Die  Qesandtenrechte.  8.  1887.  (VIII,  66  8.)  1 E  20  h 

Laeam,  Wilhelm  Bitter  t«,  Generalsekretär  der  österreichischen  National- 
bank, Die  dsterrelchlsche  Nationalbank  während  der  Dauer  des  dritten 
Privüegiums  1861—1875.   Mit  46  TabeUen.   4.   1876.  (Vm,  210  8.)  6  E 

Lostkandl,  Dr.  W.,  Das  ungarisch-österreichische  Staatsrecht  Zur  Lösung 
der  Yerfassungsfrage.    gr.  8.    1863.    (XVIII,  498  S.)  8  E 

Maasbarg,  M.  Friedrieh  t.,  Hofsekretär  in  der  Eabinetskanzlei  Sr. 
k.  k.  Apostolischen  Majestät  des  Eaisers  Franz  Joseph  L,  Gutachtliche 
Äulerung  des  Österreichischen  Staatsrates  über  den  von  der  Eompilations- 
kouunission  im  Entwürfe  vorgelegten  Eodex  Theresianus  civilis.  Separat- 
abdruck aus  der  Allgem.  österr.  Gerichtszeitung.  Lex.-8.  1880.  (14  S.^t  60  h 

—  Die  Galeerenstrafe  in  den  deutschen  und  böhmischen  Erbländem  öster-* 
reiche.  Beitrag  zur  Geschichte  der  heimischen  Strafrechtspflege,  gr.  8. 
1885.  (15  S.)  80  h 

—  Zur  Entstehungsgeschichte  der  Theresianischen  Halsgerichtsordnung  mit 
besonderer  Bficksicht  auf  das  im  Art.  58  derselben  behandelte  crimen 
magiae  vel  sortilegii.    Lex.-8.    (Vin,  60  S.)  IE 

—  Die  Strafe  des  Schilfziehens  In  Österreich.  (1783—1790).  gr.  8.  1890. 
(Vm,  92  S.)  2  E  40  h 

Maassen,  Dr.  Friedrieh,  ord.  Professor  der  Rechte  etc.,  Gedächtnisrede, 
gehalten  am  21.  Februar  1879  im  Festsaale  der  kaiserl.  Akademie  der 
Wissenschaften  zur  Säkularfeier  der  Geburt  Friedrich  Earl  v.  Savigny's. 
gr.  8.     1879.    (16  S.)  40  h 

Mages,  Dr.  Alois,  k.  k.  Ereisgerichtspräsident,  Die  Gesamtschuldverhält- 
nisse des  Ssterreichischen    Rechtes,    gr.  8.    1872.    (VI,  202  S.)        4  E 

—  Ober  Nachharrecht.    Studie,    gr.  8.    1871.    (66  S.)  1  E  20  h 
Mahi-Sohedl,  Dr.  von,  Sanitätsgesetze.    Gesetze  und  Verordnungen  samt 

den    einschlägigen    Staatsy ertragen    und    Erkennungen    der    obersten 
Gerichtshöfe.     1898.    (XXXII,    775  S.) 

6  E,  in  englischer  Leinwand  gebunden  7  E 

(ManzBohe  Oesetzaosgsbe  XXX.) 

Malaehowski,  Dr.  G.,  Das  Gerichtswesen  und  die  Advokatur  in  Deutschland, 
gr.  8.    1896.    (115  S.)  2  E  40  h 

Malfatti  di  Monte  Tretto,  Jos.  Bitter  Ton,  Handbuch  des  Österreichisch- 
ungarischen  Konsularwesens  mit  einer  Sammlung  yon  Normalien  und  einem 
Anhange  über  die  Stellung  der  fremden  Eonsularf unktionäre  in  Österreich- 
Ungarn.  Nach  amtUchen  Quellen.  Mit  3  Tafeln,  gr.  8.  1879.  (XVI, 
760  S.)  16  E 

—  Supplementband.    Mit  2  Tafeln,    gr.  8.    1883.  (XI,  321  S.)  7  E 
MareoTich,  Anton,  Das  Gefängniswesen  in  Österreich  unter  Berücksichtigung 

der  Gesetze,   Verordnungen  und  Vorschriften,     gr.   8.    1899.     (VII, 
109  S.)  3  E  20  h 
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Materialien  zu  den  neuen  Ssterrelchischen  ZlvilprozeSgesetzen.  IGt  voll- 
Btändigem  Begister.  Herausgegeben  Tom  k.  k.  Justizministerium. 
2  Bände.    128  Bogen.  Lex.«  Oktav. 

broschiert  16  E  40  fa,  in  2  Bänden  gebunden  17  K  80  h 

Mathias,  Dr.  AdoU;  Der  Wille  des  Gesetzes.  Vortrag,  gr.8.  1900.  (US.) 40  h 

Mayer,  Dr.  S.,  k.  k.  üniyersitätsprofessor,  Kommentar  zu  der  dsterrelchlscben 
StrafprozeBerdnung  yom  23.  Mai  1873.  Des  Handbuches  des  5ster- 
reichiächen  Straf  Prozeßrechtes.  II.  Band.  Erster  bis  dritter  Teil  voll- 
ständig.   Lex.  8.    1881—1884.    (XTV,  2070  S.)  40  K 

Mayer,  Dr.  Felix,  Mäkler  und  Agenten  nach  Österreichischem  Rechte.  (Separat- 
abdruck ans  der  Allgem.  österr.  Gerichtszeitnng.)  gr.  8.  1899.  (39  S.)  1  K 

—  Gesetzentwürfe  betreffend  den  Schutz  gegen  unUiutem  Wettbewerb  (Separat- 
abdruck aus  der  Allgem.  österr.  Gerichtszeitung).  S,   1902.   (48  S.)  1  K 

Mayr,  Dr.  Ang.,  Die  Heimatgesetznovelle  vom  6.  Dezember  1896,  B.  G.  B. 
No.  222.  Eine  systematische  Darstellung.  3.  Tausend,  gr.  12.  1901. 
(ö6  S.)  1  K 

—  Die  Wirkungen  der  Helmatgesetznoveile  vom  ö.  Dezember  1896,  B.  G.  B. 
Nr.  222.    Eine  sozialpolitische  Studie.    8.   1901.   (32  S.)  60  h 

Mayrhofer-Paee,  Handbuch  für  den  politischen  Verwaltungsdienst  in  den 
im  Beichsrate  vertretenen  Königreichen  und  Ländern,  mit  besonderer 
Berücksichtigung  der  diesen  Ländern  gemeinsamen  Gesetze  und  Verord- 
nungen. Ffüifte,  vermehrte  und  ver^serte  Auflage.  Bedigiert  und 
herausgegeben  von  Anton  Grafen  Face. 
I.  Band.  Die  Organisation  und  die  Geschäftsbehandlung,  gr.  8.  1896. 
77  Bogen.  22  K  50  h,  gebunden  25  K 

II.  Band.  Übersichth'che  Darstellung  der  Verfassungs-  und  Verwaltungs- 
gesetzkunde.  ^.8.  1896.  78  Bogen.         24  E,  gebunden  26  K  50  h 
m.  Band.    Das    Sanitätswesen.    —    Das  Polizeiwesen,    gr.  8.    1897. 
67  Bogen.  19  K  50  h,  gebunden  22  E 

IV.  Band.    Das  Kultuswesen.   —    Das  Bildungswesen.  —   Das  Sitten- 
wesen,  gr.  8.    1898.   88  Bogen.  27  K,   gebunden  29  K  50  h 
V.  Band.    Materieller  Teil.  Fortsetzung  der  Verwaltungsgesetzkunde.  — 
Das  Familien wcsen.  —  Das  Ständewesen.  —  Das  Stiftungswesen.  — 
Das  Armen-  und  Unterstützungswesen.  —  Das  Vereinswesen.  —  Die 
Arbeiterveräicherung.    —    Da«    Kommunikationswesen,   Schiffahrts- 
wesen.   —    Das  Bergwesen.    —   Das   Wasserrecht,    gr.   8.    1901. 
102  Bogen.  31  K,  gebunden  34  K 
VI.  Band.    Das   Landeskulturwesen.    —    Das   Handels-   und   Gewerbe- 
wesen,  gr.  8.    1900.   86  Bogen.            25  K  50  h,  gebunden  28  K 
VII.  Band  (Schlußband).    Das  Militärwesen.    —    Die   direkten  Steuern, 
ffr.  8.     1901.    64  Bogen.                         19  K  50  h,  gebunden  22  K 
VIII.  Band.  Index.  Redigiert  von  Dr.  Mahl-vSchedl,  Ministerialrat  im  k.  k. 
Ministerium  des  Innern,     gr.  8.     1903.     65  Bogen. 

19  K  50  h,  gebunden  22  K 

Daa  panze  Werk  kostet  in  S  Bauden  broschiert  188  K  60  h,  gebunden  209  K 
Kinzelue  Mäude  werden  nicht  abgegeben.   Gegen  bcquemo  Teilzahlungen  liefern  wir  gerne. 

Menestrina,  Dr.  Francesco,   Taccessione  neir   esecuzione.    gr.  8.    1901. 

(Sil,  241  S.)  8  K 

von  MensU  Dr.  Franz  Freiherr,    Die  Finanzen  Österreichs  von  1701  bis  1740. 

Nach  archivalißchen  Quellen  dargestellt,  gr.  8.  1890.  (XV,  775  S.)  12  K 
Meyer,  Dr.   Robert,   Das  Zeitveriiäitnis  zwischen  der  Steuer  und    dem  Ein- 

l<ominen   und  seinen  Teilen.  Ein  Beitrag  zum  österreichischen  Steuerrechte 

und  zur  Lehre  vom  Einkommen,  gr.  8.  lüOl.  (IV,  186  S.)  3  K  60  h 

MiFicka,  Dr.  Aug.,  Ist  die  militärische  Strafgerichtsbarkeit  auf  Mllitftrdellkte 

elnzuscliränken?    Eine  militärstrafprozessuale  Reformfrage,  gr.  8.    1899. 

VIII,  117  8.)  2  K  40  h 
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Mittels,  Ladw.,  EriDneTung  an  Adolf  Exser.  Mit  Porträt.  Vortra^r. 
gr.  8.    1894.    (30  S.)  1  K 

Mitterbacher,  J  alias,  k.  k.  Oberlandesgerichtsrat,  Die  Straf prozelordnung 
für  die  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  nnd  Länder  der  öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie  vom  23.  Mai  1873  und  deren  Einführungs- 
gesetz.   Mit  Kommentar,    gr.  8.    1882.    (XXIV,  786  8.) 

8  K,  in  Leinwand  gebunden  9  K  20  h 

Mittler  Jan.,  Heinrieh,  Dr.,  Illoyale  Konkurrenz  und  Markenschutz. 
Eine  Studie  aus  dem  Immaterial  guter  Bechte.    gr.  8.  (254  S.)        5  K 

■ontan-Handbuch,  Oesterreichisches,  für  das  Jahr  1900.  Herausgegeben  vom 
k.  k.  Ackerbauministerium,  gr.  8.   1900.   (IV,  360  8.)      kartoniert  8  K 

Mttek,  Dr.  Heinrieh,  Die  einstwoillgon  Verfügungen  nach  der  Österreichischen 
Exekutionsordnung  vom  27.  Mai  1896,  B.  G.  Bl.  79,  unter  besonderer  Berück- 
sichtigung des  k.  k.  Obersten  Gerichtshofes  systematisch  dargestellt  und 
mit  einem  Anhange,  enthaltend  zahlreiche  Beispiele  von  Sicherungsan- 
trägen und  Bechtsmitteln,  versehen.  2.,  vermehrte  und  ergänzte  Auf- 
lage,   gr.  8.    1901.    (IV,  78  S.)  1  K  50  h 

MttUer,  Dr.  Fllipp,  Handbuch  fDr  den  Manipulations*,  Konzepts-  und  Admini- 
strationsdienst bei  den  k.  k.  Bezirksgerichten.  2.  Auflage.  8.  1889.  (3608.) 

5  K  60  h,  gebunden  in  Leinen  6  K  80  h 

—  Das  Gesetz  vom  23.  Mal  1888 ,  betreffend  die  teilweise  Änderung  der 
§§  74  und  76  des  allgemeinen  Grundbuchsgesetzes.  kL  8.  1884.  (IV, 
52  S.)  60  h 

Nelsser,  Dr.  Karl,  Zur  Geschichte  dos  §  14  des  Qrundgosotzot  Ober  die 
Reichsvortrotung  vom  21.  Dezember  1867.  Verhandlungen  im  Beichsrat  und 
andere  Materialien,  gr.  8.   (V,  216  S.)  3  K  60  h 

Nemethy,  Dr.  Friedrieh  v.,  Die  Formolarion  des  Verfahrens  auler  Streit- 
sachen. In  praktischer  Anwendung  gezeigt  und  mit  Materialien  aus- 
gestettet.  gr.  8.    1902.   (XVI,  267  S.)       5  K  80  h,  gebunden  7  K  20  h 

Neohold,  Dr.  Eduard,  Formularienbuch  für  Grundbuchssachen.  I.  Beschlüsse, 
gr.  8.    1900.    (XX,  96  S.)  3  K,  gebunden  4  K 

^  II.  Lustra,  Bestätigungen  und  Eintragungen,  gr.  8.  1900.  (Vin,  132  S.) 

3  K  60  h,  gebunden  4  K  60  h 
Beide  Teile  in  einem  Band,  gebunden  7  K  80  h 

Neumann,  Dr.  Georg,  Das  Verfahren  nach  der  ZIvilprozelordnung  vom 
1.  August  1895  an  BechtsAÜilen  dargestellt  2.,  verbesserte  Auflage. 
10  Bogen,    gr.  8.  3  K 

—  Kommentar  zu  den  ZivilprozeBgesetzen  yom  1.  August  1895.  1.  Ein- 
führungsgesetz zur  Zivilprozeßordnung.  2.  Zivilprozeßordnung.  3.  Ein- 
führungsgesetz  zur  Jurisdiktionsnorm.  4.  Jurisdiktionsnorm.  Komplett 
in  2  Abteilungen,     gr.  8.     1898.    (XVII,  1323  S.) 

25  K,  gebunden  in  einen  Band  27  K  40  h 

—  Die  Exeicutionsordnung.  Systematisch  dargestellt.  Bcgister  von  Dr.  Franz 
Tampier.  gr.  8.   1900.  (XI,  531  S.)  9  K  80  h,  in  Leinwand  gebunden  11  K 

—  Kommentar  zur  Exekutionsordnung.  Komplett  in  ungefähr  12  Lieferungen 
zu  5  Bogen.  P^eis  jeder  Lieferung  1  K  50  h 

Xeamann-Ettenreieh,  Dr.  Robert  Ritter  v.,  Zivilrechtliche  Fragen. 
Kritische  Sammlung  des  Materiales  für  deren  Lösung,  über  Veranlassung 
des  Präsidiums  des  k.  k.  österreichischen  Oberlandesgerichtes.  1.  Heft  2  K 

Neumann-Ettenreieh,  Dr.  Robert  Bitter  t^  und  Dr.  A.  Bloch,  Beispiele 
von  Schriftsätzen  etc.  (Siehe  „Beispiele".) 

Nenrath,  Dr.  Wilhelm,  Eigentum  und  Gerechtigkeit,  gr.  8.  1884.  (31 8.)    1  K 

—  Adam  Smith  im  Lichte  heutiger  Staats-  und  Sozialauffassnng.  gr.  8. 
1884.     (48  S.)  1  K 
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Neorath,  Dr.  Wilhelm,  System    der   sezJalen    und    politiecbe«    Okeiioai«. 

Volktwirtscliafttlehre.    2.,  umgearbeitete  und  erweiterte  Auflage,    gr.  8. 

1889.    Die  Volkswirtschaftslehre.   1.  Lieferung.  80  h 

-^  Das  Recht  auf  Arbelt  und  das  Sittliche  in   der   Volkswirtschaft  gr.  8. 

1886.    (41  8.)  1  K 

—  Moral  und  Politik.    Vortrag.    8.    1891.    (25  S.)  60  h 

—  Bemente  der  Volkswirtschaftslehre.  4.  Auflage,  gr.  8.  1903.  (Vm, 
357  8.)  ö  K,  gebunden  6  K  20  h 

—  Die  wahren  Ursachen  der  Oborproduktionskrisen  sowie  der  Erwerbe- 
arbeitsiosigkeit.    1892.    8.    (37  S.)  l  E  20  h 

—  Das  Sinken  des  ZinsfuBes,  sozialökonomisch  gewürdigt.  1893.  kL  8. 
(54  S.)  60  h 

—  Fundamente  der  Volkswirtschaftslehre.  Kritik  und  Neugestaltung.  8.  1894. 
(100  8.)  1  E  44  h 

—  Die   Wirtschaftskrisen   und    das   Karteilwesen.     Nadi    dem    im  „Vereine 
'  Beisender  Kaufleute"  in  Wien  am  14.  April  1897  gehaltenen  Vortrage. 

kL  8.    1897.    (37  S.)  60  h 

—  Das  Hauptproblem  der  modernen  Volkswirtschaft  8.  1899.  (35  S.)        60  h 
NeToierel,  Anton,  Formularien  für  bezirksgerichtliche  Protokolle,  Erledi- 
gungen und  Ausfertigungen  im  Verfahren  über  Bechtsangel^nheiten 
außer  Streitsachen,    kl.  Fol.    1898.  2  E 

Normaiiensammiung  fOr  den  politischen  Verwaltungsdienst.  Mit  Benutzung 
amtlicher  Materialien  zusammengestellt.  Erster  Band.  A— G.  gr.  8. 
1901.    (IV,  1020  S.)  13  E,  gebunden  16  E  50  h 

—  Zweiter  Band.  H— S.  gr.8.  1902.  (1140  S.)  14  E,  gebunden  16  E  60  h 

—  Dritter  Band.   T— Z  und  Nachtrag,  gr.  8.   1903.  (1043  S.) 

13  E,  gebunden  15  E  50  h 

Dnsko,  Dr.  flans,  Kurze  Darstellung  des  Gesetzes  vom  25.  Oktober  1896, 

betreffend  die  direkten  Personalsteuem.    gr.8.    (112  S.)  IE  80  h 

Obentrant,  Adolph  Ritter  t.,  k.  k.  Bezirkshauptmann  in  Tetschen  a.  d.  Elbe. 

Österreichische  landwirtschaftliche  Gesetzkunde,  gr.  8.  1875.  (VUL,  321  S.) 

6  E  40  h 

—  Systematisches  Handbuch  der  Osterreichischen  SanitStsgesetze,  alle  gültigen 
Gesetze  und  Verordnungen  über  das  Sanitätswesen  enthaltend.  2.,  viel- 
fach  vermehrte  und  verbesserte  Auflage,    gr.  8.     1881.    (SIL,  616  S.) 

8  K,  gebunden  9  E  20  h 

—  Vorbereitung  zum  Amte  des  Gemeindevorstehers  in  80  Briefen.  Ein  not- 
wendiges Handbuch  für  Gemeindevorsteher,  Mitglieder  von  Gemeinde- 
vertretungen und  überhaupt  aüe  jene,  welche  mit  einem  Amte  in  der 
Gemeinde  betraut  sind.  Mit  zahlreichen  Formularien  und  einem  reich- 
haltigen Register,    gr.  8.    1875.    (VTH,  292  S.)  5  E 

Obentrants  Jugend-Bibliothek  für  Enaben  und  Mädchen  von  10 — 15  Jahren. 
60  Bändchen.  Jedes  Bändchen  80  S.  12.  Mit  je  1  Originalholx- 
schnittbild  von  V.  Eatzler.  kartoniert  ä  80  h 

Odkolek,  Dr.  August  Freiherr  von,  k.  k.  Ministerialrat,  und  Dr.  Carl  Frei- 
herr von  Lempruch,  k.  k.  Ministerialsekretär,  Die  GebUhrennovelie  vom 
18.  Juni  19ül.  Im  Auftrage  des  k.  k.  Finanzministeriums  für  den  prak- 
tischen Gebrauch  herausgegeben  und  erläutert.  1901.  gr.  8.  (15  BogeiL^ 
Dritte,  neu  bearbeitete  Auflage.  2  E  80  h,  kartoniert  3  E 

—  Ausgabe  in  italienischer  Sprache.  (IV,  161  S.)    2  E  40  h,  geb.  2  E  80  h 

österreichische  Volles-  und  Jugendschriften  zur  Hebung  der  Vaterlandsliebe 
von  Dr.  Isidor  Proschko.  8.  (150—200  S.)  Erschienen  in  24  Bänden. 
Mit  je  1  Titelbild  von  V.  Eatzler,    elegant   kartoniert  pro  Band   80  h 
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Offenhuber,  Franz,  Der  dsterreichlseh«  Grundbuchsbeamte,  seine  Arbeiten 
mit  Bttcksicht  auf  das  Landtafel-  nnd  Lehenwesen,  zugleich  Ergänzung 
zn  desselben  Verfassers  Handbuch  ttber  das  Omndbuchswesen.  2.  Auflage. 
Mit  12  Formularien  u.  2  lithograph.  Tafeln,  gr.  8.  1880.  (IV,  292  S.)  4  K 

—  Handbuch  Ober  das  Qrundbuchswesen  nach  dem  Stande  der  neuesten 
Gesetze.  Dritte,  vielfach  vermehrte  nnd  verbesserte  Auflage  mit  zahl- 
reichen Formularien  und  einem  Kataatralplan.  2.,  mit  einem  Nachtrag 
versehene  Ausgabe.  8.  1898.  (XVI,  1112  S.)  11  K  20  h,  geb.  12  E  80  h 

—  Nachtrag  zum  Handbuch  Ob.  d.  Gnindbuchsweten.  Mit  Formuhurien.  1 K  60  h 
Offermann,  Alfred,  Das  fiktive  Kapital  als  die  Ursache  niedrigen  Arbeits- 
lohnes,   gr.  8.     1896.    (280  8.)  6  K 

Ohmejer- Fellner,  Die  Osterreichische  Exekutionsordnung  in  der  Spmchpraxis. 

(Siehe  Fellner-Ohmeyer.) 
Onelnl,  von,  Das  Gesetz  betreffend  die  Krankenversicherung  der  Arbeiter. 

Erläutert.    1894,    (212  S.)  6  K 

—  Der  Versicherungsvertrag  nach  österreichischem  Rechte,  gr.  8.  1896. 
(X  und  261  S.)  6  K 

Ostersetzer,  Athred,  Wfihrungswochsel  und  Aufnahme  der  Barzahlungen. 
gr,  8.    1892.    2  Teüe  4  E  80  h 

Paehmann,  Dr.  Theod.,  Lehrbuch  des  Kirchenrochtes  mit  Berücksichtigung 
der  auf  die  kirchlichen  Verhältnisse  Bezug  nehmenden  Osterreichischen 
Gesetze  und  Verordnungen.  3.,  ganz  umgearbeitete  Auflage.  3  Bände, 
gr.  8.    1863—1866.     (Ermäßigter  Preis.)  12  K 

Pachner-Eggenstorf,  Dr.  Adolph  von,  Der  österreichische  Zivilstaats- 
dienst. Sammlung  der  auf  die  Austeilung  nnd  die  Rechtsverhältnisse  der 
Zivilstaatsbeamten  und  -Diener  Bezug  habenden  Vorschriften.  Erscheint 
in  ungefähr  24  Lieferungen  zu  3  Bogen.    Preis  pro  Lieferung        90  h 

Pauli,  L.,  Beiträge  zur  Tätigkeit  des  Gerichtskommissärs  im  streitigen  Ver- 
fahren im  Ezekutionsverfahren  und  im  außerstreitigen  Verfahren,  gr.  8. 
1896.  1  K 

PavUSek,  Dr.  Anton,  Das  Pfandbriefrecht,    gr.  8.    1895.  3  K 

—  Der  Scheck.  Eine  vergleichende  Studie  mit  besonderer  Berücksichtigung 
des  österreichischen  Entwurfes,    gr.  8.    1898.    (138  S.)  2  K  40  h 

Peltler,  Franz,  k.  k.  Landesgerichtsrat  in  Wien,  Sammlung  von  Ent« 
Scheidungen  zum  allgemeinen  österreichischen  bOrgoHlchen  Gesetzbuche  von 
1812  bis  Ende  1869.  Nach  der  Paragraphenordnnng  des  Gesetzes  zu- 
sammengestellt. 2.,  vermehrte  und  verbesserte  Auflage.  Lex.- 8.  1861, 
(XXVin,  1176  S.)  18  K 

—  Sammlung  von  wechseirachtlichen  Entscheidungen  des  teterreichischen 
Obersten  G^chtshofes.    gr.    8.    1864.    (Vm,  243  S.)  4  K 

Petschek,  Dr.  Georg,  Die  Zwangsvollstreckung  in  Forderungen  nach  Oster- 
reichischem  Rechte.  Erster  Teil.  Einleitung,  Voraussetzungen  der 
Zwangsvollstreckung,  Pfändungsverfahren,  gr.  8.  (VIII,  348  S.)  6  E  60  fa 

Peyrer,  Karl,  k.  k.  Ministerialrath,  Das  Osterreichische  Wasserrocht  Mit 
vorzüglicher  Rücksicht  auf  die  Entstehungsgeschichte  und  die  Spruch- 
und  Verwaltungspraxis  erläutert.  3.,  verm^rte  und  verbesserte  Auflage, 
gr.  8. 1898.  (XX,  876  S.)  12  K,  in  englische  Leinwand  gebunden  13  £  60  h 

—  Denkschrift,  betreffend  die  Erbfolge  in  landwirtschaftliche  GOter  und  das 
ErbgOterrecht  (Heimstättenrecht),  nebst  einem  hierauf  bezttgUchen  Ge- 
setzentwurfe,  gr.  8.  1884.   (TV,  172  S.)  3  K 

Pfaff,  Dr.  Ito,  Zur  Lehre  vom  sogenannten  in  fraudem  legis  agere.  1892. 
gr.  8.  (VI,  170  8.)  1  K  80  h 

—  Ein  Beitrag  zur  Lehre  vom  Favor  libertatis.   gr.  8.  1894.    (45  S.)   1  K 

—  Die  Kompilation  der  Digesten  Justinians.    (Siehe  Dr.  Fr.  Hofmann.) 
Pfal^   Dr.  Leopold,   ordentlicher   Professor   an  der   Rechtsakademie   in 

Hermannstadt,  Geld  als  INittei  pfandrechtiicher  SIchersteiiung,  insbesondere 
das  sogenannte  pignus  irreguläre.  Ein  Beitrag  zur  Lehre  vom  In- 
halt und  der  Ausübung  des  Pfandrechtes,  gr.  8.  1868.  (74  S.)    1  K  20  h 
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PAiff,  Dr.  Leopold,  und  Dr.  Franz  Hotaann,  Professoren  der  Rechte  an 
der  Wiener  Universität,  Kommeiitar  zum  österreichischen  allgemeinen 
bftrgerliehen  Gesetzbache. 

I.  Band.    1.  AbteUung.    gr.  8.    1877.    (XU,  240  S.)  4  K  80  h 

2.  Abteüung.    gr.  8.    1882.    (120  S.)  2  K  40  h 

n.  Band.    1.  Abteüung.    gr.  8.    1877.    (160  S.)  3  K  —  h 

2.  AbteUung.    gr.  8.    1880.    (160  S.)  3  K  —  h 

3.  Abeüung.    gr.  8.    1883.    (160  S.)  3  K  —  h 

4.  Abteilung,    gr.  8.    1886.    (160  S.)  3  K  —  h 
ö.  Abteüung.    gr.  8.    1887.    (160  S.)  3  K  —  h 

—  Exkurse  Ober  Österreichisches  bürgerliches  Recht  Beilagen  zum  Kommentar. 
I.  Band.       I.  Heft.    gr.  8.    1877.    (112  S.)  2  K 

I.  Band,  n.,  m.,  IV.  Heft.  gr.  8.  1889.  (318  S.)  5  K.  60  h 
n.  Band.  I.  Heft.  gr.  8.  1877.  (130  8.)  2K 
n.  Band.  IL  Heft.  gr.  8.  1880.  (84  S.)  2K 
n.  Band.    HI.  Heft.    gr.  8.    1884.    (104  S.)  2K 

—  Geschichte  der  Fideikommlsse.  Abdruck  aus  den  Exkursen,  gr.8.  1884.  IE 
Pfersehe,   Dr.  Emil,    Die   Berelcherungsklagen.    Privatrechtliche    Untere 

suchung.    gr.  8.    1883.    (Vni,  212  S.)  3  K 

—  Das   gewerbliche  Arbeitsverhältnis   nach   Österreichischem   Rechte,    gr.  8. 

1892.  (IV,  160  S.)  2  K 

—  österreichisches  Sachenrecht  I.  Band.  Einleitung.  —  Der  Besitz,  gr.  8. 

1893.  (XVI  und  250  S.)  4  K  80  h 
Pininski,  Dr.  Leo   Graf,   Begriff  und  Grenzen  des   Eigentumsrechts  nach 

romischem  Recht,    gr.  8.    1902.    (IV,  118  S.)  2  K  80  h 

Plenarbeschlüsse  und  Entscheidungen  des  k.  k.  Kassationshofes,  veröffent- 
licht im  Auftrage  des  k.  k.  Obersten  Gerichts-  und  Kassationshofes  von 
der  Redaktion  der  Allgemeinen  österreichischen  Gerichtszeitung. 
I.  Band.    Entscheidungen   Nr.  1   bis  100.    kl.  8.   3.  Abdruck.   1901 
(XX,  532  S.)  4  K,  in  englische  Leinwand  gebunden  ö  K 

II.  Band.    Entscheidungen  Nr.  101—200.    kl.  8.    2.  Abdruck.    1900. 
(XVII,  557  S.)  ö  E,  in  englische  Leinwand  gebunden  6  K 

III.  Band.  Entscheidungen  Nr.  201— 300.  (Mit  doppeltem,  die  erschienenen 
drei  Bände  umfassendem  Register.)   kl.  8.    1881.   (XV,  436  S.) 

4  K,  in  englische  Leinwand  gebunden  5  K 

IV.  Band.  Entscheidungen  Nr.  301—400.     2.  Abdruck.    (XX,  262  S.) 
kl.  8.    1900.  in  englische  Leinwand  gebunden  3  K  60  h 

V.  Band.  Entscheidungen  401-500.     kl.  8.     1883.    (XVI,  353  S.) 

3  K,  in  englische  Leinwand  gebunden  4  K 

VI.  Band.  Entscheidungen  501—600.2.  Abdruck.  (XVII,  213S.)  kl.8. 1900. 

2  K  20  h,  in  englische  Leinwand  gebunden  3  K  20  b 
VIL  Band.  Entscheidungen  601—750.  2.  Abdruck,  kl.8.  1901.   (XXIV, 
836  S.)  in  englische  Leinwand  gebunden  4  R  20  h 

Vra.  Band.    Entscheidungen  751— 900.  kl.8.   1887.  (XX, 444 S.) 

4  K,  in  englische  Leinwand  gebunden  5  K 

IX.  Band.    Entscheidungen  901—1050.     kl.  8.     1888.     (XXI,  462  S.) 

4  £,  in  englische  Leinwand  gebunden  5  K 

X.  Band.  Entscheidungen  1051-1200.  kl.  8.  1889.  (XXII,  522  S.) 

4  K,  in  englische  Leinwand  gebunden  5  K 

XI.  Band.     Entscheidungen  1201— 1350.  kL  8.  1890.   (XX,  548  S.) 

4  K,  in  Leinwand  gebunden  5  K 

XII.  Band.  Entscheidungen  1351— 1500.  2.  Abdruck,  kl.8.  1900.  (XXX. 
359  S.)  in  Leinwand  gebunden  4  £  40  h 

XIII.  Band.  Entscheidungen  1501— 1650.  (XIII).  2.  Abdruck,  kl.8.  1901. 
(XXU,  340  S.)  gebunden  4  K  20  h 

XrV.  Band.     Entscheidungen  1651—1800.     1896.     (XXII,  616  S.) 

5  £,  gebunden  6  K 
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PlenarbeschlQsse  und  Entscheidungen  etc. 

XV.  Band.  Entscheidungen  1801—1990.  kl.  8.   1898.  (XXVni,i776  S.) 

6  K,  gebunden  7  K 

XVI.  Band.  Entscheidungen  1991—2165.  2.  Abdruck,  kl.  8.  1901. 
(XXIV,  545  S.)  gebunden  5  K  50  h 
XVU.  Band.    Entscheidungen  2166—2268.   kl.  8.   1899.   (XVI,  275  S.) 

3  E,  gebunden  4  E 
XVIIL  Band.  Generalregister  zum  1.— 17.  Band.  kl.  8.  1899.  (IV, 
402  S.)  4  K,  gebunden  5  K 

—  Neue  Folge.  (Fortsetzung  dieser  Sammlung  siehe  „Entscheidungen  etc.**) 
Piesehner,  Dr.  t.  Eiehstett,   Das  allgemeine  bürgerliche  Gesetzbuch  fQr  das 

Volk  in  zierliche  Reime  gebracht.  Mit  einem  Vorworte  vou  Hofrat 
Professor  L.  Pfaff.    1896.    (IX,  419  8.)  kartonniert  4  K 

Pollack,  Franz,  Die  Evidenzhaltung  des  Grundbuches,  Berg-,  Eisenbahn- 
buches und  der  Landestafel  etc.    8.    1890.    (VI,  98  S.)  2  K  40  h 

Pollak,  Dr.  Rudolf,  Die  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand.  (Separat- 
abdruck auä  der  AUgem.  österr.  Gerichtszeitung.)  gr.  8.  1898.  (33  8.)  80  h 

—  Die  Zwangsverwaltung  wirtschaftlicher  Unternehmungen.  (Separatabdruck 
aus  der  JnristiFchen  Vierte^jahrsschrift)  (58  S.)  80  h 

—  Zur  Lehre  von  der  Stoffsammlung  im  Erkenntnisverfahren  des  Zivilprozesses. 
gr.  8.     1901.    (25  S.)  60  h 

—  System  des  österreichischen  ZivilprozeBrechtes  mit  Einschluß  des  Exe- 
kutionsrechtes. Erster  Teil.  gr.  8.  1903-  (XXIV,  468  S.)  8  K,  geb.  9  K  20  h 

Pollitzer,  Dr.  Franz,  Das  Osterreichische  Handelsrecht  Systematisch  dar- 
gestellt 1895.  gr.  8.  (X,  771  S.)  10  K,  gebunden  in  Leinen  11  K  20  h 

Possanner,  Br.  Benno,  Freiherr,  t..  Die  Pensionen  und  Provisionen  der 
k.  k.  österreichischen  Zivilstaatsbediensteten  und  Staatsarbeiter  sowie 
die  Versorgungsgenüsse  ihrer  Hinterbliebenen.  Nebst  den  einschlägigen 
administrativen  Vorschriften  nach  amtlichen  Quellen  zusammengestellt, 
gr.  8.    1898.    (XLIV,  966  S.)  18  K  80  h,  gebunden  21  K  20  h 

Dasselbe.    Erster  Ergänzungsband,    gr.  8.     1904.    (17  Bogen.) 

Broschiert  5  K  40  h,    in  Leinwand  gebunden  6  K  60  h,   in  Halbfranz 

gebunden  7  K  40  h 

—  Das  TabakverschleiBwesen  in  Osterreich.  Nach  amtlichen  Quellen  zu- 
sammengestellt und  herausgegeben,    gr.  8.    1901.    (VIIX,  244  S.) 

4  K  40  h,  kartoniert  4  K  80  h 
PreBgesetz,  das  neue.    Begierungsvorlage.    8.    1902.    (40  S.)  30  h 

Prettenhofer,  Dr.  Emerieh,  Welche  der  beiden  Parteien  hat  das  Gericht 
im  Falle  des  §378  Z.P.  0.  unter  Eid  zu  vernehmen?  (Separatabdmck 
aus  der  Allgem.  österr.  Gerichtszeitung.)  8.  1897.  (40  S.)  1  K  20  h 
Prueha,  P.,  k.  k.  Polizeirat,  Die  Merreichlsche  Polizeipraxis  mit  beson- 
derer Bedachtnahme  auf  jene  der  Wiener  Polizeidirektion.  Mit  einem 
Inhaltsverzeichnis  und  ausführlichem  Sachregister,  gr.  8.  1877. 
(Vm,  630  S.)    Herabgesetzter  Preis.  6  K 

Publikationen  der  Exportakademie  des  k.  k.  österreichischen  Handelsmuseums. 
Band  I  Handbuch  der  '  internationalen  Handelspolitik.  Von  Ph.  et 
J.  U.  Dr.  Joseph  Grunzel.    gr.  8.    1898.  6  £ 

—  Band  ü.  Die  Referm  des  deutschen  Handelsrechtes  und  Ihre  Bedeutung  für 
Österreich.    Von  Dr.  Ludwig  Strauss.    gr.  8.     1899  2  K  40  h 

—  Band  III...  Die  Reformen  auf  dem  Gebiete  des  kommerzielten  Unterrichts- 
wesens in  Osterreich  und  die  Lehrerbildung.  Von  Anton  Schmidt,  Vize- 
direktor des  k.k.  österreichischen  Handelsmuseams  etc.  gr.  8.  1900.  3  K 

—  Band  IV.  Das  übungs-(Muster-)Kontor  an  kaufmännischen  Lehranstalten. 
Von  Anton  Schmidt  etc.    gr.  8.    1901.  80  h 

Patz,  Karl,  System  des  ungarischen  Privatrechtes,  gr.  8.  1870.  (XVI, 
388  S.)  7  K 
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Rainetholn,  Dr.,  Das  ErbrecM  der  Pandekten^  nach  Dr.  Arndts  Lehrbach  snr 
Unterstützung  des  Gedächtnisses  in  Beüne  gebracht  und  insbesondere  als 
Repetitorinm  zum  Examen  eingerichtet,    kl  8.    1880.    (Iö9  S.) 

1  K  60  h,  kartoniert  2  K 

Randa,  Dr.  Anton,  o.  0.  Professor  der  Rechte  in  Prag,  Der  Erwari  dar 
Erbschaft  nach  österreichischem  Hechte  auf  Grundlage  des  gemeinen 
Rechtes  mit  Bertlcksichtigang  des  preußischen,  französischen,  sächsischen 
und  Zftricher  Gesetzbuches.  Ein  Beitrag  snr  Beurteilung  des  Öster- 
reichischen Entwurfes  eines  Gesetzes  ttber  den  Erbschaftwsrwerb  Tom 
Jahre  1866.    gr.  8.    1867.    (Vm,  150  8.)  3  K 

—  Ober  die  Haftung  der  Etsenbabnuntamebmuiigea  fttr  die  durch  Eisenbahn- 
unfälle herbeigeftlhrten  körperlichen  Verletzungen  oder  Tötungen  Ton 
Menschen,  nach  dem  Gesetze  vom  6.  März  1867,  No.  23  R.  G.  B.  8. 
1869.   (28  S.)  80  h 

—  Zur  Kritik  des  Gesetzentwurfes,  betreffend  die  Aufhebung  der  Wucher- 
gesetze.    gr.  8.    1868.    (28  S.)  80  h 

—  Ober  einige  zweifelhafte  Fragen  des  Genossensehaftsrechtet  vom  9.  April 
1873,  No.  70  R.  G.  B.  Nebst  einem  Anhange  tlber  die  Gebllhraifiraige. 
Revidierter  und  mit  einem  Anhange  versehener  Separatabdruck  aus  der 
Allgem.  österr.  Gerichtszeitung,    gr.  8.     1874.    (36  S.)  80  h 

—  Zur  Lehre  von  den  Zinsen  und  der  Konventionalstrale.  Mit  Rücksicht  auf 
das  österreichische  Gesetz  vom  14.  Juni  1868  rund  das  norddenteche 
Bundesgesetz  vom  14.  November  1867.    gr.  8.    (44  S.)  1  E  20  h 

Banz!,  Dr.  C«,  Das  Verfahren  vor  den  Zivilgerichten  des  tQrldschen  Reicbas. 
gr.  8.    1900.    (TV,  220  8.)  4  K 

Ranohberg,  Dr.  Helnrleh,  Steuererldining  und  Steuerauflage  auf  dem  Gebiete 
der  direl(ten  Personaisteuern  in  Österreich,   gr.  8.   1901.   (86  8.)  1  E80h 

Reinhold,  Dr.,  Der  Trödelvertrag.    8.    1884.    (32  S.)  60  h 

Reich,  Dr.  £miU  Kunst  und  Moral.  Eine  ästhetische  Untersuchung, 
gr.  8.     1901.     (IV,  248  S.)  4  K  40  h 

Reicher,  Dr.  Heinrieh,  Die  Fürsorge  för  die  verwahrloste  lugend. 
Erster  Teil.  1.  Deutsches  Reich.  Die  Zwangserziehung  im  Groß- 
herzogtum Baden,  gr.  8.  1904.  (XVI,  182  S.)  3  K 
2.  Der  Kinderschutz  in  England,     gr.  8.     (210  S.)         ^  3  K 

Reisch,  Dr.  Riehard,  Die  direl(ten  Personaisteuern  In  Österreich.  Unter 
Darstellung  ihrer  parlamentarischen  Verhandlung  und  des  Inhaltes  der 
Vollzugsvorschriften  erörtert,    gr.  8.     1898.    (IV,  195  S.)  3  K 

Reiseh«  Dr.  Riehard,  Ministerialsekretär  im  k.  k.  Finanzministerium, 
und  Dr.  Jos.  Cl.  Krelbig,  Professor  an  der  Wiener  Handelsakademie  etc., 
Bilanz  und  Steuer.  Grundriß  der  kauMännischen  Buchführung  unter 
besonderer  Würdigung  ihrer  wirtschaftlichen  und  juristischen  Bedeutung. 
Erster  Band:  Einfache  und  doppelte  Buchführung  bei  Privatunter- 
nehmungen. Lex.  8.  1899.  (VIII,  316  S.)  7  K  60  h.  gebunden  9  K 
Zweiter  Band:  Die  Buchführung  der  öffentlich  Rechnung  legenden 
Unternehmungen.  Lex.  8.  1899.  (VII,  365  S.)  9  K,  gebunden  10  K  40  h 
§V  Jeder  Band  bildet  ein  abgeschlossenes  Ganzes  und  wird  einzeln  abgegeben.  "Pf 

Reißig,  Dr.  H.,  Judikatenbuch  etc.  (vide  „Alt<*r,  Judikatenbuch"). 

Riehl,  Dr.  Anton,  Das  allgemeine  bürgerliche  Gesetzbuch,  erläutert  durch 
die  Spruchpraxis,  samt  ausführlichen  Zitaten,  einschlägigen  Gesetzes- 
stellen und  doppeltem  Register.  2.  Auflage.  4  Bände,  gr.  8.  1883.  (XVIII, 
2070  S.)  28  K,  in  Leinwand  gebunden  32  K 

—  Die  Konkursordnung,  erläutert  durch  die  Spruchpraxis,  samt  allen 
Durchführungsverordnungen  und  den  Bestimmungen  ttber  den  Genossen- 
schaftskonkurs. Mit  ausführlichem  alphabetischen  Register,  gr.  8.  1882. 
(Vin,  366  S.)  6  K,  in  Leinwand  gebunden  7  K  20  h 

—  Die  Strafprozeßordnung  und  alle  darauf  bezüglichen  Gesetze,  Ver- 
Ordnungen,  amtlichen  Formularien  etc.  gr.  8.  1884.  (Xu,  664  S.)  8K40h 
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Rietseh,  Dr.  Karl  Friedrleh,  Das  Etchatokoli  und  die  Zukunftsform  der 
Notariattakte,    gr.  8.    1899.    (66  S.)  1  K  20  h 

Blnaldlnl,  Theodor  Ritter  t«,  Die  Schadenersatzpflicht  der  Eisanbahnen 
nach  Österreichischem  Frachfa^chte.    gr.  8.    1895.    (104  S.)       1  K  80  h 

—  Kommentar  zum  Betriebsreglement  für  die  Eisenbahnen  der  im  Eeichsrate 
vertretenen  Königreiche  und  Länder.  Unter  Einbeziehung  der  erlassenen 
sechs  Nachträge.  Mit  Berttcksichtignng  des  internationalen  Überein- 
kommens ttber  den  Eisenbahnfrachtverkehr,  des  Betriehsreglements  für 
den  Verkehr  zwischen  Deutschland,  Österreich-Ungarn,  Serbien,  Bulgarien 
nnd  der  Türkei  (Orientverkehr),  der  einschlägigen  gesetzlichen  und 
tarifarischen  Bestimmungen  sowie  der  Abfertigungs-  und  Verrechnungs- 
vorschriften der  Eisenbahnverwaltungen,    gr.  8.    1903.    (XVI,  443  S.) 

12  K,  gebunden  13  K  60  h 
Rintelen,  Dr.  Anton,  JnB^  Berufungsgrund  und  Berufungsantrag  nach  dem 
neuen  Osterreichischen  ZivllprozeBrecht    gr.  8.    1901.    (VUI,  132  S.) 

2  E  80  h 

—  Exekution  auf  Sachen  in  Fremder  Gewahrsam  und  auf  Leistungsansprttche. 
gr.  8.    1903.    (86  S.)  1  K  80  h 

R811,  Dr.  Yletor,  Sammlung  von  eisenbahnrechtlichen  Entscheidungen  der 
Osterreichischen  Gerichte.    Zwei  Bände,    gr.  8.    1879^888.  20  K 

—  Österreichische  Eisenbahngesetze.  Sammlung  der  auf  das  Eisenbahn- 
wesen Bezug  habenden  G^etze,  Verordnungen  und  Judikate,  gr.  8.  1884. 

2  Bände  (X,  1676  8.)  20  E,  in  Halbfranzband  24  K 
Rosehnik,  Dr.  Badolf,  Leitfaden  des  österreichischen  Gebührenrechtes. 
2.,  verbesserte  Auflage,    gr.  8.    1904.    (Vm,  181  8.) 

3  E  60  h,  kartoniert  3  K  90  h 
Rosenthal,  Benüiard,  Zur  Bankfrage,    gr.  8.    1896.  2  K 

Buif,  Dr.  Friedrieli,  o.  0.  Professor  an  der  k.  k.  Universität  zu  Prag, 
RecbtsfSlie  ohne  Entscheidungen  ans  dem  Osterreichischen  Strafprozesse. 
Zum  akademischen  Gebrauch  gesammelt  und  herausgegeben.  8.  1876. 
(IV,  108  S.)  1  K  60  h 

—  Die  Praxis  des  Osterreichischen  Strafprozesses.  Nachträge  und  Ergän- 
zungen zu  der  Österreichischen  Strafprozeßordnung  vom  23.  Mai  1873. 
gr.  8.    1878.    (IV,  196  S.)  3  K 

— -  StrafrechtsfSlle  ohne  Entscheidungen.  Zum  akademischen  Gebrauche 
und  zur  Vorbereitung  fOr  Prüfungen  aus  dem  Strafrechte,  gr.  8.  1874. 
(IV,  116  8.)  2  K 

Salzberg,  J.  W.,  Advokatentarif  im  Grunde  der  Verordnung  des  Justiz- 
ministeriums vom  11.  Dezember  1897,  R.  G.  B.  293.  8.  2.  Ausgabe. 
1899.    (41  8.)  kartoniert  70  h 

Sammlung  strafrechtlicher  Entscheidungen  des  k.  k.  Obersten  Gerichts-  und 
Eassationshofes.     1860—1871.     Auf  Veranlassung    des  Justizministers 
Dr.  Glaser    herausgegeben  von  Dr.  L.  Adler,  Dr.  K.  EraU  und  Josef 
V.  Walther.  8.  1875.  (Vm,  1310  S.)  Billige  Ausgabe  in  6  Lieferungen 
ä  2  E,  in  3  eleganten  Leinwandbänden  16  E 

—  der  seit  dem  Regierungsantritte  Sr.  Majestät  Eaiser  Franz  Jose&  I. 
bis  zum  Schluß  des  Jahres  1855  erlassenen  und  nocb  in  Eraft  be- 
stehenden Gesetze  und  Verordnungen  im  Justizfache  für  das  Eaiser- 
tum  Österreich.  Auf  Veranlassung  des  k.  k.  Justizministeriums 
herausgegeben  von  dem  Vorstande  des  k.  k.  Redaktions -Bureaus  des 
Reichsgesetzblattes.    22  Bände.    8.    1856—1860. 

77  E  10  h,  herabgesetzter  Preis  40  E 

—  der  für  die  österreichischen  Universitäten  gültigen  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen. Herausgegeben  im  Auftrage  und  mit  Benützung  der  amt- 
lichen Quellen  des  k.  k.  Ministeriums  für  Eultus  und  Unterricht.  Re- 
digiert von  Fr.  Freih.  von  Schweickhardt.  2.,  umgearbeitete  Auflage. 
I.  Band.    gr.  8.    1885.    (X,  728  S.)  12  E 

—  IL  Band.    gr.  8.     1885.    (VÜI,  355  S.)  6  E 
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tammlMif  vtii  EnticMidBiif—  des  k.  k.  Obentea  Gerichtüiiofes  tm  dem 
IMaftaUfMtteMi.  Heransgegebeii  von  Dr.  Otto  GeflKlb«ier.  gr.  8. 
189().    (IV,  390  S.)  6  K,  in  Uinwand  gebunden  7  K  20  h 

—  der    k.   k.    Gericht»-  ond   VerwaltuDgabehftrden   in   BerjtMMneleftn 
iMKen.    Von  J,  Schardinger.   gr.  8.  1892.   (Vm.  397  S.) 

6  K,  in  Leinwand  gebunden  7  E  20  h 

Henpinellf  Pnal,  üonte.  Die  Heimatgetetznoveile  vom  5.  Dezember  1896, 
FU#B.  Nr.  222,  und  die  herrHchende  Sprachpraxis,  gr.  8.  1903.  (YI, 
24li  8.j  4  K  40  h,  kartoniert  4  K  80  h 

Behnffer,  F.  J«,  Hilfibvch  fttr  den  Fjnanzdienst  überhaupt  und  insbesondere 
zum  Dienstunterrichte  f\\r  die  k.  k.  Finanzwache. 

I.  Abteilnng.   Nach  amtlichen  Quellen  zusammengestellt  5.,  berichtigte 
Auflage.    8.    1881.    (VI,  384  8.)  kartoniert  4  K 

II.  Abteilung.   Nach  amtlichen  Quellen  zusammengestellt  4.,  berichtigte 
Auflage.    8.     1881.    (380  8.)  kartoniert  4  K 

HehMer,  Dr.  Hugo,  Die  ZivliprozeSordnuiig  und  Jurisdiktionsoomi  vom 
1.  August  1896  samt  Einführungsgesetzen  und  den  in  Geltung  ver- 
bliebenen bezüglichen  Gesetzen  und  Verordnungen.  Mit  Erläuterungen 
aus  den  Materialien  und  durch  Verweisung  auf  im  Zusammenhinge 
stehende  Bestimmungen  und  einem  ausführlichen  Register.  8;^^^tte, 
durchgesehene  und  ergänzte  Auflage.  Mit  Nachtrag.  1902.  (XXXI  S.) 
(XII,  966  8.)  6  K,  gebunden  7  K 

—  Die  Exekutionsordnung  vom  27.  Mai  1896  samt  dem  EinfÜhrungs- 
gesotze  und  de»  in  Geltung  verbliebenen  bezüglichen  Gesetzen  und 
Verordnungen.  Mit  Erläuterungen  aus  den  Materialien  etc.  8.  Dritte, 
durchgesehene  und  ergänzte  Auflage.  1900.   (XII,  803  S.) 

6  K,  gebunden  7  K 

—  Die  Qerichtiorganiiatlonsgeietze  und  die  neue  Geschäftsordnung  samt  allen 
ÜurchftlhrungHverordnungen  und  den  beztlglichen  älteren  Gesetzen  und 
Vorordnungen.  Mit  Erläuterungen  aus  den  Materialien  etc.  2.  Auflage. 
BoHrboitot  in  Gonnoinschaft  mit  Dr.  Richard  Hoedl.  gr.  8.  1901. 
(XVlll,  HÖH  S.)  6  K,  gebunden  7  K 

Hchey,  Dr.  Jok.  Freiherr  t.,   Begri£f  und  Wesen  der  INora  Creditoris  im 

^HterreichiHchon  und  im  geracinon  Recht  Eine  civilistische  Untersuchung, 
gr.  8.     1884.     (VI,  132  8.)  3  K 

—  Die  Obilgationiverhäitnisie  des  0sterreictiischen  allgemeinen  PHvatrecftts. 
1.  Hand.   1.  Heft:  Einleitung.—  Das  Darlehen,  gr.  8.  1890.   (VII,  186  8.) 

3  K 

Die  Obllgatlonsverhäitnisse  des  österreichischen  aiigemeinen  Privatrechts. 
l.  Hand.  2.  Heft:  Der  Leibvertrag.  —  Der  Verwahrungs vertrag  und 
ilici  (Jastaufnalnno.     1895.     (244  8.)  4  K 

Hchirrner,  Ludwig,  Doktor  der  Rechte  und  Philosophie,  Privatdozent  des 
rÖnuHchon  und  cKsterreichischeu  I*rivatrechts  an  der  k.  k.  Universität 
in  Wi«»n.  Der  VermXchtnisbeorlfff  nach  österreichischem  Recht,  unter  Be- 
zugnahme anf  «las  gemeine  Recht  entwickelt,  gr.  8.   1873.    (48  S.)     1  K 

—  über  die  Bezieiiungen  des  Rechts  in  der  universitas  litterarum.  gr.  8. 
188».     ^47  S.)  1  K  20  h 

HohUlcrweln,  Ignaz,  Die  österreichisch-ungarischen  Zoiigesetze.  Dargestellt 
auf  (Grundlage  der  Zoll-  und  Staatsmonopolordnung  und  der  gegen- 
wärtig in  Kraft  strhondon  Zoll-,  Manipulations-  und  Verrechnungsvor- 
sohritton.  :i..  vcrmolirto  und  verbossorto  Auflage,  gr.  8.   1900.    (912  S.) 

\2  K,  gebunden  14  K 
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Schlma,  Dr.  Carl,  Ober  die  neuesto  Entwicklung  des  Harkentchutzwesens 
In  Österreich.    8.    1893.    (83  S.)  1  K  80  h 

Schlmkowsky  9  Dr.  JoliuB,  Formularien  für  Verträge  und  für  Eingaben 
im  nicht  streitigen  Verfahren.    Lex.-8.    1902.    (XVI,  622  S.) 

9  K  60  h,  gebunden  11  K  60  h 

—  Das  allgemeine  Grundbuchsgetetz  vom  25.  Juli  1871  samt  der  Instruktion 
zum  Vollzuge  dieses  Gesetzes  nnd  den  ttbrigen  das  Grundbuch 
betreffenden  Gesetzen.  Erläutert  und  mit  Formnlarien  versehen. 
2.,  vollständig  umgearbeitete  Auflage,  besorgt  von  Dr.  Karl  Frtthwald. 
gr.  8.    1882.    (Xn,  292  S.)        4  E  80  h,  in  Leinwand  gebunden  6  K 

—  Handbuch  der  neuen  österreichischen  Notariatsordnnng,  zwei  Abteiiongen, 
mit  Formularien  versehen,    gr.  8.     1871.    (248  S.)  4  K 

Schimon,  Adalbert,  Das  österreichische  GebUhrenfiquIvalent.  gr.  8.  1900. 
(IV,  124  S.)  2  K  20  h,  kartoniert  2  K  40  h 

Sehmld,  Anton,  Die  Reformen  auf  dem  Gebiete  des  kommerziellen  Unter- 
richtswesens in  Österreich  und  die  Lehrerbildung,   gr.  8.  1900.  (174  S.)  3  K 

—  Das  Obungs-(INuster-)Kontor  an  kaufmännischen  Lehranstalten,  gr.  8. 
1901.  80  h 

(Siehe  ^PublilutioDeii  der  Exportakademie  dea  k.  k.  öeterroichisohen  Bandelsmateoms'*.) 

Sehneider,  Dr.  GuBt^  Bergbaupolitische  Fragen,  gr.8.  1895.  (95  S.)  1  K  80  h 

Schreiber,  Dr.  Karl,  Der  Arbeitsvertrag  nach  heutigem  österreichischem 
Privatrechte,    gr.  8.    1887.    (VI,  74  S.)  1  K  20  h 

Sehrott,  Dr.  Jos.,  Der  Österreichische  XrarialrechnungsprozeB.  gr.  8.  (VI, 
96  8.)    1865.  80  h 

—  Lehrbuch  der  Verrechnungswissenschaft.  5.  Auflage,  gr.  8.  (XVI, 
464  S.)     1886.  10  K 

Sehmtka  v.  Beehtenstamm,  Dr.  Emil,  Zeugnispflicht  und  Zeugniszwang 
im  österreichischen  Zivilprozesse,    gr.  8.    1879.    (Vn,  260  S.)        4  K 

—  Die  Richtigkeit  der  Forderungen  als  Voraussetzung  der  Kompensation,   gr.  8. 

1900.    (.SO  S.)  80  h 

Schneller,  Dr.  H.,  Die  Inkorporation  von  Eirchenämtem  mit  besonderer 
Berücksichtigung  von  Österreich,  gr.  8.  1900.  (X,  107  S.)        1  K  80  h 

Sehuloir,  Dr.  Theodor,  Das  neue  Osterreichische  Gesetz  Über  den  INarken- 
schutz.    gr.  8.    1890.    (43  S.)  1  K  20  h 

Schuster,  Dr.  Ferd.,  Kommentar  zum  Gesetz  über  das  Verfahren  auBer 
Streitsachen.  Allgemeine  Anordnungen.  Verlassenschaftsabhandlung.  Mit 
einem  Anhange  über  die  Nachlaßgebühren.  4.,  neu  bearbeitete  Auflage, 
gr.  8.     1894.     rXVI,  480  S.)  8  K  40  h 

Schuster  von  Bonnott,  Dr.  Maximilian,  Österreichisches  ZIvilprozeBrecht. 

Systematisch  dargestellt.    Dritte  Auflage.   8.    1897.    (XXX,  790  S.) 

8  K  80  h,  gebunden  9  K  80  h 

Schuster,  Dr.  Gustav,  Leitfaden  zur  Geschäftsbehandiung  der  Präsidialsachen 
der  Gerichte.  Nebst  einem  vollständigen  Schlagwortrejfister  für  das  Sach- 
verzeichnis zum  Präsidial  Journal.  Auf  amtliche  Veranlassung  und  nach 
den  Aufträgen  des  Oberiandesgericbtspräsidiums  Wien  bearbeitet.  1899. 
(70  S.)  1  K  40  h 


luigfk  L  L  L  lil  Teriafi  iü  [liienitlMickhuilui. 

Sehmster,  Dr.  BL,  Hefnricli  Siegel.  Eine  Gedenkrede,  gehalten  am  29.  NoTem- 
ber  1899  in  der  „Jnristischen  Gesellschaft''  sn  Wien.  gr.  8.  1899. 
(26  S.)  60  h 

Schlüter,  Dr.  Max.  nnd  Dr.  Karl  8ehreiber,  Ober  SchateMrtatz  nach 
deterreichischem  Rechte.  Separatabdrack  aus  der  yierten  Auflage  des 
Stnbenranchschen  Kommentars  zum  österreicMschen  allgemeinen  bOrger- 
liehen  Gesetzbnche.    gr.  8.     1885.    (VI,  72  S.)  1  K  80  h 

Sehiltz,  Felix,  Das  ■•istbotverteilungtverfahrM  im  öeterreichischen  Rechte 
etc.    gr.  8.    1895.    (190  S.)  3  E  60  h 


Sehwab,  Adolf,  Die  Steliung  und  der  Wirkungskreis  des  Staatsrech 
In  Österreich,    gr.  8.    1897.    (VI  und  155  S.)  2  K  40  h 

Seiiwarz,  Dr.  Karl,  Das  Ssterreichisclia  Koalcursrecht 

I.  Band.  (MaterieUee  Konkursrecht.)   gr.  8.   1894.   (295  S.)   7  K  20  h 

n.  band.    (FormeUes  Konkursrecht.)    gr.  8.   1896.   (411  S.)    9  K  60  h 

Beide  BXnde  in  einen  Band  gebunden    18  K 

-—  Examlnatorium  der  ZiviiprozeBordnimg  vom  1.  August  1895.  8.  1897. 
(IV  und  95  S.)  1  K  80  h 

Sehwarze,  Dr.  Friedr.  Oskar,  k.  sächsischer  C^eralstaatsanwalt,  Ehren- 
mitglied des  Doktorenkollegiums  an  der  Uniyersit&t  Wien  etc.  etc.,  Be- 
merkangen  zu  dem  Entwuife  des  Strafgesetzbuches  fOr  das  Kaisertum 
Österreich,    gr.  8.    1875.    (IV,  126  S.)  2  E 

Sehweinburg,  Die  Wirtscliaft  des  Vollces.  Gemeinverst&ndlich  dargestellt. 
8.   1891.   (VI,  307  S.)  5  E  60  h 

Sehwiedland,  Dr.  Eugen,  Eine  vorgesclirittene  Fabrücsgesetzgebung.  Die 
Fabriksgesetze  der  Kolonie  Neuseeland  yom  18.  Oktober  1894  and 
12.  Oktober  1896.    8.    (90  S.)  1  E  20  h 

—  Ziele  und  Wege  einer  Heimarbeitsgesetzgebung.   Zweite,  ergänzte  Auflage. 

gr.  8.     1903.    (349  S.)  6  E 

Sei  dl,  Karl,  Domkapitular,  MatrilcenffQhrung  nach  den  in  Österreich  geltenden 
Idrchiichen  und  staatlichen  Gesetzen  und  Verordnungen.  Handbuch  in 
Matriken-  und  Eheangelegenheiten.  Dritte,  vermehrte  und  verbesserte 
Auflage.    1897.    (XVII,  663  S.)  7  K,  gebunden  8  K 

Selim,  Alphonsus,  Rechtsanwalt  bei  dem  hoben  Gerichtshöfe  von  England, 
Obersicht  der  Englischen  Rechtspflege  vom  praktischen  und  kaufinänni- 
sehen  Standpunkte  aus.  Deutsche  Ausgabe,  gr.  8.  1886.  (XIV,  329  S.)  10  K 

Seltsam,  Dr.  Ferd.,  und  Edm.  Posselt,  Die  Osterreichische  Gewerbeord- 
nung. Mit  Rücksicht  auf  das  praktische  Bedürfnis  erläutert  und  mit 
Fonnularien  versehen.  2.,  ergänzte  und  verbesserte  Auflage,  gr.  8. 
1885.    (XVin,  632  S.)  6  K,  in  Leinwand  gebunden  7  K  20  h 

Seltsam,  Dr.  Ferd.,  Die  Gesetze  über  die  Kranicenversicherung.  Über- 
sichtlich und  populär  dargestellt.  1  K  20  h 

—  Rechte  und  Pflichten  der  gewerblichen  Hilfsarbeiter  (Lehrlinge, 
GcHellen  und  Fabriksarbeiter)  nach  den  Bestimmungen  der  Gewerbe- 
ordnung. In  populärer  Darstellung.  2.,  vermehrte  Auflage,  kl.  8.  1885. 
(76  S.)  60  h 

—  System  des  österreichischen  Gewerberechtes,    gr.  8.    1899.  (Vm,  138  S.) 

2  K  40  h 


laugele  k.  n.  l  HeMierlafs-  ni  DiiTenitttg-BiehkiDdluBf. 

Seltsam,  Dr.  Ferdinand,  Jallus  Stieber  und  Dr.  Wolfgangr  Ma^Jera, 
Der  Hausadministrator.  Praktischer  Batgeber  im  Baufache,  beim  An- 
und  Yerkanfe,  sowie  der  Belehnung  eines  Hauses,  im  Mietverhältnissei 
in  Haussteuerangelegenheiten,  Haus-  und  Feuerpolizei,  Wasserleitung 
und  Hausverwaltung  überhaupt  usw.  nebst  einem  eingehenden  Preis- 
tarife. Vierte,  gänzlich  umgearbeitete  Auflage,  gr.8.  1903.  (XXVn. 
422  S.)  6  K  40  h,  gebunden  6  K 

Sgalltzer,  Dr.  JoL  und  Dr.  Max  Pollak,  Gesetzentwurf  einer  ungarischen 
ZivilprozeBordnung.  Umgearbeiteter  Entwurf.  Veröffentlicht  durch  den 
kgl  ung.  Justizminister,    gr.  8.    1901.    (287  S.)  3  K 

Siebenseheln,  Dr.  Rudolf,  und  Dr.  Viktor  Liehtenstem,  Das  Straf  recht 
der  direicten  Personaisteuern.  Nach  dem  Gesetze  vom  25.  Oktober  1896, 
B.  G.  B.  No.  220,  systematisch  dargestellt.    8.     1904.    {VI,  229  S.) 

5  £,  gebunden  6  K 

Sieghart,  Dr.  Rudolf,  Die  öffentlichen  Glücksspiele,  gr.  8.  1899.  (VII, 
411  S.)  7  K  20  h 

Somarj,  Felix,  Die  Aldiengesellichaften  in  Österreich,    gr.  8.    (IV,  59  S.) 

1  K  60  h 

Sperl,  Dr.  Hans,  Die  Urteile  in  Versäumungsffiilen  nach  österreichischem 
ZivilprozeBrechte.    gr.  8.  1898.  (69  S.)  1  K  80  h 

—  Systematischer  GrundriB  der  Rechtsquelien,  Literatur  und  Praxis  des  öster- 
reichischen Zivilprozeß-  und  Exekutionsrechtes.  Zweite,  umgearbeitete 
und  ergänzte  Auflage,  gr.8.  1903.  (XII,  298  S.)  7K,  gebunden  8K20h 

Spiegel,  Dr.  Ludwig,  Die  heimatrechtliche  Ersitzung,  gr.  8.  1898.   (Vm, 
216  S.)  3  K  60  h 

Spitzer,  Dr.  AI.,  Richterliche  Stundung,  gr.  8.   1901.   (51  S.)       1  E  20  h 

Starr,  Franz,  Die  Rechtshilfe  In  Österreich  gegenüber  dem  Auslande.  Samm- 
lung und  Darstellung  aller  diesen  Gegenstand  betreffenden  Staats- 
y ertrage,  Gesetze,  Verordnungen  und  Justizministerialakte,  zugleich 
zweite  Auflage  des  1873  von  demselben  V^r£ä8ser  publizierten  Werkes 
„Nachlaßbehandlung  der  Ausländer  in  Österreich*',  gr.  8.  1878. 
(VI,  428  S.)  .  6  K 

~  Volistfindiges  Sach-  und  Nachschlageregister  zu  sämtlichen  Landee- 
gesetzblättem  der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder 
von  deren  Beginn  1849  bis  zum  Jahre  1873,  nach  Materien  chronologisch 
geordnet.    5  Bände   und  Ergänzungsband.    1873—1879.        23  K  60  h 

—  Vollstlndiges  Sach-  und  Nachschiageregister  zum  österreichischen 
Reichsgesetzblatt  von  dessen  Beginn  1849  bis  zum  Schlüsse  des  Jahres  1880, 
nach  Materien  chronologisch  geordnet,  mit  einem  10.000  Schlagworte 
umfassenden  alphabetischen  Index  über  sämtliche  Bände  des  öster- 
reichischen Reichsgesetzblattes  von  1849  bis  Ende  des  Jahres  1880. 
gr.  8.  3.,  verbesserte  und  vermehrte  Auflage.  1881.  (XII,  372  und 
222  S.)  8  K,  in  Leinwand  gebunden  9  K  20  h 

Staub,  Dr.  Hermann,  Kommentar  zum  Ailgem.  deutschen  Handeisgesetzbuch. 

Ausgabe  für  Österreich,  bearbeitet  von  Dr.  Oskar  Pisko.   I.  Band.   gr.8. 

1904.     (XII.  806  S.)    II.  Band.    ffr.  8.     1904.     (600  S.) 

B(;ide  Bände  broschiert  35  K,  gt?bundeii  in  2  lialbfranzbänden  40  K 
Stehlik,  B.  K.,  Deutsch-btfhmlscher  Sprachführer  für  die  Juridische  Praxis. 

Ein  Konversationsbuch  für  Juristen.    8.    1902.     (VIII,    352  S.)     3  K 
Stein,  Dr.  Friedrich,  über  die  bindende  Kraft  der  richterlichen  Entscheidungen 

nach  der  neuen  österroichiHclien  Zivilprozeßordnung.  8.  1897.  (28  S.)  80  h 
Stein,  Dr.  Lor.  Ritter  v.,  Lehrbuch  der  Nationalökonomie.   3.,  umgearbeitete 

Auflage,    gr.  8.     1887.    (XVI,  457  S.)  10  K 


Itiueke  L  I.  L  liMerlifi  ni  Oihenilita-Iickkiilliii. 


Steinbaeh,  Dr.  Emil,  Die  RecMskeimtniis«  des  PoMIkoms.  Em  Vortn^, 
gehalten  im  Wissenschaftlichen  Klub  zn  Wien  am  10.  Jänner  1878.  o. 

1878.  (66  S.)  80  h 

~  Über  Eigentum  an  Briefen  nach  ösierreichiscben  Rechte.  Vortraff, 
gehalten  in   der  Juristischen  Gesellschaft  am  11.  Mars  1879.    gr.  S. 

1879.  (34  8.)  80  h 

—  Die  Stellung  der  Versicherung  Im  PrivatrecMe.  Vortrag.  8.   1883.  (408.)  IK 

—  Kommentar  zu  den  Gesetzen  vom  16.  Mfirz  1884  über  die  Anfechtung  von 
Rechtshandlungen,  welche  das  Vermögen  eines  zahlungsunfähigen  Sdiuld- 
ners  betreffen  und  ttber  die  Abänderung  einiger  Bestimmungen  der 
Konkursordnung  und  des  Exekutionsverfahrens.  2.  Auflage,  gr.8.  1884. 
(180  S.)  3  K 

—  Die  Grundsätze  des  heutigen  Hechtes  ttber  den  Ersatz  von  YemidfeBS- 
schlden.    8.    1888.    (92  S.)  1  K  80  h 

—  Das  Gesetz  vom  10.  Juni  1887,  betreffend  die  Abänderung  beziehungs- 
weise Ergänzung  einiger  Bestimmungen  des  Ezekutionsyerfahrens  zur 
Hereinbringung  von  Geldforderungen.  Mit  erläuternden  Bemerkungen 
yersehen.    Dritte,  veränderte  Auflage.    8.    1888.    (VIIL  120  S.) 

1  E  20  h,  in  englische  Leinwand  gebunden  1  K  60  h 

—  Erwerb  und  Beruf.  Vortrag  in  der  Wiener  juristischen  Gesellschaft.  8. 1896. 
(65  S.)  1  K 

—  Rechtsgeschäfts  der  wirtschaftlichen  Organisation.  8. 1897.  (VI,  184  S.)  3  E 

—  Die  Moral  als  Schranks  des  Rechtssrwerbs  und  der  RechtsausObnng.  kl.  8. 
1898.    (107  S.)  2  E 

—  Zur  Friedensbewegung.    8.    1899.    (80  S.)  1  E  20  h 

—  Treu  und  Glauben  im  Verkehr.  Eine  zivilistische  Studie.  8.  1900.  (63  S.)  1 IS, 

—  Genossenschaftliche  und  herrschaftiichs  Verbands  In  dsr  Organisation  der 
Volkswirtschaft.    8.     1901.    (82  S.)  1  E  60  h 

—  Der  Staat  und  die  modernen  PHvatmonopoie.    8.    1903.    (47  S.)  1  E 
Stelnbaeh,  Dr.  Gustay,  Franz  Deik.    gr.  S.    1888.    (78  S.)       1  E  80  h 

—  Die  ungarischen  Verfassungsgesetze,  kl.  8.  1900.  3.  Auflage.  (VIII, 
131  S.)  2  E,  in  Ganzleincnband  2  E  60  h 

Stiafin»  Dr.  Sie^mund,  Die  Pfähiung.  Eine  Fona  der  Todesstrafe.  Eultur- 
und  rechtshistorische  Studie,    gr.  8.    1903.    (72  S.)  2  E 

StooO,  Earl,  Der  Geist  der  modernen  Strafgesetzgebung.  Vorlesung,  gehalten 
am  19.  Oktober  1896.    8.     1896.  60  h 

Strauß,   Dr.  Ludwig,   Die   Reform  des  deutschen  Handelsrechtes  und  Ihr» 

Bedeutung  für  Österreich,    gr.  8.     1899.     (120  S.)  2  E  40  h 

(Siehe  ,,PablikatioQen  der  Exportakademie  des  k.  k.  öaterreichischen  Handelsmnieiims''.) 

StrigU  Adolf,  Ritter  t.,  Allgemeiner  Zolltarif.  Ausgabe  1892. 

Stroß,  Dr.  Emanuel,  Das  Verfahren  vor  den  Gerichtshöfen  erster  Instanz  bis 

zum  Urteile,  mit  Ausschluß  der  Lehre  von  den  Beweismitteln.  (Elage^ 
Elagebeantwortung,  vorbereitendes  Verfahren  und  Streitverhandlung, 
samt  Formularien  von  vorbereitenden  Schriftsätssen.)  Vier  Vorträge, 
gehalten  im  Wiener  Advokatenklub.   1807.  8.  (XX,  12Ü  S.)  3  E 

—  Versäumung  und  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand.  Vortrag,    gr.  8. 

1900.   (28  S.)  60  h 


liiisebe  k.  n.  L  HolTerlais-  ni  MnnMUtVmMi 


Stubenranch,  Dr.  Mor.  t.,  Kommentar  zum  Österreichischen  allgemeinen 
bQrgerllchen  Gesetzbuche.  Herausgegeben  yon  Dr.  Max  Sehaster  t. 
Bonnott^  Hofrat,  Mitglied  der  theoretisch-juristischen  Staatsprüfung- 
Kommissionen  in  Wien,  und  Dr.  Karl  Schreiber,  Sektionsrat,  Mitgbed 
der  judiziellen  Staatsprftfungskommission  in  Wien.  Achte,  umgearbeitete 
Auflage.  I.  Band.  gr.  8.  1902.  (67  Bogen).     16  K 10  h,  gebunden  18  K  90  h 

—  n.  Band.  gr.  8.  1903.  (68  Bogen.)         15  K  90  h,  gebunden  18  K  70  h 

Snefi,  Dr.  Emil,    Die  Stellung    der   Partelen   Im   modernen  Strafprozesse. 
Eine  strafprozessuale  Abhandlung  in  rechtsyergleichender  Darstellung. 
~"^     gr.  8.    (VI,  466  S.)  7  K  20  h 


Tabelle  zur  Bemessung  von  Oebtlhren  bei  gmndbücherlichen  Eintragungen, 
Zusammengestellt  von   einem  praktischen   Juristen.    Hochlolio.    1882. 

Auf  leichtem  Karton  40  h 

Tezner,  Dr.  Friedr.,  Zur  Lehre  von  dem  freien  Ermessen  der  Verwaltungs- 
behörden als  Grund  der  Unzuständigkeit  der  Verwaltungsgerichte,  gr.  8. 
1888.    (122  S.)  2  K  40  h. 

—  Handbuch  des  österreichischen  Administratiwerfahrens.  gr.  8.  1896. 
(XVI  533  S.)  7  K  20  h,  in  Halbfranz  gebunden  9  K 

—  Politische  Bildung  und  Patriotismus,    gr.  8.    1897.    (74  S.)      1  K  20  h 

Thaa,  Dr.Gg.,  k.k.  Ministerialrat,  Das  Hausierwesen  In  Österreich.  Mit  Benutz, 
der  amtlichen  Quellen  dargestellt,  gr.  8.  1884.  (Vm,  136  a)  2  K  40  h 

Th^ry,  Edmond,  Die  internationale  Währungsicrise.  Eine  Untersuchung  ttber 
die  Wirkungen  des  Silberfalles,    gr.  8.    1895.    (179  S.)         3  K  20  h 

Tilseh,  Dr.  Emannel,  Der  EinfluB  der  ZIvilprozeBgesetze  auf  das  materielle 
Recht  und  die  in  vorwiegend  materiellrechtlichen  Gesetzen  enthaltenen 
prozessualen  Bestimmungen.  Zweite,  umgearbeitete  und  vermehrte  Auflage, 
gr.  8.    1901.    (XV,  360  S.)  7  K,  gebunden  8  K 

TOrkel,  Dr.  S.,  irrenwesen  und  Straffrechtspflege.  Ein  Vortrag,  gr.  8. 
1900.    (40  S.)  1  K 

Ulbrieh,  Dr.  Jos.,  Lehrbuch  des  Osterreichischen  Verwaitungsrechtes.  Lex.'8. 
1904.    (XVI,  584  S.)  15  K,  gebunden  17  K 

Ulimann ,  Dr.  Dominik,  o.  Professor  der  Rechte  an  der  Hochschule  zu  Prag, 
Das  Bagateiiverfahren.  Nach  dem  Gesetze  vom  27.  April  1873,  No.66  B.G.B. 
Dargestellt  mit  besonderer  Berttcksichtigung  des  Bedürfnisses  der  Praxis. 
2.,  unveränderte  Auflage,   gr.  8.   1873.   (FV,  184  S.)  3  K  20  h 

Ullmann,  Dr.  £«,  Julius  Glaser,  Gedenkrede,  gehalten  in  der  außerordent- 
liclien  Plenarversammlung  der  Wiener  Juristischen  Gesellschaft  am 
20.  März  1886.    gr.  8.    1886.    (14  S.)  40  h 

UnfaliverhQtungsvorschrifften  beim  österreichischen  Bergbau.  Herausgegeben 
vom  k.  k.  Ackerbauministerium,  gr.  8.  1900.  (IX,  442  S.,  3  litho- 
graphische Tafeln.)  5  K  20  h,  gebunden  6  K 

—  I.  Nachtrag.    8.     1901.     (IV,  219  S.)    2  K  60  h,  gebunden  3  K  40  h 

—  IL  Nachtrag.   8.    1903.    (VTII,  399  S.)    4  K  40  h,  gebunden  5  K  20  h 

Unger,  Dr.  Josef,  k.  k.  Professor,  über  die  wissenschafftiiche  Behandlung 
des  dsterreichischen  gemeinen  Privatrechtes.  Eine  Antrittsrede,  gehalten 
an  der  Prager  Hochschule  den  8.  Oktober  1854.    gr.  8.    (32  S.)    70  h 
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Ungrer,  Dr.  Josef,  k.  k.  Professor,  Dk  Eh«  in  Ihrer  weithistoriacben  Ent- 
wicklung. Ein  Beitrag  zur  Philosophie  der  Geschichte,  gr.  8.  1860. 
(VI,  168  S.)  3  K 

—  Der  Entwurf  eines  bOrgerllchen  Gesetzbuches  ffOr  das  KOnifrelch  Stchsea, 
mit  besonderer  Rttcksicht  anf  das  österreichische  allgemeine  bibrgeriiche 
Gesetzbuch   besprochen,     gr.  8.     1853.    (XIV,  288  S.)  6  K 

—  Zur  Reform  der  Wiener  Universität.  Ein  Votum,  erstattet  in  der  SiUning 
des  ünterrichtsrates  am  29.  Dezember  1866.  gr.  8.  1869.  (IV,  42  8.)  1  K 

—  Die  Veriassenschaftsabhtndiung  In  Österreich.  Ein  Votum  fOr  deren  Auf- 
hebung,   gr.  8.    1862.    (VI,  210  S.)    (Vergriffen!)  3  K 

Vargha,  Dr.  Julias,  Dozent  an  der  k.  k.  Uniyersitftt  in  Gras,  Die  Ver- 
teidigung in  Strafsachen,  historisch  und  dogmatisch  dargestellt  gr.  8. 
1879.    (XXXU,  884  S.)  12  E,  in  Leinwand  gebunden  14  K 

Verbrechen,  Die,  des  Osterr.  Strafgesetzes  in  Versen  von  J.  ü.  Dr.  M.  £• 
2.,  verbesserte  Auflage.    16.    1871.    (100  8.) 

1  K  20  h,  in  engUsche  Leinwand  gebunden  2  E 

Yesqne  Ton  PUttlingen,  Dr.  Job.  Freiherr,  Handbuch  des  in  Österreich- 
Ungarn  geltenden  internationalen  Privatrechtes  mit  besonderer  Berftcksichti- 
gung  des  Staats-  und  Völkerrechtes.  2.,  vermehrte  und  verbesserte  Auflage, 
gr.  8.    1878.    (XVI,  660  S.)  12  E 

—  Obersicht  der  Asterreichischen  Staatsverträge  seit  Maria  Theresia  bis  auf 
die  neueste  Zeit.  Kegesten  zur  diplomatischen  G^chichte  Österreichs. 
Mit  historischen  Eriäuterungen.    gr.  8.  (XVIII,  460  S.)   1869.  9  E 

Yittorelli,  Dr.  Paul  v.,  und  Dr.  A.  Bloch,  Beispiele  von  Schriftsätzen  etc. 
(Siehe  „Beispiele".) 

Yittorelli,Dr.PaiÜT.,Dr,Han8Fi8ehb5ckundDr.Jos.BerkoTit8,Zttsammen- 
Stellung  der  anweisenden  Behörden  und  auszahlenden  Kassen  im  Sinne  des 
§  295  der  Exekutionsordnung.  Bearbeitet  mit  Zustimmung  des  Präsidiums 
des  k.  k.  Obcrlandesgerichts  Wien.   Lex.-8.    1901.    (VII,  145  S.) 

kartoniert  3  E 

Vogl,  Dr.  August,  Die  gegenwärtig  am  häufigsten  vorkommenden  Ver- 
fälschungen und  Verunreinigungen  des  INehies  und  deren  Nachweisungen. 
Mit  2  Tafeln  und  11  Holzschnitten,    gr.  8.     1880.    (10  S.)   1  K  20  h 

Waeb,  Dr.  Adolf,  Die  INÜndlichlceit  im  österreichischen  Zivilprozeßgesetz- 
entwurfe.    gr.  8.     1895.     (71  S.)  1  K  80  h 

Wachtel,  Adolf,  Die  Effeldenumsatzsteuer.  In  Tabellenformat.  Oesetz 
vom  9.  März  1897.     1897.  80  h 

—  Banic-  und  Börsenverl(ehr.    gr.  8.  1899.  (381  S.) 

In  eDfrlische  Leinwand  gebunden  6  K 

Wahlberg,  Dr.  W.  E.,  k.  k.  Hofrat  und  üniversitätsprofessor,  Kritik  des 
Entwurfes  einer  StrafprozeBordnung  für  das  Deutsche  Reich.  Separatabdruck 
aus  der  Allgem.  österr.  Gerichtszeitung,  gr.  8.   1873.  (96  S.)  1  K  60  h 

Waldner,  Dr.  Victor,  Die  l(orreale  Solidarität,    gr.  8.    1885.    (VI,  187  S.) 

4  K  80  h 

Walker,  Dr.  Gustav,  Streitfragen  aus  dem  internationalen  ZivilprozeBrechte, 

unter    besonderer   Berücksichtigfuug    der  neuern  österreichischen  Zivil- 
prozeßgesetze,    gr.  8.     (223  8.)  4  K 

—  Die  reciitliciie  Stellung  ausiändisciier  jurlstisctier  Personen,  insbesondere 
ausländisctier   Aktiengeseilsciiaften.     1897.    (49  S.)  80  h 

Walter,  II.,  und  Dr.  £.  t.  Dunlkowski,    Das  Petroieumgeblet  der   gall- 

zischen  Westl(arpatiien.     Mit  2  Tafeln  und  1  geologischen  Karte,    gr.  8. 

1883.    (IV,  100  S.)  3  K 


lausebe  L  i.  L  lel'?erli(g-  ni  Diiiendttts-Baekbuilliif. 


Was  habe  Ich  zu  fatieren?  —  Was  habe  ich  zu  zahlen?  (Ein  Wegweiser 
für  die  neue  SteaerrefornL)  I.  Heft:  Allgemeine  Erwerbsteuer; 
Erwerbstener  yon  den  der  öffentlichen  Bechnungslegung  unterworfenen 
Unternehmungen.    4.  Auflage.  1  K 

—  II.  Heft:  Personaleinkommensteuer;  Besoldungssteuem  von  höheren 
Dienstbezttgen;  Rentensteuer;  Allgemeine  Bestimmungen;  Strafbestim- 
mungen  und  Finanzplan.    6.  Auflage.  1  K  44  h 

Weehsler,  B.  J^  Concurrtnct  diloyalt  und  unlauterer  Wettbewerb,  Vortrag. 
(31  S.)  60  h 

Wegzeiger,  K^Jetan,  Die  drelBIg  Jahre  der  Landwirtschaft.  8.  1894. 
(60  S.)  1  K  20  h 

Welgelsperg,  B.  t«.  Kompendium  der  auf  das  Gewerbtwesen  bezug- 
nehmenden Gesetze  y  Verordnungen  und  sonstigen  Vorschriften.  Dritte, 
erweiterte  Auflage.  Mit  9  Nachträgen,  gr.  8.  1897.  brosch.  (XI,  742, 
94,  72,  67,  105,  70,  51,  83,  116,  97  S.) 

2t  E  80  h,  gebunden  in  Leinen  23  K 

Weißkopf ,  Dr.  Emil,  Die  Erklärungspfllcht  nach  §  307  der  Exekutions- 
ordnung  (Separatabdruck  der  Allgem.  österr.  Ger.-Ztg.)    (48  8.)         1  E 

Weißler,  Adolf,  Reform  der  vorbeugenden  bOrgertichen  Rechtspflege  In  Öster- 
reich,   gr.  8.    1900.    (Vin,  166  S.)  2  K 

Wellspaeher,  Dr.  Moritz,  Verslo  In  rem.  Eine  Studie  zu  den  Problemen  der 
Bechtsent Wicklung  und  Gesetzesinterpretation  auf  Grundlage  des  öster- 
reichischen Rechtes,    gr.  8.     1900.    (XV,  177  S.)  3  E  60  h 

WeruBsky,  Dr.  Emil,  Österreichische  Reichs-  und  Rechtsgeschichte. 
Lieferung  1—4.    gr.  8.  i  (80  S.)  •  ä  1  K  60  h 

(Weitere  Lieferungen  sind  im  Erscheinen  begriffen.) 

Wilhelm,  Dr.  Julius,  Fraohtporto.  Ein  Vorschlag,  die  bei  dem  Postverkehr 
üblichen  Grundsätze  der  Gebührenbemessung  auf  alle  Transportleistungen 
auszudehnen,    gr.  8.    1900.    (XIV,  138  S.)  3  E 

Winter,  Dr.  Rudolf,  Die  gerichtliche  Exekutionsführung  zur  Herein- 
bringung von  Steuern  und  Gebühren  durch  die  k.  k.  Steuerämter..  Mit 
227  Beispielen  von  gerichtlichen  Eingaben.  Lex.-8.  1904.  (XXII,  286, 
302  S.)  8  K,  gebunden  9  K 

Wirkungen,  Die,  der  zweiten  Stadterweiterung  (Wien).  Mit  Benutzung 
amtlicher  Quellen,    gr.  8.    1898.    (43  S.)  60  h 

Wittek,  Irnm  Ton,   Nach  SUden.  Beiseerinnerungen.  8.  1899.  (63  S.)  1 E 

Wittmayer,  Dr.  Leo,  Unser  Reichsratswahlrecht  und  die  Taaffesche  Wahl- 
vorlage,   gr.  8.    1901.    (VIII,  188  S.)  2  K  80  h 

Wolski,  Dr.,  Das  Judikatenbuch  des  k.  k.  Verwaltungsgerichtshofes,  enthaltend 
sämtliche,  von  dem  genannten  Gerichtshofe  in  Verwaltungsgegenständen 
ausgesprochenen  Bechtsgrundsätze  in  ttbersichtlich-organischer  Zusammen- 
steUung.    gr.  8.    1884.    (XXU,  453  S.) 

8  K  40  h,  elegant  in  Leinen  gebunden  9  E  60  h 
(Fortsetzung  dieses  Werkes,  vide  „Alter,  Judikatenbuch".) 

Wrabetz,  Karl,  Genossenschaftliche  Grundsätze.  Systematiäche  Zusammen- 
Stellung  der  Vereinstagsbeschlüsse  des  allgemeinen  Verbandes  der  auf 
Selbsthilfe  beruhenden  deutschen  Erwerbs-  und  Wirtschal'tsgenossen- 
schaften  in  Österreich  nebst  einer  Skizze  der  Geschichte  des  Verbundes 
und  der  Vereinstage.  Zweite,  bedeutend  vermehrte  und  verbesserte 
Ausgabe,    gr.  8.     1904.    (XII,  319  S.)  8  K,  gebunden  9  K 

Wruny,  Dr.  Eugen,  Die  Rechtsfindung  nach  dem  neuen  Zivilprozesse.  8. 
1897.    (40  S.)  80  h 

Wretsohko,  Dr.  Alfred  Kitter  tod.  Das  österr.  INarschallamt  Im  Mittelalter. 
Ein  Beitrag  zur  Geschichte  der  Verwaltung  in  den  Territorien  des 
Deutschen  Reiches,    gr.  8.    (XXV  u.  263  S.)  6  K 

—  Das  Urheberrecht.  Siehe  Separatansgabe  der  Gesetze  No.  56. 


iMigete  t  L  t.  lel  Teriip^  irt  üiüTenlliteiiiHMflni. 

WroblewsU,  Dr.  St.,  Zur  Uhre  von  iw  Koilision  dar  Privatrechta.  gr.  8. 
1899.  6  K 

Zalllngrer,  Prof.  Dr.  Otto  Ton,  Wotan  und  Ursprung  das  Formalismus  Im  alt- 
dautschan  Prlvatracht    Ein  Vortrag.    1898.    (35  S.)  80  h 

Zeehner,  Friedr.,  Leitfaden  für  dan  Untarricht  Im  Ostarrelchlschan  Bargrachta. 

gt.  8.     1890.    (VI,  70  8.)  1  K  80  h 

Zaitschrift,  Numlsmatlsclia.  Bis  jetzt  erschienen  28  Jahrgänge.  1869—1899. 
Herausgegeben  von  der  Nnmismatisehen  Gesellschaft  in  Wien.  Jeder 
Jahrgang  mit  zahlreichen  Holzschnitten  und  lithographischen  TafeliL 
gr.  8.  12  K 

Zhisliman,  Dr.  Jos«,  Das  Eharacht  dar  orlontallsclian  KIrcba.  gr.  8.  (XVI, 
826  S.)  18  K 

Zisehkin,  Johann,  Leitfaden  fOr  ■Itfliadar  dar  Erwarbstanar  und  Personal* 
ainkommensteuer-Schitzungskommissionan  und  daran  Stall vartratar,  mit  einem 
Schlttssel  zur  Berechnung  der  Personaleinkommensteuer  und  der  Be- 
soldungssteuer Yon  höheren  Dienstbezttgen  nach  amtlichen  Quellen  zu- 
sammengestellt.   12.    1900.    (VI.  200  S.)  kartoniert  2  K  40  h 

Zsetaokke,  Dr.  Herrn«,   Dar  dogmatisch-atliischa   LahrgaNaH   dar   alttasta- 

mentarisclien  WalshaltsbOehar.    gr.  8.    1889.    (VUL,  231  S.)  5  K 

Zaeker,  Dr.  Alois,  Aprisa  und  loial  anquMa.  8.  1887.  (Vm,  160  S.)     4  K 

—  Ober  dia  Behandlung  dar  varbracharischan  und  arg  varwahrlostan  Jugend. 
8.     1894.    (108  S.)  1  K  20  h 

Zaeker,  Ig.,  Lose  BIMttar  Ober   die  0sterraichischa  Zoll-  und  Handelspolitik 

nebst  einem  Blicke  auf  die  inneren  Verhältnisse,  gr.  8.  1901.  (43  S.)  80  h 


Allgemeine  Österreichische  Gerichts-Zeitung. 

Verantwortl.  Redakteure: 
Dr.  Ed.  Coumont,  Dr.  C.  Schreiber,  k.  k.  Sektionsrat. 

LIV.  Jahrgang.  —  Erscheint  jeden  Samstag. 

Redaktion  und  Administration:  Manzsche  k.  u.  k.  Hof- Verlags-  und  Qniver- 
sitäts- Buchhandlung  in  Wien,  I.,  Kohlmarkt  20.  Preis:  Mit  Franko- 
/usendung  ins  Haus  oder  in  die  Provinzen  jährlich  16  K  =  16  Mark. 

Mit  einer  Beilage:    Plenarbeschlüsse    des   k.  k.    Obersten  Gerichts-   und 
Kassationshofes  20  K  =  20  Mark. 


Juristische  Vierteljahresschrift. 

Im  Auftrage  des  Deutschen  Juristenvereines  in  Prag 

herausgegeben  von 

Dr.  Dominik  Ullraann,  Dr.  Otto  Frankl,  Dr.  Augrust  Finger, 

Professoren  an  derdeatschen  Uniyersität  in  Prag. 

Preis   des   kompletten   Bandes  von   4   Hefben  5  K 


iMwie  t  ■.  l  hlTtrlip-  ui  BiiTmltte-EiefciMilut. 

Sammlung 

von 

Zivilrechtlichen  Entscheidungen 


des 


k.  k.  Obersten  Gerichtshofes. 


Beg:oimen  und  herausgegeben  von  Dr.  J.  Glaser,  J.  Unger,  J.  t.  Walther, 
fortgesetzt  von  L.  PCaff,  t.  Sehey,  Krapsky. 

-^    gr.  8«.    geh.    ►- 


I.Band. 

n.Band. 

III.  Band. 

IV.  Band. 

V.  Band. 

VI.  Band. 

VII.  Band. 

Vm.  Band. 

IX.  Band. 

X.Band. 

XI.  Band. 

XII.  Band. 

Xni.  Band. 

XIV.  Band. 

XV.  Band. 

XVI.  Band. 

XVn.  Band. 

LVJIL   Band. 

XIX.  Band. 

XX.  Band. 

.  Anfl.,  enth.  die  Entscheid. 

Nr.  1—494.    K  8.40 

Aufl.,  enth.  die  Entscheid. 

Nr.495— lOM.    K  8.40 

Anfl.,  enth.  die  Entscheid. 

Nr.  1046—1449.  K  8.40 
Anfl.,  enth.  die  Entscheid. 

Nr.  1460-9076.  K  S.M 
Anfl.y  enth.  die  Entscheid. 

Nr.  9077— 9718.  K  8.40 
Anfl.,  enth.  die  Entscheid. 

Nr.  9714— 3996.  K  8.40 
.  Aufl.,  enth.  die  Entscheid. 

Nr.  3997— 3641.  K  6.— 
Aufl.,  enth.  die  Entscheid. 

Nr.  8649— 4003.  K  8.40 
,  Aufl.,  enth.  die  Entscheid. 

Nr.  4004— 4490.  K  7.90 
.  Anfl.y  enth.  die  Entscheid. 

Nr.  4491— 4899.  K  7.90 
Aufl.,  enth.  die  Entscheid. 

Nr.  4898— 6910.  K  6.40 
Aufl.,  enth.  die  Entscheid. 

Nr.  6911-6683.  K  9.90 
Anfl.,  enth.  die  Entscheid. 

Nr.  6684— 6964.  K  8.— 
Aufl.,  enth.  die  Entscheid. 

Nr.  596.5— 6886.  K  6.— 
Anfl.,  enth.  die  Entscheid. 

Nr.  6387-6768.  K  8.40 
Aufl.,  enth.  die  Entscheid. 

Nr.  6769— 7967.  K  8.40 
Anfl.,  enth.  die  Entscheid. 

Nr.  7268— 7791.  K  8.40 
Anfl.,  enth.  die  Entscheid. 
Nr.  7799— 8280.  K  19.— 
Aufl.,  enth.  die  Entscheid. 
Nr.  8981— 8817.  K  11.60 
Aufl.,  enth.  die  Entscheid. 

Nr.  8818— 9940.     K  8.40 


XXI.  Band.   9.  Aufl.,  enth.  die  Entscheid. 

Nr.  9941— 9890.    K  19.— 

XXII.  Band.   9.  Aufl.,  enth.  die  Entscheid. 

Nr.  9891— 10868.    K  19.— 

XXm.  Band,  enthaltend  die  Entscheidung. 

Nr.  10864—10878.    K  19.— 

XXIV.  Band,  enthaltend  die  Entscheidung. 

Nr.  10879— 11887.    K  10.— 

XXV.  Band,  enthaltend  die  Entscheidung. 

Nr.  11388— 11974.    K   18.— 

XXVI  Band,  enthaltend  die  Entscheidung. 

Nr.  11976-19584.  K  19.— 

XXVII.  Band,  enthaltend  die  Entscheidung. 

Nr.  19636—13076.  K  19.— 

XXVIII.  Band,  enthaltend  die  Entscheidung. 

Nr.  I807fr-13650.    K    19.— 

XXIX.  Band,  enthaltend  die  Entscheidung. 

Nr.  18561— U068.    K   19.— 

XXX.  Band,  enthaltend  die  Entscheidung. 

Nr.  14064—14541.      K    10.40 

XXXI.  Band,  enthaltend  die  Entscheidung. 

Nr.  14649—14790.  K  10.— 

XXXII.  Band,  enthaltend  die  Entscheidung. 

Nr.  14791-15858.    K    10.— 

XXXin.  Band,  enthaltend  die  Entscheidung. 

Nr.  16854—16668.    K   9.— 

XXXIV.  Band,  enthaltend  die  Entscheidung. 

Nr.  15664—16165.    K  19.40. 

XXXV.  Band,  Neue  Folge  I.  Band,  enthal- 
tend     die      Entsoheidang. 

1898.  Nr.  1—439.    K  9.60 
XXXVI.  Band,  Neue  Fol^  II.  Band,  ent- 
haltend die  Entscheidungen 

1899.  Nr.  440—898.  K  9.60 
XXXVII.  Band ,  Nene  Folge  m.  Band,  enth. 

die  Entscheidnngen.  1900 
Nr.  894-1246.  K  10.60 
XXXVIIL  Band,  Neue  Folge  IV.  Band,  enth. 
die  Entscheidungen.  1901. 
Nr.  1247—1705.        K  11.80 


Mit  den  Verzeichnissen  der  Gesetzesstellen  und  den  systematischen 

Registern. 


Jeder  Band  Ist  einzeln  zn  diesem  Preise  zu  haben. 

Die  Bände  sind  dauerhaft  und  elegant  gebunden  stets  am  Lager. 
Preis  des  Leinenbandes  1  K  20  h,   des  Halbfiranzbandes  1  K  80  h. 


fl^*    Auf  einmal  bezogen:  Band  I— XYIII  K  100.—; 
Band  XIX— XXXI  K  100.—  ;  Band  I— XXXI  K  180,—.    -t 


Fortsetzung  unter  4er  Fre^ße. 
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Iiiueh»  L  I.  L  lilT«rlifi-  ul  6iiTenitito-li(lkuiliif. 

Gazzetta  dei  Tribunali 

Organe  di  giurispradenza  austriaca  teoriea  e  pratica. 

Editor«  •amministratora:  MANZ,  Casa  editrice  della  Corte  e  della  umversiU 

in  Vienna,  I.,  Kohlmarkt  20.  —  indirizzo  della  rodaziona:  I.,  Kohlmarkt  20. 

PATTI  D'ASSOCIAZIONE:   Abbonamento  di  un  anno  K  5.—  ;  in  caso  di 

abbonamento  cumulativo  colla  „Allg.  Oest.  Gcrichts-Zeitang"  K  3.—. 

ün  nnmero  separato  costa  soldi  25. 

II  giomala  si  pubbiica  una  voita  al  masa.  —  Manoscritti  non  sl  restitulscono. 


Erwdiebt  am  1.  n.  16.  Österrelchtsches  *""'**'•  ö*»"fl*"  ^***''  • 

Jeden  Monates.  ^^^   *    *j/-**o^**^o  üan^lhrig    .  S«  Free. 

5K:"TfPAfiIftfel{lM  "-"l-"- 

'        _  . .  „        ^    L  Redaktion  im 

Fflr  das  Deutsche  Reich:  .^    . J*"l?f S™«  * ««  ^'^'  Patentante  (Wien , 

Oansjährig    .    17  Mk.  YOm  K.  K.  PATENTAMT.  ViI.,Siebenaterng.l4). 


Osterreich.  Zeitschrift  für  Berg-  uod  Hfittenwesen. 

unter  Mitwirkung  hervorragender  Fachmänner  herausgegeben  yon 

Gustav  Kroupa    und   C.  von  Ernst 

k.  k.  Borgrat  in  Brixlegg.  k.  k.  Hofrat  etc. 

Erscheint  jeden  Samstag. 

Preis:  Mit  Franko -Zusendung  ins  Haua  oder  in  die  Provinzen  jährlich 
24  K  —  fUr  daa  Ausland  21  Mark. 

Berg-  und  Hüttenmännisches  Jahrbnch 

der  k.  l  Bergakafleiiiien  zn  Leolien  iL  Pflliraiii  i  der  t  MEar.Bergaiademie  ziSclemiiitz. 

Redaktion 
UnHtav  Kronpa  C.  v.  Ernst 

k.  k.  Bt'rj;rat  in  Brixictrj?.  k.  k.  Hufrat  etc. 

Erscheint  iu  4  Heften  unter  Beigabc  v.  lithogr.  Tafeln. 
Abonnement  pro  Quartal  3  K,  pro  Semester  6  K,  ganzjährig  12  K. 

Österreichisch.  Wirtschaftspolitisches  Archiv 

(vormals  „AISTRIA"). 

Kedigiert  und  herausji^cjjfebcn      AfAtA        ^^^  Preis  des  Jahrganges 

vom  ^^BjSP    beträft  im  Abonnement  20  K, 

•   k.  k.  Handelsministepium.      ^If^        mit  Postversendung  21  K. 

Mit  :{  Beilagen:    L  „Statibtisübr  Ü  )' isi-.'h^  n,  betreffend  den  auswärtigen  Handel 

dea    ''• -     "  "-  ^     '   —    —•■"•-      ' •'  ■"    --  " '---  -  ^- 
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